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Ein Bild der Zeit. 
Berlin, 29. März 1905. 


Nicht weniger als vier Parlamente tagen augenblicklich in der deutſchen 
Reichshauptſtadt. In dem ehrwürdigſten von ihnen, wo die Creme der herr: 
ſchenden Klaſſen ganz unter ſich iſt, eine holde Dreieinigkeit von erbgeſeſſenem 
Großgrundbeſitz, kapitaliſtiſchem Stadtklüngel und patentierter Gelehrſamkeit, 
werden begreiflicherweiſe auch die ehrwürdigſten Probleme erörtert. Man 
erwog heute in den prunkenden Hallen des preußiſchen Herrenhauſes, ob es 
ſich nicht empfehle, den Patriotismus durch üppigere Verteilung von Ordens— 
dekorationen an kleine Leute zu ſtärken, und ob es kein Mittel dagegen gebe, 
daß bei Überfüllung der Eiſenbahnzüge in den Abteilen erſter Klaſſe Reiſende 
untergebracht würden, die zur misera contribuens plebs gehören, zu dem 
elenden Pöbel, der Steuern zu zahlen, Soldat zu werden und den Mund zu 
halten hat. 

Nach dem preußiſchen Herrenhaus das preußiſche Abgeordnetenhaus! Es 
iſt lange nicht ſo ariſtokratiſch und lange nicht ſo vornehm, aber auf der Höhe 
eines rieſigen Geldſacks thront es noch immer hoch über dem gemeinen Pack 
der Sterblichen. Und fo ergeht es ſich mit ſpitzen Stachelreden gegen die Re— 
gierung, die ihm einige Schaumklöße auf den Tiſch geſetzt hat, zum Preiſe und 
Ruhme des „Sozialen Königtums“, das nach bekannter Melodie in der 
Hohenzollerndynaſtie verwirklicht ſein ſoll. Das hohe Haus liebt dieſe Melodie 
nicht, mit der es nun manches Jahrzehnt ſchon angeödet worden iſt. Im 
vorigen Monat waren es gerade vierzig Jahre, als ſie innerhalb ſeiner vier 
Wände zum erſtenmal von Bismarck angeſtimmt wurde und Schulze⸗Delitzſch 
ihm unter toſendem Beifall der Mehrheit zurief: Entfeſſeln Sie die Beſtie 
nicht! Seit vierzig Jahren haben ſie nichts gelernt und nichts vergeſſen, weder 
die einen noch die anderen. Die preußiſchen Miniſter preiſen die rois des 
gueux, die Könige der Armen, und das preußiſche Geldſackparlament zwickt 
ſie derbe, weil ſie dadurch angeblich der ſozialdemokratiſchen W den Weg 
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bereiten wollen. Daß die „Entfeſſelung der Beſtie“ vor vierzig Jahren von 
einer liberalen Mehrheit abgelehnt wurde und heute von einer konſervativen 
Mehrheit abgelehnt wird, iſt unter den Brüdern vom heiligen Geldſack ganz egal, 

Folgt der deutſche Reichstag, der nun ſchon viel plebejiſcher iſt als die 
beiden Häuſer des preußiſchen Landtags, aber doch noch eine offizielle Körper⸗ 
ſchaft darſtellt. In ihm kann die Stimme der Nation laut werden, aber ſie 
wird wieder und wieder erſtickt durch den ſatten Hohn der Satten, die die 
hungernden Maſſen immer noch zu ihren Vertretern wählen, uneingedenk des 
warnenden Wortes: Nur die allergrößten Kälber wählen ihren Metzger ſelber. 
Nichts iſt leichter, als ſatte Bäu e zu ſelbſtzufriedener eiterkeit u kitzeln, und 


| ‚gemeinen idelitas zu geben. In dieſem Punkte iſt Graf Bülow zweffclos 
"ein bahnbrechender Politiker, 10 es beſteht einiger Grund zu der Vermutung, 
daß ſein mit einem gewiſſen Raffinement ausgebildeter und heute wieder aus⸗ 
geübter Spezialſport, über die wuchtigſten Ausführungen Bebels mit der Be⸗ 
weglichkeit einer ſchillernden Seifenblaſe hinwegzugaukeln, ihn in den Tagen des 
Zickzackkurſes zu einer Art ruhenden Poles in der Erſcheinungen Flucht macht. 

Endlich das vierte Parlament, das gegenwärtig in Berlin tagt, iſt ganz 
illegitimen Urſprungs, und jede offizielle Perſönlichkeit flieht ängſtlich ſeine 
Schwelle. Aber hier, auf dem Bergarbeitertag, iſt Feuer und Kraft und Leben, 
hier iſt eine große Zukunft. Mitten in das moderne Leben, mitten in das 
Spiel der großen Produktivkräfte, die mit Rieſenhebeln eine neue Welt ſchaffen, 
führen ſeine Verhandlungen; ſie reißen den Schleier von allem Lug und Trug, 
womit der Eigennutz der herrſchenden Klaſſen den geſchichtlichen Fortſchritt ab⸗ 
ſperren oder doch verzögern will; ſie ſtellen klar und ſcharf die Aufgaben, die 
vom „Sozialen Königtum“ gelöſt werden müßten, wenn es etwas anderes wäre 
oder ſein könnte als eine oratoriſche Schaumſchlägerei. Der Bergarbeitertag 
it ein echtes Parlament von Proletariern, die das, was ſie ſonſt trennen mag 
in ihren politiſchen oder religiöſen Anſchauungen, bereitwillig hintanſetzen, um 
die Intereſſen der Arbeit gegen die Übergriffe des Kapitals zu verteidigen. 
Er iſt kein revolutionärer Konvent und will auch gar keiner ſein; er diskutiert 
und beſchließt nur, was ſich ausführen ließe, auch ohne daß die Grundlagen 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft erſchüttert würden, aber was ſich doch nicht 
ausführen läßt, weil die kapitaliſtiſche Geſellſchaft nun einmal die kapitaliſtiſche 
Geſellſchaft iſt. Das verrät ſich in der bangen Scheu, womit die Vertreter des 
„Sozialen Königtums“ an dem Bergarbeitertag vorbeiſchleichen; das verrät ſich 
noch mehr in dem glorreichen Scherze des Reichskanzlers, ein langes und 
breites über die Unmöglichkeit des ſogenannten „Zukunftsſtaats“ zu deklamieren, 
zur ſelben Zeit, wo die Bergarbeiter gründlich, klar und unwiderleglich nach⸗ 
weiſen, daß ſie vom „Sozialen Königtum“ mit Schaumklößen abgeſpeiſt werden 
ſollen. 
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Man muß auch gegen ſeine Gegner gerecht fein, und ſo glauben wir nicht, 
daß der Reichskanzler mit dem Geträtſche über die Utopie des ſozialdemo— 
kratiſchen Zukunftsſtaats, das er — wenn er es ernſthaft gemeint hätte, wie 
er es gewiß nicht gemeint hat — doch nur ſeinem intimen Seelenfreunde Eugen 
Richter abgemauſt haben würde, wirklich den Reichstag hat erleuchten wollen. 
Dieſem geiſtreichen Kopfe iſt nicht zuzutrauen, daß er der Volksvertretung 
„einen beſchnuffelten und beleckten Brei, der längſt der Katze vorgeſetzt iſt, in 
den Mund ſchmieren“ wolle — als zitatenfroher Mann wird es uns der Reichs⸗ 
kanzler nicht verübeln, wenn wir trotz des „ſchlechten Tones“ einmal Leſſing 
zitieren. Er hat mit ſeinem Plagiat an Eugen Richter nur dem Bergarbeiter⸗ 
tage eine verſteckte, aber doch deutliche Antwort geben wollen; er hat ihm 
ſagen wollen: Begnügt euch mit dem, was euch das „Soziale Königtum“ bietet, 
und fordert nicht Dinge, die es euch nicht geben kann. Darauf könnte nun 
allerdings der Bergarbeitertag ein Plagiat an Fichte begehen, dem Lieblings— 
denker des Reichskanzlers, dem er ſogar ein Denkmal in Berlin errichten will, 
was er unſeres Wiſſens nicht einmal für ſeinen intimen Seelenfreund Eugen 
Richter plant; der Bergarbeitertag alſo könnte mit Fichte zum Grafen Bülow 
ſprechen: „Wo der eigentliche Streitpunkt zwiſchen uns liegt, das kann ich euch 
wohl mitteilen. Ihr wollt es freilich nicht ganz mit der Vernunft, aber auch 
nicht ganz mit eurem wohlgefälligen Freunde, dem Schlendrian, verderben. 
Ihr möchtet wohl gern ein wenig vernünftig handeln, aber ums Himmels 
willen nicht ganz. Ihr bleibt dabei, unſere Forderungen ließen ſich einmal 
nicht ins Leben einführen. Das meint ihr denn wohl nur unter der Be— 
dingung, wenn alles ſo bleiben ſoll, wie es jetzt iſt. Aber wer ſagt denn, daß 
es ſo bleiben ſolle? Wer hat euch denn zu eurem Ausbeſſern und Stümpern, 
zu eurem Aufflicken neuer Stücke auf den alten zerlumpten Mantel, zu eurem 
Waſchen, ohne einem die Haut naß machen zu wollen, gedungen? Wer hat 
denn geleugnet, daß die Maſchine dadurch völlig ins Stocken gerate, daß die 
Riſſe ſich vergrößern, daß der Mohr wohl ein Mohr bleiben werde? Sollen 
wir den Eſel tragen, weil ihr Schnitzer gemacht habt. Aber ihr wollt, daß 
alles hübſch bei dem alten bleibe; daher euer Widerſtreben, daher euer Geſchrei 
über die Unausführbarkeit unſerer Forderungen. Nun, ſo ſeid wenigſtens 
ehrlich und ſagt nicht weiter: wir können eure Forderungen nicht ausführen, 
ſondern ſagt gerade wie ihr's meint: wir wollen ſie nicht ausführen.“ Und 
wenn der Bergarbeitertag dem Reichskanzler ſo antworten würde, ſo würde er 
das „Soziale Königtum“ und deſſen neueſte Gabe, die Novelle zum Berggeſetz, 
erſchöpfend gekennzeichnet haben. 

Es iſt merkwürdig, wie tief der Aberglaube an die Allmacht und die All- 
weisheit der Regierung noch immer in den Maſſen wurzelt. Nachdem der 
Streik im Ruhrrevier mit der ganzen Kraft einer elementaren Naturgewalt 
losgebrochen war und ſich an dem ſo böswilligen wie hartnäckigen Widerſtand 
der Grubenlords zur Siedehitze geſteigert hatte, genügt gleichwohl die Ver⸗ 
ſicherung der Regierung, daß ſie der Beſchwerde der Bergarbeiter abhelfen 
werde, um Ol auf die erregten Wogen zu gießen. Gewiß nicht alle ſtreikenden 
Bergarbeiter wurden dadurch irregeführt, aber doch ein mehr oder minder 
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großer Teil von ihnen, und namentlich die öffentliche Meinung, ſoweit fie von 
der bürgerlichen Preſſe fabriziert wird. Es wurde geradezu zu einer Art Hoch⸗ 
verrat und Majeſtätsverbrechen geſtempelt, daran zu zweifeln, daß nunmehr 
die Karre im richtigen Geleiſe ſei, und den ſozialdemokratiſchen Blättern wird 
es ja jetzt noch zum Vorwurf gemacht, daß ſie den Kopf oben behielten. Und 
doch mußte die einfachſte Überlegung, mußte die flüchtigſte Erinnerung an eine 
vierzigjährige Geſchichte und ſpeziell noch an den Bergarbeiterſtreik im Jahre 1889 
ausreichen, um erkennen zu laſſen, daß die Regierung gar nichts anderes tun 
werde, als was Fichte „ein Ausbeſſern und Stümpern“, „ein Aufflicken neuer 
Stücke auf den alten zerlumpten Mantel“ nennt. 

Die Frage iſt auch keineswegs damit erledigt, daß zur Entſchuldigung der 
Regierung eingewandt wird, ſie könne als Exekutivkomitee der herrſchenden 
Klaſſen doch nicht über ihren Schatten ſpringen. Gewiß kann ſie das nicht, 
allein ſolche halsbrecheriſche Sachen mutet ihr auch niemand zu. Aber inner⸗ 
halb ihrer hiſtoriſchen Schranken vermag ſie allerdings viel mehr durchzuſetzen, 
als ſie in der Novelle zum Berggeſetz geleiſtet hat, und das „Soziale König⸗ 
tum“, ſoweit es überhaupt denkbar und möglich iſt, braucht an ſich noch keines⸗ 
wegs ſolch geflicktes und geſtümpertes Königtum zu ſein, wie es ſich in dieſer 
Novelle darſtellt. Dies aufgedeckt und bis ins einzelnſte hin nachgewieſen zu 
haben, iſt das große Verdienſt des Bergarbeitertages, und man mag wohl 
verſtehen, daß der Reichskanzler darüber etwas unwirſch geworden iſt und 
ſich nicht anders zu helfen gewußt hat, als über den ſozialdemokratiſchen „Zu⸗ 
kunftsſtaat“ ins Blaue hinein zu räſonieren. | 

Die einzige Entſchuldigung, die man zu ſeinen Gunſten anführen kann, 
mag die Tatſache ſein, daß es ihm an der nötigen Energie und Einſicht fehlt. 
Aber in der Politik iſt Unfähigkeit kein mildernder, ſondern ein erſchwerender 
Umſtand, und das „Soziale Königtum“, das durch einen ſo unzureichenden 
Anwalt vertreten wird, täte wohl daran, lieber heute als morgen abzudanken. 
Es lockt doch keinen Hund mehr hinter dem Ofen hervor, geſchweige denn, 
daß die Arbeiter ſich durch das abgehauſte Schlagwort über ihre wahren 
Intereſſen blenden laſſen. 

Das hat der Bergarbeitertag von neuem gezeigt, und es iſt ein Bild der 
Zeit, wie dies proletariſch-illegitime Parlament neben den offiziellen Körper⸗ 
ſchaften der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft tagt, um ſie alle intellektuell wie 
moraliſch zu überflügeln. 


Die Belgier und der Kongoftaat. 


\ Von Emil Vandervelde. 


Man ſpricht fortwährend vom belgiſchen Kongoland. Man macht die 
Belgier verantwortlich für die Politik ihres Königs in Mittelafrika. Man 
wirft ihnen vor, ſie täten nichts, um den Ausſchreitungen des „Rubber⸗ 
Syſtems“ (Räuberſyſtems) ein Ende zu machen. Und doch beſtehen zwiſchen 
Belgien und dem Kongoſtaat nicht mehr amtliche Beziehungen, als einſt zwiſchen 
Holland und England vor Ausbruch der Revolution von 1688. 
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Allerdings ſind die belgiſchen Kapitaliſten an den Unternehmungen im 
Kongogebiet ſtark beteiligt. Der belgiſche Staat hat dem Kongoſtaat viele 
Millionen geliehen. Das Kriegsminiſterium gibt ſeinen Offizieren den Abſchied, 
um ihnen dafür zu geſtatten, in der Schutztruppe des Kongoſtaats Dienſte zu 
nehmen. Mehr als tauſend ſind dorthin gegangen. Hundertundfünfzig ſind den 
Strapazen erlegen. Hundert andere befinden ſich noch dort. Zahlreiche Ab— 
geordnete und Senatsmitglieder, katholiſche wie liberale, find Geſchäftsteilhaber 
Sr. Majeſtät. Aber jo oft ſich im belgiſchen Parlament Radikale oder Sozia— 
liſten erheben, um wegen der Maßregeln, deren Opfer die Schwarzen ſind, 
Erklärungen zu verlangen oder Proteſt einzulegen, ſo gibt man ihnen — und 
zwar vom juriſtiſchen Standpunkt mit vollem Rechte — zur Antwort, der 
Kongoſtaat ſei, unter der Regierungsform der Perſonalunion, Belgien gegen— 
über ein fremder Staat. | 

Wir Belgier befinden uns mithin in der ſeltſamen Lage, die moraliſche Ver— 
antwortung für eine Angelegenheit tragen zu müſſen, von der wir keinerlei 
Vorteile haben, und tief in die Wechſelfälle einer Kolonialpolitik verſtrickt zu 
ſein, über die uns keine Kontrolle zuſteht. Denn wie die Dinge gegenwärtig 
ſtehen, iſt der Souverän des Kongoſtaats der abſoluteſte aller Selbſtherrſcher. 
Er verwaltet ſeinen Kolonialbeſitz, ohne daß ihm Belgien irgendetwas drein— 
zureden hätte. Seit 1901 haben die belgiſchen Kammern ſogar nicht einmal 
das Recht mehr, von ihm Auskunft über die finanzielle, kommerzielle und wirt— 
ſchaftliche Lage des Kongoſtaats zu verlangen. 

Immerhin behält das belgiſche Parlament die — freilich recht unbeſtimmt 
gehaltene — Befugnis, den Kongoſtaat zu annektieren: wir ſind im Teſtament 
des Königs zu Erben dieſes ungeheuren Territoriums eingeſetzt. Und aus 
dieſem doppelten Grunde können wir, von allen anderen Rückſichten und Er⸗ 
wägungen ganz abgeſehen, offenbar unmöglich gleichgültig bei der Fehde bleiben, 
die in Amerika und England gegen die Verwaltungsmaßregeln des Leopoldiſchen 
Staates geführt wird. 

Wir wollen im folgenden darzulegen verſuchen, was man in Belgien über 
dieſe Fehde denkt; und zwar ſoll unſer Verſuch ſo objektiv gehalten ſein, als 
dies für jemand möglich iſt, deſſen ſozialiſtiſche Anſchauungen der Kolonial- 
politik in ihren heutigen Formen ſchlechtweg abgeneigt ſind. 

Für jeden, der ſeit einigen Jahren die Schwankung der öffentlichen Mei⸗ 
nung hinſichtlich der Kongoangelegenheiten aufmerkſam verfolgt hat, kann es 
nichts Anziehenderes geben als dieſen doppelten Meinungswechſel, der ſich zu⸗ 
gleich innerhalb wie außerhalb unſerer Landesgrenzen vollzogen hat. 

Zu jener Zeit, als der Kongoſtaat eben erſt ins Daſein getreten war, gab 
ganz Europa überlaut ſeine Begeiſterung für das Unternehmen Leopolds II. 
kund. Nur Belgien blieb in dieſem einſtimmigen Jubelhymnus der Nationen 
kühl, gleichgültig oder gar feindſelig. Heutzutage hingegen findet der Kongo— 
ſtaat faſt in allen Ländern weit mehr Tadler als Fürſprecher, während er 
dafür umgekehrt in einem beträchtlichen Teile des belgiſchen Volkes leidenſchaft⸗ 
liche Verteidiger gewonnen hat. 

Es iſt übrigens nicht ſchwer, die Gründe für dieſen Stimmungswechſel feſt⸗ 
zuſtellen. 

Vor der Vollendung der Kongobahn, deren Bau an unüberſteiglichen Hinder- 
niſſen ſcheitern zu ſollen ſchien, war das Kongogebiet „nicht vier Sous wert“. 
Leopold II. erregte bei keinem einzigen Menſchen Neid und bei manchen wegen 
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ſeiner Humanität atmenden Erklärungen ſogar Bewunderung. Im Ausland 
hielt ihn, wer ihn ganz und gar nicht kannte, für einen edelmütigen Utopiſten. 
In Belgien kargten die Großkapitaliſten ihm gegenüber zwar nicht mit ſchönen 
Worten, aber deſto mehr mit ihrem Gelde. 

Heute hat ſich das Blatt vollkommen gewendet. Die Kongobahn iſt fertig. 
Auf die mageren Jahre ſind die fetten gefolgt. Das Kongogebiet bringt reichen 
Ertrag, dank Anſtrengungen und Opfern, deren Größe zu verkennen ungerecht 
wäre. Der Wert ſeiner Geſamtausfuhr beläuft ſich auf mehr als 50 Millionen. 
Antwerpen iſt eines der Hauptzentren, wenn nicht gar das Hauptzentrum, für 
den Kautſchuk⸗ und Elfenbeinhandel geworden. Nach anfänglich großen Riſikos 
heimſen der König und allerhöchſtdeſſen Kompagnons enorme Profite ein. 
Einige Broſamen von ihrer Tafel fallen der belgiſchen Induſtrie zu in Geſtalt 
von Beſtellungen und Fabrikationsaufträgen. Und während nun anderwärts 
Angriffe gegen den Kongoſtaat eröffnet werden, die vielleicht nicht immer von 
lauterſter Uneigennützigkeit veranlaßt ſind, hat ſich in Belgien die königliche 
Koloniegründung mancherlei Anhang zu erobern verſtanden — Anhang, deſſen 
Kämpen deſto energiſcher ſind, je größer ihr Geſchäftsintereſſe iſt. 

Einzig und allein die Sozialiſten und ein Teil der Radikalen bleiben un⸗ 
bekehrbar. 

Sie weiſen nach, daß Leopolds II. Abſolutismus in ſeinem afrikaniſchen 
Reiche für Belgien die fatale Folge gehabt hat, auch in dieſem ſelbſt ſeine 
perſönliche Macht zu erweitern. Sie fürchten, daß die Annektierung des Kongo⸗ 
ſtaats auf das Mutterland durch ein Anwachſen des Militarismus zurück⸗ 
wirken wird. Endlich und vor allem verurteilen ſie mit aller Kraft die Maß⸗ 
regeln, zu denen man ſeine Zuflucht genommen hat, um die Ausbeutung des 
Kongolandes lohnend zu machen. 

Dieſe Maßregeln ſind ja allgemein bekannt. Herbert Samuel, Charles 
Dilke und noch mehrere andere haben ſie im engliſchen Unterhaus der Offent⸗ 
lichkeit denunziert. Sie bilden ſeitdem einen internationalen Geſprächsſtoff. 
Ganz Europa iſt voll von dieſen Schauergeſchichten, in denen Dörfer nieder⸗ 
gebrannt, Pflanzungen verwüſtet, Hände abgehauen, friedliche Volksſtämme nieder⸗ 
füſiliert werden, nur weil fie die Kautſchuk⸗Abgabe zu leiſten verweigert haben. 

Die Kongoregierung zwar proteſtiert heftig gegen dieſe Anklagen. Darf 
man ihr glauben, ſo wären die gegen ſie gerichteten Vorwürfe nichts weiter 
als Erfindungen von Miſſionaren, Verleumdungen abgeſetzter Beamten. Sie 
rühmt ſich, durch ihre Kriegszüge gegen die Araber am oberen Kongo dem 
Sklavenhandel ein Ende gemacht und alles nur Menſchenmögliche getan zu 
haben, um die Eingeborenen zu ſchützen und ſtrengſtens gegen diejenigen ein⸗ 
zuſchreiten, die ihnen ſchlechte Behandlung widerfahren ließen. Sie erklärt 
endlich noch, der Handel aller Nationen genieße im Kongoſtaat vollkommene 
Freiheit, und die von ihr betreffs der noch nicht in Beſitz genommenen Länder⸗ 
ſtrecken getroffenen Verfügungen ſeien in keiner Weiſe dem Art. 5 der Berliner 
Generalakte entgegen. 

Jedoch dieſe Behauptungen finden, auch in Belgien ſelbſt, unausgeſetzt 
mancherlei Widerſpruch; und zwar in erſter Linie bei denen, die ſich über die 
königliche Politik unmittelbar zu beklagen haben oder gehabt haben. 

Tatſächlich diskutiert man bei uns zu Lande bereits ſeit mehr als zehn 
Jahren eben jene Streitfragen, die im engliſchen Unterhaus erſt kürzlich auf⸗ 
geworfen worden ſind. 
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Als im Jahre 1891 die Kongoregierung zur leichteren Beſtreitung der ſtetig 
wachſenden Ausgaben die Beſtimmung traf, in Zukunft dürften die Eingeborenen 
gewiſſer Diſtrikte nicht mehr mit Kautſchuk und Elfenbein freien Handel treiben, 
ſondern müßten dieſe „Domänenerträge“ an die Beamten Leopolds II. ein- 
liefern, da erhob ſich hiergegen einſtimmiger Proteſt ſelbſt unter denen, die zur 
Erſchließung und Rentabelmachung des Kongogebiets das meiſte beigeſteuert 
hatten. Die belgiſchen Kolonialſchwärmer ſahen ſich plötzlich in zwei Lager 
geteilt: auf der einen Seite ſtanden der königliche Kongoſouverän, ſeine 
Geſchäftsteilhaber und ſeine Strohmänner; auf der anderen die „Gruppe aus 
der Brederodeſtraße“, das heißt die Kongobahngeſellſchaft nebſt ihren Zweig— 
geſellſchaften, deren Handel ſich durch die neue Politik der Regierung be— 
droht ſah. 

Gleich im Entſtehen nahm dieſer Konflikt ſcharfe Formen an. Man kann 
ſich darüber ein Urteil bilden aus nachfolgender Stelle des am 19. Oktober 1892 
den Aktionären der Oberkongo-Handelsgeſellſchaft vorgelegten Berichtes: 

„Wenn es zuläſſig iſt, daß noch nicht in Beſitz genommene Landſtrecken zur 
Staatsdomäne gehören und der Staat über deren Ausbeutung Verfügungen 
treffen kann, ſo iſt es jedenfalls ratſam, genau zu beſtimmen, was im Kongo— 
gebiet als ‚noch nicht in Beſitz genommene Landjtreden‘ anzuſehen iſt, und 
zwiſchen ‚Ausbeutung‘ und ‚Handel‘ ſcharf zu unterſcheiden. 

„Den Eingeborenen den Verkauf von Elfenbein und Kautſchuk, die ſie aus 
den Wäldern und Steppen ihrer Volksſtämme gewinnen und mit denen ſie 
ſeit undenklicher Zeit frei handeln, zu verbieten, iſt eine tatſächliche Verletzung 
des Naturrechtes. Den europäiſchen Kaufleuten aber verbieten, mit den Ein- 
geborenen dieſen Kautſchuk und dieſes Elfenbein auszutauſchen; ſie zum Kaufe 
von ſtaatlichen Erlaubnisſcheinen zwingen, damit ſie mit den Eingeborenen 
‚handeln‘ dürfen — das iſt wider den Geiſt und Buchſtaben der Berliner 
Generalakte, die für jedermann unbeſchränkte Handelsfreiheit proklamiert und 
die Errichtung jedweden Monopols unterſagt hat.“ 

Angeſichts dieſes von Drohungen und heimlichen Vorbehalten ſtrotzender 
Proteſtes hielt es die Regierung Leopolds für geraten, gelindere Saiten auf— 
zuziehen. Man knüpfte Unterhandlungen an. Man bemühte ſich, über einen 
modus vivendi handelseinig zu werden, und verſtändigte ſich, unter allen prin— 
zipiellen Vorbehalten von beiden Seiten, zu guter Letzt dahin, daß das Kongo: 
territorium vorläufig in drei Zonen geteilt werden ſolle: die erſte Zone ſollte 
den Grundbeſitz des Staates bilden; die zweite erſt ſpäter, nach erſt noch feſt⸗ 
zuſetzenden Beſtimmungen, zur Ausbeutung freigegeben werden; die dritte, die 
ungefähr den dritten Teil des geſamten Flächeninhaltes darſtellte, ſollte dem 
freien Handel offen ſtehen. 

Dieſe Vereinbarung ſollte aber mit dem Jahre 1900 enden, und ſeitdem 
hat die Herrſchaft über Grund und Boden des Kongoſtaats weſentliche Ver— 
änderungen erlitten. 

Gegenwärtig nehmen — auf einem Gebiet, das 82mal jo groß iſt wie 
ganz Belgien und insgeſamt 2450000 Quadratkilometer umfaßt — der private 
Grundbeſitz des Staates und der der Krone zuſammen eine Fläche von 
1375000 Quadratkilometer (das 46 fache Belgiens) ein; die Handelsgeſellſchaften 


1 Faſt jo groß wie die deutſchen Schutzgebiete und fünfmal jo groß wie das Deutſche 
Reich. 
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| unter Staatsdirektion 865000 Quadratkilometer (das 29 fache Belgiens); die 
Handelsgeſellſchaften, an denen der Staat als Aktionär beteiligt iſt, mit der 
Hälfte oder zwei Dritteilen des Aktienkapitals, 180000 Quadratkilometer (das 
6fache Belgiens). 

Es verbleiben mithin für die Miſſionen, die Faktoreien und die vom Staate 
unabhängigen Handelsgeſellſchaften, mit einem Worte: für den freien Handel, 
ungefähr 30000 Quadratkilometer, das will ſagen ein ganzes Aideine 
des Territoriums! 

Der Kongoſtaat erſcheint uns wie ein ungeheures Latifundium, das in eine 
kleine Zahl großer Landgüter aufgeteilt worden iſt. Mit Ausnahme einiger 
Stückchen gehört dort der geſamte Grund und Boden dem Staate und vom 
Staate abhängigen Geſellſchaften. Es gibt auf der ganzen Welt keine voll⸗ 
ſtändigere Anwendung des Kollektivismus; aber, wohlgemerkt, es iſt ein eigen⸗ 
artiger Kollektivismus, nämlich zu Nutz und Frommen eines einzigen. Denn, 
obwohl in Belgien konſtitutioneller Monarch, kann Leopold II. in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Souverän des Kongoſtaats mit noch beſſerem Rechte als Ludwig XIV. 
ſprechen: „Der Staat bin ich!“ 

Allerdings haben Privatleute das Recht, ſich auf ſeinem Territorium nieder⸗ 
zulaſſen. Sie können dort Handel treiben, können, wenn ſie Land beſitzen, 
darauf Gaſthäuſer errichten und Krambuden aufſchlagen, um Konſerven und 
Champagner zu verkaufen; und man beruft ſich eben hierauf, um behaupten 
zu können, die Beſtimmungen der Berliner Generalakte würden gewiſſenhaft 
reſpektiert. Indes die obengenannten „Domänenerträge“ bleiben nach wie vor 
außerhalb des freien Handelsbereiches: an den Staat und die Pachtgeſellſchaften 
des Staates müſſen die Eingeborenen gezwungenermaßen den geſamten Ertrag 
ihrer Elfenbein⸗ und Kautſchukernten abliefern. Und da die meiſten unter ihnen 
jeder regelmäßigen Arbeit widerſtreben und zumal die ſehr mühſame Arbeit 
der Kautſchukgewinnung noch ganz beſonders verabſcheuen, ſo legt man ihnen 
ein Frondienſtſyſtem auf, das jenem ſtark ähnelt, wie es in Niederländiſch⸗ 
Indien vor der befreienden Einſprache Multatulis beſtand. 


Lo. 


1 Im einzelnen verteilt fi) der Beſitz an Grund und Boden des Kongoftaats folgender» 


maßen: 

Grundbeſitz des Staates: 
Privater Staatsgrundbeſitz. .. 1100000 Quadratkilometer 
Grundbeſitz der Krone . . . . 2075 000 - 

Handelsgeſellſchaften unter Staatsdirektion: 
Spezialkomitee von Katanga . . 500000 Quadratkilometer 
Kaſſai⸗Geſellſchaf ], 309906 : 
Geſellſchaft der Großen Seen. 65000 ⸗ 

Handelsgeſellſchaften, an denen der Staat beteiligt iſt: 
Abir⸗Geſellſchaft .. e 65000 Quadratkilometer 
Antwerpener Geſellſchaft „„ 65 000 £ 
Lomami⸗Geſellſchaf t. 25000 - 
Geſellſchaft der Kongo-Kontors .. 25 000 . 


Unternehmungen, an denen der Staat nicht beteiligt iſt: 
3 Geſellſchaften aus der Brederodeſtraße 10000 Quadratkilometer 


2 Ikelemba⸗Geſellſchaften 6000 - 
Majumbeh-⸗Geſellſchaften . 4.000 = 
Miſſionen und andere Gründungen . . 10000 - 


Geſamtflächeninhalt des Kongoſtaats 2450000 Quadratkilometer 
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Man ſagt uns freilich, dieſe Arbeiten werden um Lohn getan; aber dieſer 
vom Staate nach ſeinem Wohlgefallen feſtgeſetzte Lohn iſt merklich geringer als 
der Preis, den Privatleute würden zahlen müſſen. Man ſagt ferner, das 
Kautſchuklieferungsſyſtem ſei nichts anderes als eine Naturalienſteuer; das iſt 
jedoch ein bloßes Spiel mit Worten, denn man vermengt und verwechſelt da 
unter einer und derſelben Benennung Leiſtungen, die tatſächlich nichts mit— 
einander gemein haben. Man fügt noch hinzu, dieſe vermeintlichen Steuern 
ſeien nicht drückend, man verlange ja von den Einwohnern nur ganze vierzig 
Arbeitsſtunden pro Monat; aber abgeſehen davon, daß im Klima Afrikas 
vierzig Arbeitsſtunden ſchon eine recht ſtattliche Zahl von Tagen repräſentieren, 
wo iſt die Kontrolle, wo ſind die Arbeitsinſpektoren, um über die Anwendung 
ſolcher Beſtimmungen zu wachen? Man verſichert uns freilich, man habe ſehr 
ſtrenge Maßnahmen zur Verhütung etwaiger Grauſamkeiten getroffen; aber 
gerade die Inſtruktionen, auf die man ſich beruft, genügen für ſich allein ſchon, 
uml feſtzuſtellen, daß derlei Grauſamkeiten unvermeidlich find. 

In einer zur Verteidigung der Kongoregierung in Belgien veröffentlichten 
Schrift finden wir zum Beiſpiel folgenden Auszug aus einem Rundſchreiben, 
das der Generalgouverneur Wahis am 9. Januar 1897 an den Kommiſſar des 
Leopoldſeebezirkes gerichtet hat: 

„Das Gouvernement hat Verordnungen erlaſſen, damit die Eingeborenen 
überall und unter allen Umſtänden mit der größten Humanität behandelt 
werden. Dieſe Verordnungen ſchließen aber für Sie nicht auch die Verpflichtung 
ein, ſich etwaiger Maßnahmen zu enthalten, um die Negerſtämme zur Lieferung 
der übrigens ziemlich leichten Abgaben, denen ſie unterworfen ſind, zu zwingen. 
Da, wo die Eingeborenen hartnäckig die Arbeit verweigern, werden Sie ſie 
dadurch zum Gehorſam nötigen, daß ſie ihnen Geiſeln abnehmen. Von den 
Waffen wird Gebrauch gemacht werden dürfen nur im Falle des Widerſtandes 
und wenn die Sicherheit der Truppe gefährdet iſt.“ 


Das heißt alſo: behandelt die Eingeborenen mit Milde, aber zwingt ſie 
zur Arbeit; wenn ſie dieſe hartnäckig verweigern, ſo nehmt Geiſeln, nehmt ihre 
Kinder, nehmt ihre Frauen. Widerſetzen, empören ſie ſich, ſo laßt die Waffen⸗ 


gewalt einſchreiten! 

Nun weiß man aber, daß dieſe Waffengewalt, alſo unſere Schutztruppe in 
Stärke von etwa 17000 Mann, ſich aus Eingeborenen zuſammenſetzt, welche 
anderen Stämmen angehören und ehemalige, durch die militäriſche Disziplin 
nur oberflächlich gezähmte Kannibalen ſind. Sie wird befehligt von Offizieren 
und Unteroffizieren, die in ihrem Geburtsland geſtern noch Korporale oder 
Sergeanten waren, jetzt faſt jeder Kontrolle überhoben, nur zu oft durch die 
verderbliche Einwirkung des Klimas demoraliſiert, durch die Widerſetzlichkeiten, 
auf die ſie ſtoßen, erbittert und überhaupt geneigt, die Eingeborenen als Tiere 
in Menſchengeſtalt zu betrachten. Iſt es nicht allzu klar, daß unter ſolchen 
Bedingungen Mißbräuche in verhängnisvoller Weiſe zutage treten müſſen, ſowie 
daß derlei Mißbräuche nicht bloß die, welche ſie verüben, zu ſtrafgerichtlicher 
Verantwortung, ſondern auch die, welche daraus Nutzen ziehen, zu moraliſcher 
Verantwortlichkeit verpflichten? 

Auch haben die belgiſchen Demokraten und Sozialiſten nicht erſt auf Proteſte 
ſeitens des Auslandes gewartet, um an dem „Räuberſyſtem“ Kritik zu üben 
und deſſen Beſeitigung oder allermindeſtens Reform zu fordern. Zu wieder— 
holtenmalen, und namentlich im April 1900, wurden in der Abgeordneten— 
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kammer Interpellationen eingereicht; aber immer ſcheiterten dieſe an dem Ein- 
wand, unter der Regierungsform der Perſonalunion hätte das Parlament in 
die Angelegenheiten des Kongogouvernements, „dieſes fremden Staates“, nichts 
dreinzureden. | 

So ſtanden die Sachen, als im engliſchen Unterhaus die Interpellation des 
Miſter Herbert Samuel erfolgte und ſeitens der engliſchen Regierung die An⸗ 
kündigung, ſie gedenke eine Note an die Mächte, die die Berliner Generalakte 
unterzeichnet haben, zu richten. 

Eine neue Debatte in der belgiſchen Kammer war die Folge. Lorand und 
Vandervelde forderten die Regierung auf, „ihre freundſchaftlichen Beziehungen 
zum Kongoſtaat zu benutzen“, um Aufklärung über die engliſchen Anklagen zu 
erhalten. Sie verſicherten, Belgien könne bei dieſen Anklagen nicht gleichgültig 
bleiben, da ſie, trotz der waſſerdichten Scheidewand der Perſonalunion, wohl 
geeignet wären, ſeinen guten internationalen Ruf zu kompromittieren. 

Aber ſiehe da, juſt die nämlichen, die ſich ſonſt immer auf dieſe Perſonal⸗ 
union zu berufen pflegten, um ſich die Beantwortung unbequemer Fragen zu 
erſparen, gaben diesmal zu verſtehen, mit Rückſicht auf die tatſächlich zwiſchen 
beiden Ländern beſtehenden engen Beziehungen würde es eine pflichtwidrige 
Verletzung des Patriotismus ſein, wolle man ſich, und ſei es auch nur teil⸗ 
weiſe, der engliſchen Hetze gegen den Kongoſtaat anſchließen. Kurz, mit Aus⸗ 
nahme einiger Radikalen waren die ſozialiſtiſchen Abgeordneten die einzigen, 
welche die beiden Interpellanten unterſtützten; und ſo nahm man denn, mit 
91 Stimmen gegen 35 bei 7 Stimmenthaltungen folgende Tagesordnung an: 

„Die Kammer hegt, in voller Übereinſtimmung mit der Regierung, Ver⸗ 
trauen zur normalen und fortſchrittlichen Entwicklung des Kongoſtaats unter 
dem Schilde des königlichen Souveräns und geht daher zur Tagesordnung über.“ 

So alſo lautet in Belgien das offizielle Urteil über die Kongoangelegen⸗ 
heiten. Aber dieſe ſeitens der geſetzgebenden Organe zum Ausdruck gebrachte 
Meinung des Landes reicht zur richtigen Erkenntnis der wirklichen öffentlichen 
Meinung im Lande noch nicht aus. In Wirklichkeit können zwiſchen dem, was 
man im Parlament redet, und dem, was man im Publikum denkt, erhebliche 
Unterſchiede beſtehen. Durch die Abſtimmung in der Kammer erfahren wir 
zwar die Anſichten, die in den verſchiedenen Parteien vorherrſchen; aber außer⸗ 
halb der organiſierten Parteien gibt es noch die große Maſſe jener Leute, die 
keiner Partei angehören oder ſich nur ziemlich loſe an eine beſtimmte Partei 
binden oder auch über ſpezielle Fragen, wie zum Beiſpiel die der Kolonialpolitik, 
anderer Meinung ſein können als ihre Bevollmächtigten im Parlament. 

Eben die Meinung dieſer großen Maſſe möchten wir hier klarzuſtellen ver: 
ſuchen; freilich ohne zu verkennen, wie heikel ein ſolcher Verſuch iſt und wie 
ſehr man dabei Gefahr läuft, die Anſicht anderer nur durch die Brille ſeiner 
eigenen Anſchauungen zu ſehen. 

Immerhin erſcheint es kaum zweifelhaft, daß, mit Abzug der höheren, der 
Kolonialpolitik entſchieden günſtig geſtimmten Bourgeoiſie und des ſozialiſtiſchen, 
ihr unumwunden feindſelig geſinnten Proletariats, die meiſten belgiſchen Staats⸗ 
bürger nur ziemlich mäßige Begeiſterung für die Kongopolitik äußern. Früher 
machten ſie ihr ſogar ſtarke Oppoſition. Heute, ſeitdem ſie vor der vollendeten 
Tatſache ſtehen und in gewiſſen Induſtriezweigen die Aufträge ſeitens des 
Kongoſtaats einen flotten Geſchäftsgang herbeiführen, ſind ſie ihr eher günſtig 
geſtimmt; aber im großen ganzen ſcheint doch in den mittleren Schichten der 
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Bevölkerung eine verhältnismäßige Gleichgültigkeit gegen dieſe Angelegenheit zu 
herrſchen, die man weit mehr als das perſönliche Werk eines einzelnen denn als 
ein nationales Unternehmen betrachtet. 

Nichtsdeſtoweniger würde es irrig ſein, daraus ſchließen zu wollen, die aus 
dem Ausland kommenden Angriffe gegen die Kongoregierung hätten nicht auch 
dieſe Schichten bis zu einem gewiſſen Grade aus ihrer Gleichgültigkeit auf— 
gerüttelt. 

In England oder Frankreich iſt die Reizbarkeit des Nationalgefühls nur 
allzuwohl bekannt. Die Kritiken brauchen dort nur aus dem Ausland zu 
kommen, ſo iſt das für viele Leute ſchon ein hinreichender Grund, ſich gegen 
ſie zu verhärten. | 

Andererſeits darf man nicht vergejjen, daß in Belgien alle oder doch fait 
alle bürgerlichen Zeitungen gewiſſermaßen die offiziellen Organe des Kongo— 
ſtaats ſind. Seit lange ſchon ſind ihre Spalten voller Dementis, Wider— 
legungen und entrüſteter Proteſte, deren Wirkung um ſo entſchiedener zu ſein 
ſcheint, je unvollkommener die große Mehrzahl der Leſer über die Vorgänge in 
Afrika oder die Urteile des Auslandes unterrichtet iſt. 

Endlich und vor allem dürfen wir nicht verhehlen, daß von vielen die Inter— 
vention Englands ganz anderen Beweggründen zugeſchrieben wird als den in 
den amtlichen Noten geltend gemachten. 

Man hat in Belgien gewiſſe Karten noch nicht ganz vergeſſen, auf denen der 
Plan einer eventuellen Aufteilung des Kongoſtaats dargeſtellt war. Man hat auch 
das Buch Miſter Edmund D. Morels: „The british Case in french Congo“, worin 
die Internationaliſierung der Kongobahn und die Liquidierung des Kongoſtaats 
angeprieſen wird, geleſen oder wenigſtens davon ſprechen hören. Man beobachtet 
aufmerkſam die Schritte Sir Charles Dilkes, der Frankreich bereden möchte, 
ſeine afrikaniſchen Beſitzungen auf Koſten König Leopolds zu vergrößern. Und 
man fragt ſich ſchließlich, ob die gegen die Kongoregierung laut gewordene 
Entrüſtung nicht zum Teil in dem Sprichwort ihre Erklärung finde: „Wenn 
man ſeinen Hund umbringen will, ſagt man, er ſei toll geworden.“ 

Kurz, die Meinung des großen Publikums geht dahin: vielleicht, ja ſogar 
wahrſcheinlich ſeien im Kongoſtaat Mißbräuche vorgekommen oder kämen auch 
noch immer vor; aber im Ausland würde man trotzdem kaum daran denken, 
ſich über dergleichen aufzuregen, hätte man 85 an ſolcher Entrüſtung ein 
Geſchäftsintereſſe. 

Und wir glauben, offen geſtanden, nicht, daß das große Publikum darin ſo 
ganz unrecht hat. 

Gewiß, wir ſind ſelbſt mit unter den erſten geweſen, die das im Kongoſtaat 
in Kraft ſtehende Frondienſtſyſtem getadelt haben. Wir neigen ſogar zu dem 
Glauben, daß die Ausbeutung der Eingeborenen dort zugleich einträglicher und 
brutaler iſt als in anderen Kolonien, weil die Arbeitsorganiſierung dort zen- 
traliſierter, disziplinierter, militariſierter iſt. Doch, im Grunde genommen, 
herrſchen ganz die nämlichen Grundſätze, fallen ganz die nämlichen Mißbräuche 
und Grauſamkeiten allüberall vor, wo die kapitaliſtiſche Koloniſation vermeintlich- 
ziviliſierte Völker mit ſogenannten inferioren, minderwertigen Raſſen in Be— 
rührung bringt. 

Brauchen wir zum Beiſpiel noch an Bebels Reichstagsreden über die von 
Dr. Peters oder einem Prinzen v. Arenberg verübten Abſcheulichkeiten zu er- 
innern? Oder etwa noch an jene Debatten in der italieniſchen Kammer, in 
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denen klärlich nachgewieſen wurde, daß die Mailändiſche Handelsgeſellſchaft an 
der Küſte von Benadir offenkundig die Sklaverei betrieb? 

Ebenſo bekannt iſt die Erklärung des franzöſiſchen Komitees zum Schutze 
der Eingeborenen, die im Juli 1901 dem Präſidenten der franzöſiſchen Republik 
eingereicht wurde: 

„Im Sudan, in Madagaskar, in Indiſch⸗China und Neukaledonien iſt die 
Zwangsarbeit die Regel; trotz der uns zugeſicherten Grundſätze, trotz des 
Abſcheus, den uns das bloße Wort Sklaverei einflößt, finden wir, mehr oder 
minder verhüllt, in allen ſeitens der Verwaltung oder Privater zwiſchen 
Europäern und Eingeborenen hergeſtellten Beziehungen die alte Auffaſſung 
eines Sklavenverhältniſſes wieder. Der Malaie, der Anamit, der Kanake 
werden als minderwertige Weſen angeſehen, die an Faulheit gewöhnt ſind und 
zur Arbeit gezwungen werden müſſen.“ 

Will man etwa behaupten, England mache eine Ausnahme, biete dank 
ſeiner längeren Erfahrung keinen Stoff zu Kritiken, wie ſie andere über ſich 
ergehen laſſen müſſen? Wir können das nicht zugeben. Für den unparteiiſchen 
Beobachter erſcheint es zwar als ſicher, daß in ſehr vielen Hinſichten die eng⸗ 
liſche Koloniſationstätigkeit der der meiſten anderen Völker überlegen iſt, aber 
auch nicht minder ſicher, daß ſie in manchen Verhältniſſen Ausſchreitungen er⸗ 
möglicht oder ermöglicht hat, die den der Kongoregierung ſchuldgegebenen in 
nichts nachſtehen. a 

Demgemäß habe ich im vergangenen Jahre, in einer zu London abgehal⸗ 
tenen ſozialiſtiſchen Volksverſammlung, darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
Fiskalverwaltung in Indien, der Vernichtungskrieg gegen die Matabele, die 
Konzentrationslager in Transvaal, die Pläne, chineſiſche Arbeiter in die ſüd⸗ 
afrikaniſchen Goldbergwerke einführen zu wollen, auf dem Kontinent die näm⸗ 
liche Mißbilligung erregen oder erregt haben, wie jetzt in England der „rote 
Kautſchuk“ des Königs Leopold. 

In Summa, es iſt leider nur allzu gewiß, daß alle koloniſatoriſchen Völker 
ſich gegenſeitig nichts vorzuwerfen haben; und wenn man über die Kongo⸗ 
regierung Zeter ſchreit, ſo könnte dieſe ſich auf die Antwort beſchränken: „Wer 
unter euch ohne Sünde iſt, werfe den erſten Stein auf mich!“ 

Doch es bedarf keiner Worte, daß für uns Sozialiſten und Internationale 
dieſes Argument keinerlei Gewicht hat. Unſere Rolle beſteht darin, allezeit und 
allerorten die Ausbeutung des Menſchen durch den Menſchen zu verurteilen 
und alle Unterdrückten in Schutz zu nehmen, mögen die Unterdrücker ſein, wer 
ſie wollen. Der Reihe nach haben wir proteſtiert gegen die Lynchjuſtizmorde 
in den Vereinigten Staaten, die Judenniedermetzelungen in Rußland, die tür⸗ 
kiſchen Greueltaten in Armenien und Makedonien, die internationalen Raub⸗ 
taten, die die letztverwichene Expedition gegen China verunehrt haben: wir 
würden eine Gewiſſenspflicht verabſäumen, richtete ſich unſere Entrüſtung nur 
gegen Ziele jenſeits unſerer Grenzen und hätten wir nicht den Mut, die Sonde 
auch in unſere eigenen Wunden zu legen. 

Gegner der Annektierung des Kongoſtaats ſeitens Belgiens, haben wir in 
dieſer Streitfrage keinen anderen Zweck zu verfolgen als den, die Beſeitigung 
der Mißbräuche, unter denen die Eingeborenen zu leiden gehabt haben, ſo 
nachdrücklich wie möglich zu verlangen und ſicherzuſtellen. Und wir ſtehen 
daher naturgemäß von ganzem Herzen auf Seite derer, die das gleiche Ziel 
verfolgen, aufrichtig und ohne Hintergedanken. Damit jedoch unſere gemein⸗ 
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ſamen Bemühungen in Belgien nicht an unüberwindlichen Vorurteilen und 
Mißtrauensregungen ſcheitern, müßten unſere Landsleute die Gewißheit er— 
halten, daß in der gegenwärtigen Fehde gegen den Kongoſtaat lediglich die 
Intereſſen der Menſchheit und Menſchlichkeit im Spiele ſind. Möchten doch 
die Führer in dieſer Fehde die Überzeugung gewinnen, daß es zu ihrer glück— 
lichen Durchführung und um ſich den Beiſtand aller Wohlgeſinnten zu ſichern, 
einzig darauf ankommt, die Sache der Eingeborenen zu verfechten um ihrer 
ſelbſt willen, ohne daß man andere Zwecke und Vorurteile politiſcher oder 
merkantiler Art mit ihr verquickt. 


Zur Öeneralftreik-Debatte. 
Don Eugen Umrath. 


Auf der kürzlich veröffentlichten Tagesordnung des zu Köln im Mai dieſes 
Jahres ſtattfindenden Gewerkſchaftskongreſſes ſteht unter anderem die Frage 
des Generalſtreiks. Auch auf dem Parteitag zu Jena dürfte ſie behandelt 
werden, nachdem der Antrag, ſie auf die Tagesordnung des diesjährigen 
Parteitags zu ſetzen, dem Parteivorſtand zur Erwägung überwieſen wurde. 

Deshalb will ich im nachſtehenden einige Daten aus der Geſchichte des 
Generalſtreiks zuſammenſtellen und einige Bemerkungen über ſein Weſen an- 
ſchließen. Die Darſtellung will nicht als eine erſchöpfende Behandlung des Gegen⸗ 
ſtandes betrachtet werden, ſondern als ein Beitrag zur Klärung der Frage. 


Die geſchichtlichen Anfänge der Generalſtreiksidee fallen mit dem Auftreten 
der Internationale zuſammen. Allerdings war ſchon früher die Idee einer 
allgemeinen Einſtellung der Produktion erörtert worden, und ſchon Mirabeau 
gab dem Gedanken, von welchen einſchneidenden Wirkungen eine Suspendie- 
rung der Arbeit begleitet wäre, beredten Ausdruck. „Hütet euch“, rief er 
den privilegierten Ständen in der Nationalverſammlung zu, „reizet nicht das 
Volk, welches alles produziert und das nur unbeweglich (immobile) zu 
ſein braucht, um furchtbar zu werden.“ Später kehrte derſelbe Gedanke in 
der Chartiſtenbewegung wieder, dieſer erſten ſozialrevolutionären Bewegung 
des modernen Proletariats, in deren Verlauf von verſchiedenen Führern eine 
einmonatige Arbeitseinſtellung, der „Holy Month“, der heilige Monat, lebhaft 
befürwortet wurde. 

Aber erſt aus den Tagen der Internationale datiert die Propaganda für 
den Generalſtreik als ein Inſtrument der Befreiung des Proletariats aus 
den Feſſeln der Lohnknechtſchaft. So erklärte der Kongreß der Internationalen 
Arbeiteraſſoziation zu Brüſſel im Jahre 1868, 

„daß der Streik kein Mittel der endgültigen Befreiung der Arbeiterklaſſe, 
aber oft eine Notwendigkeit bei der gegenwärtigen Lage bilde“. 

Zu der Idee eines allgemeinen Streiks bemerkte er, 

„daß der Geſellſchaftskörper nicht exiſtieren könnte, wenn die Produktion 
während einer beſtimmten Zeit unterbunden wäre; daß es alſo ſeitens der 
Produzenten genügen würde, das Produzieren einzuſtellen, um die Unter— 
nehmungen perſönlicher und deſpotiſcher Regierungen unmöglich zu machen“. 

Und das in Brüſſel erſcheinende Blatt „Die Internationale“ ſchrieb im 
März 1869: 
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„Wenn die Streiks ſich ausbreiten und einander nähern, ſind ſie wohl nahe 
daran, ein Generalſtreik zu werden; und ein Generalſtreik kann bei den heute 
herrſchenden Emanzipationsideen nur in einem die Geſellſchaft erneuernden 
Zuſammenbruch endigen.“ 

So hatte ſich allmählich in den Reihen der Internationale eine Anhänger: 
ſchaft des Generalſtreiks gebildet, deren Kern aus den Anhängern Bakunins 
beſtand; der Generalſtreik wurde als Mittel, die Expropriation der Kapitaliſten⸗ 
klaſſe herbeizuführen, propagiert. Dieſe Idee, die kapitaliſtiſche Herrſchaft 
durch einen Handſtreich des kaum erwachten, unorganiſierten Proletariats zu 
ſtürzen, verlor jedoch alsbald ihre berückende Wirkung auf die Köpfe der 
Arbeitermaſſen, die ſich unter dem ſteigenden Einfluß der Marxſchen Lehren 
dem politiſch⸗gewerkſchaftlichen Erziehungs- und Organiſationswerk hingaben, 
in dem Bewußtſein, daß die Erfüllung ihrer revolutionären Miſſion nicht das 
Werk einer unklaren Minorität, ſondern nur das der organiſierten und dis: 
ziplinierten, zielbewußten Proletariermaſſen fein konnte. Selbſt die baku⸗ 
niſtiſche Richtung erklärte auf ihrem Kongreß zu Genf im Jahre 1873, nach⸗ 
dem die Internationale zwar nicht formell, aber doch faktiſch 1872 auf dem 
Kongreß im Haag ſich aufgelöſt hatte: 

„In Erwägung, daß bei dem gegenwärtigen Stande der Internationale 
in der Frage des Generalſtreiks eine definitive Löſung nicht zu erzielen iſt, 
empfiehlt der Kongreß den Arbeitern, die internationale, gewerkſchaftliche Or⸗ 
ganiſation ſowie eine tätige ſozialiſtiſche Propaganda auf beſchleunigte Weiſe 
zu betreiben.“ 

Es war dies ein verklauſuliertes Eingeſtändnis, daß, wer Schlachten ſchlagen 
will, erſt die Bataillone und Armeen dazu formieren muß. Damit war vor⸗ 
läufig die Idee des Generalſtreiks von der Tagesordnung der internationalen 
Arbeiterbewegung verſchwunden. 

Ein Jahrzehnt verging, ehe ſie wieder ihre Auferſtehung feierte. Die Macht 
des Proletariats war inzwiſchen allenthalben geſtiegen; in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern hatten ſich ſtattliche Kampfesheere gebildet. Nichts natürlicher, als 
daß die Idee des Generalſtreiks wieder auftauchte. In dem Bewußtſein, daß 
von den herrſchenden Klaſſen eine ernſtliche, grundſätzliche Verbeſſerung ihrer 
Lage auf friedlichem Wege nicht zu erwarten ſei, und daß ſelbſt erfolgreiche 
partielle Streiks nicht imſtande ſeien, die Profitrate des Unternehmertums 
ernſtlich zu gefährden, wurde der Gedanke des allgemeinen Streiks wieder 
mehr und mehr propagiert, als eines Mittels, die Lebenshaltung des Proletariats 
zu heben und gleichzeitig durch die Stärkung des Solidaritätsgefühls und des 
Klaſſenbewußtſeins die ſoziale Revolution zu beſchleunigen. 

Teils als Wirkung dieſer Propaganda, teils als Ausdruck ſpontaner Em⸗ 
pörung gegen den ſtets wachſenden Druck des Unternehmertums, beſonders der 
monopoliſierten und kartellierten Induſtrien, bildete nun der Generalſtreik eine 
immer häufigere Erſcheinung im internationalen Klaſſenkampf. 

Der erſte gewaltige Kampf dieſer Art brach in den Vereinigten 
Staaten aus. Im November 1885 beſchloß der Kongreß der amerikaniſchen 
Gewerkſchaften eine allgemeine Arbeitseinſtellung zum 1. Mai 1886; nicht eher 
ſollte die Arbeit wieder aufgenommen werden, bis der achtſtündige Arbeitstag 
vom Unternehmertum bewilligt ſein würde. Die Kapitaliſtenklaſſe der glor⸗ 
reichen „Republik“ rächte dieſe Auflehnung gegen ihre Ausbeutungs „freiheit“ 
mit furchtbaren Repreſſalien; die Bewegung, an der ca. 300000 Arbeiter 
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beteiligt waren, wurde in grauſamer Weiſe unterdrückt. Den Höhepunkt er: 
reichte die „Vergeltung“ in der Verurteilung der Propagandiſten des General— 
ſtreiks zum Tode. 

Dieſer Einleitung folgte eine ganze Reihe von Kämpfen der ſpaniſchen 
Arbeiter, die durch ihre, ganze Städte und Provinzen umfaſſenden Generalſtreiks 
unter ungeheuren Opfern ihre Klaſſenforderungen zur Geltung zu bringen ſuchen. 
Auch wer ihrer Taktik nicht zuzuſtimmen vermag, kann dem oft bewieſenen 
heroiſchen Mute und dem revolutionären Feuer des ſpaniſchen Proletariats, 
beſonders der Barcelonger Arbeiterſchaft, ſeine Bewunderung nicht verſagen. 

Generalſtreiks, an denen nicht die Geſamtarbeiterſchaft einer beſtimmten 
Stadt oder Provinz uſw. beteiligt war, ſondern die Arbeiterſchaft eines be— 
ſtimmten Berufs, fanden hauptſächlich in der Bergwerksinduſtrie ſtatt. 
Infolge der Konzentration des Grubenkapitals iſt der Generalſtreik die fait 
einzige Waffe, die den Bergarbeitern verblieben iſt, um der Allmacht der 
Grubenmagnaten einen Damm entgegenzuſtellen. So finden wir denn auch 
Generalſtreiks der Bergarbeiter überall, wo es eine Mineninduſtrie gibt: in 
Pennſylvanien und Kolorado, in Frankreich und England, Belgien und Sſter— 
reich, ſowie Deutſchland, das erſt jetzt wieder einen der gewaltigſten Mafjen: 
ſtreiks ſich hat abſpielen ſehen. 

Dann ſind es die Angeſtellten der Eiſenbahnen, denen die Natur des 
Betriebs den Generalſtreik als Kampfmittel geradezu in die Hand drückt. Bei 
welcher Arbeiterkategorie wäre der einzelne, partielle Kampf ausſichtsloſer als 
bei ihnen, und wo hätte das Wort: „Alle Räder ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker 
Arm es will“ mehr Berechtigung als wieder bei ihnen? Wir ſehen denn auch, 
daß nächſt den Bergarbeitern die Eiſenbahner es ſind, die ſich der Waffe des 
Generalſtreiks am meiſten bedienen. In aller Erinnerung ſind die gewaltigen 
Streiks in Holland, Italien, Ungarn und jetzt in Rußland. Dieſe Nerven: 
ſtränge des kapitaliſtiſchen Produktionsſyſtems unterbinden, heißt ſeine Funktion 
an der empfindlichſten Stelle lahmlegen. Das fühlen auch die herrſchenden 
Klaſſen und ihre Regierungen: in Holland antwortete die Regierung mit der 
Aufhebung des Streikrechtes für die Eiſenbahner, in Italien mit der Ein: 
berufung der armeepflichtigen Streikenden unter die Waffen, um ſie als Sol— 
daten den Dienſt verrichten zu laſſen; in Ungarn wurden die für den Eiſen— 
bahndienſt geeigneten Reſerven eingezogen. Wie wenig dieſe Mittel helfen, 
zeigte die letzte Bewegung der Eiſenbahnangeſtellten Italiens. 

Noch wäre eine ſtattliche Liſte von Generalſtreikbewegungen vorzuführen, 
ſo die der Stahlarbeiter der amerikaniſchen Union, die der Dockarbeiter, der 
Bäcker Frankreichs, die der Feldarbeiter in Galizien und Ungarn, ſowie der 
Reisarbeiterinnen in Norditalien. Auch die Bewegung des erwachenden Land— 
proletariats in Südfrankreich mit der Tendenz, zum Generalſtreik ſich auszu⸗ 
dehnen, iſt hier zu erwähnen. 

Die bisher aufgeführten Bewegungen laſſen ſich in zwei Gruppen ſcheiden: 
ſolche, die ein beſtimmtes Gewerbe umfaſſen und eine Verbeſſerung der 
Arbeitsbedingungen für die Berufsangehörigen bezwecken, und ſolche, die 
ſämtliche oder die hauptſächlichſten Gewerbe einer Stadt oder einer 
Provinz umfaſſen, und welche, bekannt unter dem Namen Solidaritäts- und 
Sympathieſtreiks, als unmittelbarer Klaſſenkampf gegen die Kapitals— 
herrſchaft, als Etappe und Vorpoſtengefecht der ſozialen Revolution, wenigſtens 
von den führenden Elementen, aufgefaßt werden. 
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Zu dieſen beiden hat ſich in den letzten Jahren eine dritte Art des 
Generalſtreiks geſellt, als deren Zweck die Eroberung und Erhaltung 
politiſcher Grundrechte bezeichnet werden kann. g 

Die erſte dieſer Bewegungen brach in Belgien aus, im Jahre 1893, nach⸗ 
dem die belgiſche Arbeiterſchaft zwanzig Jahre lang vergeblich die Einführung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechtes in Verſammlungen durch Petitionen und 
Manifeſtationen verlangt hatte. Die Bewegung war erfolgreich; der General⸗ 
ſtreik brachte das allgemeine Wahlrecht, allerdings nicht das gleiche, indem 
das Pluralſyſtem den herrſchenden Klaſſen eine ſtärkere Vertretung ſichert als 
dem Proletariat. 

Dieſer Bewegung folgte eine zweite im Jahre 1899; die Regierung bequemte 
ſich zu Zugeſtändniſſen, ſo daß von der Proklamierung eines Generalſtreiks 
abgeſehen wurde. Eine erneute Kampagne zur Erringung des gleichen Wahl⸗ 
rechtes wurde im Jahre 1902 unternommen, die mit einem Maſſenſtreik endigte, 
der nach Verlauf von einer Woche reſultatlos abgebrochen wurde. 

„Die Erfahrung dieſes Streiks“, ſchrieb gelegentlich Vandervelde, „be⸗ 
weiſt vor allem, daß unter ernſten und außergewöhnlichen Umſtänden die 
Maſſenerhebung des Proletariats nicht unmöglich iſt, und daß in einem Lande, 
wo das proletariſche Bewußtſein ſtark entwickelt iſt, die Maſſenerhebung hervor⸗ 
gerufen und beendigt werden kann (peut se faire et peut aussi prendre 
fin), ohne die Auflöſung oder Desorganiſation der Arbeiterkräfte zu bewirken.“ 

Auf Belgien folgten Schweden und Holland. 

Faſt gleichzeitig mit dem belgiſchen fand der Generalſtreik in Schweden 
ſtatt, gleichfalls zugunſten des allgemeinen Wahlrechtes; er wurde mit Elan 
durchgeführt und mit Erfolg beendigt. Um der Agitation unſerer Genoſſen 
nach Anderung des plutokratiſchen Wahlrechtes die Spitze abzubrechen, hatte 
die ſchwediſche Regierung einen Geſetzentwurf eingebracht, der eine Verhöhnung 
der Arbeiterſchaft darſtellte. Um ihn zu Fall zu bringen, beſchloß der Parteitag, 
die Kammerdebatten über dieſen Entwurf mit einem Generalſtreik zu begleiten, 
der dem ſchwediſchen Parlament die Forderungen der Arbeiterſchaft nachdrücklich 
in Erinnerung bringen ſollte. Die Demonſtration hatte einen vollen Erfolg. 
In Stockholm ruhte die Arbeit vollſtändig, im übrigen Lande zum größten 
Teile. Unter dem Eindruck dieſer impoſanten Erhebung verwarf die Kammer 
die gemachten Vorſchläge und erſuchte die Regierung um Vorlegung eines neuen 
Entwurfes, welcher der Forderung des allgemeinen Wahlrechtes, nicht ohne 
Einſchränkungen, entſpräche. Der Streik hatte drei Tage gedauert und wurde 
geſchloſſen beendigt. 

In Holland handelte es ſich um die Abwehr des Antiſtreikgeſetzes, das 
im Gefolge des Generalſtreiks der Eiſenbahner von den herrſchenden Klaſſen 
über dieſe verhängt werden ſollte. Obwohl der dagegen inſzenierte General⸗ 
ſtreik der holländiſchen Arbeiterſchaft die Annahme des Geſetzes nicht verhinderte, 
alſo mit einer Niederlage endigte, wurde auf dem folgenden Parteitag unſerer 
holländiſchen Bruderpartei eine Reſolution zugunſten des Generalſtreiks votiert. 

In lebendiger Erinnerung noch iſt der italieniſche Generalſtreik von 
1904. Er war ein unmittelbarer Proteſt gegen die immer häufiger geübte 
Praxis, gegen ſtreikende Arbeiter Militär mobil zu machen und auf friedliche 
Scharen ſchießen zu laſſen. Zuerſt in Mailand proklamiert, erfaßte er in 
einigen Tagen das ganze Land und brachte die Produktion völlig zum Still⸗ 
ſtand. Wenn es auch nicht ſogleich gelang, das für die Maſſakers verantwortliche 
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Miniſterium Giolitti zu ſtürzen, ſo wurde ihm doch das Verſprechen abgezwungen, 
daß die Verwendung von Truppen gegen friedliche Streikende für die Folge 
unterbleiben ſolle. Aber, was weit wichtiger und wertvoller: das italieniſche 
Proletariat hat bewieſen, daß es die Waffe des Generalſtreiks zu handhaben 
weiß und ſie nötigenfalls wieder handhaben wird, wenn die Bourgeoiſie feine 
freie Entwicklung hemmen wird. Die moraliſche Wirkung dieſes Bewußtſeins 
iſt nicht gering zu veranſchlagen. 

Augenblicklich vollzieht ſich in Rußland eine Generalſtreikbewegung, deren 
weſentlichſten Zug die Forderung nach der politiſchen Umgeſtaltung des Staats— 
weſens bildet. 

Die immer häufigere Anwendung des Generalſtreiks fand ihr Echo auf den 
nationalen und internationalen Kongreſſen der neuen, im Jahre 1889 zu Paris 
begründeten Internationale. Sämtliche internationalen Kongreſſe bis zum 
Pariſer im Jahre 1900 erklärten die Generalſtreikidee für undiskutabel; die 
Tatſachen redeten jedoch eine immer deutlichere Sprache, ſo daß der Amſter— 
damer Kongreß im vergangenen Herbſte eine Majorität zeitigte, die folgende 
Reſolution zugunſten des Generalſtreiks votierte. 

Der Kongreß erklärt: 

daß die notwendige Vorausſetzung für das Gelingen eines Maſſenſtreiks eine 
ſtarke Organiſation und ſtrengſte Disziplin des Proletariats iſt, 

daß der abſolute Generalſtreik, in dem Sinne, daß in einem beſtimmten Augen⸗ 
blick alle Arbeiter die Arbeit niederlegen, undurchführbar iſt, weil er jede Exiſtenz, 
auch die des Proletariers, unmöglich macht; 

erwägend, daß die Befreiung der Arbeiterklaſſe nicht Folge einer ſolchen plöß- 
lichen Aufbietung aller Kräfte ſein kann; daß es aber möglich iſt, daß ein Streik, 
der ſich über einige für das ökonomiſche Leben wichtige Induſtriezweige oder eine 
große Anzahl von Betrieben ausdehnt, ein äußerſtes Mittel ſein kann, um wichtige 
geſellſchaftliche Veränderungen zu erringen oder ſich gegen reaktionäre Anſchläge zu 
verteidigen, 

warnt der Kongreß die Arbeiter, ſich gefangennehmen zu laſſen von der Propa- 
ganda für den Generalſtreik, die von anarchiſtiſcher Seite betrieben wird, um die 
Arbeiter abzuhalten von dem Kampfe, der Tag für Tag gemeinſam von den Ge— 
werkſchaften und der politiſchen Partei zu führen iſt, 

und fordert ſie auf, durch Entwicklung ihrer Organiſationen ihre Einheit und 
Kraft im Klaſſenkampf zu ſtärken, weil, wenn der Streik mit politiſchem Zwecke einſt 
nützlich und nötig ſein wird, ſein Gelingen von der Stärke ihrer Organiſation abhängt. 


Sit dieſe Reſolution auch für den weiter gehenden Anhänger des General: 
ſtreiks nicht völlig befriedigend, ſo dürfte ſie doch ihr Teil dazu beitragen, die 
blinde Voreingenommenheit auch der deutſchen Generalſtreikgegner zu beſeitigen. 


Wie die bisherige Darſtellung ergibt, bezeichnet das Wort Generalſtreik 
keinen ſcharfumriſſenen Begriff; die verſchiedenen Bewegungen tragen einen ſehr 
unterſchiedlichen Charakter. Die Anhänger der Idee ſpalten ſich in verſchiedene 
Gruppen, die ſich zum Teil ſcharf bekämpfen. Dieſe verſchiedenen Gruppen 
werden ihrerſeits wieder unterſchiedslos bekämpft von Gegnern der Idee, welche 
dieſer eine Deutung geben, die von keinem Verfechter des Generalſtreiks ver: 
treten wird. Die Frage iſt alſo berechtigt: Was iſt unter einem Generalſtreik 
zu verſtehen und welchen Zwecken ſoll er dienen? 

Als Generalſtreik kann man kurz bezeichnen: einen allgemeinen Streik der 
Arbeiter einer beſtimmten Induſtrie oder der Geſamtarbeiterklaſſe eines oder 
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mehrerer Länder. Nur um dieſe letztere Art der interprofeſſionellen Maſſen⸗ 
ſtreiks, die man im Gegenſatz zu den Berufsgeneralſtreiks Klaſſengeneralſtreiks 
nennen kann, handelt es ſich bei den nachſtehenden Ausführungen. 

„Zum Generalſtreik iſt es nicht nötig, daß die Geſamtheit der Induſtrien 
beteiligt iſt; es iſt ſelbſt nicht notwendig, daß in denjenigen Induſtrien, welche 
an der Bewegung teilnehmen, die Geſamtheit der Arbeiter erfaßt wird. Es 
genügt, daß diejenigen Induſtrien, in welchen die kapitaliſtiſche Macht am 
meiſten konzentriert iſt und die Arbeiter am machtvollſten organiſiert ſind, 
und welche die Achſe des Produktionsſyſtems bilden, die Niederlegung der 
Arbeit beſchließen, und es genügt, daß dieſe Parole von einer ſolchen Anzahl 
von Arbeitern befolgt wird, daß die Arbeit in den betreffenden Induſtrien 
faktiſch ſuspendiert iſt. 

„Gegen den Generalſtreik, ſo verſtanden, kann man nicht einwenden, daß 
er utopiſch oder unwirkſam jei.“ ' 

Dieſer klaren und erſchöpfenden Definition des äußeren Charakters eines 
Generalſtreiks iſt kein Wort hinzuzufügen. 

Nach der Wertung, die ſeine Anhänger dem Generalſtreik für den Emanzi⸗ 
pationskampf des Proletariats zukommen laſſen, laſſen ſich jene in drei Gruppen 
unterſcheiden: in Anhänger 

des reformiſtiſchen Generalſtreiks? zur Eroberung oder Feſthaltung poli⸗ 
tiſcher Grundrechte, welche eine freie Entwicklung des Proletariats garantieren; 


des ökonomiſch-revolutionären Generalſtreiks zur Herbeiführung und 


Durchführung der ſozialen Revolution 
und des politiſchen Generalſtreiks ſchlechthin zur wee des Kampfes 
um die politiſche Macht. 5 1 


Die Verfechter des reformiſtiſchen Generalſtreits erblicken das Allheilmittel 


in der Eroberung der parlamentariſchen Macht. Von ihr erwarten ſie die 
Erneuerung und Überwindung der kapitaliſtiſchen Welt. Der Generalſtreik gilt 
ihnen nur als eine dem parlamentariſchen Kampfe untergeordnete, ihn unter⸗ 
ſtützende Waffe. Durch ſeine Anwendung ſollen die Macht und der Wille des 
Proletariats wirkſam bekundet werden, wenn andere Möglichkeiten der Demon⸗ 
ſtration verſagen oder fehlen. Beſonders zur Eroberung und Feſthaltung poli⸗ 
tiſcher Grundrechte, wie des allgemeinen Wahlrechtes, des Koalitionsrechtes uſw., 


ſoll von dieſer Waffe Gebrauch gemacht werden, um die politiſchen und 


ſozialen Vorbedingungen für das kulturelle Aufſteigen der Arbeiterſchaft zu 
garantieren. 


* * 
* 


Anders die Vertreter des ökonomiſch-revolutionären Generalſtreiks. Sie 
verwerfen jeden politiſch-parlamentariſchen Kampf als eine Kraftvergeudung 
und ſogar als gefährliche Utopie, da die Niederwerfung der Klaſſenherrſchaft 


nur das Reſultat eines revolutionären Aktes ſein könne, während das Prole⸗ 


tariat durch die parlamentariſche Tätigkeit in den entnervenden und jede revo⸗ 


! Saures in der „Petite République“ vom 29. Auguſt 1901. 


2 Um Mißverſtändniſſe zu vermeiden, will ich bemerken, daß die Terminologie: refor⸗ 


miſtiſcher und revolutionärer Generalſtreik ſich in Frankreich herausgebildet hat, um damit 
zu bezeichnen, ob der Generalſtreik der ſozialen Reform oder der ſozialen Revolution 


dienen ſoll; für den revolutionären Sozialiſten brauchen beide durchaus keinen Gegenſatz zu 
E. U. 


bilden. 
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lutionäre Energie lähmenden Glauben verſetzt werde, daß eine friedliche Über— 
windung des Kapitalismus möglich ſei. Die Erſetzung des eigenen, direkten 
Kampfes auf ökonomiſchem Gebiet gegen die Klaſſenherrſchaft durch den par— 
lamentariſchen Kampf gewählter Vertreter entfremde das Proletariat dem 
eigentlichen Kampfesfeld und beraube es des Vertrauens auf ſeine eigene Kraft, 
dieſe vornehmſte Vorausſetzung ſeiner definitiven Befreiung. 

Demgemäß erklären ſie den Generalſtreik für das einzige Mittel zur 
Niederwerfung der Klaſſenherrſchaft, ſeine Vorbereitung für die alleinige 
Aufgabe des Proletariats. Sie ſind daher beſtrebt, jeder Streikbewegung einen 
allgemeinen Charakter zu geben; durch dieſe verallgemeinerten Streiks, dieſe 
Vorgefechte der letzten, entſcheidenden Schlacht, ſoll das Solidaritätsgefühl in 
den Arbeitermaſſen erzogen und das revolutionäre Bewußtſein erweckt werden. 
In den ſtets umfangreicheren und ſtärkeren ökonomiſchen Kämpfen wird die 
Machtpoſition der Bourgeoiſie immer mehr geſchwächt, der Kapitalismus und 
ſeine ſtaatliche Organiſation ſchließlich von dem mit revolutionärer Energie 
erfüllten Proletariat im letzten, allgemeinen Anſturm überwältigt. 

Hier bedeutet alſo Generalſtreik die ſoziale Revolution ſelbſt. Nicht die 
Form der aus der Unvereinbarkeit der ökonomiſchen Verhältniſſe mit der über⸗ 
kommenen Eigentumsordnung notwendig gewordenen Revolution, ſondern 
die Revolution als Wirkung des menſchlichen Willens, unabhängig von 
dem gegebenen Entwicklungsgrad des Produktionsprozeſſes. Der Zuſammen⸗ 
bruch des kapitaliſtiſchen Syſtems als Folge ſich ſtets verſchärfender Kriſen 
vollzieht ſich nicht nach ökonomiſchen Geſetzen, ſondern als Ergebnis freier 
Willenshandlung. Urſache und Wirkung ſind auf den Kopf geſtellt. 


Für den revolutionären Sozialdemokraten iſt die Stellung zur Frage des 
Generalſtreiks ebenſowenig eine prinzipielle wie zu der des Parlamentarismus; 
die Anwendung dieſes oder jenes Kampfmittels iſt eine Frage der Zweck— 
mäßigkeit. Jede Waffe, welche die Arbeiterſchaft ihrem Ziele: der Er— 
oberung der politiſchen Macht als Hebel der Umgeſtaltung der Dinge, näher 
bringt, muß von ihr benutzt werden, ſofern ſie ſie aus eigener Kraft führen kann. 

Die politiſche Macht kann nicht ſtückweiſe erobert werden; ebenſowenig kann 
die Diktatur des Proletariats die Folge eines Parlamentsbeſchluſſes ſein: der 
Parlamentarismus iſt ein vielleicht unentbehrliches Mittel, um die Kultur⸗ 
feindlichkeit und Widerſinnigkeit des Klaſſenſtaats zu demaskieren, ihm die 
Reformen abzuringen, deren das Proletariat zu ſeinem Aufſtieg dringend 
bedarf, um kampfestüchtig zu ſein; ein Mittel der politiſchen Erziehung und 
Organiſierung der Maſſen, die erſt durch ihn aus der Lethargie erweckt und 
dem proletariſchen Emanzipationskampf zugeführt werden. Aber ſo notwendig 
und unentbehrlich der Parlamentarismus als Erziehungsmittel des Proletariats 
iſt, er iſt und bleibt ein bürgerliches Herrſchafts mittel, das die Bourgeoiſie 
niemals zu einem Mittel ihrer Beherrſchung verwandeln laſſen wird. 

Da die herrſchenden Klaſſen alle Machtmittel uſurpieren werden, um ihre 
Herrſchaft auch dann aufrechtzuerhalten, wenn ſie im Gegenſatz zur ökonomiſchen 
Notwendigkeit ſteht, ſo muß das Proletariat ſich nach ſolchen Machtmitteln 
umſehen, die es ſelbſt hervorbringt, nach Waffen, deren Anwendung und 
Gebrauch nicht von dem Willen des Gegners abhängt. 

Eine ſolche Waffe iſt der Generalſtreik. Wird fie von einem klaſſen⸗ 
bewußten, gut organiſierten und gut disziplinierten Proletariat geführt, 
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das alle Schwächen und Stärken des Feindes im täglichen, politiſchen und 


gewerkſchaftlichen Klaſſenkampf kennen gelernt hat, ſo kann ſie zu einer wirk⸗ 
ſamen, für den Gegner furchtbaren Waffe werden, die berufen ſcheint, nicht 
nur der Eroberung und Feſthaltung politiſcher Rechte im Klaſſenſtaat zu 
dienen, ſondern auch in der Epoche des entſcheidenden Kampfes um die poli⸗ 
tiſche Macht eine bedeutende, vielleicht ausſchlaggebende Rolle zu ſpielen. 

Die Frage, ob der politiſche Generalſtreik eine wirkſame Waffe im 
Befreiungskampf des Proletariats ſpielen kann, iſt daher zu bejahen. Es 
muß aber auch betont werden, daß ſeine Anwendung große Opfer in den 
Reihen der Arbeiterſchaft erfordert und daß er daher ſtets nur als letztes und 
äußerſtes Mittel betrachtet werden darf. 


Ein Beitrag zur Agrarfrage. 


Von Dr. Salomen Perlmutter. 


„Die marxiſtiſche Lehre von der Konzentration der Betriebe trifft für die 
Landwirtſchaft nicht zu. . . . Im allgemeinen werden die Vorausſetzungen für 
den Kleinbetrieb bei wachſender Intenſität günſtiger als diejenigen des Groß⸗ 
betriebs. . .. Darum ſtehen wir nicht an, die Verwandlung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Großbetriebe in bäuerliche Kleinbetriebe als erſtrebenswertes Ziel auf⸗ 
zuſtellen.“ 

In dieſe bedeutungsſchweren Sätze klingen die Davidſchen Forſchungen auf 
dem Gebiet der Agrarfrage aus („Landwirtſchaft und Sozialismus“, S. 688 
bis 692). | 

Demnach find ihm auch Barzellierung, Bauernſchutz und bäuerliche 
Genoſſenſchaften die ökonomiſchen und ſozialpolitiſchen Folgen ſeiner Unter⸗ 
ſuchungen; der Kleinbetrieb, der ohne Hilfe von Lohnarbeitern eine ganze 
Familie beſchäftigt und ernährt, iſt die erſtrebenswerte Zelle der zukünftigen 
Agrarordnung, als Übergangsſtadium zum ſozialiſtiſchen Staate. 

Nach David geht alſo die Tendenz der agrariſchen Entwicklung in der 
Richtung des Ideals Heinrichs IV., des Königs von Frankreich, der wünſchte, 
ein jeder Bauer ſolle ſein Huhn im Topfe haben, und er fordert von der 
ſozialiſtiſchen Politik, ſie ſolle dieſe Tendenz unterſtützen und ſie beſchleunigen. 

Iſt aber der Kleinbetrieb wirklich berufen, die Erbſchaft der heutigen Agrar⸗ 
ordnung anzutreten? Zeigt er tatſächlich die Tendenz, im Laufe der weiteren 
Entwicklung als Stärkerer die anderen Produktionsformen in die Flucht zu 
treiben? | 

Faſt gleichzeitig mit Davids Werk erſchien in Warſchau in polnischer Sprache 
ein bedeutendes Werk des polniſchen Soziologen und Okonomen Ludwig 
Krzyricki, die Frucht zwölfjähriger eindringender Studien, die auch ihm die ſich 


kreuzenden und verwirrenden Tendenzen der Agrarentwicklung aufdeckten und 


die Unterſchiede enthüllten, welche Induſtrie und Landbau aufweiſen. Und 
wenn auch der Autor nicht die letzten Konſequenzen der von ihm angeführten 
Tatſachen zieht, ſo läßt ſich doch leicht feſtſtellen, daß ſie zu ganz anderen 
Reſultaten führen, nämlich, daß der Kleinbetrieb am wenigſten imſtande iſt, 
die Agrarfrage zu löſen. 


Krzyricki, „Kwestya rolna“ (Agrarfrage). Warſchau 1903. 
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J. Die Abhängigkeit der modernen Agrarentwicklung von der induftriellen 
Entwicklung. 


Der Autor geht vom Standpunkt aus, daß ſämtliche Umwälzungen, welche 
der Landbau ſeit dem Ausgang des Mittelalters erfahren hat, nicht die Folgen 
ſind der Tendenzen, welche die Entwicklung der Landwirtſchaft von innen 
heraus beherrſchen, ſondern ſolcher, die von außen herkommen, von der 
induſtriellen Entwicklung. 

Die Landwirtſchaft iſt eine paſſive Macht, wir könnten ſagen die tragiſche 
Heldin im Entwicklungsprozeß der Geſellſchaft, dem ſie trotz Überlieferung und 
Schwerfälligkeit folgen muß. Daher die Windungen und Krümmungen, daher 
die vielfachen Abweichungen von der Linie der von Marx aufgefundenen 
Tendenz der ökonomiſchen Entwicklung, die doch trotz alledem ſich durchringt 
und ſchließlich doch ſiegen muß. 

Die Städte waren die erſten Organiſatorinnen der modernen Wirtſchaft; 
ſie drücken der modernen Ziviliſation den Stempel auf. Iſt doch in England 
bereits jeder ſiebente Einwohner ein Londoner, im Reiche der Hohenzollern 
jeder ſiebzehnte Bürger Einwohner der Stadt Berlin. Dieſes Anwachſen der 
Städte geht nicht nur infolge der natürlichen Vermehrung der Stadtbevölkerung 
vor ſich, ſondern auf Koſten der Landbevölkerung, welche nicht nur relativ, 
ſondern in vielen Staaten bereits abſolut abnimmt und die führende Rolle 
im ökonomiſchen, ſtaatlichen, politiſchen und kulturellen Leben der Stadt 
überläßt. 

Das Land muß nunmehr ſeine Beſtimmung darin ſehen, die Stadt zu er— 
nähren und deren Bedürfniſſe zu ſtillen, und die ganze Landproduktion, ſich 
dieſer neuen Rolle anpaſſen. 

Dieſe Umgeſtaltung des Landbaus infolge der induſtriellen und ſtädtiſchen 
Zentraliſation hebt zuerſt in der Sphäre des Austauſches an. Zur regel— 
mäßigen und ſicheren Verteilung der Nahrungsmittel unter die Stadtbewohner 
wird zuerſt der Verkauf der Lebensmittel zentraliſiert ſowohl für den Groß— 
als für den Kleinhandel. Es entſtehen Börſen, Großlager und „Baſare“, 
Milchhallen uſw., im Anſchluß hieran vorher nichtgekannte Produktivunter— 
nehmungen, wie Großſchlächtereien, Brennereien, Zuckerfabriken, Käſereien, 
Butterfabriken uſw., welche wiederum ihrerſeits auf die Urproduktion zurück⸗ 
wirken, auf Viehzucht, Getreide⸗, Gartens, Obſt⸗ und Weinbau und fie gemäß 
den neuen Abſatz⸗ und Verarbeitungsmethoden umgeſtalten. 

Der Autor ſchildert den gewaltigen Aufſchwung des Lebensmittelhandels 
und deſſen Zentraliſation im Gegenſatz zu den alten Methoden. So eine 
Firma Potin in Paris, welche in einem Jahre bis an die 50 Millionen 
Franken Umſatz hat, die zum Beiſpiel 20000 Kilogramm Zucker an einem 
Tage verkauft, übt auf die Produktion einen erheblichen Einfluß aus. Und 
jede große Stadt kann einige ſolche Großfirmen aufweiſen, die den Verkauf 
von Landprodukten vermitteln. So iſt der Milch-, Butter⸗ und Eierhandel in 
den Städten zentraliſiert, und nicht nur die nächſte Umgebung, ſondern auch 
ferne Länder paſſen ihre Produktion den Großmärkten für dieſe Produkte an, 
wenn ſie dort Abſatz ſuchen. In Dänemark, welches 41,2 Prozent des eng⸗ 
liſchen Butterbedarfes deckt, ſehen wir eine Art Butterbörſe ſich entwickeln, 
welche nicht nur den Butterhandel für das Ausland vermittelt, ſondern die 
Butter, die ins Ausland gehen ſoll, kontrolliert, die Preiſe feſtſtellt uſw. 
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Ahnliche Folgen der Zentraliſation des Marktes für das Vieh ſind die 
Viehhöfe, die wieder einen umwälzenden Einfluß auf das Schlachtſyſtem und 
das Fleiſcherhandwerk ausüben. 

Auch der große Ackerbau entſteht erſt mit der Entwicklung des Großmarktes, 
die Spezialiſierung des Landbaus. Denn die bisherigen Großgüter, auf denen 
alles mögliche gepflanzt und gezogen wird, ſind nichts weniger als Großunter⸗ 
nehmungen im modernen Sinne. Im fernen Weſten Amerikas, unbeengt von 
Tradition und anderen Rückſichten, realiſieren ſich auf unermeßlichen Flächen 
die „Phantaſien“ eines Fourier. Dort erſtrecken ſich weithin Aktienackerbau⸗ 
unternehmungen, Pflaumen⸗, Apfel⸗ und Birnen wälder liefern edles Obſt für 
die Märkte Europas, und unter freiem Himmel tummeln ſich Millionen von 
Viehſtücken, welche die Nahrungsbedürfniſſe weit entfernter Abnehmer befriedigen 
ſollen. Den Eiſen- und Zuckerbaronen der europäiſchen und außereuropäiſchen 
Induſtrie ſtellen ſich mit Stolz die Beerenbarone, die Vieh- und Geflügelkönige 
der amerikaniſchen Landbauunternehmungen an die Seite, die gleich jenen 
die Lebensfäden ganzer Produktionszweige und Austauſchmethoden in Händen 
haben. 

Das iſt der Weg, den die Entwicklung der Agrarverhältniſſe durchläuft. 
Sie beginnt mit der Zentraliſation des Abſatzes und der Verarbeitung der 
Landprodukte, der die Viehzucht und der Landbau ſich in der Folge fügen 
müſſen. Die Wiſſenſchaft wird in den Dienſt des Ackerbaus und der Vieh⸗ 
zucht geſtellt, und ihre Laboratorien werden zu Werkſtätten des wirtſchaftlichen 
Fortſchritts. 


2. Das Großgut als Bahnbrecherin der techniſchen Umwälzung in der 
Landwirtſchaft. 


Den Ausgangspunkt der techniſchen Umwälzung in der Landwirtſchaft bildet 
das Großgut. Erſt auf großer Anbaufläche zahlt ſich die Anſchaffung von 
Maſchinen und fortſchrittlichen Geräten, wie auch deren Anwendung erſt auf 
größerer Fläche durch größere Ergiebigkeit belohnt wird. Der Dampfpflug 
bearbeitet ein Grundſtück von 10 Hektar in doppelt ſo kurzer Zeit als zwei 
Grundſtücke zu 5 Hektar Fläche. Auch müſſen bei komplizierten Maſchinen 
intelligente Leiter derſelben gehalten werden, was ſich auch nur bei größerem 
Betrieb bezahlt. Eine weitere Bedingung, welche die Einführung von Maſchinen 
erzwingt, iſt Arbeitermangel und infolgedeſſen hoher Arbeitslohn. Daher konnten 
auch die großen techniſchen Umwälzungen auf dem Gebiet der Landwirtſchaft 
in Amerika ſtatthaben, wo alle oben erwähnten Bedingungen zuſammentreffen. 
Seit 1850 ſtieg in den Vereinigten Staaten der Wert der Landprodukte, die mit 
Hilfe der Maſchine hervorgebracht wurden, von 7 auf 91 Millionen Dollar im 
Jahre 1890, und es gibt keine noch ſo geringe Arbeit, für die der Erfindungs⸗ 
geiſt nicht eine Maſchine herzuſtellen ſich bemühte. Überall verdrängt die 
Maſchine die Handarbeit, ſo daß man in den Vereinigten Staaten ſchwerlich 
einen Arbeiter finden könnte, der es verſtünde, die Sichel zu führen. Natürlich 
dürfen wir nicht vergeſſen, daß dieſe Tatſachen und Beſtrebungen auf der Grund⸗ 
lage des wenig intenſiven Raubbaus entſtanden ſind und daß eine dichtere 
Bevölkerung einen intenſiveren Landbau verurſachen würde. Aber die arbeit- 
ſparende Maſchine, einmal eingeführt, wird eine dauernde Gr: 
rungenſchaft der Kultur bleiben, wenn ſie ſich auch an die Entwicklung 
der Verhältniſſe anzupaſſen haben wird. 
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Aber nicht nur der Landbau, die ganze Farm hat ihre Geſtalt geändert. 
Statt der Speicher ſehen wir Elevatoren, die längs der Eiſenbahnſtationen ſich 
erheben; die Anſiedlungen liegen fern voneinander und ſind nicht mehr geeignet, 
jene nachbarlich⸗trauliche, poetiſche Atmoſphäre herauszubilden, die das Leben 
in unſeren Dörfern noch heute umgibt. Der Farmer verläßt im Winter die 
Farm und zieht in die Stadt, die alle ſeine Bedürfniſſe befriedigt. Auch die 
Pſychologie des Farmers iſt eine ganz andere als die unſerer Bauern. Er 
arbeitet mit anderen Organen als unſer landwirtſchaftlicher Handarbeiter; ſeine 
Muße ſieht daher auch anders aus, und ſein ganzes Sinnen und Trachten 
ſchlägt andere Bahnen ein. Natürlich gab es noch andere Bedingungen, welche 
dieſe Tatſachen bewirkt haben. Den Landmann des Weſtens bindet keine Tra- 
dition an alte Sitten, Gebräuche und Kultur. Nicht als Sohn, ſondern als 
Ausbeuter des Bodens fühlt er ſich, dem alles gut iſt, was den Ertrag ſeiner 
Arbeit vermehrt. Geborener Unternehmer, iſt er gewöhnt, alle Für und Wider 
einer neuen Einrichtung ſogleich zu berechnen und ſich ihrer zu bedienen, wenn 
er ſie für gut befindet. Außerdem iſt er auch nicht durch Kleinheit ſeines 
Grundſtücks beſchränkt; die Durchſchnittsgröße einer Farm beträgt 140 Acres, 
und ſie bildet ſtets ein geſchloſſenes Rechteck, auf dem die Anwendung jeglicher 
Maſchine durchführbar iſt. Da iſt es in Europa anders, wo die Kleingüter 
unter 3 und 2 Morgen Fläche betragen; wo ſelbſt die Grundſtücke der Groß⸗ 
güter auseinanderliegen und wo man durch Tradition, billige Arbeitskraft, 
ſchlechte Kommunikation uſw. an alte Produktionsmethoden gebunden iſt. 

Und doch hat ſich auch Europa, wenn auch in kleinerem Maßſtab, die 
techniſchen Erfindungen dienſtbar gemacht. Zuerſt war es England, das die 
Bahn der Produktionsreform betrat; England folgten Deutſchland und Frank⸗ 
reich. Von den Maſchinen findet die Dreſchmaſchine die größte Anwendung, 
wogegen die Dampfpflugmaſchine weniger Verbreitung gefunden hat. Die 
Schwierigkeiten, die der Verbreitung des Dampfpflugs entgegentreten, ſind 
genugſam bekannt, eine der größten iſt, daß er ſich nur bei ſehr großen, ebenen 
Flächen lohnt. | 

Der Fortſchritt der Technik in den Ackerbaugeräten bildet eine höhere Wirt— 
ſchaftseinheit heraus, und jeder Phaſe der techniſchen Entwicklung auf dem Gebiet 
des Landbaus entſpricht ein ihr eigentümliches Flächenminimum für die ratio— 
nellſte Produktion. Daher kann die amerikaniſche Landwirtſchaft, wenn auch die 
Zeit der großen Bonanzafarmen vorüber iſt, nicht tief unter die Grenze ſinken, 
welche die Entwicklung der Ackerbaugeräte ihr anweiſt. Und in Europa bilden 
ſich demgemäß allmählich zwei Wirtſchaftstypen heraus, der eine, welcher des 
Dampfpflugs und der Dampfmaſchinen ſich bedient, der zweite, der die Spann⸗ 
kraft der Tiere noch lange in Anſpruch nehmen wird, bis Kooperation und 
Aſſoziation ihm die Anwendung von Maſchinen erleichtern werden. Organiſche 
Einheit und Organiſation ſtellt aber noch keiner dieſer Typen vor; erſt die 
Einführung der elektriſchen Kraft, die aus einer Zentralleitung nicht nur allen 
Teilen einer Großwirtſchaft, ſondern vielen kleineren Wirtſchaften zufließt und 
ſie in Abhängigkeit voneinander bringt, wird jenen höheren organiſchen Typus 
herausbilden, den heute eine Fabrik darſtellt. 

Den beiden Wirtſchaftstypen im Landbau entſprechen auch verſchiedene 
Typen der Landbevölkerungsdichtigkeit. Es bilden ſich Gegenden dichterer und 
ſolche dünnerer Bevölkerung heraus, Gegenden erheblichen Bevölkerungs- 
zuwachſes und ſolche der Entvölkerung infolge von Abwanderung. 
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Zwei entgegengeſetzte Tendenzen zeigt auch die Entwicklung in bezug auf die 
Anwendung von Lohnarbeitern. Die Steigerung der Intenſität des Landbaus 
macht die Zahl der erheiſchten Arbeiterhände wachſen, die Anwendung von 
Maſchinen drückt dieſe Zahl herab. Die Entwicklung der Agrarverhältniſſe 
reduziert im Wege der Teilung die Durchſchnittsgröße der Bauernanſiedlung, 
deren Eigentümer genötigt werden, Arbeit bei reicheren Nachbarn zu ſuchen, und 
vermehrt in letzter Linie die Reihen des beſitzloſen Proletariats; die Einführung 
intenſiverer Landbaumethoden gibt dieſen Scharen Gelegenheit zur Arbeit, aber die 
Einführung von Maſchinen vermindert dieſe Gelegenheit. Die letzte Konſequenz 
der Betätigung dieſer Faktoren iſt die Abwanderung der Bevölkerung aus den 
Gegenden der Latifundien. Die Latifundien geben zur Saiſon vielen Händen 
Arbeitsgelegenheit, aber nach der Saiſon finden dieſe Leute keine Beſchäftigung. 
Not und Elend ſind alſo Reſultat dieſer Gegenſätze. Die Bevölkerung, die nicht 
Hungers ſterben will, wandert in die induſtriellen Diſtrikte aus, und die Zurück⸗ 
bleibenden leiden Not. So entſteht das doppelte Schauſpiel: einerſeits Arbeiter⸗ 
mangel, andererſeits übervölkerung. Der Arbeitermangel nötigt die Gutsherren 
wieder, vervollkommnete Maſchinen einzuführen, und ſo ohne Ende. Die Folgen der 
Maſchine als Erzeugerin einer relativen Übervölkerung erſcheinen alſo auf dem 
Gebiet des Landbaus in einer charakteriſtiſchen Form infolge des Saiſon⸗ 
charakters der Landarbeit. Dieſe Saiſonarbeit erfordert ſelbſt bei geſichertem 
Abſatz eine ſtete Reſervearmee im Winter, welche in Amerika in der Stadt, in 
Europa auf dem Lande ſich aufhält. 

Die Tatſache, daß die Maſchine in letzter Linie das Land entvölkert und 
das Zentrum des Lebens in die Stadt verlegt, erzeugt der Maſchine ſo viele 
Gegner und verleitet auch die „Theorie“, welche ſich den Klaſſenintereſſen zur 
Verfügung ſtellt, die Bedeutung der Maſchine für die Landwirtſchaft in Abrede 
zu ſtellen. Es wird hervorgehoben, daß die Entwicklung der Landproduktion 
eigentlich auf dem Gebiet der agronomiſchen Chemie liege und daß mit deren 
Hilfe auch der Spaten die größten Reſultate erzeugen würde. Nun kann zwar 
nicht geleugnet werden, daß nicht alle Erfolge der Produktivitätserhöhung den 
verbeſſerten Bodenbearbeitungsmethoden zuzuſchreiben find; doch iſt nicht minder 
wahr, daß der Dampfpflug, indem er die Tiefkultur ermöglicht, die Ergiebig⸗ 
keit ganzer Ackerflächen hebt, daß die mechaniſchen Saatmaſchinen Samen 
ſparen uſw. Nur die Tatſache, daß unſeren Landwirten die Zeit ſo billig iſt, 
hält ſie davon ab, arbeitſparenden Maſchinen die große Bedeutung zu⸗ 
zuerkennen und dieſelben einzuführen, wenn ihre Anſchaffung einen Kapital⸗ 
aufwand erfordert. Aber das wird nicht immer der Fall ſein. Der Bauer 
wird nicht immer auf Koſten ſeiner Freiheit und Muße die Maſchine meiden. 
Die Einführung der Maſchine kann noch andere Folgen haben. Die Maſchine 
erfordert weniger Spannvieh, ſie vermindert daher den Viehſtand der Wirt⸗ 
ſchaft, was die Heranziehung von Grasland zum Getreidebau bewirken kann. 
Der Viehmangel wieder drängt den Wirt, künſtlichen Dünger anzuwenden, und 
verwandelt den Ackerbau in einen Zweig der angewandten Chemie. 


3. Die weiteren Urſachen der Umgeſtaltung des Agrarwefens. 


Einen enormen Einfluß auf die Umgeſtaltung der Austauſchmethoden und 
daher auch der Landwirtſchaft übte die Entwicklung der Kommunikationen aus. 
Die Vollendung des Suezkanals, die Vervollkommnung der Schiffahrt, die 
Ausbauung der Bahnnetze und die Verbilligung der Tarife erleichterten und 
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beſchleunigen nicht nur die Ein⸗ und Ausfuhr von Landprodukten, ſondern auch 
die Spezialiſierung des Landbaus. So bildet ſich allmählich der Weltwirtfchafts- 
organismus heraus, deſſen einzelne Teile voneinander in Abhängigkeit geraten, 
ſo daß die Entwicklung der Landwirtſchaft im Ausland und ſogar in fremden 
Erdteilen uns nicht mehr gleichgültig iſt. Infolge der Entwicklung der Kom— 
munikation und der Spezialiſation wird in vielen Ländern die Kultur ver- 
ſchiedener Pflanzengattungen aufgegeben, andere werden auf gegebenen Terri— 
torien zentraliſiert. 

Dieſe Spezialiſierung der Produktionsaufgaben der verſchiedenen Länder, 
die Einteilung der letzteren in Induſtrieſtaaten und Ackerbauſtaaten und die 
Spezialiſierung innerhalb derſelben ſowie die Abhängigkeit, in welche die 
Staaten infolgedeſſen voneinander geraten, kann ſie in große Gefahr bringen. 
Aber es fällt heute niemand ein, dieſer Gefahr, welche England ſchon zu fühlen 
bekam, als es noch kaum 9 Prozent ſeines Getreidebedarfes mit ausländiſchen 
Produkten deckte (im Jahre 1812), durch ein einfaches Zurück auf die ehemalige 
Vielſeitigkeit im Landbau entgegenzuwirken. 

Von allen oben angeführten Urſachen hat aber keine die alten Verhältniſſe 
ſo gründlich aufgelöſt, nichts die Landleute aus ihrer alten Routine und ihren 
Traditionen ſo ſehr aufgeſchreckt, wie die überſeeiſche Konkurrenz. Sie kam ganz 
unverhofft, wenn auch dem ſcharfen Auge ihr Nahen nicht entgangen war, und 
ſtürzte ſich gleich einem Bergſtrome auf unſere Landwirte. Das überſeeiſche Ge— 
treide ergoß ſich über unſere Märkte im Jahre 1879, gerade in dem Augenblicke, 
wo man infolge der Ernteausfälle eine erhebliche Preiserhöhung erwartete. Es 
ſtrömte zuerſt von den Weizenzentren am roten Fluſſe herbei, wo es genügte, 
wie man ſagte, den Boden nur leicht mit der Pflugſchneide zu kitzeln, damit 
er uns dankbar mit hochwogendem Getreide entgegenlächle. Später ſandten 
Oſtindien, Argentinien, Auſtralien ihre großartigen Ladungen; da erſt wurde 
der Ernſt der Situation begriffen und die geſunkenen Getreidepreiſe nicht als 
vorübergehende Erſcheinung angeſehen. Die große Menge des überſeeiſchen 
Getreides und die Regelmäßigkeit ſeines Erſcheinens auf dem Markte ohne 
Rückſicht auf die Jahreszeiten, nach denen der Getreidepreis ſich früher richtete, 
ſenkten den Preis gewaltig und regelten ihn verhältnismäßig, indem ſie der 
Spekulation auf Getreidemangel die Gelegenheit abſchnitt. Der Preisfall faſt 
ſämtlicher Landprodukte infolge der überſeeiſchen Konkurrenz iſt enorm. Die 
engliſche Kommiſſion zur Erforſchung der Agrarkriſis konſtatierte, daß zwiſchen 
1874 bis 1893 der Weizen um 50 Prozent, Hammel- und Rindfleiſch um 20 bis 
40 Prozent, Schweinefleiſch um 10 Prozent, Wolle um 5 Prozent, Milch und 
Butter um 33 Prozent, Kartoffeln um 20 bis 30 Prozent im Preiſe geſunken 
ſeien. Und wenn wir noch bedenken, welch große Flächen noch unbebaut 
liegen, die jeden Augenblick herangezogen werden können, ſobald der Preis 
die Tendenz zeigt, zu ſteigen, ſo müſſen wir die überſeeiſche Konkurrenz 
noch auf lange Jahre hinaus als ſteten Faktor unſerer landwirtſchaftlichen 
Verhältniſſe in Berechnung ziehen und die landwirtſchaftliche Politik ihm an⸗ 

aſſen. 

: Aber nicht nur die große Ausdehnung der Anbaufläche hat die Vermehrung 
der landwirtſchaftlichen Produkte hervorgebracht. Auch die Produktivität der 
Arbeit iſt bedeutend geſtiegen. Ergab ein Hektar zum Beiſpiel in Frankreich 
im Jahre 1820 bis 1830 11 Hektoliter Weizen, ſo ſtieg dieſer Durchſchnitt im 
letzten Jahrzehnt auf 15 Hektoliter. Die Ergiebigkeit auf allen Gebieten der 
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landwirtſchaftlichen Urproduktion und der Verarbeitung iſt geſtiegen, während 
das Tempo des Bevölkerungszuwachſes nicht nur in Frankreich, das ſogar 
einer Entvölkerung entgegenzugehen ſcheint, ſondern, wie die Statiſtik zeigt, in 
allen europäiſchen Ländern geſunken iſt. 

Dieſer Niedergang der Menſchenvermehrung iſt eine neue Erſcheinung in 
der Geſchichte des Induſtrialismus. Zeichnen ſich die erſten Phaſen der indu⸗ 
ſtriellen Entwicklung durch eine gewaltige Bevölkerungszunahme aus, ſo erfolgt 
die oben erwähnte Wendung mit der Entwicklung der Arbeiterorganiſationen 
und des höheren Bedürfnisniveaus der Bevölkerung. Es folgt das Bevölkerungs⸗ 
vermehrungstempo den ſozialen Verhältniſſen, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß die zukünftige Entwicklung unſere heutigen Berechnungen Lügen ſtrafen 
wird, wie es die heutigen Verhältniſſe für die Malthuſianiſchen Berechnungen 
bereits getan haben und noch tun werden, wenn die Verbeſſerung der Raſſen 
der Pflanzen und Tiere noch weitere Fortſchritte machen und die verbeſſerten 
Dungmittel, die Anwendung der Chemie und der Ergebniſſe der Bakteriologie 
die Erträgniſſe der Arbeit noch ſteigern werden. 

Mit der Malthuſianiſchen Bevölkerungstheorie erhält auch die Theorie vom 
abnehmenden Bodenertrag einen gewaltigen Stoß zugunſten einer Theorie des 
bis zu einer gewiſſen Sättigungsgrenze, die für unſere Nachkommen noch lange 
nicht zu erreichen ſein wird, ſtets wachſenden Bodenertrags. Wir können 
alſo die Sorge darum, was ſpäter ſein wird, getroſt dem erfinderiſchen Geiſte 
unſerer ſpäten Nachfolger überlaſſen. 


4. Der Weltgetreidehandel. 


Der Weltgetreidehandel und überhaupt der Welthandel mit Landbau⸗ 
produkten hat auf die Entwicklung der europäiſchen Landwirtſchaft einen großen 
Einfluß ausgeübt, indem er den ruhigen Verlauf der Umwandlungen, welche 
die induſtrielle Entwicklung Europas allein bewirkt hätte, vielfach beſchleunigte, 
durchkreuzte oder aufhob. Dieſer Handel erfährt ſelbſt eine Entwicklung in dem 
Maße, als die Getreidemaſſen wachſen, die er zu befördern hat. Zwar haben 
wir es noch heute mit Provinzial- und Landesmärkten zu tun, aber über ſie 
und ſie beeinfluſſend erhebt ſich der Weltmarkt. Dieſe Zentraliſation des Ge⸗ 
treidehandels iſt aber wieder ein Hebel von Fortſchritten und von Erſparniſſen. 
Auf den großen Börſen werden große Getreidepartien gehandelt, die ein Gut 
zum Beiſpiel nicht zu liefern imſtande wäre. Manche Börſen haben denn 
auch Minimalmengen feſtgeſtellt, unter welchen keine „Schlüſſe“ gemacht 
werden. Sie betragen zum Beiſpiel für Paris 25000 Kilogramm, für London 
25000 Pfund, für New York 16000 Buſhel uſw. Können aber nur ſolche 
Partien auf den Weltmarkt gelangen, ſo muß für die Aufbewahrung des 
Getreides geſorgt werden, und die Aufbewahrungsmethoden erfahren nicht 
minder eine unerhörte Umwälzung. Natürlich geſchieht auch dies zuerſt und 
am meiſten dort, wo die Entwicklung nicht von der Tradition gebunden wird, 
in Amerika. | 

So kennt die amerikanische Landwirtſchaft faſt keine Speicher auf den Gütern, 
ſie lagert vielmehr alles zum Verkauf beſtimmte Getreide in die längs der 
Bahnlinie befindlichen Elevatoren ab, von denen es zu den Häfen und nach 
Europa befördert wird. | 

Eine intereſſante Erſcheinung, ebenfalls eine unmittelbare Folge dieſer 
großen Transaktionen, iſt die „Vereinheitlichung“ des Getreides, das auf den 
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Weltmarkt gelangen ſoll. Auf dem europäiſchen Kontinent, wo der Boden in 
kleine Parzellen geteilt iſt und nicht nur infolge ſeiner natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit, ſondern infolge der verſchiedenen Kultur, Tradition, ökonomiſchen und 
ſozialen Verhältniſſe ſehr verſchiedene Ernten gibt, kann das Getreide den An— 
forderungen des Weltmarktes nicht nachkommen. Daher „macht“ ſich der 
Zwiſchenhändler, der das Getreide zuſammenkauft, die „Ware“ ſelbſt. Da ſie 
auf dem Markte nach „Typen“ und „Nomenklatur“, nach Gattungsgewicht uſw. 
gehandelt wird, nimmt er eine Miſchung der verſchiedenen Gattungen vor, um 
die erforderten Typen zu erhalten. Dieſe Tatſache fördert ganz eigentümliche 
ſoziale Situationen zutage. Die Lage des armen unwiſſenden und ratloſen 
Bauern ausnutzend, zahlt der Zwiſchenhändler deſſen Getreide billiger, um das 
beſſere Getreide des Gutsherrn für die „Miſchung“ ſogar überzahlen zu können; 
und er zwingt ſo den Bauern, in dieſer „modernen“ Weiſe dem Gutsherrn 
ſeinen Tribut zu zahlen. Dieſe Verſchiedenheit des europäiſchen Getreides iſt 
auch noch eine Urſache mit, warum die Inſtitution der Elevatoren in Europa 
nicht Fuß faſſen konnte, während in Amerika 90 Prozent des Getreides durch 
die Elevatoren auf den Markt ſtrömten. 

Dieſe gewaltigen Getreideſtröme fließen nominell durch die Börſen, welche 
in ihren Mauern allen über die unmittelbaren Bedürfniſſe der Gegend hinaus— 
laufenden Umſatz zentraliſieren. 

Die heutige Börſe iſt weit davon entfernt, nichts als die Reſultante der 
ſich kreuzenden Wirtſchaftskräfte zu ſein. Die Fäden dieſer Kräfte laufen in 
den Händen der Machthaber des Marktes zuſammen, und am häufigſten ſind 
es dieſe, welche den Preis diktieren. Natürlich können ſie dieſe Macht nur 
bis zu einem gewiſſen Grade üben, aber er genügt, den Landmann zu unter— 
drücken. Dazu vereinigen ſich die Börſen, die Elevatoren, die in den Händen 
von Aktiengeſellſchaften ſich befinden, und die Müllereien; alle müſſen ſie 
das Getreide vom Landmann billig erſtehen, um in Europa erfolgreich zu 
konkurrieren. Daher werden die Preiſe oft künſtlich herabgedrückt, um, nach 
dem der Landmann geprellt wurde, wieder in die Höhe getrieben zu werden, 
damit nunmehr der Konſument den Machthabern des Handels ſeinen Tribut 
zahle. | 

Aber weder Unterdrückung der Landleute noch die Spekulation und der 
Schwindel ſind notwendige Kennzeichen der Börſe, und das deſto weniger, je 
mehr die Börſe die tatſächliche Krönung der exiſtierenden Produktions-, Auf⸗ 
bewahrungs⸗ und Transportverhältniſſe des Landes iſt. 

Der große Umſchwung im Vermittlungsmechanismus vollzog ſich nicht nur 
auf dem Gebiet des Getreidehandels. Im Fleisch, Butter, Käſe⸗ und Eier⸗ 
handel, überall auf dem Gebiet des Landproduktenaustauſches ſehen wir die⸗ 
ſelbe Tendenz, die alten Formen durch neue, möglichſt einfache zu erſetzen. Und 
wenn dieſe Einrichtungen den Landmann jetzt bedrücken, ſo bedeuten ſie doch 
einen großen Fortſchritt gegenüber den alten Formen. Anſtatt ſie alſo auf— 
zuheben, wird er ſich ihnen anzupaſſen ſuchen, wie er ſchon heute verſucht, der 
Zentraliſation des Handels die Kooperation der einzelnen Verkäufer entgegen⸗ 
zuſtellen. 
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Das Ende der Internationale in England. 
Von Guſtar Jaeckh. f 


Zweimal iſt der Verſuch mißlungen, eine ſelbſtändige Arbeiterpartei in Eng⸗ 
land zu gründen. Der erſte Verſuch war die Chartiſtenbewegung, der zweite 
Verſuch fällt in die letzten Zeiten der Internationale. 

Die näheren Umſtände, unter denen die Gründung einer engliſchen Arbeiter⸗ 
partei im Jahre 1871 unternommen wurde, welche Erfolge und Mißerfolge ſie 
hatte und unter welchen Einflüſſen der Verſuch ſchließlich mißlang, ſind in der 
Geſchichte der Arbeiterbewegung noch wenig geklärt. Die landesübliche Legende iſt 
etwa die, daß die berühmte engliſche Prüderie, in der Bourgeoiſie ſowohl als auch 
in Arbeiterkreiſen, an der Verteidigung der Kommune durch die Internationale 
Anſtoß genommen habe, daß daraufhin die Trade Union-Chefs aus dem 
Generalrat der Internationale demonſtrativ ausgetreten ſeien, daß ſich damit 
auch die Trade Unions von der Internationale zurückgezogen hätten und in⸗ 
folgedeſſen die Gründung der engliſchen Arbeiterpartei, die nach dem Beſchluß 
der Londoner Konferenz im September 1871 ſich als engliſche Föderation mit 
einem eigenen Föderalrat konſtituieren ſollte, von Anfang an ein verfehltes 
Unternehmen geweſen ſei. 

An dieſer ganzen Darſtellung iſt ſo viel richtig, daß zwei Trade Union⸗ 
Führer, die allerdings ſeit den erſten Tagen der Interngtionale im Generalra 
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ich-ihren Austritt aus dem Generalrat erklärten. es andere iſt 

Legende. Odger, der Schuhmacher, der eine parlamentariiche Laufbahn ein⸗ 

ſchlagen wollte und bereits viermal zu Nachwahlen kandidiert hatte, und 
Lucraft, der Tiſchler, der im Londoner Schulrat ſaß und dem in der „Daily 

-Neus borgewckfer Wurde daß er, der Unterzeichner der Adreſſe des General⸗ 
rats über die Kommune, an der Seite von Lord Lawrence in einer metropoli⸗ 
taniſchen Inſtitution ſitze, traten aus dem Generalrat der Internationale aus, 
als die politiſche Hochflut, die den Trade Unionismus der ſechziger Jahre ge⸗ 
kennzeichnet hatte, allmählich abflaute und die Trade Union⸗Führer durch die 
Lex Bruce im Frühſommer 1871 ihre Gewerkſchaftskaſſen legaliſiert ſahen. Die 
Odger und Lucraft waren in den ſechziger Jahren die Hauptvertreter der 
politiſchen Richtung im Trade Unionismus geweſen; fie hatten die Gemerf- 
ſchaften zu der Wahlreformbewegung auf die Beine gebracht, und nachher 
hielten ſie ſie durch die Verteidigung gegen die Angriffe der Gerichte auf die 
Legalität der Gewerkſchaften und der Kaſſen in Atem; in allen dieſen Kämpfen 
hatten ſie an der Internationale einen ſtarken Rückhalt gefunden. Mit der 
Annahme der Lex Bruce durch das Parlament waren die Gewerkſchaftskaſſen 
unter Dach, und die Internationale hatte für den grundſatzloſen Opportunis⸗ 
mus dieſer Trade Union⸗Staatsmänner ihren Wert verloren. 

Übrigens war dieſer Rücktritt der beiden ihre eigene Sache, nicht Trade 
Union⸗Sache. Applegarth, der Vorſitzende des vereinigten Zimmererverbandes, 
blieb noch bis vor dem Kongreß im Haag im Generalrat der Internationale 
und hat die Adreſſen des Generalrats gegen Cochrane, gegen den Universal 


1 Siehe „Daily News“ vom 26. Juni 1871. 
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Federal Council und die Scissions Prétendues noch mitgezeichnet.. Und, was 
weit wichtiger iſt, gerade im Sommer und Spätjahr des Jahres 1871 trat in 
der engliſchen Trade Union⸗Bewegung ein ſpontaner Aufſchwung ein, der von 
der Provinz ausging, ſich im Neunſtundentag ein praktiſches Ziel ſetzte und 
über die Köpfe der Gewerkſchaftsführer hinwegging. Es war das jene Be— 
wegung, die bei den Maſchinenbauern in Sunderland anfing, zu dem großen 
Streik der Maſchinenbauer in Neweaſtle führte und dann ihren Weg durch 
ganz England, Schottland und Irland machte. Burnett, der junge, begabte 
Führer der Neunſtundenliga, ſprach damals im Generalrat der Internationale 
vor und erbat ſich deſſen Eingreifen, um die Einfuhr deutſcher, belgiſcher und 
däniſcher Arbeitskräfte fernzuhalten.“ Auch in Glasgow, wo die Kupferſchmiede 
um den Neunſtundentag kämpften, gelang es dem Generalrat, durch ſeine inter: 
nationalen Beziehungen die Zufuhr von Streikbrechern zu unterbinden. In 
dieſer ganzen großen Bewegung, die gegen den Willen der Trade Union-Chefs 
ausgebrochen war und der ſie noch monatelang halb feindſelig gegenüberſtanden, 
arbeiteten die Trade Unions der Provinz mit dem Generalrat Hand in Hand, 
und der Erfolg war die Gründung zahlreicher Sektionen der Internationale in 
Mancheſter, Liverpool, Nottingham, Dundee, Glasgow, Edinburg, Aberdeen, New— 
caſtle, Woolwich, Birmingham, Hull, Halifax, Sheffield, Plymouth, Leeds, Birken⸗ 
head, Buckfaſtleigh, Grimbsby, Hinckley, Loughborough, Middlesborough, ſowie 
vieler neuer Sektionen in London und Umgebung, endlich der kollektive An— 
ſchluß zahlreicher Trade Unions in der Provinz und die Anknüpfung wertvoller 
Verbindungen in weiteren Städten, wo ſich ſpäter noch Sektionen bildeten. 
Auf dem Kongreß in Nottingham im Juli 1872, wo die engliſche Arbeiter— 
partei konſtituiert wurde, muſterte die Internationale Sektionen aus allen 


Induſtrieſtädten Großbritanniens; in den Induſtriezentren wie Mancheſter, 


Nottingham beſtanden ſogar drei und vier Sektionen und mehrere kollektiv an— 
gegliederte Trade Unions. Faſt dieſer ganze Beſtand war die Frucht einer 
Agitation, die im Jahre 1870 eingeſetzt hatte und deren Erfolge erſt in dem 
Jahre nach dem Falle der Kommune zur Reife kamen. 

Die Abkehr der Trade Unions und der engliſchen Arbeiterkreiſe von der 
Internationale und der engliſchen Föderation, alſo der jungen engliſchen 
Arbeiterpartei, begann erſt nach dem Haager Kongreß, genauer nach der Spal- 
tung der engliſchen Föderation am 26. Januar 1873, die mit den Vorgängen 
des Haager Kongreſſes in Zuſammenhang ſteht. Und es waren viel weniger 
die engliſchen Arbeitermaſſen, die durch ihre Zurückhaltung gegenüber einer 
ſelbſtändigen engliſchen Arbeiterpartei dieſe zum Mißerfolg verurteilt hätten, 
als das politiſche Ungeſchick und die grobe perſönliche Taktloſigkeit einiger ehr⸗ 
geizigen Führer der neugegründeten Partei. John Hales, der ein tüchtiger, 
gewandter Agitator, aber ein ſchlechter Politiker war, hatte bereits auf dem 
Kongreß in Nottingham Anträge eingebracht, die ein Zuſammengehen der eng- 


lliſchen Föderation mit den anderen Föderationen, alſo über den Kopf des 


1 Danach wären die Angaben Bachs in der „Neuen Zeit“, XXI, 2, S. 21, zu ver— 
beſſern. 

2 „Eastern Post“ vom 12. Auguſt 1871. Karl Marx erwiderte Burnett, es ſei das 
Unglück der Trade Unions, daß fie ſich in ruhigen Zeiten gern der Internationale fern— 
halten und nur in Fällen der Not ſich ihrer erinnern. Wenn die Maſchinenbauer der Inter— 


nationale angeſchloſſen geweſen wären, ſo hätte man die Zufuhr ausländiſcher Arbeiter von 


vornherein unterbinden können. 
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Generalrats hinweg, bezweckten, und auf dem Haager Kongreß kokettierten die 
engliſchen Vertreter Eccarius, Mottershead, Roach und Hales ganz ungeniert 
mit den Todfeinden des Generalrats und der Internationale, mit den Baku⸗ 
niſten. Die Verlegung des Generalrats nach New Pork, die die Eccarius, 
Jung, Mottershead, Roach — Hales war ſchon im Auguſt als Generalſekretär 
ſuspendiert worden — aller amtlichen Autorität entkleidete, führte vollends zum 
Bruche zwiſchen Marx und Engels einerſeits und der großen Mehrzahl der 
alten Generalratsmitglieder andererſeits, die nun den engliſchen Föderalrat zu einer 
Kampfpoſition gegen Marx und Engels organiſierten und den engliſchen Föderalrat 
zum Mittelpunkt einer neuen Internationale zu machen ſuchten. Zu dieſem 
Zwecke hatten ſich die Hales und Genoſſen heimlich mit den übrigen Sezeſſio⸗ 
niſten, den Juraſſiern, den Spaniern, den Belgiern, abgeſprochen, und als dieſe 
Föderationen die Beſchlüſſe des Haager Kongreſſes verworfen hatten, machten 
die Hales und Genoſſen ihren großen Staatsſtreich: ſie beriefen als „Majo⸗ 
rität“ des Föderalrats ebenfalls einen Sezeſſioniſtenkongreß in London ein, der 
die Beſchlüſſe des Haager Kongreſſes verwarf und darum mit den übrigen 
abtrünnigen Föderationen aus der Internationale ausgeſchloſſen wurde. Die 
näheren Umſtände dieſes Kongreſſes ſind bereits in der „Neuen Zeit“ erzählt 
worden; ich kann mich alſo hier darauf beziehen (ſiehe „Neue Zeit“, XXI, 2, 
S. 27 ff. und S. 43 ff.). 

Es liegt auf der Hand, daß dieſe Spaltung in der jungen Föderation auch 
die der Internationale treu bleibende Fraktion, die jetzt als einziger und wirk⸗ 
licher Föderalrat, mit Leßner und Weiler an der Spitze, die Leitung in die 
Hand nahm, in den Augen der engliſchen Arbeiterſchaft ſchwer ſchädigen mußte. 
Den Hauptſchaden hatten ja wohl die Sezeſſioniſten ſelbſt; die großen Sek⸗ 
tionen in Nottingham, Mancheſter, Birkenhead, Halifax, Middlesborough, 
Hull uſw., ſowie die Sektionen in der Nähe von London, die Weſt⸗End⸗, die 
South Lambeth-Sektion und viele andere mehr hielten treu zur Sache, und im 
„Exekutivkomitee“ der Sezeſſioniſten bekümmerte man ſich überhaupt kaum noch 
um die engliſchen Angelegenheiten und wollte lieber wieder Generalrat ſpielen. 
Jung, deſſen Mandat im Föderalrat von der Middlesborough⸗Sektion, die ihn 
delegiert hatte, ſofort nach ſeinem Abfall vernichtet worden war, machte den 
Vorſchlag, mit allen Richtungen zu paktieren, die ehrliche Arbeiterbewegungen 
oder demokratiſche Bewegungen ſeien, um jo das in Arbeiterkreiſen ver- 
lorene Terrain durch Zuwachs aus bürgerlichen Kreiſen zu kompenſieren. 
Im übrigen freute er ſich königlich, daß der Föderalrat in direkter Beziehung 
zu ſechs Föderationen ſtand und dadurch eine beſſere Poſition hatte als je 
zuvor.“ 

Die erſten Anzeichen einer Verſchlechterung der Poſition der jungen Arbeiter⸗ 
partei kamen aus Trade Union⸗Kreiſen. Der Londoner Trades Council, der. 
einſt, als noch Odger, Lueraft, Applegarth und Genoſſen dort ihren Stützpunkt 
fanden, mit dem Generalrat die intimſten Beziehungen gepflogen hatte, lehnte 
es jetzt kategoriſch ab, einen Delegierten des Britiſchen Föderalrats bei ſich 
aufzunehmen, mit der Begründung, daß dieſe Organiſation in ſeinen Augen 
keine richtige Arbeitervereinigung jei.” Auch als der Föderalrat ſich wenige 
Tage nachher um Hilfe für die Genfer Goldarbeiter, die um den Neunſtunden⸗ 


1 „Eastern Post“ vom 29. März 1873. 
2 „International Herald“ vom 12. April 1873. 
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tag kämpften, an den Londoner Trades Council wandte, wurde jede Unter: 
ſtützung abgelehnt; der Council erklärte ſich einzig bereit, ſtatiſtiſche und andere 
Informationen mit dem Föderalrat auszutauſchen.! Wohl aber griff der 
Föderalrat energiſch und mit Erfolg ein, als bei einem Streik bei Siemens 
Brothers in Woolwich wiederum deutſche Arbeiter als Streikbrecher importiert 
werden ſollten, und gewann ſich dadurch großes Anſehen in der Provinz. Die 
größte Schwierigkeit, die die Internationale und damit auch die junge Partei 
überall bei den Trade Unions vorfand, war das Widerſtreben der Gewerk— 
ſchaftsführer, der Beamten. In einer ſpäteren Sitzung des Föderalrats, in 
der es ſich um die Unterſtützung der Londoner Bauarbeiter handelte, wurde es 
ausgeſprochen, daß es ſtets die Gewerkſchaftsſekretäre ſeien, die ſich zwiſchen 
die Internationale und die Gewerkſchaften ſtellen. 

An Rührigkeit und Umſicht ließ es der britiſche Föderalrat gewiß nicht 
fehlen. Er gab ſich die größte Mühe, die Gewerkſchaften für den Gedanken 
internationaler Trade Unions — ein Beſchluß der Londoner Konferenz und des 
Haager Kongreſſes — zu gewinnen und verbreitete unter ihnen ein Zirkular, 
das heute noch als eine Muſterleiſtung großzügiger Gewerkſchaftspolitik gelten 
kann. Allein der Befähigungsnachweis der jungen Partei lag auf politiſchem 
Gebiet und hier wollte es nicht vorwärts gehen. Zwar die Sektionen nahmen 
zu; in der Agitation und Organiſation wurde das Menſchenmögliche geleiſtet. 
Es muß jedoch auffallen, daß auf dem zweiten Kongreß der engliſchen Föderation 
in Mancheſter nur das Programm von Nottingham wiederholt wurde, daß 
man aber völlig vergaß, ein Aktionsprogramm für die Wahlen, die im Früh: 
jahr 1874 bevorſtanden, zu entwerfen. Das einzige, was hier geſchah, war 
die Beſtimmung eines Komitees, das die Aufgabe hatte, den Kandidaten die 
hauptſächlichſten Grundſätze der Internationale vorzulegen und beſtimmte 
Fragen für die Kandidaten zu formulieren.“ Der Erfolg war denn auch da— 
nach: als Maltman Barry im Auftrag des Komitees bei einem Kandidaten 
in Marylebone (London) vorſprach und dieſem ſeine Fragen vor deſſen Wahl— 
rede ſchriftlich vorlegte, mit der Bitte, ſich in ſeiner Rede darüber zu äußern, 
ignorierte der Kandidat dies vollſtändig, und als ihn Barry nachher um 
Aufklärung erſuchte, erbot er ſich, die Fragen in einem Privatbrief zu beant— 
worten.“ 

Man geht wohl nicht fehl, wenn man als Grund dieſer Zurückhaltung bei 
der Wahlbewegung von 1874 den Mangel an finanziellen Mitteln in Rechnung 
ſtellt. Bekanntlich haben in England die Parteien oder, genau genommen, 
die Kandidaten die ſehr hohen Koſten des Wahlgeſchäfts aufzubringen, ſo daß 
es den Arbeitern aufs äußerſte erſchwert iſt, ſelbſtändig mit Kandidaten auf⸗ 
zutreten. Zwar die Trade Unions ſtellten bei dieſen Wahlen nicht weniger als 
13 Arbeiterkandidaten auf und brachten auch die beiden leitenden Beamten 
der Bergarbeiter⸗Union, Alexander Macdonald und Thomas Burt, ins Parla⸗ 
ment. Allein den Trade Unions, die ſeit dem Jahre 1871 in ihrem Labour 
Representation Comittee eine gemeinſame Organiſation für parlamentariſche 
Angelegenheiten hatten, ſtanden reichliche Mittel zur Verfügung, während der 
britiſche Föderalrat, nicht zum wenigſten infolge von Unregelmäßigkeiten einiger 


1 „International Herald“ vom 19. April 1873. 

2 „Eastern Post“ vom 20. Juli 1873. 

3 „Eastern Post“ vom 17. Auguſt und 26. Oktober 1873. 
„Eastern Post“ vom 8. November 1873. 
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zweifelhafter Mitglieder, über größere Mittel nicht verfügte. Man wollte ſich 
darum mit der Verpflichtung bürgerlicher Kandidaten auf einige leitende Grund⸗ 
ſätze behelfen und gab ſich damit natürlich völlig in deren Hände. Die Wahlen 
von 1874 mußten die Lebensfähigkeit der jungen Partei erweiſen; mit ihrem 
erſt „durch die Verhältniſſe erzwungenen“ Verzicht auf ſelbſtändige Kandidaturen 
entkleidete ſie ſich der Funktion einer Arbeiterpartei, und der britiſche Föderal⸗ 
rat wurde wieder, was die Internationale geweſen war, eine Propaganda⸗ 
geſellſchaft. 

Die Wahlen von 1874 brachten das liberale Kabinett Gladſtone zu Fall. 
Das war ein indirekter Erfolg des Trade Unionismus, der durch die Auf⸗ 
ſtellung ſeiner Kandidaturen den Liberalen Abbruch getan und ſo mittelbar zu 
einer Mehrheit der Konſervativen beigetragen hatte. 

Das Jahr 1873/74 bedeutet überhaupt einen Höhepunkt des Trade Unio⸗ 
nismus, der damals eine Landarbeiterbewegung organiſierte und einen Augen⸗ 
blick Miene machte, eine politiſche Maſſenbewegung gegen die Bourgeoiſie zu 
entfeſſeln. 

Das neue Torykabinett erkannte die Macht, die in dieſer Bewegung lag, 
und kam den Trade Unions durch Abſchwächung der Ausnahmegeſetze gegen 
Streikexzeſſe entgegen. Zugleich wurde damals der Grund gelegt zu den 
gemiſchten Arbeitsämtern, der gleitenden Lohnſkala und allen den ſchönen 
Einrichtungen, durch die die Trade Unions praktiſch und theoretiſch auf die 
Sprengung des Lohnſyſtems verzichteten und ſich der politiſchen Okonomie der 
Bourgeoiſie anpaßten. 

Es iſt zu bedauern, daß in dieſem kritiſchen Moment, bei den allgemeinen 
Wahlen von 1874, die junge engliſche Arbeiterpartei durch ihre Spaltung und 
ihre Mittelloſigkeit zur Erfolgloſigkeit verurteilt war. | 

Es war nicht ausſichtslos, die radikalen Beſtrebungen in der Provinz über 
den Kopf der Trade Union⸗Chefs hinweg durch eine politiſche Organiſation 
zu Wahlerfolgen zu führen. Allein dann mußte dieſe Organiſation von An⸗ 
fang an geſchloſſen ſein und der engliſchen Arbeiterſchaft die ganze Autorität 
der Internationale repräſentieren. 

Ein geſpaltener Föderalrat, deſſen Fraktionen ſich ſelbſt, befehden en gab 
dem Widerſtand der Trade Union-Chef3 eine gefährliche Waffe gegen dieſe 
politiſche Organiſation in die Hand. 

Es gab in London ſo viele Vereinigungen, die von der Internationale 
abgeſprengt waren und einen erbitterten Krieg gegen ſie führten; wie ſollten 
die Maſſen der engliſchen Arbeiter entſcheiden, welche von allen dieſen die 
wahre Internationale repräſentierte? 

Wenn der zweite Verſuch, eine engliſche Arbeiterbewegung zu Grace 
geſcheitert iſt, jo liegt alles, ſoweit perſönliche Umstände in Betracht kommen, 
einzig und allein an der Schuld der Führer, der Hales, Mottershead, Jung, 
Eccarius und Genoſſen, die ihre Verärgerung aus den Zeiten des alten Ge⸗ 
neralrats in die junge britiſche Föderation hineintrugen und ſo das hoffnungs⸗ 
voll angefangene, von den engliſchen Arbeitern ſympathiſch aufgenommene 
Werk zerſtörten. 


„Eastern Post“ vom 17. Auguſt 1873. 
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| Recht fo) 
8 Berlin, 5. April 1905. 
Die Katze läßt das Mauſen nicht — und die wohlwollenden Ideologen der 
Bourgeoiſie, die beileibe nicht das Klaſſenbewußtſein des Proletariats antaſten, 
ſondern ihm aus reinem Edelmut eine möglichſt reiche Zufuhr an Bildung 
verſchaffen wollen, gehören auch zur Bourgeoiſie. Ob ſie ſich deſſen nun bewußt 
ſind oder nicht, ſo arbeiten ſie daran, das Klaſſenbewußtſein der Arbeiter ab— 
zuſchwächen und der modernen Arbeiterbewegung die Spitzen abzubrechen, die 
der Bourgeoiſie wehe tun könnten. Unter dem Vorgeben, die Arbeiterklaſſe 
nicht in einer „geiſtigen Grenzſperre“ verknöchern zu laſſen, wird der Verſuch 
gemacht, ihr geiſtig die Knochen im Leibe zu zerbrechen oder doch zu erweichen. 
Bei einem Rückblick auf das letzte Jahrzehnt kann man leider nicht ſagen, 


daß dieſe Bemühungen ganz erfolglos geweſen ſeien. Der Reſpekt vor Kunſt 


0 


7 


und Wiſſenſchaft wurzelt tief im Weſen der Arbeiterklaſſe, und ſie denkt zu 
naiv — wir meinen das Wort hier im Sinne Schillers, wonach alle urſprüng⸗ 
liche Genialität naiv iſt —, um gleich das Raffinement zu durchſchauen, mo: 
mit allerlei verfängliche Konterbande unter dem Deckmantel von Kunſt und 
Wiſſenſchaft in ihr ſturmfeſtes Lager geſchmuggelt werden ſoll. Um ſo erfreu— 
licher iſt es, daß ſich nunmehr ſehr energiſch eine Reaktion gegen ſolche Ver— 
ſuche geltend zu machen beginnt, daß die geſunden Inſtinkte der modernen 
Arbeiterbewegung auch auf einem Gebiet durchgreifen, auf dem eher als auf 


jedem anderen blauer Dunſt gemacht werden kann, aber ſo wenig wie auf 


jedem anderen blauer Dunſt geduldet werden darf. Es iſt nicht ohne Inter⸗ 
eſſe, ein paar ſolcher Fälle aus der jüngſten Vergangenheit zu regiſtrieren. 
Der eine iſt in Leipzig paſſiert. Er liegt verhältnismäßig einfach. Die 


Leipziger Genoſſen ſtehen bei den wohlwollenden Gönnern, die der modernen 


Arbeiterbewegung in der bürgerlichen Ideologie erwachſen ſind, längſt in dem 
ſchmeichelhaften Rufe, daß an ihnen doch Hopfen und Malz verloren ſei; mit 


dieſem melancholiſchen Stoßſeufzer begann Pfarrer Naumann erſt Reale eine 
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Agitationsrede, die er in Leipzig hielt. Aber vielleicht wurde dadurch erſt 
recht der jugendliche Ehrgeiz eines Leipziger Dozenten gereizt, der nun gleich 
im Sturme erreichen wollte, was ſo erprobten Einſeifungskünſtlern, wie Herrn 
Naumann, im Laufe der Jahre nicht gelungen war. In einem halben 
Dutzend Vorträge, die dieſer Herr Biermann in den Leipziger Volkshochſchul⸗ 
kurſen über Anarchismus und Kommunismus hielt, ſollte den Leipziger Ar⸗ 
beitern der Star geſtochen werden. Allein der kühne Ritter holte ſich eine ſo 
gründliche wie komiſche Niederlage; er hatte zum Schaden noch den Spott, 
denn ſeichteres Zeug, als er über die ſoziale Bewegung des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts zuſammenredete, hatte ſeit lange nicht das Licht des Tages erblickt. 
Obendrein weigerte ſich Herr Biermann zwar nicht ſelbſt, aber ließ ſich vom 
Profeſſor Stieda, dem oberſten Leiter der Kurſe, verbieten, Fragen der Hörer 
zu beantworten, ſo daß jede Diskuſſion der Vorträge ausgeſchloſſen wurde. 
Darauf haben die Leipziger Arbeiter dieſer „parteiiſch gefärbten Wiſſenſchaft“ 
abgeſagt, nicht jedoch ohne den Volkshochſchulkurſen, ſoweit ſie nicht Ver⸗ 
anſtaltungen zur höheren Ehre des Kapitalismus ſeien, ſondern der Arbeiter- 
klaſſe wiſſenſchaftliche Erkenntnis zu vermitteln ſuchten, ihre Sympathie zu be⸗ 
zeugen. | 

Dieſe ebenſo beſonnene, wie entſchiedene Haltung der Leipziger Arbeiter 
veranlaßt die bürgerliche Ideologie, ſoweit ſie von Wohlwollen für die Arbeiter⸗ 
klaſſe trieft, zu den ſonderbarſten Querſprüngen, aus dem durchſchlagenden 
Grunde, weil ſie vernünftige Einwände nicht dagegen vorzubringen weiß. Sie 
ſagt, in extremen ſozialdemokratiſchen Kreiſen könne man ſich gar nicht mehr 
vorſtellen, daß ein anderer Menſch als ein „Genoſſe“ ehrlich ſein könne. Das 
iſt, wie auf der Hand liegt, eine arge Verwechſlung ſehr einfacher Begriffe. 
An der Ehrlichkeit des Herrn Biermann zweifeln die Leipziger Arbeiter ver⸗ 
mutlich gar nicht, jedenfalls haben ſie öffentlich — und darauf allein kommt 
es an — einen ſolchen Zweifel nicht einmal mit einer Silbe angedeutet. Was 
ſie ihm beſtritten haben, das iſt ſeine Unparteilichkeit, und dazu haben ſie — auch 
wenn ſeine Vorträge vom kapitaliſtiſchen Standpunkt aus ſo geiſtreich geweſen 
wären, wie ſie es nicht geweſen ſind — einen durchſchlagenden Grund. Es 
mag ja für die herrſchenden Klaſſen ſehr bequem und nett ſein, daß ſie die 
Lehrſtühle der Univerſitäten allen ſozialdemokratiſch geſinnten Gelehrten ver⸗ 
ſchließen, aber dann ſollen ſie ſich gefälligſt auch mit der Konſequenz abfinden, 
daß nunmehr kein Univerſitätslehrer mehr den Anſpruch erheben darf, als un⸗ 
parteiiſche Leuchte der Wiſſenſchaft über den proletariſchen Klaſſenkampf zu 
ſprechen. 

Dieſe Schlußfolgerung ergibt ſich gerade vom bürgerlichen Standpunkt aus. 
Denn weshalb verbürgt der „bürgerliche Rechtsſtaat“ die Unabſetzbarkeit der 
Richter? Doch nur deshalb, weil er dadurch die Unparteilichkeit der Recht⸗ 
ſprechung ſichern zu können glaubt. Ob er ſie wirklich ſichert, das iſt eine andere 
Frage, auf die es hier nicht ankommt. Wollte man ſie verneinen, ſo würde 
das um ſo mehr gegen die Unparteilichkeit der Univerſitätsgelehrſamkeit in den 
Fragen der modernen Arbeiterbewegung ſprechen. Denn ihr fehlt ja ſelbſt die 
formale Garantie, die der Richterſtand allerdings noch beſitzt; ſie fliegt ja 
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unbarmherzig auf die Straße, ſobald ſie eine Meinung äußert, die dem Kapi⸗ 
talismus widerwärtig oder mindeſtens nicht mehr erträglich iſt. Mögen alſo 
ſämtliche Univerſitätslehrer in Deutſchland von der lauterſten Begeiſterung für 
den Kapitalismus entbrannt ſein, ſo hat doch nicht einer das Recht, ſich zum 
unparteiiſchen Richter über Anarchismus und Kommunismus aufzuwerfen. 
Man ſollte meinen, daß dieſe Herren in ihrer ſo wenig beneidenswerten Lage 
ſchon durch den einfachſten Takt behindert wären, ein ſolches Recht zu beanſpruchen, 
aber wenn ſie keinen Takt beſitzen und gar in der Weiſe des Herrn Biermann 
die Arbeiter mit kapitaliſtiſchen Tiraden gegen proletariſche Weltanſchauungen 
behelligen, ſo müſſen ſie ſich eben gefallen laſſen, mit ihrer „parteiiſch gefärbten 
Wiſſenſchaft“ abgewieſen zu werden. 
| Verwickelter, aber auch interefjanter als der Fall in Leipzig lag der Fall 
in Bremen. Dort beſteht ein Goethebund, der eine politiſch⸗neutrale Ver⸗ 
einigung ſein will und ſtolz darauf iſt, Anhänger aller Parteien zu Mit⸗ 
gliedern zu haben. Er zählt mehrere moderne Gewerkſchaften und den Verein 
für Volkskunſtabende, einen auf proletariſcher Baſis ſtehenden Verein, zu den 
Rihm angeſchloſſenen Vereinen. Daneben gehören ihm bürgerliche Korporationen 
ohne ausgeſprochenen Parteicharakter an, wie Lehrer- und Lehrerinnenvereine, 
endlich auch bürgerlich⸗politiſche Vereine, wie die liberalen Bürgervereine. So: 
lange ſich nun der Goethebund darauf beſchränkte, gute Konzerte oder Theater: 
vorſtellungen zu veranſtalten, war nichts dagegen einzuwenden. Aber ſein 
Ehrgeiz reichte weiter; er wollte, wie ſein Vorſitzender, Prediger Kalthoff, er⸗ 
läuterte, die Aufgabe übernehmen, „in allen großen Fragen der Weltanſchauung 
zur Klärung und Orientierung mitzuwirken, wobei allerdings die Propaganda 
für eine beſtimmte politiſche oder kirchliche Partei ausgeſchloſſen“ bleiben müſſe. 
Und ſo berief er Herrn Profeſſor Sombart nach Bremen, um einen Vortrag 
über Wirtſchaft und Kunſt zu halten und dabei, wieder nach Herrn Kalthoffs 
Ab⸗ und Anſicht, über den hiſtoriſchen Materialismus als über „ein wichtiges 
Problem der modernen Welt- und Lebensanſchauung“ klärend zu orientieren. 
Herr Sombart ging nun auch nicht ſchlecht ins Zeug, und zwar, wie ohne 
weiteres anerkannt werden ſoll, viel geſchickter als Herr Biermann. Er ſchilderte, 


| manchmal etwas ſchief, aber doch nicht ganz uneben, die kapitaliſtiſche Ver⸗ 


0 ſeuchu „ ſchalt auf die „Denkmalspeſt“ als das ecklichſte Er⸗ 


i lebnis unjerer Zeit“, daß es nur fo eine Art hatte, und meinte, die künſtleriſche 


Kultur verkümmere in dem Maße, wie ſich die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe 

 entiwidle. Freilich verfiel Herr Sombart auch hier jchon in den bekannten 

5 demagogiſchen Mißgriff, das Kind gleich mit dem Bade zu verſchütten. Er 

wollte die deutſche Kunſt nur etwa bis zum Jahre 1850 (einſchließlich Heines) 

gelten laſſen, während die Arbeiter ſich zwar keineswegs in Bauſch und Bogen 
für die moderne Kunſt zu begeiſtern, aber ſehr wohl zu unterſcheiden wiſſen, 
wo ſich in ihr neue Lebenskraft zeigt und wo nicht. 

Über den hiſtoriſchen Materialismus aber „klärte“ und „orientierte“ Herr 
Sombart in der Weiſe, daß er auf Marx zurückzuführen ſei, allein infolge⸗ 
deſſen an „unangenehmen Eigenſchaften“ leide. Erſtens ſei Marx ein aus⸗ 
geprägter Sozialdemokrat geweſen, und fo ſei die materialiſtiſche Gejchicht3- 
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auffaſſung ſcheinbar unzertrennlich auch mit dem Sozialismus verknüpft, während 
man ſich zu ihr bekennen und gleichwohl reaktionär oder ſozialiſtiſch oder 
liberal ſein könne. Zweitens aber habe Marx ſie nur „ziemlich vage formu⸗ 
liert“, denn die „begrifflich ſcharfe Formulierung“ habe er nicht geliebt. Um 
zu zeigen, wie viel ſchärfer er „formulieren“ könne, meinte Herr Sombart dann: 
„Ich halte es für eine gequälte Deutung der Geſchichte, wenn man jede einzelne 
Erſcheinung mühſam auf irgend ein ökonomiſches Motiv zurückzuführen 
trachtet. ... Es wäre lächerlich, wenn wir den „Fauſt“ auf irgend ein 
ökonomiſches Motiv ſeines Schöpfers zurückführen wollten.“ Und ſo mit Grazie 
weiter in dem alten törichten Krimsgrams, über den kein Wort mehr verloren 
zu werden braucht. 

Dagegen erhob ſich nun die Bremer „Bürgerzeitung“, und Genoſſe Heinrich 
Schulz, der ſie leitet, ſetzte ſich in einer Reihe trefflicher Artikel mit Sombart 
auseinander. In ebenſo ergötzlicher und treffender Weiſe kennzeichnet er Ban 
überhebende Redensarten gegen Marx, indem er ſchrieb: 

Herr Sombart gehört zu jenen bürgerlichen Nationalökonomen, die das Beſte, 
was ſie zu bieten haben, der großen Denkarbeit von Marx und Engels verdanken. 
Aber ſie erweiſen ſich nicht dafür dankbar, indem ſie das Gelernte anwenden zur 
weiteren Erforſchung der Geſchichte und der Sozialzuſtände in der Richtung der 
Marxſchen Gedankengänge. Sondern ſie empfinden es im Gegenteil als recht peinlich, 
daß ſie, die gelahrten Herren, die offiziellen Verkünder der Wiſſenſchaft an den vor⸗ 
nehmſten ſtaatlichen Bildungsquellen, auf der von nicht „zünftigen“ und noch dazu 
ſozialiſtiſchen, umſtürzleriſchen Männern geſchaffenen Baſis ſtehen, und ſo ſind ſie 
eifrigſt bemüht, dieſe Baſis zu verhüllen dadurch, daß ſie ſie mit „ſelbſt“ erworbenen 
Decken und Teppichen zudecken. So läßt ſich mancher Naive anführen: „Herr 
Sombart ſtände auf marxiſtiſchem Boden? J bewahre! Er ſteht ja auf ſeiner eigenen 
Fußmatte!“ Der Naive denkt nicht ſofort daran, daß Herr Sombart ohne den feſten 
marxiſtiſchen Boden trotz aller ſeiner Decken und Teppiche elendiglich in der Tiefe 
verſchwinden würde. 

Im allgemeinen führte Schulz aus, es gehe ſchlechterdings nicht an, daß 
Sozialdemokraten, wie es bei der gegenwärtigen Organiſation des Goethe⸗ 
bundes unvermeidlich ſei, die Mitverantwortlichkeit für Beſtrebungen trügen, 
die offenſichtlich Verwirrung in die Arbeiterſchaft zu tragen verſuchten. Er 
forderte, daß die klaſſenbewußten Arbeiter Bremens dem Goethebund den 
Rücken kehren und eine eigene Organiſation für ihre künſtleriſchen Beſtrebungen 
ſchaffen ſollten. 

Darob natürlich große Entrüſtung des Goethebundes und ebenſo natürlich 
die bekannten Einſchüchterungsmittelchen. Herr Kalthoff erklärte, wenn Schulz 
im Rechte ſei, ſo ſeien „die vielen Lehrer, Juriſten, Akademiker und Nicht⸗ 
akademiker“, die geglaubt hätten, „der Arbeiterſchaft zu dienen, mit ihrer Auf⸗ 
faſſung der „Arbeiterbildungsfrage“ im Unrecht und könnten dann „nichts 
Eiligeres“ zu tun haben als ihre „ganze, nach dieſer Seite hin entfaltete Tätig⸗ 
keit einzuſtellen“. Auch Herr Kalthoff — deſſen verdienſtvolle, an dieſer Stelle 
wiederholt gewürdigte Schriften über das Chriſtusproblem wir übrigens deshalb 
nicht antaſten wollen — erhielt ſeine gebührende Antwort. Genoſſe Schulz 
beanſprucht gewiß nicht, an ſchwerer Gelehrſamkeit mit dem Prediger Kalthoff 
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oder dem Profeſſor Sombart zu konkurrieren, aber ſeinen Goethe hat er beſſer 
kapiert als ſie, und er wußte dem ganzen Goethebund heimzuleuchten nach dem 
Goetheſchen Rezept: Es trägt Verſtand und rechter Sinn Mit wenig Kunſt 
ſich ſelber vor. 

Wenn wir ihn perſönlich nennen und nicht das Bremer Parteiblatt als 
ſolches, ſo müſſen wir von der ſonſt angemeſſenen Gewohnheit abweichen, weil 
Schulz den Kampf zunächſt perſönlich führen mußte, da die Bremer Genoſſen 
von vornherein keineswegs alle auf ſeiner Seite ſtanden. Es bedurfte mehrerer 
ſtürmiſcher Verſammlungen, ehe ſie ſich entſchloſſen, eine eigene Organiſation 
für künſtleriſche Zwecke einzurichten und allen „Klärungen“ und „Orientie— 
rungen“ vom Schlage der Herren Kalthoff und Sombart den Rücken zu 
kehren, wie nunmehr geſchehen iſt. Aber daß es dazu erſt längerer Aus⸗ 
einanderſetzungen bedurfte, gibt dem Falle doch eine gewiſſe nachdenkliche Be— 
deutung. 

Denn man ſollte niemals vergeſſen, daß die Katze mauſen muß, und daß 
auch der biederſte Ideologe der Bourgeoiſie ſeinen Profit verlangt, wenn er 
die Arbeiterklaſſe „klärt“ und „orientiert“. Im Grunde kann man es ihm 
nicht einmal verargen; Genoſſe Schulz hat auch darin recht, wenn er ſchreibt: 

„Es ſind Leute hervorragend am Goethebund beteiligt, bei denen ich — zu ihrer 
politiſchen Ehre — annehme, daß ſie nicht ihren politiſchen Adam vom Kopfe bis 
zu den Füßen ausziehen können, ſobald ſie in eine Sitzung oder Verſammlung des 
Goethebundes gehen. Ich ſchließe dabei allerdings von mir auf andere. Ich für 
meinen Teil geſtehe offen zu, daß ich immer und überall Sozialdemokrat ſein muß, 
ich kenne keine neutralen Gebiete im öffentlichen Leben, auf denen ich wirken könnte, 
ohne daß meine politiſche Geſinnung dabei ein Wort, und zwar das erſte, mitzu— 
reden hätte.“ 


Wozu wir unſererſeits nur wiederholen können: Recht ſo! 


Aus der neueren ethnologiſch⸗ſosialgeſchichtlichen Literatur. 


Von Heinrich Cunom. 
1 


Das Intereſſe für ethnologiſche Studien, das nach dem Erſcheinen von 
Friedrich Engels' Schrift über den „Urſprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staates“ ein Jahrzehnt lang in der deutſchen Sozialdemokratie eine 
Riolle ſpielte, hat ſich in den letzten Jahren mehr und mehr abgekühlt. Nur 
recht wenige ſind es heute noch, die den Neuerſcheinungen der ethnologiſchen 
Literatur einige Beachtung ſchenken. Der politiſche Tageskampf abſorbiert alle 
Kräfte, alle geiſtige Tätigkeit. Damals, im Jahre 1884, als zuerſt die 
Engelsſche Schrift erſchien, war es anders. Die Verwirrungen und Befürch⸗ 
tungen, die zunächſt der Erlaß des Scozialiſtengeſetzes hervorgerufen hatte, 
waren überwunden. Die zurückgeſtaute ſozialiſtiſche Flut hatte ihr neues Bett 
gefunden, in dem ſie ſich wieder kraftvoll vorwärtswälzte. Der Bann war 
gebrochen, und mit der frohen Zuverſicht, daß alle Verfolgungen die Partei in 
ihrem Laufe nicht aufzuhalten vermöchten, ſtellte ſich zugleich neues Kraftgefühl, 
neuer Lern⸗ und Werbungseifer ein. Man ſah ſich nach neuem geiſtigen 
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Kampf⸗ und Agitationsmaterial um, und ſolches Material fand man nicht nur 
in der Engelsſchen Streitſchrift gegen Eugen Dühring und in Bebels Schrift 
„Die Frau“, ſondern faſt mehr noch in dem kleinen Engelsſchen Werke über 
den „Urſprung der Familie“, das gar vielen ein völlig neues, ihnen bis dahin 
vollkommen unbekanntes Gedankengebiet erſchloß. In kurzer Zeit (bis 1891) 
folgten drei weitere ſtarke Auflagen dieſer Schrift, ſo daß 1890 die Dietzſche 
Verlagsbuchhandlung ſich entſchloß, eine deutſche Überſetzung des Morganſchen 
Originalwerkes „Ancient Society“ (die Urgeſellſchaft) herauszugeben, auf deſſen 
Darlegungen ſich meiſtens Engels geſtützt hatte. Und dieſe Überſetzung fand 
trotz ihrer ſchwerfälligen, ein beträchtliches Maß ethnologiſcher Kenntniſſe vor⸗ 
ausſetzenden Ausführungen eine derartige Aufnahme, daß derſelbe Verlag es 
ſogar 1894 mit der Herausgabe einer ſtarken Auflage meiner „Verwandtſchafts⸗ 
organiſationen der Auſtralneger“ verſuchte, obgleich dieſes Buch ſeinem Stoffe 
wie ſeiner ganzen Anlage nach nur für einen engbegrenzten Leſerkreis beſtimmt 
war. Und neben dieſen Spezialſchriften legen zahlreiche Vorträge und eine 
lange Reihe von ethnologiſchen, größtenteils in der „Neuen Zeit“ erſchienenen 
Abhandlungen Zeugnis von dem regen Intereſſe ab, das damals in unſerer 
Partei für ethnologiſche Forſchungen beſtand. 

Seitdem „iſt's anders worden“. Wie die ihr voraufgegangene naturwiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗darwiniſtiſche Epoche im Entwicklungslauf des deutſchen Sozialismus, 
fo iſt auch die ethnologiſch-ſoziologiſche Epoche verſchwunden, ohne daß man 
ſagen könnte, an ihre Stelle wäre eine andere getreten. Der ſich immer mehr 
ausbreitende politiſche und gewerkſchaftliche Tageskampf und die Anforderung, 
die er an die verfügbaren Kräfte ſtellt, nehmen faſt allein alle geiſtigen Inter⸗ 
eſſen in Anſpruch. Deutlich zeigt ſich das darin, daß alle ſogenannten theo⸗ 
retiſchen Schriften nicht mehr „ziehen“ und ſelbſt Engels' „Urſprung der Familie“ 
es trotz der leichtverſtändlichen Darſtellung ſeit 1896 nicht mehr zu einer neuen 
Auflage gebracht hat. 

Dennoch möchte ich es wagen, auf einige in den letzten Jahren erſchienene 
ethnologiſche und entwicklungsgeſchichtliche Werke hinzuweiſen, die auf Beachtung 
Anſpruch erheben dürfen. Beginnen wir mit einem Werke, dem das Verdienſt 
zuerkannt werden muß, manche neuen ethnologiſchen Fragen aufgeworfen und 
teilweiſe auch beantwortet zu haben: mit Dr. Heinrich Schurtz' Werk „Alters⸗ 
klaſſen und Männerverbände. Eine Darſtellung der Grundformen 
der Geſellſchaft“ (Berlin 1902, Georg Reimer). Schon in ſeinem vor vier 
Jahren erſchienenen größeren Werke „Urgeſchichte der Kultur“, das in 
ſeiner Anordnung des Stoffes und ſeiner Behandlung der urgeſchichtlichen 
Probleme manches Gemeinſame mit der Lippertſchen „Kulturgeſchichte der 
Menſchheit“ hat, hatte Schurtz auf die Altersklaſſen und Männerbünde als 
gewichtige Faktoren im Entwicklungsgang der Menſchheit hingewieſen. In 
ſeinem oben erwähnten neueſten Werke nimmt er dieſen Gegenſtand wieder auf. 

Er geht von dem „Geſellſchaftstrieb“ aus, der ſich auf den primitiven Ent⸗ 
wicklungsſtufen nicht nur im Zuſammenleben der einzelnen in Horden und 
Stämmen äußert, ſondern auch innerhalb dieſer Gruppen immer wieder engere 
Vereinigungen ſchafft. Und zwar exiſtiert dieſer Trieb, wie Schurtz ausführt, 
ſelbſtändig und unabhängig vom Geſchlechtstrieb, wie ſich ſchon darin zeigt, 
daß er vielfach mit den Forderungen des Geſchlechtslebens in Widerſpruch 
gerät und ſich im Widerſtreit zu dieſem durchſetzt. Der Träger dieſes Triebes 
iſt aber vorzugsweiſe der Mann, während das Weib weit mehr unter dem 
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Einfluß der Geſchlechtsliebe, des Paarungstriebes und der aus ihm entſtehenden 
Familiengefühle ſteht. „Darum iſt das Weib der Hort aller Geſellſchafts— 
formen, die aus der Vereinigung zweier Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes 
hervorgehen, der Mann dagegen der Vertreter aller Arten des rein geſelligen 
Zuſammenſchluſſes und damit der höheren ſozialen Verbände.“ 

Zumeiſt erfolgt nun der geſellige Zuſammenſchluß nach der Gleichartigkeit 
des Charakters und der Lebensverhältniſſe. So pflegen „denn auch die An— 
gehörigen der gleichen Altersſtufen ſich zueinander hingezogen zu fühlen; 
Alte und Junge dagegen werden in ihren Neigungen, Zielen, Hoffnungen 
und Gedanken immer mehr oder weniger verſchiedene Wege gehen“. Deshalb 
finden wir naturgemäß faſt überall bei den ſogenannten Naturvölkern eine 
mehr oder minder ſcharfe Schichtung nach Altersklaſſen, wenn auch die Art 
der Trennung (Schichtung) vielfach variiert. Die typiſche primitive Unter⸗ 
ſcheidung, wie wir ſie zum Beiſpiel bei den Auſtralnegern vorfinden, iſt die in 
drei Generationsſchichten: in Unerwachſene, Erwachſene (Verheiratete) und Alte 
(ſolche, deren Kinder bereits wieder verheiratet ſind). Doch iſt die Unter— 
ſcheidung hierbei nicht ſtehen geblieben. Indem man die Unerwachſenen in 
Kinder und Geſchlechtsreife ſchied und ferner den Beginn des zweiten Zahnens 
und des Hervorſprießens der Barthaare als weitere Unterſcheidungsmerkmale 
nahm oder Jungverheiratete von denen unterſchied, die bereits Kinder erzeugt 
hatten, entſtanden weitere Unter- und Nebenklaſſen, die, wie eine Betrachtung 
der Altersklaſſenteilung bei den verſchiedenen Völkerſchaften zeigt, da und dort 
ebenfalls zu wichtigen Altersabſtufungen geführt haben. 

Schurtz ſchildert im einzelnen dieſe verſchiedenen Altersklaſſenbildungen bei 
den afrikaniſchen, auſtraliſchen, amerikaniſchen und aſiatiſchen Völkerſchaften 


und weiſt dann weiter nach, wie aus den Altersklaſſen die ſogenannten 


Männerbünde und aus dieſen wieder die bei vielen Stämmen vorgefundenen 
Geheimbünde ſich entwickelt haben. Manche bisher als ziemlich nebenſächlich 
behandelten ſozialen Inſtitutionen erſcheinen dadurch in einem anderen Lichte, 
zum Beiſpiel die weite Verbreitung der ſogenannten Männerhäuſer und der 
Klubverbände unter den amerikaniſchen und ozeaniſchen Völkerſchaften, die Ent⸗ 
ſtehung beſonderer Kriegsgenoſſenſchaften innerhalb der Dorfſchaften und 
Stämme, die Erwählung beſonderer Kriegsführer neben den Friedenshäupt- 
lingen (den Geſchlechts⸗, Sippen⸗ und Dorfvorſtehern) und die in manchen 
Stämmen zwiſchen dieſen verſchiedenen „Autoritäten“ beſtehenden Rivalitäts⸗ 
ſtreitigkeiten. | 

Leider nur überſchätzt Schurtz die ethnologiſche Bedeutung feines Nachweiſes, 
indem er nun die Altersklaſſe und die Männerbünde als „Grundformen 
der Geſellſchaft“ hinſtellt, die eine weit größere Beachtung verdienen als 
alle Familien⸗ und geſchlechtsgenoſſenſchaftliche Bildungen. Behauptet er doch 
zum Beiſpiel S. 73: „Wir dürfen alſo nicht, wie das bisher immer geſchehen 


4 it, den Frauen mit ihrem Mutterrecht unſere ganze Aufmerkſamkeit widmen, 


ſondern wir müſſen vor allem die Männer ins Auge faſſen, wenn wir das 
Weſen der Sippe verſtehen wollen. Wir können noch weiter gehen. Wenn 
ſich die Entſtehung der Familie auf den Gegenſatz der Geſchlechter gründet, ſo 
treten die rein geſellſchaftlichen Triebe, wie wir geſehen haben, in den ſym— 
pathiſchen Gruppen der Altersgenoſſen am entſchiedenſten hervor; und da nun 
die verheirateten Männer auch in mutterrechtlichen Zuſtänden verhältnismäßig 
eng an die Familie gebunden ſind, Kinder und abgelebte Greiſe aber nicht in 
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Betracht kommen, ſo müſſen die eigentlichen Träger der Sippenbildung die 
jungen, geſchlechtsreifen, aber noch unverheirateten Männer ſein, denen als eine 
parallele, aber für das Geſellſchaftsleben weniger bedeutſame Gruppe die un⸗ 
verheirateten Mädchen gegenüberſtehen. 1 

Es fällt mir nicht ein, die Bedeutung der Altersklaſſenbildungen und ihrer 
Einflüſſe auf die ſoziale Gliederung der Naturvölker leugnen zu wollen, darf 
ich doch für mich in Anſpruch nehmen, zuerſt auf die Altersklaſſenſchichtung bei 
den Auſtralnegern hingewieſen und dadurch auch Schurtz mit zu ſeinen Nach⸗ 
forſchungen angeregt zu haben; aber die vorſtehenden Ausführungen des ver⸗ 
dienten Ethnologen zeigen denn doch eine beträchtliche Überſchätzung des von 
ihm Gefundenen: eine Überſchätzung, die bei den Entdeckern auf ethnologiſchem 
Gebiet allerdings faſt noch verbreiteter zu ſein ſcheint als bei den Entdeckern in 
anderen Wiſſenſchaften. Wie ſehr hat zum Beiſpiel nicht Bachofen die kultur⸗ 
hiſtoriſche Bedeutung des von ihm gefundenen „Hetärismus“ und des „Mutter⸗ 
rechtes“, Mac Lennan den Einfluß des Frauenraubs auf die Heiratsformen, 
Lewes H. Morgan die Bedeutung der Verwandtſchaftsnomenklaturen für die 
Erkenntnis der Familiengliederung überſchätzt. Zunächſt ſollten immer die neu⸗ 
gefundenen ethnologiſchen Tatſachen faſt alles und jedes erklären, bis dann 
eine auf neue Nachforſchungen geſtützte Kritik die Grenzen des Geltungsbereichs 
enger und enger zog. 

Auch in bezug auf die Folgerungen, die Schurtz zieht, 1010 ſolche Korrektur 
nicht ausbleiben, ganz zweifellos nicht; denn verſchiedene ſeiner Folgerungen 
laſſen ſich nur ſo lange aufrechterhalten, als man die Entwicklung der Alters⸗ 
klaſſen und Männerbünde für ſich als ſelbſtändige Inſtitutionen betrachtet, die 
neben den wechſelnden Familienorganiſationen einherlaufen. Unterſucht man 


dagegen, wie weit ſie voneinander abhängig ſind und ſich gegenſeitig beeinfluſſen, 


ſo ergibt ſich ein anderes Bild. Es zeigt ſich dann, daß, wenn auch die rein 
geſelligen mit den verwandtſchaftlichen Verbänden oft in Widerſpruch geraten, 
ſie doch noch häufiger dieſe ſtützen, bedingen und ergänzen. Führt zum Beiſpiel 
die Altersklaſſenſchichtung in manchen Fällen zur Herausbildung beſtimmter 
abgeſchloſſener Genoſſenſchaften im Stamme (zum Beiſpiel von Jagd⸗, Raub⸗ 
und Kriegsgenoſſenſchaften, ſogenannten Medicin-lodges uſw.), ſo finden wir 
andererſeits, daß dieſe Verbände oft nur ſolche Mitglieder aufnehmen, die be⸗ 
ſtimmten Geſchlechts⸗ und Totemgruppen angehören, daß ſie beſtimmte Heirats⸗ 
verbote reſpektieren und die alten überlieferten Formen des geſchlechtlichen 
Verkehrs aufrechtzuerhalten ſuchen — alſo die vorhandene Familienorgani⸗ 
ſation ſtützen. Bei den Auſtralnegern beruht ſogar die anſcheinend äußerſt 
komplizierte Heiratsklaſſeneinteilung direkt auf der Altersklaſſenſchichtung. 


Die Bergarbeiterkonferenz in Berlin. 


Von Hermann Molkenbuhr. 


Die letzte Woche des März gehörte den Bergarbeitern. An drei Stellen 
wurde in Berlin über die Lage der Bergarbeiter beraten. Im preußiſchen 
Dreiklaſſenparlament, im Reichstag und im Gewerkſchaftshaus. Im Landtag 
und Reichstag ſprach auch der Reichskanzler Graf Bülow über den Berg⸗ 
arbeiterſtreik. Im Gewerkſchaftshaus aber war die Regierung nicht vertreten, 
— — weil ſie keine Zeit hatte, auch nur einen Vertreter zu ſenden. Graf 
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Bülow brachte jedoch den ſchlagenden Beweis dafür, wie ſehr die Regierung 
der Aufklärung bedarf. Der höchſte Beamte des Reiches hat den großen Streik 
zwar mit erlebt, aber er hat nur das darüber erfahren, was die Scharfmacher— 
blätter berichten. Er erblickte in dem Streik nur einen Maſſenvertragsbruch, 
der durch „Hetzer und Wühler“ veranlaßt iſt. Im Reichstag, wo er von 
Bebel veranlaßt wurde, über denſelben Gegenſtand zu ſprechen, ſprach er auch 
über die Pflichten des Staates ſolchen Erſcheinungen gegenüber, und hier be— 
wies er, daß er dieſelben Anſichten hat, die auch wohl ein Unteroffizier haben 
muß, der zur Gendarmerie übertreten will: daß die erſte Pflicht der Monarchie 
ſei, die Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. Jeder Gendarm glaubt, daß 
der normale Zuſtand unter geſitteten Menſchen nur ſeiner Energie zu danken 
iſt. Im Ruhrrevier iſt es während des Streiks nicht zu Konflikten gekommen, 
das hat man nach Anſicht der Polizeidiener und des Grafen Bülow nur der 
Energie der Polizei zu danken. Daß der Streik eine Ausdehnung gewann, 
die es ausſchloß, die Streikenden durch Streikbrecher zu erſetzen, und daß die 
wenigen Streikbrecher es nicht wagten, jene Konflikte hervorzurufen, die ſonſt 
bei Streiks eine Rolle ſpielen und zu ſchweren Verurteilungen ehrlicher Leute 
führen, das kam dem Reichskanzler nicht in den Sinn. 

Durch die Ruhe im Ruhrrevier iſt bewieſen, daß ſtreikende Arbeiter keine 
Neigung zu Ruheſtörungen haben. Die Reden des Reichskanzlers und auch 
des Handelsminiſters aber haben bewieſen, daß es der Regierung an dem Ber: 
ſtändnis für große ſoziale Bewegungen fehlt. Reichskanzler und Miniſter hätten 
vieles lernen können, wenn fie nach dem Engelufer ins Gewerkſchaftshaus ge— 
gangen wären und dort gehört hätten, was die Bergleute über die Bewegung 
ſagten. 

Aber das iſt eben das Unglück der Vertreter der kapitaliſtiſchen Regie⸗ 
rungen, daß ſie nicht unterrichtet ſein dürfen. Zur Konferenz der Bergarbeiter 
zu gehen, hatte nicht ein Geheimrat die nötige Zeit. Wäre an demſelben Tage 
der Bergbauliche Verein oder der Zentralverband deutſcher Induſtrieller in 
Berlin verſammelt geweſen und hätten dieſe es gewünſcht, dann hätten nicht 
nur ein Dutzend Geheimräte, ſondern auch Miniſter Zeit gehabt, die Verhand— 
lungen anzuhören. Würde für die Staatsmänner die Sprache nicht dazu da 
ſein, die Gedanken zu verbergen, dann hätte man die an Reichs- und Staats⸗ 
regierung geſandte Einladung nicht damit beantwortet, daß es in der Regierung 
an Geheimräten fehlt, die Zeit haben hinzugehen, ſondern man hätte geſagt: 
Wenn ihr auch mit tauſend Gründen beweiſt, daß die Geſetzgebung mehr für 
die Arbeiter tun muß, ſo kann euch unſere beſſere Erkenntnis gar nichts nützen, 
denn wir dürfen nichts unternehmen, was gegen die Intereſſen der Kapitaliſten 
verſtößt. 

Die im Gewerkſchaftshaus tagende Bergarbeiterkonferenz war ein ſo eigen— 
artiges Arbeiterparlament, wie es Deutſchland noch nicht geſehen hat. Es war 
zwar nur eine Konferenz der preußiſchen Bergarbeiter. Aber mehr als in 
allen anderen Berufszweigen hat Preußen im Bergbau die Führung. Von der 
mittleren Belegſchaft von 628630 Köpfen, welche im Jahre 1903 im Bergbau 
beſchäftigt waren, waren 548 482 in Preußen und nur 80148 in den anderen 
Bundesſtaaten beſchäftigt. Die preußiſchen Bergleute bilden alſo ſieben Achtel 
der deutſchen Bergleute überhaupt. Auf der Bergarbeiterkonferenz waren die 
preußiſchen Bergleute aus allen Revieren vertreten. Es war ein Arbeiter- 
parlament im vollſten Sinne des Wortes. Mit ſonſtigen Parlamenten hatte 
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es auch das gemeinſam, daß verſchiedene Parteien anweſend waren: 66. Dele- 
gierte des Bergarbeiterverbandes, 39 Delegierte des Verbandes chriſtlicher Ge⸗ 
werkſchaften, 7 Delegierte der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaften und 5 Dele⸗ 
gierte der polniſchen Vereinigung. 

Alſo an politiſchen, religiöſen und nationalen Gegenſätzen fehlte es nicht. 
Und doch verliefen die Verhandlungen in ſeltener Harmonie. Es gab nämlich 
ein Bindemittel, welches ſtärker war als alle Gegenſätze, nämlich das Klaſſen⸗ 
intereſſe. Daß der gewaltige Kampf im Ruhrrevier alle Arbeiter zuſammen⸗ 
geführt hatte, war leichter begreiflich, weil hier alle Arbeiter ein und denſelben 
Gegner, nämlich das rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenſyndikat hatten. An der Kon⸗ 
ferenz aber beteiligten ſich Bergleute aller Orte und Arten. Neben den Kohlenberg⸗ 
leuten des Ruhr⸗ und Wurmreviers ſaßen die Kameraden von der Saar und 
aus Oberſchleſien. Außer dem Steinkohlenbergbau waren Braunkohlen-, Salz⸗ 
und Erzbergbau vertreten. Es war alſo eine Verſammlung, die gewiß kom⸗ 
petent war, über die Zuſtände im Bergbau zu urteilen. 

Die Verhandlungen bildeten eine ununterbrochene Anklage gegen die be— 
ſtehenden Zuſtände und gegen die Regierung, die die Kapitaliſten ſchalten und 
walten läßt, wie ſie es wollen. Selbſt da, wo die Regierungen ſcheinbar ein⸗ 
greifen, halten ſie immer dann ein, wenn die Kapitaliſten es gebieten. 

In dem einleitenden Referat hatte Hus nachgewieſen, wie die Kapitaliſten 
ſich die Machtſtellung erobert haben. Während früher der Staat im Berg⸗ 
weſen die abſolute Herrſchaft hatte, haben die Zechenbeſitzer Schritt für Schritt 
den Staat zurückgedrängt und jetzt alle Macht in ihrer Hand vereinigt. Die 
Zechenbeſitzer ſind jetzt die Herrſcher, auch auf Gebieten, wo ſcheinbar die 
Rechte des Staates erhalten ſind. Wie machtlos der Staat iſt, das wurde 


hundertfach nachgewieſen. Unter den an die Teilnehmer verteilten Druckſachen 


befand ſich eine 32 Seiten ſtarke Broſchüre, welche die Unterſuchungskomödie 
grell beleuchtet. 

Bei Aufſtellung der Tagesordnung hatte man ſich an die Vorſchläge der 
preußiſchen Regierung gehalten. Die drei Geſetznovellen, betreffend die Still⸗ 
legung der Zechen, die Verhältniſſe der Bergarbeiter und das Knappſchafts⸗ 
weſen, wurden der Reihe nach beſprochen. 

Das Zechenſtillegen iſt eine Erſcheinung, die erſt dann möglich wurde, als 
der Kapitalismus ſich zu jener Höhe entwickelt hatte, wie ſie im rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Kohlenſyndikat zutage getreten iſt. Eine einzige Anderung der 
Satzungen des Syndikats wirkt einſchneidender als irgend ein Geſetz. Während 
früher im Syndikat die Beteiligungshöhe nach der Anzahl der im Betrieb 
befindlichen Förderſchächte bemeſſen wurde, hat man nach den neuen Satzungen 
die Leiſtungen jedes Bergwerks eingeſchätzt, und mit dem Verkauf des Berg⸗ 
werks geht die Beteiligungsziffer auf den Käufer über, der nun die ihm vom 
Syndikat zugeteilte Produktionsmenge fördern laſſen kann, auf welchem Berg⸗ 
werk er will. Infolgedeſſen werden die Zechen mit weniger ſtarken Flözen 
angekauft, um ſie ſtillzulegen. So wird das ganze ſüdliche Ruhrrevier ſtill⸗ 
gelegt, weil die Beteiligungsziffer beim Syndikat für den Beſitzer großer Werke 
im nördlichen Revier mehr wert iſt als das ganze Bergwerk im Süden. Die 
Bewohner ganzer Städte werden brotlos gemacht und die Grundſtücke und 
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Gebäude völlig entwertet. Die Kapitaliſten zeigen ihre Macht. Ein Geſetz 
von ſo einſchneidender Wirkung wie jene Satzungsänderung des Syndikats 
würde keine Regierung wagen, einem Parlamente auch nur vorzulegen. Dieſen 
rückſichtsloſen Kapitaliſten gegenüber bringt die preußiſche Regierung die ſehr 
ſchwächliche Novelle, die aber noch durch die Ausführung weiter abgeſchwächt 
werden wird. 

Der Referent, Herr Köſter vom chriſtlichen Verband, hielt eine ſehr gute 
Rede, aber er ſprach nur als chriſtlicher Bergarbeiter. Er hofft, daß die Novelle 
Abhilfe bringen wird. Da unterſchätzt er die Macht der Kapitaliſten. Dieſer 
Fehler iſt in der Anſchauung des Referenten begründet. Als Mitglied eines 
chriſtlichen Vereins will er die Aufrechterhaltung der beſtehenden Geſellſchafts— 
ordnung; in dieſer ſind aber ſolche Maßnahmen wie die Stillegung der Zechen 
nicht „Ausſchreitungen“, als welche Köſter ſie bezeichnete, ſondern eine ganz 
notwendige Folge der kapitaliſtiſchen Entwicklung. Ihr gegenüber gibt es nur 
einen Ausweg: die Vergeſellſchaftung der Arbeitsmittel. Dieſe konnte Köſter 
aber nicht fordern, weil er ſich mit dieſer Forderung von ſeiner Partei los— 
geſagt und ſich als Sozialdemokrat bekannt hätte. 

Ein anderer Ausweg wäre, eine Verſtaatlichung der Gruben zu fordern, 
denn auch der kapitaliſtiſche Staat kann in die Produktion eingreifen, und er 
könnte ſpeziell den Bergbau im öffentlichen Intereſſe betreiben, wie ja auch die 
Poſt vom Reiche betrieben wird. Die Verſtaatlichung der Gruben wurde auch 
von dem Mitglied des alten Verbandes, von Genoſſe Leimpeters, gefordert. 
Dieſe Forderung ſtieß aber auf erheblichen Widerſpruch, weil viele Bergleute 
den Staat, das heißt den preußiſchen Staat, als Arbeitgeber zur Genüge kennen 
gelernt und dabei erfahren haben, daß der preußiſche Staat in der Unterdrückung 
und Ausbeutung der Arbeiter es mit dem brutalſten und habgierigſten Unter: 
nehmer aufnimmt. Die Verhältniſſe in den königlichen Bergwerken wirken ſo ab— 
ſchreckend auf die Bergarbeiter, daß ſie jede kapitaliſtiſche Ausbeutung vorziehen. 
Das führte dazu, daß der Vorſchlag der Verſtaatlichung zurückgezogen wurde. 

Recht in Fluß kam die Debatte bei Beſprechung der Novelle betreffend die 
Bergarbeiterverhältniſſe. Der erſte Punkt, die Dauer der Schichtzeit und die 
Überſchichten, wurde durch ein treffliches Referat des Genoſſen Hüſemann vom 
alten Verband eingeleitet. Er übte eine ätzende Kritik an der Beſtimmung der 
Novelle und zeigte, wie ſie wenig Nutzen bringen werde, andererſeits aber 
geeignet ſei, Schaden anzurichten. Schlagend wies er nach, daß es völlig ver— 
fehlt ſei, Durchſchnittstemperaturen als Maßſtab für den Arbeiterſchutz zu 

nehmen und dabei noch ſolche Beſtimmungen zu treffen, wie fie die Novelle 
vorſieht. Was kann es den Bergleuten, die in einer Temperatur von 
27 Grad Celſius arbeiten, nutzen, wenn ſie wiſſen, daß andere Arbeiter in der— 
ſelben Grube nur 20 Grad Wärme haben. Hüſemann fordert die Achtſtunden⸗ 
ſchicht und für beſonders geſundheitsſchädliche Arbeit die Sechsſtundenſchicht. 
Die Achtſtundenſchicht iſt gerade für die Bergarbeiter keine ſozialiſtiſche Forde— 
rung, denn ſie iſt ſchon in alten Zeiten Geſetz geweſen. 

In der Debatte waren denn auch alle politiſchen und religiöſen Unter— 
ſchiede verwiſcht. Die Bergleute erzählten, was ſie erlebt haben, und jede Rede 
war eine Anklage gegen die Regierung, die es immer unterlaſſen hat, gegen 
die Mißſtände einzuſchreiten. Zwar glaubte ein Mitglied des chriſtlichen Ver⸗ 
bandes, daß man der Regierung Dank ſchulde, weil ſie die Novelle eingebracht 
habe. Hiermit ſtieß er aber bei ſeinen eigenen Parteigenoſſen auf heftigen 
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Widerſpruch. Selbſt die ſehr patriotiſch geſinnten Bergleute ſind der Meinung, 
daß der Staat ein Unrecht nicht beſtehen laſſen dürfe. Wenn ſolche Mißſtände 
ſo lange beſtanden haben, dann habe der Staat eine grobe Unterlaſſungsſünde 
auf dem Gewiſſen. Wenn jetzt eine Novelle komme, die die meiſten Mißſtände 
gar nicht berühre, ſo ſei wenig Anlaß zur Dankbarkeit. Die Bergarbeiter 
fordern nicht ein Almoſen, ſondern ihr gutes Recht. Jeder Staatsbürger habe 
ein Recht auf Schutz von Leben und Geſundheit. 

Über die folgenden Gegenſtände: „Arbeiterausſchüſſe“, „Grubenkontrolle“, 
„Wagennullen“, „Strafweſen“, „Frauen- und Kinderarbeit“ hatten J. Effert 
und K. Kühme vom Chriſtlichen Verband, B. Hammacher vom Hirſch⸗Duncker⸗ 
ſchen Gewerkverein, Regulski von der polniſchen Vereinigung und Krolik vom 
Chriſtlichen Verein Oberſchleſiens die Referate. 

Was hier von den Referenten und in den an die Referate anſchließenden 
Diskuſſionen von den einzelnen Rednern aus dem Bergmannsleben mitgeteilt 
wurde, grenzte oft an das Unglaubliche. Jeder berichtete aus ſeinen eigenen 
Erfahrungen, und darum konnte man nie aus der Rede entnehmen, ob der 
Redner proteſtantiſch oder katholiſch, ob Sozialdemokrat oder Hirſch-Dunckerſcher 
Richtung war. Es war auch eine ſeltene Übereinſtimmung in den Plackereien, 
einerlei ob der Redner aus dem Ruhr- oder Wurmrevier, ob von der Saar 
oder aus Schleſien, ob er im Steinkohlen-, Braunkohlen⸗ oder im Erz: oden 
Salzbergwerk arbeitete. Der Grundton der Klage war immer die Benachteili⸗ 
gung der Arbeiter zugunſten der Zechenbeſitzer. Neben der in der Natur der 
kapitaliſtiſchen Produktion begründeten Ausbeutung läuft immer noch eine 
kleinliche Nebenausplünderung, die bald durch Wagennullen, bald durch Strafen 
oder andere Maßnahmen bewirkt wird. Immer iſt das Leitmotiv der Klagen: 


„Wir werden benachteiligt.“ Wer alle dieſe Klagen anhörte, der begreift die 


Erregung unter den Bergarbeitern und glaubt nicht an die dumme Fabel, an 
die der Reichskanzler glaubt, indem er erzählte, daß Hetzer und Wühler es 
dahin bringen konnten, daß Hunderttauſende Bergleute gleichzeitig ihre Arbeit 
verließen. 

Die Regierung hat neue Unterſuchungskommiſſionen eingeſetzt, aber dieſe 
ermitteln wenig. Dieſes Reſultat war vorauszuſehen. Erſt wurde den Vor⸗ 
ſtänden der Organiſationen weniger Zeit zur Beibringung des Klagenmaterials 
gelaſſen, als ein Staatsanwalt Zeit gebraucht zur Herbeiſchaffung des Materials 
zur Erhebung der einfachſten Anklage. Hier ſollten die Zeugen aus Beleg⸗ 
ſchaften von mehreren tauſend Köpfen ausgeſucht werden. Dann hatte die 
Regierung verſprochen, dahin zu wirken, daß die Zeugen nicht geſchädigt 
werden. Anders dachten die Unternehmer. Sie entließen jeden, der Be⸗ 
laſtungsmaterial darbrachte. 

Die Regierung kann auch gar nicht eine Aufklärung der Mißſtände wollen. 
Wenn alle Mißſtände in die Protokolle kämen, in welche Zwickmühle käme 
ſie dann? Gegen die Mißſtände einſchreiten, kann ſie nicht, weil dann auch 
eine völlige Umwälzung in den königlichen Gruben eintreten müßte. Da die 
Regierung aber ihre Ausbeuterpraktiken beibehalten will, darf ſie nicht gegen 
die bei Privatunternehmern vorgehen. Und weil ſie nicht vorgehen will, darf 
ſie die Mißſtände nicht in amtlichen Protokollen feſtlegen laſſen. 

Über die Komödie der Unterſuchung herrſcht bei den Bergarbeitern ſolche 
Mißſtimmung, daß ſchon in weiten Kreiſen die Anſicht vertreten wird, ſich an 
dieſen ſogenannten Unterſuchungen nicht weiter zu beteiligen. 


en 
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Über die Reform des Knappſchaftsweſens ſprach Genoſſe Sachſe und über 
eine Normalarbeitsordnung Genoſſe Hausmann. In allen Fragen brachten 
die Bergarbeiter ihre Anſicht in Reſolutionen zum Ausdruck, von denen mehrere 
einſtimmig angenommen wurden. Der Grundgedanke der Reſolutionen, be— 
treffend den Arbeiterſchutz, war ſchon in den Forderungen der ſtreikenden Berg— 
leute des Ruhrreviers vorhanden; nun wurde er zur Forderung aller preußiſchen 
Bergleute. Die ſtreikenden Bergarbeiter ſtellten ihre Forderungen an die Zechen— 
beſitzer des Ruhrreviers, jetzt ſind ſie an die preußiſche Regierung geſtellt, 
Zum Schluſſe einigte man ſich dahin, mit den Forderungen an den Reichstag 
zu gehen, wenn das Kapitaliſten- und Junkerparlament Preußens es ablehnt, 
die Minimalforderungen der Arbeiter zu erfüllen. 

Ohne Zweifel hat die Konferenz einen gewaltigen Eindruck gemacht. Wohl 
ſelten ſind ſo viel Leute ſich ſo einig, wie es dieſe Verſammlung war. Ein 
Fremder, der nicht wußte, daß die Anweſenden in ſo viele politiſche, religiöſe 
und nationale Richtungen geſpalten ſind, konnte es aus den Verhandlungen 
nicht entnehmen. Hier zeigte ſich deutlich, daß das Klaſſenintereſſe ſchließlich 
alle Arbeiter zuſammenbringt und alle ſonſtigen Gegenſätze verſchwinden läßt. 
Weil im Bergbau der Kapitalismus am weiteſten entwickelt iſt, und die Zechen— 
barone mit der größten Rückſichtsloſigkeit ihre Macht anwenden, iſt es zu der 
Einigkeit gekommen, die erſt von den Steinkohlengruben des Ruhrreviers in 
dem gewaltigen Kampf in die Erſcheinung trat, und nun von den Bergleuten 
aus ganz Preußen und aus allen Zweigen des Bergbaus bekundet wurde. Iſt 
die Einigkeit aller Bergleute ein Erfolg des großen Kampfes, dann haben die 
Kämpfer mehr errungen, als die größten Optimiſten geträumt haben. 


Gewerbliche friedensſchwärmerei. 
Von Paul Amöbreit. 


Es iſt nichts Neues, daß bürgerliche Ideologen die Gewerkſchaftsbewegung 
berufen wähnen, das „Dogma des Klaſſenkampfes“ zu überwinden und eine 
Ara der Klaſſenverſöhnung anzubahnen. Es ſind dieſelben Leute, welche den 
Kampf gegen die Sozialdemokratie mit den friedlichen Mitteln der Sozial— 
reform und der Rechtsgleichheit glücklicher zu führen gedenken und dieſe revolu— 
tionäre Bewegung durch konſervative Gewerkſchaften erſetzen möchten. So oft 
ihre Illuſionen ſchon enttäuſcht wurden, ihr Glaube iſt unerſchütterlich, daß 
ſchließlich jeder Erfolg der Gewerkſchaftsbewegung ein Stück Loslöſung von 
dem Ideal der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft ſei. Und da dieſen geſchäftigen Immen 
ſelbſt die beſcheidenſten Blüten Nahrung bieten, ſo kann es nicht befremden, 
daß ſie ſich eilfertig auf die kollektiven Arbeitsverträge der Gewerkſchaften 
ſtürzen, die dieſe dem Unternehmertum nach jahrzehntelangem Kampfe als 
Zeichen der Anerkennung und Reſpektierung ihrer Macht abgerungen haben. 
Über dieſe kriegeriſche Geneſis ſetzt ſich die bürgerliche Ideologie leicht hinweg; 
es genügt ihr vollkommen, daß Unternehmer und Arbeiter im Tarifvertrag 
gemeinſam die Arbeitsbedingungen feſtſetzen und die Dauer dieſer Regelung 
beſtimmen, und raſch ſind ſie fertig mit dem Urteil, daß dieſes erſprießliche 
Zuſammenwirken ehemaliger erbitterter Gegner eine neue Epoche des Friedens 


und der ſozialen Harmonie ankündige. Manche dieſer ſozialen Aſtrologen 


prophezeien gar eine gemeinſame Organiſation von Unternehmern und Arbeitern, 
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die berufen ſei, die Arbeiterſchaft mit neuem Geiſte zu erfüllen und die goldene 
Zeit des Handwerkes auf einer höheren Stufe wieder neu zu verwirklichen. 
So ſiegesgewiß ſtellten ſie dieſes Horoſkop, daß ſelbſt in Arbeiterkreiſen der 
Gedanke, die tarifliche Entwicklung könne in eine Wiederbelebung des Zunft⸗ 
weſens ausarten, unbequem aufſtieß und polemiſch bekämpft wurde. 

So fern den leitenden Gewerkſchaftskreiſen, deren Geiſt ſich naturgemäß in 
dieſen Tarifverträgen wiederſpiegelt, eine ſolche Entwicklungstendenz liegt, ſo 
zuverſichtlich ſind bürgerliche Gewerkſchaftsfreunde bemüht, die Tarifverein⸗ 
barungen als Dokumente des Friedens zu markieren. Nicht immer iſt bewußte 
Falſchmünzerei dabei im Spiele; mancher glaubt den Gewerkſchaften ehrlich zu 
dienen und das hemmende Vorurteil der Unternehmer gegen ſie zu beſeitigen, 
indem er ihnen die verſöhnlichſten Abſichten zuerkennt, und mancher legt der 
Sprache der Diplomatie, die viele dieſer Verträge mit den Friedensverträgen 
der Nationen gemein haben, eine größere Bedeutung bei als dem Geiſte, der 
die Organiſationen ſelbſt erfüllt; daß die Gewerkſchaften auf dem Boden des 
Klaſſenkampfes ſtehen, beweiſt nicht bloß ihre ganze Geſchichte, ſondern auch 
die Vorgeſchichte ihrer Tarifvereinbarungen, und wie wenig die letzteren an 
dieſem Kampfcharakter etwas zu ändern vermögen, laſſen die oft ſehr ſcharfen 
Kämpfe erkennen, von denen oft genug dieſe ſogenannten Friedensverträge unter⸗ 
brochen werden. h 

Zu den Ideologen, die an die Friedensmiſſion der Tarifgemeinſchaften 
glauben, gehört auch Fanny Imle, die wandlungsfähige Verfaſſerin des 
neueſten umfangreichen Werkes der Tarifliteratur, betitelt „Gewerbliche 
Friedensdokumente“.! Sie hat eine Fragebogen⸗Enquete bei ca. 5000 Ge⸗ 
werkſchaftsfilialen veranſtaltet und gibt nun eine Darſtellung des wichtigſten 
Inhalts von ca. 736 kollektiven Arbeitsverträgen, begleitet von hiſtoriſchen Ein⸗ 
leitungen der tariflichen Entwicklung in den einzelnen Gewerben und Rand⸗ 
bemerkungen zu den verſchiedenen bedeutungsvolleren Tarifpunkten. Die Theorie 
des Tarifvertrags liegt dem Werke ebenſo fern wie eine wiſſenſchaftliche oder 
ſtatiſtiſche Bearbeitung der Tarifentwicklung, und wer hinter dem Titel des⸗ 
ſelben eine Begründung der Friedenstendenz der Tarifverträge erwartet, wird 
ſehr enttäuſcht ſein. Um ſo mehr iſt aber ihre ganze Auffaſſung der tariflichen 
Entwicklung, wie ſie in ihren Randgloſſen zum Ausdruck kommt, von der 
Illuſion beherrſcht, daß das Ziel der Tarifgemeinſchaften die dauernde Siche⸗ 
rung des gewerblichen Friedens und des gemeinſamen Wohles der Unternehmer 
und Arbeiter ſei. Sie verſteigt ſich dabei zwar nicht zur gemeinſamen Orga⸗ 
niſation beider Parteien, iſt vielmehr davon überzeugt, daß jede derſelben ihre 
Kraft nur aus der eigenen Organiſation ſchöpft. Aber ſie ſetzt bei beiden Or⸗ 
ganiſationen ein harmoniſches Zuſammenwirken voraus, das das eigene Wohl 
nur in gemeinſamer Arbeit erblickt, ſo daß der Gedanke an eine Moderniſierung 
des Zunftlebens nicht ferne liegt. 

Natürlich ſind es zunächſt die Arbeiter, die einer ſolchen Friedensallianz 
alle ihre revolutionären Theorien zum Opfer bringen müſſen. „Tarifgemein⸗ 
ſchaft und Revolutionarismus ſind unaufhebbare Gegenſätze“, heißt es in ihrer 
Darſtellung der Tarifentwicklung im Buchdruckergewerbe, und bedauerlich findet 
ſie es, daß der Zentralverband der Maurer ſeiner verantwortungsvollen Auf⸗ 
gabe, den disziplinloſen Klaſſenhaß dieſer derbgearteten Arbeiter zu zügeln, 
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ſich ſo wenig bewußt ſei. Sie ſchrieb dies, weil der „Grundſtein“ vor allzu 
optimiſtiſcher Beurteilung der Korperativverträge warnte mit den Worten: 
„Tarifverträge ſind keine Freundſchaftsbündniſſe.“ Zu den Klempnertarifen 
hat ſie wenig Vertrauen, ihre „revolutionäre Vergangenheit“ laſſe leicht darauf 
ſchließen, daß die Parteien ſich verhältnismäßig ſchwer an die vertragliche 
Ordnung gewöhnen. Alſo nicht bloß Kronen iſt der Ludergeruch der Revolution 
nachteilig. 

Geringere Anſprüche ſtellt ſie an das Unternehmertum, das nur ſeinen aus⸗ 
ſchließlichen Herrenſtandpunkt aufzugeben und mit den Arbeitern auf gleichem 
Fuße zu verhandeln brauche, um Tarifverträge zu ermöglichen. Ja nicht 
einmal das ſcheint ihr die notwendige Vorausſetzung für jenes „erſprießliche 
gemeinſame Wirken“ zu ſein, denn ſie verzeichnet in ihrer Sammlung nicht 
wenige ſogenannte Tarifverträge, die nichts anderes als einſeitige Unter— 
nehmertarife ſind und nur durch widerſpruchsloſen Gebrauch Geltung er— 
hielten, und in mehreren Fällen fungierten Vergnügungsvereine als Arbeiter⸗ 
kontrahenten, was F. Imle zu dem tiefſinnigen Geſtändnis veranlaßt, daß hier 
der Gewerkſchaftsgedanke ſich mit Urgewalt durchringe und, „wenn es nicht 
anders geht, ſeine tiefernſte Geſtalt im Narrenkleid des Tanz— 
kränzchenvereins verhülle. . . .“ Sie wird wenig Gewerkſchaftler finden, 
die dieſen ſozialen Faſchingsulk der Kölner Bäckermeiſter und des katholiſchen 
Geſellenvereins ernſt nehmen. 

Auch den Streik betrachtet die Verfaſſerin mit ſehr gemiſchten Gefühlen; 
ſie läßt ihn nur dort gelten, wo ein abſolutiſtiſches Unternehmertum zur An⸗ 
erkennung des konſtitutionellen Prinzips des Arbeitsvertrags bekehrt werden 
ſoll. Iſt dieſes Prinzip anerkannt, ſo muß jeder Streik durch gegenſeitige Ver⸗ 
ſtändigung und durch geeignete Organe aus der Welt geſchafft ſein. Da dürfen 
die Arbeiter keine radikalen Forderungen mehr ſtellen, die die Unternehmer als 
provokatoriſch empfinden könnten, ſondern müſſen ſtets auch auf das Wohl der 
Arbeitgeber bedacht ſein: die Stunde Arbeitszeitverkürzung, die die deutſchen 
Buchdrucker 1891 forderten, dünkt ihr unüberlegt radikal und als Anlaß 
„unſeliger“ Kämpfe, während ſie bei den allezeit kampfesluſtigen Steinſetzern 
die Sehnſucht nach dem ſozialen Frieden als treibendes Motiv der Tarif⸗ 
entwicklung proklamiert. Wo dagegen der Erfolg den Arbeitern günſtig war, 
da hat ſie gegen radikale Fortſchritte nichts einzuwenden, ſondern preiſt das 
ſoziale Verſtändnis der Arbeitgeber, das dieſe günſtigen Wirkungen ermöglicht 
habe. Die Konſequenz dieſes Widerſinns iſt natürlich die, daß die Tarifgemein⸗ 
ſchaft die Arbeiter zu möglichſt beſcheidenen Forderungen und größter Rückſicht⸗ 
nahme auf die Arbeitgeber erziehen möge und daß nur diejenigen Erfolge dem 
Verhältnis beider Parteien dienlich ſeien, die die Arbeitgeber freiwillig oder 
wenigſtens kampflos den Arbeitern zugeſtehen. 

Es iſt klar, daß eine ſolche Taktik die Gewerkſchaften geradezu unfähig 
machen würde, die Lage der Arbeiter zu verbeſſern, weil die Unternehmer nur 
Zugeſtändniſſe gewähren, um ernſten Kämpfen aus dem Wege zu gehen, wenn 
ſie es nicht lieber doch auf ſolche Kämpfe ankommen laſſen wollen. Nicht der 
Wille zum Frieden, ſondern das Wollen des Fortſchritts muß die 
treibende Kraft der Gewerkſchaften ſein. Um das Beſſere durchzuſetzen, darf 
eine Gewerkſchaft vor dem Streik oder der Ausſperrung nicht zurückſcheuen, 
ſondern ſie muß darauf gerüſtet ſein. Je ernſter ſie auf dieſen Ausgang vor⸗ 
bereitet iſt, deſto nachdrücklicher kann fie ihre Forderungen auch friedlich durch 
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jegen. Auf dieſem Wege find die baugewerblichen Berufe dazu gelangt, die 
meiſten Tarifverträge abzuſchließen, während die Hirſch-Dunckerſchen Gewerk⸗ 
vereine, trotzdem ſie ſeit faſt vier Jahrzehnten das Prinzip der Harmonie 
zwiſchen Kapital und Arbeit predigen, keinen Unternehmerverband zur kollek⸗ 
tiven Vertragsſchließung verlocken konnten. Es gehört eben der ernſte Wille 
zum Kampfe und die Macht zu erfolgreichem Kampfe dazu, um Tarifverträge 
durchzuſetzen. Der „revolutionäre“ Klaſſenkampf iſt die Vorausſetzung 
aller tariflichen Erfolge. F. Imle führt ſelbſt ein bezeichnendes Beiſpiel 
hierfür an: in den Warenhäuſern ſind auffallenderweiſe gerade die niederſten 
Angeſtellten am eheſten zu Kollektivverträgen gelangt, die Packer und Haus⸗ 
diener, während das gelernte kaufmänniſche Perſonal weder hier noch im ganzen 
Handelsgewerbe ſolche Erfolge aufweiſen kann. Sie führt dieſen Mangel auf 
die Standesilluſionen der Kaufleute zurück, die ſich nicht als Arbeiter fühlen 
und in törichtem Eigenſinn an den wertvollſten Errungenſchaften der mißachteten 
Arbeiter nicht teilnehmen wollen. Überſetzen wir dieſe Ideologie in greifbare 
Wirklichkeit, ſo iſt es eben die Klaſſenkampforganiſation der Handelshilfs⸗ 
arbeiter, die gegenüber den in Harmonieduſelei verharrenden kaufmänniſchen 
Gehilfenverbänden dieſe Erfolge errungen hat. 

So wenig ohne Klaſſenkampf ein Tarifvertrag erreicht werden kann, ſo 
kann auch eine langjährige Tarifgemeinſchaft den Klaſſenkampf nicht aufheben, 
denn der beſte Tarifvertrag würde illuſoriſch, wenn hinter ihm nicht die Macht 
einer ſtarken Gewerkſchaft und die Gefahr neuer Kämpfe ſtände. Auch fehlt 
es in der idealſten Tarifgemeinſchaft nicht an ſteten Reibungen, die, ſo ſehr 
ſie auch immer wieder ausgeglichen werden mögen, doch latenter Kampf 
ſind. Der Klaſſenkampf macht ſich eben auch im Frieden geltend, er wechſelt 
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nur feine Formen. Es mag durch feſte Vereinbarungen gelingen, größere 


Streiks einige Zeit lang zurückzuhalten — dann äußert ſich der Gegenſatz mehr 
in Entlaſſungen, Maßregelungen, nachteiligen Auslegungen der Tarifſätze uſw., 
bis die Spannung auf beiden Seiten ſich derart verſchärft, daß aufs neue die 
Macht entſcheidet, ſei es durch Streik oder Ausſperrung oder durch Nachgeben 
des Schwächeren. Die Ara der Tarifverträge iſt eine ſolche der Tarifbrüche 
und Tarifkämpfe; nur bereitet ſie immer größere und gewaltigere Kämpfe vor, 
wie uns die Geſchichte der engliſchen Gewerkſchaften beweiſt, weil eben ihre 
Tendenz zur Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen neigt und weil nur 
ſtarke Organiſationen Träger ſolcher Tarifgemeinſchaften ſein können. 

Für die Gewerkſchaften iſt alſo der Tarifvertrag kein Friedens- und Freund⸗ 
ſchaftsbündnis, ſondern eine Etappe des Klaſſenkampfes zur Sammlung 
und Rüſtung für weitere Kämpfe und zur Sicherung der errungenen Erfolge. 
Er iſt einem Waffenſtillſtand vergleichbar, der für die Arbeiter das wichtige 
Ergebnis hat, daß ſie als gleichberechtigte und vertragsfähige Macht anerkannt 
werden. Der Frieden, den er mit ſich bringt, iſt nicht ſein hauptſächlichſtes 
Ziel, ſondern nur eine ſeiner Wirkungen. Vielleicht iſt er das Ziel der Arbeit⸗ 
geber, denen bei Abſchluß eines kollektiven Arbeitsvertrags in erſter Linie an 
einer gewiſſen Sicherung des Friedens gelegen ſein mag. Wer bei Lohnkämpfen 
nichts zu gewinnen, ſondern lediglich bisher innegehabte Privilegien zu ver⸗ 
teidigen hat, der bedarf des Friedens; um ſeinen Reichtum zu mehren und 
um Ruhe zu haben, macht er den Angreifern Konzeſſionen. Für die Gewerk⸗ 
ſchaften würde ein ewiger Frieden mit Stagnation und Verſumpfung gleich⸗ 
bedeutend ſein; ſie müſſen einen Druck ausüben, um einen höheren Anteil für 
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die Arbeiter am Ertrag ihrer Arbeit durchzuſetzen. Wer die Tarifverträge als 
Friedensbündniſſe auffaßt, der beweiſt lediglich, daß er dieſelben nach dem 
Standpunkt des Unternehmertums beurteilt. | 

Nun iſt es ja nicht ausgeſchloſſen, daß auch Gewerkſchaften aus momen⸗ 
tanem Ruhebedürfnis Tarifverträge eingehen müſſen, wie andererſeits auch die 
Arbeitgeber nicht lediglich aus dieſen Gründen, ſondern oft genug auch um 
materieller Vorteile willen ſolche Verträge abſchließen. In ſolcher Zwangslage 
werden die Gewerkſchaften ſich aber mit minderen Erfolgen begnügen müſſen, 
und dies muß für ſie ein neuer Anſporn ſein, zu rüſten, um mehr zu er— 
reichen. Gerade ein einſeitig aufgezwungener Vertrag kann ihnen am wenigſten 
als eine Grundlage dauernden Friedens geeignet erſcheinen; hier wird ihnen 
die Waffenſtillſtandnatur desſelben doppelt fühlbar. 

Daß auch das Unternehmertum durch Tarifgemeinſchaften Vorteile er: 
wartet, kann unſere Stellungnahme nur wenig ändern. Die Gewerkſchaften 
führen den Kampf nicht, um den Arbeitgebern durchaus Schaden zuzufügen 
oder ihnen jeden Vorteil abzuſchneiden, ſondern um die Lage der Arbeiter 
materiell und rechtlich zu beſſern. Sie kämpfen auch dann für Arbeitszeit— 
verkürzung, wenn dieſe den Unternehmern Vorteile bringt, und führen den 
Nachweis, daß die Induſtrie mit höchſtgelohnten Arbeitern am beſten floriert. 
Sie haben lediglich zu prüfen, ob dieſer Vorteil der Unternehmer der Poſition 
der Gewerkſchaften und Arbeiterklaſſe etwa nachteilig iſt. So werden ſie den 
Arbeitgebern nie das Recht auf eine einſeitige Verwaltung des Arbeits⸗ 
nachweiſes zugeſtehen, ebenſowenig das Recht, Streikarbeit für berufsverwandte 
Betriebe anzufertigen, unorganiſierte Hilfsarbeiter zu beſchäftigen oder Arbeiter- 
ſchutzbeſtimmungen im Wege freier Vereinbarung außer Kraft zu ſetzen, auch 
wenn ſie nicht die Macht beſitzen, jene daran zu verhindern. Dagegen können 
ſie den Arbeitgebern nicht verbieten, ſich für die höhere Bezahlung der Arbeits— 
kräfte und für den Verluſt an Arbeitsſtunden ſchadlos zu halten durch beſſere 
Betriebsmethoden, Einführung leiſtungsfähigerer Maſchinen und Erhöhung der 
Preiſe der Produkte. Die letztere trifft zwar, ſofern es ſich um Konſumgegen⸗ 
ſtände der großen Maſſe handelt, vorzugsweiſe die Arbeiterklaſſe, aber die Be— 
ſtimmung der Warenpreiſe liegt außerhalb der Machtſphäre der Gewerkſchaften. 
Hier muß die Konſumentenorganiſation als Gegengewicht eingreifen, um die 
Preiſe zugunſten der Arbeiter zu regulieren, eventuell durch Errichtung eigener 
Betriebswerkſtätten. Jedenfalls kann eine Preiserhöhung der Erzeugniſſe kein 
abſolutes Hindernis für den Abſchluß von Tarifverträgen ſein, denn wo die 
Warenpreiſe durch die Ausbeutung der billigſten Arbeitskräfte (Kinderarbeit, 
Heimarbeit) derart gedrückte ſind, daß der einzelne Unternehmer außerſtande 
wäre, ſolche Waren unter gewerkſchaftlich normalen Arbeitsbedingungen zu 
produzieren, da kann die Durchführung der letzteren nicht von gleichbleibenden 
Warenpreiſen abhängig gemacht werden. Auch die Konſumenten müſſen ſich 


| häufig entſchließen, einen Teil der Koſten des höheren Lebensſtandards der 


Arbeiter zu tragen, beſonders dann, wenn ſie bisher auf Koſten dieſer Arbeiter 
unverhältnismäßig billig kaufen konnten. Wenn zum Beiſpiel durch die Ver⸗ 
allgemeinerung von Schneidertarifen, die wirkſam in die Konfektionsinduſtrie 
eingreifen, jene billigſte Maſſenkonfektion unmöglich gemacht würde, ſo hätte 
die Arbeiterklaſſe daran wirklich nicht viel verloren. 

So wenig es Aufgabe der Gewerkſchaften ſein kann, Preiserhöhungen unter 
allen Umſtänden zu verhindern, ſo kann es ihnen auch nicht verwehrt ſein, 
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Tarifverträge mit Unternehmerkartellen abzuſchließen, zu deren Aufgaben 
Preiskonventionen gehören. Sie müſſen vielmehr ernſthaft damit rechnen, 
daß die maßgebendſten Induſtrien ſich kartellieren und die Verkaufspreiſe 
regeln. Würden ſie Verträge mit ſolchen Kartellen ablehnen, ſo fände die Ein⸗ 
führung gewerkſchaftlicher Bedingungen an dieſen Preiskonventionen ein un⸗ 
überſteigbares Hindernis; den Vorteil davon hätten lediglich die Syndikate, die 
die Ausbeutung ſteigern und die Preiſe trotzdem erhöhen könnten. Der Kampf 
gegen die Preispolitik dieſer Kartelle kann nicht Aufgabe der Gewerkſchaften 
ſein; es iſt abermals Sache der Konſumenten, und falls öffentliche Intereſſen 
dadurch berührt werden, des Staates, der Macht der Kartelle Grenzen zu ziehen. 

Andert ſich dies Verhältnis nun aber dort, wo die Gewerkſchaften bewußt 
an der Preisgeſtaltung der Arbeitgeber mitwirken? Hört der Tarifvertrag dort 
auf, eine Etappe des Klaſſenkampfes zu ſein — wird er da zu einem Friedens⸗ 
und Beutebündnis mit Arbeitgebern? Das iſt die Frage, die in der jüngſten 
Tarifentwicklung Anlaß zu erheblichen Meinungsverſchiedenheiten gab und 
gerade in dieſem Organ lebhaft umſtritten wurde. Da ſie zugleich mit der von 
Fanny Imle in ihrem Werke bekundeten Auffaſſung der Tarifgemeinſchaften 
der Chemigraphen und Schläger in engſter Beziehung ſteht, ſo wollen mir hier 
in Kürze auf dieſelbe eingehen. Im Schlägergewerbe wie im graphiſchen Kunſt⸗ 
gewerbe ſind ſeitens der Gewerkſchaften Tarifgemeinſchaften mit den Arbeit⸗ 
gebern auf der Baſis von Preiskonventionen, verbunden mit beiderſeitigem 
Organiſationszwang, abgeſchloſſen worden. In beiden Induſtrien waren außer⸗ 
ordentlich gedrückte Preisverhältniſſe der Erzeugniſſe und mangelnde Organi⸗ 
ſation der Arbeitgeber ein ernſtes Hindernis für eine gewerkſchaftliche Regelung 
der Arbeitsverhältniſſe. Im Schlägergewerbe waren ſie dadurch entſtanden, 


daß einer an ſich techniſch rückſtändigen, zur Hausinduſtrie herabgeſunkenen 


Induſtrie infolge der Zollpolitik ein erhebliches Abſatzgebiet verloren ging und 
ein ſcharfer Konkurrenzkampf um den verbliebenen Abſatz begann, in der 
Chemigraphie durch techniſche Verfahren, die eine Maſſenproduktion mit 
billigſten Arbeitskräften herbeiführten und den an ſich beſchränkten Markt mit 
wohlfeilſten Erzeugniſſen überſchwemmte. Ohne gleichzeitige Regelung des 
Wettbewerbes wäre eine Verbeſſerung der Lage der Arbeiter nicht möglich 
geweſen, auch nicht mangels einer Organiſation der Unternehmer, da dieſe 
Verbeſſerung nicht ſcheiterte am mangelnden Wollen der letzteren, ſondern an 
ihrem Unvermögen. Geregelte Arbeitsbedingungen ſetzten eine Sanierung der 
Induſtrie voraus, und dieſer glaubten die Gewerkſchaften ihre Mitarbeit nicht 
entziehen zu ſollen. 

Nach unſerem Dafürhalten haben ſie recht gehandelt, denn ſie handelten in 
einer Zwangslage, die keinen anderen Ausweg offen ließ. Wie bei den 
Arbeitern Tarifverträge nur auf der Vorausſetzung ſtarker Gewerkſchaften 
möglich ſind, ſo bedarf auch das Unternehmertum auf einer gewiſſen Stufe der 
Ohnmacht der einzelnen des korporativen Zuſammenſchluſſes. Das haben 
die Gewerkſchaften ſtets anerkannt, indem fie ihre Verträge mit Organi— 
ſationen der Arbeitgeber ſchloſſen. Wo ſolche Organiſationen notwendig ſind, 
da ändert es nichts an der Klaſſennatur der Gewerkſchaften, daß ſie die aus⸗ 
einanderſtrebenden Elemente der Arbeitgeber zur Organiſation zwingen, um 
hierdurch ihren Zweck zu erreichen. Daß Gewerkſchaften unter Umſtänden die 
Unternehmer zu ihrem Beſten zwingen müſſen, iſt auch ſonſt nichts Seltenes; 
durch Arbeitseinſtellung erzwangen die engliſchen Baumwollſpinner eine Pro⸗ 
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duktionseinſchränkung, zu der die Unternehmer aus eigener Macht nicht fähig 
waren. Und hat nicht in den meiſten Gewerben das Vorgehen der Arbeiter 
den Anſtoß zur Organiſation der Arbeitgeber gegeben? Und welch anderer 
Weg hätte den Gewerkſchaften den gleichen Erfolg gewährleiſtet? Hätten ſie 
auf Staatshilfe für die daniederliegende Induſtrie warten oder eine genofjen- 
ſchaftliche Produktion aufnehmen ſollen? Beides war völlig ausgeſchloſſen, 
letzteres ſchon deshalb, weil dieſe Induſtrien nur ein engbegrenztes Abſatzgebiet 
hatten, auf welches die Arbeiter als Konſumenten nur geringen Einfluß aus⸗ 
üben können. So blieb ihnen nur der Tarifvertrag mit gegenſeitigem Organi- 
ſationszwang übrig. Sie gingen dabei noch nicht ſo weit, wie einige engliſche 
Gewerkſchaften in ihren Trade-Allianzen, die den Arbeitern entweder einen 
von den Verkaufspreiſen abhängigen Lohn (sliding scala) oder eine Gewinn⸗ 
beteiligung gewährten. Dieſe Allianzen haben das eine mit den deutſcherſeits 
in Betracht kommenden Verhältniſſen gemein, daß ſie erſtanden aus lokalen 
Kleininduſtrien mit rückſtändiger Produktionstechnik, alſo gleichfalls unter 
gewiſſen Zwangsverhältniſſen. Wir können auch in dieſer Regelung noch keine 
zünftige erblicken, da gleitende Skala und Gewinnbeteiligung mehr eine andere 
Lohnform als eine andere Produktionsform darſtellen. Im deutſchen Chemi⸗ 
graphentarif und in den meiſten Schlägertarifen, mit Ausnahme desjenigen der 
Silberſchläger von Nürnberg⸗Fürth⸗Schwabach, haben jedoch die Arbeiter mit 
der Preisfeſtſetzung überhaupt nichts zu tun, und im Silberſchlägertarif regelt 
zwar das gemeinſame Tarifamt die Verkaufspreiſe, um neuer Schleuder- 
konkurrenz vorzubeugen; indes iſt davon nicht die Höhe der Löhne jeweils 
abhängig, ſondern dieſe Maßregel ſteht vielmehr im engeren Zuſammenhang 
mit der Regelung des Umfanges der Produktion. Der Charakter einer Not⸗ 
regelung dieſer Schlägertarife ergibt ſich ſchon daraus, daß der Feingold— 
ſchlägertarif eine Arbeitszeitregelung mit gleitender Skala, je nach dem Pro⸗ 
duktionsumfang, und eine Entſchädigung der durch Betriebseinſchränkung teil⸗ 
weiſe arbeitslos gewordenen Arbeiter nach der Zahl der ausgefallenen Formen 
vorſieht. Dieſe Entſchädigung iſt aus einer von den Arbeitgebern unterhaltenen 
Unterſtützungskaſſe zu zahlen. Nichts deutet aber in dieſen Abmachungen 
darauf hin, daß die Arbeiter ſich mit den Arbeitgebern verbündet hätten, um 
mit vereinten Kräften die Konſumenten oder die Geſellſchaft auszubeuten. Im 
Gegenteil, ſelbſt innerhalb dieſer Tarifgemeinſchaften hat es an ſcharfen Kon— 
flikten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern nicht gefehlt, die namentlich durch 
die Dreiteilung des Gewerbes (Verleger, Meiſter und Gehilfe) und durch Tarif- 
brüche der erſteren hervorgerufen wurden. Die Tarifgemeinſchaft der Metall⸗ 
ſchläger, die durch das Fernbleiben der Lauſitzer Schmutzkonkurrenz ohnehin 
auf ſchwachen Füßen ſtand, iſt ſogar vor kurzem gekündigt worden. 

Weniger kompliziert liegen die Verhältniſſe im chemigraphiſchen Gewerbe. 
Hier reichte der gegenſeitige Organiſationszwang aus, um binnen Jahresfriſt 
die Organiſationen beider Tarifparteien auf 95 Prozent der Berufsgenoſſen 
auszudehnen und damit dem Tarif eine feſte Grundlage zu geben. Vielleicht 
hätte es hier weniger als in den Schlägergewerben eines ſolchen Zwanges be— 
dneft, wenn nicht aus anderen Gründen beide Parteien in dieſem Mittel eine 
wertvolle Ergänzung des Tarifs erkannt hätten, die Arbeitgeber, um wirkſam 
jede Tarifdurchbrechung zu verhindern, die Arbeiter, um einer tariffeindlichen 
Sonderorganiſation den Boden zu entziehen. Dieſe Sonderorganiſation, ur⸗ 
ſprünglich dazu beſtimmt, die Intereſſen der Lithographen wirkſamer zu 


52 | Die Neue Zeit. 


vertreten, ſuchte auch die Branche der Chemigraphen und Kupferdrucker zu 
zerſplittern, und hatte ſich durch ihre Generalverſammlungsbeſchlüſſe in ſtrikten 
Gegenſatz zur Tarifſache geſtellt. Sie wäre ohne Zweifel für die Durchführung 
des Tarifs jahrelang ein ernſtes Hindernis geweſen, wenn der auf dem Boden 
des Tarifabſchluſſes ſtehende Verband ſie nicht durch eine nachdrückliche Aktion 
unſchädlich gemacht hätte. Begreiflicherweiſe hat dies den hellen Zorn der 
Vertreter des Sonderverbändchens erweckt, der denn auch in mehreren Artikeln 
in dieſem Organ ſich Luft machte. Auch F. Imle polemiſiert heftig gegen den 
„Organiſationsexkluſivismus“, Be fie im Sinne der Intoleranz kenn⸗ 
zeichnet, und faſt ſcheint ihr der Wunſch Vater des Gedankens zu ſein, wenn 
ſie es als noch ſehr fraglich erklärt, ob unter ihm nicht ſchmutzkonkurrierende 
Prinzipale und lohndrückeriſche Gehilfen um ſo ungeſtörter ihr unkontrollier⸗ 
bares Handwerk betreiben würden. Daß die Verfaſſerin, die nach ihren zahl⸗ 
reichen Organiſationsmetamorphoſen ſelbſt auf Toleranz im weiteſten Maße 
rechnen muß, für das Recht auf Sonderbündelei eintritt, kann nicht befremden. 
Nur gerät ſie mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wenn ſie bei Behandlung der 
Brauertarife die Organiſationszerſplitterung als einen die Tarifabſchlüſſe er⸗ 
ſchwerenden Umſtand erwähnt. Dort mißbilligt ſie ſogar beſondere Branchen⸗ 
organiſationen der Böttcher und der Transportarbeiter, während im Chemi⸗ 
graphengewerbe nur ein einziger Beruf vor ſchädlicher Zerſplitterung bewahrt 
werden ſoll. Wie nützlich dieſe Maßregel war, erhellt aus dem jüngſten 
Jahresbericht des Tarifamtes der Chemigraphen, nach welchem ſeit der Ein⸗ 
führung des Tarifs die Zahl der organiſierten Mitglieder dieſer Branche von 
800 auf 1400 geſtiegen iſt. 

Im mittelfränkiſchen Feingoldſchlägertarif wurden bekanntlich die Mitglieder 
des Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereins, die ſich nicht im mindeſten um die 
tarifliche Regelung der Berufsverhältniſſe gekümmert hatten, von der Beſtim⸗ 
mung getroffen, daß nur Mitglieder des Metallarbeiterverbandes in tariflichen 
Betrieben beſchäftigt werden dürfen, und ein Gewerkvereinsmitglied klagte 
gegen die Verbandsleiter wegen abſichtlicher Schädigung auf Schadenerſatz. Er 
mußte ſich aber vom Gericht belehren laſſen, daß ein Abkommen, das die 
Arbeitsgelegenheit für Angehörige einer beteiligten Gruppe reſerviert, gegen 
niemand zur Entſchädigung verpflichte. Die rechtliche Zuläſſigkeit eines 
gegenſeitigen Organiſationszwanges in dieſer Form war damit außer Zweifel 
geſtellt. Ob er in jedem Falle zweckmäßig iſt, das iſt natürlich eine andere 
Frage, die nur je nach den beſonderen Umſtänden zu entſcheiden iſt. 

Wo aber iſt nun bei den Tarifgemeinſchaften die Grenze zwiſchen einer 
Aktion, die dem Klaſſenkampf der Arbeiter dient, und einer Wiederbelebung 
des Zunftweſens auf moderner Grundlage zu finden? Nicht in den größeren 
oder geringeren Vorteilen des Unternehmertums, nicht in der Organiſation 
oder Desorganiſation der Arbeitgeber, auch nicht in der bewußten oder un⸗ 
bewußten Einwirkung auf die Preisgeſtaltung, ſondern in der Anerkennung 
des Klaſſengegenſatzes zwiſchen Unternehmer und Arbeiter, der einen 
dauernden Frieden, eine Harmonie der Intereſſen beider ausſchließt. So⸗ 
lange die Arbeiter ſich als eine beſondere Klaſſe mit eigenen, über den Tarif⸗ 
vertrag weit hinausgehenden und der kapitaliſtiſchen Ausbeutung entgegen⸗ | 
geſetzten Intereſſen fühlen, werden fie jeden Tarifvertrag ſtets nur als eine 
vorübergehende Erſcheinung, als die unterſte Stufe einer Leiter betrachten, 
deren höhere Sproſſen Schritt um Schritt erkämpft werden müſſen. Während 
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die Arbeitgeber ſich fragen: werden wir jetzt Ruhe haben? müſſen die Arbeiter 
bei jedem Tarifabſchluß daran denken, wie ſie das nächſtemal ihre weiteren 
Forderungen durchſetzen. Wo die Arbeiter dieſes Klaſſenbewußtſein verloren 
haben und ſich auf einen dauernden Frieden mit den Unternehmern einrichten, 
da befinden ſie ſich auf der ſchiefen Ebene des Zunftgeiſtes, der ſie von der 
modernen Arbeiterbewegung trennen muß. Alſo lediglich die Auffaſſung der 
Tarifgemeinſchaften bildet die Grenze, wo die Geiſter ſich ſcheiden. Gewiß, 
dieſe Grenze iſt äußerſt ſubtil, denn der Geiſt läßt ſich nicht ſezieren oder 
deſtillieren, und ſelbſt einzelne Handlungen ſind nicht immer beweiskräftig. 
Gewiſſe Formen von Tarifverträgen, die in dem einen Gewerbe als äußerſt 
bedenklich erachtet würden, erklären ſich bei anderen Gewerben aus dem 
Zwange der Verhältniſſe, und manche den Arbeitern nachteilige Beſtimmung 
mag ihnen aufgezwungen ſein und wird dann ſicher eher Erbitterung als 
Wohlbefinden hervorrufen. Auch auf Redewendungen in den Verträgen kann 
man kein Gewicht legen, denn die Diplomatie der Vertragstechnik ſchließt 
drohende Worte ſelbſtverſtändlich aus. So ſchwer es indes iſt, ſich an 
Außerlichkeiten zu halten, in der Wirkung der Tarifgemeinſchaft auf alle Be— 
teiligten kommt der Geiſt, von dem ſie geleitet wird, ſicher zum Ausdruck, und 
da wird die Kritik, ſoweit ſie gerechtfertigt iſt, ſtets am erfolgreichſten einſetzen. 
Ergibt ſich aus dem Wirken eines Tarifvertrags, daß er die Arbeiter ab— 
ſtumpft gegen ihre Klaſſenintereſſen und gegen die Klaſſenkämpfe anderer 
Arbeiterberufe, ſie unempfänglich macht für die großen Ideen des Proletariats 
und ſie mit Widerſtreben gegen die notwendigen Kämpfe für die Durchſetzung 
weiterer Forderungen erfüllt, ſie ſatt und zufrieden macht und ihr Intereſſe in 
müßigem Tand und Sport erſchöpft, ſo iſt er eine Gefahr für den Emanzi⸗ 
pationskampf der Arbeiter, und wäre er noch ſo dürftig, wie nur je der 
„Tarifvertrag“ eines Innungsgeſellenvereinchens ſein kann. Selbſt bei den 
komplizierteſten Tariforganen aber, die kleinliche Differenzen friedlich beilegen, 
kann ſich die Arbeiterſchaft den Geiſt des Klaſſengegenſatzes bewahren und im 
Bewußtſein ihrer Macht auf künftige Kämpfe vorbereiten; ſie kann bei großen 
Klaſſenkämpfen des Proletariats ihrer Arbeiterſolidarität einen Ausdruck geben, 
der ſicher auf etwaige Friedensilluſionen der Arbeitgeber eine zerſetzende Wir— 
kung ausüben würde. 
Bisher hat der Geiſt der deutſchen Gewerkſchaften, der in den Tarifgemein- 
ſchaften zum Ausdruck kam, zu grundſätzlichen Bedenken keinen Anlaß gegeben. 
Kleine Fehler mögen hier und da in einzelnen Tarifabmachungen, in der Tarif— 
ſprache oder in Tarifformen gemacht ſein — das kommt überall in Kämpfen 
vor —, in der Auffaſſung der Tarifgemeinſchaften an ſich ſtimmen die deutſchen 
Gewerkſchaften völlig überein. Deſto mehr haben ſie Urſache, ſich gegen den 
Verſuch zu wenden, der ihre erfreulichen Fortſchritte herabſetzt auf das Niveau 
der Harmonieduſelei und der ſozialen Friedensſchwärmerei. Soweit 
F. Imle ſich zum Apoſtel dieſer „Friedensmiſſion“ der Gewerkſchaften 
berufen wähnt, wird ſie bei den führenden Kreiſen der Gewerkſchaftsbewegung 
ſtets auf denſelben Widerſpruch ſtoßen, den auch ihre abſtrakte Neutralitäts⸗ 
theorie, die die Zerſplitterung der Gewerkſchaftsbewegung geradezu toleriert, fand. 
Immerhin hat ein Werk, das über die verſchiedenartigſte Tarifentwicklung 
in Induſtrie, Gewerbe, Handel und Verkehr eine ſchematiſche Darſtellung gibt, 
für die Gewerkſchaftskreiſe einen gewiſſen praktiſchen Wert. Es wird ſelbſt er- 
fahrenen Praktikern der Tarifverträge eine Fülle von Anregungen bieten, und 
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deshalb verdient es auch die Beachtung dieſer Kreiſe. Daß es kritiſch und mit 
zahlreichen Vorbehalten geleſen werden muß, bedarf nach dem Vorausgeſagten 
keiner weiteren Erklärung. Leider hat der Gewerkſchaftsbewegung eine ſta⸗ 
tiſtiſche, wiſſenſchaftliche und kritiſche Darſtellung der deutſchen Tarifentwicklung 
bisher gefehlt. Das Imleſche Werk kann dieſe Lücke ebenfalls nach keiner 
Richtung ausfüllen; es gibt nur eine allgemeine Überſicht und Anregungen für 
die Praxis. Es iſt deshalb erfreulich, daß das Arbeitsſtatiſtiſche Amt eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Durcharbeitung der von ihm mit Hilfe der Gewerkſchaften ge- 
ſammelten Tarifverträge nebſt der Publikation des Wortlauts derſelben plant. 
Dieſes Werk wird für die deutſchen Gewerkſchaften, wie ſchon die bisher ver⸗ 
öffentlichten Arbeiten im „Reichsarbeitsblatt“ über die Tariflöhne und die 
tariflichen Arbeitszeiten erkennen ließen, ungleich wertvoller ſein. 


Ein Beitrag zur Agrarfrage. 


Von Dr. Salomea Perlmutter. 


5. Das Weſen der modernen Agrarfrage. 
Alle die oben erwähnten koloſſalen Einrichtungen des heutigen Austauſch⸗ 
mechanismus vereinheitlichen und regeln die Preiſe der Landprodukte. Sie 
vermögen dieſelben zeitweiſe zu erhöhen oder zu drücken, aber ſie ſind es nicht, 
die die Preiſe ſchaffen. Dies geſchieht in der Produktionsſphäre, welche 
heute ganz anders ausſieht als im Anfang und in der erſten Hälfte des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts. 


(Schluß.) 


Vor der überſeeiſchen Konkurrenz hatte die Produktion mit der Bevölkerungs⸗ 


vermehrung nicht Schritt gehalten. Es wurden infolgedeſſen Bodenſtücke zum 
Anbau herangezogen, die früher wegen ihrer geringen Ergiebigkeit brach ge⸗ 
blieben waren, und die Preiſe richteten ſich nach den Produktionskoſten auf 
dem ſchlechteſten Boden. N 
Seit dem Jahre 1880 bedrückt das überſeeiſche Getreide den Markt ſchon 
durch ſeine bloße Exiſtenz in den Produktionsländern; Überproduktion iſt das 
Zeichen, in welchem der Getreidehandel ſich in den letzten Jahren bewegt, und 
das Preisgeſetz unterliegt einer gründlichen Umwandlung. Nunmehr ſind es 
die billigſten Produktionsverhältniſſe, welche die Preisbildung beherrſchen, die 
Produktionsbedingungen auf den weiten Flächen der außereuropäiſchen Kolonien, 
wo die Naturkräfte dem Menſchen unentgeltlich zur Verfügung ſtehen. Aber 
die Produktionsmächte, die für den Konſumenten ſo gütig ſind, untergraben 
gleichzeitig die materielle Exiſtenz der Landwirte, das heißt derjenigen wenigſtens, 
die für den Markt produzieren, und ſo entſteht die Agrarfrage, die eigentlich 
eine Frage des Grundeigentums iſt; die Frage der Erhaltung oder des 
Unterganges des heutigen Grundeigentums, keineswegs aber der Landwirtſchaft. 
Solange die Nachfrage dem Angebot vorauseilte und die Preiſe hoch ſtanden, 
konnte die Steigerung der Intenſität des Landbaus fortſchreiten, und das ohne 
große Rührigkeit ſeitens der Landwirte und ohne Kapitalaufwand, auf dem Wege 
reicherer Düngung. Niedrige Preiſe ſtellen dem durchſchnittlichen Landmann 
zwei Eventualitäten. Entweder er beſtrebt ſich, durch Anwendung neuer tech⸗ 
niſcher Methoden und Düngmittel mit dem überſeeiſchen Getreide erfolgreich 
zu konkurrieren, indem er durch erhöhte Arbeitsproduktivität den Preisfall 
wettmacht, oder er kehrt zu extenſiveren Methoden zurück. Das erſtere ſtellt 


4 


Dr. Salomea Perlmutter: Ein Beitrag zur Agrarfrage. 55 


unſerem durchſchnittlichen Landmann manchmal unüberwindliche Schwierigkeiten, 
weil er weder über das nötige Kapital verfügt, noch die dazu notwendige 
Rührigkeit und Intelligenz beſitzt. Das zweite Mittel wurde auch ſchon be— 
folgt: in Amerika, Deutſchland und England iſt man vielerorts zu extenſiverer 
Kultur übergegangen. Das Verhältnis zwiſchen Acker- und Weideland verſchob 
ſich zwiſchen 1875 und 1895 in England von 58:42 Prozent auf 48:52 Pro⸗ 
zent. Und ſolange die überſeeiſche Konkurrenz unſeren Landproduktenmarkt 
beherrſcht, kann von einer ernſten Intenſifizierung des europäiſchen Landbaus 
nicht die Rede ſein. | 

Mit den Getreidepreiſen iſt auch der Bodenwert geſunken, denn der Boden 
iſt einer Aktie gleich; ſein Wert wächſt und fällt infolge von Faktoren, deren 
Entſtehung und Wirkung der Landwirt nicht bewirkt. So gut, wie er ohne 
ſein Verdienſt die Früchte der ſozialen Entwicklung einheimſt, ſo iſt er auch 
Opfer dieſer ſozialen Entwicklung. Die Folgen dieſer Tatſache ſind um ſo 
ſchlimmer, je mehr die Bodenpreiſe in den vorhergehenden Jahrzehnten künſtlich 
hinaufgeſchraubt wurden und viele Landwirte noch fortfahren, dieſe hohen 
Preiſe, für die ſie ihre Landgüter gekauft haben, zu zahlen, während ihre Ein- 
künfte ſo ſehr geſunken ſind. Aber die Grundbeſitzer dürfen nicht mit der 
Landwirtſchaft vermengt werden. Nach einem Beſitzwechſel, der für die 
Nachfolger günſtigere Bedingungen ſchaffen wird, werden dieſe ſich vielleicht 
beſſer einzurichten wiſſen. 

Jedenfalls aber iſt die Hoffnung auf Beſeitigung dieſer Diſſonanz nur 
relativ, und es iſt die Frage, wie die Landwirte ihr entgegentreten werden: 
auf dem Wege der Zentraliſation mit Intenſifizierung auf Grundlage größerer 
Kapitalanlagen und der Anwendung von verbeſſerten techniſchen 
Mitteln, oder auf dem Wege der Dezentraliſation, welche in der Zunahme 
von Kleinwirtſchaften beſtehen wird, die ſich höchſtens der intenſiveren 
Handarbeit bedienen kann. | 

Mit einem Worte: es iſt die Frage, ob Groß- oder Kleinbetrieb, und 
die Frage des Verhältniſſes zwiſchen Klein⸗ und Großbetrieb. 

Was lehren die Tatſachen? 

In England machte die Konzentration der Agrarunternehmungen bis zum 
Jahre 1885 unaufhörliche Fortſchritte, aber ſeit dem Jahre 1885 trat eine 
Wendung ein. Die Zahl der Großwirtſchaften und deren Größenfläche nimmt 
ab, gleichzeitig nehmen auch die Kleinwirtſchaften ab, während die Zahl der 
Parzellen zunimmt. 

Aber dieſe Tatſachen, die für den erſten Anblick zugunſten des Kleinbeſitzes 
ausſagen, müſſen noch ins richtige Licht gezogen werden. 

So ſind es in dieſem ſelben England die Wirtſchaften von 100 bis 
300 Acres, welche der Zerſplitterung am meiſten Widerſtand geleiſtet haben, 
und ſolche Wirtſchaften zählen auf dem Kontinent noch zu den Großgütern. 
Es fanden ſich denn auch Stimmen in der engliſchen Enquete, welche als ein- 
zigen Ausweg für die engliſche Landwirtſchaft die Bewirtſchaftung großer Land— 
flächen durch Ackerbauſyndikate hinſtellten. 

Außerdem hat die Anſchauung, daß der Gutshof und das kleine Bauerngut 
zwei ökonomiſche Kategorien ſind, deren Verhältnis ſich nur nach ihrer Dimen⸗ 
ſion mißt, nur ſehr relative Bedeutung. Selbſt da, wo der Klein- und Groß⸗ 
beſitzer für den Markt produzieren, werden ſie nicht gleichmäßig von ihm 
berührt. Der Großbeſitzer produziert für den Weltmarkt, der Kleinbeſitzer, 
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wenigſtens wo er kein Getreide produziert, für den lokalen Markt. Sie unter⸗ 
ſcheiden ſich denn auch meiſtens durch den Produktionsgegenſtand. Von 
den 2529 132 Kleinwirtſchaften in Deutſchland, die weniger als 1 Hektar 
Fläche zählen, beſchäftigen ſich 28,1 Prozent mit Weinbau. Hingegen iſt die 
Waldwirtſchaft Aufgabe des Großbaus. Das wiederholt ſich mehr oder weniger 
in allen Ländern. Und dieſe kleinen Gütchen, welche Garten-, Obſt⸗ und Wein: 
bau betreiben, können nicht mit dem Maße der Getreide bauenden Güter ge⸗ 
meſſen werden, weil ſie oft auf kleinem Umfang ein großes Vermögen darſtellen. 

Jedenfalls hat die tatſächliche Entwicklung die Meinung nicht gerechtfertigt, 
daß das Verhältnis zwiſchen Groß- und Kleinbeſitz ſich ſo geſtalten werde, wie 
es auf dem Gebiete der induſtriellen Produktion geſchah. Auf dem Gebiete der 
Landwirtſchaft ſind die Entwicklungstendenzen viel komplizierter und laſſen 
ſich nicht ſo abſolut formulieren. Faſt jede Provinz des gewaltigen inter⸗ 
nationalen Austauſchgebietes ſtellt ein anderes Verhältnis zwiſchen Groß⸗ und 
Kleinbetrieb dar. Eins iſt ſicher, daß dort, wo der Kleinbeſitz die Grundlage 
der Produktion bildet, der agronomiſche Fortſchritt wenig Boden zu ſeiner 
Entwicklung hat. Der techniſche Fortſchritt ſetzt, wie wir es ſchon erwähnt 
haben, eine beſtimmte Größeneinheit des Anbaugebiets voraus, ohne welche er 
nicht zur Anwendung gelangen kann. Wie groß dieſe Einheit iſt, kann nicht 
von vornherein für immer feſtgeſtellt werden. | 

Dieſer technische Fortſchritt, verbunden mit Zeitgewinn infolge der zentrali⸗ 
ſierten Leitung und der Erſparnis an Ausgaben für Gebäude uſw. ſind es, 
welche für die Großwirtſchaft ſprechen. Erhält ſich die Kleinwirtſchaft trotz 
aller faux frais und trotz der wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit, während der 
Großbetrieb ſich in Nöten befindet, ſo iſt dieſe Tatſache eine Anklage nicht 
gegen den Großbetrieb, ſondern ſowohl gegen den Großbeſitz, als auch 
gegen den Klein beſitz, den nur feine Rückſtändigkeit über Waſſer hält, alfo 
gegen den individuellen Bodenbeſitz überhaupt, der zum Hemmnis des land⸗ 
wirtſchaftlichen Fortſchritts geworden iſt. Denn in letzter Linie iſt doch die 
vielgeprieſene Begeiſterung, mit welcher der Kleinbauer ſeinen Boden bearbeitet, 
nichts anderes als Überarbeitung und Aufreibung von Muskel⸗ und Nerven⸗ 
kraft der ganzen Bauernfamilie, welche dem techniſchen Fortſchritt die Wage 
halten ſoll und das kann doch nicht wirtſchaftliche Überlegenheit genannt werden. 
Könnten wir noch dazu den Arbeitslohn berechnen, den der Bauer auf dem 
Markte für ſeine angeſtrengte Arbeit nimmt, ſo würden wir erſt ſehen, um 
wie viel der Kleinbauer, dieſer moderne glebae adscriptus, hinter dem 
Lohnarbeiter ſteht. Der Bauer legt in ſein Werk Arbeit hinein, ohne dieſelbe 
zu berechnen, ohne auf Profit zu zählen, ohne den der Großbetrieb nicht 
exiſtieren könnte. In ſeiner Unwiſſenheit und Ratloſigkeit iſt er bereit, höheren 
Preis und Pachtzins für ſein Grundſtück zu bezahlen. Das iſt auch eine Ur⸗ 
ſache mit, daß eben im Augenblicke, wo Bodenpreis und Bodenrente fallen, 
der Großgrundbeſitz zerfällt. Der Bauer, der nur eine Arbeitswerkſtätte ſucht, 
kauft ihn dann für teures Geld, ohne ſich um Rente uſw. zu kümmern. 

Im allgemeinen geſtalten ſich die Agrarverhältniſſe verſchieden in den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern Europas, je nach der Bodenbeſchaffenheit, der Tradition, 
der Nähe der induſtriellen Zentren, der politiſchen Verhältniſſe uſw., ſo daß 
innerhalb desſelben Staates große Unterſchiede auftreten. Darum haben auch 
allgemeine Durchſchnittszahlen keine große Bedeutung und geben wenig Be⸗ 
ſcheid über dieſe Verhältniſſe. | u 
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In Belgien, für welches ausführlichere ſtatiſtiſche Daten vorliegen, fiel 
die Zahl der Großgüter im Verhältnis zu den Kleingütern zwiſchen dem Jahre 
1866 bis 1880, ſeit dem Jahre 1880 merken wir dagegen eine Wendung zu— 
gunſten der Großgüter. Aber dieſe Wendung, welche verſchiedene ſich kreuzende 
Faktoren bewirkt haben, hat nicht überall dieſelben Verhältniſſe zwiſchen Groß— 
und Kleinbeſitz hervorgebracht. Die großen Induſtriezentren bewirken die 
Parzellierung des nächſtliegenden Bodens. Die Spekulanten kaufen dieſen Boden 
auf und parzellieren ihn zu hohen Preiſen. Kleinpächter und Kleinwirte, die 
in der Stadt Lohnarbeit ſuchen, während deren Frauen und Kinder Gartenbau 
betreiben, finden ſie immer die Fülle. 

Im Lichte dieſer Daten erhalten die Parzellenanſiedlungen, wie auch viele 
Kleingüter einen ganz anderen Charakter, und ſie treten auch nicht als höhere 
Wirtſchaftskategorie, ſondern als Reſultat des Einfluſſes der Induſtrie auf die 
Agrarverhältniſſe der nächſten Umgebung auf. 

Außerhalb des Parzellenkreiſes, welcher ſeine Exiſtenz der Nähe der Induſtrie⸗ 
zentren verdankt, lagert ſich, faſt dieſem konzentriſch, die Sphäre des intenſiveren 
Landbaus, welcher ſeit 1880 Schauplatz der größeren Güterkonzentration iſt. 
Städtiſche Kapitaliſten kaufen dort kleine Anſiedlungen auf und vereinigen ſie 
zu einem Ganzen entweder tatſächlich oder nur formell, ohne ihre Beſonderheit 
zu vernichten. So ruft die Konzentration des Kapitals in der Stadt dieſelbe 
Konzentration auf dem Lande hervor, indem es Grundſtücke konzentriert. Und 
dieſe Konzentration iſt ſo groß, daß ſie die Parzellierung in der erſten und 
die noch zu erwähnende in der dritten Zone wettmacht. In der dritten von 
der Stadt entfernten Zone, welche ſich durch extenſiven Bodenanbau aus: 
zeichnet, ſehen wir wiederum eine Parzellierung vor ſich gehen, fie entſteht da⸗ 
durch, daß die Latifundien ſchlechtere Bodenſtücke verkaufen, um mit dem Gelde 
den Betrieb ihrer Güter zu verbeſſern. 

Beweiſt ſchon dieſe Verteilung von Groß- und Kleingütern die Abhängigkeit 
des Agrarweſens von der kapitaliſtiſchen Entwicklung, ſo iſt die Entwicklung 
des Pachtſyſtems in einem Lande ein noch größerer Beweis dieſes kapitaliſtiſchen 
Charakters. Wie ſieht es in Belgien damit aus? Von der ganzen bebauten 


Fläche waren im Jahre 1880 65,1 Prozent, im Jahre 1895 ſchon 68,9 Prozent 


verpachtet. 
Und je ſchlimmer die Agrarverhältniſſe, deſto günſtiger für den großen 
Grundeigentümer. In Zeiten der Kriſis verkaufen die Bauern ihren Sei, 


den der Kapitaliſt dann aufkauft, um ihn zu verpachten. 


Für Deutſchland iſt es viel ſchwerer, ein Bild der Agrarverhältniſſe zu 
geben; denn dies Land ſtellt größere Verſchiedenheiten in bezug auf Boden— 
beſchaffenheit, Topographie, geſchichtliche Tradition uſw. vor, infolgedeſſen 


hat dort auch die Entwicklung des Kapitalismus nicht überall dieſelbe Stufe 


erreicht. Hauptſächlich zerfällt das nördliche Deutſchland in zwei Gebiete. Dft- 
lich der Elbe erſtreckt ſich das Gebiet der Latifundien und im Rheingebiet über— 
wiegt der Kleinbauer. Der öſtliche Teil war vor der überſeeiſchen Konkurrenz 
der Schauplatz ſehr energiſcher Eigentumskonzentration. Unter dem Einfluß der 
wachſenden Getreideausfuhr erweiterten ſich die Latifundien. Ganze Dörfer 
mit ihren Anſiedlungen verſchwanden in der Umgegend Poſens zugunſten der 
Großgüter. Nach 1880 folgt in dieſem Prozeſſe eine Wendung. Der Preisfall 
wirkte natürlich zu allererſt auf die ſchlechtbewirtſchafteten Großgüter, welche 
auf dem Wege der Parzellierung ſchlechterer Bodenſtücke ſich retten wollten. 
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Die Fläche der Latifundien ſank herab, und 168 größere Güter von mehr als 
100 Hektar gingen ein. Trotzdem hat die Bodenkonzentration nicht aufgehört, 
und wenigſtens in manchen Gegenden dieſes Oſtelbiengebietes verſchärft ſie 
fortwährend den Antagonismus zwiſchen Groß- und Kleingut. 

Das Rheingebiet iſt das klaſſiſche Gebiet des Kleinbaus. Und doch treffen 
wir dort ganz unerwartete Erſcheinungen. Der Kleinbeſitz verfällt, wobei nicht 
nur die Zahl der Bauerngüter, ſondern auch deren Flächendimenſion herabgeht, 
während der Großbeſitz ſowohl an Güterzahl wie auch an Flächengröße zu⸗ 
nimmt. Und nebſt den Latifundien wächſt auch der mittelbäuerliche Beſitz an 
Kraft, was nicht nur für die Rheinländer, ſondern auch für ganz Deutſchland 
gilt. Die überſeeiſche Konkurrenz hat in Deutſchland auf die Latifundien nicht 
tödlich gewirkt, wie es den Anſchein hatte. 

Auch in Frankreich ging die Entwicklung in zweierlei Richtung vor ſich, 
je nach den Bedingungen der Landteile. Das nördliche Frankreich, nördlich 
von der Loire und links des Iſereufers, iſt Schauplatz der Bodenzerſtücklung; 
ſüdlich der Loire ſchreitet die Bodenkonzentration in viel größerem Maße fort, 
als wie die Statiſtik es verzeichnet. Die Zahl der Beſitzer iſt viel geringer als 
die der Anſiedlungen. 

Außer in Deutſchland alſo, wo durchſchnittlich der Mittelbeſitz die Überhand 
gewinnt, ſehen wir in allen Ländern zwei Tendenzen hervortreten. Einerſeits 
die Zunahme der Parzellen und der kleinbäuerlichen Wirtſchaften, welche jede 
rationelle Bewirtſchaftung unmöglich macht und den Mangel an Ausnutzung 
des techniſchen Fortſchritts durch angeſtrengten Arbeitsaufwand wettmachen 
will; und gleichzeitig die Zunahme von Latifundien, trotzdem daß die Agrar⸗ 
kriſis ſie ſtärker als alle anderen Formen angegriffen haben ſollte. 

Die ſtatiſtiſchen Daten geben uns kein volles Material, an welchem die 
Bodenkonzentration ſtudiert werden könnte. Viel Licht könnte in dieſem Punkte 
eine entſprechend durchgeführte Bodenverpachtungsſtatiſtik verbreiten, aber ſo, 
wie ſie heute iſt, klärt ſie uns wenig über die Bodenkonzentration auf. 

Das Pachtſyſtem iſt überall, wo es auftritt, Erſcheinung des in die Sphäre 
der Landwirtſchaft eindringenden Kapitalismus. Es erlangt auch dort ſeine 
größte Entwicklung, wo die Geld- und Warenwirtſchaft die größte Ausdehnung 
gewonnen hat. Mit dem Bodenpachtſyſtem tritt erſt die Grundrente in ihrer 
eigentlichſten Geſtalt und Reinheit auf, indem ſie ſich von Unternehmerprofit 
und Lohnarbeit trennt. Aber der Kleinpächter zeigt durch ſeine Exiſtenz höchſtens 
nur die Unterjochung des Bauern durch den Bodenmonopoliſten an. In der 
Rente des Kleinpächters iſt ſehr oft ein Teil ſeiner Lohnarbeit mitenthalten, 
und daher verkündet die Zunahme der Parzellenpachtungen vergrößerte Ab⸗ 
gaben des Bauern an den Kapitaliſten. Darum bleibt eine jede Statiſtik ſo 
lange unvollkommen, als ſie nicht nur die Einteilung in Kategorien nach Flächen⸗ 
größe, ſondern auch die Konzentration der Eigentumstitel und die Entwicklung 
der verſchiedenen Pachtformen und Bodennutzungen, wie Deputatsverhältniſſe, 
Halbpacht, Inſtverhältniſſe uſw. berückſichtigt. 

In ſolchem Lichte beſehen, ſtellt ſich uns die Entwicklung in wirtſchaftlich 
fortgeſchrittenen Ländern ganz anders dar, alſo nicht als Eldorado des un- 
abhängigen Kleinbeſitzes. Die Parzellen und ein anſehnlicher Teil der kleinen 
Landwirtſchaften in Belgien, Holland, Frankreich und Weſtdeutſchland treten 
zugleich mit großer Verbreitung des Pachtſyſtems auf. Und da der Prozent⸗ 
ſatz der Pachtfälle in den weſtlichen induſtriellen Ländern wächſt, ſo muß an⸗ 
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genommen werden, daß dieſe Tatſachen miteinander zuſammenhängen und daß 
hinter den Parzellenpächtern Kapitaliſten ſtehen, die mehrere Eigentumstitel 
in ihren Händen vereinigen. 

Der unabhängige Klein beſitz geht zurück. Aber auch der Vorteil des Klein— 
betriebs vor dem Großbetrieb iſt ſehr problematiſch. Im „Vorteil“ ſind 
nur diejenigen Kleingüter, welche alle Familienkräfte in Anſpruch nehmen, nur 
für Eigengebrauch arbeiten und mit dem Markte wenig in Berührung kommen. 
Dieſe werden in der Regel auch vom Fortſchritt in der Technik gar nicht berührt 
und verdanken ihre Fortexiſtenz der Anſpruchsloſigkeit ihrer Eigentümer. 

Die Kleingüter, welche für den Markt betrieben werden, hören auf, un- 
abhängig zu ſein, und ſtellen nur nominell „Kleinbetriebe“ dar. 

Sehen wir uns ſo einen Zuckerrübenrayon an, wie da alle „kleinen Güter“ 
ſamt ihren Eigentümern nach der Pfeife der Zuckerfabrikkontors tanzen müſſen. 
Da ſchwinden die alten Wege, die Raine, welche die Rübenfelder trennten, 
werden abgeſchafft, Geräte, Dünger uſw. müſſen einheitlich, nach Plan 
angeſchafft werden. Iſt es dann „Kleinbetrieb“, wenn auch jeder „Eigen— 
tümer“ auf ſeinem Rübenfeld beſonders die Befehle des Fabrikplans ausführt? 
Dasſelbe gilt aber auch unſeres Erachtens von der Bauerngenoſſenſchaft. 
Welcher Art fie ſein möge, Kredit-, Kaufs⸗, Verkaufs⸗, beſonders aber „Produ: 
zenten“ ⸗(Produktiv)⸗Genoſſenſchaft, wie zum Beiſpiel die Milcherei-, Käſerei⸗ uſw. 
Genoſſenſchaften, alle verſchaffen ſie nicht nur dem Kleinbetrieb die Vorteile des 
Großbetriebs, ſondern ſie heben vielfach die „vergenoſſenſchaftlichten“ Klein⸗ 
betriebe auf die Stufe eines Großbetriebs. Und darin liegt ihre Bedeutung. 
Im Vergleich zu den vereinzelten Kleinwirtſchaften ſtellen ſie ein höheres Ge- 
bilde dar, welches im Verein und parallel mit den Großbetrieben der Löſung 
der Agrarfrage entgegentreiben wird. 

Doch werden weder der Kleinbetrieb noch deren Genoſſenſchaften die Agrar- 
frage oder gar die ſoziale Frage löſen, jo daß es erſtrebenswert wäre, der Be⸗ 
ſchleunigung dieſer Löſung halber eine Parzellierung ſämtlicher Großgüter vor⸗ 
zunehmen. 

Der Autor ſtützt dieſe Anſicht durch eine ſehr eingehende und vielerorts 
originelle Erklärung der Bauernfrage und Darſtellung der bäuerlichen Genoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung, wobei die Frage der ländlichen Lohnarbeiter und die Lohn⸗ 
frage der Kleinbeſitzer und ländlichen Hausarbeiter ſehr intereſſant beleuchtet 
wird. 

Krzyrickis Buch iſt daher auch für die weſteuropäiſchen Sozialdemokraten 
eine ſehr bedeutende Erſcheinung und wert, ihnen zugänglich gemacht zu werden. 


Selbftanzeige. 
Don Max Maurenbrecher. 


Als Ende Juni letzten Sommers der Herausgeber der „Kulturbilder“ an mich 
herantrat mit der Aufforderung, ich ſolle die Abfaſſung des in dieſem Jahre fälligen 
Bandes übernehmen, wählte ich ohne langes Beſinnen dafür das Thema der 
preußiſchen Geſchichte. Nicht daß ich gerade für dieſes Thema über intenſivere 


Die Hohenzollernlegende, von Max Maurenbrecher. Zweiter Band der Samm⸗ 
lung: „Kulturbilder“, herausgegeben von der Buchhandlung Vorwärts in Berlin. 50 Lieferungen 
a 16 Seiten für je 20 Pfennig. Das erſte Heft wurde ausgegeben am 1. April 1905. 
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Vorarbeiten verfügt hätte; dazu hatten mir andere Tätigkeiten noch nicht Zeit 
gelaſſen. Aber es war mir ſeit lange ein Problem: wenn man einmal mit der 
alten Methode, alle politiſchen Schöpfungen rein aus dem Genie oder dem Wagemut 
„großer Männer“ abzuleiten, gebrochen hat, welche Kräfte ſind es dann geweſen, 
die den preußiſchen Staat ſchufen, aus welchen wirklichen Urſachen heraus iſt ſein 
Wachstum dann zu erklären? Ich wollte die Gelegenheit benutzen, zunächſt mir 
ſelbſt und dann vielleicht auch anderen auf dieſe Frage eine Antwort zu ſuchen. 

Das Thema iſt in ſeiner ganzen Ausdehnung meines Wiſſens in der ſozialiſtiſchen 
Literatur noch nicht behandelt. Mehrings Leſſing⸗Legende enthält ja eine ganz kurze 
Skizze der älteren preußiſchen Geſchichte und in einigen Kapiteln eine tiefergreifende 
Analyſe des preußiſchen Staates im achtzehnten Jahrhundert; ſeine „Geſchichte der 
Sozialdemokratie“ liefert dasſelbe für die zweite Hälfte des neunzehnten. In beiden 
Darſtellungen iſt die Grundlage für eine auf der Marxſchen Methode beruhenden 
Geſchichtſchreibung gegeben. Ich bekenne dankbar, einen ſtarken Teil der eigenen 
Auffaſſung von daher gelernt zu haben. Aber auf Grundlage dieſer Skizzen den 
vollen Ablauf der preußiſchen Geſchichte zu ſchildern, iſt bisher in der ſozialiſtiſchen 
Literatur noch nicht verſucht worden. 

Dabei wird es je länger je mehr auch ein Bedürfnis der täglichen Agitation, 
eine ſolche Darſtellung zu beſitzen. Immer ſtärker iſt der Geſchichtsunterricht der 
Volksſchule eine öde Heroiſierung der Hohenzollern geworden; immer mehr durchſetzt 
ſich auch die Univerſitätswiſſenſchaft mit der Auffaſſung, die Hohenzollern ſeien ein 
beſonders begnadetes Fürſtengeſchlecht von unbedingter Gerechtigkeitsliebe, Selbſt⸗ 
aufopferung, Vaterlandsliebe, Nationalgeſinnung und landesväterlicher Fürſorge 
geweſen. Es iſt dieſer ſteigenden Idealiſierung gegenüber dringend nötig, daß 
endlich einmal wenigſtens in den Köpfen des Proletariats ein beſtimmtes Wiſſen, 
eine realiſtiſche Auffaſſung über dieſe Dinge Platz greife. Beſonders im Hinblick 
auf die Zerſtörung der Volksſchullegende iſt das vorliegende Buch geſchrieben. f 

Es boten ſich von vornherein zwei Wege, auf denen die Darſtellung dieſe Auf⸗ 
gabe zu löſen verſuchen konnte. Man konnte, anknüpfend an die unwahre Ideali⸗ 
ſierung der einzelnen Charaktere in der Schullegende und teilweiſe ja auch in der 
Wiſſenſchaft, realiſtiſche Porträts der einzelnen Fürſten zu zeichnen verſuchen. Es 
wäre bei den meiſten nicht viel zu loben geweſen; namentlich das Idealbild eines 
Friedrich Wilhelm, der der „Große Kurfürſt“ heißt, wäre auf Grund neuerer 
Publikationen wohl endgültig in Trümmer gegangen. Man hätte ſo die Volksſchul⸗ 
legende von den „Heiligen“ zerſtört und Bilder wirklicher Menſchen an ihre Stelle 
geſetzt. Oder aber man konnte darauf ausgehen, das zufällig Perſönliche überhaupt, 
ſoweit möglich, aus der Darſtellung zu eliminieren. Man konnte verſuchen, die 
tieferen Kräfte aufzuzeigen, die dieſes Staatsweſen ſchufen, und die ſich immer 
durchgeſetzt haben, mochte gerade ein Idiot oder ein „Genie“ auf dem Throne ſitzen. 
Man erreichte ſo eine entwicklungsgeſchichtliche Darſtellung, für die die perſönlichen 
Vorzüge oder Schwächen der Fürſten eine ſehr nebenſächliche Sache werden; man 
überwand die Volksſchullegende, indem man die Erzählung überhaupt auf einen 
ganz neuen Boden, vom Biographiſchen fort in das Entwicklungsgeſchichtliche rückte. 

Ich habe den zweiten, als den meiner Auffaſſung nach in der Sozialdemokratie 
allein wiſſenſchaftlich heimatberechtigten Weg gewählt. Damit entfiel für dieſe Dar⸗ 
ſtellung allerdings die Möglichkeit des moraliſchen Pathos, das die ältere bürgerlich⸗ 
demokratiſche Bearbeitung der Fürſtengeſchichte in ſo reichlichem Maße durchzieht. 
Es iſt das Lebensgeſetz jedes Fürſtentums, daß es nach Herrſchaft ſtrebt; Macht iſt 
für den Monarchen, was der Profit für den Kapitaliſten und die Sehnſucht nach 
Freiheit und Kultur für den Proletarier iſt: die innere Triebfeder, das innere 
Selbſtintereſſe, das alle ſeine Handlungen leitet. Der Egoismus der Macht iſt, rein 
abſtrakt betrachtet, ebenſo moraliſch „berechtigt“, beſſer geſagt, er iſt ebenſoſehr 
eine geſchichtliche, einfach vorhandene Kraft, die als ſolche jenſeits von Gut und 
Böſe ſteht, wie der Egoismus des Profits oder der Egoismus der Freiheit. Die 
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ganze Aufgabe kann nur ſein, durch alle Ideologien des Patriotismus und der Treue 
hindurch dieſen Egoismus der Macht zu zeigen und ſeine Adern bloßzulegen. 
Gerade je realiſtiſcher wir ihn erfaſſen, um ſo weniger werden wir in der Gefahr 
ſein, von der geſchichtlichen Kraft des Herrſcheregoismus eine Emanzipation der 
Ausgebeuteten oder eine neue Geſellſchaft zu hoffen. Die realiſtiſche Betrachtung, 
daß der Monarch ſeinem innerſten Weſen nach gar nicht anders kann, als nach 
Macht und Herrſchaft ſtreben, mag ihn im Einzelfall moraliſch entlaſten; aber 
gerade ſie wird der Arbeiterſchaft immer wieder den Gedanken erzeugen, daß für 
ihre eigenen innerlichſten Intereſſen bei dieſem Monarchen nichts zu hoffen iſt. Sie 
wird daher auch der praktiſchen Agitation am beſten dienen. . 

So iſt die moraliſche Beurteilung meiſt auf das Motto geſtimmt, das Hans 

Heinz Ewers mal in einer ſeiner Fabeln braucht: „Nur mach den guten Bandwurm 
mir nicht ſchlecht, von ſeinem Standpunkt hat er völlig recht.“ Aber für die hiſtoriſche 
Erklärung der Entwicklung iſt damit allein noch nichts getan. Darum ſtand für 
mich im Vordergrund der Unterſuchung immer wieder die Frage: wodurch wurde 
es möglich, daß im einen und anderen Falle das permanente Streben nach Macht 
Erfolg hatte und im anderen nicht? Mögen die moraliſchen Mittel des Sieges der 
Fürſten ſchließlich ſo gemein geweſen ſein wie nur möglich: Treubruch, Gewalttat, 
Verſtellung und Betrug — das alles ſoll natürlich nicht verheimlicht werden! — die 
entſcheidende Frage iſt doch immer die: warum haben ſie ſiegen können? Und 
hier geben nur die Verhältniſſe die Antwort. Ein gut Teil Mühe iſt daher jedes⸗ 
mal auf die Klarlegung der geographiſchen, wirtſchaftlichen oder politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe gelegt worden, die Sieg oder Niederlage der Hohenzollern erklären. Das 
biographiſche, anekdotiſche Material tritt gegenüber dem zuſtändlich-ſtatiſtiſchen oft 
mehr, als mir ſelber lieb war, zurück; aber der Raum gebot zu unnachſichtlich eine 
Beſchränkung. 
Hierin liegt auch der Unterſchied dieſer Darſtellung der preußiſchen Geſchichte 
von der, die die bürgerliche Wiſſenſchaft gibt. Von Droyſen bis Prutz bieten ſie alle 
rein politiſche Geſchichte mit angehängten Kapiteln über die innere Verwaltung. 
Und die politiſche Geſchichte iſt auch weiter nichts als Diplomatengeſchichte. Prutz 
hat Bedeutendes geleiſtet für die Aufhellung der Geſchichte des Kurfürſten Friedrich 
Wilhelm; aber eine tiefere Darlegung über die wirtſchaftlichen Gründe der Über⸗ 
legenheit Frankreichs ſucht man bei ihm vergebens. Er ebenſowenig wie ſeine Vor— 
gänger heben die preußiſche Politik aus dem Zufälligen und Moraliſchen in das 
Notwendige und Entwicklungsgeſchichtliche hinauf. Und dabei kommt ein ſolches 
Hinaufheben gerade den Monarchen ſelbſt am meiſten zugute. Nach Droyſen und 
ſeinen Nachfolgern ſind an allem Unglück nur die Charaktere der Fürſten ſchuld: 
ſie waren zu weich, zu ſentimental, zu furchtſam, zu unentſchloſſen, um große Taten 
zu tun. Mir war es ganz abſonderlich zu Mute, gelegentlich einen Georg Wilhelm 
oder Friedrich I. gegen den Monarchiſten Droyſen, den Vater der Hohenzollern— 
legende, ſchützen zu müſſen. Aber es iſt einmal ſo: „Wir ſind keine Monarchiſten; 
aber eben deshalb wiſſen wir auch gegen Monarchen gerecht zu ſein.“ (Mehring, 
„Neue Zeit“, XV, I, S. 771.) 

Es würde mir vermutlich weſentlich viel beſſer geglückt ſein, meine Abſicht voll 
zu erreichen und auch die entwicklungsgeſchichtliche oder zuſtandsgeſchichtliche Methode 
der Darſtellung zu Anſchaulichkeit und Plaſtik zu bringen, wenn ich, wie ein Uni⸗ 
verſitätsprofeſſor, ein halbes Menſchenalter für eigenes Durcharbeiten der primären 
Quellen hätte dranſetzen können. Aber das iſt ja dem Schriftſteller meiſt verſagt, 
der vom Ertrag ſeiner Feder zu leben hat. So bin ich im weſentlichen ganz auf 
die Literatur angewieſen geweſen und habe mir aus ihr das Bild des Geſchichts— 
verlaufs nachkonſtruieren müſſen. Das hat den Nachteil, daß ich in allem zitier⸗ 
baren Quellenmaterial ganz von den Vorgängern abhängig war. Zweifellos hätte 
ich bei größerer Muße des Suchens noch prägnantere Beiſpiele zur Veranſchau⸗ 
lichung zu finden vermocht, vielleicht auch ganz neue Seiten der Entwicklung er 
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ſchloſſen, für die die Droyſen und Schmoller mit ihren Schulen blind waren. Aber 
ein Schelm gibt mehr, als er hat. Ich habe in den etwa fünfviertel Jahren, die 
bis zur letzten Vollendung des Manuſkripts zur Verfügung ſtehen, mit der Bewäl⸗ 
tigung auch nur eines Bruchteils der vorhandenen Literatur reichlich genug zu tun 
gehabt. Nur das iſt mein Beſtreben geweſen, allein die Literatur zu benutzen, die 
ſelbſt aus erſter Hand, aus den Urkunden, ſchöpfte. Manche Lieblingsanekdote der 
Erzähler hat darüber fallen müſſen; aber ich glaube dafür doch annähernde Zu⸗ 
verläſſigkeit für die Dinge in Anſpruch nehmen zu dürfen, die ich erzähle. Am 
Ende des Buches werde ich in Anmerkungen meine Quellen gewiſſenhaft namhaft 
machen. Die Fachgenoſſen mögen dann entſcheiden, ob jener Grundſatz, nur Dar⸗ 
ſtellungen erſter Hand zu benutzen, mir annähernd geglückt iſt oder nicht. 

Zum Schluß gedenke ich noch der Illuſtrationen. Sie bieten, wie das bei einer 
modernen Illuſtration nicht anders ſein darf, ausſchließlich Dokumente aus den be⸗ 
handelten Zeiten ſelbſt dar, haben alſo in ſich urkundlichen Wert. Auf ihre Aus⸗ 
wahl, Anordnung und Betitelung habe ich keinen Einfluß gehabt. Alles Lob, das 
ihnen etwa zu zollen iſt, gebührt darum nicht mir, ſondern dem Herausgeber und 
dem Verlag. 


Literariſche Rundſchau. 


Dr. Friedrich Fellner, Profeſſor der Nationalökonomie an der Budapeſter 
Handelsakademie uſw., Die Schätzung des Volkseinkommens. Vorgelegt der in 
Berlin abgehaltenen IX. Tagung des Internationalen Statiſtiſchen Inſtituts. 
Berlin 1904, Puttkammer & Mühlbrecht. 46 S. 8. 


Das Problem der Produktionsſtatiſtik wie der Feſtſtellung des Volkseinkommens 
oder gar des Volksvermögens hat Praktiker und Theoretiker, Statiſtiker wie National⸗ 
ökonomen ſtets lebhaft intereſſiert, aber man kann nicht behaupten, daß brauchbare 
Methoden für dieſe Unterſuchungen gefunden wurden. Die Elemente für Statiſtiken 
dieſer Art fehlen vollkommen, ja über die Grundlagen der Berechnungen herrſcht 
keine Einigkeit. Dies beweiſt auch der Verfaſſer der vorliegenden Schrift, der lang 
und breit erörtert, ob die Arbeitslöhne zu den Produktionskoſten zu rechnen ſind, und 
zu dem merkwürdigen Schluſſe gelangt, „daß die Arbeitslöhne volkswirtſchaftlich 
nicht als Produktionskoſten betrachtet werden können“. 

Den größten Umfang in der Arbeit nimmt die Schätzung des Volkseinkommens 
in Ungarn ein. Wenn der Verfaſſer den Beweis beabſichtigt hätte, daß eine Schätzung 
des Volkseinkommens mit den vorhandenen ſtatiſtiſchen Behelfen unmöglich iſt, ſo 
wäre ihm dieſe Abſicht wohl gelungen. Aber der Verfaſſer geht mit fürchterlichem 
Ernſt an ſeine Aufgabe, ſo daß wir ihm dieſe nihiliſtiſche Tendenz nicht zutrauen 
dürfen. Er operiert mit größtem Eifer mit Zahlen aus verſchiedenen Jahren, mit 
unzuläſſigen Kombinationen und Vermutungen. Quantitativ könnte man ſeine Arbeit 
mit einiger Ironie als die größte Leiſtung der Konjekturalſtatiſtik bezeichnen. Einige 
Stichproben ſollen das beweiſen. Bei der Wollproduktion „nimmt er an“, daß in 
Ungarn ebenſoviel Schafe wie Lämmer vorhanden ſind, „er nimmt an“, daß das 
in Ungarn konſumierte Federvieh und die verbrauchten Eier ebenſo große Mengen 
darſtellen, als die über die Grenzen gehenden Waren dieſer Art. Bei der Obſt⸗ 
produktion ſtützt er ſich auf Zahlen aus dem Jahre 1864, bei der Feſtſtellung der 
ſteuerzahlenden Handwerker und Fabrikangeſtellten auf Angaben aus dem Jahre 1890, 
bei der Schätzung der ausländiſchen Wertpapiere in Ungarn auf Zahlen aus dem 
Jahre 1901. Obgleich für die ungariſche Induſtrie das Kleingewerbe ausſchlag⸗ 
gebend iſt, muß er zugeſtehen, daß für dasſelbe überhaupt gar keine Daten vor⸗ 
handen ſind. Für den Wert der Arbeitsmaſchinen akzeptiert er eine willkürliche 
Schätzung. Er geſteht zu, daß ausführliche und genaue Daten über die vom Aus⸗ 
land nach Ungarn an Zinſen, Renten uſw. einlaufenden Summen nicht vorhanden 
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ſind, aber es hindert ihn nicht, zu „ſchätzen“. Er vermutet, daß die aus dem Aus⸗ 
land einlaufenden Einkommen der ſich im Inland aufhaltenden Ausländer aus— 
geglichen werden durch die vom Inland in das Ausland fließenden Einkommen der 
im Ausland lebenden Einheimiſchen, obgleich vieles dafür ſpricht, daß aus dieſen 
Gründen der Abfluß von Geld aus Ungarn ſtärker ſein muß als der Zufluß. Der 
Verfaſſer geſteht zu, daß die Schulden des Landes an Zinſen, Renten uſw. mit „an⸗ 
nähernder Pünktlichkeit nicht feſtgeſtellt werden“ können, aber das hindert ihn nicht, 
beſtimmte Summen hierfür in Rechnung zu ſtellen. Er nimmt das tatſächliche Ein⸗ 
kommen dreimal ſo hoch an wie das zur Beſteuerung feſtgeſtellte Einkommen, ſelbſt⸗ 
verſtändlich könnte man es mit gleichviel Recht 2½⸗ oder 4½ mal jo hoch an 
nehmen. Er beſtimmt das Einkommen der „in niedrigen perſönlichen Dienitlei- 
ſtungen“ Beſchäftigten mit 600 Kronen für die Männer und 300 Kronen für die 
Frauen, obgleich jede ſtatiſtiſche Handhabe für eine derartige Annahme fehlt. 

Und das Ergebnis dieſer auf zahlloſen luftigen Schlüſſen beruhenden Rechnung 
iſt mit frappierender Genauigkeit die Feſtſtellung des reinen Volkseinkommens 
Ungarns mit 3210627497 Kronen, wozu noch ein Einkommen aus perſönlichen 
Dienſtleiſtungen von 605209890 Kronen kommt. Und mit ebenſolcher Genauigkeit 
berechnet der Verfaſſer, daß 65,27 Prozent des Volkseinkommens aus der Ur⸗ 
produktion, 21,52 Prozent aus der Induſtrie, 11,47 Prozent aus Handel und Ber: 
kehr, 1,74 Prozent aus Zinſen und Renten aus dem Ausland ſtammen; und bis auf 
den Heller genau berechnet er das durchſchnittliche Einkommen ſowohl für den Kopf 
der Bevölkerung als für die Einheit der Familie, bis auf die zweite Dezimalſtelle 
genau kann der Verfaſſer berechnen, wieviel Rente das Volksvermögen durch die 
Arbeit des Volkes abwirft. Wer guten Glaubens iſt, der erfahre, daß es 10,32 Pro⸗ 
zent ſind. a 

Jeder Lehrer der Statiſtik ſollte ſeinen Studenten als abſchreckendes Beiſpiel 
für den Unfug, der mit der Statiſtik getrieben werden kann, die Schrift des Pro- 
feſſors der Nationalökonomie Dr. Fellner zum genauen Studium empfehlen. ad. br. 


Weidmann, A., Stud. jur., Handbuch der eidgenöſſiſchen Fabrikinſpektion. Über⸗ 
ſicht über alle Zweige der Inſpektion auf Grund der Berichte von 1900/1901. 
(Separatabdruck aus der „Zeitſchrift für ſchweizeriſche Statiſtik“ 1904.) Bern 1904. 
IV und 159 S., kl. 8°. f 


Man kann behaupten, daß je ausgebildeter die Gewerbeaufſicht wird, deſto 
weniger überſichtlich ihre Berichte erſcheinen. Und man darf dies nicht zum An⸗ 
laſſe von Beſchwerden machen, denn man würde damit den Regierungen wieder den 
Weg ebnen zu einer mit der Gefahr der Tendenzmacherei verknüpften Redigierung 
der Originalberichte. Was man fordern kann, iſt abſolut getreue Wiedergabe der 
Berichte, wie ſie von den Beamten der vorgeſetzten Stelle eingeliefert werden, und 
genaue, jede Einzelheit berückſichtigende Regiſter. In Deutſchland ſind früher ſehr 
berechtigte Beſchwerden über die Unvollkommenheit der Regiſter im Reichstage und 
in der Preſſe erhoben worden; die Berichte der Einzelſtaaten erſcheinen häufig noch 
heute, ſo zum Beiſpiel der badiſche, ohne Regiſter und mit einem vollſtändig un⸗ 
genügenden Inhaltsverzeichnis. Wohl die gleichen Klagen haben Anlaß gegeben zu 
der angezeigten Schrift, deren Titel freilich irreführend iſt. In dankenswerter Weiſe 
ſucht dieſe Zuſammenfaſſung der Fabrikinſpektorenberichte deren wertvollen Inhalt 
ſyſtematiſch zu gruppieren, indem die Einzelangaben der Fabrikinſpektoren über Be⸗ 
triebe, Betriebskräfte, Arbeiter, Arbeitszeit, Arbeitslokale, Fabrikordnung, Lohn: 
weſen, Arbeitsmarkt, Arbeiterorganiſation, Unfallweſen, Alkohol, Geſetzesvollzug, 
Wohlfahrtseinrichtungen zuſammengeſtellt wurden. Faſt jedes dieſer Kapitel zerfällt 
in eine Reihe von Unterabteilungen, ſo daß man ſich leicht über einzelne Erſchei⸗ 
nungen informieren kann. Bedauerlich iſt nur, daß im Jahre 1904 der Bericht für 
das Jahr 1900/1901 zur Grundlage der Arbeit genommen wurde. ad. br. 
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Notizen. 


Konſumvereine und Zozialdemokratie. In Nr. 25 der „Neuen Zeit“ wirft 
Fleißner mir vor, daß ich in meiner Erwiderung in Nr. 23 auf den Kern feiner 
Ausführungen nicht eingegangen ſei. Das iſt Fleißners Anſicht; er wird mir ge⸗ 
ſtatten, daß ich anderer Meinung bin. Fleißner meint ferner, es wäre ihm ſehr 
intereſſant geweſen, wenn ich meine Stellung zu den von ihm behandelten Vor⸗ 
gängen klargelegt hätte. Ich hätte mich in bezug auf die prinzipielle Seite ſeiner 
Erörterungen auf die ſonderbare Redensart zurückgezogen, das ſeien Anſichtsſachen, 
über die ſich nicht ſtreiten laſſe. Ich muß offen geſtehen, daß ich in den Aus⸗ 
führungen Fleißners eine prinzipielle Seite nur inſoweit gefunden habe, als es ſich 
um die Neutralität der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung handelt, und ich meine auch 
klipp und klar zum Ausdruck gebracht zu haben, wie ich darüber denke. N 

Aus der Erwiderung in Nummer 25 will mir ſcheinen, daß auch Fleißner die 
Neutralitätsfrage als die prinzipielle Seite der Sache betrachtet, denn er ſchreibt 
wörtlich: 

„Ich habe behauptet, daß die Konſumvereinsbewegung in Deutſchland immer 
mehr von Leuten zu beeinfluſſen geſucht wird, die nach ihren Ausführungen in ihr 
ein Mittel zum Zwecke gegen die Sozialdemokratie zu erblicken ſcheinen, und daß 
ich dieſe Strömung in ihren Konſequenzen ebenſo nachteilig für die Konſumvereins⸗ 
bewegung wie für die ſozialdemokratiſche Arbeiterbewegung halte. Darauf allein 
kommt es an. Genoſſe Kaufmann aber geht mit keinem Worte auf dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen und Erörterungen ein.“ 

Dem gegenüber kann ich nur wiederholen, was ich ſchon in Nr. 35 der „Neuen 
Zeit“ geſagt habe, nämlich, daß die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung ebenſowenig, 
wie ſie ein Werkzeug in der Hand einer politiſchen Partei ſein kann und will, 
auch ſich nicht zu einem Werkzeug gegen irgend eine politiſche Partei mißbrauchen 
laſſen wird. Die Anſicht Fleißners, daß in dieſer Richtung ſich eine ſteigende Ge⸗ 
fahr bemerkbar macht, teile ich nicht. Nicht heute, ſondern in früheren Jahrzehnten 
beſtand in weiten Kreiſen des Bürgertums die Hoffnung, mit Hilfe der Konſum⸗ 
genoſſenſchaftsbewegung der Sozialdemokratie die Arbeitermaſſen abwendig machen 
zu können. Dieſe Hoffnung mußte man fahren laſſen, als die moderne Konſum⸗ 
genoſſenſchaftsbewegung den Standpunkt der Neutralität proklamierte. Das Auf⸗ 
geben jener Hoffnung iſt auch eins von den Flüßlein, die in den Meerbuſen von 
Kreuznach mündeten. Wenn heute noch in dieſer Beziehung gelegentlich Ent⸗ 
gleiſungen vorkommen, ſo ſind ſie nicht ernſter zu nehmen, als Entgleiſungen auf 
der anderen Seite, die zu verhindern wir ja auch nicht die Mittel haben. Wie 
Fleißner ſich erinnern wird, beſitzt der Anwalt Dr. Crüger einen ganzen Sack voll 
Zitate, durch die er den politiſchen Charakter der modernen Konſumgenoſſenſchafts⸗ 
bewegung zu beweiſen verſucht. Ich habe aber nie gefunden, daß ernſthafte Männer 
die br. Crügerſche Beweisführung ernſt genommen haben. Fleißner mag mir ſchon 
verzeihen, wenn ich ſeinem Zitatenmaterial auch keine größere Beweiskraft beimeſſe. 
Darin ſtimme ich ſelbſtverſtändlich mit ihm durchaus überein, daß eine ſolche 
Strömung, wenn man ihr Raum geben würde, der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung 
ſchaden könnte und vermutlich auch ſchaden würde. Ich betone noch einmal, eine 
ſolche Strömung wird, wenn ſie entſtehen ſollte — gegenwärtig iſt ſie meines Er⸗ 
achtens nicht vorhanden —, innerhalb des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine 
keinen Boden gewinnen, wie ja jetzt auch immer mehr anerkannt wird, daß die von 
Dr. Crüger behauptete entgegengeſetzte Strömung in unſeren Reihen nicht vorhanden 
iſt. Der Zentralverband deutſcher Konſumvereine iſt neutral und wird neutral 
bleiben. 5 Heinrich Kaufmann. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Das Eine und das Andere. 
Berlin, 12. April 1905. 

Während der Reichstag in ſeine Oſterferien gegangen iſt, unter wehmütigen 
Klagen der bürgerlichen Preſſe über das vollſtändige Abſterben des bürgerlichen 
Parlamentarismus, iſt das verehrliche Publikum um ſo ſtärker gefeſſelt worden 
durch eine Reihe von Skandalprozeſſen, die ſich vor den gerichtlichen Schranken 
abgeſpielt haben oder noch abſpielen: den Ruhſtrat⸗Prozeß in Oldenburg, den 
Klatſch⸗ und Meineidsprozeß in Detmold, den Prozeß in Worms wegen Gitt- 
lichkeitsverbrechen, den Prozeß in München wegen Urkundenfälſchung und 
Betrugs und vermutlich auch noch wegen Gattenmordes. Dazwiſchen dann 
noch als heiteres Zwiſchenſpiel den Prozeß in Stuttgart, wegen angeblicher 
Majeſtätsbeleidigung, die an dem König von Sachſen verübt worden ſein ſollte: 
als heiteres und gewiſſermaßen auch tröſtliches Zwiſchenſpiel, denn die glänzende 
Abfuhr, die der Staatsanwalt bei den Stuttgarter Geſchworenen erlitt, zeigte 
in erfreulicher Weiſe, daß es auch in der bürgerlichen Welt noch geſunden und 
kernigen Menſchenverſtand gibt. 

Sonſt aber zeigen alle dieſe Prozeſſe, wie die verſchiedenſten Schichten der 
herrſchenden Klaſſen von einer gemeingefährlichen Korruption zerſetzt ſind: neben 
dem Juſtizminiſter, der wildem Haſardſpiel frönte, ſteht der hohe Geiſtliche, 
der Leib und Seele der heranblühenden Jugend verwüſtete, und der Arzt, der 
ein reiches Mädchen heiratete und ſich in heiterſter Stimmung ihres Erbes 
bemächtigte, derweil ſie ſelbſt eines noch unaufgeklärten Todes ſtarb. Und 
wenn im Detmolder Prozeß zweifelhaft geblieben ſein mag, ob die Geſchworenen 
das Richtige getroffen haben, als ſie eine Frau aus den feinſten Kreiſen der 
Bourgeoiſie des Meineids für ſchuldig befanden, ſo enthüllten doch die Ver⸗ 
handlungen dieſes Prozeſſes, daß in den „Kreiſen von Beſitz und Bildung“ ein 
Intrigen⸗ und Klatſchweſen herrſcht, wie es ſo boshaft und kindiſch auch nur 
zu erfinden dem rachſüchtigſten Feinde der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft unmöglich 
ſein würde. Es iſt ein vollſtändiger Bankbruch an jeder intellektuellen und 
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moraliſchen Bildung, den man ſich ſelbſt dann nur mit Mühe vorſtellen kann, 
wenn man ſeine urkundlichen Zeugniſſe ſchwarz auf weiß lieſt. 

Gleichwohl iſt dieſe Häufung der Skandalprozeſſe längſt nichts Neues mehr. 
Man kann bald noch eher die Sandkörner am Meeresſtrande zählen als die 
Fäulnisſymptome dieſer Art, die ſeit einem Menſchenalter unaufhörlich am 
Leibe des Deutſchen Reichs erſchienen find, womit nicht gejagt ſein ſoll, daß 
es in anderen Staaten auf gleicher Höhe der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft irgend 
wie beſſer ausſieht. Es hieße nur das umgekehrte Spiel jener bürgerlichen 
Heuchler ſpielen, die angeſichts ſolcher Erſcheinungen noch den traurigen Mut 
haben, von „deutſcher Ehrbarkeit und Zucht“ zu ſprechen, wenn man ſagen 
wollte, es ſehe in Deutſchland ſchlechter aus als in anderen Ländern, in denen 
gleiche oder ähnliche ſoziale Vorausſetzungen beſtehen. Wenn es ein Troſt iſt, 
wie im Unglücke, ſo auch in der Korruption Genoſſen zu haben, ſo genießt 
Deutſchland dieſes Troſtes allerdings in vollem Maße. Aber es iſt freilich 
ein ſchlechter Troſt, denn er beſagt im Grunde nur, daß jede Möglichkeit fehlt, 
dieſe Dinge jemals zu beſſern, es ſei denn, daß die menſchliche Geſellſchaft auf 
ganz andere Grundlagen geſtellt wird, als ihr die kapitaliſtiſche Geſellſchaft zu 
bieten vermag. 

Das wäre freilich nur ein ſchlechter Troſt für die beſitzenden Klaſſen, und 
man könnte meinen, es ſei ein um ſo beſſerer Troſt für das Proletariat. Allein 
wenn von unſerer Seite früher argumentiert wurde, daß je mehr ſich ſolche 
Skandale häuften, das Ende der kapitaliſtiſchen Herrſchaft deſto näher ſei, ſo 
muß man je länger je ſchärfer erkennen, daß dieſe Beweisführung verfehlt iſt. 
Weiſt man auf den Halsbandprozeß vor der großen franzöſiſchen Revolution 
oder auf den Mord der Herzogin Choiſeul-Praslin vor der Februarrevolution 
hin, als Vorboten eines nahenden Zuſammenbruchs, ſo müßte nach der Analogie 
dieſer Fälle von der heutigen Geſellſchafts- und Staatsordnung längſt kein 
Stein mehr auf dem anderen ſtehen; in ſo rieſigen Dimenſionen ſind ſeit einigen 
Jahren nicht nur, ſondern ſchon ſeit einigen Jahrzehnten die geſellſchaftlichen 
Skandale innerhalb und außerhalb der deutſchen Grenzen gewachſen. Aber 
von ihrer revolutionierenden Wirkung iſt nichts zu ſpüren; konnte man früher 
häufig ſelbſt in bürgerlichen Kreiſen hören: So geht es unmöglich weiter, das 
muß ein Ende mit Schrecken nehmen, ſo ſind dieſe Kaſſandrarufe längſt ver⸗ 
ſtummt. Im Gegenteil, ſolche Skandalfälle, wie wir deren nur aus den letzten 
Wochen aufgezählt haben, erwecken der bürgerlichen Geſellſchaft nur noch das 
Gefühl angenehmen Gruſelns, und die Zeitungsberichte darüber werden von 
den Leſern der bürgerlichen Preſſe eifriger verſchlungen als die Verhandlungen 
des Reichstags und anderer parlamentariſcher Körperſchaften. Höchſtens machen 
die Redaktionen dieſer Blätter noch einige moraliſche Gloſſen dazu, mehr des 
äußeren Anſtandes als der inneren Empörung wegen und ſicherlich in dem 
Bewußtſein, daß damit nicht das geringſte gebeſſert wird. 

Der Grund davon iſt auch nicht ſchwer zu entdecken. Ein geſellſchaftlicher 
Körper reagiert, wie ein phyſiſcher Körper, auf Krankheiten, die ihn befallen, 
nur ſo lange, als er noch die Kraft beſitzt, aus ſich heraus zu geſunden. Dann 
kämpft er gegen ſeine innere Verſeuchung an und ſucht ſie auszurotten. Aber 
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das Bewußtſein, aus eigener Kraft zu geſunden, hat die kapitaliſtiſche Geſell— 
ſchaft in dem gegenwärtigen Stadium ihrer hiſtoriſchen Entwicklung längſt 
verloren. Sie hat aus langer Erfahrung gelernt, daß alle Verſuche, der Übel 
Herr zu werden, an denen ſie leidet, im letzten Grunde dazu führen, ihre 
Grundlage gänzlich umzuwälzen; das will ſie nicht und das kann ſie auch 
nicht wollen, denn freiwilligen Selbſtmord übt keine Geſellſchaft an ſich aus. 
Deshalb nimmt ſie alle Skandale, mögen ſie auch noch ſo bedrohlich anwachſen, 
mit völligem Gleichmut hin. Von vornherein hat ſie gewiß keine Freude 
daran; könnte ſie ſich mit einem Schlage davon befreien, ſo würde ſie es 
ſich wohl etwas und ſelbſt viel koſten laſſen, aber da für ſie alles auf dem 
Spiele ſteht, da es hier nur die eine Rettung gibt, die kapitaliſtiſche durch die 
ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung zu erſetzen, ſo ſagt ſie ſich: Lieber ſo als gar 
nicht! Es entwickelt ſich in ihr der Fatalismus, der ebenſo dazu führt, daß 
fie die Zeugniſſe ihrer unheilbaren Erkrankung, wie ſie ſich in den geſellſchaft— 
lichen Skandalen offenbarten, ſchließlich mit einem gewiſſen Kitzel genießt, aber 
völlig gleichgültig wird gegen den bürgerlichen Parlamentarismus, der doch 
von ihrem eigenen Standpunkt das einzige Mittel iſt, das ihm noch helfen 
könnte, wenn ihr anders überhaupt noch zu helfen wäre. 

So konnte man in den letzten Wochen kein bürgerliches Zeitungsblatt auf: 
ſchlagen, ohne fünf oder ſechs Spalten voll langer Berichte über den Prozeß 
in Oldenburg oder den Prozeß in Detmold oder den Prozeß in Mainz oder 
den Prozeß in München zu finden, während ſich die dürftigen Berichte über 
die Verhandlungen des Reichstags in irgend einer verlorenen Ecke verkrümelten. 
Man ſagt wohl: ja, das iſt die Schuld der parteiloſen Zeitungen, die ihr 
Publikum des Intereſſes an politiſchen Dingen entwöhnen, indem ſie es mit 
Klatſch und Skandal füttern. Aber das iſt gerade ſo, als wenn man das Wetter 
vom Thermometer abhängig machen wollte, während das Thermometer vom 
Wetter abhängig iſt. Die parteiloſen Zeitungen machen nicht die Stimmungen 
der bürgerlichen Welt, ſondern ſie ſind nur das Produkt der Stimmungen, die 
in der bürgerlichen Welt herrſchen und in ihrer ſozialen Entwicklung wurzeln. 
Sie würden mit einem Schlage von der Bildfläche gefegt ſein, wenn die bürger⸗ 
lichen Klaſſen noch die Kraft in ſich fühlten und ſomit noch den ernſten Ent» 
ſchluß faſſen könnten, auf dem Wege politiſcher und ſozialer Reformen die 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft wieder auf weidlich feſte Füße zu ſtellen. 

Aus alledem ergibt ſich, daß man die revolutionierende Wirkung der geſell— 
ſchaftlichen Skandale, die heute überall herrſchen, wo die kapitaliſtiſche Pro— 
duktionsweiſe auf ihren Höhepunkt gelangt iſt, nicht überſchätzen darf. Auf die 
herrſchenden Klaſſen üben ſie eine ſolche Wirkung in keiner Weiſe mehr aus, 
indem ſie etwa ihren Trotz erſchüttern; im Gegenteil, ſie ſtärken dieſen Trotz 
eher, indem fie klarſtellen, daß einem jo unaufhaltſam und unheimlich wach: 
ſenden Übel doch nicht mehr beizukommen iſt. In den arbeitenden Klaſſen 
erwecken ſie allerdings lebhafte Empfindungen des Abſcheus, aber mit ſolchen 
Empfindungen macht man keine Politik. Da gilt es vielmehr vollkommen klar 
zu ſein über die Bedingungen, unter denen die kapitaliſtiſche Geſellſchaft bis 
auf die Wurzel ausgerottet werden kann. Weiß man das, ſo weiß man auch, 
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wie die Skandale verſchwinden werden, die jetzt jeden neuen Tag ſchänden, 
allein wenn man ſich nur über dieſe Skandale empört, ſo weiß man noch 
lange nicht, wie die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung zu beſeitigen iſt, und 
die herrſchenden Klaſſen verlieben ſich am Ende noch mehr in ihre Skandale, 
wenn ſie ſehen, daß ſich die „Canaille“ nur daran zu ärgern weiß. 

Je mehr ſich dieſe häßlichen Dinge häufen — und ſie müſſen ſich mehr und 
mehr häufen —, um ſo notwendiger iſt es, ſich über das Maß von Intereſſe 
klar zu werden, das ſie für den proletariſchen Klaſſenkampf haben. Gewiß 
wohnt ihnen auch eine propagandiſtiſche Wirkung inne, denn wenngleich die 
ſittliche Empörung keine wirkſame Politik machen kann, ſo kann ſie doch dazu 
antreiben, die Bedingungen zu ſtudieren, unter denen eine wirkſame Politik 
möglich iſt; auch wäre es eine allzu ſtarke Zumutung für die Gutmütigkeit 
der Arbeiterpreſſe, wenn ſie an dem häßlichen Krankheitsbild der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft mit geſchloſſenen Augen vorübergehen ſollte. 

Davon kann keine Rede ſein. Es handelt ſich nicht um das Eine oder 
das Andere, ſondern um das Eine und das Andere. Aber wenn wir mit 
Recht ſagen können, daß uns die kapitaliſtiſche Welt mit Agitationsſtoff bis 
zum Erſticken überſchüttet, ſo darf man ſich dieſen Segen, da er von den 
Gegnern kommt, wohl einmal näher anſehen und ſich erinnern, daß ein Artikel 
über das Erfurter Programm je nachdem die Propaganda mehr fördert als 
zehn Artikel über den Prozeß Ruhſtrat. 


Die Differenzen unter den rufſiſchen Sozialisten. 
Von K. Kautskp. 


Gapon hat bekanntlich jüngſt durch das internationale Sekretariat die ruſſi⸗ 
ſchen Sozialiſten aufgerufen, ſie ſollten ſich einigen, und der „Vorwärts“ hat 
eine Anfügung dazu veröffentlicht, in der von dem „Chaos der Zwiſtigkeiten 
und Streitigkeiten, die das ſozialiſtiſche Lager zerriſſen“, die Rede war, ſowie 
von der „Einigungsnote“, welche die Sozialiſten- Revolutionäre in dieſes „Chaos“ 
gebracht. Einige Bemerkungen, die ich dagegen in der „Leipziger Volkszeitung“ 
richtete, haben mir von verſchiedenen Seiten die Aufforderung zugezogen, das 
ruſſiſche Chaos ſelbſt den deutſchen Genoſſen zu ſchildern, und ich komme dieſer 
Aufforderung um ſo lieber nach, da auch ich glaube, daß es notwendig ge⸗ 
worden iſt, die Genoſſen Deutſchlands über die ruſſiſchen Differenzen zu orien⸗ 
tieren. Je weniger ſie dieſe Differenzen begreifen, je mehr ſie davon nur die 
undeutliche Ahnung eines Chaos haben, in das die Freunde der ſozialiſtiſchen 
Einigkeit vergeblich Ordnung zu bringen ſuchen, deſto größer die Gefahr, daß 
ſie unſere ruſſiſchen Genoſſen falſch beurteilen und in deren Unterſtützung 
erlahmen. Das wäre aber ein großes Unglück für den Sozialismus nicht bloß 
Rußlands, ſondern der Welt. 

Gern hätte ich freilich die Schilderung der ruſſiſchen Differenzen einer be⸗ 
rufeneren Feder überlaſſen, einem Genoſſen, der den ruſſiſchen Dingen näher 
ſteht als ich. Aber jeder derartige Genoſſe iſt in den zu ſchildernden Diffe⸗ 
renzen Partei, und ſeine Darſtellung käme dadurch, ſelbſt wenn ſie völlig un⸗ 
parteiiſch wäre, in den Verdacht, eine gefärbte zu ſein. 
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Sucht man ſich in dem „Chaos“ der ruſſiſchen Zwiſtigkeiten zurechtzufinden, 
ſo bemerkt man zunächſt, daß nicht alle dieſe Zwiſtigkeiten gleicher Natur ſind, 
und man kommt leicht dazu, ſie nach verſchiedenen Gruppen zu ordnen. Was 
ſich in dem Kopfe des oberflächlichen Beſchauers als ein unentwirrbares Chaos 
malt, wird dann mit einmal überſichtlich und leicht verſtändlich. 

Man kann unter den Differenzen drei Gruppen unterſcheiden. 

Die erſte iſt die der nationalen Reibungen. Rußland umfaßt noch weit 
mehr Nationen als Sſterreich. Einige davon, wie die Polen, führten bis zu 
ihrer Vereinigung mit Rußland eine ſelbſtändige ſtaatliche Exiſtenz. Andere 
hatten ſie früher ſchon verloren, wie die Armenier, oder haben nie eine gehabt, 
bilden Völkertrümmer, die oft noch Nomaden waren, als ſie unter die Bot— 
mäßigkeit der Zaren gerieten. Aus dieſem Völkergewirr rekrutiert ſich das 
Proletariat Rußlands; deſſen Völkermiſchung wird immer bunter, je weiter 
ſich der Kapitalismus ausdehnt und neue Bezirke eröffnet. Die ſozialiſtiſche 
Propaganda muß natürlich in jedem Volke in der ihm eigenen Sprache geführt 
werden; das führt, ſobald die Partei dort ſtärker geworden iſt, auch leicht zu 
einer gewiſſen organiſatoriſchen Selbſtändigkeit mancher nationalen Partei⸗— 
gruppen, ſelbſt wenn ſie mit der Geſamtpartei über Programm und Taktik 
einig find. Die Rückſtändigkeit des Verkehrs und die Unmöglichkeit einer öffent- 
lichen Organiſation verſtärken noch die organiſatoriſche Selbſtändigkeit einzelner 
Gruppen. Wo aber Selbſtändigkeit der Organiſationen, da ergibt jede 
Meinungsverſchiedenheit — und daran fehlt es natürlich nirgends — nur zu 
leicht Reibungen, Kompetenzkonflikte, Zwiſtigkeiten aller Art. Es bedarf nicht 
nur größter theoretiſcher und taktiſcher Einmütigkeit, ſondern auch perſönlicher 
Selbſtloſigkeit, Klugheit und des feinſten Taktgefühls, ſoll die Solidarität alle 
dieſe Klippen vermeiden. 

Angeſichts deſſen darf man ſich nicht wundern darüber, daß unter den 
ruſſiſchen Sozialiſten ſolche Differenzen beſtehen, ſondern eher darüber, daß ſie 
es verſtanden haben, fie in hohem Grade zu überwinden. Die ſozialdemokra— 
tiſchen Organiſationen der kaukaſiſchen Völker (Armenier, Georgier uſw.) bilden 
integrierende Teile der ruſſiſchen Sozialdemokratie. Andererſeits haben erſt 
jüngſt dieſe letzteren als Ganzes, der Jüdiſche Arbeiterbund, die Sozialdemokratie 
Polens und Litauens und die lettiſchen Sozialdemokraten einen ſozialiſtiſchen 
„Block“ gebildet, der das einmütige Zuſammenwirken dieſer Organiſationen 
verſpricht. 

Ganz anderer Art als die nationalen Differenzen ſind die innerhalb der 
einen Organiſation der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Rußlands 
ſelbſt beſtehenden. Hier handelt es ſich um ſachliche Differenzen, die zur Bil— 
dung zweier Fraktionen innerhalb der Partei geführt haben, deren jede über ein 
beſonderes Organ verfügt, die „Iskra“ (Der Funke), unter deren Mitarbeitern 
den deutſchen Genoſſen beſonders bekannt ſind Axelrod, Deutſch, Plechanoff, 
Wera Saſſulitſch, und der „Wperjod“ (Vorwärts), deſſen hervorragendſter Ver— 
treter Lenin. 

Über das Programm und die taktiſchen Grundſätze ſind beide Richtungen 
vollkommen einig, viel einiger als etwa die deutſche Sozialdemokratie. Es gibt 
keine Reviſioniſten unter ihnen. Den Ausgangspunkt des Streites zwiſchen 
ihnen, die bis dahin in allen Beziehungen theoretiſch und praktiſch auf das 
innigſte zuſammengehalten hatten, bilden Differenzen über die beſte Form der 
Parteiorganiſation, die auf dem Londoner Kongreß 1903 ausbrachen. Es waren 
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Differenzen, die man mit denen zwiſchen den Laſſalleanern und Eiſenachern ver⸗ 
gleichen kann, wie denn auch Lenin von ſeinen Kritikern oft mit Schweitzer auf 
eine Stufe geſtellt wird. Er verficht einen ſtrengen Zentralismus mit diktato⸗ 
riſchen Befugniſſen des Zentralkomitees, während Axelrod und ſeine Freunde 
den einzelnen lokalen Komitees größere Bewegungsfreiheit laſſen wollen. Je 
länger der Zwieſpalt dauerte, deſto mehr wuchs, wie bei jedem Streit, mag er 
in ſeinem Urſprung noch ſo ſachlich ſein, die perſönliche Verbitterung, deſto 
mehr entwickelte er aber auch andere ſachliche Gegenſätze. Der organiſatoriſche 
Streit iſt in den Hintergrund gedrängt worden durch den taktiſchen über die 
beſten Mittel, den Abſolutismus zu ſtürzen. 

Kein Zweifel, daß alles das ungemein wichtige Fragen ſind, deren Dis⸗ 
kuſſion dringend notwendig, aber ebenſo kann kein Zweifel darüber ſein, daß 
die Fehde der beiden Blätter gerade jetzt die ruſſtſche revolutionäre Bewegung 
ſchädigt, was um ſo bedauerlicher, da die ſachlichen Meinungsverſchiedenheiten 
nicht ſo weitgehend ſind, um ein Zuſammenarbeiten der Streitenden unmöglich 
zu machen. Man darf ſie nicht auf eine Stufe ſtellen mit jenen, die die Fran⸗ 
zoſen vom Pariſer bis zum Amſterdamer Kongreß ſpalteten. In Frankreich 
handelte es ſich um verſchiedene taktiſche Grundſätze, die der dauernden 
Arbeit der Partei ein beſtimmtes Gepräge geben. In der ruſſiſchen Sozial⸗ 
demokratie herrſcht völlige Einheit über die taktiſchen Grundſätze, beſtehen nur 
Differenzen darüber, welche Art der praktiſchen Anwendung dieſer Grundſätze 
durch die augenblickliche Situation zur zweckmäßigſten gemacht wird. Dieſe 
Differenzen müſſen mit der Situation verſchwinden, die ſie erzeugte. Sie können 
Meinungsverſchiedenheiten, Diskuſſionen hervorrufen, brauchen aber nicht zum 
Auseinandergehen zu führen. 

Aber weil die Gegenſätze zwiſchen „Iskra“ und „Wperjod“ ganz andere ſind a 
als die zwiſchen dem Parti Socialiste Francais und dem Parti Socialiste de 
France, iſt es auch nicht angängig, daß das Ausland ſich in dieſe Verhältniſſe 
einmiſcht, daß ſie etwa durch einen internationalen Kongreß entſchieden werden. 
Aus unſerem Programm folgen wohl taktiſche Grundſätze, die für alle ſozia⸗ 


liſtiſchen Parteien die gleichen ſein müſſen; darüber kann ein internationaler 


Kongreß entſcheiden, namentlich dann, wenn er bei einem Zwiſt darüber von 
den ſtreitenden Parteien angerufen wird, wie das bei den Franzoſen der Fall 
war, wo in Paris beide Richtungen, in Amſterdam wenigſtens eine an den. 
Kongreß appellierten. Wie ſollte jedoch ein internationaler Kongreß entjcheiden: 
können, welche Organiſationsform in Rußland die beſte, oder unter welchen 
Umſtänden der bewaffnete Widerſtand, der Streik, der Bauernaufſtand am 
wirkſamſten ſei und was wir von den ruſſiſchen Liberalen zu erwarten haben? 
So dringend es wünſchenswert iſt, daß die beiden Richtungen zu einem 
Einverſtändnis kommen, ſo wenig kann das Ausland dazu tun. Höchſtens wäre 8 
es möglich, das perſönliche Mißtrauen und die perſönliche Verbitterung, die 
heute jeder Einigung ſo ſehr im Wege ſtehen, dadurch möglichſt zu reduzieren, 
daß ein unparteiiſches Schiedsgericht die perſönlichen Anſchuldigungen prüfte. 
Aber auch das ließe ſich nicht aufoktroyieren und müßte dem Wunſche aller 
Beteiligten entſprechen. Die ſachlichen Differenzen aber können nur die ruſſi⸗ 
ſchen Sozialdemokraten ſelbſt beſeitigen, was freilich nicht ſo einfach iſt, da es 
den Anſchein hat, als hielten ſich beide Richtungen die Wage, ſo daß bei der 
Natur der geheimen Organiſation jede etwaige Mehrheit für die eine Seite von 
der anderen als Zufallsmehrheit betrachtet werden wird. : 
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Wir dürfen jedoch hoffen, daß es dem Kampfe gegen den gemeinſamen 
Feind und dem raſchen Wechſel der politiſchen Situationen gelingen wird, die 
Streitobjekte zu beſeitigen und die Einheitlichkeit in der Partei wiederherzuſtellen. 

Wir kommen nun zur dritten Gruppe der ruſſiſchen Differenzen, jenen, die 
zwiſchen den Sozialdemokraten verſchiedener Organiſationen und Richtungen 
(„Iskra“, Wperjod“, Jüdiſcher Arbeiterbund, lettiſche Sozialdemokratie, Sozial⸗ 
demokratie von Polen und Litauen) auf der einen Seite und den revolutio— 
nären Sozialiſten oder, wie man ſie gewöhnlich, allerdings höchſt undeutſch, 
nennt, den Sozialiſten⸗Revolutionären, beſtehen, den „Terroriſten“, die dem 
„Vorwärts“ zufolge die Träger der Einigungsbewegung in Rußland ſind. 

Unmittelbar nach dem Gaponſchen Aufruf, veröffentlichte der „Vorwärts“ 


| (am 30. März) einen Brief, den Karl Marx im April 1881 an feine Tochter 


über die ruſſiſchen Terroriſten jener Zeit ſchrieb. Der „Vorwärts“ entnimmt 
den Brief der „Vie Socialiste“ und begleitet ihn mit einem Kommentar, der, 
ſoweit er hiſtoriſcher Natur, auch aus der „Vie Socialiste“ ſchöpft, jo ſehr, 
daß er die Namen der ruſſiſchen Attentäter in franzöſiſcher Schreibart angibt: 
Mülhaitoff (ſtatt Michailoff), Kibaltchich (ſtatt Kibaltſchitſch), Jeliaboff (ſtatt 

u all Aus Eigenem bemerkt er dazu: 

„In wenigen Zeilen erſchöpft hier Karl Marx alles, was überhaupt 
über die Frage des ruſſiſchen Terrorismus geſagt werden kann.“ 

Über dieſes Urteil wäre niemand mehr erſtaunt als Karl Marx ſelbſt, 
könnte er es heute leſen. Denn was ſteht in dem Briefe drin? 

Erſtens die Konſtatierung der Tatſache, daß die Urheber des Petersburger 
Attentats auf Alexander II. „wahre Helden ſind, ohne melodramatiſche Poſe“ uſw. 

Vollſtändig richtig. Das gilt aber heute nicht bloß für die ruſſiſchen Terxo- 
riſten, ſondern für die geſamte Maſſe der ruſſiſchen Revolutionäre, welcher 
Richtung immer ſie angehören mögen. Es beſagt alſo nicht das mindeſte über 
die Frage des ruſſiſchen Terrorismus. 

Ebenſo unzweifelhaft richtig iſt die zweite Konſtatierung, daß die Taktik der 
ruſſiſchen Terroriſten eine „ſpezifiſch ruſſiſche Taktik“ und „geſchichtlich unver: 
meidlich“ war. Das hat auch meines Wiſſens niemand beſtritten. Aber weit 
entfernt, „alles zu erſchöpfen, was überhaupt über die Frage des ruſſiſchen 
Terrorismus geſagt werden kann“, wird mit dieſer Konſtatierung vielmehr erſt 


dieſe Frage ſelbſt formuliert, ohne daß darin ein Sterbenswörtchen zu ihrer 


Beantwortung enthalten wäre. Da in dem Briefe aber ſonſt überhaupt nichts 
über den ruſſiſchen Terrorismus zu finden iſt, wird die Bewertung ſeiner 
„wenigen Zeilen“ nur verſtändlich als Ausdruck eines „Marxismus“, der alles 
in Schatten ſtellt, was der „orthodoxeſte“ Marxiſt bisher geleiſtet. Dieſe Be— 


wertung verrät aber auch die Anſicht, daß die heutige Frage des ruſſiſchen 
Terrorismus und die vor einem Vierteljahrhundert ganz genau dieſelben ſeien. 
Denn ſonſt wäre es doch unmöglich geweſen, ſelbſt in einer vollendeten und 


4 bändereichen wiſſenſchaftlichen Unterſuchung, geſchweige in „wenigen Zeilen“, 
ei ſchon im Jahre 1881 die Frage des Terrorismus von 1905 erſchöpfend zu 
beantworten. 


Verſuchen wir die Frage, wenn auch nicht erſchöpfend zu behandeln, ſo doch 


kurz anzudeuten, welches die ſpezifiſch ruſſiſchen Urſachen waren, die den ruſſi⸗ 


ſchen Terrorismus geſchaffen. 


Sind ſie etwa im Abſolutismus an ſich zu ſuchen? Sicher nicht. Das 
ganze europäiſche Feſtland war im achtzehnten Jahrhundert dem Abſolutismus 
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unterworfen, in der erſten Hälfte des neunzehnten noch Oſterreich und Preußen, 
ohne daß eine terroriſtiſche Taktik der politiſch aufſtrebenden Klaſſen ſich aus 
dieſer Situation entwickelte. Die Eigenart des ruſſiſchen Abſolutismus gegen⸗ 
über dem weſteuropäiſchen beſteht darin, daß er ein orientaliſcher iſt; nicht wie 
jener begründet auf einen Gleichgewichtszuſtand zwiſchen einer ſtarken auf⸗ 
ſtrebenden Bourgeoiſie und einem Feudaladel, der das Königtum zum Schieds⸗ 
richter und oberſten Herrn über beide macht; ſondern begründet auf die Ab⸗ 
weſenheit einer Bourgeoiſie, auf die Vorherrſchaft der Landwirtſchaft, auf die 
Zerſplitterung des Volkes in unzählige Dorfgemeinden, die ohne jede Verbin⸗ 
dung untereinander ſind und daher der ſtaatlichen Zentralgewalt ohnmächtig 
gegenüberſtehen, ſo daß dieſe unumſchränkt über alle die ungeheuren Mittel 
verfügt, die ihr aus dem Reiche um ſo mehr erwachſen, je größer es iſt. 

Im achtzehnten Jahrhundert kam dieſer Abſolutismus in nähere Berührung 
mit Weſteuropa, deſſen ſtaatliche Machtmittel er ſich ſofort aneignete: Bureau⸗ 
kratie, Armee, Flotte und die dem entſprechende Technik. Dazu mußte er aber 
auch eine Klaſſe von Gebildeten ſchaffen, die aus dem orientaliſchen Milieu 
herauswuchs, um ſofort alle die Anſchauungen und Bedürfniſſe der weſt⸗ 
europäiſchen Intelligenz anzunehmen. Dieſe Anſchauungen und Bedürfniſſe 
beeinflußten die regierende Schichte ſelbſt bis zu einem gewiſſen Grade, ſolange 
ſie ſich dadurch gefördert fühlte. Als aber die Intelligenz immer zahlreicher 
wurde, immer mehr eine Klaſſe außerhalb der regierenden Schichte bildete und 
in Gegenſatz zu dieſer trat, da begann ein Kampf zwiſchen Intelligenz und 
Regierung, der ſich um ſo mehr verſchärfte und die Intelligenz um ſo revolu⸗ 
tionärer, die Regierung um ſo reaktionärer machte, je länger er dauerte. 

Bis in die achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts hinein ſtand aber die 
Intelligenz in dieſem Kampfe allein, ſie fand keine andere Klaſſe, auf die ſie 
ſich ſtützen konnte, keine ſtarke, ſelbſtändige Bourgeoiſie, kein rebelliſches Klein⸗ 
bürgertum. In Weſteuropa war es dieſe Klaſſe geweſen, die von der eng⸗ 
liſchen und franzöſiſchen Revolution bis in die Mitte des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts den Kern der revolutionären Volksſchichten abgegeben hatte. In 
Rußland ſtellte der Kleinbürger meiſt nichts dar als einen entwurzelten Bauern, 
der noch unter dem Bauern des Dorfes ſtand, da er in der Stadt den Rück⸗ 
halt verlor, den dieſem die Dorfgemeinde mit ihrem Bodenkommunismus gab. 
Der Bauer ſtand höher als der Kleinbürger, aber ſeine demokratiſchen und 
kommuniſtiſchen Einrichtungen und Inſtinkte gingen über den Bereich der 
Dorfgemeinde nicht hinaus. Für eine ſtaatliche Demokratie fehlte dem 
ruſſiſchen Bauern alles Verſtändnis und Intereſſe. 

Alles das erfuhr die ruſſiſche Intelligenz, die nach vielen fehlgeſchlagenen 
Verſuchen einer demokratiſchen Propaganda ſchließlich zur Erkenntnis kam, ſie 
ſei dem Abſolutismus gegenüber bloß auf ihre eigenen Kräfte angewieſen. 
Mit dieſen aber die ungeheuren Machtmittel einer modernen Staatsgewalt zu 
beſiegen, war unmöglich. So blieb ihr als einzige Form des Kampfes die der 
Einſchüchterung übrig, des Terrorismus, durch den Kampf einzelner Helden, 
die ihr Leben aufs Spiel ſetzten, um die Träger der Staatsgewalt am Leben 
zu bedrohen. Das war die Wurzel der „geſchichtlich unvermeidlichen, ſpezifiſch 
ruſſiſchen“ Taktik der Terroriſten. | 

Im Zuſammenhang mit dieſer Taktik ſtanden aber auch ihre eigenartigen 
ſozialiſtiſchen Anſchauungen. Die ruſſiſche Intelligenz war, wie wir geſehen, 
in ihren politiſchen Anſchauungen und Bedürfniſſen völlig vom Weſten ab⸗ 
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hängig. Zu der Zeit, als der Terrorismus ſich vorbereitete, hatte aber ſchon 
der Liberalismus in Weſteuropa aufgehört, revolutionär zu ſein, war er eine 
konſervative Macht geworden. Es gab da nur noch einen revolutionären 
Faktor, die Sozialdemokratie. Das wirkte auf die ruſſiſchen Revolutionäre 
zurück. Sie wurden nun von vornherein auch Sozialiſten. Wo aber in ihrem 
ökonomiſch ſo rückſtändigen Lande die Anſatzpunkte für eine Umgeſtaltung der 
Geſellſchaft im ſozialiſtiſchen Sinne finden? Eine entwickelte Großinduſtrie, die 
ſolche Anſatzpunkte hätte bieten können, war nicht vorhanden; aber ſie glaubten 
einen vollwertigen Erſatz dafür in einer Einrichtung zu entdecken, die im heu— 
tigen Europa „ſpezifiſch ruſſiſch“ iſt, dem Bodenkommunismus der Dorf— 
gemeinde. Das war die Theorie der Narodniki, der Volkstümler, die die 
theoretiſche Grundlage der terroriſtiſchen Agitation der „Narodnaja Wolja“ 
wurde. 

Ebenſo wie der terroriſtiſche Kampf gegen die Regierung war auch der 
bäuerliche Sozialismus der ruſſiſchen Revolutionäre „geſchichtlich unvermeidlich“. 
Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß ihm nun auch der Erfolg ſicher war. Alle 
politiſchen Richtungen und Beſtrebungen einer beſtimmten Epoche ſind „ge— 
ſchichtlich unvermeidlich“, aber nur ein Teil davon iſt beſtimmt, zu ſiegen. Ein 
anderer Teil muß ebenſo unvermeidlich erfolglos vergehen, wie er entſtehen 
mußte. Vor vierundzwanzig Jahren konnte man aber noch nicht mit Beſtimmt— 
heit behaupten, daß die ruſſiſche Dorfkommune nicht der Ausgangspunkt einer 
modernen Art Kommunismus werden könne. Die Geſellſchaft als Ganzes kann 
kein Entwicklungsſtadium überſpringen; wohl aber können einzelne, rückſtändige 
Teile das tun; ſie können einen Sprung machen, um ſich anderen, vor— 
geſchrittenen Teilen anzupaſſen. So war es möglich, daß die ruſſiſche Geſell— 
ſchaft das kapitaliſtiſche Stadium überſprang, um ſofort aus dem alten Kom— 
munismus zum neuen überzugehen. Aber Vorausſetzung dafür war, daß der 
Sozialismus im übrigen Europa ſchon zu einer Zeit ſiegte, wo in Rußland die 
Dorfgemeinde noch als eine lebendige Kraft beſtand. Das konnte anfangs der 

achtziger Jahre noch möglich erſcheinen. Aber ſchon ein Jahrzehnt ſpäter lag 
die Unmöglichkeit dieſes Überganges klar zutage. Die Revolution in Weſteuropa 
ließ länger auf ſich warten, und die Dorfgemeinde in Rußland verfiel ſchneller, 
als zu Anfang der achtziger Jahre noch wahrſcheinlich erſchien. Damit war 
entſchieden, daß die ſpezifiſche Eigenart Rußlands, auf der der Terrorismus 
und Sozialismus der „Narodnaja Wolja“ begründet waren, aufhörten, daß 
Rußland durch den Kapitalismus durchgehen mußte, um zum Sozialismus zu 
gelangen, daß alſo in dieſer Beziehung Rußland denſelben Weg zurückzulegen 
hatte wie Weſteuropa. Hier wie dort muß der Sozialismus aus der Groß— 
induſtrie erwachſen und iſt das induſtrielle Proletariat die revolutionäre Klaſſe 
und daher die einzige, die imſtande iſt, bewußt und dauernd einen revolutionären 
Kampf gegen den Abſolutismus zu führen. 

Daß die terroriſtiſche Taktik der „Narodnaja Wolja“ für ſich allein nicht 
imſtande war, den Abſolutismus zu ſtürzen, zeigte ſich bald nach dem Zeit— 
punkt, in dem der Marxſche Brief geſchrieben wurde (April 1881). Die Tötung 
Alexander II. im März 1881 bedeutete den Höhepunkt der terroriſtiſchen Erfolge 
jener Zeit. Was hätten ſie noch mehr erreichen können, als die Beſeitigung 
des Zaren? Aber die Geſellſchaft rührte ſich auch nach dieſen beiſpielloſen 
Erfolgen nicht, keine Klaſſe ſtand auf, die todesmutigen Kämpfer zu unter— 
ſtützen, und jo mußten dieſe ſchließlich in dem ungleichen Kampfe verbluten. 
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Marx hat das nicht mehr erlebt, gerade als es offenbar wurde, ſtarb er, 
1883. In demſelben Jahre erſtand aber in Rußland eine neue Richtung, die 
ſich bemühte, die revolutionäre Bewegung auf eine neue Grundlage zu ſtellen. 
Seit den ſechziger Jahren gab es einen induſtriellen Kapitalismus und ein 
induſtrielles Proletariat in Rußland; aber anfangs beſaß dieſes kein beſonderes 
Klaſſenbewußtſein, ſtellte es gleich den ſtädtiſchen Kleinbürgern nur entwurzelte 
Bauern vor mit bäuerlicher Beſchränktheit, aber ohne jene bäuerliche Kraft, 
welche die Berührung mit der heimatlichen Erde verleiht. In den achtziger 
Jahren aber begannen Kapitalismus und Proletariat in Rußland ſich raſcher 
zu entwickeln. Hatte dieſes ſchon in den ſiebziger Jahren vereinzelte revolu⸗ 
tionäre Kämpfer geliefert, ſo trat jetzt deutlicher zutage, daß hier eine ganze 
revolutionäre Klaſſe neu erſtand. Es waren ⸗Marxiſten, die das zuerſt er⸗ 
kannten, Axelrod, Deutſch, Plechanow, Wera Saſſulitſch, die 1883 den „Bund 
zur Befreiung der Arbeit“ gründeten, eine Organiſation, die ſich theoretiſch 
vollſtändig auf den gleichen Boden mit der deutſchen Sozialdemokratie ſtellte 
und nicht nur den Kampf gegen den Abſolutismus, ſondern auch die Auf⸗ 
klärung und Organiſierung der Arbeiter zur Führung eines ſelbſtändigen Klaſſen⸗ 
kampfes auf ihr Programm ſetzte. Noch waren damals die Bedingungen für 
eine Arbeiterpartei in Rußland höchſt ungünſtig. Aber die genannten Genoſſen 
und ihre Freunde ließen ſich dadurch nicht entmutigen. Unermüdlich ſetzten ſie 
ihre Tätigkeit fort, bis es ihnen gelang, 1898 die ruſſiſche Sozialdemokratie 
zu begründen. 

Das erreichten ſie aber nicht ohne ununterbrochenen energiſchen Kampf 
gegen die Narodniki und Terroriſten, zu denen ſie in der Zeit der größten 
Kraftentfaltung des Terrorismus ſelbſt gehört. Sowohl ihr Endziel wie ihre 
Taktik brachte ſie in Gegenſatz zu den Sozialiſten-Revolutionären, die, nachdem 
die alte Richtung des Terrorismus verſchwunden war, mit dem Erſtarken der 
Arbeiterbewegung eine Neubelebung der Traditionen der „Narodnaja Wolja“ ver⸗ 
ſuchten und ſich endlich 1901 als „ſozialiſtiſch- revolutionäre Partei“ konſtituierten. 

Die Sozialdemokratie ſieht im induſtriellen Proletariat den Träger der Revo⸗ 
lution und der ſozialiſtiſchen Bewegung. Ein ſtarkes induſtrielles Proletariat 
ſetzt aber einen entwickelten Kapitalismus voraus. Die Sozialdemokratie baut 
alſo auf die kapitaliſtiſche Entwicklung Rußlands, ſieht in deren raſchem Fort⸗ 
gang die unumgängliche Vorausſetzung der Revolution. 

Die Terroriſten wollten den Sozialismus auf den überlieferten Dorfkom⸗ 
munismus begründen. Das ſetzte aber die Erhaltung dieſes Kommunismus, 
feiner alten Traditionen und der mit ihm eng verbundenen bäuerlichen Klein⸗ 
wirtſchaft voraus. Die Schwärmerei für den Kleinbetrieb, die Abneigung gegen 
die ökonomiſche Entwicklung, die den Dorfkommunismus auflöft, der Wunſch, 
dieſe Entwicklung zu hemmen, erzeugten unter den Terroriſten ökonomiſch 
reaktionäre Tendenzen, brachten ihre ökonomiſchen Ziele in Gegenſatz zu denen 
der Sozialdemokratie. 

Andererſeits aber beruhte der Terrorismus im Grunde in dem zur Zeit ſeiner 
Entſtehung ſehr begründeten Mißtrauen gegen die politiſche Selbſttätigkeit und 
revolutionäre Geſinnung der Volksmaſſe; auf der Überzeugung, daß nur durch 
den Heldenmut einiger weniger entſchloſſenen Individuen und nicht durch 
Maſſenaktionen der Abſolutismus geſtürzt werden könne. Die Sozialdemo⸗ 
kraten wollten gerade dieſes Mißtrauen zerſtören, die Maſſen in Bewegung 
ſetzen, ihnen zeigen, daß nur ſie ſelbſt ſich befreien könnten, daß ſie auf keinen 
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Meſſias zu rechnen hätten, daß das kühnſte und hingebendſte Heldentum 
einzelner unfähig ſei, das zu leiſten, was nur die Erhebung der proletariſchen 
Maſſe allein leiſten könne. | 

Daher der erbitterte Kampf der ruſſiſchen Sozialdemokraten zuerſt gegen 
die Narodniki und dann gegen die Sozialiſten-Revolutionäre, der nun ſchon 
über zwei Jahrzehnte lang währt, und der ebenſo „ſpezifiſch ruſſiſch“ und „ge— 
ſchichtlich unvermeidlich“ war, wie ehedem der Terrorismus ſelbſt; unvermeid- 
lich und notwendig, um die revolutionäre Bewegung über unzureichend ge— 
wordene Formen auf eine höhere Grundlage zu erheben. 

Wenn ſie heute dieſe höhere Grundlage erreicht hat und von ihr aus die 
Sozialiſten dem Abſolutismus mit ganz anderer Kraft und ganz anderen Aus— 
ſichten auf Erfolg zu Leibe gehen, als die „Narodnaja Wolja“ es vermochte, 
ſo verdanken wir dies, abgeſehen von dem mächtigſten Faktor, der ökonomiſchen 
Entwicklung, der ruſſiſchen Sozialdemokratie und der unermüdlichen Kritik, 
die ſie an den Narodniki und den an dieſe anknüpfenden Sozialiſten-Revolu⸗ 
tionären übte. 

So gewaltig waren die Wirkungen der ökonomiſchen Entwicklung und die 
der Propaganda der ruſſiſchen Sozialdemokratie, die dank ihrer theoretiſchen 
Schulung beſſer als jede andere revolutionäre Gruppe die Richtung dieſer Ent— 
wicklung begriff und vorausſah, daß die Sozialiſten⸗ Revolutionäre ſelbſt ſich 
ihr nicht entziehen konnten. Der Standpunkt der alten „Narodnaja Wolja“ 
iſt heute allenthalben verlaſſen, der neue Terrorismus iſt ein ganz anderer 
als der alte, er hat ſich den neuen Tatſachen und Lehren anpaſſen und den 
Klaſſenkampf des induſtriellen Proletariats mehr und mehr in Rechnung ziehen 
müſſen. Andererſeits iſt es naheliegend, daß in der Hitze der Polemik die Sozial- 
demokraten in ihrem Gegenſatz gegen die Sozialiſten-Revolutionäre mitunter 
über die Schnur hauten. Wenn ſie die Maſſenaktion über die Aktion der 
Bombe ſetzten, ſo konnte das manchmal ſo erſcheinen, als lehnten ſie grund— 
ſätzlich jede terroriſtiſche Tat ab, was durchaus nicht in ihrer Abſicht lag. 
Wenn ſie das Hauptgewicht auf die Gewinnung und Organiſierung der ſtädtiſchen 
Proletarier legten und die reaktionären ökonomiſchen Tendenzen der Bauern— 
gemeinde hervorhoben, ſo mochte es mitunter ſcheinen, als unterſchätzten ſie die 
Bedeutung, die ein Bauernaufſtand in revolutionären Zeiten für die Schwächung 
des Abſolutismus erlangen konnte — was ebenfalls nicht ihre Anſicht war. 

Jedenfalls iſt der ſachliche Gegenſatz zwiſchen den Sozialdemokraten und 
Terroriſten heute geringer als vor zehn und zwanzig Jahren. Aber trotzdem 
ſind die Differenzen groß genug geblieben, um die ſozialdemokratiſchen Organi— 
ſationen eine Einigung mit den Sozialiſten-Revolutionären ablehnen zu laſſen. 

Dieſe ſelbſt ſind „toleranter“, aber aus dem Grunde, weil ſie aus dem 
Stadium ſtändiger Gärung noch nicht herausgekommen ſind, ſo daß ſie bis 
heute noch kein feſtes Programm aufzuweiſen haben. Ihre Reihen ſind den ver— 
ſchiedenſten Richtungen offen — ähnlich wie ehedem die der deutſchen National- 
ſozialen, mit denen ich ſie allerdings ſonſt nicht vergleichen möchte. Wir finden 
unter ihnen Leute, die der Sozialdemokratie ſehr nahe ſtehen, ebenſo wie Ele— 
mente, die dem Anarchismus verwandt ſind, und kleinbürgerliche Demokraten 
und Sozialliberale. Unbeſtimmt wie ihre Grenzen ſind auch ihre Ziele und 
Kampfesmittel, aber immer wieder bricht der Gegenſatz gegen die ſozialdemo— 
kratiſche Auffaſſung durch; nicht bloß in der Theorie, ſondern auch in der 
politiſchen Praxis. | 
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Das trat zum Beiſpiel erſt vor einigen Monaten zutage, als in Paris die 
Sozialiſten⸗Revolutionäre im Gegenſatz zu den ruſſiſchen ſozialdemo— 
kratiſchen Organiſationen einen Bund mit den Liberalen ſchloſſen. Der 
Riß zwiſchen ihnen und den Sozialdemokraten wurde dadurch erheblich erweitert 
— eine ſonderbare Manier, das Bedürfnis nach Einigung mit den Sozial- 
demokraten zu betätigen. Dafür aber gewannen fie freilich die offene Zu⸗ 
ſtimmung des „Vorwärts“, deſſen Sympathien ſie ſchon lange hatten und der 
gegen die ſozialdemokratiſchen Organiſationen polemiſierte, weil dieſe ſich gegen 
das liberalſozialiſtiſche Bündnis ablehnend verhielten. Er hielt es für dringend 
notwendig, daß alle Gegner des Abſolutismus ſich vereinigten. Sicher, nichts 
wünſchenswerter, als eine ſolche Vereinigung, denn in der Einigkeit liegt die 
Macht. Sollte aber den ruſſiſchen Sozialdemokraten dieſer Gemeinplatz nicht 
auch bekannt ſein? In der Praxis fragt es ſich jedoch ſtets, wozu man ſich 
vereinigt. Sollten ſich alle oppoſitionelle Elemente vereinigen bloß zu dem 
gemeinſamen Rufe: Nieder mit dem Abſolutismus? Leider ſind die Tage von 
Jericho vorbei. Alſo mit dem Rufen allein iſt es nicht getan. Es heißt 
kämpfen. Aber zu einem gemeinſamen Kampfe gehört eine gemeinſame 
Taktik. Die Schaffung einer ſolchen Taktik iſt die Vorausſetzung jeder Kampfes⸗ 
gemeinſchaft. Läßt man die taktiſchen Gegenſätze beſtehen, dann bleibt alle 
Vereinigung eine wirkungsloſe Poſe. Und als ſolche hat ſich auch der liberal 
ſozialiſtiſche Block erwieſen, trotz der Begeiſterung des „Vorwärts“ für ihn. 
Seine erſte Tat war auch ſeine letzte, der Erlaß einer von den verſchiedenen 
Organiſationen unterzeichneten Proklamation. Darüber iſt er nicht hinaus⸗ 
gekommen. Seine einzige Leiſtung waren alſo ein paar Redensarten. 

Wie hätten denn auch zum Beiſpiel die Liberalen und die Sozialiſten⸗ 
Revolutionäre zuſammen kämpfen können? Die Liberalen ſtützen ſich zum 
großen Teil auf die Großgrundbeſitzer, die Sozialiſten-Revolutionäre zum Teil 
auf die Bauern; die erſteren fordern die Konſtitution, um ihren Grundbeſitz zu 
ſichern, die letzteren wollen ſich dieſes Grundbeſitzes bemächtigen. Der Kampf 
gegen den Abſolutismus iſt eben auch nur ein Klaſſenkampf, den jede Klaſſe in 
anderer Weiſe und zu anderen Zwecken führt. Die verſchiedenen Klaſſen können 
bei beſtimmten Aktionen gelegentlich zuſammenwirken; ein dauerndes 
Bündnis zwiſchen ihnen, noch dazu im Ausland, für eine ganze revolutionäre 
Periode mit ihren raſch wechſelnden Konſtellationen abzuſchließen, iſt von vorn⸗ 
herein ein Unding. 

Nur ein Moment außer dem Haß gegen den Abſolutismus vereinigte die 
verſchiedenen Organiſationen, die den Bund zu Paris ſchloſſen: ihr Mißtrauen 
gegen die Kampffähigkeit des ruſſiſchen Proletariats. 

Es beſeelte die Liberalen. Ihr Vertreter in Paris, der Redakteur der 
„Oswoboschdenje“, Peter Struve, war ehemals Sozialdemokrat geweſen. Er 
erklärte auch, ſeinen ſozialdemokratiſchen Zielen nicht untreu zu werden, als 
er zu den Liberalen überging, ſondern Liberaler nur für Rußland zu werden, 
weil deſſen Proletariat noch nicht imſtande ſei, eine ſelbſtändige und kampfes⸗ 
fähige politiſche Partei zu bilden. 

Den Sozialiſten-Revolutionären ſteckt trotz aller Häutungen das Mißtrauen 
gegen die Kampfesfähigkeit des ruſſiſchen induſtriellen Proletariats immer noch 


| Eben, wie diefe Zeilen in Satz gehen, wird mir von Petersburg mitgeteilt, daß dort 
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von alters her im Blute. Die polniſche ſozialiſtiſche Partei endlich, die ſich dem 
Pakte anſchloß, ſteht wohl auf dem Boden des Klaſſenkampfes, aber nur für 
| Polen, und ſie motivierte ihre Sonderſtellung gegenüber der ruſſiſchen Sozial— 
demokratie damit, daß wohl das polniſche Proletariat, nicht aber das ruſſiſche 
reif zur Revolution ſei und jenes ſich durch die Rückſtändigkeit dieſes nicht in 
ſeinem Befreiungskampfe hemmen laſſen dürfe. Dies einer der Gründe der 
Gegnerſchaft zwiſchen ihr und der Sozialdemokratie in Polen und Litauen, die 
den Kampf als ein Glied der Geſamtheit des Proletariats Rußlands führt. 

Unmittelbar aber, nachdem die drei erſtgenannten und noch einige weniger 
wichtige Organiſationen im Verein mit dem „Vorwärts“ die Taktik der ruſſiſchen 
Sozialdemokraten für verfehlt erklärt hatten, wurde ſie glänzend gerechtfertigt 
durch die Ereigniſſe, die dem 22. Januar folgten und die das ruſſiſche Proletariat 
als eine revolutionäre Kraft erſten Ranges und als die ſtärkſte revolutionäre 
Kraft im ruſſiſchen Reiche erwieſen. Trotzdem läßt der „Vorwärts“ nicht davon 
ab, die Sozialiſten⸗Revolutionäre gegenüber den Sozialdemokraten herauszu— 
ſtreichen, wie erſt jüngſt wieder die Notiz über Gapon und die Gloſſierung des 
Marxſchen Briefes zeigt, die völlig ſinnlos wäre, wenn ſie nicht beſagen ſollte, 
daß Marz in erſchöpfender Weiſe dargetan habe, die Taktik der Sozialiſten— 
Revolutionäre ſei für die ruſſiſchen Verhältniſſe die einzig richtige. 

Die deutſchen Genoſſen merken alle dieſe Nadelſtiche nicht, die der „Vor— 
wärts“ ohne Unterlaß den ruſſiſchen Genoſſen verſetzt, da es meiſt auf indirekte 
Weiſe geſchieht. Aber um ſo deutlicher merken es die Getroffenen ſelbſt. Im 
ruſſiſchen Proletariat herrſcht die höchſte Hochachtung, ja Verehrung für die 
deutſche Sozialdemokratie, die ihm als die Führerin und Vorkämpferin des 

geſamten internationalen Sozialismus erſcheint. Jedes Wort aus dem Munde 
deutſcher Sozialdemokraten wiegt ſchwer bei ihm. Um ſo bitterer empfinden 
es da unſere ruſſiſchen Genoſſen, daß ſeit geraumer Zeit das Zentralorgan der 
deutſchen Sozialdemokratie eine Haltung einnimmt, die eine Ablehnung und 
Mißbilligung alles deſſen bedeutet, was ſie in mühevollſter Propaganda ſeit zwei 
Jahrzehnten geleiſtet. Da die deutſchen Genoſſen den ruſſiſchen Verhältniſſen 
fernſtehen und daher in ihrer großen Mehrheit keine Ahnung von dieſer Haltung 
und ihren Konſequenzen haben, iſt es nötig, ſie einmal darauf hinzuweiſen. 

Natürlich verlangen wir vom „Vorwärts“ nicht, daß er nun in das Gegen— 
teil ſeiner bisherigen Haltung verfalle und den Sozialiſten-Revolutionären feind— 

ſelig entgegentrete. Trotz aller theoretiſchen Bedenken müſſen wir doch dieſen 
Kämpfern die wärmſten Sympathien entgegenbringen, die erhebliche Schichten 
des ruſſiſchen Proletariats vertreten und heldenmütig in das große Ringen 
gegen den Abſolutismus eingreifen, das ſich vor unſeren Augen vollzieht und 
ein neues Rußland ſchafft. Dieſe hiſtoriſche Aufgabe iſt ſo koloſſal, daß wir 
keine Kraft dabei entbehren können, und das Kampffeld iſt weit genug, daß 
für alle Raum zur Betätigung bleibt. Wo wir den Sozialiſten- Revolutionären 
in ihrem Kampfe gegen den Abſolutismus helfen können, müſſen wir es tun. 
Aber wir haben nicht die mindeſte Urſache, ihnen beizuſtehen dort, wo ſie in 
Konflikt mit einer ſozialdemokratiſchen Organiſation geraten. Dieſe haben nichts 
getan, was eine ſolche Parteinahme rechtfertigen würde. 

Auch die ſozialiſtiſche Einigkeit wird durch derartige Eingriffe nicht gefördert, 
möge dabei das Wort „Einigkeit“ noch ſo oft im Munde geführt werden. 

Zum Glücke find gerade jetzt weit gewaltigere Kräfte als die weiſen Er— 
mahnungen ausländiſcher Genoſſen am Werke, die Einigkeit unter den ruſſiſchen 
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Sozialiſten ſoweit herzuſtellen, als ſie möglich iſt. Dieſe Kräfte entſpringen 
aus der Revolution ſelbſt, die die Aktion der ruſſiſchen Sozialiſten immer mehr 
zu einer öffentlichen Maſſenaktion macht, in der ſich die Differenzen der 
verſchiedenen Gruppen immer mehr auflöſen und aus der eine einheitliche 
Taktik herauswächſt, die dann auch eine einheitliche Organiſation ermöglicht. 

Je weniger anſcheinend eine Bewegung vorwärts geht, deſto eifriger der 
Drang nach neuen taktiſchen Mitteln, ihr aufzuhelfen, deſto größer aber auch 
die Verſchiedenheiten der Anſichten darüber. Je kleiner eine Bewegung und je 
geheimer, deſto mehr gewinnen aber auch die Meinungsverſchiedenheiten der 
einzelnen Perſönlichkeiten in ihr an Kraft, ſich zu entfalten und die Partei⸗ 
aktion zu beeinfluſſen. Deſto leichter führen ſie zu Differenzen und Spaltungen. 
Kleinheit der Partei, Langſamkeit ihres Wachstums und Zwietracht in ihren 
Reihen gehen meiſt Hand in Hand. Die letztere iſt aber dabei viel mehr Wir⸗ 
kung als Urſache. Die Partei iſt eher geſpalten, weil ſie klein und ohne äußere 
Erfolge, als klein und erfolglos, weil ſie geſpalten iſt. Wird die Partei⸗ 
bewegung zu einer öffentlichen Maſſenaktion und erringt dieſe Sieg auf Sieg, 
dann verlieren die Differenzen von ſelbſt an Kraft und Bedeutung, dann wird 
die Partei im Laufe des Kampfes immer geſchloſſener und einheitlicher — ſo⸗ 
weit ſie auf einheitlichen Klaſſenintereſſen beruht, wie die Sozialdemokratie. 
Eine Partei, die verſchiedene und oft gegenſätzliche Klaſſen umfaßt, wie die meiſten 
bürgerlichen Parteien, wird freilich im Gegenteil in großen revolutionären 
Kämpfen eher zur Spaltung als zur Zuſammenfaſſung neigen, wie die Partei⸗ 
entwicklung in Frankreich während der großen Revolution beweiſt. Gerade in 
Zeiten der Revolution iſt ein „Block“ verſchiedener Klaſſen am ſchwerſten zu⸗ 
ſammenzuhalten. | 

Der liberal⸗ſozialiſtiſche Block war daher ſchon deshalb, weil die Revolution 
vor der Tür ſtand, ein totgeborenes Kind. Dagegen hat die Revolution bereits 
den ſozialdemokratiſchen Block ſelbſt erheblich gefördert. Aus Polen wie aus 
Rußland wird vielfach mitgeteilt, daß die jüngſten Aktionen gemeinſame Aktionen 
von ſich früher lebhaft befehdenden ſozialdemokratiſchen Organiſationen waren. 

Wie ſich das Verhältnis der ſozialdemokratiſchen Parteien zu den Sozialiſten⸗ 
Revolutionären geſtalten wird, iſt dabei noch nicht abzuſehen. Klaſſenparteien 
werden in Revolutionen feſter zuſammengeſchweißt, Parteien, die verſchiedene 
Klaſſen umfaſſen, geſprengt. Die Sozialiſten⸗Revolutionäre find aber keine rein 
proletariſche Partei; ſie wollen den Intereſſen des geſamten „arbeitenden 
Volkes“ dienen, worunter ſie Bauern und Kleinbürger ebenſogut verſtehen wie 
Proletarier. Die Revolution wird dieſe Partei am tiefſten umwandeln; von 
der Richtung ihrer Umwandlung wird es abhängen, ob ſie ſich der Sozial⸗ 
demokratie ſo weit nähert, daß das heute ſchon gelegentlich eintretende gemein⸗ 
ſame Zuſammenwirken bei beſtimmten Aktionen zu einer ſchließlichen Ver⸗ 
ſchmelzung führt oder ob der Gegenſatz zwiſchen ihnen ſich verſchärft. 

Alles, was wir im Ausland dazu tun können, muß zwerghaft erſcheinen 
gegenüber den koloſſalen Kräften, die heute in Rußland entfeſſelt ſind und die 
auch das Verhältnis der einzelnen Parteiorganiſationen zueinander beſtimmen. 
Dieſe Kräfte wirken aber ſo energiſch, ſo unwiderſtehlich im proletariſchen 
Intereſſe, daß wir nicht die mindeſte Urſache haben, den ruſſiſchen Dingen mit 
Peſſimismus gegenüberzuſtehen und von einem „Chaos“ in der ruſſiſchen Sozial⸗ 
demokratie zu reden. Die Verhältniſſe der ruſſiſchen Genoſſen ſind vollſtändig 
klar und verſtändlich für jeden, der ihre Entwicklung von Beginn an verfolgt 
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hat, und die Revolution ſelbſt iſt daran, ſie noch weiter zu klären. Das Chaos 
iſt weit weniger in den Reihen der Sozialiſten zu finden, als in denen der 
herrſchenden Klaſſen. Dort wachſen Zerſplitterung, Anarchie, Kampf aller gegen 
alle. Zu dieſem Chaos geſellt ſich das Chaos der neu zu politiſchem Leben 
erwachenden Volksſchichten, namentlich der Bauern. Dieſes Chaos wird ſich 
immer mehr ſteigern, aber in dem Maße, in dem es wächſt, wird die Macht 
und der Einfluß des durch die Lehre vom Klaſſenkampf geeinigten induſtriellen 
Proletariats im Staate zunehmen und wird es immer mehr ſeinen Stempel 
dem neuen Rußland aufprägen, das ſchließlich aus dem Chaos erſtehen wird. 


Aus der neueren ethnologiſch⸗ſozialgeſchichtlichen Literatur. 
| Von Heinrich Eunom. 


II. 

Nächſt der Soziologie und der Urkulturgeſchichte iſt kein anderes Wiſſens⸗ 
gebiet in gleichem Maße durch die modernen ethnologiſchen Forſchungen beein— 
flußt worden, wie die Rechtshiſtorik. An Stelle der philoſophiſchen Rechts- 
konſtruktionen, die einſt die älteren Partien der Rechtsgeſchichte füllten, iſt mehr 
und mehr die Unterſuchung der Rechtsinſtitutionen primitiver Völkerſchaften 
getreten, und damit hat zugleich die alte Frage: „Wo liegen die Keime des 
Rechtes?“ eine weſentlich andere Bedeutung erlangt. Im ganzen iſt allerdings 
bis heute die ethnologiſche Jurisprudenz noch kaum über das Bemühen hinaus⸗ 
gelangt, Bauſteine für eine Geſchichte des Rechtes zuſammenzutragen; ſie ſteht 
noch auf der Stufe des Sammelns und Sortierens, des Einordnens der ge— 
fundenen Materialien unter beſtimmte juriſtiſche Geſichtspunkte: eine Tätigkeit, 
der ſich beſonders Profeſſor Kohler in ſeiner Zeitſchrift für vergleichende Rechts 
wiſſenſchaft gewidmet hat. An ſyſtematiſchen hiſtoriſchen Entwicklungsbetrach⸗ 
tungen fehlt es noch bis auf einige wenige Ausnahmen, und dieſe Ausnahmen 
behandeln nicht im Zuſammenhang das Geſamtgebiet der Rechtserſcheinungen, 
ſondern nur beſtimmte Einzelrechte: Erbrecht, Mutterrecht, Sachenrecht uſw., 
und zwar auch dieſe durchweg nicht in ihrem Geſamtentwicklungsgang, ſondern 
in ihrer ſpeziellen Entwicklung bei einzelnen Völkern oder ihrer Ausgeſtaltung 
auf beſtimmten Kulturſtufen. 

Auf breiterer Baſis baut ſich die jüngſt erſchienene dreibändige „Vor— 
geſchichte des Rechtes“ auf, die jüngſt der Oberlandesgerichtsrat Paul 
Wilutzky (bei Ed. Trewendt, Breslau und Berlin) hat erſcheinen laſſen. Das 
Werk behandelt in drei Abteilungen: 1. Die rechtliche Stellung von Mann und 
Weib (Eheverfaſſungen), 2. Eltern und Kindern (künſtliche Verwandtſchaft, 
Kommunismus und Hausgenoſſenſchaft, Anfänge des Vermögensrechtes), 
3. Stammesverfaſſung und Anfänge des Staatsrechtes, Anfänge des Straf: 
rechtes und ⸗Prozeſſes, Sklaverei uſw. 

Wilutzky will die Frage unterſuchen, wie ſich das, „was wir heute Recht 
nennen“, entwickelt hat. Er bezeichnet ſein Werk als einen Verſuch, einen 
Überblick über „das gewaltige Gewebe der Zeiten auf dem Gebiet des 
Rechtes“ zu bieten. Ein Rieſenunternehmen, viel zu umfangreich, als daß 
es — ſelbſt wenn nur die wichtigeren Etappen des Entwicklungsganges in 
ihrem kauſalen Zuſammenhang dargelegt werden ſollen — von einem einzelnen 
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durchgeführt werden könnte, wäre dieſer einzelne auch mit den umfaſſendſten 
Rechts⸗, Sprach-, ethnologiſchen, wirtſchafts- und ſozialgeſchichtlichen Kenntniſſen 
ausgeſtattet. Dem Herrn Oberlandesgerichtsrat Wilutzky aber fehlen faſt alle 
dieſe Vorausſetzungen. Vor allem iſt er viel zu ſehr Durchſchnittsjuriſt, um 
Hiſtoriker zu ſein, oder richtiger, da es auch Hiſtoriker gibt, die nicht hiſtoriſch 
zu denken vermögen, um hiſtoriſcher Denker zu ſein. Allerdings fragt er ſelbſt 
in ſeiner Einleitung: „Wie ward das Recht? Sicherlich nicht in Hin- und Her⸗ 
wägungen, in fragender Überlegung, ſondern in Kämpfen — harten, ſchweren 
Kämpfen — wurde der Urſprung des Rechtes geboren. Dabei müſſen wir uns 
gewöhnen, von unſeren heutigen Begriffen des Rechtes völlig abzuſehen. Auch 
hier gilt der Satz, daß alles ein Durchgangspunkt und jede Kulturerſcheinung 
ewigem Wechſel unterworfen iſt, daß tauſendfältige Urſachen in Sitte, An⸗ 
lagen und äußeren Schickſalen eines Volkes zuſammenſchaffen, um eine Wirkung 
hervorzurufen, und dieſe Wirkung wieder zur Urſache wird.“ 

Etwas anderes, als allgemeine evolutionäre Sätze auszuſprechen, iſt es 
jedoch, die aus ſolchen Sätzen ſich ergebenden methodologiſchen Konſequenzen 
zu ziehen und dieſe bei der Unterſuchung anzuwenden, das heißt in dieſem 
Falle, jedes Recht als ein hiſtoriſch Bedingtes, als eine auf beſtimmten ge⸗ 
ſchichtlichen Vorausſetzungen beruhende, mit den ſozialen Geſamtverhältniſſen 
zuſammenhängende und durch dieſe erſt in ihrem eigentlichen Inhalt beſtimmte 
Norm aufzufaſſen. Bei dem Verfaſſer bleiben die ſchönen evolutionstheore⸗ 
tiſchen Sätze nur leere Worte. In ſeiner Darſtellung denkt er faſt aus⸗ 
ſchließlich in heutigen ſtarren Rechtsbegriffen, wie er denn auch nicht nur völlig 
den ſozialen Hintergrund der Rechtsentſtehung und Veränderung ignoriert, 
ſondern auch faſt alle Kauſalerklärung vermiſſen läßt. Das Recht entwickelt 
ſich in ſeiner Darſtellung gewiſſermaßen ſprunghaft aus ſich ſelbſt infolge der 
Anderung der Rechtsanſchauungen. Wodurch aber dieſe Anderung verurſacht 
wird, das bleibt außer Betracht. 

Indes wandelt Wilutzky, indem ſich für ihn die Rechtsgeſchichte auf die 
formale Anderung der Rechtsnormen reduziert, nur in den Bahnen, die heute 
überhaupt die ethnologiſche Rechtsforſchung eingeſchlagen hat. Vom Stand⸗ 
punkt des Entwicklungshiſtorikers erſcheinen zum Beiſpiel jene Studien über 
primitives Recht, wie ſie Profeſſor J. Kohler in der Zeitſchrift für ver⸗ 
gleichende Rechtswiſſenſchaft veröffentlicht hat, ſchon in ihrer Schematiſierung 
und Zuſammenfaſſung der Rechtsbräuche unter modernen Rechtsprinzipien als 
verfehlt; denn der formale Rechtsinhalt eines Rechtsbrauchs ſagt uns noch 
recht wenig über ſeine ſoziale Bedeutung. Genau dasſelbe Verbot, zum Bei⸗ 
ſpiel Jagdverbot, kann je nach den beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen, 
je nachdem, ob es ſich um ein jagdtreibendes, ein Hirtenvolk oder ein acker⸗ 
bautreibendes Volk handelt, und je nach dem Maße, in welchem es innerhalb 
dieſer Kreiſe den Nahrungsmittelerwerb einſchränkt, von ganz verſchiedener Be⸗ 
deutung ſein. Und ebenſo wiſſen wir noch gar nichts, wenn wir nur den 
formalen Inhalt eines Heiratsverbots kennen lernen und nicht zugleich erfahren, 
wie die Familienverfaſſung beſchaffen iſt, auf welche beſtimmten Verwandt⸗ 
ſchaftskreiſe ſich das Verbot erſtreckt und welche Stellung dieſe Kreiſe in der 
geſellſchaftlichen Gliederung einnehmen. Die Annahme, daß in gleichen oder 
analogen Rechtsbräuchen ſich auch gleiche oder analoge Rechtsgedanken mani⸗ 
feſtieren, iſt total verkehrt. Weder äußert ſich in ihnen die gleiche Rechtsidee, 
noch darf aus der Gleichartigkeit ohne weiteres auf gleiche Rechtsmotive ge⸗ 
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ſchloſſen werden. Formell gleichartige Rechtsnormen können unter verſchieden⸗ 
artigen Umſtänden nicht nur aus verſchiedenartigen Beweggründen heraus— 
gewachſen ſein, ſondern auch verſchiedene Rechtszwecke verfolgen. Um bei dem 
eben erwähnten Beiſpiel zu bleiben, ſo kann dieſelbe Heiratsſatzung zum Bei— 
ſpiel bei dem einen Volke dem Motiv der Verhinderung beſtimmter Verwandt— 
ſchaftsheiraten entſprungen ſein, bei einem anderen Volke dem Motiv der 
Aufrechterhaltung beſtimmter Kaſtenunterſchiede und bei einem dritten dem 
Beſtreben, das Geſchlechts- oder Familieneigentum zuſammenzuhalten. 

Außerdem aber fehlen Wilutzky die für ſeine Aufgabe erforderlichen ethno— 
logiſchen Vorkenntniſſe. Die in Betracht kommende Duellenliteratur iſt ihm 
faſt völlig unbekannt; er ſchöpft meiſt aus Werken zweiter, dritter Hand, in 
denen das urkundliche Material bereits unter beſtimmten Geſichtspunkten zu- 
ſammengefaßt und bearbeitet iſt, wodurch eine eindringende Kritik von vorn— 
herein unmöglich gemacht wird. In ſeinem erſten Buche über die Ehe— 
verfaſſungen wandelt Wilutzky denn auch kritiklos in den Spuren Bachofens. 
Zuerſt herrſchte der Hetärismus, der völlig ungeregelte Geſchlechtsverkehr, den 
Wilutzky ſich ganz ebenſo vorſtellt, wie einſt Bachofen, nur daß er einige 
neuere ethnologiſche Beobachtungen zur Beſtätigung hinzufügt. Verbeſſert wird 
dadurch jedoch Bachofens Schilderung nicht; denn ohne alle nähere Kenntnis 
der verſchiedenen primitiven Eheformen und ihrer Übergänge ineinander wirft 
Wilutzky unterſchiedslos alles bunt durcheinander. So findet er zum Beiſpiel, 
daß noch heute bei den Auſtralnegern der Hetärismus beſteht, und ſieht in dem 
bei manchen relativ hochſtehenden Völkern üblichen mehr oder weniger freien 
Geſchlechtsverkehr vor der Ehe und dem Brauch der Kinderverlobung Reſte der 
Bachofenſchen „Sumpfzeugung“. 

Zwiſchen den verſchiedenen Verwandtſchaftsnomenklaturen und ihrer Ab— 
hängigkeit von der verwandtſchaftlichen Gliederung vermag Wilutzky ſich abſolut 
nicht zurechtzufinden; das ganze Gebiet iſt ihm eine völlige terra incognita. 
Erwähnt ſei nur, daß er auch in dem hawaiiſchen und irokeſiſchen Verwandt⸗ 
ſchaftsſyſtem einen Beweis für den Hetärismus erblickt, und daß er ferner die 
drawidiſche „Couſinenehe“ als ein Zeichen „endogamiſcher Zuſtände“ auffaßt, 
wie denn überhaupt Hetärismus und Endogamie (Inzuchtsheirat) für ihn im 

Grunde das gleiche iſt. Die Tatſache, daß bei den drawidiſchen Stämmen die 
Couſins und Couſinen — das heißt die Kinder eines Bruders und einer 
Schweſter; die Kinder zweier Brüder gelten nicht als Couſins beziehungsweiſe 
Couſinen, ſondern als Geſchwiſter — verſchiedenen Geſchlechtsverbänden an- 
gehören und deshalb ihre Heirat ſich als ſtrikte Exogamie (Heirat außerhalb des 
eigenen Familienverbandes) darſtellt, das iſt Wilutzky anſcheinend ganz unbekannt. 

Aus dem Hetärismus entſteht nach Wilutzky die Gruppenehe — infolge der 
Bildung von Totemfamilien, deren Entſtehung er ſich folgendermaßen vorſtellt: 

Im Stamme bilden ſich engere Familiengruppen, dieſe nehmen den Namen 
eines Tieres an und dieſes Tier wird dann ſpäter zum Familiengötzen. So 
entſteht eine Totemgruppe und mit ihr der Ahnenkultus, die Gruppenehe (indem 
nämlich die Totemgruppen ihren Mitgliedern den geſchlechtlichen Verkehr mit- 
einander verbieten), ſowie die Exogamie. 

Wie und auf Grund welcher Motive ſich dieſer Entwicklungsprozeß voll⸗ 
zieht, wie zum Beiſpiel ſich bei unterſchiedsloſem Geſchlechtsverkehr in der Horde 
engere Familiengruppen herauszubilden vermögen: alle derartigen Fragen 
exiſtieren für Wilutzky nicht; er dekretiert einfach: „Es entſteht, es bildet ſich.“ 
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Er faßt den ſozialen Entwicklungsprozeß gewiſſermaßen als Folge einer kon⸗ 
tinuierlichen Ideen⸗(Vorſtellungs⸗⸗ Umwälzung auf. Mit den ſozialen Fort⸗ 
ſchritten verändern ſich auch die Vorſtellungen, und indem die Menſchen dieſe 
ihre neuen Vorſtellungen zu realiſieren ſuchen, entſtehen neue Gebilde; ſo iſt 
denn auch das Vaterrecht nach Wilutzky einfach die Folge „patriarchaliſcher 
Vorſtellungen“, die ſich nach ſeiner Anſicht von ſelbſt einſtellen, wenn der Jäger 
oder Nomade zum „ſeßhaften Bauern“ wird. Nur an einigen wenigen Stellen 
verſucht der Verfaſſer eine Art Erklärung der Rechtsinſtitutionen aus den 
ſozialen Lebensbedingungen. Im dritten Bande erklärt er zum Beiſpiel die 
Entſtehung der Sklaverei aus der auf gewiſſer Wirtſchaftsſtufe ſich einſtellenden 
Nachfrage nach Arbeitskräften. „Dies mußte“, jagt er dort, S. 170, „ſieh 
ändern, wenn ein Volk ſeßhaft wurde, zu Viehwirtſchaft und Ackerbau und 
damit zu feſten Wohnſitzen überging; hier wurden Arbeitskräfte gebraucht, um 
Vieh zu weiden und den Boden zu bebauen, und lag der Gedanke nahe, die 
Kraft des überwundenen Feindes zu verwerten.“ 

Natürlich iſt dieſe Erklärung nach keiner Richtung hin ausreichend. Man 
braucht ſich nur die Völkerſchaften näher anzuſehen, bei denen die Sklaverei 
exiſtiert, und man findet ſofort, daß, während viele ackerbautreibende Völker 
die Inſtitution der Sklaverei nicht kennen, ſie bei Viehzüchtern und ſelbſt bei 
reinen Jäger⸗ und Fiſcherſtämmen eine große Ausdehnung erlangt hat. So 
finden wir bei den hochentwickelten Inkaperuanern keine Sklaverei, dagegen 
aber bei verſchiedenen Fiſcher⸗ und Jägervölkern an der Nordweſtküſte Amerikas, 
zum Beiſpiel den Tlinkiten und Haidahs. Die Frage, in welchen Umſtänden 
die Sklaverei wurzelt, hat denn auch ſchon recht oft die ethnologiſchen und 
ſoziologiſchen Forſcher beſchäftigt. Einen neuen Verſuch zur Löſung des 
Problems macht die vor einigen Jahren erſchienene Schrift Dr. H. J. Nieboers, 
„Slavery as an industrial system“ (Haag, Martinus Nijhoff): ein inter⸗ 
eſſantes, ſich auf bedeutende Vorſtudien ſtützendes Werk. 

Nieboer, ein Schüler des bekannten holländiſchen Ethnologen Steinmetz und 
des italieniſchen Soziologen A. Loria, definiert zunächſt die Sklaverei als die 
Tatſache, daß Menſchen Eigentum anderer Menſchen ſind oder in deren un⸗ 
beſchränktem Beſitz ſich befinden und von ihnen in ihrem Nutzen zur Arbeit. 
gezwungen werden — die Unterſtellung der Frau und der Kinder unter die 
abſolute Herrſchaft des Mannes, die Tributpflichtigkeit unterworfener Stämme 
ebenſo wie die Hörigkeit, Leibeigenſchaft und Schuldſklaverei fallen nach ſeiner 
Anſicht nicht unter dieſen Begriff — und unterſucht dann die geographiſche 
Verbreitung der Sklaverei. Das Reſultat, zu dem er gelangt, iſt, daß die 
Sklaverei ſich am häufigſten im malaiiſchen Archipel (bei 62 unter 69 unter⸗ 
ſuchten Stämmen) und in Afrika (bei 65 unter 93 Stämmen) vorfindet, weniger 
in Amerika, Mittel- und Nordaſien ſowie in der Inſelwelt des Stillen Ozeans, 
und gar nicht unter den Auſtralnegern. Sodann unterſucht er, auf welchen. 
Wirtſchaftsſtufen dieſe Völker beziehungsweiſe Stämme ſtehen. Er erhält fol⸗ 
gendes Reſultat: Sklaverei läßt ſich nachweiſen bei 

Anzahl der 
poſitiven Fälle negativen Fälle 
Jäger⸗ und Fiſcherſtämmen 


Viehzüch tern 11 
Ackerbauern niedrigſter Stufe. . 31 36 
Ackerbauern zweiter Stufe .. 82 48 


Ackerbauern dritter Stufe. . 20 2 
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Gegen die von Nieboer aufgeſtellte Klaſſifikation, ſeine Einreihung der ver— 
ſchiedenen Stämme in dieſe Klaſſen wie auch gegen ſeine Definition der Sklaverei 
läßt ſich im einzelnen manches einwenden. Die Leibeigenſchaft und Hörigkeit 
hat bei manchen Stämmen eine derartige Form angenommen, daß ſie ſich von 
Sklaverei kaum unterſcheidet; und warum ſoll die Schuldſklaverei nicht zur 
eigentlichen Sklaverei gerechnet werden, wenn der Gläubiger über feinen Schuld— 
ſklaven ein ähnliches oder gleiches Verfügungsrecht erlangt wie der Beſitzer 
eines gekauften Sklaven über dieſen? Indes irgendwo muß nun einmal eine 

Grenze gezogen werden, und im ganzen kann man zugeben, daß das Reſultat, 
zu dem Nieboer gelangt, wahrſcheinlich durch eine andere Abgrenzung nur 
wenig verändert werden würde. 

Auf Grund dieſer Zuſammenſtellung kommt Nieboer zu dem Ergebnis, daß 
bei eigentlichen Jägervölkern Sklaverei faſt gar nicht vorkommt. Von den 
18 Stämmen unter 83, bei denen er Sklaverei gefunden hat, gehören 15 dem 
nordweſtamerikaniſchen Küſtengebiet an von den Aleuten bis Oregon. Dieſe 
Stämme betreiben aber weit mehr Fiſcherei als Jagd, und außerdem findet 
man hier eine relativ hochentwickelte häusliche Induſtrie mit ausgebreitetem 
Handelsverkehr. Auch die Wirtſchaftsſtufe der Viehzüchter ift, wie Nieboer 
meint, der Sklaverei nicht günſtig. Allerdings finde man meiſt bei den noma⸗ 
diſchen Stämmen eine relativ angeſehene Stellung der Frau, häufige Kriege 
ſowie das Beſtreben, die Kopfzahl der Geſchlechter und Stämme möglichſt groß 

zu geſtalten: drei Faktoren, die nach Nieboers Anſicht die Entſtehung der 
Sklaverei begünſtigen; aber andererſeits gäbe es bei den Nomaden meiſt einen 
Stand beſitzloſer Männer, die durch Dienſtnehmen bei den reicheren Herden— 
beſitzern ihren Unterhalt gewännen, alſo die Sklavenarbeit entbehrlich machten, 
zweitens erfordere die extenſive Viehwirtſchaft, wie ſie auf unterer Stufe be— 
trieben werde, überhaupt nur wenige Arbeitskräfte, und drittens finde man bei 
nomadiſchen Stämmen vielfach, daß ſie ſich anwohnende ackerbautreibende 
Stämme tributpflichtig gemacht hätten und dieſe ihnen Bodenprodukte uſw. 
liefern müßten. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß die letztgenannten Umſtände der Ausbreitung 
der Sklaverei entgegenwirken; zu verhindern vermögen ſie ſie aber nicht, wie 
denn auch nach Nieboers Unterſuchungen bei 50 Prozent der Nomadenvölker 
eine ausgeprägte Sklaverei beſteht, und zwar gerade bei mehreren Stämmen, 
bei denen ſich die obengenannten Hinderniſſe nachweiſen laſſen. Warum haben 
zum Beiſpiel die afrikaniſchen Maſſai und einige Bantuſtämme keine Sklaven, 
während bei anderen die Sklaverei in beträchtlichem Maße üblich iſt? Es 
müſſen alſo noch andere Motive vorhanden ſein. Das ſieht auch Nieboer ein; 
aber da er die wirtſchaftlichen Urſachen nicht erkennt, verfällt er darauf, die 
Gründe für die weite Verbreitung der Sklaverei unter den Hirtenvölkern in 
der Tradition, der Gewohnheit zu ſuchen. Der Nordoſten und Nordweſten 
Afrikas ſeien ſeit ewigen Zeiten Domänen des Sklavenhandels geweſen, erklärt 
er, und die dadurch gebotene Gelegenheit zum Sklavenerwerb verleite zum 
Sklavenhalten. Der Grund will mir nicht einleuchten. Der Sklavenhandel 
iſt doch nicht das Primäre, das Sklavenhalten das Sekundäre. Zuerſt hat 
ſich jedenfalls der Bedarf, die Nachfrage nach Sklaven in jenen Gebieten ein⸗ 
geſtellt, und erſt auf der Grundlage dieſes Bedarfes hat ſich dann der dortige 
Sklavenhandel entwickelt, und ferner würde er entſchieden nicht den erreichten 
Umfang zu erlangen vermocht haben, wenn nicht die betreffenden Stämme Ber- 
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wendung für die gekauften Arbeitskräfte in ihrem Wirtſchaftsbetrieb hätten. 
Es bleibt alſo die Frage: Welche wirtſchaftlichen Gründe weckten in jenen 
Gegenden den Sklavenhandel und welche haben ihn bis jetzt erhalten? 

Die weiteſte Verbreitung hat die Sklaverei unter den Ackerbauern gefunden; 
unter 219 Stämmen fand Nieboer 133 mit Sklaverei. Am kleinſten bei den 
primitiven Ackerbauern, bei denen noch Jagd und Fiſchfang die Hauptbeſchäf⸗ 
tigung ſind, ſteigt die Zahl der poſitiven Fälle, je mehr die Bodenbeſtellung 
zum ausſchlaggebenden Faktor des Wirtſchaftsgetriebes wird. Allerdings nicht 
überall finden wir die Sklaverei verbreitet, ſelbſt nicht bei manchen hoch: 
ſtehenden Halbkulturvölkern. Warum halten zum Beiſpiel ſelbſt die Acer: 
bauer der unterſten Stufe in Afrika durchweg Sklaven, während die höher⸗ 
ſtehenden Stämme Nordamerikas, wie zum Beiſpiel die Huronen, Irokeſen, 
Mandanen, Minnitaries, Creeks uſw., ja ſelbſt die Inkaperuaner die Sklaverei 
nicht kannten? Auch auf dieſe Frage gibt Nieboer keine ſtichhaltige Antwort. 
Er erklärt nur, daß die Stellung der Frauen auf die Inſtitution der Sklaverei 
von bedeutendem Einfluß iſt. Wo die Frau eine geachtete Stellung einnähme, 
ſei die Sklaverei verbreiteter als dort, wo das Weib mißachtet würde. Auch 
das iſt jedoch nur teilweiſe und unter beſonderen Verhältniſſen richtig. Gerade 
bei den obengenannten amerikaniſchen Stämmen nahm die Frau die höchſte 
Stellung ein, weit höher als bei den ſklavenhaltenden Fiſcherſtämmen der Nord⸗ 
weſtküſte, und das gleiche läßt ſich bei vielen Völkerſchaften Polyneſiens, 
Mikroneſiens und des malaiiſchen Archipels nachweiſen. 

Nieboers Schrift beruht auf gründlichen Studien und bietet viel inter⸗ 
eſſantes Material; er ſchlägt auch inſofern den richtigen Weg ein, als er die 
Haupturſache in wirtſchaftlichen Verhältniſſen ſucht; aber er ſchematiſiert zu 
ſehr und dringt nicht genügend in den Charakter der verſchiedenen primitiven 
Wirtſchaftsformen ein. Richtig iſt die Beobachtung Nieboers, daß reine Jäger⸗ 
ſtämme keine Sklaverei kennen. Das meiſt bei ſolchen Stämmen übliche 
Umherwandern innerhalb eines beſtimmten Gebiets hindert die Beaufſichtigung 
der Sklaven; noch weit maßgebender aber iſt, daß auf dieſer Stufe die Arbeit 
des Sklaven keinen Überſchuß über die nötigen Unterhaltungsmittel liefert. 
Was der Sklave zu erjagen vermag, verbraucht er auch. Das Reſultat der 
Sklavenhaltung würde nur ſein, daß der Jägerhorde, die ohnehin bei ihren 
primitiven Jagdmethoden auf ihrem Gebiet meiſt kaum einen ausreichenden 
Unterhalt findet, der Nahrungserwerb noch mehr geſchmälert würde. Deshalb 
wird auf dieſer Stufe der Kriegsgefangene meiſt ſeiner wenigen Habſeligkeiten 
beraubt und getötet, oft auch verſpeiſt. 

Sklaverei findet ſich nur dort, wo Seßhaftigkeit beſteht (das periodiſche 
Wechſeln der Weideplätze bei Hirtenſtämmen zeugt nicht von Unſeßhaftigkeit), 
die Arbeit einen Mehrertrag über die Unterhaltungsmittel hinaus zu liefern 
vermag und drittens — dieſe Bedingung wird immer überſehen — die Mög- 
lichkeit gegeben iſt, die gewonnenen Überſchüſſe im Austauſch— 
verkehr zu verwerten und ſie in irgendwelchen Objekten, die all— 
gemein begehrt und als Wertmeſſer (Matten, Decken, Kanoes, Schmuck⸗ 
ſachen, Muſchel⸗ und Steingeld uſw.) angeſehen werden, anzulegen. 
Solche Bedingungen finden ſich aber bei reinen Jägerſtämmen faſt gar nicht, 
nur bei gewiſſen Fiſchervölkern, wie zum Beiſpiel an der Nordweſtküſte Amerikas, 
wo der große Fiſchreichtum eine höhere Lebenshaltung ermöglicht und auf 
dieſer Grundlage bereits eine primitive häusliche Induſtrie und ein lebhafter 
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Austauſchverkehr zwiſchen den Inſel⸗ und Küſtenbewohnern und den weiter 
im Innern des Landes ſitzenden Jägerſtämmen entſtanden iſt. 

Die Möglichkeit eines ſolchen kontinuierlichen Austauſch- beziehungsweiſe 
Handelsverkehrs iſt von größter Bedeutung. Es genügt keineswegs, daß die 
Sklavenarbeit einen Mehrertrag abzuwerfen vermag, es muß auch die 
Gelegenheit gegeben ſein, den Mehrertrag im Handel umzuſetzen. 
Wo dieſe Gelegenheit nicht gegeben iſt, da finden wir, mag auch die Produk— 
tion recht weit vorgeſchritten fein, keine Sklaverei. Betrachten wir zum Bei: 
ſpiel die ackerbautreibenden Indianerſtämme öſtlich des Miſſiſſippi. Fleiſch, 
Häute und Felle lieferte ihnen die Jagd der Männer, Mais und andere 
Früchte der Bodenanbau der Weiber. Was der Stamm und die Dorfichaft 
gebrauchte, erzeugte ſie ſelbſt. Zum Handel bot ſich kaum Anlaß, denn was 
der eine Stamm produzierte, das erzeugte auch der andere; und wenn ſich eine 
Vermehrung der Nahrungsmittel als nötig ergab, dann ließ ſich dieſe weit 
beſſer erreichen durch Ausdehnung der Jagdzüge, nötigenfalls auch durch Ein— 
fälle in angrenzende Gebiete und Annexion wild- und fiſchreicher Gegenden 
ſowie durch Ausdehnung des Acker- beziehungsweiſe Gartenbaus, als durch den 
Tauſchhandel. Und andererſeits wieder fehlte der Anlaß, durch Anwendung 
fremder Arbeit die Produktionserträge über ein beſtimmtes Maß hinaus zu 
ſteigern. Liefert die Jagd und der Bodenbau dasjenige Quantum an Nahrung3- 
mitteln, was zur Deckung des gewohnheitsmäßigen Bedarfes notwendig iſt, ſo 
iſt es zwecklos, die Produktion noch weiter zu ſteigern, wenn ſich für den 
Produktionsüberſchuß im Austauſchhandel kein Abſatz findet. 

Ebenſo finden wir auch bei jenen Hirtenvölkern, die faſt ausſchließlich für 


den eigenen Verbrauch produzieren, keine Sklaverei. Sie iſt dort am weiteſten 


verbreitet, wo neben mächtigen Strömen und Seen ſich große Wüſteneien und 
Grasflächen, vielgeſtaltige Gebirgszüge und rieſige Urwälder ausdehnen, wo in 
den verſchiedenen Gegenden eine ganz verſchiedene Fauna und Flora gedeiht 
und auf Grund dieſer geographiſchen Verſchiedenheiten ſich nebeneinander in 


bunter Mannigfaltigkeit die verſchiedenartigſten Wirtſchaftsformen entwickelt 
haben, wo neben Hirten⸗ und Jägerſtämmen ackerbautreibende Völker primi— 


tiver und relativ hoher Stufe ſitzen und ſich zwiſchen allen dieſen ein lebhafter 
Handelsverkehr herausgebildet hat. Deshalb finden wir auch nirgends die 
Sklaverei ſo verbreitet, als in Afrika und der malaiiſchen Inſelwelt. 


III. 


Auf ein ganz anderes Gebiet führt uns Richard Schmidts Werk über 
die „Liebe und Ehe im alten und modernen Indien“ (Berlin, H. Bars⸗ 


dorf). Wie vielen gilt Indien als das Land der Weltflucht, des philoſophiſchen 


Sichvergrabens, des grandioſen Geiſtesringens nach weltweiſer Erkenntnis in 
ſtoiſcher Abgekehrtheit von aller Lebensfreude. Aber wer in das Liebes- und 


Geſchlechtsleben der alten wie modernen Indier hineinblickt, der findet neben 


jener Welt des philoſophiſchen Grübelns eine Welt des heißeſten Lebens— 
genuſſes. Wohl nirgends ſchlingen ſich die Extreme ſo ſehr ineinander wie in 


Indien. Neben dem Spintiſieren über die uralten Rätſel des Weltenwerdens 


und Vergehens finden wir eine exzeſſive Freude am Sinnen- und Geſchlechts⸗ 
genuß, eine raffinierte Wolluſtraſerei. Wie auf religiöſem, ſo hat auch auf 
erotiſchem Gebiet die durch die Eigenartigkeit der indiſchen Natur geweckte 
Phantaſie der vom Norden über das Fünfſtromland eindringenden Arier höchſt 
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bizarre Kombinationen erzeugt, ſo daß man faſt zur Annahme kommt, die 
völlige Hingabe an die Geſchlechtsluſt ſei nur eine andere Seite der religiöſen 
Inbrunſt. 

Dieſen Dualismus im Charakter des Indiers, die Vereinigung der an⸗ 
ſcheinend ſchreiendſten Gegenſätze: der Askeſe und der Wolluſt, ſucht Schmidt 
ausführlich nachzuweiſen. In einem „Pſychologie des Sexuellen in 
Indien“ betitelten Abſchnitt ſchildert er die verſchiedenen obſzönen ſymboliſchen 
Opferriten des brahmaniſchen Kultus, die auf den Koitus bezüglichen Ab⸗ 
bildungen in den indiſchen Tempeln, die Linga⸗(Phallus⸗) Verehrung, die ſich 
mit der Entſtehung dieſes Dienſtes beſchäftigenden alten Legenden und den 
Charakter der älteren und neueren erotiſchen Literatur Indiens. In weiteren 
Kapiteln wird dann auf Grund der in dieſen erotiſchen Schriften angeſtellten 
Betrachtungen und Erörterungen das Geſchlechtsleben im alten und modernen 
Indien behandelt, woran ſich eine Darſtellung der verſchiedenen Ehe- und 
Geburtsgebräuche ſowie der religiöſen und gewerbsmäßigen Proſtitution ſchließt, 
und zwar beſchränkt ſich der Verfaſſer nicht auf Vorderindien, ſondern zieht 
auch das Geſchlechtsleben der Völker Hinterindiens und des indiſchen Archipels 
mit zum Vergleich heran. 

Der Fleiß, mit dem der Verfaſſer aus allen Ecken und Winkeln Materialien 
heranſchleppt, muß anerkannt werden. Er bietet eine reiche Materialien⸗ 
ſammlung — leider aber auch nicht mehr. Von einer kritiſchen Durcharbeitung 
des Materials nach irgendwelchen ethnologiſchen beziehungsweiſe ſoziologiſchen 
oder ſozialgeſchichtlichen Geſichtspunkten iſt keine Rede. Wie der Verfaſſer die 
Schilderungen in der altindiſchen Literatur oder in neueren ethnographiſchen 


Schriften gefunden hat, ſo reiht er ſie unter Hinzufügung einiger Erläuterungen 


zuſammen. Kritiſche Unterſuchungen darüber, von welchen Anſchauungen die 
von ihm benutzten Autoren ausgehen, inwieweit ſie zu einem Urteil berechtigt 
ſind und ihre Angaben ſich mit denen anderer Schriftſteller decken, ſtellt Schmidt 
nicht an, und noch weniger macht er den Verſuch, die von ihm geſchilderten 
Sitten aus den ſozialen Lebensverhältniſſen zu erklären oder ſie nach ihrer 
hiſtoriſchen Aufeinanderfolge zu unterſcheiden und gewiſſe Richtungslinien der 
Entwicklung feſtzuſtellen. 

Ebenfalls rein deſkriptiven Charakters iſt das von Profeſſor Dr. A. Schultz 
veröffentlichte Werk: „Das häusliche Leben der europäiſchen Kultur⸗ 
völker vom Mittelalter bis zur zweiten Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts“ (München und Berlin, R. Oldenbourg). Dem Titel nach 
erwartet man eine Schilderung des Familien- und Ehelebens Europas vom 
ſechzehnten bis achtzehnten Jahrhundert, tatſächlich iſt aber neben Deutſchland 
nur Frankreich etwas näher berückſichtigt worden, und außerdem füllt mehr 
als die Hälfte des Werkes eine Schilderung der Schloß- und Städteanlagen, 
der öffentlichen Bauten (Ratshäuſer, Zunfthäuſer, Theater, Wirtshäuſer uſw.) 
ſowie der Trachten an der Wende des ſechzehnten und ſiebzehnten Jahr⸗ 
hunderts. Das Familien» und Eheleben wird ziemlich kurz behandelt, und 
zwar gleichfalls nicht ſeinem Geſamtumfang nach. Das rechtliche Verhältnis 
der Ehegatten zueinander, der Eltern zu ihren Kindern, das Liebesleben der 
Unverheirateten und Verheirateten, die Familieninſtitutionen bleiben zum Bei⸗ 
ſpiel faſt völlig unberückſichtigt. Zur Darſtellung gelangen nur die Hochzeits-, 
Tauf⸗ und Begräbnisgebräuche in den verſchiedenen Ständen, die Erziehung 
der Kinder, Eſſen und Trinken ſowie die Unterhaltung im Familienkreis. 
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Innerhalb dieſes engen Rahmens bietet das Schultzſche Buch aber recht inter— 
eſſante, anſchauliche Sittenſchilderungen, die — wenigſtens ſoweit ſie deutſche 
Verhältniſſe betreffen — auf fleißigen Quellenſtudien beruhen, nur kann meines 
Erachtens dem Verfaſſer der Vorwurf nicht erſpart werden, daß er in begreif— 
licher Reaktion gegen eine gewiſſe neuere Richtung der Kultur- und Sitten⸗ 
hiſtorik, die das endende Mittelalter als ein ſittenloſes, verfaultes Gomorrha 
hinzuſtellen liebt, in den Fehler verfällt, in den mittelalterlichen Roheiten all— 
zuſehr die Ausbrüche eines ungebändigten Kraft- und Lebensgefühls zu erblicken. 


Intereſſant iſt es, daß die moderne Ethnologie, ſoweit ſie ſich nicht mit 
bloßen Schilderungen und vergleichenden Zuſammenſtellungen begnügt, ſondern 
die kauſalen Zuſammenhänge und wechſelſeitigen Beziehungen der ethno— 
logiſchen Tatſachen zu erforſchen verſucht, immer mehr zu ökonomiſchen Inter⸗ 
pretationen der Entwicklungsvorgänge gelangt. Nicht daß ſie ſich bewußt von 
vornherein auf den Boden der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung ſtellt und 
von dieſem aus an die Behandlung der betreffenden Probleme herangeht, wohl 
aber treten in ihren Kauſalunterſuchungen mehr und mehr ökonomiſche Ver- 
hältniſſe als beſtimmende Momente der Entwicklungsrichtung in den Vorder— 
grund. Bekanntlich iſt bereits Lewis H. Morgan von Friedrich Engels 
unter die hiſtoriſchen Materialiſten eingereiht worden — meines Erachtens 
mit Unrecht, denn wenn auch manche Vorgänge von Morgan ökonomiſch inter— 
pretiert werden, ſo verfährt er bei der Erklärung anderer rein ideologiſch, zum 
Beiſpiel in ſeinen Ausführungen über das Mutterrecht und das Matriarchat, 
deren Grundmotiv er in der Unmöglichkeit erblickt, die Vaterſchaft feſtzuſtellen, 
und deren engen Zuſammenhang mit den Wirtſchaftsverhältniſſen er gänzlich 
überſieht. In gewiſſem Sinne iſt ſogar ſeine ganze Entwicklungsdarſtellung 
der Familien⸗ und Verwandtſchaftsformen ideologiſch, denn dieſe Entwicklung 
vollzieht ſich bei Morgan, nachdem der Abſcheu vor beſtimmten konſanguinen 
Heiratsverbindungen als Grundantrieb unterſtellt worden iſt, gewiſſermaßen 
automatiſch aus ſich ſelbſt und läuft völlig ſelbſtändig neben der wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung einher, ohne daß Morgan verſucht, fortlaufend den Einfluß 
der ökonomiſchen Entwicklung auf die Veränderung der Familienformen zu 
ſkizzieren. In einzelnen Fällen, zum Beiſpiel in ſeinen Ausführungen über 
das patriarchaliſche Familienſyſtem, weiß er ſicherlich geſchickt die wirtſchaft⸗ 
lichen Einflüſſe hervortreten zu laſſen, aber von irgendwelcher ſtreng durch— 
geführten ökonomiſchen Kauſalbetrachtung kann weder in ſeiner „Urgeſellſchaft“ 
(Ancient Society) noch in ſeinem ſpäteren, 1881 erſchienenen Werke: „Houses 
‚and House-Life of the American Aborigines“ die Rede fein. 

Auch Julius Lippert, indem er in feiner „Kulturgeſchichte der 
Menſchheit“ die „Lebensfürſorge als Grundantrieb und in gewiſſem Sinne 
als Leitmotiv der Kulturentwicklung poſtuliert, gelangt vielfach zu ökonomiſcher 
Erklärung der Entwicklungsvorgänge. Und noch weiter geht Ernſt Groſſe in 
ſeiner 1896 erſchienenen Schrift: „Die Formen der Familie und die 
Formen der Wirtſchaft.“ Er kommt ein gutes Stück Weges über Morgan 
hinaus, indem er den „wirtfchaftlichen Faktor“ für den mächtigſten in der 
Familienentwicklung erklärt und zu der Anſicht gelangt: „Die größte Feſtigkeit 
und Kraft erhält aber auch die Sippe, wie die Familie, durch wirtſchaftliche 
Intereſſen. Die Sippe erreicht den Gipfel ihrer Macht, indem ſie ſich zu einer 
Wirtſchafts⸗ und Beſitzgemeinſchaft ausbildet. Dieſe Entwicklung hat ſich in⸗ 


88 Die Neue Zeit. 


deſſen durchaus nicht überall, ſondern nur unter ganz beſtimmten wirtſchaft⸗ 
lichen Bedingungen vollzogen, welche eine Produktions- und Beſitzgemein⸗ 
ſchaft für die Sippengenoſſen nicht bloß möglich, ſondern auch vorteilhaft 
machten.“ 

Und zum Schluſſe ſeiner Darlegungen kommt er zu dem Ergebnis: „Jedem 
Typus der Wirtſchaft entſpricht ein beſonderer Typus der Fa— 
milie. . . . Unter jeder Kulturform herrſcht diejenige Form der Familien⸗ 
organiſation, welche den wirtſchaftlichen Verhältniſſen und Bedürfniſſen an⸗ 
gemeſſen iſt.“ 

Daß auch Nieboer verſucht, die Ausbreitung der Sklaverei bei den ver⸗ 
ſchiedenen Völkern nicht, wie früher vielfach geſchehen iſt, aus deren beſonderen 
Raſſeneigenſchaften, ſondern aus ihren wirtſchaftlichen Lebensbedingungen zu 
erklären, haben wir bereits geſehen. Und ebenſo greift Schurtz nach ideolo— 
giſchen Abſchweifungen immer wieder zu ökonomiſchen Interpretationen. Nach 
ſeiner Anſicht hängt die Stellung der Frau im Stamme und der Familie 
durchaus nicht davon ab, ob die Abſtammung in väterlicher oder mütterlicher 
Linie als die entſcheidende gilt, ſondern von der Stellung der Frau im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben, und in feiner ſchon erwähnten „Urgeſchichte der Kultur“ 
heißt es über den Einfluß der Wirtſchaft auf die Kulturentwicklung: 

„Immer bleibt die Wirtſchaft die unmittelbarſte Vorbedingung alles menſch⸗ 
lichen Daſeins, die wirtſchaftliche Arbeit die erſte und unerläßlichſte von allen. 
Und wie der einzelne durch nichts gründlicher erregt und erſchüttert wird, als 
durch eine Gefährdung oder gar Zerſtörung ſeiner ökonomiſchen Grundlage, ſo 
auch jede größere Gruppe der Menſchheit, der Stamm und das Volk. Aber 
iſt ſich der höher kultivierte Teil der Menſchheit dieſer Tatſache immer bewußt 
geblieben? Der Augenſchein lehrt das Gegenteil. Wenn wir die Dokumente 
überblicken, die das Werden und Sein der Kulturvölker behandeln ſollen, wenn 
wir alſo die Aufzeichnungen betrachten, die man etwas anmaßend ſchlechthin 
als ‚Weltgefchichte‘ zu bezeichnen pflegt, da machen wir die merkwürdige Er⸗ 
fahrung, daß von den wirtſchaftlichen Fragen als Urſachen geſchicht⸗ 
licher Vorgänge immer nur ſehr wenig die Rede iſt; nur als Folgen der 
um ganz andere Dinge geführten Kämpfe ſcheinen Störungen oder Förderungen 
des wirtſchaftlichen Daſeins aufzutreten.“ 

Noch mehr als in der eigentlichen Hiſtorik gewinnt demnach auf ethno⸗ 
logiſchem Gebiet die ökonomiſche oder, wie ſie von Marx getauft worden iſt, 
die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung an Bedeutung. Allerdings nicht in der 
philoſophiſchen und univerſelleren Form, die ſie in den Marxſchen Definitionen 
hat. Es iſt vielmehr nur ein Teil, und zwar ein primitiverer Teil der Marx⸗ 
ſchen Geſchichtsauffaſſung, der vorerſt zur Anerkennung gelangt. Es wird 
nämlich der ökonomiſche Faktor meiſt kurzweg mit dem ökonomiſchen Intereſſe 
identifiziert, jo daß der Marxſche Satz, die ökonomiſche Struktur der Geſell⸗ 
ſchaft ſei die reale Baſis, worauf ſich ihr juriſtiſcher und politiſcher Überbau 
erhebe, gewiſſermaßen die Form erhält: „Das beſtimmende Moment der 
ſozialen Verhältniſſe iſt das ökonomiſche Intereſſe der verſchie— 
denen Gruppen.“ 

Nun leugnet zwar die materialiſtiſche Geſchichtstheorie keineswegs den Ein⸗ 
fluß der ökonomiſchen Intereſſen auf die Entwicklungsrichtung; aber dieſe ver⸗ 
ſchiedenen Intereſſen ſind nach ihrer Lehre nur bloße Folgen der ökonomiſchen 
Struktur, der wirtſchaftlichen Exiſtenzbedingungen, und inwieweit ſie die Ent⸗ 
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wicklungsrichtung beeinfluſſen, das hängt nicht nur von ihnen ſelbſt, nicht nur 
von ihrem eigenen Gehalt ab, ſondern davon, inwieweit die wirtſchaftlichen 
Geſamtexiſtenzbedingungen ihre Durchſetzung ermöglichen. Die ökonomiſchen 
Intereſſen ſind alſo nur, wenn man ſo ſagen darf, kauſale Mittelsglieder in 
der Wirkung der ökonomiſchen Struktur, und zwar keineswegs die einzigen; 
denn auch dadurch, daß mit der Umwälzung der ökonomiſchen Struktur ſich 
zugleich ein Teil der realen Subſtrate der ſozialen Anſchauung, der Vor— 
jtellungs und Begriffswelt ändert, tauchen neue Ideen und ideelle Motive 
auf. Wohl laſſen ſich zum Beiſpiel manche religiöſen Bewegungen und Stim— 
mungen, die zeitweilig den größten Einfluß auf das geſellſchaftliche Leben 
gehabt haben: die Verbindung des Geſchlechts- mit dem Naturkultus, die reli- 
giöſe Askeſe und die Abkehr vom Irdiſchen bei manchen Völkern, die 
chiliaſtiſchen Hoffnungen des Urchriſtentums uſw., aus den wirtſchaftlichen 
Exiſtenzbedingungen jener Zeiten und der durch ſie beſtimmten ſozialen An— 
ſchauungskomplexe erklären, nicht aber aus ökonomiſchen Intereſſen. 

Es iſt alſo nur eine primitive und einſeitige Faſſung der materialiſtiſchen 
Geſchichtsauffaſſung, die zunächſt in den neueren ethnologiſchen Forſchungen 
zum Durchbruch gelangt; dennoch iſt zu bedauern, daß in unſeren Kreiſen das 
Intereſſe für ethnologiſche Forſchungen ſich im letzten Jahrzehnt ſehr verflüchtigt 
hat und die deutſche ſozialiſtiſche Arbeiterpartei als Erbin Marxſchen Geiſtes 
abſeits von einer Bewegung ſteht, in der ſich die Grundauffaſſung der Marx⸗ 

ſchen Geſellſchaftslehre mehr und mehr Bahn bricht. 


Bürgerliche oder proletariſche berſtaatlichung 
der Rohlenbergwerke. 


Von Pius Julmann. 


Jeder Bergarbeiterſtreik drängt das Verſtaatlichungsproblem des Bergwerks— 
eigentums in den Vordergrund des wirtſchaftlichen Intereſſes. Jedoch ſondern 
wir ſcharf, eine Folge der theoretiſchen Klarſtellung durch die Diskuſſion von 
1900, die bürgerliche von der proletariſchen Verſtaatlichung. Jene erſteht 
das Grubeneigentum mindeſtens zum vollen Werte unter Vermeidung jeder 
Beſitzesſchmälerung, dieſe fordert vorherige ſtarke Herabdrückung der Rente, 
wodurch erſt billige Kohle und Hebung der Arbeiterexiſtenz gleichzeitig möglich 
werden. 

Kautsky hält es für geboten, die bürgerliche Verſtaatlichung als „gefähr— 
liches und nutzloſes Experiment“ abzulehnen, und meint, „daß trotz aller 
Palliativmittel der Kohlenwucher wachſen wird, bis das Proletariat die poli— 
tiſche Macht erobert“. Hinwieder plaidieren Bebel, Hué und andere für die 
ſofortige Verſtaatlichung als eine drängende Frage des öffentlichen Wohles, der 
zunächſt alle ſozialiſtiſche oder auch nur ſtaatsſozialiſtiſche Momente fernſtünden.“ 

Da die privaten Monopole im kapitaliſtiſchen Syſtem zur brennendſten 
Frage geworden ſind, iſt es unumgänglich nötig, dieſe Meinungsverſchiedenheit 
zum Ausdruck zu bringen. Kautsky vermeint ſie ſo zu überbrücken, daß er die 


Vergl. „Neue Zeit“, XIX, 6, 8, 10. 
„Neue Zeit“, XIX, 6, S. 178. 
„Neue Zeit“, XIX, 8, S. 231. 
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verſchiedenen Expropriationsmaßnahmen! auf ihre gegenwärtige Durchführbar⸗ 
keit hin prüft und ſie gleichermaßen für unſere Bourgeoiſie als unannehmbar 
hinſtellt. Inzwiſchen umklammern die liierten Kohlen-, Koks⸗ und Großeiſen⸗ 
intereſſen immer drückender die ganze Volkswirtſchaft, und die verfloſſenen vier 
Jahre haben wieder umfaſſende Neubildungen und Ausgeſtaltungen gezeitigt. 
Als Kriſenjahre gewähren ſie überdies verſchärften Einblick in die Art der 
Wirtſchaftspolitik der Monopole. So rechtfertigt ſich von ſelbſt der Verſuch, 
einen Ausgleich zwiſchen den differierenden Anſichten der Partei zu ſuchen, um 
eine einheitliche Aktion derſelben zu ermöglichen. 


1. Zur Theorie der bürgerlichen verſtaatlichung. 


Es handelt ſich dabei im Kerne um die Möglichkeit oder Unmöglichkeit einer 
ſofortigen Verſtaatlichung. Eine Verſtändigung darüber muß mit der klareren 
Erfaſſung des Kohlenwuchers einſetzen, zeigen, was an ihm allgemeines 
Geſetz des modernen Kapitalismus und was ihm etwa noch von beſonderer 
Eigenart anhaftet. 

Allgemeines und vorauszuſetzendes Geſetz des kartellierten Kapitalismus iſt 
die Hochhaltung der Preiſe. Jedoch ſind für die Gegnerſchaft gegenüber dem 
Kohlenmonopol die hohen Kartellpreiſe allein nicht entſcheidend. Zwar iſt der 
Arbeiter ihnen gegenüber unter allen Umſtänden empfindlich, doch kann er nur 
in einer Verſtaatlichung proletariſchen Charakters auf ſeine Rechnung kommen. 
Der andere maßgebliche Konſumtionsfaktor, die Induſtrie, reagiert aber auf 
den gleichmäßigen, wenn auch hohen Preisſtand bei guter Konjunktur höchſtens 
dadurch, daß er den Druck auf die Nächſten der induſtriellen Stufenleiter ab⸗ 
wälzt, durch weiter ausgreifende Kartellierung, Fracht- und Zollpolitik uſw. 

Nicht dort, wo ſich die Politik des Kohlenmonopols mit jener der anderen 
Induſtriekartelle deckt, ſondern dort, wo ſie von ihr abweicht, zeigen ſich die zu 
einer Verſtaatlichung hindrängenden Kräfte. 

Die Fähigkeit eines Kartells, zu monopoliſieren, unbeſchränkten Extraprofit 
einzuheben, iſt virtueller Natur, zeitweilig durch die Rückſicht auf die In⸗ 
und Auslandskonkurrenz unterbunden. Im natürlichen Monopol der Kohle 
iſt dieſe Grenze durch das örtliche, gebundene Vorkommen und durch ihre 
gewerbliche Unentbehrlichkeit praktiſch beſeitigt. Von dem Zeitpunkt an, wo im 
Kohlenbergbau die Syndikatsbeſtrebungen beginnen, gelangt er müheloſer und 
immer weniger der Gefahr von Rückfällen unterworfen — wie das Beiſpiel 
des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Syndikats lehrt — zu immer feſteren Monopol⸗ 
verbänden. Die Gefahr eines unterbundenen Marktes iſt durch die Sicherung 
der Fundorte? auf ein Minimum reduziert, damit aber die konſtante Aus⸗ 
beutung des beherrſchten Marktes geſichert. 

Aus dieſer Allgewalt über die Kohle erwächſt der ſpezifiſche Kohlen— 
wucher, der zur Zeit günſtiger Konjunktur in der Angſt vor der Kohlennot 
mit ihren wahnſinnig hohen Preisſätzen, in der Depreſſion im ſtarren Feſthalten 
an den Tarifen der beſſeren Geſchäftszeit zum Ausdruck gelangt. 


1 Kautsky ſtellt Achtſtundentag, ſtaatlicherſeits beſtimmte Minimallöhne und Maximal⸗ 
preiſe als vorausgehende, auf die Entwertung abzielende Maßnahmen hin. Bebel will dies 
durch Heranziehung längerer Zeiträume zur Rentenfixierung und Abzüge für techniſche und 
hygieniſche Inſtandſetzung bewirken. 

2 Vergl. hierzu Hué, „Neue Zeit“, XIX, S. 400, und Heymann, „Die gemiſchten 
Werke im deutſchen Großeiſengewerbe“, 1904, S. 261. 
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An den Preiskurven der offiziellen Notierungen, die wir über einen größeren 
Zeitabſchnitt unten reproduzieren, erſcheint das Geſagte deutlich illuſtriert. 
Man weiß, was gegen die Richtpreiſe ſpricht. „Die Börſennotierungen“, ſagt 
Hus, „geben nur eine ſchwache Vorſtellung von der Geſtaltung der Kohlen— 
preiſe, die eigentliche Kohlenteuerung kommt darin nicht zum Ausdruck; ſie 
dienen nur als Anhaltspunkt, das wirkliche Preisniveau liegt weit höher, wie 
ſich aus den Werksabrechnungen und den Klagen der Kohlenkäufer ergibt.“ 
Nichtsdeſtoweniger vermag auch der offizielle Preisverlauf das Typifche in der 
Preispolitik des konſtanten Monopols nicht zu verſchleiern, höchſtens die Kraß— 
heit der abſoluten Zahl zu mildern. 

Für die Induſtrie kommen vorzüglich die Kolumnen der Kokskohle und des 
Koks in Betracht. Hier ſpiegelt ſich denn auch der irreguläre Zuſtand deut⸗ 
licher ab als im Bereich der Flammkohle. Die bekannten „Nachwirkungen“ 
des Streikjahres 1889 treten plaſtiſch durch das ſofortige Zurückſchnellen der 
Preiſe hervor. Auch die notoriſchen Notjahre 1899/1900 ſind, wenn auch 
dürftig, erkennbar, und es müſſen die Preiſe an der Hand der Huéſchen An— 
gaben hinaufkorrigiert werden. Wie ſehr dabei ganz Deutſchland ein „un⸗ 
beſtrittenes Abſatzgebiet“ darſtellt, da doch von einem faktiſchen Konkurrenz 
zuſtand im Innern des Landes nicht die Rede ſein kann, geht aus der Tat- 
ſache hervor, daß 1889/90 belgiſche Kohle wegen der Eiſenbahntarife über die 
Grenzgebiete nicht hinausgelangen konnte.? 

Dergleichen Preisorgien verurſachen jedoch ſtarke Unſicherheit und ſtellen 
die Kontinuität des Produktionsprozeſſes juſt dann in Frage, wenn an ſeinem 
ungeſtörten Verlauf am meiſten gelegen iſt, nämlich während des Aufſchwungs. 

Sie gefährden die Rentabilität der weiterverarbeitenden Induſtrien, von deren 
Profit ſie durch den jetzt ſtark ins Gewicht fallenden Kohlenpoſten den Rahm 
wegſchöpfen. Sie haben nicht ſelten ſogar die Betriebseinſtellung erzwungen, 
namentlich in und nach Streikperioden. Und mit dem Ausſtand als Handhabe 


1 Preisnotierungen des rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlen- und Koksſyndikats nach Vogel— 
ſtein, „Induſtrie der Rheinprovinz“ 1900, für die letzten Jahre ergänzt aus „Stahl und 
Eiſen“: 


Pro Tonne in Mark: 


Flammkohle Kokskohle Koks 
1888. 6,40 bis 7,40 5,60 bis 6,00 — 
1889 12,00 = 13,50 12,00 13,00 23,00 
1890 . 950 12,00 7,50 = 8,00 30,00 
9.00 9.50 8,50 = 9,00 13,00 
TI 9,00 6,50 = 7,50 12,00 
8,00 38,50 5,50 = 6,00 11,00 
850 J,00 ee 70,00 11,00 
850 9.00 6,50 11,50 
se 9,00 7,00 11,50 
8,50 9,50 7,50 12,00 bis 13,00 
9,50 10,00 8,00 13,50 = 14,00 
Bet. 10,50 9,00 14,00 
F 10,75 10,50 17,00 - 18,00 
A 10,25 9,50 15,00 
9s 10,25 9,50 15,00 
99 10,25 9,50 15,00 
1904 9,75 = 10,25 9,50 15,00 


Vogelſtein, S. 59. 
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ſolcher Bedrängniſſe muß die Induſtrie ſich abfinden, denn ſeine Periodizität, 
die wir in keiner Arbeiterſchicht ſo ausgeprägt wiederfinden, hat in letzter Linie 
gleichfalls das in ſeinen Marktoperationen ungefeſſelte Monopol zur Wurzel. 

Seine lehrreichſte Darſtellung findet der anormale Preisdruck jedoch in den 
Preiſen der auf 1900 folgenden Kriſenjahre. In der ganz ähnlichen Situation 
wie 1889/90 bedeuten ſie ein vollſtändiges Verſagen der Kriſe im Induſtrie⸗ 
diſtrikt der Kohle. Die Preiſe der Kokskohle erſcheinen auf einem Stande von 
9,50 Mark, welcher den der gepriefenen Hochkonjunktur um ½ bis 1 Mark 
überſteigt. Die Kokspreiſe weiſen, ausgenommen das „Not“ jahr 1900, in der 
ganzen glänzenden Epoche von 1894 ab nicht den „Kriſenſtand“ von 15 Mark 
auf. Die Stabiliſierung der Preiſe durch die Syndikatspolitik iſt hier auf 
einem Niveau durchgeführt, deſſen belaſtende Wirkung auf die Gewinne der 
Induſtrie fraglos iſt, abſolut, weil die Differenz zwiſchen Koſtpreis und Waren⸗ 
preis weiter vermindert, relativ, weil gleichzeitig eine eingeſchränkte Produktion 
getroffen wird. Dieſer Monopolstribut macht in der Zeit der mageren Jahre 
die Kohlenherren apoplektiſch; die Kriſe infolge des Überfluſſes wird im Bereich 
der Kohle erſetzt durch den Überfluß in der Kriſe. 

Der ſpezifiſche Kohlenwucher kann auch nicht in Kalkulation gezogen werden, 
weil er plötzlich zur Wirkung kommt und nur ſo wirken kann; als Kriſen⸗ 
teuerung aber bringt das Kalkül nur die Bedrohung des Durchſchnittsprofits 
zum Ausdruck. 

So muß in der Tat der Induſtrielle und der Troß der mit ihm liierten 
Intereſſen im wachſenden Grade dem Gedanken der — als ſummariſcher Akt 
oder in Raten genoſſenen — Verſtaatlichung zugänglich werden. Der Kohlen⸗ 
kapitalismus befolgt innerhalb der Geſetze der kapitaliſtiſchen Warenproduktion 
ſeine eigenen Untergeſetze, die ſehr vernehmlich auf die bürgerliche Verſtaat⸗ 
lichung hinweiſen. Es iſt ein dialektiſcher Prozeß im eigenen Gewand, daß die 
ſchroffſte Kapitalsorganiſation durch die natürlichen Bedingungen der Kohle 
möglich und dadurch immer unmöglicher wird. Mit gleicher Notwendigkeit 
wie die Eiſenbahnen als Vermittler der Kapitalszirkulation muß die Kohle als 
Hebel der Produktion der — zunächſt bürgerlichen — Verſtaatlichung erliegen. 


2. Derftaatlihung und Taktik. 

Müſſen wir uns aber nicht gegen dieſe Art von Verſtaatlichung „wehren“? 
Betrachten wir zunächſt die Natur der einzelnen Verſtaatlichungsvorſchläge. 

Staatliche Minimallöhne und Maximalpreiſe' ſtehen der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe ſchnurſtracks gegenüber, da dieſe in der Vertrags- und Markt⸗ 
freiheit die unentbehrlichen Erforderniſſe der Akkumulation ſieht. Daß ſie in 
alten Bergrechten beſtanden, beweiſt nichts für heute, wo andere wirtſchafts⸗ 
hiſtoriſche Grundlagen erwachſen ſind. Stellt man alſo dieſe Bedingungen bei 
einer Verſtaatlichung voran, jo heißt das, nur mit der proletariſchen Ver⸗ 
ſtaatlichung rechnen. 

Andererſeits ſind Verſtaatlichungsformen, die auf einen mehr oder minder 
hohen Dividendendurchſchnitt hinauslaufen, auf eine bürgerliche Verſtaat⸗ 
lichung gemünzt. Man muß eben im Auge behalten, daß die ſeinerzeit im 
öſterreichiſchen Parlament zutage geförderten Propoſitionen mit ihrer Durch⸗ 
ſchnittsberechnung auf Grund der fünf Proſperitätsjahre 1894 bis 1899 faktiſch 


Vom Achtſtundentag wird hier abgeſehen, weil bergtechniſche Umſtände ſeine Gewährung 
auch in der bürgerlichen Geſellſchaft gebieteriſch erheiſchen können. 
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eine Verſtaatlichung weit über dem angemeſſenen Kapitalswert ſind. Dem— 
gegenüber bedeutet ein anderer Modus auf Grund „ſagen wir der letzten zwei 
Jahrzehnte“ (Bebel) nur einen weiterzielenden Vorſchlag, der, mag er auch 
weit mehr fordern, als es mit einer Aktion unſerer Bourgeoiſie verträglich iſt, 
grundſätzlich aus dem Rahmen der bürgerlichen Verſtaatlichung in keiner Weiſe 
heraustritt. Sein Ziel iſt Verhinderung der Überwertung, die dem Kohlen— 
kapital zu kapitaliſiertem Extraprofit verhilft. 

Was aber bietet eine derartige Verſtaatlichung der Arbeiterklaſſe? 

Direktes bietet ſie ihr wohl nichts. Doch iſt die Schädigung der Fabrikats- 
induſtrie durch den Kohlenwucher in hohem Grade eine Schädigung des Arbeits- 
marktes, der Nutzen einer Befreiung von der Kohlenſyndikatspolitik auch des 
Arbeiters Nutzen. 

Aber der Schwerpunkt einer bürgerlichen Verſtaatlichung liegt mehr als in 
ihren mittelbaren Vorteilen in ihren unmittelbaren Antrieben. „Vernünftig 
durchgeführt“, meint Bebel, „mag ſie auch für den ſozialiſtiſchen Gedanken 
Propaganda machen.“ Vernünftig durchgeführt, macht ſie jedoch, ihrer inneren 
Beſtimmung gemäß, nur dem ſpezifiſchen Wucher ein Ende, beläßt jedoch die 
Höhe der Kohlenpreiſe, da ſonſt die Rentenanſprüche nicht herausgewirtſchaftet 
werden können. Nur ſoweit als ſie unvernünftig oder, genauer ausgedrückt, 
ungenügend iſt und ſein muß, wird ſie propagandiſtiſch wertvoll und zum An— 
griffspunkt für weitere Umbildungen, die auf eine proletariſche Verſtaat— 
lichung hintreiben. 

Und darin ruht unſeres Erachtens die Auflöſung des taktiſchen Gegenſatzes, 
der ſcheinbar in der Parteidiskuſſion obwaltet. Beide darin zutage getretenen 
Anſchauungen, jede für ſich genommen, enthalten richtige, hochwertige Er— 
kenntniselemente. Sowohl die theoretiſch ungemein fruchtbare Unterſcheidung 
der zweifachen Verſtaatlichung, nicht minder die ſofortige Aktion gegen den 
Wucher ſind durchaus logiſch aus dem Weſen der gegenwärtigen Geſellſchaft 
abgeleitet. 

Wo iſt alſo der taktiſche Gegenſatz? 

In der ganzen Frage der Taktik ſteckt eben durchgehends ein Erkenntnis⸗ 
fehler, der ſeinen Ausdruck in der ſchiefen Formel, für oder gegen die ſofortige 
Verſtaatlichung findet. Bebel ficht für die bürgerliche, ſofortige Verſtaat— 
lichung, Kautsky beſtreitet die Möglichkeit der ſofortigen proletariſchen Ver— 
ſtaatlichung. Der erſtere will die Beſeitigung des „notoriſchen Mißſtandes“ 
(ſpezifiſcher Kohlenwucher), letzterer beweiſt die Unmöglichkeit der Beſeitigung 
der Hochſtandspreiſe. Beides iſt ohne weiteres nebeneinander richtig. Dann 
aber wird jede Folgerung, die ſich bloß auf die halbe Erkenntnis ſtützt, ſei es 
das Widerſtreben gegen die „ſofortige“ Verſtaatlichung, ſei es der Glaube 
unſerer Sozialpolitiker an ihre Wunderkraft, hinfällig. Taktiſch richtig er— 
ſcheint allein, die unvermeidliche bürgerliche Verſtaatlichung von 
der drohenden Übermwertung fernzuhalten, dann aber für fie ein— 
zutreten, um ſo die Kräfte für die proletariſche Verſtaatlichung 
freizuſetzen. 

Zu taktiſchen Einwänden — denn ſolche ſind es nur —, finanzielle Stärkung 
des Staates, gefährdete ökonomiſche und politiſche Freiheit des Arbeiters uſw., 
bietet der moderne Klaſſenſtaat allerdings Handhaben; aber auch gegenteilige 
Verſicherungen ſind im Vergleich von Staatseigentum und Privatmonopol zu— 
läſſig und beweisbar. Für jede Anklage iſt ſofort eine Abſchwächung oder 
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beſſer noch eine Gegenanklage formuliert.! Dieſe verſchiedene Bewertung hat 
ihre Fehlerquelle nicht in der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Beobachteten, 
als vielmehr in dem Aufbau von Schlüſſen auf Teilbeobachtungen, denen die 
Erkenntnis der Notwendigkeit fehlt, die das Bürgertum ſelbſt zum Träger der 
Verſtaatlichung macht. Von da an kann der Widerſpruch nicht mehr ihr 
ſelbſt, nur ihren Gebrechen gelten, die Abwehr der bürgerlichen Verſtaat⸗ 
lichung wird zur poſitiven Arbeit, ſie aus der Taufe zu heben und die Konkret⸗ 
heit ihrer Laſter und Übel durch proletariſchen Nah- und Fernkampf zu be⸗ 
ſeitigen. 

Zwei Momente endlich, die noch für die ſofortige Verſtaatlichung ſprechen, 
ſind 1900 überſehen worden. 1 

Die Fixierung der Grubenrente in Schuldzinſen des Staates macht die 
Verbilligung, aber auch die weitere Verteuerung der Kohle unmöglich, ſoweit 
dieſe bloß monopoliſtiſche Frucht iſt und nicht etwa aus techniſchen Schwierig⸗ 
keiten reſultiert. Noch 1898 beliefen ſich die Preiſe der Grubenfelder (1 Feld 
— 218,5 Hektar) mit einer Mergeldecke von 450 bis 600 Meter im Ruhrrevier 
auf 23000 Mark, im Jahre 1901/02 koſteten Felder von ähnlicher Mergel⸗ 
ſtärke (300 bis 500 Meter) 400000 bis 650000 Mark.“ Die ſofortige Ver⸗ 
ſtaatlichung bricht eine weitere Steigerung der Monopolgewinne ab. 

Dann aber iſt die richtigere Taktik ſtets die, welche auf das Minimum an 
Reibungen Bedacht nimmt, was für den Endzweck, ſofern er nur unverrückt 
bleibt, ſehr dienlich iſt. Ein ſozialiſtiſches Regime wird natürlich ſofort die 
proletariſchen Maßnahmen zur Verbilligung der Kohle treffen. Allein es wird 
dies einfacher, glatter geſchehen können, wenn durch den Wechſel der Geſell⸗ 
ſchaftsverfaſſung Staatseigentum unmittelbar zum Volkseigentum geworden iſt, 
als wenn erſt die doch ſtets geſchloſſenere Macht des Privateigentums zu über⸗ 
winden iſt. Ja, ſie werden gewaltig verzögert werden, wenn erſt die Wirkung 
proletariſcher Reformen auf den Wert der Objekte zum Ausdruck gelangen muß. 
Ein ſozialiſtiſches Regime beſitzt aber genug Wege, die aus der bürgerlichen 
Geſellſchaft übernommenen Renten zu kürzen und ſo auf dieſem „direkten“ 
Wege die Entwertung des Ablöſungskapitals herbeizuführen. Wege ſtaats⸗ 
finanziellen Charakters, die heute ſchon gang und gäbe ſind. Eine ſtarke Kon⸗ 
verſion hat vielleicht den gleichen Erfolg und iſt legislativ eine weit einfachere 
Operation, als es ſtaatliche Maximalpreiſe je ſein könnten. 

Die bürgerliche Verſtaatlichung vermindert die Reibungen, die einer jungen 
ſozialiſtiſchen Regierung bevorſtehen, die doch zunächſt mit dem Kohlenkapita⸗ 
lismus anbinden müßte, und verleiht ihm mehr Stabilität und Stoßkraft für 
andere Dinge und nicht zuletzt auch für die Bergarbeit ſelbſt. 


Literariſche Rundſchau. 


Freeſe, Heinrich, Die Gewinnbeteiligung der Angeſtellten. Gotha 1905, Friedrich 
Emil Perthes. 70 S., kl. 8°. 

Unter den deutſchen Fabrikanten iſt Freeſe ein weißer Rabe. Zur Zeit des Scharf⸗ 

machertums, der Bekämpfung jeder Sozialreform, der Sucht, die wenigen Rechte der 


1 Bebel, „Neue Zeit“, XIX, 8, S. 233. 
2 Heymann, ©. 120. 
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Arbeiter zu rauben oder doch zu mindern, wünſcht er feine Berufsgenoſſen zu über- 
zeugen, daß eine den Forderungen der Arbeiter entgegenkommende Politik im 
Intereſſe des Unternehmertums liege. Man kann ſein Wirken auch als das eines 
ſozialen Experimentators bezeichnen, der in ſeiner Fabrik den Einfluß der Ver— 
kürzung der Arbeitszeit, der Lohnmethoden, der Gewinnbeteiligung, der Wohlfahrts- 
einrichtungen uſw. unterſucht. Seine Experimente leiden an zwei Fehlern, zuerſt 
an dem, daß er den Unternehmer nicht vollſtändig rein darſtellen kann, daß immer 
ein wenig vom Humanitätsapoſtel in ſeinem Wirken zu finden iſt, und zweitens, daß 
er den Fehler aller ſozialen Experimentatoren mitmacht, die großen geſellſchaftlichen 
Faktoren zu unterſchätzen, zu meinen, daß das individuell Richtige von der Ge— 
ſamtheit übernommen werden müſſe, wenn ſie vom Vorteil des Vorgeſchlagenen 
überzeugt wird. In dieſem Glauben berührt ſich Freeſe als Utopiſt des Unter— 
nehmertums mit den ſozialiſtiſchen Utopiſten, die meinten, ihre Lehren verwirklichen 
zu können, wenn fie die Menſchheit überzeugen, daß der von ihnen erſonnene Zu⸗ 
ſtand der Geſellſchaft vorteilhafter ſei als der, in dem die Menſchen zu leben ge: 
zwungen ſind. Seit Jahren predigt Freeſe den deutſchen Unternehmern die Vorteile 
des Achtſtundentages. Er weiſt ihnen zahlenmäßig nach, daß die Verkürzung der 
Arbeitszeit für die Unternehmer keinen Nachteil, ſondern im Gegenteil einen Vor— 
teil bedeutet, und er hofft noch immer, daß ſein Beiſpiel, ſeine Broſchüren, ſeine 
Rechnungen die Unternehmer veranlaſſen werden, von ihrem Standpunkt abzugehen 
und freiwillig den Achtſtundentag einzuführen. Er wartet vergeblich und wird ſo 
lange warten, bis die politiſchen und gewerkſchaftlichen Kampfesorganiſationen der 
Arbeiter derart gekräftigt ſind, daß ſie den Achtſtundentag erzwingen werden. Im 
unverbeſſerlichen Optimismus hofft Freeſe immer weiter, vertraut er ſeiner Über— 
zeugungskraft, jo auch in ſeinem Plaidoyer für die Gewinnbeteiligung. Er ent⸗— 
wickelt in der hier angezeigten Schrift ſein Syſtem der Gewinnbeteiligung, das er 
ſeit dem Jahre 1888 in ſeinen eigenen Betrieben erprobt hat und das dieſen Be— 
trieben zum Vorteil gereichte und den Arbeitern eine Steigerung des Lohnes brachte. 
Eindringlich predigt er ſeinen Berufsgenoſſen, daß ſie dieſes Syſtem anwenden 
ſollen, daß es ihnen vorteilhafter werden wird, als die ausgeklügelten Prämien⸗ 
akkordlohnſyſteme und ähnliche Verſuche, die Leiſtungen der Arbeiter zu ſteigern. 
Aber er wird auch auf dieſem Gebiete ein Prediger in der Wüſte bleiben, er wird 
kein Prophet der ſozialen Verſöhnung ſein, er wird wie bisher tränenden Auges 
beobachten müſſen, daß der Klaſſenkampf immer energiſcher in Erſcheinung tritt, 
und er wird beobachten, daß dieſe Verſchärfung nicht nur auf der Seite der Arbeiter 
zu beobachten iſt, ſondern zum mindeſten ebenſo kräftig iſt auf der Seite der Unter⸗ 
nehmer. 

Freeſe iſt bemüht, fein Syſtem der Gewinnbeteiligung von den meiſten Ein- 
wänden zu befreien, die den Experimenten ſeiner Vorgänger zum Nachteil der 
Arbeiter eigen waren. Seine Gewinnbeteiligung ſoll kein Mittel ſein, die Arbeiter 
an das Unternehmen zu feſſeln. Jeder Arbeiter erhält vom Augenblick des Ein⸗ 
tritts, alſo ohne ſich erſt das Recht auf Gewinnbeteiligung zu erſitzen, den gleichen 
prozentualen Anteil auf den Lohn wie der älteſte Arbeiter des Betriebes, der Ge- 
winnanteil geht auch nach dem Austritt aus dem Geſchäft nicht verloren, er iſt an 
keine Bedingungen geknüpft. Es iſt dies alſo kein Mittel des modernen Fabrik— 
feudalismus, keine Kette, die die Arbeiter an das Unternehmen feſſeln, ſie gewiſſen 
Vorſchriften und Wünſchen des Unternehmers anbequmen ſoll. Unzweifelhaft hat 
Freeſe die größten Bedenken der Arbeiter gegen die Gewinnbeteiligung umſchifft, 
aber er hat damit den Unternehmern den Anreiz genommen, das Anteilſyſtem ein⸗ 
zuführen. Die Vorteile, die Freeſe aus der Anwendung der Gewinnbeteiligung ge⸗ 
zogen hat, das größere Intereſſe der Arbeiter an hohem Ertrag, an Sparſamkeit 
mit Roh⸗ und Hilfsſtoffen, an Schonung von Maſchinen und Werkzeugen, an gutem 
Willen bei der Arbeit, all das wird der moderne Unternehmer auf anderem Wege 
zu erreichen ſuchen. 
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Während heute kaum vereinzelte Berufsgenoſſen Freeſes daran denken, auf 
dem Wege der Gewinnbeteiligung ein gutes Geſchäft zu machen, wird überall 
in der Großinduſtrie ein raffinierteres Syſtem der Akkordarbeit, vor allem nach 


dem Muſter der amerikaniſchen Prämienakkordſyſteme erwogen. J. H. Halſey in 


den Vereinigten Staaten, Rowan in Schottland und andere Amerikaner und Eng⸗ 
länder ſind heute im Kreiſe der Unternehmer viel populärer als Freeſe. Man 
ſchlage nur die letzten Jahrgänge der Zeitſchrift des „Vereins Deutſcher Ingenieure“ 
nach, und man wird finden, daß dort das Prämienlohnſyſtem ununterbrochen dis⸗ 
kutiert wird. Wir wiſſen, daß es in England und Amerika große Fortſchritte 
macht, daß es in den Heimatländern von deutſchen Unternehmern vor allem an— 
läßlich des Beſuches der Ausſtellung von St. Louis, aber auch in ſpeziell zu dieſem 
Zwecke unternommenen Reiſen ſtudiert wurde. Die Glasgower Fabrikanten Barr 
& Stroud haben in einer Broſchüre für ihre Arbeiter alle bisher üblichen Formen 
der Entlohnung zuſammengeſtellt und in dieſer Schrift erklärt, daß die Gewinn⸗ 
beteiligung vielleicht das ſchlechteſte Syſtem von allen iſt, weil Gewinn und Verluſt 
aus anderen Urſachen entſtehen als aus den Anſtrengungen der Arbeiter; der 
Arbeiter kann die Feſtſtellung des Gewinns nicht kontrollieren, gute und ſchlechte 
Arbeiter nehmen in gleicher Weiſe an den Ergebniſſen teil, dagegen rühmen ſie an 
dem Prämienſyſtem, daß es den Arbeiter inſtand ſetzt, ſeinen Lohn durch ſeine 
eigene perſönliche Anſtrengung zu erhöhen, von der Steigerung ſeines Lohnes ſchon 
am nächſten Zahltage und nicht erſt nach der Inventur und Bilanz des Geſchäftes 
ſeinen Vorteil zu haben; ſie geſtehen ein, daß die Lohnſteigerung eine Verminderung 
der Produktionskoſten für den Unternehmer bedeutet, fie bedeutet aber auch ferner, 
was ſie nicht ſagen, die Möglichkeit ununterbrochener Lohnminderung, die Erſparniſſe 
allgemeiner Geſchäftsunkoſten, ſie ſchafft Gegenſätze unter den Arbeitern, ſie er⸗ 
ſchwert eine gemeinſame Aktion der Arbeiter, bildet ein Hemmnis der gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſation. Das find Vorteile für die Unternehmer, die ins Auge ſpringen. 


gegen die die warmen Farben des von Freeſe entworfenen Bildes der Gewinn⸗ 


beteiligung verblaſſen. 

Freeſe ſucht ſeinen Plan den Unternehmern angenehm zu machen, indem er 
verſichert, daß die Gewinnbeteiligung die Einſchränkung der Lohnkämpfe bringen 
wird, daß ſie die Arbeiter vor unbilligen Forderungen abhalten wird, daß ſie die 
Widerſtandsfähigkeit der Fabrik erhöhen wird und dergleichen. Den Arbeitern 
macht er ſein Syſtem angenehm, indem er beteuert, aber dabei unberechtigterweiſe 
generaliſiert, daß es willkürliche Eingriffe in den Lohn ausſchließt, daß die feſten 
Zeit⸗ und Stundenlöhne nicht vermindert werden, daß er von einem beeideten Bücher⸗ 
reviſor ſich ein Zeugnis ausſtellen läßt, daß die von ihm verfügten Gewinnanteile 
den Vorausſetzungen dieſer Einrichtung entſprechen. 8 

Seit mehr als zwei Menſchenaltern werden in Frankreich, in Deutſchland und 
in anderen Ländern Verſuche mit der Gewinnbeteiligung gemacht, zum Teil von 
Ideologen wie J. H. Thünen und Freeſe, meiſt aber von Unternehmern, die nach 
der beſten Form der Ausbeutung der menſchlichen Arbeitskraft ſuchten. Aber dieſes 
Syſtem hat in Perioden, in denen der Klaſſenkampf noch lange nicht den heutigen 
Grad von Schärfe erreicht hatte, das Stadium des Experimentes nicht überwinden 
können. Es iſt heute ausſichtsloſer wie jemals vorher, weil der kritiſche Geiſt der 
Arbeiter geſchärft iſt, weil dieſe heute wiſſen oder zum mindeſten inſtinktiv fühlen, 
daß der Unternehmer auf dem ſchroffen Klaſſenkampfſtandpunkt ſteht. Freeſe frei⸗ 
lich hofft auf die Rechtſchaffenheit, auf die Einficht der deutſchen Induſtriellen. 
Sein Syſtem, das die üblen Nebenwirkungen der Wohlfahrtseinrichtungen vermeiden 


will, wird von den Unternehmern noch kühler aufgenommen werden als die Agi⸗ 


tation, die Böhmert in ſeinem „Arbeiterfreund“ und in ſeinem bekannten Werk über 
die Gewinnbeteiligung ebenſo eifrig als vergeblich getrieben hat. ad. br. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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maifeier und Berggeſetznovelle. 
Berlin, 18. April 1905. 

Die Maifeier des Proletariats trifft in dieſem Jahre mit einem ſchnöden 
Gewaltſtreich zuſammen, den die verbündeten Land- und Schlotjunker gegen 
die deutſchen Bergarbeiter planen. Auf den erſten Blick ſcheint es nur ein 
äußerliches Zuſammentreffen zu ſein, aber ein tieferer Zuſammenhang tut ſich 
auf, wenn man erwägt, daß ſeit der vorjährigen Maifeier aus der deutſchen 
Arbeiterklaſſe einige Stimmen laut geworden ſind, die ſich grundſätzlich dafür 
ausgeſprochen haben, den Maitag als eine proletariſche Maſſenkundgebung 
überhaupt aufzugeben. 

Dieſe Stimmen haben ſich aus den Kreiſen der gewerkſchaftlichen Arbeiter⸗ 
bewegung erhoben. Ob oder inwieweit ſie im Namen dieſer Bewegung zu, 
ſprechen berechtigt waren, ſoll hier nicht unterſucht werden; darüber wird 
vorausſichtlich der Gewerkſchaftskongreß, der im Laufe des Monats Mai ſtatt⸗ 
findet, die nötige Aufklärung ſchaffen. Von den Argumenten aber, die für die 
Beſeitigung der Maifeier vorgebracht worden ſind, läßt ſich nur ſagen, daß 
mit ihnen nicht viel Staat zu machen iſt. Sie laufen weſentlich darauf hinaus, 
den wohlfeilen Spott der bürgerlichen Gegner über die Maifeier zu wieder⸗ 
holen, als ſei ſie nur ein Kaffeekränzchen oder ein Bierſkat, ohne jede politiſche 
oder ſoziale Bedeutung. Für eine ſo gleichgültige Sache aber empfindliche 
Opfer zu bringen, könne man den Gewerkſchaften nicht zumuten, die ihre Mittel 
für ungleich wichtigere Zwecke zuſammenhalten müßten. 

Dieſe ganze Beweisführung leidet nun aber an einem offenbaren Wider⸗ 
ſpruch. Wäre die Maifeier in der Tat nur ein Kaffeekränzchen oder ein Bier⸗ 
ſkat, ſo würde ſie den Gewerkſchaften keine empfindlichen Opfer auferlegen; 
legt ſie ihnen aber empfindliche Opfer auf, ſo muß ſie mehr als ein Kaffee⸗ 
kränzchen oder ein Bierſkat, ſo muß ſie eine politiſche Kundgebung ſein, deren 
Teilnehmer vor ernſthaften Konflikten mit dem Kapital nicht zurückſchrecken. 


Solche Klagen, wie ſie von einzelnen gewerkſchaftlichen Beamten a geworden 
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find, enthalten im Grunde eine Schmeichelei für die Maifeier, und es kann 
ſich nur noch um die Frage handeln, ob die Opfer in richtigem Verhältnis zu 
dem Preiſe ſtehen, ob die Maifeier der Arbeiterſache ſo viel bietet, wie ſie ihr 
koſtet. Dieſe Frage läßt ſich nicht ziffermäßig beantworten, aber das Schickſal 
der Berggeſetznovelle wirft ein ſehr belehrendes Licht auf die Brüchigkeit der 
Argumente, mit denen die Maifeier von gewerkſchaftlicher Seite angefochten 
worden iſt. 

Man will gewerkſchaftliche Gelder nicht mehr für eine politiſche Kundgebung 
ausgeben, ein an ſich durchaus anerkennenswerter Grundſatz, wie denn über⸗ 
haupt kein Zweifel daran geſtattet iſt, daß die Abneigung, die manche gewerk⸗ 
ſchaftliche Beamte gegen die Maifeier bekundet haben, durchaus pflichtmäßiger 
Sorge für die ihnen anvertrauten Intereſſen entſpringt. Allein man vergißt 
dabei, daß die gewerkſchaftliche und die politiſche Arbeiterbewegung, ſo ſehr 
jede ihren beſonderen Weg gehen muß, um ihre ganze Kraft zu entfalten, doch 
einer Wurzel entſpringen und auf ein Ziel ſteuern. Sie ſind aufeinander 
angewieſen, wie zwei Arme desſelben Körpers. Das iſt auf jedem Blatt einer 
vierzigjährigen Geſchichte zu leſen, aber wer es daraus noch nicht gelernt hat, 
der kann es aus der Geſchichte der Berggeſetznovelle lernen. Der große Berg⸗ 
arbeiterſtreik im Ruhrrevier iſt ſo rein und ſtreng, wie vielleicht nie ein Streik, 
als gewerkſchaftlicher Kampf durchgeführt worden; nicht zum wenigſten die 
ſozialdemokratiſchen Mitglieder der Siebener⸗Kommiſſion haben ihm dieſen 
Charakter aufzuprägen und zu erhalten geſucht. Dazu ſtand ihm die öffent⸗ 
liche Meinung auch der bürgerlichen Klaſſe ſo hilfreich zur Seite, wie vielleicht 
auch noch niemals einem Streik. Gleichwohl hat er gewerkſchaftlich mit einer 
totalen Niederlage geendet; die Bergarbeiter haben bedingungslos die Waffen 
ſtrecken müſſen, und daran würde auch nichts geändert worden ſein, wenn ſie 
noch über einige Millionen verfügt hätten, um den Streik noch ein paar 
Wochen fortführen zu können. Soweit er einen Erfolg hatte, hat er ihn auf 
politiſchem Gebiet errungen, indem er die Regierung zwang, ein Geſetz zu ver⸗ 
ſprechen, das wenigſtens den ärgſten Beſchwerden der Bergarbeiter abzuhelfen 
verſprach. 5 

Allein auch dieſer politiſche Erfolg iſt ſchnell zerronnen. Die Regierung 
konnte freilich ihr Wort nicht brechen, aber ſie erfüllte es nur in der not⸗ 
dürftigſten Weiſe, durch die Berggeſetznovelle, die auf dem Bergarbeitertag in 
Berlin mit Recht äußerſt gering eingeſchätzt worden iſt. Jedoch auch mit den 
geringen Fortſchritten, die fie enthielt, hat die Kommiſſion des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes gründlich aufgeräumt; ſie hat ſich nach ihren Kräften bemüht, 
aus dem Entwurfe, ſoweit er etwa ein Arbeiterſchutzgeſetz genannt werden 
konnte, ein Arbeitertrutzgeſetz zu machen. Es iſt möglich oder ſogar wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſich das Gros der Land- und Schlotjunker im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe ſchließlich etwas mäßigen wird, natürlich nicht aus Liebe für 
die Arbeiter, ſondern um einen ihnen ſo dienſtwilligen „Staatsmann“, wie den 
Grafen Bülow, noch möglich zu erhalten, der, wenn es bei den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion bliebe, nach all den feierlichen Verſprechungen, womit er den 
Bergarbeiterausſtand zu beſchwichtigen geſucht hat, die lächerlichſte Perſon in 
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ganz Europa werden würde. Aber ſelbſt wenn es dazu käme, was ja auch 
noch keineswegs ſicher iſt, ſo würde es ſich nur um ein Minimum an Reformen 
zugunſten der Bergarbeiter handeln, um ein Minimum, das kaum noch mit 
der Lupe entdeckt werden könnte, ſondern nur dem Reichskanzler die Möglich 
keit ſchaffen würde, mit dem nötigen Aufwande ſeiner beliebten rhetoriſchen 
Mätzchen ſo zu tun, als habe er ſein Verſprechen eingelöſt. 

Der Hergang dieſer Dinge iſt gewiſſermaßen ein klaſſiſches Beiſpiel dafür, 
wie ſehr die gewerkſchaftliche und die politiſche Arbeiterbewegung aufeinander 
angewieſen ſind. Gewiß hat der große Bergarbeiterſtreik im Ruhrrevier die 
Regierung ſo auf die Finger gebrannt, wie es eine politiſche Kundgebung der 
Arbeiterklaſſe nicht leicht hätte tun können, aber den damit erzielten Erfolg 
aufrecht zu erhalten, ihn nicht zu einer neuen Täuſchung des Proletariats 
werden zu laſſen, das kann die Arbeiterbewegung nicht mit ihrem gewerkſchaft⸗ 
lichen Arm leiſten, dazu bedarf ſie politiſcher Macht. Und deshalb iſt es von 
gewerkſchaftlicher Seite ein ſchwerer Mißgriff, die Maifeier anzutaſten, die von 
vornherein, als eine Kundgebung für den Achtſtundentag, deſſen die gemerf- 
ſchaftliche Bewegung nicht zu entraten vermag, während ihn die politiſche 
Arbeiterbewegung erobern muß, gleichermaßen die beiden großen Zweige des 
proletariſchen Klaſſenkampfes berückſichtigt. 

Bekanntlich hat der Maitag, ſo ſehr er eine gemeinſame Kundgebung des 
internationalen Proletariats iſt, doch in den verſchiedenen Ländern, gemäß 
ihrer verſchiedenen Entwicklungsſtufen, einen beſonderen Charakter erhalten. 
Die deutſche Arbeiterklaſſe iſt dabei gewiſſermaßen auf der mittleren Linie ge- 
gangen, wenn auch freilich nicht im Sinne des Grafen Bülow. Sie hat nicht, 
wie die engliſche Arbeiterklaſſe, die Maifeier von vornherein auf den erſten 
Sonntag im Mai verſchoben, noch auch hat ſie die allgemeine Arbeitsruheßſo 
ſtark, wie die öſterreichiſche Arbeiterklaſſe, in den Vordergrund geſchoben. Als 
ſich unſere öſterreichiſchen Genoſſen vor langen Jahren einmal über die an⸗ 
geblich laue Haltung der deutſchen Arbeiter zur Maifeier beſchwerten, hat 
Bebel das Geſetz dieſer Erſcheinung in die richtigen Worte zuſammengefaßt, 
daß überall, wo die Arbeiterklaſſe die Macht beſitze, auf die politiſchen An⸗ 
gelegenheiten ihres Landes durch die Stimmzettel und durch ein gewiſſes Maß 
von Preß⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit einzuwirken, der Wert bloßer 
Demonſtrationen deſto kühler angeſehen werde, je wirkſamer ſich der aktive 
politiſche Kampf erweiſe. Unter dieſen Geſichtspunkten iſt der Widerſtand, der 
ſich in der gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung gegen die Maifeier geltend 
macht, ein erfreuliches Zeugnis für das Wachstum ihrer Kraft; ſie glaubt 
genügend erſtarkt zu ſein, um auf den Wert bloßer Kundgebungen verzichten 
zu können. Aber ſie überſchätzt dabei ihre Macht, wie das Schickſal der Berg⸗ 
geſetznovelle zeigt; ohne den Hebel der politiſchen Gewalt wird ſie die laſtende 
Wucht des koalierten Kapitals nicht von der Stelle rücken. 

Auf der anderen Seite ſind auch die politiſchen Rechte der Arbeiterklaſſe 
in Deutſchland keineswegs ſo ausgiebig und namentlich nicht ſo geſichert, daß 
ſie des „Druckes von außen“ entbehren könnten. Dieſem Drucke iſt es in 
erſter Reihe zu danken, daß die Scharfmacher mit ihrem eifrig betriebenen 
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Spiele dennoch nicht ans Ziel gelangen. Wie wenig ſich die edle Sippe daraus 
macht, das parlamentariſche Recht niederzurennen, hat fie in der Dezember- 
nacht von 1902 bewieſen. Es iſt die Angſt vor den drei Millionen und ihrer 
urwüchſigen Kraft, die den Scharfmachern immer noch rechtzeitig in die Arme 
fällt, wenn ſie die paar Rechte der Volksmaſſen abwürgen wollen. Und wie 
wenig dieſe Rechte noch beſagen, wie ohnmächtig das deutſche Proletariat auf 
weiten und wichtigen Gebieten der Geſetzgebung noch iſt, das hat das Schickſal 
der Berggeſetznovelle abermals gezeigt. 

Entſprechend dieſen Verhältniſſen hat ſich die Maifeier in Deutſchland 
hiſtoriſch entwickelt. Die deutſchen Arbeiter haben ſie nicht über das not⸗ 
wendige Maß hinaus zu einer Kraftprobe gemacht, bei der die Verluſte den 
Gewinn überwiegen konnten, aber ſie haben auch niemals vergeſſen, daß die 
würdigſte Feier des Maitags allerdings die Arbeitsruhe iſt. An dieſem Ver⸗ 
hältnis etwas zu ändern, liegt durchaus kein Grund vor. Ein Verzicht auf 
die Maifeier in der Form, wie ſie bisher in Deutſchland beſtanden hat, wäre 
nur ein Gaudium für die Bourgeoiſie. Gewiß bemüht ſie ſich jetzt krampfhaft, 
die Maifeier als ein Kaffeekränzchen oder einen Bierſkat hinzuſtellen, aber wenn 
die deutſchen Arbeiter ſelbſt die Hand an die Maifeier legen würden, ſo würde 
ſie aus einem ganz anderen Loche pfeifen, ſo würde ſie ein lautes Triumph⸗ 
geſchrei erheben, das ganz anders aus ihrem Herzen käme als die ab⸗ 
geſchmackten Witzeleien, mit denen ſie jetzt die Maifeier lächerlich machen möchte. 

Wir hoffen, daß es dazu nicht kommen wird. Gerade die gegenwärtige 
Maifeier kann in glänzendſter und wirkſamſter Weiſe das Recht aufs Daſein 
beweiſen, das dieſer Kundgebung des internationalen Proletariats innewohnt, 
indem ſie eine gewaltige Demonſtration richtet gegen das ſchnöde Spiel, das 
die Land⸗ und Schlotjunker mit den verratenen Bergarbeitern treiben. Den 
blindwütenden Eigentumsfanatikern mag ſie dadurch wenig imponieren, denn 
in dieſen Kieſelherzen findet die Stimme der Vernunft ſowenig einen Wider⸗ 
hall, wie die Stimme der Menſchlichkeit. Aber wenn ſich am erſten Mai 
Millionen deutſcher Arbeiter erheben, um das ſchmähliche Unrecht zu brand⸗ 
marken, das im preußiſchen Geldſacksparlament verübt werden ſoll, dann wird 
ſelbſt der Feuilletonwitz des Grafen Bülow begreifen, daß der frivole Scherz, 
der etwa mit dem „ſozialen Königtum“ getrieben werden ſollte, ſich bitter rächen 
wird an jedem Königtum. 


Die frauenarbeit in frankreich. 
Von Paul Louis (Paris). 


Es iſt merkwürdig, mit welcher Geſchwindigkeit ſich der Gedanke des Arbeiter⸗ 
ſchutzes in den letzten fünfzehn Jahren in Frankreich wie überhaupt allerwärts 
verbreitet hat. 

Anläßlich der am 8. Mai dieſes Jahres ſtattfindenden Berner Konferenz, 
auf der die Delegierten verſchiedener Staaten das Verbot der Nachtarbeit 
für Frauen erörtern werden, iſt es von großem Intereſſe, die Beratungen der 
Berliner Konferenz von 1890 wieder in Erinnerung zu rufen. Heute iſt das 
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Verbot der Nachtarbeit von der franzöſiſchen Regierung im Prinzip an⸗ 
genommen — aber freilich nur im Prinzip, denn auf keinem Gebiet wird die 
Theorie offenkundiger von der Praxis vergewaltigt wie auf dieſem. Immerhin 
läßt Frankreich jetzt wenigſtens die Theorie gelten, während es ſie früher als 
ein Attentat auf die Freiheit zurückwies. 

Mit welcher Vorſicht gab 1890 der damalige Miniſter des Außern, Eugen 
Spuller, ſeine Zuſtimmung zu dem Antrag der Schweizer Regierung, dem ſich die 
deutſche anſchloß, eine Arbeiterkonferenz einzuberufen! Er betonte ausdrücklich, 
daß die Konferenz keinen diplomatiſchen Charakter tragen dürfe und er ſich 
keinesfalls den anderen Staaten gegenüber durch einen Vertrag binden würde. 
Es könne ſich nur darum handeln, Meinungen auszutauſchen, wünſchenswerte 
Maßnahmen kundzugeben und die Statiſtik zu ſtudieren, aber um nichts weiter. 
Jeder Staat habe dann für ſich allein daraus die ihm geeignet ſcheinenden 
Folgerungen zu ziehen. Selbſt als das Programm ſchon aufgeſtellt war, 
ſuchte Frankreich es noch ſoviel wie möglich einzuſchränken und widerſetzte ſich 
ängſtlich jeder geſetzlichen Einmiſchung in den Arbeitsvertrag der Erwachſenen. 

Um den Geiſt zu erkennen, von dem die leitenden Männer damaliger Zeit 
beſeelt waren — und iſt es etwa ſeitdem anders geworden? —, muß man ſich 
das Reſümee vergegenwärtigen, das der erſte franzöſiſche Delegierte in Berlin, 
Jules Simon, am 12. Mai 1890 an den Miniſter des Außern ſandte. Deutfch- 
land hatte für die erwachſenen Frauen das Verbot der Nachtarbeit und den 
Elfſtundentag verlangt, und die erſte der Forderungen war mit 8 gegen 5, die 
zweite mit 8 gegen 3 Stimmen angenommen worden. In beiden Fällen hatte 
Frankreich mit der Minorität geſtimmt, und Jules Simon rechtfertigte dieſe 
Haltung folgendermaßen: 

„Frankreich hat ſtets nur mit äußerſter Zurückhaltung die geſetzliche Rege— 
lung der Arbeit Erwachſener in Erwägung gezogen. Dieſe Zurückhaltung, die 
auch in allen anderen Ländern anzutreffen iſt, iſt ganz beſonders bei unſeren 
Sitten und politiſchen Einrichtungen erklärlich. Wir ſind Anhänger der indi— 
viduellen Freiheit und würden es richtiger finden, anſtatt den Gebrauch, den 
unſere Mitbürger von ihr machen, zu reglementieren, ihnen alle notwendigen 
Handhaben zu geben, um ſich ihrer Rechte in nützlicher Weiſe zu bedienen.“ 

Gegenwärtig muß ſich die Regierung Frankreichs, ſo ſehr ſie auch bemüht 
iſt, die Willkürherrſchaft des Großkapitals zu verteidigen, wie mild ſie auch die 
einſchlägigen Geſetze anwendet, doch eingehender mit der Theorie des Arbeiter: 
ſchutzes beſchäftigen. Denn der mancheſterliche Gedanke hat ausgelebt. Die 
Ausbreitung des Sozialismus und der gewerkſchaftlichen Bewegung haben die 
Regierung gezwungen, jetzt eine ganz andere Haltung einzunehmen als früher. 
Allerdings iſt der Wert der Arbeiterſchutzgeſetze einzig und allein bedingt durch 
die Energie, mit der die Gewerkſchaften für ſie eintreten, und wenn die Nacht⸗ 
arbeit morgen verboten würde, dann würden nur die Gewerkſchaften dieſes 
Verbot zur Durchführung bringen können. f 

In der ganzen Welt gibt es kein einziges Land, wo die Frau eine ſolche 
Rolle in der Induſtrie ſpielt wie in Frankreich. 8 

Die neueſte Statiſtik zählt in den verſchiedenen Betrieben 1869000 Arbei⸗ 
terinnen, von denen 1578000 in der Textil- und Bekleidungsbranche, 79000 
in der Lebensmittelbranche, 45000 in der chemiſchen und Papierinduſtrie und 
ebenſoviel in Leder und Häuten beſchäftigt ſind. In der Textil⸗ und Bellei⸗ 
dungsinduſtrie iſt viel mehr weibliches Perſonal tätig als männliches. Hier iſt 
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das Verhältnis 2,5:1, in Belgien 2:1, in Deutſchland 1:1. In gewiſſen 
Departements Frankreichs, wo die Weberei und die Spinnerei oder die Seiden⸗ 
fabrikation vorherrſchen, ſteigt die Beſchäftigung weiblicher Arbeitskräfte zu er⸗ 
ſtaunlicher Höhe: im Departement Ardeche auf 65 Prozent, in der Dröme auf 
58 Prozent, in Baſſes Alpes und in Tarn und Garonne auf 56 Prozent. 

Wir wollen hier nicht auf die Lohnfrage eingehen; das würde uns zu weit 
von unſerem Gegenſtand entfernen: der geſetzlichen Regelung der Frauenarbeit. 

Die hiſtoriſchen Etappen der Arbeitergeſetzgebung in Frankreich fallen in 
die Jahre 1841, 1848, 1874, 1892, 1900. 

Das Geſetz vom 22. März 1841 bezieht ſich nur auf die Kinder; es kam in⸗ 
folge der großen, Entſetzen erregenden Enquete von Villermé zuſtande. Dieſer 
Schriftſteller, der durchaus kein Sozialiſt war, entwarf ein trauriges Bild 
der Manufakturwareninduſtrie. Er zeigte, daß in Lille für Männer, Frauen 
und Kinder der Arbeitstag 14 Stunden betrug, daß er in Tourcoing auf 15, 
in Rouen auf 15 ⅛, in den Grenzorten der Umgegend von Rouen auf 16 und 
17 Stunden ſtieg und auch in Tarare im Lyonnais noch 13 und 14 Stunden 
dauerte. Die Wollinduſtrie iſt nicht menſchenfreundlicher als die Baumwoll⸗ 
induſtrie: 14, 15, 16 Stunden waren die Regel in Reims, Rethel und Sedan. 
Die Löhne waren Hungerlöhne, aber, wie geſagt, wir können auf dieſe hier 
nicht eingehen. 

Das Geſetz von 1841 beſchränkte ſich alſo darauf, die Kinder zu ſchützen. 
Die Republik von 1848 wollte etwas weiter gehen als das Julikönigtum — ſie 
war noch in ihrem vorbereitenden revolutionären Stadium — und ſie ergriff 
eine bedeutſame Maßregel. 

Am 2. März 1848 wurde auf Veranlaſſung der Kommiſſion des e 
folgende bemerkenswerte Verfügung erlaſſen: „In Anbetracht deſſen, daß eine 
zu lange Arbeitszeit nicht nur die Geſundheit des Arbeiters ruiniert, ſondern 
ihn auch Et feinen Geiſt zu bilden, und ihn jo in feiner Menſchen⸗ 
würde verletzt ... wird für Arbeiter beiderlei Geſchlechtes die Arbeitszeit in 
Paris auf 10, in der Provinz auf 11 Stunden herabgeſetzt.“ 

Das war ein Akt ſo ausgeſprochenen Eingreifens des Staates in die wirt⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit, wie es bis dahin noch in keinem Lande vorgekommen war. 
Sofort bekämpften die Konſervativen in heftigſter Weiſe dieſe Verfügung, die 
nur durch die Vorſtädte von Paris aufgezwungen ſei! 

Die Verfügung vom 2. März 1848 wurde ſehr bald aufgehoben und durch die 
vom 9. September 1848 abgelöſt, welche die effektive Arbeitzeit auf 12 Stunden 
beſchränkte, dabei aber die Möglichkeit zahlreicher Verlängerungen vorſah. Die 
Frau konnte die ſpärlichen theoretiſchen Rechtsgarantien, die ſie vor einem 
halben Jahre erſt erhalten hatte, hinter den Spiegel ſtecken. 

Von 1848 bis 1892 blieb die erwachſene Arbeiterin von der franzöſiſchen 
Geſetzgebung ganz unberückſichtigt. Das Geſetz vom 19. Mai 1874 zieht nur 
die Kinder und die minderjährigen Mädchen in Betracht. Sieben Jahre ſpäter 
ſprach ſich zwar die Deputiertenkammer für einen einheitlichen Arbeitstag von 
11 Stunden für Kinder, minderjährige Mädchen und erwachſene Frauen aus. 
Aber der Senat blieb dem alten Schlendrian treu und verhielt ſich dieſem 
Fortſchritt gegenüber feindſelig. 1886 legte die Regierung der Kammer einen 
gleichlautenden Geſetzentwurf vor, aber noch weitere ſechs Jahre lang wurde 
über die Dauer des Arbeitstags, über die Zweiſchichtenarbeit, über das Verbot 
der Nachtarbeit diskutiert. Die Abgeordneten wären nun ziemlich geneigt 
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geweſen, um den immer energiſcheren Forderungen des Proletariats zu ent⸗ 
ſprechen, einen Einheitstag von 10 Stunden für Mädchen, Frauen und Kinder 
zu gewähren, aber der Referent, ein konſervativer Republikaner, erklärte, daß 
es genüge, den Kindern den Zehnſtundentag zu geben, für die Frauen jedoch 
den Elfſtundentag beizubehalten, da dieſe infolge der gemeinſamen Beſchäfti⸗ 
gung mit den Jugendlichen doch bereits nach 10 Stunden heimgeſchickt werden 
müßten. | 

Das Geſetz vom 2. November 1892 erweiterte den Schutz auf Kinder, 
minderjährige Mädchen und Frauen in Hütten, Fabriken, Bergwerken, Stein⸗ 
brüchen, auf Bauplätzen, Werkſtätten aller Art, gleichviel ob ſie öffentlich oder 
privat, in weltlichem oder kirchlichem Beſitz ſind. Die Heimarbeitsſtätten — das 
ſei hier gleich hervorgehoben — waren hiervon befreit, es ſei denn, daß in ihnen 
ein mechaniſcher Motor benutzt oder lebens- oder geſundheitsgefährliche Arbeiten 
verrichtet wurden; in dieſem Falle konnte die Gewerbeaufſicht Sicherheits- oder 
hygieniſche Maßregeln vorſchreiben. 

Dreierlei verſchiedene Arbeitszeit wurde feſtgeſetzt: für Kinder unter 16 Jahren 
10 Stunden täglich; für Jugendliche von 16 bis 18 Jahren 60 Stunden 
wöchentlich bei einem täglichen Maximum von 11 Stunden; für minderjährige 
Mädchen von 18 bis 21 Jahren und für Frauen 11 Stunden täglich. 

Nachtarbeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens war für alle geſchützten 
Perſonen unterſagt, doch war die Arbeit von früh 4 Uhr bis abends 10 Uhr 
erlaubt, wenn ſie unter zwei Schichten von Arbeitern oder Arbeiterinnen ver: 
teilt wurde, von denen keine länger als 9 Stunden tätig war. Geſtattet war 
jedoch die Verlängerung der Arbeitszeit bis 11 Uhr abends an höchſtens 
60 Tagen für Frauen in ſolchen Induſtrien, die im Geſetz ausdrücklich be— 
zeichnet waren. Aber der Arbeitstag durfte dann nicht mehr als 12 Stunden 
betragen. Andere im Geſetz näher beſtimmte Induſtrien durften ſtändige Nacht⸗ 
arbeit einführen, wenn die geſchützten Perſonen innerhalb 24 Stunden nicht 
länger als 7 Stunden beſchäftigt wurden. Für beſtimmte Fabrikanlagen waren 
noch zeitweilige Ausnahmen vorgeſehen. Endlich konnte die Gewerbeaufſicht, 
wenn der Betrieb durch Zufall oder durch höhere Gewalt unterbrochen werden 
mußte, gewiſſe Ausnahmen gewähren. So ſah das im Geſetz proklamierte Verbot 
der Nachtarbeit in Wirklichkeit aus! 

Prinzipiell durften die Frauen in den dem Geſetz unterſtellten Betrieben 
nicht mehr als ſechs Tage wöchentlich und nicht an den Feſttagen beſchäftigt 
werden. Aber auch hier geſtattete das Geſetz Ausnahmen oder der Bezirks⸗ 
inſpektor bewilligte fie zeitweiſe. Die Gewerbeaufſicht ſelbſt wurde auf neuer 
Baſis organiſiert. 

Die vom Geſetz zugelaſſenen Ausnahmen traten in Kraft durch die Ver⸗ 
fügungen vom 15. Juli 1893 (Stickerei, Paſſementerie, Wäſche, Schneiderei, 
Modewaren, Zuckerwarenfabrikation uſw.), vom 26. Juli 1895, 29. Juli 1897, 
24. Februar 1898 und 1. Juli 1899. Tatſächlich wurden durch ſie einige der 
Hauptbeſtimmungen aufgehoben, jo daß die Überarbeit der unter Schuß ge⸗ 
ſtellten Perſonen allerorten zu Klagen der Arbeiter Anlaß gab. | 

Zudem wurden auch die noch übrig gebliebenen Beſtimmungen alle Augen: 
blicke verletzt. Der Text des Geſetzes von 1892 war ſchlecht zuſammengeſtellt, 
widerſpruchsvoll, unanwendbar. Kinder mußten bis 11 Stunden und länger 
arbeiten, und die Frauen wurden auch über 11 Stunden dabehalten, weil ihre 
Arbeit mit der der Männer in engem Zuſammenhang ſtehe. Übertretungen 
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ſchienen faſt obligatoriſch zu ſein. Die Gewerbeinſpektoren verlangten dringend 
die Vereinheitlichung der Arbeitszeit. Sie betonten die Machtloſigkeit der Kon⸗ 
trolle, den Mißbrauch der Ausnahmebeſtimmungen, die Verlängerung der Nacht⸗ 
arbeit, die Unzuträglichkeiten des Schichtenſyſtems, das den Unternehmer er⸗ 
mächtigt, Tag und Nacht arbeiten zu laſſen und ſo jedes Zuſammenſein 
zwiſchen Familienvater, ſeiner Frau und ſeinen Kindern zu verhindern. Dabei 
vermehrten ſich die Streiks infolge der Willkür der Unternehmer. 

Von 1893 bis 1900 beſchäftigte ſich von neuem das Parlament mit dieſer 
Frage. Die Kammer wollte den Zehnſtundentag für die geſchützten Perſonen, 
der Senat forderte den Elfſtundentag für alle. Für den Achtſtundentag, dieſen 
weſentlichen Beſtandteil des ſozialiſtiſchen Programms, fanden ſich im Palais 
Bourbon nur 90 gegen 115 Stimmen. 

Schließlich einigten ſich die beiden Körperſchaften auf vermittelnde Beſtim⸗ 
mungen, die am 30. März 1900 Geſetz wurden und noch jetzt in Kraft ſind. 
Für die Frauen ſoll die Arbeitsdauer zwei Jahre nach der Geſetzesverkündigung 
(1. April 1902) 10% Stunden und nach einer weiteren Periode von zwei Jahren 
(alſo vom 1. April 1904 ab) 10 Stunden betragen. Zweitens müſſen in allen Be⸗ 
trieben, ausgenommen in kontinuierlich betriebenen Hochöfen, für die geſchützten 
Perſonen (Kinder, minderjährige Mädchen, Frauen und erwachſene Männer 
aus gemiſchten Betrieben) die Ruhepauſen zu gleicher Zeit ſtattfinden. Der 
Artikel von 1892, welcher ausnahmsweiſe die Arbeit von 4 Uhr morgens bis 
10 Uhr abends geſtattet, wurde geſtrichen. Eine einheitliche Vorſchrift galt für 
die Nachtſtunden, die von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens gerechnet wurden. 
Endlich wurde auch die Schichtarbeit, außer für die kontinuierlichen Hochöfen 
und diejenigen Betriebe, die in der Verordnung näher bezeichnet waren, im 
Prinzip verboten. Eine Ausnahme wurde nur beibehalten, wo die Arbeitszeit 
in zwei Schichten geteilt iſt; dann aber muß die Arbeit ohne Rückſicht auf die 
Ruhepauſen verrichtet werden. 

Dies iſt der gegenwärtige Rechtszuſtand, der dadurch entſtand, daß die 
Geſetze von 1892 und 1900 miteinander verquickt wurden. Er zeigt dem⸗ 
entſprechend große Mängel. Erſtens weil er nur auf die in der eigentlichen 
Induſtrie beſchäftigten Frauen anwendbar iſt, zweitens, weil er für die Nacht⸗ 
arbeit und die wöchentlichen Ruhepauſen, ſowie die Feiertage zahlreiche Aus⸗ 
nahmen geſtattet. Außerdem wird das Geſetz allerorten verletzt; die Arbeit⸗ 
geber haben verſucht, es zu umgehen, indem ſie Frauen entließen oder die Löhne 
reduzierten, oder indem ſie die Heimarbeit förderten. Die Gewerbeaufſicht iſt 
dagegen ganz machtlos. 

Im nachfolgenden gebe ich ſo kurz wie möglich eine Überſicht über den 
gegenwärtigen Stand der Arbeiterinnenſchutzgeſetzgebung. | 

Die weiblichen Handelsangeſtellten hat der franzöſiſche Geſetzgeber bisher 
faſt ganz vernachläſſigt. Für ſie trat nur eine ganz kurze Verfügung vom 
29. Dezember 1900 ein, durch die die Ladeninhaber verpflichtet wurden, ſo viel 
Sitze anzuſchaffen, als weibliche Angeſtellte vorhanden ſind. Dieſe Verfügung 
wird kaum ihrem Sinne nach befolgt; viele Arbeitgeber ſchaffen wohl Stühle oder 
Bänke an, unterſagen aber den Verkäuferinnen, ſie zu benützen. Dazu kommt 
noch, daß die Handelsangeſtellten gar keine geſetzlich feſtgelegte Ruhezeit haben: 
ſie können gezwungen werden, jeden Sonntag zu arbeiten oder ihre Arbeitszeit 
bis tief in die Nacht hinein auszudehnen. Kein Schutzgeſetz beſchränkt die 
Diktatur der Arbeitgeber. 
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Aber auch der Schutz der Induſtriearbeiterin iſt nur ein ſehr geringer, da 
die Verfügungen fortwährend neue Abweichungen vom Prinzip offenlaſſen und 
die Induſtriellen von dieſen Ausnahmen einen ſich immer mehr ſteigernden 
Gebrauch machen. Die Berichte der Inſpektoren enthalten darüber ſehr lehr— 
reiche Angaben. 

Zunächſt dürfen fünf Induſtrien, welche zur Konfektion gerechnet werden, 
an 60 Tagen im Jahre 12 Stunden täglich, bis 11 Uhr abends, arbeiten 
laſſen. Das iſt eine Beeinträchtigung des Verbots der Nachtarbeit um zwei 
Stunden. a 

Ferner dürfen gewiſſe Arbeiten ſtets während der Nacht ausgeführt werden 
(Zeitungen falzen, Druckſchriften heften). Dieſe Erlaubnis bringt jedoch die 
verhängnisvollſten Wirkungen hervor, denn man macht immer häufiger von 
ihr Gebrauch, und jo find zahlreiche Frauen Tag und Nacht tätig. In Kakes⸗ 
fabriken, Konſervenfabriken und Bonbonsfabriken dürfen Frauen an 30 bis 
120 Tagen jährlich 10 Stunden Nachtarbeit verrichten. Allein in dem In— 
ſpektionsbezirk von Nantes haben die Frauen auf dieſe Art über 54000 Arbeits: 
nächte geliefert. Bei den kontinuierlichen Hochöfen wird von den erwachſenen 
Frauen eine zehnſtündige Nachtarbeit verlangt. 

Zu dieſen Durchlöcherungen des Geſetzes kommen noch die von den Ge— 
werbeinſpektoren ausdrücklich bewilligten hinzu. 

Zunächſt werden ſolche Überſchreitungen geduldet, wenn in einer Fabrik 

der Betrieb durch eine zufällige Unterbrechung oder durch höhere Gewalt ein— 
geſtellt werden muß. Beſonders und viel häufiger kommen ſie aber in anderen 
Fällen in Betracht. Eine ganze Reihe von Induſtrien, die im Geſetz näher 
bezeichnet find, können um die Erlaubnis einkommen, ihre Arbeitszeit zu ver- 
längern und die wöchentliche Ruhepauſe fortfallen zu laſſen. Nach einem Rund⸗ 
ſchreiben von 1900 konnte an 60 Tagen der Arbeitstag 12 Stunden dauern 
und in einem Jahre 15 mal die wöchentliche Ruhepauſe wegfallen. Noch 
1902 hat ein Rundſchreiben die Zahl der Überarbeitstage, deren Erlaubnis 
dem freien Ermeſſen der Inſpektoren überlaſſen bleibt, für die im Freien Be— 
ſchäftigten auf 90 erhöht. 
Hierüber haben wir eine genaue Statiſtik. Von 1900 bis 1903 ſtieg die 
Zahl der durch die beiden Erlaſſe ermöglichten Vergünſtigungen von 1912 auf 
4451 und die der verlängerten Arbeitstage — für Mädchen von 18 bis 
21 Jahren und Frauen — von 1540000 auf 2376000; die zur Arbeit be— 
nutzten Ruhetagen wuchſen von 126000 auf 168000 an. Beſonders in der 
Feinwäſcherei, der Schneiderei und der Druckerei machten die Arbeitgeber von 
den ihnen gewährten Vergünſtigungen Gebrauch. 

Die Inſpektoren beklagen ſich über dieſen unvermeidlichen Mißbrauch, der 
ihnen eine immer wachſende Menge Schreiberei und Schererei aufladet. In 
den großen Städten wird das Geſetz faſt gänzlich zunichte gemacht durch die 
Menge von Ausnahmen, welche es zuläßt. Allein in Paris gab es im Jahre 1903 
924.000 verlängerte Arbeitstage für Arbeiterinnen (gegen 754000 im Jahre 1902) 
und 66000 Ruhetage wurden nicht eingehalten (gegen 55000 im Jahre 1902). 
„Durch die Zunahme der Genehmigungen wird eine wahre Flut von Schreib— 
werk nötig gemacht. Ich werde nicht aufhören, dagegen zu proteſtieren“, ſagt 
der Bezirksinſpektor von Paris. 

Die Übertretungen des Geſetzes ſind unzählbar, weil, wie die offiziellen Be⸗ 
richte ſelbſt zugeben, jede Überwachung illuſoriſch iſt. Es iſt ſicher, daß die 
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Zuwiderhandlungen immer mehr überhandnehmen. 1903 ftellten die In⸗ 
ſpektoren 6121 Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der Arbeitsdauer 
feſt. Die Zahlen für Frauen und Kinder ſind faſt doppelt ſo hoch wie im 
Vorjahr: jedenfalls betrug die Zunahme 2923. | 
Der Inſpektor des nördlichen Gebietes jagt in feinem Bericht, man müſſe 
ſich fragen, wie groß wohl die Zahl der Zuwiderhandlungen ſein wird, wenn 
erſt der Zehnſtundentag eingeführt iſt (1. April 1904). Schon ſeit der Ein⸗ 
führung des Zehneinhalbſtundentages ſei die Zunahme ſehr fühlbar, und be⸗ 
ſonders die Leinen⸗ und Baumwollſpinnereien richteten ſich, wie er klagt, gar 
nicht nach den Geſetzesvorſchriften. Man muß noch froh ſein, wenn die Ge- 
richte der erſten und zweiten Inſtanz nicht noch den Arbeitgebern, die das 
Geſetz übertreten, recht geben. Müſſen doch in jener Gegend in den Zucker⸗ 
fabriken und Brennereien am Sonntag bei Schichtwechſel die Frauen 18 Stunden 
lang in der Fabrik ſein! Und kommt es zu einer Anklage, dann ziehen die 
Unternehmer das Gerichtsverfahren lange hin und verſtecken ſich hinter die Ver⸗ 
ordnungen, die ihnen ja ſo viel Spielraum gewähren! g 
Wenn ſich die Unternehmer nicht in offenen Widerſpruch mit den Geſetzen 
bringen wollten, ſo entließen ſie die Frauen. Sie verzichteten nicht nur auf 
deren Dienſte, weil ſie nicht ganz nach ihrem Belieben mit ihnen umſpringen 
konnten, ſondern auch deshalb, weil dort, wo Frauen beſchäftigt ſind, die in 
denſelben Räumen beſchäftigten Männer denſelben Schutzmaßregeln wie jene 
unterſtehen. Für die Arbeiter in gemiſchten Betrieben tritt ja ganz von 
ſelbſt der Zehnſtundentag in Kraft. Um nun die Männer 11 Stunden und 
länger in den Fabriken halten zu können, ſcheute man ſich nicht, das weib⸗ 
liche Perſonal zu entlaſſen. Dieſelbe Maßregel traf die jugendlichen Arbeiter, 
weil ihre Anweſenheit dieſelbe geſetzliche Folge für die Beſchäftigung von Männern 
gehabt hätte. Das wird von ſämtlichen Inſpektoren gleichmäßig berichtet. 
Weit häufiger aber haben die Induſtriellen verſucht, den Tagelohn der 
Frauen um ſo viel herabſetzen, wie die geſetzlich vorgeſchriebene ganze oder 
halbe Stunde, die ſie weniger beſchäftigt werden dürfen, ausmacht. Die Frauen 
ließen ſich das natürlich nicht gefallen, und man muß ſagen, daß die Kon⸗ 
flikte im allgemeinen für die Arbeiterinnen günſtig verliefen. So brachen im 
März 1902 96 Streiks aus, um die Fabrikanten zu zwingen, die früheren 
Löhne beizubehalten. Als die zweite Etappe, der Zehnſtundentag, fällig wurde, 
war eine Zunahme der Arbeitseinſtellungen zu verzeichnen: im Januar 1904 
entſtanden 73 Konflikte, bei einem fünfjährigen Durchſchnitt von 46, im 
Februar waren es 95 ſtatt des fünfjährigen Durchſchnitts von 42, im Mär 
98 gegen 52. 8 | 
Aber die mächtigſte Waffe der Unternehmer war die Ausbreitung der Heim⸗ 
arbeit. Indem ſie die Frauen aus der Fabrik entließen und ihnen Heimarbeit 
mitgaben, entgingen ſie nach der heutigen Rechtslage jeder Einmiſchung und 
Beaufſichtigung. In der Heimarbeit iſt der Arbeitstag unbegrenzt, die Nacht⸗ 
arbeit wird in Permanenz erklärt, eine Sonntagsruhe exiſtiert nicht. Wie will 
man eine Arbeiterin zu einem hygieniſchen Leben zwingen, wenn ſie nicht genug 
verdient, um leben zu können! 
Die Entwicklung der Heimarbeit iſt in Frankreich wie überall die direkte 
und ſofortige Folge der Schutzgeſetzgebung für Fabrikarbeiterinnen. | 
Der Inſpektor von Limoges ſtellt feſt — es handelt ſich immer um den 
letzten Bericht (von 1903) —, daß durch das Näherrücken des 30. März 1904, an 
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dem der Zehnſtundentag für Fabrikarbeiterinnen in Kraft trat, in feinem Be- 
zirk die Heimarbeit in der Familie ſehr ſtark zugenommen habe. In der Wäſche⸗ 
fabrikation liefern die Fabrikanten den ländlichen Familien Nähmaſchinen: 
dieſe Maſchinen werden mit der Verpflichtung verliehen, daß nur für die⸗ 
jenige Firma gearbeitet werden darf, von der ſie ſtammen. Der Inſpektor 
von Dijon beklagt die Ausbreitung der Heimarbeit in der Stickerei in Saone 
und Loire. Der Inſpektor von Lille teilt eine charakteriſtiſchen Vorgang mit. 
Infolge eines gegen einen Wäſchefabrikanten geführten Prozeſſes löſte dieſer 
ſeine Fabrik auf und die Maſchinen wurden zu den Arbeitern geſchafft. Auch 
aus Rouen und aus Elbeuf meldet die Inſpektion, daß dieſer neue Fabrikations⸗ 
modus der Heimarbeit ſich unaufhaltſam ausbreitet. Man kann nicht offen⸗ 
kundiger ſich über die Geſetze luſtig machen oder vielmehr ihre Ohnmacht 
ausbeuten! | 

Nicht nur der Hausarbeit gegenüber ſind die Gewerbeinſpektoren machtlos, 
ſie erklären ſich auch für unfähig, eine wirkſame Kontrolle über die Induſtrie 
auszuüben. Obwohl die Anzahl der Reviſionen von Jahr zu Jahr wächſt 
— 1901 waren 124000 und 1903 bereits 146000 —, werden doch gegenwärtig 
die Beſichtigungen kaum in einem Drittel der dem Geſetz unterſtehenden Be— 
triebe vorgenommen. Die wirkliche Geſamtzahl müßte 529000 ſein. Daraus 
erſieht man ſogleich, daß die Tätigkeit der Inſpektion der reine Hohn iſt. 

Die Gewerbeaufſicht iſt in der Tat unzulänglich beſetzt, nur 132 Beamte 
ſind für die ungeheure Arbeit, die ihnen obliegt, angeſtellt. Ferner werden die 
Beamten, ſolange ſie ſich nicht aus der Arbeiterſchaft rekrutieren, bureaukratiſche 

Gepflogenheiten annehmen, die ihre Tätigkeit lähmen. Wie ſollte auch nicht ſo 
ein Inſpektor zögern, gegen einen mächtigen Induſtriellen gerichtlich vorzu⸗ 
gehen, der in intimen Beziehungen zur Regierung ſteht und der ihn womöglich 
um ſein Amt bringen kann! 

Die Reform der Gewerbeaufſicht iſt dringend notwendig. Die Inſpektoren 

ſelber erzählen mit Entrüſtung von den Schwierigkeiten ihres Amtes, das immer 

komplizierter wird. Die Unternehmer bedienen ſich unzähliger Schliche, um die 

Beſichtigungen zu hintertreiben und um die widerrechtlich bis in die Nacht 
hinein dabehaltenen Frauen plötzlich verſchwinden zu laſſen. 

Zur Vervollſtändigung dieſes Bildes möge noch erwähnt werden, daß 1904, 
am Vorabend der Einführung des Zehnſtundentages, eine Gruppe von Senatoren 
verſuchte, das Geſetz von 1900, das in Unternehmerkreiſen viel Mißfallen er⸗ 
regte, umzuarbeiten. Man beabſichtigte unter anderem, an die Stelle des Zehn⸗ 
ſtundentages die Woche von 60 Stunden zu ſetzen, denen 2 Stunden für die 
Reinigung der Fabrikräume hinzugefügt werden ſollten. Der Senat ſtimmte 

dafür, die Kammer aber nicht. 

Aus allen dieſen Angaben iſt zu erſehen, daß die Arbeitsbedingungen der 
Arbeiterin in Frankreich nichts weniger als glänzend ſind. Die Geſetze ſind 
ſo abgefaßt, daß die Vorrechte der Unternehmer faſt ganz unangetaſtet bleiben, 
und bei der Durchführung der Vorſchriften laſſen die Behörden eine überraſchende 
Milde walten. Speziell die Nachtarbeit blüht nach wie vor außerordentlich. 
Welchen Erfolg wird hiergegen die Berner Konferenz haben und wird Frankreich 
ſolche Bedingungen annehmen, daß von nun an ſeine Arbeiterinnen wirklich 
gegen die Überarbeit geſchützt ſind? Es iſt ganz natürlich, daß wir recht 
eo find. Zumeiſt ſteht ja die Arbeiterſchutzgeſetzgebung nur auf dem 

apier. 
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Damit fie Wahrheit werde, müſſen die Arbeiterſchutzgeſetze nicht nur be⸗ 
ſchloſſen, ſondern auch von einer ſtarken und wachſamen gewerkſchaftlichen 
Organiſation kontrolliert werden. Nun zählt Frankreich gegenwärtig 750000 Ge⸗ 
werkſchafter, darunter ſind aber nur ein Fünfzehntel, ungefähr 50000 Frauen. 
Es iſt ſeltſam, daß das Departement der Seine, trotz ſeiner rieſigen Zahl von 
Proletariern, nur 11000 organiſierte Arbeiterinnen zählt, daß der Norden und 
„Seine inférieure“, die der Sitz der höchſtentwickelten Textilinduſtrie iſt, mit 
Lille, Roubaix, Armentier, Tourcoing, Rouen, Elbeuf nur 5000 und 1500 
Organiſierte aufweiſen. Die Arbeiterſchutzgeſetze ſind nur ſo viel wert, wie die 
Gewerkſchaften Macht beſitzen. Das iſt eine Wahrheit, von der man leider 
in Frankreich nicht tief genug durchdrungen iſt — und wenn die franzöſiſche 
Frau ſo ſchwer überlaſtet iſt, ſo kommt das zum großen Teil 9 5 DaB fie 
weder zu kämpfen, noch ſich zu organifieren gelernt hat. 


Das Entftehen des neuen Rußland. 
Don Th. Dahn.“ | 
Und neues Leben blüht aus den Ruinen. 8 

Da ſind ſie vor uns, da erleben wir ſie, dieſe großen Tage der ruſſiſchen 
Befreiung, die als eine Sphinx, gewaltig und rätſelhaft, vor den Augen derer 
ſtanden, die in ſehnſuchtsvollem Suchen der Freiheit in die nebelhafte hiſtoriſche 
Fanz hineinzublicken ſich bemühten. 

In den vierziger Jahren entſteht bereits das Problem der ruſſiſchen Freiheit 
in all ſeiner Kompliziertheit. Von zwei verſchiedenen Ausgangspunkten aus ſucht 
es der forſchende Gedanke zu löſen. Ruſſiſche „Eigentümlichkeiten“ — ſo lautet 
die eine Löſung des verwickelten Problems. In den Tiefen der „Volksſeele“, 
in den uralten Eigentümlichkeiten ſeines Lebens und ſeiner Sitten, in der 
„Gemeindeverfaſſung“ der Bauern, in dem, was Rußland von allen Ländern 
der ziviliſierten Welt unterſchied, ſuchte das Slawophilentum das Werkzeug zu 
jener Umgeſtaltung, die das ruſſiſche Volk von den Ketten des Selbſtherrſcher⸗ 
tums befreien und es zugleich vor den Geſchwüren, die den „faulen Weſten“ 
zerfreſſen, ſichern ſollte. Rußland auf ſeinen eigenen Wegen, von ſeinen eigenen 
rückſtändigen Geſellſchaftsformen aus zu ſeiner eigenen vollkommenen Freiheit 
gebracht — ſolche Perſpektiven ſchwebten den idealiſtiſch geſtimmten Kreſſen € bes 
Slawophilentums vor. 

Anders wurde das Problem von den „Weſtlern“ (Zapadniki) gelöft In 
der „Gemeinde“, die ſo ſehr durch die Abfälle der Leibeigenſchaftsepoche über⸗ 
deckt war, daß es nur dem von außen gekommenen deutſchen Baron v. Haxthauſen 
gelang, dieſe koſtbare „Perle“ aus dem großen Kehrichthaufen herauszugraben, 
in den „Eigentümlichkeiten“ des Volkslebens und den „Geheimniſſen“ ſeiner 
„Seele“, die mit einem myſtiſchen Wohlgefallen die Herzen der Slawophilen 
füllten, ſahen die „Weſtler“ mit Recht die ſicherſte Stütze des zariſchen Deſpo⸗ 
tismus, des aſiatiſchen Selbſtherrſchertums. Und mit der Entſchloſſenheit eines 
Freiheitskämpfers, der, im Dienſte ſeiner Sache, einen Dolch ins eigene Herz 
zu ſtoßen bereit iſt, rief Belinsky laut nach der „Bourgeoiſie“, jener Bour⸗ 
geoifie, die die Freiheit dem Weſten erkämpfte, die ſie auch Rußland erkämpfen 
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wird. Auf europäiſchen Wegen, von europäiſch umgeſtalteten bürgerlichen 
Formen aus zur europäiſchen bürgerlichen Freiheit — ſo lautete die andere, 
diametral entgegengeſetzte Löſung des Problems der hiſtoriſchen Sphinx. Von 
da an gehen dieſe beiden Löſungen, bald in mehr oder weniger reiner Geſtalt, 
bald auf mannigfaltigſte und ſonderbarſte Weiſe miteinander verflochten, durch 
die ganze Geſchichte des ruſſiſchen politiſchen Gedankens durch. Aber die Ideen 
des Slawophilentums herrſchen anfangs bedeutend vor und erreichen in dem 
„Volkstümlertum“ (Narodnitschestwo) der ſiebziger Jahre ihren höchſten revo⸗ 
lutionären Ausdruck. Das „Volkstümlertum“ — das iſt das revolutionäre 
Slawophilentum, das aber an einem geheimen, peinlich vor allen und manch— 
mal auch vor ſich ſelbſt verborgen gehaltenen Laſter der Liebe zu den 
europäiſch⸗freien bürgerlichen Geſellſchaftsformen leidet. In dem Karikatur— 
Volkstümlertum unſerer Tage wird dieſes Laſter kaum noch durch eine dünne 
Schicht von ſlawophiler Schminke verhüllt, und durch die Löcher der ab— 
getragenen „vaterländiſchen“ Lumpen ſchaut ganz deutlich der nackte bürgerliche 
Menſch hindurch. 

Und doch ging die Geſchichte der ruſſiſchen Befreiung ihre eigenen Wege, 
die ebenſoweit von den myſtiſchen Träumereien des Slawophilentums wie von 
der nüchternen „Nachäffung“ des „Weſtens“ entfernt waren. Nur der Marxis⸗ 
mus, die wiſſenſchaftliche materialiſtiſche Analyſe der Wirklichkeit, konnte geben 
und gab auch tatſächlich vor zwanzig Jahren die richtige Löſung des von der 
Sphinx geſtellten Problems. Die europäiſche bürgerliche Umgeſtaltung des 
ruſſiſchen Lebens — dies iſt tatſächlich der Ausgangspunkt der ruſſiſchen Be⸗ 
freiung; darin behalten die „Weſtler“ recht. Im Unrecht waren ſie aber, als 
ſie meinten, daß diejenigen „gebildeten“ und beſitzenden Schichten der bürger⸗ 
lichen „Geſellſchaft“ die Vorkämpfer der ruſſiſchen Freiheit ſein werden, die in 
der weſteuropäiſchen Welt dieſe Rolle ſpielten. Als Arbeiterrevolution 
feiert die ruſſiſche bürgerliche Revolution ihren Sieg — darin liegt ihre 
„Eigentümlichkeit“, fo verſchieden von der, die die Denker des Slawophilen⸗ 
tums träumten. N 

Bürgerliche Freiheit durch Arbeiterrevolution erkämpft — ſo lautete die 
durch die ruſſiſche Sozialdemokratie geſtellte hiſtoriſche Prognoſe, ſo lautet die 
hiſtoriſche Wirklichkeit der jetzigen revolutionären Tage. Und dieſe Eigentümlich⸗ 
keit der hiſtoriſchen Lage drückt notwendig dem ganzen Gange der ruſſiſchen 
Revolution ihren Stempel auf. 

Achtſtundentag, Lohnerhöhung, Verbeſſerungen der ökonomiſchen Lage — 
dies iſt das unmittelbare Ziel der Arbeitererhebung neben ihren weitgehenden 
politiſchen Forderungen. Achtſtundentag! Es ſind keine bloßen Menſchen⸗ 
rechte und ſogar keine Rechte des arbeitenden Menſchen überhaupt, es ſind 
Rechte des Menſchen, der ein Lohnarbeiter iſt. 

Indem das Proletariat als Vorkämpfer der bürgerlichen Revolution auf⸗ 
tritt, macht es ſeine Klaſſenforderungen zur Achſe, um die ſich der Befreiungs⸗ 
kampf dreht. Es fängt den Kampf für die bürgerliche Freiheit von einem 
Punkte aus an, von dem ſie bisher niemals anfing und auch niemals anfangen 
konnte, da keine frühere Revolution ſolche große und konzentrierte kapitaliſtiſche 
Produktion, ſolche Rieſenfabriken und Hütten, ſolches nach vielen Millionen 
zählendes, in Städten angehäuftes Proletariat ſah, wie es jetzt bei der ruſſi⸗ 
ſchen Revolution der Fall iſt. Die bürgerliche Geſellſchaft zerbrach die Ketten 
der abſoluten Monarchie überall früher, als die bürgerliche Produktion einen 
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ſolchen Grad der Konzentration erreicht hatte, das Proletariat ſo zahlreich und 
ſo feſt zuſammengefügt wurde. | 

Rechte des Lohnarbeiters — das ift der Brennpunkt der ruſſiſchen revolu⸗ 
tionären Bewegung. Von ihnen gehen aus, ihnen werden angepaßt die Forde⸗ 
rungen der politiſchen Freiheit. Deshalb wird uns auch keine Spur der Ent⸗ 
täuſchung und des Peſſimismus durch den Umſtand eingeflößt, daß der faſt 
das ganze Rußland umfaſſende Streik manchmal die Verbeſſerungen nur der 
ökonomiſchen Lage der Arbeiter zu ſeinem Banner macht. Es müſſen dieſe 
„Lohnarbeiterrechte“ in Fleiſch und Blut eines jeden Proletariers einwachſen, 
ſie müſſen zum Abe des ſozialen Denkens der ganzen Arbeitermaſſe werden, 
damit das Proletariat mit ſicherer Hand die ihm durch die Geſchichte auf⸗ 
erlegte Miſſion der radikalen Reinigung des Augiasſtalls des Zarismus und 
der gründlichen politiſchen Umgeſtaltung Rußlands im vollen Umfang erfüllen 
kann. Dadurch unterſcheidet ſich eben die bürgerliche Revolution von der durch 
das klaſſenbewußte Proletariat gemachten, daß die politiſche Freiheit der 
bürgerlichen Geſellſchaft von der Arbeiterklaſſe und ihrer Vorhut, der Sozial⸗ 
demokratie, niemals als Selbſtzweck, der alle ſozialen Probleme löſt, alle ſozialen 
Gegenſätze beſeitigt, aufgefaßt wird, ſondern als das mächtige Mittel der Er⸗ 
leichterung des Klaſſenkampfes des Proletariats für ſeine ſoziale und ökono⸗ 
miſche Befreiung. Für das klaſſenbewußte Proletariat iſt die politiſche Frei⸗ 
heit immer nur ein Mittel, die Befreiung von ökonomiſcher Unterdrückung und 
Ausbeutung — das Ziel. Deshalb iſt auch die politiſche Freiheit für das 
Proletariat nicht mit jenem myſtiſchen Heiligenſchein umgeben, mit welchem ſie 
ſo gern die bürgerlichen Freiheitskämpfer umgaben und der ſchon ſo oft die 
Arbeitermaſſen in die bürgerlichen Moräſte führte und ſie ſo oft mit den 
bitterſten Enttäuſchungen bedachte. 

Vom Anfang der Revolution an betrachten die bewußten Kämpfer die 
bürgerliche Freiheit nur als Mittel. Und dennoch macht dies der Löſung der 
Freiheitsfrage keinen Abbruch. Im Gegenteil! Obgleich die politiſche Freiheit 
für das Proletariat nur ein Mittel oder vielmehr, eben weil ſie nur ein Mittel 
zu einem weit höheren Ziele iſt, fordert es die Freiheit in ſolcher Fülle und 
Beſtimmtheit, wie ſie niemals in Anfangsſtadien der Revolutionen zu be⸗ 
obachten war. In den erſten Tagen der gemeinſamen Maſſendiskuſſion über 
die täglichen Erforderniſſe des Arbeiterkampfes wird ſchon von ſelbſt, im Hand⸗ 
umdrehen, die Notwendigkeit der Freiheit des Wortes, der Vereinigung, der 
Verſammlung, des Streikens, der Unantaſtbarkeit der Perſönlichkeit und der 
Wohnung proklamiert — die ganze Summe jener „Freiheiten“, die jahrelang 
in den tiefſinnigen Leitartikeln der bürgerlichen Zeitungen durchgekaut wurden 
und werden und die beinahe das höchſte „Ideal“ ſo mancher „freiheitliebenden“ 
Bürger bilden. Die Arbeiter gehen zum Zaren, ſie glauben noch an ſein 
„Wohlwollen“, aber die unabweisbaren Erforderniſſe ihres Kampfes laſſen ſie 
ſchon die „freche“ Forderung der konſtituierenden Verſammlung in ihre Petition 
eintragen. Und bei den erſten Schüſſen, die zeigten, daß der Zar ein Hindernis 
auf dem Wege des proletariſchen Kampfes wird, ertönt das drohende: „Tod 
dem Zaren!“ von Tauſenden von Lippen, die vielleicht eine Minute vorher mit 
„Hurra“ dem Selbſtherrſcher zuzujubeln bereit waren. Langſam, mit unſicherem 
Tritte ging der politiſche Gedanke des Proletariats durch alle Etappen der 
beratenden Volksvertretungen, Zenſusparlamente, konſtitutionellen Monarchie 
überall dort, wo die Arbeitermaſſe in die Revolution als elementare phyſiſche 
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Kraft eintrat, die ſich im Schlepptau der bürgerlichen Führer bewegte und 
ihre Klaſſenintereſſen nicht abſonderte. Faſt plötzlich dagegen, von Stunde zu 
Stunde, wächſt das politiſche Bewußtſein der ruſſiſchen Arbeiter dort, wo der 
Kampf für die politiſche Freiheit mit dem Klaſſenkampf des Proletariats eng 
verflochten iſt. Und in dem heutigen, ſeit Jahrhunderten abſolutiſtiſchen Ruß⸗ 
land, mit ſeiner faſt völligen Abweſenheit des politiſchen Lebens, iſt bereits 
die Aufſtellung der Frage eines demokratiſchen und republikaniſchen Rußlands 
möglich. Nur die Klaſſenorganiſation und der Klaſſenkampf des Proletariats, 
das durch Vermittlung der Sozialdemokratie einen kondenſierten Extrakt der 
hiſtoriſchen Erfahrungen ſeiner weſteuropäiſchen Brüder erhalten hat, macht 
ſolche raſche und rieſenhafte Fortſchritte des politiſchen Denkens breiter Volks⸗ 
ſchichten möglich. Die „Bürgerrechte“ werden ſofort auf die entſprechende Höhe 
gehoben, weil ſie als notwendige Garantie für die „Menſchenrechte“ des Lohn— 
arbeiters erkannt werden. Der Klaſſenkampf des Proletariats ſtellt von An⸗ 
fang an die Frage der politiſchen Befreiung in ihrer radikalſten Form, und 
der Prozeß der politiſchen Befreiung wird zum Prozeß der Ausbreitung des 
Klaſſenbewußtſeins und der Klaſſenorganiſation der Arbeitermaſſen. 

Aber nicht genug damit. In allen vorhergehenden Revolutionen hat das 
Proletariat eine lange und opferreiche politiſche Schule unter Führung der 
Bourgeoiſie durchgemacht. In der ruſſiſchen Revolution zieht das Proletariat 
ſelbſt immer weitere Schichten der Bevölkerung in ſie hinein, wird ſelbſt zum 
politiſchen Führer und Erzieher der bürgerlichen Klaſſen. Die Rückwirkung 
ſeines Kampfes war es, die das induſtrielle Millionenkapital in die offene 
politiſche Oppoſition ſtieß. Sein Kampf iſt es, der der bürgerlichen Demo— 
kratie Tapferkeit und Energie einflößt und ſogar ſo manche politiſche Loſung 

diktiert. Noch mächtiger und offenſichtlicher aber kam die führende Rolle des 
Proletariats zum Vorſchein gegenüber den mit ihm ſich unmittelbar in Be- 
rührung befindenden Schichten des ſtädtiſchen Kleinbürgertums, namentlich des 
Beamtentums. Alle, die für Lohn arbeiten, ſie alle hat der mächtige Vorſtoß des 
Arbeiterkampfes in Bewegung gebracht. Bisher unerhörte Streiks der Bank- und 
Kontorbeamten, der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten und — ſogar! — der Polizei⸗ 
beamten; Streiks der Handlungsgehilfen, die ſo ſchwer ſogar bei freien politiſchen 
Verhältniſſen zu organiſieren ſind; noch ſeltenere und ſchwierigere Streiks wie zum 
Beiſpiel der Dienſtboten — dies alles wurde plötzlich zur alltäglichen Erſchei⸗ 
nung in einer ganzen Reihe der ruſſiſchen Städte. Indem das Proletariat ſein 

ökonomiſches, ſoziales und kulturelles Niveau zu heben beſtrebt iſt, reizt es zu dem⸗ 
ſelben ſehnſuchtsvollen Streben, den gebückten Rücken gerade zu ſtrecken, ſich als 
Menſchen zu fühlen, menſchliche Exiſtenzbedingungen zu erkämpfen, eine weite 
Schicht von Lohnſklaven, die bis jetzt in voller Paſſivität und Gleichgültigkeit 
das ſchwere Joch verhaßter Arbeit trugen. Es gibt vielleicht kein frappanteres 
Beiſpiel dieſes ſehnſuchtsvollen Durſtes nach dem „Geradeſtrecken“ der menſch⸗ 
lichen Perſönlichkeit, als die in Wilna und Charkow vorgekommenen Streiks 
der erbärmlichſten Parias der heutigen Geſellſchaft — der unglücklichen Proſti⸗ 
tuierten gegen die Bordellwirte. Wie mächtig muß der Moraſt des ruſſiſchen 
Lebens aufgewühlt ſein, mit welcher unerhörten Kraft muß der große Kampf 
des Proletariats einen Widerhall in den Herzen der Millionen wecken, wenn 
ſein Klang ſogar in die von der ganzen Welt iſolierten, mit Schmutz und Er⸗ 
niedrigung erfüllten Schlupfwinkel der Sklavinnen kapitaliſtiſcher Wolluſt zu 
dringen vermochte! | 
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Rieſenhaft iſt der Sprung vom Selbſtherrſchertum zur demokratiſchen Re⸗ 
publik, zu dem Rußland ſich vorbereitet. In eiligem, fieberhaftem Jagen der 
Streiks, in wütenden Kämpfen für die Menſchenrechte paſſen ſich Millionen 
des Volkes den kommenden neuen Lebensverhältniſſen an. Faſt mit unbegreif⸗ 
licher Schnelligkeit verwandelt ſich der geſtrige ruſſiſche „Untertan“, der ver⸗ 
ſchlafene, ungekämmte, ungewaſchene, in den künftigen Bürger der freien Demo⸗ 
kratie. Der Tag iſt ſchon nicht weit, wo dieſer Verwandlungsprozeß mit 
ebenſolcher Schnelligkeit auch das Bauerntum umfaſſen wird. Und das Ent⸗ 
ſtehen dieſer zukünftigen Bürger zieht eine koloſſale und raſche Umgeſtaltung 
aller ſozialökonomiſchen und kulturellen Verhältniſſe Rußlands nach ſich. Der 
Proletarier, der acht Stunden arbeitet; der Handlungsgehilfe, der nichts mehr 
von jener „patriarchaliſchen“ Einfachheit wiſſen will, die ihn für das ganze 
Leben und faſt ohne Unterbrechungen an den Laden feſſelt und zum Lauf⸗ 
burſchen des Kaufmanns macht; die Dienſtmagd, die ein apartes Zimmer für 
ſich, Beſchränkung der Arbeitszeit, Höflichkeit, Befreiung von erniedrigenden 
medizinischen „Beſichtigungen““ oder Unterwerfung der Hausherren unter die 
gleiche Prozedur fordert; alle dieſe auf den erſten Blick ſo beſcheidenen Ver⸗ 
änderungen genügen, um die ganze heutige Lebensverfaſſung Rußlands umzu⸗ 
wälzen. Induſtrie, Handel, Haushalt — alles muß ſich europäiſieren, oder 
vielmehr — im Hinblick auf die Schnelligkeit der Umwälzung — amerikani⸗ 
ſieren. Koloſſale Erweiterung der Produktion mit Einführung der vervoll⸗ 
kommneten Maſchinerie muß die erſte notwendige Folge der Erfüllung der 
Arbeiterforderungen ſein; völlige Umwälzung des Handels, ſeine Konzentration, 
Errichtung koloſſaler Warenhäuſer muß unbedingt den erfolgreichen Kampf der 
Handlungsgehilfen begleiten; Umwälzung des ganzen Haushalts, Wachſen der 
Hotels, Gaſthäuſer, Reſtaurants, der Verkehrsmittel, des Straßenlebens — ſonſt 
iſt eine „menſchliche“ Exiſtenz der Dienſtboten unmöglich. Und alle dieſe Um⸗ 
wälzungen ziehen wieder noch koloſſalere Umwälzungen nach ſich. 

Alle ſozialen und kulturellen Stützen des abſolutiſtiſchen Rußland gehen 
in Trümmer, ſobald auch ſein politiſches Gebäude in Trümmer zerfällt. Man 
hört ſchon das Krachen der verfaulten Balken, den Lärm der fallenden Gerüſte. 
Ein neues, freies Rußland, ein demokratiſches und ziviliſiertes Rußland hebt 
ſich ſchon deutlich aus dem Haufen der Trümmer der zuſammenbrechenden 
aſiatiſchen Karawanſerei hervor. Nichts kann mehr den revolutionären Strom 
aufhalten, und ſpielend wird er den Damm wegfegen, den die ſterbende 
Monarchie auf ſeinem Wege zu errichten ſtrebt. Nach dem blutigen Peters⸗ 
burger Sonntag, nach den Metzeleien in Warſchau, Lodz, Riga und vieler 
anderer Städte, nach den Schlachten in Baku, nach dem Durchpeitſchen der 
Studenten in Moskau und Kaſan und der Gymnaſiaſten in Saratow und 
Kursk ſteht die zariſche Regierung vor einer noch drohenderen und entſchloſ— 
ſeneren Bewegung als zuvor. Der Zar verſuchte es in einem kläglichen Mani⸗ 
feſt, dem ganzen Lande eine Drohung zuzurufen und alle finſteren und blinden 
Kräfte des ruſſiſchen Volkes zum heiligen Kriege gegen die „Rebellion“ aufzu⸗ 
hetzen. Es war aber noch nicht die Tinte trocken, womit dieſes Manifeſt 
unterſchrieben war, das eigentlich, wenn auch mit anderen Worten, die be⸗ 
rühmte Phraſe wiederholte, daß „niemals ein Blatt Papier zwiſchen mir und 


1 So empörend es iſt, exiſtieren doch ſolche „Beſichtigungen“, und zwar einfach durch 
adminiſtrative Verordnungen eingeführt, in vielen ruſſiſchen Städten! 
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dem Volke ſtehen wird“, als ſchon die drohende Entſchloſſenheit des Veters- 
burger Proletariats dem zitternden Träger der Krone den von ihm gewiß für 
ſehr ſchlau gehaltenen Gedanken einflößte, ein Reſkript zu ſchreiben, in dem 
dieſes „Blatt Papier“ verſprochen wird. Der Gedanke war um ſo witziger, als 
das Manifeſt in allen Kirchen vom Katheder vorgeleſen wird, während man feinen 
Abdruck ſogar in jedem der Präventivzenſur unterſtehenden Blatte, und beſonders 
in den billigen Volkszeitungen, verbieten kann — was auch tatſächlich geſchehen 
iſt. Durch einen plumpen Streich glaubt der Zar die ihn ergreifende hiſtoriſche 
Nemeſis übervorteilen, die koloſſale politiſche, ſoziale und kulturelle Umwälzung, 
die ſchon vor ſeinen Augen vor ſich geht, zum Stillſtand bringen zu können! 

Die Arbeiterklaſſe wird wohl merken, daß ihr Kampf den Zaren ſchon zu 
dem — für ruſſiſche Selbſtherrſcher unerhörten — Verſprechen, durch das Volk 
gewählte Vertreter zuſammenzurufen, gebracht hat, aber indem ſie keine Hoff⸗ 
nungen auf die Verſprechen des Zaren ſetzt und nichts von Reſkripten des 
Zaren erwartet, wird ſie zur Tagesordnung übergehen, zu ihrer großen Sache, 
die ſpurlos den Selbſtherrſcher und ſeinen Thron, Manifeſte und Reſkripte 
und alle leibeigenſchaftliche und abſolutiſtiſche Feſſeln wegfegen wird. ... 


Der belgiſche Staat und die Kohlengruben. 
Ein neues Bergwerksgeletz. 
Von Kuguſte Dewinne. 


| Vor einigen Jahren trat in Belgien ein wirtſchaftliches Ereignis ein, das 
für die Zukunft und die Geſchichte dieſes Landes von grundlegender Bedeutung 
iſt: die Entdeckung eines großen Steinkohlenlagers in einer Ausdehnung von 
180000 Hektar in der Campine, einem ſandigen Landſtrich im Norden Belgiens, 
im nördlichen Teile der Provinzen Antwerpen und Limburg. 

Die Steinkohlenlager finden ſich dort in einer Tiefe, die zwiſchen 400 und 
600 Meter variiert. Man muß zwar erſt durch Schwemmland, eine waſſerhaltige 
Sandſchicht von erheblicher Dicke, Schächte graben, aber dank den Fortſchritten der 

Wiſſenſchaft werden dieſe Schwierigkeiten leicht zu überwinden ſein. Übrigens 
iſt die Campine von Kanälen durchzogen, welche die Maas mit der Schelde 
verbinden, Belgien kann alſo auf einen großen überſeeiſchen Kohlenexport 
rechnen. In einigen Jahrzehnten wird eine neue induſtrielle Kolonie aus den 
Tiefen der Erde erſtanden ſein. Man ſchätzt den Wert des Kohlenbeckens, das 
bald der Ausbeutung erſchloſſen ſein wird, auf 80 Milliarden Franken. 

Die Entdeckung dieſes koſtbaren Schatzes erregte natürlicherweiſe den Appetit 
unſerer Kapitaliſten, und es find bei der Regierung bereits zahlreiche Konzeſſions⸗ 

geſuche eingegangen. 

Die Sozialiſten organiſierten alsbald mittels der Preſſe und öffentlicher 
Verſammlungen einen Feldzug im Intereſſe einer Reviſion der Berggeſetzgebung, 
um den unſchätzbaren Reichtum, welchen der Untergrund der Campine ein- 
ſchließt, der Nation zu erhalten. 

Bis jetzt unterſtehen nämlich die belgiſchen Bergwerke immer noch dem 
franzöſiſchen Geſetz von 1810, das durch das belgiſche Geſetz von 1837 nur 
unmejentlich abgeändert wurde. 

Das Geſetz von 1810 wiederum ſtellt eine Modifikation des Geſetzes von 
1791 dar, welches von der konſtituierenden Verſammlung erlaſſen worden war 
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und deſſen leitender Gedanke auf unſerem alten Rechte fußt: Die Bergwerks- 
induſtrie iſt ein natürliches Monopol, es kann nur die Ausbeutung, 
nicht aber das Eigentum an Einzelne oder an Geſellſchaften ver⸗ 
geben werden. 

Das Geſetz von 1810, eine Folge der Spekulation und des finanziellen 
Banditentums, welche gemeinſam mit dem militäriſchen Banditentum die 
Regierungszeit des Konſuls und Kaiſers Bonaparte charakteriſieren, ſtürzte die 
ökonomiſchen und ſozialen Grundlagen des Geſetzes von 1791 um und opferte 
ſie dem Monopol. Von nun an wird durch die Konzeſſionserteilung das Berg⸗ 
werk zum dauernden Eigentum, und dieſes wird übertragbar wie andere 
Güter. Die unveräußerlichen Rechte des Volkes werden für ein Linſengericht 
verkauft: für eine feſte jährliche Abgabe von 10 Franken pro Quadratkilometer 
und eine proportionale Abgabe auf den Förderungsertrag, welche aber niemals 
5 Prozent des Reinertrags überſteigen darf. In Wirklichkeit überſteigt ſie 
nicht 3¼ Prozent und bildet ſomit einfach nur eine der Grundſteuer ähnliche 
Steuer. Ohne Zuſtimmung der Regierung dürfen keine Anteile auf das Berg⸗ 
werk ausgegeben, es darf auch nicht geteilt werden. Aber dieſes Verbot wurde 
in Wirklichkeit durch die Übertragbarkeit der Aktien lahmgelegt, und ſo kommt 
es, daß in Wahrheit die konzeſſionierten Geſellſchaften nur mehr die Beauf⸗ 
tragten anderer in Brüſſel oder Paris anſäſſiger Geſellſchaften ſind. 

Ebenſo duldet auch das Geſetz, daß mehrere Konzeſſionen in einer Hand, 
vereinigt werden, ſei es nun in den Händen einer Perſon oder einer Geſell⸗ 
ſchaft, und das ohne jede Begrenzung. Es handelte ſich eben darum, die kapi⸗ 
taliſtiſche Zentraliſation nicht zu erſchweren! 

Eine Expropriierung kann nur in denjenigen Fällen und unter der Form 
ausgeſprochen werden, welche für die anderen Beſitztümer vorgeſehen ſind, 
das heißt nur wenn ein öffentliches Intereſſe vorliegt, und dann nur mit Hilfe 
einer gerechten und angemeſſenen Entſchädigung. | 

Wie hat nun die Initiative der Unternehmer und das Privateigentum dieje 
ihnen durch das Geſetz von 1810 zur Verfügung geſtellten ungeheuren Reich⸗ 
tümer benutzt? Was für Reſultate hat die Ausbeutung der belgiſchen Kohlen⸗ 
gruben ergeben? 

Es iſt bei uns eine mächtige Finanzariſtokratie entſtanden, deren Millionen 
durch die Ausbeutung der Arbeiter und des Publikums zuſammengekommen 
find. Die in Kartellen und Syndikaten organiſierten Grubenbeſitzer genießen. 
tatſächlich ein Monopol und können ganz nach ihrem Belieben das Publikum 
im allgemeinen und den Staat und die Induſtriellen im beſonderen überteuern. 
Mit Hilfe der Bourgeoispreſſe bemüht man ſich, das Märchen glaubhaft zu 
machen, daß die Kohlengeſellſchaften minimale Überſchüſſe abwerfen, es iſt aber 
nur ein Märchen. 

Herr Hanrez in Brüſſel, Ingenieur und radikaler Senator, deſſen Kompe⸗ 
tenz in induſtriellen Fragen niemand beſtreiten wird, ſagte in der Sitzung vom 
20. Dezember 1900 im Senat, für alle Kohlengruben Belgiens wären 5 bis 
6 Millionen ſchon ein ſehr hübſcher Überſchuß, da außerdem ſeit langer Zeit 
auch Abſchreibungen gemacht werden konnten. 

Nun betrug aber nach der offiziellen Statiſtik der Reinüberſchuß von 1891 
bis 1903 375 Millionen Franken, was einem Jahresdurchſchnitt von 28 ¾8 Mil⸗ 
lionen Franken gleichkommt, alſo das Vier- bis Fünffache des „ſehr hübſchen 
Uberſchuſſes“, von dem Herr Hanrez geſprochen hatte. Dieſelbe Statiſtik ſtellt. 
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für 1845 bis 1903 einen Nettoüberſchuß von 960 Millionen feſt, alſo faſt eine 
Milliarde! 
Und wohl gemerkt, dieſe Milliarde repräſentiert bei weitem nicht alle Profite 
der Kohlenbaugeſellſchaften. In der Statiſtik handelt es ſich nur um anerkannte, 
von den Kohlengruben ſelbſt eingeſtandene Überſchüſſe. Vor einiger Zeit 
erzählte ein ſozialiſtiſches Blatt, das „Journal de Charleroi“, daß die Kohlen⸗ 
geſellſchaften zwei Bilanzen hätten, die eine zum Gebrauch für das Publikum 
und das Perſonal des Bergwerkes, und eine andere, die ſogenannte blaue 
Bilanz, die lediglich für die Aktionäre und den Verwaltungsrat der Kohlen⸗ 
werke beſtimmt iſt. 

Manche Kohlenbaugeſellſchaften konnten mit den Überſchüſſen eines einzigen 
Jahres — namentlich 1872 und 1900 — ihr ganzes Kapital zurückzahlen! 
Die Aktien einiger anderer ſtehen jetzt zwei⸗, drei⸗, ja viermal ſo hoch wie ihr 
Nominalwert. 

Wie groß war nun neben dieſem Anteil des Kapitals der Anteil der Arbeit? 
Die nachſtehende Tabelle gibt eine Zuſammenſtellung der realiſierten Rein⸗ 
überſchüſſe und des mittleren Jahreslohns von 1891 bis 1903. (Die Zahlen 
für 1904 werden erſt im nächſten Jahre bekannt gegeben. Die Statiſtik für 
1903 iſt erſt ſoeben erſchienen!) | 


8 überſchuß x 
CHE in Millionen Franken Jahreslohn 
M 29 285,0 1086 Franken 
t 957 - 
SS 84 887 = 
EI A 941 e 
herr a RE A 948 - 
I 0 980 e 
o 1023 5 
1899 23,3 1097 
S 8 1168 : 
E a 1413 
r s 1247 


MAN 2 , 1171 : 
1903 5 29,1 1206 - 


In den drei Kohlenbecken des Hennegau haben die Löhne jeit Oktober 1904 
einen Rückgang um 5 und 10 Prozent erfahren. Außerdem wurde von Dezember 
an im Borinage nur fünf Tage wöchentlich gearbeitet, und der Tageslohn war 
in dieſer Gegend auf 2,90 Franken gefallen! Es waren große Vorräte vor⸗ 
handen, und da die Kapitaliſten nie darauf eingehen, ihren Profit zu ſchmälern, 
jo hat man den ohnehin jo mageren Anteil der Arbeiter noch ein Stück be— 

ſchnitten. Dieſe Verhältniſſe und zugleich der Wunſch, den Ruhrbergleuten 
beizuſtehen, hatten den letzten Streik der Bergarbeiter Belgiens im Februar 
dieſes Jahres veranlaßt. 

Hätten aber die Konzeſſionsinhaber ein wenig Umſicht bewieſen und ſich 
nicht von ihrer Gewinnſucht und ihrem Spekulationsgeiſt dazu verleiten laſſen, 
die enormen Überſchüſſe wie die von 1892, 1893 und 1900 ſofort zu realiſieren, 
ſo konnten ſie einen Reſervefonds begründen und ſich einen beträchtlichen jähr⸗ 
lichen Reinüberſchuß ſichern. Gleichzeitig hätten fie dabei auch noch die Lohn⸗ 
verhältniſſe regeln und die jammervolle Lage der Arbeiter aufbeſſern können. 
Aber der Kapitalismus hat in der Ausbeutung unſerer Kohlenbergwerke wieder 

einmal bewieſen, daß er nicht Maß noch Ziel, nicht Gerechtigkeit noch Vorausſicht 
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kennt. Die Konzeſſionsinhaber waren von dem einzigen Gedanken beherrſcht: 
ſofortigen Gewinn einzuheimſen. 1872/73 nimmt die Produktion infolge des 
deutſch⸗franzöſiſchen Krieges plötzlich um 2 Millionen Tonnen zu, während bis 
dahin die durchſchnittliche jährliche Zunahme nur ungefähr 350000 Tonnen 
betragen hatte. Man bringt alles einem zufälligen, aber ſogleich auszuführenden 
Export zum Opfer. Das Reſultat war, daß 1873 die Überſchüſſe auf die koloſſale 
Summe von 93 Millionen ſtiegen, daß aber einige Jahre ſpäter, 1877, 1878 
und 1879, die Kohlenbergwerke ein Defizit aufwieſen! 1873 koſteten 15 ½ Mil⸗ 
lionen Tonnen Kohlen 337 Millionen Franken, 1879 nur noch 145 Millionen! 
1873 brachte die Tonne einen Gewinn von 5,98 Franken, 1878 liegt auf der 
Tonne ein Verluſt von 10 Centimes. 

Der Arbeiter will den aus dem Preisrückgang ſich ergebenden Lohnrückgang 
durch längere Arbeitszeit wieder einbringen. Dieſe erneute Kraftverſchwendung 


hat eine Überproduktion zur Folge, und dieſe wiederum führt ein erneutes 


Sinken der Arbeitslöhne herbei. 

Die Anzahl der in Betrieb befindlichen Kohlengruben, die 1861 193 betrug, 
iſt gegenwärtig auf 123 zurückgegangen. Man wird ſagen, das ſei das 
Reſultat der induſtriellen Konzentration; das iſt zwar richtig, aber nur teilweiſe; 
denn eine große Anzahl von Gruben iſt mit den in ihnen ruhenden Reichtümern 
verlaſſen worden, weil die Konkurrenz ihren Betrieb unrentabel gemacht hat. 
Daher kommt es, daß die Anzahl der Kohlenzechen, die ſich 1861 noch auf 519 
belief, 1903 nur noch 333 betrug, das heißt daß 186 Zechen verlaſſen waren. 

Ebenſo haben ſich die Konzeſſionsinhaber von der ausländiſchen Konkurrenz 
ſchlagen laſſen, ſo daß unſer Markt von engliſchen und deutſchen Kohlen über⸗ 
ſchwemmt iſt. Und um dieſer durch ihren Mangel an Vorausſicht und ihre 
Gier geſchaffenen Konkurrenz die Spitze zu bieten, haben ſie die Preiſe ver⸗ 
ſchlechtert, die Löhne reduziert und vom Staate Tarifverbilligungen verlangt. 

Kurz, das Kohlenmonopol hat nur Unordnung und Anarchie in der Pro⸗ 
duktion zu ſchaffen gewußt; es hat die öffentlichen Reichtümer vergeudet und 
die Zukunft der Mineninduſtrie aufs Spiel geſetzt; es hat die Arbeiter in un⸗ 
würdiger Weiſe ausgebeutet, indem es ſie in Elend und Unwiſſenheit dahinleben 
ließ, in Unſicherheit über den folgenden Tag; es hat den öffentlichen Frieden 
bedroht, indem es verderbliche und teilweiſe ſogar blutige Streiks hervorrief. 

Und nun nach dieſen langen und traurigen Erfahrungen ſteht die Regierung 
im Begriff, ohne ſich um die Intereſſen der Offentlichkeit und der Arbeiter zu 
bekümmern, den Kapitaliſten nicht nur die Ausbeutung, ſondern ſogar das 
Eigentum der Campine-Gruben auszuliefern! 

Die ſoeben eingebrachte Vorlage hält im weſentlichen an dem Prinzip des 
Geſetzes von 1810 feſt: „Durch die Konzeſſionserteilung geht das Bergwerk in 
das ſpezielle Eigentum einer Perſon — eines einzelnen Individuums oder einer 
Geſellſchaft — über!“ Die neuen Kohlenlager werden alſo den kapitaliſtiſchen 
Raubtieren zum Fraße hingeworfen. 

In den Motiven wird der Antrag der ſozialiſtiſchen Deputierten Hektor 
Denis und Emile Vandervelde abgelehnt, welche verlangen, daß alle bisher 
noch nicht vergebenen Minen Staatsdomänen bleiben ſollen und daß die Aus: 
beutung der Bergwerke durch ein Geſetz geregelt werde. 

Sogar der Antrag des Senators und Induſtriellen Hanrez, welcher in dem 
neuen Kohlenbecken wenigſtens zwei Zonen dem Staate vorbehalten wiſſen will, 


bleibt unberückſichtigt. Dieſer Antrag war bei einem Teile der konſervativen Preſſe | 
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der beiten Aufnahme begegnet. Zweifellos hatte man den vom „Peuple* auf- 
gedeckten Skandal noch nicht vergeſſen, wo die Kohlenbarone dem Staate, der 
die Kohlen brauchte, bedeutend höhere Preiſe abverlangten als den Marktpreis! 

Es war auch gefordert worden, daß die Dauer der Konzeſſionen beſchränkt 
werden ſollte. Die Regierung geht auch darauf nicht ein. Das Geſetz von 
1810 hatte die ewige Fortdauer des Eigentums an den Minen beſtätigt, dieſes 
Prinzip wird jetzt von neuem als notwendig und heilſam proklamiert. 

Die beiden Grundprinzipien des kapitaliſtiſchen Eigentums ſind alſo wieder 
einmal beſtätigt worden. 

Die Regierung gibt bekannt, daß von nun an „nur noch Parzellen des 
Bergwerksgebiets der Campine vergeben werden“. Sie will augenſcheinlich jeder 
Verſchwendung vorbeugen und den Schatz an brennbaren Mineralien für die 
zukünftigen Bedürfniſſe aufſparen. Dieſe Vorſicht iſt nicht unnötig, wie wir 
aus der Geſchichte der Vergangenheit ſehen! 

Die Regierungsvorlage bringt nur untergeordnete Anderungen zu dem Geſetz 
von 1810. | 

Da dieſes letztere nicht die Möglichkeit in Betracht gezogen hatte, daß ein 

Konzeſſionsinhaber auf das Eigentum an der Mine verzichten könne — ſelbſt 
wenn dieſe keine Steinkohle mehr enthielt, mußte er die mit der Konzeſſion 
verknüpften Pflichten weiter erfüllen —, ſo beſeitigt der neue Geſetzentwurf 
dieſe Anomalie. 

Das Geſetz von 1810 ſpricht nicht klar aus, daß der Ausbeutende gehalten 
iſt, die Beſchädigungen an der Oberfläche, welche durch die im Bergwerk aus: 
geführten Arbeiten angerichtet werden, zu reparieren. Die neue Regierungs⸗ 
vorlage erklärt nun, daß der Ausbeutende zur Wiederherſtellung verpflichtet 
ſei, gleichviel ob eine Schuld ſeinerſeits vorliege oder nicht. 

Das neue Geſetz verſtärkt die Macht der Verwaltung, jo daß fie Maß— 
nahmen zur öffentlichen Sicherheit, zur Erhaltung der Schächte, zur größeren 
Solidität der Arbeiten, zur Sicherheit der Arbeiter oder der Bewohner der 
Oberfläche vorſchreiben kann. 

Ein Artikel der Vorlage beſtimmt den Anteil der Nation an „außergewöhn— 
lichen Einnahmen, welche bisweilen den Ausbeutenden durch die Vorteile 
günſtigerer Lagerungsbedingungen zufallen“. Außer der proportionalen Ab— 
gabe, die von allen Ausbeutenden gezahlt werden muß, iſt noch von denen, die 

einen beſtimmten Reingewinn pro Tonne erzielen, eine Zuſatzſteuer zu entrichten, 
und zwar 1 Prozent vom Reinertrag, wenn der Reingewinn pro Tonne 3 Franken 
oder weniger beträgt; 2 Prozent, wenn der Gewinn mehr als 3 Franken und 
weniger als 4 Franken beträgt; 3 Prozent für einen Gewinn von 4 bis 
5 Franken pro Tonne; 4 Prozent für einen Gewinn von 5 bis 6 Franken; 
5 Prozent für einen Gewinn von mehr als 6 Franken. 

Zu den Konzeſſionsbedingungen gehört auch die Verpflichtung der Konzeſſions— 
inhaber zur Aufnahme ihrer Arbeiter in die ſtaatliche Penſionskaſſe. Die von 
den Arbeitgebern dazu zu leiſtenden Beiträge dürfen 50 Prozent der geſamten 
Einzahlungen nicht überſchreiten. 

Das ſind die Konzeſſionen, die man den ſozialen Forderungen der Arbeiterklaſſe 
gemacht hat. Sie ſind gewiß nicht ſo viel wert wie die Bergwerkskonzeſſionen. 

Bei der jetzigen Zuſammenſetzung der Kammern hat der Antrag Denis— 
Vandervelde, der das Eigentum und die Ausbeutung der neuen Minen in die 
Hände des Staates legen möchte, ganz ſicher keine Ausſicht auf Annahme. 
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Alle Anſtrengungen der Sozialiſten im Parlament werden nur erreichen können, 
daß das Eigentumsrecht des Staates anerkannt wird, und wenn die Anerkennung 
dieſes Rechtes nicht erreicht werden kann, ſo werden ſie die formelle Stipu⸗ 
lierung des Rückkaufsrechtes unter beſtimmten Bedingungen verlangen. 

Wie dem aber auch ſei, wir ſehen mit großer Freude, wie hier eine der 
ärmſten, reaktionärſten, klerikalſten Gegenden des Landes induſtrialiſiert wird. 
Der Kapitalismus wird in ihr ſeinen Einzug halten, und indem er die Reich⸗ 
tümer des Bodens der Campine vervielfältigt, wird er zu gleicher Zeit ein Prole⸗ 
tariat zuſammenſcharen und disziplinieren, welches unſerer Propaganda bisher 
ſchwer zugänglich war. Dann aber wird der Sozialismus ſeine Ernte halten. 


Kant und Dießge 
on Otto Ehrlich. 


Wenn man auch nicht mit Adler eine philoſophiſche Fundierung der ſo⸗ 
genannten Geiſteswiſſenſchaften für die unumgängliche Vorausſetzung des wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Charakters jeder Sozialtheorie zu halten braucht, ſo iſt es doch 
durchaus zu begrüßen, daß ſozialiſtiſche Theoretiker ihre Aufmerkſamkeit immer 
mehr auch erkenntnistheoretiſchen Problemen zuwenden. Obwohl ein unmittel⸗ 
bares Intereſſe an der Geiſtesarbeit auf dieſem Gebiet für die ſozialiſtiſche 
Bewegung nicht zu erſehen iſt, bewährt ſich an dieſer Erſcheinung aufs neue 
der Engelsſche Ausſpruch, daß das Proletariat das Erbe der klaſſiſchen deutſchen 
Phileſophie anzutreten berufen ſei. 

In jenen erkenntnistheoretiſchen Diskuſſionen begegnen wir zunächſt zwei 
beſonders markanten Richtungen: „Kant“ und „Dietzgen“. Während nun die 
Anhänger Dietzgens (Kornelie Huygens, Pannekoek, Eugen Dietzgen) ziemlich 


| 


einhellig in der Auffaſſung jeiner Lehren find, ſehen wir auf jeiten der Neu: 


kantianer unter den Sozialiſten eine ſtark divergierende Stellungnahme. 

Wo Genoſſe Adler in Dietzgens „nach mannigfachen Richtungen hin ſehr 
merkwürdigen Schriften“ „ein zufälliges Zuſammentreffen mit Gedanken der 
kritiſchen Philoſophie“ findet, ſieht Genoſſe E. Belfort-Bar „wenig mehr als 
eine Wiedergabe der empiriſchen Lehren, die ungefähr während des dritten 
Viertels des neunzehnten Jahrhunderts Mode waren, mit den ziemlich ab⸗ 
gedroſchenen Gemeinplätzen und den mit unterlaufenden Fehlſchüſſen, die zu 
dieſer Denkweiſe bekanntlich gehören“. Nun iſt in dieſer Zeitſchrift bereits viel 
über dies Thema ausgeführt worden, doch haben Dietzgens Anhänger gerade 
ſein Verhältnis zu Kant, das doch den Hauptgegenſtand der betreffenden Er⸗ 
örterungen bildet, meines Erachtens gar zu ſehr vernachläſſigt. 

So erwidert Genoſſe Pannekoek in ſeinem Artikel „Klaſſenwiſſenſchaft und 
Philoſophie“ auf die Ausführungen darüber nicht mehr als: der Satz: „die 
Welt ſei nur Bewußtſeinsinhalt, Bewußtſeinsobjekt“, von ſeiner tiefſinnigen 
Hülle entkleidet, ſage nichts anderes, als daß wir die Welt nur kennen durch 
unſer Bewußtſein, und unſere Erkenntnis alſo ganz durch die Organiſation 
unſeres Geiſtes bedingt wird; und weiter hebe die modern- bürgerliche Er⸗ 
kenntnistheorie hauptſächlich Anſichten hervor, die die Welt als etwas von uns 
nur „Vorgeſtelltes“ behandeln, und verkünde dies als ihren „Hauptſtandpunkt“, 
um dadurch den Blick von dieſer Welt des Sinnenſcheins emporzuleiten nach 
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einer „höheren, überſinnlichen Welt“. Zunächſt erſcheinen mir dieſe beiden 
Urteile einander widerſprechend. Erſt ſoll jener Satz nicht mehr enthalten als 
einen Gemeinplatz, dann aber gar einen gefährlichen bürgerlichen Dualismus 
von allerſchlimmſter, überſinnenweltlichſter Sorte! Mit dem etwas abgenutzten 
Vorwurf des Dualismus kommen wir unſerer Materie nicht näher; ſehen wir 
alſo zu, wie es um den ſogenannten Neukantianismus ſteht. 

Mit dem Hauptſtandpunkt: „Die Welt, alles was entſteht und vergeht, iſt 


Bewußtſeinsinhalt, Bewußtſeinsobjekt oder Bewußtſeinsbeſtimmung, die Welt 


iſt Vorſtellung“ iſt durchaus nicht, wie Genoſſe Pannekoek meint, nur geſagt, 
daß „wir die Welt nur kennen durch unſer Bewußtſein, und unſere Erkenntnis 
alſo ganz durch die Organiſation unſeres Geiſtes bedingt wird“. Dann wäre 
auch Dietzgen modern⸗ bürgerlicher Erkenntnistheoretiker; vielmehr ſoll damit 
ausgedrückt werden, daß die Welt „nichts“ iſt als Vorſtellung, und hier liegt 
auch der Gegenſatz zur Dietzgenſchen Philoſophie, welche lehrt: „Die Objekte 
gehen nicht in die Erkenntnis auf. Zum Sehen gehört etwas, das geſehen wird, 
etwas alſo, das noch mehr iſt, als wir ſehen, zum Hören etwas, das gehört 
wird, zum Denken ein Objekt, das gedacht wird; alſo wieder ein Etwas, das 
auch noch außer unſerem Gedanken, außer unſerem Bewußtſein etwas iſt.“ 

Gerade das unterſcheidet die Neukantiſche Philoſophie von der klaſſiſchen, 
daß ſie nichts hinter den Erſcheinungen Liegendes anerkennt, „das“ da er— 
ſcheine; jo will fie auch das vielumſtrittene „Ding an ſich“ nur als Grenz: 
begriff aufgefaßt wiſſen, der nichts weiter ſei als ein Hilfsmittel der Erkenntnis, 
eigentlich nur zu dem Zwecke, zu veranſchaulichen, wie für uns die erfahrene 
Erſcheinungswelt nicht mehr iſt als Vorſtellung, und alles darüber Hinaus⸗ 


gehende außerhalb jeder kritiſchen Erkenntnistheorie gelegen. 


Weit davon entfernt, dualiſtiſch zu ſein und von einer „anderen“ als der 
Vorſtellungswelt zu ſprechen, halten die Neukantianer vielmehr Dietzgen meta— 
ꝓphyſiſche Denkweiſe vor, weil für ihn die Welt wohl vorgeſtellt wird, aber 
mehr als Vorſtellung iſt. Wenn Belfort⸗Bax behauptet, Dietzgen befaſſe ſich 


nicht mit dem, was er den Hauptſtandpunkt der Philoſophie nennt, und gebe 


nicht mehr als einen metaphyſiſchen Materialismus, ſo kennt er ihn offenbar 
herzlich wenig. Dietzgen lehrt ausdrücklich, daß nichts außerhalb der Vor⸗ 
ſtellung iſt, nur macht er jenen erkenntniskritiſchen Salto mortale nicht mit, 
der daraus folgert: mithin iſt alles Vorſtellung. 

Die logiſche Begründung für die Vereinbarkeit der Sätze: „Die Welt iſt 
nicht außerhalb der Vorſtellung“ und „Die Welt iſt mehr als Vorſtellung“ 
liegt in der dialektiſchen Natur des Univerſums: alles iſt nur in Kontakt, in 
Relation mit allem anderen; ein Ding aus dem Zuſammenhang geriſſen, hört 
auf zu ſein; alles „iſt“ nur, indem es „wirkt“ und „erſcheint“. Auf den 
Dietzgenſchen Begriff der Erſcheinung kommen wir noch ſpäter zurück. 

Wenn wir nun zu den einzelnen Lehren der kritiſchen Philoſophie über⸗ 
gehen, kann es hier nicht unſere Aufgabe ſein, all dieſe wiederzugeben und zu 
kritiſieren. Wir werden uns vielmehr darauf beſchränken, etliche Hauptmomente 
hervorzuheben und an ihnen zu zeigen, wie weit ſich Kantſche und Dietzgenſche 
Erkenntnistheorie berühren und worin ſie divergieren. 

Es iſt ein Acquiſit der Philoſophie und bleibt das unſterbliche Verdienſt 


der Geiſtesarbeit Kants, unumſtößlich nachgewieſen zu haben, wie alle wirkliche 


Man beachte: „nicht“ außerhalb unſeres Gedankens. 
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Erkenntnis nur durch Erfahrung möglich iſt. Es iſt feine hiſtoriſche Tat, all 
die damals herrſchenden idealiſtiſch⸗ſpekulativen Syſteme vernichtet zu haben, 
die ihre Welt aus reiner Vernunft aufbauen zu können glaubten. Zwar kam 
auch er, wie alle Revolutionäre, nie ganz über die Grundvorausſetzungen der 
revolutionierten Denkweiſe hinweg, deren Mutterſchoße ſein Denken entſproſſen. 
Aber er hat uns den Weg gewieſen, wie wir zu einer wiſſenſchaftlichen Ein⸗ 
ſicht über das Weſen der menſchlichen Erkenntnis gelangen können. Ebenſo 
wie er jene ſpekulativen Anmaßungen zurückwies, daß man nur aus reiner 
Abſtraktion von innen heraus die Welt erfaſſen könne, wies er auch die Halt⸗ 
loſigkeit der materialiſtiſchen Auffaſſung nach, als ließe ſich das Weſen der 
Erkenntnis, des Geiſtes allein aus der Materie, aus der materiellen Struktur 
des Gehirnes begreifen. Es iſt dies die Anſchauung, wie ſie noch heute in natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kreiſen weit verbreitet iſt, und man würde Dietzgen einen 
ſchlechten Dienſt erweiſen, wenn man ihn mit dieſen Materialiſten identifizierte. 
Bis hierher folgt alſo Dietzgen noch ganz der Kantiſchen Auffaſſung; jo jagt er: 

„Denken iſt eine Funktion des Gehirnes, wie Schreiben eine Funktion der 
Hand. Aber ebenſowenig wie die Erforſchung und Anatomie der Hand die 
Aufgabe zu löſen vermag, was heißt ſchreiben? Ebenſowenig vermag die philo⸗ 
ſophiſche Erforſchung des Gehirnes ſich der Frage zu nähern: Was heißt denken? 
Mit dem anatomiſchen Meſſer mögen wir den Geiſt erwürgen, aber nicht entdecken.“ 

Hatte nun Kant nachgewieſen, wie alle Erkenntnis nur mittels der Er⸗ 
fahrung möglich ſei, ſo war ſein Verharren in der idealiſtiſchen Denkweiſe nur 
dadurch möglich, daß er jene Erfahrungswelt, jene Welt der harten Dinge da 
draußen ganz reſtlos in den Geiſt aufgehen ließ, daß, wie Adler ſagt, „es 
überall unſer eigener Geiſt, das heißt die feſte Regel ſeiner Vorſtellungs⸗ 
verbindungen iſt, an der wir uns ſo hart ſtoßen“. Ob Kant das wirklich 
getan, ob für ihn das „Ding an ſich“ tatſächlich nicht mehr als ein Hilfs⸗ 
begriff geweſen oder doch „das, was erſcheint“, das braucht uns nicht ſonderlich 
aufzuhalten, jedenfalls iſt die erſtere Auffaſſung die der Neukantiſchen Philo⸗ 
ſophie, und an einer Gegenüberſtellung ihrer Lehren mit denen Dietzgens iſt 
uns vor allem gelegen. Betrachten wir alſo zunächſt den Weg, wie dieſe Er⸗ 
kenntnistheorie zu der Auffaſſung der Welt als „Bewußtſeinsinhalt, Bewußt⸗ 
ſeinsobjekt oder Bewußtſeinsbeſtimmung“ gelangt; da iſt vor allem die Lehre 
von den „Erkenntniſſen a priori“. Ich möchte mich von vornherein gegen den 
Vorwurf verwahren, als wolle ich mich hier auf einen „falſch verſtandenen“ 
Erkenntnisbegriff verſteifen und etwa mit Simmel? argumentieren, als Er⸗ 
kenntnis, das heißt bewußt, haben wir die Regelhaftigkeit des Denkens auch. 
nur aus der Erfahrung, und was ſonſt noch von ihr übrig bleibe, ſei nicht 
mehr als eine Kraft .. „ ſondern ich akzeptiere die Definition Adlers: „Die 
aprioriſchen Beſtandteile unſeres Denkens unterſcheiden ſich alſo nicht nach 
ihrem Erwerb, nach ihrer hiſtoriſchen Entſtehung, ſondern nur nach ihrer Er⸗ 
kenntnisbedeutung für die Erfahrung.“ 

Wie ſtellt ſich Dietzgen zu dieſem Problem? 

Auch ſeiner Auffaſſung widerſpricht die Lehre von der Geſetzmäßigkeit des 
Denkens in keiner Weiſe. Aber nicht kann er jenen Elementen, die nach Kant 


Danach beurteile man die tiefſinnige Bemerkung des Genoſſen Belfort-Bax, die 
Dietzgenſche Philoſophie erhebe den Anſpruch, eine Lehre „unbefleckt von aller Verwandt⸗ 
ſchaft mit den Lehren bisheriger Denker“ zu ſein. 
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bei dem Zuſtandekommen jeder Erkenntnis die „Hauptvorausſetzung“ bilden, 
ſolchen Charakter zuerkennen. Dies hat ſeine Urſache in der Verſchiedenheit 
des Begriffs der „Erſcheinung“ bei Dietzgen und den Neukantianern. Dietzgen 
zeigt, wie alles nur iſt in Relation, indem es wirkt und erſcheint. Die Summe 
der Erſcheinungen iſt ihm das Sein, die Welt überhaupt. Aber Erſcheinungs⸗ 
welt geht ihm nicht etwa, wie Adler, in Vorſtellungswelt auf, jede Einzel⸗ 
erſcheinung iſt ihm eigentlich gar kein Produkt aus den zwei Faktoren Sinn: 
lichkeit und Geiſt, ſondern umgekehrt, Sinnlichkeit und Geiſt ſind ihre Modi, 
ſie iſt geiſtig und materiell zugleich. Natürlich iſt auch Dietzgen genötigt, im 
einzelnen von „ſinnlich“ und „geiſtig“ zu ſprechen, ſo wenn er die Struktur 
der Erſcheinung erklärt: „Für unſere Sinne iſt die Welt ein Mannigfaltiges. 
Der Kopf faßt ſie zuſammen als Einheit. Und was von der Welt, gilt von 
jedem beſonderen Teile (das heißt gilt von jeder beſonderen Erſcheinung). Eine 
ſinnliche Einheit iſt ein Unding.“ Wenn Adler dieſe Stelle zitiert und darin 
ein Zuſammentreffen mit den Lehren der kritiſchen Philoſophie findet, ſo miß— 
verſteht er Dietzgen wohl, der meiner Auffaſſung nach damit nur zeigen will, 
welche Rolle die einzelnen Momente Sinnlichkeit und Geiſt bei dem Wahrnehmungs- 
akt irgend einer Erſcheinung ſpielen, daß dabei der Geiſt das Generaliſierende, 
Vereinheitlichende (geiſtige Einheit!) iſt. Für die Erſcheinung ſelbſt haben Sinn⸗ 
lichkeit und Geiſt eine Bedeutung nicht etwa, wie zwei Elemente für eine 
chemiſche Verbindung — wo die Teile auch ohne das Ganze als beſtehend 
denkbar ſind —, ſondern wie Form und Inhalt für einen Gegenſtand, die 
beide zuſammen ihn eigentlich erſt ausmachen. Demnach kann Dietzgen kaum 
mit obigem ſagen wollen, daß jegliche Einheit reiner Geiſt, reine Vorſtellung, 
„nichts als Vorſtellung“ iſt, was zu ſeinen ſonſtigen Lehren in ſchroffem 
Widerſpruch ſtehen würde. 

Wenn wir von dieſem Erſcheinungsbegriff ausgehen, ſo wird uns nun 
unzweideutig klar, wie für Dietzgen wohl jede Vorſtellung Erſcheinung, und 
zwar eine in den beiden Momenten Sinnlichkeit und Geiſt beſtehende und in 
gleicher Weiſe wie jede andere ſinnlich wahrnehmbare Erſcheinung, nicht aber 
jede Erſcheinung „nur Vorſtellung“ iſt. f 

Halten wir dies feſt, ſo wird auch ſofort erſichtlich, weshalb mit der 
Dietzgenſchen Erkenntnistheorie der aprioriſche Charakter jener Regeln des 
Denkens unvereinbar iſt. Sie tragen denſelben (nach Adler), weil ſie die Vor⸗ 

ausſetzung ſind, damit Erkenntnis überhaupt zuſtande kommt. | 

Nun, fie find dazu in derſelben Weiſe die Vorausſetzung, wie etwa — um 
ein Dietzgenſches Beiſpiel zu brauchen — das Geſetz der Schwere bei der durch 
einen ins Waſſer fallenden Stein verurſachten Wellenbildung. Und wie ſollte, 
nach dieſem Erſcheinungsbegriffe, nach dem Denken und Wellenbildung Er— 
ſcheinungen gleicher Natur ſind, das Denkgeſetz einen anderen, beſonderen 
(aprioriſchen) Charakter haben als das der Schwerkraft? Außerdem kann doch 
unmöglich ein Moment die Urſache einer Erſcheinung fein. Die „kritiſche“ 
Erkenntnistheorie lehrt: „Die Geſetzmäßigkeit des Denkens muß vorher da 
ſein, damit Erkenntnis überhaupt zuſtande kommt.“ . 

Nach Dietzgen dagegen muß alles, das ganze Univerſum „vorher da ſein“, 
damit überhaupt irgend eine Erſcheinung zuſtande kommt. Iſt nicht die Exiſtenz 
des Steines, wie die des Waſſers und der Aggregatzuſtand des letzteren in 
gleicher Weiſe wie das Geſetz der Schwere Urſache der Wellenbildung? Die 
Summe aller Erſcheinungen, das Univerſum, das iſt das einzige à priori. 
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Von dieſer Auffaſſung der Erſcheinung und des Denkens als einer ſolchen 
von gleicher Natur mit allen anderen ausgehend, exiſtiert für Dietzgen auch 
nicht jenes ſogenannte Welträtſel, wie eigentlich ſinnliche Empfindung in geiſtige 
Wahrnehmung übergehe. Nachdem er dargelegt, wie das Denken eine ebenſo 
wie jede andere ſinnlich wahrnehmbare Erſcheinung iſt, und zwar die, welche 
aus dem Beſonderen das Allgemeine und aus dem Allgemeinen das Beſondere 
ableitet, zeigt er, wie Erkennen nichts weiter heißt, als Syſtematiſieren und 
Spezialiſieren von Erſcheinungen. Dies einmal als die Natur des Erkennens 
begriffen, ergibt ſich das Unlogiſche jener Frage; wohl dürfte man forſchen, 
welches die Erſcheinungen beim Übergang ſinnlicher Empfindung in geiſtige 
Wahrnehmung ſeien, ebenſo wie man wiſſenſchaftlich feſtſtellen kann, welches 
die Erſcheinungen beim Übergang von Wärme in Elektrizität ſind. Aber all 
jene Fragen nach dem ſogenannten „Weſen“ und nach einem „anderen“ Er⸗ 
kennen erübrigen ſich durch den Dietzgenſchen Erſcheinungsbegriff. Die Er⸗ 
ſcheinung iſt das Weſen: „Die Erſcheinung iſt weſentlich und das Weſen er⸗ 
ſcheint.“ So ſagt er: „Was erſcheint, das iſt, jedoch nur inſoweit, als es 
erſcheint.“ — „Die Wärme ſelbſt vermögen wir nicht wahrzunehmen, jagt die 
Phyſik des Profeſſors Koppe, wir ſchließen nur aus den Wirkungen derſelben 
auf das Vorhandenſein dieſes Agens in der Natur.“ Wir, umgekehrt, ſchließen 
aus der Unwahrnehmbarkeit der Wärme ſelbſt auf das Nichtvorhandenſein 
dieſes Agens in der Natur, verſtehen vielmehr die Wirkungen der Wärme als 
ſtoffliche Materiatur, aus welcher der menſchliche Kopf den Begriff der „Wärme 
ſelbſt“ geformt hat. Weil die Wiſſenſchaft vielleicht noch nicht vermochte, 
dieſen Begriff zu analyſieren, ſagt der Profeſſor, wir vermöchten den Gegenſtand 
des Wärmebegriffes nicht wahrzunehmen. „Die Summe ihrer verſchiedenen 
Wirkungen, das iſt die Wärme ſelbſt, die Wärme ganz und gar.“ 

Es iſt augenſcheinlich, daß bei der Auffaſſung des Denkens als ſinnliche 
Erſcheinung ſeine Regelhaftigkeit aus der Höhe einer „aprioriſchen Erkenntnis“ 
hinabſteigt und ihre Geltung einfach als Daſeinsweiſe des Denkens behält, 
als Bewegungsgeſetz des Denkprozeſſes, das genau ſo empiriſch entdeckt worden 
iſt wie alle anderen Regeln und Geſetze. Damit verlieren dieſe ſogenannten 
Kategorien aber auch den Charakter zeitloſer Wahrheiten und gehen in den 
allgemeinen Entwicklungsprozeß der Erkenntnis ein. Wohl könnte man ſagen, 
die Regelhaftigkeit des Denkens iſt dem Geiſte von vornherein gegeben, das 
heißt angeboren; doch fällt dies zuſammen mit der Gegebenheit des Seins und 
ſeiner Daſeinsweiſe überhaupt, und in dieſem Sinne ſagt ja auch Dietzgen: 
„Dem Bewußtſein iſt nicht nur die Möglichkeit oder das Vermögen überhaupt 
zu wiſſen, ſondern auch das Bewußtſein von der Univerſalität der General⸗ 
natur angeboren.“ Doch iſt dies wohl ſeine ſchwächere Seite, wo er noch ein 
wenig in der Terminologie ſpinoziſtiſcher Metaphyſik befangen iſt. Selbſt⸗ 
verſtändlich folgt auch für ihn der Anſpruch auf Allgemeinheit irgend eines 
Urteils aus der Regelhaftigkeit des Denkens, doch da ihm jene Regeln ſelbſt, 
ſoweit ſie von uns erforſcht ſind, den Charakter empiriſcher Erkenntniſſe haben, 
wird man nach ſeiner Philoſophie ſolche ein für allemal formulierten Kate⸗ 
gorien nicht als „zeitloſe Wahrheiten“ anſprechen dürfen. Vielmehr ergibt ſich 
ihm der Begriff der Wahrheit aus der Natur des Denkprozeſſes, welche iſt: 
aus dem Einzelnen das Allgemeine abzuleiten. So iſt Wahrheit „das All⸗ 
gemeine innerhalb eines gegebenen Zyklus ſinnlicher Erſcheinungen“; die ein⸗ 
zelne ſinnliche Erſcheinung, „das Beſondere, das Maß des Allgemeinen, das 
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Maß der Wahrheit“; und „innerhalb eines gegebenen Kreiſes ſinnlicher Er— 
ſcheinungen Einzelnes oder Beſonderes als das Allgemeine ausgeben, heißt 
irren“. — Indem die Neukantiſche Philoſophie von der Vorſtellung, dem 
Denken, dem Bewußtſein und feiner Regelhaftigkeit als dem Abſoluten aus- 
geht, gelangt fie zu der dem Dietzgenſchen Denken gerade entgegengeſetzten Auf- 
faſſung des Ichs als! „Erſcheinungsform des Bewußtſeins“, und „es ergibt 
ſich ihr, daß die Subſtantialität, Singularität und Identität des Ichs keine 
Eigenſchaften eines Weſens ſind, das als ſolches dann Inhaber des Bewußt— 
ſeins wäre, ſondern lediglich die Formen darſtellen, unter denen Bewußtſein 
überhaupt vorkommt“. Wenn man dieſe Zeilen lieſt, kommen einem unwill— 
kürlich die Sätze aus der „Heiligen Familie““ von Marx⸗Engels ins Ge— 
dächtnis, wo ſie jene ſpekulative „Kritiſche Kritik“ mit ihren Äpfeln, Birnen 
und Pflaumen als „Erſcheinungsformen“ des Obſtes ſo elendiglich zerpflücken. 
Jedenfalls ſollte man es doch unterlaſſen, Marx für ſolchen Kritizismus in 

Anſpruch nehmen zu wollen. „Das Denken geht nicht den Gedanken voraus, 
umgekehrt, an einzelnen ſinnlichen Objekten erzeugte Gedanken ſind es, an 
denen ſich durch Generaliſation der Begriff des Denkens bildet“, ſagt Dietzgen. 
Genau ſo ſteht's mit dem Ich. Nicht das Ich iſt eine Erſcheinungsform des 
Bewußtſeins. Durch Generaliſation der einzelnen Denk- und Empfindungs⸗ 
akte bildet ſich der Begriff des Ichs, welches dann eine durchaus „reale“ Er⸗ 
ſcheinung iſt und auch „ſein“ Bewußtſein hat. Dieſe Definition des Ich iſt 
auch ſehr vereinbar mit der entwicklungsgeſchichtlichen Auffaſſung der Natur- 
wiſſenſchaft, die dagegen, daß das Bewußtſein nur in der Erſcheinungsform 
des Ich eine Daſeinsmöglichkeit habe, berechtigte Bedenken hegen dürfte. 
Denn es iſt im Denkprozeſſe niederer Organismen eine Bewußtſeinsmöglichkeit 
ohne die Erſcheinungsform des Ich durchaus anzunehmen, wenn man nicht 
— was doch dem Entwicklungsgedanken widerſprechen würde — eine abſolute 
Grenze zwiſchen bewußter und Reflexbewegung annehmen will. 

Zuzugeben iſt, daß Adler mit ſeinem „Bewußtſein überhaupt“ einen Begriff 
einführt, dem das Bewußtſein in naturwiſſenſchaftlichem Sinne möglicherweiſe 
nicht gerecht wird. Ihm iſt Bewußtſein gleichbedeutend mit dem Univerſum, und 

darum kann für ihn das Ich Erſcheinungsform des Bewußtſeins ſein, wie ja 
auch für Dietzgen alle Einzelerſcheinungen Modi des Generalweſens ſind. Die 
Gegenſätze beider ſind großenteils verurſacht durch die elementare Schwierigkeit: 
die dialektiſche, höhere Einheit für die kontradiktoriſchen Begriffe „Denken“ und 
„Sein“ zu finden. Doch hat Dietzgen zweifellos durch ſeinen revolutionierenden 
Erſcheinungsbegriff einen guten Schritt vorwärts zur Aufhellung dieſes philo— 
ſophiſchen Grundproblems getan, weit über Kant und alle Kantianer hinaus. 


Religion und volksschule. 
Von Heinrich Schulz. 


Der gegenwärtige Schulkampf in Preußen hat nicht in demſelben Maße 
wie ſein Vorgänger vom Jahre 1892 eine Unmaſſe von Broſchüren auf den 
Markt geworfen. Der liberale Schulpolitiker und Lehrer Tews zwar hat ſeine 
fällige Schrift geliefert, auch Pfarrer Naumann hat ſich im geiſtreichen feuille⸗ 


M. Adler, „Marx⸗Studien“. Kauſalität und Teleologie im Streite um die Wiſſenſchaft. 
? Marr-Engels, „Die heilige Familie“. 
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toniſtiſch⸗politiſchen Plauderſtil zu dieſer Frage geäußert. Von jungliberaler 
Seite iſt gleichfalls einiges beigeſteuert worden. Aber das iſt auch ſo ziemlich 
alles geweſen, bis im Anfang dieſes Jahres der Marburger Univerſitätsprofeſſor 
Natorp' im wiſſenſchaftlichen Zentralorgan des Deutſchen Lehrervereins das 
Wort zum Schulantrag nahm. 

Natorp gehört nicht zu denen, die zu jeder wichtigen und unwichtigen 
Frage, gerufen oder ungerufen, ihre Meinung breit darlegen. Zumal zu 
Fragen der Schulpolitik nimmt er nur ſelten das Wort, ſein Gebiet iſt die 
pädagogiſche Theorie und die Philoſophie. Man iſt darum von vornherein um 
ſo eher geneigt, den Natorpſchen Deduktionen das Ohr zu leihen, weil man 
ſicher ſein darf, daß er wirklich etwas Neues zu ſagen haben wird, wenn er ſchon 
einmal die ſtille Studierſtube verläßt und ſich in den Kampf des Tages miſcht. 

In dieſer Erwartung wird man auch in der Tat nicht enttäuſcht. Was 
Natorp ausführt, iſt bei weitem das Tiefſte und Konſequenteſte, was von 
bürgerlicher Seite zum Schulkampf in Preußen geſagt worden iſt. Mit 
ſchneidender Logik und unerbittlicher Folgerichtigkeit kritiſiert Natorp die 
Stellung des Nationalliberalismus zum Schulantrag. Er deckt eine Phraſe 
nach der anderen, mit denen der Liberalismus ſeinen kläglichen Umfall in der 
Schulfrage zu bemänteln verſucht hat, auf, und mit offenherziger Deutlichkeit 
nennt er das nationalliberale Gerede von der angeblichen Wahrung der 
Gewiſſensfreiheit auch im konfeſſionellen Religionsunterricht „nichts als efle 
Heuchelei“. Natorp iſt entſchiedener Anhänger der Staatsſchule. Jedes Ver⸗ 
handeln mit der Kirche als mit einer gleichſtehenden Macht iſt nach ihm ſchon 
ein Kapitulieren vor dem Feinde, das dieſer auszunutzen wiſſen werde. Sei 
erſt einmal der Anſpruch der Kirche auf konfeſſionellen Unterricht geſetzlich feſt⸗ 
gelegt, ſo habe in Wirklichkeit nicht mehr der Staat, ſondern die Kirche das 
oberſte und letzte Wort in der Schule zu ſprechen. Den Einwendungen, daß 
wir ja ſchon jetzt die Konfeſſionsſchule in Wirklichkeit haben, daß demnach aljo 
der Schulkompromiß ſchon gar nicht mehr ſo ſehr ſchlimme Gefahren zeitigen 
könne, tritt Natorp mit der Bemerkung entgegen, daß es ein Unterſchied ſei, 
ob die Schulverwaltung nach freiem Ermeſſen auf die konfeſſionellen Ver⸗ 
ſchiedenheiten Rückſicht zu nehmen habe oder ob ſie zu dieſer Rückſichtnahme 
geſetzlich verpflichtet ſei. Durch den Schulantrag werde die preußiſche Schule 
wie mit dem Beile auseinandergeſchlagen in eine evangeliſche und eine katho⸗ 
liſche. Iſt die Konfeſſionalität erſt einmal Geſetz, ſo kann man nicht mehr 
irgend ein einzelnes Stück davon ausnehmen. Wir haben dann unweigerlich 
den katholiſchen Staatsbegriff, die katholiſche Geſchichtsbetrachtung, das katho⸗ 
liſche Urteil über unſere Dichter und Denker, katholiſche Geographie und Natur⸗ 
kunde, katholiſche Wiſſenſchaft und Philoſophie in der Schule des Staates. 
Mit demſelben Anſpruch aber, mit dem die katholiſche Konfeſſion auftritt, kann 
auch jede einzelne der proteſtantiſchen und ebenſo jede nichtchriſtliche Konfeſſion 
kommen, ſo daß eine- ungeheure Zerſplitterung des Schulweſens die Folge ſein 
wird. Und ſchließlich: der Sieg des Konfeſſionalismus in der größten Provinz 
des nationalen Schulweſens wird die Konfeſſionaliſierung der höheren Schulen 
und der Univerſität in den Kreis unmittelbarer und nächſter Erwägung rücken. 

Soweit Natorp ſich kritiſch gegen die Schulverſchlechterungspläne wendet, 
können wir ihm faſt bedenkenlos folgen. Etwas anders ſteht es aber um den 

Prof. Paul Natorp in Marburg, Ein Wort zum Schulantrag. Leipzig 1905, Ver⸗ 
lag von Julius Klinkhardt. (Sonderabdruck aus „Deutſche Schule“, Heft Tu. II, 1905.) 50 Pfg. 
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zweiten Teil der Natorpſchen Schrift, in dem er poſitiv entwickelt, welchen 
Weg er für den richtigen hält. Um es von vornherein und in aller Kürze zu 
ſagen: Natorp begründet philoſophiſch und pädagogiſch etwa den Standpunkt, 
den Genoſſe Heine auf dem preußiſchen Parteitag vertreten hat und der er— 
freulicherweiſe mit großer Mehrheit abgelehnt worden iſt. Natorp will an 
Stelle des jetzigen konfeſſionellen Religionsunterrichtes „gemeinſame Belehrung 
über Religion, aber unter ſtrengſter Fernhaltung jedes dogmatiſchen Anſpruchs, 
jeder Abſicht, ein Bekenntnis irgendwelcher Art beim Schüler zu erzielen, da— 
gegen bezweckend Kenntnis und, ſoweit möglich, inneres Verſtändnis des Reli⸗ 
giöſen in jeder für unſere heutige Kultur in Betracht kommenden Form“ 
(S. 23). Mit Recht verwirft Natorp den Gewiſſenszwang, mit dem heute den 
Kindern von Staat, Kirche oder Familie ein Bekenntnis aufgedrängt wird; auch 
die Eltern hätten kein Recht, ihre Kinder einer beſtimmten Religion zuzuführen, 
das müſſe der ſelbſteigenen Entſcheidung des herangereiften Kindes überlaſſen 
bleiben. Keinem ſolle das Recht zu „glauben“ verkürzt werden: nur dürfe 
keiner dies Recht für ſich in ein Recht über andere verwandeln und ſeinen oder 
überhaupt irgendeinen Glauben einem anderen aufzwingen wollen. Wem auch 
das „Bedürfnis“ ſei, dem müſſe dies Bedürfnis ebenſo ernſtlich abgewöhnt 
werden, wie anderen das Bedürfnis zu rauben und zu morden. 

So weit, ſo gut. Dieſen ſchönen Zuſtand geſellſchaftlicher Toleranz aber 
glaubt Natorp erreichen zu können, indem er nicht, wie wir es verlangen, den 
Religionsunterricht völlig aus dem Lehrplan der Volksſchule beſeitigen will 
— mit ſelbſtverſtändlicher Ausnahme der der Kulturgeſchichte zu überweiſenden 
hiſtoriſchen Seite der Religion —, ſondern indem er nach wie vor den 
Religionsunterricht der Schule beläßt, allerdings nicht in konfeſſioneller, ſondern 
in „pſychologiſch⸗hiſtoriſcher Form“. Solcher Unterricht ſolle die Schüler vor 
die Frage der Religion ſtellen, ihnen aber keinerlei Antwort aufzwingen. 
Wohin ein ſolcher Unterricht führen würde, geht aus einigen anderen Aus— 
laſſungen Natorps hervor. In ſeiner „Sozialpädagogik“ (Stuttgart 1899, 
S. 351) jagt er: „Der Menſch lebt nicht vom Brote der Vernunft allein .. 
er bedarf noch der Religion, und wenn die bisherige ihm nicht mehr genügen 
kann, ſo wird er ſich eine neue, ſeinem gereifteren Stande angemeſſene ſchaffen. 
Wir möchten glauben, daß die alte Religion der notwendigen Umbildung 
an ſich fähig iſt.“ Einen ähnlichen Gedanken ſpricht er in ſeiner neueſten 
Schrift aus: ein Einheitsgrund der Religion, wenigſtens der für Deutſch— 
land heute in Frage kommenden Religionsformen, müſſe vorausgeſetzt 
werden. Und in einer ſeiner früheren Schriften („Religion innerhalb der 
Grenzen der Humanität“, Stuttgart 1894) verlangte er einen „allgemeinen 
religiöſen Volksunterricht auf chriſtlicher, aber darum nicht kirchlicher Grund— 
lage“. Nun legt aber andererſeits Natorp klar, daß die Religion nicht etwas 
Außerliches, Erlernbares iſt, ſondern daß man ſie lebt, und daß ihr Quell im 
Menſchen das Gefühl iſt. Aus dieſem Quell zögen auch die religiöſen Begriffe 
ihre Nahrung. Darum wünſcht Natorp als Religionslehrer auch nur Menſchen, 
„denen Religion Herzensſache iſt, die für ihren Gefühlsgehalt zum wenigſten 
nicht empfindungslos find“ ( „Sozialpädagogik“, S. 347). 

Das ergibt alles in allem eine Art idealiſierten Religionsunterricht von 
heute. Der Inhalt des Chriſtentums in reinſter Form ſoll von wirklich be— 
rufenen Religionslehrern vorgetragen werden. Damit ſtehen wir gerade wieder 
am Ausgangspunkt. Wir haben uns einmal im Kreiſe herumgedreht. Denn 
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es erhebt ſich ſofort die Frage: Wie iſt dieſer Natorpſche Religionsunterricht, 
gegen den ſelbſtverſtändlich viel weniger einzumenden wäre als gegen den 
heutigen, zu verwirklichen? Natorp kann dafür keinen Weg angeben; er kennt 
nur den erſten Schritt: der jetzige Zuſtand der preußiſchen Schule darf nicht: 
im Sinne des Kompromiſſes verſchlechtert werden. 

Nun tut aber Natorp die ſozialdemokratiſche Forderung auf völlige Be⸗ 
ſeitigung des Religionsunterrichts aus dem Lehrplan der Volksſchule mit dem 
doppelten Einwand ab, daß eine ſolche Abſicht bei uns zurzeit ganz ausſichts⸗ 
los wäre, und daß damit in den Lehrplan der Staatsſchule eine empfindliche 
Lücke geriſſen würde. Den letzteren Schmerz würden wir gelaſſen zu ertragen 
wiſſen. Selbſt wenn die Religion bislang mit allen übrigen Unterrichtsgegen⸗ 
ſtänden und mit der geſamten Kulturentwicklung ſcheinbar ſo unlöslich ver⸗ 
flochten war, jo braucht dieſer Zuſtand keineswegs immer anzudauern. Wenn 
wir davon überzeugt ſind, daß die Kultur und der Schulunterricht ohne dieſe⸗ 
„unlösliche“ Verquickung viel beſſer gedeihen werden, ſo werden wir die heutige 
Verquickung aufheben, und zwar mit einem Male durch einen deutlichen Schnitt. 
Alles Kompromiſſeln iſt da vom Übel. 

Einen ähnlichen Fall gibt es übrigens bereits in der Geſchichte. Durch die 
Reformation wurde mit der katholiſchen Weltanſchauung kurzer Prozeß ge⸗ 
macht. Die Luther, Bugenhagen und Melanchthon hätten auch ſagen können: 
wir dürfen mit der katholiſchen Auffaſſung nicht ſo gewaltſam brechen; ſie iſt 
„ein ſo weſentlicher, mit allen übrigen ſo unlöslich verflochtener Beſtandteil 
der bisherigen Kultur der Nation und der Menſchheit“, daß wir fie nicht ſo 
ohne weiteres auslaſſen können. Aber die Luther und Mitreformatoren haben 
nicht ſo geſprochen, ſie waren konſequent, ſie ſetzten der von ihnen bekämpften 
katholiſchen Welt⸗ und Lebensauffaſſung die ihrige gegenüber. Und die Welt 
ging doch ihren Gang weiter. Und wir vermögen doch die hiſtoriſche Bedeutung 
des katholiſchen Chriſtentums bis zur Reformation zu erfaſſen, obwohl wir mit 
deſſen ganzer Gedankenwelt gar nichts mehr zu tun haben. So wird auch, 
dermaleinſt eine von allem offiziellen Religionsweſen befreite Geſellſchaft mit 
objektiver Würdigung auf die Zeit zurückzublicken vermögen, in der ſelbſt ein 
Teil der Beſten glaubte, ohne offiziellen Religionsunterricht fehle der heran⸗ 
wachſenden Jugend ein weſentlicher Beſtandteil ihrer Erziehung. 

Wenn Natorp aber unſere ſozialdemokratiſche Forderung auf völligen Aus⸗ 
ſchluß des Religionsunterrichts mit der völligen Ausſichtsloſigkeit ſolcher For⸗ 
derung abtun zu können meint, jo darf man getroſt ſeinem konfeſſionsloſen 
Religionsunterricht dieſelbe hoffnungsvolle Ausſicht eröffnen. Eine Geſellſchaft, 
die ſich bis zu ſolcher Toleranz und ſittlichen Erhabenheit aufſchwingt, wie ſie 
die Verwirklichung des Natorpſchen Planes vorausſetzen muß, iſt auf der Baſis 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung undenkbar. Eine ſolche Geſellſchaft würde 
den Religionsunterricht um ſeiner ſelbſt willen lehren, während er heute der 
herrſchenden Klaſſe als Mittel zu dem biederen Zwecke dient, „dem Volke die 
Religion zu erhalten“. Die Religion iſt heute ein Herrſchaftsmittel in der 
Hand der herrſchenden Klaſſe. Darum ſteht die Sozialdemokratie dieſer offi⸗ 
ziellen Religion, aber auch allen gutgemeinten ideologiſchen Regenerations⸗ 
beſtrebungen auf dem Gebiet des Religiöſen, mit größtem Mißtrauen gegen⸗ 
über. Wir denken auf dieſem Gebiet ganz ſo, wie Natorp es vom Staate 
gegenüber der Kirche wünſcht, daß nämlich jedes Verhandeln ſchon ein Kapitu⸗ 
lieren vor dem Feinde iſt. Erſt muß der beherrſchende Einfluß der Religion 
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auf das öffentliche Leben gebrochen werden. Das geſchieht weſentlich mit da— 
durch, daß man der Religion ihre bevorzugte Stellung in der Schule nimmt. 

Das iſt aber eine politiſche Frage, eine Machtfrage, die mit den Mitteln 
des politiſchen Kampfes ausgekämpft werden muß. Für den politiſchen Kampf 
eignen ſich die ſchönen philoſophiſch⸗pädagogiſchen Utopien wie fie Natorp über 
einen Religionsunterricht der Zukunft entwickelt, nicht. Darüber können wir 
uns vielleicht ſpäter unterhalten, wenn die politiſche Entſcheidung gefallen iſt 
und damit an die Stelle der heutigen, zu politiſchen und geiſtigen Unter⸗ 
drückungszwecken mißbrauchten Lernſchule die auf dem Prinzip der „Arbeit“ 
errichtete Erziehungsſchule tritt. Dann mögen die Natorpſchen Anregungen 
daraufhin geprüft werden, ob und inwieweit ſie für die kulturgeſchichtliche Auf- 
klärung der Jugend über die Religion und zur Gewinnung eines ſelbſtändigen 
Standpunktes des einzelnen zum Religiöſen zu verwerten ſind. Bis dahin. 
wollen wir die Debatte über die poſitiven Vorſchläge Natorps vertagen und 
an der einzig richtigen, klaren und unzweideutigen Parole feſthalten: Fort 
mit dem Religionsunterricht aus der Schule! 


Literariſche Rundſchau. 


Le Charbon dans le Nord de la Belgique. Le Point de vue technique par C. De Leener, 
Le Point de vue juridique par L. Wodon, Le Point de vue economique et social 
par E. Waxweiler. Brüſſel 1904, Miſch & Thron. VIII und 217 S. kl. 8°. 


Dieſe Arbeit bildet einen Band des neuen Unternehmens des Solvayſchen In⸗ 
ſtituts für Soziologie, „Actualités sociales“. Veranlaßt iſt die Schrift durch die 
Entdeckung großer Kohlenfelder in dem Baſſin de la Campine. Es wird unterſucht, 
ob die Ausbeutung dieſer Kohlenfelder zu empfehlen iſt, da Belgien ſeine bisherige 
Kohlenproduktion nicht aufbraucht, freilich aber beſtimmte Kohlenarten, vor allem 
Fettkohlen zur Leuchtgaserzeugung, einführen muß; zum Teil iſt der Transport deutſcher 
Kohle zum belgiſchen Verbrauchsort billiger wie der von den bisherigen belgiſchen 
Kohlenwerken. Auch für den, der ſich für die Spezialfrage nicht intereſſiert, bietet 
das Buch in ſeinem erſten Kapitel, das die Frage vom techniſchen Geſichtspunkt aus 
erörtert, vieles intereſſante Material über die bisherige Kohlenproduktion in Belgien, 
ihre raſche Entwicklung, dann über die Qualitäten der produzierten Kohlen. Eine 
Reihe intereſſanter Diagramme erläutert die ſtatiſtiſchen Angaben. Vom techniſchen 
Standpunkt wird die Eröffnung der neuen Kohlenfelder warm empfohlen. 

Die juriſtiſche Seite wird in viel zu breiter Weiſe erörtert; man erhält eine 
Darlegung der bergrechtlichen Prinzipien im allgemeinen und der Geſchichte des 
Bergrechtes in Belgien. Im dritten Abſchnitt wird die ökonomiſche und ſoziale 
Seite der Frage beleuchtet. Es wird feſtgeſtellt, daß die Kohlenförderung im 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Revier erheblich billiger wie in Belgien iſt und daß die neuen 
Kohlenbergwerke, die vor allem wegen der reichlichen Bedarfsdeckung durch die bis— 


herige Kohlenförderung als Weltmarktware zu betrachten find, nur dann vom kapi⸗ 


taliſtiſchen Standpunkt aus betrieben werden ſollen, wenn der Preis der Förderung 
den der weſtfäliſchen Kohlen nicht überſteigt. Vom Standpunkt der Arbeiter, meint 
der Verfaſſer, liege ein Intereſſe an dem Abbau dieſer Kohlenfelder nicht vor, weil 
es an belgiſchen Arbeitern fehlen würde, die für ſie in Betracht kommen können. 
Waxweiler meint deswegen, daß die Frage der Ausdehnung der belgiſchen Kohlen 
produktion keine brennende ſei, daß man ſie ruhig und ohne Übereifer diskutieren 
ſolle, daß das einzig Befriedigende eigentlich ſei, daß die belgiſche Induſtrie über 


eine große Kohlenreſerve verfügt. Der Staat ſolle ſich vorläufig ein Gebiet für den 


Kohlenabbau vorbehalten, die geologiſchen und chemiſchen Vorarbeiten über die Tiefe 
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der Kohlenfelder und über die Qualität der Kohlen vornehmen. Im Intereſſe der 
Staatsfinanzen empfiehlt er, zu erwägen, ob der Staat den Abbau nicht ſelbſt in 
die Hand nehmen ſoll, insbeſondere ſoll dabei auch berückſichtigt werden, daß der 
belgiſche Staat ſelber ein großer Kohlenverbraucher iſt. An dem Beiſpiel Preußens 
wird gezeigt, daß der Staat als Bergwerksbeſitzer die Macht der Kartelle nicht 
bricht. Die ſoziale Seite des Kohlenbergbaus kommt in der Behandlung dieſer 
„Soziologiſchen Publikation“ etwas zu kurz. Es wird nur ins Gedächtnis gerufen, 
daß noch eine erhebliche Zahl von Knaben unter 14 Jahren unter der Erde arbeiten, 
und daß auch Mädchen unter 14 Jahren, wenn auch nicht unter Tag, im Bergbau 
verwendet werden. Frauen und Mädchen über 16 Jahren ſind unter Tage und 
auch zur Nachtzeit im Bergbau tätig. Zirka 9000 erwachſene Männer arbeiten am 
Tage unter der Erde über elf Stunden und 3500 zur Nachtzeit. So ſteht Belgien 
hinſichtlich des Schutzes der Bergarbeiter in letzter Linie. 

Den Schluß der ſehr ſchön ausgeſtatteten Schrift bilden Auszüge aus den bel⸗ 
giſchen Berggeſetzen von 1810 und 1837 und eine ziemlich reichhaltige Bibliographie 
über die in dieſem Büchlein behandelten Fragen. ad. br. 


Die Maſchine in der Rohproduktion. Eine volkswirtſchaftliche Studie von Dipl. 
Ing. Dr. Alexander Lang. Erſter Teil: Allgemeines. Zweiter Teil: Die 
Maſchine in der Landwirtſchaft. Berlin 1904, Georg Siemens. 


Lang ſtellt ſich zur Aufgabe, auf Grund der Erkenntniſſe der Nationalökonomie 
und der Maſchinenwiſſenſchaft „eine wiſſenſchaftliche Überficht über den Einfluß der 
Maſchine auf die Rohproduktion in der Volkswirtſchaft zu bieten“. Unter Roh⸗ 
produktion verſteht er die Landwirtſchaft und den Bergbau, die Maſchine iſt ihm 
„ein von Menſchen bedientes Arbeitsmittel oder ein Komplex von ſolchen zwecks 
mechaniſcher Arbeitsrationaliſierung, ein Arbeitsmittel alſo, welches nicht ... den 
Menſchen unterſtützt, ihm dient, ſondern von ihm bedient wird“. Dies ſoll eine 
ökonomiſche Definition der Maſchine ſein und ſie zeigt ſchon den Hauptmangel, 
der dem allgemeinen Teile der Langſchen Studie anhaftet. Nur in einer Geſellſchaft 
von Maſchinen könnten die Menſchen den Maſchinen dienen. Solange es eine 
menſchliche Geſellſchaft gibt und in ihr Maſchinen angewandt werden, dienen die 
Arbeitsmittel den Zwecken irgendwelcher Menſchen und nicht umgekehrt. Wohl 
wird in einer kapitaliſtiſchen Geſellſchaft der überwiegende Teil der Menſchheit 
zu einer Art Produktionsmittel, aber im Dienſte anderer Menſchen, nicht anderer 
Produktionsmittel. Lang bringt es fertig, von der Entſtehung der Maſchine zu 
ſprechen, ohne den Kapitalismus auch nur zu erwähnen, und da braucht man ſich 
nicht zu wundern, daß er die Maſchine einem Bedürfnis nach Vorrichtungen zur 
Erleichterung des „menſchlichen Daſeins“ entſpringen läßt. Heiliger J. St. Mill! 

Auch den anderen Kapiteln des erſten Teiles der Schrift, „Die Geſchichte der 
Maſchine, Die Entſtehung des Maſchinenzeitalters“ uſw., kann ich irgendwelche Be⸗ 
deutung nicht zuſprechen und für ſie nur die Entſchuldigung finden, daß ſie mit den 
oben erwähnten Abſichten des Autors in keinem Zuſammenhang ſtehen. 

Der zweite Teil der Arbeit Langs ſtellt in der Tat eine Überficht über den Ein⸗ | 
fluß der Maſchine auf die Landwirtſchaft dar, wenngleich die Grundlage ökono⸗ 
miſcher Theorie fehlt. Der Verfaſſer benutzt die landwirtſchaftliche Literatur, um 
die „Rentabilität“ der gebräuchlichen Arbeitsmaſchinen und Motoren im Vergleich 
mit der Handarbeit aufzuſtellen, er berechnet, wie groß die Steigerung des Roh⸗ 
ertrags iſt, die Erſetzung von Geſpannen, die Reduktion der Arbeitskoſten, die Er⸗ 
ſetzung von Arbeitern. Er vertritt die Meinung, daß die landwirtſchaftliche 
Maſchine nicht als Konkurrent, ſondern als Erſatz fehlender Arbeitskräfte aufzu⸗ 
faſſen iſt und kommt zu dem Schluſſe, daß die Anwendung von Maſchinen die Beſitz⸗ 
verteilung in der deutſchen Landwirtſchaft nicht verändert hat und vorausſichtlich 
auch nicht verändern wird. J. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Schiller und die Gegenwart. 


Vor etwa dreißig Jahren erſchien eine Überficht über die Schillerliteratur 
in Deutſchland, die nicht weniger als 67 Geſamtausgaben und 323 Einzel- 
ausgaben von Schillers Werken, ſowie 711 Schriften über den Dichter ver— 
zeichnete. Seitdem iſt dieſe Literatur ins Ungemeſſene angeſchwollen, wie eben 
jetzt wieder, zum hundertſten Todestag des Dichters, eine wahre Meereswoge 
von Schillerſchriften über den deutſchen Büchermarkt hereinbricht. Rechnet man 
dazu, wie unzählige Male über Schiller gehandelt worden iſt, in Erſcheinungen 
der periodiſchen und nichtperiodiſchen Literatur, die ſich nicht ausſchließlich mit 
ihm beſchäftigten, ſo ſollte man meinen, nichts müſſe leichter ſein, als mit 
wenigen Worten zu ſagen, wie es hiſtoriſch um Schiller beſtellt geweſen ſei. 

Gleichwohl iſt dieſe Meinung durchaus hinfällig. Schon ein flüchtiger Blick 
in die gegenwärtig wie Pilze aus dem Boden ſchießenden Schriften über 
Schiller offenbart einen Sprachenwirrwarr wie einſt beim Turmbau zu Babel. 
Es iſt auch kein Zufall, daß es bei aller tropiſchen Überfülle der Schillerliteratur 


noch immer an einer leidlichen Biographie des Dichters fehlt, daß die drei 


großen Anläufe, die in den achtziger und neunziger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts von Brahm, Minor und Weltrich zu dieſem Ziele gemacht wurden, 
in der Mitte oder gar ſchon im Anfang ſtecken geblieben ſind. Und dabei hat 
man alle Vorarbeiten für eine abſchließende Biographie Schillers längſt er— 
ledigt. Seine Werke find mit der berühmten „philologiſchen Akribie“ durch— 
ackert und wieder durchackert worden; keine Scholle ihres Erdreichs, die nicht 
drei⸗, die nicht zehnmal umgepflügt worden wäre, um jedem Fäſerchen darin 
nachzuſpüren, ſei es nun des Krauts oder Unkrauts. Ebenſo ſteht es mit dem 
Briefwechſel des Dichters bis auf die gleichgültigſten Zettel herab, und wie ſein 
Geiſtesleben bis zu den trivialſten Erläuterungen klargeſtellt worden iſt, ſo 
bietet ſein einfacher Lebenslauf keine Rätſel irgendwelcher Art, zumal da auch 


in dieſer Beziehung bis zur überflüſſigſten Kleinkrämerei herab für das nötige 


Licht geſorgt worden iſt. 
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Wo ſteckt denn nun eigentlich die Schwierigkeit, Schillers hiſtoriſche Er⸗ 
ſcheinung zu begreifen? Sie ſteckt in dem Walle der Tradition, womit ſich die 
bürgerliche Klaſſe die Geſtalt des Dichters verbaut hat. Ahnlich wie um 
Leſſing hat ſich auch um Schiller eine ganze Legende gewoben, wenn auch in 
einer anderen Tendenz; wie Leſſing in unſerer klaſſiſchen Literatur die hiſto⸗ 
riſche Miſſion der Hohenzollern, ſo ſoll Schiller in ihr die hiſtoriſche Miſſion 
des deutſchen Bürgertums verſinnbildlichen. Von dieſem Standpunkt aus iſt 
alles Mögliche und Unmögliche in Schiller hineingelegt worden, wovon ſeine 
arme Seele nicht einmal etwas geahnt, geſchweige denn gewußt hat. Und 
wenn es auch ungerecht ſein würde zu ſagen, daß dieſe Legende von vornherein 
in trügeriſcher Abſicht herangezüchtet worden ſei, ſo iſt es doch nur richtig zu 
ſagen, daß, wer als wiſſenſchaftlicher Forſcher an Schiller herantreten will, 
zunächſt einmal mit der Legende über Schiller aufräumen muß. Das geht 
aber über bürgerliche Kraft, und es iſt ſchon ein Kompliment für die ernſteren 
Literarhiſtoriker, daß ſie ſich nicht erſt an die heikle Aufgabe wagen oder ver⸗ 
ſtimmt abbrechen, ſobald ihre hiſtoriſche Gewiſſenhaftigkeit in einen unlöslichen 
Konflikt mit ihren bürgerlichen Vorurteilen gerät. Nur die fingerfertigen 
Lieferanten der gerade fälligen literariſchen Marktware ſchreiben ohne alle 
Skrupel ihre Bücher und ihre Büchlein über Schiller, die denn auch danach ſind. 

So iſt es durchaus nicht übertrieben, wenn die deutſchen Arbeiterblätter 
von einem „bürgerlichen Schillerrummel“ ſprechen. Sogar in die bürgerliche 
Preſſe dringt dieſe Auffaſſung ein, wenigſtens in diejenigen ihrer Organe, die 
an ihrem Teile beſtrebt ſind, aus dem gegenwärtigen Schillertrubel mehr als 
ein bloßes Jahrmarktergötzen zu machen. Die „Frankfurter Zeitung“ hat ſchon 
wiederholt darüber geklagt, ſo erhebend und ſchön wie die Schillerfeier von 
1859 werde die Schillerfeier von 1905 nicht werden. Da hat ſie freilich recht, 
aber wer hat ſie auch geheißen, Feigen vom Diſtelſtrauche zu ernten? Die 
Schillerfeier von 1859 beruhte ebenfalls auf der Schillerlegende; das deutſche 
Bürgertum feierte nicht den Schiller, der hiſtoriſch — wirklich geweſen war, 
ſondern den Schiller, den es ſich für ſeine Bedürfniſſe zurecht gemacht hatte, 
nicht den Schiller, der den Deutſchen den Beruf abgeſprochen hatte, jemals 
eine moderne Nation zu bilden, ſondern den Schiller, der angeblich der Herold 
der deutſchen Einheit im Sinne einer modernen Nation geweſen ſein ſollte. 
Aber dieſe Legende ſelbſt hatte damals noch hiſtoriſche Kraft; ſie war keine 
Lüge und keine Phraſe; vielmehr war ſie, wenn auch von keinem ſtarken Willen 
gezeugt, ſo doch von einer großen Sehnſucht geboren, und ſo vermochte ſie 
wirkliche Begeiſterung zu entzünden, nicht ſowohl eine Begeiſterung für Schiller, 
als eine Begeiſterung in Schiller. Aber wie kann heute von ſolchen Dingen 
überhaupt nur geſprochen werden? Was kann Schiller noch bedeuten für die 
Bourgeoiſie, die ihre äſthetiſchen, politiſchen und ſozialen Ideale längſt an den 
baren Profit aufgelaſſen hat? Oder was kann er für das Kleinbürgertum 
bedeuten, das, vom großen Kapital unrettbar zerſtampft, in mittelalterlichen 
Luftſpiegelungen vom Schlage der Zunft ſein illuſoriſches Heil erblickt? Wenn 
dieſe Klaſſen heute mit Schillers Namen krebſen, ſo iſt es im ſchlimmeren Falle 
eine Lüge und im beſſeren Falle eine Phraſe. 
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Anders ſteht die Arbeiterklaſſe zu Schiller. Frei von den bürgerlichen Vor: 
urteilen, ſieht ſie ihn in der Zeit, worin er wirklich gelebt hat; indem ſie die 
hiſtoriſche Bedingtheit ſeines geiſtigen Schaffens erkennt, weiß ſie eben dadurch 
ſeine hiſtoriſche Größe zu würdigen. Sie kann niemals einen Kultus auch nur 
mit Schillers Geiſte treiben, wie ihn die deutſche Bourgeoiſie mit Schillers 
Namen getrieben hat; ſie braucht für ihre großen Ziele keine Schwurzeugen aus 
der Vergangenheit, auch nicht aus der klaſſiſchen Literatur, ſelbſt wenn ſie 
nicht ſchon durch ihren hiſtoriſchen Inſtinkt davor bewahrt wäre, in der wunder— 
lichen Weiſe der bürgerlichen Halbſchlächtigkeit die Zeiten durcheinander zu 
werfen. Aber eine tiefe Sympathie verbindet ſie mit dieſem Dichter, deſſen 
mächtiges Freiheitspathos erſt in ihren gewaltigen Kämpfen das hiſtoriſche 
Echo gefunden hat, deſſen heldenhaftes Arbeiten und Kämpfen und Leiden ihn 
immer einer Klaſſe teuer machen muß, deren Leben auch aus Arbeiten und 
Kämpfen und Leiden beſteht, deſſen ernſtes Schickſal ſie um ſo tiefer bewegt, 
als ſie mitten in allem Elend doch ſchon des „Sieges hohe Sicherheit“ emp— 
finden darf, die Schiller nur erſt in den Wolken einer idealen Welt finden 
konnte. 

Es iſt eine kleinliche und dabei auch von völligem Mißverſtändnis des 
hiſtoriſchen Materialismus zeugende Auffaſſung, zu ſagen, daß Schiller durch 
die höfiſche Umgebung, worin er als Mann gelebt habe, ſozuſagen entrevo— 
lutioniert worden ſei. Gewiß hat dies höfiſche Milieu bis zu einem gewiſſen 
Grade auf Schiller abgefärbt, wie ſich ſelbſt der größte und ſtärkſte Menſch 
nie völlig dem Einfluß ſeiner Umwelt zu entziehen vermag, aber nicht dieſe 
kleinen Flecken ſind das Charakteriſtiſche an Schiller, ſondern umgekehrt die 
Hoheit der Geſinnung, die er der unglaublichen Enge der Verhältniſſe abzu— 
trotzen wußte, in denen er lebte. Viel feiner und tiefer ſagt Albert Lange: 
„In Schillers ganzem Weſen lag jener Zwieſpalt ſehr tief, der das achtzehnte 
Jahrhundert ſo mächtig bewegte, und an welchem nur wenige glückliche 
Naturen, wie Goethe, faſt ahnungslos vorübergingen. Wie in ſeinem Naturell 
eine feurig zum Idealen emporſtrebende Natur mit einer mächtigen Sinnlich⸗ 
keit kämpfte, ſo führte ihm ſein Bildungsgang tiefe, gewiß nie völlig ge— 
ſchwundene Eindrücke einer kindlichen Frömmigkeit zu, die bald mit ſeinem 
ſcharfen Verſtande in Kampf geraten mußte.“ Damit iſt treffend die Zwie— 
ſpältigkeit der bürgerlichen Aufklärung gekennzeichnet, an der Goethe faſt 
ahnungslos vorüberging, nicht weil er eine glückliche Natur, ſondern weil er 
eine Künſtler⸗ und keine Kampfnatur war. 

Schiller aber ſtand unter den großen Kampfnaturen der bürgerlichen Auf— 
klärung in vorderſter Reihe. Das erſte Zeugnis, das urkundlich über ſein 
perſönliches Weſen überliefert worden iſt, betont gerade dieſen Punkt; Kraft: 
äußerung vor allem habe ihn begeiſtert, ſchrieb ſein Jugendfreund Scharffen— 
ſtein, und wenn Schiller kein großer Dichter geworden wäre, ſo hätte er nur 
ein großer Menſch im aktiven öffentlichen Leben werden können. Sein ganzes 
Dichten und Trachten zeigt, daß er das wirkende Leben über das betrachtende 
erhob, das Tun dem Erkennen, die Tat, wie es im Fiesco heißt, der Kunſt 
und dem Scheine vorzog. Und ſo ſagte ſchon vor ſiebzig Jahren der bürger— 
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liche Literarhiſtoriker Gervinus mit Recht: „Nur da die wirkliche Welt gar zu 
ſteil vor den Geſinnungen des Jünglings dalag, ward er auf die Dichtung 
und das Reich der Ideale zurückgewieſen. Aber auch da nahm er den Stoff 
faſt immer aus der wirklichen, handelnden Geſchichte her, und ſchien es richtig 
für des Dichters höchſten Beruf zu halten, Taten zu beſingen, wie er umge- 
kehrt des Dichters Preis die ſchönſte Krone der Taten nannte.“ Das iſt 
wieder viel klarer und verſtändiger als die Auffaſſung, die materialiſtiſch 
ſein ſoll, aber tatſächlich nur naiv iſt, wonach Schiller durch die höfiſche Um⸗ 
gebung von Weimar aus einem ſtolzen Revolutionär ein zahmer Philoſoph 
geworden ſei. 

Der Dualismus, die Zwieſpältigkeit der bürgerlichen Aufklärung war un⸗ 
trennbar von ihr und konnte ſelbſt von ihren ſtärkſten Kämpfern nicht über⸗ 
wunden werden; immer danach ringend, das wirkliche Leben über das be⸗ 
trachtende zu erheben, wurden ſie immer wieder dazu gezwungen, das wirkliche 
dem betrachtenden Leben unterzuordnen. So auch ſetzte der Jüngling Schiller 
die Tat vor die Kunſt und den Schein, während der Mann Schiller die Kunſt 
und den Schein der Tat vorziehen mußte. Er hat ſeine Welt des Ideals, 
die heiteren Regionen, wo die reinen Formen wohnen, mit aller dichteriſchen 
Kunſt geſchmückt, über die er verfügte, und als Werk des Genius bleibt ſie 
der Menſchheit unverloren; wer ſie rein äſthetiſch genießen will — was immer 
nur die Sache Weniger geweſen iſt und ſein konnte —, der wird einen ſeltenen 
Genuß haben. Aber als Weltanſchauung hat ſie für die moderne Arbeiterklaſſe 
nur den Wert einer blinkenden Glasperle, denn dieſe Klaſſe braucht ſich kein 
Reich in die Wolken zu bauen, da ſie ihr Reich auf der feſten Erde gründen 
kann und gründet. 

Dies iſt der große Vorbehalt, den die moderne Arbeiterbewegung gegen 
alle bürgerliche Aufklärung zu machen hat, und ſomit auch gegen den größten 
Dichter dieſer Aufklärung. Denn wenn wir heute kaum noch begreifen, wie 
jemals ernſthaft darüber geſtritten werden konnte, ob Goethe oder Schiller der 
größere Dichter geweſen ſei, jo darf man doch mit gutem Fuge jagen, daß 
unter den großen Geſtalten der bürgerlichen Aufklärung, und nicht nur in 
Deutſchland, keine mit dichteriſchen Gaben ſo reich geſegnet geweſen ſei, wie 
Schiller. Weder höchſte noch reine Kunſt findet ſich in ſeinen dichteriſchen 
Werken, und die herbe Kritik, die einſt die romantiſche und dann die natura⸗ 
liſtiſche Schule an ſeinem Dichterberuf übte, focht äſthetiſch nicht eben mit ganz 
ſtumpfen Waffen. Aber immer wieder ſank die Schale zugunſten Schillers, 
zumal in der Arbeiterklaſſe, die ſich zu ihrem Glücke ihren Geſchmack noch 
nicht von den ſtarren Formen einer mehr oder minder einſeitigen Aſthetik regeln 
zu laſſen braucht. 

Solange ſie mitten in dem heißen Kampfe um der Menſchheit große Gegen⸗ 
ſtände ſteht, wird ſie gern die tönende Stimme dieſes Kämpfers hören, der aus 
ſeinem tapferen Herzen den unverſieglichen Mut fc alle Plagen einer 
geknechteten Welt zu überwinden. 
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Die Rebellionen in Schillers Dramen. 
Von K. Kautsky. 
15 
Schillers Dramen vor der Revolution. 


Wenn am nächſten neunten Mai Schiller von allen Klaſſen und Parteien 
Deutſchlands — abgeſehen von ein paar verbohrten Zeloten — einmütig 
und begeiſtert gefeiert wird, ſo liegt darin ſicher viel Gemachtes und Ge— 
heucheltes; der Enthuſiasmus, den die deutſche Bourgeoiſie am hundertſten 
Todestag Schillers entfaltet, iſt weit mehr ein künſtliches Gewächs als jener, 
mit dem ſie ſeinen hundertſten Geburtstag beging. Um 1859 ſtand ſie vor 
dem Höhepunkt ihres politiſchen Aufſtiegs, wo ſie dem Triumph jener Ideale, 
deren beredteſten Herold ſie in Schiller ſah, ſich am nächſten glaubte. Seitdem 
aber hat ſie eines dieſer Ideale nach dem anderen als hindernden Ballaſt von 
ſich abgeworfen, hat ſie ſich zur „Realpolitik“ bekehrt, zu jener Politik, die ſich 
nur um das Morgen kümmert und die Frage nach dem Übermorgen ſchon als 
eine unbequeme und überflüſſige abweiſt: die richtige Politik für eine Klaſſe, 
die keine großen Ziele mehr hat, an ihre eigene Zukunft nicht mehr glaubt. 
Die großen und ſtolzen Ziele, welche die Bourgeoiſie bei ihrem politiſchen Auf— 
ſtieg ſich ſetzte, ſind für ſie zu bloßen Redensarten geworden, die man gedanken— 
los nachſchwätzt, wie für manchen „Chriſten“ die Religion zu bloßer Redens— 
art geworden iſt, über die man ſelbſt ſchon ſich erhaben dünkt, die aber dem 
Volke noch erhalten bleiben muß, das man dadurch beſſer zu zügeln hofft. So 
rechnet der „aufgeklärte“, „moderne“ Bourgeois heute Schiller zu den National⸗ 

heiligen, an die er ſelbſt nicht mehr glaubt, deren Kultus er aber gewohnheits— 
mäßig fortſetzt, zum Teil in der Erwartung, daß ſie gut ſind für Kinder und 
für das Volk, die aus ihnen Vertrauen in die ſittliche Weltordnung und den 
Glauben an die jugendliche Kraft der Schlagworte des Liberalismus ſaugen 
ſollen. 

Aber je mehr man ſich unter den geſellſchaftlichen Klaſſen Deutſchlands 
dem denkenden und kämpfenden Proletariat nähert, deſto wahrer, deſto 
lebendiger wird die Begeiſterung der Schillerfeier. Es gibt ſicher keinen 
deutſchen Dramatiker, der ſo volkstümlich geworden iſt wie Schiller. Daß er 

dies wurde, verdankt er aber vor allem dem rebelliſchen Inhalt ſo vieler ſeiner 

Dramen, der den rebelliſchen Neigungen der arbeitenden Klaſſen ſo vortrefflich 
entſpricht. Von ihrem rebelliſchen, nicht ihrem revolutionären Inhalt 
iſt hier die Rede. Sicher war Schiller auch ein Revolutionär; unter den 
Idealen, die die aufſteigende bürgerliche Welt im Gegenſatz zur Weltordnung, 
die ſie vorfand, entwickelte, waren auch die ſeinen zu finden. Aber das iſt 
es nicht, was Schiller beſonders kennzeichnet. Was ihn jedoch über die anderen 
Dramatiker Deutſchlands nach der politiſchen Seite hervorhebt — und nur 
von dieſer, nicht von der äſthetiſchen ſprechen wir hier —, das iſt ſein Inter⸗ 
eſſe für die Rebellion, für die Auflehnung gegen die angeſtammte Obrigkeit. 
Immer und immer wieder behandelt er dies Thema, und er variiert es in der 
mannigfachſten Art. 

Den Ur ſachen dieſes Rebellentums nachzuforſchen und es in ſeine Einzel— 
heiten zu verfolgen, liegt nicht im Plane meiner Ausführungen. Es würde dies 
zu einer materialiſtiſchen Erklärung des ganzen dramatiſchen Schaffens 
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Schillers werden müſſen, eine Aufgabe, die ich gerne kompetenteren Federn 
überlaſſe, ebenſo wie die äſthetiſche Würdigung des Schillerſchen Wirkens. 

Ich habe hier bloß die Abſicht, die Formen zu unterſuchen, die die Rebellion 
in den einzelnen Dramen Schillers annimmt, um daraus Schlüſſe auf ſeine 
revolutionäre Eigenart zu ziehen. 

Nur eine Frage ſei hier noch berührt, bevor ich an dieſe Unterſuchung 
gehe, die Frage, ob das dramatiſche Genie bei Schiller nicht auch in einem 
Zuſammenhang mit ſeinem revolutionären Temperament ſteht. Das Drama 
und die Revolution ſind einander inſofern verwandt, als beide Kataſtrophen 
darſtellen, die ſich unmerklich, aber unwiderſtehlich vorbereiten, um dann jäh 
hereinzubrechen. Je mehr das kataſtrophale Empfinden und Denken in einem 
Dichter entwickelt iſt, deſto beſſer muß ihm die dramatiſche Form gelingen, 
deſto ſtärker muß die Wirkung ſeiner Dramen werden — natürlich bei jr 
gleicher künſtleriſcher Begabung. 

Wie das Empfindungsleben des Dichters ſelbſt, muß aber auch die Ei 
mung der Zeit, in der er lebt, nicht bloß auf den Inhalt, ſondern auch auf 
die Form und die Wirkung dieſer Form ſeines Schaffens Einfluß nehmen. 

In meiner Broſchüre über die ſoziale Revolution habe ich auf die Tatſache 
aufmerkſam gemacht, daß in den Naturwiſſenſchaften die Kataſtrophentheorien 
vorherrſchten, ſolange die Bourgeoiſie revolutionär war; daß ſie durch die 
Theorien der unmerklichen Entwicklung abgelöſt wurden, als die Bourgeoiſie 
in konſervative Bahnen einlenkte. Dieſer Zuſammenhang wird niemanden 
überraſchen, der weiß, wie ſehr die geſellſchaftlichen Bedürfniſſe und Empfin⸗ 
dungen nicht nur die geſellſchaftlichen, ſondern auch die naturwiſſenſchaftlichen 
Theorien, das ganze Weltbild beeinfluſſen. Die wiſſenſchaftliche Tätigkeit be⸗ 


deutet ja nichts als die Ordnung der Fülle der Erſcheinungen und die Tren⸗ 


nung des Weſentlichen vom Unweſentlichen. Die Art und Maſſe der Erſchei⸗ 
nungen, die die Wiſſenſchaft in einem gegebenen Moment zu verarbeiten hat, 
hängt weſentlich von der gegebenen Höhe der Technik ab. Sie ſind für alle 
Mitglieder einer gegebenen Geſellſchaft die gleichen. Aber je nach dem durch 
die geſellſchaftlichen Verhältniſſe beeinflußten Empfinden und Denken werden 
dieſelben Tatſachen von den Einzelnen verſchieden bewertet werden, und in 
dieſer verſchiedenen Wertung beruhen vornehmlich die Differenzen der ver⸗ 
ſchiedenen wiſſenſchaftlichen Richtungen innerhalb einer beſtimmten Geſellſchaft. 
Die Tatſachen ſind für alle dieſelben, aber ihre Scheidung in weſentliche und 
unweſentliche iſt nicht bei allen Klaſſen und Individuen die gleiche. 


So wie die Wiſſenſchaft muß auch die Kunſt durch die ſozialen Stim⸗ 


mungen und Bedürfniſſe beeinflußt werden. Das iſt ja ganz ſelbſtverſtändlich, 
ſoweit es den Inhalt der Kunſt anbelangt, aber es gilt auch für ihre Form. 
Und da iſt es kein Zufall, daß jene Kunſtgattung, die am meiſten eine kata⸗ 
ſtrophale Entwicklung darſtellt, ihren Höhepunkt im Zeitalter der Revolutionen 
erlangte — allerdings in Deutſchland, das die große bürgerliche Revolution 
philoſophiſch und künſtleriſch reflektierte, nicht in England und Frankreich, die 
ſie machten und ihre ganze intellektuelle Kraft in der Politik und im Kriegs⸗ 
weſen aufbrauchten, ſo daß für Kunſt und Philoſophie nur wenig übrig blieb. 

Und ebenſowenig dürfte es Zufall ſein, daß die dramatiſche Produktion an 


Kraft und Tiefe in Deutſchland in demſelben Maße zurückgeht, in dem ſeine 
Vorliegender Artikel wurde geſchrieben, ehe ich Gelegenheit hatte, in Mehrings meiſter⸗ 


hafte Schrift über Schiller Einſicht zu nehmen. K. K. 
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Bourgeoiſie konſervativer wird; daß aber auch in demſelben Maße das Drama 
ſeinen Charakter ändert; das kataſtrophale Element wird aus ihm immer mehr 
ausgeſchieden; das Drama wird immer mehr aus der Schilderung einer Hand— 
lung, einer Entwicklung, die Schilderung eines Zuſtandes, der nicht vom 
Flecke kommt; an Stelle eines kraftvollen Kampfes tritt müde Ergebenheit, 
ſchmerzvoller Peſſimismus oder zyniſcher Hohn, die aber alle das gleiche 
Thema variieren: Es bleibt alles beim alten. Freilich, das Weſen des Dramas 


ſchreit gebieteriſch nach Handlung, nach Kataſtrophen; das Milieudrama kann 


nie die Form des Dramas überhaupt werden; aber was heute noch an 
kataſtrophalem Drama daneben erzeugt wird, entſpringt nicht dem modernen 
bürgerlichen Denken, ſondern nur ſeinen Überlieferungen, wird immer mehr 
konventionell, verliert den Pulsſchlag des warmen Lebens. * 

Ganz anders aber war die Zeit, zu der Schiller ſchrieb. Sie lechzte nach 
Kampf, nach raſch fortſchreitender Handlung, nicht nach tatloſer Stimmung. 
Kein dichteriſcher Genius kam dieſem Bedürfnis mehr entgegen, als Schiller. 
Darin wurzelt ſeine mächtige Wirkung, darin ſeine Popularität. Und ſie 
bleibt lebendig für das Proletariat, das auch heute nach Kampf und Handlung 
begehrt; ſie läßt ihm Schiller auch an ſeinem hundertſten Todestag noch ewig 
jung erſcheinen und wird ihn als populärſten deutſchen Dramatiker fortleben 
laſſen, ſolange nicht ein neues Genie erſtanden, das ihm gewaltige Kataſtrophen 
lebendig vor die Augen führt. 

Jedoch nicht nur durch die Größe, die Gewalt der Handlung ſowie die 
Wucht der Sprache feſſeln Schillers Dramen alle revolutionären Gemüter, 
ſondern auch durch ihren rebelliſchen Inhalt. Aber freilich, dieſer Inhalt zeigt 
nicht nur das Zeitalter der Revolutionen an, dem er entſprang, ſondern auch 
die politiſche Rückſtändigkeit und Beſchränktheit Deutſchlands und die politiſche 
Naivetät, die ſie in ſeinen beſten Geiſtern erzeugte. 

Der erſte Rebell, den Schiller zeichnete, war Karl Moor, an dem er 1777 
bis 1781 arbeitete. Noch haben wir es hier mit keiner politiſchen Rebellion 
zu tun, keinem Verſuch, den Staat umzumodeln, ſondern nur einer perſönlichen 
Auflehnung gegen die Geſetze des Staates — einer Auflehnung, die ſelbſt wieder 
nicht einmal durch ſchlechte Geſetze, ſondern nur durch den perſönlichen Schurken⸗ 
ſtreich eines Halunken provoziert wird: „Mörder, Räuber durch ſpitzbübiſche 
Künſte!“ 

Aber der edle Räuber iſt keine rein phantaſtiſche Perſonifizierung der Auf- 
lehnung gegen Staat und Geſellſchaft; er iſt keine Erfindung Schillers. Dies 
Räuberweſen iſt vielmehr eine Erſcheinung, die mit gewiſſen ſozialen Verhält⸗ 
niſſen untrennbar verknüpft iſt. Der Räuber der Wälder, der dem Einbrecher 
oder Raubmörder der modernen Großſtadt nicht gleichzurechnen iſt, entſpringt 
aus der Auflöfung des urwüchſigen Bodenkommunismus. Er tritt dort auf, 
wo dieſer Kommunismus unfähig wird, allen Dorfbewohnern ihre Exiſtenz zu 
ſichern, wo namentlich das Latifundienweſen Bauern und auch kleine Adelige 
expropriiert, anderſeits aber noch keine ſtarke kapitaliſtiſche Induſtrie entſtanden 
iſt, die in der Lage wäre, die Expropriierten aufzuſaugen, aber auch eine ſtarke 
zentraliſierte Staatsgewalt zu ſchaffen, wodurch jede gewaltſame Auflehnung 
gegen die Geſetze ſofort niedergeſchlagen werden könnte. 

Die Schwächlinge unter den Expropriierten werden da Landſtreicher und 
Bettler; die ſtarken Naturen greifen zu den Waffen, um ſich als Söldner zu 
verdingen, wenn Nachfrage nach ſolchen vorhanden. Wo dieſe fehlt, werden 
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ſie Räuber; wo es eine politiſche Empörung gibt, ſchließen ſie ſich ihr an. 
In unſeren Tagen noch ſehen wir im Balkan, wie die Grenze zwiſchen dem 
Räuber und dem Freiheitskämpfer eine verſchwimmende iſt; wie je nach der 
Konſtellation der Räuber von heute zum nationalen Helden von morgen und 
dieſer wieder zum Räuber von übermorgen wird. Das Volk liebt ihn und ver⸗ 
ehrt ihn als Bekämpfer feiner Unterdrücker und Ausbeuter. In den ſerbiſchen und 
bulgariſchen Volksliedern ſpielen die Heiducken, die Räuber, eine gefeierte Rolle. 

Nichts irriger, als zu glauben, erſt Schiller habe den Räuberkultus auf⸗ 
gebracht. Nicht bloß im Balkan, auch in Süditalien gilt der Räuber als ein 
edler Held; nicht minder war dies bis in die ſechziger Jahre in Ungarn und 
Irland der Fall. Schiller konnte ſelbſt aus dem Volksempfinden Süddeutſch⸗ 
lands ſchöpfen, wo zu ſeiner Zeit der Räuber der Wälder nach eine lebhafte 
Praxis übte. Wir erinnern nur an den Schinderhannes und den bayeriſchen 
Hieſel. Ein württembergiſcher Räuber, der Sonnenwirt, wurde von Schiller 
in einer ſeiner Proſaſchriften, dem „Verbrecher aus verlorener Ehre“, 1787, 
gerechtfertigt. 

In einem ökonomiſch rückſtändigen, agrariſchen Lande, wo keine ſtarke 
Bourgeoiſie, kein trotziges Kleinbürgertum, kein kampffähiges induſtrielles Prole⸗ 
tariat dem Abſolutismus und der Feudalherrſchaft entgegentreten, erſcheint 
rebelliſchen Gemütern leicht das Räubertum als die einzig mögliche Form der 
Auflehnung gegen Staat und Geſellſchaft. Noch 1869 ſchrieb Bakunin: 

„Das Räubertum iſt eine der ehrenhafteſten Formen des ruſſiſchen Volkslebens. 
Der Räuber iſt der Held, der Schirmer und Rächer des Volks, der unverſöhnliche Feind 
des Staats und jeder vom Staat begründeten ſozialen und bürgerlichen Ordnung.. 
Die in den Wäldern, Städten und Dörfern von ganz Rußland zerſtreuten und in 
den zahlloſen Kerkern des Reichs eingeſperrten Räuber bilden eine einige und feit. 
verbundene Welt, die Welt der ruſſiſchen Revolution. ... Wer in Rußland eine: 
ernſtliche Verſchwörung will, wer die Volksrevolution will, muß in dieſe Welt gehen.“ 
(Zitiert in „Ein Komplott gegen die Internationale“, Braunſchweig 1874, S. 56, 57.) 


So führt von der Schillerſchen Räuberromantik ein direkter Weg zum 
bakuniſtiſchen Anarchismus, zur Propaganda der Tat. Aber ſo modern in 
dieſer Form die Rebellion erſcheinen mag, fie ift eine der primitivften; indes, 
wie geſagt, keineswegs eine rein phantaſtiſche, ſondern eine ſehr reale Form 
der Auflehnung gegen Staat und Geſellſchaft. 

Politiſch viel höher als die „Räuber“ des einundzwanzigjährigen Schiller 
ſteht ſchon ſein nächſtes Drama, der „Fiesco“ des dreiundzwanzigjährigen (ge⸗ 
druckt 1783). Hier handelt es ſich nicht mehr um die verzweifelte Auflehnung 
eines deklaſſierten Edelmanns gegen die Staatsordnung, ohne jedes poſitive 
Ziel, ſondern um eine wohlüberlegte Aktion zur Umwälzung dieſer Ordnung, 
zur Begruͤndung einer neuen Staatsgewalt. Aber immerhin weiſt Schiller ſelbſt 
in ſeiner Vorrede auf ſeine völlige politiſche Unwiſſenheit hin, und es gibt kaum 
eine Szene des Stückes, die ſie nicht bezeugte. Ein „republikaniſches Trauer⸗ 
ſpiel“ hat Schiller das Drama genannt. In der Tat ein Spiel, das jeden 
Republikaner traurig ſtimmen muß. Denn wo ſind die Republikaner, die 
dieſe Republik lebensfähig machen ſollen? Das Volk ſpielt hier in jedem Sinne 
des Wortes nur eine Statiſtenrolle; es iſt nur unartikulierter Zurufe fähig 
und wechſelt ſeine politiſchen Anſichten — ſoweit man von ſolchen ſprechen 
kann — im Handumdrehen auf die erſte beſte demagogiſche Rede hin. Ein 
paar Worte Fiescos genügen, es zu überzeugen, daß die Demokratie, in der 
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die Mehrheit entſcheidet, verderblich ſei, denn „der Feigen ſind mehr, denn der 
Streitbaren, der Dummen mehr, denn der Klugen“. 

Aber nicht minder traurig als um die Demokraten ſieht es um die Ariſto— 
kraten in der Republik Genua aus. Faſt lauter gedankenloſe und unſelb— 
ſtändige Gecken, deren ganze Politik in einem tatloſen Mißvergnügen beſteht, 
deren ganzen Republikanismus der Widerwillen gegen die Subordination bildet. 

Der einzige tatkräftige und weiterdenkende Politiker — neben Verrina — 
unter den Republikanern iſt Fiesco. Er leitet nicht nur die Revolution, er 
macht ſie von Grund aus, er ſchafft alle ihre Elemente; er iſt die Revolution 
und mit ihm geht ſie zugrunde. Beſonders naiv iſt es, daß Schiller dieſem, alle 
anderen nicht bloß an Begabung, ſondern auch an Kenntnis der Menſchen und 
der Verhältniſſe ſo rieſenhaft überragenden Staatsmann ſein eigenes jugend— 
liches Alter von dreiundzwanzig Jahren verlieh. 

Wenn wir darin, daß Schiller die republikaniſche Umwälzung Genuas zum 
Werk eines einzigen Mannes macht, einen Beweis ſeiner Verſtändnisloſigkeit 
für das Weſen einer politiſchen Revolution — und ſei es nur eine ariſtokratiſche 
Verſchwörung — ſehen, ſo ſoll damit natürlich nicht etwa geſagt ſein, daß wir 
an Schiller die lächerliche Forderung ſtellten, ſich von den Grundſätzen der 
materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung leiten zu laſſen. Ganz abgeſehen davon, 
daß von einer ſolchen Auffaſſung zu Schillers Zeit noch keine Rede war, ſo 
ſind gerade vom Standpunkt der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung die 
Aufgaben des Dramatikers ganz andere als die des Geſchichtsforſchers. Nach 
der herkömmlichen Auffaſſung ſtimmen ſie inſofern überein, als beide außer— 
gewöhnliche Einzelſchickſale zu erforſchen und darzuſtellen haben, für beide der 

hervorragende Menſch oder ein hervorragendes Menſchenſchickſal das Objekt 
ihres Schaffens iſt. 

| Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſieht aber das die geſellſchaftliche 
Entwicklung beherrſchende Element im Gewöhnlichen, Alltäglichen, nicht im 
Außergewöhnlichen; in den geſellſchaftlichen Verhältniſſen der Menſchen und 
nicht im Einzelmenſchen. 

Will man eine Zeit verſtehen, muß man ihre Alltäglichkeit verſtehen, ge— 

rade jene Verhältniſſe erforſchen, welche die Darſteller ihrer eigenen Zeit als 
ſelbſtverſtändlich nicht aufzeichnen, die ja nur das Außergewöhnliche überliefern. 
Den ſpäteren Verarbeitern der hiſtoriſchen Quellen wird das Außergewöhnliche, 
Abnorme einer Zeit eher bekannt als ihre normalen Verhältniſſe; kein Wunder, 
daß ſie zuerſt in dieſen außerordentlichen, namentlich perſönlichen Erſcheinungen 
die Triebkraft der geſellſchaftlichen Entwicklung ſuchen, daß es viele Jahr— 
hunderte dauerte, bis man die alltäglichen Maſſenbewegungen früherer Perioden 
einigermaßen kennen lernte und es damit ermöglicht wurde, in dieſen Be— 
wegungen die wirkliche Triebkraft der Geſchichte zu entdecken. 

Man könnte nun freilich glauben, als ob heute das Drama Miene machte, 
auch der Geſchichte zu folgen, der Heldendarſtellung zu entſagen und die All— 
täglichkeit zu ſeinem Objekt zu machen. Aber dieſe Annäherung iſt nur eine 
ſcheinbare. Wie immer man über die Aufgaben der Kunſt denken mag — und 
dieſe Aufgaben find ungemein wechſelnd mit Zeit und Ort, mit den geſellſchaft— 
lichen Bedingungen und Bedürfniſſen des Künſtlers und ſeines Publikums — 
ſtets wird dieſe Aufgabe darin beſtehen, das Publikum aus der Alltäglichkeit 
und über die Alltäglichkeit zu erheben. Das liegt ſchon im Weſen der Kunſt, 
die eben ein Objekt künſtlich, willkürlich ſchafft. Die Alltäglichkeit ſchafft ſich 
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von ſelbſt, ſie zu ſchaffen, bedarf es keines Künſtlers. Sobald ich mich zur 
Kunſt wende, geſchieht es zu dem Zwecke, aus dieſer Alltäglichkeit heraus⸗ 
zukommen. 

Und wie immer der Künſtler und ſein Publikum von der Kunſt denken 
mögen: auf jeden Fall will der Künſtler auf das Publikum wirken; welche 
Wirkung er erzielen will, das iſt wieder je nach den wechſelnden geſellſchaft— 
lichen Verhältniſſen und perſönlichen Temperamenten ſehr verſchieden, ob er 
rühren will oder amüſieren, ob Lüſternheit oder Begeiſterung erwecken, be- 
ſchauliche Wehmut oder feurigen Tatendrang, Freude am Schönen oder Ent⸗ 
ſetzen über kraſſe Häßlichkeit — aber wirken will er auf jeden Fall. Die einzige 
Wirkung aber, welche die Alltäglichkeit erweckt, iſt die der Langweile — gerade 
jene Wirkung, die unter allen Umſtänden perhorresziert wird, welches immer 
die Abſichten und Bedürfniſſe von Künſtler und Publikum ſein mögen. 

Wenn nun heute zeitweiſe der Schein entſteht, als ſuchte die dramatiſche 
Kunſt die Alltäglichkeit darzuſtellen, ſo iſt dies teils gerade dem Suchen nach 
etwas Unerhörtem auf der Bühne zuzuſchreiben: Iſt die Darſtellung der platten 
Alltäglichkeit auf der Bühne etwas Neues, Unerhörtes, ſo kann dieſe Tatſache 
eine Zeitlang als ein kühnes Experiment intereſſieren. Aber die Darſtellung 
der Alltäglichkeit muß langweilen, wenn ſie aufhört, ein vereinzeltes Experiment 
zu ſein und auch auf der Bühne alltäglich wird. 

Dann aber wird der Anſchein, daß das Drama ſich mehr der Alltäglichkeit 
zuwende, dadurch erweckt, daß, je mehr die proletariſche Bewegung das öffent⸗ 
liche Leben beherrſcht, deſto größer das Intereſſe der Dichter und des Theater⸗ 
publikums für Stoffe aus dem Leben der unteren Klaſſen und für die Außer⸗ 
lichkeiten ihres Lebens, zum Beiſpiel ihres Dialekts, wächſt, alſo für Erſchei⸗ 
nungen, denen wir auf Schritt und Tritt begegnen und die uns daher alltäglich 
erſcheinen. Aber der Dichter wird uns nur dann feſſeln, wenn er es verſteht, 
uns dieſe Erſcheinungen von einer Seite zu zeigen, die uns an ihnen neu iſt, 
oder in Situationen, die außerordentlich ſind. 

Die Hauptmannſchen Weber find ſehr alltägliche Menſchen mit einer ſehr 
alltäglichen Sprache; aber der Maſſe der Theaterbeſucher ſind ihre Verhält⸗ 
niſſe, ihre Anſchauungen doch etwas ganz Außerordentliches. Und die Situation, 
die die hungernde Maſſe zur Revolte treibt — iſt fie etwas Alltägliches? Die 
Lumpenproletarier wieder im „Nachtaſyl“ ergreifen uns deshalb ſo mächtig, 
weil wir ſie von der Seite noch gar nicht kennen, die uns Gorki an ihnen 
enthüllt; weil er uns da einen Blick in eine Welt tun läßt, die uns nicht 
minder fremd iſt wie das Innere von Afrika. 

Weder das Aufkommen des Milieu-Dramas noch die Vorliebe für Er⸗ 
ſcheinungen und Ausdrucksformen der Alltäglichkeit hat etwas mit der materia- 
liſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zu tun, die vielleicht noch jedem der modernen 
Dichtern ein Buch mit ſieben Siegeln iſt. Sie ſtehen nur inſofern in einem 
inneren Zuſammenhang, als ſie alle Kinder der gleichen geſellſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung ſind. 

Aber zu Schillers Zeit herrſchten andere Bedingungen; und wie Dichter 
und Publikum im Drama nach Handlung ſuchten und nicht nach Stimmung, 
nach einer Handlung, die in einer Kataſtrophe mündete und nicht in einem 
Fragezeichen, ſo forderten ſie auch einen Helden als Wie des Dramas, 
der über ſeinem Milieu und im Kampfe dagegen ſteht, keinen ſeufzenden 
Schwächling, den ſeine kleine Umgebung langſam zermürbt. Daß Fiesco ſo 
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grandios daſteht, iſt alſo kein Fehler, iſt ein Vorzug des Dramas. Daß aber 
das Milieu, über welches er ſo koloſſal emporragt, ein politiſch ſo zwerg— 
haftes und impotentes iſt, das iſt es, was beweiſt, wie fern Schiller allem 
politiſchen Denken ſtand. 

Der einzige Mann mit republikaniſchen Grundſätzen unter den vielen Re⸗ 
publikanern des „republikaniſchen Trauerſpiels“ iſt Verrina. Aber auch ſeine 
republikaniſchen Grundſätze entſpringen nicht dem Vertrauen in die Republik. 
Wie könnte er denn Zutrauen haben zur demokratiſchen oder auch nur 
ariſtokratiſchen Selbſtregierung angeſichts all der haltloſen Schwätzer um ihn 
herum! Sein Republikanertum iſt ein höchſt perſönliches, entſpringt ſeinem 
Haß gegen jede Oberherrſchaft, der er perſönlich ſich zu beugen hätte. Und 
rein perſönlich, wie ſein Republikanertum, iſt auch ſein politiſches Handeln. 
Die entſcheidende politiſche Tat, die die ganze Revolution zum Scheitern bringt 
und den alten Doria wieder zum Herrn macht, die Tötung Fiescos, unter: 
nimmt er auf eigene Fauſt, ohne jede Abrede mit den Genoſſen. Das iſt 
nicht mehr Republikanertum, ſondern Anarchismus, und zwar einer der weiteſt— 
gehenden Art. Denn ſelbſt die Anarchiſten pflegen bei ihrer Propaganda der 
Tat Beſchlüſſe und Abſichten von Genoſſen zu reſpektieren. 

Für andere als pexſönliche Motive des politischen Handelns fehlte Schiller 
damals noch alles Verſtändnis. Er ſagt das ſelbſt in der Vorrede zum Fiesco: 


„Wenn es wahr iſt, daß nur Empfindung Empfindung weckt, ſo müßte, deucht 
mich, der politiſche Held in eben dem Grade kein Subjekt für die Bühne ſein, in 
welchem er den Menſchen hintanſetzen muß, um der politiſche Held zu ſein. Es 
ſtand daher nicht bei mir, meiner Fabel jene lebendige Glut einzuhauchen, welche 
durch das lautere Produkt der Begeiſterung herrſcht; aber die kalte, unfruchtbare 
Staatsaktion aus dem menſchlichen Herzen herauszuſpinnen und eben dadurch an 
das menſchliche Herz wieder anzuknüpfen — den Mann durch den ſtaatsklugen Kopf 
zu verwickeln — und von der erfinderiſchen Intrige Situationen für die Menjch- 
heit zu entlehnen — das ſtand bei mir. Mein Verhältnis mit der bürgerlichen 
Welt machte mich auch mit dem Herzen bekannter als mit dem Kabinett, und viel— 
leicht iſt eben dieſe politiſche Schwäche zu einer poetiſchen Tugend geworden.“ 


Da haben wir das ganze politiſche Elend Deutſchlands am Vorabend der 
großen Revolution. Die Politik war zu einer Kabinettspolitik geworden, mit 
deren „kalten, unfruchtbaren Staatsaktionen“ die „bürgerliche Welt“ nicht das 
geringſte zu tun hatte. Und da nur zu leicht einem jeden die Menſchen, mit 
denen man zufällig verkehrt, als das Prototyp der Menſchheit erſcheinen, ſo 
war mit der Loslöſung der „bürgerlichen Welt“ Deutſchlands von der Politik 
für Schiller auch die Scheidung zwiſchen dem „politiſchen Helden“ und dem 
„Menſchen“ gegeben. Die Politik erſcheint ihm als etwas Unmenſchliches; als 
menſchliche Tugenden und Motive betrachtet er nur jene, die die unpolitiſche 
„bürgerliche Welt“ bewegen. Will man den „politiſchen Helden“ dem Publikum 
„menſchlich näher“ bringen und ſympathiſch machen, ſo muß man in ſeine 
politiſchen Motive ſolche der bürgerlichen Alltäglichkeit hineinmengen, ſolche 
der perſönlichſten Art. Schiller merkt nicht, wie gerade eine Politik, in die 
auf dieſe Art das „menſchliche Herz“ hineinſpielt — perſönliche Neigungen 
und Abneigungen und Leidenſchaften —, eine niedere Form der Politik dar⸗ 
ſtellt, daß gerade durch ſolche Einflüſſe des „menſchlichen Herzens“ die Politik 
der „Kabinette“ zu einer rein perſönlichen Politik wird, die den Staat zur 
Domäne des Fürſten herabſetzt und die „Staatsaktion“ „unfruchtbar“ macht. 
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Wir haben ſeitdem in Deutſchland ein ſtarkes politiſches Leben im Volke 
bekommen. Aber die Schillerſche Verſtändnisloſigkeit für die Triebkräfte der 
Politik lebt heute noch unter manchen Belletriſten fort. Weit entfernt, in einer 
Politik, die der Sorge für die Geſamtheit entſpringt, die höchſte Blüte menſch⸗ 
lichen Tuns zu erkennen, betrachten ſie immer noch jede Politik als etwas, 
was den Charakter verdirbt; ſie können auch politiſche Motive nur dann be⸗ 
greifen, wenn ſie rein perſönlicher Art ſind, das Empfindungsleben des un⸗ 
politiſchen Philiſters nicht überragen, höchſtens ſeine Verklärung darftellen. 

Wenn dieſe Belletriſten Politik zu ſchildern oder gar zu treiben haben, iſt 
ſie auch danach. 

Von Schiller kann man leider nicht ſagen, daß ſo raſch wie ſeine dichteriſche 
Reife ſein politiſches Verſtändnis wuchs. Freilich, der Rebell blieb er noch 
lange. Durch und durch rebelliſch iſt das dem „Fiesco“ folgende Werk, „Kabale 
und Liebe“ (1784), wohl neben dem „Wallenſtein“ ſeine größte dramatiſche 
Leiſtung, von einer zermalmenden Wucht. Indeſſen haben wir es hier nur 
mit jenen ſeiner Dramen zu tun, in denen nicht bloß durch ihren Inhalt zur 
Rebellion aufgereizt, ſondern dieſe auch betätigt wird. Zu einer ſolchen kommt 
es jedoch in „Kabale und Liebe“ nicht, wohl aber in ſeinem nächſten Trauer⸗ 
ſpiel, dem „Don Carlos“, der 1787 fertig wurde. Gegenüber dem „Fiesco“ 
bedeutet dieſer einen Fortſchritt nach der politiſchen Seite inſofern, als die 
Politik hier nicht mehr bloß als „kalte, unfruchtbare Staatsaktion“ betrachtet 
wird. Schiller empfindet nun doch, daß neben dieſer Art von Politik noch eine 
andere möglich iſt, durch die das Glück der Völker begründet werden kann. 
Indes, auch in dieſe Politik miſcht das „menſchliche Herz“ ſich bedenklich ein. 
Man kann ſich des Gedankens nicht erwehren, daß der rebelliſche Kronprinz 
weit weniger rebelliſch wäre, hätte ihm nicht ſein Vater die Braut weggefiſcht, 
Eliſabeth von Valois, die für eine franzöſiſche Prinzeſſin auffallend liberal ift. 

„Ich bin entſchloſſen“, ruft Carlos, „Flandern ſei gerettet. Sie (Eliſabeth) 
will es — das iſt mir genug.“ 

Hätte Carlos ſeine Eliſabeth heimgeführt und hätte dieſe jene reaktionären 
Geſinnungen beſeſſen, die einer Königin ziemen, ſo wäre Poſas Freund kaum 
in Konflikt mit der Inquiſition gekommen. 

Die Politik der Völkerbeglückung ſelbſt aber, die Carlos und Poſa ent⸗ 
wickeln, war keineswegs die der Geſetzgebung und Regierung durch das Volk. 
Von oben herab, durch den Monarchen ſoll den Völkern die Freiheit gebracht 
werden. Der Erfolg der Rebellion der flandriſchen Provinzen wird abhängig, 
gemacht von der Entſchließung des Kronprinzen. 

Poſa ruft ihm zu: 

„Ein Abgeordneter der ganzen Menſchheit 

Umarm' ich Sie — es ſind die flandriſchen 
Provinzen, die an Ihrem Halſe weinen 

Und feierlich um ihre Rettung Sie beſtürmen. . .. 
Auf Kaiſer Karls glorwürd'gem Enkel ruht 

Die letzte Hoffnung dieſer edlen Lande. 

Sie ſtürzt dahin, wenn ſein erhabnes Herz 
Vergeſſen hat, für Menſchlichkeit zu ſchlagen.“ 


Das Trugbild, das ſeit einem Jahrhundert den deutſchen Liberalismus äfft, 
der liberale Kronprinz, der dem reaktionären Vater entgegentritt, wird hier 
zum Mittelpunkt des Dramas, zum Hort der Rebellion. 
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Natürlich wußte Schiller ſehr wohl, daß die Niederlande des liberalen 
Kronprinzen in Wirklichkeit nicht bedurften, um ſich zu befreien. Aber ohne 
einen liberalen Prinzen ging es bei ihm einmal nicht. 

So ſchrieb er denn auch in ſeiner Geſchichte des Abfalls der Niederlande, 
nachdem er gezeigt, wie Philipp ſeine getreuen Untertanen zum Aufſtand 
förmlich zwang: „Noch fehlt die letzte vollendende Hand — der erleuchtete 
unternehmende Geiſt, der dieſen großen politiſchen Augenblick haſchte und die 
Geburt des Zufalls zum Plane der Weisheit erzöge. Wilhelm der 
Stille weiht ſich, ein zweiter Brutus, dem großen Anliegen der Freiheit.“ Und 
er zeigt dann, wie die Rebellen nicht zum wenigſten deshalb ſiegten, weil die 
Vertreter Philipps und ihre Verwaltungsgrundſätze raſch wechſelten und dem 
Kriege „ebenſoviel entgegengeſetzte Richtungen gaben, während daß der Plan 
der Rebellion in dem einzigen Kopfe, worin er klar und lebendig 
wohnte, immer derſelbe blieb“, nämlich in dem Wilhelms von Oranien. 

Alſo nicht bloß im Überſchwang des Dramas, ſondern auch in der nüch— 
ternen geſchichtlichen Darſtellung erſcheint Schiller der Volksaufſtand als eine 
„Geburt des Zufalls“, die erſt im Kopfe eines Prinzen zu einem planvollen 
Tun und dadurch zu einer lebensfähigen Erhebung „erzogen“ wird. Prinz 
Wilhelm von Oranien iſt hier derſelbe „rettende Engel“ der Rebellion, zu dem 
der Marquis Poſa den ſpaniſchen Kronprinzen machen will. 

Um die Völker zu befreien und glücklich zu machen, bedarf es nur des 
guten Willens ihrer Herrſcher, die ihnen von oben herab mühelos alles 
ſchenken können, was ſie brauchen. Der Freiheitsmann Poſa ruft dem König zu: 

„Ein Federzug von dieſer Hand, 
Und neu erſchaffen wird die Erde.“ 


Er denkt nicht daran, das Volk durch das Volk zu befreien: 


„Die lächerliche Wut 
Der Neuerung, die nur der Ketten Laſt, 
Die ſie nicht ganz zerbrechen kann, vergrößert, 
Wird mein Blut nie erhitzen. Das Jahrhundert 
Iſt meinem Ideal nicht reif. Ich lebe, 
Ein Bürger derer, welche kommen werden.“ 


Und dieſes Ideal der kommenden Jahrhunderte? 


„Sanftere 
Jahrhunderte verdrängen Philipps Zeiten; 
Die bringen mildre Weisheit; Bürgerglück 
Wird dann verſöhnt mit Fürſtengröße wandeln.“ 


Schließlich beſchwört der „ſonderbare Schwärmer“ den ſpaniſchen Deſpoten: 
i „Weihen Sie 

Dem Glück der Völker die Regentenkraft, 

Die — ach ſo lang — des Thrones Größe nur 

Gewuchert hatte — ſtellen Sie der Menſchheit 

Verlornen Adel wieder her! Der Bürger 

Sei wiederum, was er zuvor geweſen, 

Der Krone Zweck — ihn binde keine Pflicht, 

Als ſeiner Brüder gleich ehrwürd'ge Rechte.“ 


Und früher ſchon: 
„Geben Sie Gedankenfreiheit!“ 
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Nach wie vor iſt das Freiheitsideal Schillers kein demokratiſches, ſondern 


ein rein perſönliches, anarchiſtiſches; nicht die Forderung der Selbſtregierung 


des Volkes, ſondern die der Freiheit für den einzelnen, zu tun, was ihm 


behagt; bloß iſt ſie aus der wild überquellenden Gewalttätigkeit des Räubers 
Moor, der für ſich das Recht in Anſpruch nimmt, auf eigene Fauſt aller 


Niedertracht ein Ende zu machen, nun zu dem frommen Wunſche des „Ab⸗ 


geordneten der Menſchheit“ „abgeklärt“, jeder möge frei reden und ſchreiben 


dürfen, was ihm gefällt. 


Und dieſe ſanfte Abklärung des urſprünglichen wilden Anarchismus iſt aufs 
gepfropft auf die Idealiſierung einer Monarchie, die bei Lichte beſehen nichts 
anderes iſt als der aufgeklärte Deſpotismus des achtzehnten Jahrhunderts, oder 


vielmehr die Legende von ſeinem deutſchen Heros, Friedrich II., die ſich der 


| 


liberale deutſche Bürger zu feiner Erbauung zurechtgemacht: Hatte doch der große 


| 


Friedrich erklärt, der Fürſt ſei der erſte Diener des Staates, und er hatte ver⸗ 
fügt, „Gazetten ſollten nicht geniert“ und jeder nach ſeiner Faſſon ſelig werden. 
War da nicht ſchon in den „kommenden ſanfteren Jahrhunderten“ Poſas 


Viſion verwirklicht, die Gedankenfreiheit gegeben, der Bürger zum Zwecke der 


Krone geworden und das Bürgerglück mit Fürſtengröße verſöhnt? 


Der Marquis Poſa kommt eben aus den uſurpierten flandriſchen Provinzen, 


wo er „ein kräftiges, ein großes Volk, und auch ein gutes Volk“ ſah; aber 
keinen Moment kommt ihm die Idee, wie herrlich es wäre, wenn dieſes empörte 
Volk ſich ſelbſt befreite und ſelbſt regierte. Nein: 
„Vater dieſes Volks, 
Das dachte ich, das muß göttlich ſein.“ 


So dachte Schiller noch am Vorabend der großen Revolution. Aber auch 
der koloſſale Anſchauungsunterricht, den dieſe erteilte, ging ſpurlos an ihm 
vorüber; ja, ſtatt ihm tiefere Einſicht in das Weſen der Demokratie und der 
bürgerlichen Revolution zu verſchaffen, entfernte ihn das große franzöſiſche 
Schauſpiel weiter davon als je. 


II. 
Schillers Dramen nach der Revolution. 


Im Mai 1789 traten in Frankreich die Reichsſtände zuſammen und be⸗ 
zeugten der Welt, daß ein großes Volk im Begriff ſtehe, das Joch des abſo⸗ 
luten Herrentums abzuwerfen. In demſelben Mai trat Friedrich Schiller ſeine 
Profeſſur in Jena an und verzichtete auf ſeine bisherige Freiheit, um das Joch 
des Herrendienſtes auf ſich zu laden. Damit vollzog ſich eine große Wendung 
in der Lebenslage Schillers, aber es ſcheint mir, als überſchätze man, zum 
Beiſpiel Kurt Eisner in der März⸗Schillernummer des Berliner Parteiverlags, 
die Wirkung dieſer Wendung — des Eintritts in den Weimaraner Kreis — 
auf die Anſchauungen Schillers. Man darf ſich die Beeinfluſſung des einzelnen 
durch die geſellſchaftlichen Bedingungen nicht rohmaterialiſtiſch als ein bloßes 
„Anſchmiegen an die Bedingungen der Geſellſchaft, in der man zu leben 
gezwungen iſt“, vorſtellen. Nicht bloß das Anſchmiegen an, auch das 
Kämpfen gegen die Bedingungen der Geſellſchaft, in der man zu leben 
gezwungen iſt, gehört zu den Wirkungen des geſellſchaftlichen Milieus. Gerade 
bei einem gereiften Manne von Charakter dürfen wir nicht erwarten, daß er 
ſeine Überzeugungen aus dem rein äußerlichen Grunde wandelt, weil der 
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Kampf ums Brot ihn in eine Geſellſchaft bringt, die ſeinen bisherigen An⸗ 
ſchauungen zuwider iſt. Bei der Ehrlichkeit, Überzeugungstreue und Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit Schillers wäre es vielmehr nahe gelegen, daß er ſich gegen die 
Anſchauungen des Weimarer Kreiſes ebenſo aufgelehnt hätte, wie ehedem gegen 
die Disziplin der Stuttgarter Karlsſchule, wenn ſie ihn beengt hätten und mit 
ſeinen Überzeugungen unverträglich geweſen wären. 

Die perſönlichen Lebensbedingungen des einzelnen ſind von der größten 
Bedeutung für ſein ganzes Empfinden und Denken, ſein Weltbild, ſeine poli— 
tiſchen und philoſophiſchen Überzeugungen, ſolange er noch ein Werdender iſt, 
den jeder perſönliche Eindruck aufs tiefſte bewegt. Aber bei jedem einiger— 
maßen ſtarken und tiefen Charakter tritt der Einfluß der perſönlichen Be— 
dingungen auf die Überzeugungen, zu denen er ſich durchgerungen, in dem 
Maße immer mehr zurück, je gereifter und gefeſtigter er wird. Nur kleine und 
ſchwache Charaktere wechſeln ihre Überzeugungen im Mannesalter unter dem 
bloßen Einfluß veränderter perſönlicher Umſtände. Dagegen kann ſich auch 
der ſtärkſte Charakter nicht den Veränderungen entziehen, die gewaltige hiſto— 
riſche Ereigniſſe in der geſamten geſellſchaftlichen Atmoſphäre bewirken. Ein 
ſolches Ereignis war nicht die übernahme der Jenenſer Profeſſur durch Schiller, 
wohl aber die andere Veränderung, die im Mai 1789 eintrat: der Umſturz 
des franzöſiſchen Feudalabſolutismus. 

Von dieſem welthiſtoriſchen Ereignis und nicht von der Veränderung ſeiner 
Einkommensgquellen tft die Wandlung Schillers zu datieren. Man kann von dieſer 
perſönlichen Veränderung höchſtens jagen, daß fie den Einfluß des hiſtoriſchen 
Ereigniſſes verſtärkte, weil ſie beide in gleicher Richtung auf ihn wirkten. 

Alſo umgekehrt wird ein Schuh daraus. Nicht weil er ſich dem neuen 
höfiſchen Milieu im Gegenſatz zu ſeinen Überzeugungen anſchmiegte, verlor er 
ſeine Sympathien für die franzöſiſche Revolution; ſondern vielmehr weil dieſe 
ihn abſtieß, entwickelte ſich in ihm aus feiner von Anfang an großen Ver— 
ſtändnisloſigkeit für das Weſen der Demokratie eine Stimmung, die es ihm 
ermöglichte, ſich in den Weimarer Ton einigermaßen hineinzufinden. Schiller 
war als Charakter zu groß, als daß wir die gegenteilige Entwicklung bei ihm 

annehmen dürften. 

Die franzöſiſche Revolution bedeutet eben nicht die Verwirklichung, ſondern 
den Zuſammenbruch des revolutionären Ideals nicht bloß Schillers, ſondern 
vieler ſeiner Zeitgenoſſen. Von der Freiheit, was immer ſie darunter verſtehen 
mochten, erwarteten ſie eine neue Welt der Freude und des Friedens, der 
Brüderlichkeit und der Verſöhnlichkeit. Schiller ebenſowenig wie die anderen 
bürgerlichen Idealiſten vor der Revolution hatten etwas geahnt von den 
Klaſſengegenſätzen und den Klaſſenkämpfen, die die neue, bürgerliche Welt in 

ihrem Schoße barg, und fie wandten ſich mit Entſetzen von der Revolution 
als dem Grabe ihrer Träume ab, als ſie die wildeſten Kriege nach innen und 
außen entzündete. 

Freilich, für die kämpfenden und befreiten Klaſſen in Frankreich ſelbſt, vor allem 
ſeine Bourgeoiſie, ſein Kleinbürgertum, ſeine Bauernſchaft hatte die Revolution 
viel zu viele greifbare Vorteile gebracht, als daß der Abſtand zwiſchen dem er— 
träumten Ideal und der Wirklichkeit ſie hätte der Revolution entfremden können. 

Aber anders die Ideologen in Deutſchland, denen die politiſchen Ideale 
der Bourgeoiſie zunächſt noch bloß ein weſenloſer Reflex vom Ausland und 
das Produkt unbeſtimmten perſönlichen Empfindens, nicht aber beſtimmter Bes 
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dürfniſſe kampffähiger und geſellſchaftlich notwendiger Klaſſen waren. Sie 
ſahen in der Revolution nur den Zuſammenbruch ihrer Illuſionen, begriffen 
nichts von dem, was ſie wirklich erfüllte und leiſtete. Feindſelig oder im beſten 
Falle gleichgültig traten ſie ihr gegenüber, und ſoweit ſie auch weiterhin das 
Bedürfnis empfanden, der unbefriedigenden wirklichen Welt das Idealbild 
einer ſchöneren gegenüberzuſtellen, ſuchten ſie es nicht mehr in der Zukunft, 
ſondern in der Vergangenheit, im Mittelalter, das ſie nun ebenſoſehr mit einem 
verklärenden Strahlenkranz umgaben, wie früher das erhoffte Zukunftsreich der 
Freiheit. Gerade bei den überſchwenglichſten Gemütern trat nun an Stelle des 
revolutionären Sturmes und Dranges die Romantik, und einige der letzten 
Werke Schillers zeigen ſich ſchon von ihrem Myſtizismus infiziert, ſo die 
katholiſierende „Maria Stuart“ (1800), „Jungfrau von Orleans“ (1801), 
„Braut von Meſſina“ (1803). 

Aber das rebelliſche Intereſſe bricht immer wieder durch und zeugt noch 
zwei große Dramen und das Fragment eines dritten: „Wallenſtein“ Ra 
„Wilhelm Tell“ (1804) und den „Demetrius“. 

Wenn man nicht wüßte, daß Schiller die Idee zum „Wallenſtein“ ſchon 
1792 faßte, könnte man glauben, Napoleon habe ihm den Anſtoß dazu gegeben. 
Der Schluß der Trilogie, „Wallenſteins Tod“, wurde am 20. April 1799 auf⸗ 
geführt, der Staatsſtreich des 18. Brumaire im November des gleichen Jahres. 
Schiller führte auf der Bühne noch vorher vor, was ſich wenige Monate 
darauf im Leben vollzog, allerdings mit beſſerem Erfolg für den Helden der 
Aktion: die Vorbereitung zum Staatsſtreich eines glücklichen Generals, deſſen 
Armee durch eine lange Periode des Krieges zum entſcheidenden politiſchen 
Faktor gemacht worden war. 

Wie „Kabale und Liebe“ iſt auch die Wallenſteintrilogie aus der Zeit 
geboren; gleich jener iſt auch dieſe ſo realiſtiſch, wie es für Schiller möglich 
war; beide Werke zuſammen ſtellen 955 Bedeutendſte dar, was Schiller geleiſtet. 
Und iſt „Kabale und Liebe“ eine leidenſchaftliche Anklage gegen die Fürjtenz, 
Maitreſſen- und Beamtenwirtſchaft des ancien régime, ſo der Wallenſtein eine, 
wenn auch nicht ſo leidenſchaftliche, ſo doch eindringliche und machtvolle An⸗ 
klage gegen die Greuel des Krieges 1 des Soldatenregimentes, unter dem 
Europa ſeit dem Ausgang der Revolution ſeufzte. Die Rebellion wie die 
Rebellen, die Schiller diesmal zeichnet, beſitzen nicht mehr ſeine Sympat e. 
Mit der Freiheit haben ſie nicht das mindeſte mehr zu tun. 

Und das gleiche gilt von der Rebellion des falſchen Demetrius. So wie 
die Wallenſteins dient auch dieſe nur rein perſönlichen Zwecken. Wo aber 
darin vom Volke geſprochen wird, geſchieht es gerade nicht in rühmender 
Weiſe. In dieſem letzten Werke Schillers finden wir jene bekannten Worte, 
die die Reaktionäre ſeitdem ſo oft mit Vorliebe für ſich ausgebeutet 5 

„Die Mehrheit? 
Was iſt die Mehrheit? Mehrheit iſt Unſinn; 
Verſtand iſt ſtets bei wen'gen nur geweſen. 4 
Bekümmert ſich ums Ganze, wer nichts hat? 8 
Hat der Bettler eine Freiheit, eine Wahl? 
Er muß dem Mächtigen, der ihn bezahlt, 
Um Brot und Stiefel jeine Stimm’ verkaufen. 
Man ſoll die Stimmen wägen und nicht zählen; 
Der Staat muß untergehn, früh oder ſpät, 
Wo Mehrheit ſiegt und Unverſtand entſcheidet.“ 


— 
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Man vergeſſe indes nicht, daß ſchon im „Fiesco“, wie wir geſehen, die 
gleiche Weisheit ausgeſprochen wurde. 

Das ganze Drama läuft auf eine Verherrlichung des Zarengeſchlechtes 
hinaus, und ihm gilt auch das letzte dramatiſche Produkt, das Schiller fertig— 
geſtellt, „Die Huldigung der Künſte, ein lyriſches Spiel, Ihrer Kaiſerlichen 
Hoheit, der Frau Erbprinzeſſin von Weimar, Maria Paulowna, Großfürſtin 
von Rußland, in Ehrfurcht gewidmet“. Gerade jetzt wirkt dieſe Huldigung 
höchſt humoriſtiſch, wenn man lieſt, wie darin das „große Herz der Brüder“, 
der ruſſiſchen Fürſten, geprieſen wird, ſowie die ſiegreichen Waffen Rußlands: 

8 „Dieſes Siegesbild (die Viktoria), das ich (die Skulptur) erſchaffen, 
Dein hoher Bruder ſchwingt's in mächt'ger Hand; 

Eos fliegt einher vor Alexanders Waffen, 


* 
— 


a Er hat's auf ewig an ſein Heer gebannt.“ 


Diese Ewigkeit war freilich ſehr kurz bemeſſen. Am 1. Dezember 1805 
ſchlug! Napoleon ſeinem ruſſiſchen Kollegen Alexander bei Auſterlitz das 
Viktoriabild ſo gründlich aus der „mächtigen Hand“, daß es in tauſend 
Scherben zerſchellte. Wenn Nikolaus II. Glück hat, kann er die hundertſte 
Wiederkehr dieſes Tages im Jahre der Schlacht von Mukden noch höchit- 
eigenhändig feiern. Freilich hat er einen großen Fortſchritt über Schillers 
Zeit hinaus zu verzeichnen. Seine „mächtige Hand“ ſchwingt nicht mehr 
heidniſche Viktorien, ſondern nur noch chriſtliche Heiligenbilder, um den Sieg 
der Waffen „auf ewig an ſein Heer zu bannen“. 

»Wie ſtimmt aber zu allen dieſen Werken der letzten Periode Schillers ſein 
„Wilhelm Tell“, dieſes hohe Lied der Selbſtbefreiung des Volkes, der Zer⸗ 
Iegmetpgtung der Tyrannen? 

In der Tat, es wäre unbegreiflich, wenn wir annähmen, auf Schiller hätte 
ſeine höfiſche Umgebung abgefärbt und ihm allen Freiheitsdrang verekelt. Da⸗ 
gegen erklärt es ſich unſchwer, wenn wir Schillers Wandlung aus den Wir⸗ 
ee franzöſiſchen Revolution erklären. 

Sein Drang nach Freiheit, ſein Haß gegen die Tyrannei blieb nach wie 
vor in ihm lebendig. Wohl erſchien ihm die Revolution nach franzöſiſchem 

tufter als ein verderblicher Abweg, aber um jo ſtärker mußte er das Be- 
dürfnis empfinden, der ſchlechten, der abſcheulichen Revolution das Bild der 
hönen Revolution, der Revolution wie ſie ſein ſoll, gegenüberzuſtellen. 

Eine ſolche Revolution hatte Schiller ſelbſt erlebt, es war der Unabhängig⸗ 
keitskrieg der Nordamerikaner geweſen. Was hatte aber dieſen dem geſamten 
europäiſchen Publikum ſo ſympathiſch gemacht? Es war kein Klaſſenkampf 
geweſen, ſondern ein nationaler Kampf; er entſprang nicht dem Streben, 
eine neue ſoziale Ordnung einzuführen, eine ausbeutende Klaſſe zu expropriieren, 
ſondern dem Streben, das drückende Joch eines auswärtigen Herrſchers ab— 
zuſchüitkeln. Der Unabhängigkeitskrieg änderte nichts an den ſozialen Verhält— 
niſſen des Landes. Er brachte die Phraſe der „Freiheit“ zu Ehren, er ver— 
anlaßte die erſte Erklärung der Menſchenrechte. Aber die Verfaſſer der 
Menſchenrechte erkannten die Negerſklaverei als eine notwendige Einrichtung 
an, waren zum Teil ſelbſt Sklavenhalter. Das war eine „ſchöne“ Revolution! 
Auhnlicher Art, wie dieſe Revolution, die in Schillers Jugendjahre fiel, in 
die Zeit, wo er an den „Räubern“ und dem „Fiesco“ arbeitete, die auch in 
ſeiner „Kabale und Liebe“ noch nachzitterte, war die Revolution, die er dann 
ſtudierte, die der Niederlande. Auch ſie ſtellte keinen rechten . dar, 
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auch in ihr wirkten alle Klaſſen des Volkes zuſammen zum Kampfe gegen den 
auswärtigen Unterdrücker, den Spanier. Das waren Kämpfe um die „Frei⸗ 
heit“, die den Monarchen Europas durchaus nicht gefährlich erſchienen. Die 
Gegner Spaniens unterſtützten ebenſo die aufſtändiſchen Niederländer, wie die 
Gegner Englands die aufſtändiſchen Amerikaner unterſtützten — darunter 
Ludwig XVI., der genau zehn Jahre, nachdem er der amerikaniſchen Revo⸗ 
lution zum Siege verholfen (20. Januar 1783, Friede von Verſailles) von 
der Revolution im eigenen Lande aufs Schafott geführt werden ſollte 
(21. Januar 1793). Eine ſolche Revolution kann wohl, muß aber nicht die 
Sache der politiſchen Freiheit fördern. Deutſchland erlebte eine ſolche Revo⸗ 
lution wenige Jahre nach Schillers Tode in den ſogenannten Freiheitskriegen, 
die das Mittel waren, das bißchen Freiheit auszulöſchen, welches die „Fremd⸗ 
herrſchaft“ des Korſen ihm gebracht. Es war eine Revolution, bei der die, 
Fürſten ſelbſt tatkräftig mitwirkten. 

Zu dieſer Sorte Revolutionen gehörte auch die Erhebung der Urkantone 
gegen das Habsburgiſche Regime. Ich möchte ebenſowenig wie Mehring 
(„Geſammelte Schriften von Marx und Engels 1841 bis 1850“, II, S. 382) 
vorbehaltlos akzeptieren, was Engels darüber im Jahre 1847 ſchrieb: 


„Der Kampf der Urſchweizer gegen Oſterreich, der glorreiche Eid auf dem 
Rütli, der heldenmütige Schuß Tells, der ewig denkwürdige Sieg bei Morgarten, 
alles das war der Kampf ſtörriſcher Hirten gegen den Andrang der geſchichtlichen 
Entwicklung, der Kampf der hartnäckigen, ſtabilen Lokalintereſſen gegen die Inter⸗ 
eſſen der ganzen Nation, der Kampf der Roheit gegen die Bildung, der Barbarei 
gegen die Ziviliſation. Sie haben gegen die Ziviliſation geſiegt, zur Strafe ſind 
ſie von der ganzen weiteren Ziviliſation ausgeſchloſſen worden“ (S. 448). 


Aber man darf dabei höchſtens zur ziviliſatoriſchen Miſſion der Habsburger 
des vierzehnten Jahrhunderts in der Schweiz ein Fragezeichen machen. Da⸗ 
gegen iſt es ſicher, daß die Erhaltung der Kantönlifreiheit ein höchſt konſerva⸗ 
tives, durchaus nicht revolutionäres Ereignis war und mit der Zeit zu einem 
Mittel wurde, einen Herd der ſchwärzeſten Reaktion im Zentrum Europas zu. 
konſervieren. Es waren die Urkantone, die in der Schlacht bei Kappel 1531 
Zwingli mit ſeinem Heere ſchlugen und dem Fortſchreiten des Proteſtantismus 
in der Schweiz eine Schranke ſetzten. Sie waren es dann, die jedem euro⸗ 
päiſchen Deſpoten ihre Truppen lieferten, die treueſten Verteidiger Ludwigs XVI. 
gegen die Revolution, wofür ihnen die Republik in Luzern das bekannte 
Denkmal geſetzt. Notabene, es iſt bemerkenswert, daß der junge Schiller ſchon 
mit einem gewiſſen Stolz in ſeinem „Fiesco“ die „den Meiſtbietenden zu 
Gebote ſtehende Treue“ (Engels über die Schweizer) der deutſchen Landsknechte 
behandelte. Er läßt den Verſchworenen Calcagno ſagen: 


„Bären, die Deutſchen! Pflanzten ſich vor den Alten (Doria) wie Felfen.... Wenn 
ſie das fremden Tyrannen tun, alle Teufel, wie müſſen ſie ihre Fürſten bewachen!“ 


Der Engelsſche Artikel gegen die Urſchweizer wurde veranlaßt durch den 
Sonderbund, den dieſe mit anderen ultramontanen Kantonen zum Schutze des 
jeſuitiſchen Regimes 1843 ſtifteten und der 1847 zu offenem Bürgerkrieg, dem 
Sonderbundskrieg, gegen die Eidgenoſſenſchaft führte. 

Den konſervativen Charakter der Erhebung der Urkantone hat Schiffer 
nicht überſehen, ihn vielmehr ausdrücklich hervorgehoben. Er läßt die Ver⸗ 
ſchworenen auf dem Rütli folgendermaßen ihre Ziele darlegen: 
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Walther Fürſt. 
Abtreiben wollen wir verhaßten Zwang; 
Die alten Rechte, wie wir ſie ererbt 
Von unſern Vätern, wollen wir bewahren, 
Nicht ungezügelt nach dem Neuen greifen. 
Dem Kaiſer bleibe, was des Kaiſers iſt; 
Wer einen Herrn hat, dien' ihm pflichtgemäß. 
Meier. ; 
Ich trage Gut von Oſterreich zu Lehn. 
Walther Fürſt. 
Ihr fahret fort, Oſtreich die Pflicht zu leiſten. 
Joſt von Weiler. 
Ich ſteure an die Herrn von Rappersweil. 
Walther Fürſt. 
Ihr fahret fort, zu zinſen und zu ſteuern. 
f Röſſelmann. 
Der großen Frau (dem Nonnenkloſter) zu Zürch bin ich vereidet. 
Walther Fürſt. 
Ihr gebt dem Kloſter, was des Klofters iſt. 


Mit einem Worte: alles bleibt beim alten, an kein Ausbeutungs⸗ und 
Knechtſchaftsverhältnis wird im mindeſten gerührt; darauf darf ſich die „Frei⸗ 
heit“ nicht erſtrecken, ſoll die Revolution eine ſchöne und reſpektable bleiben. 
Junker, Bauern, Knechte, alles arbeitet einträchtig zuſammen, und ſtatt ſich 
den Klaſſenkampf anzuſagen, umarmen ſie ſich gerührt, nachdem die von aus⸗ 
wärts gekommenen Tyrannen vertrieben. 

Bemerkenswert für Schillers politiſches Denken iſt auch der Umſtand, daß 
keiner der Freiheitskämpfer aus einem Grunde politiſcher Überzeugung, aus 
anderen als perſönlichen Motiven ſich gegen die Tyrannen erhebt. Wie der 
dreiundzwanzigjährige weiß auch der fünfundvierzigjährige Schiller immer noch 
nur auf dieſe Weiſe „Staatsaktionen aus dem menſchlichen Herzen herauszu⸗ 

ſpinnen“. 

Am auffallendſten tritt das bei dem Helden zutage, beim Wilhelm Tell 
ſelbſt. Aufgefordert, ſich der Verſchwörung anzuſchließen, findet er, zuerſt: 

Die einz' ge Tat iſt jetzt Geduld und Schweigen, | 
dann: 


endlich: 


Ein jeder zählt nur ſicher auf ſich ſelbſt, 
Der Starke iſt am mächtigſten allein. 
Das ſagt er nicht etwa aus gemeiner Selbſtſucht. Wir ſehen, wie er den 


Baumgarten unter Gefährdung des eigenen Lebens rettet. Mit Recht betont 
er auch: | 
Der Tell holt ein verlornes Lamm vom Abgrund, 
Und ſollte ſeinen Freunden ſich entziehn? 
Nur fügt er hinzu: 

Doch was ihr tut, laßt mich aus eurem Rat! 


Alſo er will den Freunden perſönliche Hilfe leiſten, ſoviel er vermag, 
aber nur fordere man von dem großen Freiheitsmanne nicht, daß er ſich über 
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die Politik den Kopf zerbricht. So kommt er denn auch in den Konflikt mit 
dem Landvogt nicht aus politiſcher Widerſetzlichkeit oder politiſchem Freiheits⸗ 


drang, ſondern aus bloßer Achtloſigkeit, die ſich um die Befehle der Obrigkeit 
ebenſowenig kümmert wie um die Beratungen der Freunde. Und die ent⸗ 
ſcheidende Tat, die Tötung des Tyrannen, entſpringt denn auch nicht einem 
politiſchen Motiv, ſondern rein perſönlichem Selbſterhaltungstrieb. Sie ſteht 
nicht im geringſten Zuſammenhang mit der auf dem Rütli beſchloſſenen Frei⸗ 


heitsaktion. Das wird auch als äſthetiſche Schwäche des Stückes empfunden, 


entſpringt aber notwendig aus der Verſtändnisloſigkeit Schillers für politiſche 
Motive. Ihn und ebenſo ſein deutſches Publikum hätte eine aus rein poli⸗ 
tiſchem Denken geborene Tat viel kälter gelaſſen wie eine aus perſönlichen 
Veranlaſſungen entſprungene. 


Und wie Tell ſind auch die anderen Freiheitskämpfer beſchaffen. Baumgarten 


tötet den Wolfenſchießen, weil dieſer ſeiner Frau nahetritt; Melchthal empört 
ſich, weil ſein Vater geblendet worden, Werner Stauffacher, weil ihn der Land⸗ 
vogt bedroht; Ulrich von Rudenz endlich iſt höfiſch geſinnt, ſolange er glaubt, 
dadurch ſeine geliebte Berta zu gewinnen; er wird im Handumdrehen ein 
glühender Republikaner, ſobald ſie ihm zu verſtehen gibt, daß er auf dieſem 
Wege bei ihr weiter kommt. Kein Zweifel, das wirkt viel draſtiſcher, als ein 
Handeln aus gefeſtigter Überzeugung, aber ſonderbar iſt es doch, daß der 
Idealiſt Schiller keinen einzigen Freiheitsmann auftreten läßt, der die Demo⸗ 
kratie um ihrer ſelbſt willen liebte. Man hat in der Tat Tells oft die poetiſche 
Rechtfertigung der ruſſiſchen Attentäter geſehen. Aber dieſe ideale Figur 
ſteht tief unter den großen Freiheitskämpfern der ruſſiſchen Wirklichkeit, von 
denen kaum einer aus perſönlichen Motiven dem Abſolutismus den Krieg er⸗ 
klärt hat. 

Unſere Idealiſten werfen gern der Marxſchen materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 


auffaſſung vor, daß ſie andere als perſönliche Motive in der Geſchichte nicht 


anerkenne. Das iſt ein Unſinn, der bloß beweiſt, daß dieſe Herren keine 
Ahnung haben von dem, was Marx wirklich gelehrt. Aber jene Geſchichts⸗ 
auffaſſung, gegen die ſie ſich ſo entrüſtet wehren, ſie finden ſie in dem idealſten 


Drama des großen Kantſchen Idealiſten Schiller angewandt, als Folge des 


Strebens, das politiſche Tun aus dem „menſchlichen Herzen“ abzuleiten. 

Daß aber der Tell trotz alledem als die großartigſte Verherrlichung der 
Revolution und aller revolutionären Ideale erſcheint, verdankt er dem leiden⸗ 
ſchaftlichen Schwung der Sprache, die, wie in allen Schillerſchen Werken, ſo 
auch in dieſem ſieghaft alle Schwächen verdeckt und ſelbſt dem philiſterhafteſten 
Gemeinplatz die dröhnende Wucht titanenhafter Himmelſtürmerei verleiht. Er 
verdankt aber ſeine politiſche Wirkung, wie andere Werke Schillers, zum Teil 
auch der Nebelhaftigkeit ſeines Freiheitsbegriffs, die jedem Revolutionär ge⸗ 
ſtattet, ihn in ſeiner Weiſe auszulegen. 


III. 
Die Urlachen von deutſchlands politiſcher Kückſtändigkeit. 

Wir haben geſehen, wie in Schiller ein revolutionäres Sehnen über das 
Beſtehende hinaus lebte, das, trotz ſeiner Unklarheit, durch die ganze Atmo⸗ 
ſphäre der Zeit dem Liberalismus, dem damaligen Inhalt der bürgerlichen 
Revolution, in manchem auch dem Anarchismus, der heute noch eine revolu⸗ 
tionäre Rolle ſpielt, verwandt war. Wir haben aber weiterhin auch geſehen, 
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wie Schiller eine Kühnheit des Denkens und einen rebelliſchen Trotz entwickelte, 
die ihn mit Vorliebe Rebellionen zum Gegenſtand ſeiner Dramen wählen ließen. 
Endlich haben wir geſehen, wie er trotz alledem der wirklichen bürgerlichen 
Revolution verſtändnislos gegenüberſtand, und nicht etwa bloß der franzöſiſchen 
Revolution, deren blutige Kämpfe leicht einen Beſchauer abſchrecken konnten, 
wenn ihn mit den ſich emporringenden Klaſſen kein direktes Intereſſe verband, 
ſondern auch früheren bürgerlichen Revolutionen gegenüber. | 

Alle möglichen Rebellionen ſchildert er — den Krieg des Räubers gegen 
die Geſellſchaft, die ariſtokratiſche Verſchwörung, den Konflikt des liberalen 
Kronprinzen mit ſeinem Vater, den Staatsſtreich des übermächtigen Generals, 
den Aufſtand des Prätendenten, die Inſurrektion von Bauern gegen einen 
auswärtigen Unterjocher — aber an den bürgerlichen Revolutionen, die vom 
ſiebzehnten Jahrhundert bis in ſeine Zeit ſich abſpielen, geht er achtlos vor— 
über. Selbſt der Aufſtand der Niederländer reflektiert ſich bei ihm nur in 
einer Palaſtintrige. 

Man ſage nicht, daß Schiller ein Künſtler war und kein Politiker, und daß 
dem Künſtler dieſe Rebellionen dankbarere Stoffe boten als die Revolutionen 
der Bourgeoiſie und des Kleinbürgertums. Sein auch vom künſtleriſchen Stand— 
punkt aus großartigſtes Werk iſt gerade jenes, in dem er ſich am meiſten der 
Atmoſphäre der bürgerlichen Empörung gegen den Feudalabſolutismus nähert, 
am meiſten aus dem revolutionären Inhalt ſeiner Zeit ſchöpft, iſt „Kabale 
und Liebe“. Weit mächtiger wirkt dies Drama als irgend eines der anderen, 
in denen er die Träger ſeiner Ideen und ihrer Konflikte in die Koſtüme einer 
vergangenen Zeit ſteckte. Die Wirkung bildet aber ſchließlich den Maßſtab 
auch für den äſthetiſchen Wert eines Kunſtwerkes. Indes, wenn es wirklich 
bloß künſtleriſche Rückſichten geweſen wären, die Schiller mehr zu anderen 
Formen der Rebellion zogen, als denen der demokratiſch-bürgerlichen Revo— 
lution, hätte ſich in der Behandlung ſeiner Stoffe doch irgendwie ein Ver— 
ſtändnis für die Bedingungen einer bürgerlichen Revolution zeigen können, ja 
müſſen, wenn er eines beſeſſen hätte. Aber alles, was er ſagt, deutet auf 
das Gegenteil: ſonderbares Verhängnis, das Schiller drängte, immer wieder 

politiſche Themata zu behandeln, und das ihm doch alles politiſche Verſtändnis 
verſagte; das ihn immer wieder trieb, Rebellionen zu malen, und ihn blind 
machte für die größte, fruchtbarſte Rebellion, die ſich vor ſeinen Augen ab— 
ſpielte. 

Woher rührt aber dieſer eigenartige Widerſpruch? Unſere Unterſuchung 
wäre unvollſtändig ohne die Beantwortung dieſer Frage. Nicht darum handelt 
es ſich, Schiller zu verherrlichen oder ihn zu benergeln — nichts leichter, aber 
auch nichts unfruchtbarer als das. Was uns obliegt, iſt jene Aufgabe, die 
Spinoza ſehr ſchön in dem Satze ausſprach: „Eifrig war ich beſtrebt, die Hand— 
lungen der Menſchen nicht zu verlachen, nicht zu betrauern, noch zu ver— 
abſcheuen, ſondern zu begreifen.“ Erſt kürzlich trat uns dieſer Satz wieder 
entgegen als Motto eines Werkes über die Kriminalität (Bonger, „Criminalité 
et conditions économiques“). Aber er gilt nicht minder für die Erforſchung 
der Kunſt wie für die Erforſchung des Verbrechens. Einen großen Geiſt be— 
greifen, das iſt das beſte Denkmal, das wir ihm ſetzen, das iſt der beſte 
Gewinn, den wir aus ihm ziehen können. 

Wenn wir aber den Urſachen nachgehen, die die erwähnten Widerſprüche 
herbeiführten, ſo finden wir vor allem, daß dieſe den Zeitgenoſſen Schillers 
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nicht auffielen — ſoweit mir bekannt. Sie lagen alſo nicht in perſönlichen 
Eigentümlichkeiten des Dichters begründet, ſondern in allgemeinen Zeitverhält⸗ 
niſſen, die auf ſein Publikum ebenſo wirkten, wie auf ihn ſelbſt. Und im all⸗ 
gemeinen ſind dieſe Verhältniſſe ja auch früher ſchon erkannt worden. } 

Sie entſprangen der ökonomiſchen Rückſtändigkeit Deutſchlands, deſſen kapi⸗ 
taliſtiſche Entwicklung im Innern und deſſen Verkehr mit den weiterentwickelten 
Nachbarn ſchon weit genug fortgeſchritten war, um ſeine beſten Denker die 
Probleme und Bedürfniſſe der neuen bürgerlichen Geſellſchaft und die Rich⸗ 
tung ahnen zu laſſen, in der ihre Löſung und Befriedigung geſucht werden 
mußte, die aber noch nicht genug fortgeſchritten war, um eine bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaftsklaſſe zu ſchaffen, welche Kraft und Intelligenz genug beſeſſen hätte, 
um den Kampf für ihre beſonderen Intereſſen zu einem Kampfe für die neue 
Geſellſchaft und den neuen Staat zu erweitern und dieſen Kampf energiſch 
und erfolgreich zu führen. Die bürgerlichen Denker Deutſchlands in der 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts waren daher in einer ähnlichen 
Lage wie die Sozialiſten der erſten Jahrzehnte des neunzehnten. Sie mußten 
die Mittel und Kräfte zur Löſung der neuen geſellſchaftlichen Probleme, zur 
Befriedigung der neuen geſellſchaftlichen Bedürfniſſe aus ſich ſelbſt ſchöpfen, da 
ſie ſie nicht in ihrem Milieu zu entdecken vermochten; ſie mußten ſie durch 
ihre Phantaſie produzieren, waren imſtande, dadurch alle zeitliche und räum⸗ 
liche Beſchränktheit und Bedingtheit zu überwinden; aber den Blick in die 
Wolken gerichtet, ſtolperten ſie zu leicht bei jedem Schritte, den ſie auf dem 
Boden der Wirklichkeit zu gehen gedachten. So entſtand der politiſche Idea⸗ 
lismus eines Schiller und eines Kant, der als bürgerlicher Utopismus weſens⸗ 
verwandt iſt dem ſozialiſtiſchen Utopismus eines Fourier und Owen — die 
freilich als Engländer und Franzoſen immer noch eine ſolide ökonomiſche und 
politiſche Baſis unter ſich fühlten, die den Idealiſten unter den Deutſchen im 
Zeitalter der großen Revolution gänzlich fehlte. Und bis heute glauben jene 
Sozialiſten, die ſich nicht zur materialiſtiſchen Grundlegung des Sozialismus 
durchgearbeitet haben und in ſeinem utopiſtiſchen Stadium ſtecken geblieben 
ſind, er ſei weſensgleich mit dem Idealismus von Schiller und Kant. 

Indes wird die Eigenart des deutſchen Idealismus des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts noch verſtändlicher, wenn man den Unterſchieden zwiſchen Deutſchland 
auf der einen Seite, Frankreich und England auf der anderen noch weiter 
nachgeht. Und da finden wir vor allem einen großen Unterſchied, der durch 
die ökonomiſche Rückſtändigkeit Deutſchlands allein nicht erklärt wird, wohl 
aber die Folgen dieſer Rückſtändigkeit bedeutend verſtärkt hat: Deutſchland 
fehlte eine Großſtadt wie Paris und London. 

Dieſe beiden Städte waren ſchon Großſtädte zu einer Zeit, wo Frankreich 
und England ökonomiſch noch weniger entwickelt waren als Deutſchland zu 
Ende des achtzehnten Jahrhunderts. Paris zählte 1715 bereits 500000 Ein⸗ 
wohner, für London wird ſeine Volkszahl ſchon 1685 etwas höher (530000) 
angegeben. Dagegen zählten Deutſchlands größte Städte: Wien 1754 erſt 
175000 Einwohner und Berlin 1755 126000; beide aber waren für das kulturelle 
Leben Deutſchlands von geringer Bedeutung. In den Teilen Deutſchlands, 
die als Zentren ſeiner Kultur angeſehen werden dürfen, konnte man nur noch 
kleinere Städte finden. Die größte darunter, Hamburg, das ſamt Gebiet noch 
1786 nur 120000 Einwohner umfaßte; die anderen Städte waren viel kleiner. 
Köln und Frankfurt umfaßten damals nur je 40000 Einwohner, Leipzig, dies 
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„Klein⸗Paris“, hatte noch 1801 nur 32000, Stuttgart 1795 ganze 19000 Ein- 
wohner; Weimar dürfte kaum die Hälfte aufzuweiſen gehabt haben. Noch 1871 

enthielt es nur 16000 Einwohner. | 
| Paris und London waren aber nicht bloß Großſtädte, die im übrigen 
ziviliſierten Europa ihresgleichen nicht fanden, denen nur noch Amſterdam 
mit ſeinen 300000 Einwohnern am Anfang des achtzehnten Jahrhunderts 
nahe kam, das auch einen ähnlichen Einfluß übte wie ſie; ſie fanden auch im 
eigenen Lande keine Stadt, die ihnen einigermaßen nahe kam. So waren 
zum Beiſpiel in England die beiden größten Städte nach London Briſtol und 
Norwich, jedes um 1685 mit 29000 Einwohnern. Die zweitgrößte Stadt war 
alſo ſiebzehnmal kleiner als die Hauptſtadt! Schon das allein mußte dieſer 
eine ungeheure Macht über das ganze Land verleihen. Dazu kam die enorme 
Konzentration von Machtmitteln in der Stadt, während das flache Land und 
die Kleinſtädte nicht nur über geringe Machtmittel verfügten, ſondern auch 
durch die unentwickelten Verkehrsmittel außerſtande waren, dieſe Machtmittel 
raſch zuſammenzuziehen und zu benutzen. In der Großſtadt waren ſie auf 
den engſten Raum zuſammengedrängt und konnten über Nacht mobil gemacht 
werden. 

Da fanden ſich zunächſt die Machtmittel der Intelligenz. Die Groß— 
ſtadt zog ſie an, ſie ſchuf einen Markt für ihre Leiſtungen, der die Literaten 
und Künſtler unabhängiger machte von reichen Gönnern. Eine ſtarke oppo- 
ſitionelle Literatur, namentlich Zeitungsliteratur, konnte ſich entwickeln zu einer 
Zeit, wo die deutſchen Literaten entweder verhungerten oder auf die Gnade 
eines mehr oder weniger fürſtlichen Mäcens angewieſen waren. 

Zu den Machtmitteln der Intelligenz geſellten ſich die des Geldes. Die 
reichſten Kaufleute des Landes ſammelten ſich in der Großſtadt, alle die 
großen Ausbeuter des Adels, des Landvolks, des induſtriellen Proletariats, der 
Kolonien. Sie verfügten über Schätze, denen gegenüber die kleinen deutſchen 
Fürſten wie arme Schlucker erſchienen. 

Und endlich die Machtmittel der Waffen. Noch waren die Handwerker 
nicht wehrlos, noch war die Differenz zwiſchen der Waffentechnik der fürſtlichen 
Truppen und der der Bürgerſchaft keine erdrückende. Und dieſe, auf engem 
Raum zuſammengedrängt und leicht mobiliſiert, bereitete den königlichen Regi⸗ 
mentern einen ſchweren Stand. Zuzug von außen erhielten dieſe aber nicht 
ſo raſch. 

So ſpielten die beiden Großſtädte im ſiebzehnten und achtzehnten Jahr— 
hundert eine entſcheidende politiſche Rolle und wußten ihren Herrſchern gewaltig 
zu imponieren, mit denen ſie gar manchen Strauß ſiegreich ausfochten. Sie 
bildeten aber auch die Mittelpunkte großer Reiche, es waren große Fragen 
nationaler und internationaler Politik, um die ſie ſich kümmerten, um derent⸗ 
halben ſie zeitweiſe in Konflikt mit dem Herrn des Landes gerieten; da entwickelte 
ſich im Bürgertum dieſer Städte ein relativ bedeutendes politiſches Intereſſe, 
politiſcher Weitblick, politiſcher Einfluß und damit auch ein politiſches Selbſt⸗ 
gefühl, wie es eine Kleinſtadt damals nie erzeugen konnte. Wenn man von 
dieſen Errungenſchaften der revolutionären Bourgeoiſie Frankreichs und Eng⸗ 
lands ſpricht, iſt darunter in erſter Linie die von Paris und London zu ver- 
ſtehen. Ohne die beiden Großſtädte hätten dieſe Länder trotz ihrer ſonſtigen 
ökonomiſchen Entwicklung kein ſo revolutionäres und politiſch ſo intelligentes 
Bürgertum und Kleinbürgertum erzeugt, wie ſie in Wirklichkeit produzierten. 
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Seitdem haben die großen Hauptſtädte an politifcher Kraft und Führungs⸗ 
fähigkeit ſehr eingebüßt. Für den proletariſchen Emanzipationskampf haben 
ſie weit geringere Bedeutung als für den der Bourgeoiſie. Die bürgerliche 
Revolution iſt dagegen nicht zu verſtehen ohne Kenntnis der Geſchichte von 
London und Paris. 

In Deutſchland fehlte die Großſtadt und damit die belebende politiſche 
Wirkung, die ſie üben konnte. Die hemmende Wirkung der Kleinſtädterei 
Deutſchlands wurde noch verſtärkt durch die ſeiner Kleinſtaaterei, zwei Faktoren, 
die ſich gegenſeitig bedingten und verſtärkten. Ausgenommen in Berlin und 
Wien, die damals ſo wenig für die deutſche Kultur bedeuteten, wurde mit der 
wachſenden Souveränität der Kleinſtaaterei und dem Schwinden der kaiſerlichen 
Zentralgewalt das Treiben der Höfe ſelbſt immer kleinlicher, engherziger, 
unpolitiſcher. Das Amüſement ſpielte bei allen fürſtlichen Höfen des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts eine große Rolle, bei den meiſten deutſchen Höfen wurde 
es der einzige Lebenszweck, und das Volk konnte noch von Glück ſagen, wenn 
der Drang nach Amüſement ſich auf äſthetiſche Gebiete wandte, wenn das 
Theater der Mittelpunkt des Staates wurde und nicht die Kaſerne und der 
Wildpark; wenn der Ehrgeiz des Landesvaters dahin ging, ein vortrefflicher 
Theaterdirektor zu ſein, und nicht dahin, einen tadelloſen Feldwebel, Militär⸗ 
ſchneider und Weidmann vorzuſtellen; wenn nur Schauſpielerinnen und Balle⸗ 
rinen und nicht auch Kavalleriepferde, Hirſche und Eber Bürger und Bauern 
auspowerten. Im erſteren Falle fielen doch auch gelegentlich ein paar Brocken 
für einen Dichter ab. 

Aus der Kleinſtaaterei und Kleinſtädterei entſprang das politiſche Elend 
Deutſchlands, das nicht bloß in ſeiner Unfreiheit beſtand, ſondern auch in 
ſeiner Unfähigkeit, eine Bourgeoiſie mit politiſchem Verſtändnis und politiſcher 
Selbſtändigkeit hervorzubringen. Gegen die Unfreiheit vermochte ſich die 
Schillerſche Feuerſeele zu empören. Der allgemeinen Atmoſphäre kleinſtädtiſchen 
Philiſtertums erlag ſie. Und weit entfernt, ihm das vorzuwerfen, muß man noch 
erſtaunen über die ſieghafte Kraft, mit der er in dieſem troſtloſen politiſchen 
Milieu ſein Rebellentum zu entwickeln und ſo lange zu behaupten vermochte. 

Politiſches Verſtändnis und politiſche Selbſtändigkeit den aufſtrebenden 
Klaſſen in Deutſchland einzuflößen, vermochte erſt — ſoweit das überhaupt 
ein Dichter vermag und ſoweit es zu ſeinen Aufgaben zählt — ein Dichter 
der nächſten poetiſchen Generation, aber kein Dramatiker, ſondern ein Lyriker, 
Heinrich Heine, der wenige Jahre vor Schillers Tod geboren wurde. Indes 
auch dieſer hätte ſeine politiſche Aufgabe kaum zu erfaſſen und zu löſen ver⸗ 
mocht, wäre er in Deutſchland geblieben. In Paris holte er ſich die Kraft 
und die Einſicht, deren er dazu bedurfte. Bis zum Jahre 1848 war es die 
franzöſiſche Großſtadt, aus der die deutſche Bourgeoiſie ihre revolutionären An⸗ 
regungen, Gedanken und Ziele erhielt und erhalten mußte, da ſie eine eigene 
Großſtadt nicht beſaß. Zur Zeit Schillers aber war die Brücke zwiſchen dem 
revolutionären Paris und Deutſchland noch nicht geſchlagen. 

Für unſer politiſches Denken kann uns Schiller nur wenig geben. Für die 
Bildung des politiſchen Charakters iſt jedoch ſein Einfluß unſchätzbar. Dadurch 
wird er vor allem als Politiker der Dichter der heranwachſenden Jugend, jenes 
Zeitalters, in dem es mehr die Bildung des politiſchen Charakters als des 
politiſchen Verſtandes, mehr die des Empfindens als des Analyſierens 
gilt; wo es heißt, die Fähigkeit der Begeiſterung für hohe Ziele entwickeln, 
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aller dekadenten Altklugheit und ſelbſtſüchtigen Weltklugheit vorbeugen. Er 


bleibt aber durch ſein revolutionäres Temperament auch der Dichter jeder 
revolutionär aufſtrebenden Klaſſe, auf die er gerade durch die Unbeſtimmtheit 


ſeines revolutionären Ideals noch ein Jahrhundert nach feinem Tode anfeuernd 


einwirken kann, da er ihr erlaubt, ſein Freiheitsideal im Sinne ihrer beſonderen, 
von denen ſeiner Zeit ganz verſchiedenen Ziele zu deuten und ſich aus ſeinem 
Schwung, ſeinem Trotz, ſeiner Kühnheit Zuverſicht und Hoffnungsfreudigkeit 
zu holen. 

So iſt Schiller der Dichter der deutſchen Arbeiterklaſſe geworden, gibt es 
bisher keinen Dramatiker, der ihn überholen und aus ihrem Herzen verdrängen 
könnte, hat gerade das Proletariat das Recht, ihn zu feiern. Denn dies Recht 
ſteht nur der Jugend zu und jungen Klaſſen mit hohen Zielen, nicht aber 
Klaſſen, für deren Greiſenhaftigkeit das politiſche Ideal nichts mehr iſt, als 
eine Erinnerung an längſt vergangene Tage. 


Schiller und die großen Sozialiſten. 
Von Franz Mehring. 


Beim Schillertag drängt ſich unwillkürlich auch die Frage nach dem Ein— 
fluß auf, den Schiller auf Marx, Engels und Laſſalle gehabt hat. Es läßt 
ſich nicht viel darüber ſagen, denn Marx und Engels ſind immer nur bei— 
läufig, und Laſſalle iſt nicht viel häufiger auf Schiller zu ſprechen gekommen. 
Ein Unterſchied macht ſich dabei inſofern geltend, als ſich in Laſſalles gelegent— 
lichen Außerungen über Schiller eine lebhafte Sympathie für dieſen kundgibt, 
von der bei Marx und Engels eher das Gegenteil zu ſpüren iſt. 

Gleichwohl beſtehen hier tiefere Zuſammenhänge, die ein gewiſſes hiſtoriſches 
Intereſſe beſitzen. Sagen, daß Marx und Engels von Schiller nicht viel 
hätten wiſſen wollen, weil Schiller „Idealiſt“ geweſen ſei, hieße vom „Idea— 
lismus“ in jenem verſchwommenen Sinne ſprechen, den nicht ſowohl Schiller 
ſelbſt, als Schillers bürgerliche Ausleger aufgebracht haben. Von Fichte und 


Hegel, die „Idealiſten“ in der kühnſten Bedeutung des Wortes waren, haben 


Marx und Engels ſtets mit größter Hochachtung geſprochen und ſich gern 
als ihre Schüler bekannt. Idealismus und Idealismus können je nachdem 
ganz verſchiedene und unter Umſtänden ganz entgegengeſetzte Anſchauungen 
bedeuten. 

So auch unterſcheiden ſich der Idealismus Schillers und der Idealismus 
Fichtes, was niemand klarer erkannte als Schiller und Fichte ſelbſt, zur Zeit, 
wo ſie — im letzten Jahrzehnt des achtzehnten Jahrhunderts — in Jena zu— 
ſammenlebten. Schiller ſchrieb damals an Fichte (bei einem Streite, den ſie 
wegen der Aufnahme eines von Fichte verfaßten Manuſkriptes in die „Horen“ 
hatten): „Wären wir bloß in Prinzipien geteilt, ſo hätte ich Vertrauen genug 
in unſere beiderſeitige Wahrheitsliebe und Kapazität, um zu hoffen, daß der 
eine den anderen endlich auf ſeine Seite neigen würde; aber wir empfinden 
verſchieden, wir ſind verſchiedene, höchſt verſchiedene Naturen, und dagegen 
weiß ich keinen Rat.“ In ähnlicher Weiſe, nur noch ſchroffer, ließ ſich Schiller 
in ſeinen Briefen an Goethe über Fichte aus, den er einmal „die reichſte Quelle 
von Abſurditäten“ nannte und den er auch öffentlich als „Weltverbeſſerer“ 
verſpottete. 
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Damit kommen wir auf den entſcheidenden Punkt. Schillers äſthetiſch⸗ 5 


philoſophiſcher Idealismus beſtand in der Flucht aus dem erbärmlichen wirk⸗ 


lichen Leben ins Reich der Kunſt, während Fichte von dieſer Reſignation nichts 


2% 


wiſſen wollte, weshalb ihn Schiller eine „unäſthetiſche“ Natur ſchalt. Fichte 


wollte vielmehr die Erbärmlichkeit des wirklichen Lebens durch das willens⸗ 
kräftige Ich in eine menſchenwürdige Wirklichkeit umſchaffen. Es iſt leicht ein⸗ 


zuſehen, einerſeits wie weit dieſer hiſtoriſch-philoſophiſche Idealismus vom Idea⸗ 
lismus Schillers entfernt, ja ihm geradezu entgegengeſetzt war, andererſeits wie 


ſehr der Idealismus Schillers, immerhin in ganz mißverſtandener und ver⸗ 


zerrter Form, das Ideal des deutſchen Philiſters werden mußte, der ſei' Ruh' 


haben wollte, während die Fichte und Hegel wie die Kraniche über die Köpfe 
des deutſchen Bürgers flogen, bis ſie in Marx und Engels die ſchöpferiſchen 


Umbildner ihres Idealismus fanden. 


Unter dieſem Geſichtspunkt begreift man denn aber auch ſofort, weshalb 


Marx einmal ſagt, Schillers Flucht ins Ideal ſei nur die Vertauſchung der 


gemeinen Miſere mit der überſchwenglichen, oder Engels ein andermal die 


Verketzerung des philoſophiſchen Materialismus ſo erklärt, daß der Philiſter 
davon nur ſo viel verſtehe, als er an einigen Bildungsbrocken aus Schillers 


Gedichten aufgeſchnappt habe. Marx und Engels hatten gerade in ihren 


kräftigſten Entwicklungsjahren mit dem Popanz zu kämpfen, den die deutſche 


Spießbürgerei aus dem Idealismus Schillers gemacht hatte, und ihr Unwille 


darüber war um ſo größer, als leichte und leichtfertige Feuilletontalentchen 
vom Schlage der Karl Grün den mißverſtandenen Idealismus Schillers mit 


dem mißverſtandenen Idealismus Fichtes und Hegels in ein unglaubliches 


Sammelſurium zuſammenkoppelten. Gegen ſolche belletriſtiſche Seichtbeuteleien 


hatten Marx und Engels immer einen unbändigen Zorn; ſie ſahen darin eine 


verhängnisvolle Verwüſtung der Arbeiterbewegung, und gewiß mit vollſtem 


Rechte; es wäre nur zu wünſchen, daß ihr Zorn heute noch, in der Arbeiter⸗ ; 


bewegung der Gegenwart, ebenſo lebendig wäre. 
In dieſem Zuſammenhang iſt nun freilich Schiller ſelbſt bei Marx und 


Engels zu kurz gekommen. Sie haben ſich nie die Mühe genommen, zu unter⸗ 
ſcheiden oder wenigſtens öffentlich hervorzuheben, daß der Idealismus, ſo wie 


ihn Schiller meinte, für ſeine Zeit doch etwas anderes war als der Idealismus, 
den ſich die deutſchen Spießer, namentlich in den Jahren von 1815 bis 1848, 
für ihre Zeit aus Schillers Gedichten zurechtbrauten. Marx und Engels wurden 


ſofort mißtrauiſch, ſobald ſich der deutſche Bürgersmann für Schiller zu be⸗ 


* 


geiſtern begann. Selbſt die Franzoſenhetze im Frühjahr des Jahres 1859 er⸗ 


ſchien ihnen in günſtigerem Lichte als die Schillerfeier im Herbſte desſelben 
Jahres. „Sie war wirklich national“, ſchrieb Engels, „viel nationaler als 
alle Schillerfeſte von Archangel bis San Francisco; ſie entſtand naturwüchſig, 


inſtinktiv, unmittelbar.“ Das iſt aber unrichtig; von den beiden bürgerlichen 


Emotionen des Jahres 1859 war die Schillerfeier unzweifelhaft die natur⸗ 
wüchſigere. Laſſalle erklärte ſie ganz richtig aus dem Fichteſchen Wort, daß die 
Literatur erſt das einzige einigende Band der Nation ſei. „In der geiſtigen 
Einheit ſeiner Literatur iſt es, wo unſer Volk die Bürgſchaft ſeiner eigenen 
Geiſteseinheit und ſomit das fröhliche Unterpfand ſeiner nationalen Auferſtehung 
ſieht.“ 

Laſſalle war nicht minder, als Marx und Engels, ein Schüler Fichtes und 


Hegels. Er hat zu Schillers Idealismus keine nähere, aber eine unbefangenere 


BE 
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Stellung. Gegen die bürgerliche Verzerrung dieſes Idealismus wendet er ſich 
ebenſo wie Marx und Engels, aber er tut das, was dieſe beiden in dem Eifer 
einer viel drängenderen Notwendigkeit und eines viel heißeren Kampfes unter⸗ 
laſſen haben: er unterſcheidet zwiſchen Schiller und deſſen bürgerlichen Inter⸗ 
preten. Karl Grün war eben in den vierziger Jahren viel gefährlicher als 
Julian Schmidt in den fünfziger Jahren. In ſeinem Pamphlet gegen dieſe 
Helden der bürgerlichen Literarhiſtorie gibt Laſſalle eine ſchöne und durchaus 
treffende Charakteriſtik des Schillerſchen Idealismus. Er kommt dann noch 
— während er im allgemeinen die Verſündigungen Julians an Schiller durch 
ſeinen Mitarbeiter Bucher abſtrafen läßt — auf einen anderen Punkt von 
allgemeinem Intereſſe zu ſprechen, auf die Frage nach dem Maße von Schillers 
Bildung. 

Sie iſt oft ſehr wegwerfend beurteilt worden, und gewiß hatte ſie manche 
Lücken, infolge des Verbrechens, das der Herzog Karl Eugen von Württemberg 
an dem Knaben Schiller beging, indem er ihn auf acht Jahre in die Karls— 
ſchule ſperrte, Lücken, die Schiller auch durch das angeſtrengteſte Studium 
ſpäterer Jahre nicht mehr ausfüllen konnte. Es war nun aber rein lächerlich, 
wenn ein Julian Schmidt ſich deshalb aufs hohe Pferd gegenüber einem Schiller 
ſetzte und den unglaublichen Gallimathias von ſich gab: „Aus einem unendlich 
kleinen Vorrat des Stoffes hatte Schiller eine ſehr vielſeitige Weltanſchauung 
gewonnen, die ſelbſt die Fürſtin zuweilen durch ihre geniale Wahrheit über- 
raſchte. Daher ſeine langſame Entwicklung, daher aber auch ſein feſter Glaube 
an die Gewalt des Geiſtes, dem die Wirklichkeit untertan ſei.“ 

Indem Laſſalle dieſen blühenden Unſinn zergliederte, fällte er über Schillers 
Bildung das bemerkenswerte und im ganzen gewiß zutreffende Urteil, daß der 
Verfaſſer „Wallenſteins“ und des dreißigjährigen Krieges, der Überſetzer des 
Euripides und der Kenner der antiken Tragödie, die er in ſeiner „Braut von 
Meſſina“ wiederzubeleben ſuche, der gründliche Forſcher der Schweizergeſchichte, 
die er in ſeinem „Tell“ ſo meiſterhaft geſtalte, und der Verfaſſer der Briefe 
über die äſthetiſche Erziehung einen achtungswerten und ausgedehnten Wiſſens⸗ 
horizont gehabt habe, der nur hier und da etwas tiefer hätte ſein können. 
Laſſalle hat aber nicht bemerkt, daß Julian Schmidt ſein ſinnloſes Gerede noch 
dazu in ſinnloſeſter Weiſe abgeſchrieben hat, nämlich aus folgenden Sätzen 
Wilhelm v. Humboldts über Schiller: „Es iſt merkwürdig, aus welchem kleinen 
Vorrat des Stoffes Schiller eine ſehr vielſeitige Weltanſicht gewann, die, wo 
man ſie gewahr wurde, durch genialiſche Wahrheit überraſchte; denn man kann 
die nicht anders nennen, die durchaus auf keinem äußerlichen Wege entſtanden 
war. Selbſt von Deutſchland hatte er nur einen Teil geſehen, nie die Schweiz, 
von der ſein ‚Tell: doch fo lebendige Schilderungen enthält.“ Man vergleiche 
dieſe Sätze Humboldts mit dem, was Julian Schmidt daraus gemacht hat, 
und man beantworte dann die Frage, ob es je einen ruchloſeren Schmierer 
gegeben hat als den wackeren Julian, und wie ſehr die mitleidigen Seelen auf 
dem richtigen Wege ſind, die dies unſchuldige Opfer des böſen Laſſalle heute 
noch bemitleiden. 

Das Beiſpiel iſt aber auch charakteriſtiſch für die Art, wie der Idealismus 
Schillers, zu deſſen tiefſten Kennern Wilhelm v. Humboldt gehörte, für das 
Verſtändnis der bürgerlichen Welt zurechtgemacht worden iſt. Er wurde in 
die blödeſte Wortmacherei verſponnen und hat an ſeinem Teile dazu beigetragen, 
den bürgerlichen Klaſſenkampf in Deutſchland zu entnerven. Marx und Engels 
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mußten ihn bekämpfen, wenn ſie der großen Aufgabe ihres Lebens gerecht 
werden wollten; iſt Schiller ſelbſt dabei nicht zu ſeinem Rechte gekommen, ſo 
war das — auch in Schillers eigenem Sinne — ungleich leichter zu ertragen, 
als eine geiſtige Verſeuchung der Maſſen mit belletriſtiſchen Salbadereien im 
Stile der Karl Grün, die ja in dem einen Sinne unſterblich ſind, daß ſie nie 

ausſterben. 


„Ehret die frauen!“ 
Das Scheitern des Zehnftundengefeges für Arbeiterinnen. 
Von Emanuel Wurm. 


Seitdem Schiller das Walten der Frauen am häuslichen Herde als das 
Ideal des bürgerlichen Lebens gefeiert, hat die kapitaliſtiſche Ausbeutung, die 
ſchon zu ſeiner Zeit die Frauen und Töchter des arbeitenden Volkes in das 
feindliche Leben hineintrieb, die Zehntauſende der damaligen Zeit zu vielen, 
vielen Hunderttauſenden anwachſen laſſen. Ja 1903, bei der letzten Zählung, 
die von der deutſchen Gewerbeaufſicht bis jetzt veröffentlicht iſt, waren allein 
in Fabriken und den dieſen gleichgeſtellten Betrieben neben 4 Millionen männ⸗ 
lichen Arbeitern mehr als 1 Million Arbeiterinnen beſchäftigt. Dabei wächſt 
die Zahl der Arbeiterinnen verhältnismäßig raſcher als die der Männer, und 
zwar um ſo mehr, je mehr ſich die männlichen Arbeiter infolge ihrer beſſeren 
Organiſation günſtigere Arbeitsbedingungen erkämpfen, während die Arbeite⸗ 
rinnen leider noch immer ganz ungenügend organiſiert ſind, ſo daß ſie in immer 
größerem Maße als gefügige Ausbeutungsobjekte in die Induſtrie geholt werden. 

Nach der letzten Zuſammenſtellung der Generalkommiſſion der Gewerk- 
ſchaften Deutſchlands waren im Jahre 1903 in den 63 Zentralverbänden von 
887698 Mitgliedern nur 40666 weibliche, alſo der zweiundzwanzigſte Teil, 
während, wie erwähnt, die Zahl der in Fabriken und dergleichen beſchäftigten 
Arbeiterinnen ein Fünftel der geſamten Arbeiterſchaft betrug. Dabei war noch 
gerade im letzten Jahre ein außerordentlich großer Fortſchritt in der Organi⸗ 
ſation der Arbeiterinnen zu verzeichnen, denn ihre Zahl iſt vom Jahre 1902 
auf 1903 um 12448, alſo um 44 Prozent, geſtiegen, und ſeit 1894, wo die 
Geſamtzahl der organiſierten Arbeiterinnen nur 5251 betrug, bis 1903 um das 
Achtfache! Die 40666 organiſierten Arbeiterinnen des Jahres 1903 bilden 
aber nur den dreiundzwanzigſten Teil (4,4 Prozent) der Fabrikarbeiterinnen 
überhaupt, während von den Arbeitern doch wenigſtens ein Fünftel (20,7 Pro⸗ 
zent) gewerkſchaftlich organiſiert ſind. So haben denn die Arbeiterinnen nur 
dort etwas beſſere Arbeitsbedingungen, als ſie ſonſt allgemein für Frauenarbeit 
beſtehen, wo die männlichen Mitglieder desſelben Berufs gut organiſiert ſind 
und ſich infolgedeſſen beſſere Arbeitsbedingungen erzwungen haben. Namentlich 
betrifft das die Dauer des Arbeitstags in gemiſchten Betrieben (mit Arbeitern 
und Arbeiterinnen), da aus techniſchen Gründen die Arbeit für Männer und 
Frauen zumeiſt gleichzeitig beendet werden muß. Die größte Zahl organiſierter 
Arbeiterinnen weiſt die Textilinduſtrie auf, 12040 im Jahre 1903, und doch 
iſt ihre Zahl verhältnismäßig die niedrigſte aller organiſierten Arbeiterinnen, 
denn dieſe beträgt im Durchſchnitt 4,36 Prozent, bei den Textilarbeiterinnen 
nur 3,87 Prozent, während von den Textilarbeitern 30,86 Prozent — freilich 
auch noch zu wenig für erfolgreiche Kämpfe! — organiſiert ſind. 
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Die halbe Million Arbeiterinnen, die in der Heimarbeit ihr kärgliches Brot 
finden, ſind ebenſowenig organiſiert wie die 3 Millionen, die bei der Zählung 
von 1895 in der Landwirtſchaft und Gärtnerei, im Handelsgewerbe und in 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften beſchäftigt waren. Bei den nicht in Fabriken 
tätigen Arbeiterinnen kann von einer kräftigen Selbſthilfe durch gewerkſchaft— 

liche Organiſation erſt recht nicht die Rede ſein, und ihr geſetzlicher Schutz be— 
ſchränkt ſich auf die ungenügenden, zumeiſt unkontrollierten und für das jetzt 
vorhandene Syſtem der Gewerbeaufſicht auch unkontrollierbaren Vorſchriften 
der Bundesratsverordnung für die Konfektion und Wäſcheinduſtrie. 

Fia.uür die Fabrikarbeiterinnen trifft ja die Gewerbeordnung freilich einige 
Beſtimmungen, aber ſie genügen keineswegs, um auch nur das Mindermaß an 
körperlicher Widerſtandskraft auszugleichen, das der weibliche Organismus im 
Vergleich zum männlichen gegenüber den geſundheitlichen Schädigungen der 
Fabrikarbeit beſitzt. Dafür liefern die für Arbeiterinnen weit mehr als für 
Arbeiter hohen Erkrankungsziffern den deutlichſten Beweis. Sind doch manche 
Krankenkaſſen, wie die der Textilinduſtrie, in der die Zahl der Arbeiterinnen 
420000, die der Arbeiter 380000 im Jahre 1903 betrug, durch die hohen Er— 
krankungsziffern der Arbeiterinnen in der allerſchlechteſten Lage! Was bot ihnen 
denn auch die offiziell und offiziös ſo geprieſene Sozialreform von 1890/91 
Großes? Für Arbeiterinnen über 16 Jahre beſtimmte die Gewerbeordnung 
fortan, daß Wöchnerinnen anſtatt 3 Wochen nach der Niederkunft nunmehr 
4 Wochen nicht in der Fabrik tätig ſein dürfen und während der folgenden 
zwei Wochen nur dann, wenn der Arzt es für zuläſſig erklärt. Die ſozial⸗ 
demokratiſche Arbeiterinnenorganiſation und unſere Fraktion hatten mit vollem 
Rechte auch den Schutz der Schwangeren vor der Niederkunft gefordert, ſo 
daß Wöchnerinnen vor und nach der Niederkunft im ganzen 8 Wochen nicht 
beſchäftigt werden ſollten, aber ſo weit reichte der Bewilligungseifer des Reichs— 
tags wie der Regierung nicht. 

Wie ein wirklich großer Fortſchritt ſah nur das Verbot der Nachtarbeit 
aus. Aber ſeine Bedeutung ſchrumpft zuſammen gegenüber der bereits durch 
die Enquete von 1884 feſtgeſtellten Tatſache, daß nur die Rübenzuckerfabrikation 
regelmäßige Nachtarbeit von den Arbeiterinnen verlangte. Es kamen einſchließ— 
lich der in anderen Induſtrien mit Überarbeit bis in die Nachtſtunden bejchäf- 
tigten Arbeiterinnen etwa 13000 Arbeiterinnen in Frage und von ihnen blieben 
aber mehr als die Hälfte, nämlich die Arbeiterinnen der Zuckerinduſtrie, noch 
ſechs Jahre lang, bis zum 1. April 1898, durch eine Ausnahmebeſtimmung 
zur Nachtarbeit verurteilt. 

Alſo gar ſo groß war der neu gewährte Schutz für die Arbeiterinnen nicht. 
C'benſo verhielt es ſich mit dem elfſtündigen Maximalarbeitstag. 
Gewiß war es ein Fortſchritt, daß er 1891 für die Fabrikarbeiterinnen ge— 
ſetzlich feſtgelegt wurde, zumal damit die deutſche Geſetzgebung zum erſtenmal 
einen Maximalarbeitstag für Erwachſene anerkannte. Aber die Regierung 
ſelber ſagte in der Begründung zu dieſer Beſtimmung: „Für die Mehrzahl der 
gewerblichen Arbeiterinnen bedeutet dieſe Einſchränkung keine weſentliche 
Verminderung der bisherigen regelmäßigen Arbeitszeit.“ Und ſie empfahl 
ſie als beſonders nützlich für die — Unternehmer, indem die Motive „die 
heilſame Wirkung“ des Elfſtundentags damit begründeten, daß „die Beichräns 
kung der weiblichen Arbeitszeit dem Beſtreben, durch Maſſenerzeugung die 
Produktionskoſten zu mindern“, Einhalt zu tun geeignet ſei und ſo der „damit 
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zuſammenhängenden Schleuderkonkurrenz einen Damm entgegenſetzt“. Der 
Elfſtundentag war alſo mindeſtens in gleicher Weiſe, wenn nicht gar aus⸗ 
ſchließlich als eine Wohltat für die Unternehmer gedacht. g 
Seit jener „großen Zeit“, in der die deutſche Sozialreform einen ach ſo 
kleinen Schritt vorwärts machte, iſt, abgeſehen vom Kinderſchutzgeſetz und 
einigen ebenſo unzureichenden Bundesratsverordnungen für beſonders geſund⸗ 
heitsſchädliche Betriebe, nichts zum Schutze der arbeitenden Bevölkerung ge⸗ 
ſchehen. Im Gegenteil — das Unternehmertum koalierte ſich in einer in 
Deutſchland bisher ungeahnten Weiſe gegen die Arbeiter und hatte dabei das 
lebhafteſte Wohlwollen der Regierung auf ſeiner Seite, während Behörden wie 
Gerichte den Arbeiterorganiſationen ſo viel Schwierigkeiten bereiten, als ſie 
nur imſtande ſind. Namentlich der Verkürzung der Arbeitszeit ſetzt das Unter⸗ 
nehmertum den zäheſten Widerſtand entgegen, wie der Kampf in Crimmitſchau 
deutlich genug gezeigt hat. 1 
Unſere Fraktion hatte ſchon 1877 den zehnſtündigen Maximalarbeitstag für 
alle in Lohn⸗, Arbeits⸗ und Dienſtverhältnis im Gewerbe-, Induſtrie⸗, 
Handels- und Verkehrsleben beſchäftigten Perſonen beantragt, von 1891 ab 
den achtſtündigen. Da unſeren Achtſtundenantrag das Zentrum unter dem 
Vorwand ablehnte, daß „der Sprung auf acht Stunden zu groß ſei“, 
ſchlugen wir in der Seſſion 1900/02 Übergangsbeſtimmungen vor: ſofort 
die zehnſtündige und innerhalb geſetzlich zu beſtimmender Friſten die acht 
ſtündige Arbeitszeit. Darauf beantragte das Zentrum, daß in den der Ge⸗ 
werbeordnung unterſtellten Betrieben die regelmäßige Maximalarbeitszeit 
zehn Stunden betragen ſoll. Bei der Verhandlung über dieſe Reſolution am 
12. Februar 1903 erklärte Herr Trimborn namens des Zentrums, daß es mit 
dieſem Antrag zunächſt nur die allgemeine Regel, das Prinzip, habe auf⸗ 
ſtellen und zur Anerkennung bringen wollen, die Regelung im einzelnen bleibe 
ſelbſtverſtändlich dem Geſetz vorbehalten. Das heißt: es kann durch Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen das Prinzip ſo viel durchlöchert werden, als die Unter⸗ 
nehmer wünſchen. Der nationalliberale Abgeordnete Paaſche wandte ſich gegen 
die Verkürzung der Arbeitszeit der Frauen, weil dieſe „die Gefahr in ſich 
ſchließt, daß in vielen Induſtrien, wo Frauen und Männer nebeneinander 
arbeiten, der geſetzliche Arbeitstag für die Frauen auch den für die Männer 
nach ſich zieht“. Eine gewiß ſchreckliche Gefahr! Und der Redner der Frei⸗ 
ſinnigen Volkspartei, Dr. Crüger, erklärte, daß ſeine Fraktion „den Maximal⸗ 
arbeitstag, ſchematiſch durchgeführt, auf das entſchiedenſte verwerfe“. J 
Die Mehrheit des Reichstags lehnte ſowohl unſeren Antrag als den des 
Zentrums ab; beide bezogen ſich auf Arbeiter und Arbeiterinnen. Angenommen 
wurde eine Reſolution des nationalliberalen Abgeordneten v. Heyl und des 
Zentrums, daß die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 18 Jahren in 
Fabriken und dergleichen die Dauer von zehn Stunden, an den Vorabenden 
der Sonn- und Feſttage die Dauer von neun Stunden nicht überſchreiten darf. 
Inzwiſchen war im Februar 1901 der Bericht über die im Jahre 1899 
von den Gewerbeaufſichtsbeamten ausgeführte Umfrage erſchienen, die dieſe 
gemäß der vom Zentrum 1898 beantragten und vom Reichstag angenommenen 
Reſolution veranſtaltet hatten über die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit eines 
Verbots der Beſchäftigung verheirateter Frauen in Fabriken. 
Die Umfrage hatte ergeben, daß ein Viertel der damals in Fabriken be⸗ 
ſchäftigten erwachſenen Arbeiterinnen, nämlich 229334, verheiratet, verwitwet 


ee 
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oder geſchieden war, ſeit dem Jahre 1895 eine Zunahme um 70 Prozent! Faſt 
die Hälfte aller in Fabriken beſchäftigten Ehefrauen war in der Textil- 
induſtrie tätig. Bei den meiſten Arbeiterinnen war die eigene Not oder die 
ihrer Angehörigen, Arbeitsloſigkeit oder zu geringes Einkommen des Mannes 
Urſache ihrer Fabriktätigkeit geweſen. Unſere Fraktion hatte bei Beſprechung 
dieſer Umfrage gezeigt, wie das Verbot der Beſchäftigung verheirateter Frauen 
nur deren Elend vergrößert, indem es ſie der Heimarbeit zutreibt. Auch die 
überwiegende Mehrheit der Gewerbeaufſichtsbeamten hatte ſich gegen den Aus⸗ 
ſchluß der verheirateten Frauen aus der Fabrik erklärt. Bei der Regierung 
war aber auch gar nicht die geringſte Abſicht vorhanden, an eine Neuregelung 
der Beſtimmungen über die Frauenarbeit heranzutreten. Das wußte man in 
Unternehmerkreiſen und hatte infolgedeſſen wegen der Umfrage nicht die 
geringſte Beſorgnis. Ihr Reſultat war freilich den Gegnern des Arbeiterinnen— 
ſchutzes nicht ſehr genehm. Erſtens wurde feſtgeſtellt, daß zwei Drittel aller 
Arbeiterinnen bereits den Zehnſtundentag hatten und er nur in der Textil- 
induſtrie für drei Viertel der Arbeiterinnen nicht beſtand, zweitens ſchlug die 
Mehrheit der Aufſichtsbeamten für die geſamte weibliche Arbeiterſchaft den 
zehn⸗ oder höchſtens zehneinhalbſtündigen Maximalarbeitstag vor, der Beamte 
für Hamburg den neunſtündigen, der für Berlin und Württemberg II ſogar 
den achtſtündigen. Die Umfrage hatte alſo ein rieſiges Fiasko für die Regie— 
rung ergeben. Die Einführung des Zehnſtundentags für alle Fabrikarbeiterinnen 
erſchien gerade auf Grund jener Umfrage vollſtändig ſpruchreif, und Optimiſten 
glaubten wirklich ſchon, daß die neue Seſſion eine entſprechende Vorlage ſeitens 
der Regierung bringen werde. 

Statt deſſen erklärte bei der Etatsberatung im Januar 1902 Graf Poſa⸗ 
dowsky, daß erſt noch einmal eine Umfrage durch die Gewerbeaufſichts— 
beamten veranſtaltet werden ſolle über die Frage der zehnſtündigen 
Arbeitszeit der Frauen in den Fabriken. Auf Grund des Materials 
werde man ſich ein weiteres Urteil zur Sache bilden können. Sofort ſprach 
der Abgeordnete Hitze „ſeine beſondere Freude“ aus, daß dieſe Erhebungen 
ſtattfinden ſollen, und rühmte ſeine Zentrumsfraktion, die ſchon vor zwei 
Jahren den Zehneinhalbſtundentag (63 Stunden pro Woche) für alle er- 
wachſenen Arbeiter gefordert habe. In Wirklichkeit hatte damals (1897) das 
Zentrum neben dieſer ſchon mehr als ſchwächlichen 63 Stunden-Woche noch 
unter Führung ſeines rechten Flügels (Dr. Hertling) beantragt, Erhebungen 
anzuſtellen, in welchen gewerblichen Betrieben durch übermäßige Dauer der 
täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der Arbeiterinnen gefährdet wird — und 
nur dieſer zweite Antrag, der alſo nur den ſanitären Maximalarbeitstag in 
Betracht zog, gelangte zur Annahme, nachdem ſich Dr. Hertling ſehr ſchroff 
gegen einen allgemein geltenden Maximalarbeitstag ausgeſprochen hatte. 

Im Winter 1904 brachte das Zentrum eine Interpellation ein, die den 
Reichskanzler fragte, ob erwartet werden kann, daß die verbündeten Regie⸗ 
rungen noch im Laufe der gegenwärtigen Seſſion dem Reichstag einen Geſetz— 
entwurf vorlegen werden, durch welchen die regelmäßige Arbeitszeit der 
Arbeiter (über 16 Jahre) in Fabriken und den dieſen gleichgeſtellten Anlagen 
(8 154 der Gewerbeordnung) auf höchſtens zehn Stunden täglich beſchränkt wird. 

Dieſe Interpellation kam am 7. Februar dieſes Jahres zur Beſprechung — 
und das Reſultat war, daß Graf Poſadowsky erklärte, nach Ankündigung der 
Interpellation habe er ſämtlichen verbündeten Regierungen die Frage vorgelegt, 


wie fie ſich zu dieſer Interpellation ſtellen. Doch bis jetzt hätten nur 8 von 


den 26 Regierungen geantwortet, und ſie ſtehen entweder auf einem unbedingt 
ablehnenden Standpunkt oder ſie erklären, das ſei eine Frage, die ſo tief in 
das wirtſchaftliche Leben eingriffe, daß jedenfalls, ehe man ſich über ſie ſchlüſſig 
mache, die allereingehendſten Erhebungen notwendig wären. 

Alſo Erhebungen und abermals Erhebungen, obwohl zur Zeit, als die Re⸗ 
gierungen dieſe Antwort gaben, ihnen das Reſultat der Umfrage von 1902 
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bereits bekannt ſein konnte. Dem Reichstag lag allerdings die Denkſchrift 


noch nicht vor; ſie kam — mit auffallender Verſpätung — erſt, als es zu ſpät 


war, das heißt die Etatsberatungen vorüber waren, ſo daß die Gelegenheit 


fehlte, dieſe Denkſchrift hierbei eingehend zu erörtern. 
Graf Poſadowsky machte auch für den Zehnſtundentag der Arbeiterinnen 


nicht die geringſten Hoffnungen. Wenn die Denkſchrift vorliege, ſagte er, 


würden ſich die Regierungen mit der Frage beſchäftigen, ob die Arbeitszeit für 
die weiblichen Arbeiter, eventuell mit Übergangsfriſten, geſetzlich zu ermäßigen 


ſein wird. Aber auch hier ſei namentlich für die Textilinduſtrie die Frage 


der Konkurrenz des Auslandes eine ganz außerordentlich wichtige, und er 
habe deshalb bei den Regierungen von Italien, der Schweiz, Oſterreich⸗Ungarn 
und Belgien anfragen laſſen, wie ſie ſich wohl zu der Frage ſtellen, auf dieſem 
Wege gleichzeitig mit Deutſchland vorzugehen. Die Schweiz hat eine wohl- 
wollende Antwort gegeben — was die übrigen geſagt, darüber ſchwieg Graf 
Poſadowsky. | 


Das „Deutſchland in der Welt voran“ war alſo wieder einmal, wie ſtets, 


wenn es ſich um die Intereſſen der Arbeiter handelt, in den Hintergrund geſchoben! 

Das Zentrum war gegenüber dieſer Abſage der Regierung ſehr kleinlaut. 
Bei der Abſtimmung fiel ſeine zum Etat geſtellte Reſolution, in der es den 
Zehnſtundentag für alle Arbeiter, im Falle der Ablehnung dieſes Antrags 
den Zehnſtundentag für Arbeiterinnen forderte; unſere Fraktion war, nach⸗ 
dem unſern Achtſtundenantrag für alle Arbeiter die Mehrheit des Reichstags 


einſchließlich des Zentrums abgelehnt hatte, für die Zentrumsreſolution ein⸗ 


getreten. Der Unternehmertrutz hatte mit Hilfe der Regierung wieder geſiegt. 
Erſt einige Wochen ſpäter erſchien die im Reichsamt des Innern nach 


Berichten der Gewerbeaufſichtsbeamten bearbeitete Denkſchrift über die 


Arbeitszeit der Fabrikarbeiterinnen“, ein Band von 543 Seiten mit 
zahlreichen Tabellen. Sein Inhalt beweiſt, daß die Sozialreform der Reichs⸗ 
regierung, welche ſich gegen die ſofortige Einführung des Zehnſtundentags, 


mindeſtens für Fabrikarbeiterinnen, ſträubt, vollſtändig bankrott iſt und daß 


gegen beſſeres Wiſſen Zuſtände aufrecht erhalten bleiben, durch die die Arbeite⸗ 
rinnen verelendet werden. 

Die Zahl der am Erhebungstage, 1. Oktober 1902, beſchäftigten Arbeiterinnen 
in Fabriken und in den dieſen gleichgeſtellten Betrieben belief ſich auf 813560. 
Von ihnen entfielen auf die Textilinduſtrie 348 538, alſo 42,9 Prozent, dann folgt 
die Induſtrie der Nahrungs- und Genußmittel mit 119744 oder 14,7 Prozent, 
Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe mit 93635 oder 11,5 Prozent, die Induſtrie 
der Steine und Erden mit 49917 oder 6,1 Prozent. Auf dieſe vier Gruppen 
entfallen 75,2 Prozent Arbeiterinnen, der Reſt verteilt ſich auf die anderen 
10 Gruppen. 


Berlin 1905, R. v. Deckers Verlag (G. Schenck). 
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Im Verhältnis zu den überhaupt beſchäftigten Perſonen waren erwachſene 
Arbeiterinnen am meiſten in der Gruppe Bekleidung und Reinigung vorhanden 
53,1 Prozent), ihr folgte die Textilinduſtrie (46,6 Prozent), die Papierinduſtrie 
33,1 Prozent), Nahrungs- und Genußmittel (25,0 Prozent), polygraphiſche 
Bewerbe (20,6 Prozent), die Induſtrie der Steine und Erden (9,9 Prozent). 

Von den insgeſamt gezählten 38706 Betrieben mit 813560 Arbeiterinnen 
hatten eine Arbeitszeit von 9 Stunden oder weniger 6768 Betriebe (17,5 Pro— 
ent) mit 86191 Arbeiterinnen (10,6 Prozent); von mehr als 9 bis einſchließ— 
ich 10 Stunden 18267 Betriebe (47,2 Prozent) mit 347814 Arbeiterinnen 
42,7 Prozent); alſo insgeſamt von 10 Stunden oder weniger 25035 Betriebe 
64,7 Prozent) mit 434005 Arbeiterinnen (53,3 Prozent). 

Mehr als 10 Stunden betrug dagegen die Arbeitszeit in 14053 Betrieben 
36,3 Prozent) mit 379555 Arbeiterinnen (46,7 Prozent). 

Hiernach beſchäftigten nahezu zwei Drittel (64,7 Prozent) aller in Be— 
racht kommenden Anlagen ihre erwachſenen Arbeiterinnen nur 10 Stunden 
der noch kürzere Zeit; jedoch entfielen auf dieſe Betriebe nur 53,3 Prozent, 
ljo etwas mehr als die Hälfte ſämtlicher Arbeiterinnen. Dagegen 
vurden 46,7 Prozent der Arbeiterinnen in 36,3 Prozent der gezählten Fabriken 
änger als 10 Stunden beſchäftigt. Von letzteren entfallen allein auf die Textil⸗ 
nduſtrie nahezu zwei Drittel, nämlich 246765, das iſt 65 Prozent und auf 
ie Induſtrie der Nahrungs⸗ und Genußmittel 40,1 Prozent, alſo 10,6 Prozent. 
die Textilinduſtrie hat die ungünſtigſten Arbeitszeiten für Arbeiterinnen; nur 
29,2 Prozent derjenigen, die in ihr beſchäftigt waren, hatten höchſtens 10 Stunden 
Arbeitszeit, während für 70,8 Prozent eine höhere Beſchäftigungsdauer ermittelt 
vurde. Und während im polygraphiſchen Gewerbe mehr als die Hälfte der 
n ihm beſchäftigten Arbeiterinnen (51,8 Prozent) nicht länger als 9 Stunden 
ätig war, im Bergbau 24,7 Prozent, im Bekleidungs- und Reinigungsgewerbe 
19,2 Prozent, in der Papierinduſtrie 18,7 und in der Gruppe Maſchinen und 
Werkzeuge 17,6 Prozent, beſaßen in der Textilinduſtrie nur 2 Prozent der in 
hr beſchäftigten Arbeiterinnen eine neunſtündige Arbeitszeit. 

Die Denkſchrift der Regierung teilt mit, daß der weitaus größere Teil der 
Berichterſtatter die Verkürzung der bisher zugelaſſenen Maximalarbeitszeit 
der Arbeiterinnen von 11 auf 10 Stunden für erwünſcht und durchführbar 
jalt; von 84 Gewerbeaufſichtsbeamten ſprachen ſich 66 grundſätzlich für, 18 
gegen die geſetzliche Feſtlegung des zehnſtündigen Arbeitstages aus. Zwar fügen 
ziele der befürwortenden Gutachten mancherlei Einſchränkungen und Vorbehalte 
vornehmlich in Rückſicht auf die Textilinduſtrie an; es find aber gerade die 
zrößeren Aufſichtsbezirke, aus denen unbedingt zuſtimmende Gutachten 
damen. Die allgemeinen wie die beſonderen geſundheitlichen Einflüſſe, denen 
zie Arbeiterinnen bei ihrer Tätigkeit ausgeſetzt find, die beſondere Schutz— 
hedürftigkeit der in den Entwicklungsjahren ſtehenden Arbeiterinnen, der weite, 
ft ſtundenlange Weg, den die außerhalb des Fabrikortes oder in Großſtädten 
vohnenden zur Arbeitsſtätte zurücklegen müſſen, die Vernichtung des Familien⸗ 
ebens, unter der die Ernährung und Exiſtenz der Kinder ganz beſonders leiden 
nuß, alle dieſe von den Beamten mit zahlreichen Beiſpielen belegten Gründe 
prechen in den Berichten mit zwingender Gewalt nicht nur für die Not— 
vendigkeit des Zehnſtundentags, ſondern für den Achtſtundentag. — Unter: 
iehmertum und Regierung aber beharren bei ihrem Widerſtand gegen jede 
Verkürzung des elfſtündigen Frondienſtes. 
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Die einer Verkürzung der Arbeitszeit der Arbeiterinnen entgegenſtehenden 
Gutachten zeigen nur, daß ihre Verfaſſer auf ſozialpolitiſchem Gebiet rück 
ſtändiger ſind, als ſich mit ihrem Amte verträgt. So weiß der Beamte für 
Frankfurt a. O. keine beſſere Erklärung für die Unterernährung der Arbeite⸗ 
rinnen, als „daß ſie für Vergnügen und Putz ſo viel Geld ausgeben, daß für 
das Eſſen wenig bleibt, und von dem wenigen wird dann noch zu viel auf 
Kuchen und Leckereien verwandt, die dem Körper keine Kraft zuführen, ſondern 
nur dazu dienen, den Magen zu ſchwächen“. Welche vereinzelte Beobachtungen 
mögen den weiſen Herrn zu ſolch lächerlichen Verallgemeinerungen geführt 
haben, die ihn veranlaſſen, nur eine Verkürzung der Arbeitszeit für die ver⸗ 
heiratete Frau zu verlangen, „für die unverheiratete Arbeiterin aber nicht, 
ſolange man nicht überzeugt ſein kann, daß fie ihre Freiheit nützlich ver⸗ 
wendet“. Kennzeichnend für den kurzen Blick des Beamten iſt auch, daß er 
wohl erkennt, wie die erbärmlichen Wohnungen am Elend der Arbeiterinnen 
ſchuld ſind, aber nicht ſieht, wie die niedrigen Löhne und die hohen Miet 
alſo die kapitaliſtiſche Ausbeutung, dieſe Not verurſachen. 

Die übrigen ablehnenden Urteile ſind von gleicher Güte; ſie ſtammen auß 
Magdeburg, Bautzen, Chemnitz, Oppeln, Sigmaringen, Annaberg, Aue, Sachſen⸗ 
Weimar, Oſtpreußen, Pommern, Oberpfalz, Dresden, Plauen, Freiberg, Braun⸗ 
ſchweig, Sachſen⸗Meiningen. Aus den Tabellen und Mitteilungen ergibt ſich 
übrigens auch, daß in derſelben Gewerbeart an verſchiedenen Orten bald elf⸗, 
bald zehnſtündige Arbeitszeit herrſcht, ſo daß deren Länge, wie die Aſſiſtentin 
in Darmſtadt ſehr zutreffend hervorhebt, weit mehr von lokalen Verhältniſſen 
abhängt als von der Art des Betriebs. Die Stärke der gewerkſchaftlichen Dre 
ganiſation wird hierbei hauptſächlich entſcheiden. 

Der überwiegende Teil der Beamten iſt übrigens der Anſicht, daß wie bis 
her ſo auch in Zukunft die Verkürzung der geſetzlich zugelaſſenen Beſchäftigung 
immer weiter um ſich greifen werde. Es heißt darüber in der Denkſchrift: 

„Getragen werde dieſe Entwicklung insbeſondere von den Beſtrebungen der 
organiſierten Arbeiterſchaft, die ſeit Jahren fortgeſetzt bemüht iſt, überall 
die Herabſetzung der täglichen Arbeitszeit auf die Dauer von zehn Stunden zu 
erreichen. Mehrere Berichterſtatter empfehlen im Hinblick hierauf, von geſetz⸗ 
lichen Maßnahmen abzuſehen und das Weitere dem natürlichen Laufe der Dinge 
zu überlaſſen.“ 

Dieſen natürlichen Lauf der Dinge ſucht freilich die Regierung, die den 
Unternehmern bei ihren Kämpfen gegen die Arbeiter jede nur mögliche Unter 
ſtützung durch Gerichte wie Gendarmen und Soldaten zuteil werden läßt, in 
ſehr unnatürliche, den Arbeitern ſchädliche Bahnen zu lenken. Aber auch das 
wirkt ſchließlich nur erzieheriſch auf die Arbeiter, die dadurch immer mehr zur 
Einſicht kommen, daß der Klaſſenſtaat der natürliche Verbündete ihrer Aus⸗ 
beuter iſt. So ſorgen Unternehmertum wie Regierung dafür, daß der Wider⸗ 
ſtand der Arbeiterklaſſe gegen ihre Unterdrücker unabläſſig wächſt und damit 
auch ihre politiſche Macht, die nicht nur den Zehnſtundentag für die Arbeiter 
rinnen, ſondern den Achtſtundentag für alle Arbeiter erzwingen wird. Mag 
die Regierung Umfragen anſtellen laſſen ſo viel ſie will — ſie liefert damit 
nur Waffen für die Arbeiter. Die Verweigerung des längſt ſpruchreifen Zehn⸗ 
ſtundentags für die Arbeiterinnen iſt ein neuer Tribut von Menſchenopfern für 
das Unternehmertum; er wird der Sozialdemokratie wie den Gewerkſchaften . 
wieder neue große Scharen von Mitkämpferinnen zuführen. 


ee 


Literariſche Rundſchau. 163 


Literarifhe Rundſchau. 


Franz Mehring, Schiller, ein Lebensbild für deutſche Arbeiter. Leipzig 1905, 
Leipziger Buchdruckerei. 119 Seiten. Preis 1 Mark. 


„Ein Lebensbild“ hat Mehring ſeine Schillerbroſchüre genannt, und das iſt ſie 
im wahren Sinne des Wortes. Nicht eine Biographie, eine landläufige chronologiſche 
Sammlung von Daten aus einem Leben, ſondern ein wirkliches Bild, ein plaſtiſches, 
harmoniſches Gemälde, das durch die klare Zeichnung und eine außerordentlich feine 
Abtönung von Anfang bis zu Ende einen hohen, rein äſthetiſchen Genuß bereitet. 

Die Studie Mehrings erſcheint gerade zur rechten Zeit wie eine hochwillkommene 
Gabe an die deutſche Arbeiterſchaft, um ihr ein von bürgerlich-tendenziöfer und 
andererſeits auch von parteitendenziöſer Verzerrung freies Bild des großen Dichters 
zu liefern. Schillers Dichtung iſt nicht bloß zum ehernen Beſtandteil der deutſchen 
klaſſiſchen Literatur, ſondern auch zum geiſtigen Hausſchatz ſpeziell des aufgeklärten 
kämpfenden Proletariats geworden, die Worte und Sprüche, die er geprägt, wurden zur 
Form, in der die deutſche Arbeiterſchaft mit Vorliebe ihre revolutionären Gedanken 
und ihren Idealismus zum ſchwungvollen Ausdruck bringt. Die Verbreitung der 
Schillerſchen Poeſie in den proletariſchen Schichten Deutſchlands hat zweifellos zu 
ihrer geiſtigen Hebung und auch zur Revolutionierung beigetragen, inſofern alſo 
gewiſſermaßen ihr Teil an dem Emanzipationswerk der Arbeiterklaſſe gehabt. 

Allein es unterliegt keinem Zweifel, daß Schillers Rolle in dem geiſtigen 
Wachstum des revolutionären Proletariats in Deutſchland nicht ſowohl darin 
wurzelt, was Schiller mit dem Gehalt feiner Dichtungen in den Emanzipations⸗ 
kampf der Arbeiterſchaft hineintrug, als umgekehrt darin, was die revolutionäre 
Arbeiterſchaft aus eigener Weltanſchauung, aus eigenem Streben und Empfinden in 
die Schillerſchen Dichtungen hineinlegte. Es hat hier ein eigenartiger Aſſimilierungs— 
prozeß ſtattgefunden, in dem ſich das Arbeiterpublikum nicht den Schiller als ein 
geiſtiges Ganzes, ſo wie er in Wirklichkeit war, aneignete, ſondern ſein geiſtiges 
Werk zerpflückte und es unbewußt in der eigenen revolutionären Gedanken- und 
Empfindungswelt umſchmolz. 

Doch über dieſe Phaſe des politiſchen Wachstums, wo die gärende Begeiſterung, 
das halbdunkle Streben zu den lichten Höhen des „Idealen“ den Anbruch der 
geiſtigen Wiedergeburt der deutſchen Arbeiterſchaft ankündigte, ſind wir beträchtlich 
hinaus. Was die Arbeiterſchaft heute vor allem braucht, iſt: alle Erſcheinungen der 
politiſchen und auch der äſthetiſchen Kultur in ihren klaren, ſtreng objektiven 
hiſtoriſch⸗ſozialen Zuſammenhängen, als Glieder jener allgemeinen ſozialen Ent— 
wicklung aufzufaſſen, deren mächtigſte Triebfeder heutzutage ihr eigener revolutio— 
närer Klaſſenkampf iſt. Auch Schiller kann und muß die deutſche Arbeiterſchaft 
heute ganz wiſſenſchaftlich⸗objektiv als einer mächtigen Erſcheinung der bürgerlichen 
Kultur gegenüberſtehen, ſtatt in ihm ſubjektiv aufzugehen oder richtiger ihn in eigener 
Weltanſchauung aufzulöſen. 

So war denn gerade jetzt, aus Anlaß der hundertjährigen Schillerfeier, offenbar 
der paſſendſte Moment gegeben, die gegenſeitige Stellung Schillers zur Arbeiter: 
klaſſe, ſeine Dichtung vom Standpunkt der ſozialdemokratiſchen Gedankenwelt einer 
Reviſion zu unterziehen. 

Jedoch gerade diejenigen Kreiſe, die jederzeit bereit ſind, an allen möglichen 
Reviſionen der „wunden Punkte“ der Marxſchen Lehre tapfer mitzumachen, zeigen 
nicht die geringſte Luft, die landläufigen kritikloſen Urteile über Schiller zu revi- 
dieren. Es iſt allerdings viel bequemer, Schiller nach abgebrauchtem Schema als 
den großen, von der Bourgeoiſie verleugneten Apoſtel der bürgerlichen Revolution 
für das Proletariat in Anſpruch zu nehmen, was jedoch höchſtens auf eine gleich— 
mäßige Verſtändnisloſigkeit für den hiſtoriſchen Gehalt der Märzrevolution wie der 
Schillerſchen Dichtung deutet. 

Das Feiern Schillers als eines revolutionären Dichters par excellence 
verrät ſchon an ſich einen Rückfall von der durch die Marxſche Lehre, durch den 
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dialektiſchen Geſchichtsmaterialismus vertieften und geadelten Auffaſſung vom 
„Revolutionären“ in jene ſpießbürgerliche Auffaſſung, die in jeder Auflehnung 
gegen die beſtehende geſetzliche Ordnung, alſo in der äußeren Erſcheinung der Auf⸗ 
lehnung eine „Revolution“ ſieht, ungeachtet ihrer inneren Tendenz, ihres ſozialen 
Gehaltes. Nur von dieſem letzteren Standpunkt gelangt man dazu, in Karl Moor 
den Vorläufer Robert Blums, in der Luiſe Millerin „die Revolutionstragödie des 
Zuſammenbruchs“ und im Wilhelm Tell „das Revolutionsdrama der Erfüllung“ 
— mögen die Götter immerhin wiſſen, was dieſer begeiſterte Gallimathias bedeutet 
zu ſehen. Durch dieſelbe Auffaſſung wird man alsdann dazu geführt, einen künſt⸗ 
lichen Widerſpruch zwiſchen dem „revolutionären Idealismus“ der Schillerſchen 
Dramen und ſeinem Verhalten der großen franzöſiſchen Revolution gegenüber, 
zwiſchen ſeiner „Revolution des Handelns“ und ſeiner Flucht in den „äſthetiſchen 1 
Erziehungsſtaat“ zu konſtruieren und ſchließlich zur Erklärung dieſes vermeintlichen 
Widerſpruchs mitten im geiſtigen Leben Schillers einen Bruch, einen tiefen Riß zu 
entdecken, der auf die „höfiſche Akklimatiſation“ Schillers durch den kleinſtaatlichen 
Deſpotismus zurückgeführt wird. 5 

Dieſe letztere Theorie iſt ja auch eine Art „materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“, 
aber eine ebenſo verflachte und vergröberte Ausgabe derſelben, wie die mit ihr 
korreſpondierende Auffaſſung von der „Revolution“. Danach wird nicht die ganze 
Weltanſchauung und das Lebenswerk Schillers in ſeinen tiefen inneren Grundzügen 
aus der geſchichtlichen und ſozialen Miſere des damaligen Deutſchland erklärt, einer 
Miſere, wovon der „höfiſche Duodez-Deſpotismus“ nur das äußere, wenn auch den 
ganzen Leib der Nation bedeckende Geſchwür war, ſondern der angebliche revolu⸗ 
tionäre „Umfall“ Schillers auf der Höhe ſeines Schaffens und Lebens wird durch 
den perſönlichen unmittelbaren Druck des Stuttgarter und Weimarer Hofes erklärt. 

Gegen dieſe „materialiſtiſche“ Mißhandlung durch eine überſchwengliche Be⸗ 
geiſterung findet der Schöpfer Wallenſteins eine Ehrenrettung bei dem kühlen „ortho⸗ 
doxen“ Materialiſten Mehring, der bereits in dem Erſtling Schillers, in den Räubern, 
jenen tiefen Zwieſpalt, jenen Dualismus der Weltanſchauung aufzeigt, der durch 
das ganze Leben und Schaffen Schillers geht und im „äſthetiſchen Staat“ einen 
ganz konſequenten Abſchluß findet, — die Flucht aus dem ſozialen Elend in das 
abgeklärte Reich der Kunſt am Ende einer geiſtigen Laufbahn, die mit der Flucht 
in den Wald eines kraftgenialiſchen Räubertums begonnen hatte. Der „revolutionäre 
Idealismus“ iſt eben, losgelöſt von der Grundlage der materialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung, auf der er zum Beiſpiel heute in klaſſiſcher Weiſe in dem modernen 
Proletariat beruht, ein gar zwieſpältig Ding, und um Schiller als Philoſoph zu 
verſtehen, muß man eben vor allem — Karl Marx verſtehen. 

Begreift man die Schillerſche Dichtung von dieſer Seite, ſo hat man auch nicht 
nötig, durch eine gewaltſame Konſtruktion das einigende Grundelement ſeiner Dramen 
in den verſchiedenen Erſcheinungsformen der geſchichtlichen Revolution zu ſuchen. 
Schiller war vor allem ein echter Dramatiker größten Stils, als ſolcher aber 
brauchte und ſuchte er gewaltige Konflikte, gigantiſche Kräfte, Maſſenwirkungen, und 
er fand ſeine Stoffe in den Kämpfen der Geſchichte, nicht weil und inſofern ſie 
revolutionär waren, ſondern weil fie den tragiſchen Konflikt in ſeiner höchſten 
Potenz und Wirkung verkörpern. Mehring hat dieſes ganze Problem in zwei Sätzen 
gelöſt, indem er ſagt: „Als Dichter brauchte er den hiſtoriſchen Stoff“ und „als 
Dramatiker war Schiller auch ein großer Hiſtoriker“. Die große franzöſiſche 
Revolution, die ihn gerade als Revolution abſtieß, würde ſicher, wenn er ſie aus 
der Perſpektive eines oder zweier Jahrhunderte hätte ſehen können, als gewaltiges 
Schauſpiel, als eine Rieſenſchlacht des hiſtoriſchen Geiſtes ſeine dramatiſche Ader 
gepackt haben und er hätte ihr dann wahrſcheinlich als Dramatiker, durch den ein⸗ 
fachen Künſtlerinſtinkt geleitet, ebenſoviel Gerechtigkeit widerfahren laſſen, wie der 
hiſtoriſchen Rolle des Friedländers oder dem Unabhängigkeitskampf der ſchweizeriſchen 
Bauerndemokratie, obwohl er mit der bürgerlichen Revolution geiſtig genau ſo 
wenig zu tun hatte wie Wallenſtein oder Wilhelm Tell. 
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Um Schiller und fein Werk aus feiner pfychifchen Eigenart, aus der beſonderen 
Miſchung des philoſophiſchen und des dichteriſchen Elements, ſeine Philoſophie aber 
in ihren Wechſelbeziehungen mit feinem politifch:geijtigen Milieu zu erfaſſen, dazu 
findet der Leſer in Mehrings Studie Fingerzeige und Anregungen auf Schritt und 
Tritt. Die Mehringſche Arbeit wird deshalb gerade den wichtigſten Dienſt dem Leſe— 
publikum erweiſen, auf den es jetzt in der Parteiliteratur vor allem ankommt: ſie 
wird auf Schritt und Tritt zum Nachdenken und zum weiteren Lernen lebhaft an— 
regen. Und dadurch bringt Mehring, indem er den Leſer vor kritikloſem Nach— 
beten und vor jeglichem Kultus Schiller gegenüber bewahrt, zugleich die wirkliche 
erhabene Schönheit ſeines großen Lebenswerks der deutſchen Arbeiterſchaft nur um 

ſo plaſtiſcher vor die Augen. R. Luxemburg. 


Geiträge zur Geſchichte der Besöfferung in Deutſchland feit dem Anfang des 
neunzehnten Jahrhunderts. Herausgegeben von Friedr. Neumann. Band VII: 
Die Entwicklung der Bevölkerung in Württemberg uſw. Tübingen 1903, H. Lauppſche 
Buchhandlung. 247 Seiten und mehrere Karten. 


Es iſt eine fleißige und methodiſch korrekte Arbeit, die der Verfaſſer hier ge— 
liefert hat. Auf Grund von zwölf Aufnahmen, die in den Jahren 1834 bis 1867 
aufgenommen wurden, um die Zollabrechnungsbevölkerung feſtzuſtellen, hat er die 
ſogenannte Wohnbevölkerung in ihrer Zunahme nach verſchiedenen Bezirken ermittelt, 
während er für die Zu⸗ und Abwanderung die örtlichen Tabellen der ortsanweſenden 
Bevölkerung benutzte, die ſchon ſeit dem Jahre 1757 periodiſch aufgenommen wurden, 
allein in der Praxis ihrer Führung immer mehr mit fiktiven Zahlen operierten, da 
ſie nicht die tatſächlich ortsanweſende, ſondern die in die Familienregiſter ein— 
getragene Bevölkerung angaben, ſo daß ſie von Zeit zu Zeit durch Reviſionen korri— 
giert werden mußten. Seit 1870 wurden die in den „Württembergiſchen Statiſtiſchen 
Jahrbüchern“ alljährlich veröffentlichten Zahlen verwendet. Bei der Feſtſtellung der 
Bevölkerungs bewegung wurde die jeweils mittlere Bevölkerung der einzelnen 
Jahre zugrunde gelegt. 

Die Arbeit beginnt mit dem Jahre 1813 und zieht bis zum Jahre 1835 nur 
das ganze Königreich in Betracht; für die Jahre 1835 bis 1856 werden auch die 
vier Kreiſe des Königreichs unterſucht, jedoch iſt die Behandlung dieſer Periode im 
ganzen ſummariſch. Das Jahr 1835 bildet einen ſtatiſtiſchen Einſchnitt dadurch, 
daß mit dieſem Jahre, wie ſchon erwähnt, die Zollvereinszählungen begannen, das 
Jahr 1856 durch die große Kriſe Württembergs und den Beginn der Bahnbauten. 
Von 1856 an folgt dann ein zwölfjähriger Abſchnitt (bis 1868) mit den vier letzten 
Zollvereinszählungsperioden, dann ein dreizehnjähriger (bis 1880) und dann ein 
fünfzehnjähriger (bis 1895) Abſchnitt, dieſe beiden mit vier- und fünfjährigen 
Zählungsperioden. Für die neueſte Zeit iſt die Volkszählung vom 1. Dezember 1900 
mitbenutzt. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe, die hauptſächlichſten Reſultate der Arbeit zuſammen⸗ 
zuſtellen und den ſozialen Geſetzen nachzuſpüren, die den ermittelten Bevölkerungs— 
bewegungen zugrunde liegen mögen. Die Darſtellung kombiniert in ſehr anſchau— 
licher Weiſe die bereits ſkizzierten Zählungsperioden mit den größeren und kleineren 
Bezirken, mit Stadt und Land, und zwar für die Bevölkerungszunahme überhaupt, 
dann für die ſogenannte natürliche Bevölkerung (Verhältnis von Sterbefällen und 
Geburten) und für die Aus⸗ und Einwanderungen. Eine kurze Unterſuchung über 
Stand und Bewegung der württembergiſchen Bevölkerung ſeit 1856, getrennt nach 
dem Geſchlecht, ſchließt die Arbeit ab. 

Bei der Abgrenzung der Bezirke, die der Verfaſſer ſeiner Arbeit zugrunde gelegt 
hat, hat er zwiſchen die Oberamtsbezirke und die Kreiſe eine Art von Zwiſchenſtufe 
eingefügt, indem er die 64 Oberamtsbezirke zu 10 Bezirksgruppen vereinigte und 
dabei nach Möglichkeit eine gewiſſe Gleichartigkeit der einzelnen Gruppen berück⸗ 
ſichtigte. Es lag gewiß nahe, die winzigen Oberamtsbezirke zu ſtatiſtiſchen Zwecken 
in größere Gebiete zuſammenzufaſſen; allein eine derartige Einteilung bekommt doch 
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etwas Gekünſteltes und Willkürliches, und der Leſer, der doch dieſe Geographie 


ad hoc nicht im Kopfe hat, muß immer einige Seiten zurückblättern, wenn er auf 5 


dem Laufenden bleiben will. 

Im Jahre 1835 betrug die mittlere Jahresbevölkerung Württembergs 1580238 
Ortsanweſende oder 87 Einwohner auf den Quadratkilometer; im Jahre 1895 war 
die Bevölkerung auf 2074914 Einwohner —= 106,3 Einwohner auf den Quadrat⸗ 
kilometer geſtiegen, oder um ein Drittel. Der prozentuale Jahreszuwachs in dieſer 
Zeit beträgt 0,45. Im Jahre 1900 belief ſich die Bevölkerung auf 2161986 — 
110,9 Einwohner auf den Quadratkilometer; in dieſen fünf Jahren hat ſich die Be⸗ 
völkerung um 0,83 Prozent, alſo annähernd doppelt ſo ſtark vermehrt wie im Durch⸗ 
ſchnitt von 1835 bis 1895. Dadurch ſtieg der Jahresdurchſchnitt von 0,43 Prozent 
auf 0,48 Prozent. 

Bei der nun folgenden Unterſuchung über die Bevölkerungsverſchiebung nach 
Bezirken und nach Stadt und Land kommen dieſelben Geſetze über die Dichtigkeit 
der Bevölkerung zur Geltung, wie ſie bereits aus den Reſultaten der Berufs: und 
Gewerbezählung von 1895 bekannt ſind. Wir wollen dieſe Zahlen mitberückſichtigen, 
obgleich ſie der Verfaſſer faſt ganz außer acht gelaſſen. Bekanntlich ſind Be⸗ 
völkerungsdichtigkeit, großſtädtiſche und ſtädtiſche Bevölkerung und induſtrielle und 
Handelsentwicklung ziemlich korrelate Begriffe, und ſo zeigt ſich im Reiche der Zug, 
daß ausweislich der Aufnahme von 1895 Sachſen als der induſtriereichſte Bundes⸗ 
ſtaat — wenn man von den Hanſeſtädten abſieht — bei 72 Prozent Induſtrie- und 
Handelsbevölkerung und 23,14 Prozent Großſtadtbevölkerung eine Volksdichtigkeit 
von 250 Einwohnern auf den Quadratkilometer und einen jährlichen Bevölkerungs⸗ 


zuwachs (ſeit 1882) von 24,49 Prozent hatte, während das Reich bei 50,64 Prozent 


Induſtrie- und Handelsbevölkerung und 13,58 Prozent Großſtadtbevölkerung eine 
Volksdichtigkeit von 96 Einwohnern auf den Quadratkilometer und einen jährlichen 
Bevölkerungszuwachs (ſeit 1882) von 14,48 Prozent hat. Dieſes Verhältnis würde 


noch greller in die Augen ſpringen, wenn man für Sachſen auch die ſtädtiſche Be⸗ f 


völkerung heranzöge, wie dies ja bei einer Vergleichung mit Württemberg, das nur 


eine Großſtadt, aber mehrere Mittelſtädte (20000 bis 100000 Einwohner), viele Klein⸗ ® 


ſtädte (5000 bis 10000) und Landſtädte (2000 bis 5000) in ſich birgt, nahe liegt. 


Der Reichsdurchſchnitt der ſtädtiſchen Bevölkerung erreicht mit 49,83 Prozent bei: 


nahe den Reichsdurchſchnitt der Handels- und Induſtriebevölkerung, und in Sachſen 
beträgt der Anteil der ſtädtiſchen Bevölkerung 68,45 Prozent, die Induſtrie⸗ und 
Handelsbevölkerung 72 Prozent, ein Beweis, daß die Induſtrie auf das Land flüchtet. 
In Württemberg beträgt der Anteil der ſtädtiſchen Bevölkerung 40,5 Prozent, die 
Induſtrie⸗ und Handelsbevölkerung 42,91 Prozent, die Bevölkerungsdichtigkeit, wie 
geſagt, 106 Einwohner auf den Quadratkilometer und der jährliche Bevölkerungs⸗ 
zuwachs (ſeit 1882) 5,78 Prozent. Nähme man noch die Zahlen der Landwirt⸗ 
ſchaft hinzu, ſo wäre es evident — was ſich übrigens von ſelbſt verſteht — daß 
ſich dieſe ganze Bevölkerungsbewegung auf Koſten der Landwirtſchaft durchſetzt, daß 
es alſo ſoziale Geſetze ſind, denen dieſe Bewegung folgt. Dieſe Erſcheinung wird 
im einzelnen auch durch das vorliegende Buch beſtätigt, und zwar ebenſo durch die 


Vergleichung der regionalen Bezirke als durch den Querſchnitt des geſchichtlichen 


Wachstums. 

Württemberg hat eine Großſtadt und zahlreiche Mittelſtädte, Kleinſtädte und 
Landſtädte. Die Induſtrie folgt den Tälern des Neckars, der Donau und den Seiten⸗ 
tälern der Nebenflüſſe dieſer beiden Flüſſe. Doch war das mittlere und untere 
Neckartal ſowie einige Seitentäler am Neckar ſchon lange vor der induſtriellen Ent⸗ 


wicklung der bevölkertſte Teil Württembergs, weil der dort von alters her betriebene 


Gartenanbau, hauptſächlich Weinbau, die Parzellierung der Grundſtücke beförderte 
und ſchon in den Zeiten, wo die landwirtſchaftliche Produktion maßgebend war, 
einer größeren Bevölkerungszahl die Exiſtenz ermöglichte. Beſonders war das untere 
Neckargebiet von alters her die bevölkertſte Gegend Württembergs, und in der neueren 
Zeit war hier der Bevölkerungszuwachs am größten. Im Jahre 1835 waren die 
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vier Kreiſe Württembergs annähernd gleich ſtark bevölkert, wenn auch in verſchiedener 
Bevölkerungsdichtigkeit: der Neckarkreis hatte eine mittlere Jahresbevölkerung von 
446322 bei einer Dichtigkeit von 134 Menſchen auf den Quadratkilometer; der 
Schwarzwaldkreis hatte 416859 Bevölkerung bei einer Dichtigkeit von 87,2; der 
Donaukreis hatte 365827 bei einer Dichtigkeit von 58,5, und der Jagſtkreis hatte 
351230 bei einer Dichtigkeit von 87,2. Die dünne Bevölkerung des Donaukreiſes 
rührte in der Hauptſache daher, daß dort das Syſtem der „geſchloſſenen Bauern— 
höfe“, das heißt die ungeteilte Vererbung des bäuerlichen Beſitztums, wenn auch nicht 
rechtlich, ſo doch tatſächlich beſteht, und außerdem die bäuerliche Bevölkerung nicht 
in Dörfern vereinigt, ſondern in Weilern zerſtreut wohnt. Dadurch iſt der Par⸗ 
zellierung des Grund und Bodens wirkſam vorgebaut. Ahnliche Zuſtände beſtehen 
im Hohenloheſchen, alſo im Jagſtkreis, daher auch hier die geringe Bevölkerungs— 
zunahme, und in einem Teile des Schwarzwaldkreiſes.! Bis zum Jahre 1895 hat ſich 
das Verhältnis zwiſchen Donaukreis, Jagſtkreis und Schwarzwaldkreis verſchoben: 
der Donaukreis hat an mittlerer Jahresbevölkerung (495 124) den Schwarzwaldkreis 
(487456) und den Jagſtkreis (398 795) geſchlagen und iſt auch in der Bevölkerungs⸗ 
dichtigkeit (79 auf den Quadratmeter) an die dritte Stelle gerückt. Das macht: die 
Induſtrie hat ſich im Donaukreis eingebürgert, im Donautal ſelbſt und in Göppingen, 
Geislingen, Ulm, während ſie den Jagſtkreis faſt ganz mied, ſo daß mehrere Ober— 
amtsbezirke dieſes Kreiſes in den letzten Jahrzehnten ſogar einen Bevölkerungs- 
rückgang verzeichneten, und ſich im Schwarzwaldkreis nur ſporadiſch als Haus— 
induſtrie einbürgerte. Die mittlere Jahresbevölkerung des Neckarkreiſes war 1895 
auf 693 540 bei einer Dichtigkeit von 208,2 angewachſen; hier hatte die induſtrielle 
Entwicklung ſich am tiefſten feſtgeſetzt. Daß die Überflügelung der anderen Kreiſe 
durch den Donaukreis und die rapide Bevölkerungszunahme des Neckarkreiſes aus⸗ 

ſchließlich der Induſtrie zu danken iſt, zeigt noch die Heranziehung der Zahlen von 
1856, welche noch dasſelbe Verhältnis der vier Kreiſe aufweiſen wie im Jahre 1835. 
Die Verſchiebung tritt erſt mit dem Jahre 1856 ein, wo der Bahnbau und die ge— 
werbliche Entwicklung neue Bevölkerungsgeſetze ſchufen. 

Noch anſchaulicher wird die Einwirkung der induſtriellen Entwicklung, wenn 
man innerhalb der einzelnen Kreiſe die induſtriellen und die landwirtſchaftlichen Bezirke 
unterſcheidet. Die ſieben Oberamtsbezirke Stuttgart, Cannſtatt, Heilbronn, Stuttgart— 
Amt, Ludwigsburg, Eßlingen, Beſigheim, die nur 5 Prozent der Fläche des König- 
reichs betragen, umfaßten ſchon 1856 13 Prozent und 1895 21 Prozent der Geſamt— 
bevölkerung Württembergs, ſo daß auf den Quadratkilometer 1856 in dieſer Gruppe 

227, 1895 427 Einwohner entfielen, das iſt mehr als das Vierfache des Durchſchnitts 
im ganzen Königreich. Noch mehr: in den vierzig Jahren von 1856 bis 1895 hat 
Württemberg um 402 000 Perſonen zugenommen; die Hälfte davon, 200989, kam 
auf dieſe ſieben Bezirke. Der ganze Neckarkreis hatte nur einen Zuwachs von 
218547; von dieſem fielen auf die ſieben induſtriellen Bezirke 200989, auf die übrigen 
Oberamtsbezirke nur 17558. Die landwirtſchaftliche Bevölkerung dieſer Bezirks⸗ 
gruppe betrug 90813, die induſtrielle 197 976. 

Eine weitere Erſcheinung der induſtriellen Bevölkerungsverteilung iſt das enorme 
Wachstum der Gemeinden in der Nähe der Großſtädte und induſtriellen Mittelſtädte 
ſo Zuffenhauſen und Feuerbach in der Nähe von Stuttgart, Böckingen in der Nähe 
von Heilbronn, ſo daß zu den fünf Städten dieſes Kreiſes noch drei Arbeitervorſtädte 


1 Im Jahre 1857 fielen auf einen Grundeigentümer in ganz Württemberg 8,99 Morgen, 
im Neckarkreis 5,06, im Schwarzwaldkreis 6,63, im Jagſtkreis 11,68, im Donaukreis 
16,29 Morgen. Nach der Berufs- und Gewerbezählung von 1895 betrug im Neckarkreis die 
durchſchnittliche Größe eines landwirtſchaftlichen Betriebs 17,21 Ar, im Schwarzwaldkreis 
28,82, im Jagſtkreis 35,16, im Donaukreis 53,99, in ganz Württemberg 31,35 Ar. Die 
landwirtſchaftlichen Beſitzverhältniſſe weiſen alſo die übliche Kontinuität auf. Näheres 
vergleiche Ergänzungsband I zu den „Württembergiſchen Jahrbüchern für Statiſtik und 
Landeskunde“, 3. Heft. 1900. 
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kommen. Von dieſen iſt Zuffenhauſen von 1856 bis 1895 von 1867 auf 5581, 
Böckingen von 1715 auf 5012, Feuerbach von 2653 auf 6716 angewachſen; die pro⸗ 
zentuale Durchſchnittszunahme von Zuffenhauſen und Böckingen übertrifft ſogar die 


jenige von Stuttgart und Cannſtatt, diejenige von Feuerbach die der Städte Heil⸗ 
bronn, Ludwigsburg, Eßlingen, wobei noch zu beachten iſt, daß in den Städten 
Stuttgart, Heilbronn und Ludwigsburg beträchtliche Garniſonen liegen. 

Ein kleineres Induſtriegebiet iſt dasjenige in den Seitentälern des Neckars und 
der Donau, im Filstal, Rems- und Kochertal, im Brenz- und Lonetal; es umfaßt 
die Bezirke Göppingen, Geislingen, Gmünd, Aalen, Heidenheim und Ulm und um⸗ 
faßt Gebiete des Donaukreiſes (Göppingen, Geislingen, Ulm) und die wenigen 
Induſtrieſtädte des Jagſtkreiſes (Gmünd, Aalen und Heidenheim). Auch hier iſt die 
Bevölkerungsdichtigkeit gewachſen, doch nicht annähernd ſo ſtark wie im Neckar⸗ 
gebiet; eine ähnliche relative Zunahme weiſt das Induſtriegebiet des mittleren Neckars 
auf: Reutlingen, Tübingen, Urach, Nürtingen, Kirchheim. Im übrigen Württemberg 
hat die Bevölkerungsbewegung keine abnormen Erſcheinungen aufzuweiſen, wenn 
man nicht hieher den abſoluten Rückgang der Bevölkerung in einigen vorwiegend 
landwirtſchaftlichen Oberamtsbezirken rechnen will; es ſind dies nicht weniger als 9 
von 64, mit einem abſoluten Rückgang von 5254 Perſonen in den Jahren 1856 bis 
1895. Das iſt das Gegenſtück zu der induſtriellen Bevölkerungsverdichtung. 

Der hiſtoriſche Querſchnitt, den der Verfaſſer im folgenden Kapitel gibt, weiſt 
dieſelben Geſetze auf: in früheren Zeiten kleinbäuerlicher und kleinbürgerlicher 
Struktur ſind Bevölkerungsrückgänge die Folge von Kriegen, Mißernten, Auswande⸗ 
rungen; umgekehrt führen gute Zeiten zur Volksvermehrung und da, wo nicht der 
Gebrauch es verbietet, zur weitgehenden Parzellierung. Mit dem Einſetzen der Ent⸗ 
wicklung des Verkehrs (Bahnbauten) und der Induſtrie zeigt die Bevölkerungs⸗ 
bewegung eine abſolut und immer intenſiver ſteigende Tendenz, ſich wieder nach den 
induſtriellen Bezirken zu konzentrieren. Mit einem Worte: die geſchichtliche Analyſe 
liefert die Gegenprobe auf die Reſultate der regionalen Unterſuchung. 
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Auch Ermittlungen über die natürliche Zunahme der Bevölkerung, das heißt | 


deren Geſtaltung durch das Verhältnis zwiſchen der Zahl der Sterbefälle und der 
Geburten, führen zu keinen neuen Reſultaten; die abnorme Fruchtbarkeit der würt⸗ 
tembergiſchen Bevölkerung wird durch eine ebenſo abnorme Sterblichkeit, insbeſondere 
Kinderſterblichkeit, ausgeglichen, ſo daß ſie mehr ethnographiſchen Wert, als eine 
ſoziale Wirkung hat. Auch die Ein- und Auswanderungsſtatiſtik weiſt, ſoweit ſie 
auf die Bewegung zwiſchen Württemberg und außerhalb Württemberg ein Licht 
wirft, nur den ſtarken Wandertrieb des ſchwäbiſchen Stammes nach; ſoweit ſie 
innerhalb Württembergs Reſultate liefert, beſtätigt ſie wiederum die Unterſuchungen 
über die Bevölkerungsbewegung, nur mit der Ergänzung des Woher und Wohin. 


Auch die Beigabe über Stand und Bewegung der Bevölkerung, getrennt nach dem 


Geſchlecht, bringt keine neuen ſozialen Geſichtspunkte oder Reſultate auf, ſo daß 
wir ſie an dieſer Stelle übergehen können. 

Es wäre zu wünſchen, daß dieſe methodiſchen Unterſuchungen auch auf andere 
Bundesſtaaten ausgedehnt würden. Die Veröffentlichungen des Kaiſerlichen Statiſti⸗ 
ſchen Amtes laſſen hier eine Lücke. Während die Reſultate der Berufs- und Ge⸗ 
werbezählung von 1895 ſowohl in der Berufsſtatiſtik als auch in der Gewerbe⸗— 
ſtatiſtik nach Bundesſtaaten, nach Großſtädten und ſogar nach Verwaltungsbezirken 
differenziert ſind, iſt der Stand und die Bewegung der Bevölkerung des Deutſchen 
Reiches nur in einer Publikation gewürdigt, die die fremden Staaten hereinzieht 
und mit dem Jahre 1886 abſchließt. Auch die Volkszählungsergebniſſe — die letzte 


war am 1. Dezember 1900 — ſind nicht nach Bundesſtaaten verarbeitet. Hier hat 


die private buchhändleriſche Initiative noch ein weites Feld. Nur das Württem⸗ 
bergiſche Statiſtiſche Landesamt hat bis jetzt die Reſultate der Bevölkerungszählung 
vom 1. Dezember 1900 verarbeitet. 81. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geftattet. 


Johann Jacoby. 
Berlin, 3. Mai 1905. 


Wenn es dem Wochenchroniſten der „Neuen Zeit“ geſtattet iſt, ausnahms⸗ 
weiſe einmal von ſeiner Perſon zu ſprechen, ſo mag er nicht verhehlen, daß 
ihm in den letzten Tagen bittere Vorwürfe aus ihrem Leſerkreis gemacht 
worden ſind. Man hat ihn als den „letzten Schüler von Guido Weiß“ herbe 
getadelt, daß er zum 1. Mai, dem hundertſten Todestag Johann Jacobys, 
nicht einen huldigenden Artikel für dieſen tapferen und treuen Mann geſchrieben 
habe, wie es nicht nur von den ſozialdemokratiſchen Tageszeitungen, ſondern 
auch von manchen bürgerlichen Blättern, ſo von der „Voſſiſchen Zeitung“, in 
würdiger Weiſe geſchehen iſt. 

Es ſoll hier keine lange Rechtfertigung gegen dieſe Vorwürfe verſucht 
werden; worauf es eigentlich bei der Sache ankommt, ſpricht einer der Be— 
ſchwerdeführer in den Worten aus: „Sie waren in ganz Deutſchland der ein— 
zige, der über Jacoby ſchreiben konnte, ſo nämlich, wie es Jacoby verdient, in 
der Art, wie man noch zu Zeiten Guido Weißens ſchrieb.“ Aber das iſt 
gerade die eigentliche Schwierigkeit; man kann heute nicht mehr in der Art 
ſchreiben, wie man in den Tagen ſchrieb, wo Guido Weiß ſeine kleinen ſtiliſti— 
ſchen Kunſtwerke ſchuf, die niemals übertroffen worden ſind und in ihrer be— 
ſonderen Art nun auch niemals mehr erreicht werden können. Will man über 
Johann Jacoby ſo ſchreiben, wie er es allein verdient — das heißt, ſo ehrlich 
wahr, wie er ſelbſt dachte, ſprach und ſchrieb —, dann fallen mehr die Schatten⸗ 
als die Lichtſeiten — zwar nicht ſeiner Perſon, aber ſeiner öffentlichen Tätig⸗ 
keit — ins Auge. Das macht der Wandel der Zeiten, dem wir alle unter⸗ 
worfen ſind. 

Für ſeine Perſon ſteht Jacoby in makelloſer Reinheit da. Aber dies höchſte 
Lob der Perſon enthält ſchon, wenn nicht eine Anklage, ſo doch einen Verdacht 
gegen den Politiker. Denn die Politik iſt ein hartes Handwerk, und wer in 
ihr Großes und Neues ſchaffen will, der kommt niemals ohne Riſſe und 
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Wunden, ohne Beulen in ſeiner Rüſtung und ohne Staub auf ſeinem Kleide 
davon. Das gilt auch von den großen Vorkämpfern der Arbeiterklaſſe. Die f 
Laſſalle und Marx ſind ſo wenig wie die Leſſing und Schiller ohne Fehl durch 
ein bewegtes Leben des Kampfes geſchritten. Jacoby wäre eine einzige Er⸗ 
ſcheinung in der Geſchichte, wenn er ein großer Politiker geweſen und dabei 
doch — um die Sache etwas derb, aber ohne ſpöttiſchen Nebenſinn auszu- 
drücken — ein großer Muſterknabe geblieben wäre. Allein man braucht nur 
ein paar Stunden daran zu wenden und die beiden kleinen Bände ſeiner Ge⸗ 
ſammelten Reden und Schriften durchzuleſen, um ſie mit der Erkenntnis aus 
der Hand zu legen: Jacoby war kein großer, ja er war auch nicht einmal ein 
konſequenter Politiker, ſo paradox gerade dieſe Behauptung klingen mag. ö 
Man rühmt an ihm, daß er ſchon im Juni 1848, inmitten der lärmenden 
Tagespolitik, feinen Berliner Wählern dargelegt habe, nicht die politiſche Frei⸗ 
heit ſei das letzte Ziel, ſondern auf ſie gegründet die Reformation der Geſell⸗ 
ſchaft, das aus ſittlicher Freiheit erwachſende Wohlergehen, das menſchenwürdige 
Daſein Aller, und nicht ſei das zu erreichen durch die Anſtrengungen eines 
einzelnen Volkes, ſondern durch aller Kulturvölker verbündete, durch internatio⸗ 
nale Arbeit. Jedoch man vergißt, hinzuzufügen, daß Jacoby zehn Jahre ſpäter, 
beim Eintritt der preußiſchen Regentſchaft, den von Laſſalle ſo ſcharf gegeißelten 
„Krönungsochſenjubel der Bourgeoiſie“ mitgemacht, auf einige leere Worte hin 
„das wahrhaft männliche, verfaſſungsgetreue Auftreten des Prinzregenten“ — des 
ſpäteren Kaiſers Wilhelm — laut geprieſen und ſelbſt das allgemeine, gleiche 
Wahlrecht, das den Maſſen durch einen ſchnöden Gewaltſtreich geraubt worden 
war, zwar nicht preisgegeben, aber doch auf die lange Bank geſchoben hatte. 
Jacoby iſt zweimal den Weg vom preußiſchen Konſtitutionellen bis zur Schwelle 
der Sozialdemokratie gegangen, das eine Mal von 1841 bis 1848, das ange 
Mal von 1858 bis 1872. | 
Bis zur Schwelle der Sozialdemokratie, denn Sozialdemokrat iſt Jacobg 
nie geweſen. Er hat es auch nie ſein wollen; er wollte mit ſeinem Übertritt 
zur Arbeiterpartei nur einen formalen Proteſt gegen ein Unrecht richten, das 
einigen Parteimitgliedern von der Klaſſenjuſtiz zugefügt worden war; als Grund 
ſeines Übertritts gab er allein „die Verhandlungen in dem Hochverratsprozeß 
gegen Liebknecht, Bebel und Genoſſen“ an. Es war eine ehrliche und mutige, 
aber eine politiſche Tat war es nicht, und das ſchmähende Wort der damaligen 
liberalen Preſſe: Wenn die Leutnants Sobbe und Putzki einen Hausknecht tot⸗ 
ſtechen, ſo werde ich doch nicht Hausknecht, um meine Abſcheu vor dem ſchmäh⸗ 
lichen Morde zu bekunden, war zwar in ſeiner brutalen Form verwerflich, aber 
gegen ſeine Logik war ſchwerer anzukommen. Das Grundprinzip der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei, den proletariſchen Klaſſenkampf, lehnte Jacoby ab; er 
unterſchrieb einen fortſchrittlichen Aufruf, worin geſagt war, daß für dieſen 
Kampf in Deutſchland kein Raum ſei, zur ſelben Zeit, wo er ſeine bekannte 
Rede über das Ziel der Arbeiterbewegung hielt und darin entwickelte, durch 
gemeinſames Handinhandgehen der Arbeiter mit den Unternehmern und der 
Staatsgewalt müſſe die Arbeiterfrage gelöſt werden. Von ſeinem Standpunkt 
durchaus konſequent weigerte ſich Johann Jacoby dann auch, praktiſche Partei⸗ 
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arbeit zu leiſten, indem er das Mandat zurückwies, das ihm die ſozialdemo— 
kratiſche Partei bei den Wahlen des Jahres 1874 im Leipziger Landkreiſe er— 
obert hatte. Es iſt auch ganz richtig, was die „Frankfurter Zeitung“ am 
1. Mai in ihrem Gedenkartikel auf Jacoby ſchrieb: „Ob er, mit ſeinem vor— 
nehmen Geiſte, auch die Fort- oder Rückentwicklung mitgemacht hätte, welche 
man nun an der ſozialdemokratiſchen Partei beobachtet, und ob er nicht mit 
Sorge auf ihre Preß⸗- und Wahlpraktiken ſähe, iſt eine leicht zu beantwortende 
Frage.“ Gewiß iſt dieſe Frage leicht zu beantworten, und ſie muß ganz im 
Sinne der Frankfurterin beantwortet werden, nur daß, was ſie Jacobys „vor- 
nehmen Geiſt“ zu nennen beliebt, in der Tat Jacobys Verhängnis war. 

Wie bei jedem ganzen Mann alle Stärke und alle Schwäche aus demſelben 
Prinzip fließt, ſo auch bei Jacoby. Er war die fleiſchgewordene Ethik Kants, 
die er noch reiner und ſtrenger lebte, als ſie der Meiſter ſelbſt gelehrt hatte; 
Jacoby hätte nie mit Klauſeln und Kniffen zu beweiſen geſucht, daß ein 
Prediger Lehren, an die er nicht glaube, von der Kanzel verbreiten dürfe. 
Hier liegt die wahre Konſequenz von Jacobys Leben, und ihr wird, ſo wie 
ſie Jacoby weniger mit attiſchem Salze als mit ſpartaniſchem Mute vertrat, 
immer rückſichtslos die Sache über die Perſon ſtellend, niemand bewundernde 
Anerkennung verſagen. Kants kategoriſcher Imperativ, das Recht, das doch 
Recht bleiben müſſe, und ob eine Welt daran untergehe; das Unrecht, das 
man dem Gegner nicht tun dürfe, wenn man nicht wolle, daß es einem ſelbſt 
geſchehe — das war die Welt, in der Jacoby lebte, und mit den Waffen, die 
er aus ihr holte, bekämpfte er als bürgerlicher Liberaler unerbittlich die ab- 
ſolutiſtiſche und feudaliſtiſche Reaktion. Es darf auch keineswegs verkannt 
werden, daß alle Reaktion gerade von ſolchen Waffen am empfindlichſten be⸗ 
rührt wird; Jacoby iſt von den Reaktionären aller Sorte heftiger angefeindet 
worden als andere Gegner, die ihnen tatſächlich viel gefährlicher waren. Es 
iſt die alte Geſchichte: Niemand wird von Cäſar ſo ingrimmig gehaßt wie 
Cato, aber leider ſiegt Cäſar regelmäßig über Cato. 

Jacoby hat nie erkannt, daß die kleinbürgerliche Ethik, die er aus Kant 
entnommen hatte, weder eine alte Welt zertrümmern noch eine neue Welt 
ſchaffen konnte. Abſeits der großen hiſtoriſchen Entwicklung war fie aus— 
ſpintiſiert worden, und wie ſein Meiſter ſelbſt, ſo war Jacoby des hiſtoriſchen 
Sinnes bar. Hier tut ſich die breite Kluft auf zwiſchen ihm und Marx. Beide 
Männer gehen in ihrem öffentlichen Leben von demſelben Punkte aus, von 
dem Kampfe um eine preußiſche Verfaſſung, der nach der Thronbeſteigung 
Friedrich Wilhelms IV. im Jahre 1840 entbrannte. Aber wie verſchiedene Wege 
ſchlagen ſie von vornherein ein! Jacoby pocht wieder und wieder auf das Ver⸗ 
faſſungsverſprechen, das der Vater des Königs im Jahre 1815 feierlich verkündigt 
hatte; dies Verſprechen mußte eingelöſt werden, ſo gebot es der kategoriſche Im— 
perativ. Marx dagegen beunruhigte den Hochſeligen gar nicht erſt wegen ſeines 
leichtfertigen Wortbruchs in der Gruft ſeiner Ahnen, ſondern wies aus der 
Fülle der hiſtoriſchen Wiſſenſchaft die Notwendigkeit einer preußiſchen Verfaſſung 
nach. Es war von vornherein klar, daß Jacobys Politik den neuen König 
und ſeine Junker aufs äußerſte reizen mußte, aber ſonſt nichts erreichen konnte, 
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denn um des kategoriſchen Imperativs willen dachten jo hartgeſottene Sünder 
nicht daran, auch nur auf das kleinſte ihrer Vorrechte zu verzichten. Freilich 
haben auch die damaligen Aufſätze von Marx keine praktiſche Wirkung gehabt, 
jedoch nur deshalb nicht, weil ſie für den deutſchen Philiſter zu hoch waren, 
während Jacobys damalige Broſchüren die Standarten der deutſchen Spieß⸗ 
bürgerei wurden, unter denen ſie ſich glücklich im Kreiſe herumgedreht hat. 
Marx an ſeinem Teile ſuchte und fand andere Hebel, eine verrottete Welt aus 
den Angeln zu heben. | 

Dagegen mußte Jacoby mit ſeiner kleinbürgerlichen Ethik, die ihm kein 
Führer auf dem politiſchen Boden der modernen Klaſſenkämpfe ſein konnte, ihn 
auf dieſem Boden vielmehr irreführen mußte, zuletzt völlig vereinſamen. Ihr 
völliges Verſagen lag nach dem großen Rechtsbruch von 1866 klar zutage. 5 
Nach dem kategoriſchen Imperativ hätte Bismarck geſtürzt und der Deutſche 
Bund wiederhergeſtellt werden müſſen, eine Konſequenz, die Jacoby doch nun 
mit den Worten anzudeuten wagte, daß Bismarcks Werk uns von dem . 
ſehnten Ziele deutſcher Einheit und Freiheit weiter entferne als ſelbſt der 
frühere Bundestag. Augen- und Ohrenzeugen haben wiederholt den erſchütternden l 
Eindruck der Rede geſchildert, mit der Jacoby im Auguſt 1866 im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus gegen die Gewaltpolitik proteſtierte, aber es blieb ein un⸗ 
fruchtbarer Proteſt. In hellen Haufen verlaſſen von denen, die nur mit den 
Lippen die Grundſätze bekannt hatten, die er im Hirn und im Herzen trug, 
fand Jacoby den Weg nicht zu denen, in deren Schoße die Zukunft ruhte. So 
fremd ihm die Arbeiterbewegung war, ſo empfand er doch mit ſicherem Inſtinkt, 
daß er in ihren Reihen nicht die kleinbürgerliche Ethik finden würde, die ſein 
ganzes Leben bewegt und erfüllt hatte. 

In einer der Zuſchriften, die im Eingange dieſer Zeilen erwähnt wurden, 
wird von der „tragiſchen Rolle dieſes einſamen Literaten“ geſprochen. Darin 
liegt viel Wahres. Jacoby wurde zum einſamen Manne unter den Seinen, 
durch die tragiſche Schuld, daß er ihre Ideale nicht in feiger Fahnenflucht 
verließ, aber ſie ehrlicher und klarer vertrat, als ſie verdienten und vertrugen. 


r 


zum jubiläum des don Quixote. 3 
Don H. Ströbel. ; 


Vierhundert Jahre find heuer gerade verfloſſen, daß der Don Quixote das 
Licht der Offentlichkeit erblickte, jener Roman, der nicht nur als die tieffinnigfte 
Dichtung gefeiert worden iſt, die je ein Romandichter geſchaffen, ſondern der 
auch einen geradezu beiſpielloſen Erfolg erlebte. In Spanien ſelbſt wurden 
mehr als 400 Ausgaben des Don Quixote veranſtaltet, von den engliſchen 
Überſetzungen mehr als 200, von den franzöſiſchen etwa 170, von den italie⸗ 
niſchen zirka 100, von den deutſchen einige 70 uſw. Sogar eine Übertragung 
ins Lateiniſche wurde vorgenommen. A 

Manchem von uns Heutigen wird bei der Lektüre des Buches die Frage 
aufgeſtiegen ſein: Wie war es nur möglich, daß das Buch bei aller ſeiner Vor⸗ 
trefflichkeit einen ſolchen Erfolg haben konnte? Stehen fein Witz, fein Tieffinn bi 
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denn wirklich ſo außer allem Vergleich? Oder beruht nicht wenigſtens der 
poſthume Erfolg des Buches im Ausland auf einer Suggeſtion, ähnlich wie 
ſie manchen Werken der Jetztzeit zu einer beiſpielloſen Popularität verhilft? 
Bevor wir dieſe Fragen zu beantworten verſuchen, ſeien einige kurze Daten 
über die Perſönlichkeit des Dichters vorausgeſchickt. 

Miguel de Cervantes Saavedra wurde 1547 zu Alcala geboren. Er 
ſtudierte — ſo vermutet man — zu Salamanca und Madrid Theologie und 
ſchöne Wiſſenſchaften. In Madrid publizierte er ſeine erſten dichteriſchen Ver⸗ 
ſuche, die jedoch ſo wenig Teilnahme fanden, daß der junge Poet verdrießlich 
den Staub ſeines Vaterlandes von den Füßen ſchüttelte und 1569 nach Italien 
reiſte. Dort war ihm jedoch das Glück ſo wenig hold, daß er ſich gezwungen 
15 Kammerdiener eines römiſchen Kardinals zu werden. Im Jahre 1570 
ieß ſich Cervantes als gemeiner Soldat zu den ſpaniſch⸗-neapolitaniſchen 
Truppen anwerben. Er machte im folgenden Jahre die Schlacht bei Lepanto 
mit, in der er ſich durch Tapferkeit auszeichnete. Als Erinnerung an ſeine 
ſoldatiſche Bravour behielt der Dichter eine völlige Lähmung und Verſtümm— 
lung ſeines linken Armes zurück, der von mehreren Kugeln getroffen worden 
war. Im Jahre 1575 geriet Cervantes, auf einer Urlaubsreiſe begriffen, in 
die Gefangenſchaft algeriſcher Seeräuber, aus der ihn erſt, nachdem mehrere 
kühne Flucht⸗ und Rebellionsverſuche mißglückt waren, im Jahre 1580 das 
mühſam aufgebrachte Löſegeld der Familie befreite. Wiederum nahm Cervantes 
auf mehrere Jahre Söldnerdienſte an, bis er ſich 1583 verheiratete und aber— 
mals der literariſchen Tätigkeit zuwandte. Er ſchrieb einen Schäferroman und 
einige dreißig Dramen; der Ertrag war aber kein beſonders glänzender, ſo daß 
der Poet froh ſein mußte, vorübergehend einen kleinen Beamtenpoſten zu er— 
halten, von dem er freilich nachträglich noch allerlei peinliche Scherereien hatte. 
Im Jahre 1605 veröffentlichte er den erſten Teil ſeines Don Quixote. Das 
Werk ſoll anfangs unbeachtet geblieben ſein, bis der Verfaſſer durch einen 
Reklametrick — die Ausſprengung, ſein Buch ſei ein Pasquill auf hochgeſtellte 
Perſonen — Senſationsintereſſe dafür erweckt habe. Dieſe Lesart wird jedoch 
von anderer Seite entſchieden beſtritten. Nur das ſteht feſt, daß von dem 
Buche binnen einem Jahre vier Auflagen erſchienen. Das Werk wurde aber 
nicht nur eifrig geleſen, ſondern auch ſo ſehr angefeindet, daß Cervantes 
mehrere Jahre lang nichts mehr herauszugeben wagte. Erſt 1615 veröffent— 
lichte er, gereizt durch die unberufene Fortſetzung ſeines Romans durch einen 
anderen, den zweiten Teil des Don Quixote. Das letzte Werk des Dichters 
bildete ein ſchwulſtiger, weitſchweifiger und mirakelreicher Reiſe- und Ritter⸗ 
roman, ſo ziemlich Cervantes' ſchwächſtes Werk, das der Verfaſſer gleichwohl 
in allem Ernſte für ſein wohlgelungenſtes hielt. 

Der Dichter ſtarb am 23. April 1616 in den dürftigſten Verhältniſſen. Die Ver⸗ 
breitung ſeines Don Quixote hatte wohl die Buchhändler, nicht aber ihn bereichert. 


Der Don Quixote wurde in Deutſchland berühmt durch die Romantiſche 
Schule. Tieck überſetzte den Roman, und ſeine literariſchen Freunde feierten 
ihn als ein unübertreffliches poetiſches Meiſterwerk. A. W. Schlegel nennt ihn 
die „unvergleichlichſte Hiſtorie“, was auch hinfüro noch erſonnen werden möchte. 
Die Romantiker erblickten in dem Roman ein draſtiſches Beiſpiel jener roman⸗ 
tiſchen Ironie, jener überlegenen, ſpieleriſchen Weltbelächelung, die ihre äſthe— 
tiſche Konfeſſion ausmachte, während das Werk in Wirklichkeit eher eine Ironi— 
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dem Werke auch die Gegner der Romantik entgegen. So auch Heine, der meint, 
Cervantes habe, freilich ohne ſich deſſen ſelbſt bewußt zu werden, die „größte 
Satire gegen die menſchliche Begeiſterung“ geſchrieben. Andere Autoren gingen 
noch weiter. Während Heine doch nur von einer unbewußten Satire redet, legten 
ſie dem Dichter die Abſicht unter, durch eine großartige Allegorie die Gegenſätze 
zwiſchen Geiſt und Materie, Ideal und Wirklichkeit, Poeſie und Proſa zur Dar⸗ 
ſtellung bringen zu wollen! Das iſt freilich barer Unſinn, denn Cervantes war 


kein moderner Romantiker und Aſthet, ſondern ein naives Kind einer naiven Zeit. 
Das beweiſt der literariſche Geſamtcharakter des Dichters mit aller Deutlichkeit. 

Cervantes' Dichtungen würden ſich in keiner Weiſe, außer teilweiſe durch 
ihre rein äſthetiſchen Qualitäten, von den Produktionen der ganzen damaligen 
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Dichtergeneration abheben, wenn er nicht ſeinen Don Quixote geſchrieben 
hätte. Was der Dichter außer dieſem ſatiriſchen Zeitroman verfaßt hat, 
ſeine Dramen, ſeine Komödien und Poſſen, ſeine Novellen und ſeine Schäfer⸗ 
und Ritterromane, unterſcheidet ſich nach Form und Inhalt ſehr wenig von 
den landläufigen Literaturerzeugniſſen des damaligen Spanien. Von den zwei 
erhaltenen Dramen beſitzt das eine nur hiſtoriſches und biographiſches Intereſſe 
durch die Schilderung der Behandlung, die den gefangenen Chriſtenſklaven in 
Algier zuteil wurde. Das andere Drama, „Numancia“, ſchildert mit drama⸗ 
tiſcher Wucht und Steigerung den heldenmütigen Kampf der Stadt gegen 
Scipio Amilianus. Die Dichtung verherrlicht den kriegeriſch-patriotiſchen Geiſt 
der Verteidiger, die ſich in heroiſcher Selbſtvernichtung unter den rauchenden 
Trümmern ihrer Stadt begraben laſſen, iſt alſo ganz im Sinne jener Helden⸗ 
verehrung gehalten, die zu Cervantes' Zeit neben der Heiligenverehrung und 
myſtiſcher Wunderſüchtelei die Gemüter erhitzte. In ſeinen Komödien und 


Poſſen ergötzt Cervantes gleich manchen dichtenden Zeitgenoſſen durch phan⸗ 
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taſtiſche und witzige Einfälle, in feinen Novellen ſchildert er in derber Realiſtik 


komiſche Szenen aus dem niederen Volksleben, ein literariſches Motiv, das 
gleichfalls ſchon reichlich verwendet worden war. Sein letzter Roman, „Die 


Leiden des Perſiles“, vollends war eine mit abenteuerlichem Spuk vollgepfropfte 


Reiſeerzählung, wie ſie vor Cervantes ſo beliebt waren, ein Werk, das um 


ſo ſeltſamer anmutet, als es ganz im Stile jener weitläufigen, ſchnörkelhaften 
Ritterromane gehalten war, denen Cervantes doch durch ſeinen Don Quixote Ä 


den Garaus machen wollte. 


Und dieſer Dichter, der ſo ganz Kind ſeiner Zeit war, deſſen naive Welt⸗ 
anſchauung in der ſeiner Zeit reſtlos aufging, der Verherrlicher des nationalen 
Heldentums, der willige Schleppenträger des Abſolutismus und Pfaffentums, 


iſt zugleich der Schöpfer des größten ſatiriſchen Zeitromans. Welch verblüffende 


Widerſprüche! 6 8 


Um den widerſpruchsvollen Charakter der Dichtung und der Perſönlichkeit 
des Cervantes zu verſtehen, muß man ſich in den Charakter ſeiner Zeit hinein⸗ 


verſetzen. Der Dichter iſt nur der getreue Spiegel ſeines Zeitalters. Von 


anderen Dichtern ſeiner Zeit unterſcheidet er ſich nur durch das reinere Kriſtall 


ſeines Geiſtes, das die kaleidoſkopartigen Bilder feines Zeitalters beſonders 
grell und klar reflektierte. Sehr richtig drückt das Heine mit den Worten aus: 
„Weder Shakeſpeare noch Cervantes können auf Originalität in unſerem Sinne 


Anſpruch machen. Sie unterſcheiden ſich von ihren Zeitgenoſſen keineswegs 
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durch beſonderes Fühlen und Denken, ſondern nur durch bedeutendere Tiefe, 
Innigkeit, Zärte und Kraft; ihre Dichtungen ſind mehr durchdrungen und 
durchfloſſen vom Ather der Poeſie.“ 

Unſere biographiſchen Bemerkungen bewieſen, daß Cervantes mit Leib und 
Seele Nationalſpanier war. Die Luſt am ſoldatiſchen Treiben, das Entflammt⸗ 
ſein für Waffenruhm waren ihm ſo gut eigen wie eine brünſtige Rechtgläubig⸗ 
keit, zwei Eigenſchaften, die damals Gemeingut der Nation waren. Dieſer 
ſpaniſche Nationalcharakter aber hatte ſich überaus natürlich aus den politiſchen 
und ſozialen Verhältniſſen Spaniens heraus entwickelt. 

Die kriegeriſchen Neigungen waren dem Volke durch die vielhundertjährigen 
Kämpfe gegen die erobernd eingedrungenen und allmählich wieder aus dem 
Lande herausgedrängten Araber eingeimpft worden. Dieſer Kampf gegen das 
raſſefremde Volk, gegen die Repräſentanten einer anderen Kultur war unter 
dem Kreuzeszeichen geführt worden. Wie überall, wo ſich Raſſenfeindſchaft 
mit Religionshaß verquickt, hatte auch hier der Kampf einen beſonders er— 
bitterten und barbariſchen Charakter angenommen. Solange die Mauren noch 
ebenbürtige Gegner waren, hatte die ihnen eigentümliche Ritterlichkeit auch auf 
die Spanier abgefärbt und manchen chevaleresken Zug in das blutige Ringen 
getragen; als aber die Macht der Mauren mehr und mehr dahinſank, ver— 
wandelten ſich die ſiegreichen Spanier in immer fanatiſchere und unbarmherzigere 
Verfolger. Mit der ſpaniſchen Ritterlichkeit hatte es ohnehin ſeine eigene Be— 

wandtnis: fie beſtand zur Hauptſache in hohlen, konventionellen Ehrbegriffen, 
die mit wahrhaft hochherziger Geſinnung ſehr wenig zu tun hatten und ſich 
mit brutaler Grauſamkeit und tückiſcher Hinterliſt ſehr wohl vertrugen. Der 
durch die eigenartige hiſtoriſche Entwicklung in Fleiſch und Blut der Nation 
übergegangene kriegeriſche und bigotte Geiſt ſuchte und fand auch im ſechzehnten 
Jahrhundert reiche Gelegenheit zur Betätigung. Die Entdeckung der neuen 
Welt lockte zu abenteuerlichen Eroberungsfahrten, zu den Raubzügen und 
Bekehrungsbeſtialitäten der Konquiſtadoren. Und gar die dynaſtiſche Heirats— 
politik mit ihrer Verwicklung in die habsburgiſchen Weltherrſchaftshändel 
brachte dem Lande eine nicht abreißende Kette kriegeriſcher Verwicklungen. Die 
ſpaniſchen Heere kämpften am Po, an der Elbe, in den Niederlanden, in 

Mexiko und Peru, und wenn etwa die ewigen Kämpfe gegen das Ausland 
einer Abwechſlung bedurften, jo war dafür durch Maurenaufſtände im Innern 
des Landes ausgiebig geſorgt. | 

Der furor hispanicus, in dem ſich kriegeriſche Abenteurerſucht und religiöſer 
Fanatismus innig durchdrangen, ſcheint die ganze Nationalſeele verſeucht und 
gegen andere Empfindungen abgeſtumpft zu haben. Zum mindeſten ſuchen wir 
in der zeitgenöſſiſchen poetiſchen Literatur vergebens nach einem höheren 
Lebensinhalt, nach Idealen ſozialer und humanitärer Art. Auch das erklärt 
ſich aus der Geſchichte Spaniens. Die Macht des Bürgertums war durch 
Karl V. völlig gebrochen worden. Der fürſtliche Abſolutismus und die mit 
ihm eng verbündete Kirche waren damals die einzigen öffentlichen Mächte. Im 
fünfzehnten Jahrhundert noch hatten die Städte eine Macht repräſentiert, die 
den Feudalismus durch ihre „heilige Hermandad“ in Schranken zu halten 
wußte. Nachdem jedoch die Königsgewalt den unbotmäßigen Adel mit Hilfe 
der Städte zur Raiſon gebracht und in einen ergebenen Hof- und Beamten⸗ 

adel verwandelt hatte, nachdem fie die Intereſſen der Kirche zu den ihrigen 
gemacht und ſich in der Inquiſition eine furchtbare Waffe gegen alle freiheit⸗ 
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lichen Elemente geſchaffen hatte, trat ſie auch das Bürgertum der Städte unter 
ihre Füße. Die Städte erlagen nicht ohne tapfere Gegenwehr. Sie ſchloſſen 
einen Verteidigungsbund und formulierten ein ſcharfes Programm gegen den 
Abſolutismus. Sie verlangten Aufhebung der Steuerfreiheit des Adels, eine 
vernünftige Etatspolitik, weitreichende Selbſtändigkeit der Kommunen. Aber 
der Abſolutismus ſiegte, und er und die Kirche teilten ſich fortan in die Macht 
über Leib und Seele der Untertanen. 5 

Man weiß, in welch furchtbarem Zuſammenbruch das kurze Weltherrſchafts⸗ 
delirium Spaniens endete. Die Niederländer erkämpften ihre Unabhängigkeit 
und vernichteten Spaniens Kolonialhandel und Seeherrſchaft. Man weiß, wie 
Philipp II. durch ein unſinniges Steuerſyſtem den Wohlſtand des Landes 
untergrub, Gewerbe und Handel vernichtete, wie er durch Kriege, Inquiſition 
und Maurenverfolgungen das Land entvölkerte. Die Bevölkerung war bei 
ſeinem Tode im Jahre 1598 von 10 auf 8 Millionen geſunken, dafür aber mit 
ungeheurer Steuer- und Schuldenlaſt beladen worden. Auch hatte das aus⸗ 
geplünderte Volk 400000 geiſtliche Tagediebe zu unterhalten, ſowie annähernd 
Million gleichwertige Beamten. Die ehrliche Arbeit, mit der man ja doch 
nur Pfaffenbäuche mäſten mußte, war in Mißkredit geraten. Wer es irgend 
vermochte, hatte ſich eine Beamtenſinekure ergattert oder in einem geiſtlichen 
Orden geborgen; eine Unzahl Bettler trieb ſich trotzdem im Lande herum. 

Und trotz dieſes rapiden Zuſammenbruchs atmen die Werke der damaligen 
Dichter keinerlei oppofitionellen Geiſt. Trotz des unaufhaltſamen ſtaatlichen und 
ſozialen Zerfalls begegnen wir noch bei Calderon, der erſt im Jahre 1600 geboren 
wurde, der dithyrambiſchen Verherrlichung des Abſolutismus, des Rittertums 
und der Kirche Aber auch dieſe auf den erſten Augenblick befremdende Er⸗ 
ſcheinung verliert ihre Seltſamkeit (wenn wir bedenken, daß die damaligen a 
Dichter ausnahmslos dem Soldatenſtande oder der Geiſtlichkeit angehörten, 
daß ſich ihnen die Welt im Geiſte dieſer Stände ſpiegelte. Obendrein exiſtierte 
in Spanien keine oppoſitionelle Klaſſe, die gegen das herrſchende Syſtem und 
die herrſchende Weltanſchauung angekämpft hätte. Mit der Unabhängigkeit 
der ſpaniſchen Städte war es vorbei; die Bürgerfreiheit konnte um jo weniger 
wieder aufleben, als die Nährquellen bürgerlicher ökonomiſcher Macht nach 
dem Sturz der ſpaniſchen Weltherrſchaft immer hoffnungsloſer verſiegten. u 
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Um die literariſche Perſönlichkeit Cervantes völlig zu verſtehen und objektiv 
zu würdigen, iſt es ferner nötig, daß wir uns den literariſchen Zuſtand 
Spaniens kurz vergegenwärtigen. 

Den erſten poetiſchen Niederſchlag der Maurenkriege bildete die volksmäßige 
Heldenepik, deren Hauptgegenſtand Cid Campeador, der unvergleichliche Heiden? 
beſieger, bildet. Dieſe Heldenlieder, deren eigenartige Form die Romanze war, 
liefen jahrhundertelang nur von Mund zu Munde, um erſt im fünfzehnten 
und ſechzehnten Jahrhundert aufgezeichnet zu werden. Auch die ſchulgerechte 
Kunſtpoeſie knüpfte an den Heldenkreis der Volksdichtung an. Aus dieſer 
Nationalepik und der von der Geiſtlichkeit ſchon früh ſorgfältig gepflegten 
geiſtlichen Legende formte ſich eine dritte Gattung der Poeſie, die Ritterepopöe, 
deren Helden gleichermaßen Muſter an kriegeriſcher wie an Glaubensſtärke 
waren. Von dem ritterlichen Epos gelangte man zum Ritterroman. Neben 
dem Ritterroman gedieh auch der Schäfer- und Schelmenroman, der letztere 
bereits mit humorvoller Sittenmalerei und ſatiriſcher Spiegelung des Volks⸗ 
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lebens. Zuletzt erſchien das Drama auf der Bildfläche, jetzt aber auch gleich 
in ungeheuerlicher Wucherung, als Heldenſtück, als religiöſes Myſterium, als 
höfiſches Salonſtück, als Scherzſpiel, als Burleske. Wenn man ſich von dem 
tropiſchen Reichtum der dramatiſchen Literatur des damaligen Spaniens eine 
Vorſtellung machen will, braucht man nur an die Produktivität und Viel⸗ 
ſeitigkeit des fruchtbarſten Komödiendichters zu denken: an Lope de Vega. 

Dieſer Kröſus in literariſcher Scheidemünze ſchrieb annähernd 2000 Komödien 
und Dialoge; man rechnet ihm mehr als 21 Millionen Verſe nach. Lope 
ſchrieb nicht nur vieles, ſondern auch vielerlei. Er behandelte Haupt: und 
Staatsaktionen, er ſtreute der Kirche qualmenden Weihrauch, er verherrlichte 
den Nationaldünkel, er zollte in ſimplen Poſſen voll anſpruchsloſer Situations⸗ 
komik dem vulgärſten Geſchmack ſeinen Tribut. Aus Geſchichte und Mythe, 
aus dem öffentlichen und häuslichen Leben der höchſten wie der niederſten 
Schichten holte er ſich ſeine Stoffe. Sein äſthetiſches Programm war ein ſehr 
einfaches: die Komödie, ſagte er, habe den Zweck, die Handlungen der Menſchen 
nachzuahmen und die Sitten der betreffenden Zeit zu malen; von der Tragödie 
unterſcheide ſich die Komödie dadurch, daß ſie niedere und plebejiſche Hand— 
lungen darſtelle, die Tragödie aber hohe und königliche. Lope de Vegas Dich— 
tung ſpiegelt eine Fülle von Leben, eine ſchier unerträgliche, verwirrende Fülle 
für uns, die wir vom Dichter bei allem Realismus eine größere Souveränität 
gegenüber dem Stoff, einen ſichtenden Kritizismus verlangen, wie ihn Lope — 
nie beſeſſen. Nach modernen Begriffen ſoll der Dichter nicht nur Bildner, 
ſondern auch Denker ſein. Lope dagegen war ganz befangen in den Maſſen— 
inſtinkten und Vorurteilen ſeiner Zeit. Und wie ihm erging es ſeinen Zeit— 
genoſſen, Cervantes nicht ausgenommen. Lope war ſo ſehr fanatiſcher Katholik 
und Nationalſpanier, daß er einen Nationalfeind wie den Engländer Franz 
Drake in einer törichten Dichtung als hölliſchen Drachen und Werkzeug des 
Teufels darſtellte. Ebenſo fand die Untertanenknechtsſeligkeit, wie blinde Unter⸗ 
werfung unter die abſolutiſtiſchen Launen in ihm einen ſtrammen Verteidiger. 
Ein Poet ganz gleichen Schlages iſt auch der vier Jahrzehnte ſpäter geborene 
Calderon. der den geiſtlichen und leiblichen Kadavergehorſam gegen Kirche und 
Monarchen mit der gleichen Inbrunſt verherrlichte. Die ganze ſpaniſche Dichtung 
der Zeit kennt keinerlei Problemdichtung, ſie begnügt ſich mit naiver Abſchilderung 
des Lebens. Und da das Leben mit ſeinem kirchlichen und weltlichen Pomp, mit 
ſeinen kriegeriſchen Erregungen, ſeinen kräftigen Leidenſchaften und den grellen 
Gegenſätzen von Armſeligkeit und Verſchwendung, Geſpreiztheit und Kümmer— 
lichkeit das Bild einer ſchreiend bunten Maskerade bot, fo glich auch die Dich- 
tung einem wirren Mummenſchanz. Dieſe Dichtung, oft in eine prunkende 
oder auch graziöſe Form gekleidet, diente der Unterhaltung; ſie mochte rühren 
oder erluſtigen, aber den Zug einer wahrhaft großen Kunſt trug ſie nicht. 
Ihr fehlte das, was die Schuläſthetik das „Ewig-Menſchliche“ genannt hat: 
der Pulsſchlag des individuellen und ſozialen Vorwärtsdrängens. Auf der 
klaſſiſchen Dichtung Spaniens laſtete der Fluch der pfäffiſchen und abſolu— 
tiſtiſchen Bevormundung, der Alp der ſozialen Agonie. Ganz vergebens hat 
deshalb die romantiſche Schule ſeinerzeit verſucht, die pfäffiſch⸗ſerviliſtiſche 
ſpaniſche Dichtung in unſerem modernen Leben einzupflanzen. So willig man 
die rein formalen Schönheiten einiger Dichtungen anerkannt hat, den ana— 
chroniſtiſchen Inhalt hat man kühl abgelehnt. 
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Wenn man den Don Quixote unbefangen lieſt, muß man ſich eigentlich 
darüber wundern, wie man dem Werke überhaupt eine ſo abſtrakte ſymboliſche 
Bedeutung hat beilegen können. Sicher iſt, daß es den Zeitgenoſſen des 
Dichters völlig ferngelegen hat, hinter den luſtigen Schwankerzählungen der⸗ 
artiges zu wittern. Cervantes ſelbſt will ſein Werk als Verſpottung der 
Ritterromane angeſehen wiſſen. Das ſetzt er wiederholt mit aller Deutlichkeit 
auseinander. So in dem literariſchen Autodafé, das gleich im Anfang des 
erſten Teils die beſorgten Freunde des erkrankten Junkers, der Geiſtliche und 
der Barbier, vornahmen. So noch am Schluß des ein Jahrzehnt ſpäter er⸗ 
ſchienenen zweiten Teiles, wo nicht nur noch einmal mit dürren Worten die 
Abſicht wiederholt wird, die Epidemie der Ritterromane durch Lächerlichmachung 
auszurotten, ſondern wo der Dichter auch mit einigem Trotze feſtſtellt, daß der 
beabſichtigte Erfolg auch bereits zum guten Teil eingetreten ſei. Aber ſo ſehr 
ſich auch die literariſchen Feinſchmecker unter des Dichters Zeitgenoſſen an der 
köſtlich gelungenen Verſpottung einer abgeſchmackten literariſchen Mode gütlich 
getan haben mögen, ſo wenig wird doch andererſeits geleugnet, daß die Maſſe 
der Leſer ſich an den grotesken Abenteuern des Ritters von der traurigen 
Geſtalt mit aller Naivetät ergötzte, ohne viel nach der literariſchen Abſicht des 
Verfaſſers zu fragen. 

Nun ſoll die Wirkung des Don Quixote aber die geweſen ſein, der Manie 
der Ritterromane den Todesſtoß zu verſetzen. Und in der Tat iſt richtig, daß 
nach dem Erſcheinen des Buches keine Ritterromane mehr geſchrieben wurden, 
und daß die Zahl der Neuauflagen früherer Ritterromane beſtändig zurück- 
ging, während in dem Jahrhundert vorher 150 Ritterromane in 500 Auflagen 
erſchienen waren. Der letzte war 1602 erſchienen, drei Jahre vor dem Don 
Quixote. Aus dieſen Fakten ſcheint ſich alſo zu ergeben, daß Cervantes 
Satire den Ritterromanen tatſächlich den Garaus gemacht hat. Aber auch 
noch ein anderes iſt möglich: Die Abneigung gegen die kindiſche Phantaſtik 
und Spektakelromantik der Ritterromane war nicht etwa das iſolierte perſön⸗ 
liche Empfinden des Cervantes, ſondern ſie lag im Geiſte der Zeit, ſo daß der 
Dichter des Don Quixote nur in genialer Weiſe und mit dichteriſcher Ge⸗ 
ſtaltungskraft dem allgemeinen Empfinden Ausdruck verlieh!' Eine Annahme, 
durch die von der poetiſchen Bedeutung des Dichters noch kein Stäubchen ab 
geblaſen wird. 

Und gerade, wenn man dieſe Annahme für die richtige hält, darf man in 
dem Don Quixote mehr als eine literariſche Satire ſehen, ohne doch in die 
gekünſtelte Auslegungsſucht der Romantiker und Philologen zu verfallen, die 
wir oben kennzeichneten. Wir ſind davon überzeugt, daß Cervantes an der⸗ 
gleichen philoſophiſche Subtilitäten nie gedacht hat. In ſeinem Roman wird 
niemals der Kontraſt zwiſchen allgemeinen Idealen und der realen Wirklich⸗ 
keit aufgezeigt, ſondern ſtets nur die verſchrobene Ritterromantik verſchollener 
Zeiten dem nüchternen Leben der Gegenwart gegenübergeſtellt. Wenn zum 
Beiſpiel Don Quixote Galeerenſklaven von der Kette befreit, ſo tat er dies 
nicht als Rebell gegen die Geſellſchaft, die die Armen ſchuldig werden ließ, 
um ſie dann der Pein zu überliefern, ſondern aus dem unklaren Befreiungs⸗ 
wahne des fahrenden Ritters heraus, der keinem Hilfsbedürftigen ſeine Hilfe 
verſagen darf. Und wenn der Ritter einmal von dem goldenen Zeitalter 
fabuliert, ſo fehlt ihm dabei jede ſozialkritiſche Abſicht; er ſchwärmt davon nur 
aus Gefallen an dem Ausmalen eines märchenhaften Idylles ganz nach der 


H. Ströbel: Zum Jubiläum des Don Quixote. g 179 


Art eines Ovid. Übrigens läßt Cervantes ſeinen Helden öfters lehrhafte Ge- 
ſpräche führen, die gar nicht recht zu dem Geſamtbilde des überſpannten 
Hidalgos paſſen und die eigentlich nur als Randgloſſen des Dichters ſelbſt zu 
betrachten ſind, der ja, nach damaliger Erzählerart, auch ganz geradezu den 
Gang der Handlung nach Belieben unterbricht, um R und Erzäh⸗ 
lungen ganz anderen Charakters einzuflechten. 

Anders liegt es mit der Frage, ob Cervantes mit net Verſpottung der 
Ritterromane nicht halbbewußt eine Zeitſatire hat ſchreiben wollen. In der 
Verhöhnung der literariſchen Ritterromantik ſcheint wenigſtens gleichzeitig eine 
Verſpottung der nationalen Lebensromantik des ſpaniſchen Volkes zu ſtecken, die 
dann freilich auch zugleich als Selbſtironie aufzufaſſen wäre. War doch Cer— 
vantes ſelbſt ein invalider Haudegen, ein Abenteurer, der ſeine geſunden Glieder 
der Schimäre eines Ruhmes geopfert hatte, von dem er ſpäter die fatale Ent⸗ 
deckung machen mußte, daß er ihm das Unbehagen des knurrenden Magens 
nicht zu beſchwichtigen vermochte. 


Es wäre geradezu ſeltſam geweſen, wenn der allgemeine Niedergang zu 
Beginn des ſiebzehnten Jahrhunderts nicht einen gehörigen Katzenjammer aus— 
gelöſt und wenn dieſe Stimmung nicht auch ihren literariſchen Ausdruck ge: 
funden hätte. Das allerdings wiſſen wir, daß Cervantes weit entfernt von 
„umſtürzleriſchen Gedanken“ war. Er blieb der Kirche, der er ja ſelbſt an— 
gehörte, und dem Abſolutismus mit völliger Loyalität ergeben. Und derſelbe 
Geiſt der Loyalität und Orthodoxie erfüllte das ſpaniſche Volk. Aber daraus 
folgt noch lange nicht, daß der wirtſchaftliche Zerfall, die rapid zunehmende 
Verarmung und Verödung des Landes nicht empfunden worden wären. Nur 
äußerte ſich der ſoziale Zerſetzungsprozeß nicht in einer revolutionären Stim— 
mung, ſondern in einer Art Galgenhumor, in einer halb ſchmerzlichen, halb 
luſtigen Selbſtverſpottung. Man nahm das Leben und ſich ſelbſt nicht mehr 
ſo bitter ernſt wie in den Zeiten des nationalen Aufſtiegs. Man beſaß zwar 
noch den alten Stolz des Spaniers, aber man konnte nicht umhin, ihn 
gelegentlich etwas lächerlich zu finden. Das ſeidene Wams der nationalen 
Eitelkeit hatte zu viele Löcher, um noch den Eindruck der Erhabenheit machen 
zu können. Dieſe Stimmung findet ihren unverkennbaren Niederſchlag in der 
Literatur. Das überhandnehmende Bettler- und Gaunerweſen gab den Stoff 
zu unzähligen Schwänken ab. Der Handwerker, der trotz aller Kümmerlichkeit 
nicht ohne Bedienten über die Straße gehen mochte, wurde Gegenſtand dichte— 
riſchen Spottes. Und der verarmte Adelige, deſſen Bettelſtolz ſich mit der 
Würde eines Granden drapierte und der von vergangenen ſchöneren Zeiten 
träumte — iſt er nicht im Grunde das Urbild des edlen Don Quixote de 
la Mancha? Und iſt nicht dieſer edle Don ſchließlich nur die Verkörperung 
des ganzen Volkes, das bei aller ausſchweifenden Ritterlichkeit rettungslos dem 

Verfall entgegeneilte? 

Trotz alledem möchten wir nicht behaupten, daß Cervantes wirklich die 
Abſicht gehabt habe, den Zerfall ſeines Volkes in einem ſatiriſchen Epos ſym⸗ 
boliſch zu ſpiegeln. Ebenſowenig wagen wir die Konjektur, daß die Leſer eine 
ſolche Abſicht erkannt und deshalb das Werk ſo gierig verſchlungen hätten. 
Nur das ſcheint uns außer Zweifel zu ſtehen, daß die Dichtung des Cervantes 
gleich manchem Werke ſeiner Zeitgenoſſen aus einer allgemeinen — wenn auch 
ihrer ſelbſt unbewußten — Zeitſtimmung herausgeboren iſt, jener Stimmung 
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des Galgenhumors, der Selbſtparodie, die nichts anderes war als das pſpchiſche 1 
Produkt des allgemeinen Niederganges und der Auflöſung. E 

Nicht ein glücklicher Einfall machte Cervantes jo zum großen Satiriker, ir 
ſondern das hiſtoriſche Milieu, das Poeſie und Philoſophie mehr beeinflußt, 
als ſich die ideologiſche Geſchichtſchreibung bisher träumen ließ. 


Eine wiſſenſchaftliche mufterleiſtung des Zentrums. 
Don Guſtar Hoch⸗Hanau a. M. 


Das Zentrum hat die Entdeckung gemacht, daß „die Frage der Stellung 
der Sozialdemokratie zu der Handelspolitik“ noch immer nicht genügend beant⸗ 
wortet ſei. Es hat daher den Reichstagsabgeordneten M. Erzberger mit einer 
beſonderen Schrift über „Sozialdemokratie und Zollpolitik“ auf den Kampf⸗ 
platz geſchickt. „Die Sozialdemokratie“, ſo erzählt uns in dieſer Schrift Herr 
Erzberger, „iſt freihändleriſch, heißt es gemeiniglich, und kennt keine andere 
Handelspollil: Dieſer Satz iſt grundfalſch; im innerſten Weſen kann die 
Sozialdemokratie gar nicht freihändleriſch ſein; wenn ſie derzeit in Deutſch⸗ 
land eine ſolche Stellung einnimmt, ſo geſchieht dies aus Gründen der Agi— 
ation! 

Um dies zu beweiſen, behandelt Herr Erzberger zunächſt „Die Stellung der 
deutſchen Sozialdemokratie in früheren Tagen zur Zollpolitik. a. Kundgebungen 
im Parlament“. An der Wiege der deutſchen Sozialdemokratie, heißt es hier, 
hätten die „ausgeſprochenſten Schutzzöllner“ geſtanden. Es ſei der Nachfolger 
Laſſalles — Herr v. Schweitzer — geweſen, der ſich im Zollparlament von 
1870 mit der Herabſetzung der Zölle nur in zwei Fällen einverſtanden er⸗ 
klärte: 

„Erſtens nämlich bei einem Induſtriezweig, der in voller Blüte iſt, der 

dem Ausland gegenüber vollſtändig konkurrenzfähig iſt ... ebenſo im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle: wenn nämlich ein Induſtriezweig vorliegt, der zweifel⸗ 
los dem Untergang geweiht iſt.“ 

Außerdem führt Herr Erzberger eine längere Stelle aus einer anderen Rede 
Schweitzers an, durch die die Übertreibungen der damaligen bürgerlichen Frei⸗ 
händler zurückgewieſen werden. Dann läßt Herr Erzberger unſeren Liebknecht 
aufmarſchieren, der wiederholt zu dieſer Frage „recht treffende Bemerkungen“ 
gemacht habe. 1 

So am 22. November 1875: 1 

„Schutzzoll, Freihandel uſw.; es ſind durchaus keine prinzipiellen 

Fragen; es ſind praktiſche Fragen, die je nach dem augenblicklich vorliegenden 
Falle beurteilt werden müſſen.“ 5 

Entſcheidend müſſe, führt dann Liebknecht weiter aus, für die Stellung der 
Sozialdemokratie der Umſtand ſein, ob die Schutzzölle den Arbeitern nützlich 
oder ſchädlich find. Dieſe und ähnliche Außerungen anderer Parteigenoſſen 
ſind nach Herrn Erzberger die Beweiſe dafür, daß die Sozialdemokratie mit 
ihrer jetzigen Oppoſition gegen die Zollwucherwirtſchaft Heuchelei treibe, aa 1 
ſie „im innerſten Weſen“ gar nicht freihändleriſch ſein könne. En 
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Herr Erzberger hat auch die Protokolle unſerer Parteitage durchgeſehen und 
verarbeitet das hier gefundene Material in einem beſonderen Abſchnitt: „Kund— 
gebungen auf ſozialdemokratiſchen Parteitagen.“ Wie er dabei mit den Tat— 
ſachen umgeht, das ſei an einem charakteriſtiſchen Beiſpiel gezeigt. Er zitiert 
die folgenden Ausführungen des Genoſſen Auer auf dem Parteitag 1887 in 
St. Gallen: | 

„So hinfällig, durch die Tatſachen ad absurdum geführt, auch die Be- 
hauptung ſei, daß durch Schutzzölle die ſoziale Frage in ihren Schärfen 
gemildert oder ihrer Löſung näher gebracht werden könne, ſo ſei doch anderer— 
ſeits nicht zu leugnen, daß Schutzzölle als Kampfmittel gegen Staaten, welche 
jeder Arbeiterſchutzgeſetzgebung gegenüber ſich ablehnend verhalten und ſo 
durch rückſichtsloſe Ausbeutung der Frauen: und Kinderarbeit eine unerträg— 
liche Schmutzkonkurrenz bereiten, durchaus am Platze ſein könnten. Gelänge 
es, eine internationale Regelung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung anzubahnen, 
ſo würde gegen jene Staaten, welche ſich einer ſolchen Regelung dauernd 
widerſetzten, ſogar eine vollſtändige Abſchließung gegen ihre Induſtrieprodukte 
ſich rechtfertigen laſſen.“ 

Allmählich, ſchreibt unmittelbar hierauf Herr Erzberger, habe ſich jedoch ein 
„Umſchwung“ in der Sozialdemokratie vollzogen. Sie habe in den Zöllen ein 
ergiebiges Agitationsmittel erkannt, zumal die Getreidezölle mehr in den Vorder— 
grund rückten. Und flugs — habe ſich die Partei nach dieſem neuen Winde 
gedreht, ſo daß Singer ſchon in Halle am 14. Oktober 1890 verſprechen konnte, 
die ſozialdemokratiſche Fraktion werde bei der Beratung ihres Antrags auf 
Aufhebung der Getreidezölle nachweiſen, wie verheerend die Getreidezölle gewirkt 
haben; während ſie das notwendigſte Lebensmittel im Preiſe ſteigern, ziehe 
ein Teil der beſitzenden Klaſſen, namentlich die Großgrundbeſitzer, bedeutende 
materielle Vorteile aus den durch die Zölle erhöhten Getreidepreiſen, und das 
arbeitende Volk zahle den Gewinn den Agrariern mit der Verteuerung des Brotes. 

Herr Erzberger tue ſo, als ob wir die Getreidezölle erſt ſeit jenem Kongreß 
von 1890 verurteilten. Die Wahrheit aber iſt, daß unſere Partei den Brot- 
wucher bekämpfte, ſeitdem er beſteht, und daß ſie bereits 1879 gegen die Ge— 
treidezölle ſtimmte. Und der im Jahre 1887 abgehaltene St. Galler Parteitag 
nahm in der deutlichſten Form Stellung gegen die Bismarckſche Schubzoll- 
politik und ließ über die Gründe hierfür keinen Zweifel. In dieſem Sinne 
ſprach ſich auch Auer als damaliger Referent aus, obgleich er ſelbſtverſtändlich 
von den freihändleriſchen Übertreibungen und Einſeitigkeiten nichts wiſſen 
wollte. Dies muß Herrn Erzberger, wenn er das St. Galler Protokoll geleſen 
hat, bekannt ſein. Er hat aber dieſe Tatſache einfach verſchwiegen und deshalb 
die von ihm zitierte Rede des Genoſſen Auer gerade dort abge— 
brochen, wo Auer die ablehnende Stellung der Sozialdemokratie 
zu Bismarcks Schutzzollgeſetzgebung begründet. Auer fährt nämlich 
in ſeiner Rede folgendermaßen fort: 

„Etwas anderes ſei es freilich mit der Schutzzollgeſetzgebung, wie ſie in 
Deutſchland ſeit dem Jahre 1879 zum Durchbruch gelangt iſt. Wenn zur 
Rechtfertigung derſelben früher angeführt worden ſei, daß die Induſtrie, ſo⸗ 
bald das heimiſche Gebiet gegenüber der ausländiſchen Schleuderkonkurrenz 
geſchützt fei, auch die Arbeiter durch Erhöhung der Löhne an den ‚ Segnungen! 

der neuen Geſetzgebung teilnehmen laſſen werde, ſo gebe es heute wohl keinen 
urteilsfähigen Menſchen mehr, der dieſe Phraſe noch ernſt nehme. Die 


182 | . Die Neue Jenn 8 


Arbeiter ſelbſt haben auf biefen Köder freilich von Anfang an nicht an⸗ 
5 5 
„In ihren Kreiſen erkannte man vom erſten Augenblick an, daß es ſich 
nur darum handle, einerſeits den Großinduſtriellen die leidige Konkurrenz 
des Auslandes vom Halſe zu ſchaffen und ihnen ſo die heimiſchen Konſu⸗ 
menten noch in höherem Grade als bisher tributpflichtig zu machen, anderer⸗ 
ſeits aber die Regierung in die Lage zu verſetzen, ſich auf dem Wege der 
indirekten Beſteuerung diejenigen Millionen zu beſchaffen, welche zum 
dauernden Unterhalt der rieſigen Militärmacht notwendig feien. ... Daß 
die Schutzzollgeſetzgebung eine übermäßige Belaſtung des armen Mannes im 
Gefolge habe, ſei unbeſtreitbar richtig.“ 
Der Parteitag in St. Gallen nahm dann auch einſtimmig eine Reſolution 
an, in der es unter anderem heißt: 

„Der Parteitag verwirft als grundſätzlicher Gegner des Syſtems der 
indirekten Steuern alle wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen, welche, wie die 
neuerdings in Deutſchland eingeſchlagene Zollgeſetzgebung, in der Praxis auf 
ſolche hinauslaufen. Er . .. brandmarkt auf das entſchiedenſte das bei der 
Branntwein- und Zuckerſteuergeſetzgebung ſowie bei der geplan en Er⸗ 
höhung der Getreidezölle zutage getretene Beſtreben, die Klaſſe der 
Grundbeſitzer auf Koſten der nichtbeſitzenden Klaſſen zu bereichern.“ 5 

Mit dieſer Stellungnahme in St. Gallen im Jahre 1887 vergleiche man 
das Reſultat, zu welchem die eingehende Behandlung der Schutzzölle mehr als 
zehn Jahre ſpäter auf dem Parteitag in Stuttgart im Jahre 1898 geführt 
hat. Herr Erzberger berichtet darüber, der Parteitag habe mit großer Mehr⸗ 
heit die Annahme einer Reſolution beſchloſſen, die ſich im weſentlichen gegen 
jede G Zölle bei der Induſtrie „im allgemeinen“ ausſpricht. 

In Wahrheit hat die angenommene Reſolution folgenden Wortlaut: 

„In Erwägung: 

1. daß Lebensmittelzölle eine künſtliche Verteuerung der notwendigſten 
Lebensbedürfniſſe herbeiführen und die Lebenshaltung der arbeitenden Klaſſen 
in Stadt und Land herabdrücken; N 

2. daß bei den heutigen Machtverhältniſſen zwiſchen den berrſchenden 
kapitaliſtiſchen Intereſſen im Deutſchen Reiche die Induſtriezölle notwendiger⸗ | 
weiſe mit Lebensmittelzöllen zuſammenfallen; 

3. daß die deutſche Induſtrie im allgemeinen weit genug entwirelt iſt, 
um des Zollſchutzes entraten zu können; | 
4. daß der Schußzoll bei entwickelter Großinduſtrie das wirkſamſte Mittel 
iſt, die Bildung von Kartellen, Truſts und anderen feſtgeſchloſſenen Unter⸗ 
nehmerverbänden zu fördern; 

5. daß dieſe Verbände die Aufgabe haben, die Preiſe der Waren’ über 
ihr normales Niveau zu erheben, wodurch ſie ſtets die Maſſe der Konſu⸗ 
menten und ſpeziell die Arbeiter, oft aber auch die Induſtrie ſelbſt ſchädigen, 
die durch den ‚Schuß der nationalen Arbeit‘ angeblich gefördert werden ſoll, 
der ſie aber die notwendigſten Rohmaterialien und Hilfsſtoffe (Eiſen, Zu 
verteuern; 

6. daß dieſe Verbände aber auch ein mächtiges Mittel find, die Vereini⸗ 
gungen der Arbeiter lahmzulegen, alle ihre Beſtrebungen nach Hebung ihrer 
Lage zunichte zu machen und ſie in ein modernes Helotenverhältnis herab⸗ 
zudrücken; 
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7. daß die Schutzzölle gleichzeitig als Finanzzölle wirken und den Re— 
gierungen die reichſten Mittel liefern, den Militarismus zu entwickeln, 
ia ohne die Schutzzollpolitik nie zu ſeiner jetzigen Höhe hätte gelangen 

nnen; 

8. daß endlich die Schutzzölle der internationalen Solidarität des Prole⸗ 
tariats entgegenwirken, indem ſie die aus den kapitaliſtiſchen Produktions⸗ 
und Abſatzverhältniſſen entſpringenden Intereſſengegenſätze zwiſchen den 
Nationen künſtlich vertiefen, 

erklärt der Parteitag: die Schutzzollpolitik im Deutſchen Reiche wie in 
jede n Staatsweſen entwickelter Großinduſtrie iſt unvereinbar mit den Inter— 
eſſen des Proletariats, der Konſumenten, der ökonomiſchen und politiſchen 
Entwicklung und liegt allein im Intereſſe der großen Land- und Induſtrie⸗ 
monopoliſten ſowie des Militarismus und der nicht unter demokratiſcher 
Kontrolle ſtehenden Regierungen. . ..“ 


Aus dieſem Wortlaut der beiden Reſolutionen, der von St. Gallen und 
von Stuttgart, ergibt ſich, daß ſich die Sozialdemokratie hier wie dort ſo— 


wohl gegen die indirekten Steuern als auch gegen den Brotwucher in der 
denkbar ſchärfſten Weiſe ausgeſprochen hat. In dieſer Beziehung iſt von der 
Zeit des Parteitags in St. Gallen bis zu dem Stuttgarter Parteitag kein 
„Umſchwung“ in der Sozialdemokratie eingetreten. Auch waren die Gründe, 
welche in St. Gallen für dieſe ablehnende Stellung gegen den Bismarckſchen 
Schwindel vom „Schutze der nationalen Arbeit“ geltend gemacht wurden, auf 
dem Parteitag in Stuttgart ebenfalls maßgebend. Allerdings iſt in der Reſo⸗ 
lution des Stuttgarter Parteitags die Begründung unſerer Stellung zu der 
Schutzzollpolitik eingehender und umfaſſender. Das iſt aber durchaus begreiflich, 
da wir im Jahre 1887 erſt am Anfang der Zollwucherwirtſchaft ſtanden und 
wir die ſchädlichen Folgen dieſer Politik zu beobachten im Laufe der Zeit mehr 
und mehr Gelegenheit hatten. Bezeichnend aber für die Sozialdemokratie iſt 
A ie Tatſache, daß fie ſich in dieſer Frage von Anfang an bis auf unfere 
ſtets einzig und allein durch die Rückſicht auf die Intereſſen der Arbeiter⸗ 
klaſſe hat leiten laſſen. 

Dieſe Tatſache erklärt auch jene Außerungen, in denen unſere Führer den 
Übertreibungen der bürgerlichen Freihändler entgegentraten, und die jetzt Herr 
Erzberger als Beweiſe für die — Unwahrhaftigkeit unſerer Agitation gegen den 
Brotwucher auszunutzen ſucht. Wenn man den Sinn dieſer Äußerungen nicht 
fälfcht, dann kann man ſie gar nicht in einen Gegenſatz zu der jetzigen Stel- 
lung der Sozialdemokratie bringen. Schweitzer hat ſelbſt nach dem, was Herr 
Erzbeiger über ihn berichtet, ſich ausdrücklich mit der Herabſetzung der Zölle 
in dem Falle einverſtanden erklärt, wenn ein Induſtriezweig in voller Blüte, 
dem Ausland gegenüber vollſtändig konkurrenzfähig iſt. Dieſe Vorausſetzung 
in der Tat erfüllt, wie in der Stuttgarter Reſolution unter 3 ausgeſprochen 
iſt. L lebknecht hat in ſeiner „treffenden Bemerkung“ im Jahre 1875 gar keinen 
eifel darüber gelaſſen, wie er über eine Zollpolitik, wie die gegenwärtige in 

itſchland, denkt. Er ſagte, wie Herr Erzberger ſelbſt anführt: „Wenn man 
den Schutzzoll als Schutz für die Großinduſtriellen, für die Großkapitaliſten 
verlangt, ſo wird ſelbſtverſtändlich unſere Partei einer Staatshilfe in dieſer 
Form entgegen ſein.“ Mit dieſer Erklärung hält ſich Herr Erzberger nicht 
weiter auf. Für ihn kommen nur die weiteren Ausführungen Liebknechts in 
Betracht. 
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„Aber es läßt ſich ja“ — fo heißt es nach Herrn Erzberger in Lieb 
knechts Rede weiter — „auch ein Schutzzoll denken für die Arbeit und für 
die Arbeiter. Setzen wir zum Beiſpiel den Fall, wir hätten in Deutſchland 
eine Fabrikgeſetzgebung, welche die Arbeitszeit auf ein beſtimmtes Maß nor⸗ 
miert, die Frauenarbeit beſchränkt, die Kinderarbeit ganz und gar aufhebt; 
infolge dieſer Beſchränkung der Arbeitszeit und der Ausbeutung menſchlicher 
Arbeit würde teurer produziert als in benachbarten Ländern, zum Beiſpiel 
in Belgien, wo derartige Geſetze nicht exiſtieren, dann würde unzweifelhaft 
ein Schutzzoll zum Schutze der deutſchen Arbeit gerechtfertigt ſein und der 
Unterſtützung eines jeden Sozialdemokraten gewiß ſein. Aber in dieſem Sinne 
wird die Schutzzollfrage nicht vor den Reichstag kommen.“ 

Dieſe Ausführungen nimmt Herr Erzberger als eine Rechtfertigung der 
Zollwucherpolitik des Zentrums in Anſpruch. Denn für ihn ſteht es unzweifel⸗ 
haft feſt, „daß die Liebknechtſchen Vorausſetzungen im Jahre 1902 nahezu 
ſämtlich erfüllt waren und das deutſche Unternehmertum noch die Laſten der 
Verſicherungsgeſetzgebung zu tragen hatte, wie ſonſt nirgends der Unternehmer 
in einem ziviliſierten Staate“. In Wahrheit aber iſt gerade das Gegenteil 
„unzweifelhaft“, nämlich daß der minimale Arbeiterſchutz, den wir haben, die 
Konkurrenzfähigkeit des deutſchen Unternehmertums ganz gewiß nicht vermindert 
hat. Überdies weiß jeder, daß die rückſichtsloſeſten Zollwucherer zu den ent⸗ 
ſchiedenſten Gegnern jedes wirklichen Arbeiterſchutzes gehören. 

Aber noch mehr! An einer ſpäteren Stelle ſeiner Schrift erzählt uns ſogar 
Herr Erzberger im Anſchluß an eine Stelle aus Calwers Buch: „Arbeiterſchutz 
und Schutzzoll ſind im Weſen ganz gleiche Dinge; ſie zielen auf den Schutz 
der Schwachen gegen den Übermächtigen, im erſteren Falle innerhalb des 
Vaterlandes, im letzteren zwiſchen den einzelnen Ländern. Arbeiterſchutz und 
Schutzzoll gehören zuſammen: ohne letzteren iſt erſterer nie in genügendem 
Maße herbeizuführen.“ | 

Endlich erbarmt ſich Herr Erzberger auch der Sozialdemokratie und belehrt 
uns, welch ein „gedankenloſer Nachplapperer von Marx“ ein Mann wie Molken⸗ 
buhr, wie „unbegreiflich und unlogiſch“ das ſei, was ein Mann wie Kautsky 
gegen den Brotwucher geſchrieben habe. Zur Charakteriſierung des Herrn Erz⸗ 
berger genügt es, wenn wir mit einigen Worten auf ſeine Kritik der Kautsky⸗ 
ſchen Schrift: „Handelspolitik und Sozialdemokratie“ eingehen, einer Schrift, 
die nach Herrn Erzberger „ein hilfloſes Gezappel zwiſchen prinzipiellem Frei⸗ 
handel und praktiſchem Schutzzoll“ ſei, während zum Beiſpiel Calwer „um 
vieles klarer ſieht“. Kautsky habe, ſo erzählt uns Herr Erzberger, in ſeiner 
Schrift den Satz aufgeſtellt: „Es fällt uns nicht ein, die Notlage der Land⸗ 
wirtſchaft zu leugnen.“ Kautsky ſehe aber höhere Getreidezölle nicht als ein 
Mittel an, um dieſer abzuhelfen; er komme vielmehr zu einem ganz „origi⸗ 
nellen“ Vorſchlag. Zuerſt berechne er die Mehrbelaſtung der Konſumenten 
durch den 5 Mark-⸗Zoll auf 500 Millionen Mark pro Jahr und erkläre dann, 
er hätte nichts dagegen einzuwenden, wenn dieſe Summe zur Hebung der 
Landbevölkerung (durch beſſere Schulen, Bau von Arbeiterwohnhäuſern, Ver⸗ 
beſſerung der Verkehrsmittel uſw.) ausgegeben würde. Und nun höre man 
die Belehrung, die Herr Erzberger dem Genoſſen Kautsky zuteil werden läßt: 

„Unbegreiflich und unlogiſch iſt es, wie Kautsky ein Gegner der Getreide⸗ 
zölle ſein kann. Er bekennt ſich hier als einen Freund eines ſo weitgehenden 
ſtaatlichen Protektionismus, wie wir ihn ſonſt noch nirgends gefunden haben, 
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und die Getreidezölle ſind doch nur ein Teil dieſes Protektionismus. Und 
nicht einmal der allein entſcheidende. Wir erinnern nur an die Eiſenbahn— 
tarife, deren Geſtaltung den Schutzzoll erhöhen oder ſehr herabdrücken kann! 
Wer ſo wie Kautsky für den Protektionismus im Wirtſchaftsleben ſchwärmt, 
der hat ſich des Rechtes beraubt, dem entgegenzutreten, der dieſen Protektio⸗ 
nismus in der Form der Zölle angewendet wiſſen will; da iſt dann kein 
Weſensunterſchied mehr vorhanden, ſondern nur ein gradueller.“ 

Wenn man dies lieſt, muß man zu der Meinung gelangen, daß Kautsky 
in ſeiner Hilfloſigkeit es gar nicht gewagt habe, den angeblichen Widerſpruch 
in ſeiner Haltung gegenüber der Notlage der Landwirtſchaft zu begründen. 
Schlagen wir aber die Schrift von Kautsky nach, ſo finden wir unmittel— 
bar nach den von Herrn Erzberger zitierten Sätzen folgende Aus— 
führungen: | 

„Aber wir müſſen uns dagegen erklären, daß dies (die Hebung der Land⸗ 
wirtſchaft) durch den Zoll geſchieht; einmal weil dieſer eine Kopfſteuer dar⸗ 
ſtellt, die alle, ob reich oder arm, gleich belaſtet, ja die Armeren eher noch 
mehr als die Reichen, weil ſie mehr Brot, weniger Fleiſch eſſen; dann aber, 
weil die ſo aufgebrachte Summe, wie wir geſehen haben, auf die Dauer 
nicht der bedrängten Landwirtſchaft zugute kommt, ſondern den Hypotheken- 
gläubigern, Güterſpekulanten und Fideikommißbeſitzern, den reichſten und 
überflüſſigen Teilen der Nation.“ 

Anſtatt daß Herr Erzberger dieſe Gründe, wenn er ſie für falſch hält, zu 
widerlegen ſucht, erwähnt er ſie mit keinem Worte, entrüſtet ſich aber 
dafür um ſo mehr, daß Kautsky ſo „unbegreiflich und unlogiſch“ ſei. 

In dieſem Sinne iſt die ganze Schrift Erzbergers gehalten. Sie verzichtet 
vollſtändig auf eine ernſthafte Polemik und begnügt ſich mit Verdrehungen 
und unbewieſenen Behauptungen. Das iſt der geiſtige Kampf des Zentrums 
gegen die Sozialdemokratie — es rechnet darauf, daß die Dummen nicht alle 
werden und ſeine Schäflein nicht in die Lage kommen, ſozialdemokratiſche 
Schriften zu leſen und dadurch die Unwahrhaftigkeit der Erzbergerſchen Bitier- 
künſte zu durchſchauen. Wahrlich eine ſaubere Kampfesweiſe! 


die Hewerbeauffidht in öſterreich. 
Von Dr. Fritz Winter (Wien). 


„Dieſe jetzt getroffenen Beſtimmungen, für die die Gewerbeinſpektoren als 
durchführende Organe erſcheinen, haben in uns mit Recht oder mit Unrecht die 
Meinung wachgerufen, daß da dem liberalen Fabrikantenvolk ein wenig 
der rote Hahn des Sozialismus auf das Dach geſetzt werden joll“, 
ſo ſprach am 4. Mai 1883 der Abgeordnete v. Pacher in der Generaldebatte 
über das Geſetz „betreffend die Beſtellung der Gewerbeinſpektoren“. Im Bericht 
des Gewerbeausſchuſſes über den Geſetzentwurf aber heißt es: „Die Erfolg⸗ 
loſigkeit der ſozialiſtiſchen Syſteme hat, zuerſt in wiſſenſchaftlichen, allmählich 
auch in ſtaatsmänniſchen Kreiſen die Überzeugung reifen laſſen, daß die wirk⸗ 
ſame Abhilfe gegen das im gleichen Schritte mit der Verteuerung der Lebens⸗ 
mittel um ſich greifende Elend nicht durch einſeitige Opfer, ſondern durch ein 
wohlorganiſiertes Zuſammenwirken der reichen und der armen 
Berufsgenoſſen zum Behuf der Behebung der Urſachen des Übels und der 
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Abſchwächung feiner Wirkungen erwartet werden kann. Ein durchſchlagender 
Erfolg in dieſer Richtung wird nur von einer zielbewußten und wohlorgani⸗ 
ſierten, von chriſtlichem Geiſte getragenen legislativen und adminiſtra⸗ 
tiven Staatsaktion gewärtigt, welche allerdings ihre Wirkung in vollem 
Maße erſt dann erzielen kann, wenn eine chriſtliche Lebensanſchauung die be⸗ 
teiligten Kreiſe durchdringt. Über den Umfang und die Richtung dieſer Aktion 
ſind die Meinungen verſchieden; daß aber dem Staate die imperative Aufgabe 
zufällt, in die chaotiſchen, das Elend erzeugenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
der Gegenwart ordnend einzugreifen und im Geſetzgebungs- ſowie im Ver⸗ 
waltungsweg dem Elend präventiv und repreſſiv entgegenzuwirken — darüber 
ſind die Kulturvölker einig. Wenn die legislative und adminiſtrative Staats⸗ 
aktion zum Schutze der gewerblichen Arbeiter in den meiſten Kulturländern eine 
vielverheißende Entfaltung genommen hat, ſo iſt dies vorzugsweiſe dem Um⸗ 
ſtand zu verdanken, daß in dieſen Ländern die Überwachung der für den 
Arbeiterſtand maßgebenden Erſcheinungen des gewerblichen Lebens eigens hierzu 
beſtellten Fachorganen übertragen wurde.“ 

Heute iſt man in Oſterreich längſt über allen Idealismus hinaus. Die 
Partei, die mit Hilfe des „Zuſammenwirkens der reichen und armen Berufs⸗ 
genoſſen“ und der „chriftlichen Lebensanſchauung der beteiligten Kreiſe“ das 
Elend aus der Welt ſchaffen wollte, iſt längſt verſchwunden. Aber auch die 
Gegner, die in den Inſpektoren die Apoſtel des Sozialismus, des roten Hahnes 
für das liberale Fabrikantenvolk ſahen, haben ihre prinzipielle Feindſchaft 
bereits abgelegt, wenn ſie zwar auch heute noch bei manchen Gelegenheiten 
Sturm laufen, um den Inſpektoren den Wirkungskreis zu verengen. In mehr 
als zwanzig Jahren — von 1883 datiert die öſterreichiſche Gewerbeinſpektion — 
ſtreift ſich manches ab. Heute denkt niemand mehr daran, in den Gewerbe⸗ 
inſpektoren mehr zu ſehen als gewöhnliche Staatsbeamte, denen ein beſonderer, 
wenn auch vielumſtrittener Zweig des heutigen Polizeiweſens übertragen iſt. 
Deshalb kann man auch jetzt, nachdem die Gewerbeinſpektion ihren zwanzigſten 
Jahresbericht herausgegeben hat und ihn durch etwas ungewohntes Beiwerk 
als Jubiläumsband auszeichnen wollte, mit aller Ruhe und Objektivität das 
Wirken dieſes Zweiges der Staatsverwaltung und ihre Erfolge betrachten. 

Allerdings iſt vor allem nicht zu vergeſſen, daß es ſich uns um die öſter⸗ 
reichiſche Inſpektion handelt und daß man eine öſterreichiſche Kritik an der 
Gewerbeinſpektion nur verſtehen kann, wenn man die öſterreichiſchen Verhält⸗ 
niſſe kennt. Denn in dieſem eigentümlichen Lande hat die Gewerbeaufſicht noch 
eine ganz andere, viel größere Bedeutung als in irgendeinem anderen Lande. 
In Oſterreich, dem Lande, in dem mit halben Mitteln nur Halbheiten zur 
Durchführung gelangen, hat die Gewerbeaufſicht nicht nur mit der natürlichen 
Feindſchaft der Unternehmer gegen die Arbeiterſchutzgeſetze zu kämpfen. Sie 
hat auch gegen eine andere Seite Front zu machen, gegen die ſtaatliche Ver⸗ 
waltung ſelbſt, gegen ihre Bequemlichkeit, ihre ſchablonenmäßige Erledigung 
aller Aufgaben und ihr Übelwollen gegen die Arbeiter. | 

Die Gewerbeaufſicht müßte in Oſterreich als eine Behörde über den übrigen 
oder außerhalb der übrigen Behörden organiſiert ſein, ſie müßte ſelbſt mit der 
ganzen Exekutivgewalt der Verwaltungsbehörde ausgeſtattet ſein, vielleicht 
weniger, um raſch eingreifen zu können, als deshalb, damit die Durchführung 
der Arbeiterſchutzgeſetze dem Geſchäftsgang der übrigen Verwaltungsbehörden 
entzogen wird. Aber wenn man dieſe Forderung an die Organiſation der 
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öſterreichiſchen Gewerbeaufſicht jtellt, dann ftellt man eigentlich die Forderung, 
daß ſie ſelbſt außerhalb des öſterreichiſchen Bureaukratismus ſtehen ſoll, daß 
ſie weniger uneinſichtig, daß fie moderner, daß fie beweglicher und daß fie ziel- 
bewußter ſein ſoll als die landläufigen Behörden, in deren Händen die eigent- 
liche Durchführung des Arbeiterſchutzes liegt; wenn man dieſe Forderung auf- 
ſtellt, ſo verlangt man eigentlich, daß die öſterreichiſche Gewerbeinſpektion 
nicht öſterreichiſch ſein ſoll. Es hätte ein Mittel gegeben, um dies herbei— 
zuführen, man hätte Delegierte der Arbeiterſchaft zu Inſpektoren machen 
oder ſie ihnen beiordnen können. Man hat dies bei der Schaffung des Geſetzes 
nicht getan und hat dieſen Fehler auch heute, wo die Arbeiterſchaft ſtärker und 
beſſer organiſiert iſt, noch nicht gut gemacht. Aber es iſt jedem klar, daß gerade 
in Oſterreich aus der Arbeiterſchaft hervorgegangene und ihr verantwortliche 
Delegierte das einzige Mittel auch heute noch ſind, die Gewerbeaufſicht der 
verderbenbringenden Luft der öſterreichiſchen Amtsſtube zu entziehen. 

Aber wollte man dies überhaupt? Es iſt ſchwer zu entſcheiden, was man bei 
Begründung der Gewerbeinſpektion eigentlich wollte. Im Motivenbericht ſteht ja, 
man wollte Fachorgane zur Überwachung der Durchführung der Arbeiterſchutzgeſetze. 
Man war ſich auch klar, daß dieſe Beamten nicht in den öſterreichiſchen Bureau⸗ 
kratismus hineinpaßten, und unterſtellte ſie unmittelbar den Chefs der Landes⸗ 
verwaltungen, als wenn man mit ihnen neue Behörden erſter Inſtanz ſchaffen 
wollte. Aber man nahm ihnen gleichzeitig jede Exekutivgewalt und ver— 
langte von ihnen ſogar, daß ſie von dem Unternehmer nur die Abſtellung von 
Geſetzwidrigkeiten und Üübelſtänden zu verlangen und Anzeige erſt „im Weige— 
rungsfall zu erſtatten“ hätten. 

Man beſchränkte „mit Rückſicht auf die Staatsfinanzen“ ihre Anzahl „auf 
das ſtrikte Maß des wahrgenommenen Bedürfniſſes“ und man wies ihnen 
gleichzeitig nicht nur die Reviſion ſämtlicher Betriebe, auch der kleinſten Be— 
triebe mit Ausnahme der Heimarbeit zu, ſondern beſtellte ſie noch überdies als 
„beaufſichtigendes, berichtendes und beratendes Fachorgan“ der Gewerbebehörden, 


und man übergab ihnen ſpäter noch die Mitwirkung an den Unfallserhebungen. 


Was wollte man eigentlich mit der Gewerbeinſpektion? Trotz der hochtönenden 
Worte von der Zuſammenarbeit aller beteiligten Kreiſe zur Abſchaffung des 


Elends iſt der Gedanke nicht abzuweiſen, daß die Gewerbeinſpektion auch von 
vornherein kein allzu großes Feuer auf dem Dache des liberalen Fabrikanten⸗ 


volkes anfachen ſollte. Der chriſtliche Sozialismus, dem Sſterreich feine Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetze verdankt, hatte keine Reiterſtiefel an, ſondern weiche Filzpantoffel. 
Die Durchführung des Gewerbeinſpektorengeſetzes war noch überdies nicht den 
Rittern vom chriſtlichen Sozialismus anvertraut, ſondern den Beamten der 
öſterreichiſchen Bureaukratie, die damals noch allzuſehr aus der eben abgetanen 


liberalen Epoche ſtammten, als daß ſie die Grundſätze auch dieſes verwäſſerten 


chriſtlichen Sozialismus hätten verſtehen können. So iſt die Geſchichte der 
öſterreichiſchen Gewerbeinſpektion eine Leidensgeſchichte, ſie iſt die Leidens⸗ 
geſchichte des öſterreichiſchen Arbeiterſchutzes. 

Außerlich freilich zeigt die Gewerbeinſpektion eine Entwicklung, aus der 
man ſchließen könnte, daß man heute gut machen will, was im Jahre 1883 


verfehlt wurde. „Das ſtrikte Maß des wahrgenommenen Bedürfniſſes“ be⸗ 
deutete, daß im Jahre 1883 ganz Sſterreich in neun Inſpektionsbezirke 


mit neun Inſpektoren, die auch keine einzige Hilfskraft zur Verfügung 
hatten, geteilt wurde. Heute verfügt die Gewerbeinſpektion über 70 Beamte, 
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von denen 64 mit dem Aufſichtsdienſt in den einzelnen Aufſichtsbezirken und 
einer mit der Aufſicht über die Schiffahrt betraut ſind. Aber während dieſer 
Zeit iſt auch die öſterreichiſche Bevölkerung, iſt die öſterreichiſche Induſtrie 
gewachſen. In den zwanzig Jahren iſt ja das Sſterreich entſtanden, in dem 
wir heute leben. In dieſer Zeit iſt die Zahl der Erwerbstätigen in Induſtrie 
und Handel von 2830172 im Jahre 1880 auf 4174182 im Jahre 1900 ge: 
ſtiegen. Sie hat einen Zuwachs von 47,48 Prozent erfahren. Die Vermeh⸗ 
rung der Betriebe läßt ſich bei dem Mangel einer Betriebszählung in früheren 
Jahren nicht feſtſtellen. Die äußerliche Vermehrung der Gewerbeinſpektoren 
beſagt daher nicht viel anderes, als daß der Entwicklung Oſterreichs Rechnung 
getragen wurde, weil man mit neun Beamten eben nicht mehr auskam. | 

Einen raſchen Überblick über die Tätigkeit der Gewerbeinſpektoren mögen 
einige Zahlen liefern. Auf einen Aufſichtsbeamten entfielen im fünfjährigen 
Durchſchnitt: 


Beteiligun Berichte 
Jahre 8 an 5 Reiſetage Geſchäftsſtücke 1 5 
Kommiſſionen zeigen Gutachten 
1884-1888. . 309 34 232 — 192 202 
1889-18983. 229 48 106 14192 592 223 
1894—1898 . . 266 65 114 2316 1229 207 
1899 —1903 . .. 289 64 118 2019 1042 181 


Die Zahlen geben ein Bild über die einzelnen Zweige der Inſpektions⸗ 
tätigkeit. Die Zahl der von einem Beamten beſuchten Betriebe iſt im 
erſten Jahrfünft am größten geweſen. Sie fällt im zweiten ganz außerordent⸗ 
lich und beginnt dann wieder zu ſteigen, ohne jedoch das erſte Jahrfünft voll⸗ 
ſtändig zu erreichen. Im Grunde genommen iſt dieſe Inſpektionstätigkeit eine 
ſehr geringe. Die Beamten beſuchen heute nicht einmal täglich einen Betrieb. 
Die Zahl der Beteiligung an Kommiſſionen, das ſind Unfallserhebungen, 
Beſichtigung zu genehmigender neuer Betriebsanlagen und dergleichen, iſt er⸗ 
heblich geſtiegen. | 

Die Zahl der Reiſetage, der Zeit, die der Inſpektor für den Dienſt 
außerhalb des Amtsortes verwendet und die ein Maßſtab für den Umfang 
der nicht bureaukratiſchen Tätigkeit iſt, ſinkt ganz erheblich. Sie nimmt kaum 
ein Drittel der im Jahre zur Verfügung ſtehenden Arbeitstage in Anſpruch. 
Weitaus anders iſt die Entwicklung der bureaukratiſchen Tätigkeit. Die Zahl 
der Geſchäftsſtücke hat erſt im letzten Jahrfünft abgenommen. Ebenſo die 
Zahl der Unfallsanzeigen. Die Zahl der Berichte und Gutachten iſt 
ſeit dem zweiten Jahrfünft in langſamem Fallen begriffen. Sie ſtellen den 
zeitraubendſten Zweig der bureaukratiſchen Tätigkeit dar. 

Zwiſchen all dieſen Zahlen beſteht eine gewiſſe Beziehung. Es iſt derſelbe 
Beamte, der all dieſe Tätigkeiten zu leiſten hat, ein Beamter, der ein beſtimmtes 
Durſchnittsmaß von Arbeitskraft und von Arbeitszeit hat. Das Anſteigen des 
einen Zweiges der Tätigkeit bedingt die Verminderung des anderen, das An⸗ 
ſchwellen der bureaukratiſchen Arbeit im zweiten Jahrfünft vermindert die In⸗ 
ſpektionstätigkeit. Ebenſo iſt es umgekehrt in den nächſten Zeitabſchnitten. 
Aber der bureaukratiſche Dunſt, in den die Gewerbeinſpektion gehüllt worden, 
iſt heute noch nicht verflogen. Die Erſtickungsgefahr iſt noch nicht vorbei. 


Im erſten Jahrfünft fehlen genaue Angaben. 
Vierjähriger Durchſchnitt. 
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Die Inſpektoren haben nur gelernt, für einen beſſeren Bericht zu 
arbeiten. Denn die Zahlen ſagen uns nicht die volle Wahrheit. Sie ſagen 
uns nichts über die Qualität der Inſpektion. Die Zahl der beſuchten Be⸗ 
triebe, dieſer Kernpunkt der Inſpektionstätigkeit, iſt nun allerdings geſtiegen. 
Aber die Inſpektoren haben eben inſpizieren gelernt, ſie haben gelernt, eine 
möglichſt große Anzahl von Betrieben als inſpiziert bezeichnen zu können. Sie 
beſuchen mit Vorliebe Kleinbetriebe, weil dort der Beſuch weniger zeit— 
raubend iſt. Von je hundert Betrieben, die beſucht wurden, waren fabrik— 
mäßig 1897 nur 38,3, 1898 42,7, 1899 44,9, 1900 41,0, 1901 38,4, 1902 
46,1, 1903 39,9 Prozent. Der Beſuch der Kleinbetriebe ſchwächt aber den 
Wert der Inſpektion außerordentlich. Es iſt gar kein Zweifel, daß die Be— 
aufſichtigung der Kleinbetriebe mit ihren ungeſunden Werkſtätten, ihrer über— 
langen Arbeitszeit, der Überanſtrengung und ſchlechten Behandlung der Lehr— 
jungen und den ungeſunden Schlafräumen ſehr notwendig iſt. Aber wenn der 
Aufſichtsbeamte einen ſolchen Betrieb beſucht, ſo kann er nichts tun, als all 
das Elend zu konſtatieren, an dem heute niemand mehr zweifelt. Mehr zu 
tun iſt ihm nicht geſtattet, weil die Arbeiterſchutzbeſtimmungen in Oſterreich — 
für das Kleingewerbe nicht gelten und ſchließlich auch die dürftigen Vorſchriften, 
die für Erhaltung der Geſundheit der Arbeiter dienen ſollen, an den ärmlichen 
Verhältniſſen der Kleinbetriebe ſcheitern. Dieſe Bevorzugung des Kleinbetriebes 
bedeutet aber nichts anderes als eine Entlaſtung der Großbetriebe von 
der Gewerbeinſpektion. Die Fabrikbetriebe werden jahrelang nicht beſucht, und 
es iſt daher nicht nur unmöglich, neue Mißſtände rechtzeitig feſtzuſtellen, ſondern 
auch die alten zu beſeitigen, weil der Inſpektor in den ſeltenſten Fällen ſich 
überzeugen kann, ob ſeine Anordnungen befolgt wurden. 

Die Art der Inſpektion iſt ein Zeugnis für ihr Unvermögen, ihre Aufgabe 
zu erfüllen. Dasſelbe aber zeigt die Zunahme der Beteiligung an 
Kommiſſionen. Wieder wird man ſagen müſſen, daß die Anteilnahme der 
Inſpektoren an der Begutachtung neuer Fabrikanlagen etwas außerordentlich 
Nützliches iſt, weil es ihnen ermöglicht, den Übertretungen gegen den Arbeiter: 
ſchutz vorzuarbeiten. Aber dieſe Sucht, ſchon bei der Anlage Betriebe, die 
allen Anforderungen entſprechen, entſtehen zu laſſen, iſt auch nichts als ein 
Ausfluß der Erkenntnis, daß die Organiſation der öſterreichiſchen Gewerbe— 
inſpektion eine Beaufſichtigung der beſtehenden Betriebe verhindert und er— 
ſchwert. 

Die große Laſt der Bureauarbeit, die aus den oben angegebenen Zahlen 
erhellt, iſt durch dieſelben aber nicht einmal vollſtändig dargeſtellt. Die Zahlen 
ſagen uns freilich ſchon, daß ein Beamter durchſchnittlich täglich im letzten 
Jahrzehnt gegen ſechs Geſchäftsſtücke durch ſeine Hand laufen laſſen mußte. 
Daß er darunter beinahe jeden zweiten Tag eine recht umfaſſende Außerung 
oder einen zeitraubenden Bericht als „beratendes und berichtendes Organ 
der Gewerbebehörden“ zu verfaſſen hatte. Sie ſprechen aber nicht von der großen 
Arbeit, die alljährlich die Zuſammenſtellung des Berichtes, die Inſtandhaltung 
der notwendigen Kataſter, die Führung der Tagebücher macht. Wir ſprechen 
nicht von den Beſuchen der Arbeiter und Unternehmer, die eine Menge Zeit 
rauben, und von der in den letzten Jahren ſehr ſteigenden, allerdings auch ſehr 
erfolgreichen Vermittlungstätigkeit bei Lohnkämpfen. Dieſe bureaukratiſche 
Arbeit hat aber auch die Inſpektoren mehr noch, als ſie ſie von ihrer eigent⸗ 
lichen Tätigkeit abhielt, zu wirklichen Bureaukraten gemacht. Sie, die auf 
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geſtellt ſind, um die Arbeiter vor den Gefahren der Arbeit und des Betriebes 


zu bewahren, wiſſen nichts von den mächtigen Bundesgenoſſen, die neben ihnen 
emporgewachſen find und die dasſelbe Ziel wie ſie verfolgen, von den Ge: 
werkſchaften. Die Beamten ſehen heute freilich nicht mehr, wie in den erſten 
Jahren des Beſtandes der Inſpektion, die Gewerkſchaften mit den Augen der 
Unternehmer an. Sie haben die Gewerkſchaften achten gelernt. Sie haben 


aber nicht gelernt, ſich ihrer zu bedienen. Der enge Zuſammenhang, der in 
der Schweiz und in einigen ſüddeutſchen Staaten, um von den Oſterreich an⸗ 


grenzenden Ländern zu ſprechen, beſteht, iſt in Oſterreich nicht vorhanden. Und 
gerade bei uns, in dem Lande, wo die öffentliche Meinung den Staat ſo wenig 
als Organiſation der herrſchenden Klaſſen anzuſehen gewöhnt iſt, wäre ein 


ſolcher Zuſammenhang ohne jede Erſchütterung der Gewerbeinſpektion leicht 


herzuſtellen. 


is 


ee 


Aber jo, wie man die direkte Teilnahme der Arbeiter an der Inſpektion 
ſeit jeher ängſtlich vermieden hat, ſo auch jede indirekte Teilnahme. Die öſter⸗ 
reichiſche Gewerbeinſpektion iſt, trotzdem heute zweifellos ein anderer Geiſt das 
Inſtitut beherrſcht als in den erſten Jahrzehnten des Beſtandes, noch immer 
nicht von all den Feſſeln befreit, die man ihr aufgehalſt hat, um ſie möglichſt 
unſchädlich zu machen. Alle Aufgaben, die die Aufſichtsbeamten heute zu er⸗ 


füllen haben, ſind ja zweifellos ſehr notwendige. Keine einzige könnte ent⸗ 


behrt werden. Der Fehler iſt nur der, daß alle dieſe Aufgaben einem 
ungenügenden Beamtenſtab übertragen find. Der größte Fehler der öſter— 


reichiſchen Gewerbeinſpektion iſt ihre verfehlte Organiſation. 
Die Früchte ſind auch nicht ausgeblieben. Wenn man die Berichte durch⸗ 


blättert und die alten mit den neuen vergleicht, ſo wird man dieſelben Klagen f 
in allen finden. Der erſte Bericht vor zwei Jahrzehnten rügt dieſelben Übel: " 


ſtände wie der letzte vom Jahre 1903. Es hat faſt den Anſchein, als wenn 


die Gewerbeinſpektion ſelbſt gar keine Erfolge gehabt hätte. Wir wollen aber 
nicht ungerecht ſein. Zweifellos ſind im allgemeinen heute die Zuſtände in 
den Betrieben beſſer als vor zwanzig Jahren, nur läßt ſich nicht feſtſtellen, 
welchen Anteil daran die Inſpektion allein hatte. Zweifellos aber ſind auf 


einem Gebiet der Geſamttätigkeit der Inſpektoren die Zuſtände ganz außer⸗ 
ordentlich beſſere geworden, auf dem Gebiet der geſetzwidrigen Verwendung 


von Frauen und Kindern und der Überfchreitung der geſetzlichen Arbeitszeit in 
den Fabrikbetrieben. Das ſind aber gleichzeitig auch die Gebiete, auf denen 
die Organiſationen der Arbeiterſchaft, die Gewerkſchaften, am meiſten leiſten 


können. 


Damit iſt der Fingerzeig gegeben, wie die Frage der richtigen Organiſation 
der Gewerbeinſpektion zu löſen iſt, ſo daß die Beamten alle ihre Funktionen 
behalten, ſie aber auch wirklich ausfüllen können. Die Löſung beſteht in der 


Heranziehung der Gewerkſchaften in ihrer Geſamtheit oder durch 
Delegierte zur Teilnahme an der Inſpektion. Geſchieht dies in ab⸗ 


ſehbarer Zeit nicht, dann wird die Gewerbeinſpektion trotz aller Vermehrung 


der Beamten und der Verkleinerung der Aufſichtsbezirke immer nur ein unter⸗ 


geordnetes und vielfach unbrauchbares Inſtrument zur Durchführung def 


Arbeiterſchutzbeſtimmungen bleiben. 
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Die Entwicklung der Parteipreffe in Scylefien. 
Von Franz Klühs. 


Wenn in ſpäteren Jahren einmal von berufener Seite eine zuſammenhängende 
Darſtellung der Geſchichte unſerer Parteipreſſe gegeben werden ſollte, dann würde 
ohne Zweifel in erſter Linie die „Neue Zeit“ nach entſprechendem Material durch⸗ 
geblättert werden. Einem ſolchen Geſchichtswerk möchte ich nun einige Daten an 
die Hand geben, ſoweit ſie ſich auf die Entwicklung unſerer Preſſe in Schleſien be- 
ziehen, wobei ich glaube, daß auch die heutigen Leſer der „Neuen Zeit“ daran 
einiges Intereſſe finden werden. 

Bereits vor dem Sozialiſtengeſetz hatte in Breslau ein ſozialdemokratiſches Tage- 
blatt beſtanden, das den Titel „Die Wahrheit“ führte und von ſeiten der Laſſalleaner 
unter der Redaktion von Maximilian Schleſinger herausgegeben wurde. Der Be— 
ginn des Ausnahmezuſtandes brachte das Verbot des ſehr gut redigierten Blattes. 

Solange das Ausnahmegeſetz in Wirkſamkeit blieb, gelang es nicht, für Schleſien 
ein anderes ſozialiſtiſches Blatt dauernd zu erhalten, mit Ausnahme der „Volks⸗ 
ſtimme“, die vom Maurer Conrad verlegt und bei Bading in Berlin hergeſtellt 
wurde, aber nur eine vorübergehende Verbreitung fand. 

Im Jahre 1887 wurden die „Schleſiſchen Nachrichten“ gegründet, ein Wochenblatt, 
das anfänglich von Dr. Lux redigiert wurde und eine verhältnismäßig hohe Auflage 
erzielte. Im Jahre 1889/90, alſo kurz vor Ablauf des Sozialiſtengeſetzes, übernahm 
Fritz Kunert die Redaktion. Das Verbreitungsgebiet des Blattes erſtreckte ſich 
weit über die ſchleſiſchen Grenzen hinaus über Brandenburg, Poſen, Weſtpreußen, 
ja ſogar bis Oſtpreußen hinauf. Die Auflage bezifferte ſich im Februar 1890, im 
Wahljahr, auf 11500 Exemplare. Der Abonnementspreis betrug 10 Pfennig pro 
Woche bei einem Umfange von 10 bis 12 Seiten. 

Der Fall des Sozialiſtengeſetzes und der gute Stand des Wochenblattes ließ 
die Genoſſen an die Gründung eines täglichen Organs denken, die bereits im 
Oktober 1890 beſchloſſen und am 1. November desſelben Jahres ausgeführt wurde. 
An dieſem Tage wurde die erſte Nummer der „Volkswacht für Schleſien, Poſen 
und die Nachbargebiete“ herausgegeben. Der Umfang betrug zunächſt 8 Seiten 
kleines Format, der Abonnementspreis 20 Pfennig wöchentlich. 

Das neue Organ florierte von Anfang an nicht ſo, als es gewünſcht und er⸗ 
hofft worden war. Das große Abſatzgebiet der „Schleſiſchen Nachrichten“ wurde 

nämlich ſtark beſchnitten, da einerſeits in Forſt die „Märkiſche Volksſtimme“ ins 
Leben gerufen wurde, und da andererſeits Auguſt Kühn durch Übernahme eines 
bürgerlichen Lokalblättchens in Langenbielau den „Proletarier aus dem Eulen- 
gebirge“ als Parteiorgan herausgab, das heute noch wöchentlich zweimal zum 
Preiſe von 10 Pfennig erſcheint und, weit über das enge Gebiet des Eulengebirgs 
hinausgehend, der „Volkswacht“ lange Zeit ſchwere Konkurrenz machte. 

So war für das neue Tageblatt der ſchleſiſchen Parteigenoſſen die Zeit nicht 
ſonderlich günſtig. Zwar hatte man es auf den erſten Anlauf zu 1800 bis 2000 

Abonnenten gebracht, und im Verlauf von 1½ Jahren war gar ein Abonnentenſtand 
von 4500 erreicht. Die Herausgeber ſahen ſich aber veranlaßt, den Abonnements⸗ 
preis zu erhöhen und zwar auf 25 Pfennig wöchentlich. Das war zweifellos ein 
verhängnisvoller Schritt, denn die Abonnentenziffer ſank rapide. Zwar brachte das 
Wahljahr 1893 wieder einen Zuwachs, aber nach der Wahl begann der Rückgang 
der Abonnenten von neuem. Im Herbſt 1894 war das Blatt dann auf dem nied- 
rigſten Stande von 2750 Abonnenten angelangt. 

Der Verlag ſah ſich damals außer ſtande, ohne Zuſchüſſe das Tageblatt auf⸗ 
recht zu erhalten. Der Parteivorſtand mußte zunächſt mit 5000 Mark, ſpäter, im 
Anſchluß an den Breslauer Parteitag 1895, mit größeren Summen aushelfen. Es 
wurde eine große Agitation entfaltet, aber ihr Ergebnis war gleich Null, ſo zwar, 
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daß 1897 die Frage ernſthaft erörtert werden mußte, ob nicht das Tageblatt eingehen 4 
und durch eine dreimal wöchentlich erſcheinende Ausgabe erſetzt werden ſollte. 

Dieſer Beſchluß wurde nicht notwendig, und zwar half man ſich aus der Ver⸗ 
legenheit, indem man den Umfang des Blattes reduzierte. Im Jahre 1898, dem 
Wahljahr, brachte es die „Volkswacht“ auf 5000 Exemplare. Mit geringen Schwan⸗ 
kungen hat ſich die Auflage auf dieſer Höhe gehalten bis zum Jahre 1902. Zu 
Anfang des Wahljahres 1903 betrug ſie rund 6000, am Schluſſe des⸗ 
ſelben ſchon 8800, und ſeit der Zeit hat eine rapide Aufwärtsbewegung ſtatt⸗ 
gefunden. Am 1. Dezember 1904 belief ſie ſich bereits auf 13300, während 
Ende April dieſes Jahres die Zahl 19000 überſchritten iſt. 

Dieſer ungeahnte und geradezu frappierende Aufſchwung iſt in erſter Linie den 
Erfahrungen des Wahljahres und der Brotwuchertaktik unſerer Gegner zuzuſchreiben 
die manchem die Augen geöffnet hat, der ſie ſonſt ängſtlich verſchloſſen hielt. In 
der Provinz konnte man beſſere und neue Verbindungen anknüpfen und dadurch die 
„Volkswacht“ in Orte bringen, an denen bisher das pfäffiſch verdummte Volk von 
der Sozialdemokratie keine Ahnung gehabt hatte. Aber auch — und das hat den 
Aufſchwung in erſter Linie bewirkt — das erſt kurz vor der Wahl in Breslau ein⸗ 
geführte Bezirksführer⸗Syſtem hat vieles geleiſtet, nach dem die Genoſſen früher 
ſehnſüchtig. aber vergeblich ausgeſchaut hatten. 

Die Bezirksführer, denen nach den Wahlen zunächſt die aktive Betätigung fehlte, ; 
begannen einen friedlichen, aber eifrigen Wettbewerb im Abonnentenſammeln. Die f 
erſten, wenn auch noch ſo kleinen Erfolge ſpornten zu weiterer Tätigkeit an, und 
ſo wurden in der letzten Zeit oft Hunderte von Abonnenten an einem Sonntag ge⸗ 4 
wonnen. Selbſtredend iſt auch die Agitation in den Gewerkſchaften und die berufs⸗ 3 
mäßige Tätigkeit eines Abonnentenſammlers, der in einem Jahre zirka 2000 Abonz 
nenten gewann, nicht zu vergeſſen. 

Neben der „Volkswacht“ erſchien lange Zeit in Auflage von 4 bis 5000 eine 
Wochenausgabe, die denſelben Titel führte, 10 Pfennig Abonnementspreis koſtete 
und für die Landorte beſtimmt war. Vom 1. Mai 1894 ab wurde für den Reichs⸗ 
tagswahlkreis Waldenburg ein Kopfblatt unter dem Titel „Wahrheit“ gegründet 
das zunächſt ſich ebenfalls gut entwickelte, ſpäter aber zurückging. 

Vom Jahre 1899 erſchien für den Kreis Görlitz⸗Lauban ein Kopfblatt der 1 
eee das den Titel „Görlitzer Volkszeitung“ erhielt und dreimal wöchenig 

erauskam 

So wurden nun in dem „Volkswacht“⸗Verlag außer der Tagesausgabe noch 
eine dreimal und zwei einmal wöchentlich erſcheinende Parteizeitungen heraus⸗ 
gegeben. Die Sache war ſehr kompliziert. Im Jahre 1901 entſchloß ſich deshalb 
der Verlag, die beiden Wochen ausgaben ebenfalls in dreimalige Ausgaben um⸗ 
zuwandeln. Gleichzeitig wurden einige weitere Kopfblätter gegründet, ſo daß die > 
Zahl der in Breslau herausgegebenen Kopfblätter ſich auf fünf belief und das Ver⸗ | 
zeichnis jo ausſah: 

„Görlitzer Volkszeitung“, „Schleſiſche Volkswacht“, „„Pofener Volkszeitung“, 
„Wahrheit“ und „Volkszeitung für Landeshut⸗Bolkenhain⸗Jauer“. 

Um es kurz zu ſagen: die ſämtlichen Kopfblätter find jetzt beſeitigt? 
Die Görlitzer Genoſſen, die während des Winterhalbjahrs 1903 die „Görlitzer Volks⸗ 
zeitung“ ſchon täglich bezogen, haben Ende desſelben Jahres ihr Organ in eigenen 
Verlag übernommen, dergeſtalt, daß ſie das Blatt in der Dresdener Parteidruckerei 
herſtellen laſſen. Die „Poſener Volkszeitung“ reüſſierte ganz und gar nicht und, 
obſchon der Parteivorſtand für ſie das Defizit deckte, wurde ihre Verſchmelzung mit 
der „Schleſiſchen Volkswacht“ nötig. Die Landeshuter Genoſſen hielten es für zweck⸗ 
mäßig, ihr Organ nur zweimal wöchentlich erſcheinen zu laſſen, und übertrugen 
die Herausgabe ihres Kopfblatts dem Verlag des „Proletarier“. Das war im Herbſt 
1904. Es blieben von den fünf Kopfblättern noch die „Schleſiſche Volkswacht“ und 
die „Wahrheit“ übrig, von denen die erſtere am 31. Dezember 1904, die letztere am 
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31. März 1905 ihr Erſcheinen eingeſtellt haben. An ihrer Stelle iſt die Tagesausgabe 


in den betreffenden Bezirken eingeführt worden. 


N 
N 
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Der Entwicklungsgang war alſo hier ein ganz normaler: nachdem die Leſer 
durch Wochen ausgaben überhaupt an Parteilektüre gewöhnt waren, haben fie in 
Form der dreimaligen Ausgabe einen weſentlichen Fortſchritt gehabt, um ſchließlich 
treue Anhänger des ſozialdemokratiſchen Tageblatts zu werden. 

Zurzeit hat unſere induſtriell⸗agrariſche Provinz alſo drei Parteiblätter: 

„Görlitzer Volkszeitung“ in Görlitz, „Proletarier aus dem Eulengebirge“ in 


Langenbielau, „Volkswacht“ in Breslau. 


Daneben erſcheint in Oberſchleſien die „Gazeta robotnieza“ als Organ der 


polniſchen Sozialiſten. 


Der „Proletarier“ hat gegenwärtig eine Auflage von etwa 9000, inkluſive ſeiner 
beiden Kopfblätter „Landeshuter Volkszeitung“ und „Grünberger Volksſtimme“. Die 
„Volkswacht“ hat, wie geſagt, 19000, die Auflage des Görlitzer Parteiorgans kann 
nicht genau angegeben werden. Die Geſamtauflage der Parteipreſſe in Schleſien iſt 
zurzeit auf rund 35000 zu ſchätzen. 

Das iſt wenig und viel zugleich. Wenig im Verhältnis zu anderen Provinzen, 
die längſt eine gute Verbreitung ihres Parteiorgans haben, viel im Vergleich zu den 
ausgeſprochenen Parteizeitungen bürgerlicher Richtung. Es iſt aber auch ein ſehr 
ſchöner Stand in Anbetracht des ſchwierigen Bodens, der in Schleſien zu bearbeiten 


iſt. Schlechte Löhne, niedrige Lebenshaltung ſind hier eingewurzelt. Und die 


ſchleſiſchen Arbeiter ſind in ihrer Bedürfnisloſigkeit ja ſchon ſprichwörtlich geworden. 
Unter dieſen Geſichtswinkeln bedeutet der gegenwärtige Stand der Parteipreſſe in 
unſerer Provinz einen gewaltigen Fortſchritt. Daß dieſer Kampf kein leichter war, 
iſt bekannt, mag aber noch dadurch verdeutlicht werden, daß wir an die Opfer er— 
innern, die die ſchleſiſche Parteipreſſe der herrſchenden Klaſſe bringen mußte. Der 
„Proletarier“ hat etliche Jahre Gefängnis und hohe Geldſtrafen auf dem Gewiſſen. 
Die „Volkswacht“ aber hat in den fünfzehn Jahren ihres Beſtehens nicht weniger 
als — zehn Jahre vier Monate achtzehn Tage Gefängnis und zirka 
11000 Mark Geldſtrafen tragen müſſen — die Tauſende Mark an Gerichtskoſten 


ungerechnet. 


Säuglingsfhus und ſtädtiſche verwaltung. 
f Von Dr. Hermann Weyl⸗ Berlin. 
Die Maßregeln zur Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit Berlins, welche ich 


im 23. Jahrgang dieſer Zeitſchrift, Band 1, Nr. 11 und 12, erörtert hatte, wurden 


im vergangenen Winter vom Magiſtrat Berlins, entgegen den Beſchlüſſen der Depu⸗ 
tation, verjchlechtert. Der Magiſtrat ſtimmte nur dem Vorſchlag zu, mit Hilfe von 
Arzten, Hebammen und Pflegerinnen durch Vorträge, Merkblätter und perſönliche 
Belehrung die Mütter darauf hinzuweiſen, daß ſie ihren Kindern im Hinblick auf 


die Gefahren der künſtlichen Ernährung möglichſt die Mutterbruſt reichen und dabei 


den Genuß von Alkohol meiden möchten. Für unbemittelte ſtillende Mütter empfahl die 


Deputation Barunterſtützungen aus Mitteln der öffentlichen Armenpflege oder aus 
Wohltätigkeitsfonds. Der Magiſtrat erkannte die Notwendigkeit ſolcher Unterſtütz⸗ 
ungen an, aber er wünſchte, daß hierin über die Grenzen der öffentlichen Armenpflege 
nicht hinausgegangen werde. Die Deputation empfahl Einrichtung von öffentlichen 
Fürſorgeſtellen, die den Müttern für ihre Kinder unentgeltlichen ärztlichen Rat und 
auch einwandsfreie Säuglingsnahrung zu billigem Preiſe oder auch unentgeltlich 
gewähren ſollten. Unter gewiſſen einſchränkenden Bedingungen erklärte der Magiſtrat 
ſich hiermit einverſtanden. Dagegen konnte er ſich nicht für den Gedanken erwärmen, 
daß im Intereſſe der Kinder, die erſt geboren werden ſollen oder eben geboren 
worden ſind, auch den Schwangeren und Wöchnerinnen eine beſſere Fürſorge als 


5 
194 | Die Neue Zeit. 


bisher zuteil werde. „Das gehe“, ſo meinte er, „über die durch die öffentliche Armen⸗ 
pflege gezogenen Grenzen hinaus“, und er könne das „nicht für eine Aufgabe 
der Stadtgemeinde erachten“. Für die höheren, ſozialen Aufgaben einer 
modernen Großſtadt hatte der Magiſtrat kein Verſtändnis, es war ihm noch nicht 
gelungen, ſich loszumachen von den engherzigen und kleinlich-krämerhaften Grund: 
ſätzen freiſinniger Kommunalpolitik. 

Ein ganz beſonderes Gewicht hatte die Deputation bekanntlich auf eine ein⸗ 
gehende Fürſorge für Schwangere und Wöchnerinnen gelegt. Kinderſchutz ohne 
Mutterſchutz iſt und bleibt Stückwerk: iſt doch die Mutter die kräftigſte 
Lebensquelle des Kindes und zu ſeinem Gedeihen unentbehrlich. Es handelt ſich 
hierbei hauptſächlich um den Schutz, den wir der ledigen Mutter angedeihen 
laſſen müſſen: wer ihr Ruhe und Pflege in ihrer ſchwerſten Zeit verſchafft, ſie vor 
der kränkenden und das Leben verbitternden Verachtung ihrer Mitmenſchen bewahrt, 
der ſchafft damit auch die Grundlage für leibliches und geiſtiges Gedeihen des 
Kindes und zugleich einen ſtarken ſittlichen Halt für die Mutter ſelbſt. Die Gründe 
für ſein ablehnendes Verhalten in dieſer Frage hatte der Magiſtrat nicht ausführlich 
wiedergegeben; es ſchien jedoch der Gedanke mitgewirkt zu haben, daß bei einer ſo 
eingehenden Fürſorge für Schwangere und Wöchnerinnen ein ungebührlich großer 
Zulauf derartiger Perſonen von außerhalb ſtattfinden und ſozuſagen Berlin als 
bequeme Entbindungsanſtalt angeſehen werden könnte. Daß ein derartiger Grund 
natürlich gar nicht in Frage kommen konnte, lag auf der Hand; noch hinfälliger 
war der Verſuch, die ablehnende Stellungnahme des Magiſtrats damit zu begründen, 
daß durch eine derartige Fürſorge der „Unſittlichkeit“ Vorſchub geleiſtet werden 
könnte. Die Vorlage wurde von der Stadtverordnetenverſammlung einem Ausſchuß 
überwieſen; das Ergebnis ſeiner Beratung war recht erfreulich. Gelang es doch im 
weſentlichen, die Beſchlüſſe der gemiſchten Deputation wieder herzuſtellen, ja ſogar 
im Sinne unſerer weitergehenden Forderungen erhebliche Verbeſſerungen vorzunehmen. 
Die Unterſtützungen, welche im Rahmen dieſer Beſchlüſſe den ſtillenden Müttern 
ſowie den künſtlich ernährten Kindern, den Schwangeren ſowie den neu Entbundenen 
zuteil werden, ſind völlig von der Armenverwaltung abgeſpalten. Die 
Frage, wie es möglich iſt, ohne dem Manne die politiſchen Rechte zu nehmen, ſolche 
Unterſtützungen den Müttern und Kindern zuwenden zu können, wurde recht glücklich 
dadurch gelöſt, daß der ſogenannten Schmidt-Galliſch⸗Stiftung unter Aufſicht der 
Waiſenverwaltung mit einem jährlichen Zuſchuß aus allgemeinen Etatsmitteln die 
Ausführung dieſer ganzen Angelegenheit übertragen ward. Die Stiftung bildet eine 
eigene juriſtiſche Perſon, ſie hat durch den Betrieb des ſtädtiſchen Kinderaſyls eine 
reiche Erfahrung auf dem Gebiet der Kinderpflege. Von Wichtigkeit iſt ferner, daß 
dadurch die Schwierigkeit behoben wird, die bezüglich des Wahlrechtes entſtehen 
könnte, wenn der Vater eines ehelichen Kindes die Fürſorgeſtelle — ſei es auch nur 
für ärztlichen Rat — benutzt, ſofern dieſe Anſtalt von der Stadt ſelbſt betrieben 
wird. Die ihm gewährte Unterſtützung verliert den Charakter einer öffentlichen, 
wenn durch eine Subvention der Stiftung dieſe als die die Unterſtützung gebende 
Stelle auftritt. Während die Vorlage des Magiſtrats nur eine jährliche Beihilfe 
von 40000 Mark vorſah, hatte der Ausſchuß in zweiter Leſung eine Beihilfe bis zu 
120000 Mark, ſowie 10000 Mark für die erforderliche erſte Einrichtung bewilligt. 

Es ſollen zunächſt vier die ganze Stadt umfaſſende Fürſorgeſtellen für beſtimmt 
abgegrenzte Bezirke eingerichtet werden, in denen die in dieſen Bezirken wohnenden 
bedürftigen Mütter und Pflegemütter von Säuglingen (Kinder des erſten Lebens⸗ 
jahres) ſich unentgeltlich ſpezialärztlichen Rat über die Wartung und Ernährung 
der Säuglinge einholen können. Die ärztlichen Leiter dieſer Fürſorgeſtellen haben 
in geeigneten Fällen in erſter Linie darauf hinzuwirken, daß die Mütter die Säug⸗ 
linge ſtillen. Soweit es notwendig erſcheint, kann bedürftigen, in Berlin orts⸗ 
angehörigen Müttern, um ihnen das Stillen zu ermöglichen, auf Antrag des Arztes 
durch die Stiftung eine Beihilfe gewährt werden. Ferner ſind die ärztlichen Leiter 
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der Fürſorgeſtellen ermächtigt, Müttern, die nicht ſtillen können, oder Pflegemüttern 
zubereitete Milch oder andere Nährpräparate in der für den ſpeziellen Fall 
geeigneten Menge und Zubereitung bis zur Dauer von acht Tagen unentgeltlich ab⸗ 
zugeben. Und zwar ſoll die Milch, dem Zuſtand des Kindes angepaßt, in Portions⸗ 
flaſchen fertig zubereitet, den Müttern zugeſtellt werden, damit nicht erſt durch vieles 
Hantieren in der engen und meiſt elenden Häuslichkeit Staub und andere ſchädliche 
Stoffe der Milch beigemengt werden. Über den Zeitpunkt von acht Tagen hinaus 
ſoll eine derartige Abgabe der Regel nach nur gegen Erſtattung des tarifmäßigen 
Selbſtkoſtenpreiſes erfolgen. Ausnahmsweiſe darf in Berlin ortsangehörigen Müttern 
oder Pflegemüttern auf Antrag des Arztes durch die Stiftung der Bezug von Milch 
und Nährmitteln länger als acht Tage unter dem Selbſtkoſtenpreis gewährt werden, 
wenn die Bedürftigkeit durch Organe der ſtädtiſchen Verwaltung nachgewieſen iſt. 
Die Benutzung der Fürſorgeſtellen und die Gewährung der Nährmittel darf nur ſo 
lange erfolgen, wie der ärztliche Leiter dies nach dem Geſundheitszuſtand des Kindes 
für notwendig erachtet und die Mütter ſich der Aufſicht durch die Organe der Stif— 
tung unterwerfen. 

Ferner ſollen, um die Not zu lindern, in welcher ſich ſtillende Mütter — be⸗ 
ſonders zur Zeit der Entlaſſung aus den Entbindungsanſtalten — häufig befinden, 
geeigneten Vereinen von der Stiftung Zuſchüſſe zum Pflegegeld gewährt werden 

bei Anſtaltspflege oder bei Unterbringung in Familien. Zur Beaufſichtigung der 
unter Aufſicht der Schmidt⸗Galliſch⸗Stiftung ſtehenden Mütter und Kinder wird der 
Magiſtrat erſucht, auf Verſtärkung der Gemeindewaiſenräte durch weibliche Mit- 
glieder hinzuwirken. Endlich ſollen Vereine, welche ſich der Fürſorge für Schwangere 
und neu Entbundene widmen und Gewähr bieten für eine modernen ärztlichen und 
hygieniſchen Anforderungen entſprechende Verſorgung der Pfleglinge, durch einmalige 
oder regelmäßige Zuſchüſſe unterſtützt werden. 

Dieſen Beſchlüſſen des Ausſchuſſes iſt dann der Magiſtrat, nachdem ſie von der 

Stadtverordnetenverſammlung einmütig angenommen wurden, materiell zwar bei— 
getreten, jedoch war er der Meinung, daß eine Beihilfe von 80000 Mark außer den 
extraordinären 10000 Mark für die erſte Einrichtung im erſten Jahre ausreichend ſei, 

weil es ſich zunächſt um einen Verſuch handelt und noch keinerlei Erfahrungen darüber 
vorliegen, in welchem Umfang die Bevölkerung die vier Fürſorgeſtellen benutzen wird. 
| Die neue Einrichtung iſt nunmehr mit dem Beginn des neuen Etatsjahres 1905 
in Kraft getreten. Bleibt ſie auch weit hinter dem Ziele zurück, das die Sozialdemo⸗ 
kratie ihr weiſt, ſo zeigt ſie doch eine Vorwärtsbewegung nach dieſem Ziele hin, ſo 
langſam und zaghaft fie auch fein mag. Die Einrichtung iſt eine kleine Abſchlags⸗ 
zahlung auf eine große Forderung. Wir wiſſen ſehr wohl, daß durch dieſe Maß⸗ 
nahmen noch lange nicht die Not der Säuglinge und Mütter aus der Welt ge— 
ſchafft wird. Wir verhehlen uns nicht, daß die ausgeworfenen Mittel nur ein Tropfen 

auf den heißen Stein ſind, doch müſſen wir den bedeutſamen Fortſchritt anerkennen, 
den die Stadt Berlin dadurch macht, daß ſie überhaupt dieſes Gebiet betritt. Die Ver⸗ 
beſſerungen, jo unzureichend fie ſein mögen, liegen immerhin in der Richtung ſozia⸗ 
liſtiſcher Anſchauung. Der Poſten wird aus dem Etat der Stadt nicht mehr ver- 
ſchwinden, und daß die Fürſorge in unſerem Sinne weiter ausgebaut wird, dafür 
wird die Sozialdemokratie im Berliner Rathaus Sorge tragen. 


Literariſche Rundſchau. 


Dr. Bernhard Roſt, Aber das Weſen und die Arſachen unſerer heutigen Wirt- 
ſchaftskriſis. Jena 1905. 
„Die Entwicklungsgeſchichte“, ſagt Hermann Cohen einmal, „iſt ſtets und 
lediglich eine analytiſche Aufgabe. Scheinbar naives Aufſuchen der Verbindungs⸗ 
ſtücke und glückliches Probieren, ob ſie paſſen, iſt ein ganz eitles Unterfangen. Die 
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Entwicklungsgeſchichte des Organismus ſetzt ein hohes Stadium der Anatomie 
voraus, das ſie alsdann erhöhen kann, aber die Entwicklungsgeſchichte kann der 
deſkriptiven Anatomie nicht vorausgehen.“ 

Wer die Wahrheit dieſer Worte erkannt hat, der wird von der an den deutſchen 
Univerſitäten gepflegten Vulgärökonomie — mag ſie noch ſo laut der Gründlichkeit 
ihrer hiſtoriſchen Forſchung ſich rühmen und noch ſo oft den Mangel an hiſtoriſchem 
Sinn bei den Klaſſikern beklagen — nicht erwarten, daß ſie uns auch nur ein 
Kapitel der Geſchichte des Kapitalismus zu ſchreiben vermag. Ihn wird dann auch 
eine ſolche Leiſtung wie die Arbeit Roſts nicht weiter überraſchen. i 

Eine hiſtoriſche Darſtellung der wechſelnden Konjunkturen in der deutſchen 
Volkswirtſchaft während des letzten Jahrzehnts wäre heute keine unlösbare Aufgabe 
mehr. In den Schriften des Vereins für Sozialpolitik, in Calwers Jahrbuch, in 
der Volkswirtſchaftlichen Chronik der Conradſchen Jahrbücher und auch in einer 
Reihe von Monographien iſt, jo verſchieden auch der Wert dieſer Arbeiten fein 
mag, immerhin reiches Material zuſammengetragen, das es für den, der das Kriſen⸗ 
problem theoretiſch erfaßt hat, nicht mehr unmöglich erſcheinen läßt, die wirre Maſſe 
dieſer Erſcheinungen zu ordnen, jede einzelne von ihnen in ihrer Notwendigkeit, in 
ihrer kauſalen Verknüpfung zu erkennen. 

Leider fehlt es Roſt zu ſolcher Arbeit an allen Vorausſetzungen, nicht nur an 
theoretiſcher Einſicht, ſondern, wie es ſcheint, auch an genügender Kenntnis des tat⸗ 
ſächlich Gegebenen. 

Nach Roſt war die letzte Kriſe „in der Hauptſache eine Spekulationskriſis“ 
(S. 33). Die Spekulationskriſe hat das Vertrauen in die Geſundheit der deutſchen 
Volkswirtſchaft erſchüttert. Die Folge davon war eine bedeutende Einſchränkung 
der Nachfrage. Wenn nur wieder Vertrauen in das geſchreckte Gemüt des deutſchen 
Konſumenten einzöge, dann würde alles wieder gut werden. Nur ſofern infolge der 
Spekulationskriſe aus Furcht vor ſinkenden Preiſen die Nachfrage übermäßig ein⸗ 
geſchränkt wurde, könne man von einer deutſchen Abſatzkriſe ſprechen. 

Dieſe Darſtellung iſt gewiß unrichtig. Das Mißtrauen in die Weiterentwicklung 
der deutſchen Induſtrie war nicht Urſache, ſondern Folge des Sinkens der Nach⸗ 
frage. Roſt wurde zu ſeiner Behauptung wohl durch die Tatſache veranlaßt, daß 
die große Baiſſe an den deutſchen Börſen, die von der zweiten Hälfte des April bis 
zum September 1900 ununterbrochen andauerte, der akuten Produktions- und Abſatz⸗ 
kriſis in der Induſtrie vorausging. Indes iſt dieſe oft gehörte Behauptung nicht 
völlig zutreffend. Vielmehr weiſt Jaſtrows Beſchäftigungskurve gleichfalls vom 
April 1900 an ſtändiges Wachstum der Arbeitsloſigkeit nach. Daß aber die Kriſe ihren 
Urſprung in der Produktion und nicht an der Börſe hatte, läßt ſich unſchwer zeigen. 

Die Jahre 1895 bis 1900 ſahen eine raſche Veränderung in der organiſchen 
Zuſammenſetzung des deutſchen Kapitals. 1895 bis 1900 wuchs der Kohlenverbrauch 
auf den Kopf der Bevölkerung um 31,3 Prozent, der Eiſenverbrauch um 83,1 Pro: 
zent, dagegen ſtieg der Verbrauch von Baumwolle auf den Kopf der Bevölkerung 
nur um 11,9 Prozent, der Konſum von Roggen um 2,4, von Weizen um 0,9, von 
Zucker um 10,8, der Fleiſchkonſum in den größeren Städten, die darüber berichten, 
um 3 bis 20 Prozent. Der prozentuelle Anteil der Zahl der gegen Unfall ver⸗ 
ſicherten „Vollarbeiter“ der folgenden Induſtriegruppen an der Geſamtzahl der ge⸗ 
werblichen „Vollarbeiter“ wuchs 1897 bis 1900 in der Eiſen- und Stahlproduktion 
um 1,19 Prozent, im Bergbau um 0,44, in den Metallinduſtrien um 0,39 Prozent, 
er nahm dagegen ab in den Nahrungsmittelinduſtrien um 0,18 Prozent, in der 
Müllerei, Zuckerinduſtrie uſw. um 0,59, in der Textilinduſtrie um 1,22 Prozent.? 


H. Cohen, „Kants Theorie der Erfahrung“, S. 7. Berlin 1885. 

2 Wir begnügen uns hier mit dieſen wenigen Zahlen. Die Berechnung der Verände⸗ 
rung des Anteils aller einzelnen Induſtriegruppen an der Geſamtzahl der gewerblichen Voll— 
arbeiter ergibt, daß alle Induſtrien, deren Anteil 1897 bis 1900 abgenommen hat, Konz 
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Dieſe Zahlen fallen um ſo ſchwerer ins Gewicht, als zum Beiſpiel in der Roheiſen⸗ 
produktion die Leiſtung auf den Kopf der mittleren Belegſchaft 1897 bis 1900 von 
225,9 auf 245,2 Tonnen ſtieg, während in den Konſumtionsgütergewerben eine ähn⸗ 
liche Produktionsſteigerung zweifellos durchſchnittlich nicht erfolgt iſt. Erinnern wir 
uns noch daran, daß gerade in dieſen Jahren auch der Anteil der Landwirtſchaft 
an der Geſamtbevölkerung beträchtlich zurückgegangen iſt — nie war die Klage über 
Leutenot auf dem Lande, über Wohnungsnot in der Stadt lauter als damals —, 
ſo dürfen wir es wohl als erwieſen betrachten, daß die Periode der Proſperität 
eine Zeit ſchnellen Fortſchrittes zu höherer organiſcher Zuſammenſetzung des 
Kapitals war. ‘ 

Diefe Veränderung in der Zuſammenſetzung des Kapitals hat aber damals 
natürlich weder ein Wachstum der induſtriellen Reſervearmee noch ein Sinken der 
Profitrate herbeigeführt. Dem wirkten ſtarke Gegentendenzen entgegen: Wandlungen 
im Aufbau und in der Länge der Umſchlagszeit des Kapitals, welche den Anteil des 
produktiven Kapitals am Geſamtkapital geſteigert haben. 1895 bis 1900 ſank der 
Metallbeſtand der deutſchen Notenbanken von 1092,2 auf 899,6 Millionen Mark. 
Im Reichsbank⸗Giroverkehr blieben die eingezahlten Beträge 1895 durchſchnittlich 
2,63 Tage, 1900 nur 1,47 Tage auf den Girokonten ſtehen. Der auf 1 Mark des 
durchſchnittlichen Giroguthabens entfallende Umſatz ſtieg von 274 auf 405 Mark. 
Der Kurs der feſtverzinslichen Wertpapiere ſank. Das Kapital ſuchte gewaltige 
Summen den Kreditorganiſationen zu entziehen, während es ihnen nur geringe zur 
Verfügung ſtellen konnte: dieſe Tatſache ſpiegelt ſich im hohen Zinsfuß. Um die 
Jahreswende 1899/1900, als der größte Bedarf der Hochkonjunktur mit der Zurüd: 
ziehung engliſcher Guthaben nach der Schlacht am Tugela zuſammenfiel, betrug der 
offizielle Diskontoſatz 7 Prozent. In dieſem Augenblick ſpiegelt die Höhe des Zins: 
fußes nicht mehr das Wachstum der Profitrate wider, ſondern ſeine Höhe drückt 
auf den Unternehmergewinn. Der Anteil des produktiven Kapitals am Geſamt— 
kapital und mit ihm die Menge der durchſchnittlich von jedem Teile des Geſamt— 

kapitals bewegten lebendigen Arbeit läßt ſich nicht mehr ſteigern. Die Gegen⸗ 
tendenzen fallen weg, die die Wirkungen des Fortſchritts zu höherer organiſcher 
Zuſammenſetzung des Kapitals verhüllt hatten: das Wachstum der induſtriellen 
Reſervearmee, das Sinken der Profitrate müſſen jetzt zutage treten. 

An dieſer Stelle nun könnte Herr Roſt fein pſychologiſches Moment einführen, 

nur — gerade im entgegengeſetzten Sinne. Nicht das Sinken des Vertrauens war 
die Urſache der Kriſe, ſondern das grenzenloſe Vertrauen der deutſchen Kapitaliſten 
in die Fortdauer der Konjunktur, der glühende Wunſch, die hohen Preiſe auszu⸗ 
nutzen, künſtlich durch raffinierte Mittel den Bedarf zu ſteigern, hat der deutſchen 
Wirtſchaft noch durch einige Monate den Schein der Geſundheit geſichert, während 
die Krankheit längſt in ihren Eingeweiden wütete. Gewaltige Spekulationskäufe 
täuſchten einen nicht beſtehenden Bedarf vor, wie etwa jenes famoſe Geſchäft eines 
Mühlheimer Handlungshauſes, das kurz vor Beginn des großen Preisfalls 
33000 Tonnen Roheiſen ohne Deckung durch Gegenverkäufe kaufte. Die Kartelle 
zwangen ihre Abnehmer zu langfriſtigen Schlüſſen (Roheiſenſyndikat!). Der wag⸗ 
halſige Glaube des Spekulanten, einmal müſſe es ihm noch glücken, fein Schäfchen 
ins Trockene zu bringen — das war jenes Vertrauen, aus deſſen Schwinden Roſt 
die Kriſe ableitet. Weil die Spekulation ein paar Monate den Wandel in der Kon⸗ 
junktur verdeckt hat, meint er, daß die Spekulationskriſe die Urſache der Abſatzkriſe 
war. Nicht die Unterkonſumtion ſoll die Urſache der Baiſſe, ſondern die Börſenkriſe 
ſoll die Urſache der Unterkonſumtion geweſen ſein! 


ſumtionsgüter, dagegen die Produktionszweige, deren Anteil zugenommen hat, faſt durchweg 
Produktionsmittel erzeugen. Eine Ausnahme bildet die Bekleidungsinduſtrie, deren Anteil von 
2,58 Prozent auf 2,74 Prozent geſtiegen iſt. Die Ausnahme dürfte nur eine ſcheinbare ſein. 
Die mir zur Verfügung ſtehenden Zahlen umfaſſen ja nur die gegen Unfall verſicherten Arbeiter. 
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übrigens fühlt Roſt ſelbſt die Schwächen dieſer Behauptung und gibt uns daher 
noch einige „primäre Urſachen“ für die Kriſe an. Sie ſind beiläufig von demſelben 
Kaliber. ; 4 
Man leſe zum Beiſpiel folgendes: „Bei den hohen Arbeitslöhnen hatten es die 
Leute nicht mehr nötig, alle ſechs Tage in der Woche zu arbeiten. Sie arbeiteten 
bisweilen nur drei bis vier Tage, in welcher Zeit ſie dasſelbe verdienen konnten 
wie früher bei ſechstägiger Arbeit. Auch veranlaßten die hohen Löhne die Arbeiter, 
verſchwenderiſcher zu leben. Das letztere gilt vor allem auch von den Kapitaliſten, 
die Teile ihres Vermögens in induſtriellen Aktien angelegt hatten. Infolge der 
Abnahme des Fleißes und Sparſinns der Bevölkerung wurde der Mangel an 
Arbeitskräften und Kapitalien, der ohnehin ſchon in den letzten Jahren der Hoch⸗ 
konjunktur auftrat, immer größer, und im Zuſammenhang hiermit wurde das Fun⸗ 
dament der deutſchen Volkswirtſchaft immer mehr unterwühlt“ (S. 46). Die Arbeiter, 
die während der Hochkonjunktur weniger arbeiten und weniger ſparen als bei un⸗ 
günſtigem Geſchäftsgang, dürften Roſts originellſte Entdeckung ſein. 

Ein Hiſtoriker der letzten Kriſe hätte auch die Aufgabe, zu zeigen, worin ſie ſich 
von ihren Vorgängerinnen unterſchied. Es wäre nicht unintereſſant, darzuſtellen, 
wie die Großbanken und Kartelle die Erſcheinungsform der Kriſe weſentlich ver⸗ 
ändert haben. Roſts Anſichten über die Funktion der Kartelle ſcheinen von dogma⸗ 
tiſcher Einſeitigkeit völlig frei zu ſein; er führt nämlich die Kartelle S. 41 als eine 
der Kriſenurſachen, S. 51 dagegen als ein Mittel zur Verhütung von Kriſen an. 
Wer vieles bringt, wird manchem etwas bringen. | 

Sehr dankenswert find auch die Ratſchläge Roſts an die Kapitaliſten. Den 
Kartellen rät er freundſchaftlich davon ab, ihre Produkte im Ausland billiger zu 
verkaufen als im deutſchen Vaterland; auch empfiehlt er ihnen, ſie mögen ihre Aus⸗ 
fuhr nicht in den Zeiten der Depreſſion, ſondern während der Hochkonjunktur zu 
ſteigern ſuchen. Ja, wenn man den Geſetzen, die die kapitaliſtiſche Konkurrenz be⸗ 
herrſchen, mit wohlgemeinten Ratſchlägen beikommen könnte! O. Bauer. 


Ergänzungshefte der Seitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft. Tübingen, 
Verlag der Lauppſchen Buchhandlung. 


Seit 1901 erſcheinen neben den regelmäßigen Heften der jetzt von Profeſſor 
Dr. Bücher herausgegebenen Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft in zwang⸗ 
loſer Folge Ergänzungshefte, die einen Sammelpunkt bilden ſollen für tüchtige 
monographiſche Arbeiten, welche wegen ihres Umfanges weder zur Aufnahme in die 
Zeitſchrift ſelbſt noch auch zum Einzelverlag geeignet erſcheinen. Das uns vorliegende 
fünfte und ſechſte dieſer Ergänzungshefte enthält zwei Monographien über wichtige 
Kapitel des Agrarweſens. 

Im Ergänzungsheft VI (Preis im Einzelverkauf 2,75 Mark) behandelt Dr. Arno 
Pfütze die landwirtſchaftlichen Produktiv- und Abſatzgenoſſenſchaften 
in Frankreich. Der Verfaſſer hat, ohne eigene Kenntnis des franzöſiſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens und ohne theoretiſche Vertiefung in den Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Unterſuchung, die in Monographien und Jahresberichten verſtreuten 
Angaben über die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften in überſichtlicher Weiſe zu⸗ 
ſammengeſtellt. Darauf beſchränkt ſich der Wert ſeiner Arbeit. Die irrige Auf⸗ 
faſſung, als ob die Winzergenoſſenſchaften in Frankreich eine muſtergültige Ent⸗ 
faltung genommen hätten, wird von Pfütze dahin richtiggeſtellt, daß im Gegenſatz 
zu Deutſchland und in Anbetracht der hervorragenden Stellung, welche der Wein⸗ 
bau in der agrikolen Produktion Frankreichs einnimmt, dieſer Zweig des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens nur als im erſten Entwicklungsſtadium befindlich bezeichnet werden 
kann. Im übrigen iſt es dem Verfaſſer nicht gelungen, irgendwelche neue Geſichts⸗ 
punkte zutage zu fördern. Geradezu überraſcht hat es uns, daß der Verfaſſer die 
wichtige Frage, welchen Einfluß die Genoſſenſchaften auf die Betriebstechnik und 
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n der bäuerlichen Kleinbetriebe ausüben, überhaupt gar nicht be⸗ 
rührt hat. 

Eine ungleich wertvollere Arbeit wird uns im Ergänzungsheft V (Preis im 
Einzelverkauf 6 Mark) geboten. Dr. Karl Hep, Landwirtſchaftslehrer in Wurzen, 
gibt uns darin eine auf eigenen Erhebungen und Unterſuchungen baſierende Mono— 
graphie über die Parzellenwirtſchaften im Königreich Sachſen, die man 
als eine wirkliche Bereicherung der agrarökonomiſchen Literatur bezeichnen darf. 
Drei Punkte der Hepſchen Darſtellung ſcheinen uns beſonderer Beachtung wert. Zu⸗ 
nächſt iſt zu erwähnen, daß die große Maſſe der Parzellenwirte in Sachſen in ihrem 
Hauptberuf nicht landwirtſchaftliche Tagelöhner, ſondern Induſtriearbeiter ſind. 
Dieſem Umſtand iſt es zu danken, daß ſie in ihrer Lebenshaltung durchgängig über 
den ſächſiſchen Kleinbauern ſtehen, die mit Schulden überlaſtet find und deren Be- 
trieb ihre Arbeitskraft faſt vollſtändig in Anſpruch nimmt, ohne genügenden Ertrag 
abzuwerfen. „Was dieſe Zwergwirte in des Wortes ſchlimmſter Bedeutung“, ſagt 
Hep, „die weder richtige Bauern noch Arbeiter find, mit einem gewiſſen Heroismus 
ertragen, iſt unglaublich, und ihnen gegenüber führt der minderbegüterte Parzellen⸗ 
wirt, der ſeinen Hauptverdienſt in gutbezahlter Lohnarbeit ſucht, wahrlich ein be- 
neidenswertes Leben“ (S. 154). 

Von großer Bedeutung ſcheint uns ferner der Nachweis, daß der Parzellen— 
betrieb mehr und mehr in betriebstechniſche Abhängigkeit vom größeren 
Grundbeſitz gerät. Schon gegenwärtig hat der Ackerbau im Parzellenbetrieb 
ſeine Selbſtändigkeit faſt verloren. Auf dem Boden des Zwergbetriebs pflügt, ſät 
und erntet der Großbetrieb. Die betriebstechniſche Überlegenheit des letzteren iſt ſo 
groß, daß der ſächſiſche Zwergwirt es aufgegeben hat, ſeinen Boden ſelbſt zu be- 
‚stellen. Der weitaus größere Teil der Parzelleninhaber läßt fein Land gegen Ent— 
gelt durch den Groß⸗ reſpektive Mittelbetrieb bewirtſchaften. Die Inhaber der 
größeren Betriebe ſind zu Dienſtleiſtungen gern bereit, wenn Frau und Kinder der 
Zwergwirte ihnen ihre Mithilfe bei den Erntearbeiten gewähren. Zu irgendwelchen 
Ausbeutungsverhältniſſen ſoll dieſer Zuſtand noch nicht geführt haben, da infolge 
der Leutenot der Wettbewerb, für kleine Leute Feld herzurichten, gewöhnlich unter 
den größeren Beſitzern ſehr ſtark iſt. 
Durch dieſe unſeres Wiſſens bisher noch nicht genügend hervorgehobene Ent— 
wicklung fällt auf die Frage der Produktivität der Zwergbetriebe ein ganz neues 
Licht. Da der Großbetrieb es iſt, der den Ackerbau des Zwergguts beſorgt, ſo ſteht 
er auch nicht mehr hinter dem des Großguts zurück. Die verbeſſerten Boden— 
bearbeitungs⸗ und Beſtellungsgeräte, welche die größere Wirtſchaft benutzt, kommen 
auch dem Zwergbetrieb zugute. Beim Kartoffellegen wird Säemaſchine und Marqueur 
(Furchenzieher) benutzt, und wo Getreidebau ſtattfindet, wird das Getreide nicht nur 
mit der Säemaſchine geſät, ſondern auch mit der Dreſchmaſchine gedroſchen. Der Acker⸗ 
bau des Zwergbetriebs erlangt die Produktivität des Großbetriebs, indem er von 
der Bildfläche verſchwindet und im Ackerbau des Großguts aufgeht. 
Wir haben es hier allem Anſchein nach mit einer neuen bedeutungsvollen Entwick⸗ 
lungstendenz in der Landwirtſchaft zu tun, die ſich in der Folge wohl auch bei dem 
kleinbäuerlichen Betrieb durchſetzen dürfte. f 

Eine ähnliche Erſcheinung iſt übrigens auch bei der Viehzucht zu verzeichnen. 
Das zentrale Übel aller Zwergwirtſchaften früherer Zeiten, der Futtermangel, iſt 
zum größeren Teile durch die von der kapitaliſtiſchen Landwirtſchaft erſt geſchaffene 
Möglichkeit, durch Kauf erworbenes Jungvieh mit gekauftem Futter großzuziehen, 
überwunden. Der Großbetrieb iſt es, der für die ſehr ſtarke Viehhaltung der Par⸗ 
zellenbetriebe die erforderlichen Futtermengen beſchafft, wobei freilich als Futter⸗ 
produzent weniger der deutſche als der amerikaniſche Großbetrieb in Frage 
kommt. Ebenſo iſt es auch der Großbetrieb, der dem Zwergbetrieb das Jungvieh 
liefert. In welchem Umfang der Zukauf von Futtermitteln und Jungvieh ſich in 
den Parzellenwirtſchaften vollzieht, mag die Tatſache illuſtrieren, daß in einer Liliput⸗ 
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wirtſchaft von noch nicht / Hektar Geſamtfläche hierfür nicht weniger als 147 Mark 
verausgabt wurden. Hierdurch wird es auch erklärlich, daß in den Parzellenbetrieben 
auf je 100 Hektar landwirtſchaftlich genutzter Fläche 81 bis 625 Rindereinheiten 
gehalten werden können, während im Großbetrieb jede Rindereinheit eine Wirt⸗ 
ſchaftsfläche von 2 Hektar erfordert. 

Einigermaßen überraſchend wirkt auch Heps Nachweis, daß ſelbſt in den 
Parzellenbetrieben der Getreidebau eine immer noch erhebliche Rolle ſpielt. Ein 
Argument für die Erhöhung der Getreidezölle können unſere Agrarier aus dieſer 
Feſtſtellung freilich nicht ziehen, denn der Verfaſſer tadelt entſchieden die falſche 
Richtung der Produktion, die in dem Körnerbau auf ſo kleiner Fläche recht draſtiſch 
zum Ausdruck kommt, und empfiehlt den Zwergwirten, ganz auf den Körnerbau zu 
verzichten und Kartoffeln mit Futter im Wechſel zu bauen, wodurch der Wirtſchafts⸗ 
ertrag ganz erheblich geſteigert werden könnte. Ludwig Queſſel. 


Frangois Coſentini, Profeſſor an der Université Nouvelle in Brüſſel, La socio- 
logie génétique. Essai sur la pensée et la vie sociale prehistoriques, 
Mit Vorwort von Maxime Kovalewsky. Paris 1905, Felix Alcan. XVIII und 
205 S. gr. 8°. Preis 3,75 Franken. 

In feiner Vorrede zu dem Buche des Italieners Coſentini bemerkt Kovalewsky 
mit Recht, daß erſt die moderne ethnologiſche und urgeſchichtliche Forſchung die 
Soziologie zu einer realen Wiſſenſchaft gemacht hat. Tylor, Morgan, Lubbock, 
Maine, Mac Lennan, Waitz, Prichard, Poſt und ſo viele andere haben mit ihren 
erſten Unterſuchungen über das ſoziale Leben der primitiven Völker eine faſt un⸗ 
abſehbare Flut von Nachfolgern nach ſich gezogen. Das hat zwar auch ſeine Nach⸗ 
teile. Wir ſtehen einer ungeheuren Maſſe von Tatſachen gegenüber, eine Menge 
Daten wurde zutage gefördert, die ſich auf Schritt und Tritt zu widerſprechen 
ſcheinen. Die Metaphyſiker ziehen auch bereits Nutzen aus dieſem embarras de 
richesse, aus der ſcheinbaren Unfähigkeit, allgemeine Regeln auf die ethnolo⸗ 
giſchen Tatſachen aufzubauen. In England und Amerika und teilweiſe auch in 
Frankreich und Deutſchland tauchen wieder die Theorien von angeborenen Ideen, 
von kategoriſchen Imperativen, von Naturrechten und dergleichen mehr auf, und an 
Stelle der poſitiven Forſchung, der Beobachtung der objektiven Vorgänge tritt vieler⸗ 
orts wieder die „innere Beobachtung“ als einzige Methode der ſozialwiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung auf. 

Der wiſſenſchaftliche Sozialismus hat ſich der Ergebniſſe der urgeſchichtlichen 
Forſchung zeitig bemächtigt. Engels' an Morgan anknüpfende Unterſuchungen über 
den Urſprung der Familie und des Staates, Letomneaus, Cunows uſw. Arbeiten 
ſind ihrem wiſſenſchaftlichen Rüſtzeug einverleibt. Doch es tat eine knappe, ſyſtema⸗ 
tiſche Zuſammenfaſſung der prähiſtoriſchen Forſchungsergebniſſe für die einzelnen 
ſozialen Inſtitutionen not. Dieſe haben wir nun in Coſentinis Buch. Nach 
mehreren einleitenden Kapiteln behandelt er einzeln den primitiven Menſchen, die 
primitive Familie, die primitive Geſellſchaft, Eigentum, Ideen, Sprache, Schrift, 
Religion, Moral, Recht, politiſche Organiſation, Geſellſchaftsklaſſen, ſchließlich 
Kunſt, Induſtrie und Handel, überall bloß allgemeine Regeln aus dem bisher bekannt 
gewordenen Tatſachenmaterial ziehend. 

Sowenig man ſich auch allen ſeinen Folgerungen anſchließen kann (was bei der 
großen Mannigfaltigkeit der behandelten Fragen auch niemand von einem Autor 
verlangen könnte), ſo ſehr muß anerkannt werden, daß Coſentini von metaphyſiſchem 
Einſchlag vollkommen frei iſt und auch ohne bürgerliche Vorurteile den Tatſachen 
gegenüberſteht. Im großen und ganzen begegnen ſich ſeine Schlußfolgerungen mit 
denen des hiſtoriſchen Materialismus. Eine Überſetzung ſeines Buches ins Deutſche 
wäre deshalb mit Freude zu begrüßen. E. Szabo. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Eine verfehlte Rettung. f 
Berlin, 10. Mai 1905. 


Als vor nunmehr zehn Jahren die bekannte Kataſtrophe über den da— 
maligen leitenden Redakteur der „Kreuzzeitung“, den Freiherrn Wilhelm 
v. Hammerſtein, durch eine hinterliſtige Intrige feiner bisherigen politiſchen 
Freunde hereinbrach, war es eine viel erörterte Frage, ob der Verratene aus 


der Schule ſchwatzen würde. Daran, daß er manches wußte, was das Licht 
der Offentlichkeit nicht vertragen könne, war bei der Natur des oſtelbiſchen 


Junkertums kein Zweifel. Aber Hammerſtein ſchwieg, auch nachdem er ſeine 
Zuchthausſtrafe verbüßt und nachdem ſich herausgeſtellt hatte, daß die Junker 
ihn nach wie vor in dem Sumpfe ſtecken laſſen würden, in den ſie ihn geſtoßen 
hatten. Man konnte dies Schweigen in dem Sinne auslegen, daß der kriminelle 
Verbrecher durch größere Würde die feigen Patrone beſchämen wollte, die ihn um— 
ſchmeichelt und dann preisgegeben hatten, je nachdem es ihr eigener Vorteil gebot. 

Nun ſind dem Toten doch noch durch ſeine Hinterbliebenen die Lippen 
gelöſt worden, und zwar, wie man annehmen muß, wider ſeinen Willen. Was 
er ſelbſt zu veröffentlichen beabſichtigt, dann aber auch zurückbehalten hatte, 
war ein Bericht über ſein kriminelles Ende. Dieſe Aufzeichnung bildet den 
bemerkenswerteſten Teil einer eben erſchienenen Schrift, die weniger um ihrer 
ſelbſt willen, als weil ſie in der Tagespreſſe viel beſprochen wird, hier mit 
einigen Bemerkungen begleitet werden mag.! Hammerſtein plaidiert in der 
Sache, die ihn ins Zuchthaus brachte, nicht für ein Nichtſchuldig, ſondern nur 
für mildernde Umſtände. Er will den Griff, den er in die Kaſſe der ihm an— 
vertrauten Zeitung getan hat, damit entſchuldigen, daß er ſich finanziell habe 
aufrechterhalten müſſen, um nicht die Sache, die er politiſch vertrat, unheilbar 
zu ſchädigen. Daraus folgert er: „Dann müßten auch“ — nämlich wenn er 
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ſeine politiſche Sache ſeiner perſönlichen Integrität geopfert hätte — „die f 


Völker auf die Erfolge ihrer Staatsmänner verzichten, weil dieſe zu Mitteln 


gegriffen haben, die, mit dem Maße chriſtlicher Moral gemeſſen, ſicher nicht, 
vielleicht aber auch vor dem Strafgeſetz nicht beſtehen würden.“ Das iſt, vom 


„ſtaatsmänniſchen“ Standpunkt der beſitzenden Klaſſen aus, nicht ſo ganz un⸗ 
richtig, und eine gewiſſe politiſche Konſequenz läßt ſich der kriminellen Hand⸗ 
lung Hammerſteins allerdings nicht abſtreiten. Hätte er induſtrielle Gründer⸗ 
beteiligungen oder ſonſtige Börſenſpenden, die er als leitender Redakteur eines 


ſehr einflußreichen Blattes hundertfach hätte haben können, nach dem Beifpiel 
ſo vieler liberalen Redakteure und Verleger angenommen, oder ſich in Bis⸗ 
marcks Willen gefügt und ſich nach berühmten Muſtern ſeine Schulden aus 


dem Welfenfonds tilgen laſſen, ſo wäre er in hohen Ehren geſtorben oder lebte 


heute noch in hohen Ehren. 


Indeſſen ſind das Fragen, die für uns nur ein mittelbares Intereſſe haben. | 


Dagegen berührt Hammerſtein ein unmittelbares Intereſſe jeder oppoſitionellen 
Partei, wenn er ſich darüber beſchwert, wie er ſeinerzeit von der preußiſchen 
Regierung in Griechenland feſtgenommen worden iſt. Das war, wie Hammer⸗ 


ſtein treffend nachweiſt, und wie übrigens auch ſchon zur Zeit, wo die Sache 
ſich abſpielte, alle unbefangenen Völkerrechtslehrer anerkannt haben, ein grober 
Rechtsbruch, der keineswegs dadurch beſchönigt wird, daß die preußiſche Re⸗ 


gierung ihm ein Rechtsmäntelchen umzuhängen verſuchte. Sie hatte nach Lage 


der internationalen Verträge kein Recht, die Auslieferung Hammerſteins von 
Griechenland zu verlangen; ſtatt nun aber wenigſtens den Mut der offenen 


Gewalt zu haben und ihn einfach in Griechenland aufzuheben, ließ ſie, ihn 


unter gehörigem Drucke auf die Regierung in Athen gewaltſam nach Italien 
ſchleppen, von wo er auf Grund der internationalen Verträge ausgeliefert 


werden konnte. Das iſt ein Präzedenzfall der allerbedenklichſten Art, auch 


für jeden politiſchen Flüchtling, ein Fall, der um ſo ſtärker gekennzeichnet 
werden muß, als die liberale Preſſe ihn heute ebenſo totſchweigt wie damals, 
wo er paſſierte. 

Sieht man von dieſer eigenhändigen Aufzeichnung Hammerſteins ab, die 
von feinem beſonderen Standpunkt aus nicht ohne eine gewiſſe Würde abgefaßt. 
iſt, ſo wird die eben erſchienene Schrift ſein Andenken nicht rehabilitieren. Im 


Gegenteil! Herr Leuß, der ehedem zu Hammerſteins und Stöckers Anhängern f 


gehörte und ſich dann, nach zeitweiſe ernſteren Anläufen, „zu einen ede 
geſetzten zwar, aber deshalb nicht höheren Standpunkt nicht ſowo eilt: 


als bewegt hat, macht aus jeinem Helden ein „echt tragiſches“ Opfer, einen 
„Staatsmann von Rang“, der durch eine „politiſch relativ rühmliche Hand⸗ 
lung“, worunter Leuß den Kaſſendiebſtahl Hammerſteins verſteht, daran ver⸗ 
hindert worden ſei, furchtbarſtes Unheil über das Vaterland im allgemeinen 
und die deutſchen Arbeiter im beſonderen zu bringen. Nach einer — übrigens 
unerwieſenen — Behauptung des Herrn Leuß ſoll nach dem Sturze Caprivis 
die Reichskanzlerſchaft dem Grafen Eulenburg angeboten worden ſein, der ſie 
aber nur unter der Bedingung habe annehmen wollen, daß ihm die Unter⸗ 
ſtützung aller Konſervativen gewiß ſei, wenn er das allgemeine Wahlrecht auf 
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einige Jahre juspendiere. Hammerſtein, als der Kornak des Elefanten Eulen- 
burg, habe eine Verſammlung konſervativer „Notabeln“ berufen, um ihnen die 
Sache plauſibel zu machen, ſei jedoch auf Widerſtand geſtoßen, ſo daß die 
Arbeiter ſich bei dieſen anonymen „Notabeln“ bedanken können, wenn ſie noch 
das allgemeine Wahlrecht beſitzen. Der noch lebende Graf Eulenburg wird 
ſich ja wohl über die Sache äußern; mit allem, was ſonſt über die Kriſis 
Caprivi⸗Eulenburg bekannt geworden iſt, läßt ſie ſich nicht vereinigen, und es 
iſt ſehr wahrſcheinlich, daß auch dies Hiſtörchen zu dem ſenſationellen Aufputz 
gehört, womit Herr Leuß ſeinen „tragiſchen“ Helden ſchmücken möchte. 

Nun iſt ja gewiß Hammerſtein ſelbſt nicht verantwortlich für das, was 

ſein „Biograph“ aus ihm macht. Aber auch das urkundliche Material, das 
Herr Leuß zu veröffentlichen in der Lage iſt — mit Ausnahme der ſchon be— 
ſprochenen Aufzeichnungen Hammerſteins über ſein kriminelles Ende —, ſtellt 
den ehemaligen Chefredakteur der „Kreuzzeitung“ in ein nichts weniger als 
günſtiges Licht; es ſchädigt ihn ſchon inſofern, als man danach nicht mehr an⸗ 
zunehmen braucht, daß er nach ſeiner Verurteilung aus einer anſtändigen 
Regung geſchwiegen habe. Er kann es ebenſoſehr aus eigenem Intereſſe getan 
haben, denn ſo kläglich ſeine junkerlichen Korreſpondenten daſtehen, ſo kläglich 
ſteht er ſelbſt auch da. Es kommt hinzu, daß dies Material, ſoweit es über⸗ 
haupt beweiskräftiger Natur iſt, eigentlich gar nichts Neues enthält; es beſtätigt 
nur die alte Erfahrung, daß die oſtelbiſche Junkerklaſſe von dem elendeſten 
und nichtswürdigſten Intrigenſpiel lebt, durch das ſie ſich der Krone zu be— 
mächtigen ſucht, um deren verfaſſungsmäßige Machtmittel für ihre Plünderungs— 
zwecke auszubeuten. 
Dies Intrigenſpiel erreichte einen ſeiner Höhepunkte in den letzten Jahren 
Wilhelms I., unter dem Kaiſer Friedrich und in den erſten Jahren Wilhelms II. 
Es gibt darüber ja ſchon eine ausgedehnte Literatur, die in einzelnen Punkten 
durch die von Leuß veröffentlichten, möglicherweiſe den handſchriftlichen Nach⸗ 
laß Hammerſteins freilich nicht erſchöpfenden Dokumente beſtätigt, aber, ſo⸗ 
viel wir ſehen, nirgends berichtigt oder vermehrt wird. Höchſtens laufen einige 
ergötzliche Kleinigkeiten mit unter, ſo der Brief, womit ſich Herr Miquel bei 
Hammerſtein entſchuldigt wegen feines Schreibens an Marx, das Bebel ver⸗ 
öffentlicht hatte. Dagegen iſt es weder aufregend noch überraſchend, zu leſen, 
wie die biederen Junker unter ſich durchweg mit göttlicher Ungeniertheit über 
die Krone verhandeln und höchſtens darüber in einen Streit geraten, ob es 
je nach den Umſtänden ratſamer ſei, den Gegenſtand ihrer gehorſamſt er⸗ 
ſterbenden Ehrfurcht an langſamem Feuer zu röſten oder an ſchnellem Feuer 
zu braten. Das iſt in Oſtelbien immer ſo geweſen, ſo empört ſich einzelne 
liberale Blätter über die Deſpektierlichkeiten gebärden, die ſich Herr v. Rauch⸗ 
haupt und andere Korreſpondenten des Herrn v. Hammerſtein über die je 
weiligen Träger der Krone erlaubten. Mit Ausbrüchen ſittlicher Entrüſtung 
imponiert man am wenigſten den Junkern, die ſehr gut wiſſen, daß ſie mit 
ihrer Methode ungleich beſſere Geſchäfte machen, als wenn ſie das liberale 
Muſter nachahmen und dreimal ihr Rückgrat verrenken, wenn ihnen nur eins 
mal gnädig von der Krone zugewinkt wird. 
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Trieben die Junker ihr Spiel ehrlich und offen, jo wäre dagegen in einem 
monarchiſchen Staate vom Standpunkt praktiſcher Politik eigentlich nichts ein⸗ 
zuwenden, und zwar um ſo weniger, als dies Spiel dann ein ſehr ſchnelles 
Ende finden würde. Ekelhaft und widerwärtig iſt jedoch der Schleier ver⸗ 
logener Redensarten, hinter dem ſie es treiben, die gefliſſentliche Verdummung 
der Maſſen, die ſie brauchen, um das genasführte Volk bis auf die nackte Haut 
zu ſcheren. Für das geſunde moraliſche Gefühl gibt es deshalb nicht leicht 
etwas Abſtoßenderes und Widerwärtigeres als ein Blick in die Hexenküche der 
Junker und daneben auch der Pfaffen, wie ihn der Briefwechſel Hammerſteins 
eröffnet. Herr Leuß belehrt uns zwar, daß der Widerſpruch zwiſchen dem 
religiöſen Soll und dem menſchlichen Haben, alſo das ſchöne Prinzip, öffentlich 
Waſſer zu predigen und heimlich Wein zu trinken, „durchaus korrekt religiös“ 
ſei und nur „unreligiöſe Beurteiler unangenehm berühre“, aber wir müſſen 
offen geſtehen, daß unſere dogmatiſche Ausbildung in dieſem delikaten Punkte 
viel zu wünſchen übrig läßt. Zu dem heroiſchen Emanzipationskampf des 
modernen Proletariats gibt es kein abſcheulicheres Gegenbild, als dieſe Politik 
des oſtelbiſchen Junkertums, das öffentlich die heiligſten Gefühle heraushängt 
und hinter den Kuliſſen ſeine Schacherpolitik um das kläglichſte Mein und Dein 
mit den Mitteln bald feigen Umſchmeichelns, bald nicht weniger feigen Bru⸗ 
taliſierens beliebt. 0 

Hammerſtein ragte über die Maſſe des oſtelbiſchen Junkertums unzweifel⸗ 
haft empor, weniger durch ſeine Intelligenz als durch ſeinen Charakter. Er 
war der „Mann mit dem Stiernacken“, wie der Kaiſer ihn genannt haben 
ſoll. Die Junker ſelbſt fürchteten ihn ſehr und wagten ihn, als er ihnen un⸗ 
bequem wurde, nur durch einen heimlichen Hinterhalt zu fällen, den ſie ihm 
in der bürgerlich⸗demokratiſchen Preſſe legten. Dieſer Umſtand und das end⸗ 
loſe Jubelgeheul der liberalen Preſſe über ſeinen Sturz konnten den Mann in 
eine verhältnismäßig günſtige Beleuchtung rücken. Aber ſo wie ihn ſeine Kor⸗ 
reſpondenz zeigt, iſt er ein gewiſſenloſer Beutepolitiker und Intrigant geweſen 
wie die anderen auch, ohne alle höheren Geſichtspunkte; man braucht ihn nicht 
zu bedauern, daß er ein Ende mit Schrecken nahm, ſondern nur zu wünſchen, 
daß ſeine ganze Kumpanei bald ein gleiches Ende nehme. 


Der Kölner Gewerkſchaftskongreß. 
Von Adolf Braun. 


Es hat lange gewährt, bis die deutſche Gewerkſchaftsbewegung bei den 
Arbeitern der Kulturwelt zu annähernd gleichem Anſehen gelangte wie die 
deutſche Sozialdemokratie innerhalb der geſamten Arbeiterſchaft. Während die 
ununterbrochene Verfolgung der politiſchen Arbeiterbewegung in Deutſchland 
zwar zeitweiſe kurze Rückſchläge herbeiführte, aber die faſt ununterbrochene Ent⸗ 
wicklung nicht zu hemmen vermochte, ja aus all den Angriffen die politiſche 
Arbeiterbewegung immer von neuem geſtärkt hervorging, lag es ganz anders 
bei der Gewerkſchaftsbewegung. Wirtſchaftliche Kriſen, die Auslegungskünſte 
der Polizeibehörden und Staatsanwaltſchaften, die Urteile der Gerichte, die 
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Strafen und Auflöſungen, die Angriffe des Unternehmertums und auch innere 
Differenzen haben lange Zeit die Entwicklungen der Gewerkſchaften gehemmt, 
ſie oft weit zurückgeworfen, ja ſie zeitweiſe vom wirtſchaftlichen Schauplatz faſt 
vollſtändig verſchwinden laſſen, ſo in den erſten Jahren des Sozialiſtengeſetzes. 
Über dieſe Zeit ſind die deutſchen Gewerkſchaften nun längſt hinaus, ſie haben 
all die Hinderniſſe, wenn auch unter ſchweren Opfern, überwunden, und ſie 
haben über alle Gegner triumphiert. Wenn ihnen auch in der Zukunft noch 
große Aufgaben bevorſtehen, wenn ſie auch noch auf viele Kämpfe gefaßt ſein 
müſſen, ſo iſt doch ihre Poſition nunmehr eine ſo angeſehene, ihre finanzielle 
und moraliſche Kraft von Bedeutung, ihr Einfluß weittragend, der Anteil ihrer 
Mitglieder an der Geſamtheit der induſtriellen Arbeiterſchaft ſo ſtark, daß man 
mit ihnen als einem der gewichtigſten Faktoren des politiſchen und vor allem 
des wirtſchaftlichen Lebens rechnen muß, daß es kaum eine Macht in Deutſch⸗ 
land gibt, die ſich für ſtark genug halten könnte, die Gewerkſchaften mit geſetz— 
lichen Mitteln zu vernichten, wie dies in den Jahren 1878 und 1879 mit 
Erfolg verſucht werden konnte. Waren früher die engliſchen Gewerkſchaften das 
Muſter für die übrigen gewerkſchaftlichen Organiſationen, ſo ſind heute in viel 
höherem Maße die deutſchen Berufsorganiſationen der Arbeiter das Vorbild 
der jüngeren und ſchwächeren Gewerkſchaftsorganiſationen anderer Länder 
geworden. Wohl iſt die Zahl der Mitglieder der engliſchen Gewerkſchaften 
noch erheblich größer wie die der deutſchen, aber man darf dabei nicht ver- 
geſſen, daß in den engliſchen Gewerkſchaften wegen des Fehlens der ſtaatlichen 
Arbeiterverſicherung das Unterſtützungsweſen eine unverhältnismäßig größere 
| Rolle jpielt und eine ſtärkere Anziehungskraft bildet als in Deutſchland, daß 
aber trotzdem die Einnahmen der deutſchen Gewerkſchaften heute größer ſind 
wie die der engliſchen, daß ſomit ein viel größerer Prozentſatz der Geldmittel 
für die Zwecke des Kampfes, für die eigentlichen Aufgaben der Gewerkſchaften, 
für die Erringung beſſerer Lohn- und Arbeitsbedingungen aufgewandt wird. 
In den deutſchen Gewerkſchaften iſt auch das Prinzip der Zentraliſation für 
eine viel größere Zahl von Arbeitern durchgeführt als in England. 
Dieſe hervorragende Stellung, die ſich nach langen Kampfesjahren die 
deutſchen Gewerkſchaften errungen haben, erklärt das außerordentliche Intereſſe, 
mit dem man dem demnächſt ſtattfindenden allgemeinen deutſchen Gewerk— 
ſchaftskongreß entgegenſieht. Aber es iſt nicht die imponierende Stellung der 
deutſchen Gewerkſchaften allein, welche dieſe Anteilnahme erklärt, es wirkt da 
auch mit die Tagesordnung dieſes Kongreſſes. Man vermutet, daß derſelbe 
manche bisher nicht offenkundige Differenz zwiſchen den Leitern der Gewerk— 
ſchaft und denen der politiſchen Arbeiterbewegung enthüllen könnte und damit 
zu einem Riſſe innerhalb der großen deutſchen Geſamtarbeiterbewegung führen 
werde. Wenn auch manche Anzeichen auf einen Verlauf dieſer Art hindeuten 
könnten, ſo darf man ſich einer Schwarzſeherei nicht zu ſchnell hingeben. Die 
deutſchen Arbeiter wiſſen wohl den Wert der Einheit ihrer Bewegung zu 
ſchätzen. Iſt auch Gewerkſchaftsbewegung und politiſche Bewegung in Deutſch— 
land hinſichtlich der Organiſation und auch der Ziele und Abſichten von der 
politiſchen Bewegung formell getrennt, ſo iſt auch vieles Verbindende vor— 
handen. Ein ſehr ſtarker Prozentſatz der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter 
gehört zu den Mitgliedern, ja zu den Trägern der politiſchen Arbeiterbewegung, 
und faſt alle Führer der gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung ſind politiſch 
organiſiert, fie find auch vielfach Leiter politiſcher Agitationen an ihrem Wohn⸗ 
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ort. Ein großer Teil der ſozialdemokratiſchen Reichstagsabgeordneten gehört zu 


den Leitern der Gewerkſchaftsbewegung, wir nennen nur die Abgeordneten 
Legien, v. Elm, Bömelburg, Horn, Geyer, Hus, Koerſten, Albrecht, Sachſe; 
viele andere, die heute ihre Tätigkeit mehr oder minder ausſchließlich der poli⸗ 
tiſchen Bewegung widmen, ſind früher gewerkſchaftlich in erſter Reihe geſtanden 
und haben noch heute viele Beziehungen mit ihren Organiſationen, ſo die Ab⸗ 
geordneten Geriſch, Metzger, Pfannkuch, Tutzauer, Auer, Sperka, Meiſter, 
Molkenbuhr uſw. Man kann endlich ſagen, daß kein ſozialdemokratiſcher Ab⸗ 
geordneter nicht ſchon in dieſer oder jener Hinſicht im Dienſte der Gewerk⸗ 
ſchaften geſtanden und für dieſe gewirkt hat. Endlich darf man auch nicht 
vergeſſen, daß, ſelbſt den Willen der Gewerkſchaften zu einer Scheidung oder 
mindeſtens zum Abrücken von der Sozialdemokratie vorausgeſetzt, dies nicht 


ſo einfach wäre, als ſich das manche Gegner der deutſchen Arbeiterbewegung 
und manche Träumer von einer gewerkſchaftlichen, lediglich auf dem Boden der 


heutigen Ordnung ſtehenden parlamentariſchen Vertretung der Arbeiter träumen 


laſſen. Die große moraliſche Bedeutung der Parteileitung, der parlamenta⸗ 
riſchen Fraktionen, nicht nur der des Reichstags, und die täglich wirkende Be⸗ 
einfluſſung der Maſſen durch Hunderttauſende Zeitungsblätter ließen einen d i 


artigen Traum nicht verwirklichen. 


Wenn wir alſo auch durchaus nicht ängſtlichen Gemüts ſind, ſo befreie 0 
wir nicht, daß hinſichtlich manchen Streitpunktes die Meinungen der Gewerk⸗ 
ſchaftsführer und Parteiführer voneinander abweichen. Für die bevorſtehenden 
Debatten auf dem Gewerkſchaftskongreß kommt da vor allem die Maifeier in 
Betracht, dann herrſcht in den Gewerkſchaften die Auffaſſung, daß ſtatt der 
langjährigen Forderung von Arbeitskammern die nach Arbeiterkammern auf- 
geſtellt werden ſoll, endlich will man zu der Frage des Generalſtreiks Stellung 
nehmen und damit dem Beſchluß des nächſten Parteitags zuvorkommen, ſo daß 
ſchwer zu entſcheiden ſein wird, ob dieſer Beſchluß des Gewerkſchaftsparlamentes 
ſich mit dem des Parteiparlamentes decken würde, wenn ein Beſchluß dem 
Jenaer Parteitag vorangegangen wäre. Auch ſonſt mögen der Stimmung 
dieſes oder jenes Delegierten oder von Gruppen von Delegierten entſprechend 
Reibungsflächen zwiſchen Partei und Gewerkſchaft enthüllt werden, aber Anlaß 


zu Beſchlüſſen dürften bloß dieſe drei Punkte geben. Es kann nicht Aufgabe 


dieſer Ausführungen ſein, Vermutungen über die Beſchlußfaſſung des Gewerk⸗ 
ſchaftskongreſſes zu äußern. Dieſe läßt ſich ſchwerer vorausſagen als die Ent⸗ 
ſcheidungen auf unſeren Parteitagen. Die Wahl zu unſeren Parteitagen findet, 
wenn auch ſicherlich nicht nach einem idealen Syſtem, zumeiſt direkt in Ver⸗ 


ſammlungen ſtatt, zu denen alle Mitglieder der Partei des betreffenden Ortes 
oder Wahlkreiſes Zutritt haben, während die Wahlen für den Gewerkſchafts⸗ 
kongreß auf mannigfache Weiſe ſtattfinden. Vielfach wurde ein indirektes 


Wahlſyſtem beliebt, ſo wurde die Wahl auf den Kongreſſen der einzelnen 
Gewerkſchaften, auf Gautagen derſelben, anläßlich von Provinzialkonferenzen 


vorgenommen; wo direkte Wahlen beliebt wurden, waren die Wahlkreiſe meiſt 


ſo umfangreich, daß faſt ſtets jene Kandidaten die beſte Ausſicht hatten, die 


als Beamte der Gewerkſchaft in möglichſt vielen Orten als Agitatoren, Streit 
leiter uſw. bekannt waren. 


So iſt es nicht verwunderlich, daß auf dem nächſten Gewerkſchaftskongreß 
die Zahl der Gewerkſchaftsbeamten erheblich größer ſein dürfte als jemals auf 
einem Parteikongreß die der Parteiangeſtellten. Nun iſt der Parteiangeſtellte | 


ne 
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faſt ſtets in höherem Maße von der Parteileitung unabhängig und von der 
lokalen Parteimitgliedſchaft, innerhalb der er wirkt, beeinflußt als der Gewerk— 
ſchaftsbeamte, der mit ſeinem Zentralvorſtand viel engere Beziehungen aufrecht 
hält als etwa ein Parteiredakteur mit ſeinem Landesvorſtand oder dem Partei⸗ 
vorſtand. So kann man vielleicht vermuten, daß der Gewerkſchaftskongreß 
manchmal den Anſchauungen der Zentralvorſtände ſtärkeren Ausdruck verleihen 
wird als den Anſchauungen, Auffaſſungen und Stimmungen der Gewerk— 
ſchaftsmitglieder, ſoweit dieſe nicht übereinſtimmen. Freilich darf man ſich 
nicht einbilden, daß die Zentralvorſtände und die Delegierten ſich unabhängig 
von den Stimmungen der von ihnen vertretenen Berufsgenoſſen fühlen, ſie ſind 
für ihre Abſtimmungen ihren nächſten Gewerkſchaftskongreſſen gegenüber haftbar, 
ſie unterſtehen ebenſo wie die Parteitagsdelegierten der Kritik derer, die ſie 
entſenden, auch dem Urteil ihrer eigenen Gewerkſchaftspreſſe, ſie ſind auch nicht 
gleichgültig gegen die Stellungnahme der politiſchen Parteipreſſe. All das 
ſind Gründe, daß auch dort, wo vom gewerkſchaftlichen Geſichtspunkt andere 
Schlüſſe gezogen werden wie vom ſozialdemokratiſchen, die Beſchlüſſe nicht 
ſo ſtark voneinander abweichen dürften, als man das hier und da befürchten hört. 

Mit der Tatſache der Maifeier, mit den Beſchlüſſen der nationalen und 
internationalen Kongreſſe über die Maifeier rechnet ſicherlich auch der Gewerk— 
ſchaftskongreß. Auch auf unſeren Parteikongreſſen ſind ſchon ſehr abfällige 
Außerungen über die Maifeier gefallen, ja ihre Abſchaffung wurde von ſehr 
angeſehenen und einflußreichen Parteiführern gefordert, von anderen wurde 
die Verlegung der Maifeier auf den erſten Sonntag des Monats Mai warm 
empfohlen, von anderen wieder wurde die Abſchaffung der Arbeitsruhe als 
notwendig bezeichnet. Die alljährlich gefaßten Reſolutionen über die Mai⸗ 
feier zeichnen ſich nicht gerade durch ihre präziſe und eindeutige Faſſung aus. 
Sie enthalten Konzeſſionen an den Standpunkt derer, die die Arbeitsruhe ver— 
werfen, man hat ſich auch gehütet, mit aller Energie die Durchführung der 
Beſchlüſſe zu fordern und ihre oft wenig imponierende Durchführung mit der 
ſonſt gewohnten Schärfe zu tadeln. Auch der Gewerkſchaftskongreß dürfte zu 
einem kompromißartigen Beſchluß kommen. Die Gewerkſchaften ſind natur⸗ 
gemäß in höherem Maße einer Demonſtration abgeneigt als die politiſchen 
Organiſationen, und ſie fürchten, vielleicht viel zu ſtark, die finanziellen Opfer 
eines durch die Maifeier verurſachten Kampfes. Aber ſie rechnen andererſeits 
auch damit, daß das Aufgeben der Maifeier von dem Unternehmertum und 
von den ſonſtigen Arbeiterfeinden als ein Erfolg, als ein Zurückhufen von der 
nun einmal errungenen Stellung ausgelegt werden dürfte. 

Seit zwanzig Jahren, eigentlich noch länger, gehört der Antrag auf Er- 
richtung von Arbeitskammern zum Programm der ſozialdemokratiſchen Reichs⸗ 
tagsfraktion. Es iſt über denſelben wenig geſchrieben und geſprochen worden, 
bis ſich vor kurzem bürgerliche Sozialreformer und Konkurrenzorganiſationen 
unſerer Gewerkſchaften mit der gleichen Frage befaßten und vielfach weiter 
gingen als wir, indem ſie ſtatt Arbeitskammern mit Vertretern aus dem Kreiſe 
der Unternehmer und Arbeiter reine Arbeiterkammern forderten. 

Auch in unſerer Gewerkſchaftspreſſe wurde der Gegenſtand behandelt und 
von verſchiedenen Seiten, ſo auch von dem Verfaſſer dieſer Ausführung, betont, 
daß bei der Organiſation der Unternehmer in Handels-, Gewerbe-, Handwerks- 
kammern, Berufsgenoſſenſchaften uſw. die Arbeiter allen Anlaß haben, eine 
ſelbſtändige, von den Unternehmern vollkommen unabhängige berufliche Or— 
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ganiſation zu wünſchen, die auch viel eher Einfluß gewinnen und Praktiſches 


leiſten könnte, als eine wahrſcheinlich zur Sterilität gezwungene Vertretung 
von Arbeitern und Unternehmern. Es iſt hier nicht der Platz, die Gründe der 


Fraktion für die Arbeitskammer eingehend zu erörtern und abzuwägen, es kann 
aber bei der ganzen Stimmung der Arbeiterſchaft, unter dem Eindruck der 
Bewegung der Bergarbeiter kaum einem Zweifel unterliegen, daß ſich der 
Gewerkſchaftskongreß für Arbeiterkammern entſcheiden wird. Da außer den 
Beſchlüſſen der Fraktion keine Außerung der Partei über dieſe Frage vorliegt, 
dürfte wohl ein Beſchluß des Kongreſſes die Fraktion veranlaſſen, den meines 
Erachtens nach weitergehenden und dem Klaſſenkampfſtandpunkt mehr ent⸗ 
ſprechenden Antrag aufzunehmen. 

Finanzielle Rückſichten ſpielen ſelbſtverſtändlich in den Gewerkſchaften eine: 


große Rolle, dies kommt nicht bloß zum Ausdruck bei der Behandlung der 


Maifeier, wo die Gewerkſchaften große Opfer befürchten und, ſicherlich nicht 


mit vollem Rechte, betonen, daß ſie an der Faſſung der Beſchlüſſe keinen An⸗ 


teil genommen haben. Es wird der unzweifelhaft bedeutungsvolle finanzielle N 


Geſichtspunkt vereinzelt etwas krämerhaft als ausſchließlich entſcheidend ins 


Feld geführt. Dieſer Geſichtspunkt ſpielt aber naturgemäß eine noch viel 
größere Rolle bei der Beurteilung des Generalſtreiks. Aller Vermutung nach 
wird dieſe Frage von einer Reihe anderer Geſichtspunkte aus gleichfalls be⸗ 
leuchtet werden, vermutlich werden ſich die Gegner in der überwiegenden 
Mehrheit befinden, doch dürften die Ereigniſſe in Rußland auch dieſe Debatte 


beeinfluſſen. 


Da auf unſerem nächſten Parteitag gleichfalls die Maifeier und der poli⸗ 


tiſche Streik zur Debatte ſtehen werden, ſo ſind abweichende Beſchlüſſe den 
oberſten Organiſation der Partei und der Gewerkſchaften nicht ausgeſchloſſen, 
ja eher als wahrſcheinlich zu betrachten. Daß dieſe Eventualität unerfreulich 
iſt, fühlt man in beiden Lagern, jedenfalls wird die Zahl derjenigen, die ſich 


über dieſe Ausſicht freuen, innerhalb unſerer Reihen ſo klein ſein, wie ſie 
außerhalb derſelben anſchwellen dürfte. Irgendwelche ernſte Folgen ſcheinen 


aber nicht zu befürchten zu ſein. Unſere Gegner ſind ſo eifrig am Werke, dem 


deutſchen Proletariat immer wieder von neuem den Klaſſenſtandpunkt klar zu 
machen, daß die einigenden Faktoren auf weit abſehbare Zeit ausſchlaggebend 
bleiben müſſen. Alles ſpricht dafür, daß die energiſcheren Ausdrucksformen 
innerhalb der Arbeiterbewegung auf weit mehr Beifall rechnen dürfen als die 


mäßigenden, friedlicheren, zu Kompromiſſen geneigten. Gerade Abweichungen, 
wie ſie die beiden Kongreſſe des laufenden Jahres bringen können, werden 


meines Erachtens in dieſer Richtung wirken. 
* 


*. 


Neben dieſen Fragen, welche auch die politiſche Bewegung der Arbeiterſchaft 
berühren, ſollen in einem reichen Programm eine Reihe wichtiger gewerkſchaft⸗ 


licher Themata erörtert werden. In erſter Linie ſtehen agitatoriſche Fragen. 5 


So erfreulich groß die Erfolge der gewerkſchaftlichen Agitation ſeit dem Stutt⸗ 
garter Gewerkſchaftskongreß waren, ſo gibt es doch noch weite Gebiete, in denen 


die gewerkſchaftliche Bewegung noch nicht kräftig genug Fuß gefaßt hat. Die 


vielen großen Opfer an Zeit, Mühe uſw., die für die Verbreitung der Gewerk⸗ 
ſchaften im oſtelbiſchen Gebiet aufgewandt wurden, haben leider die erſehnten 
Früchte noch nicht gezeigt, ja nicht einmal überall in Ausſicht geſtellt. Aber 
auch im Weſten, wo zwar größere Erfolge zu verzeichnen ſind, iſt noch ein 
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veites Feld für die Wirkſamkeit der gewerkſchaftlichen Agitation; gilt das ſchon 
ür das Gebiet zwiſchen Rhein und Weſer, ſo in noch viel höherem Maße für 
as linksrheiniſche Gebiet, von geringen Ausnahmen abgeſehen, von der ſchweize— 
eiſchen bis zur holländiſchen Grenze. Auch in Bayern find manche erfreuliche 
Anſätze der letzten Jahre erſt zur völligen Reife zu bringen. Ebenſo wie man 
geographiſch unterſcheiden kann zwiſchen Gebieten, in denen die gewerkſchaftliche 
Agitation große Erfolge erzielt hat, und ſolchen, in denen dieſe die aufgewandte 
Arbeit noch nicht gelohnt hat, ſo gibt es auch Berufe, die relativ vortrefflich 
organiſiert ſind, und andere, in denen man erſt von der Zukunft gleiche Ergebniſſe 
hoffen kann. Zur letzteren Gruppe gehören die Bäcker, die Fleiſcher, Friſeure, 
Gärtner, Gaſtwirts⸗ und Hotelangeſtellte, dann die Papierarbeiter, die Arbeiter 
in Seifen⸗ und Margarinefabriken und ſo manche andere. Beſonders wenig Erfolg 
haben bisher die langjährigen Bemühungen gezeitigt, die Arbeiterinnen fach— 
gewerblich zu organiſieren. Die ſoziale Bevölkerungsbewegung führt alljährlich 
Wellen fremder, meiſt fremdſprachlicher Arbeiter über unſere Landesgrenzen: 
Ruſſen, Polen, Tſchechen und andere Slawen, Italiener, Dänen, Schweden 
und Holländer. In einzelnen Gewerben, ſo in der Schneiderei, im Bau— 
gewerbe, in den keramiſchen Berufen, kann dieſe Einwanderung lohndrückend 
wirken, ſo daß, von den ideellen Momenten ganz abgeſehen, recht reale Motive 
für die Agitation unter den fremdſprachlichen Arbeitern ins Feld geführt werden. 
Sicherlich iſt auf dieſem Gebiet ebenſo wie auf dem der Frauenagitation ſchon 
ſehr vieles geſchehen, doch wird mehr verlangt und vielleicht manches durch den 
Kongreß gebeſſert werden. 

Im Zuſammenhang mit dieſen agitatoriſchen Fragen wird auch die Heim— 
arbeit beſprochen werden, doch wird man hier in höherem Maße durch den 
Druck auf die Geſetzgebung einen Vorteil erwarten können als durch die Ver— 
ſuche, die Hausinduſtriellen durch gewerkſchaftliche Zuſammenfaſſung gegen den 
auf ihnen laſtenden Druck widerſtandsfähig zu machen. 

Auch dort, wo die gewerkſchaftliche Organiſation Befriedigendes und Erfolg— 
reiches erzielt hat, bleiben der Agitation noch gewichtige Aufgaben. Von ganz 
vereinzelten Berufen abgeſehen, iſt die Zahl der Unorganiſierten noch immer 
recht anſehnlich neben den Organiſierten des betreffenden Berufes. Und die 
organiſierten Arbeiter ſelbſt ſind nur zu oft bloß zahlende Mitglieder, nicht 
ſtets mitwirkende. Im engen Zuſammenhange damit ſteht die auffallende Er— 
ſcheinung, daß die Mitgliedsdauer innerhalb der Gewerkſchaften, wenn auch 
ein Zug zur Beſſerung zu bemerken iſt, noch immer nicht befriedigen kann, 
auch der Ausbau des Unterſtützungsweſens hat in der großen Fluktuation der 
Mitglieder nicht den erwarteten Wandel geſchaffen. Im Zuſammenhange 
damit ſteht das Streben, durch gewerkſchaftliche Unterrichtskurſe eine beſſere 
Schulung der leitenden Perſonen und indirekt auch der gewerkſchaftlichen Maſſen 
zu erzielen. Der Gedanke dieſer Unterrichtskurſe iſt nicht neu. Katholiſche und 
evangeliſche Organiſationen haben auf dieſem Wege eine Schulung ihrer Mit- 
gieder zu beſſerer agitatoriſcher Wirkſamkeit verſucht, anſcheinend nicht mit 
großem Erfolge. Auch der Schreiber dieſes Artikels hat in Nürnberg in einem 
halbjährigen Kurſus allwöchentlich über Theorie und Praxis der Gewerkſchaften 
in England und Deutſchland vorgetragen, beſonders ermutigend war der Er— 
folg nicht. Trotzdem kann man einen Verſuch auf dieſem Gebiete begrüßen, 
um ſo mehr als eben nur die Erprobung lehren kann, ob auf dieſem Wege 
fortgeſchritten werden ſoll. Es wird ebenſoſehr auf eine glückliche Auswahl 
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der Vortragenden als der Zuhörer ankommen. Eine große Gefahr für das 
Gelingen ſcheint mir darin zu liegen, daß man in kurzer Zeit eine übergroße 
Menge verſchiedenſten Wiſſensſtoffes den Zuhörern zugänglich zu machen ge⸗ 
denkt. Es dürfte unmöglich ſein, das in zirka täglich ſechs Vortragsſtunden 
Gehörte aufzufaſſen, geiſtig zu verdauen und feſtzuhalten für künftige Ver⸗ 
wertung und Umformung in der Agitation. Indes, wenn auch ein Mißerfolg 
nicht ausgeſchloſſen iſt, ſo dürfte ein Verſuch wohl gewagt werden. Auch das 
in der „Neuen Zeit“ mehrfach beſprochene Projekt des Genoſſen Rühle wird 
auf dem Gewerkſchaftskongreß zur Erörterung ſtehen. Die ſchon an dieſer 
Stelle gepflogene Diskuſſion weiterzuführen, möchte ich aber unterlaſſen. 5 

Der Kampf gegen die rückständige Form der Entlohnung, des Naturallohns, 
in zahlreichen Gewerben, wie bei Bäckern, Fleiſchern, Müllern, Schmieden uſw., 
joll durch den Kongreß weiter gefördert werden, er iſt durch die Schaffung 
einer beſonderen Kommiſſion im verfloſſenen Jahre ſchon erfolgverſprechend 
eingeleitet worden. f 

Eine allgemeine Debatte dürfte ſich bei dem Rechenſchaftsbericht der Ge⸗ 
neralkommiſſion ergeben, doch werden die Erörterungen hierüber wohl weniger 
Zeit beanſpruchen als in früheren Jahren. Mit der Errichtung des Reichs⸗ 
arbeiterſekretariats im Anſchluſſe an die Generalkommiſſion dürfte man wohl 
in jeder Hinſicht zufrieden ſein, eine weitere Ausgeſtaltung desſelben mit Rück⸗ 
ſicht auf die überlaſtung der bisherigen Beamten dürfte allgemein als not⸗ 
wendig erkannt werden. Die Frage des Verhältniſſes der Gewerkſchaftskartelle 
zu den Zentralverbänden und der Generalkommiſſion, die ſchon frühere Ge 
werkſchaftskongreſſe lebhaft beſchäftigt hat, wird auch der Kölner Gewerkſchafts⸗ 
kongreß behandeln. Es iſt wohl begreiflich, daß man nach einer Abgrenzung 
der gewerkſchaftlichen Organe ſucht, doch iſt dieſe nur ſchwer abzuſtecken. Von 
Ausnahmen abgeſehen, hat ſich von den gefürchteten Mißſtänden in den letzten 
Jahren weniger ergeben, als dies früher der Fall war. Je beſſer die Schulung 
der Gewerkſchaftler iſt, je klarer die Streikreglements gefaßt ſind, deſto weniger 
iſt ein verfehltes Eingreifen der Gewerkſchaftskartelle in die Wirkſamkeit der 
verantwortlichen Inſtanzen für jede Berufsorganiſation zu befürchten. 

Es gibt übrigens kaum jemanden mehr in unſeren Reihen, der die Not⸗ 
wendigkeit und die Leiſtungsfähigkeit unſerer Gewerkſchaftskartelle unterſchätzen 
könnte. Eine ganze Anzahl hervorragender gewerkſchaftlicher Leiſtungen ſind 
den Gewerkſchaftskartellen zu verdanken; ſie haben für die Ausbreitung der 
Gewerkſchaften, für die Schaffung neuer Verwaltungsſtellen, für die Gründung 
und Erhaltung der Arbeiterſekretariate, für die richtige Beſetzung der Gewerbe⸗ 
gerichte, für die Schulung der Gewerkſchaftsbeamten, für die Verbreitung der 
Bildung, für die Schlichtung von Streitigkeiten und für vieles andere ganz 
Hervorragendes geleiſtet. 

Außer der reichen Tagesordnung des Kongreſſes heben wir noch hervor die 
Erörterung von Beziehungen zwiſchen Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften. 
Es kann nicht aus der Tagesordnung geſchloſſen werden, ob man die Neu⸗ 
tralität der Gewerkſchaften zu den Genoſſenſchaften zu einer aktiven Förderung 
derſelben überleiten will, oder ob man bloß die gewerkſchaftlichen Intereſſen 
der in den Genoſſenſchaften tätigen Arbeiter beſonders fördern will. 

Wir vermuten, daß der Gewerkſchaftskongreß über die Feſtſtellung einer 
wohlwollenden Neutralität zu den Genoſſenſchaften nicht hinausgehen wird, 
daß er ſich zu einer Überſchätzung derſelben nicht verleiten laſſen dürfte. Die 
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gewerkſchaftlichen Intereſſen der in den Genoſſenſchaften tätigen Arbeiter ſind 
heute beſſer gewahrt als vor wenigen Jahren; die Gewerkſchaften der be— 
treffenden Berufe haben für ihre in den Konſumvereinen tätigen Angehörigen 
vieles erreicht, ſo daß eine beſondere Kritik der Genoſſenſchaften hinſichtlich der 
Behandlung ihrer Arbeiter heute nicht mehr ſo vonnöten iſt, wie dies früher 
einmal der Fall geweſen war. 

Eine außerordentlich große Anzahl von Anträgen ſind zu dem Gewerk— 
ſchaftskongreß geſtellt. Mögen auch viele die erforderliche Unterſtützung nicht 
finden, ſo zeigt doch ihre Geſamtheit, daß reges geiſtiges Leben innerhalb der 
Gewerkſchaften vorhanden iſt, daß auch die gewerkſchaftliche Bewegung wie die 
politiſche kein ſtilles Dahinleben, ſondern ein emſiges Weiterarbeiten charak— 
teriſiert. Im Rahmen dieſes Artikels würde es zu weit führen, dieſe Anträge 
zu würdigen. Es muß genügen, auf ihren allgemeinen Charakter hinzuweiſen. 
So wie dieſe Anträge, ſo wird auch der Gewerkſchaftskongreß ſelbſt ein Be— 
weis ſein für die viele Kraft und Fähigkeit, die in unſeren Gewerkſchaften 
vorhanden iſt. Sicherlich wird die Zuſammenkunft von Vertretern der deutſchen 
Gewerkſchaften ein anderes Bild gewähren wie unſere Parteitage. Das kann aber 
nur denjenigen überraſchen, der ſich nicht klar iſt darüber, daß die Gewerkſchaften 
innerhalb des Rahmens der heutigen Wirtſchaftsordnung ihre Ziele erreichen 
müſſen. Was man aber verlangen muß, was auch unzweifelhaft auf dem Gewerk— 
ſchaftskongreß zum Ausdruck kommen wird, iſt die Überzeugung, daß der ge— 
werkſchaftlichen Betätigung Grenzen gezogen ſind, daß mit ihren Mitteln allein 
die Lage der Arbeiterklaſſe nur bis zu einem beſtimmten Punkte gebeſſert 
werden kann, daß der große Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe auf gewerk— 
ſchaftlichem Boden wohl vorbereitet, aber nicht entſcheidend geſchlagen werden 
kann. Dieſe Überzeugung muß dazu führen, den politiſchen, den ſozialiſtiſchen 
Gedanken innerhalb der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft zu pflegen 
und auszubilden. Dies kann ſehr wohl geſchehen, wenn man auch an dem 
heutigen Charakter und an der bisherigen Selbſtändigkeit der Gewerkſchaften 
gegenüber der Partei nichts ändert. 

Die Gewerkſchaften benötigen ihre Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit, ſie 
dürfen aber niemals vergeſſen, daß ſie nur ein Glied, wenn auch ein hoch— 
wichtiges der geſamten Arbeiterbewegung ſind. Wir glauben, daß im Gegenſatz 
zu England und zu den Vereinigten Staaten dieſe Anſchauung in Deutſchland 
immer die herrſchende bleiben, daß daran auch der Kölner Gewerkſchaftskongreß 
nichts ändern wird, deſſen Verhandlungen wir alle mit den beſten Wünſchen 
begleiten. 


—— — De 


die beigiſche Arbeiterpartei und die Gewerkſchaftsbewegung. 
Be — [von Emil Banderselde. * N 


Am 6. April dieſes Jahres feierte die belgiſche Arbeiterpartei ihren zwan⸗ 
zigſten Jahrestag. Man verfehlte bei dieſer Gelegenheit nicht, die Fortſchritte 
zu feiern, die die Partei ſeit 1885 gemacht, das rapide Wachstum der poli⸗ 
tiſchen Organiſation, welche heute nahezu 400000 Wähler in ſich vereinigt, das 
Blühen und Gedeihen der Genoſſenſchaften und der Geſellſchaften auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit, auf die das belgiſche Proletariat mit gutem Rechte ſtolz ſein kann. 
Aber eine Partei der Tat wie die unſere hat die Pflicht, keine Zeit mit der 
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Betrachtung der erreichten Reſultate zu verlieren. Daher hatte der Jahres- 
kongreß, der am Oſterſonntag und Oſtermontag abgehalten wurde, ſich 
beſonders zur Aufgabe geſtellt, die ſchwachen Stellen unſerer Organiſation ; 
herauszuſuchen und Mittel aufzufinden, fie zu kräftigen. 1 
Unter dieſen ſchwachen Punkten iſt aber einer, der leider ſehr auffällt; 
das iſt die relative Unzulänglichkeit unſerer gewerkſchaftlichen Or⸗ 
ganiſation. 4 
Jeder, der die Entwicklung der belgiſchen Arbeiterpartei während der letzten 
zwanzig Jahre objektiv betrachtet, muß einſehen, daß unſer Genoſſenſchafts⸗ 
weſen nicht einen ſo außerordentlichen Aufſchwung nehmen konnte, ohne in 
mancher Beziehung unſerer gewerkſchaftlichen Bewegung Abbruch zu tun; man 
hat ſich gewöhnt, in den Zeiten der Kriſen auf die Genoſſenſchaften als die 
„milchenden Kühe“ der Partei zu rechnen; man glaubte, wenigſtens in gewiſſen 
Gegenden, daß es nicht nötig ſei, ſtarke Gewerkſchaften zu ſchaffen, da die Ger 
noſſenſchaften bei Streiks ja doch Hilfe leiſteten, und um es gerade heraus zu 
ſagen, viele Arbeiter fanden es bequemer, lieber mit den Überſchüſſen zu 
rechnen, welche die Genoſſenſchaften geben, als . den Opfern, welche die 
Gewerkſchoften verlangen. ; 
Daher iſt, im Vergleich zu der politifchen und genöffenfchaftlichen Macht des 
Arbeiterpartei, die Schwäche ihrer gewerkſchaftlichen Organiſation unbeſtreitbar. 1 
Auch das iſt ein Zeichen unſerer Schwäche, daß wir keine neuere Statiſtik 
von den unſerer Gewerkſchaftskommiſſion (commission syndicale) an- 
gehörenden Organiſationen haben, welche ungefähr der Generalkommiſſion der 
Gewerkſchaften Deutſchlands entſpricht. 
Die letzte von der Gewerkſchaftskommiſſion veranſtaltete Aufnahme datiert 
vom 31. Dezember 1902! Damals ergab ſich folgender Stand der verſchiedenen 
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Es gab aljo jo gut wie gar keine freiſinnigen Gewerkſchaften, die den 
deutſchen Hirſch⸗Dunckerſchen entſprächen — mit Ausnahme einiger Induſtrie⸗ 
zweige in Gent. Auch die katholiſchen Vereine waren nur wenig zahlreich, 
weil ſie am Mißtrauen der Konſervativen ſcheiterten; immerhin blieben die von 
der Commission syndicale gegebenen Ziffern hinter der Wirklichkeit zurück, und 
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einige Zeit ſpäter ſchätzte Pater Rutten die Zahl der in katholiſchen Vereinen 
Organiſierten auf 11000. Wenn man dieſer Zahl diejenigen der neutralen und 
der ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften hinzufügte, ſo käme man alſo auf ungefähr 
110000 Gewerkſchafter bei 800000 in der Induſtrie beſchäftigten männlichen 
und weiblichen Arbeitern. 

Aber dieſe Ziffern, die an und für ſich ſchon wenig befriedigend ſind, werden 
es noch viel weniger, wenn man ſie näher unterſucht. 

Im allgemeinen haben die Gewerkſchaften in Belgien nur minimale Ein— 
nahmen. Bis auf einige Ausnahmen verlangen ſie von ihren Mitgliedern 
ganz ungenügende Beiträge, viele betragen kaum 30 Centimes pro Woche. 
Überdies gewähren die meiſten von ihnen infolge ihrer übertriebenen Vorliebe 
für lokale Organiſation und ihrer Antipathie gegen die ſo notwendige Zentrali— 
ſation, der Commission syndicale nicht die Unterſtützung, auf die fie zu zählen 
berechtigt wäre. 

Daraus erklärt ſich namentlich der ungenaue und lückenhafte Charakter 
der Angaben, die wir über die Gewerkſchaftsbewegung beſitzen. Da die Ge— 
werkſchaften zu nachläſſig waren, um der Zentralkommiſſion die Grundlagen 
zur Statiſtik zu liefern, müßte man, um ihren Kaſſenbeſtand und ihre Mit- 
gliederzahl genau feſtzuſtellen, bei jeder einzelnen eine perſönliche Enquete ver— 
anſtalten. 

Trotz alledem iſt jedoch in den letzten Jahren ein gewiſſer Fortſchritt zu 
konſtatieren. 

Während die liberalen Gewerkſchaften ebenſo wie ihre deutſchen Eben— 
bilder ohne Bedeutung blieben, zählten die chriſtlichen Gewerkſchaften zur Zeit 
ihres letzten Kongreſſes (1904) insgeſamt 14759 Mitglieder. Die ſozialiſtiſchen 
und die neutralen Gewerkſchaften ſind, wie die letzten Gewerkſchaftskongreſſe 
deutlich zeigen, beſtrebt, ihre Beitragsſätze zu erhöhen, ſtändige Sekretariate zu 
ſchaffen und durch eine beharrliche Agitation ihre Mitgliederzahl zu vermehren. 

Man kann jagen, daß heute die gewerkſchaftliche Frage für die Arbeiter- 
partei die Hauptfrage iſt: nämlich Mittel zu finden, um die gewerkſchaftliche 
Organiſation auf gleiche Höhe mit der politiſchen und genoſſenſchaftlichen 
Organiſation zu bringen. 

Zu dieſem Zwecke wurde eben 1899 nach dem Beiſpiel von Deutſchland 
neben der politiſchen Parteileitung die Commission syndicale begründet. 
Um ſich dieſer Kommiſſion anzuſchließen, brauchen die beruflichen Ver: 
einigungen nicht notwendigerweiſe zur Partei zu gehören. An den Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſen, die alljährlich am Weihnachtstage im Brüſſeler Volkshauſe abge- 
halten werden, beteiligen ſich neben ausgeprägt ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften 
auch neutrale, wie die Diamantſchleifer Antwerpens, die Glasmacher aus 
Charleroi, der Textilarbeiterverband aus Verviers, die Arbeiterverbände des 
| Buchgewerbes — Buchdrucker, Buchbinder, Lithographen — und der Berg: 
arbeiterverband. 

Es iſt ſogar unzweifelhaft, daß mit Ausnahme einiger Gewerkſchaften (wie 
die Genter Weber, die Zigarrenarbeiter, der Metallarbeiterverband) die haupt⸗ 
ſächlichſten Gewerkſchaften und gewerkſchaftlichen Verbände der Arbeiterpartei 
nicht angehören. 

Schon allein unter den neutralen Gewerkſchaften und Verbänden finden 
ſich alle nur denkbaren Abſtufungen von wirklicher bis zu bloß nomineller 
Neutralität. 
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Der Bergarbeiterverband zum Beiſpiel, der ſchon für ſich allein un⸗ 
gefähr die Hälfte der Gewerkſchafter umfaßt, beſteht lediglich aus ſozialiſtiſchen 
Arbeitern, von denen die meiſten der ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei als Mit⸗ 
glieder von Genoſſenſchaften oder von Unterſtützungskaſſen angehören. Seine 
Führer ſind ſämtlich entweder ſozialiſtiſche Abgeordnete oder Agitatoren. Seine 
Zeitung ſteht politiſch ganz und gar auf dem Boden der Partei. Wenn er 
dieſer nicht formell angehört, ſo beſonders deshalb, um nicht zur politiſchen 
Organiſation Beiträge zu zahlen, die ſeine Mitglieder faſt alle bereits in 


anderer Form ſchon entrichten. 


Der Buchgewerbeverband enthält dagegen bei uns wie in den meiſten 
anderen Ländern ſowohl eine große Menge Sozialiſten als auch ſolche Elemente, 
die der Arbeiterpartei gleichgültig oder gar feindlich gegenüberſtehen. Auf den 
Gewerkſchaftskongreſſen ſtellt er die ausſchließlich, um nicht zu jagen egoiſtiſch⸗ 
gewerkſchaftliche Tendenz dar, welche die großen engliſchen Trade Unions kenn⸗ 
zeichnet. Wenn er der Commission syndicale überhaupt angehört, ſo geſchieht 


dies nur zur Wahrung ſeiner Berufsintereſſen. 


Zwiſchen dieſe beiden Extreme, den Buchgewerbeverband und den Berge 


arbeiterverband, ſtellen ſich die Glasmacher von Charleroi, die faſt ſämtlich 


Sozialiſten ſind, die Weber von Verviers, bei denen man ebenſo wie bei der 
franzöſiſchen Confédération du travail gewiſſe anarchiſtelnde Anwandlungen 
konſtatieren kann, die mächtige Vereinigung der Diamantſchleifer von Antwerpen, 


deren Führer ſich mehr und mehr der Arbeiterpartei nähern. 


Trotz ſcheinbarer Ausnahme bleibt alſo das Faktum beſtehen, daß das Gros 


der gewerkſchaftlichen Bewegung eng mit der politiſchen Bewegung der Arbeiter⸗ 
klaſſe verbunden iſt. 


Die Gewerkſchaften nach engliſchem Muſter ſind in verſchwindender Minder⸗ 
heit. Die wenigen anarchiſtelnden, welche verſuchen, ſich in die gewerkſchaft⸗ 
lichen Vereinigungen einzuſchleichen, ſind im allgemeinen „Vögel, die aus 
Frankreich kommen“. Außer den chriſtlichen Gewerkſchaften ſchließen ſich faſt 
alle gewerkſchaftlichen Organiſationen tatſächlich, wenn ſchon nicht formell an 


die Arbeiterpartei an. 


Es kann alſo in Belgien gar nicht oder faſt gar nicht von neutralen 


Gewerkſchaften in dem Sinne die Rede ſein, den die engliſchen Trade 
Unioniſten oder die franzöſiſchen Antiparlamentarier mit dieſem Begriffe ver⸗ 


binden. 
Manche unſerer Genoſſen fragen ſich nun aber, ob es nicht im Intereſſe 


der gewerkſchaftlichen Bewegung und ſogar im Intereſſe der ſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung in ihrer Geſamtheit ratſamer iſt, die berufliche Organiſation des Prole⸗ 


tariats von der politiſchen zu trennen. 
Indem man an alle Arbeiter appellierte, ohne von ihnen eine formelle 


Zuſtimmung zum ſozialiſtiſchen Programm zu fordern, gab man ſich der Hoffe 


nung hin, ſie leichter der Organiſation zugänglich zu machen, ſie ſchrittweiſe 


unter den Einfluß der Partei zu bringen, ſie nach und nach von der Wahrung 


ihrer beruflichen Intereſſen zur Wahrung ihrer Klaſſenintereſſen überzuführen. 
In einem beſtimmten Milieu mag dieſe taktiſche Neutralität möglicherweiſe 
günſtige Reſultate ergeben. Wir wollen ſie nicht ganz und gar verdammen, aber 


andererſeits wollen wir nicht verſchweigen, daß ſie uns Befürchtungen einflößt. 


Das Beiſpiel der anderen Länder zeigt uns tatſächlich nur zu viele Unzu⸗ 


träglichkeiten, die ſich ſowohl für die politiſche als auch für die gewerkſchaft⸗ 5 
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che Tätigkeit der Partei aus der Errichtung einer dichten Scheidewand zwiſchen 
ieſen beiden notwendigen proletariſchen Betätigungsarten ergeben. In Eng⸗ 
ud beginnen ſelbſt die Trade Unioniſten nach langen Erfahrungen in dieſer 
ichtung die Notwendigkeit zu erkennen, daß mit ihrer ökonomiſchen Tätigkeit 
me unabhängige politiſche verbunden werden müſſe. In Frankreich iſt ohne 
zweifel die Haupturſache für die Kriſe des Sozialismus in der Scheidung 
viſchen parlamentariſchem und gewerkſchaftlichem Sozialismus zu ſuchen. 
zelbſt eine parlamentariſche Gruppe überzeugteſter Sozialiſten müßte, wenn 
e ganz ſich ſelbſt überlaſſen bleibt, wenn ſie ausſchließlich unter dem Einfluß 
er Couloirs und der Redaktionsbureaus ſteht und von einer ſtändigen, innigen 
nd tiefgreifenden Verbindung mit den proletariſchen Maſſen abgeſchnitten iſt, 
hließlich in einen parlamentariſchen Kretinismus verfallen, wie ihn Marx 
ereits diagnoſtiziert hat. Und was wird aus einer Gewerkſchaft, mag ſie ſich 
uch der großen Intereſſen der Arbeiterklaſſe noch ſo ſehr bewußt ſein, wenn 
e lediglich auf ihre gewerkſchaftliche Tätigkeit angewieſen iſt und ohne jede 
zerührung mit dem politiſch organiſierten Sozialismus bleibt? Sie wird in 
erderblicher Weiſe entweder dem korporativen Egoismus, wie er in dem alten 
rade Unionismus ſeinen Ausdruck findet, verfallen oder dem Revolutiona— 
ismus in Worten, den „Barrikadenhelden“ des Anarchismus modernen 
Stils. 

Deshalb find die belgiſchen Sozialiſten in ihrer überwiegenden Mehrheit 
er Meinung, daß gewerkſchaftliche Neutralität bisweilen durch die Umſtände 
ebotene Taktik ſein kann, daß aber ſtets ein Zweck im Auge behalten und 
in Endziel direkt oder indirekt erreicht werden muß, nämlich das ſtändige Zu⸗ 
ammenwirken aller Formen proletariſcher Betätigung. 

Wenn man nicht will, daß die Politik zu einer öden Politiſiererei degene- 
iert, daß die Gewerkſchafter zu beſchränkten „Praktikern“ herabſinken oder 
ich in unfruchtbarem Wortſchwall ergehen, und daß das Genoſſenſchaftsweſen 
ur bloßen Geſchäftsſache wird, ſo erſcheint es uns unerläßlich, daß die 
ſolitiſchen, gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Organiſationen, anſtatt 
ich geſondert zu entwickeln, ſich lieber miteinander vereinigen, um zuſammen 
in größeres Ganzes zu bilden: nämlich die Arbeiterpartei, daß heißt die 
nit allen Mitteln für eine vollkommene Befreiung kämpfende Arbeiterklaſſe. 

Dies war ſtets unſere Taktik. Ehe wir die ändern, wollen wir erſt warten, 

is die der anderen beſſere Reſultate gezeitigt hat. 


3eneralftreik und maifeier auf dem Gewerkſchaftskongreß 
in Köln. 
Don Emil Kloth. 


Er lebt immer noch, der Generalſtreik, trotzdem man ihn ſchon ſo oft begraben 
hat, oft, ohne ihm auch nur ein anſtändiges Begräbnis bewilligen zu wollen. Und 
vie man im gewöhnlichen Leben dem Totgeſagten ein langes Leben prophezeit, ſo 
vird auch der Generalſtreik — wir wollen der Kürze wegen dieſen Ausdruck bei- 
ehalten — trotz feines Armeſünderbegräbniſſes eine fröhliche Urſtänd feiern. Daß 
hm aber ein ſolches Begräbnis in Köln zugedacht iſt, beweiſt ja der Beſchluß der 
konferenz der Vorſtände der Zentralverbände, die im Oktober 1904 im Berliner 
Bewerkſchaftshaus tagte und ausdrücklich einen Gegner des Generalſtreiks als 
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der Maifeier einen Beſchluß faſſen könnte, dem ſich die Gewerkſchaften dann wohl 
oder übel zu fügen hätten; nun könne man es auch einmal umgekehrt machen“. 

Es muß ja nun ohne weiteres zugegeben werden, daß die Anſichten über den 
Generalſtreik einem ſehr ſtarken Wechſel unterworfen geweſen ſind; weniger in 
Deutſchland als vielmehr in den romaniſchen Ländern, in denen die Anhängerſchaft 


gar parlamentariſchen Tätigkeit gewürzt war. Eine Ausnahme bildet in Deutſch⸗ 
land jene bekannte Bewegung der „Jungen“, die aber die Arbeiterbewegung nur 
als kurzlebige Schaumwelle an ihrer Oberfläche beeinflußte und ſie nicht aus ihrem 
tiefgründigen Bette der Betätigung auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens hinaus 
zudrängen vermochte. Immerhin haben dieſe „Jungen“ einen gewiſſen Einfluß 
auf die damalige Gewerkſchaftsbewegung, u und das mit Recht, ausgeübt, da die 
Stärkung der Gewerkſchaften damals eine zwingende Notwendigkeit wur und ein 
prononziertes Betonen der Bedeutung der wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeitet 
klaſſe nicht Schaden konnte. Dagegen waren die „Jungen“ mit ihrer berſchätzung 
des Generalſtreiks genau ſo auf dem Holzweg, wie ſie es jetzt mit der Unterſchätzung 
desſelben ſind. Denn das muß feſtgehalten werden: faſt alles, was ſich von den 
ehemaligen „Jungen“ und den ihren namhafteſten Teil bildenden Akademekern 10 
öffentlich betätigt, iſt entweder zum Bürgertum zurückgekehrt und hat damit ſeine 
Jugendeſeleien „geſühnt“ oder gehört zur äußerſten Rechten der Sozialdemokratie 
und wäſcht hier mit evolutioniſtiſchem Roſenwaſſer die letzten Spuren ſein er reue 
tionären Vergangenheit ab. Man braucht bloß an die Schippel, Hans Müller = 
Kampffmeyer und tutti quanti zu denken und beſonders die Schrift Kampffmeyers 
aus dem Jahre 1892: „Die Bedeutung der Gewerkſchaften für die Taktik des Prole⸗ 
tariats“ mit ſeinem Artikel über den Generalſtreik im Novemberheft 1904 der 
„Sozialiſtiſchen Monatshefte“ zu vergleichen, um zu erkennen, wie Kampffmeyer 
ſeinen Standpunkt um und um gewendet hat. Dort die kühne Verherrlichung des 
Generalſtreiks und die Verachtung des parlamentariſchen Kampfes: denn „die 
Arbeiter werden ſich auf die Erwerbung der ökonomiſchen, der ſozialen Mad. zu ver⸗ 
legen haben. Sie brauchen ſich nicht den Kopf mit dem Legaliſieren und Kodifizieren 
der bereits vorhandenen Machtverhältniſſe zu zerbrechen. Haben ſich die Arbeiter 
eine gewiſſe Machtſtellung erobert, gut, dann wird dieſe Machtpoſition auch ihren 
geſetzlichen Ausdruck erlangen. Sie ſetzt ſich ſelbſt dank ihrer eigenen Kraft in Macht 
um.“ Hier aber, in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“, der fromme Glaube, die 
Volksmaſſen würden bei Aufhebung des jetzigen Reichstagswahlrechtes „das, was 
ſie nicht im Reichstag erreichen können, in den Landtagen der freiheitlichen ſüd⸗ 
deutſchen Einzelſtaaten zu erſtreben ſuchen “. Ganz abgeſehen von der etwas windigen 
„Freiheitlichkeit“ der ſüddeutſchen Staaten — welch ein politiſcher Weitblick, zu 
glauben: bei einer Vernichtung des Reichstagswahlrechtes würden die frei itlichen 
Inſtitutionen Süddeutſchlands unangetaſtet bleiben oder gar jo ausgebaut verden, 
um das erſtreben zu können, was im Reichstag verwehrt und unmöglich gemacht 
wurde! Wie denkt ſich der „Praktiker“ Kampffmeyer eigentlich eine ſolche Möglich⸗ 1 
keit? Es würde hier überflüſſig fein, auf Wandlungen und Anſchauungen Kampff⸗ 
meyers und anderer einzugehen, wenn es nicht eine unleugbare Tatſache we re, daß ö 
die große Mehrzahl der Gewerkſchaftsführer die evolutionären Anſchauungen Kampff⸗ 
meyers mehr oder minder teilt, was beſonders in bezug auf den Generalſt Ak gilt. 
Man hat daher den Wurzeln nachzuſpüren, aus denen jene Anſchauungen ihre Nahrung 
ziehen, will man die Stellung der deutſchen Gewerkſchaftsführer richtig erfe ſen. . 
Nun ſoll aber niemand ein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn ex ſeine 
Anſchauungen ſelbſt in einer ſo hochwichtigen Frage geändert hat, ſondern es N 
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hier kurz unterſucht werden, ob jene diametral der heutigen entgegengeſetzte An— 
chauung ihren Untergrund in den politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen fand 
ind ob ſich jetzt ein Wechſel aus denſelben Gründen erklären läßt. 

Wie war nun die Situation im Anfang der neunziger Jahre, als die Bewegung 
der Jungen einſetzte und eine radikale Anderung der Taktik verlangte? Hinter 
ins eine zwölfjährige Periode der Rechtloſigkeit, der grauſamſten Verfolgungen, der 
Zernichtung aller politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen und trotz alle— 
dem jener glorreiche Wahlſieg des Jahres 1890, der mit einem Schlage das Schand— 
ſeſetz zerſchmetterte. War das wirklich der Zeitpunkt, die Ausſichtsloſigkeit der 
zolitiſchen und parlamentariſchen Bewegung zu predigen, nachdem ſoeben ad oculos 
Jemonitriert worden war, wie tief breite Schichten des Volkes durch den politiſchen 
dampf aufgewühlt werden konnten? War dies auch wirklich der geeignete Augen— 
lick, um die allſiegende Gewalt der nur wirtſchaftlichen Aktion zu predigen, da doch 
as Verhältnis der verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen für uns weit ungünſtiger und 
bie Betriebsformen noch viel weniger dem rein ökonomiſchen Kampfe der Arbeiter an— 
zemeſſen waren als heute, wo Kampffmeyer die Sieghaftigkeit dieſer Gewalt zu er- 
veiſen ſucht? Dieſe Fragen müſſen entſchieden verneint werden, und deshalb wird mit 
Recht behauptet werden können, die „Jungen“ und mit ihnen Kampffmeyer haben ſich 
owohl in der Zeit wie in den Mitteln vergriffen; damals ſo gut wie jetzt. Denn mit 
edem Tage entwickelt ſich die ganze Struktur der bürgerlichen Geſellſchaft günſtiger für 
olitiſch⸗wirtſchaftliche Aktionen, und daher iſt es kein Zufall, wenn der Generalſtreik 
yenau ſoſgut wie die Sozialdemokratie nach jeder noch jo gründlichen theoretiſchen 
„Vernichtung“ kühn ſein Haupt erhebt: „Ich war, ich bin, ich werde ſein!“ Aber anſtatt 
85 Umwandlungsprozeß zu erkennen, anſtatt der wachſenden Macht der politiſchen 
ind gewerkſchaftlichen Organiſationen ſteigende Aufgaben zuzuweiſen, ſehen die 
Stürmer und Dränger von ehemals ihre ganze Lebensaufgabe darin, der Arbeiter- 
laſſe vorzumalen, was ſie nicht kann. Ein ſchlaffer Opportunismus, ein aus tauſend 
Rückſichten zuſammengeſetzter Poſſibilismus iſt an Stelle friſchen Wagemuts ge⸗ 
reten, und die quälende Furcht vor dem Siege bei der noch „jo unreifen“ Arbeiter⸗ 
Haft ſchreckt vor jeder Tat zurück, die ſich nicht im Geleiſe eines „ausgereiften“ 
Reviſionismus bewegt. Dazu brauchen wir jedoch die Akademiker als Offiziere der 
Arbeiterbewegung nicht; was wir nicht können, wiſſen wir als wirkliche Praktiker 
zuch ohſze fie, und faſt möchte man in dieſer Entwicklung vom blutigen Radikalen 
zum ſanfteſten Sozialreformer die Entwicklung der Bourgeoiſie im kleinen wider: 
zeſpiegelt finden. 

Haben nun aber die Gewerkſchaften Veranlaſſung, ſich dieſem Entwicklungsgang 
anzupaſſan? Drängen fie ſtarke Intereſſen dahin, allen Generalſtreikideen feindlich 
gegenüberzutreten? Wir behaupten: Nein! Denn in Deutſchland wirkt die General⸗ 
ſtreikider durchaus nicht als Sprengpulver gegen die unabläſſige gewerkſchaftliche 
Kleinarbeit. Und gerade der letzte Generalſtreik der Bergarbeiter iſt der beſte Beweis 
dafür, der beſſer als hundert Verſammlungsreden den Wert der gewerkſchaftlichen 
Organiſation beleuchtete und zum Maſſeneintritt in letztere Veranlaſſung gab. Wir 
meiner dabei niemals den Generalſtreik als Allheilmittel in anarchiſtiſcher oder 
Friede ergſcher Couleur; wir find auch weniger für den rein gewerkſchaftlichen 
Generalftreik eingenommen, der nur in fehr ſeltenen Fällen zur Anwendung kommen 
und zum Erfolg führen dürfte, ſondern wir können uns den Generalſtreik nur als 
politi ch⸗ökonomiſchen Maſſenſtreik denken, wie ihn Kautsky und Klara Zetkin auf— 
faſſen.“ Ob ein ſolcher Generalſtreik mit Sparkaſſenbüchern der Gewerkſchaften und 
ihrer Mitglieder ausgefochten werden kann, bezweifle ich ſehr, und wer den General- 
ſtreik y cht unter allen Umſtänden verwirft, der muß ſchon deswegen mit ganz 
deren Mitteln als dieſen rechnen, als die Veranlaſſung zum Generalſtreik niemals 
eine Vagatelle fein wird, ſondern eine ganze Kette von Gewalttätigkeiten, Ent⸗ 
rechtungen und Verfolgungen, wie ſich dies bei allen bisherigen Generalſtreiks ja auch 
gezeigt hat. In einem ſolchen Kampfe können uns Mittel aufgezwungen werden 
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ganz anderer Art, als ſie bei gewöhnlichen Lohnkämpfen in Anwendung kommen. 
Es iſt aber keineswegs notwendig, daß der Generalſtreik immer derartige Formen 
annimmt, und es wäre gerade unſere Aufgabe, auf Mittel zu ſinnen, die in ebenſo 
wirkſamer Weiſe den Erfolg verbürgten. g 

Allerdings könnte von gewerkſchaftlicher Seite mit einem gewiſſen Scheine von 
Recht gegen den Generalſtreik auf den glänzenden Aufſtieg der Gewerkſchaften hin⸗ 
gewieſen werden, der den Arbeitern ganz weſentliche Erfolge verſchafft habe und 
bei gleichbleibendem Wachstum den Arbeitern noch ganz andere Erhöhungen ihrer 
Lebenshaltung bringen werde, ſo daß ein Generalſtreik überflüſſig ſei. Ja, wenn 
die geſetzmäßige Entwicklung unter allen Umſtänden gewährleiſtet wäre, bei der wir 
nach Friedrich Engels rote Backen bekommen, ſo würde ja die Generalſtreikdebatte 
eine müßige Spielerei ſein. Allein von Bernſtein, Kampffmeyer und Leimpeters 
bis Kautsky rechnen alle mit der Wahrſcheinlichkeit, daß uns dieſer bequeme oder 
doch wünſchenswerte Weg, durch den Reichstag in das gelobte Land unſerer Hoff⸗ 
nungen zu kommen, eines Tages abgeſchnitten werden wird. Und über ihren guten 
Willen zu dieſem Gewaltſtreich laſſen uns ja auch die Scharfmacher nicht im ge⸗ 
ringſten im Zweifel. Dann aber ade! gewerkſchaftliche Organiſation, dann wird 
man nicht zögern, genau ſo gut wie nach Erlaß des Sozialiſtengeſetzes, die „legitimen 
Beſtrebungen“ der Arbeiter, das heißt die Gewerkſchaften von Grund aus zu zer⸗ 
ſtören oder ihnen doch alle „Giftzähne“ gegen das Kapital auszuziehen. Gewiß 
kann auch durch den Raub des Reichstagswahlrechtes die Arbeiterklaſſe nicht dauernd 
ihrer Macht entkleidet werden, und kein Menſch wird ſo töricht ſein zu fordern: 
An dem Tage, wo uns das Reichstagswahlrecht genommen wird, müſſen wir den 
Generalſtreik proklamieren. Anderſeits iſt jedoch der Glaube: die Scharfmacher 
würden nach der politiſchen Entrechtung uns im Vollbeſitz unſerer ſonſtigen Rechte 
belaſſen, ein ſolcher, der keine Berge zu verſetzen vermag und kaum einen Hund 
hinterm Ofen hervorlockt. 

Außerdem iſt der Strom der nurgewerkſchaftlichen Bewegung nicht mächtig 
genug, um die Arbeiterklaſſe in ſtetiger Fahrt einer beſſeren Zukunft zuzuführen, es 
ſei denn, er ſtrebt dem Ziele zu, das uns in der Überführung der geſamten Pro⸗ 
duktionsmittel in den Beſitz der Geſellſchaft winkt. Bei dieſer Behauptung gehen 
wir weniger von der Erwägung aus, daß in den großen monopoliſierten und kar⸗ 
tellierten Induſtrien der Einfluß der Gewerkſchaften ein ſehr geringer iſt und kaum 
jemals zu einer mitbeſtimmenden Macht werden dürfte, ſondern wir denken vielmehr 
an jenen Höhepunkt kapitaliſtiſcher Entwicklung, wie er nach und nach in allen 
Ländern der normale werden dürfte, das heißt, wo jedes Land imſtande ſein wird, 
von ſeiner überſchüſſigen Produktion große Mengen an das Ausland abzugeben, 
dieſes ſelbſt aber mit eigenen Produktionserzeugniſſen überſättigt iſt. In England 
ſcheint bereits der Gipfelpunkt erreicht zu ſein; die ehemalige Werkſtatt der Welt 
kann ſich der Folgen dieſer Entwicklung kaum mehr erwehren. Die Ein⸗ und Aus 
fuhrziffern werden von anderen Ländern prozentual weit überflügelt, die Arbeits⸗ 
loſigkeit unter den Arbeitern nimmt demzufolge in erſchreckender Weiſe zu. Von 
Lohnreduktionen wurden dort in elf Monaten des Jahres 1904 779 372 Arbeiter 
betroffen, was für ſie eine wöchentliche Lohneinbuße von 783 640 Mk. bedeutete, 
während nur 12 166 Arbeiter Lohnerhöhungen erhielten, gleich einer Lohnzulage von 
18 180 Mk. pro Woche. „Trotz der enormen Lohnreduzierungen der letzten Jahre 
ſind die Streiks in ſteter Abnahme begriffen“, ſchreibt das „Korreſpondenzblatt der 
Generalkommiſſion“, dem wir vorſtehende Zahlen entnehmen. Ja, wenn ein ſolcher 
Grad der kapitaliſtiſchen Entwicklung eingetreten iſt, dann hören die Streiks ſo gut 
wie auf, ſonſt würde auch noch der letzte Troſt, die trotzdem anhaltende Vermehrung 
der gewerkſchaftlichen Fonds, zum Teufel gehen. In dem auf ganz andere Zeit⸗ 
räume induſtriellen Aufſteigens als Deutſchland zurückblickenden England ſehen wir 
das Spiegelbild unſerer eigenen Zukunft trotz aller ſchönen Schlachtſchiffe und Plätze 
an der Sonne. Einſt wird auch für uns die Stunde ſchlagen, die mit eherner 
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Stimme die nahende Götterdämmerung der kapitaliſtiſchen Welt verkündet, die uns 
vielleicht zwingt, trotz aller Anathemen gegen den Generalſtreik, ihn als ſchwerſte 
Rüſtung aus der Waffenkammer hervorzuholen. Hüten wir uns, daß wir dann 
nicht dieſer Waffe völlig ratlos gegenüberſtehen. 

„Ein Generalſtreik kann nur kommen, wie ein Dieb in der Nacht, ganz unver— 
hofft, als eine ſpontane Eruption, aber niemals kann er vorbereitet werden“, ſchrieb 
der Redakteur der „Bergarbeiter⸗Zeitung“ im November 1904 in den „Sozialiſtiſchen 
Monatsheften“. Und darin hatte er recht, denn wir können das Erſcheinen eines 
Generalſtreiks, der mit Naturgewalt oder als „ſpontane Eruption“ wie der Berg⸗ 
arbeiterſtreik an uns herantritt, ebenſowenig zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
vorausbeſtellen wie das Kommen eines Diebes in der Nacht. Aber wir können uns 
ſowohl auf den Dieb wie auf den Generalſtreik vorbereiten und ſie würdig empfangen 
— jeden nach ſeinem Wert —, wenn ſie ohne unſere Einladung kommen ſollten. 

Faſt möchten wir annehmen, daß jener Beſchluß der Gewerkſchaftskonferenz: 
einen Referenten gegen den Generalſtreik zu ernennen, durch die Ereigniſſe über⸗ 
holt und vernichtet worden iſt, da ſeitdem (außer dem deutſchen Bergarbeiterſtreik) 
jene politiſchen Maſſenſtreiks in Rußland ausgebrochen ſind, die unſtreitig das ge⸗ 
ſamte öffentliche Leben Rußlands in ganz anderer Weiſe beeinflußt haben, als die 
jahrzehntelange Tätigkeit der „Intelligenz“ es vermochte. Und man darf wohl der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß dieſer Anſchauungsunterricht auch an den deutſchen 
Gewerkſchaften nicht ſpurlos vorübergegangen ſein und in dem Referat Bömelburgs 
zum Ausdruck kommen wird, zumal Bömelburg in ſeiner wirkungsvollen Schlußrede 
als Vorſitzender des Gewerkſchaftskongreſſes zu Frankfurt a. M. im Jahre 1899 
ſelbſt erklärte: 

„Und feſtſtehend iſt es auch, daß die weitaus größte Mehrzahl der Mitglieder 
in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung zu der feſten Überzeugung gekommen iſt, 
daß es nicht früher eine wirkliche Verbeſſerung der Lage des arbeitenden Volkes gibt, 
daß es nicht früher möglich iſt, die ſoziale Ungerechtigkeit zu beſeitigen, als bis die 
Grundwurzel alles Übels beſeitigt iſt, bis an [Stelle der heutigen kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsweiſe die kollektiviſtiſche getreten iſt. Dieſe Überzeugung iſt heute nahezu 
Gemeingut in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung, und diejenigen, die eine Spal- 
tung von der Zukunft erhoffen, werden ſich davon überzeugen müſſen, daß ſie ſich 
einem Irrwahn hingegeben haben.“ 

Und ſchrieb doch ſelbſt das „Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſion“ am 

25. März 1905 über den Bergarbeiterſtreik: 
„Wir haben bereits am Abſchluſſe des Kampfes dargelegt, unter welchen ſtra⸗ 
tegiſchen Geſichtspunkten derſelbe geführt wurde und einzig geführt werden konnte, 
— als ein ſozialpolitiſcher Maſſenkampf mit dem Ziel einer geſetzgeberiſchen 
Preſſion.“ 

Alſo eine Empfehlung des politiſchen Maſſenſtreiks! 

Steht man dem Generalſtreik feindlich oder mit ſehr kühler Reſerve gegenüber, 
ſo vermag man ſich ſelbſtverſtändlich nicht für die Maifeier zu begeiſtern, die mit 
Regelmäßigkeit alljährlich wiederkehrt und ſo bei ſtrikter Durchführung eine Art 
angeſagter Generalſtreik bedeuten würde. Für manche Gewerkſchaften fällt nun auch 
der 1. Mai in eine Zeit ungünſtiger Geſchäftskonjunktur; andere ſind wieder durch 
kollektive Arbeitsverträge gebunden, und ſo iſt es wohl begreiflich, wenn bei den 
verhältnismäßig hohen Koſten, die überdies die Maifeier mit ſich bringt, eine ge⸗ 
wiſſe Unluſt vorhanden iſt, den Beſchlüſſen der internationalen Arbeiterkongreſſe 
auf Arbeitsruhe nachzukommen. Vielfach ſteigert ſich dieſe Unluſt bis zum vollendeten 
Skeptizismus, der an der Maifeier kein gutes Haar mehr läßt und ihr jeden Wert 
abſpricht. Das heißt weit übers Ziel hinausgeſchoſſen, denn ohne Zweifel hat die 
Maifeier dem Streben der Arbeiterſchaft nach Verkürzung der Arbeitszeit mächtige 
Impulſe gegeben, und dieſe Wirkung wird ſie auch in Zukunft ſehr wohl auszu⸗ 
üben vermögen. Es wäre ja auch verwunderlich, wenn das feierliche Gelöbnis am 
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1. Mai, für den Achtſtundentag zu kämpfen, feine Spuren in die Gemüter von 
Millionen eingegraben haben ſollte. Und die Tränen, die wegen des verlorenen 
Arbeitslohnes am 1. Mai fließen, können kaum beſtimmend ſein, der Maifeier ihren 
Wert abzuſprechen; hieße es doch dem Einfluß der Gewerkſchaftsorganiſationen auf 
die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe ein trauriges Zeugnis ausſtellen, wenn durch den 
Verluſt dieſes einen Arbeitstages das Einkommen der Arbeiter weſentlich geſchmälert 
würde. Es würde ſich nach allem dieſem empfehlen, daß der Gewerkſchaftskongreß 
den Verbänden zur Pflicht machte, in ihren Forderungen an und in ihren Verträgen 
mit den Unternehmern die Freigabe des 1. Mai mit aufzunehmen. Mag man auch 
einwenden: gerade dieſe Forderung würde den größten Widerſtand der Unternehmer 
hervorrufen und ſie würde vielfach nur einen dekorativen Wert haben, ſo kann dem 
entgegengehalten werden, daß wir auch an die Geſetzgeber viele Forderungen immer 
wieder erheben, von denen wir wiſſen, daß ihnen nicht gleich Geſetzeskraft zuteil 
wird. Trotzdem hält uns dies nicht davon ab, dieſe Forderungen immer wieder 
aufzuſtellen. Will man, wie verſichert wird, aber lediglich nur die heutige Form 
der Maifeier zerbrechen, ſo hüte man ſich, daß nicht der Spiritus dabei zum Teufel 
geht und nur das Phlegma übrig bleibt. 


Eine Fufion auf gewerkſchaftlichem Gebiet. 


Von Hermann Müller, 


Daß eine Gewerkſchaft, die weit über die Hälfte der Berufsangehörigen organi⸗ 
ſiert hat, durch ihre Machtſtellung vielfach ſchöne Erfolge erzielte und eine Reihe 
Tarifabſchlüſſe durchſetzte, liquidiert und ihre Mitglieder der bisherigen Unter⸗ 
ſtützungs vereinigung derſelben Berufe, die ſich zu einer Gewerkſchaft ausbaut, 
überweiſt, dürfte ein Vorgang ſein, der in der Geſchichte der Gewerkſchaftsbewegung 
vereinzelt daſteht und daher wohl von allgemeinem Intereſſe iſt. 

Der Verband der Lithographen, Steindrucker und verwandten Berufe beſchloß 
auf der zu Oſtern im Berliner Gewerkſchaftshaus tagenden Generalverſammlung 
ſeine Auflöſung. Andererſeits beſchloß der Senefelderbund, der bisher nur 
Unterſtützungsvereinigung geweſen war, die Annahme eines neuen Statuts, die ihm 
den Charakter einer dem S 152 der Gewerbeordnung entſprechenden Organiſation 
gibt, und zugleich beſchloß er, am 1. Juli dieſes Jahres die Mitglieder des Ver⸗ 
bandes mit deſſen ſämtlichen Aktiven und Paſſiven zu übernehmen. 

Der Senefelderbund macht dabei kein ſchlechtes Geſchäft. Laut Rechenſchafts⸗ 
bericht des Verbandsvorſtandes beſitzt der Verband ein Vermögen von 218000 Mark, 
das dem Bund als Grundſtock ſeiner Gewerkſchaftskaſſe natürlich ſehr willkommen 
iſt. Der Umſtand, daß der Verband mit einem ſolchen Vermögensbeſtand ſeine 
Liquidation beſchloß, beweiſt, daß er nicht aus Schwäche kapitulierte, und der weitere 
Umſtand, daß der Beſchluß einſtimmig, ohne Widerſpruch, gefaßt wurde, zeigt, daß 
wichtige taktiſche Gründe ausſchlaggebend geweſen ſein müſſen. Dem iſt in der 
Tat ſo. Und obgleich der Verband ſeine Selbſtändigkeit dabei aufgegeben hat, ſo 
iſt doch dieſe Zuſammenlegung beider Organiſationen zu einer einzigen und daher 
kräftigeren ein ſchöner Sieg des Verbandes in einem faſt ein Jahrzehnt andauernden 
Kampfe. Ein Sieg, der ihm allerdings ziemlich unerwartet zugefallen iſt. 

Eine ganze Reihe von Gewerkſchaften führt zurzeit ähnliche Kämpfe. Die beruflichen 
Kranken⸗, Zuſchuß⸗ oder ſonſtigen Unterſtützungskaſſen ſind vielfach zu einem Hindernis 
der Entwicklung der Gewerkſchaften geworden. Die Kaſſen hindern dieſe, nicht nur 
das Unterſtützungsweſen, welches zur Feſtigung der Verbände außerordentlich viel bei⸗ 
trägt, auszubauen, weil es einen Einbruch in die Domäne der Kaſſen bedeutet, ſondern 
ſie verhindern auch, namentlich in wirtſchaftlich zurückgebliebenen Gegenden, vielfach 
überhaupt, daß die Gewerkſchaften feſten Fuß faſſen können. Faſt ausnahmslos ſind 
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fie die ältere Organiſation, die Mitgliedſchaft birgt weder Gefahren noch Mifhellig- 
keiten in ſich, da ihre Beſchränkung auf das Unterſtützungsweſen keinem Unternehmer 
gefährlich iſt. Die älteren Arbeiter, der ſeßhafte Stamm iſt es daher zumeiſt, der 
in den Kaſſen das Regiment führt. Sie fühlen ſich äußerſt wohl in der ihnen ſo 
zufallenden Rolle. Daß ſie „ſolidariſch“ denken, beweiſt ihre Mitgliedſchaft in der 
Kaſſe, ſie halten ſich für organiſiert und betrachten jeden als Friedensſtörer, der 
ihnen nachweiſt, daß ihre Kaſſe nicht das iſt, was der Arbeiter unter einer Organi— 
ſation verſteht, und daß ihre Kaſſe durchaus nicht geeignet iſt, für Beſſerſtellung der 
Arbeiter zu wirken. Sie gehen vollſtändig in ihrer Kaſſe auf, ſind ſonſt für nichts 
zu haben und werden dadurch vielfach zu ausgeſprochenen Gegnern der Gewerk— 
ſchaften. In den großen Städten oder den Induſtriezentren ſind ja die Arbeiter 
auch in den Unterſtützungskaſſen über dieſe Käuze hinweggeſchritten, aber ſelbſt da 
findet man vielfach noch Leute in den Kaſſenleitungen, die nicht hineingehören, die 
aber gewiſſermaßen gewohnheitsmäßig wiedergewählt werden. Hier können ſie aller— 
dings keinen Schaden mehr anrichten, hier hat der Verband längſt die notwendige 
Aufklärungsarbeit geleiſtet und den Unterſtützungs- uſw. Kaſſen den ihnen zugehörenden 
Platz angewieſen. Aber in der Provinz, da ſteht für viele Berufe die Sache noch 
ſo, daß die Gewerkſchaft dort ſchwach bleibt, wo die Unterſtützungskaſſen ſtark und 
bodenſtändig geworden ſind. Daher das Beſtreben der Gewerkſchaften, die Selb— 
ſtändigkeit der Kaſſen aufzuheben und ihre Angliederung an die Gewerkſchaft zu 
fordern — ein Beſtreben, das unſeres Wiſſens noch in keinem anderen als dem vor— 
liegenden Falle, und auch hier nur auf Umwegen, zum Ziele geführt hat. Mehrfach 
haben die Gewerkſchaften, des endloſen Verhandelns müde, trotz der nebenher be— 
ſtehenden Kaſſe dieſelben Unterſtützungszweige eingeführt und ſind ſo zu Konkurrenten 
der Unterſtützungskaſſe geworden. So zum Beiſpiel die Tabakarbeiter, die auf ihrer 
letzten Generalverſammlung die Krankenunterſtützung obligatoriſch im Verband ein— 
führten, obgleich eine Zentralkrankenkaſſe (Zuſchußkaſſe) der Tabakarbeiter beſteht, 
in der zwar ebenfalls die Majorität für Angliederung an den Verband iſt, aber 
nicht die erforderliche ſtatutengemäße Majorität. Die Metallarbeiter gedenken eben- 
falls trotz ihrer allgemeinen Kranken- und Sterbekaſſe im Verband die Erwerbsloſen— 
unterſtützung, alſo auch Unterſtützung in Krankheitsfällen, einzuführen. Solch Vor— 
gehen iſt erklärlich, unter Umſtänden ſogar notwendig. 

Rivalitäten der geſchilderten Art, uoch verſchärft durch beſondere Umſtände, 
beſtanden auch zwiſchen dem Senefelderbund und dem Verband der Lithographen 
und Steindrucker. Der Bund war die ältere der beiden Organiſationen. Wenn er 
auch im Laufe der Zeit zu einer reinen Unterſtützungsvereinigung geworden war, 
ſo hatten ſeinen Gründern doch andere Ziele vorgeſchwebt. Die zwölf Delegierten, 
die ſich am 29. November 1873 in Würzburg zur Gründung des Senefelderbundes 
zusammengefunden hatten, waren dorthin gegangen, um eine moderne Gewerkſchaft 
zu gründen. Sie waren delegiert von achtzehn über ganz Deutſchland verſtreuten 
Ortsvereinen, die alle zur Aufgabe hatten, die materiellen und geiſtigen Beſtrebungen 
ihrer Mitglieder zu fördern. Wirtſchaftliche Kämpfe, die 1872 in Nürnberg und 
1873 in Frankfurt a. M. ausgebrochen waren, hatten den Ortsvereinen die Not— 
wendigkeit zentralen Zuſammenſchluſſes vor Augen geführt, darum der Delegiertentag 
in Würzburg, darum aber auch das Beiſeiteſchieben Hirſch-Dunckerſcher Vertreter, 
die ſich dort ebenfalls eingefunden hatten, um die zu gründende Organiſation in 
das Fahrwaſſer des „Gewerkvereins der Lithographen, Maler, Koloriſten und ver- 
wandter Fächer“ zu leiten. Von ſolchen Beſtrebungen wollten die Delegierten nichts 
willen, die direkte Veranlaſſung ihrer Konferenz, die vorangegangenen wirtſchaft— 
lichen Kämpfe, hatte ihnen ſchon ſo viel proletariſche Dialektik eingepaukt, daß ſie 
für eine Lehre von Harmonie zwiſchen Arbeit und Kapital nichts mehr übrig hatten. 

Der Zweck des Bundes kam im 8 2 feiner damaligen Statuten zum Ausdruck: 
Der Verband erſtrebt die materielle Beſſerſtellung und geiſtige Hebung 
ſeiner Mitglieder, ſowie der Lithographen und Steindrucker über— 
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haupt. Seine Gründer wollten alſo eine Kampforganiſation im Sinne der modernen 
Arbeiterbewegung. Daß ſie dabei eines Bindemittels bedurften, war ihnen auch 


m 


klar, und da fie bei ihrer Gründung die Organiſation der Buchdrucker als Muſter 
anerkannten, führten ſie ſofort Unterſtützungen ein, und zwar wurde die Gründung 
einer Invalidenkaſſe mitbeſchloſſen. Der nächſte, 1874 in Gotha ſtattfindende Ver⸗ 

bandstag beſchloß weiter die Einführung der Reiſeunterſtützung, und der dritte 
Verbandstag von Dresden nahm die Gründung einer eingeſchriebenen Hilfskaſſe an, 
die ihren Sitz in Bremen haben ſollte. So war der Bund auf dem beſten Wege, 
ſich zu einer ſeinem Vorbild, der Buchdruckerorganiſation, entſprechenden gewerk⸗ 


ſchaftlichen Vereinigung auszubauen. Da kam das Scszialiſtengeſetz. Wenn dieſes 
auch den Bund nicht zur Auflöſung brachte, ſo bereitete es ihm doch ſo viel Schwierig⸗ 


keiten, daß er den Charakter einer Kampforganiſation völlig abſtreifte. Bei Inkraft⸗ 


treten des Geſetzes war Leipzig Sitz des Bundes. Die ſächſiſchen Mitgliedſchaften 
wurden durch die Behörden aufgelöſt, und eine Verlegung des Sitzes machte ſich 
erforderlich. Er ſiedelte nach Hamburg über. Da aber auch dort die Behörden 
Schwierigkeiten machten, wurden die entmannenden Statutänderungen vorgenommen, 
und ſeitdem blieb der Senefelderbund eine Verſicherungsgeſellſchaft. Er machte zwar 
eine Reihe innerer Wandlungen durch, nahm aber den Kampfcharakter auch nach 
dem Fall des Sozialiſtengeſetzes nicht wieder an. 

Selbſtverſtändlich konnten aber die Lithographen und Steindrucker die gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation ebenſowenig entbehren wie andere Berufe. Ihre erſte 
Zentralorganiſation — der Bund — hatte verſagt, fie mußten von neuem auf⸗ 
bauen. Der Weg über die Lokalorganiſationen, Berlin hatte ſchon 1885 wieder eine 
ſolche, Leipzig 1886, führte auch ſie wieder zum Zentralverband, der vom zweiten 
Kongreß der Lithographen zu Weihnachten 1890 in Magdeburg — ein erſter Kongreß 
hatte zu Weihnachten 1889 in Hannover getagt — ins Leben gerufen wurde und 
am 1. April 1891 in Wirkſamkeit trat. Es iſt bezeichnend, daß der Gedanke, den 
Senefelderbund wieder umwandeln zu wollen, auf beiden Kongreſſen gar keine Rolle 
ſpielte. 

Trotz ſeiner wiederholten Statuten- und Kaſſenänderung hatte der Senefelder⸗ 
bund ſein letztes Anhängſel, welches daran erinnerte, daß er früher andere, gewerk⸗ 
ſchaftliche, Ziele verfolgte: die Reiſeunterſtützung, beibehalten. Dies hinderte den 
Verband nicht, ſie ebenfalls ſofort bei ſeiner Gründung einzuführen, ſo daß beide 
Organiſationen auf dieſem Gebiet rivaliſierten, was notwendigerweiſe ſofort zu 
Streitigkeiten führte. Der Verband wollte die Reiſeunterſtützung für ſich allein 


reklamieren, und es lagen auch der Generalverſammlung des Bundes, die während 


der Weihnachtstage 1892 in Weimar tagte, ſchon aus drei Städten Anträge vor, die 
den Fortfall der Reiſeunterſtützung im Bunde forderten. Die Generalverſammlung 
beſchloß aber mit allen gegen drei Stimmen deren Beibehaltung. Dagegen lehnte 
ſie die beantragte Einführung der Arbeitsloſenunterſtützung ab mit der Motivierung, 
daß ſich der Bund damit vom neutralen Boden entferne und dieſe Unterſtützung 
beſſer vom Verband eingeführt werde. Anderer Meinung war der Verband. Das 
Schlagwort, daß die Unterſtützungseinrichtungen den Kampfcharakter der Gewerk⸗ 
ſchaften verwiſchen, herrſchte damals weit mehr als heute, wo es gelegentlich auch 
noch auftaucht. Der Verband lehnte zuerſt durch Urabſtimmung, dann auch 1895 
auf der Generalverſammlung in Nürnberg die Einführung der Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung ab. Die Generalverſammlung beſchloß, daß eine gemeinſame Regelung des 
Unterſtützungsweſens dergeſtalt erfolgen möge, daß dem Verband die Reiſeunter⸗ 
ſtützung allein zufallen, während der Bund an deren Stelle die Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung einführen ſolle. Ein ſpäteres gemeinſames Zuſammengehen wurde in der 
gleichen Reſolution als erſtrebenswert bezeichnet. 

Tatſächlich führte der Bund auf ſeiner im gleichen Jahre ebenfalls in Nürn⸗ 
berg tagenden Generalverſammlung die Arbeitsloſenunterſtützung ein. Aber er 
weigerte ſich entſchieden, die Reiſeunterſtützung fallen zu laſſen, ſie wurde als 
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das Lebenselement des Bundes bezeichnet, als die beſte Zugkraft für den Eintritt. 
Sie wurde beibehalten. Auf dieſer Generalverſammlung ſchon ſprach einer der 
Leipziger Delegierten aus, es ſei ein Unding, daß beide Vereine nebeneinander 
beſtünden. Einer müſſe zugunſten des anderen und zum Wohle der Mitglieder ver- 
ſchwinden, der verbleibende dann im Sinne der Buchdrucker-Vereinigung ausgebaut 
werden. 

Die Verſchmelzungsbewegung kam langſam in Fluß. Schwere wirtſchaftliche 
Kämpfe, die der Verband durchzuführen hatte, ſowie die immer mehr zur Feind⸗ 
ſeligkeit ſich auswachſende Gleichgültigkeit vieler Nur⸗Bundesmitglieder brachte in 
Verbandskreiſen den Gedanken der Verſchmelzung bald allgemein zur Geltung. Der 
zweite Gewerkſchaftskongreß, der die Einführung der Arbeitsloſenunterſtützung den 
Gewerkſchaften empfahl, verfehlte auch auf die Mitglieder des Verbandes ſeine Wir⸗ 
kung nicht. Sie ſahen ein, daß es ein Fehler geweſen war, dem Bunde die Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung zu überlaſſen, und ſie ſprachen ſich durch Urabſtimmung für die 
Einführung derſelben aus, ebenſo die Generalverſammlung von Frankfurt a. M. 
vom Jahre 1898. Nun hatten beide Organiſationen die Reiſe⸗ und die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung. 

Bis zu dieſer Frankfurter Generalverſammlung hatte der Verſchmelzungs⸗ 
gedanke ſchon ſo viel Terrain gewonnen, daß in einer Sitzung beider Vorſtände eine 
Reſolution angenommen wurde, die die Verſchmelzung auf Grund eines Zweikaſſen⸗ 
ſyſtems vorſah. Eine allerdings ſonderbare Verſchmelzung, die im Grunde genommen 
alles beim alten gelaſſen und als Neuerung nur eine einheitliche Verwaltung beider 
Vereine gebracht hätte. Trotzdem machte ſich die Generalverſammlung des Ber: 
bandes dieſe Reſolution zu eigen. Aber den Mitgliedern des Bundes ging ſie viel 
zu weit, ſie nahmen durch Urabſtimmung dazu Stellung und lehnten mit erdrückender 
Majorität die Verſchmelzung ab. Ebenſo die Bundesgeneralverſammlung in Köln 
vom Jahre 1900. Dieſe brachte den Bund allerdings in eine ſonderbare Situation. 
Sie hatte wohl den Antrag auf Verſchmelzung abgelehnt, hatte aber merkwürdiger⸗ 
weiſe einen Antrag angenommen, wonach der Bund zu einer neutralen Organiſation 
ähnlich dem Buchdruckerverband auszubauen ſei. 

Eine Urabſtimmung mußte aus dieſem Dilemma heraushelfen. Sie verwarf den 
Ausbau, erklärte ſich aber damit einverſtanden, daß die Reiſe⸗ und Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung im Bunde beſeitigt und dem Verband überlaſſen wurden. Auf dieſer 
Baſis kamen beide Vereine zur Gebietsabgrenzung. Die Generalverſammlungen von 
Halle 1901 — Verband — und Saalfeld 1902 — Bund — hießen ebenfalls gut, 
daß der Bund als Unterſtützungszweige die Kranken- und Invalidenunterſtützung 
behalten ſolle, während dem Verband die Unterſtützungen gewerkſchaftlicher Natur 
allein zufallen ſollten. Beide Organiſationen übernahmen auch die Verpflichtung, 
auf ihre Mitglieder moraliſch einwirken zu wollen, daß ſie dem jeweilig anderen 
Verein beitreten ſollten. f 

Es gab Illuſioniſten, die der Meinung waren, daß damit ein dauernder Friede 
geſchaffen ſei. Betont werden muß, daß der Verbandsvorſtand und auch das Organ 
des Verbandes, die „Graphiſche Preſſe“, dieſen Frieden redlich gehalten haben. So 
redlich, daß ſie beide von der neuerdings mit aller Macht hereinbrechenden neuen 
Verſchmelzungsbewegung überraſcht wurden und beide gewiſſermaßen mit fortgeriſſen 
werden mußten. Diesmal kam im Gegenſatz zu früher die Anregung aus den 
Reihen der Bundesmitglieder. Aus nicht weniger als 21 Mitgliedſchaften kamen 
1904 zur Generalverſammlung in Kaſſel die Anträge auf Verſchmelzung beziehungs⸗ 
weiſe auf Ausbau des Bundes, und die Generalverſammlung des Bundes beſchloß 
mit 42 gegen 3 Stimmen im Prinzip die Verſchmelzung. Auf der kurz vorher in 
Dresden ſtattgefundenen Generalverſammlung des Verbandes erklärte ſich dieſer 
ebenfalls im Prinzip einſtimmig dafür. 

Was hatte binnen drei Jahren dieſen großen Umſchwung bewirkt? Einmal die 
raſche Entwicklung des Verbandes, der von 5000 Mitgliedern im Jahre 1900 auf 
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11000 im Jahre 1904 angewachſen war und in der gleichen Zeit ſein Vermöge 
von 61000 Mark auf 222000 Mark erhöht hatte; dann aber auch das Stehenbleibe 
des Bundes. Er konnte 1904 zwar auch 9000 Mitglieder gegen 6500 im Jahre 190 
aufweiſen, aber ſein Vermögen war nur um ein geringes, von 375000 Mark au 
381000 Mark, geſtiegen. Er war der Mitgliederzahl nach an zweite Stelle gerückt 
ſein Finanzgebaren hatte ſich enorm verſchlechtert. Die Zahl der Invaliden wa 
von 26 auf 154 geſtiegen, was bedingte, daß er im Jahre 1904 69824 Mark In 
validenunterſtützung zahlen mußte, gegen nur 16996 Mark im Jahre 1900. De 
Bund ſtand vor der Frage, entweder ſeine Leiſtungen herabſetzen oder ſeine Beiträg 
enorm erhöhen zu müſſen. Eine gründliche Reform war unbedingt erforderlich. De 


lag der Gedanke ſehr nahe, durch eine Maſſenzufuhr neuer Mitglieder den Bun! 


zu kräftigen. Und dieſe Maſſen fanden ſich im Verband, der mindeſtens 5500 Mit 
glieder hatte, die dem Bunde noch nicht angehörten. Selbſtverſtändlich ergriff dei 
Berband gern die Gelegenheit, dem Bruderzwiſt ein Ende zu machen. 

Wie ſollte aber die Vereinigung vor ſich gehen? Sollte, wie früher in Frankfur 
beſchloſſen war, lediglich ein Zuſammenlegen der Geſchäfte erfolgen, womit keine 
Seite gedient war, oder ſollten, wie von anderer Seite vorgeſchlagen wurde, all 
Mitglieder allen Kaſſen angehören und dadurch die Einheitskaſſe und ein Einheits 
beitrag geſchaffen werden? Die Bundesleitung wollte von einer ſolchen Verpflichtung 
für die gegenwärtigen Mitglieder nichts wiſſen, ſie wollte ihnen nur das Recht ein: 


räumen, allen drei Kaſſen beizutreten. Die neueintretenden Mitglieder ſollten aller: 


dings allen drei Kaſſen, aus denen ſich die Organiſation nach der Verſchmelzung 
zuſammenſetzen ſollte, der Gewerkſchafts-, der Unterſtützungs- und der Invalidenkaſſe 
beitreten. Für die beiden letzten Kaſſen wünſchte er ferner Beibehaltung der Alters⸗ 
grenze und des Geſundheitsatteſtes. Der Verbandsvorſtand ſah in ſeinem Statuten⸗ 
entwurf ebenfalls die drei Kaſſen vor, er wollte aber allen gegenwärtigen geſunden, 
nicht über vierzig Jahre alten Mitgliedern die Verpflichtung zum Eintritt auf⸗ 
erlegen. Altere oder kranke Mitglieder ſollten nur der Gewerkſchaftskaſſe angehören. 
Auch bei Neuaufnahmen ſollte ſo verfahren werden. 

Das wäre ein heilloſes Durcheinander geworden. Bei Annahme der Bundes⸗ 
vorſtandsvorſchläge wären nicht weniger als ſechs verſchiedenartige Mitglieder⸗ 
kategorien mit ſechsfach verſchiedenen Beiträgen und Rechten geſchaffen worden. 
Die Statutenberatungskommiſſion machte durch all dieſe Vorſchläge einen dicken 
Strich, ſie warf Altersgrenze und Geſundheitsatteſt über Bord und legte den beider⸗ 
ſeitigen Mitgliedern die Verpflichtung auf, allen drei Kaſſen beizutreten. Von der 
Einheitskaſſe ſah ſie ab, da ſie den Einwand aus der Welt ſchaffen wollte, daß die 
Gelder des Bundes lediglich zu Streikzwecken vom Verband gewünſcht und ver⸗ 


braucht werden ſollten. Die Generalverſammlung des Bundes, die zu Oſtern in 


Berlin tagte, ſtellte ſich auch auf den Standpunkt der Kommiſſion, fie fügte den 
ſchon beſtehenden Kaſſen des Bundes noch die Gewerkſchaftskaſſe an, ſtellte die ge⸗ 
werkſchaftlichen Aufgaben an erſte Stelle und erhöhte den durch Neueinführung der 
aus der Gewerkſchaftskaſſe zu zahlenden Reiſe-, Arbeitsloſen⸗ und Umzugsunter⸗ 
ſtützung entſprechenden erhöhten Leiſtungen den Beitrag von 60 Pfennig auf 1,20 Mark. 
Die Exiſtenz des Bundes wurde dabei nicht angetaſtet, der Bund erweiterte lediglich 
die Rechte ſeiner Mitglieder und führte einen entſprechend erhöhten Beitrag dafür 
ein. Der Verband, der gleichzeitig tagte, erklärte ſich nun für überflüſſig und er 
löſte ſich auf, indem er ſeine Mitglieder dem Bund überwies. 

Der Vorgang iſt taktiſch nicht ohne Bedeutung. Wäre die Auflöſung des Bundes 
gewünſcht worden, ſo hätte ſich bei einer eventuellen Urabſtimmung nicht die erfor⸗ 
derliche vierfünftel Majorität gefunden und beide Vereine hätten noch weiter neben⸗ 
einander beſtanden. Daß die Majorität der Bundesmitglieder für die Vereinigung 
in dieſer radikalen Form iſt, hat eine noch in letzter Stunde vor der Generalver⸗ 
ſammlung von den Verſchmelzungsgegnern . Urabſtimmung trotz ver⸗ 
wirrender Frageſtellung bewieſen. 
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Da ſich auch die Gerichte mit der Neuregelung zu befaſſen haben, ſo gewinnt 
fie noch erhöhte Bedeutung für die Gewerkſchaften. Fußend auf der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung, die im Jahre 1894 den Buchdruckerverband verpflichtete, einer Anzahl 
klagender Mitglieder ihre „wohlerworbenen Rechte“ auch nach ſeiner Umgeſtaltung 
zu ſichern, iſt eine Anzahl Bundesmitglieder klagbar geworden. Sie beantragen, 
daß der Bund verurteilt wird, anzuerkennen, daß er die Mitglieder ſeiner bisherigen 
Kaſſen nicht durch Majoritätsbeſchluß unter Androhung des Ausſchluſſes und da— 
durch bedingten Verluſt ihrer bisherigen Rechte zwingen kann, der Gewerkſchaftskaſſe 
beizutreten. 0 

Der Bund kann dem Ausgang der Klage mit Ruhe entgegenſehen, denn die 
Kläger haben überſehen, daß früher die organiſierten Buchdrucker einen Rechts: 
anſpruch auf die Unterſtützungen hatten, während der Bund auch ſchon bisher ſeine 
Unterſtützungen als freiwillige, nicht einklagbare, bezeichnete. Immerhin wird dieſer 
Prozeß nicht ohne Bedeutung ſein, er wird weiteren zukünftigen Verſchmelzungen 
anderer Organiſationen in rechtlicher Beziehung die Wege ebnen. Der Bund wurde 
ſchon einmal verklagt, als er die Reiſe- und Arbeitsloſenunterſtützung aufgab. Auch 
da fanden ſich Leute, die ihre „wohlerworbenen Rechte“ wahren wollten. Sie wurden 
abgewieſen. Das Gericht erkannte, daß der Verein Statutenänderungen ohne jede 
Ausnahme vornehmen könne. 

Auch in bürgerlichen Blättern wird gegen die Verſchmelzung Stellung genommen. 
Die „Staatsbürger⸗Zeitung“ ſchreit über ſozialdemokratiſchen Terrorismus, durch den 
alten Mitgliedern ihre „wohlerworbenen Rechte“ genommen werden ſollen, und in 
der „Sozialen Praxis“ artikelt das Verbandsmitglied Tiſchendörfer gegen den „Or— 
ganiſationszwang“. Das Gerede von den wohlerworbenen Rechten fällt ſofort in 
ſich zuſammen, wenn die Kaſſenverhältniſſe des Bundes, ſeine bisherigen Beiträge 
und Leiſtungen betrachtet werden. Der Bund ſtand vor der finanziellen Notwen— 
digkeit, eine Reform vornehmen zu müſſen. Nur durch den Maſſeneintritt der Ver⸗ 
bandsmitglieder, die der Invalidenkaſſe, dem Schmerzenskind des Bundes, während 
der zehnjährigen Karenzzeit mindeſtens eine halbe Million Mark an Beiträgen zu— 
führen, ohne bis dahin Anſprüche zu haben, iſt den jetzigen alten Mitgliedern der Bezug 
der ſtatutenmäßigen Unterſtützung geſichert worden. Anſtatt zu klagen, hätten die 
alten Bundesmitglieder eher Urſache zu danken. Auch die Erhöhung des Beitrags, 
die ſie ſich allerdings gefallen laſſen müſſen, können ſie dabei ruhig in Kauf nehmen. 
Als das Privatverſicherungsgeſetz in Kraft trat, ſtellte ein Verſicherungstechniker feſt, 
daß für die alten Leiſtungen des Bundes ein Beitrag von 1,20 Mk. pro Woche, der 
jetzige Beitrag bei den erhöhten Leiſtungen, erforderlich ſei, daß aber, um das da— 
mals vorhandene rechneriſche Defizit zu decken, eigentlich 2 Mk. pro Woche erhoben 
werden müßten. | 
Wenn nun die Verbandsmitglieder den alten Bundesmitgliedern ihre Anſprüche 
ſichern, ſo iſt es nicht mehr wie recht und billig, daß ſie als Gegenforderung den 
Eintritt in die Gewerkſchaftskaſſe ſtellen. Die alten Mitglieder haben ohne jede 
Gegenleiſtung die Vorteile mit eingeheimſt, die der Verband durch ſein Wirken dem 
geſamten Beruf verſchaffte, ſie haben abſeits geſtanden und die Wirkſamkeit des 
Verbandes gelähmt und unterbunden zum Schaden der Allgemeinheit. Daß ſie jetzt 
aufgerüttelt und energiſch an ihre längſt verſäumte und vergeſſene Organiſations— 
pflicht erinnert werden, mag manchem unbequem ſein, aber es wäre vollſtändig ver— 
fehlt, in dieſem beſonderen Fall in ein Lamento über Organiſationszwang ein— 
ſtimmen zu wollen. 


1 1 2 
nr | 
ar 


1 
| 


296 Die Neue Zeit 


Das franzöfifdye Zunftweſen am Vorabend der großen 
Revolution. 
Eine wirtſchaftsgeſchichtliche Studie. 
Von Ludwig Bueſſel. 
I 


In der berühmten Nacht des 4. Auguſt 1789 hatte die Nationalverſamm 
lung auch die Reform der Meiſterrechte beſchloſſen. Dem Programm folgte bal! 
die Ausführung durch das Geſetz von 1791. Die alte gewerbliche Verfaſſun 
wurde durch dasſelbe aufgehoben, es fielen die Zünfte, die Aufſeherpoſten, di 
Reglements.“ | 

Welchen Einfluß die Beſeitigung der Gewerbepolizei des ancien régime au 
die gewerbliche Entwicklung Frankreichs hatte, iſt hier nicht zu unterſuchen 
Dagegen ſoll uns eingehend die Frage beſchäftigen, welche Wirkung der Fal 
der Zünfte in ſozialer Hinſicht gezeitigt hat und zeitigen konnte. Vertraut man 
ſich in dieſer Frage der Führung der liberalen Geſchichtſchreibung an, jo wirt 
man zu der Auffaſſung gedrängt, daß das Edikt von 1791 ein ſchmähliche 
Monopol zerbrochen und dem freien Wettbewerb die Bahn geöffnet habe 
Dieſer Auffaſſung haben ſich ſelbſt ſozialiſtiſche Geſchichtſchreiber angeſchloſſen 
Auch in ſozialiſtiſchen Kreiſen wurde es bisher im allgemeinen als feſtſtehen! 
erachtet, daß die Vorſchriften der Zünfte in bezug auf die Erwerbung dei 
Meiſterrechtes den Zunftmeiſtern ein wirtſchaftliches Monopol verſchafft hätten 
das ſie zum Schaden ihrer Geſellen und Lehrlinge ausbeuteten. Der liberaler 
Behauptung, die monopoliſtiſche Politik der Zünfte ſei die Urſache geweſen, daß 
ein protzenhaftes Zunftmeiſtertum auf dem Elend der von der Meiſterwürd 
ausgeſchloſſenen Geſellenſchaft emporwuchern konnte, iſt unſeres Wiſſens vor 
ſozialiſtiſcher Seite bisher nicht entgegengetreten worden. 

Und doch geht auch hier die liberale Geſchichtſchreibung auf Schritt und 
Tritt fehl. Freilich, das Vorhandenſein reicher Zunftmeiſter, deren protzenhaft 
Behäbigkeit ſich grell von dem Elend ihrer Geſellen abzeichnete, ſoll von un 
keineswegs beſtritten werden. Es iſt aber nicht wahr, daß Reichtum oder Be 
häbigkeit die Regel bei den Zunftmeiſtern bildete. Gerade das Gegenteil if 
richtig. Wir behaupten, daß die Zahl der Zunftmeiſter, die über ein für di 
damalige Zeit erhebliches Betriebskapital und einen anſehnlichen Arbeiterſtamn 
verfügten, außerordentlich beſchränkt war und daß ihre Exiſtenz nicht das Pro 
dukt der Zunftordnung, ſondern gerade ihrer kapitaliſtiſchen Zerſetzung war 
Dieſe Erkenntnis hat nicht nur hiſtoriſches Intereſſe, ſie iſt auch für die Gegen 
wart nicht ohne Bedeutung; denn fie lehrt, daß die zünftige Regelung dei 
Kleingewerbes ſchon im achtzehnten Jahrhundert außer ſtande war, jene all 
gemeine Behäbigkeit des Handwerkerſtandes zu begründen, die nach der An 
ſchauung unſerer Zunft: und Innungsſchwärmer die direkte Folge jeder ftrenger 
Zunftordnung ſein ſoll. 

Wäre die Wohlhabenheit des Handwerkerſtandes durch die Regelung der 
kleingewerblichen Produktion, wie ſie unſeren Zunftſchwärmern als Ideal vor 
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ſchwebt, zu erreichen, ſo hätte die Lage der Handwerksmeiſter des ancien régime 
die denkbar glänzendſte fein müſſen. Denn alle Inſtitutionen der mittelalter- 
lichen Zunft übten noch am Vorabend der Revolution ihre volle Wirkſamkeit 
aus. In Wirklichkeit aber finden wir bei der Maſſe der Zunftmeiſter nicht 
Wohlſtand, ſondern wirtſchaftliche Bedrängnis, ja Pauperismus, nicht die be⸗ 
ſchauliche Ruhe des Monopols, ſondern einen durch Überfüllung des Gewerbes 
krankhaft geſteigerten Kampf ums Daſein. 

Daß trotz der Armut der meiſten Zunftmeiſter eine tiefe Kluft zwiſchen 
ihnen und der Geſellenſchaft gähnte, ſoll damit nicht geleugnet werden. Iſt 
doch auch heute in den Gewerben, die von der kapitaliſtiſchen Produktion direkt 
noch nicht berührt worden ſind, ein tiefer Gegenſatz zwiſchen Meiſter und 
Geſelle in der Regel vorhanden, obwohl keine rechtliche Schranke dem Geſellen 
den Eintritt in den Kreis der ſelbſtändigen Unternehmer verſperrt. Dieſer 
Gegenſatz iſt aber noch kein Beweis für den Wohlſtand der Meiſter. Ganz 
entſchieden iſt der Auffaſſung entgegenzutreten, daß die Zunftmeiſter des ancien 
régime dank der monopoliſtiſchen Politik der Zünfte ſich in einer günſtigeren 
Lage befunden hätten als die freien Handwerksmeiſter unſerer Tage, daß die 
rigoroſen Vorſchriften der Zünfte über den Zugang zum Gewerbe imſtande 
geweſen wären, den Kampf ums Daſein auszuſchalten und an die Stelle des 
erbitterten Konkurrenzkampfes einen Zuſtand beſchaulicher Ruhe, Behaglichkeit 
und Behäbigkeit zu ſetzen. 

II. 

Die Autoren, welche ſich mit dem franzöſiſchen Zunftweſen im achtzehnten 
Jahrhundert beſchäftigt haben, ſtanden bis in die jüngſte Zeit faſt durchweg 
unter dem Einfluß der Darſtellung, die Turgot als leitender Staatsmann von 
dem geltenden Rechte der Zünfte und ſeiner ökonomiſchen Wirkung in der Ein⸗ 
leitung zu dem Edikt vom Jahre 1776 gegeben hat. Seine durch Eleganz der 
Diktion und Kühnheit der Sprache gleich ausgezeichnete Darſtellung beginnt 
mit dem Hinweis, daß in faſt allen Städten des Königreichs die Gewerbe in 
den Händen einer kleinen Anzahl von Zunftmeiſtern konzentriert ſeien, die ein 
Monopol auf Herſtellung und Verkauf ihrer Produkte beſitzen. Nach dem gel- 
tenden Rechte könne ein Geſelle zur Selbſtändigkeit nur emporſteigen, wenn er 
das Meiſterrecht erwerbe. Allein der Geiſt der Ausſchließlichkeit, der die 
Zünfte erfülle, ſtrebe ſtets dahin, die Zahl der Meiſter nach Möglichkeit zu 
beſchränken. Zu dieſem Zwecke werde jedem, der nicht Sohn oder Schwieger⸗ 
ſohn eines Meiſters ſei oder eine Meiſterwitwe heirate, durch eine Reihe rigo⸗ 
roſer Vorſchriften in bezug auf Lehr⸗ und Geſellenzeit, Meiſterſtück und Ge⸗ 
bühren der Erwerb des Meiſterrechtes nahezu unmöglich gemacht. Der Mangel 
an Wettbewerb, eine Folge dieſes Zuſtandes, beraube die Konſumenten der 
Vorteile billiger und guter Arbeit. Allerdings laſſe die Zunft durch ihre Vor⸗ 
ſteher die Güte der Arbeit kontrollieren, aber der Korporationsgeiſt, von dem 
alle Zunftmitglieder durchdrungen ſeien, mache die Kontrolle wirkungslos. Das 
zünftige Recht auf Prüfung der Waren erweiſe ſich ſogar als eine mächtige 
Waffe, um einerſeits die auswärtige Konkurrenz fernzuhalten und andererſeits 
jede Oppofition gegen die Führer der Zünfte niederzuſchlagen.“ 

Auf den erſten Blick ſcheint für die Richtigkeit dieſer Darſtellung der Um⸗ 
ſtand zu ſprechen, daß ſie uns als offizielles Dokument entgegentritt, als Ein⸗ 
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leitung zu einem Geſetz, das einen Wendepunkt in der franzöſiſchen Wirtſchaf 
politik, einen Bruch mit der Tradition bezeichnet, und daß ſie aus der Fer: 
des mächtigen Generalkontrolleurs der Finanzen, des erſten Miniſters d 
Königreichs, gefloſſen, dem alle Mittel ſachkundiger Information zur Verfügu 
ſtanden. Was uns aber mit Mißtrauen gegen fie erfüllen muß, ift der ne 
Geiſt, aus dem heraus ſie entworfen, der allen erworbenen Rechten, die fi 
nicht auf das Allrecht des Kapitals zurückführen laſſen, den Krieg erkla 
Turgot, der die im Geiſte des ſtändiſchen Staates liegende erbliche Abſchließu 
der Zünfte als einen ſkandalöſen Verſtoß gegen das Naturrecht brandmar 
betrachtet dagegen die lebenslängliche Lohnarbeit im Dienſte des Kapitals g 
etwas für alle Zeiten Selbſtverſtändliches und Natürliches. „Die den Ga 
des Verkehrs kennen“, bemerkt er, „wiſſen auch, daß jede wichtige Unternehmu 
in Handel und Induſtrie zwei Arten von Menſchen erfordert: Unternehme 
die die zu jedem Gewerbe notwendigen Rohſtoffe und Werkzeuge vorſchieße 
und ſimple Arbeiter, die für einen vereinbarten Lohn auf Rechnung d 
erſteren arbeiten. Das iſt der wahre Urſprung des Unterſchieds zwiſchen Meiſt 
oder Unternehmer und Geſellen oder Arbeiter, der auf der Natur der Din 
ſelbſt beruht und nicht von der willkürlichen Inſtitution der Zünfte a 
hängig ift.“ ' J 

Trotz ſeines unleugbaren Mitgefühls für die Leiden der unteren Schicht 
des Volkes und der Lauterkeit ſeines Charakters ſteht Turgot — ohne fi 
freilich deſſen bewußt zu ſein — im Banne des Kapitalismus. Die noch lan 
nicht zur Vollendung gekommene Scheidung der Arbeiter von ihren Produktion 
mitteln erſcheint ihm bereits als das Normale und die daraus reſultieren 
Klaſſenbildung als das in der Natur der Dinge Begründete. Die höhe 
ſoziale Stellung der Meiſter, ſoweit fie nicht auf der Baſis des Kapitalbeſitz 
ruht, iſt Uſurpation. 

Dieſe Stellung Turgots nötigt zur Vorſicht und Nachprüfung. In erſt 
Linie: Iſt es glaubhaft, daß die Zunftordnung die Gewerbe in fa 
allen Städten in den Händen einer kleinen Anzahl von Zunf 
meiſtern konzentriert hatte? 

In Deutſchland war der Geiſt der Ausſchließlichkeit in den Zünften nie 
weniger entwickelt, das Emporſteigen der Geſellen, die nicht durch verwand 
ſchaftliche Bande mit den Zunftmeiſtern verknüpft waren, nicht weniger e 
ſchwert, und doch: „trotz aller Schranken, mit welchen der Zugang zum Meiſte 
recht verſperrt blieb, war es nicht gelungen, die Überſetzung zu verhüten.“ 
Dies erklärt ſich hinreichend aus dem Umſtand, daß allen Meiſterſöhnen d 
Zugang zur Meiſterſchaft ohne weiteres offen ſtand. Das Wachstum der B 
völkerung ſeit dem fünfzehnten Jahrhundert, das von keiner Zunahme di 
Intenſität der Landwirtſchaft begleitet war, nötigte die bäuerliche Bevölkerun 
zu einer unrationellen Zerſtücklung des Bodens und führte in den Städte 
zur Überfüllung der Gewerbe, obwohl hier wie dort das Emporſteigen 31 
Selbſtändigkeit nur den Söhnen der jeweiligen Betriebsinhaber vorbehalte 
war. Daß die Verhältniſſe in Frankreich ähnlich lagen, daß Turgots Bi 
hauptung in den Tatſachen keine Fundierung findet, dafür ſprechen gewichtige 
Gründe. | 


1 Turgot, a. a. O., Bd. VIII, S. 340. 
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0 ueſſel: Das franzöſiſche Zunftweſen am Vorabend der großen Revolution. 229 


An erſter Stelle! Als Turgot Generalkontrolleur der Finanzen wurde, be— 
ſuftragte er einen ſeiner Beamten, Bigot de Sainte⸗Croix, in einer Broſchüre 
ie öffentliche Meinung über die Maßregeln, welche er gegen die Zünfte plante, 
ſufzuklären. In der Streitſchrift Bigot de Sainte⸗Croix' wird unbeſchränkte 
Sewerbefreiheit gefordert, das heißt das Recht für jedermann, jedes beliebige 
gewerbe in jedem Umfange zu betreiben. Der Verfaſſer ſieht, ebenſo wie 
Furgot, den Krebsſchaden der Zünfte darin, daß fie den freien Wettbewerb 
zufheben oder doch erheblich mindern. Bezeichnenderweiſe findet aber Bigot 
ve Sainte⸗Croix die Urſache des Mangels an Wettbewerb nicht in der zu 
leinen, ſondern in der zu großen Zahl der Zunftmeiſter. Die Überfüllung 
der Zünfte, meint er, ſchließt die volle Beſchäftigung der Meiſter aus. Um 
eben zu können, ſehen ſie ſich genötigt, den Preis ihrer Arbeit ſo hoch zu 
etzen, daß ſie auch bei nicht voller Beſchäftigung den gewohnten Unterhalt 
inden. Der einzelne könnte wohl, wenn er mit dem Preis ſeiner Arbeit 
yerunterginge, ſich leicht ausreichende Beſchäftigung verſchaffen, aber der Kor— 
gorationsgeiſt erweiſe ſich ſtärker als das individuelle Intereſſe.! 

Die Angaben dieſes Verteidigers der Gewerbereform ſtehen in einem un— 
herſöhnlichen Widerſpruch zu den Ausführungen des Edikts von 1776 über die 
Ronzentrierung der Gewerbe in den Händen einer kleinen Anzahl von Zunft: 
meiſtern. Wir werden daher an der Hand der Gewerbeſtatiſtik prüfen müſſen, 
welche der beiden Behauptungen einen höheren Grad der Wahrſcheinlichkeit 
für ſich in Anſpruch nehmen kann. | 

Faſſen wir zunächſt die Verhältniſſe der zünftigen Gewerbe von Paris ins 
Auge. 

Wir beſitzen eine für unſere Beweisführung hinreichend genaue Statiſtik 
über die Zahl der Meiſter in der Zunft der Bäcker und der Goldſchmiede. 
Die Bäckerei hatte damals wie heute den Charakter eines ausgeſprochen ört⸗ 
lichen Gewerbes, das nur für den lokalen Markt arbeitete. Hier läßt ſich 
daher die Frage, ob der Betrieb dieſes Gewerbes wirklich das Monopol einer 
kleinen Anzahl von Zunftmeiſtern geweſen, leicht und ſicher beantworten, indem 
wir die Zahl der ſelbſtändigen Meiſter in Verhältnis zur Zahl der Pariſer 
Bevölkerung ſetzen. Im Jahre 1721 zählte man in Paris 757 Bäckermeiſter; 
Paris hatte damals kaum mehr als 500000 Einwohner; auf je 660 Ein- 
wohner kam alſo ſchon ein Bäckereibetrieb. Im Jahre 1890, bei voller Ge— 
werbefreiheit, hatte Paris mit einer Bevölkerung von 2400000 Einwohnern 
1522 Bäckereibetriebe, auf je 1600 Einwohner alſo nur einen Bädereibetrieb.” 
Unter der Herrſchaft der Gewerbefreiheit iſt alſo die Zahl der Betriebe im 
Verhältnis zur Bevölkerung ganz bedeutend zurückgegangen, und dies in einem 
Gewerbe, das ſich ſeinen handwerksmäßigen Charakter bis auf den heutigen 
Tag zum größten Teil bewahrt hat. Die engherzigſte Handhabung des Zunft— 
zwanges und die unbarmherzigſte Ausbeutung der zünftigen Zwangs- und 
Bannrechte ſeitens der Bäckerzunft vermochte alſo nicht, die Überfüllung im 
Bäckereigewerbe zu verhüten. 

Die bedeutende Abnahme der Betriebe unter der Herrſchaft der Gewerbe— 
freiheit lehrt uns die Beobachtung Bigot de Sainte-Croix' von der allzu 


N Des Cilleuls, Histoire et régime de la grande industrie en France, Paris 1898, 
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großen Zahl der Zunftmeiſter, die ein Hindernis des freien Wettbewerb 
ſei, ſchätzen. 

Bei der Gold- und Silberwarenfabrikation iſt die Frage, ob der Betri 
dieſes Gewerbes das Monopol einer kleinen Anzahl von Zunftmeiſtern wa 
weit ſchwieriger zu beantworten, weil das Gewerbe der Pariſer Gold- ur 
Silberſchmiede hinſichtlich des Abſatzgebietes einen nationalen und ſelbſt inte 
nationalen Zug aufwies. Das numeriſche Verhältnis der Zunftmeiſter zı 
Bevölkerungszahl kann daher nur in bedingter Weiſe als Beweis für od 
gegen das Vorhandenſein eines Monopols angeführt werden. 

Die mächtige Korporation der Goldſchmiede gehörte zu den reichſten un 
älteſten Zünften von Paris. Alle zünftigen Inſtitutionen hatten ſich in di 
Korporation der Gold- und Silberſchmiede bis zum achtzehnten Jahrhunde 
in voller Kraft erhalten. Mit rigoroſer Schärfe wurde von den Zunftvorſteher 
die Betriebs: und Warenkontrolle durchgeführt; neidiſch wachten fie über d 
Gerechtſame der Zunft und führten zahlreiche Prozeſſe mit den benachbarte 
Gewerben wie den Goldſchlägern, Edelſteinhändlern und Uhrmachern. Jet 
gewerbliche Tätigkeit außerhalb des Rahmens der Zunftordnung wurde m 
wilder Leidenſchaft verfolgt, der Fälſcher des Zunftſtempels mit dem Tode, di 
für eigene Rechnung arbeitende Geſelle mit der Galeere bedroht. Schon ſe 
dem ſechzehnten Jahrhundert war die Zahl der Meiſter auf 300 ftatutarifı 
beſchränkt und die Aſſoziation mehrerer Meiſter verboten. Die Zahl der Leh 
linge, die der einzelne Meiſter — abgeſehen von ſeinen Söhnen — halten durft 
hatte man auf einen beſchränkt und dabei die Lehrzeit auf acht Jahre erhöh 
Die Gebühren bei Verleihung des Meiſterrechts betrugen faſt 2000 Livres 
Der Geiſt engherziger Exkluſivität und kleinlicher Konkurrenzfurcht feierte alf 
bei den Goldſchmieden wahre Orgien. Und das Reſultat? Da einerſeits di 
Söhne der Meiſter ein erbliches Recht auf Zugang zum Meiſterrecht hatte 
und auch den Meiſterwitwen die Fortführung des Betriebes geſtattet war, un 
andererſeits die Zunft infolge hoher Beſteuerung durch den Staat ſich genötig 
ſah, Meiſterbriefe an Zunftfremde zu verkaufen, jo konnte die ſtatutariſche Bi 
ſchränkung der Zahl der Betriebe niemals durchgeführt werden. Statt 30 
zählte man im achtzehnten Jahrhundert 400 und mehr Betriebe. Von einer 
Monopol der Zunftmeiſter wird man angeſichts der Tatſache, daß ſchon au 
1250 Einwohner ein Betrieb kam, kaum ſprechen können, ſelbſt wenn man di 
ſich außerhalb des ſtädtiſchen Weichbildes bietende Abſatzgelegenheit in wein 
gehendem Maße berückſichtigt. 

In dieſem Zweige des Pariſer Kleingewerbes hat ſich freilich die Zahl de 
Betriebe unter dem Regime der Gewerbefreiheit vermehrt, da 1890 ſchon au 
850 Einwohner ein derartiger Betrieb kam. Erwägt man aber, daß ſich unte 
den Firmen des Pariſer Adreßbuches von 1890 auch die befinden, welche der 
Imitationsgewerbe angehören, zieht man ferner in Rechnung, daß ſich all 
dieſe Firmen auch mit der Herſtellung und dem Vertrieb von Waren beſchäftigen 
die nicht zu der alten Gerechtſame der Goldſchmiede gehören, und berückſichtig 
man ſchließlich die Ausbreitung des Abſatzgebietes durch den modernen Detail 
und Engroshandel, jo kommt man zu dem Schluß, daß durch die Einführung 
der Gewerbefreiheit ſelbſt in dieſer Branche ein Monopol wirtſchaftlicher Ar 
nicht zerbrochen werden konnte, weil ein ſolches nicht beſtand. | 
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Nicht anders lagen die Verhältniſſe in den anderen zünftigen Gewerben von 
Paris. Nach einer Gewerbezählung vom Jahre 1682, deren Glaubwürdigkeit 
von Kennern der gewerblichen Verhältniſſe des ancien régime nicht angezweifelt 
wird, lebten damals in Paris 17080 Zunftmeiſter, 38000 Geſellen und 6000 
Lehrlinge. Wenn wir die Bevölkerung von Paris gegen Ende des ſiebzehnten 
Jahrhunderts auf 500000 veranſchlagen, was eher zu hoch als zu niedrig ge— 
griffen erſcheint, ſo erhalten wir ſchon auf 30 Einwohner einen zünftigen Ge⸗ 
werbebetrieb. Von einem Monopol der Zünfte iſt da wenig zu erkennen. Im 
Gegenteil. Die Zahlen der Gewerbeſtatiſtik ſprechen eindringlich von einer 
Überfüllung aller Gewerbe. Die Bigot de Sainte⸗Croixſche Behauptung hat 
daher alle Wahrſcheinlichkeit für ſich; denn daß ſich im Laufe des achtzehnten 
Jahrhunderts hierin eine weſentliche Anderung vollzogen, iſt nicht anzunehmen. 
In den Provinzſtädten aber war die Zahl der zünftigen Betriebe noch größer. 
In Sens, einer Stadt mit 6000 Einwohnern, zählte man 1767 21 Schnitt⸗ 
warenhandlungen und Gewürzkrämer, 11 Tuchhändler, 24 Schreiner, 25 Schuh⸗ 
macher; im Jahre 1890 bei einer faſt doppelt ſo ſtarken Bevölkerung 12 Schnitt⸗ 
warenhandlungen, 14 Gewürzkrämer, 8 Tuchhändler, 8 Tiſchler, 13 Schub: 
macher. Ahnliche Zahlen ergeben ſich für Troyes und andere Provinzſtädte.“ 
Alſo auch hier keine Spur eines wirtſchaftlichen Monopols! (Schluß folgt.) 


Notizen. 


Eine wichtige Aufgabe der Gewerkſchaftspreſſe. Eine im beiten Sinne des 
Wortes zünftleriſche, wohl im falſchen Zungenſchlag entſchlüpfte, aber unzweifelhaft 
ernſtgemeinte Bemerkung eines Innungsobermeiſters und Handwerkskammermitglieds 
hat jüngſt der um das Münchener Fortbildungsſchulweſen ſehr verdiente Dr. Kerſchen⸗ 
ſteiner in einer amtlichen Denkſchrift über das gewerbliche Bildungsweſen der 
Offentlichkeit übergeben. Der Innungsobermeiſter hat erklärt: 

„Die Aufgabe des praktiſchen Unterrichts in unſeren fachlichen Fortbildungs- 

ſchulen ſei, den Lehrling in ſeiner praktiſchen Ausbildung zurückzuhalten; er dürfe 
keine fertigen Stücke machen, ſonſt verlange er als Geſelle zu viel Lohn.“ 
Wer die Verhältniſſe kennt, wird ſich ſagen, daß dieſe ungeheuerliche Anſchauung 
nicht vereinzelt daſteht und daß in dieſem inneren Widerwillen maßgebender Elein- 
gewerblicher Scharfmacher gegen eine gute gewerbliche Bildung eine der Urſachen 
liegt, daß es um die berufliche Qualität des jungen Handwerkers im allgemeinen 
ſehr traurig beſtellt iſt. In ſeiner Denkſchrift beſtätigt das Dr. Kerſchenſteiner mit 
folgenden deutlichen Worten: „Eine Klage kam faſt bei allen Beratungen (mit den 
Vertretern verſchiedener Gewerbe) in bisweilen ſehr betrübendem Umfang auf: die 
Klage nämlich über das Verſagen ſo vieler Meiſterlehren in bezug auf 
techniſche Ausbildung der Lehrlinge. Es iſt gar nicht zu ſchildern, welche 
troſtloſen Verhältniſſe hier aufgedeckt wurden. Nicht wenige der geladenen 
Vertreter erklärten, daß junge Leute im zweiten, ja im dritten Lehrjahre bei ihnen 
eintraten, die nicht die einfachſten Manipulationen ihres Gewerbes verſtanden.“ — 
Wenn alſo ſchon die praktiſche Meiſterlehre in dieſer Weiſe verſagt, ſo kann man 
von der Fortbildungsſchule, weder von der allgemeinen noch von der gewerblichen, 
verlangen, daß fie nun das Kraut fett machen und die Fehler der Meiſterlehre be- 
heben ſoll, um ſo mehr, als beide Arten der Fortbildungsſchule von ganz falſchen 
pädagogiſchen Grundſätzen geleitet werden. 


— 
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Es iſt nun klar, daß ſolche junge, mangelhaft ausgebildeten Arbeiter einen gar 
beſtimmten Einfluß auf den Arbeitsmarkt und damit zuſammenhängend auf d 
Lohnverhältniſſe haben können und nicht ſelten auch wirklich ausüben; unſer zünf 
leriſcher Biedermann hat ja in dieſer Hinſicht aus ſeinem Herzen keine Mördergrul 
gemacht. Es ſcheint, als wenn hier eine beiläufige, aber gar nicht ſo nebenſächlich 
Gewerkſchaftsaufgabe vorläge. Allerdings könnten die Gewerkſchaften an f 
nur auf literariſchem Wege herantreten, und zwar mit Hilfe ihrer Organe, der G. 
werkſchaftsblätter. Darin läge zugleich ein Stück Entwicklungsmöglichkeit für d 
Gewerkſchaftspreſſe, wodurch ficher deren Bedeutung ſteigen würde. Der Charakt 
der Gewerkſchaftsblätter als Kampforgane wird darunter nicht leiden. Schon jet 
haben einige Gewerkſchaftsblätter die Pflege der Fachliteratur in ihren Rahme 
gezogen, allerdings in ſehr verſchiedener Weiſe und in ſehr verſchiedener Wertſchätzun 
Die beſte Form dürfte die „Graphiſche Preſſe“ gefunden haben, die monatlich ein 
ſelbſtändig redigierte, in ſeparatem Format gehaltene fachwiſſenſchaftliche Beilage 
gibt. Bei dem Gewerkſchaftsorgan „Deutſcher Maſchiniſt und Heizer“ iſt der tech 
niſche Teil ganz in den Vordergrund gedrängt. Der „Vereins-Anzeiger“ (der Male 
hat einen techniſchen illuſtrierten Teil, nach dem 1. Juli ſoll der techniſche Sto 
jedoch nur noch als Füllmaterial behandelt werden. Einige andere Gewerkſchaftz 
blätter bringen auch dann und wann techniſche Artikel, aber ſehr ſelten. Es ſchein 
als wenn früher die Gewerkſchaftsorgane etwas mehr Wert auf die techniſche, fack 
wiſſenſchaftliche Literaturpflege gelegt hätten, was manche auf die damalige Au 
faſſung der Gewerkſchaftsſache zurückführen werden, was aber auch nicht dagege 
ſpricht, daß die Gewerkſchaftsblätter es auch jetzt noch tun dürfen, ohne ihre ſonſtige 
Aufgaben deshalb zurückzuſetzen. Jedenfalls läßt ſich kein triftiger Grund dagege 
anführen. Hugo Hilli: 


Der Simplontunnel in feiner Wirkung auf die Gartenbauprodukte des Südens 
Frankreich und Italien liefern im Winter eine ungeheure Menge von Gartenbaı 
produkten aller Art nach Deutſchland. Der Durchſtich des Simplon wird eine B 
günſtigung der italieniſchen Kulturen zum Nachteil der franzöſiſchen im Gefolg 
haben, denn er bedeutet ein neues Ausfallstor für Genua. Der Transportweg au 
Italien iſt jetzt kürzer geworden als der aus Frankreich, und ein kürzerer Transpor 
weg muß den Gartenbauprodukten zunutze kommen, nicht nur wegen der Erſparni 
an Frachtkoſten, ſondern die Frühtreibereien in Toskana, Neapel und Sizilien werde 
Gelegenheit nehmen, ihre Produktion anzuſpornen. Daß eine ſolche Gefahr de 
franzöſiſchen Kulturen in der Tat droht, wird von den Züchtern in einer Pariſe 
Fachzeitſchrift ſelbſt zugeſtanden, und gleichzeitig wird die Notwendigkeit betont, di 
Strecke Marſeille bis Genf ſo kurz und ſo billig wie nur irgend möglich zu ge 
ſtalten. Natürlich werden die franzöſiſchen Züchter auch ſonſt alles aufbieten, u 
durch Verbeſſerung ihrer Kulturmethoden und durch Erneuerung ihrer Kultu 
produkte der italieniſchen Konkurrenz zu begegnen. Im Jahre 1904 betrug di 
Einfuhr friſcher Küchengewächſe und Gemüſe aus Italien 238464, aus Fran 
reich 82360 Doppelzentner, von Obſt aus Italien 157346, aus Frankreich 233 06 
Doppelzentner, und von Blumen und Blättern, friſch und getrocknet, aus Italie 
19998 und aus Frankreich 17573 Doppelzentner. en 


Berichtigung. In Nummer 31, in dem Artikel Mehrings über „Schiller un 
die großen Sozialiſten“, findet ſich ein durch die ſchlechte Handſchrift des Verfaſſer 
verſchuldeter Druckfehler, um deſſen Berichtigung wir die Leſer erſuchen, da er den 
Herrn Julian Schmidt allzu arg mitſpielt. Auf Seite 155, Zeile 21 von oben mu 
es ſtatt: die Fürſtin vielmehr heißen: die Kundigen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Gewerkſchaft und Partei. 
Von Heinrich Beer (Wien). 


Langſamer als in England vollzog ſich die Entwicklung und Feſtigung der 
Gewerkſchaften auf dem Feſtland. Ein Trugſchluß iſt es jedoch, die Hemm— 
niſſe, die dem Erſtarken der Gewerkſchaftsbewegung entgegenwirkten, auf das 
Konto der Sozialdemokratie zu ſetzen. Wenn auch einzelne Führer der Sozial⸗ 
demokratie im Anfang der Gewerkſchaftsbewegung ihr keineswegs freundlich 
gegenüberſtanden, ſo war dieſer Umſtand keineswegs von jenem hemmenden 
Einfluß auf das weitere Fortſchreiten der Gewerkſchaften, wie vielfach irrtümlich 
angenommen wurde. Übrigens können den ungünſtigen Vorausſagungen ſehr 
zahlreiche günſtigere Anſichten über die Gewerkſchaftsbewegung von hervor— 
ragenden ſozialdemokratiſchen Theoretikern gegenübergeſtellt werden. Aber auch 
dieſe waren ohne weſentlichen Einfluß auf die Beſchleunigung des Entwicklungs— 
tempos der feſtländiſchen Gewerkſchaften. Das langſamere Fortſchreiten der 
Gewerkſchaften auf dem Feſtland iſt vielmehr auf ganz andere Urſachen zurück— 
zuführen. Die Gewerkſchaftsbewegung iſt ebenſo wie die ausgeſprochen poli— 
tiſche Bewegung des Proletariats die Folgeerſcheinung der Entwicklung 
des Kapitalismus. Lange bevor ſich die erſten Anfänge der Großinduſtrie 
in Deutſchland bemerkbar machten, war England ſchon die Werkſtätte der 
ganzen Welt. Und daraus erklärt ſich auch die Eigenart der britiſchen Gewerk— 
ſchaften und ihre exzeptionelle Stellung. Die Großinduſtrie Deutſchlands und 
weit mehr noch die Oſterreichs ſind Spätlinge. Das Bürgertum begann erſt 
ſeinen Kampf gegen die Herrſchaft des Abſolutismus und Feudalismus zu 
einer Zeit, da er in England bereits zugunſten der Bourgeoiſie endgültig ent- 
ſchieden war. Die Entſcheidung dieſes Kampfes freilich bleibt der 
klaſſenbewußten Arbeiterſchaft vorbehalten. Das Proletariat trat auf 
die Bühne des politiſchen Kampfes und es iſt nur ſelbſtverſtändlich, daß es 
* allem die Bewegungsmöglichkeit erkämpfen und ertrotzen 
mußte. 

Und ſo iſt es nur zu leicht erklärlich, daß die Bedeutung des gewerkſchaft⸗ 
lichen Kampfes für die proletariſche Bewegung unterſchätzt werden konnte. 
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Hierauf iſt es auch vielfach zurückzuführen, daß im Anfang der Gewerkſchafts 
bewegung ſich mancherlei Täuſchungen über das Verhältnis der Sozialdeme 
kratie zur Gewerkſchaftsorganiſation ergaben. Doch die Wucht der Tatſache 
ſpricht eine zu gebieteriſche Sprache. Der Kampf um eine höhere Lebenshaltun 
nötigte die Arbeiter zum Ausbau ihrer Kampfesorganiſation, und allmählie 
trat auch hier die Teilung der Arbeit ein. Obliegt der Sozialdemokratie di 
Verfechtung der Intereſſen der Arbeiterklaſſe, jo iſt es Aufgabe der Ge 
werkſchaften, den Kampf um günftigere Geſtaltung der Lebenslage der An 
gehörigen der einzelnen Berufs- und Induſtriezweige zu führen. Der politiſche 
Partei obliegt es, den Kampf um die Macht des Proletariats in Staat, Stad 
und Gemeinde zu führen und in letzter Konſequenz des ſozialdemokratiſche 
Programms die Vergeſellſchaftlichung der Produktionsmittel und die Sozial 
ſierung des Gemeinweſens zu erzwingen. So zweifellos dieſe Arbeit aut 
Gegenwartsarbeit im wörtlichſten Sinne des Wortes iſt, nichtsdeſtowenige 
iſt ihre endgültige Löſung erſt in einer Zeitperiode möglich, da de 
Kapitalismus überreif geworden. 

Die politiſche Partei des Proletariats, die Sozialdemokratie, kann den für 
lichen Kampf der Arbeiter um Verkürzung der Arbeitszeit, höhere Löhn 
günſtige Regelung des Arbeitsverhältniſſes uſw. nicht führen. Dazu bedarf e 
eigener Organiſationen der Arbeiter, der Gewerkſchaften. Der Kampf de 
Gewerkſchaften iſt ein Kampf um ein größeres Stück Brot, mehr Licht, meh 
Sonne. Es iſt nicht der Kampf um die Befreiung des Proletariats, aber ei 
Teil dieſes Ringens. Denn je größer die Zahl der Arbeiter, die wenige 
Stunden in der Woche in den kapitaliſtiſchen Tretmühlen zubringen, um f 
leichter iſt das Proletariat befähigt, vorwärts zu dringen. Kürzere Arbeitsze 
im kapitaliſtiſchen Staate bedeutet naturgemäß ein raſcheres Hinaufſteigen au 
eine höhere Kulturſtufe. Sie verhindert das Modern nicht bloß de 
Leibes, ſondern auch des Hirnes der Arbeiter. Und deshalb hat di 
Sozialdemokratie alles Intereſſe, die Entwicklung und Erſtarkung der Gewer 
ſchaften zu beſchleunigen und zu fördern. Hieran können auch die ſpezifiſche 
Eigenarten des gewerkſchaftlichen Kampfes nichts ändern. Je inniger di 
Beziehungen zwiſchen Sozialdemokratie und Gewerkſchaft zu 
einander ſind, um ſo befruchtender werden dieſe beiden Teile de 
proletariſchen Klaſſenbewegung aufeinander einwirken. 

Im letzten Jahrzehnt hat die deutſche Gewerkſchaftsbewegung ungeahnt 
Fortſchritte gemacht. Iſt auch der Streit um die beſte Form der Organ 
ſation und über die Zweckmäßigkeit der Unterſtützungseinrichtungen entſchieden 
ſo treten Fragen von weit wichtigerer Bedeutung immer entſchiedener an di 
Gewerkſchaften heran. Die Fragen der allgemeinen Gewerkſchaftspolitik, de 
Tarifverträge, Neutralität, internationaler Beziehungen, der Führung große 
entſcheidender Kämpfe und der Kartellierung der Induſtrie treten in den Vorden 
grund der gewerkſchaftlichen Diskuſſion. Je machtvoller die Poſition der G. 
werkſchaften wird und je mehr ſie dem Stadium der Nur-Propagande 
organiſation entwachſen, um fo bedeutungsvoller iſt die Stellung der Gewer 
ſchaften zu allen dieſen Fragen. 

Die allgemeine Gewerkſchaftspolitik darf nicht gegen das Intereſf 
des geſamten Proletariats gerichtet ſein. Moderne Gewerkſchaftspolitik dar 
nicht darauf hinauslaufen, die Zahl der im Beruf auszubildenden Lehrling 
in einem Ausmaß zu beſchränken, das zünftleriſchen Maßnahmen gleichwerti 
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it. Sie muß in dem ungelernten und angelernten Arbeiter keinen Proletarier 
zweiter Güte ſehen. Sie muß ſich unſeres Erachtens fernhalten von allen Be- 
ſtrebungen, die eine Verlangſamung des kapitaliſtiſchen Entwicklungsprozeſſes 
erzielen ſollen, denn die Gewerkſchaft iſt ſo gut wie die Partei nicht Endzweck 
der Organiſation, ſondern ein Mittel zur Erreichung des Zweckes. Die 
Erfüllung dieſes Zweckes kann ſich nur dann durchſetzen, wenn der Kapitalis⸗ 
mus an der Neige ſeiner Entwicklung angelangt iſt, und je eher dieſe Ent⸗ 
wicklungsſtufe vom Kapitalismus erklommen wird, um ſo beſſer für das Pro— 
letariat. Das iſt natürlich nicht gleichbedeutend mit der energiſchſten Be— 
kämpfung der kapitaliſtiſchen Ausbeutung. Die Schaffung von 
Schranken willkürlicher Ausbeutung iſt nicht identiſch mit der Schaffung von 
Hinderniſſen der techniſchen Entwicklung. Das Beſtreben nach Verlangſamung 
des techniſchen Entwicklungsprozeſſes iſt ein nutzloſes Beginnen, da der tech⸗ 
niſche Fortſchritt trotz aller zünftleriſchen Maßnahmen ſich doch durchſetzt. 
Aber es bringt moraliſche Bedenken für die Arbeiter mit ſich. Sie werden 
dadurch von ihrer großen weltgeſchichtlichen Aufgabe, die Feſſeln 
des Kapitalismus zu zerbrechen, abgelenkt, und die Gefahr der 
leeren Nur⸗Gewerkſchafterei tritt in die Erſcheinung. Wir wiſſen uns 
vollkommen frei von der Unterſchätzung der Bedeutung ſelbſt auch des 
kleinſten Erfolges, der durch die Gewerkſchaft errungen, und werten ihn voll. 
Nichtsdeſtoweniger können wir die Gefahren des Nur⸗Gewerkſchaftertums nicht 
überſehen. Und darum halten wir innige Wechſelbeziehungen zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaften für im wohlverſtandenen Intereſſe der in den Gewerk— 
ſchaften vereinigten Arbeiter gelegen. 

Die Gewerkſchaften ſollen deshalb durchaus keine Rekrutierungsanſtalten 
für die Partei ſein. Das können ſie ſchon aus dem Grunde nicht ſein, weil 
es im Intereſſe des gewerkſchaftlichen Kampfes liegt, die Arbeiter möglichſt 
zahlreich ohne Anſehung ihres politiſchen und religiöſen Bekenntniſſes zu er⸗ 
faſſen. Das ſchließt jedoch ſelbſtverſtändlich nicht aus, die Arbeiter darüber 
zu belehren, daß ſie ſich keineswegs mit dem Erringen eines größeren Stückes 
Brot und der Lockerung der Feſſeln, unter denen ſie ſo ſchwer zu dulden und 
zu leiden haben, zufrieden geben können und daß die Lohnſklaverei durch die 
Lockerung der kapitaliſtiſchen Feſſeln und Verringerung des Grades der Aus⸗ 
beutung ihr Ende nicht erreicht. Tun wir Gewerkſchafter dies in geeigneter 
Weiſe — und jeder Lohnkampf gibt hierzu Gelegenheit —, ſo verhindern wir 
dadurch das Entſtehen zünftleriſcher Denkweiſen und kurzſichtiger 
berufsegoiſtiſcher Triebe. Die Geſchloſſenheit und Einheitlichkeit des ge— 
werkſchaftlichen Kampfes iſt unter vielen anderen Bedingungen die wichtigſte 
ſeines Erfolges. Berufsegoismus und zünftleriſche Denkart führen notwendiger— 
weiſe zur Spaltung im Gewerkſchaftskampf. Sie überordnen das beſchränkte 
Intereſſe der Angehörigen eines Berufs dem Geſamtintereſſe der in der 
Induſtriegruppenorganiſation vereinigten Arbeiterſchaft. Sie führen zur Son⸗ 
derung der gelernten und ungelernten Arbeiter und zur Disharmonie inner⸗ 
halb der Gewerkſchaft ſelbſt. Sie ſpalten das Proletariat und die Folge iſt 
Wehrloſigkeit der Arbeiterklaſſen. Sie fördern die kurzſichtigen Zweckmäßigkeits⸗ 
politiker, denen der Blick in die Weite ermangelt und die die Zuſammenhänge 
der Entwicklung des Kapitalismus nicht mehr begreifen und verſtehen. Nieder- 
lage um Niederlage muß die Folge einer ſolchen Gewerkſchafts— 
politik ſein. 
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Eine Folge der Parteienbildung im Bürgertum iſt die Verſchiedenartigkei 
der Gewerkſchaftbewegung und ihre Sonderung in katholiſche, evangeliſch⸗ſozial 
und ſozialdemokratiſche Organiſationen. Die bürgerlichen Parteien ſind be 
ſtrebt, wenigſtens einen Teil des Proletariats zu ihren Gefolgſchaften z 
machen. Sie rechnen auf ihn in den Wahlkämpfen und bemühen ſich, ihn de 
Sozialdemokratie fernzuhalten. Sie brauchen ihn, um ihre „Arbeiterfreundlich 
keit“ ſinnfälliger heucheln zu können. Es iſt wohl überflüſſig, darauf hinzu 
weiſen, daß die halbſchlächtige Politik der nichtſozialdemokratiſchen Gewerkſchafter 
ſich überall noch als unzulänglich, vielfach ſogar als eine direkt arbeiter 
feindliche erwieſen hat. Die öſterreichiſchen chriſtlich-ſozialen „Ge 
werkſchaften“, ſo wenig ſie auch in der Gewerkſchaftsbewegung unſeres Lande 
bedeuten, haben noch jede Gelegenheit benutzt, um den ſozialdemokratiſcher 
Gewerkſchaften in ihren ſchweren und harten Kämpfen in den Rücken 31 
fallen. Scheint dieſes in Deutſchland nicht in gleichem Maße der Fall zi 
ſein, ſo kennt die Geſchichte der deutſchen Gewerkſchaftsorganiſation auch au 
der letzten Zeit genug Vorkommniſſe, daß Handlungen von nichtſozialdemo 
kratiſchen Gewerkſchaften ſich als arbeiterfeindliche erwieſen. Je ſchwieriger nim 
der gewerkſchaftliche Kampf ſich geſtaltet, um ſo lebendiger iſt das Beſtreben 
eine möglichſt große Zahl von Berufsgenoſſen in die Organiſation zu bekommen 
Die Beſtrebungen, die Gewerkſchaften als neutral zu erklären, ſind in letzte 
Linie auf propagandiſtiſche Rückſichten zurückzuführen. Die Rechnung geht je 
doch nicht ohne großen Bruch auf. Die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftes 
mögen ihre Neutralität noch ſo ſehr betonen: für die Kapitaliſten un 
ihre Vollzugsorgane, die Regierungen der Klaſſenſtaaten, bleibe 
ſie doch die ſozialdemokratiſchen. Getäuſcht können alſo nur die Arbeite 
ſelbſt werden, in denen der Gedanke lebendig werden kann, es ſei gleichgültig 
welcher Art von Gewerkſchaft ſie angehören. Und doch iſt nichts falſcher als dieß 
Laſſalles bekanntes Wort: Ausſprechen was iſt, dünkt uns auch in der ge 
werkſchaftlichen Propaganda als das Klügſte und Erfolgverſprechendſte, un 
ſchließlich haſſen die Unternehmer jedwede ſelbſtändige Organiſation de 
Arbeiter, ſie mag ſich als neutral bezeichnen oder nicht. Hierzu kommt noch 
daß die gegneriſchen Gewerkſchaften nur mit der Neutralität krebſen gehen, ji 
aber niemals üben. Unſere chriſtlichſozialen Gewerkſchaften machen den ſozia 
demokratiſchen Verbänden immer und immer den Vorwurf, nicht neutral zu jeir 
obzwar gerade ſie ganz offenkundige Parteiorganiſationen der Chriſtlich 
Sozialen des reaktionärſten Kalibers — Dr. Lueger iſt ihr Führer — ſind. Di 
Gewerkſchaft frägt nicht den Arbeiter bei ſeinem Beitritt, welcher Partei er ar 
gehört und was fein religiöſes Bekenntnis iſt. Und das genügt. Wenn jedoe 
der Gedanke der Neutraliſierung der Gewerkſchaften fo weit geht, zwiſchen Arbeiten 
politik und ſozialdemokratiſcher Emanzipationsbeſtrebung einen prägnanten Unten 
ſchied zu machen, ſo muß ſich ein ſolches Beginnen als nachteilig erweiſer 
Denn nicht jede Arbeiterpolitik muß im Intereſſe der Arbeiter gelegen ſeir 
Iſt es doch ſehr lehrreich, daß in der britiſchen Gewerkſchaftswelt ſich ſeh 
bezeichnende Anzeichen bemerkbar machen, die auf ein Abſchwenken von de 
abſoluten Neutralität ſchließen laſſen. Wir werten die britiſchen Gewerkſchafte 
ſehr hoch und wiſſen wohl, was ein großer Teil der britiſchen Arbeiter ihne 
dankt, und wie ſehr die kontinentalen Arbeiter von den engliſchen Gewer 
ſchaften in der Strategie des Gewerkſchaftskampfes und den inneren Einrich 
tungen der Gewerkſchaftsverbände lernen können. Aber wir werden, wenn e 
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gilt, das Verhältnis zwiſchen ökonomiſchem und politiſchem Kampf feſtzuſtellen 
von den engliſchen Trade Unions nur lernen, wie es nicht ſein ſoll. Wenn wir 
alſo hinſichtlich der Methode des gewerkſchaftlichen Kampfes von den engliſchen 
Arbeitern vielerlei lernen können, ſo heißt das durchaus nicht, ihnen in allem 
nachahmen, ſondern ihre Erfahrungen uns zunutze machen und ſie ſelbſtändig 
verwerten. Es will uns jedoch ſcheinen, daß in der deutſchen Gewerkſchafts⸗ 
welt das Beſtreben, den britiſchen Gewerkſchaften blindlings nachzuahmen, 
immer lebendiger und kräftiger wird. 
Die machtvolle Entwicklung der deutſchen Gewerkſchaften wird im Auslande 
mit dem lebhafteſten Intereſſe verfolgt. Und gerade wir Oſterreicher, die wir 
zu den deutſchen Gewerkſchaften in weit innigeren Beziehungen als zu denen 
irgend eines anderen Landes ſtehen, verfolgen dieſe Entwicklung mit um fo 
größerem Intereſſe und aufrichtiger Freude. Von Gewerkſchaftskongreß zu 
Gewerkſchaftskongreß ſehen wir das ununterbrochene Erſtarken der deutſchen 
Gewerkſchaften und das Zunehmen ihrer Macht. Halberſtadt, Berlin, 
Frankfurt und Stuttgart ſind bedeutungsvolle Markſteine in der Entwick— 
lung der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung. Der fünfte Kongreß der deutſchen 
Gewerkſchaften, der in dieſen Tagen in Köln am Rhein ſeine Beratungen 
abhält, wird nicht minder wie ſeine Vorgänger, ja mit noch weit größerem 
Intereſſe verfolgt werden. Seine Verhandlungen werden von großem Ernſte 
getragen ſein, mögen ſeine Beſchlüſſe befruchtet ſein von dem Gedanken, daß 
Partei, Gewerkſchaft und Genoſſenſchaft, politiſche und ökonomiſche 
Organiſation, zueinander in innigen Beziehungen ſtehen und ſich 
gegenſeitig fördern müſſen, damit das Ringen des Proletariats um Auf⸗ 
hebung der Lohnſklaverei ſiegreich ende. 


das franzöſiſche Zunftweſen am Vorabend der großen 
| Revolution. 
Eine wirtſchaftsgeſchichtliche Studie. 
Von Ludwig Queſſel. 
III. 


Uns ſcheint bei den herrſchenden Klaſſen überhaupt wenig Neigung vor— 
handen geweſen zu ſein, den Zunftmeiſtern eine monopoliſtiſche Stellung ein⸗ 
zuräumen. Die Auswucherung der Zünfte von ſeiten des abſoluten Mon⸗ 
archen durch Ausſchreibung neuer Meiſter⸗ und Zunftaufſeherſtellen weiſt eher 
auf das Gegenteil hin. In Paris wurden im achtzehnten Jahrhundert zu 
wiederholten Malen 800 bis 1200 königliche Meiſterbriefe zum Verkauf aus⸗ 
geboten. Man vergegenwärtige ſich nur, was die Schaffung 1200 neuer Hand— 
werksbetriebe in einer Stadt mit 500000 Einwohnern bedeutet hätte! Kein 
Wunder wahrlich, daß die in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz bedrohten Zunft: 
meiſter alles aufboten, den Schlag abzuſchwächen. Sie konnten das nur, indem 
ſie ſelbſt als Käufer der neu kreierten Meiſterſtellen auftraten, um ſie dann, 
je nach den Vermögensverhältniſſen, ſchneller oder langſamer, zu einem größeren 
oder kleineren Teile, wieder zu verkaufen. Die durch den Aufkauf der könig⸗ 
lichen Meiſterbriefe herbeigeführte Belaſtung der Zünfte war ſo ſtark, daß ſich 
„er die reiche Zunft der Pariſer Goldſchmiede gezwungen ſah, eine größere 
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Zahl der erworbenen königlichen Meiſterbriefe zu verkaufen, ſo daß die Zahl 
der Betriebe von 356 im Jahre 1701 auf 473 im Jahre 1707 Itieg." Farnams 
Behauptung, daß die Zünfte die neugeſchaffenen königlichen Meiſterſtellen zwar 
aufkauften, ſich aber „dann wohl hüteten, fie zu beſetzen“, hat ſich durch 
neuere archivaliſche Forſchungen als falſch erwieſen. 

Könnte noch ein Zweifel über das Nichtvorhandenſein eines Monopols der 
Zünfte vorhanden fein, jo müßte er durch die Zuſtände in den lieux privilegies 
zerſtört werden. Als lieux privilégies bezeichnete man in den größeren Städten 
diejenigen Stadtteile, die der Zunftverfaſſung nicht unterworfen waren. Die 
Mehrzahl der Städte wies ſolche lieux privilegies auf, die dem zunftfremden 
Handwerker die rechtliche Möglichkeit boten, zur Selbſtändigkeit emporzuſteigen. 
Nirgends aber waren die Feſſeln, welche die Gewerbegeſetzgebung des ancien 
régime dem Handwerk auferlegte, weniger läſtig, und nirgends konnte ſich der 
Geſelle dem Joche der Zunftordnung leichter entziehen als in gewiſſen Stadt⸗ 
teilen von Paris.“ Abgeſehen von den Galeries du Louvre gab es in Paris 
neun ſolcher Stadtteile, unter denen der Faubourg Saint-Antoine und der 
Cour du Temple die größte Bedeutung hatten. Die Betriebe in dieſen Stadt⸗ 
teilen ſtanden nicht nur außerhalb der Zunftordnung, ſie waren ſelbſt in 
gewiſſem Umfang von der ſtaatlichen Betriebs- und Warenkontrolle befreit.“ 
Da ſowohl die eine wie die andere dem Produzenten ganz erhebliche Laſten 
auferlegte, ſo nahmen die Handwerker der lieux privilégies in bezug auf die 
indirekte Beſteuerung ihres Gewerbebetriebs eine bevorrechtete Stellung ein, die 
ihnen im Konkurrenzkampf gegen die Zunftmeiſter einen Vorſprung verſchaffen 
konnte. Demgegenüber ſtand freilich das Verbot, die Erzeugniſſe außerhalb 
der Grenzen der lieux privilegies abzuſetzen. Allein wenn es auch den zunft⸗ 
fremden Handwerkern dieſer Stadtteile verboten war, ihre Erzeugniſſe in den 
anderen Teilen von Paris zum Verkauf auszuſtellen, ſo ſtand es doch den 
Konſumenten frei, ihre Einkäufe in den Läden der lieux privilégies zu beſorgen 
und den dort domizilierten Handwerkern Aufträge zu erteilen. Die zunftfremden 
Handwerker dieſer Stadtteile konnten demnach in Wettbewerb um die Kund⸗ 
ſchaft von ganz Paris treten. 

Soviel iſt klar: hätte eine monopoliſtiſche Preisbildung der Zünfte be⸗ 
ſtanden, ſie wäre durch die zunftfremden Betriebe durchbrochen worden und 
das nichtzünftige Handwerk hätte ſich in den lieux privilegies zu hoher Blüte 
entwickeln müſſen. Das war aber durchaus nicht der Fall. Nicht das Hand⸗ 
werk, ſondern die kapitaliſtiſche Unternehmung in der Form der Manufaktur, 
der Fabrik und der kapitaliſtiſch organiſierten Heimarbeit ſchoß hier geil ins 
Kraut und ſchuf Verdichtungszentren rein proletariſcher Bevölkerung wie ſonſt 
an keinem anderen Punkte des Königreichs. 

Die Gewerbefreiheit der lieux privilegies kam vor allem dem wertvolle 
Rohſtoffe veredelnden kapitaliſtiſchen Mittelbetrieb zuſtatten, der aus der Ver⸗ 
einigung mehrerer zünftiger Handwerke erwuchs. So wurde die Herſtellung 
von Gold- und Silberſtoffen, Schmuckſachen, Uhren, Gold⸗ und Silberwaren, 
Kutſchen und Luxusmöbeln eine Spezialität der lieux privilégies. Dieſe Be⸗ 


1 Levaſſeur, a. a. O. Bd. II, S. 731. 

2 Farnam, Die innere franzöſiſche Gewerbepolitik von Colbert bis Turgot. Leipzig 1878. 
22. 

Tocqueville, „L'ancien régime et la revolution*. Paris 1856. S. 133—140. 
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triebe zählten acht und mehr Geſellen. Der ſcharfe Wettbewerb zwiſchen dieſen 
zunftfremden und den zünftigen Betrieben um tüchtige Arbeitskräfte führte 
zu einer Erhöhung der Geſellenlöhne, was den Zunftvorſtehern der Kupfer⸗ 
ſchmiede, Gerber, Lederzurichter, Handſchuhmacher, Tapezierer und Schloſſer 
Veranlaſſung gab, mit lauten Verwünſchungen und Drohungen gegen ſie vor— 
zugehen. 

Neben den kleinkapitaliſtiſchen Betrieben waren hier aber auch großkapita⸗ 
liſtiſche Unternehmungen anzutreffen. Von der Gold- und Silberwarenfabrik 
Frangois⸗Thomas Germain beſitzen wir den urkundlichen Beweis, daß ſich ihr 
Jahresumſatz auf nicht weniger als 3 Millionen Livres belief. Auch der von 
Anbeginn an außerhalb der Schranken der Zunftordnung ſich befindende indu— 
ſtrielle Großbetrieb hatte hier ſeine Stätte. Zwar wurde die Gewerbefreiheit 
von der Gewerbegeſetzgebung des ancien régime für die großinduſtriellen Manu⸗ 
fakturen grundſätzlich nicht anerkannt, indes war die Berechtigung zum Betrieb 
großinduſtrieller Unternehmungen leicht zu erlangen. Bei den Manufakturen 
erſetzten die königlichen Patente die Meiſterbriefe. Anſtatt des Patentes genügte 
aber auch ſchon der Nachweis, daß der Unternehmer in einer gleichgearteten 
Unternehmung längere Zeit tätig geweſen war. Die Patente wurden erteilt 
nach einer wenig ſtrengen Prüfung der Erzeugniſſe, ohne daß in eine Nach: 
forſchung über die Beteiligung des Unternehmers an ihrer Herſtellung ein— 
getreten wurde. Es wurde alſo nur ein Nachweis der Leiſtungsfähigkeit des 
Betriebs, nicht ein Befähigungsnachweis des Unternehmers verlangt. 

So waren die lieux privilegies am Vorabend der Revolution nicht etwa 
Sitze des freien Handwerkes, ſondern Brennpunkte frühkapitaliſtiſcher Entwick— 
lung. Gelernte Manufakturarbeiter und Hausinduſtrielle bevölkerten die engen 
Gaſſen der Pariſer Vorſtädte. Eine Bevölkerung lebenslänglicher Lohnarbeiter, 
die freilich das Band mit dem Handwerk noch nicht völlig zerriſſen, gab dieſen 
Stadtvierteln Stimmung und Gepräge. Man wird dieſen Umſtand im Auge 
behalten müſſen, wenn man die revolutionäre Rolle der Pariſer Vorſtädte von 
1789 richtig bewerten will. 


IV. 


Eine ganz beſondere Erwähnung verdient die Zunft der Silber-, Gold- und 
Seidenſtoffmacher in Lyon, einmal weil ſie uns die ſozialen Verhältniſſe in 
einem dem Verlagsſyſtem anheimgefallenen Zunfthandwerk deutlich illuſtriert, 
dann aber auch, weil ſie die größte und bedeutungsvollſte Zunft in Frankreich 
überhaupt war. Was den Geiſt engherziger Exkluſivität und kleinlicher 
Konkurrenzfurcht betrifft, ſo zeichnete ſich die Zunft der Lyoneſer Weber hierin 
ganz beſonders aus. Sogar die von den Zünften gemeinhin anerkannte 
Gleichberechtigung der Meiſterſöhne in bezug auf den Zugang zum Meiſterrecht 
hatte hier eine weſentliche Einſchränkung erfahren. Denn als Meiſterſöhne im 
Sinne der Zunftordnung galten nur ſolche, die nach Eintritt ihres Vaters in 
die Zunft geboren waren. Abgeſehen von ſeinen Söhnen durfte jeder Meiſter 
nur einen Lehrling halten. Es durften ferner keine Lehrlinge aufgenommen 
werden, die außerhalb der Provinzen Lyonnais, Foreſt und Beaujolais geboren 
waren.“ N 
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Aber alle dieſe Beſchränkungen konnten die kapitaliſtiſche Zerſetzung der 
Zunft nicht hindern. Schon 1712 unterſchied man in der Lyoneſer Induſtrie 
drei Arten von „Meiſtern“: | 

1. Die kapitaliſtiſchen „Meiſter“ (maitres-marchands), die zwar keinen 
Webſtuhl führen, auf deren Rechnung aber die ganze Produktion erfolgt; ſie 
kaufen die Rohſtoffe, liefern die Muſter, beſorgen den Abſatz. Ihre Zahl be⸗ 
läuft ſich auf 200. Die maitres-marchands find nichts anderes als kapita⸗ 
liſtiſche Unternehmer. Die Konzentration des gewerblichen Kapitals iſt ſchon 
zu Beginn des achtzehnten Jahrhunderts ſo mächtig, daß ein einzelner kapi⸗ 
taliſtiſcher Meiſter bis 100 hausinduſtrielle Meiſter beſchäftigt. | 

2. Die hausinduſtriellen Meiſter (maitres-ouvriers), deren Zahl ſich 
auf 3000 bis 4000 beläuft. Sie erhalten von den kapitaliſtiſchen Meiſtern 
Rohſtoffe und Muſter und empfangen für die fertige Ware Stücklohn. Sie 
ſind alſo Heimarbeiter und die kapitaliſtiſchen Meiſter ſind ihre Arbeitgeber. 

3. Die Meiſter alten Stiles, die ſich ſelbſt die Rohſtoffe kaufen und 
ſelbſtändig den Abſatz beſorgen. Ihre Zahl änderte ſich mit jedem Tage, weil 
bei jeder Ungunſt des Marktes ein Teil von ihnen in die Maſſe der heim⸗ 
arbeitenden Meiſter verſinkt. Dieſe Kategorie iſt ſchon am Anfang des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts ein Reſt der Vergangenheit, ein j oziales Foſſil, das 
ſich in die neue Periode hinübergerettet hat.“ 

Die kapitaliſtiſchen und heimarbeitenden Meiſter waren im ſiebzehnten Jahr⸗ 
hundert Mitglieder der Zunft mit gleichem Titel und gleichem Rechte. All⸗ 
mählich erweitert ſich aber die Kluft zwiſchen ihnen. Die kapitaliſtiſchen Meiſter 
drängen auf Anerkennung ihrer ſozial höheren Stellung. Sie wird ihnen von 
der Staatsgewalt gewährt. Durch den Beſchluß des Staatsrats vom 8. Mai 1731 
wird ihnen der Titel maitres-marchands verliehen. Sie werden von den übrigen 
Zunftmeiſtern rechtlich abgeſondert und erhalten eine beſondere und ausgezeichnete 
Stellung innerhalb der Zunft. Die heimarbeitenden Meiſter, die fortan 
maitres-ouvriers genannt werden, find durch dieſe Scheidung tief gedemütigt 
und beginnen einen Feldzug gegen den Beſchluß des Staatsrats. Während 
zwanzig Jahren erfolgt von beiden Seiten eine ununterbrochene Produktion 
von Denkſchriften und Eingaben für und gegen die Aufrechterhaltung des Be⸗ 
ſchluſſes. Erſt 1769 findet der Kampf ſein Ende. Die heimarbeitenden Meiſter 
erkennen freiwillig die höhere Stellung der kapitaliſtiſchen Meiſter, ihrer Arbeit⸗ 
geber, an.” 

Damit hörte die Zunft aber nicht auf, der Kampfplatz zwiſchen Kapital und 
Arbeit zu ſein. Der Intereſſengegenſatz gebar immer neue Streitigkeiten und 
hielt fortgeſetzt das Mißtrauen wach. Zuweilen erhält die Zunft ſogar den 
Charakter eines Gewerkvereins alten Stiles. Im Jahre 1785, einer Zeit 
flotten Geſchäftsganges, treten die heimarbeitenden Meiſter in eine Lohn⸗ 
bewegung ein. In Gemeinſchaft mit ihren Geſellen ſetzen ſie den ganzen 
Mechanismus der politiſchen Agitation in Bewegung. Die Gewerbepolizei, 
durch aufſehenerregende Straßendemonſtrationen der Zunftmeiſter und Geſellen 
in Schreck geſetzt, willigt endlich in die Erhöhung der Stücklöhne ein. Aber 
der Erfolg war nicht von langer Dauer. Als 1788 die Kriſe ſchärfer einſetzte, 
machten die kapitaliſtiſchen Meiſter die Lohnbewegung nicht nur wieder rück⸗ 
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ängig, ſondern gingen mit den Stücklöhnen noch unter die Sätze des alten 
arifs herab. In einer an die Behörde gerichteten Denkſchrift beklagen ſich 
‚ie heimarbeitenden Zunftmeiſter, daß die kapitaliſtiſchen Meiſter ſie gezwungen 
ätten, für den halben Preis zu arbeiten, jo daß fie mit Frau und Kindern 
enötigt wären, ſiebzehn bis achtzehn Stunden täglich zu ſchuften, und daß 
e doch nicht fo viel verdienen, um ohne öffentliche Unterſtützung leben zu 
önnen. N 

Dieſe Klagen ſcheinen nicht ohne Grund geweſen zu ſein. Arthur Young, 
er ſich auf ſeiner Reiſe während der Kriſe in Lyon aufhielt, konſtatiert, daß 
0000 Einwohner, der fünfte Teil der Bevölkerung, durch Almoſen erhalten 
derden müßten und das Elend des Volkes ſo groß ſei, wie es noch niemals 
dar oder wie man es ſich nie vorgeſtellt hätte.“ Die Not der Zunftmeiſter und 
ie kapitaliſtiſche Zerſetzung der Zunft manifeſtierte ſich übrigens auch bei den 
Wahlen zu den Generalſtänden von 1789. Die Bourgeois von Lyon, unter denen 
ich 400 kapitaliſtiſche Meiſter befanden, beriefen eine vorbereitende Verſamm⸗ 
ung ein. Auf Antrag eines Redners nahm die Verſammlung eine Reſolution 
m, daß das Stimmrecht auf die „aufgeklärten Bürger, die Grundſteuer zahlen 
md einen liberalen Beruf ausüben, beſchränkt werden möge; denn deſſen Ver⸗ 
eihung an die beſitzloſen und ungebildeten Arbeiter ſei mit Gefahren ver: 
hunden“. Mit den „beſitzloſen und ungebildeten Arbeitern“ meinte man die 
heimarbeitenden Zunftmeiſter. Dann ſchritt die Zunft zur Aufſtellung ihres 
Fahiers, der Zuſammenſtellung ihrer Forderungen. Als die kapitaliſtiſchen 
Meiſter bemerkten, daß ſie innerhalb der Zunft mit ihrem kapitaliſtiſchen 
Intereſſe nicht durchdringen würden, zogen ſie ſich oſtentativ von den gemein⸗ 
ſamen Beratungen zurück, laut klagend über die „erniedrigende Nullität“, zu 
der fie verurteilt wären. Die Redaktion des Cahiers blieb ſomit den heim- 
arbeitenden Meiſtern überlaſſen, der gerade dadurch, daß in ihm lediglich Be— 
ſchwerden von Heimarbeitern niedergelegt find, einzig in ſeiner Art daſteht, 
denn die Klagen der Lohnarbeiter der anderen Erwerbszweige konnten nicht 
an das Ohr der konſtituierenden Verſammlung gelangen, weil ſie von keiner 
geſetzlich anerkannten Körperſchaft ausgingen.“ 
Was lehren uns nun die Zuſtände in Lyon? Zunächſt iſt ſo viel abſolut 
ſicher, daß die Schranken, welche den Zugang zum Meiſterrecht verſperrten, 
weder die Degradation der Zunftmeiſter zu Heimarbeitern, noch die Überfüllung 
des Gewerbes verhüten konnten. Von einem Monopol wird hier gewiß niemand 
ſprechen wollen, da ja jede Abſatzſtockung, jeder ungünſtige Ausfall der Seiden⸗ 
ernte ſofort einen erheblichen Teil der Webſtühle ſtillſetzte und ihre Beſitzer in 
tiefes Elend ſchleuderte. 


IV. 


Wenn wir, alles zuſammenfaſſend, uns fragen, wie die Lage der Zunft— 
meiſter im allgemeinen unter dem ancien régime war, ſo werden wir der 
Wahrheit ziemlich nahe kommen, wenn wir ſie uns nicht als wohlhabende und 
unabhängige Leute vorſtellen, ſondern als bedrückte und beſchränkte Geſtalten, 
deren Lebenshaltung in der Regel an die der gelernten Arbeiter von heute 
nicht heranreichte. Die alten Handwerksquartiere der franzöſiſchen Städte mit 
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ihren engen Gaſſen und Häuschen von zwei oder drei Fenſter Front weiſe 
auf enge Verhältniſſe hin. Und obwohl die Häuschen ſo klein waren, daß | 
nach modernen Begriffen kaum einer Familie hinreichend Raum gewährte 
mußten ſich die ärmeren Zunftmeiſter häufig mit einem Abſchnitt des Haus 
begnügen. Die beſſer ſituierten Zunftmeiſter verfügten zwar — abgeſehen vo 
dem Laden und der Werkſtätte — über einen größeren Wohnraum, der di 
ganzen Familie als Küche, Speiſe- und Schlafzimmer dienen mußte; d 
ärmeren dagegen mußten ſich mit einer Dachkammer zufrieden geben.“ Nicht 
unrichtiger, als in den Zunftmeiſtern des ancien régime einen Haufen behäbige 
Privilegierter zu ſehen. Ein Privileg beſaßen ſie wohl, aber es konnte ihne 
angeſichts der Überfüllung der Zunft keine Behäbigkeit verſchaffen. Wo ein 
ſolche vorhanden, war ſie nicht das Werk der Zunftordnung, ſondern das Pre 
dukt ihrer kapitaliſtiſchen Zerſetzung. Die wohlhabenden Zunftmeiſter ware 
in der Regel nur noch dem Namen nach Handwerker, in Wirklichkeit abe 
kleine Fabrikanten oder kapitaliſtiſche Verleger wie in Lyon. Ihre ſozia 
höhere Stellung gründete ſich auf den Kapitalbeſitz, nicht auf die rechtlich 
Ordnung der Zunft. Für fie war die Zunftordnung keine Schutzwehr, ſonder 
eine Schranke ihrer wirtſchaftlichen Macht. Hinter den Deklamationen de 
Liberalen von 1789 gegen die monopoliſtiſche Wirtſchaft der Zünfte lauern zumeif 
kapitaliſtiſche Intereſſen. Denn man darf nicht vergeſſen, daß der Meiſterſohn 
der ein Recht der Erbfolge in der Meiſterſchaft hatte, ſich nur in der äußerſten 
Not entſchloß, dieſes in wirtſchaftlicher Hinſicht allerdings ſehr illuſoriſch 
Privileg aufzugeben und Lohnarbeiter zu werden. Damit wurde aber da 
Angebot von gelernten Arbeitskräften für den kapitaliſtiſchen Betrieb ſehr ein 
geengt. Dazu kam, daß das von den Zünften bei der Lehrlingsausbildun 
angewandte Mittel der Zahlbeſchränkung in wirkſamer Weiſe die Lohnpoliti 
der Geſellenverbände unterſtützte. Wahrlich Gründe genug, um das kapita. 
liſtiſche Unternehmertum gegen die Zünfte mobil zu machen. 

Allerdings hatten auch die Geſellen, welche nicht Söhne oder Schwieger 
ſöhne der Zunftmeiſter waren, begründete Urſache, gegen das Zunftweſen Front 
zu machen. Denn der zünftige Rechtsſatz der Erbfolge im Meiſterrecht führte 
zu einer weitgehenden Ausſchließung der mittelloſen Geſellen von der Meifter: 
würde. Die Meiſterwürde erhielten und genoſſen die, welche „nichts getan 
hatten, als geboren zu werden“. Doch hat man den Einfluß der Zunft⸗ 
ordnung auf den Ausſchluß der mittelloſen Geſellen von der Meiſterwürde 
zumeiſt überſchätzt. Man hat überſehen, daß in denjenigen Gewerben, zu deren 
ſelbſtändigem Betrieb ein größeres Kapital erforderlich war, das Emporſteigen 
des mittelloſen Geſellen zur Selbſtändigkeit ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen 
ausgeſchloſſen war. Der Kreis ſolcher Gewerbe zeigte aber ſchon im achtzehnten 
Jahrhundert die Tendenz, ſich ſtändig zu erweitern. Für den beſitzenden 
Geſellen waren aber die Schranken, welche den Zugang zur Meiſterwürde ver⸗ 
ſperrten, keineswegs unüberſchreitbar. Unter dem Rechtsſatz der Erbfolge im 
Meiſterrecht konnten alſo unmittelbar nur zwei Kategorien von Perſonen 


— 


G. D' Avenel, „La fortune privée A travers sept siecles*. Paris 1895. 
S. 377— 378. In dieſem Werke gibt der Verfaſſer ein Reſümee feiner unter den Aufpizien 
des Unterrichtsminiſteriums herausgegebenen vierbändigen „Histoire économique de la 
propriete, des salaires, des denrees et de tous les prix en général“ (1200-1800), 
deren erſte beiden Bände die Geneſis des Kapitals, der dritte und vierte Band die ſoziale 
Lage der Bauern und Arbeiter im Laufe von ſieben Jahrhunderten behandeln. 
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den: einmal die beſitzloſen Geſellen derjenigen Gewerbe, zu deren Betrieb 
r ein mäßiges Kapital erforderlich war, wie es ſich ein jeder während ſeiner 
eſellenzeit erſparen konnte; dann aber auch die kleinen Kapitaliſten, die, ohne 
Handwerk ordnungsmäßig erlernt zu haben, ihr Kapital in einem der 
anftordnung unterworfenen Gewerbe verwerten wollten. 
Die Beſchlüſſe der berühmten Nacht des 4. Auguſt 1789 haben kein Monopol 
ebrochen, weil ein ſolches nicht beſtand. Sie haben auch die Zahl der hand⸗ 
erksmäßigen Betriebe nicht vergrößert, ſondern vermindert. Ihre Wirkung 
ſchränkt ſich auf die Beſeitigung der erblichen Abſchließung der Gewerbe, wo— 
urch lediglich ein Perſonenwechſel der Betriebsinhaber hervorgerufen wurde. 
orteil aus dieſer Umwälzung zog an erſter Stelle die kapitaliſtiſche Unter: 
hmung, die ſich ſtellenweiſe innerhalb und außerhalb des Rahmens der Zunft⸗ 
dnung ſchon zu hoher Blüte entwickelt hatte. 
Die Bourgeois der konſtituierenden Nationalverſammlung wußten wohl, 
as ſie taten, als ſie in der denkwürdigen Nacht des 4. Auguſt die Handwerker⸗ 
age durch Zertrümmerung der Zunftordnung in ihrer Weiſe zu löſen ſuchten. 
as „Fieber des Edelmuts“, das „Delirium der Selbſtverleugnung“, das nach 
duis Blanc die „myſteriöſe Nacht“ des 4. Auguſt erfüllte, äußerte ſich für 
e Bourgeoiſie ſehr vorteilhaft darin, daß den alten Geſellenverbänden mit 
ir Zunftordnung ihre hiſtoriſche Grundlage genommen wurde. Gegen ihre 
rſetzung durch moderne Gewerkvereine ſchützte man ſich dann in der Folge 
urch ein Ausnahmegeſetz, das jede Verbindung zwiſchen Gewerbsgenoſſen „als 
u Attentat auf die Freiheit und die Menſchenrechte mit 500 Livres beſtraft“. 
ein Wunder daher, daß Marat gegen dieſe Löſung der Handwerkerfrage 
front machte und gegenüber den Deklamationen der Liberalen die alte Zunft⸗ 
rdnung in Schutz nahm. Es war dies kein rollenwidriger Seitenſprung; ſeine 
Stellungnahme war bedingt durch das vorwiegend proletariſche Intereſſe der 
zariſer Vorſtädte. 
Freilich, einen Schutz gegen den Anſturm des Rieſen Kapitalismus ver⸗ 
kochten die verfallenen Feſtungswerke der Zunftordnung auch nicht zu ge⸗ 
hähren. Die Uhr der Zunftordnung war eben abgelaufen, ihre Beſeitigung 
in Gebot der Notwendigkeit geworden. Aber ihr Fall leitete nicht eine neue 
Blüteperiode des Handwerkes ein, ſondern gab nur das Signal zu einer um⸗ 
angreicheren Verdrängung durch den Kapitalismus. 


Eine Kevifion der gewerkſchaftlichen Taktik. 


Don K. Kautsky. 


Unter dem Titel „Löhne und Verkaufspreiſe“ geht ein vom Genoſſen 
R. Calwer verfaßter Artikel durch die Parteipreſſe, der, ſoviel ich ſehe, bisher 
einen Kommentar gefunden hat, vielleicht deswegen, weil er von einem wenig 
bekannten Spezialfall ausgeht, dem Gedanken einer Preiskonvention in der 
Handſchuhmacherbranche, in der die Löhne durch eine „Vereinigung von Kartell 
und Tarifgemeinſchaft“ feſtgeſetzt werden ſollten. Aber der Artikel iſt von all⸗ 
zemeinerem Intereſſe. 


Louis Blanc, „Histoire de la revolution française“. Paris 1847. Bd. II, 
S. 414—415. 
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Der Verfaſſer beginnt folgendermaßen: 


„re. Die Aufgabe der Gewerkſchaften beſteht darin, dem Arbeiter einen mi: 
lichſt hohen Preis feiner Arbeitskraft zu ſichern. Deshalb ſchließen fich die Arbei 
zu Organiſationen zuſammen. Ohne jede Rückſicht auf die geſchäftliche Lage 1 
Arbeitgeber verfolgen fie ausſchließlich das eigene Intereſſe. Sie kümmern ſich g 
nicht darum, ob ein Arbeitgeber bei einer gewiſſen Lohnhöhe beſtehen kann od 
nicht, ſondern verwenden ihre gewerkſchaftliche Macht zur fortgeſetzten Steigern 
des Wertes der Ware Arbeitskraft. Dieſe Taktik der Gewerkſchaften iſt jo Ian 
richtig, als die Arbeiter und ihre Organiſationen keinen mitbeſtimmenden Einfl 
auf die Regelung der Produktion, der Preiſe und des Abſatzes haben. In de 
Moment aber, wo ein ſolcher Einfluß garantiert iſt, fallen die Vorausfegungen f 
die bisher richtige Taktik weg. Da den Arbeitern dieſes Mitbeſtimmungsrecht nd 
für abſehbare Zeit fehlt, ſo iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß die bisherige Tal 
aufrechterhalten und geübt wird. 5 

„Gleichwohl kann es keinem Bedenken unterliegen, wenn man die Möglich 
einer anderen Taktik erörtert, die dann einzutreten hat, wenn die Vorausſetzung 
gegenüber heute ſich total verändert haben.“ 


Er kommt dann auf die beſonderen Verhältniſſe der Handſchuhmacher 1 
ſprechen, wo „der Gedanke eines Zuſammengehens von Kartell und Tari 
gemeinſchaft“ erörtert wurde, weiſt „auf die Abhängigkeit der Löhne von de 
Verkaufspreiſen“ hin und fährt ſchließlich fort: 

„In dem Augenblick, wo die Arbeiter eines Gewerbes Einfluß ar 
die Regelung der Produktion gewinnen, können fie auf keinen Fall di 
gegenwärtige gewerkſchaftliche Taktik länger einhalten, da ſie ſon 
unter Umſtänden ſich die Beſchäftigung ſelbſt nehmen würden. Rück 
ſichten auf die ausländiſche Konkurrenz ſind es vor allem, die de 
Lohnhöhe eine Grenze ziehen. ö 

„Denn würden durch eine ſolche Vereinigung von Kartell und Tarifgemeinſchaf 
Löhne feſtgeſetzt, die die Verkaufspreiſe ſo ſteigerten, daß jede Konkurrenzfähigkei 
auf dem Markte ausgeſchloſſen wäre, ſo würde eben die in Frage kommende In 
duſtrie ohne Abſatz bleiben. Und weil dem ſo iſt, hätten allerdings Arbeiter, di 
einer ſolchen Vereinigung angehören würden, bei ihren Lohnforderungen auf di 
ausländiſche Konkurrenz Rückſicht zu nehmen, da zu hohe Lohnſätze die Arbeits 
gelegenheit vermindern würden. Es iſt alſo zweifellos richtig, daß in einem ſolcher 
Falle die Löhne bis zu einem gewiſſen Grade ſich nach den jeweiligen Verkaufs 
preiſen, die mehr oder weniger von der Rückſicht auf die internationale Konkurren 
beſtimmt werden, zu richten hätten.“ 8 N 


Die Verhältniſſe in der deutſchen Handſchuhmacherei find mir nicht nähe 
bekannt, aber es handelt ſich hier bei der „Vereinigung von Kartell und Tarif 
gemeinſchaft“ offenbar um eine jener Allianzen zwiſchen Unternehmern und 
Lohnarbeitern, die in England den Namen Trade Alliances erhielten, wo fi 
zuerſt auftauchten. Eine feſte Vereinbarung zwiſchen einem Unternehmerkartell 
und einer Gewerkſchaft, wodurch die Mitglieder des erſteren ſich verpflichten, 
nur Gewerkſchaftsmitglieder zu den vereinbarten Lohnſätzen zu beſchäftigen, und 
dieſe wieder jede Arbeit für eine außerhalb des Kartells ſtehende Firma, die 
ihre Produkte zu niedrigeren Preiſen verkauft als das Kartell, ablehnen, auch 
wenn dieſe Firma die gleichen Löhne zahlt, wie die mit dem Kartell ver- 
einbarten. Alſo eine Tarifgemeinſchaft, in der die Arbeiterorganiſation dem 
Zwecke dient, nicht bloß die Löhne, ſondern auch die Profite hochzuhalten. 
(Vergl. darüber unter anderem den Artikel von F. Schnetter über den „Zunft⸗ 
gedanken im Tarifvertrag“, „Neue Zeit“, XXIII, 1, S. 659 ff.) 
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Gegen derartige Vereinbarungen beſtehen ſchwere Bedenken vom Stand— 
net des proletariſchen Klaſſenkampfes. Aber dieſe kommen hier nicht in 
etracht, und wir können von ihnen abſehen, da auch in dem Calwerſchen 
ſtikel von ihnen nicht die Rede iſt. Nirgends deutet Calwer an, daß ihm ſolche 
onventionen bedenklich und nicht allgemein durchführbar erſcheinen. Seine 
usführungen haben keinen Sinn, wenn er nicht in der „Vereinigung von 
‚tell und Tarifgemeinſchaft“ und dem dadurch herbeigeführten „Einfluß der 
beiter und ihrer Organiſationen auf die Regelung der Produktion, der 
reiſe und des Abſatzes“ das erſtrebenswerte Ziel des gewerkſchaftlichen 
ampfes erblickte. Wohl erregen auch ihm dieſe Konventionen Bedenken, aber 
ſind ganz anderer Art als die eben angedeuteten. 

Sobald ſolche Konventionen allgemein werden, dann, ſagt er, entſteht die 
efahr, daß dadurch die Preiſe zu ſehr in die Höhe gehen und dadurch — die 
onkurrenzfähigkeit der Induſtrie auf dem Weltmarkt leidet. Dieſe 
lein kümmert ihn hier, nicht die Belaſtung der Konſumenten des Inlandes. 
8 ſtimmt dazu, daß derſelbe Calwer wohl ein Anhänger der Schutzzölle iſt, aber 
einem Artikel über „Syndikatspreiſe und Zollpolitik“, der ebenfalls jüngſt 
urch die Parteipreſſe ging, „Zollfreiheit für Rohſtoffe und Halbfabrikate“ 
ganz allgemein und ſtändig“ verlangt, „ſofern dieſe für Ausfuhrzwecke 
jerwendung finden“. Das Inland mag nach wie vor teure Preiſe zahlen, 
enn wir nur in das Ausland recht billig verkaufen können! 

Indes wenn wir auch Calwer nicht darin zuſtimmen, daß ihn bloß die 
konkurrenzfähigkeit der Induſtrie auf dem Weltmarkt kümmert, ſo iſt damit 
atürlich nicht geſagt, daß dieſe Konkurrenzfähigkeit gleichgültig ſei. Sie inter⸗ 
ſſiert uns freilich weniger als die Wirkung der Preispolitik der Kartelle auf 
zroduktion und Konſum im Inland, und die Aufrechthaltung der Konkurrenz⸗ 
ähigkeit der kapitaliſtiſchen Unternehmungen weniger als die Aufrechthaltung 
er Kampffähigkeit der Gewerkſchaften. Dieſe iſt eine proletariſche Aufgabe, 
ie das Proletariat und auch ſeine proletariſchen Vertreter zuerſt angeht. Für 
hre Konkurrenzfähigkeit mögen die Kapitaliſten ſelbſt ſorgen; wir dürfen ſicher 
an, daß fie dieſe hiſtoriſche Aufgabe nicht vernachläſſigen werden. Die 
kcheoretiker und Zeitungen der Sozialdemokratie brauchen darüber nicht ängſt⸗ 
ich zu wachen. Wir müſſen vor allem dahin trachten, daß es nicht das 
Broletariat ift, auf deſſen Koſten die kapitaliſtiſchen Unternehmungen konkurrenz⸗ 
ähig erhalten werden. 

Die Erfahrung zeigt, daß die Kartelle noch immer der Konkurrenzfähigkeit 
hrer eigenen Produktionszweige auf dem Weltmarkt die höchſte Aufmerkſamkeit 
gewidmet haben. Die Gefahren der Kartellpolitik rühren in dieſer Beziehung 
ncht daher, daß die Kartelle die Preiſe ihrer Produkte auf dem Weltmarkt 
u ſehr erhöhen, ſondern daß ſie ſie im Inland zu ſehr ſteigern, um dadurch 
nſtand geſetzt zu werden, die auswärtige Konkurrenz zu unterbieten. Wir haben 
ücht die geringſte Urſache, anzunehmen, darin würden Abmachungen mit den 
Bewerkſchaften etwas ändern. Die Kartelle würden auch ſolche Konventionen 
dazu benutzen, das Inland möglichſt zu ſchröpfen, um dadurch die Mittel zu 
gewinnen, an das Ausland unter dem Produktionspreis zu verkaufen. 
Aber nehmen wir an, Calwers Befürchtungen wären gerechtfertigt; die Kapi⸗ 
aliſten wären dumm genug, infolge ihrer Abmachungen mit den Arbeitern auch 
dort, wo nicht das Kartell, ſondern die freie Konkurrenz herrſcht, auf dem Welt⸗ 
narkt, die Preiſe ſo ſehr zu erhöhen, daß ſie dadurch die Induſtrie konkurrenz⸗ 
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unfähig machten. Was folgte daraus? Doch offenbar, daß das ein ne 
Grund für die Arbeiter wäre, auf ſolche Konventionen mit den Unternehme 
zu verzichten und alles zu vermeiden, was derartige ſchädliche Kartelle ſtär, 
könnte. | 

Calwer ift anderer Meinung. Mit größter Gemütsruhe erklärt er, in ein 
ſolchen Falle müßten die Arbeiter eben auf ihre bisherige gewerkſchaftliche Tal! 
verzichten, von den Unternehmern ſo viele Konzeſſionen zu erzwingen, als ſie ihn 
abzuringen vermögen, und ſie müßten freiwillig ihre Forderungen auf 4 
beſtimmtes Maß beſchränken. Mit anderen Worten, jie ſollten freiwil 
das vornehmen, wozu ſie heute durch die Kapitaliſten gezwungen werden. 9: 
proletariſchen Organiſationen ſollen die Macht gewinnen, die „Schmußfonti. 
renz“ im Inland zu beſeitigen, um den Kapitaliſten der eigenen Nation 
Möglichkeit zu geben, „Schmutzkonkurrenz“ auf dem Weltmarkt zu mache 
Aus Organiſationen des Kampfes gegen die Begehrlichkeit der Unternehm 
ſollen ſie Organiſationen zur Bekämpfung der Begehrlichkeit der Lohnarbeit 
werden. Das iſt, genau genommen, nicht mehr eine Reviſion der gemeı 
ſchaftlichen Taktik, das iſt ein völliger Umſturz der ganzen bisherigen gemeı 
ſchaftlichen Theorie und Praxis. | 

Womit wird dieſer Umſturz gerechtfertigt? Durch die Preiserhöhungen, wele 
die Kartelle vornehmen, und die die Konkurrenzfähigkeit der Induſtrie auf de 
Weltmarkt gefährden. Aber wodurch werden dieſe Preiserhöhungen verurſach 
Einzig und allein durch die Lohnerhöhungen? Dieſe ſpielen meiſt eine unb 
deutende, nirgends die allein beſtimmende Rolle dabei. Nein, durch die hohe 
Profite, die die kartellierten Unternehmer einſtecken wollen. Warum alſo vo 
den Arbeitern fordern, daß ſie ihren Löhnen eine Grenze ziehen, und nich 
von den Unternehmern, daß ſie, im Intereſſe der Konkurrenzfähigkeit d 
Induſtrie, ihren Profiten eine Grenze ziehen? 

Calwer erkennt theoretiſch hier die Lohnpolitik der bürgerlichen Vulgärökonom 
als berechtigt an, die genau mit denſelben Worten, wie er, behauptet, d 
„Arbeiter müßten bei ihren Lohnforderungen auf die ausländiſche Konkurren 
Rückſicht nehmen, da zu hohe Lohnſätze die Arbeitsgelegenheit verminder 
würden“, indem ſie „die Verkaufspreiſe ſo ſteigerten, daß jede Konkurren,; 
fähigkeit auf dem Markte ausgeſchloſſen wäre“. Die „ſozialiſtiſche“ Lohnpolit 
Calwers unterſcheidet ſich von dieſer vulgärbürgerlichen bloß dadurch, daß er fi 
in der Gegenwart wegen der Machtloſigkeit der Gewerkſchaften noch für über 
flüſſig hält und ſie zu einem Ziel des proletariſchen Emanzipationskampfes 
zu einem Stückchen ſeines Zukunftsſtaates ſtempelt. In der Tat, eine er 
hebende und begeiſternde Ausſicht, die das kämpfende Proletariat zu dei 
höchſten Opfern anſtacheln muß, damit es „Einfluß auf die Regelung de 
Produktion gewinne“. N 

Aber heute ſchon müßte dieſe Kapitulation ſozialdemokratiſcher „Realpolitik 
vor bürgerlicher Vulgärökonomie auf den gewerkſchaftlichen Kampf, ja auf jed 
Betätigung proletariſcher Macht lähmend einwirken, wenn die Anſchauunger 
Calwers Geltung gewönnen. Denn ihre logiſche Konſequenz iſt die, daß dir 
Arbeiter bei jeder Lohnerhöhung, jeder Herabſetzung der Arbeitszeit auck 
heute ſchon ſich ängſtlich fragen müſſen, ob ſie nicht den Profit oder die Kon: 
kurrenzfähigkeit ihrer Unternehmer dadurch beeinträchtigen, was dieſe ja ſtets 
mit großer Emphaſe verſichern. Dieſe „Realpolitik“ iſt ein würdiges Seiten⸗ 
ſtück zur Peusſchen, die die Beſteuerung der Konſumvereine rechtfertigt. 


| 
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Ich habe von einer Kapitulation vor der bürgerlichen Vulgärökonomie ge— 
kochen. Es hieße der klaſſiſchen Okonomie unrecht tun, wollte man hier 
n einer Kapitulation vor der bürgerlichen Okonomie im allgemeinen reden. 
Schon vor hundertunddreißig Jahren erklärte Adam Smith: 

Unſere Kaufleute und Unternehmer klagen lebhaft über die ſchlimmen Wirkungen 
Lohnerhöhungen, die die Preiſe erhöhen und dadurch den Abſatz ihrer Waren 
Inland und Ausland verringern. Sie ſagen nichts über die ſchlimmen Wirkungen 
her Profite. Sie ſchweigen über die verderblichen Wirkungen ihrer eigenen 
ewinne. Sie beſchweren ſich bloß über die anderer Leute.“ 

Vier Jahrzehnte ſpäter bewies Ricardo, daß Lohnerhöhungen nicht not⸗ 
endigerweiſe Preiserhöhungen nach ſich ziehen müßten, unter Umſtänden ſogar 
reisſenkungen hervorrufen könnten. Aber freilich, wer wird ſich mit jo lang- 
eiligen theoretiſchen Dingen befaſſen und über den Zuſammenhang zwiſchen 
ihnen und Warenpreiſen nachdenken! Man ſieht lieber hochmütig auf jeden 
dogmenfanatismus“ von oben herab, wird „Praktiker“ und „Realpolitiker“ 
id endet damit, als Sozialdemokrat ſelbſt nächſtliegende praktiſche Forde⸗ 
ingen des Proletariats preiszugeben, welche die klaſſiſche bürgerliche 
konomie gegen das intereſſierte Gerede der Anwälte der praktiſchen kapita⸗ 
ſtiſchen Ausbeutung noch verteidigte. Welch ein Fortſchritt! 


die Stellung der Gewerkſchaften zur partei in holland. 
| Don Henriette Roland-Holſt. 


Die unabhängige Gewerkſchaftsbewegung iſt in Holland wie auf dem euro⸗ 
äiſchen Feſtland überhaupt ein Kind des aufkommenden Sozialismus. Vor 
en Tagen der Internationale iſt von ihr ſo gut wie gar keine Rede in 
nſerem Lande; in den Jahren 1869 bis 1872 kommen dann einige Gewerk— 
haften zuſtande und ſchließen ſich ſowie die paar ſchon früher beſtehenden jener 
lorreichen Arbeiteraſſoziation an. Alles jedoch in ganz kleinem Maßſtab. 
lach der Auflöſung der Internationale in den Jahren 1872 bis 1878 fällt 
ie Gewerkſchaftsbewegung dem Niederländiſchen Arbeiterbund zu, der im 
zegenſatz zu den revolutionär⸗internationalen Strömungen von 1869 bis 1872 
uf bürgerlich⸗nationaler Grundlage errichtet war. Im Jahre 1878 ſetzt dann 
ie Agitation von Domela Nieuwenhuis ein; es entſtehen bald einige ſozia⸗ 
ſtiſche Vereine, die ſich 1881 im Sozialdemokratiſchen Bund zuſammen⸗ 
hließen. Von dieſem Zeitpunkt bis zur Abſchwenkung des von Nieuwenhuis 
eleiteten Bundes zum Anarchismus (1880 bis 1892) bleiben politiſche und 
ewerkſchaftliche Bewegung in Holland unausgeſetzt eng verbunden. Beſtehende 
owie neuentſtehende Gewerkſchaften ſchließen ſich der Partei an; einige ver⸗ 
lichten ſich ſogar in ihrem Programm auf die Aufhebung des Privatbeſitzes 
m den Produktionsmitteln. An allen Kundgebungen der Partei auf dem 
debiet der Sozialpolitik und gegen die Klaſſenjuſtiz uſw. nehmen ſie teil. Der 
kampf für das allgemeine Wahlrecht ſtand damals im Mittelpunkt der Be⸗ 
trebungen der kämpfenden Arbeiterſchaft; bei den großen Demonſtrationen, die 
viederholt zugunſten dieſes Rechtes in verſchiedenen Städten ſtattfanden, gingen 
ie Fahnen aller unabhängigen Gewerkſchaften im Zuge. 

Gerade die enge Verbindung von Partei und Gewerkſchaft in dieſer „erſten 
ßeriode“ der holländiſchen Arbeiterbewegung erklärt es, daß die anarchiſtiſche 
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Zerſetzung nicht bei der politiſchen Bewegung Halt machte, ſondern ebenſo 
gewerkſchaftliche durchſeuchte. Es waren ja dieſelben Männer, die in bei 
wirkten; die Gewerkſchaftsmitglieder fühlten ſich vor allem als Sozialiſten; 
waren alle von der politiſchen Bewegung erweckt und angezogen worden; e 
Eigenart des gewerkſchaftlichen Milieus, eine auf ſich ſelbſt ſtehende „Welt 
Gewerkſchaften“ hatte ſich noch nicht ausbilden können. So hielt der 9 
archismus wie in der Partei ſo auch in den Gewerkſchaften ſeinen Einz 
wenn ſeine Folgen hier auch nicht die gleichen waren. In der Partei füh 
er ſchon nach zwei Jahren (1894) zur Loslöſung der ſozialdemokratiſchen C 
mente vom alten Bund und zur Gründung der neuen ſozialdemokratiſch 
Arbeiterpartei. In den Gewerkſchaften kam es vorläufig nicht zur akut 
Kriſe, ſondern die Krankheit nahm bei ihnen ſchleppende Formen an. € 
äußerte ſich erſtens in wütendem Haſſe gegen die Sozialdemokratie und ſtar 
Abneigung gegen alle „Politik“, das heißt gegen jede Aktion für Sozialgeſ 
gebung, Arbeiterſchutz uſw. Aber ſie beeinflußte nicht weniger die ökonomiſch 
Funktionen und den Bau der Gewerkſchaften: die Abneigung gegen „Polit 
und „Politiker“ war kaum größer wie die gegen Gewerkſchaftsbeamte, Stre 
und Unterſtützungskaſſen, ſorgfältige Vorbereitung und Organiſierung ? 
Streiks, feſte Disziplin und zentraliſierte Organiſation — kurz gegen all 
was die moderne Gewerkſchaftsbewegung braucht, um dem Unternehmerti 
gewachſen zu ſein und die Lage der Arbeiter beſſern zu können. Es kam 
traurige Zeiten für die Gewerkſchaften! Zwar hatten die anarchiſtiſchen E 
mente nicht in allen die Mehrheit, aber ſie bildeten faſt überall ei 
ſtarke, rührige Minderheit. Von innerem Hader zerrüttet, unfähig zu ein 
ruhigen, feſten und konſequenten Taktik, entwickelten die meiſten Geme 
ſchaften ſich im vergangenen Jahrzehnt nur äußerſt langſam. Ihre ſchle⸗ 
vorbereiteten Streiks mißlangen faſt immer, da es den Unternehmern lei 
wurde, aus den zahlreichen Unorganiſierten Arbeitswillige herbeizuſchaffen, ihr 
Siege ſind wenige, ihrer Niederlagen viele. Es fehlte ihnen jede Anziehung 
kraft auf die Maſſen: die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung zog aus dieſe 
Zuſtand den größten Vorteil. 15 

Nur in der Gewerkſchaft der Diamantarbeiter, 1894 gegründet, blieben d 
anarchiſtiſchen Elemente immer eine winzige, machtloſe Minorität. Von tür 
tigen Männern mit vielem Geſchick geleitet, gelang es den Diamantarbeiter 
— freilich unter günſtigen Umſtänden — in einigen Jahren alle Berufsgenoſſe 
zur Gewerkſchaft zu ziehen und die Arbeiterſchaft im unaufhörlichen Kampfe m 
einem protzigen Unternehmertum materiell und moraliſch unglaublich empo 
zuheben. Der Diamantarbeiterverband ſtand immer zur Sozialdemokratie i 
beſten Einvernehmen, und ſeine Mitglieder bildeten jahrelang das Rückgr⸗ 
unſerer Wahlvereine zu Amfterdam.' 

Die anfängliche Stellung der übrigen Gewerkſchaften zu unſerer junge 
Partei iſt nach dem vorher Geſagten leicht begreiflich: in den erſten Jahre 
nach 1894 war ſie die bitterer, unverhüllter Feindſchaft. In dem Nationale 
Arbeiterſekretariat, 1892 gegründet, worin die Partei urſprünglich eben] 
wie die Freien Sozialiſten vertreten war, und das in den erſten Jahre 


Es war für die Partei eine große Enttäuſchung, daß der Verband aus taktiſchen Rüc 
ſichten am Internationalen Sozialiſtenkongreß zu Amſterdam nicht teilnahm. 
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eines Daſeins 19000 bis 20000 Arbeiter umfaßte, fand ſie alle Gewerk— 
chaften gegen ſich: die Partei ſtand vollkommen iſoliert inmitten der unab⸗ 
Jängigen Arbeiterbewegung. Und doch waren dieſe kämpfenden Gewerkſchafter, 
je ſich voll bitteren Haſſes von ihr abwendeten, ihre natürlichen Verbündeten: 
er einzige Teil der holländiſchen Arbeiterſchaft, der ſozialiſtiſch empfand, der 
von Klaſſenkampf führte. Die Partei brauchte ſie ebenſoſehr zur Stärkung 
hrer Vereine, wie die Gewerkſchaften die Partei brauchten im Parlament, um 
är die Ausbildung der dürftigen Arbeitergeſetzgebung zu wirken, und im 
zande, um in zurückgebliebenen Gegenden durch ſozialiſtiſche Agitation den 
Boden für die Gewerkſchaftsbewegung vorzubereiten. 

Die feindliche Haltung der Gewerkſchaften, die Gefahren, die unſerer Partei 
zus dieſer unnatürlichen Lage ſowie aus dem Umſtand erwuchſen, daß ſie in 
den erſten Jahren ihres Daſeins ihre Hauptſtütze auf dem flachen Lande, im 
fortſchrittlichen Norden fand, wurden in der Partei ſehr peinlich empfunden. 
Sie bildeten einen ſtändigen Gegenſtand der Erörterung in der Preſſe, auf 
Verſammlungen und Parteitagen, und es zeigte ſich manche erklärliche Unſicher⸗ 
heit und manches Schwanken. Beſonders die in den Gewerkſchaften tätigen 
Genoſſen hatten es ſchwer, da ſie unausgeſetzt nicht nur Verdächtigungen und 
Schmähungen gegen die Partei entgegenzunehmen hatten, ſondern auch eine 
gewerkſchaftliche Taktik mitmachen mußten, die ſie oft mißbilligten, ohne, aus 
Furcht vor Spaltung, ſich den anarchiſtiſchen Treibereien mit Nachdruck wider⸗ 
ſetzen zu können. Da wurde ihnen dann wieder in der Partei zu großes Ent⸗ 
gegenkommen gegen die Anarchiſten vorgeworfen. 

Die geſellſchaftliche Entwicklung erwies ſich aber auch in dieſem Falle mäch⸗ 
tiger, ein beſſeres Einverſtändnis herbeizuführen, wie die ſchönſten Reden und 
Reſolutionen. Auch hier zeigte ſich's, daß „jeder Schritt wirklicher Bewegung 
mehr wert iſt wie ein Dutzend Programme“. Die Bewegung kam von einer 
Seite, die von den Gewerkſchaften gerade grundſätzlich ignoriert worden war: 
von dem Eingreifen der Geſetzgebung in das Leben der Arbeiterklaſſe. 

Wenn auch für unſere Partei das raſche Gewinnen der Maſſen, wie in 
Dänemark oder Belgien, nicht in Frage kam, ſo erwuchs ſie doch bald zu einem 
Faktor von Bedeutung im ſozialen und politiſchen Leben. Der eine Grund 
hierfür lag in der Tüchtigkeit ihrer Mitglieder. Wer ſich in Holland aus 
ſeinem kirchlichen, indifferenten oder anarchiſtiſchen Milieu zum Sozialdemo⸗ 
kraten emporarbeitet, der gehört im allgemeinen zur geiſtigen und moraliſchen 
Elite der Arbeiterſchaft. Ein zweiter Grund lag in der ziemlich großen Zahl 
tüchtiger und begabter Männer, unter ihnen nicht wenige Intellektuelle, die 
ihr zur Verfügung ſtanden. Dies hatte dann wieder zur Folge, daß die parla⸗ 
mentariſche Tätigkeit eine ſehr rege und wirkſame war und Preſſe wie münd⸗ 
liche Agitation ſich im großen und ganzen durch ihren guten Gehalt aus⸗ 
zeichneten. Endlich erwies ſich auch wie anderwärts das Fehlen einer ſtarken, 
ehrlichen bürgerlichen Demokratie als ein Vorteil für uns. 

Diieſer raſche Aufſchwung der Sozialdemokratie, ihr wachſender Einfluß wie 
in der Politik ſo in jeder Sphäre geſellſchaftlicher Betätigung, ihre Erfolge bei 
den Wahlen ſowie der Umſtand, daß die größere Hälfte der Arbeiterklaſſe ſeit 
1895 über das Wahlrecht verfügte, dies alles veranlaßte die herrſchenden Klaſſen 
endlich, die furchtbar zurückgebliebene Sozialgeſetzgebung in die Hand zu nehmen, 
deren Vernachläſſigung durch die liberale Bourgeoiſie die anarchiſtiſchen Tendenzen 
der Arbeiterſchaft am meiſten gefördert hatte. 1895 wurde in der Frage der 
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Altersrente von der Regierung eine Unterſuchungskommiſſion ernannt: bei de 
niedrigen Löhnen der holländiſchen Arbeiter und der mangelhaften Armenpfleg 
erweckte die Frage wie faſt keine andere das Intereſſe der Maſſen. Auf In 
tiative des Verbandes der Zimmerer kam ein Ausſchuß zuſtande, worin zun 
erſtenmal nach ihrem Ausſchluß aus dem Arbeiterſekretariat unſere Partei ſie 
mit den Gewerkſchaften zuſammenfand. Dieſe Form des Zuſammenarbeiten 
wurde typiſch für die nächſten Jahre. . 

Das 1897 ans Ruder gekommene Kabinett Borgeſius kündigte ſich an al 
eine Regierung der ſozialen Gerechtigkeit, und es brachte wirklich ein meni, 
Sozialreform zuſtande. 1899 kam der Schulzwang. Das Geſetz blieb wei 
hinter den Forderungen der Arbeiter zurück und veranlaßte das Zuſtande 
kommen eines Nationalen Komitees für Unterricht, worin ſich wieder di, 
Sozialdemokratie mit einer Anzahl Gewerkſchaften zuſammenfand. Im nächſter 
Jahre wurde der Entwurf eines Geſetzes über Unfallrenten eingebracht. Vor 
der Erſten Kammer in der urſprünglichen Faſſung verworfen, wurde es 1901 
in geänderter, etwas abgeſchwächter Form endgültig angenommen. Während 
dieſer ganzen Zeit betrieben ſozialdemokratiſche Partei und Gewerkſchaften, 
wieder in dem unvermeidlichen Komitee zuſammengeſchloſſen, im Lande eine 
rege Agitation. | 

Kurz, bei allen praktiſch⸗wichtigen Fragen der Geſetzgebung ſtellte es ſich 
heraus, daß Sozialdemokratie und Gewerkſchaften aufeinander angewieſen waren. 
Die Gewerkſchaften mußten ſich mit dieſen politiſchen Fragen befaſſen; die 
Sozialdemokratie aber zeigte ſich als die natürliche Vorkämpferin der Arbeiter⸗ 
intereſſen in allen Angelegenheiten der Sozialpolitik. 

Da kam 1901 das Miniſterium Kuyper ans Ruder; und nicht lange darauf 
fanden infolge des ſiegreichen Solidaritätsſtreiks der Eiſenbahner vom 31. Januar 
die bekannten Ereigniſſe vom Februar bis April 1902 ſtatt. Im „Verteidigungs⸗ 
komitee“ gegen die Zwangsgeſetze fand ſich unſere Partei mit allen unabhängigen 
Gewerkſchaften (auch den dem Arbeiterſekretariat angeſchloſſenen ausgeſprochen 
antipolitifchen) und den Freien Sozialiſten zuſammen. Im trüben Lichte der 
Niederlage, die die Arbeiterbewegung damals erlitt, und bei der Entrüſtung 
über die darauffolgenden niederträchtigen Beſchuldigungen des Verrats, aus⸗ 
gehend von den Anarchiſten, die in der allgemeinen Niedergeſchlagenheit nur 
beſtrebt waren, die Sozialdemokratie bei der Gewerkſchaftsbewegung zu ver⸗ 
dächtigen, ſchien es manchem Genoſſen, als hätten wir beſſer getan, uns abſeits 
zu halten und die Agitation gegen die Geſetze auf eigene Hand zu betreiben. 
In der „Neuen Zeit“ trat ich damals dieſen Anſchauungen entgegen und führte 
aus, wie die Haltung unſerer Partei die rechte geweſen war und in Zukunft 
gute Folgen zeitigen müßte.” | 

Die Ereigniſſe haben uns, die fo dachten, recht gegeben. Gerade ein Jahr 
nach der Errichtung des „Verteidigungskomitees“ kamen die Vertreter der Sozial⸗ 
demokratie wieder mit allen unabhängigen Gewerkſchaften zuſammen, um eine 
gemeinſame Aktion zu beraten in betreff zweier wichtiger, von der Regierung 
eingebrachter Entwürfe über ein Arbeiterſchutzgeſetz und den Arbeitsvertrag. 
30 Vereine und Verbände ſchloſſen ſich dem Komitee an, das über 40000 


Die ſozialdemokratiſche Kammerfraktion ſtimmte gegen dieſes Geſetz, das jeden ſozialen 
Inhalts entbehrte. 

»Der Kampf und die Niederlage der Arbeiter in Holland. XXI, 2, 1903, Nr. 30 
S. 100 und Nr. 31 S. 141. 
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lrbeiter vertrat. War auch manche Gewerkſchaft vom Sturme des vorigen 
sahres hart mitgenommen, ſo daß ſie Mitglieder verloren hatte, ſo war die 
wicht zweifelsohne gewachſen. Die Agitation gegen das Geſetz über den 
lrbeitsvertrag, das zuerſt an die Reihe kam, wurde — wenn es auch merkbar 
har, daß ſie in eine Zeit der Abſpannung fiel — ſehr ſachgemäß und nicht 
hne Erfolg geführt. 

Unſere Partei hat aber in den vergangenen Jahren noch viele andere Be— 
ührungspunkte mit den Gewerkſchaften gehabt, als das Zuſammenwirken in 
tetionalen Komitees. Wir meinen die lokalen Ausſchüſſe, die Kartelle, die, 
m Gegenſatz zu den örtlichen nur aus Gewerkſchaften beſtehenden Arbeiter— 
ekretariaten, auch politiſche Vereine, Konſumgenoſſenſchaften uſw. aufnahmen. 
zn manchen Städten haben unſere Mitgliedſchaften die Initiative zur Bildung 
olcher Kartelle ergriffen, die vortrefflich gewirkt haben und die Zentralpunkte 
er lokalen Arbeiterbewegung geworden find. Allerdings finden ſich auch unter 
en Genoſſen Gegner dieſer Kartelle, die meinen, daß die Gewerkſchaftsbewegung 
ich beſſer ohne örtlichen Zuſammenſchluß mit politiſchen Vereinen entwickeln 
vürde. 


* * 


Die Stellung der Gewerkſchaften zur Partei hat ſich alſo in den letzten 
Jahren ſehr gebeſſert. Was bis jetzt noch fehlte, war die Möglichkeit des Zu⸗ 
ammenwirkens der Sozialdemokratie mit einer Gewerkſchaftszentrale. Bei 
eder Gelegenheit, wo die gemeinſame Aktion der politiſch und gewerkſchaftlich 
woanijierten Arbeiter zu ſozialpolitiſchen oder ökonomiſchen Zwecken ſich nötig 
eigte, auch zum Beiſpiel wenn es galt, Unterſtützungen für große Streiks oder 
lusſperrungen zu ſammeln, mußte wieder ein neues Komitee errichtet werden. 
dieſe loſe und rohe Form der Verbindung hat unendlich viel Zeit⸗, Kraft⸗ und 
Beldvergeudung zur Folge gehabt. 

Es war dies aber unvermeidlich, ſolange die Gewerkſchaftsbewegung keine 
Zentrale beſaß. Man kann dies ruhig jagen, obgleich das Nationale Arbeiter⸗ 
ekretariat noch immer exiſtiert. Es iſt ſchon ſeit langem kein Mittelpunkt der 
ſiederländiſchen Gewerkſchaftsbewegung mehr, ſondern bloß Mittelpunkt aller 
mklaren, verworrenen, antipolitiſchen, anarchiſtiſchen, desorganiſatoriſchen Be— 
trebungen und Tendenzen. Es hat nach und nach alle beſſeren Gewerkſchaften 
verloren, und ſeine 4 bis 5000 Mitglieder gehören zu kleinen, einflußloſen, 
öbſkuren Vereinen. Aber führt es auch ein Schattendaſein, jo iſt das N. A. 8. 
Nationale Arbeiterſekretariat) doch ein ziemlich lärmender Schatten und der 
Schatten einer Vergangenheit, die leider noch in den Köpfen vieler holländiſcher 
Arbeiter ſpukt. Die Tendenzen, deren Träger es iſt, finden noch in den meiſten 
Gewerkſchaften eine Minorität, in einigen ſogar eine ſtarke Minorität. 
Di.ieſe Tatſache erklärt, daß die Spaltungsverſuche, die das Arbeiterſekretariat 
in der letzten Zeit in den außer ihm ſtehenden Gewerkſchaften machte, nicht 
ohne Erfolg geblieben ſind. Aus dem Verband der Zimmerer und dem der 
Zigarrenarbeiter hat die Minorität ſich zurückgezogen, um eine „Freie Aſſo— 
jiation“ zu bilden, die ſich wieder dem Nationalen Arbeiterſekretariat angegliedert 
hat. Andere werden vorausſichtlich folgen. 

Das Elend dieſer fortſchreitenden Desorganiſation veranlaßte im Februar 
dieſes Jahres endlich den Verband der Diamantarbeiter zu einem Schritte, den 


Die Kammer iſt eben auseinandergegangen, ohne dieſen Entwurf verhandelt zu haben, 
und ſie wird vor den allgemeinen Wahlen nicht mehr zuſammentreten. 
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jeder, dem die unabhängige Gewerkſchaftsbewegung am Herzen liegt, ſchon f 
Jahren mit Ungeduld erwartete: zum Verſuch, eine neue Gewerkſchaftsföderati 
zu gründen. Der Einladung zur vorläufigen Konferenz gaben faſt alle € 
werkſchaften von einiger Bedeutung Gehör; treten dieſe alle der neuen Föderati 
bei, ſo wird ſie 14 Verbände mit zuſammen 20000 Mitgliedern umfaſſe 
freilich kommen von dieſer Zahl über 7000 auf den Diamantarbeit 
verband. 

Mit der Gründung der neuen Föderation lenkt die holländische Gewe 
ſchaftsbewegung entſchieden in beſſere Bahnen ein. Nur ſoll man für 
erſten Jahre keine allzu kühnen Hoffnungen hegen: wahrſcheinlich wird d 
alte Sekretariat ſeine Wühlereien, ſeine Spaltungstaktik noch eine Weile fo 
ſetzen und der Leitung der neuen Körperſchaft manchen Stein in den W 
legen. Dieſe verfügt aber über faſt alle ökonomiſchen und organiſatoriſch 
Kräfte der Gewerkſchaftswelt;' ſie bekennt ſich zu den Prinzipien der modern 
Arbeiterbewegung; ſie wird die Organiſation der Gewerkſchaften verbeſſen 
eine feſte und vernünftige Gewerkſchaftspolitik treiben und ſchon dadurch! 
Maſſen anziehen, die in den letzten Jahren von dem ewigen Gezänk angeek 
wurden. 

Auch für unſere Partei iſt die Gründung der neuen Zentrale ein erfre 
liches Ereignis. Es wird natürlich das gelegentliche Zuſammenarbeiten 
ſozialpolitiſchen Angelegenheiten ſehr erleichtern und hoffentlich im Lauf einig 
Jahre zu einem ſtändigen Bündnis führen, wie eine von LES Partei a 
genommene Reſolution dies befürwortet. 

Das iſt aber noch Zukunftsmuſik. Vorläufig, das heißt bis das Verſtändn 
für die Wege und Ziele der Sozialdemokratie auch bei dieſem am weiteſt 
vorgeſchrittenen Teile der Arbeitermaſſen noch viel größer geworden ſein wir 
als es im Augenblick iſt, wird das Verhältnis ſich auf gutes Einvernehm 
und gelegentliches Zuſammenwirken beſchränken. So wird ſich auch das Sekt 
tariat dem Komitee für das allgemeine Wahlrecht vorausſichtlich noch nie 
anſchließen, da dies bei der Mehrzahl der Gewerkſchaftsmitglieder keine 3 
ſtimmung finden würde. 


* * 
* 


Das gute Einvernehmen von Partei und Gewerkſchaft ift überall wichti 
nirgends aber dringender notwendig, als in einem Lande wie Holland. De 
in der Induſtrie angelegte Kapital iſt bei uns gering im Vergleich zu de 
Handels⸗, Geld⸗ und kolonialen Kapital. In der Induſtrie wieder it d 
Klein⸗ und Mittelbetrieb noch überwiegend; die Konzentration geht nur langſa 
vor ſich. Die eigentliche Grundlage des modernen Gewerbebetriebs fehlt: es gi 
kein Eiſen im Lande, der Kohlenbergbau im Süden iſt noch ganz unbedeuten 
Nur Torfgruben in abgelegenen Gegenden find vorhanden. Die Textilinduſtt 
it vom Zentrum des Landes entfernt, in einigen Grenzbezirken des Diter 
und Südens konzentriert. In der Zigarreninduſtrie wirkt die Heimarbeit d 
Organiſation entgegen. Die Metallinduſtrie wieder iſt über das ganze Lar 
zerſtreut. Die Hafenarbeiter ſind, wie überall, eine unruhige, ſchwer au O 
ganiſation zu bringende Maſſe. 


Genoſſe H. Polak, Vorſitzender des Bundes der Diamantarbeiter und langjährig 
Vorſitzender unſerer Partei, hat dies Amt niedergelegt, um dem neuen Sekretariat ein g 
Teil ſeiner organiſatoriſchen Kräfte widmen zu können. 
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Auf dem holländiſchen Proletariat laſtet eine traurige Vergangenheit von 
wehtbarem Elend, Pauperismus und moraliſcher Degradation. Zudem hat 
3 die Theologie im Blute; die Betonung der religiöſen Anſchauungen und 
ifferenzen entſpricht einer vielhundertjährigen Tradition: fie weicht nur nach 
nd nach der wirtſchaftlichen Entwicklung, deren Tempo ein langſames iſt. 
zur ein ſchmaler Saum der holländiſchen Arbeiterſchaft iſt es, worauf die 
joderne Arbeiterbewegung ſich aufbauen kann; und die beſten Eigenſchaften 
jeſes Menſchenmaterials, ihr Bedürfnis nach individueller Freiheit, ihr Haß 
egen Druck und Zwang, führen ſie nur zu leicht, wo der Pfad ſo mühſam 
t, wie in Holland, die Erfolge jo klein find und jo unſicher, auf Irrwege, 
em gleißenden Trugbild der anarchiſtiſchen „Freiheit“ nach. 

Aber gerade weil die Vorbedingungen zum baldigen Erreichen kräftiger 
ewerkſchaftlicher Organiſationen fehlen, wäre es hier für die Arbeiter noch 
jeichter wie anderwärts, ſich auf „Nur⸗Gewerkſchaftler“ im engliſch-⸗neutralen 
Sinne oder „nur ökonomiſche Aktion“ im franzöſiſch- revolutionären beſchränken 
1 wollen. Die Entwicklung des Klaſſenkampfes macht überall das gute Ein⸗ 
ernehmen der politiſchen und wirtſchaftlichen Organiſationen des Proletariats 
wünſcht, weil die gemeinſame Anwendung der ökonomiſchen und politiſch— 
arlamentariſchen Waffen gegen den Feind ſich mehr und mehr notwendig er— 
deiſt. Aber in Holland mit ſeiner furchtbar langen Arbeitszeit, ſeinen ſchlechten 
lebeitsbedingungen überhaupt wird erſt die Sozialgeſetzgebung für manche 
lebeiterſchicht die Möglichkeit der gewerkſchaftlichen Organiſation ſchaffen: das 
hand⸗in⸗Hand⸗arbeiten von politiſcher und gewerkſchaftlicher Organiſation iſt 
ier unerläßlich. 

Glücklicherweiſe geht die Entwicklung in dieſer Richtung, wenn auch nicht 
> ſchnell, wie wir wünſchen. Die Gründung der neuen Föderation iſt ein 
roßer Schritt vorwärts, der, hoffen wir, bald von einem weiteren gefolgt 
zerden wird: die Ablöſung der unbehilflichen „Komitees“, dieſen Notbrücken, 
urch eine ausgebildete ſtändige Verbindungsform zwiſchen Gewerkſchaft und 
Zartei. 


Partei und Gewerkfchaft in dänemark. 
| Wi Don Guſtas Bang. 


In Dänemark hat fich eine innige Wechſelwirkung zwiſchen Partei und Gewerk— 
haft organiſch herausgebildet, die ſowohl der ökonomiſchen Organiſation als der 
olitiſchen Aktion des Proletariats außerordentlich förderlich geweſen iſt. Kaum 
t eine weſentlich andere Form unter den eigenartigen dänischen Verhältniſſen 
berhaupt denkbar. Zwar ſind die gewerkſchaftlichen Korporationen formell 
eutral; ihre Mitglieder ſind als ſolche nicht zur Parteiangehörigkeit verpflichtet. 
raktiich aber iſt ihre Tätigkeit und die der ſozialdemokratiſchen Partei in ein 
armoniſches Ganzes verſchmolzen, untrennbar miteinander verbunden wie die 
wei Seiten der Münze. 

Ein Blick auf die hiſtoriſche Entwicklung wird die jetzige Situation ver- 
ändlich machen. 

Die urſprüngliche Organiſationsbaſis der däniſchen Sozialdemokratie war 
erade die Gewerkſchaft. Als im Jahre 1871 eine Sektion der Internatio⸗ 
alen Arbeiteraſſoziation gebildet wurde, waren nur in ein paar Induſtrie⸗ 
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branchen die erſten Anfänge einer Organiſation vorhanden. Mit der energ 
ſchen ſozialiſtiſchen Propaganda änderte ſich dies. Die raſch anwachſende 
Reihen der „Internationale“ wurden nach den verſchiedenen Berufen gegliede 
und bildeten ſo die Keime der zukünftigen gewerkſchaftlichen Organiſatione 
Auch wurden in verſchiedenen Induſtrien ſelbſtändige Gewerkſchaften errichte 
die ſich als Ganzes der „Internationale“ anſchließen. Der ſozialdemokratiſch 
„Generalrat“ hatte die Leitung des gewerkſchaftlichen Kampfes ſowie der joztı 
liſtiſchen Agitation in feinen Händen. Eine ſolche Zentraliſation der ve 
ſchiedenartigen proletariſchen Aufgaben war unter den damaligen Verhältniffer 
als es galt, zum erſtenmal das Klaſſenbewußtſein des Proletariats anzufacheı 
unzweifelhaft von größtem Nutzen. Mit der Zeit aber, als es dringend nöti 
wurde, die im erſten Anlauf gewonnenen Reſultate zu befeſtigen und fortzı 
bilden, erwies ſich eine freiere Organiſationsform notwendig. Im Jahre 1871 
in einer außerordentlich kritiſchen Epoche, als die junge Sozialdemokratie vo 
einigen der hervorragendſten Führer verraten worden war und außerdem d 
induſtrielle Kriſis das ganze organiſatoriſche Gebäude der Arbeiter mit Zen 
trümmerung bedrohte, ſchritt man zur Trennung. Die Gewerkſchaften wurde 
autonom, von der ſozialdemokratiſchen Partei unabhängig; von jetzt an triebe 
ſie ihre Tätigkeit auf eigene Fauſt. Es waren ausſchließlich praktiſche Rück 
ſichten, die dazu den Anlaß gegeben hatten, und trotz der formellen Spaltun 
hat ſich eine intime Verbindung fortwährend erhalten. Der gewerkſchaftlich 
und der ſozialiſtiſche Kampf iſt von denſelben Individuen geleitet worden; i 
vielen wichtigeren Angelegenheiten ſind die Beſchlüſſe durch Ausſchüſſe de 
Partei und der Gewerkſchaften gefaßt worden; und — was von eminenter Be 
deutung in einem Lande, wo es keine Analphabeten gibt und das Zeitungs 
leſen außerordentlich verbreitet iſt: die ſozialdemokratiſche Preſſe blieb nad 
wie vor unter der Kontrolle der ſozialdemokratiſchen Partei und der Gewerk 
ſchaften als ihr gemeinſames offizielles Organ. 

Etwa vom Jahre 1880 begann die Periode des gewaltigen Wachstums de 
däniſchen Gewerkſchaften. In der erſten Hälfte der achtziger Jahre wurden 
ſolide Organiſationen errichtet in den meiſten Schichten der qualifizierten 
Arbeiterſchaft; in der zweiten Hälfte vermehrte ſich ihre Mitgliederzahl, un 
ſie erſtarkten durch Zuſammenwirken teils in lokalen Miſchverbänden, teils in 
nationalen Berufsverbänden weſentlich; in der erſten Hälfte der neunzige 
Jahre begann die Organiſationsarbeit unter den unqualifizierten Arbeitern, di 
jetzt zum größten Teile in einem gemeinſamen Verband organiſiert find; di 
Hochkonjunktur in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts wirkte als ein mächtigen 
Hebel der ganzen Bewegung. Im Jahre 1898 wurde der Zentralverband dei 
Gewerkſchaftsverbände gegründet, der etwa drei Viertel aller organiſierter 
Arbeiter umfaßt. Das nächſte Jahr brachte eine rieſenhafte Ausſperrung, di 
die Knechtung und Zerſplitterung der Arbeiterorganiſationen bezweckte, aber 
ihren Zweck völlig verfehlte. Dagegen hat natürlich die Depreſſion der letzten 
Jahre mit ihrer ſchrecklichen Arbeitsloſigkeit eine Stagnation auf dem gewerk— 
ſchaftlichen Gebiet verurſacht; doch iſt im großen ganzen die Stellung behauptet 
worden, und nur wenige und wenig bedeutende Rückſchritte ſind zu ver⸗ 
zeichnen. Die Zahl der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter ſchwankt um 
90000, etwa drei Viertel aller männlichen und ein Fünftel aller weiblichen 
Induſtriearbeiter. Was in den meiſten Ländern als Utopie gelten muß: 
daß die Organiſationen alle Arbeiter umfaſſen können, iſt in Dänemark zwar 
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noch bei weitem nicht erreicht, liegt aber innerhalb des Bereichs der Mög— 
lichkeit. | 

Wie außerordentlich bedeutungsvoll für die ſozialiſtiſche Bewegung es iſt, 
daß dieſe ganze Maſſe der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter wenn auch 
nicht alle Mitglieder der Partei ſind, doch in ſteter Berührung mit der Partei 
bleiben, braucht nicht weiter entwickelt zu ſein. 

Wir werden nur in kurzen Zügen die Beziehungen andeuten, in denen jetzt 
die Gewerkſchaften formell zur Partei ſtehen. 

Erſtens die Preſſe. Das Tageblatt „Social- Demokraten“ in Kopenhagen 
hat ſich ſeit ſeiner Gründung im Jahre 1871 in dem gemeinſamen Beſitz der 
gewerkſchaftlichen und der ſozialdemokratiſchen Organiſationen erhalten und 
tritt als ihr offizielles Hauptorgan hervor. Jeder der „kontrahierenden“ Vereine 
ſchickt einen oder mehrere Repräſentanten in den Ausſchuß, der die redaktionellen 
und ökonomiſchen Angelegenheiten vorzubereiten und zu kontrollieren hat. Der 
Geſchäftsüberſchuß wird ausſchließlich zu propagandiſtiſchen Zwecken verwendet, 
zur Beſtreitung der Wahlausgaben und beſonders zur Gründung neuer Provinz⸗ 
tageblätter; zurzeit finden ſich etwa zwanzig ſolche, die alle von gemeinſamen 
Ausſchüſſen der Gewerkſchaften und der Partei geleitet werden. In die Zentral⸗ 
leitung der Partei werden zwei Mitglieder von der Direktion der zentraliſierten 
Gewerkſchaften gewählt; und umgekehrt werden zwei Mitglieder der Direktion 
des Gewerkſchaftsverbandes von der ſozialdemokratiſchen Partei gewählt. Auch 
in vielen einzelnen Fällen begegnen ſich Repräſentanten der Gewerkſchaften 
und der Parteiorganiſationen zum gemeinſamen Ratſchlag. So werden zum 
Beiſpiel in Kopenhagen bei allen Wahlen, die ſich auf die ganze Stadt er- 
ſtrecken (zum Kommunalrat und zur Erſten Kammer des Reichstags), die ſozial⸗ 
demokratischen Kandidaten von einer Plenarverſammlung der Vorſtände ſo— 
wohl der Kopenhagener Gewerkſchaften wie der ſozialdemokratiſchen Vereine 
nominiert. Ein jährlicher Beitrag zur ſozialdemokratiſchen Wahlagitation 
(mindeſtens 25 Ore, etwa 30 Pf.) wird in allen Gewerkſchaften von den Mit⸗ 
gliedern als freiwillige Beiſteuer zur Partei erhoben. Ein ſozialdemokratiſcher 
Verein nimmt in der Regel keinen Arbeiter als Mitglied auf, der nicht vorerſt 
Gewerkſchaftler iſt; die Angehörigkeit zur Gewerkſchaft wird als die fundamen⸗ 
talſte ſoziale Verpflichtung des Arbeiters anerkannt. 

Dies find die formellen Beziehungen zwiſchen Partei und Gewerkſchaft. 
Dazu kommt noch der mächtige reelle Einfluß, den die Sozialdemokratie auf 
die Mitglieder der Gewerkſchaften indirekt ausübt. Die ſozialiſtiſche Preſſe, 
die faſt jedem Gewerkſchaftler unentbehrlich iſt, bringt ihm tagaus tagein den 
Klaſſenkampf vor Augen; in Dutzenden von Vorträgen hört er die Ideen des 
Sozialismus allgemeinverſtändlich entwickelt; im Reichstag ſieht er ſeine Klaſſen⸗ 
intereſſen nur von der ſozialdemokratiſchen Fraktion gefördert, während alle 
anderen Parteien ihnen kühl oder feindlich gegenüberſtehen. Sehr wenige der 
Gewerkſchaftsmitglieder können ſich auf die Dauer allen dieſen ſozialiſtiſch⸗ 
erzieheriſchen Einflüſſen entziehen. Mit den Spuren der kleinbürgerlichen Nur⸗ 
Gewerkſchaftlerei wird gründlich aufgeräumt. Ein wirklich proletariſcher Geiſt 
bricht ſich Bahn überall im gewerkſchaftlichen Leben. 
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Die Ronſumpereinsbewegung in Öfterreid). 
Von Sigmund Kaff. 


Wie das geſamte Genoſſenſchaftsweſen in Oſterreich, find auch die Konſumverein 
recht ſchwach entwickelt. Es erklärt ſich das aus den verſchiedenſten Urſachen: d 
allgemeine kulturelle, politiſche und wirtſchaftliche Rückſtändigkeit, das ganz un 
genügende Volksſchulweſen und der Mangel an Preßfreiheit, der eine wirtſchaftlick 
Bildung der Bevölkerung ungemein erſchwert. Dazu kommt, daß die Regierunge 
gerade den Konſumvereinen ſehr feindlich gegenüberſtehen und alle Anſchläge de 
Gegner dieſer Genoſſenſchaften zur Ausführung bringen, während die liberale Part. 
die Intereſſen der Krämer und nicht der den Proletariern nützenden Konſumverein 
vertritt. Die Arbeiter aber faßten, ſolange die Konſumvereine von einigen bürgen 
lichen Gruppen protegiert wurden, kein Vertrauen und hielten ſich fern. Ende de 
ſechziger Jahre erwachte die Arbeiterbewegung in Oſterreich, und damit kam es aue 
zur Gründung zahlreicher Konſumvereine, die aber vielfach raſch wieder verſchwanden 
Ein eigentlicher Aufſchwung trat erſt 1896 ein. Die Zahl der Konſumvereine betrug 
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Auch die durchſchnittliche Mitgliederzahl wuchs; 1878 war ſie 203, 1897 bereit: 
369. Neuerdings ſtockt die Bewegung wieder; Schuld daran trägt die friſch an 
gefachte Kampfluſt der Krämer und Lebensmittelwucherer und das Vorgehen dei 
Regierung, die jenen bereitwillig zu Dienſten ſteht, während die bürgerlichen Par 
teien nicht einen Finger rühren, um die Konſumvereine zu verteidigen. 

Beweis dafür iſt, daß ſelbſt der Deutſch⸗liberale Genoſſenſchaftsverband, welchen 
als der älteſte und größte Verband die ſtärkſte Anziehungskraft ausüben ſollte, nur 
in beſchränktem Maße fähig war, die Konſumvereine ſich anzugliedern, und daß die 
rein proletariſchen unter ihnen, ſoweit ſie ihm überhaupt beigetreten waren, ſich in 
dieſem Verband nie ſonderlich heimiſch fühlten. Im Jahre 1901 gehörten ihm 172 
— 22 Prozent der Geſamtheit, 1902 171 — 21 Prozent, 1903 204 — 24 Prozent, 
1904 273 Konſumvereine an. Allerdings war die Aufnahme in den Verband durch 
den deutſchen Charakter desſelben beſchränkt und wurde daher nie der Verſuch 
gemacht, die nichtdeutſchen Vereine in die Verbandsorganiſation einzufügen. Die 
nationalpolitiſche Tendenz des Allgemeinen Verbandes hat übrigens nicht einmal 
alle deutſchen Genoſſenſchaften zu vereinigen vermocht, und erſt der vom Geſetz aus⸗ 
geſprochene Reviſionszwang hat die Verbandsorganiſation gefördert, weil letztere 
befugt war, die ſtaatliche Reviſion zu erſetzen. Nichtsdeſtoweniger kann man 
in den Berichten dieſes Verbandes alljährlich die ſtereotype Redewendung leſen, daß 
als eine der Urſachen für die langſame Entwicklung der Konſumvereine der „Verſuch“ 
anzuſehen ſei, dieſelben „in den Dienſt der ſozialdemokratiſchen Partei zu ſtellen, 
wie ſie auch zur politiſchen Propaganda zu benutzen“, und daß eine andere als die 
neutrale, das iſt pſeudoliberale Luft dem Gedeihen der Konſumvereine nicht förderlich 
ſei. Allein in früheren Jahren, da die Sozialdemokratie ſich der Genoſſenſchafts⸗ 
bewegung gegenüber ganz paſſiv verhielt, war die Sachlage keine beſſere, und es 
zeigt ſich vielmehr, daß gerade die konkurrenzloſe Patroniſation der Konſumvereine 
durch den Allgemeinen Verband denſelben nichts frommte. b 

Wenn man den Erſten Wiener Konſumverein mit ſeinen wohlſituierten Mit- 
gliedern und ſeinen ſonſtigen Ausnahmeverhältniſſen außer Betracht läßt, ergibt ſich, 
daß die meiſten Konſumvereine ſehr beſcheidenen Umfang haben und viele von ihnen 
ſogar ſtagnieren. Mit vollſter Berechtigung kann daher die Verbandsleitung dieſe 
triſten Zuſtände den Anklagen der Lebensmittelhändler gegenüberhalten und an der 
Hand der Tatſachen den ziffernmäßigen Nachweis erbringen, daß die Konſumvereine 
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in Anbetracht ihrer mäßigen Leiſtungen die Vorwürfe der Kleinkaufleute gar nicht 


verdienen. 


Einige Ziffern aus den Berichten des Allgemeinen Verbandes für die letzten 
fünf Jahre mögen dieſe Stagnation illuſtrieren. Es betrugen: 
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1899 1900 1901 1902 1903 
Barumſatz pro Verein (in Kronen). 119940 122857 | 116456 109644 116560 
Barumſatz pro Mitglied (in Kronen) — 336 335 349 320 
Bruttoertrag in Prozent des Umſatzes 13,72 13,92 14,00 14,20 13,50 
Reingewinn in Prozent des Umſatzes 6,25 6,38 6,00 6,40 6,00 
Zuwachs zum Reſervefonds in Pro⸗ 
zent des Reingewinns . — 5,40 5,85 5,50 6,00 
Dividende in Prozent des Barumſatzes 4,80 4,80 3,60 5,10 4,50 
Wert des Warenlagers in Prozent 
50,00 49,70 51,50 53,00 48,50 
Außenſtände in Prozent der Aktiva 7,40 7,80 7,74 7,70 10,50 
Eigenes Kapital in Prozent des Be⸗ 
triebskapitalss. 50,50 | 48,80 | 49,10 | 50,00 | 46,80 


Der Kommentar, den die Verbandsleitung zu dieſen Zahlen gibt, ift in jedem 
Jahre ſtets derſelbe; es ſind genau die gleichen Worte, die den faſt unveränderten 
Zahlen beigegeben werden, ſo daß man verſucht wäre, an eine Täuſchung zu denken, 
wenn nicht das Titelblatt des Berichtes ausdrücklich angeben würde, daß wir ein 
anderes Jahr vor uns haben. Und in der Tat, man kann es dem Verbandsanwalt 
nicht verübeln: der Jammer iſt von einer Dauerhaftigkeit, daß der Anwalt in ſeiner 
Verzweiflung darüber außer ſtande iſt, andere Ausdrücke zu drechſeln. Die Ohn⸗ 
macht der Verbandsorganiſation kann offenbar einen Wechſel nicht herbeiführen, 
auch verbietet es die doktrinär⸗liberale Auffaſſung von der genoſſenſchaftlichen Auto⸗ 
nomie und Selbſthilfe, auf die Entwicklung der Vereine einen größeren Einfluß zu 
nehmen, als es bisher üblich war. Und ſo kommt es denn, daß bloß die gewerb⸗ 
lichen Vorſchußkaſſen und die dem Kleinbürgertum dienenden Genoſſenſchaften ge⸗ 
deihen — übrigens iſt auch da nicht alles Gold, was glänzt —, indes die Konſum⸗ 
vereine notdürftig ihren Betrieb aufrechterhalten, von einigen Ausnahmen abgeſehen, 
für die günſtigere Vorausſetzungen gelten. 

Di.ieſe Tatſache, die der Verband ſelbſt jahraus jahrein mit Gleichmut kon⸗ 
ſtatiert, hat aber doch eine Wirkung gehabt, an die die Verbandsleitung vermutlich 
am wenigſten dachte: ſie hat die proletariſchen Konſumvereine dazu gebracht, es 
einmal ohne den bürgerlichen Verband zu verſuchen. Der Verſuch gelang zwar 
nicht auf den erſten Hieb, aber er gelang doch ſpäter. Vorerſt erfuhren die be⸗ 
treffenden Vereine ſelbſt eine kleine Umgeſtaltung inſofern, als in ihre Verwal⸗ 
tungskörper immer mehr ſozialdemokratiſche Genoſſenſchafter eintraten, die auf eine 
ſtärkere Betonung des proletariſchen Intereſſenſtandpunktes drangen und eine Abkehr 
von der durch liberale Politiker geführten Genoſſenſchaftsbewegung forderten. Leider 
konnte den Konſumvereinen nicht ſofort für die liberale Verbandsorganiſation ein 
Erſatz geboten werden, und ſo kam es, daß ſich der Austritt aus der letzteren ver: 
zögerte. Als dies endlich möglich ſchien, zeigte ſich's, daß man bei dem Beſtreben, 
ſich auf eigene Füße zu ſtellen, es an der nötigen Vorſicht hatte fehlen laſſen, und 
daß die mangelnde Erfahrung manchen Fehlgriff hatte begehen laſſen. Die Herren 
Liberalen triumphierten. Mit Geringſchätzung ſahen ſie auf die ſozialdemokratiſchen 
Genoſſenſchaften herab, welche ſich abmühten, den Klaſſencharakter der Konſumvereine 
ür proletariſche Intereſſen nutzbar zu machen. Bisher hatte man ſich dem Wahne 
hingegeben, daß ſich die Arbeiter mit ihren politiſchen Aſpirationen, ihren Gewerk- 
ſchaften und Krankenkaſſen begnügen würden. In der Tat war dies ſo lange der 
Fall, als die Arbeiter glauben durften, daß der Kampf gegen den Lebensmittel⸗ 
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wucher bloß im politiſchen Rahmen der Organiſation geführt werden könne un 
daß zunächſt die Zölle und Kartelle ein würdiges Objekt des Kampfes ſeien, gege 
welche die Bedeutung der Zwiſchenhändler verſchwinde. Allein die zunehmend 
Feindſchaft des Kleinbürgertums, die ſich bei den politiſchen und wirtſchaftliche 
Aktionen des Proletariats immer gehäſſiger kundgab; der Umſtand, daß die Arbeite 
immer lebhafter zum ſyſtematiſchen Kriege gegen den wucheriſchen Zwiſchenhand 
im Lebensmittelgewerbe hindrängten, deſſen Träger ſich zugleich als die ärgſte 
politiſchen Gegner entpuppten, ſowie die Überzeugung, daß der „neutrale“ Bode 
des Allgemeinen Verbandes für die Konſumvereine ſteriler Steingrund iſt, veranlaßte 
die ſozialdemokratiſche Partei, aus ihrer Reſerve herauszutreten. Leicht iſt ihr de 
Entſchluß angeſichts der Fülle der Aufgaben, die fie ja überreichlich auf politifcher 
und wirtſchaftlichem Gebiet zu erfüllen hatte, nicht geworden; allein das Verhalte 
des Gegners ließ keine Wahl, und ſo erklärte ſie denn in der Erkenntnis, daß ei 
Kampf gegen den Lebensmittelwucher ohne Konſumvereine kaum möglich war, da 
dieſe Organiſationen, ſoweit ſie ihrem eigentlichen Zwecke entſprechen würden, au 
die Unterſtützung der Partei rechnen dürfen, und daß es Pflicht der Arbeiter fei, ji 
dieſem Zwecke zuzuführen. Kaum wußten ſich die ſozialdemokratiſchen Genoſſen 
ſchafter dieſer Unterſtützung ſicher, als fie ſich auch ſchon an die Arbeit machten 
Und ſiehe da: die im „neutralen“ Boden des bürgerlichen Verbandes eritarzteı 
Kräfte erwachten wieder, die Selbſthilfe — verſtärkt durch die klaſſenbewußte Soli 
darität mit dem geſamten Proletariat — bewährte ſich und trug alsbald ihre Früchte 

Am deutlichſten trat der Umſchwung im Zentrum der Bewegung, in Wien zu 
tage. Daſelbſt beſtehen außer den für die Bedienſteten der Staats- und Privat 
eiſenbahnen beſtimmten nicht wenige Konſumvereine, ingeſamt (nach einem Auswei 
für das Jahr 1901) 21, darunter auch einige Fabrikkonſumvereine, ein „katholiſcher 
und zwei oder drei bürgerliche Konſumgenoſſenſchaften. Freie Arbeiterkonſumverein 
gab es bloß ſechs. Seither hat ſich deren Zahl zwar nicht vermehrt, wohl aber ij 
ihr Mitgliederſtand geſtiegen. Erſteres iſt darauf zurückzuführen, daß an Stell 
mehrerer ſchwächerer Organiſationen ein großer Körper getreten ift, der der irrationelleı 
Zerſplitterung wenigſtens zum Teil ein erfolgreiches Ende bereitete. Der Konſum 
verein „Vorwärts“, von dem hier die Rede iſt, hatte urſprünglich, da er die nicht: 
weniger als reichliche Erbſchaft der aufgelöſten Vereine übernahm, mit große 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die nur mit Hilfe der Partei überwunden wurden. Von 
den alten fünf Konſumvereinen, die ſich mit dem „Vorwärts“ verſchmolzen, traten 
ſofort 3713 Mitglieder bei; ſpäter kamen ungefähr ebenſoviele hinzu, ſo daß nach 
achtzehnmonatlicher Tätigkeit (April 1902 bis Oktober 1903) über 8200 Mitgliede 
vorhanden waren. Ende 1904 betrug die Mitgliederzahl 9400, und ſie iſt in fort 
geſetztem Wachſen begriffen. 

Demgemäß nehmen auch Leiſtungen, Umſatz und Mitgliederzahl immer größer 
Dimenſionen an. Freilich mit dem ſeit vierzig Jahren beſtehenden bürgerlichen 
Erſten Wiener Konſumverein, deſſen Mitgliederzahl 1904 40000 und deſſen Bar 
umſatz elf Millionen Kronen beträgt, kann er ſich nicht meſſen. Allein ein folche 
Vergleich wäre ganz und gar nicht angebracht. Proletarierkonſumvereine entmwidelr 
ſich langſamer, weil die Schuldknechtſchaft des Arbeiterhaushalts bei den kleinen 
Händlern eine tief eingewurzelte iſt und die Verbreitung und Durchführung genoſſen 
ſchaftlicher Grundſätze behindert. Auch iſt die Fluktuation der Maſſen in der 
Arbeiterkonſumvereinen an und für ſich eine weitaus ſtärkere, und ebenſo muß die 
größere Abhängigkeit des Arbeiterhaushalts von der wirtſchaftlichen Konjunktur ir 
Betracht gezogen werden. Alle dieſe hemmenden Faktoren fallen bei einer bürger 
lichen Genoſſenſchaſt hinweg. 

Wenn es eine Kraft gibt, die die Ungunſt der Verhältniſſe ausgleichen kann, jr 
iſt es der ſozialdemokratiſche Solidaritätsgedanke, der den genoſſenſchaftlichen Ideen, 
die in der Kleinbürgerbewegung verkümmerten, neues Leben einzuflößen vermag, 
Das zeigt ſich deutlich an einem anderen großen Arbeiterkonſumverein, dem erſten 
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niederöſterreichiſchen, deſſen Mitgliederſtand 1903/4 von 13 200 auf 18500 und deſſen 
Bruttogewinn in dieſem Zeitraum von 687777 Kronen auf 989947 Kronen, deſſen 
Umſatz von 3,4 Millionen auf 5,3 Millionen ſtieg. 

Es wäre natürlich zu weitgehend, aus dieſen zwei allerdings bemerkenswerten 

Beiſpielen Schlüſſe für die Zukunft zu ziehen. Doch ſprechen andererſeits unver- 
kennbare Anzeichen dafür, daß die Periode der Stagnation für die Konſumvereine 
in Oſterreich vorbei iſt. Nach langjähriger Vorbereitung iſt die Erkenntnis von der 
Bedeutung der Konſumgenoſſenſchaft als Wirtſchaftsorganiſation innerhalb der 
Arbeiterſchaft durchgedrungen, ſo daß es heute nicht mehr nötig erſcheint, vor einer 
Überſchätzung dieſer Organiſationsform zu warnen. Nunmehr handelt es ſich darum, 
auf dem Grunde der gewonnenen Einſicht weiterzubauen und den Strom innerhalb 
der natürlichen Grenzen zu halten, das heißt die Bewegung ſo zu leiten, daß bei 
möglichſt geringem Kraftaufwand der höchſte Nutzeffekt erzielt wird. Immer mehr 
verbreitet ſich die Überzeugung, daß allein die Konzentration der Kräfte die volle 
Entfaltung derſelben ermöglicht und infolge der rationellſten Okonomie den Soli— 
daritätsgedanken am ausgiebigſten fruktifizieren läßt. Es iſt daher nur ein weiteres 
Symptom von der wachſenden Einſicht innerhalb der öſterreichiſchen Arbeiterſchaft, 
daß ſich ſeit 1902 die proletariſchen Genoſſenſchaften zu einem ſelbſtändigen Ver- 
band organiſierten, der feither durch den Austritt von Konſumvereinen aus dem All: 
gemeinen Verband eine beträchtliche Verſtärkung erfuhr. Die Arbeiter ſahen, daß die 
im Schlepptau der bürgerlichen Parteien befindlichen Genoſſenſchaften nur inſoweit 
auf eine Förderung rechnen konnten, als ſie ſich für die politiſchen Zwecke derſelben 
gebrauchen ließen, und ſie ahmten deshalb das Beiſpiel in voller Würdigung der 
Tatſache, daß die Arbeiterintereſſen am zweckmäßigſten von den Arbeitern ſelbſt 
wahrgenommen werden, bewußt nach — unbekümmert um die Verdächtigungen, die 
dieſe Rallierung der proletariſchen Kräfte begleiteten. Am ſchamloſeſten betreibt die 
Genoſſenſchaftsförderung zu politiſchen Zwecken die chriſtlich-ſoziale Partei. Die ihr 
zur Verfügung ſtehenden Mittel des Landes Niederöſterreich, der Gemeinde Wien 
und der Kaiſer⸗Franz⸗Joſef⸗Stiftung zur Unterſtützung des Kleingewerbes in Wien 
kommen faſt ausſchließlich den bäuerlichen und ſtädtiſchen Genoſſenſchaften chriftlich- 
ſozialer Färbung zugute. Dabei wird die Demagogie ſo weit getrieben, daß man 
höhere Subventionierungen von den Leiſtungen der Handelskammer und des Staates, 
der ja auch die Gewerbebeförderung durch Genoſſenſchaften auf ſein Programm der 
Mittelſtandspolitik geſchrieben hat, abhängig macht. Vorſichtiger geht die liberale 
Partei zu Werke, deren Genoſſenſchaftsbewegung im Allgemeinen Verband ſich kon— 
zentriert. Der „neutrale“ Boden, welcher ſich hier den Konſumvereinen bietet, läßt 
nur die kleinbürgerlichen Vorſchuß⸗ und Kreditvereine gedeihen. Die Konſumvereine 
hatten deshalb die Wahl zwiſchen dieſem und einem eigenen Verbande, in welchem 
‚fie ſelbſt die dominierende Rolle ſpielen konnten. Die dominierende Rolle ſpielen, 
das hieß aber im gegebenen Falle, mehr als ſonſt die eigenen Intereſſen nachdrück⸗ 
lich und ausſchließlich pflegen. Und das war nur in einem vom bürgerlich-konſerva⸗ 
tiven Gedankenkreis unabhängigen Verbande möglich, der die Genoſſenſchaftsideen 
mit friſchem Inhalt verſah und ihnen neue Ziele ſteckte. Dieſer Verband ward 
gegründet (1902) und zählte Ende 1904 243 Genoſſenſchaften, darunter 22 Produktiv⸗ 
und 2 Wohnungsgenoſſenſchaften. Ein Teil derſelben gehörte vorher dem Al: 
gemeinen Verbande an, der im Jahre 1903 einen Stand von 743 Genoſſenſchaften, 
darunter 273 Konſumvereine aufwies. Seither hat die Zahl der Arbeitergenojjen- 
ſchaften noch um etliche Dutzend zugenommen — aus dem Allgemeinen Verbande 
allein traten 1903 etwa 30 Genoſſenſchaften aus —, ſo daß der künftigen Entwick— 
lung mit Zuverſicht entgegengeſehen werden darf. 

Die Anlehnung der Konſumvereine und Arbeiterproduktivgenoſſenſchaften an 
die Sozialdemokratie, die ſich in Oſterreich einfacher, aber vollſtändiger vollzog als 
in Deutſchland, wird aber nicht bloß einen verſtärkten politiſchen Schutz für die 
Aſſoziationen zur Folge haben, den die bürgerlichen Parteien weder bieten können 
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noch wollen, ſondern ſie wird vor allem auch eine materielle Steigerung der Kräft 
bewirken inſofern, als fie das Vertrauen der Arbeiter in die Nützlichkeit der Ge 
noſſenſchaften heben und dieſen neue Maſſen zuführen wird. Das aber iſt vorläufi 
das Wichtigſte, wenn man bedenkt, daß erſt ein verſchwindender Teil der Arbeiter 


ſchaft wirtſchaftlich organiſiert iſt und daß die vorhandenen Genoſſenſchaften kaur 
mehr als die Kaders der künftigen Organiſation vorſtellen. 


Konfervierte öefindefklaverei., 
Von Emil Fiſcher. 


Das einheitliche Recht, das durch das Bürgerliche Geſetzbuch geſchaffe 
werden ſollte, iſt nicht zuſtande gekommen. Was man erzielt hat, iſt eite 
Stückwerk. Iſt doch unter anderem die reichhaltige Muſterkarte der Geſinde 
ordnungen trotz des Widerſpruchs unſerer Fraktion konſerviert worden, un 
zwar mit der fadenſcheinigen Begründung, daß die Verhältniſſe in den ein 
zelnen Landesteilen für eine einheitliche Regelung zu verſchiedenartig ſeien. 

Aus dem gleichen Grunde unterblieb auch eine einheitliche Regelung de 
Geſindegeſetzgebung in Preußen, das für ſich allein nicht weniger als neunzehn 
Geſindeordnungen aufweiſt, die alle ein mehr oder weniger ehrwürdiges Alte 
haben. Die Geſindeordnung für die alten preußiſchen Provinzen ſtammt au 
dem Jahre 1810. Etwas neueren Datums iſt die für Neuvorpommern uni 
Rügen, die im Jahre 1845 das Licht der Welt erblickte. Die Rheinprovin 
erfreut ſich einer Geſindeordnung aus dem Jahre 1844, während die für Oſt 
friesland, Harlingerland und das ehemalige Jadegebiet im Jahre 1859 ge 
ſchaffen wurde. Die Provinz Hannover geſtattet ſich außerdem noch den Luxuf 
von weiteren vier Geſindeordnungen (außer der oſtfrieſiſchen), die in den Jahren 
1844 und 1853 entjtanden ſind, und zwar für die ehemaligen Herzogtüme: 
Bremen und Verden, für das Land Hadeln, für den Regierungsbezirk Osna 
brück und für die Regierungsbezirke Hannover, Hildesheim und Lüneburg nebf 
dem ehemaligen Harzbezirk. In dem verhältnismäßig kleinen Heſſen⸗Naſſar 
iſt die Exiſtenz von ſechs Geſindeordnungen zu verzeichnen. Während die fin 
die Landesteile des ehemaligen Großherzogtums Heſſen und die für das ehe 
mals landgräfliche Heſſen⸗Homburg das Geburtsjahr 1857 tragen, datiert du 
für Naſſau aus dem Jahre 1819, die für das Großherzogtum Fulda aus den 
Jahre 1816, die für die Landſtädte aus dem Jahre 1801 und die für Kaſſel 
Marburg, Rinteln und Hanau gar aus dem Jahre 1797. 

Ferner ſind noch zu verzeichnen die Geſindeordnungen für Schleswig 
Holſtein (1840), für Lauenburg, für Frankfurt a. M. (1822), für Hohenzollern 
Sigmaringen und für Hohenzollern-Hechingen (1843). Daneben gibt es in 
Preußen auch noch eine Anzahl Polizeiverordnungen, die ſich auf das Geſinde⸗ 
weſen erſtrecken. 

In faſt allen dieſen Geſindeordnungen iſt die kriminelle Beſtrafung des 
Kontraktbruchs der Dienſtboten und die zwangsweiſe Zurückführung in den 
Dienſt vorgeſehen. Ungehorſam oder Widerſpenſtigkeit gegen die Herrſchaft 
und ihre Vertreter werden ebenfalls kriminell beſtraft, desgleichen Verabredungen 
zur Erzielung beſſerer Lohn- und Arbeitsbedingungen uſw. durch Arbeits⸗ 
einſtellung. Das Züchtigungsrecht der Herrſchaft hat das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch zwar beſeitigt, aber Scheltworte der Herrſchaft muß das Geſinde noch 
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immer „mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit“ entgegennehmen, ohne daß eine 
gerichtliche Klage wegen etwaiger Beleidigungen zuläſſig iſt. Vor Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs war dem Geſinde in den altpreußiſchen Provinzen 
und in einigen anderen Landesteilen nicht einmal die Notwehr gegenüber Tät— 
lichkeiten der Herrſchaft geſtattet, nur dann erſt, wenn Leben und Geſundheit 
in Gefahr kamen. Eine in neuerer Zeit getroffene Entſcheidung des Ober— 
verwaltungsgerichtes in Preußen iſt recht geeignet, der Konſervierung des 
Züchtigungsrechtes gegenüber dem Geſinde zu dienen. 

Ein wahres Prachtexemplar dieſer bunten Muſterkarte reaktionärer Geſetzes⸗ 
blüten iſt unſtreitig die Lauenburgiſche Geſindeordnung, die Seniorin 
aller deutſchen Geſindeordnungen. Das „Dienſtboten⸗Edikt für das Herzogtum 
Lauenburg“ vom 22. Dezember 1732 — es handelt ſich hier nicht etwa um 
einen Druckfehler in der Jahreszahl, wie mancher annehmen wird — hat faſt 
zweihundert Jahre Lebensdauer hinter ſich. 

Gewaltige Umwälzungen haben ſich in den zwei Jahrhunderten auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens vollzogen, aber das Lauenburger Dienſtboten— 
Edikt hat allen Stürmen getrotzt und ſich ſiegreich bis auf den heutigen Tag 
behauptet. 

Und doch zeigt dieſes Erbſtück des achtzehnten Jahrhunderts recht moderne 
Züge, trotz der altertümlichen Sprache. So heißt es zum Beiſpiel in der Einleitung: 

„Wir Georg der Andere uſw. fügen hiermit zu wiſſen: „Ob zwar von Unſeren 
Vorfahren an der Regierung durch mehrmals ausgelaſſene Verordnungen dem 
Frevel und Mutwillen des Geſindes und der Dienſtboten ernſtlich be— 
gegnet, dennoch über deren Inhalt von den Magiſtratsperſonen der Gebühr nach 
nicht gehalten worden, daher dann öfters, zumal bei dem geringen Kornpreis, ent⸗ 
weder gar keine Dienſtboten oder nicht ohne beſondere Mühe und gegen 
Erlegung übermäßigen Mietsgeldes und Lohnes zu bekommen geweſen, 
und ſolche, wenn ſie ſich je zum Dienen anheiſchig gemacht oder in Dienſt getreten, 
Ihrer Herrſchaft und Brotherrn oft mit größtem Ungeſtüm begegnet, 
wohl gar Mietsgeld genommen und ſich anheiſchig gemacht, nachher aber aus— 
geblieben, das Mietsgeld von mehr als einer Herrſchaft ſich geben laſſen, und darauf 
denjenigen gewählt, welcher ihnen am bequemſten zu ſein ſchien, und 
den meiſten Lohn gegeben, den anderen aber das Mietsgeld zurückgeſandt, ... 
ihrer Herrſchaft und Brotherrn, wenn dieſelben ihnen ihre Unart vorgehalten, mit 
unbeſcheidenen Worten begegnet und gegen ſie allerhand Drohungen ausgeſtoßen, 
von Zeit zu Zeit höheren Lohn gefordert als verſprochen oder gebräuchlich, 
auch ihre Nebendienſtboten zu einer gleichmäßigen Unart verleitet und 
ſich untereinander boshafterweiſe verbunden, wozu dann noch kam, daß 
dergleichen Geſinde öfters von ihren zuweilen liederlichen Eltern und Angehörigen 
angeſtiftet, oder auch von anderen, welche Dienſtboten halten, in ihre Dienſte ver— 
langt, dazu angereizt und verleitet worden. Wir ſind aber ſolchem Unweſen länger 
zuzuſehen durchaus nicht gewillt und haben dieſerhalben mit Unſerer getreuen Ritter— 

und Landſchaft Unſeres Herzogtums Lauenburg communiciert und haben Folgendes 
zu verordnen in Gnaden für gut befunden.“ 


Das Reſultat des Kommunizierens „Georgs des Anderen“ mit ſeiner ge— 
treuen Ritter⸗ und Landſchaft entſpricht vollkommen dem, was ſich aus der 
Einleitung erwarten läßt, deren Inhalt ganz moderne ſcharfmacheriſche Anz 
klänge hat. Hören wir nicht auch heute noch die Räſonnements über den 
„Frevel und Mutwillen des Geſindes und der Dienſtboten“, über Dienſtboten⸗ 
und Geſindemangel, die „Leutenot“, die übermäßigen Lohnanſprüche, das „Un⸗ 
geſtüm“ gegenüber der Herrſchaft, die „boshaften Verbindungen“ uſw.? 
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Und die gleichen Klagen wie über Dienſtboten und Geſinde werden aue 
über die Arbeiter im allgemeinen laut. Ja, hier arbeiten unſere Scharfmache 
mit noch viel ſtärkeren Ausdrücken als „Georg der Andere“ und ſeine getreu 
Ritter⸗ und Landſchaft. Aus „Frevel und Mutwillen“ werden „Frechheit un 
Unverſchämtheit“, aus dem „größten Ungeſtüm“ wird „ein unerhörter Terre 
rismus“, aus der „boshaften Verbindung“ ein „gemeingefährliches Komplott“ 

Nur eines vermiſſen wir in der alten Urkunde, den Hinweis auf die Ur 
ſache der Unbotmäßigkeit. „Georg der Andere“ beſchränkt ſich darauf, di 
„liederlichen Eltern und Angehörigen oder andere, welche Dienſtboten halten“ 
als die „Hetzer“ hinzuſtellen, welche die Dienſtboten und das Geſinde „zur Be 
gehrlichkeit anreizen und verleiten“. Immerhin zeigt uns die Epiſtel des Lauen 
burger Herzogs, daß es auch zu jener Zeit an Unzufriedenheit nicht gefehl 
hat, obgleich doch von der Sozialdemokratie noch keine Spur vorhanden war 

Das Edikt feierte ſeine Wiederauferſtehung im Entwurf des Zuchthausgeſetzes 
Unbotmäßige Arbeiter gehören ins Gefängnis. In § 1 des Edikts heißt es 

„Falls ſich ein Geſinde gegen ſeine Herrſchaft mit ungeſtümen groben Rede 
und widerſpenſtigen Bezeigungen, oder gar mit bedrohlichen Worten vergeht, ſolche 
freche Geſinde, nach Beſchaffenheit der Umſtände, mit einigen Tagen Gefängnis be 
Waſſer und Brot, oder im letzteren Falle derer Drohworte, nach Befinden mit vie 
härterer Strafe, und wohl mit dem Karren und dem Zuchthauſe beſtraft werden ſoll. 


An Stelle dieſer drakoniſchen Strafen kamen im Jahre 1869 die Übertretungs 
ſtrafen des Strafgeſetzbuches. Man glaube aber nicht etwa, daß dieſe nur au 
dem Papier ſtehen; ſie kommen fortgeſetzt zur Anwendung. Die geringſte Wider 
ſetzlichkeit kann einen Dienſtboten im Lauenburgiſchen ins Gefängnis bringen 

Der § 3 des Edikts beſtimmt, daß Knechte und Mägde ohne Unterſchie! 
ſich auf ein ganzes Jahr vermieten müſſen und daß die Loskündigung it 
den Städten ein Vierteljahr und vierzehn Tage, auf dem Lande aber ein 
halbes Jahr vor Ablauf des Dienſtjahres geſchehen muß. Wer dieſe Feſſe 
durchbricht, ohne einen geſetzlichen Grund hierzu zu haben, das heißt, wer fid 
durch geſetzwidriges Verlaſſen des Dienſtes des Kontraktbruchs ſchuldi⸗ 
macht, der ſoll nach § 11 wegen eines ſolchen „Frevels und Mutwillens“ mi 
einer „geſchärften Gefängnisſtrafe bei Waſſer und Brot beleget, auch hiernächf 
von der Obrigkeit, die ſeiner oder ihrer mächtig werden kann, auf Verlangen 
des Brotherrn durch hinlängliche Zwangsmittel genötigt werden, bey ihm wiede 
in den Dienſt zu kommen“. 

Hat der Dienſtbote aber gar die Livree mitgenommen, ſo ſoll er „durch 
den Strafpfahl, welcher an den Orten, wo keiner vorhanden, zu Beſtrafung 
des mutwilligen frevelhaften Geſindes, zu ſolchem Ende eigens aufgerichte 
werden ſoll, oder bei ſich häufenden noch ärgeren Umſtänden, mit Karren 
ſchieben auf willkürliche Zeit beſtraft werden“. 

Strafpfahl und Karrenſchieben hat man allerdings bei Einführung der neu: 
zeitlichen Strafvollſtreckung opfern müſſen, aber die Beſtrafung des Kontrakt; 
bruchs iſt geblieben. a 

Auch die Verleitung zum Kontraktbruch wird, ganz jo wie es im 
Zuchthausgeſetzentwurf der Fall war, in dem Lauenburger Edikt mit Strafe 
bedroht, desgleichen die Beherbergung entlaſſenen Geſindes. Im 8 13 heißt 
es: „Diejenigen, ... welche ein Geſinde im Böſen, Widerſetzlichkeit und Un: 
gehorſam ſteifen und ſonſt verführen, wenn es von ſeiner Herrſchaft entlauft, 
es wiſſentlich aufnehmen oder nur Vorſchub leiſten, ſollen mit Geld⸗ oder nach 
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Befinden Leibesſtrafe belegt werden.“ Dieſe Leibesſtrafe beſteht heute in der 
übertretungsſtrafe, die auch die Herrſchaft trifft, welche einen kontraktbrüchigen 
Dienftboten in Dienſt nimmt. 

Den Dienſtboten iſt es laut § 11 nicht einmal geſtattet, ohne weiteres den 
Dienſt zu verlaſſen, auch wenn ſie einen geſetzlichen Grund zur Aufgabe des 
Dienſtes vor Ablauf der Dienſtzeit haben. Sie müſſen, „ſelbſt wenn ſie ge— 
yimdete Urſachen hätten, ſolche der Obrigkeit zuvor anzeigen, widrigenfalls 
ind da ſie aus Frevel davongehen, ſie am Leibe geſtrafet werden ſollen“. 
Jortgeſetzt erfolgen Beſtrafungen, weil die Dienſtboten wegen begründeter Ur— 
achen den Dienſt verlaſſen haben, ohne der Polizei vorher Mitteilung von 
der Sachlage zu machen. 

Der § 14 enthält das Koalitionsverbot: „Sollten Dienſtboten einander 
ur Widerſetzlichkeit verleiten, ja ſogar unter ſich gegen die Herrſchaft ſich ver- 
nden, ſollen dieſelben nach Befinden mit Gefängnisſtrafe zu Waller und Brot 
der dem Karrenſchieben nach Größe des Verbrechens () auf kurze oder längere 
Zeit beſtraft werden.“ Das Koalitionsverbot iſt noch in Geltung, die Strafe 
ſt heute die übliche Übertretungsſtrafe. Die gleiche Strafe tritt nach § 15 ein, 
venn „Dienſtboten allerhand ſchlimme und ſtrafbare Gewohnheiten einführen, 
meh mit der gewöhnlichen bisherigen Speiſung künftig nicht friedlich 
u ſeyn, ſich untereinander vergleichen und dadurch veranlaſſen wollten, daß 
enen Herrſchaften der Dienſt nicht, wie es ſich gebühret, geleiſtet würde“. Die 
Urheber und Anſtifter“ ſollen „beſonders ernſtlich beſtraft“ werden. 

Im 8 24 wird bei Strafe verboten, einen höheren Lohn als den in 
en letzten drei Jahren am meiſten üblich geweſenen zu fordern, oder ein Miets⸗ 
eld, das in der Stadt 2,40 Mark und auf dem Lande 0,60 bis 1,20 Mark 
lberſteigt. Es iſt geradezu ungeheuerlich, wenn heute noch derartige Geſetzes— 
ſeſtimmungen, die nicht einmal vor zweihundert Jahren auch nur einen Schein 
von Berechtigung hatten, konſerviert werden. | 
Das Lauenburger Dienſtbotenedikt begnügt ſich aber nicht damit, den Dienſt⸗ 
roten Strafe anzudrohen, die höheren Lohn und höheres Mietsgeld fordern, 
ondern verbietet auch den Herrſchaften, höheren Lohn an die Dienſtboten 
u zahlen, denn im § 25 heißt es: „Es ſoll auch die Darreichung des Linnens 
md der Schuhe an das Geſinde abgeſtellt fein, weil eben dadurch die Dienjt- 
ten unvermerkt den Lohn fteigern, indem entweder das Linnen oder die 
schuhe denſelben nicht gut genug gemacht werden, folglich der Hauswirt, 
belchem es auf etwas feineres Linnen nicht ankommt, oder der beſſeres Leder 
auft, als es ein anderer aus dem Haushalt ſchaffen kann, ſchon mehreren 
Zugang von Dienſtboten, als dieſer hat, und derjenige Hauswirt darunter 
eiden muß, welcher nicht den mehrbemittelten gleich geben kann.“ 

Dieſer geſetzliche Schutz der wirtſchaftlich Schwachen iſt wirklich rührend, nur 
chade, daß er ſich nicht auf die wirtſchaftlich Schwächſten, auf die Dienſtboten, 
rſtreckt, denen im Gegenteil die Verbeſſerung ihrer Lage bei Strafe unterſagt wird. 

Geradezu ungeheuerlich iſt die Vorſchrift des § 27, wonach „in denen Höfen 
ach Ermächtigung der Obrigkeit oder des Gutsherrn nur eine gewiſſe Anzahl 
on Söhnen, Töchtern, Brüdern oder Schweſtern bleiben, die übrigen aber bei 
en andern in Dienſt gehen ſollen“. 

Allerdings iſt dieſer Paragraph, wenn auch nicht ausdrücklich aufgehoben, 
o doch durch die preußiſche Landes⸗ und deutſche Reichsgeſetzgebung hinfällig 
eworden. Er iſt aber charakteriſtiſch für die Art und Weiſe, in der die Lauen⸗ 
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burger Junker ſeinerzeit verſucht haben, der „Leutenot“ abzuhelfen. Da hei 
es: „Dafern in einem Hofe mehr Kinder, Schweſtern und Brüder vorhande 
als der Hauswirt zu einer Zeit gebrauchen kann; ſo ſoll ein Vollhüfener zu 
Söhne und zwei Töchter, ein Halbhüfener aber, welcher zu ſeinem Ackerbe 
eines Knechtes und einer Magd bedarf, einen Sohn und eine Tochter, od 
einen Bruder und eine Schweſter bei ſich und in ſeinem Brote behalten.“ 

Und der § 28 führt dann weiter aus: „Alles, was ſich von geringen Leut 
in Unſerm Herzogtum Lauenburg, ſowohl in denen Städten und Flecken, g 
auf dem platten Lande findet, und nicht bei denen Eltern und Geſchwiſte 
freiwillig oder ſonſt bei einem Brotherrn dienet, noch ſich zum Häusling qug 
fiziert hat, oder ein von unſeren Truppen abgedankter invalide Soldat i 
wird unter die Zahl des herrenloſen Geſindes gerechnet, ratione weil 
Wir hiermit und in Kraft dieſes verordnen, daß ein Manns⸗Menſch wöchentl 
zwei Schilling und ein Frauens-Menſch anderthalb Schilling Behuf der Arm 
des Ortes, allwo fie fi) aufhalten, erlegen, überdem ein Manns⸗Menf 
monatlich 4 Schilling und ein Frauens-Menſch monatlich 3 Schilling der Obri 
keit des Ortes bezahlen und endlich der Gemeine daſelbſt ein Manns⸗Men 
jährlich 1 Mark 8 Schilling, eine Frauens-Perſon 1 Mark zur Kontributi 
zuſchießen, welches alle Quartaliter voraus bezahlet werden ſoll. Es ſoll 
auch abſpezifizierte wöchentliche und jährliche prästanda nötigenfalls weiter 
höhet werden.“ 

So trieb man mittels der Kontributionspeitſche das „herrenloſe Geſinde 
gleichviel ob Frauens- oder Manns⸗Menſch, in die Geſindeſklaverei und mad 
damit der Leutenot, ſo gut es eben ging, ein Ende. 

Dem Beſtreben des „herrenloſen Geſindes“, um die Saat- und Erntez 
vorübergehend Dienſte anzunehmen und dann für ein Viertel- oder Halbja 
einen ganzen Jahreslohn zu verlangen, ſchiebt der § 29 einen Riegel vor, d 
vorſchreibt, „daß in ſolchem Falle ein Acker-Knecht und eine Dienſt⸗Magd en 
dem ordinairen Lohn des Ortes von einem halben oder viertel Jahre ſich k 
gnügen und weder mehr fordern, noch der Brotherr mehr geben ſolle, beid 
bei Strafe von 3 Thalern“. s 

Dieſe Beſtimmung iſt heute noch in Kraft. Sie hindert die landwirtſcha 
lichen Arbeiter Lauenburgs an jeglicher Verbeſſerung ihrer Lohnverhältniſ 
denn jeder derartige Verſuch wird mit Strafe belegt. Ja, ſelbſt der einſichti 
Arbeitgeber, der gern einen höheren Lohn zahlen möchte, wird durch d 
Staatsgewalt daran gehindert! x 

Die preußiſche Herrſchaft in Schleswig-Holſtein ift beſtrebt, mit den Übe 
bleibſeln der früheren Dänenherrſchaft aufzuräumen; ſie bemüht ſich in d 
nördlichen Gauen eifrig, däniſche Sprache, däniſche Sitten und Gebräuche au 
zumerzen, aber ſie hat alles, was an reaktionärer däniſcher Geſetzgebung ve 
handen war, mit Vorbedacht erhalten, ſo auch die alte däniſche Geſindeordnun 
In Lauenburg hat man es ebenſo gemacht. Die Blütenleſe aus der Laue 
burgiſchen Geſindeordnung zeigt, mit welch einem mittelalterlichen Erzeugn 
wir es hier zu tun haben. Die Exiſtenz eines ſolchen Geſetzes iſt geradezu e 
Skandal für die Rechtsverhältniſſe im neuen Deutſchen Reiche. Die Beſei 
gung der ungeheuerlichen Geſindeſklaverei, wie ſie durch die beſtehenden Geſind 
ordnungen bedingt wird, iſt deshalb eine der dringlichſten Aufgaben auf de 
Gebiet der Reichsgeſetzgebung. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Kolonialpolitik und die Arbeiter. 
Von Otto Bauer. 
. 

Wir kennen die Kolonialpolitik als eine der ſtärkſten Triebkräfte kapita⸗ 
liſtiſcher Entwicklung. Marx hat ſie als eine der Methoden der „urſprüng⸗ 
lichen Akkumulation“ beſchrieben. Wie eng heute die Schickſale der Völker mit 
den Wandlungen der Kolonialpolitik verknüpft ſind, iſt allgemein bekannt. Der 
große Kolonialkrieg im Oſten zieht aller Augen auf ſich. Die Geſtaltung des 
Verhältniſſes Großbritanniens zu ſeinen Kolonien iſt die wichtigſte Frage der 
engliſchen Politik. Das Deutſche Reich opfert in einem grauſamen Kriege um die 
afrikaniſche Sandwüſte das Blut ſeiner Söhne und den Schweiß ſeiner 
Arbeiter. Der Streit um Marokko wirft ein helles Licht auf die Gefahren, 
mit denen der Drang nach „öder Weltherrſchaft“ die europäiſchen Völker be⸗ 
droht. Unter ſolchen Umſtänden iſt eine theoretiſche Unterſuchung der Wir⸗ 
kungen der Kolonialpolitik auf den Wohlſtand der Arbeiterklaſſe für dieſe von 
großem Intereſſe. | 

Wir fragen nach den Wirkungen kapitaliſtiſcher Kolonialpolitik. Damit 
iſt die Beſiedlung fremder Länder, die nicht in den Kreis des Warenaustauſches 
mit den kapitaliſtiſch entwickelten Nationen einbezogen werden, unſerer Unter: 
ſuchung entrückt. Solche Siedlung wäre ebenſowenig kapitaliſtiſche Koloniſation 
wie die Beſiedlung des deutſchen Oſtens im Mittelalter. 

Um die Wirkungen kapitaliſtiſcher Kolonialpolitik zu erforſchen, werden wir 
— unter Anlehnung an die Klaſſifikation Roſchers und Hübbe⸗Schleidens — 
eine Reihe von Typen koloniſatoriſcher Tätigkeit unterſcheiden. Die Kolonien, 
die die europäiſchen Völker gegründet haben, ſind natürlich ſelten reine Ab— 
bilder eines ſolchen Typus, ſondern ſie vereinen meiſt verſchiedene Merkmale, 
die wir iſoliert denken müſſen, um aus dem Zuſammenwirken der vereinzelt 
begriffenen Kräfte die Wirkſamkeit der hiſtoriſchen Koloniſation verſtehen zu lernen. 


1. Ackerbaukolonien. 
Solange die europäiſche Menſchheit auf die Nutznießung ihres eigenen 
Bodens beſchränkt iſt, iſt ihrem Streben nach möglichſt voller Befriedigung 
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ihrer Bedürfniſſe eine nahe Grenze geſetzt. Unabänderliche Naturbedingunge 
verwehren es uns, alle die verſchiedenartigen Erdfrüchte, deren wir bedürfen 
dem heimiſchen Boden zu entlocken. Aber auch von jenen Früchten, dere 
Kultur auf eigenem Boden uns Klima und Bodenſtruktur Europas geftatte 
bringt der Boden unter den heutigen Formen der Bewirtſchaftung der wachſende 
Menſchenzahl nicht hinreichend großen Ertrag. Wie auf der einen Seite da 
Klima und die Bodenbeſchaffenheit, ſo ſetzt andererſeits das private Grund 
eigentum der europäiſchen Landwirtſchaft eine Schranke. 

Ein doppelter Weg weiſt ſich der europäiſchen Menſchheit, die dieſe Schrant 
überwinden will. | 

Einmal können die europäiſchen Völker ihre eigene Jugend über das Well 
meer ſenden, um fremden, noch herrenloſen und unbebauten Boden in Belt 
zu nehmen. Das iſt der Weg der eigentlichen Koloniſation. In fernen 
Lande entſtehen junge Völkerſchaften europäiſcher Abſtammung und Geſittung 
die uns die reichen Erträgniſſe des jungfräulichen Bodens ſenden, um dafü 
— zunächſt wenigſtens — die Erzeugniſſe unſeres Gewerbefleißes als Gegen 
gabe zu empfangen. 

Aber nicht überall vermag die weiße Raſſe die ſchwere Arbeit der Boden 
bebauung zu leiſten. Sie muß daran denken, ſich auch am Ertrag der Boden 
kultur anderer Nationen einen Anteil zu ſichern. Wo dies durch freien Aus 
tauſch nicht möglich iſt, beſchreitet ſie den Weg der „Kultivation“ (Hübbe 
Schleiden), der Begründung von Pflanzungskolonien (Roſcher). Ihr 
überlegenen Waffen eröffnen ihr fremde Länder, wo fortan unter ihrer Leitung 
von ihrem Kapital beherrſcht fremde Nationen — Hindus oder Javaner, Kuli 
oder Neger — dem tropiſchen Boden jene Güter abgewinnen müſſen, deren fir 
bedarf. Es find die beiden Wege der eigentlichen Koloniſation und der Aul: 
tivation, die der europäiſchen Menſchheit offen ſtehen. Mitten zwiſchen beiden 
führt ein dritter Weg: die europäiſchen Völker haben es auch unternommen, 
fremde Länder neu zu beſiedeln, aber nicht mit ihren eigenen Nachkommen, 
ſondern mit den Kindern minder entwickelter Völkerſchaften. Das gewaltigſte 
Beiſpiel dafür bietet die Negerkoloniſation in Amerika. 

Daß durch die Methoden der Koloniſation und Kultivation der Reichtum der 
Geſellſchaft ungeheuer geſteigert wird, iſt gewiß. Wie viel ärmer wären wir ohne 
das Getreide und Fleiſch, die Baumwolle und Wolle, den Kaffee und Tabak der 
Kolonialländer! Uns ſoll aber die Frage beſchäftigen, welche Wirkung dieſe 
ungeheure Bereicherung Europas auf die Arbeiterklaſſe geübt hat. Hat auch 
ſie ihren Anteil an dem Reichtum empfangen, den die weißen Völker aus dem 
fremden Boden ziehen? 

Faſſen wir zunächſt die Pflanzungskolonien ins Auge, bei denen die 
Verhältniſſe leichter zu durchſchauen ſind! 

Die Politik der „Kultivation“ verſchlingt gewaltige Kapitalien. Ein Teil 
des Kapitals der Geſellſchaft, der ſonſt zur Beſchäftigung europäiſcher Arbeiter 
hätte verwendet werden müſſen, wandert in die Kolonien. Die Ausdehnung 
der Schiffahrt entzieht dem heimiſchen Markte gleichfalls Kapitalien, die wegen 
der Höhe der organiſchen Zuſammenſetzung des in der modernen Schiffahrt 
verwendeten Kapitals verhältnismäßig nur wenige Arbeiter beſchäftigen. Endlich 
macht die Kultivationspolitik geſteigerte Rüſtungen zur See und zu Lande not⸗ 
wendig. Angenommen ſelbſt, daß der Staat die Koſten dieſer Rüſtungen nicht 
unmittelbar in der Form indirekter Steuern von der Arbeiterſchaft tragen läßt, 
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ſondern die Laſten des Militarismus und Marinismus vom Kapital getragen 
werden, ſo bedeutet dies doch jedenfalls, daß eine Quote des geſellſchaftlichen 
Mehrwertes, von der ſonſt ein Teil hätte akkumuliert und teilweiſe auch in 
variables Kapital verwandelt, zur Beſchäftigung von Arbeitern verwendet 
werden können, jetzt unproduktiv konſumiert, verzehrt wird. Die Politik der 
Kultivation ſenkt alſo auch die Akkumulationsrate, das Verhältnis des in 
Kapital verwandelten zum geſamten Mehrwert. Aus allen dieſen Gründen 
— Wanderung des Kapitals in die Kolonien, in Gewerbe mit beſonders hoher 
organiſcher Zuſammenſetzung, wie zum Beiſpiel das Schiffahrtsgewerbe, Senkung 
der Akkumulationsrate infolge der großen Laſten für Militär, Marine und 
den kolonialen Verwaltungsapparat — bedeutet die Politik der Kultivation für 
die europäiſchen Arbeiter eine Verſchlechterung der Lage auf dem Arbeitsmarkt. 
Es werden daher die Löhne entweder geradezu ſinken oder, wenn gleichzeitig 
in der Volkswirtſchaft andere Kräfte wirkſam ſind, die die Löhne zu ſteigern 
die Tendenz haben, doch langſamer ſteigen, als es ſonſt der Fall geweſen 
wäre. 

Gelingt es dem Mutterland, durch ſeine Verwaltung und Juſtiz volle 
Rechtsſicherheit im Kolonialland herzuſtellen und dadurch das Kapitalriſiko zu 
verringern, ſo wird die Tendenz zur Ausgleichung der Profitraten auch für 
das Kolonialland wirkſam werden. Nun ſind die Produktionskoſten in der 
Kolonie deſto niedriger und die Profite deſto größer, je niedriger der Preis der 
Arbeitskraft in der Kolonie iſt. Je größer aber der Unterſchied zwiſchen der 
Profitrate in der Kolonie und der Profitrate im Mutterland iſt, deſto ſtärker 
iſt die Tendenz des Abſtrömens des Kapitals in das Kolonialland, deſto 
ſchneller ſinkt alſo die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt des Mutterlandes. 
Der Wohlſtand der europäiſchen Arbeiter wird alſo durch die Kultivations— 
politik deſto mehr bedroht, je grauſamer und rückſichtsloſer die einheimiſche 
Bevölkerung der Kolonie vom europäiſchen Kapital ausgebeutet wird. 

Auf dem Arbeitsmarkt wird alſo der Arbeiter durch die Kultivationspolitik 
geſchädigt; anders auf dem Warenmarkt! Das Wachſen des Reichtums der 
Geſellſchaft infolge der Nutzung fremden Bodens findet — vorausgeſetzt, daß 
nicht privilegierte Ausbeutung der Kolonie durch Monopole die Preisſenkung 
der Kolonialprodukte verhindert — ökonomiſch ſeinen Ausdruck in der ge— 
ſteigerten Kaufkraft gleicher Geldlöhne. Billige Baumwolle und billiger Tabak, 
billiger Kaffee und billige Gewürze ſind ja auch Bedarfsartikel der Arbeiter. 
Freilich hat nicht jede Kultivationspolitik für den Arbeiter ſo günſtige Folgen. 
Sofern die Pflanzungskolonien uns Luxusgüter liefern, ziehen die Arbeiter aus 
ihnen keinerlei Nutzen. 

Stellen wir dem günſtigen Einfluß der Pflanzungskolonien auf die Kauf⸗ 
kraft des Arbeitslohns ihre ungünſtige Wirkung auf den Arbeitsmarkt und 
daher auf die Lohnhöhe gegenüber, dann erkennen wir ſofort die wirtſchaftliche 
Funktion der Pflanzungskolonien in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft: die Be⸗ 
gründung der Pflanzungskolonien iſt eine der Methoden, relativen Mehr— 
wert zu erzeugen. Sie machen es möglich, die gewohnten Bedürfniſſe der 
Arbeiterklaſſe mit geringerem Aufwand geſellſchaftlicher Arbeit zu befriedigen; 
aber da ſie zugleich die Lage auf dem Arbeitsmarkt verſchlechtern, machen ſie 
es dem Proletariat unmöglich, ſeine Anſprüche zu ſteigern, beſchränken ſie es 
doch wieder auf jene Gütermenge, die es auch ohne Gründung der Kolonie 
hätte genießen können. Sie ſteigern den Reichtum der europäiſchen Nationen, 
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aber ſie gewähren an dem neuen Reichtum der Arbeiterklaſſe keinen Antei 
Der Klaſſenwohlſtand der Arbeiterſchaft wird durch die Kultivationspolitik nich 
berührt, aber ihr Anteil am Volkswohlſtand ſinkt. Wenn aber eine Pflanzung 
kolonie Europa nur Luxusgüter liefert und daher die Kaufkraft des Arbeit 
lohns durch die Kultivation nicht erhöht wird, dann ſtehen den ungünſtige 
Wirkungen auf den Arbeitsmarkt keine Gegentendenzen gegenüber; in dieſen 
Falle bewirkt die Gründung der Pflanzungskolonie geradezu eine Verſchlecht 
rung der Lage der Arbeiterklaſſe. 

Was wir von der Kultivation ausgeführt haben, das gilt nun auch für di 
eigentliche Koloniſation, die Urbarmachung und Beſiedlung unbebaute 
Landes durch weiße Koloniſten. Dem oberflächlichen Beobachter freilich erſchein 
dies anders. Die Koloniſation führt ja nicht nur Kapital, ſondern auch weiß 
Arbeiter über den Ozean, ſie ſcheint alſo auch den Arbeitsmarkt des Mutte 
landes zu entlaſten. Aber eine kurze Überlegung wird uns zeigen, daß aut 
die Begründung von Ackerbaukolonien in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft die 
ſelben Wirkungen hervorruft wie jede andere Steigerung der Produktivite 
menſchlicher Arbeit. 

Geſetzt, ein europäiſches Volk verpflanze feinen Getreidebau in ein Kolonial 
gebiet. Der Getreidebedarf des ganzen Volkes wird von der Kolonie gedeckt 
die dafür die Induſtrieprodukte vom Mutterland empfängt. Den Getreide 
bedarf des ganzen Volkes — im Mutterland und in der Kolonie — nehme 
wir zunächſt als unverändert an. Das Kapital, das ſonſt im Mutterland i 
der Landwirtſchaft, in den dem Getreidetransport dienenden Eiſenbahnen uſn 
hätte arbeiten müſſen, findet nun im kolonialen Getreidebau und in den kolo 
nialen Verkehrsmitteln, in Lagerhäuſern, Eiſenbahnen, Kanälen, Docks, Reede 
reien, Hafenanlagen, Werften uſw. ſeine Beſchäftigung. Aber das Kapital, da 
auf dieſe Weiſe in der Kolonie tätig iſt, wird kleiner ſein als das Kapital 
das die Landwirtſchaft des Mutterlandes hätte aufwenden müſſen, um denjelben 
Produktenertrag zu erzielen. Es wird alſo ein Teil des Kapitals, das ohn 
Gründung der Kolonie im europäiſchen Getreidebau Beſchäftigung gefunden 
hätte, freigeſetzt; wir wollen beiſpielsweiſe annehmen, daß die koloniale Land 
wirtſchaft ſich mit drei Viertel des Kapitals begnügen kann, das der europäiſch 
Getreidebau gebraucht hätte, um dasſelbe Produktenquantum zu erzielen. Ein 
Viertel des Kapitals iſt freigeſetzt. 

Wir ſteht es nun mit der Arbeitskraft? Auch an Arbeit wird die kolonial 
Landwirtſchaft zur Erzielung derſelben Ernte weniger aufwenden müſſen 
als der ſchlechtere Boden des Mutterlandes erfordert hätte. Wie groß wirt 
aber der Teil der landwirtſchaftlichen Bevölkerung ſein, der durch das geringer 
Arbeitsfaſſungsvermögen des kolonialen Getreidebaus freigeſetzt wird? 

Es ließe ſich manches dafür geltend machen, daß der Teil der landwirt 
ſchaftlichen Bevölkerung, der durch Übertragung des Getreidebaus in die Koloni 
freigeſetzt wird, größer fein wird als die Quote des Kapitals, das die beſſer, 
Qualität des kolonialen Bodens entbehrlich macht. Denn der Getreideimpor 
aus der Kolonie ſetzt Unternehmungen mit hoher organischer Zuſammenſetzung 
des Kapitals voraus. Wir haben ſie ſchon angeführt: Lagerhäuſer und Docks 
Hafenanlagen und Kanäle, Dampfſchiffahrtsunternehmungen und Werften. Auch 
im Getreidebau ſelbſt dürfte in der Kolonie auf gleiche Arbeitsmenge ein 
größeres Kapital entfallen als im Mutterland, die Kapitalsintenſität dürfte im 
Vergleich mit dem Mutterland in geringerem Grade niedriger ſein als die 
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Arbeitsintenſität. Man denke zum Beiſpiel an die ausgedehntere Verwendung 
der Maſchinen in der amerikaniſchen Landwirtſchaft! Wenn dies zutrifft, dann 
würde, wenn die Verpflanzung des Körnerbaus in die Kolonie ein Viertel des 
Kapitals freigeſetzt hat, durch fie vielleicht ein Drittel der Arbeitskräfte frei- 
geſetzt werden. Schon daraus würde ſich dann ein Mißverhältnis zwiſchen 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt des Mutterlandes ergeben. 
Aber wir bedürfen dieſer Annahme gar nicht. Nehmen wir ſelbſt an, daß 
die Kolonie einer gleichen Quote der Arbeit des Mutterlandes Raum gibt 
wie des Kapitals, daß alſo drei Viertel der Arbeiter ebenſo wie drei Viertel 
des Kapitals in der Kolonie Beſchäftigung finden. Was geſchieht nun im 
Mutterland mit dem freigeſetzten Kapital und mit den freigeſetzten Arbeitern? 

Das Kapital wird danach ſtreben, ſich auf die einzelnen Produktionszweige 
ſo zu verteilen, daß durch das Spiel von Angebot und Nachfrage der Preis 
der einzelnen Waren ſo geſtaltet wird, daß das Verhältnis von Preis und 
Koſten allen Produktionszweigen die Durchſchnittsprofitrate zuſichert. Es wird 
alſo auch nicht, wie wir bisher angenommen haben, in der Kolonie nur ebenſo— 
viel Getreide geerntet werden, als ſonſt auf heimiſchem Boden gebaut worden 
wäre, vielmehr wird auch noch von dem bisher als freigeſetzt angenommenen 
Kapital noch jo viel in die koloniale Agrikultur ſtrömen, bis auch der letzt— 
aufgewendete Kapitalteil auf dem ſchlechteſten bebauten Boden ſeinem Anwender 
nicht mehr als den Durchſchnittsprofit zuwendet. Aber nicht das ganze Viertel 
des Kapitals, das nach unſerer Annahme freigeſetzt wurde, und nicht alle die 
Arbeitskräfte, deren Schickſal wir jetzt verfolgen, werden in dem kolonialen 
Getreidebau Beſchäftigung finden. 

Was geſchieht mit dem Reſte? Der übrig bleibende Teil des Kapitals wird 
ſich der Induſtrie des Mutterlandes zuwenden. Was bedeutet es nun, wenn 
ein Teil des Kapitals — nehmen wir beiſpielsweiſe an: /s —, das ſonſt in 
der Landwirtſchaft tätig geweſen wäre, infolge der Übertragung des Körner— 
baus auf kolonialen Boden in der Induſtrie Verwendung ſucht? Es bedeutet 
einen Fortſchritt zu höherer organiſcher Zuſammenſetzung des Kapitals. In 
der Induſtrie wird das Kapital weniger Arbeiter beſchäftigen, als es in der 
Landwirtſchaft beſchäftigt hätte. / / des Kapitals und / /s der Arbeiter 
haben in der Kolonie Verwendung gefunden; das noch übrige / des Kapitals 
ſtrömt in die Induſtrie. Aber dort kann es weniger als '/s der Arbeiter be— 
ſchäftigen. Es entſteht daher im Mutterland eine induſtrielle Reſervearmee. 
Die Löhne ſinken oder ſie ſteigen doch langſamer, als ſie ohne Gründung der 
Kolonie geſtiegen wären. 

Während jo die Koloniſation die Lage auf dem Arbeitsmarkt verſchlechtert, 
beſſert ſie andererſeits die Lage der Arbeiter als Käufer auf dem Warenmarkt durch 
die Verbilligung der landwirtſchaftlichen Produkte. Reſultat: Die Steigerung der 
Produktivität der Arbeit durch Verpflanzung des Ackerbaus auf beſſeren 
Kolonialboden beeinflußt die Lage der Arbeiter nicht anders als die Dampf— 
maſchine und die Mule, der mechaniſche Webſtuhl und die Erfindung des 
Beſſemer⸗Verfahrens. Indem ſie die notwendige Arbeit verringert, ſteigert 
ſie die Mehrarbeit. Auch die Kolonialpolitik wirkt wie jedes andere Mittel 
der Steigerung der Produktivität menſchlicher Arbeit in der kapitaliſtiſchen 
Epoche: ſie ſteigert den Reichtum der menſchlichen Geſellſchaft, aber ſie gewährt 
Anteil an dieſem Reichtum nur den Eignern der Produktionsmittel. EIER 

(Schluß folgt.) 
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bcemerkungen | 
über politiſche Okonomie von Wiffenfhaft und Kunft. 


Don J. German. 


1. Kapital und Wiſſenſchaft. 5 

Man denke ſich eine Geſellſchaft, in der alle menſchliche Tätigkeit zu 
Schaffung von Gebrauchswerten ausſchließlich der Wa renproduktion un 
⸗Zirkulation dient. In anderer Form ſei die Produktion was immer für eine 
Sache oder was immer für eines Gedankens von geſellſchaftlichem Gebrauchs 
wert ausgeſchloſſen. Die Produktion braucht dabei nicht in allen Fällen kapi 
taliſtiſch zu ſein; dort, wo nur ein minimaler Aufwand an Produktionsmitteln 
notwendig iſt, kann der Produzent dieſe beſitzen, ſo daß eine ſogenannte ein 
fache Warenproduktion ſtattfindet — aber immer eine Warenproduktion. 

Eine ſolche Wirtſchaft würde den Intereſſen der Herrſchenden in dieſe 
Geſellſchaft widerſtreiten. Und es kennzeichnet die Güte unſerer Wirtſchafts 
ordnung, daß, je weiter ſie ausgebaut würde, deſto mehr Widerſprüche ent 
ſtünden. 

Alle Warenproduktion erfordert als Rechtsinſtitution das Privateigentum 
am Produkt. Ohne ſie geht die Sache nicht. Soll vollſtändige Warenproduktior 
ſein, ſo muß jedes Produkt irgendeinen Privateigentümer haben. 

Werden wir für einen Augenblick hiſtoriſch. Daran, daß das römiſche Rech 
die Inſtitution des geiſtigen Eigentums nicht kannte, erkennen wir ſchon, 
von anderen Dingen nicht zu ſprechen, daß die Wirtſchaft des römiſchen Reiches 
nicht eine völlige Warenwirtſchaft war. Heute haben wir dieſe Inſtitution 
wirklich, ſie iſt aber nur unvollſtändig geſchaffen worden. | 

Was iſt das geiftige Eigentum? Für die Zwecke, die hier verfolgt werden, 
genügt es, ganz allgemein und negativ zu ſagen, daß es jene ungewöhnlich be⸗ 
eigenſchafteten Produkte umfaßt, die durch das Sachgüterrecht nicht zum 
Privateigentum gemacht werden konnten. Solange die Produzenten dieſer 
Produkte auf irgendeine Weiſe am Leben erhalten wurden, die nicht Waren⸗ 
charakter der Produkte verlangte, ſolange weltliche oder geiſtliche Herrſcher fie 
nährten, war zwar die Erzeugung ſolcher Güter auf diejenigen beſchränkt, auf 
die die Laune des Schickſals fiel; aber da die Herrſchenden das Bedürfnis 
nach mehr dieſer Art nicht hatten, konnte man mit dem Sachgüterrecht aus⸗ 
kommen. Als aber jene Produktion immer wichtiger wurde und die Quellen 
verſagten, welche die Produzenten vordem geſpeiſt hatten, mußte auch ſie der 
Eigentumsordnung unterſtellt werden. Es entſtanden Patent⸗ und Urheberrecht. 

Aber obwohl dem Erfinder das Eigentum an der Erfindung in der mecha⸗ 
niſchen Induſtrie, in der chemiſchen Induſtrie das Eigentum an dem Verfahren 
zuerkannt wurde — nebenbei, es iſt auch für den erſtgenannten nur ein 
Eigentum an dem Verfahren —, obwohl ferner die Autoren aller Art Eigentums⸗ 
recht an ihren Werken erhielten, ſo ging die Unterſtellung dieſer Produkte 
unter die Ordnung der Warenproduktion doch nicht fo weit als für die jo- 
genannten Sachgüter. Das Privateigentum wurde nur auf wenige Jahrzehnte 
gegeben. Dieſe Begrenzung wurde nicht etwa deshalb vorgenommen, weil ſie 
vernünftig iſt; weil es unvernünftig wäre, das Eigentum an einer Erfindung 
von einer Generation auf die andere in alle Ewigkeit des Privateigentums 
forterben zu laſſen. Iſt es denn vernünftiger, daß das Privateigentum an 
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einem Kunſtwerk, an Grund und Boden, unter gewiſſen Bedingungen auch an 
einem Bergwerk ſich unbegrenzt fortſetzt? Vielmehr nur deshalb konnten die 
neugeſchaffenen Privateigentümer kein unbegrenztes Eigentumsrecht durchſetzen, 
weil ihnen die Macht fehlte, weil die herrſchenden Klaſſen an dem neuen 
Eigentumsrecht nur ſo weit intereſſiert waren, als dadurch die Exiſtenz der ge— 
ſellſchaftlich notwendigen Erfinder, Autoren uſw. erhalten wurde. Ein Mehr 
verhindern fie nach Möglichkeit. Denn jeder Privateigentümer an einer Er— 
findung bezieht ebenſo Rente wie der Privateigentümer an Grund und Boden 
und verringert dadurch den Mehrwert, der den Kapitaliſten zur Verfügung 
ſteht. Die Grundeigentümer hatten ihr Privateigentum entgegen den Inter— 
eſſen des Kapitals zu erhalten gewußt, die neuen Monopoliſten dagegen be— 
ſaßen nicht die Macht, ihr Monopol dauernd zu machen. Die Frage, wie 
ſich die arbeitende Klaſſe zu dieſen Monopolen verhält, iſt hier nicht zu be— 
trachten, da ihre Intereſſen nicht entſcheidend für die Einſetzung des neuen 
Rechtes waren. 

Doch nicht jene Fälle ſind die merkwürdigſten, in welchen die Herrſchenden 
Monopole erteilen, wenn auch nur zeitlich begrenzte. Einem ungeheuren Gebiet 
menſchlicher Produktion haben die herrſchenden Klaſſen die Unterſtellung unter 
die Eigentumsordnung faſt überall verweigert. Alle Entdeckungen, alle Ge: 
danken, die ſich nicht als „Verfahren“ in dem vorhin erwähnten Sinne rubri- 
zieren laſſen, ſind frei, unterſtehen nicht der Eigentumsordnung. Autorſchutz 
findet ſtatt an der Form eines Werkes, „nicht aber an dem Inhalt, an den 
belehrenden Gedanken, nicht an den wiſſenſchaftlichen Entdeckungen, welche ein 
Werk enthält“ (K. Kohler, „Das literariſche und artiſtiſche Kunſtwerk und ſein 
Autorſchutz“). „Und fürwahr“, fo fährt Kohler naiv fort, „es iſt höchſte Zeit, 
daß dies klar erkannt und herausgefühlt wird; denn die Mißverſtändniſſe, 
welche darauf beruhen, daß der wiſſenſchaftliche Inhalt des Werkes, als das 
Vornehmere, ebenſoſehr oder noch mehr des Autorſchutzes wert ſei als die 
Form, ſind noch lange nicht verbannt; ſie finden ſich insbeſondere in der ſonſt 
ſo vortrefflichen engliſchen und amerikaniſchen Jurisprudenz. Gewöhnlich ſpielt 
hier der Gedanke: Autorrecht iſt Belohnung für Arbeit; wer etwas entdeckt, 
hat ſeine Arbeit daran gewendet: aber dem Entdecker gebührt ein anderer 
Lohn als das ausſchließliche Publikationsrecht feiner Entdeckung.“ Das „Miß⸗ 
verſtändnis“, von dem Kohler ſpricht, iſt das Streben, die wiſſenſchaftliche 
Produktion zur Warenproduktion unter dem Eigentumsrecht zu machen — ein 
ſehr begreifliches Streben. „Ein ſolches Syſtem müßte“, jo erkennt er, „kon⸗ 
ſequent durchgeführt, zum ſchwerſten Nachteil der Wiſſenſchaft gereichen“, und 
er hält die konſequente Durchführung für unmöglich. Sie iſt es nicht. Will 
der Chemiker eine Platinſchale benutzen, jo muß er eine Rente an den Eigen⸗ 
tümer der Grube bezahlen, aus der das Platin gewonnen wurde. Weshalb 
ſoll er nicht auch eine Rente dem Manne bezahlen, der die nützlichen Eigen- 
ſchaften des Platins entdeckte? Oder an die Erben? Weshalb ſoll der Mathe— 
matiker nicht ebenfalls dafür bezahlen, wenn er eine von einem anderen 
gefundene Formel benutzt? Daß die Wiſſenſchaft leidet, iſt kein ausreichender 
Grund für die Verweigerung derartiger Monopole. Sie leidet an der Platin⸗ 
grubenrente doch auch und an den Patenten, welche die Produktionsmittel 
mancher wiſſenſchaftlichen Betriebe verteuern. Es iſt nichts anderes als eine 
Machtfrage, die hier völlig zugunſten des Kapitals entſchieden iſt, woraus der 
wiſſenſchaftliche Fortſchritt zufälligerweiſe ebenfalls Vorteil zieht. 
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Auf die Entdeckungen, belehrenden Gedanken und auf die Erfindungen 
deren Patente abgelaufen, iſt es zu beziehen, wenn Marx gelegentlich ſagt, di 
Wiſſenſchaft koſte dem Kapital nichts, was durchaus nicht verhindere, daß da 
Kapital ſie ausnutze. Entſprechendes gilt auch für die Kunſtwerke, deren Schut 
friſt zu Ende. Für die patentierten Erfindungen und für die Werke der Dich 
kunſt uſw., ſolange ſie unter dem Urheberrecht ſtehen, hat das Kapital Rent 
zu bezablen, wenn es ſie ausnutzen will. Ob die Erfindung ſelbſt kapitaliſtiſe 
erfolgt, was heute mehr und mehr der Fall iſt, oder nicht, ändert daran nu 
wenig. Der Rentenaneigner iſt dann nicht der Erfinder, ſondern ein andere 
kapitaliſtiſcher Unternehmer. Der Erfinder bezieht einfach Lohn für verkauft 
Arbeitskraft, deſſen beſondere Eigenſchaften in einer Lohntheorie zu unterjuche 
wären. 

Wenn aber die Produkte eines immenſen Teiles der wiſſenſchaftlichen 
Produzenten aus dem Privateigentum ausgeſchloſſen ſind, wovon ſollen dieſ 
Produzenten in einer Geſellſchaft leben, in der alle anderen Produkte Privat 
eigentum ſind? Die kapitaliſtiſche Geſellſchaft mußte für ſie unkapitaliſtiſch 
Formen ihrer Erhaltung ſchaffen oder ſonſtige Auswege. Ich ſehe deren vier 
Der vielleicht hauptſächlichſte, ſicher aber ſchäbigſte iſt der, überhaupt nichts zi 
tun und auf dieſe Weiſe nur jene zu der wiſſenſchaftlichen Produktion zuzu 
laſſen, die ihr Einkommen aus anderen, kapitaliſtiſchen Quellen beziehen; dir 
Beſitzloſen werden ausgeſchloſſen. Das zweite, nicht minder ſchäbige Mittel ist 
das, den Gelehrten ein Einkommen aus Unterricht zu geben, das dritte, ihnen 


Produktionsmittel, Laboratorien, Bibliotheken uſw., auf Staatskoſten zur Ver⸗ 


fügung zu ſtellen. Viertens werden ihre Arbeitskräfte auch direkt von Unter: 
nehmern gekauft, denn obwohl die Produkte der Allgemeinheit zur Verfügung 
ſtehen, iſt die erſte Ausnutzung doch mit Extraprofit verbunden. In den beiden 
letzten Fällen erhält der Satz, daß die Wiſſenſchaft dem Kapital nichts koſte, 
eine gewiſſe Einſchränkung. Bei der Erhaltung auf Staatskoſten wirkt ouch 
das Kapital mit, aber ſelbſt dagegen kann eingewendet werden, daß zum Bei⸗ 
ſpiel den engliſchen Kapitaliſten die Entdeckungen gratis zur Verfügung ſtehen, 


die in Deutſchland auf Staatskoſten gemacht werden. Im letzten der vier 


Fälle endlich hat zwar das Kapital Koſten, aber nur deshalb, weil es erwartet, 


ſie mit einem Extraprofit hereinzubekommen. Die Fälle vereinzelter Akte der 


Wohltätigkeit für die Wiſſenſchaft, Carnegie und dergleichen, gehören nicht hier⸗ 
her, weil ſie nicht geſellſchaftliche Erſcheinungen ſind. s 


2. Die Produktivkraft künſtleriſcher Produktion. 


„Die Ware ift zunächſt ein äußerer Gegenſtand, ein Ding, das durch ſeine 
Eigenſchaften menſchliche Bedürfniſſe irgend einer Art befriedigt. Die Natur 
dieſer Bedürfniſſe, ob ſie zum Beiſpiel dem Magen oder der Phantaſie ent⸗ 
ſpringen, ändert nichts an der Sache“, meint Marx mit Barbon in den erſten 
Sätzen des „Kapital“. Um die Phantaſie iſt es uns hier zu tun und um ihr 
vornehmſtes Befriedigungsmittel, die Kunſt. 

Die Geſtaltung der menſchlichen Sinnesorgane iſt beſtimmend für die Ver⸗ 


fahrungsweiſen der künſtleriſchen Produktion. Die Möglichkeiten der Konſum⸗ 
tion geben der Produktion die Richtung. Höhere Kunſt wird in der Regel 
durch Aug' und Ohr genoſſen, damit iſt die techniſche Form deſſen, was kon⸗ 
ſumiert werden kann, bereits beſtimmt: Schallwellen und Lichtwellen, das ſind 
die letzten techniſchen Formen, welche die Kunſt annehmen muß. Nun wohl, 
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dann find wir ſchon inmitten unſeres Unterſuchungsfeldes, wenn wir jagen: 
Hat ſie der Künſtler ſelbſt erzeugt, ſind ſie das direkte Produkt der Arbeit 
ſeines Körpers, ſeiner Finger, ſeines Kehlkopfes, dann hat die Künſtlerarbeit 
geringe Produktivkraft. Denn das techniſche Problem der Steigerung der 
Produktivkraft der Arbeit überhaupt iſt hier und kann nichts anderes fein, als 
mit einem Quantum Künſtlerarbeit möglichſt viel Produkte zu erzeugen. Dabei 
wollen wir annehmen, die Künſtlerarbeiten ſeien in ihrer Qualität gleichzu⸗ 
ſetzen, ein Muſikſtück befriedige die Phantaſie ebenſo wie der Anblick eines 
Gemäldes. Wir bringen alſo, um einen, wenn ich nicht irre, Lamprechtſchen 
Ausdruck zu gebrauchen, die Produktivkräfte der verſchiedenen Künſtlerarbeiten 
auf einen gemeinſamen Nenner. Es iſt das, mag der Vergleich auch trivial 
ein, ähnlich, wie wenn wir die Produktivkraft der menſchlichen Arbeit bei Er— 
zeugung des Nahrungsmittels Stärke unterſuchen und dabei die Produktion 
mehrerer ſtärkehaltiger Produkte, Weizen, Kartoffeln und Reis, in Parallele 
ſezen. Wenn ein Tag Arbeit x Kilogramm Stärke im Weizen-, 2 x im 
Reis⸗ und 3 x im Kartoffelbau lieferte, jo könnten wir ſagen, die menſch— 
iche Arbeit bei der Stärkeerzeugung habe im Kartoffelbau die größte Produktiv— 
kraft. Ahnliches wollen wir auch für die Kunſtproduktion tun, und dieſe An⸗ 
zahme wird wohl zuläſſig ſein. - mi: 

Und noch eines iſt klarzuſtellen: Was iſt das Kennzeichen für die Produktiv— 
raft der Arbeit? Selbſtredend ihre Eigenſchaft, pro Arbeitszeit oder Arbeits— 
mantum ein größeres oder kleineres Quantum von Gebrauchswerten herzu— 
tellen. Wann iſt der Gebrauchswert groß? Dann offenbar, wenn er die Be— 
zürfniſſe vieler zu befriedigen imſtande iſt. Jetzt iſt es klar, in welchem Sinne 
vir vorhin ſagten, die künſtleriſche Arbeit mit dem Kehlkopf uſw. habe eine 
geringe Produktivkraft. Denn nur jo viele hören, jo viele ſehen können, nur 
ür ſo viel Menſchen hat hier das Produkt Gebrauchswert. Nur während des 
irelten Kontaktes zwiſchen dem Künſtler und den Genießenden, eines Kon— 
altes, den die Wellen herſtellen, kann das Kunſtwerk exiſtieren, denn das Kunſt— 
verk beſteht aus nichts anderem als dieſen Wellen. In dem Augenblick, da 
der Künſtler endigt, iſt auch der Kunſtgenuß vorbei. 

Wir können hier aber nur deshalb von geringer Produktivkraft ſprechen, 
veil wir höhere kennen. Wenn es irgendwo in einer Epoche der Menſchheit 
zor Erfindung der Schrift, der Malerei, Bildhauerei und Architektur eine 
ünſtleriſche Muſik, Tanz und Erzählungen gab, dann hatte die Arbeit der 
Sänger, Tänzer, Erzähler die größte Produktivkraft, die es eben damals geben 
onnte. So viele hörten, ſo viele ſahen, für ebenſo viele war das Kunſtwerk 
geſchaffen. Die bildenden Künſte aber hatten es von Anfang an in ihrer 
Natur, das direkte Band zwiſchen Künſtler und Genießenden zu zerſtören. 
Maler und Bildhauer lenken und verändern nicht wie der Schauſpieler jene 
ichtiwellen, durch welche das Publikum den Genuß empfindet, ſondern ſie 
chaffen ein Werk, ein dauerndes Ding, das dieſe Aufgabe übernimmt und 
urchführt, ſolange es in feiner Form beſteht und Lichtſtrahlen es erreichen. 
n der Muſik uſw. konſumiert man das direkte Produkt der perſönlichen 
eiſtung des Künſtlers, in den bildenden Künſten wird nur die Nutzleiſtung 
es Produktes verbraucht. Daher geben die Künſte der zweiten Art der 
künſtlerarbeit eine größere Produktivkraft — dank ihrer techniſchen Natur. Je 
auerhafter das Produkt iſt, die Farben, der Stein, deſto größer die Produktiv— 
raft, Generationen können vorbeiwandeln und genießen; iſt das Kunſtwerk 


— 7 


7 
| 
1 


1 


274 Die Neue Be 
geſchaffen, dann ift der Kunſtgenuß von der weiteren Exiſtenz und Arbeit d 
Künſtlers völlig unabhängig. | 

Ja, wird man jagen, die bildenden Künſte hatten dieſen dauerhaft 
Charakter von Anfang an, wenn auch nicht in dem heutigen Ausmaß. 7 
Künſtlerarbeit in der Muſik hat ihn aber ſelbſt heute noch nicht erreicht m 
wird ihn niemals erreichen. Das liegt eben im Weſen dieſer Kunſt. Iſt d 
richtig? In der Muſik ſteckt doch bekanntlich doppelte Künſtlerarbeit, ſie 
das Werk des ſchaffenden und des ausübenden Künſtlers. Das Werk d 
ſchaffenden Tonkünſtlers wurde zuerſt ausſchließlich in den Gehirnen fon 
gepflanzt, dann kam die Notenſchrift. Da aber die Kompoſitionskunſt, wie 
glaube, zur ausübenden Muſik ſich verhält wie die Poeſie zur Schauſpi, 
kunſt, ſo ſei geſtattet, das, was darüber zu ſagen iſt, an dieſen Künſten 
entwickeln. 

Vergegenwärtigen wir uns nochmals, weshalb die Poeſie in der Form d 
Sprache eine geringe Produktivkraft hat. Es iſt ihre Vergänglichkeit und au 
die phyſiologiſch begründete Begrenztheit der Hörerzahl. Mit der Erfindm 
der Schrift wird die Poeſie in dauerhafte Form gebracht, ſolange der Stei 
das Pergament, das Papier und die Tinte beſtehen, ſo lange iſt der Kunſtgem 
möglich. Die Anwendung der Schrift ſteigert alſo die Produktivkraft d 
Dichterarbeit — aber nur nach einer Richtung. Denn wieder aus phyſiol 
giſchen Gründen können wir in der Regel nicht derart ſchreiben, daß vie 
gleichzeitig dieſelbe Schrift leſen können. Folglich heißt es jetzt: nacheinand 
konſumieren, in dieſer Hinſicht iſt alſo die Produktivkraft der Schrift gering 
als die des geſprochenen Wortes. Um beide Methoden der Produktion verei 
anwenden und ſo die Produktivkraft ſteigern zu können, iſt die Vervie 
fältigung notwendig, deren vorläufigen Höhepunkt der Druck bedeutet. Ei 
größere Zahl von Menſchen als jene, die das Kunſtwerk hören könnten, kar 
es nun gleichzeitig ſehen, leſen, und das, was ihnen der materielle Träger des G 
nuſſes iſt, das Buch, kann fortbeſtehen und Generationen zum Genuß diene 

Man bemerke hier zunächſt das Folgende: Die Produktivkraft der Künſtle 
arbeit war in der Poeſie urſprünglich kleiner als in den bildenden Künſten, d 
Malerei und Bildhauerei. Als dann das Dichterwerk niedergeſchrieben wurd 
ſtand die Produktivkraft in den beiden Gebieten etwa gleich hoch. Es we 
nämlich auch in der Poeſie erreicht, daß nicht mehr das Werk des Dichte 
ſelbſt konſumiert, genoſſen wurde, ſein geſprochenes Wort, ſondern die Niede 
ſchrift. Der weitere Genuß des Kunſtwerkes war ebenſo wie in der Maler 
von der ferneren Exiſtenz und Arbeit des Künſtlers unabhängig geworden. A 
aber in der Poeſie zur Reproduktion des Geſchriebenen geſchritten wurd 
war die Produktivkraft der Malerei übertroffen, denn dieſe kannte ein reprod 
zierendes Verfahren nicht. 

Daran anſchließend iſt zu konſtatieren: 

Es dürfte in der Aſthetik aller Richtungen anerkannt fein, daß zum Wes 
eines Kunſtwerkes der individuelle Stempel des Künſtlers gehört. Konto 
Lange zum Beiſpiel ſpricht dort, wo er die Vorſtellungsreihen anführt, d 
uns den äſthetiſchen Genuß der Betrachtung eines Gemäldes oder der Lektü 
eines poetiſchen Werkes ermöglichen, in faſt den gleichen Worten von der No 
wendigkeit, ſich den Schöpfer, den Maler oder Dichter, vorzuſtellen, vo 
Gefühl für ſeine ſchaffende künſtleriſche Perſönlichkeit und ſeine Abſicht, a 
uns zu wirken (Lange, „Das Weſen der Kunſt“). Und Werner Sombar 
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in äſthetiſcher Nationalökonom, jpricht von dem „unerſetzlichen, höchſt perſön— 
ichen Schaffen des Individuums“ in den Kunſtinduſtrien. Dennoch aber geht 
zus dem bisher von uns Entwickelten mit aller Schärfe hervor, daß ein Werk 
in Kunſtwerk ſein, das individuelle Schaffen des Künſtlers zum Ausdruck 
yeingen kann, obwohl es nicht das Werk des Künſtlers iſt! Die gedruckte 
dichtung vermittelt uns ein Kunſtwerk, obwohl fie das Reſultat eines Pro— 
zuktionsprozeſſes unkünſtleriſcher Produzenten darſtellt. 

Daß die Produktivkraft in der Poeſie — und dasſelbe gilt für die ſchaffende 
Tonkunſt — eine ſolche Entwicklung nehmen konnte, hat ein techniſcher Um: 
tand, der Wechſel der aufnehmenden Sinnesorgane, ermöglicht. Urſprünglich 
var das Aufnahmsorgan für Poeſie das Ohr. Indem dem Auge dieſe 
Funktion übertragen wurde, konnte das Produkt der Dichterarbeit dauerhaft 
verden — die Schrift — und reproduzierend — die Abſchrift und der Druck. 
Hier ſehen wir auch, daß die darſtellende Kunſt und die ausgeübte Muſik ganz 
dere, für die Verfahrungsweiſen der Menſchen viel ſchwierigere Wege wandeln 
nüſſen, um reproduzierend zu werden, weil ſie an den Schall gebunden ſind. 
Indem der Schall ſich indirekt in die Phonographenwalze eingräbt, wird die 
zeſprochene Kunſt dauerhaft, und indem der Phonograph den Schall aufs neue 
rzeugt, wird ſie reproduzierend. Es iſt — um einen Vergleich mit der 
chaffenden Dichtkunſt zu ziehen —, als ob der Dichter ein Werk in einer uns 
remden Sprache niedergeſchrieben hätte und die Druckmaſchine es uns verſtändlich 
viedergäbe. Daß die Phonographen heute die Kunſt in einer Form reprodu— 
ieren, in der fie dieſen Namen nicht verdient, vielleicht ſogar niemals künſt— 
eriſche Illuſion hervorrufen wird, ändert für unſere Unterſuchung nichts, denn 
ie Tendenz, den Schall zu reproduzieren, beſteht deshalb doch. Die Menſch⸗ 
heit hat das Beſtreben, auf dieſem Wege die Produktivkraft dieſer Künſtler— 
beit zu ſteigern. Man wird übrigens ſpäter ſehen, was unter der Menjch: 
heit hier zu verſtehen iſt. In demſelben Sinne iſt der Kinematograph als 
künftiger Reproduzent der Schauſpielkunſt zu betrachten. Vorläufig aber ſtehen 
usübende Muſik und Schauſpielkunſt noch auf der tiefſten Stufe der Produktiv⸗ 
raft, der Konſument genießt das direkte, im Augenblick des Genuſſes ver— 
ehende Werk des Künſtlers. 

Kehren wir zur Malerei und Plaſtik und ihren von Anbeginn an „dauer: 
haften“ Werken zurück. Ob die Produkte der Malerei heute ſchon derart 
eproduziert werden können, daß auch die Reproduktionen Kunſtwerke ſind, möchte 
ch nicht zu ſagen wagen, wie ich es überhaupt vermeiden will, ein Urteil in 
iſthetiſchen Fragen zu fällen. Wem die Autorität Sombarts als Aſthetiker 
enügt, der muß die Frage bejahen; denn ihm erſcheinen die Reproduktionen 
m „Studio“, der „Modernen Kunſt und Dekoration“ künſtleriſch. Sicherlich 
ber beſteht die Tendenz, auch die Produktivkraft in der Malerei denſelben 
Weg wandeln zu laſſen. Unbeſtritten iſt aber der künſtleriſche Charakter der 
raphiſchen Künſte, eines von Künſtlerhand geſchnittenen oder geſtochenen Holz⸗ 
chnitts oder Kupferſtichs, obwohl die Blätter, die wir genießen, Reproduktionen 
ind, nicht die Spur einer direkten Einwirkung der Künſtlerhand enthalten. 
ind die Plaſtik? Mit dem dauerhaften Charakter des eigenhändigen Werkes 
es Künſtlers iſt es hier nicht weit her; das Modell iſt nicht von langer 
ebensdauer. Das, was als das Kunſtwerk bezeichnet wird, das Marmor- oder 
dronzebild, iſt eine Reproduktion. Und man ſage nicht, es erhalte feinen künſt⸗ 
eriſchen Charakter erſt durch die letzte Nacharbeitung, die der Künſtler daran 
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e Denn ſelbſt dieſe Arbeit wird ſpeziell bei Marmor geſchickten itali 
niſchen Arbeitern überlaſſen. In den wenigen Fällen, da der Künſtler ſelb 
den Marmor bearbeitet, ſteht der Prozeß auf der Höhe jenes der Malerei. 

Beſonders intereſſant iſt in der Hinſicht, in welcher wir hier die Künf 
betrachten, die Architektur. Denn fie war faſt von Anbeginn an eine reprodi 
zierende Kunſt. Das, was uns den Genuß vermittelt, iſt die Reproduktio 
des Werkes, das der Künſtler auf dem Papier entworfen. Daran ände 
auch die Erſcheinung nichts, daß der Architekt manchmal Details, zum Beiſpi 
der Faſſade, abändern läßt, ſobald er fie in der Reproduktion, das heißt a 
dem Bauwerk, geſehen. Denn ſelbſtredend hat der Künſtler, indem er mit dei 
Stifte arbeitet, die Vorſtellung des fertigen, reproduzierten Werkes; und wen 
dieſe Vorſtellung ſich als irrig erwieſen, ändert er ab. Aber der neue Teil i 
in ſeiner tatſächlichen Ausführung ebenfalls nur Reproduktion. 

Wiſſen wir aber, daß die Baukunſt eine reproduzierende iſt, dann fällt de 
Urteil über die Steigerung der Produktivkraft in den dekorativen Künſte 
nicht ſchwer. Wenn ein Dom ein Kunſtwerk iſt, weshalb ſollte es ein Mob: 
nicht fein, deſſen Zeichnung ein Künſtler geliefert? In der ſogenannten Han 
werksepoche der dekorativen Kunſt ſchuf der Künſtler ſelbſt das Kunſtwerk, de 
ſchmiedeiſerne Gitter, die kunſtvollen Kirchenſtühle uſw. Die Produktipkra 
ſtand auf der Höhe jener der Malerei. Heute iſt ſie größer. 


3. Kapital und Kunft. 


In all den Künſten, die wir durchſtreift, erkennen wir ein und denſelbe 
Zug: Hinaus mit dem Künſtler aus der Produktion deſſen, was de 
Konſumenten den Kunſtgenuß verſchaffen ſoll unter Aufrechterha 
tung des Kunſtcharakters des zu konſumierenden Produktes. Un 
die meiſten und die gewaltſamſten Anſtrengungen, dieſes Ziel zu erreichen, ſehe 
wir in unſerer Zeit, in der Zeit des Kapitalismus. 

Die Mittel zur Befriedigung unſerer Phantaſie können Waren werden w 
jene zur Befriedigung unſeres Magens. Sie ſind damit auch Mittel der Profi 
erzeugung oder Rentenaneignung, und das Kapital will deshalb auch ſie b 
zwingen. Aber ſolange der Künſtler im Produktionsprozeß drinnen ſteckt, gi 
es größere Schwierigkeiten und Hemmniſſe der Entfaltung der Produktivkra 
als in anderen, ſimplen, unkünſtleriſchen Produktionsprozeſſen. 

Die Arbeitskraft des Künſtlers hat zunächſt einmal die vertrackte Eigen 
ſchaft, darunter zu leiden, wenn ſie in den direkten Dienſt des Kapitals geſtel 
wird. So ſagt Lange, ein Kennzeichen der Kunſt ſei die Freiwilligkeit, un 
zur künſtleriſchen Tätigkeit ſei es notwendig, daß im Bewußtſein des Künſtlen 
außer der Luſt kein weiterer Zweck vorhanden. Marx bemerkt gelegentlich 
ſeinem jüngſten Nachlaßwerk, Milton habe „Das verlorene Paradies“ geſchrieben 
wie der Seidenwurm Seide ſpinnt. Solche Eigenſchaften reimen ſich ſchlech 
zuſammen mit dem Bedürfnis des Kapitals, aus jeder Arbeitskraft mindeſten 
die Durchſchnittsprofitrate zu erlangen, und dem Brauche, jede Arbeitskraft ar 
dieſem Geſichtswinkel zu betrachten. Die Arbeitsordnung des Schauſpielen 
und die Art ihrer Erfüllung iſt deshalb wohl das Schwierigſte, was Unte 
nehmerhirn auf dieſem Gebiet zu erſinnen hat. Und Sombart ſagt von de 
dekorativen Künſten: „Was an der heutigen Organiſation als ſtörend für d 
Intentionen des Künſtlers ſich erweiſt, iſt vornehmlich die Unterwerfung de 
konzipierenden Kopfes unter die Herrſchaft einer Unternehmung. Handelt 
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ch dabei um eine große Kraft, jo muß fie ſich raſch erſchöpfen, weil fie im 
enſte eines Geſchäftes zu ſtark genutzt wird.“ Dazu kommt aber noch das 
olgende. 

Solange der Künſtler im Arbeitsprozeß der Kunſtwarenerzeugung tätig iſt, 
Innen die höchſten Formen des Prozeſſes, jene mit größter Produktivkraft, 
icht ſich entfalten. Solange zum Beiſpiel in der Porzellaninduſtrie jedes ein- 
ine Figürchen von einem Künſtler modelliert wird, kann der Geſamtbetrieb 
icht die Richtung zum völlig automatiſchen Produktionsprozeß einſchlagen. 
rbeitsteilung und Kooperation find die alleinigen Mittel der Produktivkraft⸗ 
eigerung. In der Muſik zum Beiſpiel iſt die höchſte Form des Arbeits⸗ 
rozeſſes, das Orcheſter, eine typiſche Manufaktur. Sind die Künſtler hinaus⸗ 
eworfen, wird uns ihre Muſik von einer Anzahl Muſikmaſchinen wieder⸗ 
egeben, dann haben wir die typiſche automatiſche Fabrik vor uns, bei der 
ur ein Einleiten, Überwachen und Abbrechen des Produktionsprozeſſes not— 
ſendig iſt. Entſprechendes gilt vom Theater. Sollte es einmal jo weit kommen, 
ann werden die ausübenden Künſtler vielleicht verſuchen, ſo zu handeln wie 
me Kupferſtecher, die ihre Platten nach einer beſchränkten Zahl von Abzügen 
ernichten, um am Seltenheitswert zu profitieren! 

Das reproduzierende Verfahren verwandelt die Kunſtproduktion in einen 
zroduktionszweig gleich jedem anderen. Sie muß ſich dabei ja nicht bis zum 
lutomaten entwickeln wie etwa im Buchgewerbe oder in der Herſtellung 
zuſend gleichartiger Stuhlbeine auf einer Maſchine nach der Zeichnung eines 
zünſtlers. Das Baugewerbe iſt, obwohl es bereits ſehr lange von der Künſtler— 
rbeit ſich losgelöſt hat, noch nicht viel weiter als zur Manufaktur gelangt. 
die Künſtler ſelbſt werden in relativ geringerer Zahl notwendig. Sie ver— 
aufen entweder ihr hauptſächlich in freier Laune hergeſtelltes Produkt dem 
kapital — nicht ihre Arbeitskraft; oder dieſe ſelbſt, falls der Umfang der not- 
dendigen Produktionsmittel es erheiſcht, wie beim Theater. Immer aber wird 
as Werk des Künſtlers Produktionsmittel in einem weiteren, kapitaliſtiſchen 
zroduktionsprozeß von Kunſtwaren. 


Die ſozialdemokratiſche Bewegung in Belgien vor 1848. 8 
Von Sounis Bertrand. 3 


Aus ſeiner gegen Ende dieſes Jahres in Brüſſel erſcheinenden „Histoire de la démo- 
cratie et du socialisme en Belgique“.) 


zetitionen von Buchdruckern im Jahre 1845 um das allgemeine Stimmrecht und die 
Irganifation der Arbeit. — Aufruf an die Belgier. — Verhaftungen. — Politiſche 
brozeſſe. — Angriffe auf Leopold I. — Die Zeitungen „Der Argus“ und „De Hoop 
an Belgie (Die Hoffnung Belgiens). — Der „Demokratiſche Verein“ in Brüſſel; ſein 
nternationaler Charakter. — Karl Marx. — Die Vereinigung der deutſchen Ar⸗ 
eiter. — Der Verein Agneessens. — Ein Arbeiterbankett im Jahre 1847. — Karl 
Narx als Abgeſandter des Brüſſeler Demokratenvereins in London. — Lebhafte 
ſemokratiſche Propaganda. — Gründung demokratiſcher Vereine in der Provinz. — 
Zolksverſammlung in Gent. — Berangers im September 1847 entſtandenes Lied 
„Le deluge* (Die Sintflut), eine Prophetenſtimme. 


Die Jahre 1846 und 1847 waren ziemlich lebhaft. 
In Frankreich befand ſich damals die demokratiſche und revolutionäre Be⸗ 
vegung gerade auf der Höhe. In England gewann die chartiſtiſche Bewegung 


278 Die Neue Ze 


eine große Ausdehnung. Auch in Deutſchland, obwohl dort die Kamf 
bedingungen weniger günſtig waren, ſuchten aufopferungsvolle Männer d 
Ideen politiſcher und ſozialer Befreiung auszubreiten, allen Verfolgungen ein 
deſpotiſchen Willkürherrſchaft zum Trotze. | 

In Belgien war damals das ganze politifche Leben in den Zänkerei 
zwiſchen Liberalen und Katholiken konzentriert: die Demokratie hatte hierb 
faſt nichts zu ſuchen; „es handelte ſich“, wie Lucien Jottrand in feiner Schr 
über Charles Louis Spilthoorn (1872, S. 31) ſchrieb, „dabei faſt nur u 
einen Mitbewerb um den parlamentariſchen Einfluß, den man ausſchließli 
daraufhin abſchätzte, wie weit er den Siegern in dieſem auf eine Zenſu 
wahl von nur 50000 Staatsbürgern beſchränkten Wahlkampf materielle Vo 
teile verſchaffte“. 

Trotzdem machten die demokratiſchen Ideen in Belgien zuſehends For 
ſchritte. Ende des Jahres 1845 petitionierten Buchdruckereiarbeiter bei d 
Abgeordnetenkammer um das allgemeine Stimmrecht und die Organiſation d 
Arbeit. Im April 1846 wurden Flugſchriften, in franzöſiſcher und flämiſch 
Sprache, in verſchiedenen Städten des Landes verteilt. Sie trugen die Au 
ſchrift: „Aufruf an alle wahren Belgier“ und die Unterſchrift: „Vo 
Freunden des flandriſchen Volkes“. | 

Aus Anlaß dieſer Flugſchriftenverteilungen fanden mehrere Verhaftung: 
ſtatt, namentlich die von Labiaux, Verbaere, Pellering und Deveyne, die 
Anklagezuſtand verſetzt wurden, weil ſie „direkt zum Ungehorſam gegen d 
Geſetze des Königreichs aufgereizt“ hätten. Der Text dieſes in mehreren d 
maligen Zeitungen (namentlich im „Eclair“ und dem „Debat Social“ al 
gedruckten Schriftſtücks lautete: 

„Aufruf 
an alle wahren Belgier 
von Freunden des flandriſchen Volkes. 


„Das Maß des Elends iſt voll, übervoll! . .. Noch nie iſt unſer fruchtbar 
Vaterland dermaßen von Hungersnot ausgezehrt worden! ... Täglich ſieht ma 
arbeitskräftige und rechtſchaffene Arbeiter dem Hunger erliegen! ... Groß iſt d 
Zahl derer — und fie wächſt noch von Tag zu Tag — die aus Armut zu Ver 
brechern werden, um im Gefängnis wenigſtens Brot zu erhalten! 

„Was ſoll denn noch aus uns werden?! Jetzt, wo die Hungrigen nicht einme 
in den Arbeitshäuſern mehr Zuflucht finden, weil dieſe ſonſt jo abſchreckenden Ar 
ſtalten mit Unglücklichen bereits ſämtlich überfüllt ſind! Jetzt, wo die Felder kein 
Rüben noch ſonſtwelche Gemüſe mehr tragen, die noch vor kurzem die Unglück 
lichen zu ſtehlen kamen, um ihr ſchreckliches Daſein zu verlängern! 

„Jetzt, wo die Kleinbürger faſt nichts mehr beſitzen, um ihren mit dem Hungen 
tod ringenden Brüdern hilfreich die Hand reichen zu können! 

„Jetzt, wo die Bauern ſozuſagen nichts mehr zu geben haben! 

„Jetzt, wo die Handwerker nicht mehr aus noch ein wiſſen, ... was, frage 
wir, was in aller Welt ſoll da nur noch aus uns werden?! 

„Die Zukunft iſt von grauenhaft beunruhigender Ungewißtzeit! ... Ihr Reiche 
der Erde! Ariſtokraten! Ihr ſeid gar ſehr zu beklagen, trotzdem ihr im Vergnüge 
ſchwimmt und alle materiellen Schätze beſitzt! 

„Eure Härte, eure Selbſtſucht, eure Raubgier, euer unmenſchliches Verhalten wir 
den Diebſtahl, wird Mord und Brand mit allen ihren Folgen nach fich ziehen! 

„Falls man nicht ſchleunigſt Abhilfe zur Linderung der Not bringt, ſo wir 
ſich — zwar nicht ſeitens der eigentlichen Bettler von Profeſſion — wohl abe 
ſeitens derer, die ihre Menſchenwürde und ihre Macht zu genau kennen, um ſich bi 
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a ſolch äußerſtem Grade zu erniedrigen, die oben ausgeſprochene furchtbare Voraus⸗ 
age erfüllt ſehen, denn, wie ſchon ein Sprichwort ſagt, 


| Not kennt kein Gebot! 


„um dieſer drohend über Belgien ſchwebenden Landplage vorzubeugen, haben 
‚ie Freunde des flandriſchen Vaterlandes eine heilige Pflicht zu erfüllen, und fie 
lauben den Reichen nicht minder als ihren vor Elend mit dem Tode ringenden 
zrüdern einen großen Dienſt zu erweiſen, indem ſie hiermit einen Aufruf an alle 
bahren Belgier richten, um dieſe dadurch zu veranlaſſen und einzuladen, ſich an 
en König und die Volksvertreter am 14. April in Maſſe zu wenden und ihnen die 
kot des Volkes darzulegen, auf daß es dieſen Regierenden endlich belieben möge, 
ür Exiſtenzmittel für die von ihnen Regierten Sorge zu tragen. 

„Dieſer Schritt iſt das einzige Mittel, um denen, die über die Intereſſen des 
elgiſchen Volkes zu wachen geſchworen haben, zur Einſicht zu verhelfen, daß es 
llerhöchſte Zeit iſt, dieſes Volk zu hören und zu erhören, denn durch Petitionieren 
ommen wir weder zu Recht noch Gerechtigkeit.... Kaum daß man unſere Bitt- 
chriften des Leſens würdigt, oder man legt fie beiſeite ... für immer ... und 
ümmert ſich nicht weiter um unſere flehentlichen Bitten! Unſere Staatsmänner 
geinen wohl, die Belgier petitionierten nur fo zum Vergnügen? . .. Sobald fie 
agegen eine ganze große Anzahl ihrer Vaterlandsgenoſſen vor ſich erſcheinen ſehen 
nit der Forderung: ‚Arbeit und Brot‘, jo ſteht — wir zweifeln nicht daran! — zu 
offen, daß ſie doch endlich die Augen öffnen und wirkſame Mittel anwenden werden, 

m den Folgen, die das allgemeine Elend haben könnte, zuvorzukommen. 

„In Anbetracht deſſen werden alle wahren Söhne des Vaterlandes der 

ſakob van Artevelde, Johann Breydel, Peter van Conninck, Ackerman, Zannequin 
ind ſo vieler anderer flandriſchen Volkshelden hierdurch eingeladen, ſich am 
3. April (dem zweiten Oſterfeiertag) bis 10 Uhr vormittags in Gent auf dem Platze 
larche du Vendredi (Freitagsmarkt) einzufinden, von da ſich um 10 Uhr auf den 
Beg nach Brüſſel zu begeben und dort am Mittag des folgenden Tages auf der 
srand’ Place einzutreffen; von hier ſich ſodann in feierlichem Zuge um 1 Uhr nach 
em Palais de la Nation (Parlamentsgebäude) zu begeben und der belgiſchen Regie— 
ung die Bitten des Volkes zu unterbreiten. 
„Wir dürfen wohl hoffen, daß die Brabanter und unſere Brüder aus den wallo— 
iſchen Provinzen ſich mit ihren flandriſchen Mitbrüdern vereinigen werden, um ſie 
um Parlamentsgebäude zu begleiten. Die Flamländer wollen in dieſer Angelegen— 
eit die Initiative ergreifen: aber ihre Sache iſt nicht bloß die von Flandern, 
ondern von ganz Belgien, ja aller Völker. 

„Wir bitten den König, die Miniſter, die Volksvertreter und die Senatoren, 
uch ihrerſeits zur Stelle zu fein, um über die Beſchwerden des Volkes urteilen und 
ntfcheiden zu können. Dieſe Anzeige iſt in zwei Sprachen in 100000 Exemplaren 
edruckt und wird in ganz Belgien in der Zeit vom 9. bis 10. April verteilt werden. 

„Zum Schluſſe noch ein Wort an die Armee. 

„Brüder im Militärrod! 

„Es ſind eure Eltern, eure Brüder, eure Freunde, die ſich mit der Abſicht 
ragen, der Regierung den hohen Grad ihrer Not klarzulegen: wir wollen keinen 
krieg mit euch, kommen einzig und allein deshalb, uns Arbeit und Brot zu erbitten 
ſamit wir nicht Hungers ſterben. . . . Seid alſo nicht gegen uns, denn ihr Soldaten 
eid auch Kinder des Volkes, und wenn ihr etwa auf Befehl unbarmherziger oder 
nit den Verhältniſſen unbekannter Führer Feuer auf das Volk geben ſolltet, ſo 
bärden eure Flinten⸗ und Kanonenkugeln auf eure eigenen Väter und Mütter ge⸗ 
ichtet ſein, würden eure eigenen Brüder, eure lieben Freunde 1 5 . . . und das 
ieße euch des abſcheulichſten aller Verbrechen ſchuldig machen. ... Schießt alſo nicht 
uf das Volk, ſondern ſprecht: 

„Wir Soldaten ſind auch aus dem Volke. Wir wollen nicht unſere eigenen 
rr _ 
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Labiaux, Verbaere, Pellering und Deveyne wurden vor das Schwurgerie 
geſtellt und zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt. Sie reichten jedoch e 
Kaſſationsgeſuch ein, und das Kaſſationsgericht ſprach ſie frei, indem es, oh 
die Sache noch einmal an das Brabanter Schwurgericht zurückzuverweiſe 
deſſen Urteil einfach aufhob und zwar mit der Begründung: es ermangle d 
Erweiſes, daß die Verfaſſer des „Aufrufs an die Belgier“ in böſer Abſit 
gehandelt hätten. Ihre Verteidiger waren Lucien Jottrand und Louis Spi 
hoorn; und kurioſerweiſe hatte auch der Rechtsanwalt van Hoorebeeke, d 
ſpäter Miniſter der öffentlichen Arbeiten war, gebeten, der Verteidigung bi 
geordnet zu werden. 

Beſonders aber war das Jahr 1847 reich an Prozeſſen. Im Febru 
wurden, unter der Anklage, die Perſon des Königs öffentlich und in bewußt 
böſer Abſicht beleidigt zu haben, vor das Brabanter Schwurgericht verwieſes 
P. A. Parys, Verleger der Zeitſchrift „Der Argus“, P. A. Wuillot, Doktor d 
Philoſophie, Ch. A. Deschamp, Redakteur des „Mephiſtopheles“, C. Michael 
Schriftſetzer, B. Dewallens, Herausgeber des „Mephiſtopheles“, Ch. Verraſſe 
Buchbinder und Buchhändler, J. Sacré, Buchdrucker und Verleger, P. J. Duſſan 
Korrektor. 

Leopold J. war nach Tirol auf Reiſen gegangen. Der „Argus“ veröffen 
lichte darüber mehrere Artikel. Aus einem von ihnen hob man folgende fi 
beleidigend erklärte Worte heraus: 

„Leopold iſt nach Tirol gegangen, um zur Herſtellung ſeiner Bruſt Ziegenmil 
zu ſich zu nehmen; man behauptet allen Ernſtes, ſeine Bruſt ſei geradeſo ruinie 
wie die eines Schauſpielers, der etwa ſeit vierzig Jahren auf die Bretter ſteigt. D 
Vergleich ſtimmt: nur daß Leopold nicht auf den Brettern, ſondern auf dem Thron 
Komödie ſpielt.“ 


Ferner: 


„Sobald Leopold von den Tiroler Ziegen genug Milch geſogen hat, wird 
zurückkehren, um alsdann von den Steuerzahlern Geld zu ſaugen: er iſt ein unermül 
licher Menſch!“ 


Am Tage vor der Eröffnung der Kammern, im November 1845, hatt 
Wuillot ein Gedicht veröffentlicht und der Oberſtaatsanwalt de Bunz in fo 
gendem Paſſus eine neue Majeſtätsbeleidigung erblickt: 


C'est mardi que l’airain de la garde comique, 
Par vingt-un, craquements de son tonnerre étique, 
Publiera que Cobourg, vrai pasteur de troupeau, 
Daigne parler au peuple en gardant son chapeau. 
C'est mardi qu'un monarque, amateur de laitage, 
De la Suisse quittant le riant päturage 

Et de son Amalthée abondonnant le pis, 

Fera montre au public de ses traits récrépis. 

Ce sera magnifique! A son auguste vue 

Nos pauvres deputes gagneront la berlue, 

Et Rodenbach, au sein du rayonnant milieu, 

En revoyant son roi croira voir le bon Dieu: 

Le ciel de l'Helvétie a refait sa figure, 

Sa chevre etait si jeune et si douce et si pure! 
Avec tant de ferveur il en suca le lait 

Qu’apres tout le Cobourg ne doit plus &tre laid, etc. 
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| Nächſten Dienstag läßt die kom'ſche Garde ihr Geſchütz erſchallen, 
Einundzwanzigmal die altersſchwachen Donnerbüchſen knallen, 

Kundzutun, daß Koburg, ſeiner Schäflein wahrer Hirt, geruht 

Huldreichſt dann zum Volk zu reden, aufbehaltend ſtolz den Hut. 

Nächſten Dienstag, merkt's! läßt leuchten ein Monarch, der Milchwerk liebt 

Und der Schweiz anmut'gen Triften eben erſt den Abſchied gibt, 

Abſchied auch der Amalthea,! die ſo liebreich ihn gepflegt, 

Vor dem Publikum ſein Antlitz, friſches Rot daraufgelegt. 

Das wird eine Pracht! Es werden, ſchaun ſie den erhabnen Rex, 

Unſre braven Volksvertreter ganz geblendet und perplex, 

Und gar Rodenbach, ſieht wieder unter dieſen Sternen ſtehn 

Seinen König er, glaubt ſicher dann den Herrgott ſelbſt zu ſehn: 

Seinen Leib der Schweizer Himmel neu erblühn ließ und gedeihn, 

War doch ſeine Schweizerziege, ach, jo jung, fo hold, jo rein! 

Ihre Milch hat eingeſogen mit ſo feur'ger Inbrunſt er, 

Daß ſeit dieſer Milchkur Koburg häßlich ſein kann nimmermehr, uſw. 


Die Verteidigung hatten übernommen Hohn, D. Picard, Eduard de Linge, 

Julius Gendebien, Jottrand, d' Aguilar, Huyaux und Wargnies. Die Ver⸗ 
handlung dauerte vier Tage. Zwölf Schuldfragen wurden den Geſchworenen 
geſtellt, die auf alle mit Nein antworteten, und die Angeklagten wurden frei⸗ 
geſprochen. En 
Int März 1847 wurden die beiden flämiſchen Volksredner J. Kats und 
Johann Pellering verhaftet. Als ſie in einer Volksverſammlung ſprachen, ver⸗ 
ürſachten die Polizei und polizeilich beſtellte Aufwiegler Ruheſtörungen, und 
dieſe benutzte man dann als Vorwand für die Verhaftung jener beiden Arbeiter. 
Das war bereits die dritte Arretierung, die Pellering in demſelben Monat 
über ſich hatte ergehen laſſen müſſen. Dieſe letzte aber wurde aufrechterhalten 
und er des Widerſtandes wider die Staatsgewalt, des Mordverſuchs und der 
Aufreizung zum Sturze der Regierung angeklagt. 
Am 25. Juni wurde das Geſchworenengericht von Weſtflandern einberufen 
zu dem Zwecke, um über Napoleon Arlequeeuw, Herausgeber der flämiſchen, 
in Courtrai erſchienenen Zeitſchrift „De Hoop van Belgie“ (Die Hoffnung 
Belgiens) abzuurteilen. Arlequeeuw war gleichfalls der Aufreizung zum 
Maſſenmord, zur Plünderung, Verwüſtung und gewaltſamen Empörung an— 
geklagt! 

Die Zeiten waren übrigens hart, und faſt täglich ſchlug der eine oder der 
andere Arbeiter, weil ohne jede Arbeit, abſichtlich die Fenſter eines Bäckers 
oder anderen Händlers entzwei, lediglich zu dem Zwecke, ins Gefängnis zu 
kommen, um nicht Hungers ſterben zu müſſen! „Der Angeklagte“, ſagte die 
Anklageſchrift, „hat eine Zeitung gegründet, um die Unzufriedenheit des durch 
Hungersnot leidenden Volkes auszubeuten. Er hat tadelnswerte Artikel ver⸗ 
öffentlicht.“ Arlequeeuw wurde von Joſef Bartels, Rechtsanwalt in Brüſſel 
und Sekretär der „Alliance“, und von dem Brügger Rechtsanwalt de Schrijver 


verteidigt. Er wurde ebenfalls freigeſprochen. 


Amalthea, die bekannte mythologiſche Ziege, die den Griechengott Zeus auf der Inſel 
Kreta großgeſäugt haben ſoll; Wuillots Spott zielt hier aber offenbar nicht auf vier⸗, ſondern 
zweifüßige Amaltheen, auch ſoll ja nach anderer Faſſung der Sage Amalthea eine Nymphe 
geweſen ſein, die Zeus mit Ziegenmilch nährte. 

1904-1905. II. Bd. 19 
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Neben der „Alliance“, einem Verein zu politiſchen und Wahlzwecken, 
unter ſeinen Mitgliedern demokratiſche Elemente aus den Kreiſen der Bo 
geoiſie zählte, bildeten ſich bald weiter vorgeſchrittene Gruppen. 

Im Jahre 1847 befanden ſich in Belgien zahlreiche politiſche Flüchtli⸗ 
aus dem Ausland: Deutſche, Franzoſen, Polen, Italiener und auch ein Ru 
Michael Bakunin, der kurz vorher aus Frankreich vertrieben worden w 
Unter den Deutſchen war auch Karl Marx. . | 

Brüffel zählte ferner unter feinen Einwohnern viele deutſche Arbeiter, 
im Oktober 1847 einen „Verein der deutſchen Arbeiter“ gründeten. $: 
Mitgliederzahl dieſes Vereins belief ſich auf 70; ſein Verſammlungslokal nı 
das Wirtshaus Le Cygne (Zum Schwan) auf der Grand' Place, und ji 
Vereinszweck war, „unter dem Schutze der belgiſchen Geſetze friedliche De 
kuſſionen über ſolche Fragen zu veranſtalten, die ſich auf die politiſche Lee 
der Arbeiter aller Länder, beſonders aber Deutſchlands, beziehen“. Die 
Verein hielt wöchentlich zwei Verſammlungen ab. 

Auch exiſtierte damals in Brüſſel ein deutſches ſozialdemokratiſches Ble 
„Die deutſche Brüſſeler Zeitung“, zum Teil von jenen deutſchen Arbeite 
und hauptſächlich von Karl Marx herausgegeben.! 

Die belgiſchen Arbeiter blieben ihrerſeits gleichfalls nicht untätig. Zu Begi 
des Jahres 1847 wurde in Brüſſel der Verein „Agneessens“ gegründet. 
hielt ſeine Zuſammenkünfte in der Schenke Saint-Michel (Zum heiligen Micha 
in der Kue de la Pierre plate und hatte zum Hauptzweck die Verteidigung d 
Intereſſen der arbeitenden Klaſſe. 

Eine Genoſſenſchaft von Arbeitern des Schneiderhandwerks beſtand ſch 
damals mit einer gewiſſen Mitgliederzahl. Im Oktober ließ dieſe Vereinigu 
in der Zeitung bekannt geben, daß ſie ſich ſoeben, unter der Leitung des Her 
van den Drieſch, in der Pepite rue de ’Ecuyer 14, in der Nähe vom Treure 
berg, niedergelaſſen habe und ſich dort mit Anfertigung von Männerkleide 
beſchäftige. 

Bald zeigten ſich noch ernſtlichere Beſtrebungen. 

Am Montag den 27. September 1847 fand in Brüſſel ein Arbeite 


bantett ſtatt. Bankette waren in damaliger Zeit ſtark in der Mode, namentl 


in Frankreich, denn ſie waren ein gutes Mittel zur Veranſtaltung von Ve 
ſammlungen, ohne daß man in dieſen die Einmiſchung von Poliziſten m 
polizeilich beſtellten Störenfrieden, die damals bei allen politiſchen Kun 
gebungen eine große Rolle ſpielten, zu fürchten hatte. 

Das Bankett, von dem hier die Rede iſt, war vom Verein der deutſch 
Arbeiter und vor allem von v. Bornſtedt und anderen Redakteuren der „Deutſch⸗ 
Brüſſeler Zeitung“ (ſiehe „Debat Social“ vom 3. Oktober 1847) veranſtalt 
worden und hatte, laut Erklärung der Veranſtalter, den Zweck, zu zeigen, de 
„die Arbeiter der verſchiedenen Länder brüderliche Geſinnung einander en 
gegenbringen“. 

An der Feſttafel ſaßen 120 Gäſte, darunter Belgier, Deutſche, Schweize 
Franzoſen, Polen, Italiener und ein Ruſſe, wahrſcheinlich Michael Bakuni 


Vergl. über „Die deutſche Brüſſeler Zeitung“ und den Deutſchen Arbeitervere 
Mehrings Mitteilungen in ſeiner Ausgabe der geſammelten Schriften von Marx und Enge 
(18411850), II. Band, S. 343, 344, ſowie ſeine Geſchichte der deutſchen Sozialdemokrat 
J. Band, das Kapitel über den „Bund der Kommuniſten“. Die Redaktio 
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Der Vorſitz an der Feſtverſammlung wurde dem General Mellinet, einem 
der Mitkämpfer der belgiſchen Revolution von 1830, angetragen; er lehnte 
dieſe Ehre jedoch wegen ſeines Geſundheitszuſtandes ab, und ſo wurde denn 
Lucien Jottrand mit der Leitung des Bankettes und der darauf folgenden 
Diskuſſion betraut. Zu Vizepräſidenten wählten die Feſtteilnehmer einen Fran⸗ 
zoſen, Imbert, und einen Deutſchen, Engels (jedenfalls Friedrich Engels, 
den Freund und Mitarbeiter von Karl Marz). 
„Trinkſprüche und Tafelreden“, berichtet der „Debat Social“, „die ſich 
auf Menſchen und Verhältniſſe bezogen, von denen die Arbeiter aller Länder 
Europas ihre Befreiung erwarteten, belebten dieſe Verſammlung. Die ver⸗ 
ſchiedenen Redner ſprachen, nach freier Wahl, in franzöſiſcher, deutſcher oder 
flämiſcher Sprache. Die Einheitlichkeit der Anſichten aller kam mitten im Ge- 
wirr dieſer verſchiedenen Sprachen vollkommen deutlich zutage. Dieſe Anſichten 
liefen ſämtlich auf das eine, was not tut, einträchtig hinaus: nämlich den 
Arbeitern an der Erörterung und Beratung über die Reformen aller Art, von 
denen Europa in dieſem Zeitpunkt bewegt wird, wirkſamen Anteil zu ver— 
ſchaffen. Vereinigung der Arbeiter untereinander wurde natürlich als das 
beſte Mittel zur Erreichung dieſes Zieles angeſehen. Auf das Beiſpiel Eng⸗ 
lands, der Schweiz und der Vereinigten Staaten wurde von allen Rednern 
mit Erfolg hingewieſen.“ 
Indes noch weit größere Bedeutung erlangte dieſe Verſammlung dadurch, 
daß in ihr zwei wichtige Beſchlüſſe, und zwar auf den Vorſchlag zweier Redner: 
Adolf Bartels und Heilberg, per Akklamation gefaßt wurden. Der erſte Vor— 
ſchlag beſtimmte, daß am nächſten 29. November in Brüſſel eine Gedächtnis⸗ 
feier für den Jahrestag der polniſchen Revolution ſtattfinden ſolle. Man 
wünſchte ihr einen impoſanten Charakter zu geben und wollte dazu die Ver— 
treter der Demokratie aller Länder einladen. Der zweite Beſchluß betraf die 
Gründung eines ſtändigen Vereins von Reformfreunden in Belgien nach dem 
Muſter des großen Chartiſtenvereins in England. 
„Das Bankett, auf dem dieſe beiden Beſchlüſſe gefaßt wurden“, erklärte der 
„Debat Social“, „wird unſeres Erachtens in der Geſchichte unſeres Landes 
unvergeßlich bleiben.“ 
Zur Gründung des auf dem Bankett vom 27. September angeregten 
Reformvereins berief man, auf den 7. November 1847, abends 8 Uhr, die 
belgiſchen und ausländiſchen Demokraten nach der Maison des Meuniers, rue 
de la Tete d'or, nahe dem Rathauſe, und zwar, wie die Einladung beſagte, 
„zu dem Zwecke, um über die Gründung eines Vereins zu beraten, der die 
Beſtimmung haben ſoll, die demokratiſchen Lehren in Belgien wie im Aus⸗ 
land mit allen Mitteln, deren Anwendung die belgiſche Verfaſſung geſtattet, 
zu verbreiten“. | 

127 Perſonen entſprachen der Aufforderung der Einberufer der Verſamm⸗ 
lung. Unter ihnen bemerkte man Vertreter verſchiedener Berufe und Nationa⸗ 
litäten: Kaufleute, Rechtsanwälte, Arzte, Studenten, Arbeiter aus Brüſſel, 
Gent, Lüttich uſw. Unter den Ausländern erſchien auch ein holländiſcher 
Publiziſt, Adrian van Bevervoorde, aus dem Haag, Redakteur zweier Zeitungen: 
des „Bataviſchen Kourriers“ und des „Asmodeus“. 

Der Verein nannte ſich: „Demokratiſche Geſellſchaft für Vereinigung aller 
Länder“. i Schluß folgt.) 
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ein Buch über die Renolution in Rußland, 


Von K. Bebel. 


Pralellor von Reusner, der Mann, der als Ankläger und Belaſtungszeuge geg 
das ruſſiſche Schandregiment im berüchtigten Königsberger Hochverratsprozeß d 
aufhorchenden Welt enthüllte, was der ruſſiſche Deſpotismus iſt und bedeutet, h 
unter dem vorſtehenden Titel ein Buch erſcheinen laſſen, dem die weiteſte Ve 
breitung zu wünſchen ijt.' N 

Rußland und ſeine inneren Zuſtände waren bis vor kurzem ſelbſt für die gro 
Mehrzahl der Politiker und Volkswirtſchafter gleich einem verſiegelten Buche. Wo 
wußte dieſer und jener, der ſich mit dem Studium ruſſiſcher Verhältniſſe beſchäfti 
hatte, Genaueres; aber wie gering war die Zahl jener in Weſteuropa, die ſich dan 
beſchäftigten. Das ungeheure Reich im Oſten Europas, das in den letzten zw 
Jahrzehnten auf dem beſten Wege war, ſich allmählich ganz Aſien zu unterwerfe 
galt für die meiſten ſchlechtweg als ein Reich, in dem zwar der vollendetſte Deſp 
tismus herrſchte, in dem aber auch das Volk auf einer ſo ungemein tiefen Kultu 
ſtufe ſtand, daß dieſer Deſpotismus als die einzig mögliche Regierungsform erſchie 
Man freute ſich, daß Rußland ſeit zwei Jahrzehnten ſich immer ſtärker in Aſi 
engagierte, wo man ihm eine beſondere Kulturmiſſion zuſchrieb, und daß es dadur 
verhindert war, ſein politiſches Schwergewicht in Europa zur Geltung zu bringe 
Denn daß die Gewitterwolke, die ſeit dem deutſch-franzöſiſchen Kriege über Euro; 
hing: ſich nicht entlud und einen Krieg hervorrief, jo zerſtöreriſch und blutig, w 
die Welt kaum einen erlebte, iſt in erſter Linie der Expanſion Rußlands nach de 
fernen Oſten zu danken. 

Aber auch um feine Miſſion im fernen Oſten zu erfüllen, waren Opfer m 
Anſtrengungen notwendig, für die in einem reinen Agrarſtaat, wie es Rußland b 
vor kurzem war, die materiellen und geiſtigen Kräfte fehlten. Der Übergang; 
moderner Induſtrie und modernem Verkehr war für Rußland eine zwingende No 
wendigkeit geworden, um das Rüſtzeug zu erhalten, das ihm die Durchführung fein 
Ziele ermöglichte. Damit wurden aber auch die Bedingungen geſchaffen, die al 
Grundlagen des Abſolutismus zerſtörten. Es wurden die Totengräber gezeugt, d 
alle Pfeiler des Syſtems der Reihe nach untergruben und jetzt an der Arbeit ſin 
das Reich des abſoluten Zaren in Trümmer zu zerſchlagen. Es erſchienen d 
Scharen der modernen Induſtriearbeiter — die Bauern von geſtern — konzentrie 
in den immer größer werdenden oder aus dem Boden geſtampften Städten, die naı 
menſchenwürdiger Exiſtenz, nach Licht und Luft ſich ſehnten; es entſtand die zah 
reiche Schicht der Intellektuellen, die nach freier Betätigung ihrer Kräfte und Fähiſ 
keiten in Staat und Geſellſchaft lechzten; es wuchs eine Bourgeoiſie empor, dere 
Lebens⸗ und Entwicklungsbedingungen mit dem herrſchenden Syſtem in imme 
ſchrofferen Widerſpruch trat; endlich untergrub die aufkommende neue ſoziale Ort 
nung die alte agrariſche Verfaſſung und trieb die Bauern, die feſteſte Stütze de 
bisherigen Syſtems, in hellen Haufen zur Empörung. 

Es begann die revolutionäre Wühlerarbeit, erſt vereinzelt und ſchwach, dan 
immer ſtärker und zielbewußter, mit einer Energie, einem Mute und einer Dpfei 
willigkeit, welche die höchſte Anerkennung und Bewunderung verdient. Die fürchten 
lichſten Strafen und Verfolgungen, die das herrſchende Syſtem gegen ſeine Tod 
feinde in Anwendung brachte, erhöhte nur deren Kühnheit und Ausdauer. Tauſend 
und aber Tauſende der beſten Männer und Frauen Rußlands und Polens fielen i 
dieſem unterirdiſchen Kampfe ihren Verfolgern zum Opfer; ihre Leiber zierten di 
Galgen, die das Zarat für ſie errichten ließ, oder ſie gingen in den Verließen de 
Gefängniſſe unter furchtbaren Qualen zugrunde, oder ihre Knochen bleichten in de 
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Eisfeldern Sibiriens. Wird einſt die Leidensgeſchichte der ruſſiſchen Revolutionäre 
geſchrieben, ſo reiht ſie ſich würdig an den Märtyrerleiden der Chriſten in den 
erſten acht Jahrhunderten unſerer Zeitrechnung. 

ö Aber dieſe revolutionäre Wühlerarbeit, ſo hoffnungslos ſie vielen, die ſie mit 

Intereſſe und Mitgefühl beobachteten, erſcheinen mochte, trug endlich ihre Früchte. 

Die propagierten Ideen ſchlugen Wurzel. Und als die geeignete Stunde kam, er: 

lebte die Welt das überraſchendſte Schauſpiel: das bisher kulturell ſo geringſchätzig 

betrachtete Rußland befindet ſich im Zuſtand der Revolution. 

Über die Urſachen und den bisherigen Verlauf dieſer Revolution, die ſich ſeit 
Monaten vor unſeren überraſchten Augen vollzieht, berichtet uns Reusner als ein 
Berufener. Er, der das Leben und Wirken des ruſſiſchen Volkes und das Weſen 
des ruſſiſchen Staates als Volksgenoſſe an der Quelle beobachtete und ſtudierte, er, 
der in ſeiner Stellung als vieljähriger Lehrer an der Univerſität zu Tomsk in 
en Beziehungen zur ruſſiſchen Intelligenz und zu einem großen Kreiſe hervor— 
ragender Perſönlichkeiten der ruſſiſchen Geſellſchaft ſtand und noch ſteht, ſchreibt 
mit der Wärme und Begeiſterung des Mitkämpfenden und Wiſſenden. 

g Wer Reusners Buch geleſen hat, für den iſt Rußland und das ruſſiſche Volk 

kein verſchloſſenes Buch mehr. Er charakteriſiert zunächſt in demſelben alle in dieſer 

Bewegung in Frage kommenden volksfeindlichen Kräfte: den Zaren, die Dynaſtie, 
die Hofgeſellſchaft, die Polizei und Bureaukratie, kurz alle Mächte der Unterdrückung 
und Korruption, die das ruſſiſche Volk wie Vampire ausſaugen, es ſchinden und 
ſchlagen, daß es aus tauſend Wunden blutet und ihm die Luſt am Leben vergällt 
wird. Das wahre Weſen des ruſſiſchen Abſolutismus, die Gottgleichheit des Zaris⸗ 
mus, die Selbſtherrlichkeit der Bureaukratie, die brutalſte Rechtloſigkeit des Volkes, 
ſie finden in Reusner einen beredten Schilderer. Wir ſehen in dem abſoluten Zaren 
einen Gefangenen ſeiner Umgebung, einen an Händen und Füßen Gefeſſelten, einen 
Ohnmächtigen, der glaubt, alles zu können, und nichts wider den Willen ſeiner Um⸗ 

gebung tun kann. Wir ſehen, wie die herrſchende Klaſſe ihre Erziehung und ihre 

Ausbildung für ihre Herrſchaftsrolle erlangt, wie dieſer Staat eine ungeheure 

Maſchine iſt, in der jeder für feine Stellung zurechtgeknetet und geformt wird, um 

als Rädchen in dieſem Organismus für die allgemeine Ausſaugung und Unter⸗ 

| ung des Volkes fein Beſtes zu leiſten. 

Reusner zeigt uns aber auch, wie es unter dieſem Schandregiment ſondergleichen 
au ſich regt, wie in allen Kreiſen des ruſſiſchen Volkes, vom Adeligen bis 
zum Arbeiter und Bauern die Empörung wächſt und der revolutionäre Geiſt alle 
Schichten ergreift, der früher oder ſpäter dem herrſchenden Regiment den Todesſtoß 
verſetzen wird. 

| Reusner hat alle Akte der Oppofition und Empörung, die feit einer Reihe von 
Monaten aus den Reihen des Adels, der Semſtwos, der Magiſtrate der Städte, 
der gelehrten Berufe aller Art, der Intelligenz, der Arbeiter und Bauern bekanm 
geworden find, berückſichtigt und widmet ihnen eine ausführliche Darſtellung mit. 
entſprechenden Kommentaren. 

Kein Zweifel. So verſchiedenartig ſich die ruſſiſche Revolution von den Revo⸗ 
lutionen jedes andern Landes darſtellt, in ihrer Art iſt fie die großartigſte Revo⸗ 
lution, welche die Geſchichte kennt. Die Streiks der Gelehrten, der Lehrer und 
Studenten der Univerſitäten und Hochſchulen, die Maſſenſtreiks der Arbeiter, die 
ſich bisher auf über hundertundfünfzig Städte des ungeheuren Reiches erſtreckten 
und immer wieder von neuem zum Ausbruch kommen, der zähe Widerſtand der 
Maſſen gegen die Barbareien und Brutalitäten der Polizei und Soldateska, die 
Proteſte und Kundgebungen, an denen die Vertreter aller Klaſſen und Schichten ſich 
beteiligen und die vielfach mit einer Entſchiedenheit erfolgen, für die wir in der 
neueren Geſchichte Weſteuropas vergeblich nach einem Beiſpiel ſuchen, ſind die eigen⸗ 
artigen Erſcheinungen dieſer großen Bewegung. Indem Reusner alle dieſe Vorgänge 
Revue paſſieren läßt, gibt er ein möglichſt vollſtändiges Bild der ruſſiſchen Revolution. 
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Insbeſondere läßt er auch dem ruſſiſchen Arbeiter, „der in dem ruſſiſchen B 
freiungskampf einen Ehrenplatz einnimmt“, vollſte Gerechtigkeit widerfahren. W 
bezweifeln, daß ein deutſcher Profeſſor dieſes fertig brächte. Und in der Tat, we 
das ruſſiſche Proletariat an Tatkraft, Ausdauer und Selbſtaufopferung bisher 9 
leiſtet hat, übertrifft weit, was das weſteuropäiſche Proletariat ihm an die Sei 
ſtellen kann. Aus Reusners Schilderung der Lage des ruſſiſchen Arbeiters werde 
uns auch die Urſachen klar, die den Geiſt der Solidarität erzeugten, den der ruſſiſch 
Arbeiter in ſo ſtaunenerregender Weiſe in dieſer Bewegung betätigte. Was w 
unſern Arbeitern erſt mühſam anerziehen müſſen, das Gefühl vollendeter Solidaritä 
der eben erſt auf die politifche Bühne tretende ruſſiſche Arbeiter betätigt es i 
vollſtem Maße. ö 4 

Reusner gibt in ſeinem Buche auch eine Darſtellung der achtzehn politiſche 
Parteien, die an dieſer Bewegung ſich beteiligen, ein embarras de richesse vo 
Partien, deren Bildung ſich aus der Verſchiedenartigkeit der Völkerſchaften, die 
der ruſſiſchen Bewegung in Aktion getreten ſind, erklärt. Doch iſt es bedauerlich 
daß die ruſſiſche Sozialdemokratie ſich in eine Anzahl Gruppen ſpaltete, wo vollendet 
Geſchloſſenheit und einmütiger Kampf gegen den gemeinſamen Gegner als ein 
Selbſtverſtändlichkeit erſcheint. i | 

Reusner iſt in bezug auf den Verlauf der Bewegung Optimiſt, aber er ver 
hehlt ſich nicht, daß die ruſſiſche Revolution einen langſamen und ſchmerzlichen Ver 
lauf nehmen, daß ſie noch viel Blut, viel Leid und viel Tränen koſten wird. Tro 
alledem rechnet er auf ihren vollen Sieg. Er ſchließt ſein Buch alſo: MER, 

„Der Tag, den wir erwarten, wird kommen. Die düſtere Feſte des Abſolutismu 
wird fallen unter den Schlägen des Volkszorns. Die ſiegreiche Armee des Volke 
wird auf den Trümmern des verbrecheriſchen Regimes die Fahne der Freihei 
hiſſen. x 

„Durch die Souveränität des Volkes wird Rußland ſich würdige Vertreter ſchaffer 
und eine Armee treuer Diener des Volkes erzeugen. Doch mehr! Das ruſſiſche Vol 
wird ſich nicht mit einer bürgerlichen Revolution nach dem alten Muſter begnügen 
es wird in ſeinem Staate um die Verkörperung der foziaen Ideale beſorgt fein, di 
uns von den weſteuropäiſchen Brüdern überliefert worden ſind! Wir werden dil 
europäiſche Geſchichte am Ende des achtzehnten und am Anfang des neunzehnten 
Jahrhunderts nicht ſklaviſch kopieren. Wir werden verſuchen, die Ideen der Gleich 
heit, Brüderlichkeit und Freiheit nicht nur auf dem Gebiete des Rechts, fonderr 
auch im ſozialen Leben der Maſſen einzuführen. 

„Wir wollen nicht nur Weſteuropa einholen, ſondern ihm vorauseilen! 

„An Kraft dazu ſoll es uns nicht gebrechen ...“ we 

Das find hoffnungsvolle, kühne Worte, die um fo höher zu ſchätzen ſind, als 
Reusner nicht Sozialdemokrat iſt. Das weſteuropäiſche Proletariat wünſcht dem 
ruſſiſchen Proletariat den Sieg. Es wird ihm dieſen Sieg nicht neiden. Es weiß 
daß, was das Proletariat eines großen Landes erobert, dem Proletariat aller 
anderen Länder zugute kommt. Möglich, daß dieſes Mal die Sonne der Freiheit 
im Oſten aufgeht und es der Weſten iſt, der, ſtatt zu geben, empfängt. | 


Beiträge zur Eccarius⸗frage. 
Von Bujfas Jneckh. 
L | 
Es iſt nicht nur eine perſönlich⸗pſychologiſche, ſondern auch eine hiſtoriſch 
intereſſante Frage, wie es gekommen iſt, daß Eccarius, der ſchon im Jahre 1847, 
als er noch ein blutjunger Mann war, als ein zu theoretiſcher Kenntnis her⸗ 
vorragend befähigtes Mitglied des Kommuniſtiſchen Arbeiterbildungsvereins 


| 
| 
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et wird (vergl. Engels, „Enthüllungen über den Kölner Kommuniſten⸗ 
wozeß“, S. 10), der bei der Gründung der Internationale ſofort Mitglied des 
Heneralrats geworden und vorübergehend deſſen Generalſekretär geweſen war, 
der auf den internationalen Kongreſſen in Genf, Lauſanne, Brüſſel und Baſel 
der beſte und treueſte Interpret der Marxſchen Anſchauungen war und dieſen 
zurch ſeine durchſichtig klaren Darlegungen mehr als einmal zum Siege über den 
Proudhonismus verholfen hat, ſchließlich ſich feindſelig von Marx abkehren 
und gehäſſig ſich gegen ihn wenden und nicht wenig zum Zuſammenbruch der 
alten Internationale und zur Spaltung in der jungen britiſchen Föderation 
beitragen konnte. Man ſteht hier vor einem hiſtoriſchen Rätſel. Vor einem 
hiſtoriſchen Rätſel darum, weil die Gründe, die ſchließlich zum Bruche 
zwiſchen Marx und Eccarius führten, weſentlich in den komplizierten Zu- 
ſammenhängen der letzten Jahre der Internationale zu ſuchen find und dieſe, 
ebenſo wie die Eccarius⸗Frage, in manchen Dingen noch geſchichtliche Probleme 
bilden, die nur durch die Heranziehung des ſchriftlichen Nachlaſſes von Ber: 
ſonen aufzuhellen ſind, welche damals im Generalrat handelnd auftraten. 
Dazu ſoll auch die Veröffentlichung einiger Briefe von Eccarius ein be— 
ſcheidenes Teil beitragen, die aus dem Nachlaß des Generalratsmitglieds Jung 
ſtammen und die mir unſer ſorgſamer Parteiarchivar Motteler nebſt vielem 
anderen Material zu meiner kurzen Geſchichte der Internationale zur Ber: 
fügung geſtellt hat. Dieſe Briefe fallen ihrem Datum nach aus der Zeit der 
Internationale heraus, hängen jedoch aufs engſte mit dieſer zuſammen, wie 
ſich überhaupt faſt die ganze Korreſpondenz, die Jung mit Eccarius, Lawroff, 
Paul Brouſſe und anderen mehr geführt hat, faſt ausſchließlich auf die Inter⸗ 
nationale bezieht. Was den Anlaß des Bruches zwiſchen Eccarius und Marx 
gebildet hat, darf ich wohl als bekannt vorausſetzen; die in der „Neuen Zeit“, 
XXI, 2, S. 47 veröffentlichte Korreſpondenz zwiſchen Engels und Liebknecht 
verbreitet darüber genügend Aufklärung. Daß die Neigung von Eccarius, über 
Vorgänge der Internationale für die bürgerliche Preſſe zu korreſpondieren und 
dabei teils indiskret, teils unrichtig zu referieren, ein altes übel bei ihm war, 
habe ich durch gelegentliche kurze Briefe von Marx an Jung, von denen ich 
einen veröffentlichte, beſtätigt gefunden. Hier handelt es ſich um einige weitere 
Beiträge, die zur Klärung der Eccarius-Frage dienen mögen. 

„Ich beginne mit einem Briefe vom 10. Juni 1874. Er lautet: 

Bw‘ My dear Jung, 

I have just received the following telegram from Geneva: 

/ „Greve generale declaree par patrons, envoyez fonds.“ 

| A few days ago I received, what purports to be a copy of the letters sent to 
the two great Carpenters and Joiners societies in this country and that letter, in which 
they state that their society was founded in 1833; that they have 312 members; 
that their ordinary contributions are 60 cent. a month and that since they have 
"prepared for the present emergency they have paid 1 fr. a fortnight. I suppose 
they think, because they have no money themselves — it is hardly possible out 
of such contributions — that the English societies set to work to raise levies a 


soon as they hear of the strike and lockout. They commenced by a strike against 
four shops. 


I think I told you the other day that Hodgson Pratt had brought me some 
papers from Burkli. I have received them at last and a letter amongst them in 
which Burkli says: \ 

D Du glaubſt wohl nicht an meinen Abfall, ſowenig als ich an den Deinigen 
je geglaubt, trotzdem es hieß, Du ſeieſt untreu geworden, von Marx abgefallen, 
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mit Bakounin unter einer Decke uſw. Du wirſt Deine guten Gründe haben w 
Jung, Greulich und ich, die wir indeſſen ums Leben gern wiſſen möchten. Wen 
Du, oder Jung, daher noch etwas Zeit haſt, ſo ſei barmherzig und ſchreibe un 
darüber etwas.“ * 
J have given my bons raisons in a letter about half as long again as m 
two column reports in the „Times“. Of course your reasons only commence 
when both my personal friendship and party allegiance were already hopelessl 
severed, so that, yours will, as it were, complete the history of-disastrous tactie: 
J saw in Reynolds’ that preparations are being made to receive Henri Roche 
fort and as Ranvier is among the getters up, I guess you can tell me as muc 
about it as anybody. You will much oblige me by letting me know what the natur 
of the welcome is likely to be and also wether Rochefort is already aware of 5 
J suppose you know that he refused to be made a show of by the Commu 
nards resident at New Vork. 
Do you see any signs of a Congress at Brussels in September next? Th 
nights are too short and I get too tired to pay you a personal visit just now, 
Yours faithfully 


J. George Eccarius 
Mein lieber Jung, 

Ich habe ſoeben folgendes Telegramm von Genf bekommen: 

„Generalſtreik von den Meiſtern erklärt. Schickt Geld!“ 

Wenige Tage zuvor erhielt ich eine Abſchrift der beiden Briefe, die ſie an die beiden 
großen Zimmerer- und Tiſchlergewerkſchaften hierzulande geſchickt haben, und dieſen 
Brief, worin ſie feſtſtellen, daß ihr Verein im Jahre 1833 gegründet worden iſt, daß fü 
312 Mitglieder hätten, daß ihre regelmäßigen Beiträge 60 Centimes im Monat be 
tragen und daß ſie, ſeit ſie ſich auf die jetzige Bewegung vorbereitet haben, noch 
alle vierzehn Tage 1 Franken bezahlt haben. Ich vermute, ſie denken, weil ſie ſelbſ 
kein Geld haben — das iſt auch ſchwer möglich bei ſolchen Beiträgen —, daß dit 
engliſchen Vereine ſich ſofort ans Werk machen und Ausnahmeſteuern erheben, fo 
bald fie von einem Streik oder einer Ausſperrung hörten. Sie haben damit be 
gonnen, die Arbeit in vier Betrieben einzuſtellen. 

Ich denke, ich habe Ihnen neulich erzählt, daß Hodgſon Pratt mir einige 
Papiere von Bürkli gebracht hat. Ich habe ſie in Empfang genommen und dabei 
auch einen Brief, in dem Bürkli ſagt: 

(Hier folgt das oben deutſch Zitierte.) i 

Ich habe meine guten Gründe gegeben in einem Briefe beinahe halb ſo lang 
als meine zwei Seiten langen Berichte in der „Times“. Zufällig begannen Ihre 
„Gründe“ gerade da, wo meine perſönliche Freundſchaft und Parteianhänglichkeit 
hoffnungslos getrennt wurden, ſo daß Ihre Gründe, wenn es an dem wäre, die 
Geſchichte einer verhängnisvollen Taktik ergänzen würden. 5 

Ich las in Reynolds Blatt, daß Vorbereitungen getroffen werden, um Henri 
Rochefort zu empfangen, auch daß Ranvier unter den Veranſtaltern iſt. Ich ver⸗ 
mute, Sie können etwas darüber erzählen. Sie würden mich ſehr verbinden, wenn 
Sie mich wiſſen ließen, was der Charakter des Cmpfanges etwa iſt und auch, ob 
Rochefort darauf vorbereitet iſt. Ich vermute, Sie wiſſen, daß er es verſchmäht 
hat, zu einem Schauſtück der in New Pork ſitzenden Rommunarden gemacht zu 
werden. f 

Sehen Sie einige Anzeichen von einem Kongreß in Brüſſel im nächſten Sep⸗ 
tember? Die Nächte ſind zu kurz und ich bin zu müde, um Ihnen jetzt einen per⸗ 
ſönlichen Beſuch zu machen. 

Ihr getreuer 
J. Georg Eeccarius. 


Gemeint iſt „Reynold Newspaper“, ein radikales Blatt, das die Vorgänge in 
der Internationale aufmerkſam verfolgte und ſtets gute Berichte darüber brachte. 
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Der Brief iſt nach mehr als einer Seite hin intereſſant. Der Streik in 
Genf iſt vermutlich ein Goldarbeiterſtreik, wie er auch ein Jahr zuvor in Genf 
ſtattgefunden hatte. Damals hatte der britiſche Föderalrat noch nach. beiten 
Kräften geholfen. Die blaſierten Bemerkungen, die Eccarius hier fallen läßt, 
heweiſen, wie ſehr ihm in den letzten Jahren das internationale Solidaritäts⸗ 
gefühl verloren gegangen war, wie tief er bereits im Sumpfe des Trade 
mionismus ſteckte. 

Die Zeilen von Bürkli beweiſen, daß nach dem Zuſammenbruch der Inter— 
‚nationale die Stimmung gegen Marx auch in ſolchen Kreiſen gereizt war, die 
den Bakuniſten fernſtanden. Mit der Verlegung des Generalrats nach 
New Pork konnte man ſich nicht befreunden, und man ſympathiſierte mit den 
Aten Generalratsmitgliedern Eccarius, Jung uſw., von denen man annahm, 
daß fie ſich wegen dieſer Maßnahme mit Marx verfeindet hätten. Eccarius 
reilich ſchreibt verbittert. Über die Differenzen, die Jung mit Marx entzweiten, 
hat dieſer ſelbſt ſich am rückhaltloſeſten auf dem Londoner Sezeſſioniſtenkongreß 
m 26. Januar 1873 geäußert. Der Bericht, den die „Neue Zeit“ im Anſchluß 
m die „Eastern Post“ im Jahrgang XXI, 2, S. 45 über die Rede Jungs gibt, 
äßt dieſe Gründe wohl erkennen; ausführlicher iſt ein Bericht in der „Times“ 
vom 28. Januar 1873, der vermutlich aus Eccarius' Feder iſt. Auch ein zwölf: 
eitiges Pamphlet, das die Gruppe der Sezeſſioniſten als Antwort auf das in 
der „Neuen Zeit“, XXI, 2, S. 29 ff. veröffentlichte Rundſchreiben erließ, be— 
tätigt, daß Jung Engels und deſſen angeblich ſelbſtherrliches Auftreten für 
die Entzweiung verantwortlich gemacht hat. Dieſe Entfremdung trat offenbar 
mögültig bei Gelegenheit der ſpaniſchen Affäre ein, wo Jung Engels in den 
Arm fiel, als dieſer einen öffentlich verwertbaren Beweis für die Geheim— 
rganiſation der Bakuninſchen Allianz in Spanien gegen den allianziſtiſchen 
Generalrat dort ausſpielen wollte, das heißt wenige Wochen vor dem Haager 
Kongreß, während Eccarius, wie der Brief von Engels an Liebknecht (ſiehe 
„Neue Zeit“, XXI, 2, S. 49 ff.) ausweiſt, ſchon im Mai 1872 mit Marx 
völlig zerfallen war. 

Die letzten Zeilen beziehen ſich auf den Empfang Rocheforts. Rochefort 
var es am 19. März 1874 gelungen, zugleich mit Paſchal Grouſſet und 
Jourde an Bord eines auſtraliſchen Fahrzeugs aus Neukaledonien zu ent— 
weichen. Grouſſet und Jourde haben dann in der „Times“ einen exakten 
Bericht über die fanatiſche Grauſamkeit der Behandlung gegeben, mit der die 
Deputierten der Kommune von der Rachſucht der Verſailler gequält wurden. 
Liſſagaray hat dieſe Berichte in feinem Buche über die Kommune veröffentlicht. 
Ranvier war früheres Kommunemitglied; er war Blanquiſt und mit mehreren 
mderen Blanquiſten nach der Kommune in den Generalrat aufgenommen 
worden. Er präſidierte auf dem Haager Kongreß. Noch vor Schluß des 
kongreſſes verließen die Blanquiſten den Kongreß und traten aus der Inter— 
nationale aus. Die Verlegung des Generalrats nach New Pork hatte ihnen 
ede Hoffnung genommen, aus dem Generalrat ein Revolutionskomitee zur 
Revanche für die Kommune zu machen. Aus der Bemerkung über die Kommu— 
narden in New York ſpricht der Arger von Eccarius über Dereure, auch 
Blanquift und Kommunemitglied, der den Engländern auf dem Haager Kongreß 
entgegengetreten war. 

Der Kongreß in Brüſſel ſollte nach Beſchluß des Genfer Kongreſſes am 
„ September zuſammentreten. Es war ein Kongreß der abtrünnigen Föde⸗ 
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rationen, der Juraſſier, Spanier, Belgier, Italiener und der ſezeſſioniſtiſch 
Engländer. Der Genfer Kongreß, der in der erſten Woche des September 187 
ſtattgefunden, hatte einen kläglichen Verlauf genommen. Dieſe ſezeſſioniſtiſche 
Föderationen, die mit Ausnahme der Belgier ſich bald im „autonomer 
Anarchismus auflöſten, hatten keine Geſtaltungskraft. Darum mißlangen au 
alle Verſuche, die Eccarius und Jung machten, um die alte Internationg 
wieder aufleben zu laſſen. Denn die lebens⸗ und entwicklungsfähigen Organ 
ſationen wollten von Eccarius und Jung nichts wiſſen. (Schluß folg 


Schlimmer als Streikbruch. 
Von Stephan Heiſe. 


Rheinland-Weſtfalen iſt von den Scharfmachern zum Schauplatz ihrer Kämp 
gegen die Organiſationen der Arbeiter auserſehen. War es im Anfang des Jahr 
das gewaltige Ringen der Bergſklaven mit ihren Ausbeutern, ſo iſt es jetzt d 
Kampf um das Koalitionsrecht der Brauereiarbeiter, den das im Boykottſchutzverbar 
organiſierte Brauereikapital den Arbeitern aufgenötigt hat. Aufgabe dieſer Zeil 
ſoll es nicht etwa ſein, die Entſtehung und den bisherigen Verlauf dieſes Kampf 
zu ſchildern — das iſt durch die Tagespreſſe zur Genüge geſchehen —, ſondern d 
Waffen dieſes Kampfes und den Gebrauch der Kampfmittel einer kritiſchen Betrag 
tung zu unterziehen. , 

Für die Brauereiarbeiter iſt ein Streik ſehr ſchwer durchzuführen. Mit ein 
kleinen Anzahl gelernter Leute kann der Betrieb aufrechterhalten werden, wenn für 
Angelernte in genügender Anzahl finden. Nun kann man ja leider bei jedem Lohı 
kampf beobachten, daß eine Anzahl Arbeiter im Betrieb bleiben und die ungelernte 
Arbeiter, die überall zu haben ſind, in der Arbeitsmethode unterweiſen. Daß die 
Erſcheinung insbeſondere in den geſegneten Gefilden des Zentrums zutage tritt, i 
allbekannt und bedarf keiner näheren Begründung. Unter ſolchen Umſtänden iſt d 
gewichtige Waffe, mit der die Anmaßungen des Unternehmertums dieſes Beru 
zurückgewieſen werden können, der Boykott. | 

Der Boykott, den die engliſchen und amerikaniſchen Arbeiter ſchon längſt erfol 
reich im Kampfe gegen das Unternehmertum angewandt haben, iſt für die deutjd 
Arbeiterſchaft eine noch verhältnismäßig neue Waffe, deren Wert noch nicht i 
genügendem Maße geſchätzt wird. Und doch iſt er eines der wichtigſten Kampfe 
mittel, das in den meiſten Fällen da einſetzen kann, wo die Macht der gekreuzte 
Arme verſagt oder ein Streik auch ſchon wegen der Schwäche der Berufsorgan 
ſation ausſichtslos erſcheint. Hätte man den Wert des Boykotts ſchon richtig e 
kannt, jo wäre es nicht möglich, daß organiſierte Arbeiter den Boykottbruch mild: 
beurteilen als den Streikbruch. Aus welchen Gründen dies geſchieht, iſt ja leid 
erſichtlich. Der Streikbrecher verſündigt ſich an dem Klaſſenintereſſe des Proletariat 
jeder Arbeiter kann bei einem Streik durch den Arbeitswilligen um ſeiner Opfe 
Lohn gebracht werden; daher wird der Streikbruch von allen Arbeitern gleich 
mäßig als gemeingefährlich empfunden. Der Boykott kann aber nur einer eng un 
grenzten Arbeiterſchicht direkt nützen, nur vereinzelte Berufe können von ihm Ge 
hrauch machen. e 

Und doch iſt der Boyfottbruch verwerflicher als der Streifbrud! De 
Streikbrecher wird oft durch ſeine materielle Not gezwungen, dem Kapital zu dienen 
er wird zum Verräter an ſeinen kämpfenden Klaſſengenoſſen, weil hungernde Kinde 
um Brot ſchreien und die graue Sorge mit ihren Knochenfingern an ſeine Tür 
vocht. So kann man den Streikbruch in beſtimmten Fällen verſtehen, wenn auch nich 
entſchuldigen. 
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Fuür den Boykottbruch gibt es jedoch keinerlei Milderungsgründe. Denn der 
zonkottbrecher wird nur durch feine mangelnde Energie, durch ſeinen ſchwächlichen 
Iharakter zum Verräter an ſeinen kämpfenden Genoſſen. Für die blinde Unter: 
yerfung unter kleinliche Gewohnheitstriebe gibt es keine Entſchuldi⸗ 
ung; darum muß ihm das Odium des Verrats für immer angehängt 
erden. Daß ſelbſt die organiſierte Arbeiterſchaft den Boykottbrecher milder be— 
andelt als den Streikbrecher, iſt nur zu verſtehen, wenn man annimmt, daß ſie 
ber den Wert des Boykotts noch nicht im klaren iſt. | | 
Der Boykott — den man ſo recht eigentlich als den Zwillingsbruder des Streiks 
ezeichnen kann — zeitigt allerdings bei flüchtiger Betrachtung einen Zuſtand, den 
zan für eine Anerkennung von Arbeiterforderungen als unzweckmäßig erachten 
önnte. Zur Arbeitsverweigerung greift man nur, wenn ein Arbeitsandrang den 
zieg der Arbeiter wahrſcheinlich macht. Umgekehrt führt aber der Boykott eine 
lrbeitsverminderung herbei. Das kann den noch nicht genügend geſchulten Arbeiter 
hutzig machen und verleitet manchen dazu, den Boykott für wenig geeignet zu 
alten, um den Forderungen der Arbeiter Nachdruck zu geben. Es ſei als Beleg 
erfür der Ausſpruch eines Arbeiters regiſtriert, der, obwohl ſchon vier Jahre 
ewerkſchaftlich organiſiert, auf meine Ermahnung, durch ſtrikte Innehaltung des 
zoykotts den Kampf der Brauer zu unterſtützen, entgegnete: „Das begreife ich nicht! 
Nan ſollte doch gerade jetzt recht viel trinken, damit die Brauereien bald bewilligen 
züſſen.“ Es bedurfte einer langen Darlegung, um ihm das Irrige feiner An— 
chauung beizubringen. So wie dieſer Arbeiter denkt aber leider noch eine ganze 
Unzahl Gewerkſchaftler! | 

Dieſe Behauptung wird mancher nicht gelten laſſen wollen; aber ich möchte 
iefe Zweifler nur ermahnen, bei der Beurteilung der Intelligenz der Gewerk— 
ſchaftler nicht immer nur die treibenden Kräfte innerhalb der Organiſationen im 
luge zu haben, ſondern auch derer zu gedenken, die man erſt vor kurzem aus dem 
schlamme des Indifferentismus herausgeholt hat. Ich möchte ferner auf die leider 
licht geringe Zahl derer hinweiſen, die ihre Gewerkſchaft nur als Verſicherungs⸗ 
uſtitut gegen die mannigfaltigen Schickſalsſchläge des Arbeiterlebens betrachten. 
zergißt man dieſe Momente nicht, dann wird man gar bald erkennen, daß es eine 
biolute Notwendigkeit iſt, den Boykott in den Vordergrund der Gewerkſchafts— 
ebatten zu ſtellen und ihn auf feine Anwendungsmöglichkeiten zu prüfen. 

Der Boykott iſt eine Waffe, die nicht wie die Arbeitsverweigerung in die Lebens— 
ſerhältniſſe ſeiner Anwender tief einſchneidet, ſondern die ihn ſogar — wie ein 
Zierboykott — unter Umſtänden zur Sparſamkeit anhalten kann und doch außer— 
woentlich nutzbringend für die Streikenden wirkt. Die Verluſte, welche der Unter: 
ſehmer durch einen Streik erleidet, ſind durch den nach ſeiner Beendigung ein— 
retenden flotten Geſchäftsgang bald wieder wettgemacht. Der Boykott ſchädigt da— 
egen den Unternehmer oft dauernd, da ſich die Kundſchaft ſeinem Konkurrenten 
uwendet und er ein mehr oder minder großes Abſatzgebiet für ſeine Produkte ver⸗ 
iert. Würde die Arbeiterſchaft von ihrer Macht, die fie als Konſument repräſentiert, 
inen ausgiebigen Gebrauch machen, ſo könnten mit Hilfe des Boykotts gar manche 
Rißſtände beſeitigt werden, unter denen die Arbeiter heute ſchwer zu leiden 
haben! . 
Allerdings, um ſolche Kämpfe ſiegreich durchzufechten, iſt die Mitarbeit der 
Arbeiterfrau, die ja alle Einkäufe zu beſorgen hat, unbedingt notwendig; die 
Urbeiterfrau muß erſt über ihre Konſumentenpflicht aufgeklärt ſein, ehe ein Boykott 
gie Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ganzer Arbeiterſchichten günſtig beeinfluſſen kann. 
und daran mangelt es eben! „Davon verſtehſt du nichts“, iſt noch immer die 
ſehende Redensart, mit der die Fragen der Frau auch von vermeintlich aufgeklärten 
Arbeitern abgetan werden. Kläre man daher vor allem die Gewerkſchaftsmitglieder 
iber den Wert des Boykotts auf, mache man ihnen begreiflich, daß ohne die tätige 
Mithilfe der Arbeiterfrau eine ſo ſcharfe Waffe wie der Boykott ſtumpf und ſchartig 
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ift, dann wird gar mancher auch feine Frau oder Tochter für den Klaſſenkampf 
Proletariats erziehen. 

Mit ethiſchen Ermahnungen wird aber frellich auch nicht viel ausgerid 
werden. Um zu erreichen, daß mindeſtens die gewerkſchaftlich organiſierten Arbe 
Samt und ſonders die Boykotts ſtreng beachten, müſſen andere Organe als 
ethiſches Empfinden in Aktion treten. 

Vorausſetzung muß dann ſelbſtverſtändlich ſein, daß Boykotts nicht von je! 
Organiſation eines Ortes beliebig verhängt werden können, ſondern daß ſie von 
geſamten am Orte beſtehenden Gewerkſchaften gemeinſam beſchloſſen ſein müff 
Wo das der Fall, könnte man ſo weit gehen, den Bruch des Boyko 
mit Ausſchluß aus der Organiſation zu beſtrafen. Die Gewerkſchaf 
müßten die Beſtimmung in ihr Statut aufnehmen, daß jedes Mitglied, welches ei 
vom Gewerkſchaftskartell des Ortes beſchloſſenen Boykott nicht einhält, von jei 
Organiſation ausgeſchloſſen wird. 5 

In Köln haben während des jetzigen Bierboykotts eine Anzahl Gewerkſcha 
zahlſtellen Reſolutionen angenommen, welche fordern, daß gegen Boykottbrecher! 
Ausſchlußverfahren eingeleitet werde. Andere Ortsgruppen haben ſolche Reſo 
tionen abgelehnt; ſie ſind im Prinzip mit ihnen einverſtanden, ſchrecken aber vor 
Durchführung zurück, da ſie fürchten, durch ſolchen Beſchluß Mitglieder zu verlier 

Das iſt ſehr kleinlich gedacht! Nicht allein in der Zahl der Mitglieder ber 
die Stärke einer Kampforganiſation, ſondern vor allem auch in der Kampf 
freudigkeit ihrer Mitglieder. Boykottbrecher können ſich nur aus unzuverläfjt 
Elementen rekrutieren, und wenn eine Gewerkſchaft dieſe los wird, iſt es um 
beſſer. Hält man den Streikbrecher für unwürdig, einer Arbeiterorganiſation 
zugehören, ſo iſt auch der Boykottbrecher nicht zu dulden. Wer nicht einmal 
wenig Bequemlichkeit opfern, wer nicht auf alte Gewohnheiten Verzicht leiſten ka 
wo es der Klaſſenkampf erfordert, der wird auch nicht die ſtets weit größe 
materiellen Opfer eines Streiks auf ſich nehmen! Darum: Heraus mit d 
Boykottbrecher aus der Organiſation! 


Sklbſtanzeige. 
)on Georg Weill. 


Der freundlichen Aufforderung der Redaktion der „Neuen Zeit“, ihren Leſ 
das Erſcheinen meiner Arbeit über „Die Lage der Kanalſchiffer in Elſaß⸗Lothring 
mitzuteilen, komme ich um ſo lieber nach, als ſie mir Gelegenheit gibt, zu zeig 
von welchem allgemeinen Geſichtspunkt aus meine Unterſuchung geleitet war. 

Um die jetzige Lage der Schiffer zu ſchildern, war vor allem erforderlich 
zeigen, wie ſie ſich geſtaltet hat, wie ſie geworden iſt, ſo daß die Entwicklung d 
Schiffahrtsgewerbes die Richtlinie der ganzen Erörterung werden mußte. 2 
Kanalſchiffahrtsgewerbe iſt aber ein Verkehrsgewerbe, deſſen Entwicklung nur erf 
werden kann, wenn der enge Zuſammenhang, der zwiſchen ihm und d 
geſamten Wirtſchaft beſteht, nie aus dem Auge verloren wird. Somit wa 
für meine Arbeit von vornherein zwei Grundfragen maßgebend, die in folgen 
Worten ihren knappen Ausdruck finden: Welche Momente wirken entſcheidend 
die Entwicklung eines Verkehrsgewerbes? und: Wie läßt die Entwicklung eines V 
kehrsgewerbes die Lage der in ihm tätigen Elemente ſich geſtalten? Die Bea 
wortung dieſer Fragen war die Löſung der Aufgabe, die ich mir geſtellt hatte, e 
warf das Bild von der Lage der Kanalſchiffer in Elſaß⸗ Lothringen. Ich erlaı 
mir, an Diejer Stelle darauf hinzuweiſen, daß meiner Abhandlung in mehre 


1 „Die Lage der Kanalſchiffer in Elſaß-Lothringen“, von Georg Weill, Dol 
der Staatswiſſenſchaften. Straßburg 1905, Verlag von Joſef Singer. 
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lezenſionen, jo auch ſeitens des Genoſſen Ed. Bernſtein in den „Dokumenten des 
Sozialismus“, vorgeworfen worden iſt, ſie gebe zuviel und verleugne ihren Titel. 
licht die Lage der Kanalſchiffer zeichne ſie, ſondern Kanalſchiffahrt und Kanalſchiffer 
abe ſie zum Objekt. Vielleicht habe ich mich durch die obige Angabe der für meine 
schrift maßgebenden Frageſtellung gerechtfertigt: die Entwicklung des Schiffahrts⸗ 
ewerbes mußte eingehend verfolgt werden, da erſt ihre Kenntnis die Lage der 
ſchiffer verſtändlich erſcheinen laſſen konnte. — 

Ein Verkehrsgewerbe iſt ein Hilfsgewerbe, vornehmlich für Handel und 
induſtrie, deren Bedürfniſſe ſeine Entwicklung beſtimmen. Erſt die 
zeriode der Induſtrie läßt mächtige Verkehrsmittel entſtehen und ausbauen, wie fie 
ndererſeits, in der Handelspolitik, auf die Niederwerfung der Verkehrshemmniſſe 
frängen muß. So iſt auch das Kanalſchiffahrtsgewerbe in Elſaß⸗Lothringen in der 
rſten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts entſtanden, als die prohibitiven Geſetze 
und die durch ſie hervorgerufene Schädigung des Tranſitverkehrs ihr Ende gefunden 
gatten. Urſprünglich ſtand jedoch die Kanalſchiffahrt in enger Verbindung mit der 
och vorhandenen Rheinſchiffahrt, und erſt als dieſe durch verſchiedene Umſtände 
ernichtet war, konnte das Kanalſchiffahrtsgewerbe entſtehen, das wir heute noch 
ennen. Dank dem unvollkommenen Ausbau des Kanalnetzes vermochte ſich aber 
ie Betriebsweiſe nicht zu entfalten, und das Kanalſchiffahrtsgewerbe war daher 
on Anfang an ein Kleingewerbe. Und ein Kleingewerbe iſt es trotz der allgemeinen 
Zerkehrszunahme geblieben; zunächſt, weil durch den immer noch ungenügenden 
Ausbau nur eine beſchränkte Ausnutzung der Waſſerſtraßen möglich war und iſt, 
‚md ferner, weil die Erhebung von drückenden Schiffahrtsabgaben, die zur Amorti— 
ation des in einer ſehr beſcheidenen Verbeſſerung des Netzes angelegten Kapitals 
ienen ſollen, die Rentabilität der Schiffahrt völlig zunichte gemacht haben. Deshalb 
hört auch der Kanalſchifferſtand zum ſchlechteſt geſtellten Mittelſtand, der dem 
Intergang geweiht iſt, da er bei Ermöglichung größerer Rentabilität der Groß— 
eederei weichen oder aber in der Verſchuldung eingehen muß. Das iſt die heutige 
gage der Schiffer, und ich habe mich bemüht, fie deutlich, in allen Einzelheiten zu 
ennzeichnen, zunächſt rein wirtſchaftlich, wie ſie ſich in der Gliederung der Schiffer— 
ſevölkerung nach Unternehmern und Lohnarbeitern darſtellt, ferner in den Ein— 
ommensverhältniſſen, ſodann auch ſozialpſychologiſch, in der eigenartigen Lebens— 
veiſe der ganzen Volksſchicht. Wie wird ſich aber die künftige Entwicklung 
zeſtalten? Die Verkehrszunahme in der Wirtſchaft, die Ausgeſtaltung von Handel 
md Induſtrie, verlangt eine leiſtungsfähige Schiffahrt, da die Schienenwege für 
Maſſengüter wegen der hohen Speſen nicht oder nur wenig in Betracht kommen. 
Allein der mangelhafte Ausbau des Kanalnetzes entſpricht dieſen Anforderungen 
don Handel und Induſtrie nicht, und die aus den Verhältniſſen im Schiffahrts⸗ 
jewerbe für dasſelbe reſultierende Entwicklung läßt nur auf Verſchuldung oder 
Untergang ſchließen. Hier müßte alſo die Politik einſetzen. Die bisherige Ne: 
Rerungspolitik war lediglich durch fiskaliſche Motive beſtimmt und jedes weiteren 
Blickes bar, der die Notwendigkeit der Hebung der Verkehrsmöglichkeit im 
leichen Verhältnis mit dem Wachſen der Anſprüche von Handel und 
Induſtrie erkennen müßte. Eine derartige weitherzige Politik müßte aber durch 
Schaffung einer rentablen Schiffahrt die Schiffahrt erhalten, die freilich dann durch 
Broßreederei betrieben würde. 

Früher oder ſpäter wird ſich die Politik auch in dieſem Sinne, entſprechend 
den Bedürfniſſen von Handel und Gewerbe richten. Dann wird ſich aber unter den 
inzelnen Teilen des Handels und der Induſtrie eine genügende Intereſſengemein⸗ 
Haft herangebildet haben, damit der Staat zur Übernahme des Schiffahrtsverkehrs 
reiten müßte, während heute die Binnenſchiffahrt nur im Dienſte von einigen 
venigen Erwerbszweigen ſteht, jo daß meines Erachtens eine Verſtaatlichung dieſes 
Berkehrsmittels, die auch im Parteiprogramm vorgeſehen iſt, der Situation der 
Wirtſchaft noch nicht entſprechen würde. 
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Dieſe Selbſtanzeige gibt den Inhalt der Schrift nur ſehr ungenau wieder 
iſt deshalb vielleicht eine ſchlechte Rezenſion. Ich hielt es aber für wichtiger, di 
Klarlegung des meine Schrift leitenden Gedankens zu zeigen, wie ich auf dem 
biet der rein beſchreibenden Sozialwiſſenſchaften eine dialektiſche Unterſuchun 
methode anwenden mußte, wenn ich meiner Arbeit einen wiſſenſchaftlichen N 
geben wollte. 


Literariſche RKundſchau. 


Das Reichsgeſetz, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli J904 nebſt zwei 4 
hängen. Erläutert von M. v. Schulz. Jena 1905, Verlag von Guſtav Fiſch 


Von dem Inhalt des 385 Seiten ſtarken Buches entfallen nur 67 Seiten 
das Kaufmannsgerichtsgeſetz. Der Reſt wird durch den Abdruck von Auszu 
aus dem Gewerbegerichtsgeſetz, der Zivilprozeßordnung, der Gebührenordnung, 
Handelsgeſetzbuchs, der Gewerbeordnung, des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie 
Lohnbeſchlagnahmegeſetzes und der preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen zum Ka 
mannsgerichtsgeſetz ausgefüllt. Der Verfaſſer wollte durch dieſe Zuſammenfaſſun 
dem Praktiker eine handliche Zuſammenfaſſung aller einſchlägigen Beſtimmun 
geben. Allein dieſe Abſicht iſt nicht erreicht und konnte auf dieſem Wege auch mi 
erreicht werden. Insbeſondere die materiellrechtliche Seite des dem Kaufman 
gericht unterſtellten Stoffes läßt ſich von dem allgemeinen Recht nicht loslöf 
Neben den zum Abdruck gelangten Vorſchriften des Dienſtvertrags aus dem Bürg 
lichen Geſetzbuch kommen fortwährend zum Beiſpiel die Vorſchriften des allgemein 
Teils der Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſowie feine teilweiſe ſozialpolitiſch bedeutſan 
Vorſchriften über das Recht der Schuldverhältniſſe im allgemeinen (Verzug, A 
rechnung, Erlöſchen uſw.) bei der Rechtsfindung zur Anwendung. Häufig w 
ferner die Anwendung und Auslegung der Verſicherungsgeſetze, hier und da aı 
ſtrafrechtlicher Vorſchriften erforderlich. Es läßt ſich nicht ein Rechtsgebiet aus d 
Rahmen des geſamten materiellen Rechts loslöſen. Wenn der Verfaſſer du 
Wiedergabe einzelner, beſonders häufig zur Anwendung gelangender Geſetzeste 
den Gebrauch der weitſchichtigen Geſetze überflüſſig machen wollte, ſo konnte 
dieſen Zweck aus den in der Sache ſelbſt liegenden Gründen, insbeſondere ı 
dem materiellrechtlichen Gebiete nicht erreichen. Will man die nicht in einem Gef 
geordnete, ſondern in vielen Geſetzen zerſtreut geregelte Materie des kaufmänniſch 
Dienſt⸗ und Lohnverhältniſſes zuſammenfaſſend darſtellen, fo läßt ſich das nur dun 
eine vom Geſetzestext losgelöſte ſyſtematiſche Darſtellung des kaufmänniſchen B. 
tragsverhältniſſes erreichen. Entbehrlich kann auch durch fie die Benutzung d 
Geſetze ſelbſt nicht werden. Das Erſcheinen fo vieler handlicher Textausgaben! 
weiſt ihre praktiſche Notwendigkeit. Konnte das v. Schulzſche Buch den Zwe 
andere Geſetzestexte für den praktiſchen Gebrauch entbehrlich zu machen, nicht 
reichen, jo hat es andererſeits den Zweck, einen brauchbaren zuverläffig: 
Kommentar zum Kaufmannsgerichtsgeſetz zu ſchaffen, in hohem Maße 
füllt. Der als Vorſitzender des Berliner Gewerbegerichts und durch eine Rei 
ſozialpolitiſcher Abhandlungen als vorurteilsloſer und gediegener Kenner ſozie 
politiſcher Verhältniſſe vorteilhaft bekannte Verfaſſer gibt in den Anmerkung 
zum Kaufmannsgerichtsgeſetz ein klares Bild über die Geſchichte, den Zweck m 
die Tragweite der einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen. Die prozeßrechtliche Literat! 
iſt in erſchöpfender Weiſe beachtet. Das Buch iſt für das prozeſſuale Gebi 
für Vorſitzende von Kaufmannsgerichten faſt unentbehrlich. Kurze, aber inhalt 
reiche Bemerkungen zu den materiellrechtlichen Vorſchriften erſchöpfen zwe 
keineswegs die mit jo außerordentlich viel Streitfragen durchſetzte Materie de 
Arbeitsvertragsrechts, enthalten aber vielfach wertvolle Hinweiſe für Vorfigen! 


von Kaufmannsgerichten. Für Kaufleute und Handlungsgehilfen bietet der materiell; 
rechtliche Kommentar zu wenig, ſetzt zu viel Literaturkenntnis voraus und entbehrt 
wie alle Kommentare der für Laien durchaus erforderlichen ſyſtematiſchen und 
dogmatiſchen Darſtellung des Rechtsſtoffs. Arthur Stadthagen. 


N 
No derne Landsknechte. Erzählungen aus dem Kolonial⸗Soldatenleben von Ernſt 
Däumig. Halle a. Saale, Verlag der Volksbuchhandlung. q 


Der Genannte iſt den Leſern der „Neuen Zeit“ kein Unbekannter. Über das 
gleiche Thema hat er unter dem Titel „Schlachtopfer des Militarismus“ in Jahr⸗ 
gang XVIII, 2, S. 365 u. f. berichtet, und zwar über die ſchaurigen Zuſtände in der 
franzöſiſchen Fremdenlegion, wobei er auf den ſtarken Anteil hinwies, den deutſche 
Militärflüchtlinge in ihr bilden. Die vorliegende Schrift behandelt das gleiche 
Thema, nur daß der Verfaſſer ſeine Erlebniſſe in Novellenform kleidete, in der 
Hoffnung, dadurch einen größeren Leſerkreis anzuziehen. Was Däumig über das 
Leben und Treiben in der Fremdenlegion im mexikaniſchen Kriege, in dem der 
unglückliche öſterreichiſche Erzherzog Maximilian als Opfer napoleoniſcher Staats— 
kunſt zugrunde ging, in Algier und Tonkin erzählt, iſt ebenſo intereſſant als 
ſpannend. Wer eine aufregende Lektüre liebt, wird fie in dem Büchlein finden. 
Zu wünſchen wäre, daß unſere ganze militärpflichtige Jugend, von der ein nicht 
unerheblicher Teil alljährlich leichtſinnig genug die Kaders der franzöſiſchen und 
holländiſchen Fremdenlegion oder die Reihen der Freiwilligen für alle möglichen 
kolonialen Abenteuer füllt, das Schriftchen zu Geſicht bekäme, viele würden vor der 
Zerſtörung ihrer Illuſionen bewahrt und vor einem böſen Ende gerettet. Leider 
wird es in dieſe Kreiſe am wenigſten eindringen, weil uns auf dieſe zumeiſt noch 
der Einfluß fehlt. Wenn die Tagespreſſe der Partei ſich mit dem Verfaſſer ins 
Benehmen ſetzte und die einzelnen Abſchnitte ſeiner Schrift in ihren Feuilletons 
veröffentlichte, würde in weit höherem Grade dieſer Zweck erreicht werden. A. B. 
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Die Kgitation für die Parteipreſſe. Der Ausbau der Parteipreſſe gehört mit 
zu unſeren wichtigſten Aufgaben. Während im Jahre 1903 die Zahl der für unſere 
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Eingang zu verſchaffen, in den Induſtriezentren beziehungsweiſe Großſtädten 
muß es möglich ſein, eine entſchiedene Wandlung zum Beſſern herbeizuführen. 
Relativ am beſten floriert wohl die Parteipreſſe in Sachſen, aber in Preußen, 
Bayern bis herab zu Mecklenburg und den drei Hanſeſtädten läßt ihr Stand noch 
ſehr viel zu wünſchen übrig. Man verweiſt auf Berlin mit ſeinen 92000, auf 
Hamburg mit feinen zirka 45000 Abonnenten, vergißt dabei aber das große Ver— 
breitungsgebiet mit feinen Hunderttauſenden von ſozialdemokratiſchen 
Wählern, ſo daß in Wirklichkeit die Abonnentenzahl auf einen ſehr mageren Prozent 
ſatz zuſammenſchmilzt. 
Z3au den gebräuchlichſten Mitteln, Abonnenten für die Parteipreſſe zu erwerben, 
gehören: 1. die Aufforderung durch die Preſſe ſelbſt, 2. die Aufforderung in politiſchen 
und gewerkſchaftlichen Vereinen und Verſammlungen, 3. Kolporteure, 4. Überſendung 
von Probeexemplaren auf Wochen oder Monaten an Nichtabonnenten, 5. Abonnenten 
ſammler. Ein ſechſtes Mittel, das mit oder ohne Verbindung mit einer ſtatiſtiſchen Er— 
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hebung durch die Partei oder Gewerkſchaft am Orte angewandt wird, beſteht dan 
daß in den Diſtrikten und Bezirken in gewiſſen Zeiträumen eine intenſive Har 
agitation entfaltet wird. 

Über die erſten vier Punkte brauche ich mich hier wohl nicht ausführlicher 
verbreiten, da deren Erfolge allgemein bekannt ſind. Es genügt, an dieſer St 
feſtzuſtellen, daß die Anwendung der beſagten Mittel nur in ſeltenen Fällen 
überraſchenden Erfolgen geführt hat, zum Beiſpiel in Wahlzeiten, bei Attenta 
auf Volksrechte uſw. Was insbeſondere die Agitation durch die Kolporteure ı 
betrifft, jo verhindert deren anſtrengender Beruf fie ſchon daran, den fie ja übrig: 
mit größter Beſchleunigung ausführen müſſen. 

Beſondere Beachtung verdient dagegen die Anſtellung von Abonnente 
ſammlern, die ſich mit voller Kraft ihrer Tätigkeit zu widmen und in den 
Orte befindlichen Gewerkſchaftshäuſern oder den ſonſt irgendwo tagenden politiſch 
und gewerkſchaftlichen Verſammlungen Mann für Mann zu fragen haben, ob 
auf die Parteipreſſe abonniert ſind und eventuell zum Abonnement aufzuforde 
Dieſe perſönliche Aufforderung noch dazu in Gegenwart anderer, die vi 
leicht ſchon die Arbeiterpreſſe halten, übt vielfach einen ſtarken moraliſch 
Eindruck auf die Betreffenden aus. 

Daß der Parteiverlag dem Abonnentenſammler, der ſelbſtverſtändlich Part 
genoſſe fein muß, für feine nutzbringende Tätigkeit eine angemeſſene Entſchädigu 
gewährt, verſteht ſich von ſelbſt. Die Höhe derſelben bemißt man am beſten proze 
weiſe und pro Abonnent. Die „Volkswacht“ in Breslau koſtet zum Beiſpiel x 
Woche 20 Pfennig. Auf dieſe Summe hat der Abonnentenſammler für jeden Ik 
gewonnenen Anſpruch, ſofern der letztere 4 Wochen hindurch Abonnent geblieben 

Die Hausagitation iſt nur da erfolgreich möglich, wo ein gut ausgebildet 
Diſtrikts- und Bezirksführerſyſtem vorhanden iſt, das bis jetzt ja vorwiege 
in den Großſtädten exiſtiert. In den Diſtrikten und Bezirken hat die Agitation 
die Parteipreſſe in der Weiſe einzuſetzen, daß zunächſt eine gründliche Ausſpra 
ftattfindet, Straßen und Häuſer genau abgegrenzt werden, damit jeder Mitwirken 
genau über das von ihm zu bearbeitende Gebiet orientiert iſt. Es iſt ganz nützli 
wenn die Bewohner durch ein aufklärendes Flugblatt über den Wert der Arbeit 
preſſe vorbereitet werden. Die Hauptagitation, das heißt die Nachfrage bei d 
Bewohnern und das Einſammeln der neuen Abonnenten muß aus leicht erſich 
lichen Gründen möglichſt an einem Sonntag erfolgen. An Stelle des Flugblatt 
können übrigens auch Probeexemplare der Parteipreſſe verteilt werden. 

Die gute Wirkung der Hausagitation für die Parteipreſſe durch die Diſtri 
beziehungsweiſe Bezirke zeigt die Breslauer „Volkswacht“. An verſchiedenen Son 
tagen gewann ſie an Abonnenten: 388, 262, 576, 505. Dieſe Summen erſtreck 
ſich über einen Zeitraum von nur 2 Monaten, es macht alſo die Ernte üb 
1700 Abonnenten. Die Parteipreſſe nahm von dieſem Wachstum faſt über: 
Notiz und ſpornte die einheimiſchen Genoſſen zu intenſiver Tätigkeit auf dieſem no 
kräftig zu beackernden Gebiet an. 

Außerordentlich erfreulich iſt es aber, daß in verſchiedenen Städten, wir dürf 
an Leipzig, Magdeburg, Halle, Kaſſel und Deſſau erinnern, die Gewerkſchafte 
die Initiative ergreifen, Enqueten veranſtalten, um feſtzuſtellen, wieviel der Organ 
ſierten die Parteipreſſe leſen. Die Gewerkſchaften, Sekretariate und Kartelle hab 
dabei mit Nachdruck darauf hingewieſen, wie notwendig und wertvoll es iſt, wei 
die Organiſierten die Parteipreſſe an Stelle der Schund⸗, Lokal- und Generalanzeige 
Preſſe mit ihrer Links⸗ und Rechtsſchreiberei leſen. 

Es wäre erwünſcht, wenn die Agitation für unſere Parteipreſſe überall e 
etwas lebhafteres Tempo annehmen würde. 

Ludwig Radlof, Bresla 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Parlamentarismus und Proletariat. 
Berlin, 31. Mai 1905. 
Die große Seeſchlacht in der Koreaſtraße drängt das Intereſſe an allen 


Tagesfragen in den Hintergrund; der Atem einer weltgeſchichtlichen Entſchei— 


dung weht durch die Völker des Erdballs, und eine gewaltige Zukunft drängt 


heran, nachdem die Pranken zerſchmettert worden ſind, mit denen der zariſche 
Deſpotismus noch um den Sieg kämpfen konnte. Nun, da er nur noch kon— 


pulſiviſch um fein nacktes Daſein ringen kann, wachſen auch gewaltig die Auf— 


gaben der ruſſiſchen und mit ihnen die Aufgaben der internationalen Nevo- 
lution, von denen es nicht heißen darf, daß der große Augenblick ein kleines 


Geſchlecht gefunden habe. 


Freilich wenn man am Maße der deutſchen Volksvertretung meſſen will, 


deren Seſſion durch einen urplötzlichen Beſchluß der Regierung beendigt worden 
iſt, ſo kann man nicht behaupten, daß die deutſche Nation auf der Höhe der 


hiſtoriſchen Situation ſtände. Es iſt ſo etwas wie ein Verfaulen des bürger— 


lichen Parlamentarismus bei lebendigem Leibe, was ſich am deutſchen Reichs— 
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tag vollzieht. Seine Verhandlungen ſind auch der bürgerlichen Welt, und 
gerade ihr, längſt zum Ekel geworden; niemand lieſt ſie mehr, als wer berufs— 
mäßig dazu gezwungen iſt, und die beiläufigſte Senſation des Tages läuft 


ihnen den Rang ab. Man kann tauſend gegen eins wetten, daß die Hofanſage 
für eine hiſtoriſch und politiſch ſo gleichgültige Sache, wie eine demnächſt ſtatt⸗ 


findende Hochzeit im Hauſe des Kaiſers iſt, in den „Kreiſen von Beſitz und 
Bildung“ gründlichere und zahlreichere Leſer gefunden hat, als die Be— 


richte über die Reichstagsverhandlungen des ganzen Winters zuſammen— 


genommen. | 

Oft iſt darauf hingewieſen worden, daß die Beteiligung der Arbeiterklaſſe 

an den Reichstagswahlen und damit auch am Reichstag ſelbſt dieſer Körper— 

ſchaft neues Leben eingehaucht habe. Das iſt bis zu einem gewiſſen Grade 
ü 50 
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richtig, aber eben doch nur bis zu einem gewiſſen Grade. Der bürgerlit 
Parlamentarismus iſt ein bürgerliches Gewächs, und nur aus ſeinem müttı 
lichen Boden vermag er eigene und friſche Kraft zu ſaugen. Verſagt dieſ 
Boden, ſo kann ihm ſolche Kraft nicht von außen eingeimpft werden; das Bl 
des Proletariats muß auf die Dauer vertrocknen, wenn es in die ve 
ſchrumpfenden Adern eines bürgerlichen Parlamentes übergeführt werden fo 
So läßt ſich der Verfall der deutſchen Volksvertretung aufhalten, aber ve 
jüngen läßt ſich der Reichstag auf dieſe Weiſe nicht. 

Es war eine grobe Ungezogenheit und ein Hohn auf die Verfaſſung, ab 
es war deshalb noch keine hiſtoriſche Unwahrheit, als vor dreißig Jahre 
Ludwig Bamberger den erſten größeren Trupp von Sozialdemokraten, der 
den Reichstag gelangte, als „Gäſte“ anſprach, die ſich fein artig zu benehme 
hätten, wenn die Hausherren nicht kurzes Federleſen mit ihnen machen ſollte 
Auf dem Boden des bürgerlichen Parlamentarismus iſt das Proletariat zwe 
kein willkommener und am wenigſten ein bequemer, aber immerhin nur ei 
„Gaſt“, den man mit mehr oder weniger guten Mienen zum böſen Spiele dulde 
weil man ihn dulden muß, aber den man weit entfernt iſt, als Kind de 
Hauſes zu betrachten, weil man ihn dafür gar nicht zu erkennen braucht. W 
einſt die bürgerliche Oppoſition in den feudalen Ständekammern eine illegitim 
Oppoſition war, die ſich nicht ausrecken konnte, ohne den verrotteten Bau z 
zertrümmern, ſo wird der proletariſche Emanzipationskampf das Gebäude de 
bürgerlichen Parlamentarismus ſprengen, und eben deshalb wird er, ſolang 
er zu dieſer entſcheidenden Leiſtung noch nicht fähig genug iſt, in dieſen Mauer 
niemals ſeine ganze oder auch nur ſeine eigentümlichſte Kraft entfalten könner 
Dieſe Kraft wird immer viel urwüchſiger in der gewerkſchaftlichen und politiſche 
Organiſation leben, die er ſich ſelbſt ſchafft, in ſouveräner Machtvollkommen 
heit, nicht zwar von Gottes, aber von der Geſchichte Gnaden. 

Die Arbeiterklaſſe muß ihren Befreiungskampf auf dem Boden der bürger 
lichen Geſellſchaft führen und ſomit auch auf dem Boden des bürgerlichen 
Parlamentarismus. Allein ſie ſinkt nicht mit, wenn dieſer Boden verſinkt 
denn ſie hat ihre Hütten auf feſteren Grund gebaut. Sicherlich könnte es ih 
lieber ſein, wenn andere Einrichtungen des Klaſſenſtaates eher verfielen, al 
der bürgerliche Parlamentarismus, ſo etwa die Monarchie, aber dies zu ent 
ſcheiden liegt nicht in ihrer Macht; verliert der deutſche Reichstag nicht zun 
wenigſten deshalb jedes Anſehen, weil er ſich keine ſelbſtändige und unab 
hängige Stellung gegenüber der Krone zu ſichern weiß, ſo kann ihm das Prole 
tariat nicht ein Rückgrat ſteifen, woran es ihm ſo gänzlich fehlt. Überau: 
charakteriſtiſch ſind in dieſer Beziehung die Umſtände, unter denen der Reichs 
tag eben geſchloſſen worden iſt. Vierundzwanzig Stunden, ehe es geſchah 
ahnte er noch nichts von dem, was kommen ſollte; nur etwa ſo viel Zeit früher 
als jedem armen Sünder zur Verdauung der Kunde gewährt wird, daß er ar 
den Galgen gehenkt werden ſoll, wurde ihm mitgeteilt, daß die Seſſion nicht, 
wie er ſelbſt wünſchte, vertagt, ſondern vielmehr geſchloſſen werden ſolle. Der 
Präſident der allezeit getreuen Körperſchaft aber nahm den unerforſchlichen 
Ratſchluß der Regierung mit demütig gekrümmtem Rücken hin und verbreitete 
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ehrfurchtsvoll die tröſtliche Mär, aus „gereizter“ Stimmung ſei der Reichstag 
nicht wie eine Klippſchule nach Hauſe geſchickt worden. 
Aus „gereizter“ Stimmung in der Tat nicht, ſondern aus der tiefen ſtaats— 
änniſchen Erwägung, es vertrüge ſich nicht mit dem Geiſte der Reichs— 
verfaſſung, daß der Reichstag durch fortgeſetzte Vertagungen ſozuſagen zum 
Schrecken aller Schrecken würde, zu einem „Reichstag in Permanenz“. Nie⸗ 
mals zeigen ſich unſere Regierungen von einer großartigeren Seite, als wenn 
fe anfangen, „verfaſſungsmäßig“ zu denken und zu handeln. Was dazu 
geführt hat, die einzelnen Seſſionen des Reichstags nicht zu ſchließen, ſondern 
vertagen, iſt die chroniſche Beſchlußunfähigkeit des Hauſes, die es nicht mehr 
geſtattet, ganze Arbeit zu machen, ſondern die dazu zwingt, die einmal an: 
geſponnenen Fäden mühſam zu erhalten, bis ſie zu gelegener Stunde ab— 
geſponnen werden können. Die chroniſche Beſchlußunfähigkeit des Reichstags 
wurzelt aber — wenn auch keineswegs allein, und ſelbſt nicht einmal in erſter 
Reihe, aber zum großen Teile — in dem Mangel an Diäten, der ſicherlich im 
ſchroffſten Gegenſatz zum „Geiſte der Reichsverfaſſung“ ſteht, jedoch das ver— 
Be Gewiſſen der verbündeten Regierung noch nie im leiſeſten be— 
u mubigt hat. Dies Gewiſſen wird erſt rebelliſch, wenn ein „Reichstag in 
Permanenz“ droht, wenn die einzelnen Seſſionen nicht geſchloſſen, ſondern nur 
v vertagt werden, um überhaupt noch irgendwelche parlamentariſche Arbeit fertig 
zu bringen, wenn die Eiſenbahnfreikarte der Reichstagsabgeordneten aus einem, 
im e Sinne der Regierungen, vorübergehenden Übel ein dauerndes Übel zu werden 
verſpricht. Von der Höhe und Weite der ſtaatsmänniſchen Erwägungen, die 
deutſche Miniſter in ihren untadeligen Gemütern wälzen, hat der profane 
untertan nicht leicht eine zutreffende Vorſtellung. 
Eine „gereizte“ Stimmung haben ſie deshalb doch nicht gegen den bürger— 
h ide Parlamentarismus, mögen fie ihn auch noch jo ſehr von oben herab 
behandeln. Für den preußiſchen Landtag hat der Reichskanzler ſogar eine 
rt zärtlicher Vorliebe, wie er eben in Sachen der Berggeſetznovelle bewieſen 
at. Graf Bülow hat es ſich ruhig gefallen laſſen, daß ihm die Vertretung 
der preußiſchen Geldſäcke das kümmerliche Almoſen vollends verſchandelt hat, 
vomit er ſich von den feierlichen Verpflichtungen löſen wollte, die er zur Be— 
chwichtigung des großen Bergarbeiterſtreiks eingegangen war. Es gibt wirklich 
noch einen Punkt, wo die deutſchen Regierungen „parlamentariſch“ zu denken 
und zu handeln wiſſen, nämlich wenn es darauf ankommt, ſich ſanfte Daum- 
hrauben anlegen zu laſſen gegenüber den Zugeſtändniſſen, die ihnen eine 
aſtvoll Bewegung der Maſſen entriſſen hat. Da ſind ſie „konſtitutionell“ 
vom Wirbel bis zur Zehe. Und nichts kennzeichnet treffender die hiſtoriſche 
Stellung des deutſchen Parlamentarismus, als daß er ſich praktiſch nur als 
brauchbar erweiſt, wenn er als Hemmſchuh für den Staatswagen dienen ſoll, 
Ss die Kraft der Arbeiterklaſſe einmal mit einem plötzlichen Ruck von der 
Stelle geſchoben hat. 
1 Für den Reichstag war es freilich noch eine Art Kompliment, daß er dem 
Reichskanzler für dieſen ſchmählichen Dienſt doch nicht ſchlecht genug erſchien; 
und auch die Scheu der Regierungen vor dem „Reichstag in Permanenz“ iſt 
Es 
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nicht ganz eine leere Vorſpiegelung. Das allgemeine Stimmrecht iſt nun e 
mal ein beſonderes Ding, ſelbſt in der verkrüppelten und verſtümmelten For 
worin die Maſſen der deutſchen Nation es nur exit beſitzen, und verglich 
mit den Klaſſenvertretungen der Einzelſtaaten hat der Reichstag immer m 
einen Trumpf in der Hand, den er nur auszuſpielen brauchte, um doch me 
zu ſein, als bloß ein Feigenblatt des Abſolutismus. Aber um ſo ſchmählich 
für ihn, daß er ſein Schwert, deſſen bloßes Blinken die Regierungen bei al 
dem fürchten, aus freien Stücken abſtumpft durch die ſelbſtmörderiſche Erkläru 
ſeines Präſidenten, es ſei aus keiner „gereizten“ Stimmung, daß die Regierung 
den „Reichstag in Permanenz“ nicht haben wollen. 

Der Verlauf des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes hat in der ſozialden 
kratiſchen Tagespreſſe zahlreiche Klagen über die abflauende, ſich in Klein 
keiten und ſelbſt Kleinlichkeiten verlierende Kampfesſtimmung der deutſch 
Arbeiterklaſſe hervorgerufen. Es iſt hier nicht der Ort, das Maß der 2 
rechtigung zu unterſuchen, das dieſen Klagen innewohnt; ſoweit ſie aber 
rechtigt find, ſpielt dabei die Überſchätzung des bürgerlichen Parlamentarism 
mit, Überſchätzung natürlich nicht in dem Sinne, daß man von den bürgerlich 
Parteien mehr erwartet, als ſie leiſten können, aber in dem Sinne, daß m 
von dem bürgerlichen Parlamentarismus mehr erwartet, als er leiſten far 
wenn man ihn auch nur als bloßes Kampffeld für die proletariſchen Intereff 
betrachtet. Es iſt nicht bloß ein zeitlicher Zuſammenhang, wenn der bürg 
liche Parlamentarismus in dem Maße verfällt, wie ſich die Arbeiterbewegu 
kräftig entwickelt, und es liegt eine ernſte Lehre darin, daß ſich die hipz 
kratiſchen Züge des deutſchen Reichstags niemals kraſſer ausgeprägt haben 
in den 193 Sitzungen, die er nunmehr ſeit dem großen Dreimillionenſieg d 
deutſchen Sozialdemokratie abgehalten hat. 

Auch hier treibt die hiſtoriſche Entwicklung ihr dialektiſches Spiel: die ne 
Kraft, die dem bürgerlichen Parlamentarismus aus fremdem Erdreich zugefül 
wird, offenbart nur, wie völlig erſchöpft das alte Erdreich iſt, worin er hiſtori 
wurzelt. 


Die fozialdemokratifdye Bewegung in Belgien vor 1848. 


Don Louis Bertrand. f 
IL (Schlu 
Das von Alfred Picard geführte und aufbewahrte Protokoll der erſt 
Sitzung der „Demokratiſchen Geſellſchaft“ wurde 1872 von Lucien Jottra 
in ſeiner ſchon erwähnten Studie über Charles Louis Spilthoorn teilwe 
abgedruckt. | 
In Anbetracht der Wichtigkeit, die dieſes Schriftſtück für die Geſchichte d 
belgiſchen Sozialdemokratie hat, wollen wir hier mehrere Auszüge dara 
wiedergeben: 
„Demokratiſche Geſellſchaft. 
Sitzung vom 7. November 1847. 
„Mehrere Demokraten haben den Gedanken, in Brüſſel einen Verein zur 6 
zielung der Eintracht und Brüderlichkeit der Völker zu gründen, gefaßt und ein vı 
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läufiges Komitee gebildet. Nachdem in den Zeitungen eine Aufforderung hierzu an 
alle Freunde der demokratiſchen Sache gerichtet wurde, fand man ſich in der 
Maison des meuniers, rue de la Fete d'Or, zuſammen, um den Verein endgültig 
zu konſtituieren. Über dieſe Sitzung wurde folgendes Protokoll aufgenommen: 
der (vorläufige) Vorſtand wird gebildet aus den Herren: General Mellinet, 
der zum Altersvorſitzenden gewählt wird, Rechtsanwalt Spilthoorn von der Genter 
Advokatur, und Maynz, Profeſſor an der Brüſſeler Univerſität. 

„Herr General Mellinet legt den Zweck der heutigen Verſammlung dar und das 
Ziel des Vereins. Er erſucht Herrn Spilthoorn, den von den Gründern des Vereins 
verfaßten und gutgeheißenen Statutenentwurf zu verleſen, deſſen Inhalt folgender— 
maßen lautet: 

J. Es wird ein Verein unter dem Namen „Demokratiſche Geſellſchaft', mit dem 
Ziele der Einigkeit und Brüderlichkeit aller Völker, errichtet aus den unterzeichneten 
Gründern und allen denen, die, ohne Unterſchied des Landes, Berufs oder Standes, 
ihm noch beizutreten wünſchen und, nach dem weiter unten angegebenen Verfahren, 
in ihn aufgenommen werden. 

II. Alle Verhandlungen dieſes Vereins ſollen öffentlich ſein und ſich innerhalb 
der von der belgiſchen Verfaſſung für ſeine Betätigung gezogenen Grenzen halten. 
Der Verein wirkt durch die Preſſe und regelmäßige oder öffentlich einberufene 
unregelmäßige Verſammlungen. In dieſen bringt er die zur Erreichung ſeines 
Zieles geeigneten Mittel und Maßnahmen zum Vorſchlag, zur Verhandlung, zur 
Beſchlußfaſſung. Er iſt für ſeine Zwecke tätig durch Manifeſte, Adreſſen, Peti⸗ 
tionen ſowie durch engen Anſchluß an ähnliche in Belgien oder anderen Ländern 
beſtehende Vereine. 

III. Der Verein wird geleitet und verwaltet von einem Zentralkomitee, das zus 
ſammengeſetzt iſt aus einem Vorſitzenden, zwei ſtellvertretenden Vorſitzenden, einem 
Kaſſenwart, einem Schriftführer und vier Beiſitzern mit Dolmetſcherfunktionen: alle 
dieſe werden in allgemeiner Sitzung der Mitglieder des Vereins gewählt, in geheimer 
Abſtimmung über mehrere zugleich vorgeſchlagene Kandidaten, durch Stimmenmehr— 
heit, und für jedes Amt auf ein Jahr. Jedoch darf, auf einen von zehn Vereins— 

mitgliedern begründeten und unterſtützten Antrag hin, eine allgemeine Verſammlung 
des Vereins die Komiteemitglieder noch vor Ablauf ihres Amtsjahres mit Zweidrittel⸗ 
Stimmenmehrheit ihres Amtes entſetzen. Der Vorſitzende darf nicht zweimal hinter: 
einander gewählt werden. 
IV. Der Vorſitzende — und, in feiner Abweſenheit, einer der beiden ſtell⸗ 
vertretenden Vorſitzenden, nach der Altersfolge — hat für die Ausführung und Voll⸗ 
ziehung aller vom Zentralkomitee gefaßten Beſchlüſſe zu ſorgen. Der Kaſſenwart 
iſt mit Einziehung und Aufbewahrung der Geldmittel des Vereins betraut, ſowie 
mit der Beſtreitung der Ausgaben auf Anweiſung deſſen, den das Komitee mit der 
Erteilung von Zahlungsanweiſungen beauftragt. Der Schriftführer führt die Kor: 
reſpondenz und Bücher des Komitees. 

V. Alle Beamten des Zentralkomitees verſehen ihr Amt unentgeltlich, mit Aus⸗ 

nahme des Schriftführers, deſſen Entſchädigung vom Verein in allgemeiner Ver⸗ 
ſammlung ſeſtgeſtellt wird. 
VI. Der Verein nimmt Mitglieder auf in unbegrenzter Zahl; über die Auf— 
nahme wird in allgemeiner Verſammlung durch Zweidrittel-Stimmenmehrheit der 
anweſenden Mitglieder, die ihre Anſicht durch Erheben oder Sitzenbleiben kundgeben, 
entſchieden. Jede Aufnahme muß laut beantragt und unterſtützt werden von min⸗ 
deſtens ſechs anweſenden Mitgliedern. 

Das Zentralkomitee kann, mit einer Mehrheit von mindeſtens fünf feiner Mit- 
glieder, die Abſtimmung über einen von Vereinsmitgliedern gemachten Vorſchlag bis 
zur nächſten Verſammlung vertagen. 

VII. Jedes Vereinsmitglied zahlt eine monatliche Beiſteuer zu den Koſten des 
Vereins in Höhe von 50 Centimes pränumerando. Ein Zahlungsrückſtand von zwei 
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Monaten hintereinander hat von Rechts wegen Verluſt der Vereinsmitgliedſche 
zur Folge; doch kann das Zentralkomitee, mit einer Mehrheit von mindeſtens fü 
ſeiner Mitglieder, denjenigen, der ſeine rückſtändigen Beiträge nachzahlt und a 
nehmbare Entſchuldigungsgründe für feine Säumnis geltend macht, von dieſem V. 
luſt wieder befreien. 


VIII. Außer dem Falle ſäumiger Beitragzahlung kann die Ausſchließung ein 
zum Mitglied Aufgenommenen erfolgen lediglich durch eine allgemeine Verſammlun 
bei Zweidrittel-Stimmenmehrheit und in geheimer Abſtimmung, nachdem zuvor k 
Verteidigung des Betreffenden gehört worden iſt. 

IX. Jede Einberufung einer allgemeinen Verſammlung hat die Angabe des 
ihr zu verhandelnden Gegenſtandes zu enthalten. Jedoch kann die Verſammlung n 
Stimmenmehrheit die angekündigte Tagesordnung abändern. 

X. Gegenwärtiges Statut darf, auf Antrag von zehn Mitgliedern, durch d 
allgemeine Verſammlung Anderungen erfahren, durch Zweidrittel-Stimmenmehrhe 

„Nach dieſer Verleſung ſtellt Herr Mellinet die Artikel des Statuts zur Di 
kuſſion. 

„Herr Bree findet die Aufnahmebedingungen zu ſtreng. 

„Herr Tedesco trägt einige allgemeine Bemerkungen über Gründung und Zw 
des Vereins vor und bittet ſchließlich um Streichung des Artikels, der die Arbeit 
des Vereins auf die von der belgiſchen Verfaſſung gezogenen Grenzen bejchräntft. 

„Der Vorſitzende macht ihn darauf aufmerkſam, daß dieſe Diskuſſion nicht z 
gelaſſen werden könne und übrigens auch mit der Tagesordnung nichts zu tun hal 

„Herr Breyer ſucht die Bemerkungen des Herrn Tedesco zu widerlegen. ( 
meint, der Verein ſei kein Aktionsverein und könne ſich daher auf die Grenz 
einer Verfaſſung beſchränken, die die unumſchränkteſte Gedanken- und Redefreih 
heilige. Er wünſcht jedoch, der erſte Artikel möge deutlicher und beſtimmter gefa 
werden. 5 

„Herr Heilberg findet, die Bezeichnung ‚demokratiſch“ ſei deutlich und beſtimm 
genug. 

„Nach langer Diskuſſion wird folgender Abänderungsvorſchlag des Her 
Faider einſtimmig angenommen: „Das gegenwärtige Statut ſoll vorläufig binden 
Kraft für die Dauer von drei Monaten haben. Nach dieſer Zeit ſoll es einer Rer 
ſion unterworfen werden und endgültige Faſſung erhalten.‘ 

„Das Statut wird von nachfolgend genannten Perſonen unterzeichnet: 

„General Mellinet. L. Jottrand, Rechtsanwalt. Imbert. Spilthoorn, Recht 
anwalt. Fried. Crügel, Schriftſteller. Maynz, Rechtsanwalt. v. Bornſtedt, Reda 
teur der ‚Deutjchen Zeitung“. Heilberg, Profeſſor. Jakob Kats. H. Wolff, Schrif 
ſteller. J. Born. Karl Marx, Schriftſteller. C. Zalewski. J. Pellering. Lelewi 
Ludwig Lubliner. Kordawski. G. Weerth. Tedesco, Rechtsanwalt. Breyer, Dokt 
der Medizin. E. Brec. J. Kerou. Viktor Faider, Rechtsanwalt. Clemens Wyßma 
Mitglied des liberalen Komitees in Dendermonde. J. N. Colard. De Mesmaeke 
A. Deloy. Ferdinand Verhaghen. H. Neerinckr. M. Heß. Anton Kats. Fun 
Rechtsanwalt. Paul de Thomis. Hautot. A. Puraye. F. J. Daſſy. Philipp Gige 
C. J. Voglet. Adrian van Bevervoorde. Neubeck. Genouvez. Brotbeck. Ferdinan 
Wolff. M. Pellering. H. Vankwalie. L. Senault. Chevrile. B. Fleracker. Schlo 
mann. Balliu. Bataille. Ohnemans. Albert Picard, Rechtsanwalt. Aug. Maſſan 
Rechtsanwalt. Parmentier. Dumont. Labiaux. Ch. Dupré, Zivilingenieur in Ger 
Blaß. Lhor. J. Meskens. Clemens Dirckx. Auvenne. 

„Nach beendigter Namensunterzeichnung erklärt der Herr Vorſitzende den Vere 
für endgültig konſtituiert und teilt den anweſenden Mitgliedern mit, daß am Monte 
den 15. November eine zweite Sitzung ſtattfinden wird, in der zur Bildung d 
definitiven Vorſtandes geſchritten werden ſoll. Die Sitzung wird aufgehoben u 
9 Uhr.“ 


Louis Bertrand: Die ſozialdemokratiſche Bewegung in Belgien vor 1848. 303 


Ehe wir den Charakter des neugegründeten politiſchen Vereins hervorheben, 
müſſen wir erſt noch die für das Verſtändnis wichtige Zuſammenſetzung ſeines 
definitiven Vorſtandes mitteilen. 

„Die Sitzung am 15. November 1847 in der Maison des meuniers wird um 
7 Uhr eröffnet. Das Protokoll der vorhergehenden Sitzung wird verleſen und ge— 
nehmigt. 

„Der Vorſitzende ladet die anweſenden Mitglieder des Vereins ein, zur Bildung 
des definitiven Vorſtandes zu ſchreiten. 49 Mitglieder antworten auf den Namens- 
aufruf und beteiligen ſich an der Wahl. Die Herren Maynz und Picard werden 
mit dem Sammeln und Prüfen der Stimmzettel betraut. 

„Die geheime Stimmabgabe ergibt folgende Reſultate: 

Herr Jottrand iſt mit 47 Stimmen zum Vorſitzenden ernannt; 
zu ſtellvertretenden Vorſitzenden: Herr Imbert mit 37 und Herr Marx mit 
36 Stimmen; 
zum Schriftführer Herr Picard mit 35 Stimmen; 
zum Kaſſenwart Herr Funck mit 46 Stimmen; 
zu Dolmetſchern: Herr Lelewel mit 35, Herr Maynz mit 35, Herr Spilthoorn 
mit 33, Herr Weerth mit 25 Stimmen. 
„Auf Antrag des Herrn Wolff wird General Mellinet, einſtimmig und per 
Akklamation, zum Ehrenvorſitzenden ernannt. 

„Vor Einſetzung des definitiven Vorſtandes hält Herr General Mellinet eine 
Rede, in der er dem Worte ‚Demokrat‘ ſeine wahre Bedeutung wiederzugeben ſucht. 
Er geht die verſchiedenen Bezeichnungen durch, welche die Parteien der demokra— 
tiſchen Sache gegeben haben, und legt zum Schluſſe die wahren Prinzipien der 
Demokratie dar. 

„Hierauf wird der definitive Vorſtand eingeſetzt. Der Herr Vorſitzende beantragt, 
dem proviſoriſchen Vorſtand, und namentlich dem würdigen proviſoriſchen Vor⸗ 
ſitzenden, Herrn General Mellinet, den Dank des Vereins zum Ausdruck zu bringen. 
Dieſer Antrag wird mit lebhaftem Beifall angenommen.“ 


Das Protokoll der Sitzung erzählt deren Fortſetzung, die zu einer Streit⸗ 
frage führt, die aus Anlaß der Aufnahme eines Vereinsmitglieds aufgeworfen 
wird. Dieſe Diskuſſion bleibt ohne Reſultat, und die Sitzung wird um 9 Uhr 
aufgehoben, nachdem die nächſte Verſammlung auf den 28. November feſtgeſetzt 
worden iſt. 

„Dieſe „Demokratiſche Geſellſchaft““, ſchreibt Lucien Jottrand in ſeiner ſchon 
zitierten Studie, „hatte vollkommen den Charakter jener politiſchen Vereine, 
die ihm in unſerem Lande vorausgegangen ſind. Ihre Verfaſſungsmäßigkeit 
war durch den Artikel 2 des Statuts geſchützt, und zwar um ſo entſchiedener 
und feierlicher, als ſie dem — übrigens vereinzelt gebliebenen — Einwand, 
den man in der Diskuſſion über das Statut gegen ſie erhoben, ſtandgehalten 
hatte. Die obligatoriſche Offentlichkeit aller Verhandlungen des Vereins wahrte 
ihm jenes Gepräge, das den politiſchen Vereinen in allen Epochen unſerer 
Nationalgeſchichte eigen geweſen iſt: die ‚Weißkappen“ in den Tagen der beiden 
Artevelde, die Geuſen zur Zeit Philipps II., die ‚pro aris et foeis‘ (für Altar 
und Herd)⸗Kämpfer der ſogenannten brabantiſchen Revolution kannten niemals 
ſozuſagen die myſteriöſen Weihen, die geheimen Statuten, die ſorgſam ver- 
heimlichten Verhandlungen, wie ſie den politiſchen Vereinen der anderen Länder 
eigen ſind. Wenn, im Unterſchied von den ſeit 1830 bei uns geplanten oder 
gegründeten Vereinen, die „Demokratiſche Geſellſchaft den von Adolf Bartels 
1834 für die Organiſation der Arbeiter in Gent in Erinnerung gebrachten 
Prinzipien: Keine Fremden, keine Franzoſen; ſelbſt keine Polen, außer wenn ſie 
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beſcheiden zurücktreten und ſich im Hintergrund halten!‘ ſeinerſeits entgege 
handelte, ſo erklärt ſich das daraus, daß im Jahre 1847 die von Gendebi 
1839 kundgegebenen Ideen inzwiſchen auf die Geiſter gewirkt hatten und f 
beſonders gut anwenden laſſen konnten auf neue Unternehmungen, die zu dies 
Ideen des großen Patrioten zu paſſen und Belgien anzuſpornen ſchienen, 
Initiative zu deren praktiſcher Anwendung zu ergreifen. Die erſte Zuſamme 
ſetzung des Vereins von 1847 rechtfertigt übrigens die beſondere Bedeutur 
die man dabei der Aufnahme der Fremden geben mußte. Diejenigen un 
ihnen, die, wie der General Mellinet, der Profeſſor Maynz, der Doktor Brey 
ſeit lange ihren feſten Wohnſitz unter uns genommen, uns bereits Dienſte 
wieſen hatten und noch erwieſen, die unſere Gaſtfreundſchaft reichlich bezal 
machten, traten in die „Demokratiſche Gefellichaft‘ mit dem nämlichen Vorhab 
wie die Belgier: das heißt in Betätigung ihres Strebens, vor allem die Int 
eſſen des Volkes in ihrem neuen Vaterland zu ſchützen. Die Ausländer, d 
wie der große Pole Joachim Lelewel, der Marſeiller Publiziſt Imbert, 
Deutſchen Karl Marx und v. Bornſtedt, bei uns das Los der Verbannu 
trugen, zu dem ſie antidemokratiſche Achterklärungen in ihren Heimatlände 
gezwungen hatten, wurden in den Verein aufgenommen und darin ſogar 
bedeutenden Amtern berufen, damit auf dieſe Weiſe der Widerwille der b 
giſchen Demokraten gegen die Tyrannei bei allen Nationen deſto deutlicher zu 
Ausdruck käme.“ 

In feiner dritten Verſammlung vom 28. November 1847 beſchloß d 
„Demokratiſche Geſellſchaft“, eine Adreſſe an das Schweizer Volk zu ſenden a 
Anlaß der dort ſoeben geſchehenen Ereigniſſe, das heißt des Kampfes der vi 
einigten ſieben katholiſchen Kantone der mittleren Schweiz gegen die Bunde 
regierung auf Anſtiften der Jeſuiten. Eine Bundesarmee bemächtigte ſich d 
Städte Freiburg und Luzern, und der ſogenannte Sonderbund der katholiſch 
Kantone wurde zerſprengt und die Jeſuiten ausgetrieben.“ 


Die an die Schweizer Tagſatzung geſandte Adreſſe war unterzeichnet von: 

General Mellinet, Führer der belgiſchen Legionen in der Revolution des Jahres 182 
Ehrenvorſitzender des Vereins. 

L. Jottrand, Rechtsanwalt, ehemaliges Mitglied der belgiſchen Nalionaberſamm 
von 1830, Vorſitzender des Vereins. 

Imbert, ehemaliger Redakteur des „Peuple Souverain“ in Marfeille, ftellvertreten! 
Vorſitzender des Vereins. 

Joachim Lelewel, Mitglied der (polniſchen) Nationalregierung. 

A. v. Bornſtedt, Redakteur der „Deutſchen Zeitung“ in Brüſſel. 

Pellering, Schuhmacher. 

Maynz, Rechtsanwalt am Appellationsgericht in Brüſſel. 

Georg Weerth. 

Spilthoorn, Rechtsanwalt am Gericht in Gent, Chef der proviſoriſchen Regierung 
Flandern im Jahre 1830. 

Für gleichlautende Abſchrift: 

Der Schriftführer des Vereins: A. Picard, Rechtsanwalt am Appellationsgericht 
Brüſſel. 

Gegenwärtiger Adreſſe haben beigeſtimmt die in einem Verein verbundenen deutſch 
Arbeiter in Brüſſel. 

Dieſe Beiſtimmung wird bezeugt durch die unterzeichneten Mitglieder des Vorſtand 
dieſes Vereins: 

Brüſſel, den 30. November 1847. 

Vorſitzender: Wallau, Schriftſetzer. 


* * 
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Die Gedächtnisfeier der polniſchen Revolution fand ſtatt im November, am 
Jahrestag der Erhebung Warſchaus am 29. November 1830. 

Die Brüſſeler „Demokratiſche Geſellſchaft“ war ferner für ihre Verbrüderung 
mit anderen demokratiſchen Vereinen in Belgien wie im Auslande tätig. Was 
auch Lucien Jottrand in ſeinem Buche über Spilthoorn über den Verein jagen 
mag, dieſer hatte ſehr wohl einen internationalen Charakter. Seine Zuſammen⸗ 
ſetzung beweiſt es ganz augenſcheinlich, ebenſo wie ſeine Tätigkeit im Verkehr 
mit ausländiſchen Demokraten. 

In ſeiner Sitzung vom 29. November teilt der Vorſitzende mit, daß Karl 
Marx nach London abzureiſen im Begriff ſtehe, um dort den Brüſſeler Demo: 
kratenverein bei dem Verein der „Fraternal Democrats“ (Brüderlichen Demo⸗ 
kraten) zu vertreten. In derſelben Sitzung richtet der Vorſitzende an die Ver— 
ſammlung den Antrag, Herrn Ferdinand Flocon (demſelben, der ſpäter an der 
proviſoriſchen Regierung der franzöſiſchen Republik des 24. Februar mitbeteiligt 
war) den Dank des Vereins kundzugeben, da Flocon ſoeben auf dem Wahl⸗ 
bankett in Dijon einen Trinkſpruch auf die „Demokratiſche Geſellſchaft“ in 
Brüſſel ausgebracht hatte. 

In der nächſtfolgenden Sitzung, der vom 5. Dezember, legt ein Mitglied 
die letzterſchienene Nummer des Londoner „Northern Star“ vor, in der von 
dem warmen Empfang, den die „Fraternal Democrats“ dem Abgeſandten der 
Brüſſeler „Demokratiſchen Geſellſchaft“ bereitet hatten, berichtet wird. Der Ent⸗ 
wurf der Dankadreſſe an Flocon wird verleſen und gutgeheißen. Dann wird 
davon Kenntnis genommen, daß der Verein „Agneessens“ in Brüſſel, ein 
demokratiſcher Verein in Tournay und ein anderer in Lüttich in Verbindung 
zu treten wünſchen. 

In den Protokollen der nächſten Sitzungen finden wir ähnliche Geſuche um 
Anſchluß ſeitens holländiſcher Demokratenvereine, ſowie eines großen demo⸗ 
kratiſchen Vereins, der ſich ſoeben in Gent nach den Grundlagen des Brüſſeler 
konſtituiert hatte. Spilthoorn war fein Urheber geweſen. 

Im Laufe des Dezember macht ein Brief des Herrn Adrian van Bevervoorde, 
Redakteurs des „Bataviſchen Kourriers“ im Haag, der Brüſſeler Vereinsverſamm⸗ 
lung die Mitteilung, daß alle holländiſchen Publiziſten auf den 26. des Monats 
nach Utrecht zuſammenberufen werden aus Anlaß eines ſoeben den General⸗ 
ſtaaten vorgelegten Preßgeſetzes; und Herr van Bevervoorde, bereits Mitglied 
und Mitbegründer der belgiſchen „Demokratiſchen Geſellſchaft“, bittet dieſe um 
die nötigen Vollmachten und Inſtruktionen zur Errichtung einer Filiale dieſes 
Vereins in Holland. 

In dem nämlichen Monat Dezember, in der Sitzung vom 19., wird ein 
Brief des Herrn Harney, Redakteur des „Northern Star“, verleſen, der im 
Namen des Vereins „Fraternal Democrats“ die Einberufung eines allgemeinen 
demokratiſchen Kongreſſes nach Brüſſel für das Jahr 1848 vorſchlägt. 

Die Engländer erbieten ſich, dorthin zu kommen, und wollen auch die Ein⸗ 
ladung der franzöſiſchen Demokraten übernehmen, damit deren Gegenwart auf 
einer in Belgien tagenden Verſammlung von jeder böſen Deutung verſchont bleibe. 
Ein Mitglied, der Bürger Engels, zeigt an, er habe von den „Fraternal Demo- 


Für den abweſenden ſtellvertretenden Vorſitzenden: M. Heß, ehemaliger Redakteur des 
„Geſellſchaftsſpiegels“. 

Kaſſenwart: Riedel, Tapezierer. 

Schriftführer: W. Wolff, Journaliſt. 
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crats“ bereits eine ausdrückliche Vollmacht zu dieſer eventuellen Einladung 
franzöſiſchen Bürger erhalten; und er bittet um Ermächtigung, ſie im vore 
den Mitgliedern des „Comité de la Reforme“ in Paris mitteilen zu dürf 

Die Adreſſe der „Fraternal Democrats“ in London an ihre „Brüder“ 
Belgien iſt ein merkwürdiges Schriftſtück. Der Leſer urteile ſelbſt darüi 
nach folgenden Stellen daraus: 

„Brüder! 5 

„Eure Adreſſe vom 26. November 1847 wurde entgegengenommen in einer V 
ſammlung der Mitglieder und Freunde dieſes Vereins, die am 29. als Gedächtn 
feier der polniſchen, trotz ihres Mißerfolges ſo glorreichen Erhebung von 1830 ı 
gehalten wurde. 

„Euer Delegierter, unſer Freund und Bruder, der geſchätzte Doktor Karl Ma 
wird euch erzählen, mit welchem Enthuſiasmus wir ſein Erſcheinen und die V 
leſung eurer Adreſſe begrüßt haben! Alle Augen ſtrahlten vor Freude, alle Stimm 
riefen „Willkommen!, alle Hände ſtreckten ſich brüderlich der Hand eures Vertrete 
entgegen. 

„Die Namen der Mitglieder eures Vereins wurden mit lebhaftem Beifall unfeı 
ganzen Verſammlung empfangen. Die Menſchheit muß ihnen ſehr dankbar fein f 
die Dienſte, die ſie der Sache der Freiheit geleiſtet, und für die Opfer, die fie die 
gebracht haben. Ein Verein, der in ſeinen Reihen den heldenmütigen General Mellin 
und den ruhmreichen und unbeſtechlichen Patrioten Lelewel zählt, darf das Vertrau 
der Demokraten aller Klaſſen verlangen. Was uns betrifft, — wir nehmen mit d 
Gefühlen der lebhafteſten Freude das Bündnis an, das ihr uns anbietet. 

„Unſer Verein beſteht ſeit mehr als zwei Jahren mit der Deviſe: ‚Alle Menſch 
ſind Brüder! 

„. . . Bei Gelegenheit unſeres letzten Stiftungsfeſtes, am 22. September d. 
haben wir die Bildung eines demokratiſchen Kongreſſes aller Nationen empfohle 
und wir ſind erfreut zu hören, daß ihr die gleichen Vorſchläge öffentlich kun 
gegeben habt. 

„Die Verſchwörung der Könige muß bekämpft werden durch die Verſchwörun 
der Völker. Wo auch immer dieſer demokratiſche Kongreß ſich verſammeln mög 
— ihr dürft darauf rechnen, daß die engliſche Demokratie auf ihm vertreten ſe 
wird. Es wird die Aufgabe eures Vereins ebenſoſehr ſein wie des unſrigen, ein 
Zuſammenkunft der Vertreter unſerer Brüder von ganz Europa zu veranftalten. 

„. . . Es gibt zwei Punkte, in denen ſich die Demokratie aller Länder ve 
einigt, das ſind: die Souveränität des Volkes und die Verbrüderung de 
Nationen. 

„. .. Wir find überzeugt, daß man ſich an das wirkliche Volk, an die Prol 
tarier, an die Männer, die täglich ihren Schweiß und ihr Blut unter dem Joch 
das ihnen noch durch die gegenwärtigen Geſellſchaftsſyſteme auferlegt iſt — w 
ſind überzeugt, daß dieſe das Volk ſind, an das man ſich wenden muß, um di 
Herſtellung der allgemeinen Brüderlichkeit durchzuſetzen. 

„Das Intereſſe der Herren der Erde und der Herren des Kapitals beſteht darin 
die Nationen getrennt zu erhalten. Dagegen iſt es das Intereſſe der Proletarie 
die überall von der nämlichen Sorte Herren unterdrückt und allüberall von de 
nämlichen Art Räuber der Frucht ihres Fleißes beraubt werden —, des Prole 
tariers Intereſſe iſt es, ſich gegen ſie zu vereinigen! Aus der Hütte, der Dachſtub 
oder dem Keller, vom Pfluge, der Fabrik oder dem Amboß weg wird man komme 
ſehen, ja ſieht man ſchon die gleiche Straße daherkommen die Träger der Brüder 
lichkeit und die auserwählten Retter der Menſchheit. . ..“ 


Dieſes Schriftſtück iſt ein Vorbote des „Kommuniſtiſchen Manifeſtes“ von 
Marx und Engels, das einige Monate ſpäter erſchien; es zeigt ebenſo wi 
dieſes, daß die erſt 1864 wirklich gegründete „Internationale Arbeiteraſſociation 
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m Herzen und Kopfe der bewußten Proletarier ſchon ſiebzehn Jahre früher 
yeitand. Es iſt unterzeichnet: für den Verein der „Fraternal Democrats“ von 
5. J. Harney, E. Jones, Ch. Kean, Thomas Clark; für Frankreich von Bornard, 
Michelot; für Deutſchland von Karl Schapper und Joſef Moll; für Polen von 
zudwig Oborki; für die Schweiz von J. Schabelitz; für Skandinavien von 
Beter Holm. 

Die Idee eines internationalen Demokratenkongreſſes lag damals in der 
duft, denn in demſelben Zeitpunkt fordert der Redakteur der „Deutſchen Zeitung“ 
n Baſel zu einem ähnlichen Kongreſſe auf, indem er dem Brüſſeler Demo— 
ratenverein die Nummern ſeines Blattes überſendet, in denen von der vor— 
glichen Aufnahme, die die Adreſſe vom 29. November in der Schweiz ge— 
unden hat, berichtet wird. 

„Man kann nach dem Vorausgehenden ſagen“, ſchreibt Jottrand, „daß die 
Brüſſeler, Demokratiſche Geſellſchaft' gegen Ende des Jahres 1847 der Mittelpunkt 
nes großen Bundes im Sinne des von Gendebien ſchon 1839 gewünſchten 
zu werden begann.“ 

Während die „Demokratiſche Geſellſchaft“ in Brüſſel dieſe Beziehungen an— 
knüpfte, die jo fruchtbringend an ziviliſatoriſchen Erfolgen hätten werden können, 
wenn die damals ſich in Paris vorbereitende Revolution geglückt wäre, brachte 
der Verein auch die hauptſächlichſten Reformtheorien, die in den vorausſicht— 
lichen Ereigniſſen Anwendung finden konnten, zur Diskuſſion. So zum Bei— 
ſpiel hatte er, in verabredeter Übereinjtimmung mit dem Verein „Agneessens“ 
und in ganz zufälliger mit dem großen Verein, der ſich die „Alliance“ nannte 
und ſeit dem berühmten „Liberalen Kongreß“ von 1846 ſeine Sitzungen immer 
in der Maison des Brasseurs abhielt, Petitionen an die geſetzgebenden Kammern 
um Verminderung des Militärbudgets diskutiert und beſchloſſen. 

Ferner hatte er, diesmal im Gefolge der „Alliance“, die Freihandelsfrage 
zur Diskuſſion gebracht. 

Ein kurzer Bericht über die in der „Demokratiſchen Geſellſchaft“ zu dieſem 
Thema geäußerten Anſichten dürfte vielleicht von Intereſſe ſein, hauptſächlich 
wegen des Anteils, den Karl Marx, damals von feiner Londoner Miſſion 
zurückgekehrt, an der Diskuſſion nahm. ö 

In der Sitzung vom 9. Januar 1848 begann die Diskuſſion über die 
Freihandelsfrage. 

Karl Marx verlas in ihr eine Abhandlung, in der er die Frage vom Ge— 
ſichtspunkt des Proletariers prüft und nachzuweiſen ſucht, daß die Handels: 
freiheit zur unmittelbaren Folge lediglich die Begünſtigung des Kapitals zum 
großen Nachteil der Arbeiter haben wird. Er verwirft ſie trotzdem nicht als 
den Prinzipien der Volkswirtſchaft entgegen; aber er meint, ſie werde zum 
Kampfe bis zum äußerſten zwiſchen Kapital und Arbeit führen und daher eine 
Löſung des großen Problems der geſellſchaftlichen Organiſation befördern. 
Dieſe Abhandlung fand lebhaften Beifall. Labiaux beantragte, ſie auf 
Koſten des Vereins in franzöſiſcher und flämiſcher Sprache drucken zu laſſen. 

Picard unterſtützte dieſen Antrag, trotzdem er erklärte, die von Marx aus⸗ 
* Anſichten nicht zu teilen, und in dieſer Hinſicht alle Vorbehalte 
machte. 

Die Tätigkeit der Brüſſeler „Demokratiſchen Geſellſchaft“, ihr Eingreifen in 
die Politik der benachbarten Nationen, zog die Aufmerkſamkeit der europäiſchen 
Preſſe auf ſie und des weiteren die der belgiſchen katholiſchen Zeitungen, die, 
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wie gewöhnlich bei jolcher Gelegenheit, das rote Geſpenſt heraufbeſchworen 
und die Erklärung abgaben, ihr Zeil ſei, die Anarchie zu ſäen, das all 
gegen die Regierung aufzuhetzen uſw. uſw. 

Doch dieſe unverſchämten Angriffe brachten dem Verein, weit entfernt ihm 
zu ſchaden, im Gegenteil nur Vorteil. 

Die Zahl ſeiner Mitglieder ſtieg rapid, ſogar ſo rapid, daß im Januar das 
bisherige Vereinslokal in der Maison des meuniers zu eng ward und die 
„Demokratiſche Geſellſchaft“ hierauf ihre Unterkunft in der Vieille Cour de 
Bruxelles, rue des Sœurs Noires, ſuchte. 

Andere Vereine der gleichen Art wurden im Januar gegründet, 110 
am 23. Januar 1848 einer in Gent: „auf denſelben Grundlagen“, jagt das 
Rundſchreiben, „wie der in Brüſſel“. 

Die Eröffnung fand im Salon de Flore in der Holstræt ſtatt, in einem 
weiten Saale, der mehr als 2000 Hörer faſſen konnte. 

Mehrere Reden wurden dabei gehalten. Deutſche, franzöſiſche und polniſche 
Redner, die vom Brüſſeler Verein delegiert waren, ergriffen das Wort und 
fanden jubelnden Beifall. 

Dieſe Volksbewegung gab deutlich Zeugnis vom Erwachen des demoktatis 
ſchen Geiſtes und vom Herannahen ernſter Ereigniſſe. 

Schon im September 1847 ſchickte Beranger ſein neues Lied in die Welt, 
das von mehreren demokratiſchen Zeitungen in Belgien abgedruckt ward. 
Dieſes Lied, mit der Überſchrift: „Le Deluge“ (Die Sintflut) iſt ein wirk⸗ 
liches Prophetenwort. Die nachfolgenden zwei Strophen mögen dieſes Urteil 
rechtfertigen: 4 


| 


Toujours prophete, en mon saint minist£re, 

Sur PAvenir j’ose interroger Dieu —: 

„Pour chätier les Princes de la terre, 

Dans l’ancien monde un deluge aura lieu. 

Deja pres d’eux, l’Oc&an sur ses greves 

Mugit, se gonfle; il vient, maitre, voyez!* — — 
„Voyez!* leur dis-je. Ils repondent: „Tu r&ves!* 
Ces pauvres rois — ils seront tous noyés! 


Cet Ocean, quel est-il, ö prophete? — 

Peuples, c’est nous, affranchis de la faim, 
Nous plus instruits, consommant la defaite 

De tant de rois inutiles enfin. 

Dieu fait passer sur ces fils indociles 

Nos flots mouvants, si longtemps fourvoyes —: 
Puis le ciel brille, et les flots sont tranquilles, 
Ces pauvres rois ils seront tous noyes! — — 


Allzeit Prophet, wag' Gott ich zu befragen 

Kraft meines heil'gen Amts, was kommen werd': 

„Die alte Welt wird neue Sintflut plagen 

Zur Züchtigung der Fürſten dieſer Erd'. 

Schon, ihnen nah, will durch die Dämme brechen 

Der Sturmflut Brandung: Meiſter, ſieh den Schwall!“ — — 
„Seht!“ ruf' ich jenen zu. „Du träumſt wohl?“ ſprechen, 
Bald fortgeſchwemmt, die armen Kön'ge all! 
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0 Wen ſoll, Prophet, der Sturmflut Bild beſagen? — 
Uns, Völker, uns! Wir, frei vom Hungerjoch 
Und beſſer unterrichtet, wir verjagen 
So viel unnütze Kön'ge endlich doch! 
Auf ſie, die unbelehrbar, Gott ergießet 
Lang⸗irrgeführter Völker Wogenſchwall —: 
Dann ſtrahlt der Himmel, ſtill das Weltmeer fließet, 
Fort ſind geſchwemmt die armen Kön'ge all! — — 


Einige Monate ſpäter brach die Revolution in Paris aus, Louis Philipp 
griff die Flucht, die Republik ward proklamiert und ganz Europa auch ſeiner— 
its heftig erſchüttert. 


Der Kongreß von Köln. 
Von K. Kautsky. 


Der Gewerkſchaftskongreß hat manche Enttäuſchung gebracht, vor allem für 
ne Biedermänner, die da hofften, er werde das Tiſchtuch zwiſchen Sozial— 
mokratie und Gewerkſchaft zerſchneiden und beide Teile des proletariſchen 
laſſenkampfes voneinander iſolieren, alſo gerade das tun, was, wie dieſe 
lichen Freunde der Gewerkſchaften wohl wiſſen, die Kraft des Proletariats 
ı diefem Kampfe am empfindlichſten ſchwächen müßte. So innerlich ſchwach 
je Gewerkſchaften dort ſind, wo nicht ſozialiſtiſcher Geiſt ſie beſeelt, ſo unſicher 
je Kraft der Sozialdemokratie dort, wo nicht die feſtgefügte Maſſenorganiſation 
er Gewerkſchaften hinter ihr ſteht. 

Nun, zu dem erwarteten Abrücken der Gewerkſchaften von der Partei iſt 
3 nicht gekommen. Deswegen brauchen wir aber auch noch nicht einen 
riumphgeſang anzuſtimmen. Gar mancher Mißton ließ ſich in Köln ver— 
ehmen, der jeden Verfechter eines innigen Zuſammenwirkens der beiden Arme 
er proletariſchen Bewegung peinlich berühren mußte. 

Freilich, wenn man die beiden Punkte, die für die Darlegung des politiſchen 
denkens und Verhaltens der Gewerkſchafter Deutſchlands diesmal am charak⸗ 
eriſtiſchſten waren, bloß nach den gefaßten Beſchlüſſen beurteilen wollte, 
ieße ſich nicht viel darüber jagen. über die Maifeier wurde überhaupt kein 
zeſchluß gefaßt, um dem nächſten internationalen Kongreß nicht vorzugreifen; 
8 bleibt da bis auf weiteres wenigſtens formell alles beim Alten. 

Über den Generalſtreik aber wurde eine Reſolution angenommen, von 
er der Referent, Genoſſe Bömelburg, ſelbſt ſagte, daß ſie zu nichts verpflichte. 
zn der Tat ſagt fie über die Bedeutung des Maſſenſtreiks für den proleta— 
iſchen Emanzipationskampf gar nichts. Sie erklärt bloß: 

„Auch die Taktik für etwa notwendige Kämpfe ſolcher Art hat ſich nach den 
eweiligen Verhältniſſen zu richten. 

„Der Kongreß hält daher auch alle Verſuche, durch die Propagierung des poli- 
iſchen Maſſenſtreiks eine beſtimmte Taktik feſtlegen zu wollen, für verwerflich; er 
mpfiehlt der organiſierten Arbeiterſchaft, ſolchen Verſuchen energiſch entgegenzu— 
reten.“ 


Damit wird höchſtens die Propagierung des politiſchen Maſſenſtreiks 
ibgelehnt. Aber man könnte die Reſolution auch dahin auslegen, daß ſie bloß 
ene Beſtrebungen treffen wolle, die durch dieſe Propagierung eine „beſtimmte 
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Taktik feſtlegen“ wollen. Damit würde fie freilich gegenſtandslos, da e 
irgendeinen ernſthaften Politiker nicht gibt, der die Propaganda des polig 
Maſſenſtreiks in dieſem Sinne betreibt. 

Oder ſoll der Satz der Reſolution ſo gemeint ſein, daß die Feſtlegung eine 
beſtimmten Taktik ſchon in dem bloßen Verlangen liegt, den politiſchen Mafjer 
ſtreik als eine Waffe zu betrachten, die eventuell notwendig werden könnte un 
mit der wir uns daher ſchon heute vertraut machen müſſen? Wenn ich mi 
einen Revolver kaufe und mich mit ſeiner Handhabung vertraut mache, un 
ſollte ich einmal von einem Rowdy attackiert werden, ihm nicht wehrlos gegen 
überzuſtehen, lege ich mich damit auf eine beſtimmte Taktik feſt oder erlag 
ich damit nicht vielmehr größere Freiheit in meiner Taktik? 

Ebenſowenig wie die Reſolution ſagt uns das Referat Bömelburgs, wa 
wir vom politiſchen Maſſenſtreik zu halten haben. Er verurteilt ihn nit 
unbedingt, wenigſtens nicht in ſeinem Schlußwort, wo er ſagt: N 


„Die Reſolution denkt nicht daran, die Propagierung des Generalſtreiks fi 
verwerflich zu erklären. Sie legt die Gewerkſchaften auch nicht unter allen Un 
ſtänden gegen den Generalſtreik feſt. Sie proteſtiert nur gegen die Feſtlegung de 
Gewerkſchaften auf den Generalſtreik. Es war bisher nicht üblich, die Taktik fi 
fernere Kämpfe im voraus feſtzulegen (Sehr wahr!), und das darf auch in Zukun 
nicht fein. (Sehr wahr!) Wenn Sie ein Kampfmittel unwirkſam machen wolle 
ſo brauchen Sie nur ſeine Anwendung vorher feſtzulegen.“ 


Wer wird nicht die „Sehr wahrs“ zu dieſen Ausführungen um ſein „Seh 
wahr“ vermehren wollen? Bloß wer mit dieſen Wahrheiten getroffen werder 
wer ſie geleugnet haben ſoll, iſt nicht recht klar. Aber einen Sinn habe 
dieſe Ausführungen doch nur dann, wenn man den Generalſtreik zu den wir 
ſamen Kampfesmitteln rechnet, die nur dadurch unwirkſam werden, da ma 
ihre Anwendung vorher feſtlegt. 

Im Referat aber erklärt Bömelburg: 


„Der Maſſenſtreik erſcheint mir als ein äußerſt zweifelhaftes Kampfmittel“ * 


Und früher ſchon: 


„Die Propaganda ſo unſinniger Ideen (des anarchiſtiſchen Generalſtreits) i ir 
Proletariat iſt recht gefährlich, weil ſie von dem langſamen Vorwärtsſchreiten ab 
lenken, mit dem wir allmählich das Ziel der Arbeiterbewegung erreichen. Deshal 
bedaure ich, daß im Gegenſatz zu den früheren Beſchlüſſen der internationalen Kon 
greſſe von Zürich und London der Amſterdamer Kongreß den ausgedehnten Strei 
in einzelnen wichtigen Betriebszweigen als das äußerſte Mittel anerkannt hat, un 
bedeutende wirtſchaftliche Veränderungen herbeizuführen oder ſich reaktionären An 
ſchlägen auf die Volksrechte zu widerſetzen. Ich ſehe darin nur eine ſehr bedauer 
liche Konzeſſion an den Generalſtreik“ — 3 


das heißt den Generalſtreik im anarchiſtiſchen Sinne, dieſe „unſinnige und ge 
fährliche Idee“. 

Lehnt alſo Bömelburg die Amſterdamer Reſolution ab? Aber was beſag 
dieſe? Sie erklärt „den abſoluten Generalſtreik in dem Sinne, daf 
alle Arbeit niedergelegt wird, für undurchführbar, weil derſelbe jede Exiſtenz 
alſo auch die des Proletariats, unmöglich macht“. Ferner betont fie, „daß di 
Emanzipation des Proletariats nicht das Reſultat einer derartigen, plötzlichei 
Kraftanſtrengung ſein kann, daß es aber möglich iſt, daß ein Streik, der ſic 
über einzelne, für das Wirtſchaftsleben wichtige Betriebszweige oder über ein 
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Be Anzahl Betriebe ausdehnt, ein äußerſtes Mittel fein kann, um be 
tende geſellſchaftliche Veränderungen herbeizuführen oder ſich reaktionären 
ſchlägen auf die Rechte der Arbeiter zu widerſetzen“, und warnt „die Arbeiter 
or, ſich durch die von anarchiſtiſcher Seite betriebene Propaganda für den 
neralſtreik ins Schlepptau nehmen zu laſſen, die den Zweck hat, ſie von der 
wichtigen gewerkſchaftlichen, politiſchen und genoſſenſchaftlichen Kleinarbeit 
Tages abzuhalten“. Endlich fordert ſie die Arbeiter auf, ihre Organiſa— 
ien zu ſtärken, „weil, ſollte der Streik mit einem politiſchen Ziele ſich 
ſt als nötig und nützlich herausſtellen, ſein Gelingen von der Kraft der 
ganiſationen abhängen wird“. 

Wo in aller Welt ſteckt hier die „bedauerliche Konzeſſion“ an die „une 
nigen Ideen“ des anarchiſtiſchen Generalſtreiks? Wo das Feſtlegen auf die 
wendung eines beſtimmten Kampfmittels? Von alledem, was Bömelburg 
en den politiſchen Maſſenſtreik ſagte, trifft nichts, gar nichts die Amſter— 
ner Reſolution. Er ſelbſt erklärte denn auch in ſeinem Schlußwort, ſeine 
ſolution kollidiere nicht mit der Amſterdamer. Warum dann aber das Be— 
tern über die Annahme dieſer letzteren Reſolution? 

Bei einem ſo gewiegten und erfahrenen Politiker wie Bömelburg darf man 
ſe Widerſprüche und Unklarheiten nicht einfach aus einem Denkfehler ab— 
en. Auch hat er ſich ihrer nicht allein ſchuldig gemacht, ſondern mit ihm 
Mehrheit des Kongreſſes, die ſein Referat ebenſo begeiſtert aufnahm wie 
e Reſolution. Hier haben wir Widerſprüche und Unklarheiten, die, un: 
jängig vom Denken des Einzelnen, in dem Widerſpruch zwiſchen den Er— 
derniſſen der allgemeinen Situation und den beſonderen Bedürfniſſen der 
werkſchaften begründet ſind. Die allgemeine Situation macht den politiſchen 
iſſenſtreik immer notwendiger. Aber die beſonderen Bedürfniſſe der Gewerk— 
ten liefern ein mächtiges Motiv gegen ihn. 

Dieſes Motiv, das die Antipathie der Mehrheit der Gewerkſchafter gegen 
Generalſtreik hervorruft, hat Bömelburg ſelbſt ausgeſprochen in einem 
ſſus, der gleichzeitig eine Quinteſſenz ſeiner Widerſprüche bietet: 

„Das ſind Argumente, die gegen die Anwendung des Generalſtreiks überhaupt 
chen.‘ Aber wir haben keine Veranlaſſung zu ſagen, daß er nie angewendet 
den wird.? Die Entſcheidung über eine ſolche Frage ſchiebt man am beſten auf.“ 
elfache Zuſtimmungsrufe, die faſt jeden Satz des Redners bis zum Schluſſe be— 
ten.) Wir können über den politiſchen Maſſenſtreik ſehr viel diskutieren, aber 
müſſen uns ernſthaft überlegen, ob wir ihn anwenden. Und aus der deutſchen 
verkſchaftsbewegung muß auch die Diskuſſion über den Generalſtreik verſchwinden. 
lch ungeheure Mühe, welch ungeheure Opfer hat es gekoſtet, bis die deutſche 
werkſchaftsbewegung die jetzige hohe Stufe ihres Könnens und ihrer Macht er— 
hte. Sie iſt die Frucht mühſamer Arbeit von drei bis vier Jahrzehnten. Zum 
ziterſtreben bedürfen wir der Ruhe. Aber da ſetzen ſich die Literaten hin 
ſchreiben und ſchreiben.“ 


Alſo müſſen wir wohl dafür ſorgen, daß er nie angewendet wird? K. 

Iſt das nicht auch eine „bedauerliche Konzeſſion“ an die „unſinnigen Ideen“ des 
rchiſtiſchen Generalſtreiks? K. 

Welche Entſcheidung? Die über die Anwendung des Generalſtreiks in einem gegebenen 
le! Aber darüber war der Kongreß gar nicht befragt worden. Oder die Entſcheidung 
über, ob der Maſſenſtreik ſtudiert und diskutiert werden ſoll? Schiebt man das am beſten 
zus, bis es zur Aktion kommt? K. 


4 
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Die verfluchten Literaten! Könnte man ihnen nicht das „Schreiben m 
Schreiben“ verbieten? Scheint es doch, als wären ſie die einzigen Störer d 
Ruhe, deren die Gewerkſchaften ebenſo dringend bedürfen wie Europa. 

Bömelburg glaubt natürlich nicht, daß die Literaten durch ihre Diskuſſion 

über den Generalſtreik die Stürme entfeſſeln, in denen dieſer Streik notwend 
werden könnte. Er fragt ſelbſt, was wir anfangen ſollen, wenn man m 
unſere primitivſten Rechte raubt. Aber die Antwort darauf macht er ſich g 
u leicht. 
d 25 werden dann im Kampfe die Mittel anwenden, die wir als zeitgem 
betrachten. Und wenn uns die Reaktionäre trotzdem das Wahlrecht nehmen, glaub 
Sie, daß wir dann am Ende unſeres Lateins ſind? (Vielfache Zurufe: Nein, no 
lange nicht!) Und wenn man uns auch noch das Koalitionsrecht nähme, glaub 
Sie, wir wären dann am Ende unſeres Latein? (Erneute Zurufe.) Heute hat d 
Gefühl in der Arbeiterſchaft Wurzel gefaßt, daß wir ungerecht behandelt werde 
Wir wiſſen, was wir für Menſchenrechte haben, und keine Reaktion wird imſtan 
fein, dieſen Gedanken in der Bevölkerung auszurotten. Wenn wir die Organijation 
ſtärken und ihre Mitglieder zu klaſſenbewußten, überzeugungstreuen Genoſſene 
ziehen, können wir mit ruhigem Mute der Zukunft entgegenſehen.“ 

Das iſt ſehr tapfer geſprochen und iſt auch ganz richtig, bildet aber kei 
Antwort auf die Frage, die er ſelbſt ſtellt: Was werden wir anfangen, wer 
man uns unſere Rechte raubt? „Wir werden dann nicht am Ende unſer 
Lateins fein,“ erwidert unter lebhaften, andauerndem Beifall Bömelburg. 

Die Haltung des Gewerkſchaftskongreſſes in dieſer Frage erinnert etw 
an die der Frankfurter Nationalverſammlung von 1848 und 1849. Glei 
nach ihrem Zuſammentritt verlangten die energiſchen, namentlich proletariſch 
Elemente, ſie ſolle ſich der nötigen Machtmittel verſichern, um den unvermei 
lichen Konflikt mit den Regierungen ausfechten zu können. Aber die Nation 
verſammlung fand, ſie brauche nicht Machtmittel, ſondern Ruhe; dadurch wer 
ſie den Konflikten am eheſten entgehen. Sollten aber die Regierungen es wage 
ſie anzutaſten, dann — ja dann wäre ſie noch lange nicht am Ende ihr 
Lateins, dann würde fie an die unwiderſtehliche Freiheitsliebe des deutſch 
Volkes appellieren. 

Trotz aller Nachgiebigkeit der Nationalverſammlung brach ſchließlich do 
der Konflikt über fie herein, und damit wurde auch der Appell an den Au 
ſtand notwendig. Aber unvorbereitet und kopflos kam dieſer mit ſeinem Late 
nicht über die erſten Buchſtaben hinaus. Das Ruhebedürfnis der Nationo 
verſammlung ſicherte nicht die Ruhe und ſchon gar nicht den Sieg; es bewirk 
bloß, daß die zahlreichen Opfer, die der Aufſtand ſchließlich koſtete, umſon 
fielen. 5 

Das Ruhebedürfnis der Mehrheit unſerer heutigen Gewerkſchafter geht ab 
noch weiter als das der Frankfurter Nationalverſammlung. Dieſe lehnte es a 
ſich eine eigene Armee zu ſchaffen, alſo einen entſchieden revolutionären Akt; 
vollziehen, eine Kriegserklärung an die Regierungen zu erlaſſen. Der Refere 
des Kölner Kongreſſes dagegen erklärte unter allgemeinem Beifall, im Interef 
der Ruhe, deren die Gewerkſchaften bedürfen, müſſe auch ſchon die bloße „Di 
kuſſion über den Generalſtreik verſchwinden“. Man verlangt von ihnen nich 
ſie ſollen in kühner Tat ein Machtmittel erobern, ſondern nur ein Mach, 
mittel diskutieren, das in künftigen Kämpfen anwendbar werden könnt 
Aber ihr Ruhebedürfnis iſt ſo ſtark, ihre Abneigung gegen größere Kämpfe 
groß, daß es ihnen gefährlich erſcheint, wenn ihre Mitglieder auch nur b 
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deres Nachdenken über ſolche Kämpfe aufwenden. Im Grunde war es 
ſes Nachdenken, was in Köln verpönt wurde. Die Reſolution des Kon— 
ſſes erklärt nicht die eventuelle Anwendung des Generalſtreiks für verwerf— 
„wohl aber ſeine Propagierung. 

„Zum Weiterſtreben bedürfen die deutſchen Gewerkſchaften der Ruhe.“ Mit 
ſem Worte hat Bömelburg das Leitmotiv des Kölner Kongreſſes aus— 
prochen. Es zieht ſich nicht bloß durch ſeine Verhandlungen über den 
neralſtreik, ſondern auch durch die über die Maifeier, wo das Ruhe— 
ürfnis mitunter geradezu die Form der Erbitterung gegen die Sozial— 
nofratie annahm, die durch ihre Aktionen dies Bedürfnis jo unangenehm 
chfreugt. 

Beim Generalſtreik handelt es ſich vorläufig, wenigſtens in Deutſchland, 
mum die Zukunft, bei der Maifeier um die Gegenwart; dort bisher noch 

theoretiſche Propaganda, hier um praktiſche Durchführung. Dort um bloße 
danken, die nicht nur zollfrei, ſondern auch ganz umſonſt zu haben ſind, 
r um eine Demonſtration, die jedes Jahr einen Griff in die Kaſſen er— 
ſcht, ohne die geringſte ſofortige Lohnerhöhung zu bewirken. So mußte 
ade in jenen Nurpraktikern, die bloß dem praktiſchen Bedürfnis des Augen⸗ 
Es leben, der Widerſpruch zwiſchen dem beſonderen Verlangen nach Ruhe 
Gewerkſchaften und dem allgemeinen Klaſſenkampf bei der Maifeier noch 
lſchärfer zutage treten, als bei den Diskuſſionen über den Generalſtreik. 

Kein Zweifel, dieſe Widerſprüche und Gegenſätze ſind der Sache des Prole— 
iats nicht ſehr förderlich; und die Tendenzen, die dabei zutage treten, wären 
Hit bedenkliche, wenn fie konſequent weiterentwickelt würden. Sie führten 
ekt dorthin, wo heute die engliſchen Gewerkſchafter ſtehen, mit ihren großen 
ſſen und ihrer ebenſo großen Impotenz und Apathie, ihrem krankhaften 
thebedürfnis, das ſie die ſchlimmſten Demütigungen und Entrechtungen ruhig 
mehmen läßt, und ihrem hochgradigen Krämerſinn, der jede Aktion ver- 
ſcheut, die ſich nicht ſofort in klingender Münze bezahlt macht. 

Indes iſt zu einer ſo peſſimiſtiſchen Auffaſſung nicht der mindeſte Grund 
rhanden. Denn ſo real dieſe Tendenzen auch ſein mögen, ſie ſtoßen zum 
ück in Deutſchland auf noch ſtärkere Gegentendenzen, die in England in 
a Jahrzehnten nach dem Erlöſchen des Chartismus fehlten. Wir meinen 
mit nicht perſönliche Gegentendenzen, den Widerſtand einzelner Perſonen. 

Man tut überhaupt gut, bei derartigen Unterſuchungen das perſönliche 
oment möglichſt auszuſchalten. Natürlich kann man die einzelnen ſozialen 
ndenzen nur an dem Wirken beſtimmter Perſonen erkennen. Aber wenn 
m auf Reden und Taten dieſer Perſonen hinweiſt, ſo geſchieht es nur, um 
ihnen die Symptome allgemeiner Tendenzen aufzuzeigen, nicht aber, um 
je Perſonen dafür beſonders verantwortlich zu machen. 

Wenn unter den deutſchen Gewerkſchaftern ſich angliſierende Tendenzen 
merkbar machen, ſo liegt das nicht an einzelnen Führern, ſondern an dem 
eſen der Gewerkſchaft ſelbſt. Je größer eine ſolche Korporation, deſto weiter⸗ 
gend auch die Konſequenzen jedes ihrer Schritte, deſto mehr hat ſie bei jeder 
iederlage zu verlieren, deſto ſchwerer die Verantwortlichkeit, die auf ihren 
zamten laſtet. Das gilt in gewiſſem Sinne auch für die Partei, macht ſich 
er in der Gewerkſchaft viel mehr geltend, einmal weil ſie weniger unter dem 
wange der politiſchen Situationen ſteht, die immer wieder neue Kämpfe erzeugen, 
nen die Partei nicht ausweichen kann, während die Gewerkſchaft freier iſt 
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in der Wahl ihres jeweiligen Kampffeldes und des Kampfobjektes. Dann abe 
weil bei der Gewerkſchaft jeder Mißerfolg ſofort viel greifbarere Nachteile naı 
ſich zieht. Vor allem aber deswegen, weil die Grundlage der Kraft der Bart 
faſt ausſchließlich in der Zahl und der Qualität ihrer Mitglieder, ihr 
Intelligenz, ihrem Opfermut, ihrer Disziplin, ihrer Rückſichtsloſigkeit, ihr 
Kampfesfreudigkeit beruht, während bei den Gewerkſchaften daneben noch i 
großem Maße ihre Kaſſen in Betracht kommen. Der Beſitz macht aber imm 
ruhebedürftig, der kollektive ebenſo wie der private, ja jener faſt mehr noch al 
dieſer. Denn der Privatbeſitz kann durch kühnes Wagen gewinnen, das i 
beim kollektiven faſt immer ausgeſchloſſen. 

In dieſer Wirkung des Beſitzes iſt die Achillesferſe von Gewerkſchaften un 
Genoſſenſchaften zu finden. | 

Das entſcheidende Machtmittel des kämpfenden Proletariats wird ſtets di 
überlegene Zahl und Qualität ſeiner Menſchen bilden, nie ihr Beſitz. De 
Glaube, das Proletariat könne jemals durch ſeine Geldmittel dem Kapita 
auch nur unbequem werden, iſt der ſchlimmſte Köhlerglaube, den es gibt. Selbst 
verſtändlich, ganz ohne Geld geht's in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft nirgends 
und je mehr Geld die proletariſchen Organiſationen haben, um ſo kraftvolle 
ſind ſie — ſolange jene moraliſchen Qualitäten ihrer Mitglieder darunter nich 
leiden, auf denen die Stärke jeder proletariſchen Organiſation beruht. Wir 
deren Beſitz — jo klein er auch ſein mag, im Verhältnis zu den Geldkräften 
des Kapitals — ſo einflußreich, daß er anfängt, die Rückſichtsloſigkeit un 
Kampfesfreudigkeit ihrer Mitglieder zu verringern, dann fängt er an, au 
einem Element der Stärke eines der Schwäche zu werden, dann fängt er an 
die Wurzeln der Kraft dieſer Organiſationen zu untergraben. So kann auch 
eine Armee ohne Train nicht auskommen. Nimmt dieſer aber ſolche Dimen 
ſionen an, daß er ihre raſche Beweglichkeit hindert, dann kann er direkt die 
Urſache von Niederlagen werden, muß er auf jeden Fall ihre Schlagkraf 
einſchränken. 

Das find Faktoren, die unabhängig ſind vom Wollen und Wünſchen dei 
einzelnen, die aber ihrerſeits ihr Wollen, Wünſchen und Handeln, ihre Takti 
und ihre Prinzipien aufs ſtärkſte beeinfluſſen müſſen. 

Wenn heute ſo gute Parteigenoſſen und energiſche Kämpfer, wie Bömelburg 
erklären, was die deutſchen Gewerkſchaften jetzt brauchen, ſei Ruhe, das heißt 
mit anderen Worten, ſie müßten darauf verzichten, weitere erhebliche Grobe 
rungen zu machen und ſich im weſentlichen auf die Behauptung des Gewonnenen 
beſchränken, ſo ſehen wir darin das, wenn auch vielleicht noch unbewußte Ge⸗ 
ſtändnis dafür, daß der wachſende Beſitz der deutſchen Gewerkſchaften anfängt, 
ihre Kampfesfreudigkeit und Rückſichtsloſigkeit einzuengen, daß die Gewerkſchafter 
anfangen, mehr Gewicht auf die Fülle der Kaſſen als auf die moraliſche 
Qualität der Maſſen zu legen. Nur jene Fülle kann durch Ruhe gewinnen, 
nie dieſe Qualität. | | 

Dieſe Tendenz wird noch verſtärkt durch das Wachstum der Unternehmer: 
verbände, wodurch das Gebiet immer mehr eingeengt wird, auf dem die ge 
werkſchaftliche Aggreſſive nach der bisherigen Methode noch Erfolg verſpricht. 
Es wächſt das Gebiet, auf dem man entweder mit der Behauptung des Er⸗ 
rungenen zufrieden ſein oder zu neuen Methoden des Kampfes übergehen muß. 

Aber ſo ſehr dieſes letztere Moment augenblicklich das Ruhebedürfnis der 
Gewerkſchaften verſtärken mag, gerade darin liegt einer der Faktoren, die es 
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amöglich machen, daß dieſes Ruhebedürfnis im deutſchen Gewerkſchafter die 
ſenkweiſe des engliſchen einwurzeln läßt. 

Die engliſche Entwicklung wiederholt ſich nicht. In England ſelbſt waren 
ie Verhältniſſe, die zur gewerkſchaftlichen Stagnation führten, nur ausnahms— 
eiſe und vorübergehende. Sie haben freilich lang genug gedauert, um heute 
och die engliſchen Arbeiter kampfunfähiger zu machen, als man für möglich 
alten ſollte, und um immer wieder jeden zu enttäuſchen, der erwartet, die 
eitſchenhiebe der Herren Englands würden ſeine Proletarier aus ihrem 
schlummer erwecken. Aber man darf ſicher fein: wären die Kapitaliſten und 
tegierungen Englands zur Zeit der Internationale jo arbeiterfeindlich geweſen, 
ſie ſie es heute find, trotz aller vollen Kaſſen und allen Ruhebedürfniſſes aller 
orſichtigen Kaſſenbeamten hätte ſich damals aus den engliſchen Gewerkſchaftern 
ne kraftvolle und kampfesluſtige ſozialdemokratiſche Partei gebildet, die heute 
jelleicht an der Spitze der neuen Internationale marſchierte. An perſönlicher 
intelligenz und Tatkraft fehlt es dem britiſchen Arbeiter wahrlich nicht. Nur 
ie Ungunſt der Verhältniſſe ließ ihn politiſch entarten — das heißt jene Un⸗ 
unſt, die man gewöhnlich als die Gunſt der Verhältniſſe bezeichnet, die den 
zewerkſchaftern etwas von der Ruhe erlaubte, nach der ſie verlangten, als ſie 
ark geworden waren. 

Iſt es heute ſelbſt in England mit dieſen ſchönen Zeiten vorbei, ſo ſind 

e außerhalb Englands erſt recht völlig ausgeſchloſſen. Und niemals tritt das 
eutlicher zutage als im jetzigen Augenblick. 
Vor wenigen Jahren mußten wir uns mit den Reviſioniſten noch über jene 
frage herumſtreiten, die den Kern unſeres Gegenſatzes zu ihnen bildete: über 
ie, ob die Klaſſengegenſätze ſich verſchärfen oder mildern. Heute wird es 
niemand mehr einfallen, dieſe Frage diskutieren zu wollen, wo die nächſt— 
iegenden Tatſachen ſie auf Schritt und Tritt auch für den Kurzſichtigſten be- 
intworten. 

Es bildet eine ſonderbare Ironie des Schickſals, daß auf dem Gewerkſchafts⸗ 
ongreß das Bedürfnis der Gewerkſchaften nach Ruhe in einem Jahre pro— 
lamiert wird, das revolutionärer iſt als irgend eines ſeit einem Menſchenalter. 
5s wird proklamiert faſt in derſelben Woche, in der die Streiks in Warſchau 
ind Chicago den Charakter von veritablen Bürgerkriegen angenommen 
aben: in Rußland die Empörung gegen den Abſolutismus des Zaren, in 
Imerifa die Revolte gegen den Abſolutismus des Truſt. Man ſage nicht, 
as vollziehe ſich unter Verhältniſſen, die uns nichts angehen. Kein Regime 
n Europa ſteht dem ruſſiſchen jo nahe wie das deutſche; und nirgends in 
zuropa ſind die Unternehmerverbände fo ſtark wie in Deutſchland. Haben wir 
n Deutſchland nicht einen jo nackten Deſpotismus wie in Rußland, keine jo 
ſarken und brutalen Truſts wie in Amerika, jo haben wir dafür eine aus— 
iebige Miſchung beider. 

Und der Ruf nach Ruhe für die Gewerkſchaften erſcholl in Köln faſt zur 
alben Stunde, als in Hamburg der Wahlrechtsraub praktiziert und offen 
rklärt wurde, das Wahlrecht müſſe ſtets ſo geſtaltet werden, daß es das 
Sroletariat von der Mehrheit ausſchließe; wo der preußiſche Landtag den 
Sergarbeiterfchug begrub und der Reichskanzler den Krieg gegen die — 
krankenkaſſen ankündigte. 

Wenn es je eine proletariſche Organiſation gab, die mit Fug jagen durfte, 
aß fie der Ruhe bedarf, find es die Krankenkaſſen. Sie dienen bloß der 
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Unterſtützung, ſtehen zu keiner Klaſſe in einem Gegenſatz; nicht zu den Unter⸗ 
nehmern, wie die Gewerkſchaften; nicht zu den Zwiſchenhändlern, wie die Ge⸗ 
noſſenſchaften. Aber ſie ſind Organiſationen, in denen die Arbeiter vertreten 
ſind und ihre Rechte wahren, und das iſt Grund genug, daß ſie ſeit Jahr 
und Tag nicht zur Ruhe kommen und jetzt offiziell mit dem Kriege bedroht 
werden. | 

Mögen die Gewerkſchafter in dieſer Situation noch fo ſehr das Bedürfnis 
nach Ruhe haben. Sie find zu ſtarke und ſelbſtändige Arbeiterorganifationen, 
als daß ſie ihnen zuteil würde. Und mögen die deutſchen Gewerkſchafter das 
Ruhebedürfnis mit den engliſchen gemein haben, ſo iſt es bei den erſteren doch 
noch viel zu wenig entwickelt, als daß es ſie veranlaſſen könnte, ſich zu ducken 
und alles ruhig hinzunehmen. 

Sie werden in den kommenden Kämpfen ihren Mann ſtellen; und ſie werden 
fie ausfechten Seite an Seite mit der Sozialdemokratie, trotz einzelner Frik⸗ 
tionen. Dafür werden die Verhältniſſe ſchon ſorgen. Und wenn das augen⸗ 
blickliche Ruhebedürfnis der deutſchen Gewerkſchafter zum Teil dem Empfinden 
entſpringt, daß die bisherigen Methoden des Kampfes für weite und ſtets 
wachſende Gebiete des gewerkſchaftlichen Kampfes immer unzureichender werden, 
ſo wird dies ſelbe Empfinden vielmehr das Suchen nach neuen und wirkſameren 
Methoden des Kampfes hervorrufen, wenn es ſich herausſtellt, daß die an⸗ 
geſtrebte Ruhe ein unerfüllbarer frommer Wunſch iſt. 

Und ſo dürfte der Maſſenſtreik, deſſen Diskuſſion diesmal von den Ge⸗ 
werkſchaftern mit ſo großer Mehrheit verpönt worden, bald wieder von neuem, 
und fruchtbarer als bisher, von den Gewerkſchaftern Deutſchlands ebenſo dis⸗ 
kutiert werden, wie er von denen der ganzen Welt diskutiert wird. 


Partei und Einigkeit in England. 
Von Th. Rothſtein. 


Der ſchöne Sieg, den der Einigkeitsgedanke in Frankreich errungen, hat 
wahrſcheinlich in keiner Partei einen ſo tiefen Neid erweckt, wie in der eng⸗ 
liſchen Sozialdemokratie. Wir Sozialiſten in England ſind knapp an Zahl; 
uns umgibt eine ganze und große Welt von Feinden — die liſtigſten Feinde, 
mit denen je eine aufſtrebende Bewegung zu kämpfen hatte; und doch ſind wir 
zerſplittert, in tauſend Fetzen und Fetzchen zerriſſen, und vermögen keine große 
Partei zu ſchaffen. Das iſt um ſo mehr bedauernswert, als gerade in dieſem 
Augenblick, wo die alten „fortſchrittlichen“ Kräfte ſich erſchöpft haben, eine 
ſtarke, organiſierte Aktion des klaſſenbewußten Teiles des Proletariats durch⸗ 
aus geeignet wäre, einen Kriſtalliſationspunkt für die große Maſſe des un⸗ 
beſtimmten, im ganzen Lande verbreiteten ſozialiſtiſchen Gefühls zu bilden und 
die zahlreichen, durch die langjährige Propaganda ausgebildeten, aber jetzt 
meiſtens zerſtreuten Elemente in eine Parteiorganiſation zuſammenzuſchweißen. 
Es iſt gerade ein Moment, wo „mit der Gründlichkeit der geſchichtlichen 
Aktion der Umfang der Maſſe zunehmen wird, deren Aktion ſie iſt“ — und 
da ſtehen wir, die wir in England kämpfen, ratlos vor dem Problem, wie 
dieſe Aktion zu vereinheitlichen, wie ihr die elementarſte — nicht etwa prin⸗ 
zipielle, nicht etwa taktiſche, ſondern bloß organiſatoriſche — Einigkeit zu ver⸗ 
leihen. | 
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Ich weiß ganz gut, der Kurs der englifchen Sozialdemokratie fteht auf dem 
feſtland nicht allzu hoch. Sie hatte das Unglück, vor der Zeit geboren zu 
berden, und dies iſt in der menſchlichen Geſchichte eine faſt ebenfo unverzeih⸗ 
iche Ungeſchicklichkeit, wie das Gegenteil davon. Man warf ihr „Starrheit“ 
md „Unbiegſamkeit“ vor, als die mindeſte taktiſche Nachläſſigkeit gleichbedeutend 
nit einem politiſchen Selbſtmord war, und man beſchuldigte fie der „Sek: 
iererei“, als das Zuſammengehen mit anderen Parteien nichts als einen An— 
chluß an den linken Flügel der Liberalen nach ſich ziehen konnte. Zwar 
ingen dieſe Vorwürfe und Beſchuldigungen meiſtenteils entweder von Eng⸗ 
ändern vom Typus der Fabianer oder von in England lebenden Ausländern 
zus, die auch in dem Zuſammengehen mit der liberalen Partei kein großes 
Anglüd, vielmehr die wirkliche Aufgabe einer engliſchen ſozialiſtiſchen Partei 
erblickten. Das Märchen aber von der „Starrheit“ der Sozialdemokratiſchen 
Föderation (S. D. F.) gewann leichten Glauben hauptſächlich dadurch, daß man 
zuf dem Feſtland, wo keine ernſthafte liberale Bewegung vorhanden war, ſich 
virklich die eigentümlichen engliſchen Verhältniſſe nicht vorſtellen konnte und 
das, was jede andere ſozialdemokratiſche Partei an der Stelle der S. D. F. 
getan hätte, ihrer taktiſchen Ungeſchicklichkeit zugeſchrieben wurde. Man wird 
dermutlich auch jetzt die Zerriſſenheit der ſozialiſtiſchen Bewegung in England 
der „Starrheit“ und „Sektiererei“ der S. D. F. zuſchreiben, obwohl bereits 
n Amſterdam eine Einſicht in die wirkliche Sachlage gewonnen werden 
‚onnte. 

Nun aber ſteht die Sache jo, daß es gerade die S. D. F. immer geweſen 
ſt, die für ſozialiſtiſche Einigkeit agitierte. Es iſt nicht abzuleugnen, daß, als 
die I. L. P. (Independent Labour Party — die Unabhängige Arbeiterpartei), die 
einzige hier in Betracht kommende Partei, entſtand, dieſe auf die unverhüllte 
Feindſeligkeit der 8. D. F. ſtieß. Dafür waren zwei Gründe maßgebend, erſtens 
der allgemeine, daß das kämpfende Proletariat ſich den Luxus zweier ſozia— 
liſtiſchen Parteien nicht erlauben dürfe, und zweitens der beſondere, daß mit 
ihrer Scheu vor einer ausgeſprochen ſozialiſtiſchen Parteirichtung — einer Scheu, 
diktiert von propagandiſtiſchen Rückſichten — die I. L. P. die in den Köpfen 
des engliſchen Proletariats herrſchende Verwirrung noch ſteigere. Als es ſich 
aber nach Verlauf einiger Jahre herausſtellte, daß das Beſtehen der neuen 
Partei ſich nicht mehr wegkritiſieren ließ, während von der anderen Seite die 
. L. P. ſelbſt die Überzeugung gewann, daß ihre Diplomatie vergeblich ſei, 
da entſtand in den beiden Organiſationen der Wunſch, dem ſchädlichen Zanke 
in Ende zu ſetzen und zu einer feften Verſtändigung zu kommen. Die Frage 
war nur die, ob dieſe Verſtändigung in der Form einer vollſtändigen Ver— 
ſchmelzung der beiden Organiſationen oder in der eines Bündniſſes mit 
einem gemeinſamen Leitungskomitee zu verwirklichen ſei. Zu dieſem Zwecke 
and eine private Konferenz der Führer der beiden Organiſationen ſtatt, die 
nach mehrtägiger Beratung, auf Antrag des Genoſſen Keir Hardie, ſich für 
Verſchmelzung ausſprach. Das war eben das, was die S. D. F. verlangte, und 
5 freute fie ſehr, daß der bedeutendſte Führer der I. L. P. von demſelben 
Wunſche erfüllt war. Allein der Beſchluß der Konferenz war für die Parteien 
nicht bindend, und die Frage wurde jetzt zur Urabſtimmung den beiden Or— 
ganiſationen vorgelegt. Das Ergebnis brachte dem Einigkeitsgedanken einen 
vollen Sieg: die S. D. F. faſt einſtimmig und die I. L. P. mit einer großen 
Majorität ſprachen ſich zugunſten einer vollſtändigen Verſchmelzung aus. Es 
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ift erreicht! jubelte gar mancher. Und wirklich, was konnte jetzt der Gi 
berufung eines Einigkeitskongreſſes noch im Wege ſtehen? Da plötzlich geſchieht 
etwas Unerwartetes: die Parteileitung der J. L. P., deren Vorſitzender Keir 
Hardie ſelbſt war, weigerte ſich, den Beſchluß der Partei auszuführen, und 
ſchlug anſtatt der Verſchmelzung ein bloßes Bündnis vor! Das war ein 
Treubruch, wie die Annalen der ſozialiſtiſchen Bewegung keinen zweiten aufzu⸗ 
weiſen haben, und dazu geſellte ſich noch die plumpe Motivierung, daß die 
beiden Parteien unmöglich ſich verſchmelzen könnten, da ſie auf verſchiedenen 
Standpunkten ſtünden: die einen ſeien Materialiſten und Hetzer, die anderen — 
Ethiker und Verſöhner! Kein Wunder, daß die Unterhandlungen ſofort von der 
S. D. F. abgebrochen und nicht mehr erneuert wurden. 

Das war im Jahre 1897. Man kann ſich vorſtellen, wie erbitternd das 
Scheitern des Einigungsverſuchs auf die Beziehungen zwiſchen den beiden Par⸗ 
teien wirkte. Die Erbitterung aber verſchärfte ſich noch mehr, als im 
Jahre 1899/1900 der bekannte Ausſchuß für Arbeitervertretung (L. R. C. — 
Labour Representation Committee) gegründet wurde. Dieſer Ausſchuß wurde 
gemäß einer Reſolution des Trade Union-Kongreſſes gebildet und ſollte alle 
Arbeiterorganiſationen, ſozialiſtiſche eingeſchloſſen, umfaſſen, die ſich für eine 
von beiden bürgerlichen Parteien unabhängige Vertretung der Arbeiter im 
Parlament erklärten. Natürlich begrüßte die S. D. F. ſein Entſtehen auf das 
herzlichſte und ſchloß ſich dem L. R. C. an. Zur ſelben Zeit aber machte fie 
ſich über die Bedeutung der neuen Organiſation keine Illuſionen. Gleich wie 
ihre Vorgängerin des Anfanges der ſiebziger Jahre — die Liga für Arbeiter⸗ 
vertretung — war der Ausſchuß im Grunde genommen nicht mehr als die 
Frucht der Enttäuſchung, die die Zerſetzung der liberalen Partei in den 
Arbeiterkreiſen verbreitete, und ob die von dieſem Ausſchuß eingeleitete Be⸗ 
wegung bloß dem Zwecke der Aufrüttlung der Liberalen dienen ſoll, um gleich 
darauf von ihnen aufgeſogen zu werden — wie das eben der Fall in 1874/95 
war —, oder zu einer wirklich ſelbſtändigen politiſchen Betätigung des eng⸗ 
liſchen Proletariats führen wird, hängt durch und durch von der Auffaſſung 
ab, die die Bewegung von ihren eigenen Zielen hat. Darüber eben bemühte 
ji) die 8. D. F. das L. R. C. aufzuklären. Sie ſagte ihm, daß, jo wichtig 
auch das Anerkennen der Notwendigkeit einer ſelbſtändigen politiſchen Klaſſen⸗ 
aktion ſei, doch die Selbſtändigkeit nicht mehr als ein formelles, organiſato⸗ 
riſches Prinzip ohne praktiſche Bedeutung bleibe, ſolange ſie nicht auf einer 
Einſicht in den grundſätzlichen Klaſſengegenſatz beruhe; deshalb ſei ein aus⸗ 
geſprochenes Programm nötig, das den Klaſſenkampf zum leitenden Prinzip 
der Taktik mache und das ſozialiſtiſche Endziel anerkenne. 

Allein dieſe Bemühungen der S. D. F. ſtießen auf eine wuchtige Oppoſition, 
und zwar vor allem bei den Vertretern der I. L. P., die wieder mit einem 
„denaturierten“ Programm ſich aufs „frohe Jagen“ nach der Gunſt der 
Arbeiterſchaft begab. Der Ausſchuß, ſagte ſie, ſollte gegenüber allen be⸗ 
ſtehenden Parteien ſelbſtändig ſein, denn nur auf ſolche Weiſe könne er die 
verſchiedenſten Elemente der Arbeiterſchaft in ſich vereinigen. Folglich dürfe 
er auch kein Parteiprogramm aufſtellen und nur ein Prinzip anerkennen — 
nämlich Selbſtändigkeit in allen Arbeiterfragen. Die Kandidaten, die er auf⸗ 
ſtelle, dürften bloß als Arbeiterkandidaten gelten. Bezüglich ihrer weiteren 
Qualifikation und deſſen, was ſie, wenn erwählt, zu tun hätten, ſei nur dem 
iriſchen Muſter zu folgen, das heißt, ſie hätten eine beſondere Fraktion zu 
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den und als ſolche in allen Arbeiterangelegenheiten — aber auch nur in 
en — aufzutreten. 

Natürlich fand dieſe Meinung das größte Wohlwollen der Trade Unioniſten, 
id die 8. D. F. wurde aufs Haupt geſchlagen. Was hatte fie nun zu tun? 
gan riet ihr, in dem Ausſchuß zu verbleiben: die Sache fordere Geduld, und 
dem ſie an deſſen Geſchäften teilnehme, könne ſie die Taktik überwachen, 
vielleicht beeinfluſſen, jedenfalls die Folgen der Irrtümer immer aufdecken 
id jo ſchrittweiſe die ganze Bewegung nach einer ſozialiſtiſchen Richtung 
ken. Würde ſie ſich zurückziehen, jo verlöre fie die Gelegenheit, die Trade 
nioniſten zu beeinfluſſen, ihr Handeln würde als ein weiterer Beweis ihres 
ektenpartikularismus angeſehen, und die Kluft zwiſchen ihr und der breiten 
ebeitermaſſe würde größer und tiefer werden. 

Indes abgeſehen davon, daß mit einer Maſſe liberal denkender Trade 
‚moniften auf einer Seite und der I. L. P., die auf das Niveau dieſer Maſſe 
runterzuſteigen beſchloſſen hatte, auf der anderen, die 8. D. F. auf lange 
auer zur Ohnmacht verurteilt wäre, was würde ihre Poſition inzwiſchen 
weſen ſein? Sie wäre für Handlungen und Kandidaturen verantwortlich 
worden, die fie aus prinzipiellen und taktiſchen Rückſichten als ſozialdemo— 
atiſche Partei keineswegs billigen könnte, und dadurch hätte ſie nicht nur ihr 
imzes Programm, ſondern auch ihre ganze faſt zwanzigjährige Aufklärungs⸗ 
tigkeit preisgegeben. Man ſehe nur zu, wie die Dinge ſich ſpäter entwickelt 
iben. Eine ganze Reihe von Kandidaturen, wie die der Herren Shackleton, 
zill Crooks und Henderſon, wurde aufgeſtellt, vom L. R. C. unterſtützt und 
ich mit Erfolg durchgeſetzt. Was wäre die Aufgabe der 8. D. F. — ja 
gendeiner anderen ſozialdemokratiſchen Partei — geweſen, wäre ſie im I. R. C. 
wblieben? In aller Loyalität hätte ſie dieſe Kandidaturen ſämtlich unter⸗ 
ützen müſſen. Was aber würde dann vom ganzen Parteiprogramm, ja 
berhaupt von der Sozialdemokratie geblieben ſein? Iſt doch Shackleton nicht 
ehr als ein Trade Unioniſt der alten Schule, der für Kinderarbeit öffentlich 
ntritt (ſogar im Parlament), iſt doch Herr Crooks bis zu feiner Kandidatur 
n offizieller Liberaler geweſen, war doch auch Herr Henderſon bis zum Vor— 
bend ſeiner Wahl der liberale Wahlagent in ſeinem Kreiſe! Ganz gewiß, 
lle dieſe Herren haben feierlich die ſchriftliche Verpflichtung abgegeben, daß 
e nicht mehr zur liberalen Partei gehören und ſich in der Zukunft als Mit⸗ 
lieder einer unabhängigen Arbeiterpartei betrachten werden. Allein was iſt 
er Wert einer „unabhängigen“ Arbeiterpartei, die aus ſolchen Elementen zu⸗ 
immengeſetzt iſt und die kein Programm beſitzt? Man kann doch wohl „un— 
bhängig“ ſein und juſt denſelben Weg gehen wie die anderen Parteien! Die 
ſefriedigung, die man dabei empfinden darf, iſt gleicher Art wie die jenes 
ſeländers, den man in einem Tragſeſſel ohne Boden zum Feſte führte. „Bei 
zott“, jagte er, „wäre es nicht der Ehre wegen, könnte ich ganz bequem zu 
ſuß gehen!“ 

Nun aber ift die S. D. F. nicht ehrgeizig, und fo, nach langem Überlegen, 
hied ſie aus dem L. R. C. aus. Jedoch nicht mit einer Feindſeligkeit, ſondern 
it einer „wohlwollenden Neutralität“, die fie durchaus ſeitdem bewahrt hat. 
war das Recht auf Kritik gab fie nicht auf; vielmehr ebenſo, wie es Marx 
nd Engels in bezug auf demokratiſche, aber noch nicht „kommuniſtiſche“ Par⸗ 
en empfohlen hatten, kritiſierte die S. D. F. jeden Fehler des neuen „Bloes“, 
m ihn zu einem mehr entſchiedenen Handeln anzuſpornen. Jedoch tat ſie 
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nichts, was ihn in ſeiner Tätigkeit hätte ſchädigen können, ja in manche 
Fällen hat ſie ſogar ſeine Kandidaten unterſtützt. Dagegen bot jetzt die J. %] 
alles auf, um die S. D. F. in den Augen der Arbeitermaſſe zu diskreditier 
und ſie als Partei zu ſchädigen. Man ſprach von ihren „verfaulten marxiſt 
ſchen Dogmen“, von ihrem „faſt viehiſchen Materialismus“, der das ethiſc 
Gefühl des Volkes beleidige, man machte ſich luſtig über die Marxſche 
„Schlagworte“ vom Klaſſenkampf und dergleichen, und endlich, als Genof 
Quelch für die Nachwahl in Dewsbury aufgeſtellt worden war, wurde ihn 
nicht nur jede Unterſtützung verſagt, ſondern man bemühte ſich ganz offen, ih 
von dort herauszudrängen. | | 

Und jo ging es bis zum Kongreß in Amſterdam. Die L. R. C.-Bewegun 
machte unterdeſſen große Fortſchritte, aber auch die S. D. F., trotz den B. 
mühungen der I. L. P., befand ſich ganz wohl und ſetzte ihre agitatoriſche Arbe 
ruhig fort. Einen peinlichen Zwiſchenfall bildete in dieſer Zeit der Streit ur 
die Vertretung auf dem Internationalen Bureau, der vom Pariſer bis zur 
Amſterdamer Kongreß dauerte. In Amſterdam verſuchte die I. L. P. die 8. D. 1 
ihrer Vertretung im Internationalen Bureau zu berauben. Doch mißlang ih 
dieſer Coup. 

Von Amſterdam nach Hauſe zurückgekehrt, folgten die Führer der J. L. F 
dem franzöſiſchen Beiſpiel und begannen einen Feldzug in der Preſſe, um da 
bürgerliche Publikum zu überzeugen, daß die von der I. L. P. vertreten 
Richtung die wahre Siegerin auf dem Kongreß ſei. Die Dresdener Refolution 
ſei nur mit der Hilfe von nichtparlamentariſchen Nationen durchgeſetzt worden 
während in der Tat die Empörung gegen die marxiſtiſchen „Dogmen“ unf 
„Schlagworte“ eine allgemeine ſei. Allein dieſes Geſchwätz machte nur fie ſelbſ 
lächerlich, und als die Kunde von der Anerkennung der Amſterdamer Reſolution 
durch die P. S. F. in Frankreich und der auf Grund dieſer Reſolution voll 
zogenen Einigung kam, wurde alles mäuschenftill. 

Und ſo blieb es bis in die jüngſte Zeit, als eine kleine Verſchiebung dei 
Schauplatzes eintrat. Die 8. D. F. nämlich war das ganze Jahr durch außer: 
ordentlich tätig, und dank einer unermüdlichen und geſchickten Agitation gelang 
es ihr, zwei wichtige Fragen — die über Arbeitsloſigkeit und die über die 
Speiſung der Schulkinder aus öffentlichen Mitteln — der Aufmerkſamkeit des 
Parlaments und der Regierung aufzudrängen, ſo daß die letztere ſich endlich 
veranlaßt ſah, der Agitation entgegenzukommen und in einem Falle auf ge⸗ 
ſetzgeberiſchem, in dem zweiten auf adminiſtrativem Wege Maßregeln zu treffen. 
Natürlich bezwecken dieſe Maßregeln nichts weiteres, wie der Sozialdemokratie 
den Wind aus den Segeln zu nehmen; allein dieſes ſelbſt bedeutet für die 
S. D. F. einen großen Sieg, der auch, als ſolcher, von den reaktionären Parteien 
mit Widerſtreben anerkannt wird. Andererſeits aber befindet ſich ſeit einiger 
Zeit die L. R. C.- Bewegung in recht trübem Waſſer. Manche Arbeiter⸗ 
kandidaten, wie Herr Bell, der Führer der Eiſenbahner, erklärten ſich für ganz 
und gar unfähig, beim beſten Willen in der Welt, zu begreifen, wozu ſie 
eigentlich unabhängig ſein müßten, wenn die Statuten des L. R. C. keine politiſche 
Geſinnung ausſchließen und überhaupt kein bindendes Programm aufitellen. 
Sollte mit der „Unabhängigkeit“ ein Mißtrauen in die liberale Partei aus⸗ 
geſprochen werden, dann müſſe es auch in einem Programm formuliert ſein; 
ſei dem nicht ſo, dann brauche man ſich von ihr überhaupt nicht loszureißen. 
Und Herr Bell warf die Verfaſſung des L. R. C. über. Bord und ſeine Gewerk⸗ 
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ſchaft unterſtützte ihn. Das L. R. C. geriet in eine verzweifelte Lage. Was 
ſollte man tun? Herrn Bell ausſchließen? Dazu war man nicht imſtande, 
und ſogar wenn man es vermocht hätte, wäre es ein ſehr gefährliches Spiel 
geweſen, da Bell eine der hervorragendſten Perſonen in der Arbeiterwelt iſt. 
Eine ſolche Inſubordination verzeihen konnte man aber auch nicht, da dies 
hieße einen Präzedenzfall ſchaffen, der die ganze Bewegung zerſprengen 
könnte. Alſo nach langem Streite ging man mit dem Parlamentariſchen 
Komitee des Trade Union⸗Kongreſſes auf einen Ausgleich ein: das Komitee möge 
auch Arbeiterkandidaturen aufſtellen, die von dem L. R. C. unterſtützt werden 
ſollen, die aber keine „unabhängigen“ fein müſſen! Das iſt etwa wie jener Aus— 
gleich, mit dem einſt Gladſtone die Spencerſche Verſöhnung der Religion mit der 
Wiſſenſchaft verglich. Einmal, erzählt er, ſtritten zwei Brüder um das Haus, 
das ihnen vom Vater hinterlaſſen worden war. Der eine ſagte, es iſt mein; 
der zweite ſagte auch, es iſt mein. Der Streit endigte mit einem „Ausgleich“; das 
Haus wurde verteilt — der eine Bruder nahm das Innere und gab dem anderen 
die Außenſeite des Hauſes. Wir überlaſſen es dem Leſer, zu urteilen, wer von den 
in unſerem Falle ſtreitenden Parteien das „Innere“ bekam und wer das „Außere“. 
Vermutlich aber glaubte die J. L. P., daß fie das „Außere“ bekam. Und 
nicht mit Unrecht, denn mit dem Anerkennen der nicht-unabhängigen Arbeiter— 
kandidaturen der Gewerkſchaften ging ſogar der formelle Sinn der Unabhängig— 
keitsklauſel der L. R. C.-Verfaſſung verloren, aber damit auch das ganze Streben 
der J. L. P., die Bewegung in ihren Händen zu behalten. Sie ſah jetzt endlich 
ein, daß die ganze Bewegung in dem Sande — und zwar dem liberalen 
Sande — verlaufen wird, falls ihr nicht der Stempel einer politiſchen Eigenart 
aufgeprägt wird, und da dazu die Hilfe der S. D. F. ſehr wertvoll wäre, fo 
ſoll nun auch dieſe zurück ins L. R. C. kommen. Und ſo bewirkte man auf der 
jüngſten Konferenz des L. R. C. in Liverpool, daß in die Verfaſſung der Partei 
das ſozialiſtiſche Endziel aufgenommen und die Formel, welche die Zuſammen⸗ 
ſetzung des L. R. C. beſtimmt, ſo ausgedehnt werden ſoll, daß auch andere ſozia— 
liſtiſche Parteien, außer der dort bisher genannten Fabian-Geſellſchaft und der 
I. L. P., ji ihm anſchließen können. Auf dieſe Weiſe kam die I. L. P., von 
der Not gedrängt, auf denſelben Punkt zurück, dem ſie 1897 mit aller Mühe 
auszuweichen ſuchte. 
Jiedoch ſcheint es, als ob der Stall nicht eher zugemacht wurde, als bis die 
Pferde geſtohlen waren. Hätte man gleich von Anfang an das ſozialiſtiſche 
Endziel als das Streben der „Arbeiterpartei“ aufgeſtellt, ſo wären ſolche 
Kandidaturen, wie die des Herrn Shackleton e tutti quanti, ganz unmöglich 
geweſen und die 8. D. F. würde ſich nicht zurückgezogen haben. Jetzt aber 
können ſolche Sätze nur einen rein platoniſchen Wert haben, wie etwa die 
ſozialiſtiſchen Reſolutionen, die die Trade Union⸗Kongreſſe mehreremal in der 
Vergangenheit annahmen. Die Shackletons, die Crooks, die Henderſons ſind 
ſchon da, und ſie werden, zuſammen mit dem Herrn Macdonald und anderen, 
ruhig ihren liberalen Weg gehen, wie ihrer Zeit, trotz der Reſolutionen der 
Kongreſſe, die Broadhurſts, die Pickards, die Burts. Jedenfalls fühlt ſich die 
J. PD. F. keineswegs durch ſolche Sätze veranlaßt, ihre bisherige Stellung gegen— 
über der Bewegung zu ändern. Es iſt für ſie nicht genug, daß das ſozialiſtiſche 
Endziel jetzt anerkannt wurde — ſie will, daß auch die Aktion dem entſpreche. 
In dieſem Sinne hat fie ſich auch unlängſt auf ihrem Northamptoner Partei: 
tag ausgeſprochen. 
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Es bleibt abzuwarten, was nun kommt. was hat die J. L. P. jetzt an 
das Internationale Bureau geſchrieben, daß ſie vollkommen bereit ſei, mit der 
S. D. F. ſich zu vereinigen, falls die letztere ſich dem L. R. C. anſchließt. Aber 
abgeſehen davon, daß ſolche Bedingungen zur Einigung gar nicht am Platze 
ſind — was hat das eine mit dem zweiten zu tun? —, bezeichnet doch die 
Amſterdamer Reſolution ausdrücklich, auf welcher Baſis die Einigung der ſozig⸗ 
liſtiſchen Parteien ſich vollziehen dürfe — auf der Baſis der Dresdener Reſolu⸗ 
tion, die die Anerkennung des Klaſſenkampfes fordert und jedes Verwiſchen 
desſelben verurteilt. Meint aber die J. L. P. mit ihrem Schreiben an das 
Bureau zu ſagen, daß, indem ſie am JL. R. C. beteiligt iſt und zu einer ähn⸗ 
lichen Beteiligung auch die S. P. F. auffordert, fie ſich auf den Boden der 
Dresdener Reſolution ſtellt? Iſt es nicht vielmehr das Recht — ja die Pflicht — 
der S. D. F., die I. L. P. aufzufordern, ehe eine Einigung möglich iſt, daß fie 
ſich vom L. R. C. zurückziehe, da die Beteiligung an ihm mit dem Prinzip des 
Klaſſenkampfes unvereinbar ſei? Die I. L. P. fühlt ſich offenbar im L. R. C. 
ſehr unwohl und ſie will, bevor ſie es verläßt, die letzte Anſtrengung machen, 
um die S. D. F. auf ihre Seite zu bekommen und mit ihrer Hilfe die Bewegung 
aus dem liberalen Sumpfe zu retten. Allein die 8. D. F. kann ihr darin nicht 
helfen: die J. L. P. muß aus dem L. R. C. heraus, wenn ſie überhaupt eine 
ſozialiſtiſche Partei verbleiben will. Dann erſt wird die Einigung erfolgen, 
und gerade auf Grund der Dresdener Reſolution, wie es der Fall unter auf⸗ 
fallend ähnlichen Verhältniſſen in Frankreich war. 

Damit ſind wir zu Ende gekommen. Man mag uns wohl fragen, wozu 
haben wir all dieſen „Zank“ in die Öffentlichkeit herausgetragen — könne man 
nicht die ſchmutzige Wäſche bei ſich zu Hauſe waſchen? Die Antwort iſt dieſe: 
Seit Amſterdam gibt es in der ſozialiſtiſchen Bewegung nicht mehr private 
„Heiligtümer“, alles iſt und muß öffentlich fein. Die internationale Be 
wegung hat ſich als die oberſte Gerichtsinſtanz in nationalen Parteiſtreitigkeiten 
konſtituiert — ſie muß alles wiſſen, um richtig zu urteilen. Hoffentlich wird 
ſie auch in unſerem, dem engliſchen Falle, ſo urteilen wie im franzöſiſchen. 


Der geplante Wahlrechtsumſturz in hamburg. 
Von Otto Ztolten. ; 


Die Gefechte bietet oft merkwürdig widerſpruchsvolle Parallelen. Zur 
ſelben Zeit, da in Sachſen die Reaktion zum Schlage ausholte, um durch 
brutalen Wahlrechtsraub die Sozialdemokratie aus dem Landtag zu entfernen, 
in dem ſie den Gegnern unbequem zu werden anfing, wurde in unſerer Pluto⸗ 
kratenrepublik Hamburg eine Verfaſſungsreviſion abgeſchloſſen, die zum erſten⸗ 
mal den Arbeitern die Möglichkeit eröffnete, in unſere geſetzgebende Körperſchaft, 
„Bürgerſchaft“ genannt, einzudringen und einigen Einfluß zu gewinnen. Freilich 
nicht ſo bald; das hinderten die Bedingungen für die Erwerbung des Bürger⸗ 
rechtes, auf dem das Wahlrecht beruht. Bis dahin (November 1896) hatte man 
das Bürgerrecht für 30 Mark kaufen können. Nunmehr wurde als Haupt⸗ 
bedingung geſetzt die ununterbrochene fünfjährige Verſteuerung eines Einkommens 
von 1200 Mark. Dieſe Bedingungen konnten damals nach Ausweis der Steuer⸗ 
liſten nur relativ wenige Arbeiter erfüllen, und ſo glaubten die Urheber der 
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form die hamburgiſche Bürgerſchaft gegen ein ihnen unbequem werdendes 
rkeres Eindringen der Sozialdemokratie genügend geſchützt. 

Die damalige Reform war ja keineswegs eine ganz freiwillige. Sie erfolgte 
fer dem Drucke der öffentlichen Schande, welche die Enthüllung der furcht⸗ 
ven Mißwirtſchaft gelegentlich der Choleraepidemie über Hamburg und feine 
ker und Leiter brachte. Es ging einfach nicht mehr ſo weiter. Man mußte 
immer mehr zuſammenſchrumpfenden Kreis der zur Mitwirkung an den 
gats⸗ und Stadtgeſchäften Berufenen erheblich erweitern, ſollte die Karre 
ht ganz zum Stillſtand kommen. Mit Zagen ging man ans Werk, und wie 
roter Faden zog ſich durch die ganzen, mehr als dreieinhalb Jahre dauernden 
rhandlungen die Furcht, zu weit zu gehen und dadurch der Sozialdemokratie 
Weg in die Bürgerſchaft zu bahnen. 

So kam man zu der oben genannten Einkommensgrenze von 1200 Mark 
d hoffte damit geborgen zu ſein. Die Rechnung war gleichwohl falſch. Ein 
ktor war dabei außer Anſatz geblieben: daß ſchon zahlreiche Arbeiter mit 
em Einkommen dicht vor der Berechtigungsgrenze ſtanden und die nächſte 
te Geſchäftskonjunktur fie darüber hinausheben mußte. Dieſe beſſere Ge— 
äftskonjunktur hatte aber bereits Mitte der neunziger Jahre begonnen. 
ßer Betracht hatte man auch gelaſſen, daß die Selbſteinſchätzung zur Ein⸗ 
umenſteuer nicht immer jo ganz gewiſſenhaft ausfällt; die Herren mit großem 
nkommen wiſſen das ja am beſten. Was oben in zahlreichen Fällen ge: 
jeht, kann man unten kaum zum Vorwurf machen. 

Mit dem Moment aber, wo die Steuerzahlung in gewiſſer Höhe Vor- 
gingung für die Erwerbung politiſcher Rechte geworden, war damit für die 
veckte ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft Hamburgs ein ſtarker Anreiz gegeben, 
Einkommen auch dann ehrlich voll zu verſteuern, wenn es zum Teil aus 
n der Steuerbehörde nicht auffindbaren Nebeneinnahmen beſtand. So wuchs 
Ih die Zahl der Steuerzahler mit 1200 Mark und mehr Einkommen und 
ch Verlauf der fünf Jahre auch die Zahl der Bürger, beſonders aus den 
neren Volksſchichten. Die vor 1896 auf etwa 22000 zuſammengeſchmolzene 
hl der Bürger iſt bis 1904 auf 58000 geſtiegen. 

Seit der Reform haben dreimal Wahlen zur Bürgerſchaft, die alle drei 
ihre halbſchichtig erneuert wird, ſtattgefunden: 1898, 1901 und 1904. Im 
tgenannten Jahre kamen Arbeiterbürger noch wenig in Frage; dagegen 
gte ſich infolge des Anwachſens der Neubürger aus Mittelſtands- und Unter⸗ 
umtenkreiſen eine ſtarke Hinneigung zum Antiſemitismus. 1901 brachte die 
zzialdemokratie in einer Reihe von Wahlbezirken ſchon nicht ganz unerhebliche 
moritäten auf; aber in keinem gelang es ihr, aus eigener Kraft zu ſiegen. 
reine Sozialdemokrat, der gewählt wurde, dankte ſein Mandat dem Um: 
nd, daß in dem betreffenden Bezirk die Gegner ſich zerſplittert hatten. Erft 
der Wahl von 1904 konnte endlich die Wirkung des neuen Bürgerrechts⸗ 
etzes einigermaßen voll zur Geltung kommen. Das Reſultat war die Wahl 
n 12 Genoſſen, jo daß die ſozialdemokratiſche Fraktion der Bürgerſchaft jetzt 
von insgeſamt 160 Mitgliedern der Bürgerſchaft zählt. Vorher aber hatte 
m eine Anderung des Wahlgeſetzes dahin vorgenommen, daß an die Stelle 
e Entſcheidung nach relativer Majorität die nach abſoluter mit Einführung 
n Stichwahlen geſetzt wurde. Die Anderung entſprang der Beſorgnis, daß 
folge der ſtarken Zunahme der Bürger aus Arbeiterkreiſen die Sozialdemo⸗ 
tie in zahlreichen Bezirken die relative Mehrheit erlangen werde; auf viele 
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abſolute Mehrheiten hatte man noch nicht gerechnet. Der Erfolg der Anderm 
beſtand für die Gegner darin, daß die Sozialdemokratie zwei Mandate wenig 
erhielt, als ihr bei Entſcheidung nach relativer Mehrheit zugefallen wären. 

Das iſt in aller Kürze der Gang der Dinge ſeit der Reform von 189 
der rekapituliert werden mußte, um die ganze Nichtswürdigkeit der jetzt 9 
planten Rückwärtsrevidierung des Wahlrechtes richtig zu würdigen. Dabei 
noch zu betonen, daß nur erſt in der einen Hälfte der Bezirke die Wirk 
der Erweiterung des Bürgerrechtes zur Geltung kommen konnte; erſt 19 
würde in der anderen Hälfte die volle Wirkung ſich zeigen können. Bei E 
haltung des jetzigen Syſtems würde ſich für die Sozialdemokratie in dies 
zweiten Hälfte ungefähr die gleiche Ausſicht eröffnen wie bei der letzten Wah 
ſo daß die Zahl ihrer Vertreter in der Bürgerſchaft ſich annähernd verdoppel 
könnte. 
Die ſozialdemokratiſchen Erfolge von 1904 ſind aber unſeren bürgerliche 
Elementen ſchon ſehr auf die Nerven gefallen, und in ihrer von der Furd 
geſtachelten Phantaſie malen fie ſich wahre Schreckbilder von der Möglichke 
ſozialdemokratiſcher Siege bei den nächſten Wahlen aus. Stellenweiſe Tau 
dabei offenbar abſichtliche Übertreibung mit unter, um ängſtliche Gemüter, d 
ſonſt widerſtreben könnten, einer gründlichen Wahlrechtsverſchlechterung geneiı 
zu machen. Schon alsbald nach den letzten Wahlen fing man in den Bürge 
vereinen an, ſich den Kopf darüber zu zerbrechen, wie dem weiteren Vordringe 
der Sozialdemokratie begegnet werden könne, ohne daß ſich die Erwägunge 
zu greifbaren Vorſchlägen verdichteten. Etwa ſeit Beginn dieſes Jahres liefe 
allerlei dunkle Gerüchte um darüber, daß in geheimen Konventikeln eine Vel 
ſchwörung gegen das Wahlrecht ins Werk geſetzt werde. Poſitives war aue 
dann nicht zu erfahren, als vor einigen Monaten auf Grund einer Mitteilun 
der „Frankfurter Zeitung“ die Angelegenheit in die öffentliche Diskuſſion g. 
zogen wurde. Die Verſchwörer arbeiteten unter jo ſtrenger Wahrung des Gi 
heimniſſes, daß nichts Beſtimmtes durchſickerte und man nicht einmal wußt 
ob nur die Scharfmacher und die um ihre Sitze beſorgten Spießbürger ode 
auch der Senat bei dem reaktionären Techtelmechtel beteiligt ſei. 

Während noch alles hin und her riet, erſchien plötzlich am 14. Mai di 
fertige Senatsvorlage, die nichts Geringeres als einen vollſtändigen Um 
ſturz des bisherigen Wahlſyſtems durchführen will. Alle Anderung 
vorſchläge ſind mit wahrhaft mephiſtopheliſcher Raffiniertheit darauf zugeſpitz 
die Vertretung der Sozialdemokratie in der Bürgerſchaft auf ein bedeutungs 
loſes Minimum herabzudrücken, das zu einem wahren Hohne wird gegenübe 
der großen Bevölkerungsmaſſe, deren Intereſſen ſie vertritt. 

Die Gründlichkeit des geplanten Umſturzes hat auch in bürgerlichen Kreiſen 
überraſcht und Beſorgniſſe erweckt, weil auch das Verhältnis der verſchiedenen 
bürgerlichen Intereſſengruppen zueinander in bedenklicher Weiſe verſchoben 31 
werden droht. Selbſtverſtändlich ſoll an dem beſtehenden Privilegium de 
Grundeigentümer und Notabeln (gegenwärtige und ehemalige Mitgliede 
der Gerichte und Verwaltungsbehörden), die je ein Viertel der Bürgerſchafts 
mitglieder wählen, nicht gerüttelt werden. Die eine Hälfte der Bürgerſchaf 
bleibt alſo nach wie vor dem Beſitz reſerviert, der damit die ſichere Gewäh 
hat, immer in der Majorität zu bleiben. 

Dieſer Schutz iſt unſeren „Staatserhaltenden“ aber nicht genug. Obwoh 
fie bei den ſchweren Bedingungen für die Erwerbung des Bürgerrechtes noc 
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lange darauf rechnen könnten, auch von der anderen Hälfte der Sitze den 
ößten Teil zu erlangen, fürchten fie doch, durch eine größere Zahl von Sozial— 
nokraten in ihrer rückſichtsloſen Sonderintereſſenwirtſchaft, in der Klafjen- 
litik zugunſten des Beſitzes geſtört zu werden. Dem ſoll durch eine gründ— 
je Umgeſtaltung der ſogenannten „allgemeinen“ Wahlen vorgebeugt 
rden. 

Zur Teilnahme an dieſen „allgemeinen“ Wahlen ſind bisher alle Bürger 
rechtigt, die nicht nur Steuern zahlen, ſondern fie auch zur Zeit der Wahl 
zahlt haben. Alle drei Jahre wählt abwechſelnd die eine örtlich in Be— 
ke abgegrenzte Hälfte 40 Abgeordnete auf ſechs Jahre. Bei der letzten 
ahl im Februar 1904 brachte die Sozialdemokratie von 24238 abgegebenen 
45 Stimmen auf. Das ſind 37,7 Prozent, wonach ſie von den 40 Mandaten 
| hätte erlangen müſſen, aber nur 12 erlangte. Sie war alſo noch im Nach- 
. Damit ſich aber nicht das Verhältnis zu ihren Gunſten verſchiebe, ſoll 
e eiſerne Beſen der Reaktion Kehraus halten. 

Der zu dem Zwecke ausgeheckte Plan macht der Demagogenkunſt der Ur: 
ber alle Ehre. Unter dem Scheine von Gerechtigkeit und Billigkeit — welche 
önen Worte in den Motiven für die Vorlage überhaupt reichliche Verwen⸗ 
ing gefunden haben — wird dem Rechte der Arbeiterklaſſe der Strick gedreht. 
je Bürger in der Stadt ſollen in Zukunft in drei Klaſſen geteilt werden, 
d zwar nach dem Einkommen. Die Grenzen find bei 3000 und 6000 Mark 
zogen; alle Bürger mit weniger als 3000 Mark Einkommen werden in die 
itte, diejenigen mit über 6000 Mark in die erſte Klaſſe verſetzt; die Ein⸗ 
mmenſtufen zwiſchen 3000 und 6000 Mark bilden die zweite Klaſſe. Über 
e zahlenmäßige Verteilung der Bürger auf die drei Klaſſen läßt ſich für die 
egenwart nur wenig ſagen, da die hamburgiſche Statiſtik ſehr langſam 
beitet und die neueſten Zahlen nur bis 1901 reichen. Nach einem Vergleich 
chen Steuerſtatiſtik und Bürgerſtatiſtik dieſes Jahres würden der dritten 
laſſe etwa 24000, der zweiten 9000 und der erſten 7000 Bürger angehören. 
ir die Gegenwart ſtellt ſich das Verhältnis ſehr viel ungünſtiger, denn von 
n inzwiſchen hinzugekommenen 15000 Bürgern gehört zweifellos die weit 
verwiegende Mehrzahl zu den Einkommensſtufen unter 3000 Mark. 

Aber ganz abgeſehen davon, wie ſich die Bürger und Wähler auf die ein- 
men Klaſſen verteilen, iſt die Klaſſenteilung an ſich ja ein unerhörter Ein⸗ 
uch in das bisher gleiche Recht der Bürger, das wenigſtens bei den jo- 
nannten „allgemeinen“ Wahlen beſteht. An Stelle der drei Klaſſen würde 
in Zukunft fünf geben. Die rein mechaniſche Teilung nach dem Einkommen 
ißt dazu viele ſozial einigermaßen gleichgeartete Elemente auseinander, ſo 
hr, daß z. B. dieſelben Beamtenkategorien derſelben Gehaltsklaſſe zum Teil in 
e eine, zum Teil in die andere Wählerklaſſe verſprengt werden. Daß es bei 
m ſonſtigen Erwerbsgruppen ebenſo iſt, braucht an dieſer Stelle nicht des 
iheren dargelegt zu werden. Wenn deshalb die der Senatsvorlage bei— 
gebenen Motive die Klaſſeneinteilung damit mundgerecht zu machen ſuchen, 
ſolle die Möglichkeit gewährt werden, daß zuſammengehörige Intereſſen⸗ 
uppen gemeinſam ihr Intereſſe bei der Wahl wahren, jo iſt das eine Spiegel— 
chterei, durch die nur ganz Dumme getäuſcht werden können. 

Als Mittel zur Wahrung ſolcher gemeinſamen Intereſſen will man den 
wa bedenklichen bürgerlichen Kreiſen die Proportionalwahl aufſchwätzen. 
ber es gehört ſchon unheilbare Borniertheit dazu, den Plan nicht zu durch⸗ 
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ſchauen. Während die Verhältniswahl, allgemein auf alle Wahlen z 
Bürgerſchaft in gleicher Weiſe angewendet, der Sozialdemokratie geben könnt 
was ihr zukommt, erhöht fie, innerhalb der einzelnen Klaſſen a 
gewandt, die ſchon an ſich in der Klaſſenſcheidung liegende Ungerechtigkeit m 
Benachteiligung der minderbegüterten Wähler. Von den für jede Klaſſe vo 
geſehenen 24 Mandaten (die reſtlichen 8 ſollen im Landgebiet wie bisher na 
Bezirken gewählt werden) wird die Sozialdemokratie bei proportioneller Ve 
teilung nach der Stimmenzahl noch immer einen Teil nicht erlangen, weil al 
bürgerlichen Stimmen voll zur Geltung kommen werden. Dagegen iſt es aı 
offenbare Täuſchung berechnete Sophiſterei, wenn in den Motiven zu de 
Vorlage der Anſchein zu erwecken verſucht wird, als ob in der zweiten od 
gar in der erſten Klaſſe die Proportionalwahl der Sozialdemokratie Nutze 
bringen und auch für fie „ausgleichend“ wirken könne, Die Zahl der fozia 
demokratiſchen Bürger mit Einkommen von über 3000 Mark iſt vermutlich 
gering, daß die von ihnen in der zweiten oder gar in der erſten Klaſſe al 
gegebenen Stimmen bei der Mandatsverteilung kaum ins Gewicht falle 
werden. 

Die Einführung der Verhältniswahl iſt aber nicht der einzige „liberale 
Aufputz der Vorlage, mit dem rückſchrittliche Wirkungen erzielt werden foller 
Dem gleichen Zwecke dient die vorgeſehene Verleihung des paſſive 
Wahlrechtes an die Beamten. Bislang haben die hamburgiſchen Staats 
beamten wohl das aktive, nicht aber das paſſive Wahlrecht zur Bürgerſchaf 
Begründet und verteidigt wird dieſe Zurückſetzung der Beamten in der Haup! 
ſache mit der Beſorgnis vor einem Konflikt zwiſchen den parlamentariſchen un 
amtlichen Pflichten etwa gewählter Beamten. Beſonders der Senat hat fic 
einer Aufhebung dieſer das Vollbürgerrecht der Beamten einſchränkenden Ver 
faſſungsbeſtimmung bisher ſtets entſchieden widerſetzt. Jetzt ſind auf einma 
die Bedenken geſchwunden. Die Beamten ſollen mit eigenen Kandidaturen 
zur weiteren Zerſplitterung der Wählermaſſe mithelfen; ſie, denen man bishe 
verwehrt hat, mit den anderen Bürgern gemeinſam Männer ihres Vertrauen 
zu wählen, werden jetzt von oben herab direkt dazu aufgeſtachelt, ihre be 
ſonderen Intereſſen als Beamte in unmittelbarem Gegenſatz zum übrige 
Bürgertum zur Geltung zu bringen. Der Kernpunkt dieſer beabjichtigtei 
Neuerung iſt aber, daß eine Abſplitterung ſozialdemokratiſcher Stimmen in de 
dritten Klaſſe erreicht werden ſoll. Die kleinen Beamten, die bisher für di 
Sozialdemokratie ſtimmten, ſollen durch den Köder beſonderer Beamtenkandi 
daturen von ihr fortgelockt werden. 

So ſind allerlei an ſich demokratiſche Momente in die Vorlage hinein 
gebracht worden, die in der Art ihrer Verwendung den reaktionäre 
Charakter derſelben noch verſchärfen. Die Vertretung der Sozialdemokrati 
wird gewiſſermaßen in der dritten Klaſſe kontingentiert; aber auf dem Weg 
der Verhältniswahlen und unter Zuhilfenahme der Beamtenkandidaturen ſol 
dieſer „Beſitzſtand“ noch weiter verringert werden. 

Die Scharfmacher und der Senat haben große Eile, ihr rechtsſchänderiſchel 
Werk fertigzuſtellen. „Jetzt oder nie“, ſo behauptet der Senat, müſſe di 
weitere Beſchneidung der beſchränkten Rechte der minderbegüterten Bevölkerungs 
kreiſe geſchehen, weil ſpäter, wenn die Sozialdemokratie 40 oder mehr Sitze 
erobert habe, Verfaſſungsänderungen, zu denen Dreiviertelmehrheit er 
forderlich iſt, nicht mehr möglich ſeien. Die Furcht, daß die Sozialdemokratie 
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o bald die 40 Sitze erobern könne, entbehrt jeder realen Grundlage. Sie 
jent nur als Schreckargument. Aber wenn unſere Partei dieſe Mandatszahl 
reichen würde, jo wäre damit nur reaktionären Verfaſſungsänderungen 
orgebeugt. Dazu will man ſich aber eben den Weg offen halten. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß in der Bürgerſchaft eine große Mehrheit 
vorhanden iſt, die dem Angriff auf das Wahlrecht der Maſſe ſehr geneigt und 
ventuell bereit iſt, die Vorlage unbeſehen zu akzeptieren. Die Angſt ſitzt ihnen 
llen im Nacken; die Sorge um ihre geliebten Mandate macht ſie zu jeder 
rollheit fähig. Eine Tollheit iſt aber die Annahme des Geſetzentwurfes auch 
om Standpunkt des kleinen und mittleren Bürgertums. Die Macht des 
roßen Beſitzes würde dadurch ungemein geſtärkt auf Koſten auch der weniger 
emittelten bürgerlichen Elemente. Aber die Angſt macht blind. Abwehr der 
zozialdemokratie um jeden Preis iſt ihre Loſung. Um vor dieſer geſchützt zu 
ein, opfern ſie ihre eigenen Intereſſen der Plutokratie. Der „Liberalismus“ 
ieſer Kreiſe zeigt ſich dabei in ſeiner ganzen gottverlaſſenen Jämmerlichkeit. 
Die ſozialdemokratiſche Fraktion in der Bürgerſchaft geht den ſcharfmache— 
iſchen Wahlrechtsattentätern mit dem ſcharfen Geſchütz guter Gründe zu Leibe. 
Sie allein kann den Angriff nicht abwehren. Die begonnenen Debatten werden, 
ndem ſie die ganze Heimtücke des ſauberen Planes in allen Einzelheiten bloß— 
egen, doch vielleicht noch dem einen oder anderen die Augen darüber öffnen, 
daß der gegen die Sozialdemokratie geführte Schlag nicht dieſe allein, ſondern 
mich den Einfluß des kleinen und mittleren Bürgertums trifft. Vielleicht wird 
hoch noch manch einer von ihnen, den die Sozialiſtenangſt ins Gefolge der 
Scharfmacher getrieben hat, zur Beſinnung kommen. Davon, ob dies geſchieht 
md jo die Zahl der Gegner ſich in dem Maße erhöht, daß die von der Ver— 
aſſung geforderte Dreiviertelmehrheit unmöglich wird, wird es abhängen, ob 
die Vorlage Geſetz wird oder nicht. 


Literarifye Kundſchau. 


Stefan Großmann, Sſterreichiſche Strafanſtalten. Wiener Verlag, 1905. 
Das kleine Buch führt uns in lebendigen Bildern das Leben der Sträflinge in 
öſterreichiſchen Gefängniſſen vor. 

Zweierlei wird uns daraus klar: daß es einerſeits zumeiſt an ehrlichem, treuem 
Willen fehlt, den Gefangenen ihr Los ſo erträglich als möglich zu machen und alles 
ju vermeiden, was ſie körperlich und geiſtig gefährdet, und daß andererſeits auch 
der beſte Wille nur in ganz vereinzelten Fällen und auch da nur unvollkommen 
nützen könnte. 

Wie ſehr die Statiſtik die Richtigkeit des Eindrucks beſtätigt, den man beim 
Anblick der zweckloſen, unausſprechlichen Leiden empfängt, denen die Gefangenen 
usgeſetzt find, erſehen wir aus den Zahlen, die Großmann anführt. 37,6 bis 
97,7 Prozent aller Sträflinge find Rückfällige, und zwar ſteigt der Prozentſatz der 
Rückfälligen mit der Strenge der Disziplin, die in den einzelnen Strafhäuſern an⸗ 
gewendet wird. Schlechte ſanitäre Verhältniſſe, elende Koſt, Mangel an Reinlich— 
keit, Mangel an Bewegung und barbariſche Disziplinarſtrafen zerſtören die Geſund⸗ 
heit der meiſten Gefangenen in kurzer Zeit und raffen noch ſchneller die vielen dahin, 
die ſchon körperlich oder geiſtig erkrankt ins Strafhaus gekommen ſind. Trotzdem 
it die Sterblichkeitsziffer keine ſehr hohe, denn es herrſcht die Gepflogenheit, den 
ſicheren Todeskandidaten Begnadigung zu erwirken. Das wäre durchaus an ſich kein 
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Fehler, wenn es auch in den meiſten Fällen, wie Großmann behauptet, nur geſchähe 
um die Statiſtik zu „verſchönern“. Es wäre dann kein Fehler, wenn dieſe aus der 
Haft entlaſſenen Sterbenden der Aufnahme in ein anſtändiges Krankenhaus ſiche 
wären. Daß dem in der Mehrzahl der Fälle nicht ſo iſt, kann ſich aber jeder aus 
malen, der die Nücken und Tücken unſerer Heimatsberechtigungsgeſetze kennt und 
weiß, wie es ſelbſt in Wien noch mit den Spitälern ausſieht. 

Wie hell aber auch die Gnadenſonne über den Todeskandidaten leuchtet, jo 
ſchwer iſt für die jüngeren, kräftigeren und relativ hoffnungsvollſten Elemente unter 
den Gefangenen die Beendigung ihrer Qual auf dem Gnadenweg zu erreichen. Daß 
Gefangene nicht begnadigt werden, ſelbſt jugendliche nicht, für die der Gefängnis, 
direktor um Begnadigung einkommt, von denen er verſichert, daß ſie gebeſſert ſeien 
und ein längerer Aufenthalt im Gefängnis dieſe Beſſerung nur gefährden könne, das 
iſt wohl der ſchlagendſte Beweis dafür, wie gewiſſenlos und herzlos man hohen und 
höheren Ortes ſozialen Aufgaben gegenüberſteht. 

Daß innerhalb der letzten ſechzehn Jahre trotz des Anwachſens der Sträflings⸗ 
zahl die Verpflegungskoſten in den öſterreichiſchen Strafanſtalten um ein Drittel 
gefallen ſind, das wird gewiß ein unauslöſchliches Schandmal in der Geſchichte öſter⸗ 
reichiſcher Verwaltung bleiben. Die unmittelbarſte Folge davon iſt, daß jede Kerker⸗ 
ſtrafe durch Hunger verſchärft wird. Zwei kärgliche Mahlzeiten täglich, das iſt alles 
was der Geiz dieſer Verwaltung den Gefangenen der meiſten Strafhäuſer gönnt, 
dazu meiſtens noch verdorbenes, verunreinigtes Waſſer! 

Die Kranken werden vernachläſſigt und müſſen vernachläſſigt werden, da An⸗ 
ſtalten mit 1000 Inſaſſen nur einen einzigen Arzt beſchäftigen. Was bleibt dieſem 
übrig, als die meiſten Kranken für Simulanten zu erklären? 

Die Prügelſtrafe iſt in Ofterreich abgeſchafft, aber man gebraucht in den Straf- 
häuſern Disziplinarmittel, die nicht weniger graufam find. Man läßt die Gefangenen 
in kalten, feuchten Löchern ohne Strohſack, ohne Decke frieren und dabei falten, man 
feſſelt ſie mit einem Leibring an die Wand, ſtehend, das Geſicht gegen die Mauer 
gekehrt. Ein Direktor hat ſelbſt angegeben, daß er einen Gefangenen durch neui 
Stunden ununterbrochen dieſer Tortur ausgeſetzt hat. 

Wie gut und erfolgreich der Unterricht in den Gefangenenſchulen ſein kann, weiß 
man, wenn man erfährt, daß der einzige Lehrer, der an einer Anſtalt wirkt, 
50 Gulden Jahresgehalt empfängt. Die Gefängnishausbibliotheken ſind mit Andachts⸗ 
büchern und Heiligenlegenden gefüllt. All das in Männerſtrafanſtalten. Man kann 
danach beurteilen, welcher Geiſt in den Weiberſtrafanſtalten herrſchen mag, die in 
alten Klöſtern untergebracht ſind und von Nonnen geleitet werden. An den Kloſter⸗ 
mauern hört in Oſterreich bekanntlich die Staatsgewalt auf — —! 

Erſchüttert legt man das Buch aus der Hand, bedrückt durch ſo viel Elend, für 
das es keine Hilfe gibt. 

Angenommen, all dieſe Opfer der ſozialen Mißordnung, all dieſe Kranken und 
Degenerierten würden nicht in den Strafanſtalten mutwillig vernachläſſigt und 
gequält, man würde ſie nicht durch ſchlechte und ungenügende Koſt und barbariſche 
Disziplinarmittel entkräften, nicht durch idiotiſche Lektüre und immerwährendes 
Beten und ungeeignete Arbeit verdummen, wie könnte man hindern, daß entweder 
die Einzelhaft ſie durch Vereinſamung wahnſinnig macht oder die Gemeinſchaftshaft 
jedes Laſter des einzelnen zu einer bösartigen anſteckenden Krankheit werden läßt? 

Wir gehen gewiß einem Zeitalter entgegen, in welchem einem glücklicheren Ge⸗ 
ſchlecht die Gefängnisſtrafe ebenſo barbariſch erſcheinen wird, als uns Scheiterhaufen 
und Rad, einem Zeitalter, das jene Verbrechen wird aus der Welt geſchafft haben, 
die lediglich der heute geltenden Eigentumsordnung entſpringen, und dem es darum 
möglich ſein wird, einzelne Entartete, die der Geſellſchaft Gefahr zu bringen drohen, 
mit jener Schonung, auf die der Kranke ein Anrecht hat, daran zu hindern, ſich und 
anderen Schaden zuzufügen. Thereſe Schleſinger-Eckſtein. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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dem fürſten Bülow. 
Berlin, 7. Juni 1905. 


Was En einen jeine Eule iſt, das iſt dem anderen ſeine Nachtigall — 


dies alte Sprichwort aus der niederſächſiſchen Heimat derer von Bülow mag 
dem glücklichſten Sproß dieſes Zaunjunkergeſchlechtes wohl in die Ohren ge— 
klungen haben, als ihm derſelbe Tag die „Erhebung“ in den „Fürſtenſtand“ 
und den Sturz eines diplomatiſchen Gegners brachte. Ob zwiſchen den beiden 
Ereigniſſen ein urſächlicher Zuſammenhang beſtand, kann den Gebärdeſpähern 
und Geſchichtenträgern der bürgerlichen Preſſe zur Unterſuchung überlaſſen 
werden; das zeitliche Zuſammentreffen legt jedenfalls jenes niederſächſiſche 
Sprichwort nahe, und obendrein in doppelter Beziehung. Denn Delcaſſés Eule 
war wieder Frankreichs Nachtigall, während Bülows Na ULin ihrer Art 
Deutichlands Eule iſt. Frankreich wird einen Ruſſenknecht los, was unter allen 
Umjtänden ein Vorteil iſt. während Deutſchland ſeinen Ruſſenkuecht mit der 
höchſten Ehre gekrönt ſieht, über die das Königtum zu verfügen hat. 

Als richtiger Faiſeur und Feuilletoniſt hat es der Reichskanzler verſtanden, 
ein Trompeterkorps um ſich zu ſcharen, das feinen Ruhm bis tief in die libe⸗ 
rale und ſelbſt demokratiſche Preſſe hinein zu blaſen weiß. Dieſe braven 
Muſikanten ſind denn auch außer ſich über ihren Hans im Glücke. Dagegen 
macht ſich unter den Monarchiſten vom alten biederen Schlage, ſo viel es deren 
noch geben mag, ein gewiſſes Mißbehagen über die „Standeserhöhung“ des 
zwar nicht kenntnis⸗, aber doch zitatenreichſten aller Miniſter geltend, die 
Preußen je beſeſſen hat. Sie haben die Empfindung, als würde der Ahnen 
ehrwürdiger Hausrat auf dem Jahrmarkt der Eitelkeiten ausgeboten. Soweit 
der Fürftentitel nicht eine bloße höfiſche Spielerei ſein, ſondern politiſche Ver⸗ 
dienſte ehren ſollte, ift die hohenzollernſche Dynaſtie damit ſtets etwas rar ums 
gegangen. In ihrer bisherigen Geſchichte hat ſie ihn nur dreimal verliehen: 
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Frieden von 1814 und an Bismarck nach dem Frankfurter Frieden von 187 
Selbſt Moltke hat ihn nicht erhalten. Wenn jetzt aber Bülow damit geſchmüt 
und nicht etwa nur — was doch nicht anzunehmen iſt — im Reichskanzl. 
der geſchmeidige Höfling geehrt werden, ſondern Bülows Verdienſt eben 
ſeiner Eigenſchaft als preußiſcher Staatsmann verewigt werden ſoll, jo jchät 
die preußiſche Monarchie ihre hiſtoriſche Leiſtungsfähigkeit damit ſelbſt in ein 
Weiſe ein, von der man wohl begreift, daß fie alte getreue Monarchiſten ei 
wenig bange machen kann. 

Weder Hardenberg noch Blücher noch Bismarck waren ideale Geſtalten, un 
am wenigſten wir haben irgend einen Anlaß, ihnen Loblieder zu fingen. Ab 
hiſtoriſche Geſtalten waren ſie allerdings, und es macht einen ſonderbare 
Eindruck, ihnen jetzt einen leichten Plauderer angereiht zu ſehen, dem ſelb 
ſeine Bewunderer weder Größe noch Kraft noch Tiefe nachzurühmen wagen 
Es iſt im Grunde ja freilich nicht der erſte Fall dieſer Art; die Verleihun 
des Ordens pour le mérite an den ruſſiſchen General Stöſſel, von dem alsbal 
feſtgeſtellt wurde, daß er Port Arthur in leichtfertiger Pflichtvergeſſenheit üben 
geben hat, als es ſich noch lange halten konnte, oder die Ernennung einige 
Friedensgenerale zu Generalfeldmarſchällen, die kürzlich erfolgte, gehören i 
dasſelbe Kapitel. Ähnliches iſt auch wohl ſchon früher in der Geſchichte de 
preußiſchen Monarchie vorgekommen, in denjenigen ihrer Perioden, über di 
ſelbſt die Hofgeſchichtſchreiber gern hinweggleiten: Ähnliches, obgleich nicht em 
fernt jo Auffallendes. Weder hat Friedrich Wilhelm II. ſeinen Biſchoffwerden 
noch hat Friedrich Wilhelm IV. ſeinen Manteuffel gefürſtet oder auch nu 
gegraft. 

An und für ſich ſind dieſe Dinge ja nicht von großem Werte, aber ihr 
ſymptomatiſche Bedeutung beſitzen ſie doch. Scheinbar hat das monarchiſch 
Prinzip im Imperialismus eine gewaltige Steigerung ſeiner Macht erfahren 
aber dabei ſpielt eine optiſche Täuſchung mit. Mag der Imperialismus fie 
noch jo ſchrankenlos gebärden, jo hat er doch das inſtinktive Gefühl der innere 
Sicherheit eingebüßt, das ehedem den Abſolutismus wie einen Felſen von Er 
erſcheinen ließ. Statt deſſen iſt er von einer flatternden Unruhe ergriffen un 
von einem Bedürfnis, immer wieder ſeine Macht zu zeigen, das immer wiede 
verrät, wie wenig ſicher er ſich dieſer Macht fühlt. 

Am wenigſten iſt hiſtoriſche Logik ſeine Stärke. Die iſt vielmehr ganz au 
ſeiten der franzöſiſchen Republik, wenn der Ruſſenknecht Delcaſſé nach de 
Seeſchlacht in der Koreaſtraße ſtürzt. Und ſelbſt wenn er um der marokkaniſchen 
Frage willen geſtürzt ſein ſollte, jo hätte die offizielle Politik des Deutſchen 
Reiches doch keinen Anlaß, auf dieſen „Triumph“ Bülows mit ſtaunender Be 
wunderung zu blicken. Im beſten Falle hat Bülow dann einem diplomatiſchen 
Gegner mit einer gewiſſen Geſchicklichkeit ein Bein zu ſtellen gewußt, ein 
Leiſtung, die in längſt vergangenen Tagen höher geſchätzt wurde als in unjerei 
Zeit, wo eine große und ſtarke Politik in letzter Inſtanz nur mit offener 
Karten geſpielt werden kann. In ſolcher Politik war nun freilich auch Del 
caſſé kein Meiſter, dafür war er eben auch nur ein Diplomat der bürgerlicher 
Klaſſen. Aber der Staatskunſt Bülows hat er ſich immer noch überlegen ge 
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3 ſelbſt aus ſeiner Ruſſenknechtſchaft hat er immer noch mehr herauszuſchlagen 
mußt, als einen Königsberger Prozeß mit zariſchen Fußtritten. Vollends 
berlegen hat er ſich dem Deutſchen Reiche dadurch gezeigt, daß er eine enge 
reundſchaft zwiſchen England und Frankreich zu ſchließen verſtand, obgleich 
je franzöſiſchen Spießer ſich womöglich noch lärmender für die Buren be— 
eiſtert hatten als die deutſchen. 

Gleichwohl iſt Delcaſſé ruhmlos gefallen, zum ſchlagenden Beweiſe dafür, 
aß ſich die nationalen Intereſſen in einer bürgerlichen Republik — und ſei 
e ſelbſt von ſo wenig idealem Charakter, wie die franzöſiſche iſt — leichter 
nd ſchneller durchſetzen als in einer ſcheinkonſtitutionellen Monarchie. Die 
anzöſiſche Bourgeoiſie begreift doch, daß der Wert der Ruſſenknechtſchaft auf 
er politiſchen Börſe tief unter Pari geſunken iſt, und ſie ſieht ein, daß mit 
em Mantel auch der Herzog, mit dem Werkzeug der Revanche auch die 
kevanche fällt. Die Zerſchmetterung des zariſchen Deſpotismus iſt der eigent⸗ 
che Grund von Delcaſſés Sturz, und man mag es eine Ironie des Schickſals 
ennen, daß er äußerlich gefallen zu ſein ſcheint, weil er ſich in den kleinen 
ücken, die er gegen Deutſchland heckte, von einem kleineren Nebenbuhler hat 
berholen laſſen. 

Man pflegt zu jagen, daß mit dem Amte der Verſtand zu kommen. pflegt, 
ber mit. dem er ſicherlich nicht. Der Fürſt Bülow wird keine 
ndere Politik treiben, wie der Graf Bülow oder der einfache Junker Bülow 
etrieben hat. Es iſt nicht das geringſte Anzeichen dafür vorhanden, daß er 
ch, jo günſtig die Sterne winken, von der ruſſiſchen Hegemonie emanzipieren 
der den Deutſchenhaß zu entwaffnen wiſſen wird, der in England herrſcht. 
dazu wäre eine Umwälzung der deutſchen Politik notwendig, die weit über 
en Willen und — um gerecht zu ſein — auch über die Fähigkeiten des Reichs— 
anzlers geht. Wie an ſeinem Vorgänger, dem Fürſten Hohenlohe, ſo rühmt 
nan an ihm die ausgleichende, beſchwichtigende, verhütende Tätigkeit, die er 
inter den Kuliſſen zu entfalten wiſſe; ſein immer gleich geſchicktes Anſchmiegen 
n ein impulſives Temperament ſoll manche unangenehme Überraſchung ver— 
indern. Das mag der Ruhm eines Hofmarſchalls fein, aber es iſt nicht der 
Ruhm eines Miniſters, geſchweige denn eines Staatsmanns, und läuft am 
önde doch nur auf den leidigen Troſt hinaus, daß ein Schrecken ohne Ende 
ſeſſer ſei als ein Ende mit Schrecken. Dafür iſt hinkünftig geſorgt, daß auch 
ie impulſioſte Politik nicht in den Himmel wachſen kann, und wenn ſie ſich 
inmal tüchtig den Kopf an einer Mauer zerſtößt, ſo iſt dadurch mehr geholfen, 
ils mit den geiſtreichſten Begütigungen und Beſchwichtigungen. 

| Zudem erſcheint auch dieſe angeblich heilſame Tätigkeit des Reichskanzlers 
ſurchaus fragwürdig. Sonſt hätte er vor allen Dingen feine ſogenannte „Erz 
ſebung“ in den „Fürſtenſtand“ hintertrieben, die vom Standpunkt der herrſchen⸗ 
ven Klaſſen als eine ebenſo ſcharfe wie überflüſſige Herausforderung gequälter 
Maſſen erſcheinen muß. Die Hardenberg und Blücher und Bismarck wurden 
och nur für Taten gefürſtet, in denen die große Maſſe der Nation, gleichviel 
bb mit Recht oder Unrecht, nationale Verdienſte ſah; im Falle Bülows aber 
vird in gleicher Weiſe ein Mann geehrt, der eben durch den Tarif des Brot— 
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wuchers die große Maſſe der Nation gezwungen hat, den Schmachtriemen eng 
zu ziehen, der eben durch die Berggeſetznovelle an einer breiten Schicht d 
Arbeiterklaſſe mehr als nur ein arges Unrecht begangen hat. Wenn ande 
das angebliche Verdienſt des Reichskanzlers darin beſtehen ſoll, die Spitz 
der imperialiſtiſchen Politik abzuſtumpfen, jo hat er in dieſem ſeinem eigenft: 
Falle das gerade Gegenteil getan, denn mit dem törichten Gerede, als ſei 
wider ſeinen Willen gefürſtet worden, ſoll hoffentlich niemand getäuſcht werde 

Nicht Fürſt Bülow wird die heilſamen Wirkungen liquidieren, die d 
furchtbare Zuſammenbruch des zariſchen Deſpotismus für die europäiſche Zivi 
ſation haben muß, ſondern die Arbeiterklaſſe. Das Geſpenſt der Revanche h 
weder die franzöſiſchen noch die deutſchen Arbeiter je beunruhigt, aber inde 
es verſinkt, iſt den einen wie den anderen freiere Bahn geſchaffen, zwiſchen di 
beiden großen Kulturvölkern des europäiſchen Kontinents die freundliche m 
friedliche Nachbarſchaft anzubahnen, in der ſchon Laſſalle die erſte und ſicherſ 
Bürgſchaft einer menſchlichen Geſittung ſah, die hiſtoriſch dieſen Namen ve 
dient. 


Die foziale Zzuſammenſetzung | 
der ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft deutſchlands. 


Von K. Gebel. 


Im dritten Hefte des zwanzigſten Bandes des „Archivs für Sozijalwiſſe 
ſchaft und Sozialpolitik“ (Neue Folge des „Archivs für ſoziale Geſetzgebm 
und Statiſtik“) hat Dr. R. Blank⸗Berlin unter obiger Überſchrift eine Arbe 
veröffentlicht, die unſer lebhaftes Intereſſe in Anſpruch nimmt. Über die ſozia 
Zuſammenſetzung der ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft Deutſchlands Genauer 
zu erfahren, intereſſiert nicht nur die Gegner der Sozialdemokratie, es inte 
eſſiert vor allen Dingen die ſozialdemokratiſche Partei ſelbſt, die aus ein 
ſolchen Unterſuchung lehrreiche Winke für ihre künftige agitatoriſche Tätigke 
und ihr politiſches Verhalten zu ziehen vermag. 

Eine ſolche Arbeit iſt ſchwierig, und daß die zahlenmäßig gewonnen 
Reſultate genaue find, iſt unmöglich. Das wird auch von dem Verfaſſer d 
Arbeit nicht behauptet, der glaubt, auf Grund des ihm zur Verfügung ſtehe 
den Materials zu annähernd richtigen Zahlen gekommen zu fein. Wir bezweife 
dies innerhalb gewiſſer Grenzen. Indes eine Gegenunterſuchung liegt nicht 
unſerer Abſicht, fie wäre ebenſo zuverläſſig oder unzuverläſſig wie diejeni 
Blanks. Wir ſind ſogar geneigt, ſeine Zahlenreſultate im ganzen als nie 
unzutreffend anzuſehen; anders aber iſt es mit den Folgerungen, die er an 
den Reſultaten ſeiner Arbeit zieht. ö 

Blank entwickelt folgenden Gedankengang in ſeiner Arbeit. Die ſozialdem 
kratiſche Wählerſchaft beſteht aus ſehr heterogenen Elementen. Eine ſozial ein 
heitliche Partei von der Stärke der deutſch⸗ſozialdemokratiſchen ſei unter de 
gegenwärtigen Verhältniſſen überhaupt nicht möglich. Die ſozialdemokratiſcl 
Wählerſchaft des Jahres 1903 ſei weit ſtärker als die Zahl der das Reich 
tagswahlrecht beſitzenden Arbeiter in Induſtrie, Handel und Verkehr, was g 
ſich ſchon beweiſe, daß ein erheblicher Teil bürgerlicher Elemente ſich unter di 
ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft befinde. Dieſer bürgerliche Teil ſei um i 
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cheblicher, da notoriſch ein Teil der Arbeiter, namentlich der katholiſchen, nicht 
zialdemokratiſch wähle. Die Sozialdemokratie dränge mit ſteigender Energie, 
ie ein nach ſeiner Methode angeſtellter Vergleich der Wahlreſultate von 1893 
is 1903 ergebe, über die Grenzen der Arbeiterklaſſe hinaus in die bürgerlichen 
kreiſe. Die bürgerliche Demokratie ſchließe ſich der ſozialdemokratiſchen Wähler⸗ 
haft immer mehr an, wodurch der Satz des „Kommuniſtiſchen Manifeſts“: 
kroletarier aller Länder, vereinigt euch! immer weniger zur Geltung komme, 
a geradezu abgeleugnet werde. 

Nur das katholiſche Volk halte unbedingt feſt an ſeinen Führern, das ſei 
ine merkwürdige, zurzeit ohne Analogon daſtehende Erſcheinung. 
Aus alledem ſchließt Blank, daß das Zentrum allein gegen die Sozial⸗ 
emokratie Widerſtand leiſten könne; daß die Sozialdemokratie nach ihrer Zu— 
ammenſetzung keine Klaſſenpartei ſei und auf die Dauer einen Klaſſencharakter 
licht bewahren könne; der Gegenſatz zwiſchen Theorie und Praxis werde immer 
tärler. Die Partei werde immer mehr im vollſten Sinne Volkspartei, die 
Bolfspartei. Nach ihrer Zuſammenſetzung wie in ihrem ſozialpolitiſchen 
charakter ſei ſie eine große Koalitionspartei, in der ſich die demokratiſchen 
Flemente verſchiedener ſozialer Klaſſen, die nach Freiheit, Gleichheit und ſozialem 
Fortſchritt ſtreben, vereinigt hätten, zum gemeinſamen Kampfe für ihre gemein⸗ 
amen Beſtrebungen und zum Widerſtand gegen ihre gemeinſamen Feinde. 
luch glaubt Blank behaupten zu dürfen, daß zwiſchen dem ſozialdemokratiſchen 
Barteivorſtand und Parteitag und der ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft tief- 
jehende Gegenſätze beſtünden. Die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft werde von 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion repräſentiert, die hiernach ebenfalls im Gegen⸗ 
atz zu Parteivorſtand und Parteitag ſtehe. 
Neben den Zahlenreſultaten ſind es eine Reihe Momente anderer Art, 
zuf die wir noch eingehen werden, die Blank zu dieſem Urteil veranlaſſen. 
Zunächſt wollen wir uns mit dem wertvolleren, den Tatſachen mehr ent⸗ 
prechenderen Teile der Blankſchen Ausführungen beſchäftigen, mit ſeinem 
Zahlenmaterial. 
Auf Grund der Gewerbezählung vom 14. Juni 1895 ſtellt Blank feſt, daß 
die Zahl der männlichen Arbeiter in Induſtrie, Bauweſen und Bergbau 
1963409 betrug. Von dieſen waren auf Grund einer von ihm angeſtellten 
Berechnung, die wir ohne weiteres als ziemlich zutreffend annehmen wollen, 
2896149 Arbeiter über fünfundzwanzig Jahre alt, alſo wahlberechtigt. Die 
Zahl der männlichen Arbeiter im Handel und Verkehr war 1895 868042, von 
denen Blank, nach der gleichen Methode wie bei den Induſtriearbeitern, 552074 
über fünfundzwanzig Jahre alt, alſo als wahlberechtigt annimmt. Beide 
Gruppen zuſammen ergeben 3448223 im wahlfähigen Alter ſtehende Arbeiter. 
In der Statiſtik über die Gewerbezählung find der Eiſenbahn-, Poſt⸗ und 
Telegraphenbetrieb ausgeſchloſſen, die in denſelben beſchäftigten Arbeiter be⸗ 
laufen ſich aber auf Hunderttauſende, die zu einem erheblichen Teile ſozial⸗ 
demokratiſch wählen. Daß dieſe in die Berechnung Blanks nicht aufgenommen 
wurden, trübt das Bild, das er gibt. Blank meint, von Arbeiterwählern 
ſeien aber viele nicht in die Wählerliſte eingetragen; er ſchätzt deren Zahl nach 
vorgenommenen Stichproben auf ½ bis 1 Million Köpfe. Wir halten dieſe 
iebtere Zahl für zu hoch. Blank ſtellt weiter feſt, daß die Beteiligung an den 
Wahlen im Jahre 1903 ſich im Reiche auf durchſchnittlich 76 Prozent der 
Wähler belief, es ſei aber anzunehmen, daß bei den Arbeitern die Zahl der 
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Wähler, die ſich an der Wahl beteiligten, eher kleiner ſei, wegen der Hinde 
niſſe, die ſich beſonders einer Beteiligung der Arbeiter an der Wahl entgegen 
ſtellen, Fernſein vom Wohnort, Unabkömmlichkeit bei der Arbeit uſw. Andere 
ſeits iſt aber dem entgegenzuhalten, daß durch das Zuſammenarbeiten 
Fabriken, auf Bauten, Werften uſw. die Anregung zur Wahlbeteiligung ein 
lebhaftere als bei den bürgerlichen Wählern iſt. Blank nimmt indes auch b 
den Arbeitern eine Wahlbeteiligung von 76 Prozent an, wonach von denſelbe 
vermutlich, unter Zugrundelegung obiger Zahlen, im ganzen 2620649 Stimme 
abgegeben worden ſeien. 

Von dieſer Stimmenzahl ſind aber nach Blanks Anſicht höchſtens zw 
Dritteile auf die Sozialdemokratie gefallen, das letzte Drittel müſſe man ar 
die katholiſchen Arbeiter rechnen, die für das Zentrum ſtimmten. Letztere Ar 
nahme iſt entſchieden übertrieben. Das wären rund 873000 induſtriel 
Arbeiterſtimmen. Da aber von den 1875000 Stimmen, die das Zentrur 
1903 erhielt, nicht weniger als 1033000 auf das platte Land entfallen, fo ve 
bleiben nur 842000 Stimmen für die Orte über 2000 Einwohner; es müßte 
alſo alle dieſe Stimmen ſämtlich Arbeiterſtimmen ſein, was ſie kaum zur Hälft 
ſein dürften. Blank vergißt auch, daß es außer Zentrum und Sozialdemt 
kratie noch eine Anzahl bürgerlicher Parteien gibt, die zuſammen immerhi 
ebenfalls einige Hunderttauſend Induſtriearbeiter unter ihren Wählern habe 
dürften. 

Nach der Annahme Blanks würden von den 2620649 Wählern aus de 
Induſtrie und dem Handel und Verkehr 1747095 auf die Sozialdemokrati 
gefallen fein, wonach uns, da wir am 16. Juni 1903 3010771 Stimmen er 
hielten, noch 1263676 Stimmen fehlten. Vom Jahre 1895 ab — dem di 
der Berechnung zugrunde liegenden Zahlen entſtammen — bis zum Jahre 190 
hat aber eine erhebliche Vermehrung der Bevölkerung und eine noch höher 
Zunahme der Arbeiterzahl ſtattgefunden. Blank glaubt für die geſtiegene Zah 
der Arbeiterwähler 40 Prozent in Anſatz bringen zu können, wonach ſich di 
Zahl der Arbeiterwähler für die Sozialdemokratie auf 2466000 im Jahre 190 
erhöhte. Hiernach verblieben noch rund 544000 Stimmen, die nach Blank de 
Sozialdemokratie aus bürgerlichen Kreiſen zufielen. Er glaubt aber dieſe Zah 
auf Grund einer Berechnung, die er für die Wahl von 1898 aufmacht, au 
mindeſtens 750000, das heißt auf nahezu ſo viel Stimmen ſchätzen zu ſollen 
als Freiſinnige Volkspartei und Freiſinnige Vereinigung zuſammen erhielten 
auf deren Kandidaten ſich 785700 Stimmen vereinigten. 

Dieſer ſtarke Prozentſatz bürgerlicher Wähler in der ſozialdemokratiſcher 
Wählerſchaft drücke der Partei den ihr von ihm zugeſprochenen Charakter auf 
und das geſchehe in immer ſteigendem Maße, weil der Prozentſatz der bürger 
lichen Wähler in der Sozialdemokratie bei jeder neuen Wahl ein ſtärkere 
werde, was er meint nachgewieſen zu haben. a 

Wir möchten zunächſt konſtatieren, daß nach dieſer Auffaſſung Blanks di 
Sozialdemokratie weit mehr bürgerliche Wähler beſitzen würde, als das durchau⸗ 
bürgerliche Zentrum. Das iſt aber eine bare Unmöglichkeit. 

Seine Rechnung hat noch ein Loch. Blank läßt ganz aus feiner Rechnung 
den Bruchteil, den die Landarbeiter zur ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft ſtellen 

Allerdings ſpricht Blank in feiner Arbeit auch von der ſozialdemokratiſchen 
Wählerſchaft auf dem Lande, aber ohne dieſe Zahlen bei ſeinen ſonſtigen Be 
rechnungen in Berückſichtigung zu ziehen. 
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Blank weiſt darauf hin — und dieſe Angaben haben für die Sozialdemo— 
katie ein beſonderes Intereſſe —, wie ſich die ländliche Wählerſchalt — es 
nd hierfür die Stimmen an den Orten mit unter 2000 Einwohnern berück⸗ 
chtigt — auf die verſchiedenen Parteien verteilte. Danach erhielten im 
fahre 1903 rund: 
| Das Zentrum. . . 1033000 Stimmen 


Die Sozialdemokratie . . . 735000 - 
Die Deutſchkonſervativen . 667000 - 
Die Nationalliberalen . 546000 . 
Die Deutſche Reichspartei . 206000 P 
Die Freiſinnige Parti. 174000 : 


Es war alſo die Sozialdemokratie bereits 1903 die zweitſtärkſte Partei auf 
em platten Lande; ſie hatte nahezu ſo viel Stimmen für ſich allein, wie die 
[grarparteien par excellence, die Deutſchkonſervativen und die Deutſche Reichs⸗ 
ſartei zuſammen. Das iſt ein Reſultat, das viele überraſchen dürfte. Und 
ſieſe Stimmen erhielten wir, wie Blank richtig bemerkt, ohne ein eigentliches 
Igrarprogramm. Von dieſen Stimmen dürfte aber ein nicht unerheblicher Teil 
Jon Induſtriearbeitern herrühren. Wie groß dieſe Zahl iſt, iſt ſchwer zu 
agen. Die Induſtriearbeiter auf dem Lande ſind bekanntlich unſere beſten 
Ugitatoren, fie ſind die Pioniere, die den Samen der Sozialdemokratie unter 
nie ländlichen Arbeiter tragen. Mit der ſteigenden Dezentraliſation der In⸗ 
zuſtrie, mit ihrer ſtärkeren Überfiedlung auf das Land, werden auch die länd— 
ichen Arbeiter revolutioniert. Nimmt man an, daß etwa zwei Fünftel der 
Stimmen, die auf dem platten Lande auf unſere Kandidaten fielen, von 
Induſtriearbeitern herrühren, das wären rund 300000, ſo blieben noch 
135000 Stimmen übrig, die auf Landarbeiter und Kleinbauern in proletariſcher 
debenslage kämen. Die 300000 Stimmen müſſen aber den 2466000 Stimmen 
gezählt werden, die wir nach Blank aus den Arbeitern der Induſtrie, des 
Handels und Verkehrs erhielten. Das wären zuſammen 2766000, wonach 
Aſo für Stimmen aus dem bürgerlichen Lager im Jahre 1903 nur 239000 
verblieben. Nun iſt dieſe Zahl auch nach unſerer Meinung entſchieden zu 
gering, fie dürfte ſich auf das Doppelte belaufen. Und wo bringen wir die 
435000 Stimmen der Landarbeiter und Kleinbauern hin, die nach unſerer 
Berechnung noch vorhanden ſind? Man geht vielleicht nicht irre, anzunehmen, 
daß bei Aufſtellung der Wahlliſten durch mangelhafte Eintragung der Arbeiter⸗ 
wähler für dieſe ein erheblicher Ausfall entſteht, alſo weniger Arbeiterſtimmen 
abgegeben wurden, als Blank annimmt. 

Waäre unſere Annahme über die Zahl der Stimmen aus den bürgerlichen 
Lagern richtig, und fie dürfte der Wahrheit evheblich näher kommen als die 
Blankſche Annahme, ſo wäre das Reſultat, daß ungefähr auf ſechs Arbeiter⸗ 
wähler ein bürgerlicher Wähler käme. Das dürfte ziemlich zutreffen. 

Die Auffaſſung Blanks, der Zuwachs der Stimmen aus dem bürgerlichen 
Lager ſei im Jahre 1903 ein ungewöhnlich ſtarker geweſen und dieſer Prozent⸗ 
ſatz ſei überhaupt im Wachſen, iſt nach unſerer Auffaſſung ebenfalls falſch. 
Und zwar aus folgenden Gründen. Der Zerſetzungsprozeß der bürgerlichen 
Geſellſchaft und die dadurch hervorgerufene, immer prekärer werdende Lage der 
mittel⸗ und kleinbürgerlichen Schichten hat auch eine Veränderung in der poli⸗ 
tiſchen Struktur des Bürgertums hervorgerufen. Es ſind neue politiſche Par⸗ 
teien entſtanden, welche die Intereſſen der ſozial gefährdeten bürgerlichen 
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Schichten parlamentariſch wahrzunehmen ſuchen. Zum Beiſpiel die anti 
ſemitiſchen und Mittelſtandsparteien, die im Reichstag als antiſemitiſche Fral 
tion und Fraktion der Wirtſchaftsreformer ſich konſtituierten. Das politiſch 
Parteileben des Bürgertums hat ſich alſo entſprechend ſeiner ökonomiſchen Ent 
wicklung differenziert. In erſter Linie zum Nachteil der liberalen Parteien, di 
dadurch am meiſten an Anhang einbüßten. h 7 

Aber zunächſt auch nicht zum Vorteil der Sozialdemokratie. Dieſe hat da 
durch ebenfalls eine Einbuße erlitten, wenn ſich dieſes auch nicht zahlenmäßi 
nachweiſen läßt. Ein typiſcher Fall mag hierfür angeführt werden. In dei 
Jahren 1877 und 1878 eroberte die Sozialdemokratie das Reichstagsmandg 
im damals noch ſehr kleinbürgerlichen Dresden, wenn auch beide Male erſt üı 
der Stichwahl. Aber 1881 ging das Mandat verloren, obgleich ſich bei de 
Hauptwahl die Zahl der ſozialdemokratiſchen Stimmen erhöht hatte. Der Ver 
luft des Mandats trat ein, weil bei dieſer Wahl zum erſtenmal ein Kandida 
der neugebackenen chriſtlichſozialen Partei auftrat, der rund 2000 Stimmen au 
ſich vereinigte, die nunmehr in der Stichwahl bis auf den letzten Mann den 
Kandidaten der ſogenannten Ordnungsparteien zufielen. Dieſe 2000 Stimme 
rekrutierten ſich aus den Kleinbürger- und Beamtenkreiſen, die von jetzt ab dei 
Sozialdemokratie entfremdet wurden. Erſt ſiebzehn Jahre ſpäter gelang ei 
der Partei, das Dresdener Mandat wieder zu erobern. Ahnliche Erſcheinunger 
laſſen ſich vielfach nachweiſen. Die liberalen Parteien verlieren einen Teil da 
bürgerlichen Elemente an die Mittelſtandsretter und die Arbeiter an die Sozial 
demokratie, und dieſe verlor wieder vielfach früher beſeſſene bürgerliche An 
hänger an die Mittelſtandsretter. 

Die Macht der ſozialen Intereſſen tritt immer klarer hervor und wird imme 
ausſchlaggebender für die Parteibildung, nicht nur für die bürgerlichen Par 
teien, ſondern auch für die Sozialdemokratie. Eine Anderung für die Sozial 
demokratie wird erſt eintreten, wenn die dem Untergang oder immer prefärere 
Exiſtenz verfallenden Mittelſchichten zur Erkenntnis kommen, daß die ganzı 
Handwerker⸗ und Mittelſtandsretterei für die Katze iſt. Dieſe Erkenntnis 
kommt; ſie muß kommen, weil feſtſteht: die Proletariſierung der Maſſe der 
Geſellſchaft nimmt zu und nicht ab; das Kapital demokratiſiert ſich nicht, 
ſondern es wird immer plutokratiſcher, und der Liberalismus wird nicht demo⸗ 
kratiſcher, ſondern reaktionärer. Mit einem Worte: die Klaſſengegenſätze 
verſchärfen ſich. Selbſt dort, wo bisher dieſe Klaſſengegenſätze in minderer 
Schärfe zutage traten. So iſt die Sozialdemokratie in Baden und Württem⸗ 
berg wider den ausgeſprochenen Willen eines Teiles ihrer Führer zu einer 
ſchrofferen Stellungnahme gegen die bürgerlichen Parteien übergegangen. In 
Bayern würde die gleiche Erſcheinung zutage treten, würde die Partei in dem 
Kampfe um ein gerechteres Wahlrecht nicht zu einem unnatürlichen Wahlkartell 
mit dem Zentrum gezwungen. Über den Gegenſatz der Intereſſen und der 
Anſchauungen täuſcht man ſich in Bayern in keinem der beiden Lager. Und 
ſobald ein neues Wahlgeſetz errungen iſt, wird der Kampf zwiſchen Zentrum 
und Sozialdemokratie mit einer Schärfe ausbrechen, wie nur irgendwo. Auch 
die großen Klaſſenkämpfe der letzten Jahre, voran der Crimmitſchauer⸗ und 
der Bergarbeiterſtreik, und die Stellung, welche zu denſelben die verſchiedenen 
Parteien einnahmen, laſſen über dieſe Tatſache keinen Zweifel. Wenn jemals 
die Verſöhnungs- und Vermittlungsmelodien zwiſchen Arbeiterklaſſe und einem 
Teile der bürgerlichen Klaſſen, wie ſie vor einigen Jahren hier und da in 
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nſeren eigenen Reihen geſungen wurden, fich als ſchrille Diſſonanzen erwieſen, 
» hier. N f e 

Und dem entſpricht die tatſächliche ſoziale Entwicklung, wie kurz nachgewieſen 
erden ſoll. 


* * 
* 


Die Geſamtzahl der ſelbſtändigen Betriebe in Induſtrie, Handel und Ver⸗ 
hr und Landwirtſchaft ſtieg in den Jahren von 1882 bis 1895 von 5190687 
uf 5474046, das heißt um 283 359 gleich 5,5 Prozent. Es braucht nicht 
ervorgehoben zu werden, daß zwiſchen der Zahl der Betriebe und der Eigen— 
imer ein Unterſchied iſt. Die Zahl der letzteren iſt erheblich kleiner. Die Zahl 
er Angeſtellten wuchs in dieſem Zeitraum von 307268 auf 621825, das heißt 
m 814557 gleich 102 Prozent; die Zahl der Arbeiter ſtieg von 10705324 
uf 12816552, das heißt um 2111228 gleich 20 Prozent. Die Bevölkerung 
duch3 in dieſem Zeitraum um 14,8 Prozent. Daß in der Induſtrie die Be— 
kiebe ſich um 5 Prozent verminderten, in der Landwirtſchaft um 12 und 
m Handel und Verkehr um faſt 20 Prozent zunahmen, ändert an dem Geſamt— 
harakter der Geſellſchaft nichts. Daß die Geſamtarbeiterzahl ſich erheblich 
tärter vermehrte als die Bevölkerung, und die Vermehrung der Geſamtzahl 
er Betriebe erheblich hinter der Steigerung der Bevölkerung zurückblieb, iſt 
utſcheidend. Die gewaltige Vermehrung der Angeſtellten ſpricht für die zu⸗ 
lehmende Konzentration und intenſivere Ausnutzung der Betriebe. Unter dieſen 
ngeſtellten, in denen Illuſioniſten einen neuen Mittelſtand entdeckten, find 
dunderttauſende in rein proletariſcher Exiſtenz. So gibt es zum Beiſpiel Zehn⸗ 
auſende von Induſtriearbeitern, die beſſer bezahlt und beſſer behandelt werden 
ind unabhängiger ſind als Zehntauſende von Kauflenten und Kontoriſten. 
daher erklärt ſich, daß bei den Wahlen zum Kaufmannsgericht am 7. Mai in 
Berlin, trotz der vielen konkurrierenden Kandidatenliſten, die ſozialdemokratiſchen 
kandidaten — über deren politiſchen Charakter kein Zweifel beſtand — 
1 Prozent der abgegebenen Stimmen auf ſich vereinigten, das heißt die Sozial⸗ 
hemokratie erwies ſich als die zweitſtärkſte Partei. Daß die ca. 450000 Stimmen, 
velche die Sozialdemokratie nach unſerer Annahme am 16. Juni 1903 aus den 
irgerlichen Kreiſen auf ihre Kandidaten vereinigte, ſich aus den verſchiedenſten 
ozialen Schichten rekrutierten, wird wohl nicht beſtritten. Es ſind Hand— 
verker, kleine Kaufleute, Kleinbauern, kleine Beamte, Lehrer, Künſtler, An⸗ 
yeitellte in den verſchiedenen Betrieben uſw. Die Angehörigen keiner dieſer 
Schichten und ſie alle zuſammen nicht ſind ſtark und einflußreich genug, die 
ozialdemokratiſche Partei ihres proletariſchen Charakters zu entkleiden und 
hr einen anderen Stempel aufzudrücken. Alles was Blank hierüber philoſophiert, 
beruht auf Selbſttäuſchung. Außerdem überſieht er, daß unter dieſen aus dem 
yürgerlichen Lager ſtammenden ſozialdemokratiſchen Wählern viele überzeugte 
Sozialdemokraten ſind, die ganz auf dem Standpunkt des Klaſſenkampfes ſtehen. 
Niemand wird auch nachzuweiſen vermögen, daß die ſozialdemokratiſche Ver⸗ 
retung im Reichstag heute bürgerlicher auftrete als früher. Das Gegenteil iſt 
ichtig. Die Sozialdemokratie hat an Aggreſſivkraft zugenommen, nicht verloren. 

Wird die Sozialdemokratie in den Parlamenten immer mehr zum Sprach⸗ 
ohr aller Geſchädigten und Bedrückten — woraus Blank ſchließt, daß ſie 
mmer mehr den Charakter einer Volkspartei, einer Koalitionspartei annehme —, 
o nicht, weil ſie bürgerlich demokratiſcher wird, ſondern weil bürgerliche Demo— 
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kratie und Liberale immer mehr verſagen und die Sozialdemokratie deren Miſſio 
miterfüllen muß. Außerdem tritt der politiſch reaktionäre Charakter unſere 
Staatseinrichtungen und Staatsgeſetzung ſtets ſchärfer hervor und zwingt di 
Sozialdemokratie, einen beſonders großen Teil ihrer Kraft und Tätigkeit de 
Bekämpfung dieſer Tendenzen zu widmen. 

Aus dem Umſtand, daß die Sozialdemokratie aus dem Exfurter Program 
den Satz ihres früheren Programms: „Der Sozialdemokratie gegenüber ſin 
alle anderen Parteien eine reaktionäre Maſſe“ fortließ und Liebknecht dieſe 
auf dem Erfurter Parteitag damit motivierte, daß dieſer Satz falſch ſei, glaub 
Blank auch eine Desavouierung des „Kommuniſtiſchen Manifeſtes“ und vo 
Marx und Engels herausleſen zu können. Das iſt wieder ein Irrtum. E 
waren gerade Marx und Engels, die den zitierten Satz als falſch bekämpften 
er widerſpricht auch dem „Kommuniſtiſchen Manifeſt“, in dem es heißt: J 
Deutſchland kämpft die kommuniſtiſche Partei, ſobald die Bourgeoiſie revolı 
tionär auftritt, gemeinſam mit der Bourgeoiſie gegen die abſolute Monarchi 
das feudale Grundeigentum und die Kleinbürgerei. Sie unterläßt aber keine 
Augenblick, bei den Arbeitern ein möglichſt klares Bewußtſein über den feind 
lichen Gegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat herauszuarbeiten. 

Der fallen gelaſſene Satz war ein Diktum Schweitzers, der durch ihn in 
Allgemeinen Deutſchen Arbeiterverein Geltung erlangte, und auf deſſen Auf 
nahme in das Gothaer Einigungsprogramm im Jahre 1875 die Vertreter de 
Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins Wert legten, ein Wunſch, dem ſich di 
Gegenſeite fügte. War aber der Satz bisher falſch, jo muß leider konſtatier 
werden, daß die immer ſchwächlicher werdende Haltung der bürgerlichen Par 
teien ihn zur Wahrheit zu machen droht. i 

Durch die bereits hinlänglich charakteriſierte falſche Auffaſſung kommt Blan 
auch dazu, den Fall Göhre als einen Beweis anzuſehen für den von ihm be 
haupteten Gegenſatz zwiſchen ſozialdemokratiſcher Wählerſchaft und Fraktio 
einerſeits und Parteivorſtand und Parteitag andererſeits. Dieſes Urteil zeig 
daß ihm die Natur des Falles Göhre fremd iſt. Was lag denn demſelbe 
zugrunde? Göhre hatte, verärgert durch gewiſſe Vorgänge auf dem Dresdene 
Parteitag, ohne die Parteigenoſſen ſeines Wahlkreiſes, die ſeine Kandidatu 
aufgeſtellt und für dieſelbe gearbeitet hatten, zu fragen, das Mandat nieder 
gelegt und damit die Partei zu einer Neuwahl genötigt, die ſchwere Opfer an 
Zeit, Geld und Kraft erforderte. Kurze Zeit darauf nahm er, als ſei nicht 
geſchehen, eine Kandidatur für ein erledigtes Mandat eines anderen Kreiſes an 
Über dieſe Art der Verfügung über Mandate und Kandidaturen entſtand ü 
der Parteileitung wie in der geſamten Partei einſchließlich der Fraktion ein 
große Mißſtimmung. Zum erſtenmal in der Geſchichte der Partei trat de 
Parteivorſtand dieſer Handlungsweiſe entgegen, unterſtützt von der Fraktion 
Die Angelegenheit wurde in der bekannten Weiſe erledigt; ſie iſt heute end 
gültig abgetan, und einer erneuten Kandidatur Göhres ſteht nichts mehr in 
Wege. | 

Auch in dem Umſtand, daß die Partei ſich 1891 ſozialdemokratiſche Partei 
ſtatt früher ſozialiſtiſche Arbeiterpartei nannte, ſieht Blank einen ſchwerwiegender 
Grund für ſeine Auffaſſung von dem immer mehr verſchwimmenden Charakte 
der Partei. Da Schreiber dieſes den neuen Namen vorſchlug, kann er woh 
auch am beſten Auskunft über die Motive zu dieſem Vorſchlag geben. Unte! 
der Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes hatte ſich allerlei „Sozialismus“ heraus 
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ebildet; man ſprach in dem bürgerlichen Lager von chriſtlichem Sozialismus, 
on Regierungsſozialismus — unter Hinweis auf die Verſicherungsgeſetz— 
ebung —, von konſervativem Sozialismus uſw. Demgegenüber war eine 
(are Unterſcheidung notwendig. Sozialdemokratiſch wagte ſich niemand zu 
ennen, ſo wurde der Name Sozialdemokratie, der ſich der Kürze halber längſt 
ingebürgert hatte, gewählt. Dieſer Name verhinderte aber auch, daß ſich 
ndere Elemente als ſolche, die das Ziel der Partei billigten, ihr anſchloſſen. 
daß dieſe Namensänderung beſondere Kämpfe hervorgerufen habe, wie Blank 
ngibt, iſt uns nicht bekannt. 

Blank ſieht auch einen tiefgehenden Unterſchied zwiſchen der Theorie und 
er Praxis der Partei, und zitiert zu dieſem Zwecke eine mißverſtandene Auße⸗ 
ung Liebknechts; auch ſei die Partei eine opportuniſtiſche Partei. Unterſuchen 
ie. Die Theorie befaßt ſich mit den Grundanſchauungen der Partei über das 
Rejen von Staat und Geſellſchaft; die Praxis befaßt ſich zunächſt mit der 
zekämpfung beziehentlich der Umgeſtaltung der Einrichtungen und Zuſtände 
n Staat und bürgerlicher Geſellſchaft. Die Theorie umfaßt die Begründung 
es Zieles, die Praxis befaßt ſich mit dem Wege zum Ziele. Sollen Theorie 
nd Praxis übereinſtimmen, fo darf die Handlung mit der Theorie nicht im 
Liderſpruch ſtehen; die Handlungen, die auf Beſeitigung oder Anderung ge— 
fer Einrichtungen abzielen, müſſen im Hinblick auf das Ziel erfolgen. Kämpfe 
h zum Beiſpiel für ein freies Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, jo kämpfe 
ch für eine bürgerliche Forderung, die ſcheinbar mit der ſozialiſtiſchen Theorie 
md unſerem Endziel nichts zu tun hat. Aber indem ich dieſes freie Vereins— 
md Verſammlungsrecht erreiche, erleichtert es mir die Propaganda für eine 
anze Reihe anderer Forderungen, die auf dem Wege zum ſozialiſtiſchen End— 
jel liegen, und die Propaganda für dieſes ſelbſt. Hier ſteht alſo Praxis und 
theorie im Einklang und nicht im Widerſpruch. Die politiſche Taktik der 
Bartei beſteht in der Anwendung der richtigen Mittel; fie muß prüfen, ob 
ieſe auf dem Wege zur Verwirklichung des Zieles liegen, und ſie muß alles 
ſerwerfen, was von ihrem Endziel abführt oder den Weg dorthin erſchwert oder 
herdunkelt. Das Endziel muß der Leitſtern, der Kompaß für ihr Handeln ſein. 
Blank dürfte es ſchwer fallen, nachzuweiſen, daß die Tätigkeit der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei nicht konſequent dieſer Taktik entſpricht. Gewiß, es kommt 
dei dieſer Taktik mancher in unſere Reihen, der unſer Endziel nicht billigt. Es 
ind dies die ſogenannten Mitläufer. Aber die Tatſache, daß die Partei ſich 
onſequent bleibt und ſtetig wächſt, zeigt, daß mit der Zeit aus den Mitläufern 
iberzeugte Genoſſen werden. Wohl kommt es auch vor, daß der Wahlkampf 
hier und dort nicht mit der nötigen Schärfe und klaren Hervorhebung der 
Brundſätze der Partei und ihres Zieles geführt wird. Aber was hier die Ge— 
goſſen verſäumen, holen in der Regel die Gegner nach, die nicht unterlaſſen, 
die Grundſätze und Ziele der Partei in der abſchreckendſten und häßlichſten 
Beſtalt den Wählern vor Augen zu führen. Wer dann trotzdem einen ſozial⸗ 
demokratiſchen Kandidaten wählt, der dürfte die Feuerprobe beſtanden haben. 

Allerdings iſt die Partei auch, horribile dietu, eine opportuniſtiſche Partei. 
Aber jeder Menſch, der nicht mit dem Kopfe durch die Wand rennen will, iſt 
ein Opportuniſt, und eine Partei, die im Kampfe für ihr Ziel nicht den Um⸗ 
ſtänden, das heißt den ſich ihr entgegenſtehenden Hinderniſſen Rechnung trägt, 
wäre verloren. Daher iſt auch die Unterſcheidung zwiſchen radikal und oppor⸗ 
tuniſtiſch hinkend und häufig falſch. Der Opportunismus darf aber nicht ein— 
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gebildeten Hinderniſſen oder Hemmniſſen zum Opfer fallen, er darf nicht z 
Vertuſchungen und Täuſchungen greifen, er darf keine Verwiſchung oder Über 
brückung vorhandener Gegenſätze verſuchen, er darf endlich nie vergeſſen, aus 
zuſprechen das, was iſt, ſonſt wird er zum Parteiverderb und Parteiverrg 
Wo die Grenzlinie, die innegehalten werden muß, liegt, darüber kann Stre 
entſtehen, und das iſt dann der Kampf über die Taktik. Hier iſt es der Klaſſen 
kampfſtandpunkt, der als Kompaß dient und ſehr raſch Klarheit bringt. 


* * 
* 


Es bleibt uns nunmehr noch übrig, zu unterſuchen, was an der Blankſche 
Auffaſſung richtig iſt, daß das Zentrum der widerſtandsfähigſte Gegner de 
Sozialdemokratie ſei, ja daß der Widerſtand des Katholizismus gegen die fozial 
demokratiſche Bewegung ſtärker ſei als der Widerſtand der wirtſchaftlichen un 
ſozialen Rückſtändigkeit gegen dieſe Bewegung. 

Blank ſucht dieſe Anſchauung durch ein großes Zahlenmaterial zu bemeijer 
Wenn in den überwiegend proteſtantiſchen Gegenden und namentlich in de 
Großſtädten — Städte mit mehr als 100000 Einwohner — ſich herausſtell⸗ 
daß die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft erheblich ſtärker ſei als die Zahl alle 
in der Induſtrie beſchäftigten Erwerbstätigen und berufsloſen Selbſtändigen 
jo jet in katholiſchen Bezirken das Gegenteil Tatſache. Hier bleibe die Zah 
der ſozialdemokratiſchen Wählerſchaft hinter der Zahl der in der Induſtri 
Erwerbstätigen und berufsloſen Selbſtändigen zum Teil ſtark zurück. Zur 
Beiſpiel die induſtriell am höchſten entwickelten katholiſchen Gebiete wie Schleſie 
mit 36,2 Prozent, Rheinland mit 47,9 Prozent, Weſtfalen mit 50,8 Prozen 
Erwerbstätigen in der Induſtrie gaben nach Blank für die Sozialdemokrat 
nur 24,6 Prozent, 20,9 Prozent und 24,7 Prozent der Wahlſtimmen ab. Bayer 
lieferte für die Sozialdemokratie 21,7 Prozent Wähler, die Zahl der induſtrie 
Erwerbstätigen betrug aber 28 Prozent. Umgekehrt war die Zahl der induftriel 
Erwerbstätigen in überwiegend proteſtantiſchen Gegenden wie Berlin 52,9 Prozen 
die Zahl der ſozialdemokratiſchen Wähler 66,8 Prozent. In gleicher Wei 
ergaben ſich für Hamburg 38,6 Prozent und 62,2 Prozent, für das Königreie 
Sachſen 55 Prozent und 58,8 Prozent, für Mecklenburg⸗Schwerin 23,9 Prozen 
und 41,3 Prozent, für Schleswig⸗Holſtein 29,8 Prozent und 44,3 Prozent uſm 

Nun iſt es eine unbeſtreitbare Tatſache, daß in den katholiſchen induftrielle 
Gegenden die Sozialdemokratie erheblich weniger Anhänger zählt als in dei 
proteſtantiſchen, mit anderen Worten, daß bisher das Zentrum den ſtärkſtel 
Damm gegen die Sozialdemokratie bildete. Dieſes liegt aber nicht am Katholizis 
mus beziehungsweiſe an der katholiſchen Kirche, ſondern an den Entwicklungs 
bedingungen, die das Zentrum zu einer großen, zeitweilig der größten politifche 
Partei Deutſchlands machten. Der Geburtshelfer der Zentrumspartei und ih 
ſtärkſter Förderer war der Bismarckſche Kulturkampf. Was das Zentrum verderben 
ſollte, machte es groß und gab ihm die Bindekraft für ſeine Wähler. Schade 
daß Bismarck nicht zehn Jahre länger Reichskanzler bleiben konnte, er wär 
am eigenen Leibe für ſeine Kulturkampfſünden geſtraft worden; er wäre de 
politiſche Gefangene des Zentrums geworden. Doch was Bismarck geſündigt 
ſucht Wilhelm II. doppelt und dreifach am Zentrum und der katholiſchen Kirch 
gut zu machen. Jeruſalem, Maria-Laach, Rom, Metz. 

Hatte ſchon die Agitation Laſſalles die Ketteler und Moufang aufgeſcheucht 
und hatten ſie mit der feinen Spürnaſe, die allezeit die katholiſche Kleriſei aus 
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gezeichnet hat, entdeckt, daß es hier gelte, beizeiten auf der Hut zu ſein und 
uch entſprechende Stellungnahme die katholiſchen Arbeiter an ihre Kirche zu 
dannen, der Ausbruch des Kulturkampfes nach dem Ende des deutſch-franzöſiſchen 
krieges rief mit Gewalt dieſe Taktik hervor. Galt es doch nunmehr alle 
atholiſchen Kräfte zuſammenzufaſſen und zu entfeſſeln, um den Kampf mit 
lusſicht auf Erfolg führen zu können. Mit Feuereifer warf ſich vor allen 
dingen der Klerus in den Kampf, und unter der Vorgabe, die Kirche ſei in 
Befahr, verſtand er es, alle katholiſchen Kräfte zuſammenzuſchweißen. 

Andere Momente kamen hinzu. Unter der Herrſchaft des allgemeinen 
Stimmrechtes wurden die katholiſchen Arbeiter, namentlich in den großen In⸗ 
zuſtriebezirken von Rheinland, Weſtfalen und Oberſchleſien, zu einem politiſchen 
Machtfaktor, der, koſte es was es wolle, der Kirche erhalten werden mußte. 
Und als nun bei Beginn der großen induſtriellen Proſperitätsepoche mit dem 
Jahre 1871 auch die Sozialdemokratie immer kräftiger ihre Schwingen regte, 
ie Streiks zu Hunderten aus dem Boden wuchſen und unter der Gunſt der 
konomiſchen Verhältniſſe zahlreiche Siege erfochten wurden, da hatte der 
atholiſche Klerus doppelten und dreifachen Grund, ſich der Arbeiter anzunehmen 
md ihnen ſeine ſoziale Hilfe in Ausſicht zu ſtellen. 

In der Kaplanokratie beſaß die katholiſche Kirche die geborenen Agitatoren, 
ne jetzt ihrer ſonſtigen Feſſeln und Rückſichten los und ledig, mit dem ganzen 
Feuer der Jugend und als fanatiſierte Gegner der herrſchenden Gewalt der 
Agitation ein ſo radikales Gewand gaben, daß ſie ſich nur wenig von der 
ozialdemokratiſchen unterſchied. Köln, Aachen, der Niederrhein wurden die 
Hauptherde dieſer Agitation, die bei den bedächtigeren Elementen und namentlich 
dei der katholiſchen Bourgeoiſie ein gelindes Gruſeln erweckte. Schreiber dieſes 
gat damals im Hinblick auf dieſe Art der Agitation mehr als einmal den 
Ausſpruch getan: Einſtweilen kommen wir bei den katholiſchen Arbeitern nicht 
m, wir können ihnen nur die irdiſche Seligkeit verſprechen, die katholiſchen 
Agitatoren ſtellen ihnen aber die irdiſche und die himmliſche Seligkeit in Aus⸗ 
ſicht, damit können wir nicht konkurrieren. 

Es muß hierbei feſtgehalten werden, daß in der erſten Hälfte der ſiebziger 
Jahre die katholiſchen Handwerker und Bauern ſich mit der demokratiſchen 
Opposition des Zentrums gegen die Bismarckſche innere Politik und feine 
Militärpolitik begnügten, einer Oppoſition, die an Schärfe nichts zu wuͤnſchen 
übrig ließ. Erſt als in den großen Kriſenjahren auch das Handwerk und der 
ſogenannte Mittelſtand in ſchwere ökonomiſche Bedrängnis gerieten und mit 
der maſſenhaften Einfuhr überſeeiſcher Lebensmittel die Agrarier begannen zu 
klagen und ſich zu regen, kam die Arbeiterpolitik des Zentrums in eine prekäre 
Situation. Jetzt wollten auch die anderen Schichten ſozial gerettet werden. 
Es begann die Ara der Hochſchutzzollpolitik, die das Zentrum in Rückſicht auf 
Bauern und Mittelſtand von vornherein unterſtützte, die aber die Kulturkampf⸗ 
politik in den Hintergrund drängte, weil Bismarck für ſeine Schutzzollpolitik 
der Hilfe des Zentrums bedurfte. Außerdem waren in den konſervativen 
Kreiſen bis hinauf zum alten Kaiſer immer lebhaftere Zweifel über die Zweck⸗ 
mäßigkeit des Kulturkampfes entſtanden. 

Jetzt begann aber auch die eigentliche Eiertanzpolitik des Zentrums, zu der 
es von Ende der ſiebziger Jahre bis heute in immer ſtärkerem Maße ge⸗ 
zwungen wurde. Der Gegenſatz der Intereſſen der verſchiedenen Klaſſen und 
Gruppen, aus denen es ſich zuſammenſetzt, trat immer ſchärfer hervor. Um 
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dieſe heterogenen Elemente zuſammenzuhalten, war es zu einer Politik d 
Diplomatiſierens und Temporiſierens genötigt. Heute ſuchte es die Handwerk 
durch irgendeine wertloſe Konzeſſion zufriedenzuſtellen, morgen mußte es de 
Arbeitern einen Brocken Arbeiterſchutz hinwerfen, übermorgen mußte es den Hei 
hunger der Bauern befriedigen. Und dieſe, die im Zentrum nach ihrer Za 
die Hauptmacht bilden — wie oben angeführt, zählte es von den 1875000 Wähler 
die es im Jahre 1903 auf feine Kandidaten vereinigte, allein auf dem Lan 
1033000 Stimmen —, trugen denn auch die Löwenvorteile ſeiner Politik davo 
Dieſe übermäßig ſtark agrariſche Zuſammenſetzung ſeiner Wähler erklärt au 
ſeine agrariſche Politik. Das Zentrum verſchaffte ſeinen agrariſchen Wähler 
nicht nur die handelspolitiſchen Konzeſſionen — die hohen Agrarzölle — 
ſondern auch durch die Agrarpolitik, die es ſeitdem im Reichstag und in de 
Landtagen befolgte, zahlreiche anderweite Vorteile. Da es aber bei dies 
Politik mehr und mehr auf ein Zuſammengehen mit den Regierungen a 
gewieſen war, wurde es genötigt, trotz des lebhaften Murrens eines große 
Teiles ſeiner Wähler, den Regierungen anderweitig entgegenzukommen, 
unterſtützte ihre Militär, Flotten⸗ und Kolonialpolitik. Die Politik des do ı 
des wurde von ihm inauguriert. Eine andere Wirkung der in ſeiner Mit 
vorhandenen ſozialen Gegenſätze war, daß es ſeine Arbeiterpolitik mäßige 
mußte, die ſeine Bauern und Handwerker ſchon längſt mit den ſcheelſten Auge 
anſahen, ja daß es zu offenen Zweideutigkeiten, wie letzthin in der Frage di 
Bergarbeiterſchutzgeſetzgebung, genötigt wurde, die im preußiſchen Landtag eir 
andere als im Reichstag iſt. | 

Es ſoll anerkannt werden, daß die Führer des Zentrums bisher dieſe fi 
fie notwendig gewordene Schaufel- und Eiertanzpolitik mit großem Geſchi 
exekutierten und darin vom Klerus und ihrer Parteipreſſe kräftig unterſtilt 
wurden. Aber eine ſolche Politik wird immer ſchwieriger, je mehr ſich d 
wirtſchaftlichen Gegenſätze verſchärfen und die im Kampfe ſtehenden Maſſe 
zu klarer Erkenntnis ihrer Intereſſen kommen. Kein Zweifel, daß dieſe El 
kenntnis namentlich bei den katholiſchen Induſtriearbeitern ſeit den letzte 
großen handelspolitiſchen Debatten im Reichstag und dem Bergarbeiterſtre 
große Fortſchritte gemacht hat und weiter machen wird. Die Kugel iſt einme 
im Rollen, und kein Aufhalten gibt's. Der Moment kommt, in dem die ſoziale 
Intereſſen ſich ſtärker erweiſen als die religiöſen, und dann iſt der Abmarft 
der katholiſchen Arbeiter in die Reihen der Sozialdemokratie unabwendba⸗ 
Dieſer Moment wird beſchleunigt in dem Maße, wie das Zentrum die Militär 
Flotten⸗ und Kolonialpolitik der Regierungen immer mehr unterſtützen und de 
ſozialen Forderungen der Menge der rückſtändigen Elemente in ſeiner Mitte i 
immer höherem Maße Rechnung tragen muß, was beides nur auf Koſten de 
Arbeiter geſchehen kann. 

Die Sozialdemokratie kann dieſem Entwicklungsprozeß mit Ruhe entgegen 
ſehen; was ſie tun kann, wird ſie tun, um ihn zu klären und zu fördern 
ſchließlich fallen ihr die Früchte in den Schoß, wenn auch nicht auf eine 
Schlag. Es iſt das eherne Muß der Geſchichte, daß alle Reſultate einer well 
geſchichtlichen Entwicklungsphaſe derjenigen Partei zufallen, die die Miffio 
übernommen hat, die Keime einer neuen ſozialen Ordnung der Ding 
zur lebenskräftigen Geſtaltung zu bringen. Heute und morgen iſt noch da 
Zentrum Trumpf, übermorgen iſt es die Sozialdemokratie. 
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Patriotismus, Krieg und Sozialdemokratie. 
Von K. Kautsky. 


1. Der Patriotismus. 


Die vier Fragen, welche die Redaktion der „Vie Socialiste* uns ſtellt, 
zunten kurz mit ein paar Sätzen beantwortet werden. Aber ſie umfaſſen ſo 
roße und ſchwere Probleme, daß man auch vier dicke Bücher darüber zu ſchreiben 
ermöchte. Das letztere iſt hier ausgeſchloſſen, zu meiner Leſer und meinem Glücke, 
ber das erſtere wieder ſcheint mir ziemlich zwecklos, denn die Meinung eines 
ſtenſchen hat höchſtens Kurioſitätswert, wenn man nicht die Gründe kennt, 
uf die ſie aufgebaut iſt. Ich möchte daher verſuchen, meinen Standpunkt 
ſenigſtens einigermaßen zu begründen. So flüchtig es geſchieht, werde ich doch 
icht ganz kurz ſein können, angeſichts der Kompliziertheit der vorgelegten 
ragen. 

So iſt gleich die erſte Frage, ob Patriotismus und Internationalismus ſich 
niteinander vereinbaren laſſen, keine einfache. Sie hängt davon ab, was man 
nter Patriotismus verſteht. Der Patriotismus iſt aber nicht etwas von der 
katur Gegebenes, er iſt ein geſellſchaftliches Produkt. Das Vaterland wechſelt 
lit den geſellſchaftlichen Verhältniſſen, und innerhalb einer gegebenen Geſell— 
haft wieder iſt die Rolle, die das Vaterland ſpielt, für jede Klaſſe eine andere, 
nd damit auch ihr Patriotismus ein anderer. 

Die Frageſtellung weiſt auf das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ hin, aber 
erade die Haltung, die Marx und Engels gegenüber den nationalen Fragen 
rer Zeit einnahmen, zeigt am beſten, wie kompliziert das Problem des 
zatriotismus iſt, denn dieſe Haltung war anſcheinend eine ſehr widerſpruchs— 
olle. Sie verfochten mit aller Entſchiedenheit die nationalen Beſtrebungen 
er Italiener, Ungarn, Polen, ebenſoſehr aber auch die der Deutſchen; dies in 


Di Vorliegender Artikel wurde für unſer franzöſiſches Bruderorgan, „La Vie Socialiste“, 

en, in Beantwortung einer Aufforderung, die folgendermaßen lautet: 

Werter Genoſſe, 

Angeſichts der heutigen Situation, wo der Bourgeoisimperialismus den Weltfrieden 

| bedroht, und nach den jüngſten Polemiken in Frankreich, glaubt die „Vie Socialiste“, 
es ſei von Intereſſe, eine ausgedehnte Enquete über den ſozialiſtiſchen Internationalismus 
und ſeine praktiſchen Konſequenzen zu eröffnen. 

Marx und Engels ſchrieben vor mehr als einem halben Jahrhundert im „Kommu— 
niſtiſchen Manifeſt“: 

D die Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was fie nicht 
haben. Indem das Proletariat zunächſt ſich die politiſche Herrſchaft erobern, ſich zur 
nationalen Klaſſe erheben, ſich ſelbſt als Nation konſtituieren muß, iſt es ſelbſt noch 
national, wenn auch keineswegs im Sinne der Bourgeoiſie.“ 

1. Was halten Sie von dieſem Satze und wie faſſen Sie ihn auf; laſſen ſich Patrio— 
tismus und Internationalismus miteinander vereinbaren? 

2. Welche praktiſche Haltung, welche Form der internationalen Propaganda bedingt 
er für die Sozialiſten angeſichts des Militarismus, der Kolonialpolitik, ihrer Urſachen und 
ihrer ökonomiſchen Rückwirkungen? 
| 3. Welche Rolle haben die Sozialiften in den internationalen Beziehungen (Schutz⸗ 
Zöllen, Arbeiterſchutz uſw.) zu ſpielen? 

; 4. Welche Pflichten haben die Sozialiſten im Falle eines Krieges? f 
Wir hoffen, werter Genoſſe, daß Sie uns Ihre perſönliche Anſicht mitteilen werden, 
wie ſie aus der Situation der ſozialiſtiſchen Partei Ihres Landes entſpringt uſw. 
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einem Maße, daß man ſie für deutſche Patrioten anſehen könnte, wenn 
nicht 1870 auf Seite der franzöſiſchen Republik gegen das kaiſerliche Deut 
land getreten und die Abtrennung Elſaß-Lothringens von Frankreich auf! 
lebhafteſte bekämpft hätten. Die zweite Adreſſe des Generalrats der Im 
nationale über den deutſch-franzöſiſchen Krieg proteſtierte energiſch gegen! 
„Verbrechen, daß man in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunde 
die Politik der Eroberungen aufs neue ins Leben gerufen hat“, und gegen! 
„Raub an franzöſiſchem Gebiet“. 

Aber ſo lebhaft ſie ſich aller dieſer Nationen annahmen, den Un 
hängigkeitsbeſtrebungen der kleineren ſlawiſchen Nationen in Sſterreich u 
der Türkei ſtanden ſie ſtets mit Mißtrauen, ja mit Abneigung gegenüber. 

Das erſcheint ſehr widerſpruchsvoll, wenn man ſich auf den Standpu 
des bürgerlichen Begriffs von Nationalität und Patriotismus ſtellt, nicht ab 
wenn man dieſe Erſcheinungen vom Standpunkt des Emanzipation 
kampfes des Proletariats aus betrachtet. 

Es iſt ſchon oft darauf hingewieſen worden, daß das Proletariat 
unterſte aller Klaſſen ſich nicht befreien kann, ohne aller Unterdrückung 
Ausbeutung ein Ende zu machen, alſo auch der nationalen. Die proletariſch 
Mitglieder einer Nation, die von einer anderen unterdrückt, ausgebeutet o 
auch nur in ihrer Selbſtändigkeit bedroht wird, müſſen dieſe Unterdrücku 
ebenſo bekämpfen wie jede andere. Andererſeits aber haben die proletariſch 
Mitglieder einer ihre Nachbarn drückenden und ausbeutenden oder doch 
drohenden Nation nicht das geringſte Intereſſe an dieſer Stellung, die ı 
den herrſchenden Klaſſen ihrer Nation zugute kommt, denſelben, die ſie ſel 
ausbeuten und unterdrücken. Die Proletarier der beherrſchten Nation dageg 
ſind ihre natürlichen Verbündeten. Die nationalen Gegenſätze brauchen a 
im Proletariat keinen Raum zu finden. Sie ſind ihm dort fremd, wo 
geiſtig und politiſch ſelbſtändig geworden iſt. Wo es ſo weit gekommen 
wird es nie einen aggreſſiven Patriotismus entfalten, nie das eigene Vat 
land, die eigene Nation auf Koſten anderer fördern wollen. 

Das iſt indes nur die eine Seite des proletariſchen Patriotismus und ni 
ſeine kennzeichnendſte. Auch andere Klaſſen, die nicht zu den ausbeutend 
gehören, können einen ähnlichen friedfertig-toleranten Patriotismus erzeug 
wie der kleinbürgerliche Radikalismus beweiſt. 

Aber der proletariſche Emanzipationskampf iſt nicht bloß ein Kampf geg 
jede Art der Unterdrückung und Ausbeutung; er iſt auch ein Kampf um ei 
neue Produktionsweiſe und damit um eine neue Geſellſchaftsform, durch 
allein die Aufhebung jeder Art von Unterdrückung und Ausbeutung mögl 
iſt. Dieſer neuen Geſellſchaft entſpricht auch eine neue Ethik. 

Die Warenproduktion iſt die Produktion ſelbſtändiger Produzenten, die 
volliter Freiheit miteinander konkurrieren. Das führt zu dem ethiſchen Ide 
des Liberalismus und Anarchismus, der vollen Freiheit der Perſönlichkeit, 
ſich ganz ausleben ſoll. Der Liberalismus unterſcheidet ſich hier vom Anarch 
mus bloß dadurch, daß er ſeine Ethik den Bedürfniſſen der kapitaliſtiſch 
Warenproduktion anpaßt, mit ihren ſozialen und nationalen Gegenſätzen, wel! 
die Zwangsorganiſation des Staates notwendig machen, während der Anarch 
mus antikapitaliſtiſch iſt, was ihn zwingt, wenn er ſich auch noch ſo mode 
gibt, in der einfachen Warenproduktion, der kleinbürgerlichen und kleinbäu 
lichen, ſein Ideal zu ſuchen. Der Anarchismus iſt Liberalismus für al 
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Liberalismus Anarchismus für die herrſchenden Klaſſen und ihre 
aſiten. 

lber die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe kann nicht überwunden werden 
Rückkehr zur einfachen Warenproduktion, ſondern nur durch Eroberung 
Atechniſchen Errungenſchaften der kapitaliſtiſchen Privatproduktion für die 
ente Geſellſchaft, alſo durch geſellſchaftliche Produktion, durch Produktion, 
on der Geſellſchaft und für die Geſellſchaft betrieben wird. Dies wird 
Ideal des Proletariats der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, ſobald es ſich 
gig und politiſch von Liberalismus und Anarchismus befreit hat. Damit 
ihm aber auch die Perſönlichkeit nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel zum 
cke; dieſer Zweck iſt indes nicht ein anderes Individuum, ſondern die Ge- 
haft, die Geſamtheit, der der einzelne nun zu dienen hat. Nicht das rück— 
sloſe Ausleben der Perſönlichkeit, ſondern die rückhaltloſe Hingabe an die 
zuntheit wird der kategoriſche Imperativ der neuen, ſozialiſtiſchen Ethik, ein 
goriſcher Imperativ, der nicht wie der Kantſche aus irgendeiner myſtiſchen 
t der Dinge an ſich, ſondern aus der ſehr realen Welt der Dinge für uns, 
Produktionsweiſe, entſpringt. Der Proletarier ſieht ſein Glück nicht in der 
ße und Macht ſeiner eigenen Perſönlichkeit, ſondern in der Größe und 
ſcht der Organiſation, welcher er angehört. 

Damit wird die freie Entwicklung der Perſönlichkeit jedoch nicht aufgehoben, 
wird vielmehr erſt aus einem Privilegium weniger „Übermenſchen“, das fie 
te iſt, zum Gemeingut aller. Denn erſt die geſellſchaftliche Produktion, die 
einzelnen zum bloßen Rädchen eines großen Mechanismus macht, ſchafft 
Möglichkeit ausreichender Muße für alle, in der ſie, nach getaner Pro— 
tionsarbeit, ſich frei ausleben und entfalten können. 

Doch dies nur nebenbei, um ängſtliche Verehrer der freien Perſönlichkeit 
r deren Schickſale zu beruhigen. Mit unſerem Thema hat die letztere Be— 
kung nichts zu tun. 

Wie aber die Einverleibung aller Perſönlichkeiten in einen großen produk— 
m Mechanismus, dem fie als kleine Teilchen zu dienen haben, das Ziel 
proletariſchen Emanzipationskampfes bildet, iſt es auch heute ſchon das 
htigſte ſeiner Kampfesmittel. Durch die Entwicklung feiner Organi— 
ionen ſchreitet es ſiegreich vorwärts, Organiſation heißt aber nichts 
deres als Unterordnung des einzelnen unter eine Geſamtheit, Einſchränkung 
zer perſönlichen Freiheit. Unſere Gegner zetern denn auch über nichts mehr, 
über den „Terrorismus“ in der Sozialdemokratie und den Gewerkſchaften, 
vergeſſen aber, daß die „freie Perſönlichkeit“ ein Luxus iſt, den ſich heute 
zer den Lumpenproletariern, den Bohsmiens, nur noch die Reichſten der 
ichen erlauben können; daß die Frage nicht mehr die iſt, ob die Organi— 
ion oder die freie Perſönlichkeit in der Produktion und in der Geſellſchaft 
rſchen ſoll, ſondern die, ob kapitaliſtiſche Organiſation im Dienſte 
iger Perſonen oder ſozialiſtiſche Organiſation im Dienſte der 
ſellſchaft. 

Was ſollen aber alle dieſe Ausführungen? werden die meiſten Leſer fragen. 
handelt ſich doch um die Frage des Patriotismus, nicht um die der Ethik. 
hr richtig; indes find beide aufs innigſte miteinander verwachſen und der 
terſchied zwiſchen bürgerlichem und proletariſchem Patriotismus wird am 
ſten begriffen, wenn man den zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Ethik 
annt hat. 
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Für das bürgerliche Denken ſteht die Perſönlichkeit des einzelnen im Vo 
grund. Das Gemeinweſen iſt bloß ſeinetwegen da, hat bloß dafür zu jo 
daß die einzelnen ſich nicht gegenſeitig ins Gehege kommen. Wie die Erklä 
der Menſchenrechte der Revolution ſagte: „Die Ausübung der natürl 
Rechte jedes Menſchen hat keine anderen Schranken als die, welche and 
Mitgliedern der Geſellſchaft den Genuß derſelben Rechte ſichern.“ Unter ji 
Perſönlichkeit verſteht der Bourgeois aber nicht bloß das, was er 
— das iſt ſo unbedeutend, daß niemand es bedroht — ſondern auch das, wo 
hat; das wird aber von niemand ernſtlicher bedroht als von denen, die ni 
haben, den Proletariern. Die Erklärung der Menſchenrechte der Revolu 
zählte das Eigentum zu dieſen unveräußerlichen Rechten. Nicht etwa 
das Produkt der perſönlichen Arbeit, nein, alles, was einer beſitzt, 
immer er es erworben haben mag, wie ſehr es das Produkt anderer Per 
lichkeiten ſein, wie wenig es ſeiner eigenen Perſon entſtammen mag. Der S. 
des Eigentums gilt dem bürgerlichen Vaterland ebenſo als Schutz der Perſön 
keit, wie Freiheit, Sicherheit und Widerſtand gegen Unterdrückung. Und in 
Praxis wird es zur vornehmſten Aufgabe des bürgerlichen Vaterlandes, 
Eigentum zu ſchützen, wird das Vaterland als der Inbegriff alles Reicht! 
der Nation ſelbſt zur Verkörperung der Geſamtheit des Eigentums. 

Für die beſitzenden Klaſſen iſt das Vaterland der Inbegriff ihres eige 
Reichtums, ihrer eigenen Macht. Vor allem für die Kapitaliſtenklaſſe n 
das Vaterland immer mehr zu ihrer Domäne, die ſie beherrſcht, von de 
Ausbeutung ſie ebenſo wie die konkurrierenden Kapitaliſten des Auslandes 
auch die Proletarier des eigenen Landes auszuſchließen vermag. Wie ſel 
ſüchtig der einzelne Kapitaliſt ſein mag, wie gleichgültig gegen das Gem 
wohl, in allen Fragen, in denen es ſich um Klaſſenintereſſen, nicht 
perſönliche handelt, ſind die beſitzenden Klaſſen hochpatriotiſch, ſetzen ſie 
Vaterland höher als irgendeine andere geſellſchaftliche Inſtitution. 

Andererſeits aber heißt das Eigentum ſchützen nichts anderes, als diejeni, 
davon ausſchließen, die keines haben. Und betrachtet man das Vaterland 
den Inbegriff aller Reichtümer, die es enthält, dann iſt der Proletarier dar 
ausgeſchloſſen. Das ſagt nicht bloß das „Kommuniſtiſche Manifeſt“, 


ſprach ſchon Tiberius Grackhus in jener berühmten Rede aus, in der 
darauf hinwies, daß wohl die wilden Tiere Italiens ihre Höhlen und La 


hätten, auf denen ſie ruhen könnten, die Männer aber, auf denen die Gri 
des italieniſchen Vaterlandes beruhte, mit Weib und Kind ohne feſtes Obdı 
ſeien: 5 


„Es iſt ein Hohn, wenn die Feldherren in der Schlacht ſie auffordern, 


ihre Hausgötter und die Gräber ihrer Väter (alſo für das Vaterland) 
kämpfen; denn unter allen iſt kaum ein einziger, der eine Grabſtätte der Sein 


und einen eigenen Hausaltar beſitzt. Nur um anderen Reichtümer, Gla 
und ſchwelgeriſche Genüſſe zu verſchaffen, tragen ſie das Schwert und ſterb 
ſie auf dem Schlachtfeld. Sie haben die Welt beſiegt und werden ihre Herr 
genannt; ihnen ſelbſt gehört aber nicht eine Scholle Landes.“ f 

Aber die Proletarier wollen das private Eigentum an dem kapitaliſtiſch 
Reichtum der Nation, am Vaterland, aufheben, um es zum Gemeingut all 
zu machen; ſie wollen den Staat aus einer Organiſation der Herrſchaft u 
Ausbeutung in einen Organismus der geſellſchaftlichen Produktion verwandel 
Die Proletarier haben alſo noch kein Vaterland, ſie wollen es ſich aber & 
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mund wollen ſein Bereich erweitern, indem fie es, das heißt feinen 
tum, allen Mitgliedern der Nation zugänglich machen, und wollen es von 
Herrſchaft einheimiſcher oder fremder Unterdrücker und Ausbeuter befreien. 
dieſem Sinne ſind ſie national und haben ſie ein lebhaftes Intereſſe an 
Gedeihen und an der Unabhängigkeit des Vaterlandes. 

fu der geſellſchaftliche Organismus der geſellſchaftlichen Produktion, den 
nſtreben, kann ſich nicht auf eine Nation, ein Land beſchränken. Die 
galiſtiſche Produktionsweiſe hat den Weltmarkt geſchaffen; wurde ehedem 
shen den Ländern nur Überflüffiges ausgetauſcht, produzierte jedes Land 
Weſentliche ſelbſt, was es brauchte, jo iſt heute der internationale Handel 
Lebensbedingung für alle kapitaliſtiſchen Nationen geworden, kann keine 
r Nationen für ſich allein mehr exiſtieren. Die Aufhebung der Waren- 
zuktion führt daher notwendigerweiſe ſchließlich zu einer geſellſchaftlichen 
4 7 der geſamten internationalen Produktion, zur Herſtellung eines Organis⸗ 
der geſellſchaftlichen Produktion, der den ganzen Weltmarkt umfaßt; damit 
aber auch die Geſamtheit, der der einzelne zu dienen hat, nicht mehr das 
erland oder die Nation, ſondern die Kulturmenſchheit. 

Das iſt aber nicht etwa eine phantaſtiſche Utopie der Zukunft, das macht 
heute ſchon auf höchſt praktiſche Weiſe geltend im proletariſchen Klaſſen⸗ 
pf, der immer mehr und mehr zu einem internationalen wird. 

Wohl muß auch die bürgerliche Welt eine Art Internationalität anerkennen, 
der Weltverkehr mit ſich bringt. Aber dieſe Internationalität iſt nur eine 
ſetragung des Verhältniſſes, das nach der bürgerlichen Ethik zwiſchen den 
noiduen herrſchen ſoll, auf das Verhältnis zwiſchen den Nationen. Die 
taliſtiſche Ethik proklamiert für das einzelne Land wie für das einzelne 
viduum das Recht, ſein Eigentum und fein Machtbereich auf Koſten der 
eren ſo weit auszudehnen und ſo zu gebrauchen, wie es ſeine Machtmittel 
atten. Nicht jo brutal iſt der kleinbürgerliche Radikalismus oder Anarchis- 
„der der einfachen Warenproduktion entſpricht. Dieſer fordert das laisser 
e, laisser aller für die Nationen wie für die Individuen; aber wie dieſe, 
der Erklärung der Menſchenrechte, jo ſollen auch jene ihre Schranken in 
gleichen Rechte der anderen finden. 

Ganz anders als dieſe Art Internationalität, die jede Nation treiben läßt, 
3 fie will, ſolange fie den anderen nicht zu nahe tritt, iſt die des Prole⸗ 
ats, die die Zuſammenfaſſung ebenſo der Nationen wie der Individuen zu 
neinſamem planvollem Handeln fordert und dementſprechend heute 
m die proletariſchen Organiſationen der verſchiedenen Nationen zu ſolchem 
nadeln zuſammenfaßt. 

Das Endziel der internationalen ſozialiſtiſchen Geſellſchaft und die Be— 
jung des internationalen Emanzipationskampfes des Proletariats ſind nicht 
einander zu trennen, find gleichbedeutend. Nichts abſurder als die Idee, 
eine als nichts und das andere als alles hinzuſtellen. Mag man aber 
Endziel ins Auge faſſen oder die Bewegung oder beide zuſammen, ſtets 
d dieſem Ziele und dieſer Bewegung gegenüber das Vaterland ebenſo wie 
Individuum aufhören, der Angelpunkt zu ſein, um den ſich unſer ganzes 
tiſches und ſoziales Denken und Arbeiten dreht. Wohl muß die Erreichung 
ſozialiſtiſchen Endziels die Maſſe der Individuen weit mehr befreien, muß die 
elnen Nationen reicher und ſicherer machen, als es irgendeine geſellſchaftliche 
ganiſation bisher vermochte. Und wohl muß die Bewegung zu dieſem End— 
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ziel im ganzen und großen auch ſchon von einer ſteigenden Befreiung 
Individuen, vom Wachstum des Reichtums und der Sicherheit der einz 
Nationen begleitet ſein. Aber immerhin ſind Individuum wie Nation 
internationalen Emanzipationskampf des Proletariats unterzuordnen, un 
eines ihrer Sonderintereſſen in Gegenſatz zu den Bedürfniſſen dieſes Em 
pationskampfes tritt, da hat das individuelle oder nationale wie auch 
andere Sonderintereſſe, zum Beiſpiel das zünftige oder berufliche, dah 
zurückzutreten. 

Der kapitaliſtiſch denkende Nationaliſt mag erklären: right or wrong, 
country — ob es recht oder unrecht tut, ich ftehe ſtets auf der Seite meines N 
landes; der Sozialdemokrat muß Intelligenz und Mut genug haben, es erke 
zu können, wenn das Sonderintereſſe einer Nation, und wäre es auch ſeine ei 
dem Emanzipationskampf des Proletariats in den Weg tritt, und dementiprer 
zu handeln. Aus dieſer Überzeugung ift es zu erklären, wenn Marx und Er 
ſich nicht nur den nationalen Aſpirationen der Slawen Oſterreichs (mit; 
nahme der Polen) und der Türkei widerſetzten, ſolange ſie glaubten, daß 
ſchlimmſte Feind des internationalen Emanzipationskampfes daraus N. 
ziehe; es iſt daraus auch zu erklären, daß ſie es unternahmen, und die 
ſamte deutſche Sozialdemokratie mit ihnen, im deutſch⸗franzöſiſchen Kriege 
Nationalismus der eigenen Nation entgegenzutreten, als er Formen anne 
die nur das Hohenzollerntum und den Zarismus fördern konnten, die 
die Demokratie in Deutſchland wie in Frankreich aufs tiefſte ſchädigen muf 

Soviel über die erſte Frage, über das Verhältnis von Vaterland 
Internationalität. Und nun zu den anderen, von denen ich nur die v 
behandeln möchte; die zweite und dritte erledigen ſich nebenbei von ſelbſt. 
vierte dagegen erheiſcht einige längere Ausführungen. (Schluß f 


Die internationale Organifation des Rleinbürgertums. 
Von Georg Ztiekloff. N 


. 


Beim Leſen dieſer Überſchrift wird ſich der Leſer eines verwunderten K 
ſchüttelns nicht enthalten können. Und wirklich liegt in den Worten: „In 
nationale Organiſation des Kleinbürgertums“ etwas Seltſames und 
erwartetes. 1 

Aber die Politik des Kleinbürgertums, die in Deutſchland und Sſterr 
unter dem Namen „Mittelſtandspolitik“ und „Handwerkerpolitik“, in Fre 
reich und Belgien unter dem Namen „Politique des classes moyennes“ beka 
iſt, hat in den letzten Jahren neue Bahnen eingeſchlagen. Bisher war 
Internationalismus als eine für die Denk- und Wirkungsweiſe des Proletari 
aber nicht des Kleinbürgertums charakteriſtiſche Eigenſchaft betrachtet word 
In dem Maße nun, als das Kleinbürgertum in die politiſche Arena ein 
oder vielmehr hineingezogen wurde, hat es für ſeinen Gebrauch eine g 
andere Lehre ausgearbeitet, einen eiferſüchtigen und exkluſiven Nationalism 
der die internationaliſtiſchen Proletarier als „vaterlandsloſe Geſellen“ 
zeichnet und wie Ausſätzige der gegenwärtigen Geſellſchaft behandelt. Alle, 
jenſeits der Grenzen ihres Vaterlandes Mitarbeiterſchaft, Rat und Rückh 
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en, wurden mindeſtens zu Landesverrätern erklärt. In ökonomiſchen 
zen reichte der Horizont der Kleinbürger bis an ihre Ladentür und kaum 
lber hinaus; auf politiſchem Gebiet erhob er ſich nicht über die traditio- 
In politiſchen Legenden. Und die höchſte ſoziale Philoſophie, zu der ſich 
9 Kleinbürgertum und ſeine Ideologen aufſchwingen konnten, war der Anti: 
Atismus, der — im beſten Falle — die ſoziale Frage mit der Raſſenfrage 
echmolz. 
Aber heute iſt alles anders. Die idylliſchen Tage des kleinbürgerlichen 
Unjuez ſind unwiderruflich vorüber. Die patriotiſchen Handwerker und die 
winiſtiſchen Geſchäftsleute nahmen ſich die Pietätloſigkeit zum Beiſpiel und 
elgten die Politik der „Landesverräter“. Dieſe Bekehrung zum Internatio⸗ 
(smus vollzog ſich, und das iſt beſonders lehrreich, unter der tatkräftigen 
hilfe, wo nicht gar auf direkte Veranlaſſung der beſtgeſinnten und 
goliſchſten aller gegenwärtigen Regierungen, der belgiſchen. So ſtark iſt die 
lik der Tatſachen, jo augenfällig iſt der Parallelismus der ökonomiſchen 
wicklung in allen kapitaliſtiſchen Ländern der Welt, ſo klar iſt, ſelbſt für 
[Kleinbourgeoiſie, die Notwendigkeit des gemeinſamen Widerſtandes gegen 
gemeinſames Übel. 
Was die belgiſche Regierung durch dieſe Rolle der Initiative bei der inter⸗ 
onalen Organiſation des Kleinbürgertums gewonnen hat, iſt leicht zu er⸗ 
n. Aus einem feudal-⸗plutokratiſch⸗kleinbürgerlichen Bündnis hervorgegangen, 
ſie ihrem ganzen Weſen nach dazu auserſehen, ſich zu jedem reaktionären 
(mtat herzugeben und den demagogiſchen Inſtinkten zu ſchmeicheln oder un⸗ 
(ichbare Ziele zu ſtecken, unerfüllbare Hoffnungen zu erwecken. Andererſeits 
die katholiſche Partei von einem unbeſtimmten Gefühl der Angſt vor dem 
umenden erfüllt durch die ſeit 1885 einſetzende Entwicklung des neuen hiſto— 
hen Faktors, der Arbeiterpartei, welche in Belgien, dieſer „Werkſtatt des 
opäiſchen Kontinents“, verhältnismäßig weit vorgeſchritten, vielleicht dort 
tiger als irgendwo anders war. Dieſe Entwicklung der proletariſchen Or⸗ 
liſation war hauptſächlich den enormen Fortſchritten der Großinduſtrie zu 
danken, durch welche der Kleinbetrieb von dem Platze, den er ſich erobert 
te, verdrängt wurde; dann kam die Entwicklung der großen Magazine und 
Genoſſenſchaften, für welche Belgien eine Art gelobten Landes iſt. Aus 
m dieſen Gründen mußte die herrſchende Klaſſe zu ihrer Selbſterhaltung 
bemühen, den Mittelſtand zu heben, ſie mußte ſeine Poſition ſtärken und 
neuen wachſenden Kraft des Proletariats die ebenfalls organiſierte des 
inbürgertums entgegenſtellen. 
Es iſt zum Beiſpiel bekannt, daß die belgiſche Organiſation der chriſtlichen 
mokraten, die „Ligue démocratique“, jene kühne klerikale Nachahmung der 
giſchen Arbeiterpartei, das Kleinbürgertum an ſich heranzuziehen verſuchte. 
Mens, der berühmte Staatsmann der katholiſchen Partei und der erſte 
miſter für Induſtrie und Arbeit in Belgien, ſagte am 24. Juni 1896 im 
nat: „Es iſt nicht zu beſtreiten, daß uns das Los des Mittelſtandes ſehr am 
rzen liegen muß. Und ebenſo unzweifelhaft müßte ein Verſchwinden oder 
e Verminderung dieſer vermittelnden Klaſſe für unſer Vaterland und für 
ſere ſoziale Organiſation geradezu als ein Unglück betrachtet werden.“ Und 
anderes belgiſches Kammermitglied, der frühere Handelsminiſter Cooreman, 
ickte ſich in ſeiner Rede im Abgeordnetenhaus (11. Juli 1898) noch deut⸗ 
er aus: „Es ift für das ſoziale Gleichgewicht von Wichtigkeit, daß der 
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Mittelſtand — deſſen Charakteriſtikum die Vereinigung von Kapital 
Arbeit in einer Hand iſt — den Abſtand zwiſchen der Kapitaliſten⸗ und 
Arbeiterklaſſe ausfülle. Damit volle Harmonie in der Geſellſchaft herrſch 
es unerläßlich, daß die ſoziale Stufenleiter zwiſchen ihrer niederſten und 
höchſten Sproſſe noch eine Reihe von Zwiſchenſtufen beſitze, welche die Ext 
durch zahlreiche kleine Stufen verbinden.“ 

Dieſer Klaſſe iſt alſo ganz einfach die Rolle des Puffers zugedacht. 
im vorliegenden Falle geben die Staatsmänner nur die Gedanken der ko 
vativen Fraktion der katholiſchen Partei wieder, die unter Woeſtes Fb 
ſteht. Auf die Anregung dieſes letzteren hin und unter ſeinem Vorſitz f 
die „Fédération des cercles et associations catholiques“ anfangs 1899 
Schutz des Kleinbürgertums auf die Tagesordnung ihres Kongreſſes. Q 
ſich die Katholiken damit nicht früher beſchäftigten, jo hatten fie für dieſe H 
lungsweiſe ihre guten Gründe, über die ſich Herr Lambrechts in der „Rı 
des questions scientifiques“ (Januar 1899) folgendermaßen äußert: 

„Zweifellos ſpricht man weniger von diefem Problem als von dem der Arbe 
klaſſe, wahrſcheinlich weil wir es dort mit Maſſen zu tun haben, mächtig an # 
lärmend aus Gewohnheit und gefährlich durch die Heftigkeit, mit der fie ihre 3 
eſſen vertreten; hier aber haben wir Gruppen, deren Reihen ſich immer mehr lid 
aus Leuten zuſammengeſetzt, die aus Tradition friedliebend ſind, fügſam wie Ih 
gebene, Feinde des Streites und der Veränderung. 

„Die guten Handwerker und Kleinbürger ſind ſo beſcheiden (), daß man 
Letzten von ihnen davonjagen könnte, ohne auch nur ein revolutionäres Murren 
hören. 

„Deshalb hat man ſie ganz einfach vergeſſen; und ſo geſchah es, daß fie ı 
nur um ihr Vermögen, ſondern auch um ihre weſentlichen Exiſtenzbedingungen 
kommen ſind. ö 

„Niemand hat ſich bisher etwas daraus gemacht, bis man eben jetzt bem 
daß das Verſchwinden dieſer kleinen Leute das allgemeine Gleichgewicht ganz 
deutend ins Wanken bringt.“ 


Einer der erſten Verſuche zur Organiſierung des Kleinbürgertums, der 
Rückſicht auf die katholiſche Partei von einem Abgeordneten, dem Profe 
der Architektur Helleputte (auch aktivem Mitglied der „Ligue démocratiqu 
unternommen wurde, war die Gründung der „Gilde des metiers et négoc 
in Löwen, die ſich 1878 konſtituierte und aus Unternehmern und Arbeit 
beſtand. 1885 nahm ſie Statuten an, die ſo viel wie möglich denen der a 
Zünfte nachgebildet waren; gegenwärtig zählt ſie zu ihren Mitgliedern ungef 
130 Unternehmer und 700 Arbeiter. Sie hat eine Volksbank, eine Spar: ı 
Reiſekaſſe, eine Bibliothek, eine Gewerbeſchule gegründet und mehrere A 
ſtellungen veranſtaltet. In Brüffel, Antwerpen uſw. ſind nach ihrem Mu 
andere Vereinigungen gegründet worden. 

Das Intereſſante und Charakteriſtiſche an dieſer Gilde iſt, daß fie ſich n 
damit begnügt, die Intereſſen des Kleinbürgertums wahrzunehmen, daß ſie v 
mehr außerdem auch verſucht, zwiſchen Kapital und Arbeit gute Beziehung 
herzuſtellen. Auf dieſe Seite des Einfluſſes, den die katholiſche Partei auf d 
Kleinbürgertum ausübt, kommen wir ſpäter noch zurück. | 


Man vergleiche unter anderem Victor de Clereg, „L'organisation profess 
nelle de la petite bourgeoisie en Belgique“, Paris 1904, und über 
Details aller dieſer Organiſationen das ſehr intereſſante Werk des Jeſuiten Vermeer 
„Manuel social“ (2. vermehrte Auflage, 1904). 5 
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Unter allen den in mehreren Großſtädten Belgiens exiſtierenden Vereini— 
gen, die ſich den Schutz der kleinbürgerlichen Intereſſen zur Aufgabe gemacht 
em, iſt die tatkräftigſte der „Burgerkring“ (zu deutſch Bürgerverein) in 
t, der zu ſeinen Mitgliedern den Exminiſter Cooreman und den Pro— 
er Pyfferoen zählt. Auf Anregung dieſes Vereins wurde im Jahre 1897 
Enquete über die lokalen Verhältniſſe des Kleinbürgertums veranſtaltet, 
obwohl dieſe Enquete wenig praktiſche Reſultate zeitigte, ſo diente ſie doch 
glägſtens dazu, die öffentliche Aufmerkſamkeit auf dieſe Frage zu lenken. Anderer⸗ 
23 trug auch die von einer jo ſtarken Vereinigung, wie dem „Syndicat général 
| voyageurs, employés, négociants et patrons“ ausgehende Propaganda 
it wenig dazu bei, das allgemeine Intereſſe für das Kleinbürgertum zu er: 
ken. (Um den „demokratiſchen“ Charakter dieſer Geſellſchaft zu demonſtrieren, 
ten die Angeſtellten voran, die Unternehmer kommen zuletzt, auf dem Papier 
zürlich.) Dieſe Vereinigung erſtreckte ihren Einfluß über ganz Belgien; ſie 
faßte 21 Geſellſchaften und zählt 8000 Mitglieder. Nach ihrem Muſter 
rden außerdem noch andere Geſellſchaften gegründet, nämlich die „Fede- 
on nationale de l' Agriculture, du Commerce et de l'Industrie“, das 
mité des syndicats bourgeois“, die „Association pour l'étude et la défense 
|; interets de la bourgeoisie“.' 

Am 25. März wurde ein Miniſterium der Arbeit gegründet (eigentlich der 
duſtrie und der Arbeit), das ſich lebhaft für die Lage des Kleinbürgertums 
ereſſierte. Das Reſultat dieſes Intereſſes war eine Enquete über die Lage 
Hausinduſtrien in Belgien; das Geſetz von 1898 über die gewerkſchaftlichen 
lreinigungen (unter Nyſſens); unter dem Miniſterium Cooreman wurde zum 
ſtenmal ein Poſten von 5000 Franken in das Budget mit folgender Be— 
rung aufgenommen: „Zur Förderung des Organiſationsgeiſtes unter den 
inen Kaufleuten und kleinen Induſtriellen“. Schließlich fand unter dem 
iniſterium Liebart und unter ſeinem Proktorat der erſte internationale 
Ingreß des Kleinbürgertums ſtatt. 

Der kleinbürgerliche Internationalismus iſt wie der des Proletariats nur 
glich geworden infolge der ſtufenweiſe fortſchreitenden Entwicklung der natio— 
len Organiſation des Kleinbürgertums. Wir wollen hier nicht von der klein⸗ 
rgerlichen Reaktion gegen die liberale Geſetzgebung des neuen Deutſchen 
eiches ſprechen, wie ſie beſonders ſeit der „Milliardenkriſe“ der ſiebziger Jahre 
trat, jener Bewegung, die von den proteſtantiſchen Konſervativen und vom 
tholiſchen Zentrum ſofort unterſtützt wurde und die ſchließlich zu dem Geſetz vom 
„Juli 1897 führte, welches unter gewiſſen Umſtänden den Eintritt der Hand» 
erker in die Innungen obligatoriſch machte (Zwangsinnungen). Wir wollen 
ich nicht von der entſprechenden Agitation in Sſterreich ſprechen, wo ſich 
ſonders der bekannte Baron Karl v. Vogelſang in der Beſorgung der reaktio⸗ 
ren Geſchäfte auszeichnete, noch von dem unter dem Miniſterium Taaffe 
rausgekommenen Geſetz betreffend die obligatoriſche Organiſation der kleinen 


Es iſt intereſſant, daran zu erinnern, wie in Rußland zur Zeit der berühmten 
Hemit zwiſchen den „Marxiſten“ und den „Volkstümlern“ (Narodniky) dieſe letzteren das 
ort „Kleinbürgertum“ als Beleidigung auffaßten. Die Ideologen des europäiſchen Klein— 
rgertums wählten im Gegenteil gerade dieſen Ausdruck nach reiflicher Überlegung als den 
gemein gebräuchlichen und wiſſenſchaftlich genaueſten. Vergl. zum Beiſpiel die Rede von 
fferoen auf dem Erſten Internationalen Kongreß des Kleinbürgertums (Kongreßbericht, 
50). 
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Handwerker (Gewerbegenoſſenſchaft). Die deutſchen Leſer wiſſen über 
Dinge Beſcheid. Wir wollen nur bemerken, daß die reaktionären Parteien 
beſonders die Antiſemiten in deutſchen Landen aus dem Elend und dem Ruir 
Mittelſtandes Nutzen zu ziehen wußten, und daß die Demagogen jeden Schl 
in ihren „antikapitaliſtiſchen“, „antiliberalen“ und bisweilen „antiſemitiſe 
Netzen den naiven, fanatiſierten kleinbürgerlichen Fiſch zu fangen verftan 
Die Sozialdemokraten, beſonders in Oſterreich, wiſſen ein Lied davon zu ſin 

In Holland ſtützen ſich die beiden reaktionären Parteien, die Katho 
und die Calviniſten, ebenfalls auf das Kleinbürgertum; die erſteren vorz 
weiſe auf die Kaufleute, die anderen auf die Handwerker (von den Ba 
ganz zu ſchweigen). Auf dem ſozialpolitiſchen Kongreß in Amfterdam 1 
wurde ſogar einer beſonderen Kommiſſion das Studium der Probleme 
behalten, die das Kleinbürgertum berühren. Tatſächlich erwähnt das Progra 
der Arbeiten des Kongreſſes dieſe Klaſſe gar nicht, aber die holländif 
Katholiken beſchäftigten ſich im allgemeinen viel damit. Pyfferoen verjid 
daß die meiſten holländiſchen Kleinhändler katholiſch find." Ein gut un 
richtetes Mitglied der antirevolutionären Partei erzählte ſogar, daß die Al 
die Kleinhändler geſchäftlich unterſtützten. 

Die Handwerker und die Bauern, mit Ausnahme derjenigen in katholiſt 
Provinzen, nähern ſich den Antirevolutionären. Der Führer dieſer Pan 
Herr Kupper (jetzt Kabinettschef), früher Paſtor, Publiziſt, Redner, Sta 
mann und außerdem Demagoge erſter Ordnung, wußte aus den Fehlern 
liberalen Partei, die in Holland wie auch anderwärts die Intereſſen des Gr 
kapitals vertritt, Nutzen zu ziehen. 

Indem er ſich als Verteidiger der „kleinen Leute“ gerierte, gewann er ein 
Teil der zur konſervativen Partei gehörigen Arbeiterklaſſe und faſt das ga 
Kleinbürgertum. Und ſo begann die alte Geſchichte von neuem: das gegen 
kapitaliſtiſchen Liberalen mobil gemachte Kleinbürgertum wurde zu einem We 
zeug für die Vertreter der rückſtändigen Formen des nationaliſtiſchen u 
imperialiſtiſchen Kapitals. Die Liberalen geben zu, daß in ihrer ſyſtematiſc 
Vernachläſſigung der kleinbürgerlichen Intereſſen eine der Haupturſachen ih 
Zuſammenbruchs bei den Wahlen von 1901 lag. 

„Das Fiasko der liberalen Partei in den letzten Wahlen von 1901 % f. 
der Profeſſor des öffentlichen Rechtes an der Univerſität Leyden, Oppenhe 
— welcher ſelbſt der liberalen Partei angehört —, „iſt verſchuldet durch il 
Haltung gegenüber dem Mittelſtand. Man vernachläſſigte die Intereſſen! 
Kleinbürger und im Gegenſatz dazu wuchſen die Geſetze zugunſten der Arbei 
lawinenartig (!!) an. Dieſes fehlende Gleichgewicht brachte der liberalen Par 
eine Niederlage ein, wie man ſie ſeit fünfzig Jahren nicht gekannt hatte. Dara 
erklärt es ſich auch, daß ein Mann von den großen Verdienſten des Profeſſo 
Drukker, den man den Wohltäter ſeiner Stadt nennen kann, der er gro 
Dienſte erwieſen hat, keine Majorität auf ſich vereinigen konnte: die klein 
Geſchäftsleute fanden ſeine Politik zu radikal. Die Klagen des Bürgertun 
ſind begründet, denn ſeine Intereſſen werden vernachläſſigt.“? 


Siehe Pyfferoen, „La petite bourgeoisie aux Pays-Bas“. Brüſſel 1902, S. 1 
Dieſes Buch enthält den Bericht, den der Autor dem belgiſchen Induſtrieminiſter vorleg 
auf deſſen Aufforderung hin Pyfferoen ſeine intereſſante Enquete über die Lage des Klei 
bürgertums in Holland angeſtellt hatte. 

Pyfferoen, ebenda, S. 13—14 (vergl. vorige Fußnote). 
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Und ſelbſt in Frankreich find es, wie jedermann weiß, nicht nur die Anti- 
ſemiten und die Nationaliſten, die ihre Anhänger aus den Reihen des Klein— 
bürgertums erhalten; an manchen Orten haben ſelbſt die Rovyaliſten ihre An⸗ 
hänger im Kleinhandel und dem Kleingrundbeſitz geſucht, die ſich von den 
Broſamen nähren, welche von der Tafel der Herren fallen. Das geſchah in 
Südfrankreich und ſogar in Paris im XIX. und XX. Arrondiſſement, wo die 
monarchiſtiſchen Kandidaten einige bürgerliche Stimmen erhielten. 

Von wichtigen nationalen Organiſationen des Kleinbürgertums iſt noch die 
„Union Suisse des Arts et Métiers“ (Schweizeriſcher Gewerbeverein) zu er: 
wähnen; am 16. November 1879 gegründet, umfaßt der Verein 108 Geſellſchaften 
mit 25168 Mitgliedern, von denen 20767 dem induſtriellen Kleinbürgertum 
angehören (Statiſtik von 1899). Im Jahre 1897 fand in Stuttgart der Kongreß 
des Deutſchen Gewerbeverbandes jtatt, und die dort anweſenden ſchweizeriſchen 
Delegierten Krebs und Boos⸗Jäger machten den Deutſchen den Vorſchlag, einen 
internationalen Kongreß des Kleinbürgertums einzuberufen. Auf dem Erfurter 

Kongreß von 1898 ſprach der Generalſekretär des Schweizeriſchen Gewerbe— 
vereins, Werner Krebs, den Wunſch aus, daß 1900 während der Weltausſtellung 
in Paris ein internationaler Kongreß der Kleininduſtriellen und Kleinkaufleute 
ſtattfinde. 

Gleichzeitig mit dem Stuttgarter Kongreß wurde in Arnheim der Kon— 
greß der kleinbürgerlichen und antigenoſſenſchaftlichen holländiſchen Liga 
„Maatschappelijx Belang“ (1900 eingegangen) abgehalten. Dadurch, daß auch 
belgiſche Delegierte auf dieſem Kongreß anweſend waren, erhielt er einen einiger— 
maßen internationalen Charakter. Auf dieſe Weiſe bereiteten ſich die ſpäteren 
internationalen Kongreſſe des Kleinbürgertums vor. Der Gedanke drang von 
allen Seiten herein. Cortſetzung folgt.) 


Beiträge zur Eccarius-frage. 
Von Guſtar Ingeckh. 


91 (Schluß.) 
Deer zweite Brief, den ich hier zur Veröffentlichung bringe, greift noch tiefer 
in die Internationale zurück. Er iſt vom 30. Dezember 1875 datiert und 
lautet: 


| 


My dear Jung, 
I have to trouble you again. I wrote to Willebrord last week enquiring 
‚wether he could procure to me a copy of Fribourg's pamphlet. He knows 
‚nothing about and applied to Depaepe and he writes that he gave his to Marx 
tour years ago but that te knows no one else who is in possession besides 
Martelet, whom, he sais, I saw at Bruxelles and who was going to visit me an 
‚his arrival in London, which he has not done. He then continues: „Je n'ai pas 
Vadresse precise de Martelet, mais je sais qu'il demeure chez Ranvier.“ If such 
‚be the case, I should like to have the book next Sunday, but should not care 
about making the journey in vain. If you could ascertain and let me know by 
Saturday afternoon I should be much obliged, perhaps I could send Harry, who 
is not working this week. 
Another favour I ask is replies, to the best of your recollection, to the follow- 
ing questions: 


| 
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1. Were the provisional rules of the International send to Paris in English 
manuscript without {he inaugural adress? or was the printed adress with the 
rules attached forwarded? 

2. Was the inaugural adress ever printed either in Paris or elsewhere? 

3. Did Varlin visit the Day-working Bookbinders Society while he was here 
in September 1865? 

4. Do you remember wether anything was said about the supression of the 
words as a means in the Paris translation of the rules either then or before 
and how it was interpreted or excused both here and Paris? 

5. Do you remember any occasions, previous to the Basel-Congress, on which 
the Couneil received letters about intended political demonstrations on the part of 
the Paris members of the International? 

6. Was the 3d levy which the Council of the Amalgamated Engineers agreed 
to propose to the Society for the benefit of the Paris Iron moulders carried and 
paid ? 

I remember Dupont and Duval coming to me to tell me of their success 
with the Council but I don't remember what became of it. That it was shortly 
before the war I know, but whether the war interrupted it or not I do not know, 

To save trouble you better number your replies and send my questions back 
with them. 

Yours faithfully 
J. Georg Eccarius. 
Mein lieber Jung, 

Ich muß Sie ſchon wieder beläſtigen. Ich ſchrieb letzte Woche an Willebrord 
und frug an, ob er mir ein Exemplar von Fribourgs Broſchüre verſchaffen könne. 
Er weiß nichts davon und wandte ſich an de Paepe, und der ſchreibt, daß er ſein 
Exemplar vor vier Jahren Marx gegeben habe, daß er aber keinen Menſchen kenne, 
der im Beſitz der Schrift ſei, außer Martelet, den ich, wie er behauptet, in Brüſſel 
geſehen habe und der mir bei ſeiner Ankunft in London einen Beſuch gemacht habe, 
was er indes nicht getan hat. Dann fährt er fort: „Ich habe die genaue Adreſſe 
von Martelet nicht; aber ich weiß, daß er bei Ranvier wohnt.“ Wenn das der Fall 
iſt, ſo könnte ich das Buch nächſten Sonntag bekommen; doch möchte ich den Weg 
nicht umſonſt machen. Wenn Sie mich vergewiſſern können und mich die Sache 
Sonnabend nachmittag wiſſen laſſen, wäre ich Ihnen ſehr verbunden; vielleicht könnte 
ich Harry ſchicken, der dieſe Woche nicht arbeitet. 

Eine andere Gefälligkeit, um die ich bitte, ſind Antworten auf folgende Fragen, 
die Sie nach Ihrem beſten Erinnern abfaſſen wollen. 

1. Sind die proviſoriſchen Statuten der Internationale in engliſchem Manuſkript 
ohne die Inauguraladreſſe nach Paris geſchickt worden? Oder war die gedruckte 
Adreſſe mit den Statuten zugleich verſchickt worden? | 

2. Wurde die Inauguraladreſſe in Paris oder ſonſtwo früher gedruckt? 

3. Hat Varlin bei ſeinem Beſuch in London im September 1865 die Buchbinder⸗ 
vereinigung aufgeſucht? | 

4. Erinnern Sie ſich, daß die Unterdrückung der Worte: als ein Mittel in 
der Pariſer Überſetzung der Statuten damals zur Sprache gekommen iſt, und wie 
die Sache erklärt oder entſchuldigt worden iſt, hier und in Paris? b 

5. Erinnern Sie ſich an einige Fälle, kurz vor dem Baſeler Kongreß, über die 
der Generalrat Briefe betreffs politiſcher Demonſtrationen empfing, die von den 
Pariſer Mitgliedern der Internationale ausgehen ſollten? 

6. Iſt die dritte Auflage, die der Vorſtand der Vereinigten Maſchinenbauer 
ſeiner Gewerkſchaft zum Beſten der Pariſer Former vorgeſchlagen hat, genehmigt und 
bezahlt worden? b 

Ich erinnere mich, wie Dupont und Duval zu mir kamen, um mir von ihrem 
Erfolg beim Vorſtand zu erzählen, allein ich erinnere mich nicht mehr, was aus der 
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Sache geworden iſt. Daß es kurz vor dem Kriege war, weiß ich; aber ob der Krieg 
dazwiſchen kam oder nicht, erinnere ich mich nicht mehr. 
Damit keine Verwirrung entſteht, numerieren Sie am beſten Ihre Antworten 
und ſchicken mir meine Fragen mit ihnen zurück. 
| Ihr getreuer 
J. Georg Eccarius. 


Dieſe Fragen umfaſſen ein gutes Stück Geſchichte der Internationale. 
Allein bei einigen iſt es faſt unverſtändlich, daß Eccarius ſie überhaupt ſtellt. 
Wenn jemand die Internationale im Generalrat ſelbſt miterlebt hatte, konnte 
er dieſe Fragen unmöglich ſtellen, wenn ihm nicht ſein eigenes Gedächtnis 
durch Verdächtigungen und Verleumdungen getrübt worden war, denen er viel- 
leicht nicht ganz ungern ſein Ohr lieh und deren Berechtigung er doch mit 
einigem Vergnügen beſtätigt erhalten hätte. Wer die Anſchuldigungen kennt, 


mit denen die Bakuniſten den Generalrat in den letzten Jahren der Inter⸗ 
nationale beworfen haben, der hört aus der Mehrzahl der Fragen von Eccarius 
unschwer dieſe Verunglimpfungen heraus. 


Der erſte Teil des Briefes bezieht ſich auf Quisquilien in der Inter⸗ 


nationale. Schon in den erſten Jahren der Internationale hatte es perſön⸗ 


liche Zänkereien gegeben, insbeſondere unter den Franzoſen, infolge deren 


Veſinier ausgeſchloſſen wurde. Auch zwiſchen Tolain, Fribourg und Lefort 
— dieſer war der Organiſator der franzöſiſchen Arbeiter in London — gab 
es Differenzen, und nach langwierigem Hin und Her ſchrieb Fribourg im 
Jahre 1868 eine Broſchüre: „Quelques mots d'explication“. Dieſe iſt hier 
offenbar unter der Broſchüre gemeint. Willebrord war ein Brüſſeler Genoſſe, 
der öfters dem Generalrat Berichte über Brüſſeler Verhältniſſe geliefert hatte. 


Daß Eccarius ſich jo eifrig für dieſen alten Krakeel intereſſierte, würde auf⸗ 


fallen, wenn ſeine übrige Frageſtellung nicht noch viel merkwürdiger wäre. 


Zum beſſeren Verſtändnis der Sache müſſen wir mit Frage 4 beginnen, 
die den Kern der Anſchuldigungen — denn das ſind mehrere der Fragen — 
bildet. Es handelt ſich um die von den Bakuniſten bis zum Überdruß wieder⸗ 
holte Behauptung, der Generalrat — ſpeziell Karl Marx und die „marxiſtiſche 


Clique“ — habe in dem Abſatz der Generalſtatuten, der ausdrückt, „daß die 
ökonomiſche Befreiung der Arbeiterklaſſe das große Endziel iſt, dem jede poli— 
tiſche Bewegung als Mittel unterzuordnen iſt“, die Worte als Mittel auf 
eigene Fauft nachträglich in die vom Genfer Kongreß angenommenen Statuten 
Hhineingefälſcht“, angeblich zu dem Zweck, die politiſche Aktion obligatoriſch zu 


machen. Die innere Albernheit dieſer Behauptung liegt auf der Hand: wenn 


der Generalrat wirklich die Bedeutung der politiſchen Aktion durch eine ſchärfere 
Faſſung hätte beſonders accentuieren wollen, ſo erfüllte gerade eine Formulierung, 
die die Unterordnung der politiſchen Aktion zu einem bloßen Mittel im Befreiungs⸗ 


kampf herausarbeitete, am wenigſten dieſen Zweck. Die törichte Inſinuation 


tauchte zum erſtenmal in der Bakuninſchen „Egalité“, die in Genf, und im 


ebenfalls Bakuninſchen „Progres“ auf, der in Le Locle erſchien, und zwar 
kurz nach dem Baſeler Kongreß, als es Bakunin nach ſeinen Mißerfolgen in 


Baſel geraten erſchien, die Attacke gegen den Generalrat durch eine andauernde 
Beſchießung aus mehreren Organen der Internationale vorzubereiten. Der 


Generalrat hat damals an den Föderalrat der romaniſchen Schweiz in Genf 
ein Rundſchreiben erlaſſen, das in „Neue Zeit“, XX, 2, S. 475 ff. abgedruckt 
iſt und worin er ſich auch — ſiehe S. 479 — auf die einfältige Verleumdung 
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der „Fälſchung“ dahin äußert, daß die Worte: „als ein Mittel“ nicht vom General⸗ 
rat in den franzöſiſchen Text hineingefälſcht, ſondern vom Pariſer Komitee 
unterdrückt worden ſeien, und zwar, wie ſich dieſes Komitee entſchuldigt habe, 
aus Gründen ſeiner politiſchen Situation. Trotz dieſer durchaus zureichenden 
Erklärung kroch dieſes Lügengewürm weiter; im „Memoire“ der Juraſſiſchen 
Föderation iſt es bereits zu einem formloſen Ungetüm angeſchwollen: dort 
wird von einem „offiziellen franzöſiſchen Text“ erzählt, der in Genf 30 Seiten 
ſtark herausgekommen ſein ſoll. Es iſt das jedenfalls jene namenloſe Broſchüre, 
die ohne irgend welche Verantwortung, 30 Seiten ſtark, in Genf gleich nach 
dem erſten Kongreß erſchienen iſt, und die ein kurz gedrängtes Bild der Verhand⸗ 
lungen und Beſchlüſſe im Telegrammſtil gibt. Es iſt jedem, der die Geſchichte 
der Internationale auch nur oberflächlich kennt, geläufig, daß die Abfaſſung 
des offiziellen Textes des Genfer Protokolls infolge zahlloſer Fährlichkeiten 
kaum bis zum Kongreß in Lauſanne 1867 geliefert werden konnte, wo der 
Generalrat einen ausführlichen Bericht über die Verzögerung gab. Trotzdem 
ſchleppte ſich der Lügenbandwurm fort und wurde überall gaſtlich aufgenommen, 
wo man der „coterie marxiste“ etwas anhängen wollte. Unnötig zu ſagen, daß 
auch Paul Brouſſe noch im Jahre 1882 den Schwindel andächtig nachbetete; 
vergleiche ſein Pamphlet: Le Marxime et l' Internationale, S. 19 bis 21. Frei⸗ 
lich, wer will ihm ſchließlich einen Vorwurf machen, wenn ſelbſt das frühere 
Generalratsmitglied Eccarius feiner Sache nicht mehr ſicher war? 

Damit hängen auch die Fragen 1 und 2 zuſammen. Je mehr die Bakuniſten 
durch die durchaus loyalen und einleuchtenden Aufklärungen des Generalrats 
in die Enge getrieben wurden, um fo unerſchöpflicher waren ſie in der Er 
findung neuer Phantaſien. So entſtand zuletzt um die Inauguraladreſſe und 
die Generalſtatuten der Internationale eine eigene Bakuninſche Legende. Auf 
der Londoner Konferenz 1871 wurde die Echtheit der Worte: „als ein Mittel“ 
ausdrücklich feſtgeſtellt und die Verpflichtung zur politiſchen Aktion aus allen 
offiziellen Verlautbarungen der Internationale, von der Inauguraladreſſe an, 
zuſammengetragen. Flugs wiederholten die Bakuniſten dasſelbe Spiel: auch die 
Inauguraladreſſe war vom Generalrat erſt nachträglich zurechtgeſtutzt worden, 
und aus Eccarius Fragen erſehen wir, daß man ſogar darüber Unklarheit ver⸗ 
breitete, ob die Inauguraladreſſe in London oder ſonſtwo zuerſt gedruckt 
worden ſei, ob die proviſoriſchen Statuten als Manuſkript nach Paris zum 
Druck geſchickt worden, oder ob Inauguraladreſſe und proviſoriſche Statuten 
zuſammen in Druck nach Paris weggegangen ſeien. Danach ſcheint die 
Bakuninſche Legende Paris zur Zentraldruckſtelle der Internationale gemacht 
zu haben. Der Generalrat hätte wirklich nichts Unſinnigeres tun können, als 
die Drucklegung ſeiner Erlaſſe, die durch die Einwirkungen des bonapartiſtiſchen 
Gouvernements ſogar in London behelligt wurden, unter den Augen der 
napoleoniſchen Polizei in Paris in Druck zu geben. Vielmehr wurde die Adreſſe 
wie auch die vorläufigen Statuten, wie ſpäter alle Erlaſſe des Generalrats, 
zuerſt in Engliſch vorgelegt, in Engliſch gedruckt und verbreitet, hernach in 
andere Sprachen überſetzt, in London gedruckt und nach auswärts verſandt. 
So berichtet der „Beehive“ in feiner Nummer vom 5. November 1864 die An⸗ 
nahme des Marxſchen Entwurfs über Adreſſe und Statuten und veröffentlicht in 


— 


Congreès Ouvrier de Association Internationale des Travailleurs tené a Geneve 
du 3 au 8 septembre 1866. Genève 1866, Ducommun et Ottinger. 
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derſelben Nummer das proviſoriſche Statut; in der Nummer vom 7. Januar 1865 


wird mitgeteilt, daß Adreſſe und Statuten ins Deutſche überſetzt worden ſeien 
und daß 50000 Exemplare nach Deutſchland verſandt worden ſeien. Ebenſo 


wurde es mit den anderen Nationen gemacht; auch wurde 1867 das Genfer 


Protokoll in London in Engliſch und Franzöſiſch ſtereotypiert und gedruckt. Auch 


die Adreſſe über den Bürgerkrieg in Frankreich wurde ſpäter in London in 


alle fremden Sprachen überſetzt und von London aus im Druck verbreitet. Ein 


langjähriges Generalratsmitglied mußte das wiſſen. 
Die übrigen Fragen beziehen ſich wieder auf Kleinigkeiten. Ob Varlin, 


als er die Londoner Konferenz beſuchte, die Londoner Buchbindervereinigung 
— Varlin war bekanntlich Buchbinder — aufgeſucht hat uſw., ſind Fragen, 
deren Beantwortung kein hiſtoriſches Intereſſe hat. Allein der ganze Brief iſt 


von hiſtoriſchem Intereſſe, indem er ein Dokument dafür iſt, daß in der Ent⸗ 
zweiung zwiſchen Marx und Eccarius kein ſachliches Moment enthalten war, 
ſondern nur perſönliche Verſtimmung auf der Seite von Eccarius, die ihm mit 


der Zeit jedes ſachliche Urteil und ſogar jede ſachliche Erinnerung trübte. All⸗ 
mählich ſah er die Internationale, die er an der Seite von Marx erlebt hatte, 
in Bakuninſcher Beleuchtung; er lebte in einer Art von krankhafter Selbſt⸗ 


hypnotiſierung, und in dieſer Verfaſſung ſchrieb er dann Erinnerungen aus 


der Internationale und machte ſich „ſeine eigenen Gedanken über den Streit 


zwiſchen Marx und Bakunin“, wie er in einem Brief an Jung aus derſelben 


Zeit ſchrieb. 


Im übrigen hatten dieſe Fragen auch einen Vorzug, nämlich den, daß 


Eccarius ſich mit ihnen an die richtige Adreſſe wandte. Niemand im Generalrat, 
Marx und Engels ausgenommen, kannte die Materie der Bakuninſchen Alliance 
beſſer als Hermann Jung. Er hatte die Korreſpondenz mit dem geheimen 
Zentrum der Alliance, mit der Jura⸗Föderation, geführt, er hatte den Juraſſiern 
in ſeinen Briefen ganze Abhandlungen über die politiſche Aktion geſchrieben, 


und niemand war geeigneter als Jung, das verdüſterte Gedächtnis von Eccarius 


durch die Sprache der Tatſachen aufzuhellen. Als nach dem Haager Kongreß 
der Streit zwiſchen einigen Führern des engliſchen Föderalrats und Marx und 


| 


| 


| 


Engels jäh aufloderte, verwieſen dieſe beiden in einem offenen Schreiben die 
Hales und Genoſſen, die bereits unter der Hand ihren Pakt mit den Sezeſ— 
ſioniſten geſchloſſen . auf das frühere Generalratsmitglied und jetzige 
Föderalratsmitglied Jung, der als Sekretär für die Schweiz die Geheimniſſe 
der Alliance und als Mitglied der en des Generalrats auch die 
Bakuninſche Verſchwörung kenne.! Jung hat auch auf dem Londoner Sezeſſions⸗ 
kongreß ausdrücklich betont, daß er beſtrebt ſei, die engliſche Sonderföderation 
nicht in die offenen Arme der Bakuniſten laufen zu laſſen; und in der Tat hat 
ſich Jung ſtets einen gewiſſen ſicheren Takt bewahrt, den Eccarius mehr und 
mehr verlor. Eccarius war ein Mann von Kopf, der aber einen intellektuellen 
und moraliſchen Halt brauchte. Sein Bruch mit Marx war das große Un: 
glück ſeines Lebens. 


„International Herald“ vom 21. Dezember 1872. 
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Berufsgliederung und betriebstechniſche entwicklung 
in Ungarn. 
Von Erwin Zzabö. 


Der vor kurzem erſchienene zweite Band der „Volkszählung Ungarns im 
Jahre 1900“ enthält intereſſante Daten zur Frage der wirtſchaftlichen Konzentration 
und zugleich zur Induſtrialiſierung Ungarns. Es ſeien einige angeführt, wobei zu 
bemerken iſt, daß ſie ſich bloß auf das eigentliche Ungarn beziehen; von Kroatien⸗ 
Slawonien, das ſtaatsrechtlich und wirtſchaftlich von Ungarn ſtark abweicht, haben 
wir abſehen zu ſollen geglaubt. 

Von der Bevölkerung entfielen auf die einzelnen Hauptwirtſchaftszweige: 

Im Verhältnis der 


1890 1900 Geſamtbevölkerung 
1900 
Urprodukti n gsa 11193807 66,5 (— 4,3) 
Bergbaunmn tlg 161233 1,0 (+02) 
Induſtrie, Handel und Verkehr .. 2474088 3329 991 19,7 (＋ 3,4) 
Taglöhner un b , none 606157 3,6 — 
Häusliche Dienſtboten . 358170 403 963 24 (0, 
Offentlicher Dienſt, freie Berufe, Mi⸗ 
litär, Unbekannt uw. 953643 1143 104 6,8 (0,6) 


Zuſammen 15261864 16838255 100,0 


Mit Ausnahme der Urproduktion iſt alſo in allen Berufen eine relative Stei⸗ 
gerung zu konſtatieren. Das auffallende Gleichbleiben der relativen Zahl der Tag⸗ 
löhner iſt durch die größere Genauigkeit der ſtatiſtiſchen Aufnahme zu erklären; es 
ſind nämlich diesmal alle Taglöhner, die bloß in einem Beruf tätig ſind, den Er⸗ 
werbenden dieſes Berufs zugeteilt worden. 

Intereſſanter geſtaltet ſich das Verhältnis innerhalb der einzelnen Berufe. Von 
der Landwirtſchaft und Gärtnerei treibenden Bevölkerung waren: 


1890 1900 
Selbſtändige Grundbeſitzer und Pächter . . 1613742 1537092 
Aushelfende Zamilienangehörige. . » . 1095748 1479433 
Wirtſchaftsbeamte 2. 9927 9920 
Landwirtſchaftliches Geſinnde . 526272 503719 
Landwirtſchaftliche Arbeiter . » . . . . 1214723 1385 844 
Erhaltene 6229 480 6147376 


Die Zahl der ſelbſtändigen Beſitzer fiel alſo ſowohl relativ als abſolut, des⸗ 
gleichen die des Geſindes und der Erhaltenen, während die Zahl der aushelfenden 
Familienangehörigen und der Arbeiter abſolut und relativ bedeutend geſtiegen iſt. 
Im Jahre 1890 waren von 100 im Ackerbau tätigen Perſonen 36 ſelbſtändig und 
27 Lohnarbeiter, im Jahre 1900 hingegen 31 bezw. 28. Am auffallendſten iſt 
die rapide Zunahme der aushelfenden Familienangehörigen, wobei die Verteilung 
zwiſchen den Geſchlechtern nicht außer acht zu laſſen iſt. Es waren nämlich Familien⸗ 
angehörige in der Wirtſchaft mittätig: 


1890 1900 Zunahme 
Männlich . . 654910 764071 16,82 Prozent 
Weiblich. . . 440838 715362 62,27 = 


Dazu bemerkt der offizielle Begleittext: „Die Zunahme der Zahl der weiblichen 
aushelfenden Familienangehörigen um mehrere Hunderttauſend erklärt ſich offenbar 


nr 
fi 
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aus dem Umftand, daß in immer weiteren Kreiſen der Kleingrundbeſitzerklaſſe die 
weiblichen Angehörigen darauf angewieſen ſind, für den Lebensunterhalt mitzuſorgen; 
darauf iſt auch die Abnahme der Erhaltenen zurückzuführen.“ 

Das Verhältnis der ſelbſtändigen Beſitzer wäre noch ungünſtiger, wenn die 
Statiſtik mit kaum verſchleierbarer Tendenz die Zahl dieſer nicht künſtlich ſteigern 
würde. Es waren nämlich von den Selbſtändigen 

In Prozent 


Mittel⸗ und Großgrundbeſitzer (über 100 Kataſtral⸗Joch!) . 13058 0,85 
Mittel⸗ und Großpächter iI 3809 0,25 
Kleingrundbeſitzer und Kleinpäch tert. .I 074694 69,92 
,, Nenn ? 409246 26,62 
r 230119 1,96 
no Geflügel züchte 2497 0,16 
,, 3669 0,24 


Es gehört gewiß ſehr viel Optimismus dazu, die 409000 Taglöhner mit Land 
und die 30000 Hälftler zu den Selbſtändigen zu zählen. Ziehen wir deren Zahl, 
das heißt 439 465, ab und ſchlagen ſie den Arbeitern zu, jo bleiben bloß 1097827 Selb⸗ 
ſtändige, während die Zahl der Arbeiter auf 1825 109 ſteigt. Damit verſchiebt ſich 
das Verhältnis der Selbſtändigen und der Arbeiter ganz bedeutend, indem auf 100 
nur mehr 22 Selbſtändige, hingegen 37 Arbeiter entfallen, gegenüber den 31 bezw. 28 
der offiziellen Berechnung. 

Nicht weniger auffallend iſt die Entwicklung zum Kapitalismus in der In- 
duſtrie, was ſich in erſter Reihe in der Zunahme der Frauenarbeit offenbart. In 
der eigentlichen Induſtrie waren beſchäftigt 


1890 1900 Zunahme 
iir 668277 824 858 23,4 Prozent 
ien 108036 168012 55,5 E 

Zuſammen 776313 992870 27,9 Prozent 


Dasſelbe zeigt ſich in der Verſchiebung des Verhältniſſes der Selbſtändigen zum 
Hilfsperſonal. Es waren 


1890 1900 Zunahme 
Selbſtändige . . 341514 348 682 2,10 Prozent 
Angeſtellte . . 434799 644188 48,16 - 


Während die Geſamtzunahme der Erwerbstätigen in der Induſtrie 27,9 Bro: 
zent betrug, vermehrten ſich die Selbſtändigen um 2,1 Prozent, die Lohnarbeiter um 
48,16 Prozent. Im Jahre 1890 kamen auf 100 Selbſtändige 127 Lohnarbeiter, im 

Jahre 1900 nicht weniger als 185. 

Auffallender iſt dieſe Tendenz, wenn wir die männlichen und weiblichen Er: 

werbstätigen ſcheiden. Es waren 


| 
| 
| 928 = in Prozent Prozent 


2 8 Zus (+) bezw. Zunahme 

Selbſtändige Abnahme oo) 1800 00 13 
Männlich. . 298343 284362 — 4,53 369954 540496 46,1 
Weiblich. . . 43171 64320 49,00 64865 103692 ＋ 60,0 


Die Zahl der männlichen Selbſtändigen ging alſo abſolut und relativ zurück 
während die der weiblichen um faſt 50 Prozent ſtieg. Den Grund hiefür ſieht der 
offizielle Text darin, daß früher häusliche Beſchäftigungen allmählich ins Gebiet der 
ſelbſtändigen Gewerbe übergehen. 


1 


1 Kataſtral⸗Joch (oder öſterreichiſches Joch a 1600 Quadratklafter) = 57,54 Ar. 
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Bern 


g * 1 
Die Geſamtzahl der Gewerbebetriebe betrug 426090 (um 88000 mehr als Selb⸗ 
ſtändige); davon waren a 8 

Alleinbetriebte . . 271642 63,8 Prozent 

Gehilfenbetriebe mit 1 Perſon 800238 188 = BR 
- 2 bis 5 Perſonen 63347 14,8 - 1 2 
6 20 : 9029 21 : 18 
= über 20 . 2049: % 


Ein Vergleich mit den Daten von 1890 iſt hier leider nicht möglich. Der An⸗ 
teil der Kleinbetriebe an der Geſamtſumme der Betriebe beträgt alſo nicht weniger 


W * W 


als 97 Prozent. Der Anteil der Großbetriebe an der Zahl des Hilfsperſonals 


fi} 


beläuft ſich auf 212097 von 644188, alſo bloß 33 Prozent. 5 * 


Man zählte in der Großinduſtrie a 


Betriebe Hilfsperſonen 


Mit 21 bis 50 Perſonenn 33606 
u 51ͤ 0 z e ee 29670 
- 101:= 300 : „ 45827 
- 01 = 500 = BEN 65 24738 
- 501 = 1000 = „„ 37 23910 
„über 1000 2 ; URS; 29 49346 


Zuſammen 2049 212097 


Einige Kategorien der Großbetriebe laſſen ſich mit denen von 1890 vergleichen. 
In dieſen waren 32 
1890 1900 


Betriebe 1756 5 
Hilfsperſonal . . 102812 196920 5 


Während alfo die Geſamtzunahme der gewerblichen Bevölkerung 3,4 Prozent 
betrug, vermehrten ſich die Großbetriebe um 55,5, das Hilfsperſonal der Großbetriebe 
um 91,5 Prozent. er 

Im Bergbau und Hüttenweſen war die Zahl der Erwerbstätigen 56424, der 
Erhaltenen 104809. Faſt alle, das heißt 56409, waren in 202 Großbetrieben be: 
ſchäftigt. Sie verteilten ſich wie folgt: 1 

Betriebe Hilfsperſonen 


Mit 21 bis 50 Perſonen 51 1708 

% 51. 100 Nee 9 3511 
101 „ 000 ee 8210 = 
2301. 7425009002 30 11334  @ 
„501 100-0 Re 11498 1 
„über 1000 ũũ/ů¶ůof1 er 20148 99 


g a 
Für Handel und Verkehr ſtehen die jpezifizierten Daten noch aus. Im nerhin 
geſtatten auch die vorliegenden bereits einen Einblick in die wirtſchaftliche und 
geſellſchaftliche Struktur eines Landes, das bald aufhören wird, reiner Agrikulturſtaat 
zu ſein. 8 
* * . 
* 908 
Es fol zum Schluffe nicht unerwähnt bleiben, daß der Band des Volkszählungs⸗ 
werkes, dem wir dieſe Daten entnehmen, ein wahres Muſter an minutiöſer, ſorg⸗ 
fältiger Darſtellung, Detaillierung und Gruppierung ſtatiſtiſcher Ergebniſſe iſt und 
die früheren Leiſtungen des ungariſchen ſtatiſtiſchen Zentralbureaus weit übertrifft. 
Wenig ſeinesgleichen dürfte der zweite Teil des etwa 1100 Seiten ſtarken Bandes 
haben, in welchem der geſamte Stoff nach den 20000 Gemeinden des Landes ein⸗ 
zeln in 110 Abteilungen zergliedert iſt: faſt zu viel des Guten! 2 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Bis von friſchem Blute. 
* x Berlin, 14. Juni 1905. 


Sobald die politiſch tote Jahreszeit begonnen hat, pflegt ſich die bürger⸗ 
che Preſſe in allerlei katzenjämmerlichen Betrachtungen zu ergehen. Bei all 
hren Großſprechereien kann ſie ſich des inſtinktiven Gefühls nicht erwehren, 
aß es mit ihrer Herrlichkeit bergab geht, und ſie ſucht mit einem krampfhaften 
bifer nach Mitteln, um wieder auf einen grünen Zweig zu kommen. Das iſt 
Jr an und für ſich natürlich nicht zu verdenken, und man muß es ſogar als 
inen Fortschritt begrüßen, daß ſie jetzt wenigſtens vor der eigenen Türe kehrt, 
bährend ſie ſich vor zwanzig und ſelbſt noch vor zehn Jahren die Zeit der 
auren Gurke mit phantaſtiſchen Betrachtungen über den „Rückgang“ und die 
Spaltungen“ der Sozialdemokratie zu verkürzen pflegte. 

In dieſem Jahre klagt ſie nun über den Mangel an „friſchem Blute“, der 
ich in den bürgerlichen Parteien immer fühlbarer mache. Sie ſchildert in herz— 
ſewegender Weiſe, wie ihre „alten, verdienten Kämpfer“ matt und müde 
derden, wie fie mehr und mehr zuſammenbrechen, wie namentlich die ver— 
loſſene Reichstagsſeſſion einen Zug der Erſchöpfung und Müdigkeit gezeigt 
ſabe, nicht allein in den Verhandlungen, ſondern auch in den Perſönlichkeiten. 
dieſe Klagen werden in den verſchiedenſten Organen der bürgerlichen Preſſe 
rhoben, mögen fie ſich ſonſt auch noch ſo feindlich gegenüberſtehen. Eine 
olche eremiade, die in der „Kölniſchen Volkszeitung“ angeſtimmt wird, unter- 
chreibt die „Voſſiſche Zeitung“ trotz ihres ſonſtigen Haſſes gegen den Ultra— 
nontähismus kurz und bündig mit den Worten: „Dem Rufe nach jungen, 
riſchen und tüchtigen Kräften können ſich alle Parteien ohne Vorbehalt an— 
er. Alle Parteien, das heißt alle bürgerlichen Parteien, denn der Sozial: 
demokratie hat es noch nie an jungen, friſchen und tüchtigen Kräften gefehlt. 
Bei aller Berechtigung dieſer Weheſchreie ſind ſie aber nicht mehr als ein 


iutzlofer Zeitvertreib. Die bürgerlichen Blätter mögen ſoviel Fe wie ſie 
1904-1905. II. Bd. 
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wollen, jo wird das „friſche Blut“ nicht kommen. Und wie der ganze „Ruf“ 
ein inſtinktives Bekenntnis unaufhaltſamen Niederganges iſt, ſo haben ſie auch 
eine inſtinktive Empfindung von dem eigentlichen Sitze des Übels. Die „Kölniſche 
Volkszeitung“ ſagt: „Das Zentrum hat gewiß ſchwerere Zeiten durchgemacht, 
mit heftigeren Kämpfen als die gegenwärtigen. Aber mehr noch als ein 
fröhlicher, offener Kampf ſetzt es den Nerven zu, wenn man ununterbrochen 
auf der Wacht ſtehen muß, überall dabei ſein muß und niemals verſagen darf.“ 
Das iſt ja ſehr ſchief ausgedrückt, denn gerade im „fröhlichen, offenen Kampfe“ 
muß man erſt recht „ununterbrochen auf der Wacht ſtehen, muß überall dabei 
ſein und darf niemals verſagen“. Aber die Grundempfindung des Kölner 
Zentrumsblatts iſt ganz richtig, und es will nur nicht das Kind beim richtigen 
Namen nennen. Die „Kölniſche Volkszeitung“ mag nicht klipp und klar aus⸗ 
ſprechen das, was iſt, nämlich daß nur der Kampf friſches Blut erzeugt und 
daß mit dem Diplomatiſieren, Intrigieren, Kompromiſſeln und Kuliſſenſchieben 
die Nerven allerdings ganz anders ſtrapaziert werden als mit einem noch ſo 
heftigen und langwierigen Streite, wo ſich ehrlich und offen Klinge mit Klinge 
kreuzt. 

Männer machen die Geſchichte, pflegen die bürgerlichen Blätter mit großem 
Aplomb zu ſagen. So wie der Satz gemeint iſt, im Sinne des Heroenkultus, 
iſt er falſch, aber wenn man ihn in die richtige Faſſung bringt, enthält auch 
er ein Stück Wahrheit. Männer machen die Geſchichte; nur daß die Männer, 
die Geſchichte machen ſollen, erſt von der Geſchichte gemacht werden müſſen; 
in dem Bette, worin die Feigheit mit dem Deſpotismus buhlt, werden ſie nicht 
erzeugt. Solange eine Partei ehrliche Ziele hat, für die ſie ehrlich zu kämpfen 
weiß, fehlt es ihr nie an friſchem Blute. Ein großer Held iſt der deutſche 
Liberalismus ja nie geweſen, aber ſolange er noch halbwegs zu kämpfen ver⸗ 
ſtand, hat es ihm an reſpektablen Perſönlichkeiten gewiß nicht gefehlt. Erſt 
als er nach 1870 gänzlich abdankte, blieb der Nachwuchs aus. Damals als 
die Jacoby, Hoverbeck, Waldeck, Ziegler ausſtarben und niemand da war, ſie 
zu erſetzen, als der große Parteiverderber Eugen Richter, hob zuerſt die Klage 
um den Mangel an „friſchem Blute“ an. Man konnte in jener Zeit überall 
hören und leſen, als beſchränkt-eigenſinniger Parteityrann dränge der ſpätere 
Vater der Spar-Agnes jedes friſche Talent aus der Partei heraus. Wie viel 
iſt damals über die Knörcke und die ſonſtigen dunklen Ehrenmänner geſpottet 
worden, die von der „Stadt der Intelligenz“ in den Reichs- und Landtag ge 
ſchickt wurden! Aber ob auch viel Wahres an alledem ſein mochte, ſo wurde 
das Warum des Warum damit noch nicht berührt. Die Partei kam nicht um, 
weil ſie dieſen oder dieſe blamablen Führer beſaß, ſondern darin, daß ſolche 
Elemente überhaupt ihre Führer werden konnten, offenbarte ſich nur ihr 
hiſtoriſcher Verfall. 

Während in der freiſinnigen Partei längſt der „Ruf“ nach „friſchem Blute“ 
erſcholl, war die ultramontane Partei noch obenauf. Sie führte in den ſiebziger 
Jahren den ſogenannten „Kulturkampf“, und von ihrem Standpunkt aus mit 
einem Eifer und einer Konſequenz, gegen die ſich nichts einwenden ließ. Da 
hat ſie auch nie den leiſeſten Anlaß gehabt, über Mangel an „friſchem Blute“ 
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1 klagen. Ebenſo wurde damals im voraus die Hinfälligkeit einer anderen 
kedewendung aufgedeckt, worin ſich die „Kölnische Volkszeitung“ jetzt gefällt, 
ämlich die Behauptung, daß der „Parlamentarismus ſeine Leute in ungewöhnlich 
ohem Grade verſchleiße“. Zum Teil waren ja die Führer des Zentrums im 
Kulturkampf“ recht alte Knaben; Mallinckrodt und die beiden Reichenſperger 
ißen ſchon ſeit einem Vierteljahrhundert im preußiſchen Landtag, und Windt— 
orſt zählte bereits ſechzig Lebensjahre, als er in den Kampf eintrat, den er 
ann bis in ſein achtzigſtes Lebensjahr geführt hat, ohne daß er oder die 
deren „verſchliſſen“ wären. Sie haben ganz munter bis zu ihrem natürlichen 
nde ausgehalten. Windthorſt hat ja auch im Zentrum feine Kritiker gehabt, 
nd einer von ihnen — irren wir nicht ganz, jo war es ſogar Auguſt 
leichenſperger — hat von ihm geſagt: „Er war ein parlamentariſcher Advokat 
n höchſten Sinne des Wortes, aber kein Staatsmann, obwohl er ſich dafür 
elt und als ſolcher erſcheinen wollte.“ Nun, wenn dies Wort richtig fein 
te, was hier dahingeſtellt bleiben mag, jo kann ſich Windthorſt beim 
Kulturkampf“ bedanken, der ihn zwang, ſich als „Staatsmann“ zurückzu⸗ 
alten und als Kämpfer bis in ein hohes Greiſenalter friſch im Geiſte zu 
leiben. Was ſonſt wohl aus ihm geworden wäre, kann man an den gegen— 
ärtigen „Staatsmännern“ des Zentrums ſehen, die vorzeitig „verſchleißen“, 
ie die „Kölniſche Volkszeitung“ nach ihrer vermutlich genauen Perſonenkenntnis 
eklagt. 

Es würde uns zu weit führen, denſelben Nachweis, den wir an der frei— 
nnigen und der ultramontanen Partei geführt haben, nun auch an anderen 
ürgerlichen Parteien zu führen. Wir verweilen nur noch einen Augenblick 
a dem Gegenſtück, bei der ſozialdemokratiſchen Partei, der es nie an „friſchem 
ute“ mangelt. Das gilt nicht nur von dem gewöhnlichen, ſondern ſelbſt von 
em außergewöhnlichen Laufe der Dinge, von dem Falle, daß ihr, wie es im 
nfang des Sozialiſtengeſetzes geſchah, alle bisherigen Führer mit einem Schlage 
ihmgelegt wurden. Deshalb trat auch nicht ein Augenblick der Stockung ein; 
n Nu waren „junge, friſche und tüchtige Kräfte“ da, die auf die leer ge— 
ſordenen Poſten traten und ihre Sache ebenſo gut machten wie die lahmgelegten 
führer. Dieſe Erfahrung gehörte zu den allerunangenehmſten Überraſchungen 
erer, die mit dem Sozialiſtengeſetz einen zerſchmetternden Schlag geführt zu 
aben glaubten, und ſie wird ſich in gleicher Weiſe unter gleichen Voraus⸗ 
ctzungen immer wiederholen. Sicherlich verzehrt der proletariſche Emanzipations— 
umpf ein ungeheures Maß von Menſchenkraft, mehr als jeder politiſche Kampf 
ürgerlicher Parteien je verzehrt hat oder verzehren wird, aber was ihm voll— 
Dmmen fremd und mit feinem innerſten Weſen unvereinbar iſt, das iſt jene 
keiſenhafte Ermüdung vor der Zeit, die heute als hippokratiſcher Zug an allen 
ürgerlichen Parteien zu beobachten iſt und ihren Blättern ſo ſchmerzliche 
lagen entlockt. 

Es gibt nur ein Heilmittel für dieſes Leiden: Macht eine junge, friſche und 
ichtige Politik, und ihr werdet junge, friſche und tüchtige Kräfte haben! Es 
hlt den bürgerlichen Parteien ja nicht an jungen Leuten, wenn man nur auf 
ie Lebensjahre ſieht, aber dieſe jungen Leute müſſen erſt alle Friſche und 
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Tüchtigkeit abtun, fie müſſen ſich zu künſtlichen Greifen machen, ehe fie au) 
dem Parkett der bürgerlichen Politik ihren Eiertanz vollführen können. Bun 
Hälfte ſieht dies die bürgerliche Preſſe ein, indem fie nicht ſowohl nach jungem 
als nach friſchem Blute lechzt, aber zur anderen Hälfte überſieht fie, daß 
friſches Blut nicht zu haben iſt ohne friſche Gedanken und ohne friſchen Willen 
woran es eben überall in der bürgerlichen Welt hapert. 

So gern wir deshalb an dem diesjährigen Sommervergnügen der bi 
lichen Preſſe anerkennen, daß es vor ihrer eigenen Türe fegt, jo müſſen wi 
darauf doch unſer Lob einſchränken. Sonſt hat das Gerede keinen Zweck und 
wird wirkungslos verhallen, es ſei denn, daß es uns die von ſeinen Urhebern 
gewiß nicht beabſichtigte Gelegenheit bietet, an dem Thema vom friſchen Blut 
einen der unerreichbaren Vorzüge klarzuſtellen, die der proletariſche Emanzi⸗ 
pationskampf vor allen ſeinen Gegnern hat. 


Patriotismus, Krieg und Sozialdemokratie. 
Von K. Kautsky. 


2. der Krieg. (Schluß. 

Wenn man die Frage des Krieges zu unbedingt beantwortet, kann man 
leicht in eine unangenehme Zwickmühle geraten; ſowohl dann, wenn man meint 
es ſei die Pflicht der Sozialdemokratie, jeden Krieg, welcher immer er ſei, zu 
verabſcheuen und unmöglich zu machen, als auch dann, wenn man erklärt, es 
ſei die Pflicht der Sozialdemokratie, wenn immer das Vaterland in Kampf 
mit einem auswärtigen Feinde gerate, freudig alles zu ſeiner Verteidigung auf, 
zubieten. 

Der letztere Punkt iſt ſchon im vorigen Artikel geſtreift worden. Wenn fin 
den Sozialdemokraten das Vaterland der Güter höchſtes nicht iſt, wenn deſſen 
Intereſſen untergeordnet find denen des allgemeinen proletariſchen Emanzi 
pationskampfes, dann kann ſeine Verteidigung auch nicht unter allen Umſtänden 
Pflicht der Sozialdemokratie fein, ſondern nur dann, wenn das patriotiſche 
Intereſſe mit den proletariſchen Intereſſen oder denen der allgemeinen geſell⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung zuſammenfällt. Notabene, wir ſprechen hier von jener 
Teilnahme der Sozialdemokratie, die eine freiwillige iſt, nicht von jener, die 
ſie etwa unter dem Zwange der Wehrpflicht zu leiſten hat. Von dieſer handeln 
wir noch ſpäter. 

Kann es aber nicht Pflicht der Sozialdemokratie eines Landes ſein, ſich 
unter allen Umſtänden für jeden Krieg, ſei er auch ein Verteidigungskrieg, zu 
begeiſtern, den es etwa zu führen hat, ſo iſt es ebenſowenig ihre Pflicht, von 
vornherein jede freiwillige Teilnahme an einem Kriege in Bauſch und Bogen 
zu verurteilen, etwa mit der Motivierung, der Krieg ſei ein unſittliches, bar⸗ 
bariſches Mittel, wir wollten Frieden zwiſchen allen Völkern. 

Sicher wollen wir den ewigen Frieden, aber nicht mehr, als wir etwa die 
Aufhebung der Klaſſengegenſätze wollen. 1 aber aus dieſem Wollen, daß 
wir auf den Klaſſenkampf verzichten? Im Gegenteil, gerade wir erkennen 
deſſen Notwendigkeit in der heutigen Geſellſchaft weit ſchärfer als alle die⸗ 
jenigen, die dieſe Geſellſchaft der Klaſſengegenſätze und des Klaſſenkampfes ver 
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vigen wollen. So verhält es ſich auch mit dem Kriege. Wir Sozialdemo— 
aten wollen einen internationalen geſellſchaftlichen Organismus ſchaffen, in dem 
lle großen ſozialen und nationalen Gegenſätze überwunden ſind und eine ge— 
teinſame geſellſchaftliche Macht gegeben iſt, die jede einzelne Nation überragt und 
adurch über ihnen allen ſteht als Schiedsrichter in etwaigen kleinen Differenzen. 
zo wollen wir die Möglichkeit eines ewigen Friedens zwiſchen den Nationen 
haffen. Aber gerade deswegen erkennen wir um fo deutlicher die Unmöglich- 
ait dieſes Friedens heute, wo wir noch weit entfernt von einer derartigen 
ternationalen ſozialiſtiſchen Geſellſchaft find, und wiſſen um jo beſſer, daß 
lle Verſuche Utopien ſind, durch Schiedsgerichte der ſouveränen kapitaliſtiſchen 
tegierungen der einzelnen Länder und ähnliche Schönheitspfläſterchen die tiefen 
lbgründe zu überbrücken und zu verdecken, die zwiſchen ihnen gähnen und 
enen immer wieder neue Kriegsurſachen entſteigen. Der Krieg wie die Revolu⸗ 
ion ſind Kataſtrophen, die von Zeit zu Zeit mit eherner Notwendigkeit die 
eutige Geſellſchaft heimſuchen und nur mit ihr verſchwinden können. 

Seit einem Jahrhundert ſind beide ſchon unzähligemal totgeſagt worden, 

ber nur, um allen Leichenreden zum Trotze immer wieder zu neuem, robuſtem 
eben zu erwachen. Stets war bei dieſen Prophezeiungen nur der Wunſch 
ver Vater des Gedankens geweſen, der Wunſch, der Tatſache entſpringend, daß 
krieg und Revolution für die bürgerliche Geſellſchaft in demſelben Maße zu 
mmer furchtbareren Geißeln werden, je mehr ſie wächſt und die Keime zu 
ſeuen Kriegen und Revolutionen in ihrem Schoße entwickelt. 
Wohl ſind manche der früheren Kriegsurſachen zurückgetreten, aber nur, um 
deuen Platz zu machen. Die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe eines Landes be- 
harf beſtändiger Entfaltung, beſtändiger Ausdehnung ihres Marktes und Macht: 
bereichs, das führt aber zu ſtändiger Eroberungspolitik aller großen kapita⸗ 
iſtiſchen Nationen. Allerdings iſt in Europa ſelbſt ſeit dreißig Jahren ein Gleich— 
gewichtszuſtand hergeſtellt, der nur unter den furchtbarſten Kataſtrophen geſtört 
verden könnte und der daher vorläufig keine Nation an Eroberungskriege in 
anjerem Erdteil — außer etwa gegen die Türkei — denken läßt. Aber um jo 
eifriger ſind fie alle bemüht, in Aſien und Afrika fo viel Gebiete zuſammenzu⸗ 
caffen, als noch „herrenlos“, das heißt ohne einen europäiſchen Herrn, daliegen. 
Jeder derartige Eroberungszug birgt aber den Keim auch zu europäiſchen Verwick— 
lungen und Kriegen in ſich. Man braucht bloß an Faſchoda und Marokko zu denken. 
Jede Geſellſchaft, die auf Gegenſätzen von Klaſſen oder Nationen beruht, 
bedarf der Gewalt der Waffen zu ihrer Erhaltung. Es iſt eine Torheit, wenn 
die bürgerlichen Friedensſchwärmer die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe aufrecht⸗ 
erhalten und den Krieg, ihre notwendige Folge, aufheben wollen. 

So groß unſere Friedensſehnſucht ſein mag, ſo ſehr wir vor allen Gewalt— 
mitteln zurückſcheuen mögen, wir werden es nicht verhindern, daß in den 
modernen Kämpfen der Klaſſen und Nationen ebenſo wie in früheren Zeiten 
Situationen ſich einſtellen, in denen von der einen oder der anderen Seite 
Gewalt angewandt wird und nur Gewalt imſtande iſt, die Gewalt abzuwehren, 
die Anwendung von Gewalt eine Notwendigkeit wird. Wer à la Tolſtoi die 
Anwendung von Gewalt unter allen Umſtänden für ſündhaft erklärt, hilft 
damit nur jenen unter den herrſchenden Klaſſen, die am ſkrupelloſeſten mit der 
Gewalt verfahren. f 

Hält man aber unter Umſtänden Gewalt für gerechtfertigt, dann kann man 
auch den Krieg als ſolchen nicht von vornherein unter allen Umſtänden in der 
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heutigen Geſellſchaft verurteilen. Der Krieg iſt bekanntlich die Fortſetzung der 
Politik mit der Gewalt der Waffen. Wollen wir über die Berechtigung eines 
Krieges vom proletariſchen Standpunkt aus urteilen, müſſen wir vor allem zu 
einem Urteil über die Politik kommen, deren Fortſetzung der Krieg darſtellt, 
Das, und nicht die bloße Tatſache der Anwendung der Gewalt, iſt für uns 
entſcheidend. a 

Daß angeſichts der Greuel, die jeder Krieg verurſacht und unter denen die 
arbeitenden Klaſſen weit mehr noch als alle anderen leiden, die Anwendung 
kriegeriſcher Gewalt nur in den dringendſten Fällen gerechtfertigt ſein kann, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Aber ein Sozialdemokrat könnte in große Verlegenheiten 
kommen, wollte er mit Hinblick auf dieſe Greuel jeden Krieg verurteilen. Nicht 
einmal jeder Angriffskrieg iſt zu verurteilen. | 

Die Unterſcheidung zwiſchen Angriffs- und Verteidigungskrieg ift überhaupt 
in den meiſten Fällen eine ſehr zweifelhafte. Der Krieg bildet ein ſo furcht⸗ 
bares Wagnis, daß es wenige Regierungen geben dürfte, wie deſpotiſch und 
frivol ſie auch wären, die ihn gern unternähmen. In der Regel greifen ſie 
zu ihm nur in einer Zwangslage, in einem Konflikt, den die Verhältniſſe 
ſchaffen und aus dem die beiden Gegner keinen friedlichen Ausweg mehr finden. 
Wer dann den Anfang macht und den Krieg erklärt, das iſt eine Frage ſehr 
ſekundären Ranges, darüber entſcheiden weniger Rückſichten auf „Gerechtigkeit“ 
und „Volkswohl“ der einen oder anderen Seite als diplomatiſche Geſchicklich⸗ 
keit und ſtrategiſche Erwägungen hier und dort. 

War Japan der angreifende Teil im jetzigen Kriege? Waren es die Buren 
den Engländern gegenüber? Wer könnte mit Gewißheit dieſe Fragen ent⸗ 
ſcheiden? Wer ſeine Zuſtimmung zu einem Kriege davon abhängig machen 
wollte, ob ſeine Nation angegriffen oder der Angreifer iſt, dürfte ſelten früher 
als einige Jahre nach Friedensſchluß in die Lage kommen, dieſe Frage präzis 
entſcheiden zu können. 

Die Sozialdemokratie kann aber ſogar in die Lage kommen, ſelbſt einen 
Angriffskrieg zu fordern. Im Jahre 1848 hielten Marx und Engels den An⸗ 
griffskrieg Deutſchlands gegen Rußland für notwendig. Am 2. Juli 1848 
ſchrieb die „Neue Rheiniſche Zeitung“: 

„Nur ein Krieg mit Rußland iſt ein Krieg des revolutionären Deutſchlands, 
ein Krieg, worin es die Sünden der Vergangenheit abwaſchen, worin es ſich er⸗ 
mannen, worin es ſeine eigenen Autokraten beſiegen kann, worin es, wie es einem 
die Ketten langer, träger Sklaverei abſchüttelnden Volke geziemt, die Propaganda 
der Ziviliſation mit dem Opfer ſeiner Söhne erkauft und ſich nach innen frei macht, 
indem es ſich nach außen befreit.“ („Geſammelte Schriften von Marx und Engels“, 
herausgegeben von Mehring, 3. Band, S. 114.) 


Später ſuchten Marx und Engels auf die öffentliche Meinung Englands 
zu dem Zwecke einzuwirken, dies Land zu kriegeriſchem Vorgehen gegen Ruß⸗ 
land anzuſtacheln. Der Zarismus erſchien ihnen als der gefährlichſte Feind 
der europäiſchen Freiheit und nur die Gewalt der Waffen eines weſteuropäiſchen 
Großſtaats imſtande, ihn unſchädlich zu machen. Dürfen wir ſie deswegen 
tadeln? Sicher nicht. 

Aber hier handelt es ſich um mehr als um ein bloßes Urteil über die Ver⸗ 
gangenheit, was ja ziemlich nebenſächlich wäre. Es handelt ſich vielmehr um 
eine Frage, die gerade jetzt durch die ruſſiſche Revolution jeden Augenblick zu 
einer akuten werden kann. Nehmen wir an, die Revolution ſiege in Rußland 
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nd ihre Rückwirkung bringe auch in Frankreich ein proletariſches Regime ans 
‚uber, veranlaſſe dagegen eine Koalition der europäischen Monarchen gegen 

ie ruſſiſche Revolution. Würde da die internationale Sozialdemokratie da— 
egen proteſtieren, wenn die franzöſiſche Republik der ruſſiſchen zu Hilfe käme? 

‚Bir glauben kaum. Dann aber tut ſie gut, nicht jeden Krieg von vornherein 
nter allen Umſtänden zu verurteilen. 

Freilich, ſolange wir nur mit kapitaliſtiſchen Regierungen zu tun haben, 
rd faſt jeder Krieg, den dieſe anzetteln, den Intereſſen des Proletariats und 
en mit dieſen übereinſtimmenden Intereſſen der allgemeinen geſellſchaftlichen 
entwicklung ſchädlich und daher vom proletariſchen Standpunkt verwerflich ſein. 

Bei den jüngſten Diskuſſionen über die Hervͤſche Propaganda in Frankreich 
burde dem Genoſſen Hervé zwar von manchen Seiten entgegengehalten, wenn 
s zum Kriege zwiſchen Frankreich und Deutſchland käme, könnte das ein Krieg 
wiſchen Republik und Monarchie werden, in dem mit Frankreich auch die 
demokratie bedroht wäre; es wurde ſogar das Schreckgeſpenſt heraufbeſchworen, 
as von Deutſchland beſiegte Frankreich liefe Gefahr, feine nationale Integrität, 
eine Eigenart, ja ſeine Sprache zu verlieren. Aber alles das ſind leere 
Phantaſtereien. 

Selbſt 1871, als Frankreich wehrlos zu Boden lag, ſeine Republik die 
Eierſchalen ihres revolutionären Urſprungs noch nicht abgeſtreift hatte und der 
zepublikaniſche Gedanke noch propagandiſtiſche Kraft im Liberalismus aller 
Länder beſaß, hütete ſich Bismarck, Frankreich die Monarchie aufzudrängen. 
Und jetzt ſollte irgend ein deutſcher Stoatsmann daran denken, wo die bürger— 
iche dritte Republik eine konſervative Macht geworden iſt, die ſich mit dem 
Erbfeind der Demokratie verbrüdert und die Marſeillaiſe im Reiche des Zaren 
hoffähig gemacht hat? Wo der Gedanke der bürgerlichen Republik jede propa⸗ 
zandiſtiſche Kraft verloren hat und die Monarchien ſich nur noch von der 
Sozialdemokratie und nicht vom bürgerlichen Republikanismus bedroht fühlen? 
Wo Paris das Mekka aller Monarchen geworden iſt, deſſen bürgerliche Be— 
völkerung ihnen heute begeiſterter zujubelt, als etwa 1867 unter dem Bas- 
Empire? 

Aber ebenſowenig denkt irgend ein deutſcher Staatsmann daran, wenn es 

einmal zu einem Kriege mit Frankreich kommen ſollte, als Siegespreis ein 
Stück des franzöſiſchen Gebiets in Europa zu fordern. Deutſchland leidet noch 
heute genug daran, daß es kein reiner Nationalſtaat iſt, daß es an ſeinen 
Grenzen Franzoſen, Dänen, Polen ſitzen hat, die ihm oft ſchwer im Magen 
liegen. Eine Vermehrung dieſer Elemente bedeutete nur eine Vergrößerung 
der Verlegenheiten des Deutſchen Reiches. 

Und iſt das deutſche Kaiſertum nicht proteſtantiſch? Jedes Stück Frank⸗ 
reichs, das es annektierte, würde aber bloß ſeine katholiſche oder, was noch 
bedenklicher, ſeine unchriſtliche Bevölkerung vermehren. Schon der Partikularis— 
mus der katholiſchen Bayern iſt dem preußiſchen proteſtantiſchen Kaiſertum 
unbequem genug. 

Deutſchland hat eine Seite, nach der es ſich noch ausdehnen könnte, ohne 
allzuviel Widerſtand zu finden. Die Deutſchen in Oſterreich würden in ihrer 
Mehrzahl der Annexion an Deutſchland freudig zuſtimmen, die altersſchwache 
Monarchie der Habsburger könnte keinen erheblichen Widerſtand leiſten. Trotz⸗ 
dem haben die preußiſchen Staatsmänner den deutſchen Irredentismus in 
Oſterreich ſtets abgelehnt, weil es ihnen gefährlich erſchiene, die nichtpreußiſchen, 
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nichtproteſtantiſchen Elemente im Reiche zu vermehren. Wo follte da ein 
deutſches Verlangen nach franzöſiſchem Gebiet aufkommen können! | 

Nur zwei Urſachen gibt es, die Frankreich heute in einen Krieg verwickeln 
können: ſeine Allianz mit Rußland und ſeine Kolonialpolitik. 

Und wie in Frankreich, ſteht es in den übrigen Staaten Europas. Es iſt 
im Moment, wo das zariſche Rußland zu Boden liegt, kein europäiſcher Krieg 
denkbar, der nicht aufs äußerſte ruchlos und verwerflich wäre. Keiner, der 
nicht die Intereſſen des Proletariats und der geſellſchaftlichen Entwicklung aufs 
tiefſte ſchädigte. Keiner, deſſen Verhütung es nicht mit allen Erfolg ver- 
ſprechenden Mitteln anzuſtreben hätte. | 

Welche Mittel kann es aber dazu anwenden? 

Ein ſehr wirkſames Mittel wäre die Umwandlung der ſtehenden 
Heere in Milizheere. Dieſe Umwandlung macht die Kriegführung nicht 
unmöglich, macht das Land nicht wehrlos. Wohl iſt bei dem heutigen Stande 
der Kriegskunſt oder Kriegswiſſenſchaft eine erfolgreiche Kriegführung nur möglich 
durch geſchulte Soldaten unter der Führung eines wiſſenſchaftlich gebildeten 
Offizierskorps. Aber es iſt ein Unſinn, zu behaupten, dies ſei nur durch die 
Form des ſtehenden Heeres zu erreichen, nur durch ein Offizierskorps, das eine 
privilegierte Kaſte bildet, nur durch die Loslöſung des Soldaten vom Volle, 
durch die Unterſtellung des zu ſchulenden Wehrmanns unter ein beſonderes 
Militärrecht, das ihn in allen Dingen, innerhalb und außerhalb des Dienſtes, 
zum willenloſen Sklaven desjenigen macht, der ihn im Schießen, Marſchieren, 
Fechten in Verbänden zu unterrichten hat; und daß dieſe Schulung endlich 
erfordere, daß die Wehrmänner, die nicht in der Kaſerne unter dem Regime 
des Kadavergehorſams ſtehen, waffenlos ſeien. | 

Das Milizſyſtem hindert nicht die genügende Schulung des Wehrmanns, 
ermöglicht es eher, noch mehr Wehrmänner zu ſchulen als das ſtehende Heer; 
aber es macht es unmöglich, die Armee als blindes Werkzeug der Regierung 
zu verwenden. Damit iſt die Möglichkeit ausgeſchloſſen, daß die Regierung 
einen Krieg unternimmt, für den im Volke keine Begeiſterung herrſcht, und jo 
wird die Kriegsgefahr, wenn auch nicht völlig beſeitigt, fo doch erheblich reduziert. 

Gegen das ſtehende Heer in jeder Weiſe, auch bei Budgetabſtimmungen, 
aufzutreten, iſt eine der erſten Pflichten jedes ſozialiſtiſchen Politikers. Wer ſich 
dagegen verſündigt, übt Verrat an der Sache des Proletariats. 

Indes ſind wir noch nicht ſoweit, dadurch die Durchführung des Miliz⸗ 
ſyſtems erzwingen zu können. Es wird einer Revolution bedürfen, um dahin 
zu gelangen. 

Giebt es aber inzwiſchen kein anderes Mittel, Kriege zu vereiteln? Seit 
Jahren ſchon glaubten die Anarchiſten, wie ſie überhaupt die „direkte Aktion“ 
lieben, einen direkten Weg gefunden zu haben, der ſofort zum Ziele führt, und 
von ihnen haben es die ſtark anarchiſtiſch durchſetzten Gewerkſchafter in Frank⸗ 
reich übernommen, aus deren Reihen wieder Anhänger dieſes direkten Weges 
auch in die ſozialiſtiſche Partei gelangt ſind. Dieſer Weg iſt einfach die Dienſt⸗ 
verweigerung der Soldaten oder wenigſtens der Reſerviſten, wie ſie unter 
anderem Genoſſe Hervé propagiert, was ja die Veranlaſſung zur jetzigen 
Enquete wurde. 1 

In der Tat, das Mittel iſt ein ſehr einfaches und, wenn durchgeführt, ein 
unfehlbares. Würde ſeine Anwendung tatſächlich bewirken, einen Krieg un⸗ 
möglich zu machen, ſo könnte man dagegen kaum etwas in jenen Fällen — und 
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ſind 99 von 100 — einwenden, in denen der Krieg dem Volksintereſſe ver— 
rblich werden muß. Ich ſehe keine ethiſchen Gründe, die vom Standpunkt 
8 proletariſchen Patriotismus von vornherein dagegen ſprächen. 

Aber wird und kann es durchgeführt werden? 

Das iſt die entſcheidende Frage. 

Zunächſt, ſoll das Mittel den Krieg unmöglich machen, ſo darf es nicht 
njeitig, ſondern muß auf beiden Seiten angewandt werden. Kommt es 
i auf der einen Seite in Anwendung, jo bewirkt es nicht die Verhinderung 
s Krieges, ſondern die Offnung der Landesgrenze für eine feindliche 
nvaſion, bewirkt alſo bloß, daß der Krieg für das Land die ſchlimmſte 
orm annimmt, die er anzunehmen vermag. Das kann aber doch nicht die 
ufgabe einer proletariſchen Aktion fein. Eine Invaſion feindlicher Kriegsheere 
deutet ſo namenloſes Elend für das ganze Land, daß ſie von ſelbſt die ge— 
mte Bevölkerung zur Abwehr dagegen aufruft und keine Klaſſe ſich der 
ächtigen Strömung entziehen kann. 

In der Tat, wenn manche Genoſſen den Unterſchied machen zwiſchen Ber: 
idigungs⸗ und Angriffskrieg und meinen, im erſteren Falle müſſe unter allen 
mſtänden jedermann, der dazu imſtande, ob verflichtet oder nicht, gegen den 
eind zu Felde ziehen, ſo haben ſie jedenfalls unter dem Verteidigungskrieg 
e Abwehr einer feindlichen Invaſion im Auge gehabt. Doch ſind das zwei 
wichiedene Dinge. Welches immer die Kriegsurſache fein mag, jede Nation, 
e angegriffene wie die angreifende, muß danach trachten, den Kriegsſchauplatz 
m eigenen Lande fernzuhalten und ins feindliche Land zu verlegen. Ob es 
zu kommt, das hängt aber nicht davon ab, wer den Krieg verurſacht, ſondern 
won, wer der Stärkere und Flinkere iſt. Notabene, ein Milizheer ſchließt 
ineswegs aus, daß der Krieg in Feindesland getragen iſt. Im Gegenteil. 
8 erlaubt, das Heer zahlreicher zu machen und raſcher zu mobiliſieren — da 
der Wehrmann ſeine Ausrüſtung zur Hand hat — als das Syſtem der ſtehenden 
eere mit Reſerven, die ſich ihre Ausrüſtung erſt holen müſſen. 

Man mag den Krieg noch ſo ſehr verurteilen, ſo kann man doch unmöglich 
n dadurch bekämpfen wollen, daß man die ſchlimmſten ſeiner Verheerungen 
oß dem eigenen Lande aufhalſt. Die Idee des Militärſtreiks hat alſo von 
drnherein nur dann einen Sinn, wenn ſie von beiden Seiten ausgeht. Die 
nſeitige Propaganda des Militärſtreiks wäre ſinnlos. Wer damit vorgehen 
ill, muß ſich zum mindeſten vergewiſſern, daß in den anderen Nationen eine 
eiche Agitation hervorgerufen wird. 

Damit ſei aber nicht geſagt, daß der zweiſeitige Militärſtreik beſſeren 
rfolg verheißt. 
Sollte dieſer Streik wirken, ſo müßte er ein wahrhafter Maſſenſtreik 
‚erden. Iſt das zu erwarten? Beim ſtehenden Heere gibt Hervé die Sache 
lbſt auf. Bleiben die Reſerviſten. Aber die Bauern werden ſicher nicht 
reiken, ebenſowenig die Kleinbürger, auch nicht die indifferenten Proletarier. 
lſo nur die organiſierten Proletarier kommen in Betracht, das heißt jene 
nter ihnen, die Reſerviſten ſind. Aber glaubt man denn, daß auch nur dieſe 
gemein ſtreiken werden? Ein Streik, deſſen Teilnehmer mit dem Tode be— 
zaft werden können! Und das iſt nicht der Tod, dem man ſich, umgeben von 
er Maſſe der Kameraden, in der Leidenſchaft des Kampfes ausſetzt, ſondern 
ir den man ſich kalten Blutes zu entſcheiden hat, im Schoße der Familie! 
Järe es nicht unerhörter Optimismus, anzunehmen, daß in irgendeinem 


| 
\ 


7 


| 5 
370 Die Neue Zeil 


Staate 10000 Mann dieſes Heroismus fähig wären? Was ſind abe 
10000 Mann für ein modernes Maſſenheer? Man würde ihre Abweſenhei 
kaum merken. * 

Ein jeder Verſuch einer maſſenhaften Fahnenflucht würde ſofort im Blut 
der tapferſten Kämpfer des Proletariats erſtickt. Aber es könnte nicht einma 
zum bloßen Verſuch kommen ohne eine vorhergegangene jahrelange und eindring 
liche Propaganda der Fahnenflucht. Weiß man aber, was das in den meilte 
Staaten heißt? Würde die deutſche Sozialdemokratie den Militärſtreik au 
einem ihrer Kongreſſe als taktiſche Waffe anerkennen und dann dieſem Beſchlu 
entſprechend propagieren, ſo wäre dies das beſte Mittel, die deutſchen Gefäng 
niſſe zu überfüllen und die Redaktionen und Organiſationen der deutſche 
Sozialdemokratie hinwegzufegen. | | 

Will man Schließlich noch jagen, daß man dieſes Riſiko um der große 
Idee willen auf fich nehmen müſſe, die man da verfechte? Aber was würd 
man erreichen? Ein Martyrium um einer Idee willen, die der Maſſe de 
Bevölkerung als ein Verbrechen erſchiene, als das Verbrechen, im Kriegsfal 
das Land der feindlichen Invaſion mit allen ihren Schreckniſſen zu öffnen. 

Ohne die geringſte Möglichkeit, einen Krieg wirklich zu verhindern, würd 
man die ſchlimmſten Verfolgungen provozieren, bloß um das eine Reſultat z 
erzielen: die Partei aufs tiefſte zu kompromittieren, ihre propagandiſtiſche Kraf 
völlig zu lähmen. Und dies letztere müßte auch in Ländern eintreten, in dene 
die Freiheit der Preſſe und der Rede derartige Agitationen erlaubt. S 
können unſere Sache unter allen Umſtänden nur ſchädigen. 

Die Idee des Militärſtreiks iſt alſo ſicher gut gemeint, höchſt edelmüti 
und heroiſch, aber eine heroiſche Torheit. Er iſt heroiſcher, aber nicht wenige 
Torheit als die Verſuche der bürgerlichen Friedensſchwärmer, durch Schieds 
gerichte die Kriege aus der Welt zu ſchaffen. 

Die eine wie die andere Torheit beruhen auf dem Fehler, daß der Krie 
als ein iſoliertes Faktum aufgefaßt wird. Dem gegenüber müſſen wir un 
immer wieder erinnern, daß er nur die Fortſetzung der Politik mit gewal 
ſamen Mitteln iſt. Solange wir nicht die Kraft haben, die Politik zu hindern 
die zum Kriege führt, ſo lange haben wir auch nicht die Kraft, den Krieg z 
hindern. Haben wir aber einmal das Vermögen, dieſe Politik zu hindern 
dann müſſen wir es aufwenden, ehe ſie ſo weit geführt hat, daß de 
Krieg in drohende Nähe gerückt iſt. Nur auf dieſe Weiſe laſſen ji 
Kriege vermeiden. Alle Beſtrebungen, dem Kriege im Gegenſatz zu den Regi 
rungen erſt dann entgegenzuwirken, wenn er zur greifbaren Tatſache zu werde 
droht, ſind zum Scheitern verurteilt. | 

In dieſer vorbeugenden Weiſe iſt aber unſere Partei in allen Ländern un 
ſeit langem tätig. Nur unter außergewöhnlich günſtigen Umſtänden, die ſie 
nicht vorausſehen laſſen, dürfte es ihr möglich ſein, durch eine vereinzelt 
heroiſche Kraftäußerung einen Krieg zu vereiteln, der ſchon proklamiert ft 
überall aber wirkt ſie ununterbrochen dahin, die Bande der Internationalite 
zu ſtärken und die Verhetzung der Nationen zu paralyſieren. Durch ihre prinz 
pielle Bekämpfung der modernen Schutzzöllnerei und Kolonialpolitik und dure 
den Nachweis, daß dieſe nicht den Intereſſen des Proletariats oder der ©: 
ſamtheit der Geſellſchaft, ſondern nur denen einzelner privilegierter Schichte 
im Staate zum Schaden von Proletariat und Geſellſchaft dienen, daß dl 
Völker nicht den mindeſten Grund haben, ſich wegen Zöllen und Kolonien i 
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e Haare zu geraten; durch dieſe Propaganda hat ſie es verhindert, daß 
olonialfriege und Zollkriege populär wurden, hat ſie es den Regierungen 
möglich gemacht, große Volksbewegungen für ihre völkerverhetzenden Abſichten 
ı entfejjeln. 

Das ſtärkſte Hindernis eines europäiſchen Krieges bilden aber die ſozia⸗ 
tiſchen Parteien der verſchiedenen Länder ſchon durch die bloße Tatſache ihrer 
aftvollen Exiſtenz und ihres revolutionären Programms, wodurch jedes kapi⸗ 
liſtiſche Regime bedroht wird, das infolge einer Kataſtrophe zuſammenbricht. 
jejenige Kataſtrophe, die zum gründlichſten Zuſammenbruch führt, iſt aber 
e Niederlage in einem frivolen Kriege. 

Das wiſſen alle Regierungen; ſie wiſſen, daß dort, wo eine ſtarke Sozial⸗ 
mokratie beſteht, eine Niederlage im Kriege für ſie weit mehr bedeutet als 
oß eine Einbuße an Macht, Geld, vielleicht auch Steuerzahlern, und 
reſtige: daß ſie das Ende alles bürgerlichen Regimentes im Lande bringen 
nn. Und darum vertragen ſie ſich immer wieder und vertagen ihre Abrech— 
ingen miteinander. 

So wenig wir daher heute noch in der Regel gegen einen Krieg ausrichten 
nnen, wo er unmittelbar vor dem Ausbruch ſteht, jo brauchen wir doch nur 
iſere Pflicht im Alltag zu erfüllen, unſerem Programm gemäß zu kämpfen 
id unſere Kraft zu mehren, um alles für den Weltfrieden zu tun, was bei 
n heutigen Machtverhältniſſen für ihn getan werden kann. 

Sollte es aber trotzdem zum Kriege kommen, dann freilich iſt das Prole— 
riat heute noch kaum irgendwo ſtark genug, um durch eine Revolution — und 
r Militärſtreik bedeutet eine Revolution, und noch dazu eine vorbereitete, 
machte — vor dem Kriege den Krieg unmöglich zu machen. Aber ſchon iſt 
im allen kapitaliſtiſchen Staaten ſtark genug, daß jeder verluſtreiche, vergeb— 
he Krieg der Ausgangspunkt werden muß zu einer Revolution, die ein prole— 
riſches Regime begründet und damit die Bahn zu einer Entwicklung eröffnet, 
e zum ewigen Weltfrieden führt. 


‚ Die internationale Organifation des Kleinbürgertums. 
| Von Georg Stiekloff. 


II. (Schluß.) 


| 

Der erſte internationale Kongreß des Kleinbürgertums wurde in Antwerpen 
n 17. und 18. September 1899 der zweite am 15. und 16. September 1901 
Namur (der für 1900 in der Schweiz projektierte fiel aus), der dritte 
n 2. und 3. September 1902 in Amſterdam abgehalten.! Es liegt ein 
enig Übertreibung darin, wenn man dieſe Kongreſſe „internationale“ nennt, 
unn auf dem erſten derſelben war das ausländiſche Element nur vertreten 
uch den Franzoſen Fund-Brentano von der „Société d'économie sociale“, 
litarbeiter der Zeitſchrift „La Réforme sociale“ und Vertreter der Schule 
n Le Play; ferner durch den Schweizer Génoud von der „Union suisse 
Arts et Métiers“ und durch einen Deutſchen, den katholiſchen Reichstags⸗ 


1 Der Kongreßbericht des Kongreſſes von Antwerpen und Namur wurde in franzöſiſcher 
d in flämiſcher Sprache veröffentlicht, der Amſterdamer Kongreßbericht nur in holländiſcher 
prache. 
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abgeordneten Retzbach. Faſt alle anderen Delegierten waren Belgier, einig 
von kleinbürgerlichen Vereinen aus der Provinz delegiert, der Reſt ſetzte fir 
aus großen Finanzleuten, Fabrikanten (alle natürlich warme Anhänger de 
Kleininduſtrie und des Kleinhandels), aus früheren Miniſtern, Senatoren 
Deputierten und Provinzialräten zuſammen, lauter Mitgliedern der katholiſche 
Partei. Die belgiſche Regierung war offiziell vertreten durch den Advokgte 
Lambrechts, der Beigeordneter beim Arbeitsminiſterium und Verfaſſer zah 
reicher Broſchüren und Artikel iſt. Die zirka 400 Delegierten wurden dı 
Provinzialhaus, wo der Kongreß ſtattfand, offiziell von dem Provinzig 
gouverneur empfangen. Wir erwähnen dieſe kleinen Details, weil ſie für d 
ganze Bewegung charakteriſtiſch find. Nicht minder charakteriſtiſch iſt die Red 
des Gouverneurs, in welcher dieſer mit ganz militäriſcher Gradheit d 
Kongreßteilnehmer kurzweg „Philanthropen“ nennt und in welcher er das Feu 
eröffnet gegen „die Genoſſenſchaften und die unaufhörlich wachſenden Anſprüch 
der Arbeiter“. 

Auch der Kongreß von Namur verdient den Namen eines internationale 
nur, wenn man das Wort geradezu widerſinnig ausdehnt. Unter ſeine 
800 Delegierten war ein Holländer: der Delegierte der niederländiſchen Regi 
rung, Nordtzij; ein Serbe (risum teneatis, amiei!): Herr Antoine, Konſul 
Antwerpen — folglich kann man ihn eigentlich nicht als Ausländer b 
trachten —; ein dritter ein Franzoſe: der bekannte franzöſiſche Schriftitell 
Blondel aus Paris. Stuttgart und Freiburg hatten je einen Delegierte 
entſandt; alle übrigen waren Belgier. Der Kongreß trat zuſammen unter de 
hohen Protektorat des berühmten Konſeilspräſidenten, Finanzminiſters un 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten, Smet de Nayer; des Induſtrie- und Arbeit 
miniſters, Baron Surmont de Volsberghe; des Juſtizminiſters Van den Heuve 
und unter dem Ehrenvorſitz des Barons de Montpellier, Gouverneurs d 
Provinz Namur; des Senators Melot, Bürgermeiſters der Stadt Namur, un 
des Senators Andrimont. Die belgiſche Regierung war vertreten durch d 
Herren Stevens und Lambrechts, die beide Beamte des Miniſteriums für J 
duſtrie und Arbeit ſind (der zweiten Sitzung wohnte der Miniſter in eigen 
Perſon bei), und durch Herrn de La Vallée-Pouſſin, der vom Juſtizminiſterim 
delegiert war. Die „Association pour l'étude et la defense des interets de | 
petite bourgeoisie“! hatte mit der Organiſation des Kongreſſes die Namur 
Ortsgruppe des obenerwähnten „Syndicat général des voyageurs ete.* hetrau 

Im Bureau ſaßen der frühere belgiſche Miniſter de Bruyn und alle d 
klerikal⸗plutokratiſchen Berühmtheiten. Gleich beim Beginn des Kongreſſes len 


! Diefe Vereinigung wurde am 18. Februar 1900 von 29 belgiſchen Geſellſchaften g 
gründet, die den erſten internationalen Kongreß des Kleinbürgertums beſchickt hatten. S 
hat zum Präſidenten den katholiſchen Abgeordneten Julien Koch, und der eine ihrer Viz 
präfidenten iſt der Profeſſor Pyfferoen. Im Jahre 1901 gehören ihr ſchon 34 Geſellſchaft 
an, und ſie wird eine mächtige Waffe in den Händen der katholiſchen Partei zur Fabrikatic 
der „öffentlichen Meinung“ des Kleinbürgertums, während fie gleichzeitig durch die Perſe 
des Herrn Lambrechts mit der Regierung liiert iſt. Sie unternahm die Enquete über d 
Warenhäuſer und Genoſſenſchaften, begründete eine Kreditabteilung unter dem Vorſitz di 
Cooreman, übte bei verſchiedenen Gelegenheiten einen Einfluß auf die Regierung aus u 
veranſtaltete mit ihrer pekuniären Hilfe mehrere Verſammlungen, infolge deren einige kleinbürge 
liche Verbände und ſonſtige Organiſationen gegründet wurden. Und im allgemeinen kämpf 
ſie gegen den traditionellen Individualismus und Egoismus der Kleinbürger und ſuchte ihn, 
Solidaritätsgefühl beizubringen. 
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x Präſident Van Cutſen die bisher gänzlich von dem Intereſſe für die Arbeiter- 
aſſe in Anſpruch genommene (11!) Aufmerkſamkeit der Geſetzgeber auf die 
age des Kleinhandels und der Kleininduſtrie. Aber da hätte um ein Haar 
r Baron de Montpellier, der gewandte Verwaltungsbeamte, der aber nicht 
ußte, daß es ſich um hochdiplomatiſche Fragen handelte, die ganze Geſchichte 
woorben, denn er erklärte, daß er keinen Unterſchied zwiſchen Groß- und 
leininduſtrie ſehe. Für ihn gäbe es nur „ehrenwerte Leute, welche — die 
nen mit der Hand, die anderen mit der Intelligenz — verſuchten, ihre Lebens— 
ge zu verbeſſern, ohne aber ihren Mitmenſchen dadurch zu ſchaden“. Wenn 
r Baron ſelbſt ſeine Lebenslage verbeſſert, jo geſchieht dies vermutlich nicht 
irch ſeine Intelligenz. Die Kleinbürger haben aber glücklicherweiſe jo viel 
eſpekt vor der Autorität, daß dieſer ihnen nicht erlaubte, über ſolche Worte 
achzudenken, ſonſt hätten ſie ſicher gemerkt, daß man ſich über ſie luſtig 
achte. 

Auf dem Amſterdamer Kongreß endlich waren nur Holländer und einige 
jelgier anweſend. Daher war die Sprache des Kongreſſes ausſchließlich die 
olländiſche. 

Was für Tendenzen traten nun bei dieſen Kongreſſen des Kleinbürgertums 
tage? Welche Intereſſen wahrte es? Welche Kampfesweiſe empfahl es? 
gas ſind die Fragen, die ſich uns aufdrängen. Vor allem muß bemerkt 
erden, daß auf allen dieſen Kongreſſen die Lage der Kleinkaufleute Gegen— 
and der Diskuſſion war. Man beſchäftigte ſich ſehr wenig mit den anderen 
ategorien von Kleinbürgern (Angeſtellten, Vertretern der liberalen Berufs— 
rten, Handwerkern, Beamten), und wo man es tat, geſchah es vielfach, wie 
ir noch ſehen werden, in direkt feindſeliger Weiſe. Die Intereſſen der Klein: 
iduſtrie begeiſterten die Kongreßteilnehmer ſehr wenig.“ Die Sorge für den 
leinhandel war unſtreitig das dominierende Problem auf dieſen Kongreſſen, 
nd der Schatten des Kleinkrams ſchwebte über ihnen wie der Geiſt über dem 
haos. Will dies beſagen, daß die Kongreßmitglieder ſich über die verzweifelte 
iſtoriſche Lage der Kleinproduktion klar waren? Oder erklärt ſich dieſe Tatſache 
us der Erwägung, daß von allen Kategorien der kleinbürgerlichen Klaſſe die— 
nige der Kleinkaufleute die zahlreichſte und einflußreichſte iſt, daß in ihr wie 
meinem Brennpunkt ſich alle typiſchen Eigentümlichkeiten des Kleinbürger⸗ 
ums als ſozialer Kategorie konzentrieren? Oder erklärt ſich dieſes Still— 
hweigen etwa aus dem Umſtand, daß den Kleininduſtriellen als wahres 
HAement der Zerſetzung nicht eine Arbeitervereinigung, ſondern der Groß— 
abrikant, die Aktiengeſellſchaft gegenüberſteht, und daß diejenigen, die an der 
Spige der Bewegung ſtehen und die Anſchauungen des Kleinbürgers nach ihrem 
zilde formen, es nicht für klug hielten, das Problem der kritiſchen Situation 
er Kleininduſtrie anzuſchneiden, da es in dem gegebenen Falle allzu ſchwierig 
eweſen wäre, die Wut des ruinierten Handwerkers von dem Großunternehmer 


Die meiſten Ideologen des Kleinbürgertums rechnen die Angeſtellten zum Klein— 
ürgertum. 

2 Faſt einſtimmig wurde den Kleininduſtriellen die Schaffung von Rohſtoffeinkaufsgeſell— 
haften empfohlen, für gemeinſamen Einkauf der Rohmaterialien, für Ausſtellung und Ver— 
auf, ferner Syndikate, Volksbanken, Fachſchulunterricht und Verbeſſerung der Werkzeuge. 
Bir brauchen uns nicht darüber zu verbreiten, wie dieſe letztere in dem Maße, wie fie aus— 
führt werden kann, zur Desorganiſation des Kleinbürgertums und zur erneuten Konzen⸗ 
ration der induſtriellen Unternehmungen führen muß. 


wo 
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ab⸗ und auf irgendwelche Arbeiterorganiſationen a wie man es bi 
der Frage der Lage des Kleinhändlers getan hatte? Alle dieſe Vermutunge 
ſind wahrſcheinlich; beſonders aber die letzte, was aus dem Folgenden erſich 
lich iſt. 

Wie dem auch ſei, der Antwerpener Kongreß beſchäftigte ſich hauptſächlit 
mit den Intereſſen des Kleinhandels. Der franzöſiſche Delegierte Fung 
Brentano verlas einen Bericht, der einen großen Eindruck auf die Höre 
machte. Nachdem er ein ergreifendes Bild von der ſchwierigen Lebenslage un 
der Ausbeutung entworfen hat, deren Opfer der Kleinbürger in Frankreit 
— und ganz ſpeziell in Paris — iſt, ſchiebt er die ganze Schuld daran de 
großen Warenhäuſern zu; denn nicht genug damit, daß ſie den Kleinhand 
ruinieren, dehnen ſie ihre Ausbeutung bis auf die Kleininduſtrie aus un 
rauben ihr Saft und Kraft, indem ſie das Syſtem der „Heimarbeit“ im große 
züchten, ein Syſtem, welches ſchließlich zur Degeneration der Raſſe, zum al 
mählichen Erlöſchen der phyſiſchen und geiſtigen Energie der Arbeiter führ 
Dieſer von verzweifeltem Peſſimismus erfüllte Bericht iſt ein wahrer Grat 
geſang für das Kleinbürgertum. Krieg, Krieg bis aufs Meſſer den große 
Warenhäuſern: das iſt die einzige Logik und die natürliche Schlußfolgerun 
dieſes bemerkenswerten Berichtes. 

Die Erwägung, daß dies eine reaktionäre Parole iſt, konnte das Klein 
bürgertum, das auch bei anderen Gelegenheiten ſich nicht ſcheut, die Rückkeh 
zum alten ökonomiſchen Syſtem zu verlangen, nicht davon zurückhalten. Da 
ſich eine ganze ſoziale Klaſſe mit dem Gedanken einer nahe bevorſtehende 
Auflöſung nicht befreunden kann, iſt ganz natürlich; daß ein Teil ihrer Kampf 
mittel ſich ſchließlich gegen ſie ſelber kehrt, iſt auch ziemlich begreiflich, abe 
daß ſie, gegen die wirklichen Urheber ihrer Not blind, ſich voller Wut auf ein 
andere, noch viel mehr als ſie ſelbſt enterbte Klaſſe wirft, das könnte be 
fremdlich und unbegreiflich ſcheinen, wenn wir nicht wüßten, wer die führ 
Elemente der kleinbürgerlichen Bewegung ſind. 

Als natürliches Produkt der Konzentration des Kapitals und der Bevölke 
rung ſchreiten die Warenhäuſer vorwärts und zermalmen wie der Wagen de 
Jaggernaut die armen Teufel, die ihren Weg kreuzen, als wären fie Ameiſen. 
Überall findet man, daß die herrſchenden Klaſſen die Warenhäuſer ſchützen un 
ſtützen. Wie Herr Simais dem Antwerpener Kongreß bewies, betragen di 
Steuern der kleinen Geſchäftshäuſer 3 Prozent von ihrem Jahresumſat 
während die Großwarenhäuſer nur ein Zehntel der Abgaben zu tragen haben 
Während der Debatte berief Funck-Brentano ſich auf Karl Marx! Di 
Prophezeiungen von Marx gehen bei der Entwicklung der Warenhäuſer i 
Erfüllung: auf der einen Seite die Maſſe des Proletariats und auf der andere 
die winzige Handvoll von Magnaten des Kapitals. Gegen dieſe Entwicklun 
empfiehlt Funck⸗Brentano den fortgeſetzten Ausbau des Gewerbeſteuergeſetzes i 
dem Sinne, daß dieſe Leviathans des modernen Handels mit viel größere 
Steuern belaſtet werden. 

In Bayern müſſen die Warenhäuſer (außer der feſten Steuer der „Normal 
anlage“ von 40 bis 250 Mark) eine Zuſatzſteuer (die Betriebsanlage) zahlen 


1 Wir wollen nur ein Beiſpiel anführen: Wenn wir, wie dies einige Okonomen tun 
den Jahresumſatz eines Kleinhändlers mit 15000 Franken veranſchlagen, ſo ſehen wir, da 
fünf der größten Pariſer Warenhäuſer mit einem Jahresumſatz von etwa 400 bis 500 Mil 
lionen hinreichen, um 27000 bis 33 000 kleine Läden zu erſetzen. 
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e mit der erſteren Kaulanımen % bis 3 Prozent ihres Jahresumſatzes betragen 
l (Geſetz vom 9. Juni 1899). Dieſe Steuer trifft aber nicht nur die Waren⸗ 
uſer, ſondern auch die großen Geſchäftshäuſer, die eine große Menge von 
lialen unterhalten. In Sachſen wurde den Gemeinden 1896 durch eine 
erordnung der Regierung das Recht erteilt, von allen großkapitaliſtiſchen 
etrieben auf dem Gebiet des Detailhandels eine Sonderſteuer zu erheben. 
inf der größten Städte des Königreichs lehnten es ab, dieſen Weg zu be— 
weiten; die weniger bedeutenden Städte machten von dem ihnen gewährten 
echte Gebrauch und ließen keine Gelegenheit vorübergehen, die Genoſſen— 
yaften zu ſchikanieren. In Preußen belegt das Geſetz vom 18. Juni 1900 
as Warenhausſteuergeſetz) mit einer Spezialſteuer (1 bis 2 Prozent vom 
njaß) alle die Kaufleute, deren Jahresumſatz nicht unter 4 Millionen Mark 
trägt und die von den im Geſetz bezeichneten vier Warenkategorien zwei feil— 
Aten. Um ganz von den Schwierigkeiten zu ſchweigen, die eine Klaſſifizierung 
r Waren in vier Kategorien bietet, bringt dieſes Geſetz noch folgende Un⸗ 
träglichkeiten mit ſich: die Feſtſetzung einer gleich hohen Umſatzziffer für alle 
rte des Staates beraubt die Geſchäftsleute der kleinen Städte des Schutzes, 
n ſie vielleicht nötiger brauchten als ihre Kollegen in den großen Städten. 
o iſt zum Beiſpiel ein Warenhaus, das 399000 Mark Umſatz macht, in einer 
kovinzialſtadt ein viel gefährlicherer Konkurrent, als eines mit 400000 Mark 
irgendeinem kommerziellen Zentrum. Außerdem finden die Warenhäuſer 
imer Mittel und Wege, um die Zahlung der Steuern zu umgehen, indem ſie 
w eine Warenkategorie verkaufen. Der Görlitzer Wareneinkaufsverein zum 
eiſpiel iſt dadurch, daß er auf den Verkauf gewiſſer Gegenſtände verzichtet, 
m der Spezialſteuer auf ſeinen Umſatz von 8,4 Millionen frei und konnte fo 
eent Dividende verteilen. 
In Frankreich, dieſem Lande des Kleinbürgertums par excellence, hatte 
is Geſetz vom 15. Juli 1880 eine beſondere Warenhausſteuer auf vielfältiger 
aſis geſchaffen: 100 Franken für jede Warenkategorie; 25 Franken pro Kopf 
s Angeſtellten und 10 Prozent von der Ladenmiete (exkluſive der Neben⸗ 
gaben). Infolge dieſes Geſetzes mußten die Warenhäuſer im Jahre 1880 
8000 Franken an den Staat zahlen, und im Jahre 1889 ſtieg dieſe Summe 
f 1130000 Franken. Nach Cochery zahlten ſie im Jahre 1897 in Paris 
igefähr 1478000 Franken. Gegenwärtig liegt ein Geſetzentwurf vor — den 
enat und Kammer ſich gegenſeitig immer wieder zurückſchicken —, der die Er— 
hung der Warenhausſteuer bezweckt. Bisher waren die Waren in 16 Gruppen 
ngeteilt, dieſe Zahl ift auf 24 erhöht worden. Dem nationaliſtiſchen Pariſer 
bgeordneten Georges Berry, Spezialiſten auf dem Gebiet der kleinbürgerlichen 
emagogie, gelang es für einen Augenblick, einen Tarif zur Annahme zu bringen, 
ich dem die Pariſer Warenhäuſer bloß an Gewerbeſteuer 4276000 Franken 
itten zahlen müſſen, aber der Senat, der wachſame Hüter der plutokra— 
1125 Intereſſen, geſtattete nicht, die Steuer über 517000 Franken hinaus zu 
1 


* Bei der Debatte im bayeriſchen Landtag (14. bis 15. November 1891) wurde eine 
rma genannt, die 400 Filialen beſitzt, und ein Münchener Bäcker mit 90 Geſchäften. 

Bebels Interpellation (26. November 1896) im Reichstag. 

3 Mas bedeutet dieſe Summe für fo ein großes Warenhaus? Man kann ſich das klar 
ichen, wenn man bedenkt, daß jeder der drei Direktoren des Bon Marché 200000 Franken 
ic!) Jahresgehalt bezieht. 


— 
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Nach den vom Abgeordneten Simais gemachten Angaben zahlt der B 
Marché jährlich 2200000 Franken Steuern, bei einem Jahresumſatz v 
162000000 Franken. 0 

Es wäre ein Irrtum, zu glauben, daß die gegen die Warenhäuſer 
griffenen Repreſſivmaßregeln (verſtärkte Steuerzahlung uſw.) irgendwie he 
mend einwirken könnten auf die von dem geſamten modernen Leben genäh 
Schnelligkeit ihrer Entwicklung; übrigens würde der Untergang der Großware 
häuſer durchaus nicht die Intereſſen der Maſſe der Konſumenten im groß 
Publikum begünſtigen. Der Kleinhändler urteilt natürlich nicht jo. Er v 
langt, daß dem kapitaliſtiſchen Betrieb Schranken geſetzt werden, aber die v 
ihm gewünſchten Maßnahmen kehren ſich zuletzt doch nur gegen das Kle 
bürgertum ſelbſt, wenn nicht gegen die Kleinhändler, dann gegen andere M 
glieder dieſer Klaſſe: zum Beiſpiel gegen die Angeſtellten und die Handwerk 
So hat denn auch die Vermehrung der vom Bon Marché und anderen Ware 
häuſern zu zahlenden Steuern zu einem Sinken der Gehälter der Angeſtellt 
geführt und hat ihre Lage wie auch diejenige der für dieſe Warenhäuſer 
beitenden kleinen Handwerker: Tiſchler, Schneider, Tapezierer uſw., nur nı 
unſicherer gemacht. Da die Warenhäuſer einmal die Herren der letzteren war 
jo begannen fie einfach, deren Arbeit ſchlechter zu entlohnen.“ 

Die Leiter der kleinbürgerlichen Kongreſſe bemühten ſich, die Bedeutung 
Warenhäuſer geringer darzuſtellen, als ſie iſt. Aus dieſem Geiſte heraus hi 
der belgiſche Exfinanzminiſter Francotte auf dem Namurer Kongreß eine Re 
worin er zu beweiſen ſuchte, daß die Entwicklung der Großwarenhäuſer 
Zahl der Kleinhändler nicht verringert habe. (Als ob es ſich darum handelt 
Er erklärt, loyal genug übrigens für einen katholiſchen Politiker, daß nieme 
eine Regierung darein willigen würde, die Warenhäuſer abzujchaffen.” 

Herr Simais, der auf dem Antwerpener Kongreß über denſelben Gege 
ſtand ſprach, ſchloß mit den bezeichnenden Worten: „Die von uns vorgeſchlage 
progreſſive Steuer wäre nicht illegal, denn ſie hätte auch ihre nützliche Sei 
nämlich die, ihre (der Warenhäuſer) wucheriſchen Aufkaufsgelüſte zu zügeln u 
Gleichheit aller Bürger gegenüber den fiskaliſchen Laſten zu ſchaffen. A 
wünſchen, es möge jo kommen. Der Kleinhandel hat ebenſoviel Anſpruch 9 
die Fürſorge der öffentlichen Gewalt wie die großen Finanziers. Die Kleſ 
händler bilden die ehrenwerteſte und arbeitſamſte von allen den Klaſſen, 
die beſtehende Ordnung aufrecht erhalten wollen. Sie im Stiche laſſen, d 
hieße den Sozialismus begünſtigen, denn jeder ruinierte Geſchäftsmann wi 
zu einem Empörer und verſtärkt die Reihen der Oppoſitionspartei.“ 

Unnötige Flauſen! Leere Drohungen! Mit der folgenden kühlen Erkläru 
ſchiebt der Präſident die von dem kleinbürgerlichen Enfant terrible aufgeworfe 
Frage beiſeite: „Die von den verehrten Vorrednern angeſchnittene Frage ft 
nicht ausdrücklich auf unſerer Tagesordnung. Dieſe Herren verlangen nicht n 
die Reform der Gewerbeſteuer, ſondern unſeres geſamten Steuerſyſtems üb 


Auf dem zweiten Kongreß wurde zum Beiſpiel bemerkt, daß die Vermehrung der 2 
zahl von beſteuerten Warenkategorien nicht den großen, ſondern wahrſcheinlich den mittle 
Geſchäften ſchaden würde. (Einzelne Beiſpiele ſiehe S. 93, 94 des Kongreßberichtes.) 

2 Bericht des Namurer Kongreſſes, S. 88. Die betreffende Statiſtik ſiehe ob 
Blondel druckt fie ohne irgendwelche Kritik in feinem Artikel „La petite bourgeoisie“ 
der „Revue sociale“ ab (1901, II, S. 836). 

3 Internationaler Kongreß des Kleinbürgertums zu Antwerpen, ©. 303. 


\ 
) 


eorg Stiekloff: Die internationale Organiſation des Kleinbürgertums. 377 


pt. Wenn wir jedoch dieſe Materie diskutieren wollten, jo würde uns das 
urch mindeſtens zehn Sitzungen beſchäftigen.“ 

Das war kurz, aber deutlich. Der Wink wurde verſtanden, und die Miß⸗ 
wgnügten gaben klein bei. Die Warenhäuſer, denen in den Verhandlungen 
3 bayeriſchen Landtags die wenig ſchmeichelhaften Epitheta „Vampire“ und 
Raubtiere“ beigelegt worden waren, wurden in Ruhe gelaſſen. Herr Tits 
wicht ein paar Worte über die mit Fabriken verbundenen Kantinen und Kauf⸗ 
den. Auch dieſe nehmen den Kleinhändlern noch Kunden fort, nur gehören 
nicht Sozialiſten, ſondern ehrenwerten Leuten, Mitgliedern der chriſtlich⸗ 
zialen „Gilden“ oder der gemiſchten Syndikate. 

Die auf dem Antwerpener Kongreß ausgeſprochenen „Wünſche“ enthalten 
icht ein Wort an die Adreſſe der Großwarenhäuſer oder der Fabriksläden. 
Zir laſſen die wichtigſten dieſer Wünſche folgen: 

1. Die Volksbanken müſſen für die Vergünſtigungen, die ſie vom Staate er⸗ 
ten, dem Kleinhandel eine Unterſtützung gewähren. 

2. Die Summe von 20 Millionen wird von der Regierung? zur Verfügung der 
reditvereinigungen auf Gegenſeitigkeit gehalten. 

3. Die Kompetenz der Induſtrie⸗ und Arbeitskammern wird auf die Klein⸗ 
duſtriellen und Geſchäftsreiſenden ausgedehnt. 

4. Die Kleinbürger ſollen ſich zum Zwecke des gemeinſamen Einkaufs und der 
roduktion der Rohmaterialien zuſammenſchließen. 

5. Die Vorſchriften über Offentlichkeit, Bilanz, Mitgliederliſte, Er⸗ 
ennung der Direktoren (der Genoſſenſchaften) ſind ſtrikt zu befolgen. 

6. Den Konſumgenoſſenſchaften iſt — anders als den landwirtſchaft⸗ 
chen Genoſſenſchaften? — verboten, an andere als ihre Mitglieder zu 
erkaufen. 

7. Den Staatsangeſtellten iſt verboten, Genoſſenſchaften zu gründen 
der zu leiten, an denen mehr als fünf Angeſtellte eines Verwaltungszweiges 
»teiligt find. 

8. Mittel find zu ſuchen, um zu verhindern, daß die Gewinne der Ge- 
oſſenſchaften ihrer eigentlichen Beſtimmung entzogen werden. 

9. Die Gerichtskoſten zu verringern und die Kompetenz der Friedensrichter zu 
weitern. 

| 10. Die Konkurrenz zu unterdrücken, die der Staat den Kleinbürgern durch Die 
ſefängnisarbeit macht.“ 


So waren dieſe internationalen Kongreſſe, indem ſie ſich in der Richtung 
es geringſten Widerſtandes bewegten, ganz plötzlich in die Bahn des Kampfes 
egen die Genoſſenſchaften geraten, eine Bahn, die ſelbſt ein ſo warmer 
lnhänger des Kleinbürgertums wie der Profeſſor Brants aus Löwen in ſeinem 
sten Werke über die Kleininduſtrie für falſch erklären mußte. Die klerikale 
Jemagogie hat unter dem Kleinbürgertum mit großem Eifer das Märchen ver: 
reitet, daß die Genoſſenſchaften von der belgiſchen Regierung mit Güte über⸗ 
äuft werden, aber dieſes Märchen entbehrt jeder Grundlage. Der Bericht des 


Bericht über den Kongreß zu Antwerpen, S. 271 bis 272. 
Der belgiſchen. Auf dieſen internationalen Kongreſſen wurden in Belgien belgiſche, 
Holland holländiſche Reſolutionen gefaßt. 
| Die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften gehören faſt ſämtlich der katholiſchen 
artei an. 

* Diefe Wünſche wurden in ihrer Geſamtheit (beſonders aber die die Genoſſenſchaften 
etreffenden) auf dem Namurer und dem Amſterdamer Kongreß erneuert. 

1904-1905. II. Bd. 25 
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Deputierten Colfs über die Genoſſenſchaften in Belgien (abgedruckt in Band 
der Verhandlungen des Namurer Kongrefjes)' enthält durchaus überzeugen 
Angaben über dieſen Gegenſtand. Sie haben zwar ihre Publikationen 
„Moniteur“ unentgeltlich, aber dieſe winzige Erſparnis (etwa 20 Franken) en 
ſpricht bei weitem nicht den Unannehmlichkeiten einer obligatoriſchen hal 
jährlichen Veröffentlichung der Mitgliederliſte, die auf dem Handelsgeri⸗ 
deponiert werden muß, wo jedermann ſie einſehen kann. Ihre Gewerbeſten 
geht nach der Umſatzziffer, ohne auf Gewinn und Verluſt Rückſicht zu nehme 
wohingegen die Aktiengeſellſchaften und unter ihnen auch die Großwarenhäuf 
die Gewerbeſteuer nach ihren Überſchüſſen bezahlen. Trotz alledem wendet f 
die Unzufriedenheit der verkommenden Klaſſen am liebſten gerade gegen 
allerſchwächſten ſozialen Elemente. Sie begnügt ſich dem Großkapital gege 
über mit Seufzern und platoniſchen Forderungen. Sobald aber die Rede a 
die Arbeiterorganiſationen kommt, da verwandelt ſich der ſchüchterne Ton d 
um Unterſtützung bettelnden kleinen Bourgeois plötzlich in den drohenden Ry 
„Nieder mit ihnen!“ 


nachträgliches zum Ciſenbahnerſtreik. 
Von Oda Olberg (Rom). 


Es iſt ſehr einfach und wohlfeil, nach dem ungünſtigen Ausgang ein 
Streiks mit der Weisheit herauszurücken, daß man beſſer getan hätte, d 
Streik gar nicht anzufangen. Nur ſchade, daß dieſes nachträgliche Urteil dure 
aus nicht immer richtig iſt. Es gibt nämlich Lagen, in denen das Unterlaſſ 
eines Streiks verhängnisvoller und entmutigender iſt als das Verlieren. 

Der jüngſte italieniſche Eiſenbahnerſtreik iſt aus einer ſolchen Lage gebor 
worden. Wollte man nur die Gewinnchancen bei ſeiner Proklamierung in Re 
nung ziehen, jo wäre man freilich ſchnell mit dem Urteil über ihn fertig: d 
Ausſichten waren minimal. Aber das wiſſen nicht nur die Klugſchwätzer vi 
heute, das wußten auch geſtern die Eiſenbahner, als ſie ſich ſchweren Herzens 
den Streik entſchloſſen. Nur konnten fie es damals nicht jagen, ebenſo wied 
Journaliſten der Parteipreſſe es nicht ſagen konnten; wenn trotzdem ein Ko 
reſpondent eines franzöſiſchen Parteiblatts mit ſeiner hoffnungsloſen Progno 
herausrückte, ſolange der Kampf noch währte, ſo beweiſt das weniger d 
Schärfe ſeines Blickes als die Stumpfheit ſeines Verantwortungsgefühls. W 
dem auch ſei: es war kein ſiegverheißender, aber ein notwendiger Streik. Ui 
die Wurzeln ſeiner Notwendigkeit liegen Jahre zurück und reichen weit üb 
das Verantwortungsgebiet der diesmaligen Streikkommiſſion hinaus. 

Die Geſchichte der italieniſchen Eiſenbahnerbewegung iſt ſo alt wie d 
dieſer Tage ablaufenden Pachtverträge vom Jahre 1885. In dieſen Verträge 


I Bericht des Namurer Kongreſſes, S. 95 ff. (Band II). Man wird dort auch d 
Bericht von Maurice Wille finden: Gewerbeſteuer und Warenhäuſer, deſſen Ziffe 
beweiſen, daß in Belgien die großen Baſare nur ſehr mäßige Steuern zu zahlen haben (Ges 
vom 6. Juli 1891). In Löwen zahlt das Warenhaus „L'Innovation“ bloß für einen Um. 
von 250000 Franken, das heißt 481,20 Franken. Die „Grands Magasins de la Pla 
verte“ zahlen nur für einen Umſatz von 445 000, das heißt 706,30 Franken, während de 
die wirkliche Umſatzſumme weit höher iſt als dieſe Summen. Und trotz alledem laſſen d 
Kongreßteilnehmer ihren Zorn an den unglücklichen Genoſſenſchaften aus. 
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ich die der Betrieb der Staatsbahnen drei großen Aktiengeſellſchaften über: 
agen wurde, befanden ſich Beſtimmungen, die dem Perſonal die der Bahn⸗ 
rwaltung ſowie den Hilfs⸗ und Penſionskaſſen gegenüber erworbenen Rechte 
herten und die berühmten SS 103 und 98, die den Geſellſchaften zur Pflicht 
achten, eine Gehalts⸗ und Avancementsordnung ſowie ein Dienſtreglement 
r das Perſonal auszuarbeiten und der Regierung vorzulegen. Mit dieſen 
‚gen Verſprechungen verſehen, ging das alte Perſonal der Staatsbahnen in 
n Dienſt der Privatgeſellſchaften über. Seit 1885 hängt es ſo — um es 
it den Worten des jüngſt verſtorbenen republikaniſchen Abgeordneten Pelle— 
ini zu jagen — am Kreuze, wie Chriſtus zwiſchen den Übeltätern, zwiſchen 
r Regierung und den Geſellſchaften. 

Dieſe letzten, weit entfernt, die erworbenen Rechte anzuerkennen oder eine 
ehalts⸗ und Beförderungsordnung vorzulegen, begannen langſam und ſyſte— 
atiſch die Lage des Perſonals zu verſchlechtern. Zunächſt verminderte man 
e Gehaltsaufbeſſerungen der einzelnen Kategorien und verlängerte die Zeit— 
ume, in denen ſie erlangt werden. Man trieb es jo, daß das ganze Streden- 
rſonal (etwa 17000 Mann) und ein Teil des niederen Stationsperſonals 
egen 15000) in zwanzig Jahren nur um 20 Centeſimi im Monat geſtiegen 
id. Am frechſten gingen die Geſellſchaften vor in ihrer Verkürzung der 
ebenbezüge der Eiſenbahner; ſie ſetzten ſie einfach auf die Hälfte oder auf 
a Drittel herab. Den Zuſchuß zu den Bekleidungsgeldern ſchafften die Mittel⸗ 
eerbahnen bei den von ihnen eingeſtellten Beamten einfach ab. Sie hatten 
yon 3 Millionen profitiert, als ein Gerichtsurteil ihr Vorgehen als geſetz— 
idrig bezeichnete. Sogar die Eiſenbahner in den Malariagegenden bekamen 
e Krallen der Habgier zu ſpüren; ihr monatlicher Zuſchuß wurde von 40 auf 
) Lire herabgeſetzt. | 

Es wurden Interpellationen im Parlament gemacht, aber ſie lockten keinen 
und vom Ofen. Die Eiſenbahner riefen die Gerichte an — dem Rate des 
maligen Arbeitsminiſters Saracco folgend —, und dieſe gaben ihnen recht 
verurteilten in nicht weniger als ſechzehn Prozeſſen die Mittelmeerbahnen, 
m klageführenden Perſonal die „unterſchlagenen Summen“ zurückzuzahlen. 
ls aber die adriatiſchen Bahnen von ihrem Perſonal auch vor den Richter 
fordert wurden, da vollzog ſich eines jener „geſchichtsmaterialiſtiſch“ zu er⸗ 
ärenden Wunder, an denen die Geſchichte der bürgerlichen Rechtſprechung ſo 
ich iſt. Die adriatiſchen Bahnen beſitzen nämlich eine ſehr bedeutende Macht, 
mein Teil der von ihnen betriebenen Strecken, die Südbahnen, ihr Eigentum 
t und fie jo ziemlich die leiſtungsfähigſte Kapitaliſtenvereinigung Italiens dar⸗ 
ellen. Und ſiehe da, als die „Adriatica“ zur Verantwortung gezogen wurde, 
erklärte auf einmal der Kaſſationshof von Rom, die Gerichte ſeien in⸗ 
mpetent in allen Streitfragen zwiſchen Perſonal und Eiſenbahngeſellſchaft, 
ad verurteilte die Eiſenbahner zur Tragung der koloſſal hohen Koſten! 
Des Genarrt⸗ und Begaunertwerdens müde, ſchlugen endlich die Eiſ enbahner 
ne neue Taktik ein: ſie drohten. Ihre ſeit Anfang der neunziger Jahre datie⸗ 
nden Organiſationen waren durch die Stürme des Jahres 1898 zerrüttet 
orden. Sie bauten ſich eigentlich während dieſer Zeit, in der eine kleine 
Rinderheit energiſch mit ihren Forderungen hervortrat, erſt auf. Im 
ſanuar 1902 übergaben fie den Geſellſchaften ein von der Organiſation aus⸗ 
arbeitetes Memorial mit ihren Forderungen, mit dem Streik drohend, falls 
e nicht erhört würden. 
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Es begab ſich nun etwas ganz Merkwürdiges. Der Eijenbahnerjtreik ı 
ſchien auf einmal als ein Schreckbild ſondergleichen, auch die den Eiſenbah 
geſellſchaften ſehr gut geſinnte Preſſe fand plötzlich die Lage des Perſong 
beklagenswert, und die Geſellſchaften dachten nicht daran, zu verſichern, d 
ſie auf einen Streik vorbereitet ſeien und die Aufrechterhaltung des Dienſt 
gewährleiſteten. Und ſo brachte man es dahin, daß die Regierung mit d 
Eiſenbahnern in Unterhandlung trat — obwohl nicht ſie, ſondern die Bah 
geſellſchaften im Spiele waren — und der Staat auf ſeine Koſten den we 
aus größten Teil der Gehaltsaufbeſſerungen übernahm. Für die Verpflichtung 
von Privatunternehmern ſprang alſo die Regierung ein und belaſtete die öffer 
liche Kaſſe um ungefähr 10 Millionen für die bis zum Ablauf der Konve 
tionen noch fehlenden dreieinhalb Jahre. Die Eiſenbahner erhielten nunme 
auch endlich die ihnen 1885 verſprochene Gehalts- und Avancementsordnun 
Über ihre übrigen Forderungen verſprach man ihnen, bis 1905 mit ihren Be 
tretern zu verhandeln. 

Die Eiſenbahner ſind ſeitdem von ihren Forderungen nicht abgegange 
Sie verlangten weiter die Feſtſetzung der Nebenbezüge in der Höhe, in der 
das von den Privatgeſellſchaften übernommene Perſonal bezog, Gehaltsaufbeſ 
rungen des niederen Perſonals, Sicherſtellung der im Dienſte verunglückt 
Eiſenbahner — deren Elend heute wirklich unbeſchreiblich iſt, da ihnen unt 
geſetzlichen Formen alle Rechte durch juriſtiſche Spitzfindigkeiten forteskamotie 
und ihrer Notlage Verzichtserklärungen abgepreßt werden, die ſich kaum vo 
Selbſtmord unterſcheiden —, ſchließlich Entſchädigung für den Nachtdienſt 
10 Centeſimi für die Stunde! — und Gehaltsaufbeſſerungen für einige Kal 
gorien des älteſten Perſonals. 

Nachdem der Schreck, den die Streikdrohung vom Frühjahr 1902 veranla 
hatte, verflogen war, dachte kein Menſch mehr an die Eiſenbahner. Und 
warteten wieder, aber weit drohender, weit weniger geduldig als bisher. De 
Generalſtreik des September 1904 blieben ihre Organiſationen fern, ſei e 
daß ſie eine Bewegung von dieſer Größe und Allgemeinheit nicht erwartete 
ſei es, weil ſie für den großen ökonomiſchen Konflikt, den ſie herankomm 
ſahen, ihre Kräfte aufſparen wollten. 

Nach dem Generalſtreik blähte ſich die Reaktion und ging mit dem G 
danken um, geſetzliche Beſchränkungen der Streikfreiheit zu ſchaffen. Als Ve 
ſuchsobjekt ſollten die Eiſenbahner dienen, die immer energiſcher auf Erfüllm 
der 1902 gegebenen Verſprechen drängten. Ganz unvermutet, ohne irgendein 
plauſiblen Grund, wich Giolitti von all ſeinen Grundſätzen über Arbeite 
rechte ab und ſchlug in dem Geſetzentwurf über die Verſtaatlichung der Eiſe 
bahnen ganz nebenbei und gleichſam aus dem Hinterhalt ein Ausnahmeges 
für die Eiſenbahner vor: obligatoriſches Schiedsgericht, bei dem den Vertrete 
des Perſonals die gleiche Zahl der Vertreter der Bahnverwaltung plus di 
hohe Juſtizbeamte gegenüberſtehen, und Streikverbot, mit Gefängnisſtrafen u. 
Dienſtentlaſſung für die Zuwiderhandelnden. 

Auf dieſe Provokation, die wohl das Höchſte darſtellt, was je einer orgar 
ſierten Arbeitermaſſe geboten wurde, antworteten die Eiſenbahner durch d 
Obſtruktion. Viele „Akademiker“ in der Partei haben ſehr geringſchätzend v 
dieſer Taktik geſprochen, wohl, weil ſie wenig heroiſch ausſah. Sie war a 
der täglichen Praxis des Dienſtes geboren. Nur die Eiſenbahner ſelbſt konnt 
auf dieſes Kampfmittel verfallen, das gleichzeitig die beißendſte Kritik d 
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reaukratiſchen Widerſinns und eine unbeſiegbare Waffe darſtellte, denn nur 
s Perſonal ſelbſt wußte, was es für eine Bewandtnis hat mit dieſem Regle— 
ent, deſſen Übertretung Vorbedingung des ganzen Bahnverkehrs iſt und ſo 
Inge Pflicht der Eiſenbahner bleibt, bis das ſchlechte Material, der Perſonal⸗ 
angel oder ein Zufall ein Unglück herbeiführt: dann wird das tote Regle⸗ 
ent auf einmal lebendig und ſtellt ſich ſchützend zwiſchen Bahngeſellſchaften 
id Juſtiz. Die Eiſenbahner haben es gewagt, auf eigene Fauſt das Regle⸗ 
ent anzuwenden, damit es einmal nicht der Gerechtigkeit, ſondern dem 
ſwecht den Weg ſperre. Der Erfolg iſt bekannt. Der Bahnverkehr geriet 
fort ins Stocken, verknäuelte und verwirrte ſich jo heillos, daß die ge— 
imte Güterbeförderung eingeſtellt werden mußte. Nur auf den Haupt: 
ecken zirkulierten noch zwei Züge alle vierundzwanzig Stunden. Dieſer in 
Wirkung einem Generalſtreik der Eiſenbahner faſt gleichkommenden Taktik 
achten Giolittis Demiſſionen und der daraus folgende Fall des Knebelgeſetzes 
1 Ende. 

Die beiden Gegner, Eiſenbahner und Regierung, hatten ſich nun gemeſſen. 
3 lag auf der Hand, daß das neue Kabinett in der reaktionären Kammer 
w dann auf Exiſtenzmöglichkeit rechnen konnte, wenn es den einmal be— 
nenen Kampf wieder aufnehmen würde. Andererſeits hatte die Erfahrung 
zeigt, daß eine Antaſtung des Streikrechtes nicht ratſam wäre und den Sturm 
r Septembertage wieder heraufbeſchwören könnte. In dieſer Zwangslage, 
n reaktionären Gelüſten der Kammer genug zu tun, und andererſeits eine 
erletzung allgemeiner proletariſcher Klaſſenintereſſen zu verhüten, verfiel 
ortis auf den naheliegenden Ausweg: er behielt die reaktionäre Form bei 
id ließ den reaktionären Kern fallen. 

Sein neuer Geſetzesentwurf enthält keine Ausnahmebeſtimmungen 
gen Streikende. In ihm beſtimmt einfach der Unternehmer „Staat“, daß er 
me Arbeiter im Streikfall entlaſſen kann. 

„Alle Angeſtellten der vom Staate betriebenen Eiſenbahnen, welches immer 
r Grad und ihre Dienſtpflicht ſei, find als öffentliche Beamte anzuſehen. Es 
eiben für ſie in Kraft die dem königlichen Dekret vom 4. Auguſt 1902 S. 379 
igefügten Beſtimmungen, in Ausführung des Geſetzes vom 7. Juli 1902. Die⸗ 
nigen, die freiwillig ihren Dienſt verlaſſen oder ihn nicht antreten oder ihn 
der Weiſe verſehen, daß ſeine Regelmäßigkeit geſtört wird, werden als auf 
genes Nachſuchen dienſtentlaſſen angeſehen und erſetzt. Der Generaldirektor 
am, im Einverſtändnis mit dem Verwaltungsausſchuß, in Erwägung be⸗ 
uderer perſönlicher Verhältniſſe und Verantwortlichkeit, an Stelle der Ent⸗ 
ſſung eine Disziplinarſtrafe treten laſſen.“ 

Dies der Wortlaut des 8 17, den der § 24 auch auf die Linien ausdehnt, 
e im Privatbetrieb verbleiben. Es handelt ſich um einen juriſtiſchen Wechſel⸗ 
Ag der allermerkwürdigſten Art, deſſen juriſtiſche Mißbildungen Turati in 
r „Critica Sociale“ ſehr fein hervorgehoben hat, aber das Geſetz jest für den 
iſenbahner nur das feſt, was für jeden Arbeiter allezeit im Ermeſſen des 
nternehmers ſteht. Von einer Ausnahmegeſetzgebung kann abſolut nicht die 
ede ſein. In den Paragraphen kam nichts anderes zum Ausdruck als der 
Zunſch, formell den Eiſenbahnern kein Zugeſtändnis zu machen und ihnen 
ach tatſächlich den Boden für eine Klaſſenagitation zu entziehen. Die Regie⸗ 
ing wagte nicht, das Streikrecht anzutaſten, und wollte doch gleichzeitig ſo 
m, als hätte ſie es gewagt. 
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Die Veröffentlichung des Entwurfes Fortis fiel in eine Zeit ſehr groß 
Erregung der Geiſter. Die Agitationskommiſſion wurde ſelbſt nicht daran 
klug. Unter dem erſten Eindruck nannte der „Avanti“ den zweiten Entwu 
ſchlechter als den Giolittis; man ſprach davon, daß der § 181 des Strafgeſe 
buchs, der Beamte, die ihren Dienſt verlaſſen, mit Geldſtrafe bis zu 3000 N 
und der zeitweiligen Dienſtenthebung bedroht, auf Grund der jetzigen Vorla 
auf ſtreikende Eiſenbahner anwendbar ſei. Die Agitationskommiſſion beſchlo 
ein Referendum unter den organiſierten Eiſenbahnern anzuſagen. Inzwiſch 
verging die Zeit. Die Parlamentsfraktion widerriet den Streik, die Part 
leitung, nicht interpelliert, verhielt ſich paſſiv. Jeder fühlte es, daß die R 
gierung die Eiſenbahner provozieren wollte und das ruhige Hinnehmen d 
Provokation als ein Eingeſtändnis ihrer Schwäche auffaſſen würde. Nicht m 
den Eiſenbahnern, ſondern jedem mit der Frage Vertrauten war es klar, de 
die Stunde gekommen war, die alten Drohungen einzulöſen. Die Eiſenbahn 
mußten zeigen, daß ihre als Drohung ſeit Jahren kurſierenden Scheine d 
Metalldeckung des Willens und der Tat hatten. Zweifellos hätten ſelbſt d 
unorganiſierten Eiſenbahner, dieſelben, die entſchloſſen waren, morgen zu Strei 
brechern zu werden, die organiſierten als Maulhelden angeſehen, wenn fie gegeı 
über der provokatoriſchen Haltung der Regierung noch einmal den ſeit 1902 g 
gedrohten Streik hinausgeſchoben hätten. Und ſo beſchloß man den Streik 
nicht mehr als Abwehr eines Verſuchs, das Streikrecht zu kürzen, wie beim En 
wurf Giolitti, ſondern als Einlöſung der alten Drohung und zur Betonung all 
im Memoriale geltend gemachten wirtſchaftlichen Forderungen der Eiſenbahne 

Wir haben keine Elemente, um zu entſcheiden, ob die Regierung mehr Gli 
gehabt hat oder mehr Verſtand, als ſie den Dingen dieſe Wendung gab. Wen 
ſie in bewußter Berechnung gehandelt hätte, ſo hätte ſie geradezu ein Meiſte 
ſtück vollbracht. Denn ſie hat einmal den Zeitpunkt des Streiks ſelbſt beſtimm 
dann hat ſie ihm die Baſis eines Prinzipienkampfes entzogen, wodurch d 
Eiſenbahner auf ihre eigenen Kräfte beſchränkt wurden, und ſchließlich hat j 
bei alledem noch in der reaktionären Kammer die Illuſion erweckt, als unte 
nähme ſie den erſten entſcheidenden Schritt gegen das Streikrecht. 

Daß ein Eiſenbahnerſtreik, auf den die Regierung ſeit einem Monat vo 
bereitet iſt, nur ſehr geringe Ausſichten auf Erfolg haben kann, iſt ohne weiter 
klar. Um ſo mehr, wenn dieſer Ausſtand nicht in einer Stunde der Begeiſt 
rung unternommen wird, ſondern nach langem, abſpannendem Warten, ur 
zwar von einer Arbeiterſchaft, die bisher den modernen Arbeiterkämpfen fer 
geblieben iſt. Ohne eine gewiſſe Doſis Terrorismus iſt wohl ein Eiſenbahne 
ſtreik nur durchführbar, wenn auch das höhere Bahnperſonal ſolidariſch i 
Mit Marinemaſchiniſten und Soldaten des Eiſenbahnerkorps auf den Maſchine 
den höheren Beamten als Zugsperſonal und einigen Streikbrechern auf de 
Strecken war es möglich, einen Minimalverkehr aufrecht zu erhalten, und dam 
war der Streik geliefert. ö 

Der Verlauf iſt bekannt. Nach fünftägiger Dauer, während das Parlames 
das Eiſenbahngeſetz durchwürgte, trat das Streikkomitee durch drei ſozialiſtiſc 
Abgeordnete mit Fortis in Verhandlung und beſchloß die Wiederaufnahme di 
Arbeit, nachdem der Miniſterpräſident ſich verpflichtet hatte, dafür Sorge 
tragen, daß keine Maßregelungen, auch nicht beim Aushilfsperſonal, vorkommt 
ſollten. Fortis verſprach weiter, den Forderungen der Eiſenbahner in eine 
Zuſatzgeſetz tunlichſt Rechnung zu tragen. Und ſeit die Eiſenbahner ihre Drohun 
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ügelöſt haben, hat auch die Regierung ihren Verſprechungen kürzere Verfalls⸗ 
ſten geſetzt. 

Am 29. Mai hat ſie dem Parlament einen neuen Geſetzesentwurf vorgelegt, 
r folgende Zugeſtändniſſe für das Perſonal enthält: 1. Die Regierung ver: 
lichtet ſich, im Laufe des zweiten Halbjahrs 1905 die Extrabezüge des Ber- 
nals mit Rückſicht auf die von dieſem erworbenen Rechte zu revidieren und 
r alle Angeſtellten des neuen Staatsbetriebs zu vereinheitlichen, bis zu einer 
hrlichen Erhöhung von 1 Million Lire. 2. Die Regierung vereinigt, gemäß 
r Forderung der Eiſenbahner, die verſchiedenen Penſions- und Hilfskaſſen 
s Perſonals zu einer einzigen, ohne allerdings dem Perſonal die Verwaltung 
eſer Kaſſen, die es auch gefordert hatte, zu übertragen. 3. Bei allen Streit⸗ 
agen zwiſchen Perſonal und Bahnverwaltung muß ein Schiedsgericht angerufen 
erden, das zu gleichen Teilen aus Vertretern des Perſonals und Vertretern 
r Verwaltung gebildet iſt, die durch direkte Wahl bezeichnet werden und außer⸗ 
ub des Perſonals und der Bahnverwaltung zwei Präſidenten wählen. Kann 
ne Einigung der Parteien bei der Wahl des Präſidiums nicht erzielt werden, 
wird dieſes vom Präſidenten des Senats, der Kammer und des römischen 
aſſationshofs bezeichnet. Der Kompetenz dieſes Schiedsgerichtes unterſtehen 
lle Fragen, bei denen es ſich um Dienſtenthebung von mehr als neun Tagen 
andelt. 4. Für die Aufbeſſerung der älteſten Beamten beſtimmt der Ent⸗ 

map, den Forderungen des Perſonals gemäß, eine vom 1. Januar 1906 
atierende außerordentliche Gehaltsaufbeſſerung von 1200000 Lire im erſten 
fahre, aufſteigend bis zu einem Maximum von 3 Millionen in den nach: 
Agenden Jahren. 

Mit der Annahme dieſes Entwurfes wären ſomit alle weſentlichen Forde— 
ungen des Perſonals, wenigſtens teilweiſe, erfüllt. Wie ſteht es demnach, 
denn wir das Fazit der Bewegung ziehen, mit der Niederlage der Eijen- 
ahner? 

Ein Teil der Parteigenoſſen hat den Streik betrachtet und eingeſchätzt, ganz 

osgelöſt von ſeinen ferner liegenden Urſachen und Folgen. Man hat konſtatiert, 
aß die Streikbewegung nicht die Annahme der Eiſenbahngeſetze verhindert hat 
md alſo unterlegen iſt. Je nach dem Standpunkt ſuchte man die Schuld an 
nejer Tatſache hier oder dort. 
Turati (in der „Critica Sociale“ vom 16. April) meint, der Streik ſtelle die 
Feuerprobe der neuen revolutionären Taktik dar, die ihren erſten lärmenden 
Ausdruck im Generalſtreik des September gefunden hat. Seine Charakteriſtika 
vären geweſen: „Beſtändige und gewaltſame Einſchüchterung, Verachtung der 
Mitarbeit oder des Einverſtändniſſes mit verwandten Parteien oder politiſchen 
Vertretungen, offene Herausforderung der Staatsgewalt, ausſchließlicher Appell 
m die Solidarität der anderen proletariſchen Schichten, die man zur äußerſten 
Verteidigung aufrief, reines Gewerkſchaftlertum, das heißt abſolutes Vor⸗ 
wiegen der direkten Aktion gegenüber der politiſchen und beſonders der parla⸗ 
mentariſchen.“ 

Die Folgen ſind nach Turati: 1. Die Durchſetzung der Eiſenbahngeſetze. 
2. Die Bankrotterklärung des Streiks, der ſeine einſchüchternde Wirkung 
gründlich verloren hat. 3. Ausbleiben der praktiſchen Solidaritätsbetätigung 
don ſeiten des übrigen Proletariats. 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo glauben wir, daß die Eiſenbahngeſetze 
das geworden ſind, was ſie bei dieſer Kammer und bei den von außen auf 
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ſie einwirkenden Einflüſſen werden konnten; außerdem ermöglicht ja das an 
29. Mai vorgelegte Zuſatzgeſetz einen ruhigen Ausbau. Wenn Turati beklagt 
daß der Streik aus einer Drohung zur Wirklichkeit geworden ift, jo ſcheint dai 
doch nur verſtändlich, wenn er die Drohung als ſolche beklagt. Daß 
tut aber Turati nicht, im Gegenteil, er ſchreibt die Errungenſchaften von 190% 
nächſt der Vermittlung der Abgeordneten der Streikdrohung zu. Auch wir ſind 
— was die Drohung betrifft — derſelben Meinung, aber gerade darun 
glauben wir, daß die Eiſenbahnerorganiſation ſich lächerlich gemacht hätte 
wenn ſie nicht im entſcheidenden Moment von der Drohung zur Tat über 
gegangen wäre. Turati hebt die Aktion von 1902 in den Himmel. Nun, di 
von daher datierende Rechnung haben die Eiſenbahner aber erſt jetzt beglichen, 
Wenn einer durch Drohung etwas erreicht, ſo bedeutet das doch nicht, daß 
die Drohung die einzig wirkſame Taktik iſt; es bedeutet lediglich, daß der 
Gegner die Drohung ernſt nahm. Hört er auf, dies zu tun, ſo liegt das nicht 
daran, daß etwa die Kunſt, zu drohen, verloren gegangen iſt, ſondern einfach, 
daß jetzt den Worten die Tat folgen muß. Die Taktik von geſtern ſtand nicht 
im Gegenſatz zu der von heute: die eine iſt vielmehr die natürliche Folge und 
Krönung der anderen. Auf das Ausbleiben der Solidaritätsbetätigung kommen 
wir ſpäter. 

Auch die Parlamentsfraktion hat zu dem Streik in einer Veröffentlichung 
Stellung genommen und ihre geringe Vertretung der Eiſenbahnerintereſſen in 
der Kammer damit begründet, daß ſie den Streik für ausſichtslos hielt. Wenn 
ihre Aktion im Parlament wirkungslos geweſen, ſo ſeien daran die Eiſen⸗ 
bahner ſelbſt ſchuld, die von jeder Unterſtützung durch die Fraktion offiziell 
Abſtand genommen hätten. Daß aber die parlamentariſche Vertretung des 
Proletariats kaum zur Hälfte der Diskuſſion der Eiſenbahngeſetze in der 
Kammer beiwohnte, wird in dem Bericht gar nicht erwähnt. Und doch liegt 
gerade hier die Anklage: nicht, daß ſie nichts ausgerichtet haben, ſondern daß 
ſie gar nichts verſuchten, nicht das Bedürfnis verſpürten, einen Widerhall des 
Eiſenbahnerkampfes ins Parlament zu tragen, wird ihnen verübelt. Jeden⸗ 
falls iſt die Intereſſeloſigkeit der Fraktion ein Zeichen der tiefgehenden Ent⸗ 
fremdung zwiſchen dem organiſierten Proletariat und ſeiner parlamentariſchen 
Vertretung. | | 

Auch die revolutionäre Gruppe, die in der Mailänder „Avanguardia“ 
ihr Organ ſieht, hat bei Gelegenheit des Streiks ſchwere Anklagen erhoben. 
Soweit ſie ſich gegen die Fraktion wenden, decken ſie ſich mit dem von uns 
Geſagten. Sie richten ſich aber auch gegen die Generalkommiſſion der Gewerk⸗ 
ſchaften. Man rechnet es ihr zur Schuld an, zur Unterſtützung der Eiſenbahner 
den Generalſtreik nicht proklamiert zu haben, und ferner, während des 
Streiks, als die Regierung noch voll Beſorgnis mit der Möglichkeit des 
Generalſtreiks rechnete, den Arbeitskammern Telegramme geſandt zu haben mit 
dem Beſchluß, nicht den allgemeinen Ausſtand zu proklamieren. 

Was dieſe telegraphiſche Konterorder betrifft, ſo wird jeder, der ſich der 
Panik der Regierung in den Streiktagen erinnert, einräumen, daß ſie objektiv 
einem Verrat gleichkommt, was natürlich nicht ausſchließt, daß die General⸗ 
kommiſſion ſie in gutem Glauben erlaſſen hat. 

Die poſthume Frage nach der Zweckmäßigkeit des Generalſtreiks wird 
vorausſichtlich noch auf längere Zeit hinaus unſere Parteipreſſe beſchäftigen. 
Man könnte ſie ſehr einfach beantworten: Wenn in der organiſierten Maſſe 
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r Enthuſiasmus und die mannhafte Entſchloſſenheit zum Generalſtreik 
weſen wäre, ſo hätten ihn tauſend Generalkommiſſionen nicht aufhalten 
nnen. Der Generalſtreik des September war ein Tatſache, ehe er offiziell 
ſchloſſen war. Was die Kommiſſion verhindert hat, war nur das vereinzelte 
afflackern des Streiks; es wäre phantaſtiſch, anzunehmen, daß ſieben Menſchen 
ne Maſſenbewegung, die potentiell gegeben iſt, eindämmen könnten. Sie 
innen den Stand der Bewegung falſch interpretieren und werden dann von 
e überflutet oder im Stiche gelaſſen; und fie können ihn richtig deuten und 
e dadurch Gleichzeitigkeit und Einheitlichkeit verleihen, weil jedem zum Be- 
üßtſein der eigenen Kraft oder Kraftloſigkeit ergänzend die Kunde vom Stande 
ir anderen Zentren kommt, in der Form der Order zum Streifen oder Nicht— 
eiken. 

Bei einem wirtſchaftlichen Streik iſt die richtige Erwägung der leitenden 
telle von großem Werte, weil es ſich darum handelt, zu berechnen, ob die 
zäfte der Unternehmerſchaft denen der Streikenden gewachſen find oder nicht, 
die erringbaren Verbeſſerungen den Preis aufwiegen, um den ſie zu haben 
id. Ganz anders beim politiſchen Streik, bei dem von dieſer Proportio— 
lität nicht die Rede ſein kann. Die Errungenſchaften des politiſchen Streiks 
d nicht einzuſchätzen: je nach dem Grade des proletariſchen Klaſſenbewußt⸗ 
ins wechſelt ihr Wert. Ein mit Kraft und Solidarität durchgeführter poli- 
ſcher Streik iſt immer unverloren, weil er das iſt, was er bezweckt, eine 
kachtentfaltung des Proletariats, bei der die Kämpfenden ihre Kraft und ihr 
erantwortungsgefühl ſtählen und die herrſchenden Klaſſen der Stärke der 
ſegner bewußt werden. „Wie jeder wiegt, wird ihm gewogen“, das gilt für 
e im politiſchen Streik ſtehende Arbeiterſchaft. Die Führer können da nichts 
sklügeln, ſie können nichts raten: ſie können nur intuitiv die revolutionäre 
aft in der Maſſe erkennen und nach dieſer Erkenntnis handeln. 
Nachträglich müſſen wir, alſo ſcheint mir, unbedingt zugeben, daß die 
eneralkommiſſion richtig erkannt und entſprechend gehandelt hat. 

Es muß auch ausgeſprochen werden, daß äußere Umſtände zur Auslöſung 
er revolutionären Kraftaufwendung nicht vorlagen. Die leider jo große und 
(gemeine Unkenntnis italieniſcher Verhältniſſe hat Bömelburg auf dem 
ewerkſchaftskongreß jagen laſſen, die Italiener hätten das Koalitionsrecht der 
ſſenbahner eingebüßt. Das iſt eine ganz falſche Darſtellung des angeführten 
aragraphen. Durch ihn hat der Staat als Unternehmer ſich lediglich das 
echt jeden Unternehmers zugeſprochen, ſein ſtreikendes Perſonal zu entlaſſen. 
so iſt eine Arbeiterſchaft, der gegenüber ſich die Kapitaliſten prinzipiell dieſes 
echtes begeben hätten? Von Fall zu Fall hat man es ihnen abringen müſſen, 
id für den letzten Streik haben es ja die Streikenden — trotz des bereits in 
aft getretenen Geſetzes — erzwungen, daß keinerlei Maßregelungen vor: 
men. Mit Recht hat Enrico Leone hervorgehoben, daß es ein Unding ſei, 
Im der Bourgeoiſie das „Exequatur“ für den Klaſſenkampf zu fordern. Sollte 
is italieniſche Proletariat den Generalſtreik proklamieren, um den Eiſen⸗ 
ahnern das verbriefte Recht zu verſchaffen, ohne Riſiko zu ſtreiken? Das iſt 
ch eine ziemlich weit hergeholte Urſache zum politiſchen Streik. 

Es iſt natürlich, daß das Proletariat das empfand. Daß es trotz der ſyſte⸗ 
aliſchen Hetzarbeit der bürgerlichen Preſſe von jedem Verſuch allgemeinen 
treiks abſah, iſt ein erfreulicher Beweis ſeiner Reife und Tüchtigkeit. Ebenſo 
freulich iſt die Art, wie die Eiſenbahner ihre „Niederlage“ tragen: ohne Ent⸗ 
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mutigung, faſt ohne Erbitterung. So bietet der Eiſenbahnerſtreik in ſeinen 
Geſamtverlauf keinerlei Anlaß zu peſſimiſtiſchen Betrachtungen. Die Streikenden 
haben in ihrem erſten proletariſchen Lohnkampf wacker ihren Mann geſtanden 
daß er nicht eine Klaſſenaktion des Proletariats auslöſte, teilt er mit jeden 
anderen wirtſchaftlichen Konflikt eines Berufs. Sollen wir jeden Streik al: 
verfehlt anſehen, aus dem kein politiſcher Maſſenſtreik wird? Das wäre de 
allergrößte Unſinn. Iſt doch der politiſche Streik nicht der Superlativ, di 
natürliche Krönung des wirtſchaftlichen, ſondern etwas ganz anderes, das ander 
objektive Bedingungen vorausſetzt, die im Eiſenbahnerſtreik nicht gegeben waren 

Die Streikenden ſelbſt haben das verſtanden, und es wäre zu wünſchen 
daß nun auch die beiden extremen Flügel der Partei ſich darüber klar würden 
und ihr Urteil danach richteten. 

Den 1. Juni 1905. 


Der erſte Akt des hamburgiſchen Wahlrechtsumſturzes. 
Von Otto Stolten. 


Die Wahlrechtsumſturzvorlage des Hamburger Senats, deren Vorgeſchichte un 
Inhalt wir in Nr. 36 der „Neuen Zeit“ einer Erörterung unterzogen, hat inzwiſche 
die erſte Beratung in der Bürgerſchaft paſſiert. Die Verhandlungen ſind intereſſan 
und lehrreich genug, um ihnen an dieſer Stelle für einen kurzen Moment Auf 
merkſamkeit zu ſchenken. 
Die bei den ſcharfmacheriſchen Urhebern des ganzen Planes unzweifelhaft be 
ſtandene Abſicht, die Beratungen nach Möglichkeit abzukürzen, um ſchnell fertig z 
werden und die reaktionäre Beute einzubringen, iſt vereitelt worden. Es mußte 
vier lange Sitzungen darangewendet werden, bis die Debatte einigermaßen erſchöpf 
war und es zur erſten vorläufigen Entſcheidung kam. Da in der Bürgerſchaft ein 
große Mehrheit für die Vorlage oder doch für etwas Ähnliches, was denſelben Zwes 
erfüllt, vorhanden iſt und fie die den Reichstag fo aktionsunfähig machende Kran 
heit der chroniſchen Beſchlußunfähigkeit nicht kennt, die fraglichen Sitzungen ſoga 
eine ungewöhnlich hohe Präſenz aufwieſen, ſo hätte man der Debatte ja dure 
einen Schlußantrag früher ein Ende machen können. Ganz freiwillig ließ man aut 
der Debatte nicht den breiten Spielraum; es geſchah unter dem Zwange des Un 
ſtandes, daß die Erreichung der für Verfaſſungsänderungen erforderlichen Dreivierte 
mehrheit eventuell von wenigen Stimmen abhing und einige nicht völlig ins Hor 
der Scharfmacher blaſende Abgeordnete gedroht hatten, gegen die Verfajjungsand: 
rung ſtimmen zu wollen, wenn der Debatte nicht freier Lauf gelaſſen werde. 

So mußten auch die Verfechter des Wahlrechtsumſturzes ſich in größere redneriſch 
Unkoſten ſtürzen, als ihnen ſelbſt lieb war. Einen erheblichen Teil davon truge 
die Kommiſſare des Senats, die ganz gegen die ſonſtige Gepflogenheit gleich fünf Man 
hoch aufmarſchierten und zum Teil mehrfach in die Debatte eingriffen. Von de 
ſiebzehn Rednern aus dem Hauſe ſprachen ſechs unbedingt für, und neun, darunt 
drei Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Fraktion, gegen die Vorlage; die letzte 
zwei hatten zwar Bedenken gegen die vorliegenden Geſetzentwürfe, waren aber andere 
auf den gleichen Zweck gerichteten Maßnahmen nicht abgeneigt. Cr 

Das Übergewicht der Argumente war naturgemäß auf der Seite der Gegner de 
Rechtsbeſchränkung. Für eine ſchlechte Sache gibt es keine guten Gründe. Abe 
brutale Offenheit kann man den Verteidigern nicht abſprechen. Während die von 
Senat der Vorlage mit auf den Weg gegebenen Motive noch ſcheinheilig den Ve 
ſuch machen, die Rechtsverkürzung für die Maſſen mit Phraſen von Gerechtigke 
und Billigkeit zu ſchmücken, indem ihr der Zweck zugeſchrieben wird, zu verhindert 
daß die Vertretung der bürgerlichen Intereſſen durch die ſozialdemokratiſche Übe! 
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itung hinweggeſpült werde, ließ man in der Debatte dieſe Maske völlig fallen, 
ichdem der erſte Redner der Oppoſition die Vorlage als ein offenes Kampfgeſetz 
egen die Sozialdemokratie gekennzeichnet hatte. Die lügneriſche Vorſpiegelung, 
ß unter dem heutigen Wahlrecht die „Gefahr“ beſtehe, die bürgerlichen Elemente 
n der ausreichenden Vertretung in der Bürgerſchaft durch die Sozialdemokratie 
‚drängt zu ſehen, wurde zwar von einzelnen krampfhaft feſtzuhalten verſucht; bei 
deren klang jedoch klar und ungedämpft der Grundton heraus: Wir wollen 
erren im Hauſe bleiben; das Recht muß weichen, wenn es unſeren Intereſſen 
cht dient; noch haben wir die Macht und wollen ſie nutzen, das gefährliche Recht 
ir Maſſen jo zu beſchneiden, daß uns die Macht für immer erhalten bleibt. Selbſt⸗ 
erſtändlich verſäumten die Herren dabei nicht, ihre eigenen oft nur eingebildeten 
erdienſte um das Wohl des Staates ins hellſte Licht zu ſtellen und als abſchreckendes 
egenſtück die Gefahren auszumalen, die dem Gemeinweſen drohen ſollen, wenn es 
ater dem Einfluß der Maſſen in die Hände der Sozialdemokratie geraten würde. 
hnen iſt der Kollektivismus nicht nur das Ende der lieben Gewohnheit der Mehr— 
ertsaneignung, ſondern auch das Ende aller Kultur. 

Die Oppoſition, ſozialdemokratiſche wie bürgerliche, ging mit der Vorlage und 
wen Urhebern unbarmherzig ins Gericht. Der Appell an die Moral und den Ge— 
ſchtigkeitsſinn iſt ſolchem aus dem Klaſſenintereſſe geborenen reaktionären Wollen 
genüber natürlich unwirkſam. Unentbehrlich iſt er für die Wirkung nach 
Ben, und in dem Sinne wurde ſcharfer Nachdruck darauf gelegt. Sehr peinlich 
gar den Urhebern der von mehreren Seiten geführte Nachweis, daß das ſtatiſtiſche 
ſtaterial, durch welches das Verlangen nach der Wahlentrechtung der Maſſen ge: 
ützt werden ſollte, in tendenziöſer Weiſe zugeſtutzt ſei, daß neuere Zahlen ver— 
hwiegen ſeien, weil ſie das Gegenteil deſſen beweiſen würden, was man beweiſen 
ſollte, nämlich daß die Zahl der neuen Bürger aus den unbemittelteren Volks— 
hichten bis zuletzt in ſteigendem Maße gewachſen ſei, während in Wirklichkeit ſchon 
m Nachlaſſen ſich zeigt. An der Hand des Zahlenmaterials wurde der unumſtöß— 
che Beweis geliefert, daß die „Gefahr“ ſozialdemokratiſcher Überflutung in Wirk⸗ 
ſchkeit gar nicht beſteht, daß bewußte Übertreibung für einen ſchlechten Zweck arbeitet 
nd daß die zu errichtenden Schutzwehren ganz überflüſſig ſind. 

Die vorgeſehene Klaſſeneinteilung der Bürger wurde nicht nur von ſozial⸗ 
emokratiſcher, ſondern auch von bürgerlicher Seite mit aller Entſchiedenheit bekämpft. 
zie trifft auch beim Bürgertum manche ſehr empfindliche Stelle. So lüftet ſie 
benigſtens zum Teil das in Hamburg bisher immer als unantaſtbar angeſehene 
steuergeheimnis und würde für den Kredit manches kleineren Geſchäftsmanns 
erhängnisvoll werden können. Aber ſchlimmer iſt die politiſche Wirkung der 
klaſſenſcheidung auch für die unbemittelteren bürgerlichen Elemente. Ihr Einfluß 
zürde auf das allerbeſcheidenſte Maß herabgedrückt werden; die Großbourgeoiſie, 
ie ſchon heute in Hamburg ſo großen Einfluß hat, würde völlig dominieren. Das 
ſt der Punkt, wo man das Kleinbürgertum bei ſeinem eigenen Intereſſe packen 
ann, und hier wurde auch von den ſozialdemokratiſchen Rednern der Hebel an— 
eſetzt, um den in heilloſer Verblendung im Gefolge des Scharfmachertums 
zarſchierenden Vertretern des Kleinbürgertums zu zeigen, wie ſie in ihr eigenes 
zerderben rennen, wenn fie der Vorlage zur Geſetzeskraft verhelfen. Aber dieſe 
klemente ſind ſo von der Furcht vor der Sozialdemokratie gepackt, daß ſie auf die 
stimmen der Vernunft auch dann nicht hören wollen, wenn fie aus ihren eigenen 
ſteihen ertönt. Wenn es einmal ans Gefreſſenwerden geht, wollen fie ſchon lieber 
‚on der Plutokratie als von der Sozialdemokratie vertilgt werden. 

Große Beſorgniſſe beſtehen in den bürgerlichen Kreiſen in bezug auf die Ein⸗ 
ührung der Verhältniswahl. Sie iſt für ſie in der Tat ein Sprung ins Dunkle; 
zemand weiß, wohin der Sprung führt. In Verbindung mit der Klaſſeneinteilung 
ſt ſie ja überhaupt ein Widerſinn; ihr Zweck wird in das direkte Gegenteil verkehrt, 
ind ſtatt der Gerechtigkeit im Wahlrecht zu dienen, führt ſie zum Gipfel der Un⸗ 
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gerechtigkeit. Was ſie aber den bürgerlichen Kreiſen jo ungenießbar macht, iſt dit 
Tatſache, daß dadurch ihre ganze Machtorganiſation in den Bürgervereinen aktions 
unfähig gemacht wird. Der bezirksvereinlichen Kirchturmspolitik macht fie ein End 
mit Schrecken. Und mit beißender Ironie hielt einer der ſozialdemokratiſchen Redner 
den blindwütig für die Vorlage ſich begeiſternden Bezirksgrößen vor, daß ſie doch 
ſelbſt nicht glauben könnten, gewählt zu werden, wenn das nicht mehr vom Bezirks, 
klüngel allein abhängt, vielmehr ganz Hamburg über ſie abſtimmt. Vom Stand 
punkt der Sozialdemokratie könne das ja nur erwünſcht ſein, weil dadurch das 
politiſche Element geſtärkt werde; für die bisherigen bürgerlichen Vertreter ſei daz 
aber ein ſelbſtmörderiſches Unterfangen. 

Bei den Urhebern der Vorlage herrſchte offenbar die Empfindung, daß diet 
Argumente ihren Erfolg am eheſten gefährden könnten, denn ihnen find die in dieſer 
Weiſe in ihrem parlamentariſchen Beſitz Bedrohten noch am leichteſten zugänglich 
Darum mühten ſich beſonders die Senatskommiſſare, dieſe Beweisführung zu ent: 
kräften. Gelingen konnte das nicht, wenigſtens nicht bei denen, die kaltblütig die 
Wirkungen der vorgeſchlagenen Wahlrechtsänderung abſchätzen können. Aber die 
Mehrheit der bürgerlichen Vertreter iſt jo blind in den Gedanken verrannt, daf 
eine Schutzwehr gegen die Sozialdemokratie geſchaffen werden müſſe, daß ſie ſich 
von der falſchen Gegenbeweisführung nur zu gern überzeugen läßt. Erſt wenn die 
von der Oppoſition vorausgeſagten Folgen eintreten werden, wird das Heulen und 
Zähneklappern losbrechen. 

Daß die Mehrheit ſich auch durch die beſten Gründe nicht überzeugen laſſen 
wollte, bewies ſie dadurch, daß ſie ſelbſt den in der Oppoſition befindlichen an. 
geſehenſten bürgerlichen Mitgliedern des Hauſes lärmenden Widerſpruch entgegen: 
ſetzte, der gegenüber den Sozialdemokraten ſich natürlich noch ſteigerte, wo man 
nicht die gegenteilige Taktik vorzog, in Scharen hinauszugehen und den Redner vor 
gelichtetem Hauſe ſeine Gründe entwickeln zu laſſen. Dagegen wurden die fadenſchei 
nigſten Argumente der Befürworter des Wahlrechtsraubs mit toſendem Beifall begrüßt 

Immerhin hatte die kritiſche Beleuchtung aller Einzelheiten der Vorlage den 
Erfolg, daß gegen manche derſelben doch auch bei der Mehrheit, die unter allen 
Umſtänden etwas ſchaffen will, ſtarke Bedenken aufgetaucht find, die es ihr ratſam 
erſcheinen ließen, die Sache im einzelnen zu prüfen. Aber ganz ohne Erfolg wollten 
ſie die erſte Schlacht nicht verlaſſen. Nicht durch das übergewicht guter Gründe 
konnten fie dieſen Erfolg erzielen, wohl aber durch die übermacht der Zahl. Se 
wurde 9 die Verweiſung der ganzen Vorlage zur Ausſchußprüfung abgelehn! 
und über die Verfaſſungsänderungen, welche die Zulaſſung der Klaſſen⸗ 
einteilung und die Gewährung des paſſiven Wahlrechtes der Beamten aus⸗ 
ſprechen, ſofort im Plenum beſchloſſen. Die Abſtimmung ergab 125 Stimmen dafür, 
30 dagegen. Das Wahlgeſetz, das die Einzelheiten der Anderungen enthält, wurde 
dagegen an einen Ausſchuß verwieſen. 

Dieſes unſinnige Verfahren, über eine Verfaſſungsänderung zu beſchließen, deren 
Tragweite man noch gar nicht kennt, weil ſie davon abhängt, wie das Wahlgeſetz 
im einzelnen geſtaltet werden wird, läßt ſich nur daraus erklären, daß die Mehrheit 
noch immer zweifelhaft war, ob die Dreiviertelmehrheit für die Verfaſſungsänderung 
zur Verfügung ſtehen werde. Das wollte man unter allen Umſtänden erſt einmal 
feſtgeſtellt haben. Lächerlich war der Vorbehalt einiger Freunde der Vorlage, daß 
die Abſtimmung weder für die verfaſſungsmäßig früheſtens drei Wochen nach der 
erſten ſtattfindende zweite Beratung der Verfaſſungsänderung, noch für die Arbeiten 
des Ausſchuſſes bindend ſein ſollte. Noch unverſtändlicher war das Verhalten einiger 
angeblichen Gegner der Vorlage, die für die Verfaſſungsänderung ſtimmten, um 
ſie nicht ohne genaue Prüfung zur Ablehnung zu bringen. An dieſe Art Gegner⸗ 
ſchaft kann man wirklich im Ernſte nicht glauben. Aber unſer kleinſtaatlicher Par⸗ 
lamentarismus, der noch immer in den Banden altüberlieferten Klüngelweſens liegt, 
zeitigt merkwürdige „Politiker“. 
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Jedenfalls iſt die Abſicht. den Wahlrechtsumſturz mit Hurra durchzuführen, ver- 
telt worden. Vor den im Juli beginnenden Sommerferien wird die Sache nicht 
ehr erledigt werden, denn über die Einzelheiten wird man ſich im Ausſchuß wohl 
och einigermaßen in die Haare geraten. Einmal hat man gegen die Klaſſen⸗ 
inteilung auch in bürgerlichen Kreiſen ſchwere Bedenken, und der Verhältnis— 
hahl ſtehen viele mit einem Gefühl des Unbehagens gegenüber. Aber: „es muß 
‚was geſchehen“, um die Angſt vor der Sozialdemokratie los zu werden. Und fo 
ird man ſich ſchließlich ſchon über die Sache verſtändigen. Leider iſt zu befürchten, 
aß ſich auch am Ende die Dreiviertelmehrheit dafür finden wird, denn auf die 
ſerſicherung einiger unſicherer Kantoniſten, die erſt für die Verfaſſungsänderung 
eſtimmt haben, daß ſie dagegen ſtimmen werden, wenn die Klaſſeneinteilung auf: 
echterhalten wird, iſt nicht viel zu geben. 
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zilliam Thompſon, Anterſuchung über die Grundſätze der für das menſchliche 
Glück dienlichſten Verteilung des Reichtums. Überſetzt nach der engliſchen Original⸗ 
ausgabe (1824) von Oswald Collmann. Nebſt einer Einleitung: Geſchichte der 
ſozialiſtiſchen Ideen in England. 2 Bände. Berlin 1904, Verlag von R. L. Prager. 


„Wenn ich die Courage meines Freundes H. Heine hätte, würde ich Herrn 
ſeremias ein Genie in der bürgerlichen Dummheit nennen“, jagt Marx einmal von 
ſentham. Thompſon aber rühmt Bentham als einen, „der für die moraliſche 
Viſſenſchaft mehr getan hat als Bacon für die Naturwiſſenſchaften“. Die vollſtändige 
zerſchiedenheit zwiſchen Marx und Thompſon, dieſem angeblichen Vorläufer Marxens, 
ann nicht ſchärfer ausgedrückt werden, als durch die Gegenüberſtellung dieſer beiden 
lrteile über Bentham. In Bentham feinen Lehrer ſehen, wie Thompſon es tat, 
eißt zugleich bekennen, daß die eigene Lehre durchweg innerhalb der bürgerlichen 
örkenntnis bleibt, daß die Kritik nie über den bürgerlichen Geſichtskreis hinaus⸗ 
egangen iſt. Und tatſächlich hat Thompſon nichts anderes getan, als den Wert: 
aßſtab der bürgerlichen Kritik an die bürgerliche Geſellſchaft angelegt und vom 
ztandpunkt der bürgerlichen Okonomie, vor allem aber vom Standpunkt der primi— 
‚wen utilitariſtiſchen Ethik aus die bürgerliche Geſellſchaft verurteilt. Er iſt To ein 
‚tepräfentant jener zahlreichen engliſchen Sozialiſten, die, ohne irgendwie unſere 
örkenntnis zu vermehren — unſere theoretiſche Einſicht, denn durch Aufzeigung der 
atſächlichen Zuſtände haben fie ſich oft große Verdienſte erworben — einfach die 
örgebniſſe der bürgerlichen Wiſſenſchaft gegen die bürgerliche Geſellſchaft gewandt 
aben. Die bürgerliche Geſellſchaft wurde beſchuldigt, daß ſie anders ſei, als ihre 
Zorkämpfer verſprochen hätten, und ermahnt, endlich dieſe Verſprechen einzulöſen. 
die Waffe, mit der dieſe Sozialiſten kämpfen, iſt vor allem das ſittliche Pathos. Die 
ürgerliche Geſellſchaft iſt ungerecht, beſeitigen wir dieſe Ungerechtigkeit. Ungerecht 
ſt ſie aber, weil der Arbeiter nicht ſeinen Arbeitsertrag erhält, wo doch, wie Ricardo 
gachgewieſen hatte, die Arbeit allein Wert ſchafft. So wird die Bedingung der 
ürgerlichen Geſellſchaft umgewandelt zu einer ethiſchen Forderung an dieſe Geſell— 
nal ein Quidproquo, das Marx bereits im „Elend der Philoſophie“ aufgedeckt 
Jatte, 

Auch Thompſon kommt nirgends über dieſe Kritik hinaus. Das Übel der 
apitaliſtiſchen Geſellſchaft iſt die Unſicherheit; denn es iſt nicht dafür geſorgt, daß 
as ganze Produkt der Arbeit den Erzeugern gehöre. Die Geſellſchaft, deren Auf— 
abe es iſt, das größte Glück der größten Zahl zu gewähren, muß dieſe Unſicherheit 
eſeitigen und fo eingerichtet werden, daß größte Sicherheit mit größter Gleichheit 
uſammen beſtehen kann. Dieſe Forderung erfüllt ein Syſtem freien individuellen 
Bettbewerbs, wo alle Vorrechte der Kapitaliſten, alle Monopole und ungerechten 
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Steuern befeitigt find. Nur hat ein folches Syſtem den Nachteil, daß es ie Selb 
ſucht des einzelnen als Motiv ſeines Handelns fortbeſtehen läßt. Dieſem Übel hil 
das Kooperativſyſtem Robert Owens ab, das größere Vorteile gewähren kann als e 
noch ſo vollkommenes Syſtem individuellen Wettbewerbes. Da aber das eine Syſte 
das andere nicht ausſchließt, müßte man beide erproben können. Das Beſſere wür! 
ſich dann durch die offenbaren Vorteile, die ſich der Geſellſchaft darbieten, von ſell 
durchſetzen. k 8 
Man iſt einigermaßen enttäuſcht, wenn man die beiden dicken Bände dure 
geleſen hat. Denn die wenigen ökonomiſchen Stellen, die gelegentlich vorkomme 
hat man ſchon früher aus Marx kennen gelernt, und zwar in größerem Umfang a 
in Mengers „Recht auf den vollen Arbeitsertrag“. Aber an dieſer Enttäuſchu 
iſt Thompſon weniger ſchuld als Anton Menger, der die lächerliche Fabel au 
gebracht hat, daß Thompſon der Okonom ſei, aus dem Marx ſeine Theorie geſchöp 
habe, eine Fabel, die in der belletrijtifch-oberflächlichen Einleitung, die Profeffi 
H. S. Foxwell eine „Geſchichte der ſozialiſtiſchen Ideen in England“ nennt, no 
engliſch⸗patriotiſch ausgebeutet wird, um den deutſchen Leſern zu verſichern, daß alle 
was ihre Marx und Laſſalle gedacht und gelehrt haben, „made in England“ ſei. 
Lieſt man aber Thompſons Werk, ohne an dieſe jetzt ſchon verſchollene Legen 
zu denken, ſo iſt es oft intereſſant zu ſehen, wie dieſer Sozialiſt, der eigentlich m 
die radikalen Konſequenzen des bürgerlichen Liberalismus zieht, jo vielfach Anſicht 
vertritt, die auch heute noch als letztes Wort des bürgerlichen Radikalismus gelt 
und teilweiſe, wie in dem bemerkenswerten Kapitel über „Jugenderziehung als Mitt 
zur Verbreitung von Bildung“, darüber weit hinausgehen. 
Thompſon ſteht an der Scheide zwiſchen dem kleinbürgerlichen Sozialismus, d 
„das Recht auf den vollen Arbeitsertrag“ in einer Geſellſchaft der freien Könkurren 
des, individuellen Wettbewerbs“, verwirklichen möchte und dem proletariſchen Sozi 
lismus, deſſen Ziel die Herrſchaft über den vergeſellſchafteten Produktionsprozeß i 
und der in England ſeinen höchſten utopiſchen Ausdruck in dem Syſtem Owens e 
reicht, deſſen eifriger Förderer Thompſon am Schluſſe ſeines Lebens war, währen 
er in dieſem Buche noch unentſchieden zwiſchen den beiden Formen des Soztalism 
ſchwankt. R. die 
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Georg Gothein, Die Verſtaatlichung des Kohlenbergbaus. Vortrag, gehalt, 
in der Sitzung der Volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft zu Berlin am 20. Januar 190 
„Volkswirtſchaftliche Zeitfragen“, Heft 210. Berlin, Leonhard Simion. 30 Seite 


Gothein iſt der Meinung, daß, „je mehr der Staat Einfluß auf die Erwerb 
tätigkeit gewinnt, um ſo mehr die Neigung dahin gehen wird, das Staatsweſen di 
eigenen Intereſſen und damit den Sonderintereſſen nutzbar zu machen“. Da ab 
die herrſchenden Parteien möglichſt wenig Steuern aufbringen wollen, werden 
die verſtaatlichten Bergwerke als milchende Kuh behandeln. Das iſt die erſte d 
gefährlichen Seiten der Bergwerksverſtaatlichung. Zweitens tritt eine jtaatlid 
Monopolverwaltung den Großen weit weniger ſcharf gegenüber als den Kleine 
Beide Beobachtungen hat Gothein an der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung gemack 
Drittens bedeutet die Verſtaatlichung eine Gefahr für die Technik. Die Staat 
verwaltung iſt viel ſchwerfälliger als die Privatverwaltung und kann Neuerung: 
nicht fo leicht einführen. Auch die Kohlennot wird ſie nicht verhindern könne 
— das zeigt der Wagenmangel bei den preußiſchen Bahnen — vielleicht in ſolche 
Zeiten auch Kohlenwucher betreiben. Die Lage der Arbeiter in Staatsbergwerke 
iſt ebenfalls nicht roſig — ſiehe Saarrevier. „Wir finden alſo kaum irgendei 
Moment, das für das Monopol des Staates im Kohlenbergbau ſpricht“, reſümie 
Gothein und beginnt — die Nachteile der gegenwärtigen Syndikatswirtſchaft au 
zuzählen. Hier brauchen wir ihm nicht im einzelnen zu folgen. Die Dinge ſind; 


1 Siehe den Artikel „Juriſtenſozialismus“ von Engels⸗Kautsky, „Neue Zeit“, V., S. 4 


> 
terariſ e Rundſchau. 391 


kannt. ind wieder reſümiert der Verfaſſer, diesmal in Sperrdruck: „Dieſes Privat: 
onopol (der Syndikate) hat alle weſentlichen Gefahren und Nachteile des Staats⸗ 
onopols, ja vielleicht noch in verſtärktem Maße.“ Man ſollte meinen, das 
eines der von Gothein vorhin vermißten Momente und ſpricht für die Ver: 
zatlichung des Bergbaus. 

Doch es kommt noch beſſer. Nebenbei, Gothein iſt der Meinung, mit der Ver- 
gatlichung des Bergbaus werde die Grundrente „expropriiert“. Das iſt keineswegs 
ir Fall. Sie bleibt ihren gegenwärtigen Aneignern erhalten, wird ihnen ſogar 
abiliſtert und der Staat übernimmt die Garantie dafür. Möglicherweiſe wird 
gar die ganze Kartellrente oder ein Teil davon in Staatspapieren garantiert, aber 
e Spießer ſchreckt es wohl, von „Expropriation“ zu hören, und ſie ſind dann leicht 
won zu überzeugen, daß Gotheins Weg der beſte iſt. Er will die Gefahren ſo— 
ohl des Staats⸗ als des Privatmonopols abwenden. „Und da die Entwicklung im 
rivatbeſitz zum Privatmonopol gedrängt hat, ſo bleibt nur die Konkurrenz von 
iten des Staates übrig.“ Der Staat iſt bereits Beſitzer zahlreicher großer 
keinkohlengruben und ſehr ausgedehnter Kohlenfelder, er kann fie zu dieſem Zwecke 
ergiſcher in Angriff nehmen als bisher; er kann ferner durch Anderung der Geſetz— 
bung die weitere Verleihung von Bergwerkseigentum an private Mieter aus⸗ 
hließen und das Eindringen ausländiſcher Kohlen nach Deutſchland durch Fracht⸗ 
mäßigung erleichtern. Sehr wohl! Aber, meint Gothein weiter mit Recht, das 
inn nur dann der Fall ſein, „wenn der Staat ſeinen Beſitz nicht zur Erzielung 
öchſter Reinerträge, ſondern im wirtſchaftlichen Intereſſe des Volkes verwaltet. 
as erſcheint aber ausgeſchloſſen, ſolange das Parlament eine Klaſſen⸗ und 
ntereſſenvertretung iſt ...“ uſw. Das heißt alſo, ſolange der jetzige Zuſtand be- 
eht, nutzen die Gotheinſchen Vorſchläge zur Beſeitigung der „Gefahren“ nichts, ſind 
e 8 Wird er aber geändert, iſt es möglich, daß wirklich das Volk Einfluß 
uf die Staatsverwaltung in der bürgerlichen Geſellſchaft erlangt, ja dann muß erſt 
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er ganze Bergbau verſtaatlicht werden, denn dann iſt der weitaus 


erden nicht mehr vergewaltigt. In Zeiten der Kohlennot werden nicht mehr die 
reife höht — würde Gothein dann nicht doch die größere Schwerfälligkeit der 
ztaats-erwaltung in techniſchen Entſcheidungen mit in Kauf nehmen? Die Gothein⸗ 
hen Wünſche find ſehr gut. Ihre Erfüllung würde uns nämlich die Mittel geben, 
ie Verſtaatlichung — erfolge ſie jetzt oder ſpäter — wirkſamer zu machen, nicht 
e zu erſetzen. 

Liberale Wirtſchaftspolitik! Freie Konkurrenz in allen Fällen! Wir erinnern 
uns da an ein verachtungsvolles Wort Sir Oliver Lodges: Konkurrenz iſt das 
knurren und Beißen der Hunde an ein und demſelben Knochen. Je 
1 . 


* 5 

5. Hardegg, Baurat, württembergiſcher Gewerbeinſpektor, Arbeitnehmer und 
Krbeitgeberverbände. Zwei Vorträge, gehalten am 22. Februar und 1. März 1905 
| im Württembergiſchen Goethebund. Stuttgart 1905, Konrad Wittwer. 76 S. kl. 80. 


Dieſe Schrift iſt von dem gleichen Geiſte, dem des verſtorbenen badiſchen Fabrik⸗ 
uſpektors Wörrishofer erfüllt, wie die früher an dieſer Stelle beſprochene Schrift 
Aus der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung“. Sie iſt ein ſchönes Zeugnis für das 
Bemühen des Verfaſſers, ſich in die wirtſchaftlichen Motive, in die taktiſchen Maß⸗ 
zahmen und in die Pſychologie der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft 
meinzudenken. Wenn der Verfaſſer auch nicht viel Neues zu jagen vermag, was 
dem Publikum gegenüber, für das fein Vortrag beſtimmt war, auch nicht beabſichtigt 
ein konnte, ſo iſt die Klarheit ſeiner Ausführungen und ihre Gruppierung ſo an⸗ 
rkennenswert, daß auch mit dem Gegenſtand der Darſtellung vertraute Perſonen 
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nicht bedauern werden, den Abſchnitt über die „Arbeitnehmerverbände“ geleſen 
haben. In ein weniger bearbeitetes Gebiet führt uns der Verfaſſer in dem zweit 
etwas umfangreicheren Vortrag über die Arbeitgeberverbände. Nach einer kl 
Betrachtung von Kartellen, Ringen, Truſts kommt er auf die Unternehmerverbär 
im engeren Sinne. Hinſichtlich der Kartelle iſt eine Feſtſtellung wichtig, daß d 
Verfaſſer in ſeinem Beobachtungsgebiet durch Kartelle bewirkte Erhöhungen 
Löhne nicht beobachten konnte. Seine Darſtellung der gegen die Arbeiter gerichtet 
Unternehmerverbände gründet ſich insbeſondere auf Mitteilungen über den Geſan 
verband deutſcher Metallinduſtriellen. Er zählt, wenn auch nicht vollſtändig, 
Kampfmittel der Unternehmerorganiſationen auf, dringt aber in die ſehr im 
eſſanten Kampfmethoden der Unternehmerorganiſationen nicht tiefer ein. Freilich 
dies auch eine ſchwierige Aufgabe und eine Darſtellung bloß durch Abſtraktion g 
faktiſchen Beobachtungen der Lohnkämpfe der letzten Jahre möglich. Der zwe 
Teil des Schriftchens mit ſeinem Anhang, den Satzungen der Hauptſtelle und d 
Vereins deutſcher Arbeitgeberverbände kann manche Belehrung auch in den Kreif 
der gewerkſchaftlich geſchulten Arbeiter verbreiten. 

An dem ſchön ausgeſtatteten Schriftchen iſt der Titel das am meiſten zu & 
mängelnde; durchſichtiger und knapper würde er lauten: Arbeiter- und Unternehme 
verbände. Wenn ſchon unſere Geſetzgebung an den häßlichen und ſchiefen Au 
drücken Arbeitnehmer und Arbeitgeber krampfhaft feſthält, ſo ſollte man doch in d 
Literatur auf ihre Anwendung verzichten; leider geſchieht dies aber nicht einm 
in der Arbeiterpreſſe, obgleich dort doch das Gefühl für die Unrichtigkeit dieſer au 
ſprachlich unſchönen Ausdrücke ſtark genug entwickelt ſein ſollte. Wenn man d 
früher üblichen Ausdruck „Brotherr“ lächerlich findet, jo verdient der ſehr ähnlie 
Ausdruck „Arbeitgeber“ keine günſtigere Beurteilung. Vor bald vierzig Jahren h 
Marx auf das Unſinnige dieſer Bezeichnungen hingewieſen, wie es ſcheint vollkomm 
vergebens. f i ad, I 


Geſchichte der Nationalökonomie. Eine erſte Einführung, von Adolf Damaſchk 
Jena 1905, Verlag von Guſtav Fiſcher. IV und 231 S. 


Das Buch will „eine erſte Einführung fein. Es ſetzt alſo nichts voraus. ( 
iſt geſchrieben nicht ſowohl für Volkswirtſchaftler von Fach, als für Männer m 
Frauen aller Berufe, die ſich auf einem Gebiet unterrichten wollen, aus deli 
Kenntnis allein ein zutreffendes Urteil über unſere Zeit und ihre Aufgaben g 
wonnen werden kann“. Alſo eine populäre Geſchichte der Nationalökonomie. W. 
aber nun eine Darſtellung der ökonomiſchen Theorie und ihrer Entwicklung erwarte 
würde, ſieht ſich enttäuſcht. Vielmehr gibt Damaſchke eine Geſchichte der Voll 
wirtſchaftspolitik, geſehen aus dem Geſichtswinkel der Bodenreform. Sie begim 
bei dem jetzt ſo beliebten Hammurabi, dem älteſten Bodenreformer, und endet b 
Damaſchke, dem jüngſten Bodenreformer. Dazwiſchen liegt das Altertum, das kan, 
niſche Recht, der Merkantilismus, die liberale Schule, Kommuniſten und Anarchiſte 
vor allem aber die Phyſiokraten, die unmittelbaren Vorläufer des Bundes deutſch 
Bodenreformer, und Friedrich Liſt oder, wie er auch heißt, „das nationale Syſtem 
Mit dieſer Überſicht hoffen wir dem überaus reichen Inhalt des Buches einige 
maßen gerecht geworden zu ſein. f 
Formell iſt das Buch gut gemacht. Es bringt von Vertretern der verſchiedenſte 
Anſchauungen ausführliche Zitate, die nicht immer auf das Gebiet der Volkswir 
ſchaft beſchränkt bleiben und ſo mannigfach das Intereſſe feſſeln. Der Schluß be 
leuchtet im Anſchluß an die Darſtellung der Bodenreformlehre kurz, aber grell di 
Schäden des Bodenmonopols. Aber iſt das eine „Geſchichte der tions 
T7 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geftattet. 


Imperialiſtiſches 
2 —— f— Berlin, 21. Juni 1905. 

Der moderne Imperialismus, namentlich in feiner preußiſch⸗-deutſchen 
Spielart, marſchiert auf zwei Beinen: einer Rieſenarmee, deren Offizierkorps 
taturgemäß noch ſtark mit feudalen Elementen durchſetzt iſt, und einem Rieſen⸗ 
apital, das ebenſo naturgemäß den alten Haß der Bourgeoiſie gegen den Adel 
och nicht völlig ausgezogen hat. Der große hiſtoriſche Klaſſengegenſatz zwiſchen 
Feudalismus und Kapitalismus tft mehr oder weniger durch die mächtig auf: 
teigende Arbeiterbewegung verwiſcht worden; in ihr ſehen Junkertum und 
Bourgeoijie den gemeinſamen Feind, um deſſentwillen fie ihren eigenen Zwiſt 
yertagen, der doch immer ein häuslicher Span innerhalb der Klaſſengeſellſchaft 
ſt. Aber wie alte Liebe nicht roſtet, jo auch nicht alter Haß, nur daß was 
ich einſt als hiſtoriſcher Prozeß auf öffentlicher Bühne vollzog, ſich jetzt hinter 
den Kuliſſen des Imperialismus abſpielt, der Herrſchaftsform, in der ſich die 
klaſſenintereſſen des Junkertums und der Bourgeoiſie ausgleichen. 
| Der Imperialismus kann weder die alten Junkergeſchlechter Preußens ent⸗ 
dehren, in deren Händen ſich einſtweilen das „Volk in Waffen“ befindet, noch 
zuch die großen Kapitalmagnaten, ohne deren Gunſt ſeine höchſt koſtſpielige 
Exiſtenz nicht denkbar iſt. Deshalb gehen am Berliner Hofe nicht nur die 
Itzenplitze und Zitzewitze, ſondern auch die Krupp und Stumm, die Ballin von 
der Hamburg⸗Amerika⸗Linie und die Wiegand vom Lloyd aus und ein. Die 
Tatſache, die ſich ſofort erklärt, wenn man die Klaſſenkämpfe der Gegenwart 
in ihrem hiſtoriſchen Zuſammenhang zu begreifen verſteht, bereitet bürgerlichen 
Politikern natürlich viel Kopfzerbrechen und fördert in ihnen die ſeltſamſten 
Marotten zutage. So wenn Herr Naumann auf den perſönlichen Beziehungen 
des Kaiſers zu den mächtigſten Kapitalmagnaten die wunderbare Utopie auf⸗ 
baut, der Kaiſer als ein „moderner Menſch“ ſei fähig oder gar ſchon willens, 
an der Spitze einer aus Bourgeoiſie und Proletariat gebildeten Demokratie das 


preußiſche Junkertum für immer niederzuwerfen. 
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Vor folchen weltfremden Träumen fürchten ſich die Junker nun zwar nich 
aber in ihrer hartgeſottenen Klaſſenſelbſtſucht vermögen ſie doch nicht d 
hiſtoriſche Notwendigkeit zu begreifen, die neben den Itzenplitz und Zitzew 
auch den Ballin und Wiegand die Tore des Berliner Schloſſes öffnet. Ur 
da die heimlich tuſchelnde und ziſchelnde Verleumdung von jeher ihre lieb 
und am Ende auch wirkſamſte Waffe geweſen iſt, ſo iſt aus ihren Kreiſt 
ſchon ſeit Jahren das Gerücht verbreitet, der Kaiſer perſönlich ſtehe bei de 
Krupp und Genoſſen tief in der Kreide. Dieſe Mär raunte und rauſchte g 
lauteſten, wo die Binſen königstreuer Geſinnung am dichteſten im Sump 
der Klaſſengeſellſchaft wachſen; wir, die wir auf feſtem Lande wohnen, fin 
diesmal vor jedem Verdacht gefeit, den Felſen der Monarchie untergraben 2 
haben. Denn erſtens ſind uns die perſönlichen Angelegenheiten des Kaiſer 
ebenſo fremd wie gleichgültig, und zweitens iſt es für arme Teufel eine märcheı 
haft unfaßbare Vorſtellung, daß ein Mann mit der koloſſalen Zivilliſte de 
Kaiſers nicht ſollte auskommen und am Ende nicht noch etwas auf die hol 
Kante ſollte legen können. 

Nun iſt das Gerücht von den Schulden des Kaiſers bis in die engliſch 
Preſſe gedrungen, und zwar in der charakteriſtiſchen Faſſung, nicht bei feine 
adeligen „Untertanen“ habe der Kaiſer große Darlehen aufgenommen, ſonder 
bei Induſtriemillionären und ähnlichen Leuten. Es klingt beinahe jo, als o 
die adeligen „Untertanen“ darin eine Art Zurückſetzung ſähen. Oder es ſo 
damit gejagt ſein, daß ein Pump bei Induſtriemillionären am Ende noch be 
greiflicher wäre, als ein Pump bei adeligen „Untertanen“, was übrigens ſeh 
anfechtbar ſein würde. Denn die Induſtriemillionäre ſind für ſolche Ding 
da, während der richtige Junker, auch wenn er's dazu hat, immer zum Stamm 
Nimm gehört und jedes Darlehensgeſuch beantwortet wie der alte Fritz: Mei 
Sohn, ich habe heute Schaden am linken Ohr. Wie dem aber immer ſei, | 
richtet das offiziöſe Hauptblatt ein klobiges Dementi gegen die Mitteilung de 
engliſchen Preßorgans, die es für eine „boshafte“ und „freche Erfindung“ erklär 
Es jagt feierlich, der Kaiſer habe noch von niemanden einen Pfennig geborg! 

Das iſt durchaus glaubhaft, und wir zweifeln keinen Augenblick daran 
Höchſtens gegen das allzu lebhafte Kolorit des Dementis ließe ſich eine klein 
Einwendung machen. Weshalb ſoll es denn „boshaft“ und „frech“ ſein, 31 
behaupten, daß ein Hohenzoller auch einmal ein Darlehen aufnehme. Di 
Junker, aus deren Kreiſe das Gerücht von den Schulden des Kaiſers ſtammt 
mögen es „boshaft“ und „frech“ gemeint haben, aber dann hätte die „Nord 
deutſche Allgemeine Zeitung“ ſagen ſollen, wohin ſie eigentlich ſchieße. In 
allgemeinen ſich über die Möglichkeit zu empören, daß einmal ein Hohenzolle 
einen Pfennig oder auch mehr borge, heißt manchen Ahnen des Kaifer: 
verletzen. Sein Vater iſt doch oft genug in der unangenehmen Lage geweſen 
zu borgen, ohne ſeine Schuld, denn er wurde von ſeinem Vater allzu knapf 
gehalten, gemäß der monarchiſchen Tradition, daß ein Kronprinz niemals ir 
der Lage ſein dürfe, ſich Freunde zu machen mit dem ungerechten Mammon 
Es war ſo ein hilfsbereiter Gönner, der vom damaligen Kronprinzen ein un 
gefähres Kopfſchütteln zur Antwort erhielt, als er ihm die geiſtreiche Anſicht 
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iggerierte, daß die antiſemitiſche Bewegung eine Schmach des neunzehnten 
fahrhunderts ſei. Und nun gar der alte Fritz, was hat der als Kronprinz 
ei Chriſten, Juden und Türken zuſammengeborgt! Später, als er den 
hron beſtieg, hat er's dann heimgezahlt, jedem nach ſeiner Art, mit Zinſen 
nd Zinſeszinſen, wie es ſich gerade traf. Dem Wiener Hofe gab er mit einer 
hand den Sack voll Dukaten zurück, mit dem ihm dieſer ausgeholfen hatte, 
nd mit der anderen Hand raubte er demſelben Wiener Hofe die Provinz 
schlefien. Aber „boshaft“ und „frech“ oder nicht, als „Erfindung“ iſt es nun 
bgetan, daß die Verbindung des Berliner Hofes mit großen Kapitalmagnaten 
uf irgendwelchen perſönlich drückenden Schulden beruhe, und damit iſt — womit 
hir nun zufrieden ſein können, ein Schleier zerriſſen, der künſtlich vor das 
mere Getriebe der imperialiſtiſchen Herrſchaftsform gezogen war. 

Nach der poſitiven Seite hin wird die Zerſtörung dieſer Fabel ergänzt 
urch ein famoſes Plänchen, das gegenwärtig in der bürgerlichen Preſſe vielen 
ztaub aufwirbelt. Einige patriotiſche Männer, darunter der Reichsbankpräſident, 
aben an die Creme der Hochfinanz die Bitte gerichtet, zur ſilbernen Hochzeit 
es Kaiſerpaares, die in ein paar Jahren ſtattfindet, einen Zehnmillionenfonds 
uſammenzubringen, aus deſſen Erträgen armen Familien von Adel auch 
ernerhin ermöglicht werden ſoll, ihre Söhne die Offizierskarriere einſchlagen 
u laſſen. Sie ſollen damit angeblich jedoch keine Gegenliebe gefunden haben, 
a jene Creme, in der das jüdische Kapital ſtark vertreten iſt, mit allem 
Nännerſtolz vor Königsthronen erklärt habe, da ihre eigenen Söhne nicht zur 
Afizierskarriere zugelaſſen würden, jo hätte fie keinen Anlaß, eine fremde 
Irut dahinein zu lanzieren. 

Dieſe heroiſche Poſition entlockt manchen bürgerlichen Blättern heiße Tränen 
ver Rührung, und fie ſingen den modernen Makkabäern ein lautes Lied des 
zobes. Doch iſt die Poſition nicht ganz jo heldenhaft, wie fie ausſieht. Einem 
ann wirklich übel werden, wenn man die kapitaliſtiſche Preſſe fort und fort 
lagen hört, die verfaſſungsmäßige „Gleichheit vor dem Geſetze“ werde dadurch 
ſerletzt, daß der jüdische Nachwuchs, namentlich der Hochfinanz, auch wenn er 
onſt alle Qualifikationen zum Offizier habe, doch nicht zu dieſem Berufe zu⸗ 
zelaſſen würde. Die „Qualifikationen zum Offizier“ find an und für ſich eine 
wobe Verletzung der verfaſſungsmäßigen „Gleichheit vor dem Geſetze“, und 
venn ſchon einmal die Verfügung über die Machtmittel des Staates in den 
Händen einer beſonderen Kaſte liegen ſoll, ſo iſt gegenüber dieſen ſchreienden 
Bor: und Unrechten wirklich nicht erſt der Rede wert, ob ſich dieſe Kaſte nun 
zuch noch gegen einige Leute abſperrt, an deren Naſen ſie einen lächerlichen 
Anſtoß nimmt. Das Gleichnis vom Splitter und Balken wird wörtlich wahr, 
venn man in der kapitaliſtiſchen Preſſe eher hundert Klagen über den Aus⸗ 
chluß der Juden vom Offizierkorps, als eine Klage über die Ausſchließlichkeit 
ziner beſonderen Offizierskaſte findet. Man hat kein Recht, den Märtyrer zu 
pielen, wenn man nicht die Beſeitigung eines Vorrechtes, ſondern nur die 
Teilnahme an einem Vorrecht verlangt, ohne ſie zu erhalten. 

Deshalb macht es durchaus keinen imponierenden Eindruck, wenn die Hoch— 
ſmanz die Bewilligung des Zehnmillionenfonds mit der etwas ſehr trivialen 
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Redewendung ablehnt: Haut ihr meinen Juden, ſo bau’ ich euren Junke 
Hätte fie geantwortet: Laß fie betteln gehn, wenn ſie hungrig find, jo ließe fir 
das ſchon eher hören. Aber das hat fie nicht geantwortet und das wird fi 
auch nicht antworten. Wir haben keinen Anlaß, auf die famoſe Finanzoperatio 
näher einzugehen, und auch nicht einmal die Möglichkeit, zu unterſcheiden, wa 
an ihren Einzelheiten bloßer Klatſch und was tatſächliche Wahrheit iſt. Abe 
der Kern der Geſchichte, an dem kein Zweifel beſteht, nämlich das dem große 
Kapital geſtellte Anſinnen, den „hiſtoriſchen Familien des alten Preußens“ d 
Möglichkeit des Offiziersdienſtes zu erhalten, iſt kein „Skandal“ in dem Sinn 
daß es fein könnte oder nicht ſein könnte, ſondern eine durchaus logiſche En 
wicklung der Dinge. Je mehr die kapitaliſtiſche Entwicklung das oſtelbiſch 
Junkertum entwurzelt, um fo dringenderen Anlaß haben ihre Träger, darau 
zu achten, ſich die Truppe zu ſichern, die am letzten Ende denn doch nach ihre 
eigenen Anſicht ihre Geldſchränke ſchützen ſoll. N 

Von unſerem Standpunkt aus brauchen wir uns über die ganze Affär 
nicht aufzuregen. Was geht uns denn „der alte Charakter des preußiſche 
Offizierkorps“ an, der nun durch den Kapitalismus vernichtet werde, oder wi 
die tönenden Worte ſonſt lauten? Es iſt der hiſtoriſche Beruf des Kapitalismus 
alle ehrwürdigen Traditionen zu zerſtören, und je gründlicher er dabei verfährt 
um ſo günſtiger iſt es für uns. Der Schein, als wäre das Offizierkorps ein 
nationale Einrichtung, die notwendig ſei für die Selbſtändigkeit und Unab 
hängigkeit der Nation, iſt für uns viel gefährlicher, als wenn vor aller Wel 
Augen liegt, daß es ein Werkzeug des Kapitalismus iſt. 

Möglich, daß der ganze Plan noch einmal vertagt wird, um den für der 
Augenblick arg erſchreckten Philiſter allmählich daran zu gewöhnen. Aber e 
wird wiederkehren, in dieſer oder jener Form. Denn wenn es beim aller 
preußiſchen Abſolutismus nach dem Worte Bismarcks hieß, mächtiger als dei 
König ſei das Offizierkorps, ſo heißt es im neuen deutſchen Imperialismus 
mächtiger als das Offizierkorps iſt der Drang und Sturm der kapitaliſtiſchen 
Entwicklung. 


Die internationale Organifation des NIC u 4 
Von Georg Stiekloff. 


III. Coortſezung. 


Man kann ſagen, die Frage der Konſumgenoſſenſchaften laſtete wie ein 
Alp auf den Seelen der Kongreßteilnehmer und verhinderte fie, die Dinge FU 
ſehen, wie ſie wirklich liegen; die bloße Erwähnung dieſer friedlichen Konſum 
geſellſchaften wirkte auf fie wie das rote Tuch auf den Stier und verhüllt. 
ihnen alle anderen Fragen hinter einer Wolke von Empörung. Die Kongreß 
berichte ſind voll von der Genoſſenſchaftsfrage; ſie ſchlagen alle nur denkbaren 
Arten von Repreſſivmaßregeln vor und denken gar nicht daran, wie wider: 
geſetzlich die Anwendung ſolcher Repreſſivmaßregeln wäre, und daß ſie dem 
Kleinbürgertum mehr ſchaden als nutzen würde. Ein paar ſchüchterne Stimmen 
erhoben ſich wohl, nicht zugunſten der Genoſſenſchaften, ſondern um ſich über 
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ie übertriebene Bedeutung zu beklagen, die man dieſen beilegte, und über die 
bſurdität einiger dieſer Maßregeln, aber fie wurden niedergeſchrien, und die 
ir gewöhnlich jo friedliche und jo eintönige Verſammlung verwandelte ſich in 
ne Verſammlung von aufgeregten Leuten mit leidenſchaftlichen Zügen, mit 
eballten Fäuſten und drohenden Geſten. Dieſe Wutepidemie würde uns un: 
erſtändlich erſcheinen, wenn wir nicht wüßten, welche Hand ſich hinter den 
uliſſen verbirgt und dieſe aufgeregten Marionetten tanzen läßt. 
Wenn man zum Beiſpiel die Erklärung lieſt, die dem Antwerpener Kon⸗ 
reß von der „Association des commercants de la Louviere“ (einer kleinen 
tadt im Arrondiſſement Soigny, Provinz Hennegau) überreicht wurde, dann 
eginnt man zu verſtehen, warum die kleinbürgerliche Bürgergarde ohne jeden 
nlaß auf die Manifeſtanten des Borinage während des Generalſtreiks 1902 
‚werte. So voll von Übertreibungen iſt dieſe Erklärung, fo ſehr atmet ſie Haß 
nd Abſcheu. „In dem Zentrum (Belgiens) nämlich, da wo die erſte und 
tachtigite der ſozialiſtiſchen Genoſſenſchaften ihren Sitz hat, führen die zahl⸗ 
ichen Wagen, die das Brot in die Häuſer liefern, alles mögliche mit ſich bis 
1 Apothekerwaren wie Vaniers Sirup, Chinawein uſw. . . ., die zu billigeren 
ſreiſen als von den Apothekern an jedermann, ob Genoſſenſchafter oder nicht, 
erkauft werden. Freilich konnte die Regierung, als ſie den Genoſſenſchaften 
we Privilegien verlieh, nicht vorherſehen, daß derartiger Mißbrauch begangen 
erden würde, aber mit welchen Mitteln ſoll man jetzt, wo das Übel einmal 
orhanden iſt, dagegen ankämpfen? Mit neuen Geſetzen? Werden ſich die Ge— 
oſſenſchaften danach richten? Es iſt vorauszuſehen, daß alle die Mißbräuche 
wibejtehen werden. Fühlt ſich nicht die ſozialiſtiſche Partei wie ein Sieger 
meinem unterworfenen Lande, ſicher, in kurzer Friſt die öffentliche Gewalt zu 
obern? Iſt nicht das Benehmen ihrer Parlamentsabgeordneten ein Beweis 
ir die Richtigkeit des hier Geſagten?“ 
Ganz beſonders lebhaft wurden auf dem Kongreß die Konſumgenoſſenſchaften 
er Beamten angegriffen. Es iſt merkwürdig, zu hören, in welchem Tone das 
leinbürgertum, das doch ſonſt den Behörden gegenüber ſo reſpektvoll iſt, von 
en Beamten ſpricht, ſobald die geheiligten Intereſſen des Einkommens auf 
em Spiele ſtehen. „Faulenzer“, „Budgetfreſſer, die das Budget ernähren 
zuß“, „Paraſiten“ uſw., ſolche Epitheta wurden der Bureaukratie entgegen- 
eſchleudert. Und der Bericht des „Syndicat général des voyageurs“ ſchließt 
nit den Worten: „Nieder mit den Privilegien! Nieder mit den Genoſſen⸗ 
chaften der Staatsbeamten!“ (Antwerpener Kongreßbericht, S. 242 ff.)? Das 
kleinbürgertum argumentiert ſo: „Wir ernähren ſie, alſo iſt es nicht mehr wie 
illig, daß fie uns dazu verhelfen, unſeren Lebensunterhalt zu verdienen.“ Und 
as vom Standpunkt der Moral und der „reinen Gerechtigkeit“. Aber die 
praktiſche Vernunft“, wenn man fo ſagen kann, führt zu noch anderen Er⸗ 
dägungen. Auf dem Kongreß wurde ein Brief des Exminiſters de Bruyn 
1888), nachmaligem Bürgermeiſter von Termonde, an den Gouverneur von 
Beitflandern verleſen. Nachdem de Bruyn auf die Tatſache hingewieſen, daß 
ie Beamtengenoſſenſchaften ſchließlich zum „Verſchwinden der Maſſe der 
Rittelſchichten“ führten, fährt er fort: „Iſt das gut für unſere konſervativen 
hrinzipien? Ich glaube nicht.“ Und der Direktor der Volksbank von Löwen, 
Wir müffen bemerken, daß in Belgien die Beamtengenoſſenſchaften bei weitem nicht 
in Blüte ſtehen wie in anderen Ländern, zum Beiſpiel in Deutſchland. 
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Herr Tits, drückte ſich auf dem Kongreß fo aus: „Wie ich bereits bei ve 
ſchiedenen Gelegenheiten äußerte, würde es, wenn man alle Arbeiter und al 
Angeſtellten zu Genoſſenſchaftern machen könnte, unweigerlich dazu komme 
daß die (kleine) Bourgeoiſie verſchwände, dieſe Kategorie von Bürgern, die ich u 
bedenklich als bemitleidenswert bezeichnen möchte, weil fie ſtets den größten T 
der öffentlichen Laſten getragen hat, weil ſie bis jetzt nur wenige Verteidig 
gefunden hat, weil ſie vom Geſetzgeber nicht beſchützt worden iſt und weil 
trotzdem für die Staatseinrichtungen, die Dynaſtie und die Religion die größ 
Ergebenheit bewahrt, wie ſie auch am meiſten zur Aufrechterhaltung der Or 
nung beigetragen hat“ (Bericht, S. 124). 

Hieran ſchließen ſich Erwägungen anderer Art. Gegen die Arbeiter lä 
ſich nichts unternehmen (obwohl, wie wir ſpäter ſehen werden, auch Mitt 
gegen ſie exijtieren). Jedem, der ein öffentliches Amt bekleidet, kann mo 
einfach jede Beteiligung an Genoſſenſchaften verbieten.” In Namur wur 
vielfach vorgeſchlagen, jeder vom Staate bezahlten beamteten Perſon zu ve 
bieten, ſich an einer Konſumgenoſſenſchaft zu beteiligen, ſei es ſelbſt als einfach 
Mitglied. Bei dieſer Gelegenheit ereigneten ſich ſtürmiſche Skandalſzenen, un 
nur ſchwer drang der Präſident M. de Bruyn mit feinem Widerſpruch gege 
die Annahme dieſer Reſolution durch (es wurde nur eine ſolche angenommen 
die das Verbot der Beſetzung von Genoſſenſchafts-, Direktions⸗ und Verwa 
tungspoſten durch Beamte fordert). 

Unter anderem nahm der Kongreß eine Reſolution an, worin die Ernennun 
einer Kommiſſion zur Anſtellung einer nationalen Enquete über die Lage di 
Kleinbürgertums gefordert wurde. Dieſe Kommiſſion ſollte Repräſentanten d 
mittleren Klaſſe, Soziologen, Männer des öffentlichen Lebens, Regierung 
beamte, Intereſſenten dieſer und jener Reformen umfaſſen. (Eine ſolche wur 
durch den königlichen Erlaß vom 17. April 1902 ernannt.) Mit Bezug al 
den Wunſch einiger Mitglieder, in die Kommiſſion keine Beamten hineinzi 
wählen, bemerkt der franzöſiſche Abgeordnete Blondel, daß, während man hi 
in Belgien die Beamten als Feinde betrachte, ſie in Frankreich als ein Te 
des Kleinbürgertums behandelt würden.“ Und in ſeinem bereits zitierten Arti 
über das Kleinbürgertum erinnert er daran, daß die Beamten (die er nebe 
dem Kleinhandel und der Kleininduſtrie in das Kleinbürgertum verweiſt) nid 
nur auf dem Kongreß nicht vertreten, ſondern daß fie obendrein Gegenſtan 
lebhafter Angriffe wären. Das kann uns nicht wundernehmen, da, wie geſa 
der Kleinhandel im Mittelpunkt des Intereſſes ſtand. | 


Bis zu welchen Übertreibungen ſich die Kongreßteilnehmer hinreißen ließen, kann mo 
daraus erſehen, daß der Lütticher Delegierte Petit beantragte, den Arbeitern der Staatswer 
ſtätten die Gründung von Genoſſenſchaften zu verbieten, und zwar unter dem Vorwand, de 
ſie ihr gutes Auskommen hätten. f 

e Im Jahre 1896 verlangte eine Gruppe von Reſtaurateuren aus großen franzöftide 
Städten von der Regierung, fie ſolle den Offizieren und Beamten die Gründung von © 
noſſenſchaften unterſagen. Freycinet weigerte ſich das zu tun, „da ihm die Offiziere eben 
berechtigt erſchienen wie alle anderen Perſonen, durch Zuſammenſchluß ihre Intereſſen befit 
zu wahren“ (Senatsſitzung vom 27. Februar 1896). 

s Bericht vom Namurer Kongreß, Band I, S. 176—187. x 

Das Kleinbürgertum, „Revue sociale“, 1901, II, S. 386 ff. N 

° Blondel meint den Namurer Kongreß, aber dieſelbe Sache trug ſich in Antwerpe 
und Amſterdam zu. 
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Bei dem Thema Arbeitergenoſſenſchaften beriefen ſich die Redner und die 
Zzerfaſſer der Kongreßberichte auf deren „Mißbräuche“ und beantragten gegen 
e eine ganze Reihe von aggreſſiven Maßnahmen. Beſonders ſollten den Ge- 
oſſenſchaften Gewerbeſteuern auferlegt werden, und zugleich ſollte ihnen unter- 
igt ſein, außer an ihre Mitglieder auch noch an andere Kunden zu verkaufen. 
Ichließlich ſollte die obligatoriſche Veröffentlichung der Mitgliederliſte und das 
Zerbot feſtgeſetzt werden, ihre Einkünfte teilweiſe anderweitig, das heißt für 
olitiſche Zwecke, zu verbrauchen. 

Die Auferlegung der Gewerbeſteuer und das Verbot, an Nicht-Genoffen- 
chafter zu verkaufen, find zwei einander ausſchließende Maßregeln. Sobald 
ine Genoſſenſchaft ſich der Verpflichtung der Gewerbeſteuer unterwirft, erwirbt 
le dadurch allein alle Rechte des gewöhnlichen Handeltreibenden, ſomit 
uch das, ihre Ware zu liefern, an wen es ihr beliebt. Die Verwirklichung 
ieſer Forderung würde gegen die Intereſſen des Kleinbürgertums ſelber 
ſeweſen ſein. Die Folge des Verbots, an das Publikum zu verkaufen, wäre 
ine Vermehrung der Genoſſenſchafter und eine Vergrößerung des Umſatzes 
ver Genoſſenſchaften. In der folgenden Tatſache haben wir einen Beweis 
dafür: In Deutſchland iſt durch das Geſetz vom 12. Auguſt 1896 der Ver⸗ 
auf an Nicht⸗Genoſſenſchafter verboten. Die genoſſenſchaftliche Bewegung 
iber hatte dadurch keinen Schaden und die Zahl der Genoſſenſchafter nahm 
im ungefähr 30 Prozent zu. Die Zahl der Genoſſenſchaften änderte ſich nicht 
veſentlich (1895 1400; 1896 1409; 1897 1396), aber im Jahre 1895 hatten 
190 Geſellſchaften 292077 Mitglieder (Umſatz 81600000 Mark), 1896 zählte 
nan 468 Geſellſchaften mit 321186 Mitgliedern und 91500000 Mark Umſatz 
md 1897 489 Geſellſchaften mit 403 872 Mitgliedern und 96700000 Mark 
Umſatz. So waren denn die Reſultate dieſer Maßregel ganz andere, als 
man erwartet hatte, von der Ungerechtigkeit eines ſolchen Verfahrens ganz zu 
ſchweigen. | 
Was die Verpflichtung der Genoſſenſchaften zur Veröffentlichung ihrer Mit- 
gliederliſte betrifft, ſo beſteht über den geheimen Zweck dieſer Maßregel gar 
kein Zweifel für irgendwen. Man beabſichtigt damit, ein großes Spionage⸗ 
ſyſtem zu organiſieren. Um zu erſehen, welche Zwecke die Gegner dieſer Ge— 
ſellſchaften verfolgen, wenn ſie gegen ihre „Mißbräuche“ kämpfen, braucht man 
nur auf den Ton der Kongreßreden zu achten und den ganzen großen Plan 
der geheimen Überwachung der Genoſſenſchaften anzuſehen, den der Vorſitzende 
der erſten Sektion auf dem Antwerpener Kongreß skizziert hat. Intereſſant 
war es, als Portelange aus Brüſſel dem Vorſitzenden vorhielt, daß „es nicht 
Sache des Privatmanns ſei, die Mißbräuche der Genoſſenſchaften oder ihre 
Geſetzesverletzungen abzuſtellen, ſondern Sache der Regierung“, wie da der 
Vorſitzende als Antwort auf dieſe verſtändige Bemerkung des Redners eine 
ganze Reihe von erbärmlichen Ausflüchten vorbrachte: „Verteidigt euch ſelbſt! 
Erwartet nicht alles von der Regierung“ uſw. . .. Daraus hätte das Klein⸗ 
bürgertum deutlich erſehen müſſen, daß die klerikale Regierung ſich ganz 
einfach drücken will, daß es ihr nicht im geringſten einfällt, den Klein⸗ 
händlern zu helfen, und daß ſie vor allem nur ihre politiſchen Zwecke im 
Auge hat. 

In Frankreich und Deutſchland iſt es den Konſumgenoſſenſchaften verboten, an Nicht⸗ 
mitglieder zu verkaufen. 

2 Kongreßbericht, S. 273 ff. 
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Wie will man die Liſten verwenden? Pyfferoen, einer der Organifatore 
der kleinbürgerlichen Bewegung, alſo im vorliegenden Falle ein mehr als un 
parteiiſcher Zeuge, gibt uns darüber Auskunft: „In Gent hat man den Kamp 
gegen die Genoſſenſchaften und ihre Kunden bis zum Exzeß getrieben. Ma 
hat verſucht, die Genoſſenſchaften oder ihre Kunden zu boykottieren. Man gal 
die Namen einiger der letzteren, beſonders aus der wohlhabenden und reichen 
Bourgeoiſie, öffentlich bekannt; man folgte den Brotausträgern, um die Rund 
ſchaft auszuſpionieren. Es iſt außer Zweifel, daß man gegen einen beſcheidenen 
Arbeiter, kleinen Angeſtellten oder Handwerker noch überzeugendere Argument 
anwenden kann, als Spionage und Denunziation. Hektor Lambrechts ſieh 
ſich gezwungen, zu geſtehen, obwohl er ein entſchiedener Anhänger des Klein 
bürgertums iſt, daß „es unlauterer Wettbewerb wäre, erlangten die Kleinhändle 
die Mitgliederliſte einer Konſumgenoſſenſchaft, die doch zugleich die Lifte ihre 
Kundſchaft iſt“. 

Schließlich die Verwendung eines Teiles der genoſſenſchaftlichen Einkünft 
zu fremden, außerhalb ihrer Ziele liegenden Zwecken. Aber hier haben wi 
es vielleicht mit einem der ſonderbarſten Züge des kleinbürgerlichen Tempera 
mentes zu tun, der fürs erſte als pſychologiſches Rätſel erſcheinen könnte, da 
aber, wenigſtens ſoweit es aus dieſen internationalen Kongreſſen hervorgeht 
klar enthüllt, welche Intereſſen die kleinbürgerliche Bewegung in Wirklichkei 
verteidigt. Man weiß, daß manche Genoſſenſchaften (beſonders in Belgien 
einen Teil ihrer Überſchüſſe für politiſche Zwecke, zur Unterſtützung der Arbeiter 
partei, ausgeben. So haben zum Beiſpiel in Frankreich die Genofjenfchafter 
des Nordens die franzöſiſche Arbeiterpartei unterſtützt, und bis heute iſt dieje: 
Departement die Hochburg der Arbeiterbewegung geblieben. Die Rolle der 
belgiſchen Genoſſenſchaften, wie „Vooruit“ in Gent, „Maison du Peuple“ in 
Brüſſel, „Progrés“ in Jolimont, „Werker“ in Antwerpen uſw. iſt bekannt 
Das Brüſſeler „Maison du Peuple“ allein gibt der Partei jährlich 25000 bis 
30000 Franken. 

Wenn das Kleinbürgertum die Dinge ein wenig mehr vom ökonomiſchen 
Standpunkt aus betrachtet, und wenn es ſich nicht lediglich mit der Wahrung 
ſeiner rein beruflichen Intereſſen beſchäftigt hätte, ſo hätte es ſich nicht darum 
zu bekümmern brauchen, was für einen Gebrauch die Genoſſenſchaften von 
ihren Einkünften machen. Man könnte ſagen, die von den Genoſſenſchaften 
der Arbeiterpartei gewidmete Unterſtützung iſt in ökonomiſcher Hinſicht für die 
Kleinhändler eher nützlich als ſchädlich. Denn zugegeben, daß es möglich 
wäre, auf geſetzlichem Wege die Genoſſenſchaften zu verhindern, einen Teil 
ihrer Überſchüſſe einem politiſchen Zwecke zuzuwenden, ſo könnte dies dem 
Kleinhandel nur ſchaden, denn es würde den Genoſſenſchaften geſtatten, die 
Preiſe ihrer Waren noch weiter herabzuſetzen oder aber ihre Dividende zu 
erhöhen: ſowohl dieſes als jenes würde ihnen neue Mitglieder und eine noch 
zahlreichere Kundſchaft zuführen und dem Kleinhandel neue Schädigungen zu⸗ 
fügen. Und wenn trotz alledem die Händler wutſchäumend die Abſchaffung 
dieſes „Privilegiums“ der Genoſſenſchaften verlangen und ſo eifervoll die 
armen Arbeiter gegen die „Tyrannei“ der Konſumgenoſſenſchaften in Schutz 
nehmen, die ſie zwingen, zugunſten irgendeiner Arbeiterpartei auf einen Teil 
ihrer Überſchüſſe zu verzichten, jo iſt es offenſichtlich, daß mit alledem das 
Kleinbürgertum Intereſſen fördert, die ihm ſelbſt durchaus fremd ſind. 

H. Lambrechts, „Le probleme social de la petite bourgeoisie“, S. 206-207. 
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Und dabei würde ein derartiges Einſchreiten des Geſetzgebers zu gar nichts 
hren. Man darf nicht vergeſſen, daß, wie Delvaux auf dem Internationalen 
ndels⸗ und Induſtriekongreß in Brüſſel (September 1897) ſehr richtig ſagte, 
ie Arbeiter ja nicht gezwungen werden, in die politiſchen Konſumgenoſſen⸗ 
ſaften einzutreten; wenn ſie es tun, ſo geſchieht das freiwillig; fie 
ſſen im vorhinein, daß fie auf einen Teil des Überſchuſſes ver— 
ahten müſſen, der ihnen aber als politiſche Propaganda wieder zus 
ste kommt, und ich finde dieſen Gebrauch, den fie von ihrem Gelde machen, 
icht vornehm.“ 

Außer dieſen Erwägungen, die die Ungerechtigkeit der vorgeſchlagenen Maß: 
gel deutlich beweiſen, darf man auch nicht vergeſſen, daß ein ſoziales Be⸗ 
ürfnis ſich immer einen Weg zu bahnen weiß, daß es ſogar Mittel findet, 
in das Geſetz zu umgehen, wenn es ſein muß. Das führte der Antwerpener 
dvokat de Meeſter auf dem erſten internationalen Kongreß des Kleinbürger— 
ms an.“ Wenn das Geſetz den Genoſſenſchaften verbietet, einen Teil ihrer 
Herſchüſſe für einen politiſchen Zweck zu verwenden, jo können dieſe Geſell— 
gaften eine fingierte Bilanz veröffentlichen, worin große Gehälter für ihre 
irektoren figurieren uſw. Und was wollte das Geſetz nun wirklich dagegen 
gachen, wenn zum Beiſpiel der „Vooruit“ feinem Direktor Anſeele 10000 Franken 
ehalt pro Jahr ausſetzte und dieſer aus freien Stücken ſie dann der Partei 
erte? Bei der allgemein bekannten Rechtſchaffenheit von Anſeele und 
nen Waffengefährten und bei der Hingebung, die ſie für die Arbeiterſache 
gen, würde ganz ſicher auch nicht ein Centime dem Zwecke entzogen, für 
m er beſtimmt iſt. 

Die intelligenten Ideologen des Kleinbürgertums ſtimmen in der Über: 
ugung überein, daß die gegen die Genoſſenſchaften gerichteten Repreſſiv⸗ 
aßregeln ihr Ziel verfehlen. Wenn alſo dieſe intelligenten Ideologen vom 
chlage der Pyfferoen, Funck⸗Brentano, Brants oder Lambrechts es gewöhnlich 
örziehen, zu ſchweigen oder gar ihre Stimme mit in dem aufgeregten Chor 
er Kleinhändler erklingen zu laſſen, ſo kommt das daher, daß kein Ideologe 
ch für lange Zeit über das Niveau der von ihm vertretenen Klaſſe zu erheben 
ermag; andererſeits daher, daß die reaktionären Parteien, denen dieſe Ideo— 
gen entſtammen und die ſie inſpirieren, die Unzufriedenheit des Kleinbürger— 
ums zu nähren und die Blitze ihres Zornes von den wahren Urhebern ihrer 
kotlage abzuwenden gezwungen ſind. 

Um gerecht zu ſein, müſſen wir ja ſagen, daß von Zeit zu Zeit in der 
iteratur dieſer Partei und bisweilen auf Kongreſſen ſich vernünftige Stimmen 
hoben haben, welche verſuchten, das Kleinbürgertum von unüberlegten Hand- 
ingen zurückzuhalten und ſie von der Begeiſterung für Repreſſivmaßregeln 
nd Verbotspolitik abzubringen. Aber dieſe ſchüchternen Stimmen wurden 
fort durch entrüſtetes Murren zum Schweigen gebracht, und die Autoren 
ieſer verſtändigen Warnungen mußten manchmal gar noch Beleidigungen ein⸗ 
ecken. Auf dem Namurer Kongreß? wurde Gilain, als er ſeine Stimme zu— 
unſten der Genoſſenſchaften erhob, in der gröbſten Weiſe unterbrochen: Er 
ährte nämlich folgendes aus: „Warum ſoll man nicht noch weiter gehen und 
en ganzen ökonomiſchen Fortſchritt ſchlechthin bekämpfen? ... Geht es denn 
n, am Beginn des zwanzigſten Jahrhunderts ſich gerade auf den Kampf 
Kongreßbericht, S. 255— 257. 

Bericht des Namurer Kongreſſes, Band J, S. 172 ff. 
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gegen die Genoſſenſchaften und die Gewerkſchaften zu werfen? (Lärm u 
heftige Unterbrechung.) ... Beſonders aber vergeſſen Sie nicht, daß 
nichts nützt, ſich einer Idee auf dem Marſche entgegenzuſtellen.“ 

Aber dieſer eine, der da voll unbefangenen Erſtaunens ſprach, blieb 
Prediger in der Wüſte. Die Kongreßteilnehmer ſtanden unter der Leitu 
einer reſoluten Hand, die wohl wußte, was ſie wollte. Als einer der De 
gierten, der ebenfalls nicht ganz auf dem laufenden war über die Geheimni 
der hohen Politik, bemerkte, daß die den Genoſſenſchaften gemachten Vorwün 
ebenſogut auch an die Aktiengeſellſchaften, ja ſogar an gewiſſe Privateige 
tümer großer Magazine, wie zum Beiſpiel das Haus Delhaize gerichtet werd 
könnten, da rief ihm der Delegierte von Tournai, Gahide, zu: „Nein, de 
die Delhaize treiben keine Politik!“ Alſo da liegt der Hund begraben. Hie 
nach kann man ſich nicht wundern, wenn man einen Architekten aus Vervier 
Herrn Meunier, die Meinung äußern hört: „Daß man den Genoſſenſchaft 
nicht geſtatten dürfte, ihrem Etabliſſement ein Café anzufügen. Dieſe Caf 
ſind die Zuſammenkunftsorte, wo fortwährend über Politik geſprochen wird. 

Ja, die Delegierten vertraten ſogar ſehr oft ganz andere Intereſſen g 
die des Kleinbürgertums. Als zum Beiſpiel auf dem Antwerpener Kongr 
Maßnahmen beſprochen wurden, die von der „Union suisse des Arts 
Métiers“ erſonnen waren, um die Streiks zu beſeitigen und Boykottierung 
vorzubeugen, da ging ein ungeheurer Ruf der Zuſtimmung durch die Ve 
ſammlung: „Sehr gut!“ Und als Genoud bei Aufzählung der Verdienſte d 
Union auch das „ſchwarze Buch“ nannte, in welches die Namen der ſogenannt 
„Rädelsführer“ eingeſchrieben werden, zeigte der Kongreß unverhohlen jei 
Befriedigung.“ 

„Sie, in deren Händen Kapital und Arbeit vereinigt iſt, werden doch nie 
die Gegner des Kapitals ſein!“ rief auf dem Antwerpener Kongreß Pyfferoe 
als er gegen die falſchen Lehren der Leute zu Felde zog, die den „Klaſſe 
kampf“ predigen. Dieſe Worte müßten in goldenen Lettern vor die „inte 
nationale Organiſation des Kleinbürgertums“ geſetzt werden, weil fie für d 
ganze Bewegung ſo ſehr charakteriſtiſch ſind. Durch dieſe Tendenzen erhält d 
Plan, den Herr Julien Schoonheydt in Antwerpen entwickelte, eine ganz b 
ſondere Bedeutung, der Plan, in die Induſtrie- und Arbeitskammern, die bish 
aus Unternehmern und Arbeitern beſtanden, Vertreter des Kleinbürgertums a 
vermittelndes und ausgleichendes Element zu entſenden. Nach den Worten di 
belgiſchen Deputierten Ligy iſt das Kleinbürgertum imſtande, in den Konflikte 
zwiſchen Kapital und Arbeit, bei Streiks uſw., die Vermittlerrolle zu ſpiele 


Bericht des Antwerpener Kongreſſes. 5 

Vergl. im ſelben Bericht S. 267. Der Antwerpener Kongreß nahm unter andere 
folgende Tagesordnung an: „Der Kongreß ſpricht den Wunſch aus, daß ein von ihm fell 
zu deſignierendes permanentes Komitee alle Mißbräuche, zu denen die Anwendung des G 
noſſenſchaftsgeſetzes Anlaß gibt, zuſammenſtellen ſolle. Er lenkt die beſondere Aufmerkſamke 
des permanenten Komitees auf die Beamtengenoſſenſchaften. Er ſpricht den Wunſch au 
daß das permanente Komitee für den nächſten Kongreß einen Vorentwurf ausarbeiten mög 
der die am Genoſſenſchaftsgeſetz anzubringenden Modifikationen enthalten ſolle.“ Dies 
das permanente Komitee, welches verlangt hatte, daß eine Kommiſſion mit einer national: 
Enquete über die Lage der mittleren Klaſſen in Belgien beauftragt werden ſollte. Die 
Kommiſſion wurde im April 1902 ernannt. 

b Antwerpener Kongreßbericht, S. 321 ff. 
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180, 190 und 191.) Kurz, alles weiſt auf das Bedürfnis hin, im Intereſſe 
ir Befeſtigung der gegenwärtigen Geſellſchaft eine Pufferklaſſe zu ſchaffen, 
slche die allzu heftigen und allzu plötzlichen Stöße, die aus den Kolliſionen 
ir beiden fundamentalen Klaſſen der kapitaliſtiſchen Ordnung reſultieren, zu 
üldern vermag. 

Das war das Grundthema und der Grundton, der ſich durch dieſe Kon— 
ſeſſe zog. Es wurden wohl auch andere Fragen dort erörtert, zum Beiſpiel 
je des Fachunterrichtes, des Kredits, der gewerkſchaftlichen Organiſation. Aber 
bei findet ſich ſchon nicht mehr dieſer Enthuſiasmus und dieſe Einſtimmigkeit 
ir Anſichten. Es iſt intereſſant feſtzuſtellen, daß, während einige Redner be- 
zupteten, man ſolle lieber, anſtatt die Genoſſenſchaften anzugreifen, „ihnen 
ſſere gegenüberſtellen“, andere ſich ganz entſchieden gegen die Schaffung von 
onſumgenoſſenſchaften durch das Kleinbürgertum ausſprachen und die Ein- 
htung von Produktivgenoſſenſchaften empfahlen. Dieſe Handlungsweiſe ſteht 
vollkommener Harmonie mit der Politik der „Ligue Démocratique“ und mit 
ir belgiſchen katholiſchen Partei überhaupt, die die Konſumgenoſſenſchaften 
wchtet wie der Teufel das Weihwaſſer. Dieſe Partei, die aus Gründen 
nlitiſcher Konkurrenz nur dort zur Errichtung von Konſumgenoſſenſchaften 
it, wo jolche bereits ſeit langen Jahren exiſtieren und wo der genoſſenſchaft— 
che Gedanke ſchon tief Wurzel gefaßt hat (Gent, Charleroi), trägt kein Be— 
enken, den kleinen Handwerkern die Gründung von Produktivgenoſſenſchaften 
nd ähnlichen Unternehmungen anzuempfehlen (Vereinigungen zum gemeinſamen 
inkauf der Rohmaterialien und zum gemeinſchaftlichen Verkauf des Fabrikats, 
zolksbanken uſw.).“ 

Die intelligenteſten unter den Vertretern des Mittelſtandes verſuchen ihm 
e Überzeugung beizubringen, daß er nicht durch einen ausſchließlich gegen die 
zenoſſenſchaften gerichteten Kampf ſeine Lage verbeſſern kann, ſondern im 
zegenteil durch die Praxis der Vergeſellſchaftung und Vergenoſſenſchaftlichung. 
lber trotz der ziemlich anſehnlichen Erfolge dieſer Geſellſchaften aller Art in 
deutſchland, iſt es ſehr ſchwierig, in den Kopf des Kleinbürgers, der den 
Individualismus mit der Muttermilch eingeſogen hat, dieſe Ideen hinein— 
ubringen. Der Genter Rechtsanwalt de Cuyper nannte auf dem Kongreß! 
ie Vereinigung das „Kriterium der Lebensmöglichkeit“ einer ſozialen Klaſſe. 
Aber Herr Pyfferoen mußte ebenſo geſtehen, wie der holländiſche Miniſter⸗ 
hräſident in der Kammer im Dezember 1901 getan, daß die Arbeiterklaſſe die 
Vorteile der Vereinigung beſſer zu ſchätzen weiß als die Bourgeoiſie, und daß 
te in dieſer Beziehung der letzteren weit überlegen ijt.” Die Verſuche, gegen 
die traditionelle Engherzigkeit und den bornierten Egoismus des Kleinbürger- 
ums anzukämpfen, hatten keinen nennenswerten Erfolg. So nahm der Amſter⸗ 
damer Kongreß (zum drittenmal) einſtimmig eine Reſolution an, die beantragte, 
den Beamten zu verbieten, daß ſie Direktions- oder Verwaltungsſtellen bei 
Benoſſenſchaften bekleiden; dagegen fand der folgende Antrag (der ſchließlich 
uch angenommen wurde), ſich zu Vereinigungen für den Einkauf des Roh- 
materials zuſammenzuſchließen, bei weitem nicht dieſelbe Sympathie und Ein- 


Betreffend die Anſichten der katholiſchen Partei über die Genoſſenſchaften vergl. Bertrand, 
„Histoire de la coopération en Belgique“. II. S. 260 bis 281 und 600 bis 618. Brüſſel 
1903. 

Antwerpener Kongreßbericht, S. 306. 

La Petite Bourgeoisie aux Pays-Bas, S. 56. 
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ſtimmigkeit. Und der Antrag, nationale Vereinigungen bürgerlicher Kleinkar 
leute zu organiſieren, wurde nur unter der Bedingung zugelaſſen, daß dir 
Vereinigungen einen föderativen Charakter haben ſollten, und den lokal 
Gruppen ihre Autonomie unbenommen bliebe. 

Es iſt ſehr intereſſant zu beobachten, wie ſich, ſobald die Frage auf d 
Boden der Wirklichkeit geſtellt wurde, die inmitten des Kleinbürgertums b 
ſtehenden Widerſprüche enthüllten, die Widerſprüche zwiſchen den Intereſf 
derjenigen ſeiner Mitglieder, welche den „beati possidentes“ näherſtehen, m 
derjenigen, die mit dem Proletariat mehr Berührungspunkte haben, beſonde 
der Angeſtellten. (Auf dem Namurer Kongreß hatten dieſe einen oder zw 
Delegierte.) Ein gewiſſer Herr Boux⸗Dewandres (aus Brüſſel) ſprach gege 
den Antrag, der empfahl, kleinbürgerliche Syndikate großen Stiles zu organ 
ſieren. Er ſuchte zu beweiſen, daß die Schaffung derartiger Syndikate m 
den Sozialiſten zugute kommen würde (die ja immer der Wauwau auf de 
kleinbürgerlichen Kongreſſen ſind), und zitierte die Worte Vanderveldes: 1 
mehr Genoſſenſchaften und ſonſtige Geſellſchaften ſie gründen, deſto mehr a 
beiten ſie dem Sozialismus in die Hände.“ | 

Dieſes Argument hielt Herr Boux⸗Dewandres für unerläßlich zur Wahru 
der Intereſſen der von ihm vertretenen ſozialen Gruppe. Die kleinbürgerliche 
Syndikate, erklärt er, werden den Großhandel töten, und da die von Klei 
bürgern gebildeten Syndikate nicht ſo viele Angeſtellte brauchen wie die große 
Unternehmungen, ſo wird die Maſſe der jetzt von dieſen beſchäftigten Angeſtellte 
dann brotlos aufs Pflaſter geworfen.!“ | 

Dieſer kaum angedeutete Intereſſenkonflikt brach da ab und verlor ſich I 
zuſagen in dem Getöſe der allgemeinen Erklärungen der „Harmonie“. Un 
dennoch hatte er ſeine Bedeutſamkeit. Wie abſurd auch die Argumente de 
Herrn Boux⸗Dewandres ſein mögen, fo enthüllte doch feine Rede das Bo: 
handenſein eines Zwieſpalts, der von den Vertretern der fortſchrittlichen Idee 
mit der Zeit vergrößert werden kann, bis eine tiefe Kluft und ſchließlich ei 
ganzer Abgrund ſich zwiſchen dieſen zuſammengewürfelten ſozialen Elemente 
auftut, die man heute unter der ziemlich unbeſtimmten Bezeichnung „Klein 
bürgertum“ begreift, die aber ſehr verſchiedenartige, oft ſogar ganz entgegen 
geſetzte Intereſſen haben. | 

Man unterhielt ſich auf dieſen Kongreſſen viel über den Kredit. Ein 
dekadente Klaſſe iſt geneigt, die Urſachen ihrer elenden Lage nicht in den öko 
nomiſchen Grundgeſetzen der Entwicklung, ſondern in den „kleinen Fehlern de: 
Mechanismus“ zu ſuchen. Die Lieblingsthemata des Kleinbürgertums ware 
immer Beſchwerden über die „ſchlechte Organiſation“ des Kredits und über di 
Notwendigkeit, ein Syſtem eines billigen Volkskredits zu ſchaffen. Aber di 
„privilegierte“ Lage des großen Kapitals, gegen welche das Kleinbürgertun 
unaufhörlich murrt, iſt in Wahrheit nur ſeine normale Lage. Nicht weil di 
Geſetzgebung das Großkapital ſchützt, beſitzt dieſes einen größeren und wenige 
koſtſpieligen Kredit, ſondern weil das Großkapital das ökonomiſche Leber 
unſerer Zeit beherrſcht. Und im Gegenteil iſt auch die Tatſache, daß der Kredi 
für das Kleinbürgertum ſchwer zugänglich oder ihm nur zu Wucherbedingunger 
zugänglich iſt, ein Beweis für den Verfall diejer Klaſſe, für den Rückgang ihre 
ökonomiſchen Bedeutung. 


Bericht des Namurer Kongreſſes. I. S. 145. 
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Die kleinbürgerlichen Kongreſſe verbreiteten ſich auch über die Notwendig⸗ 
ft einer Ausdehnung der „Volksbanken“, die dazu beſtimmt fein ſollen, dem 
einbürger einen billigen perſönlichen Kredit zu gewähren. Aber die Ideologen 
Iſer Bewegung mußten bekennen, daß bisher die Gründungen dieſer Art noch 
Ine beſonders guten Reſultate geliefert hätten; dieſe famoſen „humanitären“ 
Hlesbanten pflegen, wenn fie nicht ganz verkrachen, ſich in ganz gewöhnliche 
fanzielle Unternehmungen zu verwandeln. Hieran allein kann man die 
(hmierigleiten erkennen, an denen der Weg des bequemen Volkskredits reich 
Ganz und gar gerichtet werden aber die Inſtitutionen dieſer Art durch 
in von einigen kleinbürgerlichen Theoretikern ausgeſprochenen Wunſch, den 
Hlksbanken einen „philanthropiſchen“ Charakter zu verleihen. Hektor Lambrechts 
am Beiſpiel kommt auf Grund des Studiums zahlreicher Tatſachen zu fol- 
‚ndem Schluſſe: „Ich bin der Meinung, daß der Kleinkredit niemals feine 
ihren Reſultate ſozialer Verbeſſerung hervorbringen kann, wenn er nicht wie 
Liebeswerk unternommen wird, in der einzigen Abſicht, den Schwachen 
izuſtehen, wenn er nicht fortgeführt wird wie ein Liebeswerk, durch die 
neigennützige Arbeit und einen Wetteifer an Hingabe, wenn er nicht wie ein 
ebeswerk zu ſeinem Endziel geführt wird, die größtmögliche Summe ſozialen 
gohles zu verwirklichen.“ 
Die andere Seite der Kreditfrage ſieht kaum erfreulicher aus. Der Klein⸗ 
Indler begnügt ſich nicht damit, ſich etwas zu borgen, er verleiht auch. Die 
ſoßen Magazine verkaufen, bis auf einige unbedeutende Ausnahmen, nur 
gen bar, der kleine Kaufmann verkauft in der Regel auf Kredit. Und zwar 
icht nur an feine Arbeiterkundſchaft, ſondern auch an ſeine wohlhabende Kund— 
haft. In Europa herrſcht vielfach der Brauch, die Lieferanten erſt am Ende 
s Jahres zu bezahlen. Van der Cruyſſen, der Sekretär des Syndikats der 
apezierer in Gent, ſchildert ſehr treffend die Lage des kleinbürgerlichen Ge⸗ 
häftsmanns und ſeine geſchäftlichen Beziehungen zu den ariſtokratiſchen 
amilien, die den Kunſtgriff anwenden, vorzugsweiſe bei den Lieferanten ihres 
iertels, den Modewarenhändlern, Tapezierern, Schneidern, Möbelhändlern uſw. 
kaufen. Da die Kundſchaft eines ſolchen Mannes aus ſehr reichen und 
ber ſehr launenhaften Leuten beſteht, jo iſt er gezwungen, eine ziemlich große 
uswahl von Waren vorrätig zu halten, mehr Angeſtellte zu engagieren, als 
eigentlich braucht, und die dann ſechs Tage in der Woche nichts zu tun 
ıben, aber ſtets bereit fein müſſen, die Wünſche der Komteſſe X. oder der 
rau Soundſo zu erfüllen. Er muß auch ein anſtändiges Lokal haben, denn 
dieſe Damen haben es nicht gern, in ein Loch kommen zu müſſen“ (sic!) uſw. 
ft aber der Augenblick des Zahlens herangekommen, jo vertröſtet man ihn 
s Unendliche: „Wir bezahlen Neujahr“, jagt die gnädige Frau. Und der 
aufmann, der ſeine Waren, wenn ſie vom Ausland ſtammen, nach 30 Tagen 
iel, wenn fie im Inland gekauft find, nach drei Monaten zu bezahlen hat, 
mB bedeutende Summen auslegen und dieſen Leuten Kredit gewähren. 
der: „die gnädige Frau iſt plötzlich nach Oſtende gereiſt und bleibt vierzehn 
age fort und der gnädige Herr iſt auch verreiſt“ oder auch „die Pachtzinſen 
nd noch nicht angekommen“. Dagegen proteſtieren, würde für den kleinen 


„Le Problöme social“, S. 376. ö l 3 
Dieſe Fraktion des Kleinbürgertums ſtellt eine ſolide Stütze dar für die reaktionären 
arteien aller Länder (in Frankreich zum Beiſpiel für die royaliſtiſche Partei). 
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Geſchäftsmann gleichbedeutend fein mit dem Verluſt eines vorteilhaften Rund: 
auf Zahlung beſtehen, das wäre für den gnädigen Herrn und die gnäd 
Frau eine tödliche Beleidigung. Was? Sie haben kein Vertrauen zu un 
Dabei riskiert man, den guten Kunden zu verlieren — wie ſoll man ſich n 
da herausfinden! 

Gegen dieſe Unſitte des reichen Kunden iſt ſchon viel geſchrieben und v 
geredet worden; die Geiſtlichen haben ſie zum Thema ihrer Predigten gema 
und erklärt: „Auf Kredit zu kaufen, das heißt das Geſetz Chriſti verleugnen 
Aber wie oft man auch den Leuten erklärt hat, daß dieſe Unſitte der Menf 
lichkeit, dem Chriſtentum, ja ſelbſt den Intereſſen der konſervativen Par 
zuwiderläuft, es hat nichts genützt. Alle möglichen Mittel wurden verſue 
um dieſe Methode des Aufkreditkaufens abzuſchaffen (zum Beiſpiel ein Nachl 
auf den Kaufpreis bei Barzahlung und die Verpflichtung, Zinſen zu zahl 
wenn die Ware erſt drei Monate nach der Lieferung bezahlt wird). Verſchiede 
Geſellſchaften wurden gegründet, um das Publikum daran zu gewöhnen, geg 
bar einzukaufen. Der Baſeler „Gewerbeverein“ verſucht ſeit 1900, dieſes Syſt 
einzuführen. Die 1878 gegründete Genter „Ligue de Commerce et de I'Industri 
gibt ihren Mitgliedern Auskunft über die Pünktlichkeit ihrer Kunden im Zahl 
und übernimmt koſtenlos die Eintreibung der Außenſtände. In Tournai wur 
1897 die „Ligue de paiement comptant“ gegründet und Pyfferoen gründ 
gleich nach dem Namurer Kongreß nach dem Modell des Baſeler Vereins 
Belgien die „Ligue nationale du paiement comptant“. Ahnliche Verſuche wurd 
in Frankreich gemacht, aber das find eben nur Palliativmittel, bei denen ne 
obendrein die Gefahr beſteht, daß fie ſich gegen das Kleinbürgertum fell 
kehren. Selbſt wenn man annimmt, daß es dieſem jemals gelingen wird, d 
Hinausſchieben der Bezahlung auszurotten, was aber wenig wahrſcheinlich! 
ſo riskiert es, einen großen Teil ſeiner gegenwärtigen Kundſchaft an die Ware 
häuſer zu verlieren, die niedrigere Preiſe und eine größere Auswahl von War 
haben. Dann aber wäre das Heilmittel ſchlimmer als das Übel.! 

Die Kongreſſe des Kleinbürgertums zeigten eine wirklich komiſche Sei 
Die Arbeiterbewegung bedroht augenblicklich, wenn man die indirekte Wirk 
der Arbeitergeſetze ausnimmt, das Kleinbürgertum weniger, als irgend etw 
auf der Welt, trotzdem laſtete ſie während der ganzen Dauer der Kongre 
wie ein drückender Alp auf den Vorſtellungen der Kongreßteilnehmer. Andere 
ſeits aber kann man merkwürdigerweiſe konſtatieren, daß das Kleinbürgertu 
beginnt, die Taktik der Arbeiterklaſſe nachzuahmen, wenn auch nicht dem Wei 
nach (die Siebenmeilenſtiefel des Proletariats ſind für die von der Rhachit 
geſchwächten Beine des Kleinbürgertums viel zu groß), jo doch der Form naı 
Die internationalen Kongreſſe des Kleinbürgertums ſelbſt waren nur ei 
Nachahmung der internationalen proletariſchen Kongreſſe, aber dieſe Nac 
ahmung dokumentierte ſich auch in einer Unmenge von kleinen Einzelheite 
Es exiſtieren bekanntlich „Volkshäuſer“, die von den Arbeitern errichtet ji 
und ihnen wichtige Dienſte leiſten; alsbald verlangen die kleinbürgerlich 
Kongreſſe die Errichtung von „Bürgerſchaftshäuſern“, nur vergaßen ſie zu b 


Der Namurer Krongreß nahm auch eine Reſolution an, welche die geſetzliche Fe 
ſetzung der wöchentlichen Ruhepauſe für Handwerker, Kleinkaufleute, Angeſtellte und Arbeit 
verlangte, der Antwerpener Kongreß ebenfalls. Ferner ſprach er den Wunſch aus, daß d 
Angeſtellten, deren Einkommen 2000 Franken überſteigt, eine progreſſive Gewerbeſteuer m 
erlegt werden möge. 
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taken, daß die Erbauung ſolcher Häuſer der verfallenden Klaſſe doch nicht 
Homogenität und Solidarität geben kann, durch die ſich die Arbeiterklaſſe 
68zeichnet. 

Eine der Forderungen der Arbeiterklaſſe, die eines ihrer dringendſten Be— 
ürfniſſe zum Ausdruck bringt, iſt die Schaffung geſunder und billiger Arbeiter: 
ühnungen; der Namurer Kongreß verlangt „Modifikationen an dem Geſetz 
der wohlfeile Wohnungen, derart, daß das Kleinbürgertum daraus Vorteil 
zhen kann“. In Belgien, England, Frankreich und Deutſchland gibt es auf 
in Eiſenbahnen „Arbeiterzüge“ und „ermäßigte Arbeitertarife“; der Namurer 
(mgreß verlangt „die Gleichſtellung der Geſchäftsreiſenden mit den Arbeitern 
züglich der Wochenkarten auf den Eiſenbahnen“. Die Arbeiter gründen alle 
ten von Organiſationen, die ſie in ebenſoviele Waffen zu ihrer Befreiung 
inzubilden wiſſen, und die Kongreſſe empfehlen den Kleinbürgern, ſich in 
reinigungen zuſammenzuſchließen, fordern aber gleichzeitig, daß gegen die 
beitergenoſſenſchaften drakoniſche Geſetze in Kraft treten ſollen.! (Schluß folgt.) 


Der oftafiatifdye Krieg und die volkswehr. 
on Rudolf Krafft. 


. 
Man mag es drehen und wenden, wie man will: Der oſtaſiatiſche Krieg 
t die Überlegenheit einer wohldurchdachten und energiſchen Offenſive aufs 
zue bewieſen. Er hat jene Auffaſſung, die angeſichts der heutigen Waffen⸗ 
lungen Angriffe im allgemeinen für undurchführbar erklärte und im Ans 
ing des Burenkriegs eine Beſtätigung der Richtigkeit ihrer Anſchauung ſah, 
ündlich desavouiert. Ja er hat noch mehr bewieſen, als ſelbſt die feurigſten 
nhänger der Offenſive auszuſprechen wagten: Bis zum ruſſiſch⸗japaniſchen 
kiege hielt es niemand für möglich, daß man koloſſale Feldbefeſtigungen, die 
‚rmanenten Feſtungswerken nur wenig nachſtehen und mit allen Mitteln der 
utigen Waffentechnik verteidigt werden, in acht bis vierzehn Tagen nehmen 
une, ohne über eine bedeutende Übermacht zu verfügen. Und dabei waren 
e Verluſte der japaniſchen Armee verhältnismäßig nicht groß. Vom 
enſchlichen Standpunkt iſt es freilich furchtbar, wenn von 350000 Mann 
9000 getötet oder verwundet werden, aber der Militärsmann, der ebenſo wie 
r Geldſpekulant nur abwägt, ob mit dem Verluſt zugleich auch ein großer 
ewinn erzielt wird, kann eine ſolche Einbuße keineswegs als abnorm anſehen. 
nd zwar um fo weniger, als die großen Schlachten im oſtaſiatiſchen Kriege 
ne Reihe von Tagen dauerten. Die deutſche Armee hatte im Jahre 1870/71 
emals ſolche Poſitionen zu nehmen wie die Japaner bei Liaujang und 
tukden, auch war die Bewaffnung viel geringwertiger — die franzöſiſche 


Die kleinbürgerliche Pſychologie mit ihrer Tendenz ſich abzuſchließen, gab ſich auch 
ieder auf dieſen internationalen Kongreſſen kund. Kein internationaler proletariſcher Kongreß 
ürde ſich erlaubt haben, eine Steuer auf den Arbeitslohn der Ausländer zu beantragen. 
aſer letzter, 1904 in Amſterdam abgehaltener internationaler Kongreß beauftragte die 
zialiſtiſchen Parlamentsmitglieder, die Abſchaffung ſämtlicher Ausnahmegeſetze gegen aus— 
Adiſche Arbeiter zu verlangen. Der zweite Kongreß des Kleinbürgertums dagegen tat das 
egenteil: er verlangte, daß den ausländiſchen Geſchäftsreiſenden bei ihrem Eintritt in 
lgiſches Gebiet eine Zuſatzſteuer auferlegt wird! Jagt nur die Natur zur Tür hinaus, 
wird durchs Fenſter wieder zurückkommen! | 
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Artillerie ſchoß noch mit Vorderladern, die deutſche Infanterie, abgeſehen y 
einigen mit dem Werdergewehr ausgerüſteten bayeriſchen Bataillonen, n 
miſerablen Hinterladern — aber trotzdem betrugen die Verluſte nicht ſelt 
mehr als 10 und 12 Prozent. Ein draſtiſches Beiſpiel bieten hier die Dezemb, 


kämpfe des I. bayeriſchen Armeekorps. Dieſes hatte vom 1. bis 11. Dezember 18 


acht Gefechtstage, in denen es die Hälfte ſeiner Offiziere und ein Drittel feir 
Mannſchaften verlor! Und dabei waren keine mit Schnellfeuergeſchützen u. 
Magazingewehren verteidigten und mit Drahtverhauen, Wolfsgruben und Min 
geſchützten Schanzen zu erſtürmen. | 

Es kann alſo gar kein Zweifel ſein, daß auch jetzt noch die planmaßt 
und konſequent durchgeführte Offenſive die beſſere Kampfmethode iſt. © 
Parentheſe ſei bemerkt, daß natürlich blinde Draufgängerei den Namen ein 
planmäßigen Offenſive nicht verdient. Mit ihr wird man ſich, ſofern nicht e 
Zufall hilft, immer blutige Köpfe holen. 

Nun iſt es unverkennbar, daß die Anhänger der Volkswehr mehr od 
weniger offene Gegner des Angriffs find. Der Grund liegt wohl darin, de 
ſie an die Miliz in der Schweiz denken, die nach der Lage der Dinge an ei 
ſtrategiſche Offenſive überhaupt nicht denken kann, weil die Schweizer Repub 
nur von großen Militärſtaaten umgeben iſt. Überſchritte die Schweizer Arm 
die Grenze ihres Landes, ſo würde ſie, ehe vierzehn Tage vergingen, ein Sede 
erleiden. Ein ſolches Schickſal bliebe ihr nur dann erſpart, wenn ſie verein 
mit einem ſtarken Bundesgenoſſen die Offenſive ergreifen würde. Dies wide 
ſpräche aber dem neutralen Charakter der Schweiz. Außerdem iſt die Schwe 
von der Natur jo begünſtigt, daß ſie einem Feinde auch mit der ſtrategiſche 
Defenſive ſchwere Stunden bereiten könnte. Um die taktiſche Offenſive ab 
kommt auch die Miliz der Schweiz nicht herum. Ohne fie könnte ſie nie 
einmal Manöver abhalten, denn eine Gefechtsübung iſt nur dann möglic 
wenn mindeſtens ein Teil eine taktiſch⸗offenſive Aufgabe hat. | 

Angeſichts des oſtaſiatiſchen Krieges und der Abneigung der Milizanhäng 
gegen den Angriff müſſen wir die Frage aufwerfen, ob eine Volkswehr, w 
ſie uns vorſchwebt, nicht auch ſtrategiſch und taktiſch in der Offenſive ve 
wendet werden könnte. 

Die Gegner der Volkswehr behaupten, daß eine aktive Dienſtzeit vo 
wenigen Monaten zur Erziehung tüchtiger Soldaten nicht genüge. Unter de 
Verhältniſſen, die jetzt im Deutſchen Reiche herrſchen, trifft dies allerdings z 
Denn erſtens wird in den deutſchen Soldaten eine große Quantität unnütze 
Ballaſtes hineingepumpt, weil man ſich von dem friderizianiſchen Zopfe, de 
allerdings vor 160 Jahren ſehr berechtigt war, nicht losſagen kann. Zweiten 
ſoll die Kaſerne als Züchtungsanſtalt verläſſiger Hurramenſchen dienen. Un 
drittens kann im Deutſchen Reiche, namentlich auf dem Lande, viel eher vo 
einer ſtaatlichen Jugendvernachläſſigung als von einer ſtaatlichen Jugen 
erziehung geſprochen werden. Die Hauptſache ſcheint nicht darin zu beſtehen 
daß die Kinder der ländlichen Bevölkerung einen guten Unterricht in geiſtige 
und körperlicher Hinſicht genießen, ſondern darauf hinauszulaufen, daß die Gut: 
beſitzer billige Arbeitskräfte zur Heu- und Getreideernte, zum Kartoffelklaube 
und Rübenziehen erhalten. Und ſo kommt denn der Bauernburſche in körper 
licher Hinſicht gewöhnlich als Mehlſack und in geiſtiger als halber Botokud 
zum Militär. Die Sozialdemokratie aber fordert im Verein mit dem Übergan 
zur Volkswehr auch eine gründliche Jugendausbildung in geiſtiger und körper 


. 
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her Beziehung. Wird in den Volks- und Fortbildungsſchulen ein gründlicher 
unterricht erteilt, lernt ſchon der Knabe Turnen und der junge Mann mit ſech⸗ 
hn Jahren das Schießen und wird in der Kaſerne nur das gefordert, was 
an im Kriege braucht, ſo werden eine Präſenz von drei Monaten und ſpäter 
dei bis drei kurze Übungen völlig genügen, um eine Infanterie zu erzielen, 
e auch in der Offenſive mindeſtens gerade ſo viel leiſten würde wie die 
zige. Welchen großen Vorteil eine gute körperliche Ausbildung für den 
ilitäriſchen Dienſt hat, kann man an den Kadettenanſtalten beobachten. Als 
-) jeinerzeit aus dem bayeriſchen Kadettenkorps in die Truppe übertrat, war 
en ſehr heißer Auguſt. Am erſten Tage war bei einer Gluthitze von 6 Uhr 
orgens bis mittags gegen 12 Uhr Regimentsexerzieren. Obwohl ich bis 
hin Helm und Gewehr, abgeſehen von zwei bis drei Felddienſtübungen im 
ahre, niemals länger als zwei Stunden getragen hatte und mir die Belaſtung 
it dem gerollten Mantel und dem Torniſter neu war, ermüdete mich die 
bung nicht im geringſten. In den nächſten Wochen machte ich das Brigade— 
erzieren und die Manöver mit, ohne mich jemals wirklich ermüdet zu fühlen. 
d jo wie mir ging es allen meinen Kameraden. Es iſt allerdings richtig, 
ß früher im bayeriſchen Kadettenkorps eine wahrhaft ſpartaniſche Erziehung 
lich war — Sommer und Winter Aufſtehen um 5 Uhr und dazu eine elf— 
ündige Arbeitszeit —, aber den größten Teil der Zeit nahm doch der wiſſen— 
haftliche Unterricht in Anſpruch. Auf körperliche Übungen wurden im 
gage durchſchnittlich nicht mehr als höchſtens zwei Stunden verwendet. 
Nun lägen aber die Verhältniſſe bei den gewöhnlichen Militärpflichtigen 
och viel günſtiger als bei den Kadetten. Die meiſten künftigen Soldaten üben 
hon von ihrem dreizehnten und vierzehnten Jahre an einen ſogenannten 
jeperlichen Beruf aus, der ſie nicht nur ein paar, ſondern neun bis zehn oder 
enigſtens acht Stunden im Tage zur körperlichen Bewegung zwingt. Ihr 
örper wird alſo in viel höherem Maße geſtählt. Lernen ſie Turnen, ſo 
önnen ſie ihre Kraft nicht nur in der Richtung, die der Beruf erheiſcht, ſondern 
uch in jeder beliebigen anderen verwenden und alſo auch das Exerzieren und 
länkeln ſpielend lernen, während jetzt zum Beiſpiel dem Bauernburſchen ſeine 
zmeiſt große Körperkraft beim Eintritt in die Armee nichts hilft, weil er fie 
isher nur einſeitig gebrauchte. 

Die Koſten für eine turneriſche Ausbildung der Jugend wären gewiß 
icht erheblich. Turnplätze finden ſich jetzt ſchon in den meiſten größeren Orten. 


ſokale, in denen auch im Winter geturnt werden kann, wären leicht zu haben. 
ind die Dörfer, die über Turnplätze nicht verfügen, könnten ſich ſolche leicht 


erſchaffen. Zwei Recke, zwei Barren, zwei Sprunggeſtelle mit Sprungbrettern 
nd ein Klettergerüſte würden kein Vermögen koſten. Eventuell könnte der 
staat, der ja für die Aufbeſſerung von Miniſtergehältern, für Orden, für die 
Yan alter Burgen und ähnliche Zwecke jo viel Geld hat, mit jeinen 
igenen Mitteln ganz oder teilweiſe einſpringen. Turngelegenheit wäre alſo 


ehr leicht zu ſchaffen. Und der Turnzwang für alle geſunden Knaben und 


Jünglinge wäre auch leicht einzuführen. An Turnlehrern würde es ebenfalls 


Auch für die techniſchen Truppen würde eine ähnlich kurze Präſenz genügen, wenn 
an ihren Erſatz nur aus Arbeitern und Handwerkern nähme, die durch ihren Zivilberuf 
it den bei den techniſchen Truppen nötigen Arbeiten vertraut wären. Bei den berittenen 
kruppen wäre allerdings eine längere Präſenz nötig, aber ſechs bis ſieben Monate würden 
ewiß hinreichen. 
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nicht fehlen. Es iſt durchaus nicht nötig, daß ein Turnlehrer ſelbſt ein vor⸗ 
züglicher Turner iſt. Die Hauptſache iſt, daß er ein Berjtändnis für das 


Weſen des Turnens und für das, was damit erreicht werden ſoll, beſitzt. Hat 
er es, ſo wird er ein guter Turnlehrer ſein, auch wenn ex nur mittelmäßig 
turnen kann. Am beſten würden die Turnlehrer aus den Reihen der Volks⸗ 
ſchullehrer entnommen. 

Was nun die Ausbildung der jungen Leute im Schießen anbelangt, ſo 
könnte damit im ſechzehnten Lebensjahr begonnen werden. In den erſten zwei 
Jahren hätten ſie mit einem Gewehr zu ſchießen, das wohl äußerlich (Viſier, 
Korn und Lademechanismus) dem Armeegewehr gleich, aber im Gewicht leichter 
wäre und mehr den Charakter eines Zimmergewehrs hätte. Wir wollen es 
Vorübungsgewehr nennen. Auf mehr als 20 bis 30 Meter Entfernung wäre 
überhaupt nicht zu ſchießen, ſo daß die Herſtellung eines Schießplatzes und bei 
ungünſtiger Witterung die Bereitſtellung eines paſſenden Lokals auch in kleinen 
Orten auf keine Schwierigkeiten ſtoßen würde. 

Vom achtzehnten Jahre an hätte das Pr äziſionsſchießen mit dem Hi 
lichen Armeegewehr zu beginnen. Hierzu wären die vielen bereits vorhandenen 
Schießplätze von Privatſchützengeſellſchaften zu benutzen, eventuell vom Staate 
entſprechend auszubauen. Sie brauchten nicht länger als 200 Meter zu ſein, 
denn ein Schütze, der auf 200 Meter ſicher ſchießt, erzielt auch auf 500, 1000 
und 1600 Meter gute Reſultate. Würden die jungen Leute durchſchnittlich alle 
zwei Monate auf einem ſolchen Schießplatz etwa zwei Bedingungen ſchießen 
und ſich in der Zwiſchenzeit an dem oben erwähnten Schießen mit dem Vor⸗ 
übungsgewehr beteiligen, jo wäre der Mann als Rekrut nur mehr im 
Gefechtsſchießen zu unterrichten. Die Armee erhielte dann ein weſentlich beſſeres 
Schützenmaterial als jetzt, wo die meiſten Soldaten vor ihrem Eintritt in die 
Armee noch keinen Schuß abgefeuert haben und beſonders die Bauern 
„lauter Daumen“ mitbringen. 

Die nötige Zeit zum Turnen und Schießen wäre ſehr leicht zu erübrigen. 
In der Volksſchule wären jede Woche zwei Turnſtunden zu erteilen. Ferner 
müßten die Unternehmer und Prinzipale gezwungen werden, ihren Arbeitern 
und Angeſtellten unter zwanzig Jahren in der Woche einen Nachmittag frei⸗ 
zugeben. An dieſen Nachmittagen wäre eine Stunde dem Turnen und zwei 
Stunden dem Schießen mit dem Vorübungsgewehr zu widmen. Die Übungen 
mit dem Armeegewehr ſelbſt würden für einen Teil der Schützen wahr⸗ 
ſcheinlich eine kleine Reiſe zum Schießplatz nötig machen, und daher wäre in 
derartigen Fällen ein ganzer Tag freizugeben. 

Der Armee bliebe unter ſolchen Umſtänden nur meh rrdie Ausbildung im 
Felddienſt, im Gefechtsſchießen, im Exerzieren und Gefecht, eine Arbeit, die in 
drei Monaten ſehr leicht zu bewerkſtelligen wäre, ſofern nicht unnütze Dinge 
gelehrt werden müſſen. Eine ſolche Armee würde nur aus Männern beſtehen, 
die von Jugend auf ihre Muskeln mit Turnen geübt und jo vollkommen 
gebrauchsfähig gemacht hätten und ſchon mit ſechzehn Jahren in der Führung 
des Gewehres unterwieſen worden wären. Dazu käme infolge einer beſſeren 
Schulbildung eine höhere Durchſchnittsintelligenz als jetzt. Mit einem der⸗ 
artigen Heere könnte man getroſt auch offenſiv vorgehen. 

An der nötigen Disziplin würde es auch nicht fehlen, denn die Erfahrung 
zeigt zur Genüge, daß gerade die Mannſchaften, die kurz dienen, am beſten 
gehorchen, während eine lange Dienſtzeit die Leute mürriſch und widerwillig 
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acht. Die gefügigſten Menſchen find die Rekruten, wie die Geduld, mit der 
ele von ihnen die ſchwerſten Mißhandlungen hinnehmen, beweiſt. Und wenn 
ir Deutſche für ſein Vaterland kämpft, jo wird er es, jo wenig wie der 
Japaner, an Opfermut fehlen laſſen. Welch ein Gemeinſinn, welche Opfer⸗ 
illigkeit und welch ein Charakter ſpeziell in der deutſchen Arbeiterſchaft 
den, lehren ihre Kämpfe um eine beſſere ökonomiſche und eine politiſch wür⸗ 
ge Poſition im Reiche. Sache einer vernünftigen Regierung iſt es freilich, 
e Reaktion nicht jo weit zu treiben, daß das Volk, wie jetzt das ruſſiſche, 
in Heil in einem verlorenen Kriege erblicken müßte. 


Die Kolonialpolitik und die Arbeiter. 
Don Otto Bauer, 


2. Koloniale Edelmetallproduktion. (Schluß.) 


Die Kolonialpolitik hatte von alters her und hat auch heute noch die Auf— 
be, den Reichtum der europäiſchen Völker an Edelmetallen zu vermehren. 
ir haben daher die Wirkung geſteigerter Edelmetallproduktion auf den Klaſſen⸗ 
hlitand der Arbeiterſchaft zu unterſuchen. Wir ſetzen bei der folgenden 
iterſuchung kapitaliſtiſch betriebene bergmänniſche Goldproduktion voraus. 
In irgendeinem Kolonialgebiet ſtößt man auf unbekannte Goldlager. Es 
nicht ſchwer, die Rentabilität neuer Goldminen zu berechnen. Die Koſten 
erden in Geld, alſo in Gold veranſchlagt, ebenſo wie das Mehrprodukt aus 
ſold beſteht. Übertrifft nun das Verhältnis des Mehrproduktes zu den Koſten 
2 Durchſchnittsprofitrate, jo werden jo lange Kapitalien in den Goldbergbau 
liſtrömen, bis das letztaufgewendete Kapital in der mindeſt ertragreichen Mine 
icht mehr als den Durchſchnittsprofit an ſich zu ziehen vermag. 

Nehmen wir zum Beiſpiel an, die Durchſchnittsprofitrate ſei 30 Prozent. 
aich im heimiſchen Goldbergbau vermag das letztaufgewendete Kapital, das 
ine Differenzialrente empfängt — von der abſoluten Rente kann hier ab— 
(jehen werden —, mit einem Koſtenaufwand von 100 Mark ein Mehrprodukt 
in 30 Mark zu gewinnen. Nun werden in der Kolonie Goldminen entdeckt, 
„ mit 100 Mark Koſten 160 Mark Gold gefördert werden können. Sofort 
ginnt das Kapital, dem Goldbergbau zuzuſtrömen, wo ihm jo hohe Extra- 
jofite winken. Es werden nicht etwa nur Kapitalien, die ſonſt im heimiſchen 
(oldbergbau Verwendung gefunden hätten, ſich nun dem kolonialen zuwenden. 
(olange vielmehr die Profitrate im Goldbergbau der Kolonie höher iſt als 
i allen anderen Produktionszweigen, werden ihm Kapitalien zuſtrömen, die 
ne die Veränderung der Produktionsbedingungen des Goldes in anderen 
koduktionszweigen hätten wirken müſſen. Dieſe Veränderung in der Ber: 
tlung des geſellſchaftlichen Kapitals hat freilich ihre Grenzen. Denn je mehr 
Kapital ſich der kolonialen Goldproduktion zuwendet, deſto ſchneller ſinkt auch 
zrt die Profitrate des letzten, keine Rente empfangenden Kapitals: einmal 
ngen der techniſch bedingten fallenden Produktivität der zuſchüſſigen Kapitalien, 
Inn aber weil das Steigen der Warenpreiſe, welches, wie wir ſehen werden, 
Ich die veränderten Produktionsbedingungen des Goldes mittels der ver— 
(derten Verteilung des produktiven Kapitals der Geſellſchaft herbeigeführt 
ird, auch die Produktionskoſten im Goldbergbau wachſen läßt. Sobald das 
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letzte, keine Rente tragende Kapital nicht mehr als den Durchſchuittsprofl 
empfängt, hört das Zuſtrömen von Kapital in den Goldbergbau auf. Unter⸗ 
deſſen hat ſich freilich, wie wir ſehen werden, die Durchſchnittsprofitrate ſalbt 
verändert. 

Welche Wirkung übt nun die Steigerung der Goldproduktion auf die halt 
der Waren? Die Entdeckung neuer Goldlager lockt Kapitalien, die ſonſt in 
anderen Produktionszweigen verwendet worden wären, in die Goldproduktion. 
Das Angebot aller Waren wird dadurch verringert; die Nachfrage nach Waren 
dagegen iſt weder größer noch kleiner, als ſie ohne Entdeckung der neuen 
Goldminen geweſen wäre; denn der ſteigenden Nachfrage der Goldproduzenten 
nach jeder einzelnen Ware ſteht entſprechend geſunkene Nachfrage der Geſamt⸗ 
heit der Warenproduzenten gegenüber. Iſt aber bei verringertem Angebot die 
Nachfrage unverändert geblieben, ſo müſſen die Warenpreiſe ſteigen. 

Wir möchten an dieſer Stelle ſchon den Verdacht abwehren, als woll 
wir uns mit dieſer Behauptung zu irgendeiner neuen Spielart der alten 
Quantitätstheorie bekennen. Wir glauben vielmehr, auf dem Boden der Marx⸗ 
ſchen Geldtheorie zu ſtehen. Nach Marx ſteigt der Preis aller Waren, wenn 
der Wert des Geldes — die zur Herſtellung der Gewichtseinheit des Goldes 
geſellſchaftlich notwendige Arbeitszeit — ſinkt. Dieſe Formulierung findet ſich 
aber auf einer Stufe der Marxſchen Analyſe, die noch unterſtellt und unter⸗ 
ſtellen muß, daß die Waren zu ihren Werten ausgetauſcht werden. Hier, wo 
wir die Wirkungen vermehrter Goldproduktion unter den komplexen Verhält⸗ 
niſſen der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft unterſuchen, find wir zu dieſer Voraus 
ſetzung nicht berechtigt. Hier iſt auch für das Austauſchverhältnis zwiſchen 
Ware und Geld nicht mehr ſchlechthin der Wert, ſondern der Produktions⸗ 
preis beſtimmend. Da nun die Entdeckung neuer Goldminen eine Herabſetzung 
des Koſtenpreiſes des Goldes bedeutet, hat ſie eine Steigerung der Warenpreiſe 
zur Folge. 

Hier ſtoßen wir aber auf ein merkwürdiges Problem. Infolge der Steige: 
rung der Goldproduktion ſteigen in allen anderen Produktionszweigen bei 
gleichbleibenden Koſten die Preiſe.! Das bedeutet eine Vermehrung der Summe 
der Profite, alſo auch der Maſſe des Mehrwertes. Steht es nun nicht im 
Widerſpruch mit der Marxſchen Wertlehre, daß die Maſſe des Mehrwertes 
geſtiegen ſein ſoll, obwohl in der ganzen Geſellſchaft weder der Arbeitslohn 
herabgeſetzt, noch der Arbeitstag verlängert wurde? Nur ſcheinbar! Infolge 
des Sinkens des Koſtenpreiſes des Goldes bedeutet gleicher Geldlohn nicht 
mehr dasſelbe wie früher. Da die Warenpreiſe geſtiegen ſind, iſt die Kaufkraft 
des Geldes gefallen. Während aber die Kapitaliſten durch das Steigen der 
Profitrate für das Sinken der Kaufkraft des Geldes entſchädigt werden, bleibt 
der Geldlohn der Arbeiter unverändert; denn daß das Kapital ſich der Gold⸗ 
produktion zuwendet ſtatt anderen Produktionszweigen, ändert nichts an der 
Lohnhöhe. Von dem geſellſchaftlichen Arbeitsprodukt fällt daher ein geringerer 
Teil auf die Arbeiterklaſſe, von dem Arbeitstag ein geringeren Teil auf die 
notwendige Arbeit, ein größerer Teil auf die Mehrarbeit. In dem Steigen der 
Profitrate infolge der allgemeinen Preisſteigerung drückt ſich nichts anderes 1 
das Steigen der Mehrwertrate aus. — 0 

Die Produktionskoſten des einzelnen Produktionszweigs werden natürlich durch die 
Preisſteigerung erhöht; faſſen wir aber die Produktion als Ganzes ins Auge, ſo ſind Er 
Koften unverändert geblieben, die Preiſe geftiegen. N 
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Die literariſche Diskuſſion der letzten Jahre macht es unmöglich, dieſe Worte 
me Vorbehalt auszuſprechen. Daß die Steigerung der Goldproduktion Preiſe 
nd Profite erhöht, iſt ja keine neue Erkenntnis, vielmehr eine nur allzuoft in 
wer Bedeutung überſchätzte alte Wahrheit. Indem wir unſere Behauptung 
ber auf die Marxſche Werttheorie ſtützen, gewinnen wir ein exaktes Größen: 
‚aß für die Wirkungen, die wir von der Erſchließung neuer Goldminen er» 
arten dürfen. In den zuerſt betriebenen Goldbergwerken ſtellt das Mehr— 
rodukt im Verhältnis zu den Koſten eine weit höhere Profitrate dar als die 
es geſellſchaftlichen Durchſchnitts. Das Zuſtrömen von Kapitalien in den 
oldbergbau bewirkt nun eine Ausgleichung der Profite, das heißt gleichmäßige 
ufteilung des in der Goldproduktion erzeugten Mehrwertes auf alle — in 
elchen Produktionszweigen immer beſchäftigten — Kapitalien der Geſellſchaft. 
un iſt der Mehrwert, der zum Beiſpiel in der ſüdafrikaniſchen Goldproduktion 
zeugt wird, gewiß ſehr beträchtlich; aber im Verhältnis zu den gewaltigen 
gapitalien, die im ganzen europäiſchen und amerikaniſchen Wirtſchaftsgebiet 
berhaupt tätig ſind, erſcheint er doch ſehr klein. Wenn man die großen 
ſchwankungen der Konjunktur während der letzten fünfzehn Jahre aus der 
erteilung jenes Mehrwertes auf dieſe Kapitalien erklären will, fo beweiſt man 
amit nichts anderes als die theoretiſche Ratloſigkeit der Verächter einer „dis— 
irſiven Nationalökonomie“. 

Wenn wir alſo auch die unrichtigen Anwendungen der Lehre vom Einfluß 
eſteigerter Goldproduktion auf Preiſe und Profite zurückweiſen, ſo halten wir 
darum doch nicht für minder nötig, dieſe Wirkungen ſelbſt und ihren Ein— 
uß auf die Lage der Arbeiterklaſſe feſtzuſtellen. Sofern die Kolonialpolitik 
n Mittel der Steigerung der Edelmetallproduktion iſt, bewirkt fie verminderte 
aufkraft unveränderter Geldlöhne, alſo keineswegs nur — wie wir dies bei 
en Ackerbaukolonien gefunden haben — eine Verringerung des Anteils der 
lrbeiterklaſſe am Nationalreichtum, vielmehr eine abſolute Verringerung des 
laſſenwohlſtandes des Proletariats.“ 

Allerdings wird die Steigerung der Maſſe des Mehrwertes auch eine beſchleunigte 
kkumulation zur Folge haben und daher die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt wieder er— 
öhen. Aber damit ließe ſich auch jede Lohnherabſetzung rechtfertigen! Auch den Arbeitern 
t die Taube in der Hand lieber als der Spatz auf dem Dache. Wenn der Wohlſtand der 
rbeiterklaſſe auch in Zeiten geſteigerter Goldproduktion geſtiegen ift, fo dankt fie dies einmal 
m Fortſchritten der gewerkſchaftlichen Organiſation, dann aber zum Beiſpiel auch der Stei— 
rung des Anteils des produktiven Kapitals am Geſamtkapital. Mit der Kolonialpolitik 
at das nichts zu tun. Wenn allerdings die Entdeckung neuer Goldlager in eine Depreſſions— 
eriode fällt und den Abfluß unproduktiv akkumulierten Kapitals in die Produktionsſphäre 
eſchleunigt, dann mag ſie zeitweilig mit der Nachfrage nach allen anderen Waren auch die 
ach Arbeitskräften ſteigern. Hier aber, wo wir die dauernden Wirkungen geſteigerter Gold— 
roduktion auf den Wohlſtand der Arbeiterklaſſe ſuchen, haben wir von den Wechſelfällen des 
iduſtriellen Zyklus abzuſehen. Die Entdeckung neuer Goldminen bedeutet für uns daher 
mächſt nicht Vermehrung, ſondern veränderte Verteilung des produktiven Kapitals. Daß 
uch ohne Kolonialpolitik auf Perioden maſſenhafter „Totlegung“ des Kapitals Jahre 
hneller produktiver Akkumulation folgen würden, wird noch gezeigt werden. — Daß gegen— 
ber dem von uns gezeichneten typiſchen Bilde die großen kaliforniſchen und auſtraliſchen 
oldfunde vielfach etwas modifizierte Charakterzüge trugen, kann hier nur angedeutet werden. 
der „Goldſucher“ der fünfziger Jahre war weder Kapitaliſt noch Lohnarbeiter „im katego— 
ſchen Sinne“, vielmehr häufig ein ehemaliger Bauer, der vor feiner Auswanderung noch 
icht einmal in den Kreis der Warenproduktion einbezogen war. 
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Dabei haben wir bisher noch den für die Arbeiterſchaft günſtigſten Fall 
angenommen, daß nämlich das in die koloniale Goldproduktion ſtrömende 
europäiſche Kapital doch auch dort europäiſche Arbeiter beſchäftigt, daß mit 
dem Kapital auch Arbeiter in das neue Goldland auswandern. Wo das nicht 
der Fall iſt, kommt zu all dem noch eine Verſchlechterung der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt des Mutterlandes. Der Arbeiter des Mutterlandes wird dann 
nicht nur von höheren Warenpreiſen, ſondern auch von verminderter Arbeits⸗ 
gelegenheit bedroht. f 

Machen wir uns unſeren Gedankengang an einem Beiſpiel aus jüngſter 
Zeit klar! Die Entdeckung reicher Goldlager in Südafrika hat bekanntlich 
gewaltige Kapitalien aus Europa und Amerika der Goldproduktion zugewendet, 
Kapitalien, von denen ſonſt gewiß nur ein ſehr kleiner Teil in der Gold⸗ 
produktion Europas und Amerikas Verwendung gefunden hätte. Woher kamen 
nun dieſe Kapitalien? Zum Teil mögen ſie neu akkumulierter Mehrwert 
geweſen ſein, der ſich nun in die Goldproduktion ergoß, ſtatt ſich irgendeinem 
anderen Produktionszweig zuzuwenden. Sofern dies der Fall iſt, iſt es klar, 
daß die Entdeckung neuer Goldminen nichts anderes bewirkte, als eine ver⸗ 
änderte Verteilung des geſellſchaftlichen Kapitals, eine Neuverteilung, die die 
Preiſe ſteigerte, aber nicht die Löhne, die daher den Wohlſtand der Arbeiter⸗ 
klaſſe verringerte. Ein anderer Teil des in die ſüdafrikaniſche Goldproduktion 
ſtrömenden Kapitals wäre freilich, hätte ſich ihm dieſe Gelegenheit zu produk⸗ 
tiver Anlage nicht geboten, ſonſt wohl zeitweilig unproduktiv akkumuliert, tot⸗ 
gelegt geblieben. Das iſt ja die Wirkung der Entdeckung neuer Goldlager, 
die gewöhnlich beobachtet wird: ſie ſcheucht das Kapital aus träger Muße auf 
und jagt es in die Produktionsſphäre; ſie ſteigert daher auch die Nachfrage 
nach Waren und mit ihr die Preiſe; ſie vermehrt damit auch die Nachfrage 
nach Arbeitskräften. Wer der Meinung iſt, daß die vor der Erſchließung neuer 
Goldminen unproduktiv akkumulierten Kapitalien den Zugang zur Produktions⸗ 
ſphäre nie mehr gefunden hätten, der mag ſich mit dieſer Beſchreibung begnügen. 
Uns aber ſcheint es gewiß, daß das Kapital auch ohne den zufälligen Anſtoß 
der Veränderung der Produktionsbedingungen des Goldes immer wieder den 
Weg in die Produktionsſphäre einſchlägt; daß der Mechanismus der Bewegung 
des Zinsfußes, der Preiſe und Löhne dauernde Totlegung des Kapitals nicht 
geſtattet. Die während der Depreſſion 1890 bis 1894 unproduktiv akkumu⸗ 
lierten Kapitalien ſind während der folgenden Proſperitätsjahre vollſtändig 
wieder vom Produktionsapparat der Geſellſchaft aufgeſaugt worden; der niedrige 
Zinsfuß und die niedrigen Produktionskoſten — notwendige Wirkungen un⸗ 
produktiver Akkumulation — hätten auch jene Millionen der Produktionsſphäre 
wieder zugeführt, die heute im Goldbergbau Südafrikas wirken. Wir haben 
daher den Zuſtand nach dem Einſtrömen des Kapitals in die kolo⸗ 
niale Edelmetallproduktion nicht zu vergleichen mit einem Zuſtand, 
wo dieſes Kapital unproduktiv akkumuliert geblieben wäre, ſon⸗ 
dern mit einem Zuſtand, wo es gleichfalls in der Produktionsſphäre 
gewirkt, aber freilich in anderen Produktionszweigen gearbeitet 
hätte. Die Erſchließung neuer Goldminen bedeutet daher ſteigende Waren⸗ 
preiſe bei unveränderten oder doch viel langſamer ſteigenden Löhnen. Sie 
ſchädigt die Arbeiter ſelbſt dort, wo das Kapital auch im kolonialen Gold⸗ 
bergbau europäiſche Arbeiter beſchäftigt. In unſerem Falle iſt aber die Wir⸗ 
kung der veränderten Verteilung des geſellſchaftlichen Kapitals um ſo gefähr⸗ 
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cher, als mit dem Kapital nicht auch Arbeiter nach Südafrika auswandern, 
as Kapital dort vielmehr fremde Arbeiter beſchäftigt und daher dem euro— 
äiſchen Arbeitsmarkt überhaupt verloren geht. 

Bekanntlich hat die britiſche Regierung dem internationalen Kapital erlaubt, 
ulis nach Afrika zu importieren. Die gelben Sklaven werden von Südching 
ach dem Rand gebracht, wo ſie für drei Jahre zur Arbeit verpflichtet ſind. 
die geſamten Koſten ſollen pro Mann — franko hin und zurück — 16 ¼ Pfund 
sterling, alſo monatlich 9 Schilling 2 Pence betragen! Dabei rühmen engliſche 
Hlätter noch, wie gut es den ſchmutzigen armen Kulis geht, die das gleißende Gold 
em afrikaniſchen Quarz abringen; ſollen ſie doch Bäder und elektriſche Be⸗ 
euchtung in ihren Kaſernen finden! Zwei Fahrten über den Indiſchen Ozean, 
kahrung, Wohnung, Bäder und elektriſche Glühlampen — alles das für 9 Mark 
ſonatlich! Welcher Triumph der Methoden des relativen Mehrwertes! Der niedrige 
zreis der Arbeitskraft infolge des Kuliimportes bedeutet aber eine künſtliche 
zenkung der Produktionskoſten des Goldes. Es wird daher noch viel mehr Kapital 
ach Südafrika wandern, als wenn die britiſche Regierung dem internationalen 
kapital, das die Goldminen ausbeutet, die Erlaubnis zur Einfuhr der gelben 
zklaven verweigert hätte. Dadurch werden aber die europäiſchen Arbeiter 
doppelt getroffen: als Warenkäufer wie als Verkäufer ihrer Arbeits⸗ 
taft. Auch hier erkennen wir wieder, was wir ſchon bei den Pflanzungs⸗ 
olonien geſehen haben, daß die Ausbeutung tiefſtehender Raſſen in ihren Rück⸗ 
dirkungen auch die europäiſchen Arbeiter ſchädigt. Es wurzelt eben tief im 
Veſen der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe die Intereſſenſolidarität der Prole⸗ 
arier aller Länder. 
| 3. handelskolonien. 


Die wichtigſte Aufgabe der modernen Kolonialpolitik iſt die Erſchließung 
euer Handelsgebiete. Panzerkreuzer und Geſchütze eröffnen den Zugang zu 
ſeuen Handelswegen, die Marineinfanterie bahnt dem Kaufmann den Weg. 
Es wird behauptet, daß die kapitaliſtiſche Geſellſchaft ohne fortwährende 
oloniale Expanſion nicht lebensfähig wäre. Ihr Problem ſoll ja die Unter⸗ 
onſumtion ſein: die Unfähigkeit der Maſſen, die von ihnen ſelbſt mittels des 
woßen Produktionsapparats unſerer Geſellſchaft erzeugten Güter zu verbrauchen. 
ur durch die Erſchließung neuer Abſatzgebiete könne die kapitaliſtiſche Geſell⸗ 
chaft dieſen inneren Widerſpruch überwinden. 

Ich halte dieſe Anſchauung — ſo gewiß auch ein Stück Wahrheit in ihr 
verborgen iſt — im weſentlichen doch für irrig. Die Unterkonſumtion der 
breiten Maſſen iſt für den Kapitalismus ein Hemmnis ununterbrochener Auf- 
värtsentwicklung, das in der Form von Kriſen periodiſch in Erſcheinung 
ritt, aber auch immer wieder durch den Mechanismus der kapitaliſtiſchen 
Produktionsweiſe ſelbſt auch ohne Offnung neuer Handelsgebiete überwunden 
verden kann. 

Man kennt die Lehre der klaſſiſchen Okonomie von der Unmöglichkeit all⸗ 
gemeiner Überproduktion. Es ſei wohl möglich, daß von einer Ware mehr 
Produziert würde, als die Geſellſchaft bedarf; aber unmöglich ſei der Überfluß 
m allen Waren. Denn es gebe keine beſſere Bedingung für die Abſatzmöglich⸗ 
zeit einer Ware, als wenn möglichſt viel von allen anderen Waren produziert 
wurde. 


„Frankfurter Zeitung“ vom 15. Dezember 1904. 
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Soweit dieſe Lehre richtig iſt, ändert an ihr die Tatſache der Ausbeutung, 
der Teilung des Arbeitsproduktes zwiſchen Kapital und Arbeit nichts. An die 
Stelle des Konſums der Arbeiter tritt eben zum Teil der Konſum des Fabri⸗ 
kanten, des Bankiers, des Grundeigentümers. Die Unterkonſumtion der einen 
iſt bedingt durch die Überkonſumtion der anderen. 

Man muß ſchon tiefer graben, um die Erſcheinung der Unterton 
in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft zu begreifen. Sie entſpringt im letzten Grunde 
der Tatſache, daß in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft jede Steigerung der Pro⸗ 
duktivität der Arbeit mit der Freiſetzung von Arbeitern, mit der Ausſchaltung 
menſchlicher Arbeit aus der Produktion und damit auch aus der Konſumtion 
erkauft wird. Dieſes Geſetz wird durch gewaltige Anſpannung der Produktion, 
die beinahe den letzten müßigen Kapitalteil in die Produktionsſphäre jagt, zeit⸗ 
weilig verdeckt; es wird aber ſchließlich ſichtbar in der Geſtalt der Kriſe. Aber 
kein Arbeiter bleibt lebenslänglich arbeitslos; das Kapital zieht ihn ſchließlich 
wieder an ſich. Lohnherabſetzungen während der Kriſe ermöglichen es, trotz der 
relativen Verringerung des variablen Kapitals doch wieder die freigeſetzten 
Arbeiter zu beſchäftigen. Indem die Lohnherabſetzung der Produktivitäts⸗ 
ſteigerung folgt, ſetzt ſich das Geſetz des Wertes der Arbeitskraft durch. Kein 
Kapital bleibt dauernd totgelegt: gerade das Sinken der Preiſe, der Löhne, 
des Zinsfußes während der Depreſſion ſchafft die Bedingungen für das Wieder⸗ 
einſtrömen des Kapitals in die Produktionsſphäre. | 

Die koloniale Expanſion iſt alſo für die kapitaliſtiſche Produktion keines⸗ 
wegs ſchlechthin notwendig; auch ohne fie wird die periodiſch ſichtbare Unter⸗ 
konſumtion überwunden. Trotzdem aber zwingt die Entwicklung des Kapita⸗ 
lismus die Kapitaliſtenklaſſe, immer wieder die Erſchließung neuer Abſatzwege 
zu fordern. Die koloniale Expanſion ſoll ihr die Möglichkeit ſchaffen, das 
Sinken der Profitrate abzuwehren, partielle und allgemeine Kriſen mit 
geringeren Opfern zu überwinden. Daraus mag gelegentlich auch die Arbeiter⸗ 
ſchaft zeitweiligen Nutzen ziehen; hier aber gilt es, zu unterſuchen, ob und 
unter welchen Bedingungen der dauernde Vorteil der Kapitaliſten und der 
vorübergehende Nutzen der Arbeiter durch dauernde Schädigung des proleta⸗ 
riſchen Klaſſenwohlſtandes erkauft wird. 

Der freie Warenaustauſch mit dem Kolonialland ſteigert den Volkswohl⸗ 
ſtand des Mutterlandes. Selbſt abgeſehen von allen Fällen, in denen der 
Handel nur eine Verhüllung brutalen Raubes und nackter Ausbeutung iſt, 
ſelbſt angenommen, daß die Geſetze der Konkurrenz dem Kolonialhandel gegen⸗ 
über vollkommen wirkſam werden, leiſtet doch das Kolonialland dem Mutter: 
land einen Arbeitstribut. Denn da die organiſche Zuſammenſetzung des Kapitals 
im Mutterland höher, ſeine Arbeit höher qualifiziert iſt, iſt in den Produkten, 
die das Mutterland empfängt, mehr menſchliche Arbeit vergegenſtändlicht als 
in denen, die es hingibt. 

Daß der Reichtum des Mutterlandes an Gebrauchswerten durch den Kolonial⸗ 
handel vergrößert wird, drückt fich im Sinken der Warenpreiſe aus. Der Wohl⸗ 
ſtand der Arbeiterklaſſe hängt bei unveränderten Geldlöhnen von der Kaufkraft des 
Geldes ab. Vom Standpunkt der Arbeiterſchaft ſind daher die Handelskolonien 
zunächſt danach zu beurteilen, ob die aus der Kolonie importierten und durch den 
Kolonialhandel verbilligten Waren Gebrauchsgüter des Proletariats find oder nicht. 

Wie wirkt nun die Begründung der Handelskolonie auf den Arbeitsmarkt? 
Daß die Erſchließung neuer Handelswege ep reste abkürzen, ihre 
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kungen mildern kann, haben wir bereits zugegeben. Dagegen leugnen wir, 
die Kolonialpolitik es erſt möglich machen würde, Arbeiter zu beſchäftigen, 
ſonſt dauernd keine Arbeitsſtelle fänden. Kraft der Geſetzlichkeit feiner 
nen Bewegung zieht das Kapital die immer wieder erzeugte induſtrielle 
ervearmee doch auch immer wieder an ſich. Die dauernden Wirkungen der 
mialpolitik auf den Arbeitsmarkt ſind anderwärts zu ſuchen. Wir kennen 
zus unſerer Beſprechung der Pflanzungskolonien. Auch die Handelskolonien 
en das Kapital in Produktionszweige mit hoher organiſcher Zuſammen— 
ing (Schiffahrt uſw.); auch ſie ſenken durch Vergrößerung der unproduktiven 
‚atsausgaben (Militär, Marine, Verwaltung) die Akkumulationsrate. 
Damit haben wir nun einen Maßſtab für die Beurteilung der Handels⸗ 
nien aus proletariſchem Geſichtspunkt gewonnen: nur jene Handelskolonien 
dem Proletariat nützlich, welche eine jo bedeutende Erhöhung der Kauf⸗ 
t des Arbeitslohns bewirken, daß dadurch die nachteiligen Wirkungen auf 
Arbeitsmarkt aufgewogen werden; halten ſich die günſtigen Wirkungen auf 
Konſumtionskraft des Arbeiters und die ungünſtigen auf den Arbeitsmarkt 
Wage, ſo erſcheint die Handelskolonie als ein Werkzeug, relativen Mehr: 
dt zu erzeugen, ſie iſt dem Proletariat weder nützlich noch ſchädlich, ſteigert 
lr den Reichtum der anderen Klaſſen; Handelskolonien endlich, welche die 
hifkraft des Arbeitslohns nicht erhöhen, während fie im Mutterland das 
ital in einen Zuſtand höherer Zuſammenſetzung überführen und ſchwere 
aten für Militarismus und Marinismus durch indirekte Steuern unmittelbar 
te durch Senkung der Akkumulationsrate mittelbar dem Proletariat auferlegen, 
digen den Wohlſtand der Arbeiterklaſſe. 

Aber die bisher beſprochenen Gefahren der Handelskolonien für die Arbeiter 
unbedeutend neben der großen Gefahr, die der weißen Arbeiterſchaft aus 
Tatſache droht, daß die Kolonialpolitik die ſchlafende Bevölkerung ferner 
der erweckt und in Bewegung ſetzt und jo danach ſtrebt, einen Welt— 
heitsmarkt zu ſchaffen, auf dem der bedürfnisloſe Kuli, Hindu oder Neger 
weißen Arbeiter unterbietet. 

Iſt es auch zunächſt unmöglich, die in den entwickelten Kulturländern wir⸗ 
den Kapitalien in die Kolonialgebiete zu übertragen, jo kann doch das 
‚ital die einmal in Bewegung gekommene Bevölkerung der Kolonialländer 
jene Gebiete verpflanzen, wo die ſozialen Produktionsbedingungen bereits 
eben ſind. Man denke an den Import der Kulis nach Amerika, Auſtralien 
Afrika, der eine heftige Abwehrbewegung der Arbeiter dieſer Länder ent⸗ 
elt hat. | 

Die Einwanderung der Nachkommen minder entwickelter Raſſen in ein 
dernes Induſtrieland läßt ſich nicht unter demſelben Geſichtspunkt behandeln 
die Wanderungen europäiſcher Arbeiter aus einem Lande in das andere. 
iſt ein ſehr weſentlicher Unterſchied zwiſchen der Einfuhr schineſiſcher Arbeiter 
ch Südafrika und etwa den Wanderungen ſlawiſcher und italieniſcher Arbeiter 
h Deutſchland. Und zwar aus zwei Gründen! 

Einmal wegen der Unwahrſcheinlichkeit, den Kuli in abſehbarer Zeit der ge- 
ekſchaftlichen Organiſation zu gewinnen. Dann aber aus folgendem Grunde: 
zun die amerikaniſchen Arbeiter ihre politiſche Macht dazu benutzen, die Ein⸗ 
nderung gelber Arbeiter zu verhindern, ſo machen ſie es dem amerikaniſchen 
pital wirklich unmöglich, Mongolen ſtatt weißer Arbeiter zu verwenden. 
un einer Auswanderung amerikaniſchen Kapitals nach China ſtehen noch 
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allzu große Hinderniſſe entgegen. Wenn dagegen die Arbeiter eines eur 
päiſchen Landes die Einwanderung ausländiſcher europäiſcher Arbeiter verbieh 
wollten, ſo würden ſie damit das Kapital ihres Landes nur zur Auswanderm 
in die anderen Länder, in denen die Mehrwertrate und daher auch die Prof 
rate höher iſt, veranlaſſen. Im Verkehr von Ländern, zwiſchen denen Fre 
zügigkeit des Kapitals beſteht, iſt die Hemmung der Freizügigkeit der Arbeit 
eine Maßregel von fragwürdigem Erfolg. Solange dagegen der Auswand 
rung des Kapitals in die Kolonien enge Grenzen geſetzt ſind, kann ſich d 
Arbeiterſchaft des Mutterlandes der Gefahr des Lohndrucks durch die Arbeit 
des Koloniallandes erwehren, indem ſie die Einwanderung dieſer Arbeiter 
das Mutterland verhindert.“ 

Nun ſtrebt aber die Kolonialpolitik notwendig danach, in den Kolonig 
gebieten ſolche Verhältniſſe zu ſchaffen, daß die Hinderniſſe der Auswandern 
von Kapital in die Kolonie beſeitigt werden. Das europäiſche Proletariat my 
mittelbar oder unmittelbar ſelbſt die Kriegsſchiffe, Soldaten und Beamten b 
zahlen, die es dem europäiſchen Kapital möglich machen ſollen, ſtatt ſein 
begehrlichen Arbeiter von keiner Gewerkſchaft geſtärkte Kulis zu beſchäftige 
Dabei ſind es gerade die Produktionszweige mit niederer organiſcher Zuſammez 
ſetzung des Kapitals, alſo mit hohem Arbeitsfaſſungsvermögen, die am eheſte 
durch die mit europäiſchem Kapital genährte und durch die Kolonialpolitik d 
europäiſchen Staaten ermöglichte induſtrielle Entwicklung der Kolonialländ 
bedroht werden. Die Gefahr des Abſtrömens europäiſchen Kapitals iſt def 
größer, je größer die Ausbeutung der fremden Völker, je größer daher d 
Profitrate in den Kolonialländern iſt. Vor allem auch in ihrem eigenen Inte 
eſſe wünſchen die Arbeiter Europas und Amerikas, es möge gelingen, auch d 
Arbeiter der gelben Raſſe dem Klaſſenkampf zu gewinnen und zu höher 
Lebenshaltung zu erziehen. | 


4. Eroberungskolonien. 


Roſcher bezeichnet als „Eroberungskolonien“ koloniale Gründungen, 
denen die europäiſchen Völker ſich durch brutale Ausbeutung sans phrase aı 
Koſten der Unterworfenen zu bereichern ſuchen. In Wirklichkeit trägt faſt jet 
Kolonie neben anderen auch Züge dieſes Typus. In dieſen Zuſammenhan 
gehören die verſchiedenen Formen des Bodenraubs, der unbezahlten Zwang 
arbeit der Eingeborenen, der maßloſen Beſteuerung, des ſogenannten „Handels 
der den Unterworfenen mit allen Mitteln der Erpreſſung und des Betrugs di 
wertvollen Erträge ihrer Arbeit und ihres Bodens gegen lächerlich gering 
Gegengabe abnimmt. 1 

Die Bereicherung der europäiſchen Nationen auf dieſem Wege kommt u 
mittelbar nur der Kapitaliſtenklaſſe zuſtatten. Immerhin mag von den di 
dieſe Weiſe entſtandenen Kapitalien dann doch auch ein Teil zur Beſchäftigun 
europäiſcher Proletarier verwendet werden. Dieſem Vorteil ſtehen allerding 
gewiſſe ſchon bei den Pflanzungs⸗ und Handelskolonien beſchriebene ungünſtig 
Einflüſſe auf die Lohnhöhe gegenüber. Aber welches immer die wirtſchaftliche 
Wirkungen dieſer Koloniſationsmethoden ſein mögen: gerade ihnen hat imme 


Dieſe Bemerkungen wollen das Streben der Arbeiter einiger Länder, die Einful 
gelber Arbeiter zu verhindern, erklären und den wirtſchaftlichen Erfolg folder Maßregel 
prüfen, keineswegs aber dieſe Maßregeln beurteilen. Die politiſche Stellungnahme 
dieſen Forderungen muß von Erwägungen ganz anderer Natur beſtimmt werden. | 
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ſchärfſte Kritik der Wortführer der Arbeiterſchaft in allen Ländern gegolten. 
Entrüſtung der Arbeiterſchaft über die maßloſe Ausbeutung wehrloſer 
ker — der realpolitiſche Staatsmann, der mitten zwiſchen einer Kant- und 
e Schillerfeier ſittliche Empörung aus der Reihe der Beſtimmungsgründe 
tiſcher Stellungnahme ſtreichen möchte, möge uns das Wort Entrüſtung 
seihen — wurzelt tief im Grunde proletariſcher Ethik. 


* * 
* 


Wir können nun endlich zuſammenfaſſen, was wir als Wirkung der Rolonial- 
tik auf den Wohlſtand der Arbeiterklaſſe erforſcht haben. 

Die Ackerbaukolonien, die Pflanzungskolonien und in der Mehrzahl der 
e wohl auch die Handelskolonien erhöhen zwar die Kaufkraft des Arbeits— 
18, verſchlechtern aber zugleich die Lage auf dem Arbeitsmarkt. Sie gehören 
den Methoden der Erzeugung relativen Mehrwertes; ſie ſteigern den Wohl— 
d der Nationen, aber ſie verringern den Anteil der Arbeiterklaſſe an dieſem 
hlſtand; der Reichtum des Proletariats an Gebrauchswerten wird durch fie 
er vermehrt noch vermindert. 

Geradezu ſchädlich ſind dagegen dem Proletariat jene Kolonien, deren Auf— 
ge es iſt, den Reichtum der europäiſchen Nationen an Edelmetallen zu 
zern, ferner jene Pflanzungs⸗ und Handelskolonien, welche die Kulturvölker 
Luzusgütern, nicht mit Gütern, die in den Konſum der Arbeiterſchaft ein⸗ 
len, verſorgen. 

Weitaus am größten iſt aber die Gefahr, die dem Proletariat aus der 
fuhr kolonialer Arbeiter in die Kulturländer und aus der Auswanderung 
(europäiſchen Kapitals in die Kolonien zur Beſchäftigung der kolonialen 
heiterſchaft droht. Indem die Kolonialpolitik zum Mittel wird, Arbeiter 
der entwickelter Raſſen dem Kapital dienſtbar zu machen, wird ſie zur 
ißten Gefahr für die in ſchwerem Kampfe errungene Lebenshaltung der 
ßen Arbeiter. 

So zeigt uns auch die Kolonialpolitik wieder den zwieſchlächtigen Charakter 
ir Kulturerrungenſchaften der kapitaliſtiſchen Epoche. Die Kolonijations- 
gkeit der weißen Raſſe bedeutet ja zweifellos einen ungeheuren Kulturfort- 
itt: fie hat ungenutzten fruchtbaren Boden urbar gemacht; fie hat uns 
den üppigen Früchten der Tropen reichen Anteil geſichert; ſie hat ganze 
ker aus jahrhundertelangem Schlafe erweckt. Aber dieſe gewaltige Steige— 
ig menſchlichen Vermögens und menſchlichen Könnens geſchieht nicht zum 
rteil, zum Teil ſogar auf Koſten der arbeitenden Menſchen, die die Be— 
gungen dieſes großen Fortſchritts ſchaffen. 

Es wird für den Kulturhiſtoriker kommender Zeiten eine reizvolle Aufgabe 
1 zu ſchildern, wie die Kolonialpolitik den Geiſt der Menſchen unſeres Jahr⸗ 
aderts gewandelt hat. Berauſcht von dem Reichtum, der ihnen aus fernem 
nde und fremder Arbeit fließt, von der Macht, die fie über fremde Völker 
ungen, haben die herrſchenden Klaſſen unſerer Tage alles vergeſſen, was 
len ſelbſt einſt groß und heilig gegolten. Mit gierigem Blicke ſehen fie den 
ichtum der fremden Länder, beſtimmt, ihre Beute zu werden. Mit grau⸗ 
ner Luſt genießen ſie ihre unbegrenzte Herrſchaft über wehrloſe Millionen — 
iben, „jenſeits von Suez, wo die zehn Gebote nicht mehr gelten“. Nur die 
beiterſchaft iſt — kaum berührt von den Strömen von Gold, die ſich aus 
eſt und Oft und Süd nach Europa ergießen — allein nüchtern geblieben 


— 


1 
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mitten im tollen Taumel der Phantaſierenden, der Lüſternen, der Berauſcht 
Sie allein mahnt, nicht durch profitlüſternen Raubbau kommenden Zeiten 
Schätze zu rauben, deren auch ſie bedürfen werden; ſie allein warnt vor d 
tiefen Haſſe, den die europäiſche Menſchheit in die Herzen der Millionen 
fremden Raſſen ſenkt; ſie allein klagt die Einrichtungen an, die die Bereicher! 
eines kleinen Teiles der europäiſchen Nationen erkaufen durch den Ruin gan 
Länder und den Untergang ganzer Völker. Ihre Wortführer find die Sg 
walter der kommenden Geſchlechter. 


Die Reform des deutſchen Strafprozeffes. 
Von Dr. Ludwig Frank (Mannheim). 


Die Geſchichte der Strafjuſtiz iſt die Geſchichte der Klaſſenkämpfe. 4 
Richter verkünden und vollſtrecken den Willen der politiſchen Machthal 
unter dem Scheine und oft im Glauben, einer abſtrakten Gerechtigkeitsidee 
dienen. Mit dem Wechſel der Wirtſchaft werden die Begriffe von Recht u 
Unrecht umgewertet, andere Intereſſengruppen erhalten ſtaatlichen Straſſcht 
und es entſtehen neue Herrſchaftsformen, zu denen auch ein den verändert 
Machtverhältniſſen angepaßtes Strafverfahren gehört. 

So übernehmen die deutſchen Fürſten im ſechzehnten und ſiebzehnten Jal 
hundert aus dem kanoniſchen Rechte als ſtarke Stütze ihrer Thrönchen den 
genannten Inquiſitionsprozeß, ein geheimes, ſchriftliches Verfahr 
vor einem beamteten Richter — der Abſolutismus wird in der Strafrech 
pflege widergeſpiegelt. Die alten „peinlichen Halsgerichtsordnungen“ bleib 
in Kraft, bis die Baſtille geſtürmt wird. Auch in Deutſchland beginnt du 
die Aufwärtsbewegung des Bürgertums der Kampf um andere Prozeßregel 
Es werden nach engliſchem und franzöſiſchem Vorbild Öffentlichkeit u 
Mündlichkeit des Verfahrens und Mitwirkung der Laien verlangt. D 
Revolutionsjahr 1848 gibt dieſen Forderungen wirkſamen Nachdruck, und t 
deutſchen Vaterländer haben mit wenigen Ausnahmen, zu denen natürlich d 
beiden Mecklenburg gehören, bei Gründung des Deutſchen Reiches Sch: 
moderniſierte Prozeßordnungen. Als dann die Grundſätze nationalliberal 
Einheit und Freiheit auf die Rechtspflege übertragen werden ſollten, wurd 
die Gerichtsverfaſſungvom 27. Januar 1877 (abgeändert am 17. Mai 189 
und die Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich vom 1. Februe 
1877 geſchaffen. Dieſe beiden heute gültigen Geſetze ſtellen, wie die Reich 
verfaſſung und unſer ganzes Staatsleben, eine ſeltſame Miſchur 
abſolutiſtiſcher und demokratiſcher Einrichtungen dar. Im Vo 
verfahren gilt noch der „gemeine“ Inquiſitionsprozeß, das geheime Verfahr: 
vor dem gelehrten Staatsrichter (die Folter iſt durch die Unterſuchungsha 
erſetzt), für die Hauptverhandlung iſt Öffentlichkeit, Mündlichkeit und, m 
gewiſſen Beſchränkungen, Mitwirkung des Volkes bei der Rechtſprechung 9 
ſichert. Aus dieſem zwieſpältigen Charakter des Verfahrens entſpringen d 
meiſten und größten Mängel des Strafprozeſſes, und als in Parlament un 
Preſſe immer dringlicher eine Abhilfe der ſchweren Mißſtände verlangt wurd 
berief die Reichsregierung im Dezember 1902 eine Kommiſſion, beſtehend au 
14 Staatsbeamten, 5 Rechtsanwälten und 2 Profeſſoren, zur Vorberatun 
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„Reform“ oder vielmehr zur Beantwortung von Fragen, die ihnen das 
hsjuſtizamt zur Begutachtung vorlegte. Zwei Jahre lang haben die Herren 
beitet, die Protokolle ihrer Tagungen ſind noch nicht veröffentlicht — aber 
die Beſchlüſſe, die als Ergebnis ihrer 86 Sitzungen jetzt bekannt werden, 
enen die aufmerkſamſte Prüfung und politiſche Beachtung: Einſtimmig 
de vorgeſchlagen, daß die Mitwirkung der Laien bei der Rechtſprechung nur 
er Form der Schöffengerichte erfolgen dürfe, während die Schwur— 
chte abgeſchafft werden ſollen. 

der Gedanke iſt nicht neu. Schon der Regierungsentwurf der deutſchen 
Aprozeßordnung vom Jahre 1873 enthält, unter Ausſchaltung der Schwur— 
hte, die Beſtimmung, daß die erkennenden Gerichte erſter Inſtanz Schöffen— 
chte ſein ſollen, abgeſtuft nach der Schwere der abzuurteilenden Delikte 
leine, mittlere und große Schöffengerichte. Die alte Abneigung der Beamten⸗ 
gegen die Schwurgerichte, die faſt überall den Höfen abgetrotzt wurden, 
bohl begreiflich. Den Schwurgerichten haftet der „Ludergeruch der Revo— 
n“ an. Sie find ein Denkmal des tiefen Mißtrauens gegen die abhängigen 
ſatsrichter. Sogar unter die Grundrechte des deutſchen Volkes 
ichsverfaſſung von 1849, 55 178, 179) tft aufgenommen, daß in ſchwereren 
gafſachen und bei allen politiſchen Vergehen Schwurgerichte urteilen 
n, und Mecklenburg, Lippe, Lübeck, Sachſen⸗Altenburg find die einzigen 
ſchen Stätchen, die bis zur Einführung der Reichsprozeßordnung noch keine 
wurgerichte beſaßen. In den ſiebziger Jahren hatte die Bourgeoiſie noch 
ig Reſpekt vor der eigenen Vergangenheit, um die Schwurgerichte gegen 
Bureaukratie zu ſchützen. Es lebten noch Männer in ihren Reihen, die 
lt Gefängnisluft hatten atmen müſſen, die politiſchen Prozeſſe gegen 
deck und andere Fortſchrittler waren noch nicht vergeſſen. Jetzt iſt es 
jer3 worden. Das Bürgertum hat längſt jeinen vollen Frieden mit der 
chenden Bureaukratie geſchloſſen und läßt ſich nach Parvenuart nicht mehr 
an die Jahre der Not erinnern. Man fühlt ſich ſicher vor dem Schuſſe 
billigt jetzt die gegen die Schwurgerichte erhobenen Vorwürfe, die ſchon 
einem halben Jahrhundert von den Reaktionären Schopenhauer und Bis— 
ck mit viel mehr Geiſt, aber ohne Erfolg vorgetragen wurden. 

Gegenüber der ſo oft wiederholten, aber nie bewieſenen Behauptung des 
genteils ſei feſtgeſtellt: Die Geſchworenen irren in ihren Entſchei— 
nigen nicht häufiger als die gelehrten Richter, nur mit dem Unter— 
ed, daß die Fehler der Gelehrten meiſt zuungunſten, die der 
‚en meiſt zugunſten der Angeklagten gemacht werden. Der wirk— 
re Mangel, der das Inſtitut der Schwurgerichte verunſtaltet, iſt in den 
zen der bürgerlichen Kritiker ein Vorzug: die Arbeiter find durch die drei— 
e Siebung der Geſchworenenliſten und durch die Diätenloſigkeit von der 
eiligung an der Rechtſprechung der Schwurgerichte faſt ganz ausgeſchloſſen. 
jr wäre der Hebel einzuſetzen, wenn wirklich eine Reform und nicht eine 
ſckbildung des Strafprozeſſes geplant wäre. 

An Stelle der Schwurgerichte ſollen Schöffengerichte treten, alſo Gerichts— 
ie, die aus Laien und Staatsrichtern ſich zuſammenſetzen. Die Schöffen⸗ 
lichte find eine Schöpfung der Reaktionszeit. Sie wurden zuerſt 1850 in 
nnover und dann raſch in den meiſten anderen deutſchen Ländern ein⸗ 


1 Vergl. „Deutſche Juriſtenzeitung“ vom 1. Mai 1905, S. 423. 
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geführt. Ihr Vorzug beſteht darin, daß in ihnen „die beamteten rechtsgelehrtt 
Richter wieder eine ihrer würdige Stellung erlangen“, und faſt immer d 
Meinung des gelehrten Vorſitzenden bei der Beratung durchdringt. Die bitte 
Pille der Abſchaffung der Schwurgerichte ſoll verzuckert werden durch die Ein 
führung der Berufung gegen alle Strafurteile erſter Inſtanz. Wie in de 
berühmten „Carolina“ (der Halsgerichtsordnung des Kaiſers Karl V. vor 
Jahre 1532) hielt man bis in die neueſte Zeit eine Appellation für unve 
einbar mit der Würde des Richterſtuhls, und ſehr „liberale“ Juriſten, die da 
unfehlbare Lehramt des Papſtes überlegen belächeln, glauben an die Unfeh 
barkeit des gelehrten Richterkollegiums — es gibt auch Rechtspfaffen. 8 

Die Preisgabe eines ſo alten Dogmas, dieſes Zugeſtändnis an den Wille 
der Menge, will natürlich bezahlt oder — ſtaatsmänniſch geſprochen — „kom 
penſiert“ ſein, deshalb ſoll fortan auch nach Ablauf der Berufungsfriſt An 
ſchlußberufung zuläſſig ſein. Die Begründung iſt köſtlich: „Man hofft, da 
der Angeklagte ſich von der Einlegung einer unbegründeten Berufung eher ab 
halten laſſen wird, wenn er weiß, daß der Staatsanwalt auch nach Friſtablau 
durch Anſchlußberufung eine höhere Beſtrafung herbeiführen kann“ (11). Un 
wie viele arme Teufel werden ſich aus Angſt vor der höheren Strafe von eine 
begründeten Berufung abhalten laſſen! Von dem gleichen engherzigen Geift 
erfüllt iſt der Vorſchlag, das Wiederaufnahmeverfahren zu erſchwere⸗ 
und zu beſchränken, weil jetzt durch die Berufung eine genaue Prüfung de 
Schuldfrage gewährleiſtet ſei. | 

Weitere „große Mittel“ weiß die Kommiſſion nicht zu empfehlen — fi 
plagt ſich noch ab mit der Verbeſſerung einzelner kleiner Schönheitsfehle 
unſeres Verfahrens: So ſollen die Zeugen künftig erſt nach der Vernehmum 
beeidigt werden, ſtatt daß man den Eid ganz abſchafft. Die Geiſtliche 
ſollen über die ihnen bei Ausübung der Seelſorge anvertrauten Tatſachen nich 
mehr vernommen werden. Dem Beichtgeheimnis hat man aber da: 
Redaktionsgeheimnis nicht gleichgeſtellt. Der verantwortliche Redak 
teur nur wird von der Zeugnispflicht befreit, wenn er gemäß § 20 Abſatz! 
des Preßgeſetzes für die Handlung haftet, die den Gegenſtand eines Straf 
verfahrens bildet. Der Verteidiger wird von dem Wachtpoſten befreit, de 
ihm bisher beim Beſuch des verhafteten Angeſchuldigten zur Seite geſtell 
werden konnte. Privatklage iſt auch zuzulaſſen bei den Vergehen des Haus 
friedensbruchs, der erſchwerten Körperverletzung, der Bedrohung, der Sach 
beſchädigung und bei Entwendung von Nahrungs- oder Futtermitteln (8 370 
Ziff. 5 und 6 des Reichsſtrafgeſetzbuchs). Dann folgen noch einige Vorſchläge 
die beweiſen, wie ſehr das Vertrauen auf die gelehrten Richter gewachſen ift 
der Kreis derjenigen Delikte, gegen die amtsrichterliche Strafbefehle ohne Ver: 
handlung erlaſſen werden können, ſoll erweitert werden. Bei allen Über⸗ 
tretungen ſoll ein abgekürztes Verfahren von dem Einzelrichter ohne Mit: 
wirkung von Schöffen zuläſſig ſein. 

Im Privatklageverfahren hat das Gericht nach dem Wunſche der 
Kommiſſion künftig die Befugnis, auf Antrag eines Prozeßbeteiligten die 
Offentlichkeit auszuſchließen, auch wenn Gefährdung der Sittlichkeit nicht 
zu befürchten wäre. Wenn alſo zum Beiſpiel ein Hilger gegen einen Berg⸗ 
mann Krämer Privatklage wegen Beleidigung erheben würde, könnte das 
Gericht auf Hilgers Antrag ohne weitere Begründung die Hauptverhandlung 
hinter verſchloſſenen Türen ſtattfinden laſſen. 
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Über beſſer noch als durch ihre Vorſchläge wird die Kommiſſion durch 
Unterlaſſungen gekennzeichnet. Mit einigen verlegenen Redensarten 
huldigt ſie die Tatſache, daß ſie nicht eine einheitliche Regelung des 
gafvollzugs verlangt. In Artikel XI der peinlichen Gerichts— 
nung des Kaiſers Karl V. und des heiligen römiſchen Reiches 
Anno 1532 wird vorgeſchrieben, 

„daß die Gefängniß zu Behaltung und nicht ſchwerer, gefährlicher Peinigung 
Gefangenen ſollen gemacht und zugerichtet ſeyn“. 


Bedarf dieſer alte Grundſatz nicht dringend neuer geſetzlicher Feſtlegung? 
ee nicht manches zu jagen über die Behandlung der jugendlichen Verbrecher 
der Geiſteskranken und über die Selbſtbeſchäftigung in den Strafanſtalten? 
Kommiſſion hat es abgelehnt, ſich mit dieſen Dingen zu befaſſen, und fie 
er Anſicht, daß auch die ſogenannte bedingte Verurteilung (Straferlaß 
ih das Gericht unter der Bedingung des Wohlverhaltens) ſich nicht 
fehle trotz der guten Erfahrungen, die das Ausland mit dieſer Einrichtung 
hte — es ſoll die verkrüppelte deutſche Ausgeſtaltung der Idee, die 
eingte Begnadigung, erhalten bleiben: Nicht der Richter, ſondern der 
edesherr oder ſein Miniſter haben über das Schickſal eines reuigen Sünders 
antſcheiden. 

Und natürlich hat dieſe Kommiſſion ſich auch nicht erkühnt, die Abſchaffung 
deres geheimen inquiſitoriſchen Vorverfahrens zu empfehlen oder 
ligſtens öffentliche Verhandlung über die Fortdauer der Unter— 
Hungshaft zu fordern. Die Haftbeſchwerden, die „nach Lage der Akten“ 
rchieden werden, ſind wertlos. Der Verhaftete iſt ohne Schutz. Geſchäfts⸗ 
kelaſtung, Vergeßlichkeit oder Urlaub des zuſtändigen Beamten können eine 
gerſuchung monatelang verzögern — der Unterſuchungsgefangene iſt dagegen 
03 machtlos. Erſchreckend häufig ſteht die Dauer dieſer nach gedrucktem 
mular begründeten Einſperrungen in keinem Verhältnis zu der Schwere 
Deliktes oder dem Umfang der notwendigen Erhebungen. Wie mancher 
nie Teufel, der ein Stück Brot oder ein paar Pfennige gebettelt hat, wartet 
der Gefängniszelle zwanzig und dreißig Tage auf jein Urteil! Es iſt nichts 
ztenes, daß die Unterſuchungshaft zehnmal jo lange dauert als die Gefängnis⸗ 
fe, die ſchließlich ausgeſprochen wird. Es wäre eine verdienſtliches 
rk, alle derartigen Fälle zu ſammeln — ich weiß, daß erſchütternde 
der zerſtörten Glückes darunter ſind. Der amtlichen vorläufigen Freiheits⸗ 
ſiehung, auch der fahrläſſigen und leichtfertigen, find keine Schranken ge— 
gen, während zum Beiſpiel die alte badiſche Prozeßordnung die Höchſt— 
ger der Unterſuchungshaft bei „Kolluſionsgefahr“ auf zehn Tage, für 
brechen auf zwanzig Tage feſtſetzte, damit die Unterſuchung be— 
et wurde. Im Zeitalter des Telegraphen und Telephons 
ßten dieſe Friſten für jede Unterſuchung genügen, wenn die per— 
liche Freiheit reſpektiert würde. Die reichen Kreiſe werden ſich ja meiſt 
ch Kautionen gegen die Unterſuchungshaft ſchützen können, während die 
zizloſen die Opfer der rückſtändigen Geſetzgebung werden. Eine Straf— 
ozeßreform, die nicht der Hand der Bureaukratie die Geißel der 
terſuchungshaft entwindet, verdient nicht den Namen einer 
form. 
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Literarifdye Rundſchau. 


Wem gehört die Zukunft? Zwei Aufſätze zur Reform der höheren Schulen pr 
Paul Selge, Oberlehrer an der Oberrealſchule zu Groß⸗ Lichterfelde. 
1905, Verlag von Raimund Gerhard, Buchhandlung für Erziehung und Ur 
richt. 1,35 Mark. | 

Der Verfaſſer ift ein enragierter Neuphilologe. Die ganze Schulreform erle 
ſich deshalb für ihn unter dem Geſichtswinkel der neueren Sprachen. Er den 

eine „Einheitsſchule“ — armes, oft mißhandeltes Wort! —, die durch einen U 

der jetzigen Realſchule hergerichtet werden ſoll. In dieſer Realſchule der 3 

ſoll in den unteren und mittleren Klaſſen ein umfaſſender Sprachunterricht im 

zöſiſchen und Engliſchen und in den oberen Klaſſen ein breit angelegter 

unterricht getrieben werden. Auf die übrigen Fächer ſieht der Verfaſſer von ı 

herab. Was er zur Kritik der alten Sprachen zu ſagen weiß, iſt oft zutreffend, au 

ſonſt findet ſich dieſes und jenes anregende Wort in dem Büchlein. Aber als Baı 


von J. Dreſch. Berlin, B. Behrs Verlag. | 

Obwohl fie nie erſchienen ift, ſpielt die „Deutſche Revue“ in der Geſchichte de 
jungen Deutſchland eine wichtige Rolle. Ihre Ankündigung war für Menzel de 
Anlaß zu der bekannten Denunziation der jungen Schriftſteller, die nicht nur dere 
gerichtliche Verfolgung, ſondern auch das Verbot aller künftigen Schriften de 
„jungen Deutſchland“ zur Folge hatte. Das erſte Heft der „Deutſchen Revue“, da 
vor Erſcheinen unterdrückt wurde, galt lange als verſchollen. Neuerdings wurde 
aber die Korrekturbogen in der Frankfurter Stadtbibliothek aufgefunden und nu 
durch den vorliegenden Neudruck, dem eine von kundiger Feder geſchriebene ausführ 
liche Einleitung vorausgeht, weiteren Kreiſen zugänglich gemacht. 

Dieſes mi kleinen Verſpä von ſiebzig Jahren erſchienene it ei 
echtes Produkt des jungen Deutſchland. Es fehlt weder die Tharakteriſtik eine 
hervorragenden Perſönlichkeit („Bernadotte“ von Gutzkow), noch der Reiſebrief („Elb 
und Nordſee“ von Wienbarg), noch der ſtreitbare Artikel über neueſte Literatur, i 
dem Gutzkow mit den Gegnern der jungen Literatur abrechnet: mit Tieck, mit de 
ſchwäbiſchen Schule und vor allem mit Wolfgang Menzel. Intereſſant iſt eine Auf 
forderung an Mörike und Fr. Th. Viſcher, ſich der jungdeutſchen Tendenzdichtun 
anzuſchließen, ein Appell, der wohl, auch wenn er an ſeine Adreſſe gelangt wäre 
keinen Erfolg gehabt hätte. Immerhin iſt eine Anerkennung des „ausgezeichnete 
Talents“ Mörikes außerhalb Schwabens für jene Zeit etwas Außerordentliches. 

Im ganzen iſt das Heft ein neuer Beweis dafür, wie zahm doch dieſes jung 
Deutſchland war, gegen das die weiſen deutſchen Regierungen mit ſolch unerhörte 
Gewaltmaßregeln vorgingen. Der ſchärfſte Satz, dem wir in der „Deutſchen Revue 
begegneten, iſt eine Klage Wienbargs über den „Jammer rechtlicher und Tone 
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1 Kriegsſachen. 
| x Berlin, 28. Juni 1905. 


| Solche Sachen kommen doch in allen Kriegen vor.“ Mit dieſem geflügelten 
Verte hat die Strafkammer in Halle den Zitatenſchatz des deutſchen Volkes 
überaus dankenswerter Weiſe bereichert. So ſehr der Genoſſe Kunert auf 
ufere Sympathie rechnen darf, weil er dies Bekenntnis eines preußiſchen 
(richtshofs mit drei Monaten Gefängnis wegen angeblicher Beleidigung des 
gaſiatiſchen Expeditionskorps büßen ſoll, ſo wiſſen wir doch, daß er ein viel 
guter Parteimann iſt, um ſich nicht über den Erfolg zu freuen, den er für 
Sache der Humanität und damit auch für die Sache der Arbeiterklaſſe er⸗ 
ſitten hat. 

Das Urteil der Strafkammer in Halle erinnert an die Praxis jenes Bären, 
de ſeinem ſchlafenden Herrn eine Fliege von der Stirn ſcheuchen wollte, und 
in das Haupt mit einem ſchweren Steine zerſchmetterte. Genoſſe Kunert hat 
tr ein paar Jahren in einer öffentlichen Rede die bekannte und im Ernſte 
in keinem vernünftigen Menſchen beſtrittene Tatſache erwähnt, daß von Anz 
chörigen des oſtaſiatiſchen Expeditionskorps ſchwere Miſſetaten in China 
gangen worden find, und nach der Bekundung eines ſubalternen Poliziſten, 
it allerdings andere, gewichtigere Zeugniſſe gegenüberſtanden, ſoll er für feine 
Aßerung eine Form gewählt haben, die der formalen Rechtſprechung, wie ſie 
li uns landesüblich iſt, eine Handhabe zum Einſchreiten bot. Es verſteht 
h, daß dieſe Handhabe nicht unbenutzt blieb. So wurde den Worten des 
lenoſſen Kunert eine Bedeutung beigelegt, die fie an und für ſich — er wird 
ieje Bemerkung nicht mißverſtehen — nicht gehabt haben würde. Die Er— 
ſähnung einer notoriſchen Tatſache brauchte die elefantendicke Haut des 
kilitarismus nicht einmal zu kitzeln; indem Moloch aber mit blinder Wut 
wauf losſtürmte, rannte er ſich an dem Spieße des Gegners auf, jo daß man 
im durch das auseinanderklaffende Fell fein ganzes inneres Nervenſyſtem in 


ler Greulichkeit ſtudieren kann. 
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Die Strafkammer in Halle hat die formale Handhabe, die fich ihr 10 
dazu benutzt, den Genoſſen Kunert wegen formaler Beleidigung zu verurteilen 
Das war nicht anders zu erwarten bei dem ganzen Charakter und der 
hiſtoriſchen Weſen unſerer gelehrten Rechtſprechung. Juriſtiſch mag die Sach 
in Ordnung ſein, das heißt natürlich nach den Begriffen einer Juſtiz, die den 
Rechtsempfinden des Volkes vollkommen entfremdet und von ihrem antike 
Muſter gänzlich abgeirrt iſt. Der Juriſt, ſagten die römiſchen Juriſten, hab 
nur auf id, quod plerumque fit, zu ſehen, „auf das, was meiſtens gejchieht“ 
Ein römiſcher Juriſt — und das moderne Recht der kapitaliſtiſch produzierenden 
Nationen iſt bekanntlich nichts als ein mehr oder minder mißlungener Abklatſe 
des römiſchen Rechtes — würde alſo den Genoſſen Kunert freigeſprochen haben 
da dieſer maſſenhafte Greueltaten, die von Angehörigen des oſtaſiatiſchen 
Expeditionskorps begangen worden ſind, allerdings ſchlüſſig bewieſen hat 
Umgekehrt deduziert die Strafkammer in Halle: da Kunert nur die Regel 
aber nicht die Ausnahmen ins Auge gefaßt und zum Maßſtab feine 
Urteils gemacht hat, ſo iſt er wegen Beleidigung der Chinakämpfer zu ver 
urteilen. 

Laſſen wir indeſſen die juriſtiſche Seite der Sache und halten wir uns ar 
ihre hiſtoriſche Seite. Da hat nun die Strafkammer in Halle eine Unmaſſe 
patriotiſcher Geſchichtsliteratur als kriminell abgeſtempelt. Wenn die Häußer 
Sybel, Treitſchke und wie fie ſonſt heißen, von den „Plünderungen der napoleo: 
nischen Marſchälle“ in Deutſchland ſchreiben, jo waren fie nach Anſicht de 
Richter in Halle leichtfertige Läſterer, denn Plünderer wie jene Marſchälle in 
der Regel ſein mochten, ſo gab es doch Ausnahmen unter ihnen, durchaus 
ehrenwerte und ſaubere Charaktere, wie Macdonald und dieſen oder jenen 
ſonſt noch. Oder wie kann man, ohne ſich der Läſterung ſchuldig zu machen, 
von den namenloſen Greueln ſprechen, mit denen die engliſchen Truppen in 
den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts den indiſchen Aufſtand nieder⸗ 
warfen, oder von den nicht minder ſcheußlichen Greueln, womit ungefähr gleich⸗ 
zeitig die franzöſiſchen Truppen in China hauſten? Denn es unterſteht nicht 
dem geringſten Zweifel, daß ſich ſowohl unter den engliſchen wie unter den 
franzöſiſchen Truppen Offiziere und Mannſchaften genug befanden, die ſich von 
aller grauſamen Kriegführung freigehalten und über die von ihren Kameraden 
verübten Scheußlichkeiten ſo ſchroff geurteilt haben, wie anſtändig und hut 
denkende Menſchen nur immer darüber urteilen können. 

Jedoch das Urteil der Strafkammer in Halle gleicht auch jenem Sphte 
des Achilles, der die Wunden heilte, die er ſchlug. Mag es juriſtiſch und 
hiſtoriſch noch ſo anfechtbar ſein, ſo huldigt es einer unanfechtbaren Wahrheit, 
indem es ſagt: Solche Sachen kommen doch in allen Kriegen vor. Selbſt⸗ 
verſtändlich meinen wir nicht, daß der Satz wahr ſei, weil ihn eine preußiſche 
Strafkammer ausgeſprochen hat; wäre es nur dies, ſo wäre eher darauf zu 
wetten, daß er ein gründlicher Irrtum ſei. Mit Strömen von Blut und Schmutz 
iſt er auf alle Blätter einer Geſchichte von Jahrtauſenden geſchrieben worden, 
aber es iſt immerhin ein Ereignis, wenn ihn jetzt eine offizielle und noch dazu 
richterliche Behörde des klaſſiſchen Militärſtaats mit dürren Worten bekennt, 


. 

8 eine ganz ſelbſtverſtändliche Sache, jo beiläufig in einem Bagatellinjurien⸗ 
rozeß, den man ſehr zu unrechter Zeit angeſtrengt hatte. 

N Was immer die Geſchichte an beſtialiſchen Greueln zu berichten hat, die 
on Menſchen an Menſchen begangen worden ſind, das wird erreicht von dem, 
as vor den gerichtlichen Schranken in Halle über Angehörige des oſtaſiatiſchen 
xpeditionskorps unter dem Zeugeneid ausgeſagt worden iſt. In eitel Zunder 
t die Heuchlermaske zerfallen, unter der die deutſchen Patrioten ſo tapfer 
ber die plackenden und plündernden, marternden und mordenden Heereszüge 
derer Völker geſchmält haben. Es ſteht darin bei ihnen nicht anders, nicht 
eſſer und nicht ſchlimmer, als bei anderen Völkern, denn der Krieg iſt ein 
zötze, der ſeiner nicht ſpotten läßt, von keinem derer, die ihn anbeten. Er 
erbeſtialiſiert die Menſchen, mögen fie wollen oder nicht; mag er aus dieſen 
zründen geführt werden oder aus jenen, mag er jene Ziele haben oder dieſe, 
tag er ein ſogenannter heiliger Verteidigungs- oder ein ſogenannter ruchloſer 
kaubkrieg ſein: Krieg iſt immer Krieg, und es bleibt bei der troſtloſen Wahr⸗ 
eit, die nun auch eine preußiſche Strafkammer verkündet hat: Solche Sachen 
ammen doch in allen Kriegen vor. 

Noch einmal: dieſe Wahrheit iſt längſt jedem bekannt, der ſich je mit der 
zeſchichte des Krieges beſchäftigt hat. Die herrſchenden Klaſſen jeder Nation 
eben es nur, die Berge von Schmutz vor der eigenen Türe zu überſehen und 
eſto eifriger vor der Türe des Nachbarn zu fegen. Franzöſiſche Truppen 
lündern immer, aber deutſche Truppen plündern nie: jo heißt es diesſeits 
er Vogeſen, und jenſeits heißt es umgekehrt. Aber immer iſt nur wahr, was 
an dem Gegner vorwirft, was man von ſich ſelbſt rühmt, iſt es nie. Denn 
a ſolche Sachen nach der autoritativen Anſicht der Strafkammer in Halle in 
llen Kriegen vorkommen, ſo iſt es klar, daß der Krieg ſelbſt ihr Erzeuger ſein 
‚mp, wie er es denn auch iſt. Wenn die Menſchen wie wilde Tiere über⸗ 
nander herfallen, jo werden fie eben zu wilden Tieren. Es gibt keine Logik, 
ie einfacher und ſchlüſſiger wäre. 

Nichts iſt freilich törichter oder mindeſtens zweckloſer, als darüber in ſenti⸗ 
ſentales Jammern auszubrechen, wie es die bürgerlichen Friedensſchwärmer 
un. Die drehen ſich ewig im Kreiſe und kommen deshalb keinen Schritt vor⸗ 
bärts. Da loben wir uns die Strafkammer in Halle, die ſelbſt ein zorniges 
Vort über unſagbare Greuel mit dem kategoriſchen Verdikt niederſchlägt: ſolche 
Sachen kommen doch in allen Kriegen vor. Sie ſetzt den Krieg als eine un⸗ 
usrottbare Erſcheinung voraus, als ein „Element in Gottes Ordnung“ wie 


5 oltte zu jagen pflegte, dellen Gott eine merkwürdige Ahnlichkeit mit bem 
zteliſchen Vitzliputzli gehabt haben mag. Aber wenn wir einmal den Herrgott 
5 dem Späſſe laſſen, jo hat Moltke darin recht, daß der Krieg ein un— 
ntbehrliches Element der Klaſſenherrſchaft iſt, und fo iſt auch die Strafkammer 
n Halle allen bürgerlichen Friedensſchwärmern überlegen, wenn ſie mit kühler 
zelaſſenheit erklärt, Greuel, die den Namen der Menſchheit ſchänden, ſeien 
om Kriege unzertrennlich. 

Das gilt vom Kriege, wie es von der Klaſſenherrſchaft gilt, deren not⸗ 
e Begleiterſcheinung der Krieg iſt. Unter den hiſtoriſchen Umſtänden, 


428 


die heute obwalten, ift der Krieg nicht zu befeitigen ohne die kapitaliſtiſche Ge 
ſellſchaft, aber mit der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft fällt auch der Krieg dahin. 
Der moderne Krieg iſt das Kind des modernen Kapitalismus, wie der feudale 
Krieg das Kind der feudalen oder der antike Krieg das Kind der antiken Ge⸗ 
ſellſchaft war. Blut⸗ und ſchmutztriefend wie er iſt, vom Scheitel bis 15 
Zehe, iſt er das würdige Kind ſeiner Mutter. 

Nichts wäre erfreulicher, als wenn die Strafkammer in Halle den poche 
logiſchen Scharfſinn, den ſie am Kinde ſo trefflich bewährt hat, nun auch an 
der Mutter erproben wollte. Aber darüber werden wohl noch einige Tro 
Waſſer die Saale hinabfließen. | 


Marzismus und Teleologie. 
Von Anton Bannefoef (Ceyden, Holland). 
I. 
Es iſt ſchon oft darauf hingewieſen worden, daß die Bedeutung des 


Marxismus darin liegt, daß er die Er 
Dei 1 der Menſe en überhaupt 
Aer Ti. ee e a 
111 11 Das beſagt, daß ichlichen aua 
uſammenhang gebracht werden, duch das Chaos der Tatſachen über⸗ 
ſichtlich und klar geordnet wird; aus den bejonderen Erſch en werden alle 
emeine Regeln abgeleitet, die umgekehrt wieder geſtatten, beſondere Di 
auch zukünftige, vorauszuſagen. 
Außerhal ozialismus hat es auch nicht an Verſuchen gefehlt, zu 
einer kauſalen Erklärung der Geſellſchaft zu gelangen, welche für die Zukunft 
der bürgerlichen Ordnung weniger verhängnisvolle Konſequenzen bedingte. Ob⸗ 
wohl dieſelben über weit entfernte Perioden oder unbedeutende Einzelheiten oft 
treffende Gedanken ausſprachen, mußte es doch auffallen, wie ungeſchickt und 
zwieſchlächtig ſie wurden, ſobald ſie ſich mit aktuellen Zuſtänden befaßten. In 
der Karikaturgeſtalt, in der die materialiſtiſche Erklärungsweiſe in der bürger⸗ 
lichen Gelehrtenwelt umherſpukt, iſt die Klarheit und die Fülle von Einſichten, 
die ſie uns gewährt, nicht zu ahnen; außerdem iſt der Grundgedanke dieſer 
Methode dem bürgerlichen Geiſte völlig fremd; ſo mußte das Mißlingen der 
bürgerlichen Geſchichtserklärungen zu Zweifeln führen, ob denn eine befriedi⸗ 
gende Erklärung der Geſchichte und eine kauſale Geiſteswiſſenſchaft überhaupt 

möglich ſei. 

So entſtand nach und nach bei gewiſſenhaften Denkern (Windelband, 0 
Dilthey) eine neue Anſchauungsweiſe, welche, allmählich ausgearbeitet, den Anz 
ſpruch erhob, eine andere, gleichwertige Auffaſſung der Wiſſenſchaft, ſchließlich 
ſogar die beſſere, auf dem Gebiet des Geiſtigen allein brauchbare und richtige 
zu ſein. Sie wird dadurch gekennzeichnet, daß ſie das Beſondere dem All⸗ 
gemeinen, die Perſönlichkeit der Maſſe, die perſönliche Wertſchätzung der Er⸗ 
klärung, die Zwecktätigkeit, Teleologie der Kauſalität gegenüberſtellt. Hier folgt 
eine kurze Überſicht ihrer Hauptanſichten: f 

Die Wiſſenſchaft, wie ſie in ihrem reinſten Typus, in den Naturwiſſen⸗ 
ſchaften erſcheint, bezweckt, aus den beſonderen Erſcheinungen, Tatſachen, 
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zegenſtänden das Allgemeine, das Geſetz, den Typus herauszuholen; dann 
rd in der Folge jede beſondere Erſcheinung als Ausfluß der allgemeinen 
tegel, jeder Gegenſtand als Exemplar des Typus begriffen und erkannt, das 
eißt erklärt. Sie beſchäftigt ſich mit dem Beſonderen nur, um von ihm zum 
lülgemeinen zu geraten; hat fie dieſes als Regel oder abſtrakten Typus 
efunden, jo kümmert fie ſich um das Beſondere weiter nicht. Der Inhalt der 
Viſſenſchaft ſagt alſo über das Beſondere nur ſo viel, als es das Allgemeine 
arſtellt, und über die Abweichungen von dieſem nur dann etwas, wenn dieſe 
lbweichung ſelbſt zu etwas Allgemeinem wird. Ihre Theſen jagen nur etwas 
ber Abſtraktionen aus der Wirklichkeit; nur abſtrakt haben ihre Formeln un⸗ 
edingte Gültigkeit; die reiche, unendlich verſchiedene Welt der wirklichen, bes 
anderen Dinge ſchließen ſie nicht ein. Was fie aus ihr herausnimmt, iſt ein 
irtrakt, ein Formelſyſtem, ein totes Gerippe, nicht die wirkliche Lebensfülle. 
durch die Formulierung in Geſetze geht die Realität ſelbſt verloren. In der 
uftigkeit der Abſtraktion verſchwindet das Tatſächliche, das immer das Be⸗ 
öndere, das Einzelne, das Individuelle iſt. 
Mag dies für die Natur kaum als Mangel erachtet werden, ſo iſt es das 
hohl, wo der Menſch und die geiſtigen Erſcheinungen den Gegenſtand der 
Viſſenſchaft bilden. Während der beſondere Fall einer allgemeinen Regel oder 
as beſondere Individuum einer Gattung uns nicht mehr kümmert als jedes 
ndere, fühlen wir im Gegenteil das größte Intereſſe für den beſonderen 
Nenſchen und ſein Geiſtesleben. Am ſtärkſten trifft uns immer das Individuelle, 
deil wir ſelbſt Perſönlichkeiten find, die in der Perſönlichkeit eines anderen 
zerwandtes fühlen. 
Als Perſönlichkeit ſtehen wir der Welt gegenüber als wollende und fühlende 
Leſen, für die die Dinge einen Wert haben. Die Welt, wie fie in der Wiſſen⸗ 
haft vor uns tritt, iſt uns perſönlich gleichgültig; es iſt Unſinn, über ſie zu 
eden als gut oder böſe, wahr oder falſch, ſchön oder häßlich; ſie iſt für uns 
lle dieſelbe gleiche Welt, ſie iſt etwas Objektives. Aber die Tatſachen der 
girklichen Welt find uns nicht gleichgültig; wir erleben fie; wir nehmen zu 
men Stellung, und das Gefühl der Zweckmäßigkeit leitet uns bei dieſen per⸗ 
önlichen Wertſchätzungen. Der ganze Lebensinhalt eines Menſchen beſteht aus 
olchen Stellungnahmen; darin iſt für jeden die Welt anders, etwas Subjek— 
ves; nicht allgemein, ſondern etwas Beſonderes. In dieſen Stellungnahmen 
eigt ſich die unendliche Verſchiedenheit der Perſönlichkeiten. 
Wenn wir alſo der Geſellſchaft gegenüber der in der Naturwiſſenſchaft 
blichen Methode folgen, durch ſtetiges Eliminieren des Beſonderen zum All⸗ 
emeinen emporzuſteigen, ſo geht eben das Beſondere, das Perſönliche verloren, 
as das Weſentliche und das Wertvollſte am Menſchen iſt. Nennt man Wiſſen⸗ 
chaft ein Ganzes von Geſetzen, dem die Erſcheinungen ausnahmslos zu 
ehorchen haben, jo iſt Geſchichte als Wiſſenſchaft nicht möglich. 
Doch iſt ſie wohl auf andere Weiſe möglich. Was in der Geſellſchaft 
eſchieht, können wir, weil wir ſelbſt ſtellungnehmende Weſen ſind, nachbilden 
nd von unſerem Innern heraus verſtehen. Die Natur iſt uns fremd, 
ußerlich; die Geſellſchaft iſt unſere eigene Welt; ihre Ereigniſſe erleben wir 
ut, und das Bild ihres Zuſtandes bemeiſtern wir in immer regſamem Wert⸗ 
rteil. In der Geſchichte findet man die Taten großer Männer, Helden und 
zenies; vergebens iſt es, fie durch Erklärungen begreifen zu wollen, weil ſie 
ls abſonderliche, abweichende Individuen außerhalb der Typen und Gat— 
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tungen fallen; nur ſubjektiv, durch Erlebnis der Wirkung ihres Genies auf 
uns ſelbſt können wir fie verſtehen. Die ganze Geſchichte beſteht aus Exeig⸗ 
niſſen, die nur einmal geſchahen, alſo immer das Beſondere waren; hier können 
alſo keine allgemeinen Begriffe oder Geſetze in Anwendung kommen. Die 
Geſchichtswiſſenſchaft kann nichts erklären, ſie ſucht nur zu verſtehen; durch 
Interpretation und Intuition, alſo nicht durch Abſtraktion, ſucht ſie das Ziel 
aller Geiſteswiſſenſchaft zu erreichen, „das Verſtändnis der ganzen menſchlich⸗ 
geſchichtlichen Individuation aus dem Zuſammenhang und der Gemeinſamkeit 
in allem Seelenleben“ (Dilthey). So iſt die Methode der Wiſſenſchaft, alſo 
auch ihr Begriff ſelbſt in der Geiſteswiſſenſchaft ein anderer als in der Natur⸗ 
wiſſenſchaft; ſie ſucht nicht durch Abſtraktion aus der Wirklichkeit zu einem 
Syſtem von Geſetzen und Formeln zu gelangen, die das Allgemeine aus⸗ 
drücken, ſondern ſie ſucht eine Reihe Wirklichkeiten ſo zu beſchreiben, daß das 
Beſondere und die Individualität eines jeden zum Ausdruck kommen. 

Hier erſcheint noch die neue Auffaſſung der Wiſſenſchaft, eine von perſön⸗ 
lichen Wertſchätzungen bedingte Darſtellung einer beſonderen Wirklichkeit, als 
eine zwar für die Geiſteserſcheinungen notwendige und unumgängliche, dennoch 
aber gegenüber der objektiven Allgemeingültigkeit der Naturwiſſenſchaft minder⸗ 
wertige Auffaſſung. Die Weiterentwicklung der teleologiſchen Anſichten hebt 
dieſe Verſchiedenheit auf, indem ſie nachweiſt, daß alle Wiſſenſchaft in letzter 
Inſtanz auf Wertſchätzungen beruht. In einer Gedächtnisrede über Kant 
nennt Windelband als Kants Hauptbedeutung, daß er endgültig die Auf⸗ 
faſſung der Philoſophie als Unterſuchung des Verhaltens von Denken und 
Sein, die der Wahrheit als Übereinftimmung der Vorſtellungen mit den Dingen 
ſelbſt beſeitigt hat. Wir können unſere verſchiedenen, einander folgenden Vor⸗ 
ſtellungen auf unendlich viele Weiſen miteinander verknüpfen; doch es gibt nur 
eine einzige Art der Verknüpfung, diejenige nämlich, wobei wir ſie als Gegen⸗ 
ſtände außerhalb unſerer ſelbſt auffaſſen, welche allgemeine Gültigkeit beſitzt. 
Dieſe Verknüpfung nennen wir daher Wahrheit, alle andere Phantaſie, Wahn, 
Irrtum. Daß dieſe nicht notwendig immer von ſelbſt ſtattfindet, zeigt das 
Vorkommen fehlerhafter Verknüpfungen, das heißt von Irrtümern. Man kann 
ſich ein Normalbewußtſein vorſtellen, das immer nach dieſer Regel, alſo normal 
denkt; unſer natürliches Bewußtſein ſucht ſich dieſer Norm zu nähern, weicht 
aber ſtets mehr oder weniger von ihr ab. Hier tritt eine weitgehende Ana⸗ 
logie mit dem ſittlichen Bewußtſein zutage; obgleich jedermanns Willen durch 
natürliche Einflüſſe beſtimmt wird und jedermann alſo wollen und handeln 
muß, wie er handelt, ſo fühlt er doch zugleich eine Norm, nach der er Wert⸗ 
urteile ausſpricht; unter allen natürlichen Handlungen gibt es nur einige, die 
gut und ſittlich ſind und daher gewollt werden ſollen. Ebenſo denkt auch 
jedermann, wie er durch natürliche Einflüſſe denken muß, doch daneben weiß 
er eine Norm, nach der er denken ſoll, und unter allen realen Vorſtellungs⸗ 
verbindungen gibt es nur einige, die wahr ſind, das heißt die anerkannt, bejaht 
werden ſollen. Windelband arbeitet dieſe Analogie ſyſtematiſch aus und redet 
von einem logiſchen Gewiſſen (das ſich für ſeine Ausſprüche verantwortlich 
fühlt und ſich der Irrtümer ſchämt), ebenſo wie von einem ſittlichen und einem 
äſthetiſchen Gewiſſen. Und wie beim Sittlichen die Norm auf einen höchſten 
Zweck als ihren Grund hinweiſt, ſo auch bei der Verſtandestätigkeit; die Norm 
der Wahrheit iſt der Zweck der Allgemeingültigkeit des Wiſſens. Jede Wiſſen⸗ 
ſchaft ſetzt Axiome voraus, die ſie als ſelbſtverſtändlich betrachtet und ohne 
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gelche fie nicht möglich iſt. Mit logiſchen Hilfsmitteln find fie nicht zu be⸗ 
geiſen; denn daß jedermann ſie anerkennt, iſt kein Wahrheitsbeweis. Ihre 
ültigkeit beruht auf einer teleologiſchen Notwendigkeit; nur als Mittel zum 
wecke der Allgemeingültigkeit können die Axiome unbedingte Geltung und 
erkennung fordern. Der Grund der Axiome iſt alſo auch ein Sollen, denn 
ſtehen und fallen mit der Tatſache, daß es Normen gibt, nach denen Wahr 
ind Falſch beurteilt, anerkannt oder verworfen werden ſoll. So zeigt ſich die 
leologie ſchließlich als die erkenntnistheoretiſche Baſis aller Wiſſenſchaft. 


1 


Die Unrichtigkeit der im letzten Teile des vorigen Abſchnitts ſkizzierten 
eologiſchen Erkenntnistheorie iſt ohne große Mühe zu durchſchauen. Irrtum 
nicht eine abnormale Vorſtellungsverbindung; fie kommt auf dieſelbe nor⸗ 
ale Weiſe zuſtande wie die Wahrheit und iſt von ihr nur graduell ver— 
eden. Wird einem Urteil eine allgemeinere Geltung zugeſchrieben, als nach 
r Erfahrung geſtattet iſt, jo wird es zum Irrtum, obgleich es zugleich inner— 
lb eines beſtimmten Umkreiſes von Erfahrungen Wahrheit fein kann. Daß 
le Säugetiere vier Füße haben, war jo lange Wahrheit, als man die Walfiſche 
icht als Säugetiere kannte; jetzt iſt es Irrtum, aber auf die auf dem Lande 
benden Säugetiere beſchränkt, iſt es noch immer wahr. Ausführlich iſt dieſes 
erhältnis von Wahr und Falſch zum Beiſpiel in Dietzgens „Weſen der 
enſchlichen Kopfarbeit“ behandelt. 

Die Teleologen geben von dieſem Verhältnis alſo eine ganz ſchiefe Vor⸗ 
lung, die ihren Grund zum Teil in dem doppelten Gebrauch von „normal“ 
wet. Wahrheit und Irrtum kommen durch die nämlichen Denkgeſetze zu- 
ide, die Geſetze des normalen Denkens, die ausdrücken, was tatſächlich iſt. 
bnormale Vorſtellungsverbindungen finden ſich nur bei verſchiedenen Formen 
s Wahnſinns. Im Sittlichen dagegen wird hier normal genannt, was nach 
ir Norm iſt, die nicht ausſpricht was iſt, ſondern was ſein ſoll. Wer gegen 
ie ſittliche Norm handelt, iſt ſich deſſen bewußt; wer irrtümlich denkt, glaubt 
ahr zu denken. Der Gegenſatz zwiſchen Sollen und Müſſen beſteht auf dem 
(ebiet des Logiſchen nicht. 

Kann man nun auch auf dieſe Weiſe leicht einſehen, daß die erkenntnis⸗ 
jeoretiiche Grundlage der neuen Wiſſenſchaftsauffaſſung nicht haltbar iſt, jo 
af doch unſere Betrachtung damit nicht enden. Denn die teleologiſche Auf- 
ſſung iſt nicht aus einer fehlerhaften Einſicht in das Weſen der Erkenntnis 
tſtanden, und ſie wird auch nicht verſchwinden, ſobald dieſer Fehlſchluß auf⸗ 
deckt iſt. Umgekehrt ſind dieſe erkenntnistheoretiſchen Anſichten ausgearbeitet 
orden, weil man das Bedürfnis fühlte, die anderswo gewachſenen Auffaſſungen 
gen Angriffe der üblichen Erkenntnistheorie ſicherzuſtellen. Es bleibt aljo 
ch die Hauptſache, nämlich dem Urſprung und der Bedeutung der teleolo⸗ 
ſchen Auffaſſung nachzuſpüren, ſpeziell ihrer praktiſchen Seite, ihrer Geſchichts⸗ 
eorie. Ihre auffallendſten Züge ſind ihr reaktionär⸗bürgerlicher Charakter 
in Er gerader Gegenſatz zu der ſozialiſtiſchen, materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
Iffaſſung. 

Die ſich urſprünglich am erſten aufdrängende Auffaſſung ſieht in den Er⸗ 
gniſſen der Geſchichte das Werk größerer Perſönlichkeiten, wodurch die 
ſeſchichte zu einem Gewirr von Zufälligkeiten wird, abhängig von den Ent⸗ 


432 


5 
ſcheidungen des freien Willens dieſer Individuen. Als das Streben nach eine 
wiſſenſchaftlichen Geſchichtslehre zuletzt in eine Theorie gemündet war, die da 
nahende Ende der bürgerlichen Welt vorherſagte, konnte ſich die Bourgeoif 
damit nicht befreunden; auch eine Klaſſe liebt es nicht, ihren Tod anfündige 
zu hören, namentlich nicht, wenn ſie das ewige Leben zu beſitzen glaubte. Abe 
was konnte ſie dieſer Prophezeiung gegenüberſtellen? 

Die Fortſchrittler entlehnten der ſozialiſtiſchen Theorie fo viel, als nat 
war, um den Schein der Wiſſenſchaftlichkeit zu wecken, und ließen als „Über 
treibung“ alles fort, was die Seelenruhe der Bourgeoiſie ſtören konnte; ſo ent 
ſtand die ſchöne Zukunftsidylle eines temperierten, gemäßigten Kapitalismus 
Für diejenigen, die an ſolchem Miſchmaſch kein Gefallen fanden — das waren 
die ehrlichſten Denker, bei welchen die bürgerliche Gedankenwelt am veinfte 
lebte, die am wenigſten von unmittelbarer Furcht vor der Arbeiterklaſſe beirrt 
dem geſellſchaftlichen Kampfe am fernſten ſtanden, in einem Worte die reaftio 
närſten —, lag es nahe, zu der urſprünglichen Auffaſſung zurückzukehren. In 
Anbetracht der Zukunft herrſcht unter der Bourgeoiſie die Anſicht vor, daf 
keiner in ihre Geheimniſſe zu dringen vermag. Nun iſt dieſes oberflächlich 
Philiſtergerede leicht durch Hinweis auf die Vorherſagungen der Naturwiſſenſchaf 
abzutun; daher führt die Furcht der Bourgeoiſie, in die Zukunft zu blicken, zu 
der Konſequenz, daß, wenn ſchon nicht für die Naturerkenntnis, jo doch für 
die Erkenntnis der Geſchichte eine ſolche Wiſſenſchaft nicht möglich ſei. Di 
Geſellſchaft ſei viel zu verwickelt, ihre verſchiedenen Wirkungen ſeien zu ver 
ſchlungen, die Mittel zur Meſſung und Unterſuchung zu beſchränkt, als daf 
man jemals hoffen könnte, den Bau des geſellſchaftlichen Körpers kennen f 
lernen. 

Das Altbürgerliche der teleologiſchen Auffaſſung zeigt ſich am deute 
in der Hervorhebung der freien, individuellen Perſönlichkeit. Das Ziel alle 
Geiſteswiſſenſchaft iſt, nach Dilthey, Einblick in die formenreiche Verſchiedenhei 
zu erhalten, in der ſich die Perſönlichkeit des Menſchen in den Jahrhunderter 
der Geſchichte entfaltet hat. Alſo nicht die Erkenntnis der Geſellſchaft iſt das 
Ziel, nicht die Erkenntnis ihrer Geſetze, ſondern die Erkenntnis der Perſönlich 
keiten in ihren vielen Geſtaltungen. Die Geſchichte iſt für ihn nicht die Ent 
wicklungsgeſchichte der Geſellſchaft, ſondern eine Schaubühne für nach⸗ und 
nebeneinander auftretende Perſonen. 

Demgegenüber jagen wir, daß die Geſchichte nicht die Geſchichte von Per⸗ 
ſonen, ſondern die der Maſſen iſt. Während bei Individuen die perſönlichen 
Eigenſchaften immer eine bedeutende Rolle ſpielen, fallen dieſe bei der Maſſe 
fort, wo die entgegengeſetzten Abweichungen einander im Durchſchnitt aufheben. 
Hier findet ſich alſo etwas Allgemeines, welches Objekt einer erklärenden Wiſſen⸗ 
ſchaft ſein kann. Hier zeigt ſich aber zugleich der Grund, warum alle Verſuche 
bürgerlicherſeits, zu einer Wiſſenſchaft der Geſellſchaft zu gelangen, dazu ver⸗ 
dammt ſind, ſcheitern zu müſſen. 

Nimmt man die Maſſe ganz im allgemeinen, das ganze Volk, ſo findet man, daß 
bei der gegenſeitigen Aufhebung entgegengeſetzter Auffaſſungen und Willen an 
ſcheinend nichts übrig bleibt als eine willenloſe, launenhafte, zügelloſe, charakter⸗ 
loſe, paſſive Maſſe, hin und her ſchwankend zwiſchen verſchiedenen Antrieben, 
zwiſchen aufbäumendem Impuls und dumpfer Gleichgültigkeit — bekanntlich 
das Bild, in dem die liberalen Schriftſteller am liebſten das Volk darſtellen. 
In der Tat muß es den bürgerlichen Forſchern ſcheinen, daß bei der unendlichen 
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j 
erſchiedenheit der Individuen Abſtraktion vom Individuum zugleich Ab⸗ 
raktion iſt von allem, was den Menſchen zu einem wollenden, lebendigen 
Zeſen macht, jo daß nur eine eigenſchaftsloſe Maſſe bleibt. Denn zwiſchen 
r kleinſten Einheit, der Einzelperſon, und dem ganz Allgemeinen, in dem 
le Unterſchiede aufgehoben ſind, der inerten Maſſe, kennen ſie kein Zwiſchen— 
iedz fie kennen nicht die Klaſſen. Demgegenüber ift es die Kraft der ſozia⸗ 
ſtiſchen Geſchichtslehre, daß ſie in die unendliche Verſchiedenheit der Perſönlich— 
iten Ordnung und Syſtem brachte durch die Verteilung der Geſellſchaft in 
laſſen. In jeder Klaſſe findet man die Individuen beiſammen, die ungefähr 
eſelben Intereſſen, denſelben Willen, dieſelben Anſichten haben, welche denen 
r anderen Klaſſen entgegengeſetzt ſind. Unterſcheidet man in den geſchicht⸗ 
chen Maſſenbewegungen die beſonderen Klaſſen, jo tritt aus dem zuvor um- 
ſitwirrbaren Nebelbild auf einmal ein überſichtlicher Kampf der Klaſſen klar 
ervor, mit ſeinen wechſelnden Momenten von Angriff, Rückzug, Verteidigung, 
eg und Niederlage. Man vergleiche nur die Darſtellungen, die Marx von 
m Revolutionen von 1848 gegeben hat, mit denen bürgerlicher Autoren. Die 
laſſe iſt das Allgemeine in der Geſellſchaft, das zugleich einen beſonderen 
nhalt behalten hat; hebt man dieſes Beſondere auf, um zu einem ſchlechthin 
lgemein⸗Menſchlichen zu gelangen, jo bleibt nichts Beſtimmtes übrig. Eine 
eſellſchaftswiſſenſchaft kann nur Inhalt haben, wenn ſie ſich mit den Klaſſen 
eſchäftigt, wo die Zufälligkeit des Einzelindividuums aufgehoben iſt und zu— 
eich das Weſentliche des Menſchen, ein beſtimmtes, von anderem verſchiedenes 
Jollen und Fühlen, in reiner, abſtrakter Geſtalt geblieben iſt.“ 

Wie aber ſind wir nun imſtande, aus den materiellen Verhältniſſen das 
iſtige Verhalten der verſchiedenen Klaſſen abzuleiten? Es iſt vollkommen 
chtig, wenn Dilthey jagt, daß wir das Denken und Wandeln anderer nur 
erſtehen, weil wir ſelbſt Menſchen ſind, die es mitfühlen. Dieſe Theſe ſteht 
doch nicht im Gegenſatz zu unſeren Anſichten; ſie iſt die ſelbſtverſtändliche 
aſis der marxiſtiſchen Erklärungen. Wenn wir aus den Produktionsverhält⸗ 
lien, alſo dem gegenſeitigen Verhältnis der Klaſſen, ihre Gedanken und Taten 
greifen, können wir das nur, weil wir uns ſelbſt in Gedanken in dieſelbe 
age verſetzen können. Einen Mangel aber kann man es nicht nennen, wenn 
13 alles nicht erwähnt wird; weiß doch jeder, daß wir in Okonomie und Ge— 
hichte über Menſchen reden. Den Teleologen wird es dagegen niemals ge- 
ngen, die Vergangenheit nur durch „die Gemeinſamkeit in allem Seelenleben“ 
1verſtehen, da ihnen die Kenntnis des veränderlichen Elementes der ſich ſtetig 
itwickelnden Produktionsweiſe abgeht. 

Dies gilt alles für die Maſſenerſcheinungen; aber es kann vorkommen, daß 
ir eine beſtimmte Perſon kennen wollen. Iſt hier vielleicht die teleologiſche 
uffaſſung der unſerigen überlegen? Nein; ſogar da, wo fie am ſtärkſten zu 
in glaubt, zeigt ſich unſere Überlegenheit. Wie die Arbeiten von Kautsky 
ber Thomas More und von Mehring über die Leſſing-Legende zeigen, 
at der hiſtoriſche Materialismus gerade bei der Behandlung von Einzel⸗ 
erſonen ſeine beſten Schlachten geſchlagen. Nur wir können den hervor⸗ 
genden hiſtoriſchen Perſönlichkeiten gerecht werden, weil wir ſie inmitten der 
geſellſchaft ihrer Zeit betrachten. Jeder Menſch lebt nur als Teil der Maſſe; 
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in ſeinem beſtimmten geſellſchaftlichen Milieu wächſt er auf, und er kann nu 
leben und ſchaffen, denken und handeln in fortwährendem Kontakt mit de 
ganzen Geſellſchaft. Iſt er ein Gelehrter, ein Denker: die Löſung der Auf 
gaben, denen ſein Genie ſich zuwendet, iſt ein Bedürfnis ſeiner Zeit; müht e 
ji) mit anderen Fragen ab, die keinen intereſſieren, jo beeinflußt er ſeine Zei 
nicht; ſein Werk bleibt verborgen, bis es vielleicht in ſpäteren Zeiten al 
Kurioſum ans Licht gezogen wird. Iſt er ein Dichter, ein Künſtler: was 
ſeinem Werke ausklingt, iſt das Geiſtesleben ſeiner Zeit, der Klaſſe, die zurzei 
die Geſellſchaft beherrſcht oder um die Herrſchaft kämpft; daß er den ver 
borgenſten Gedanken und Wünſchen, den Idealen und Hoffnungen der Ringende 
und Siegenden, der Klage der Beſiegten durch feine Stimme Ausdruck, Lebe: 
und Geſtalt verleiht, verbürgt ihm Größe und Ruhm. Iſt er ein tatkräftige 
Führer: er kann nur dorthin führen, wohin die Maſſe geführt werden wil 
und fie iſt es, die fein Genie in ihren Dienſt nimmt, um umzuſtürzen un 
emporzubauen, was die geſellſchaftliche Entwicklung gebietet; und nur ſolang 
ſeine Führer dieſen Zielen gehorchen, wird ihm gefolgt, und nur ſo lang 
dauert ſeine Macht. Wenn eine geſellſchaftliche Umwälzung ſich vorbereitet 
wenn die ſich entwickelnden Produktionskräfte mit den althergebrachten geſell 
ſchaftlichen Verhältniſſen in Widerſpruch geraten, wenn eine neue Klaſſe empor 
ſteigt, ſo formen ſich die neuen Gedanken und das Bewußtſein des neu ent 
ſtandenen Gegenſatzes zuerſt klar bei den genialſten, weit vorausſchauender 
Denkern, denen dann immer größere Scharen begeiſtert zuhören; dem ober 
flächlichen Zuſchauer kann es dann ſcheinen, als ob die neuen Anſichten allein 
feinem Geiſte entſprießen und ohne ihn nicht da ſein würden. Kommt di 
Maſſe in Bewegung, bricht eine Revolutionsperiode an, ſo werden die 
energiſchſten und tatkräftigſten Männer in die Führerſtelle gedrängt; und miede 
muß es ſcheinen, als habe ihre Energie dieſe Revolution gemacht und geleitet 
Gewiß, nur durch ihre beſondere Begabung, durch ſcharfen Verſtand, durck 
geniale Anlage, durch ſtarken Willen gelangten ſie auf die hervorragender 
Stellen; aber was ſie durch dieſe Begabung geworden find, was ſie dachten 
dichteten oder taten, das wurde von der Geſellſchaft, in der ſie lebten, beſtimmt 
Darum wird jeder Verſuch, ſie zu verſtehen, ohne tiefgehende Kenntnis der ge 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe notwendig ſcheitern. 

Der Wahn der teleologiſchen Schriftſteller, daß man die großen Männer 
ohne dieſe Kenntnis, nur aus der Gemeinſamkeit in allem Seelenleben ver 
ſtehen könne, kommt daher, daß Mitglieder derſelben Klaſſe einander bis zu 
einem ziemlich hohen Grade verſtehen, weil ihre Gedanken und Gefühle um 
wenig verſchieden ſind, und dann daher, daß die Geſchichte der Bourgeoiſie einen 
bedeutenden Teil der ganzen Geſchichte ausmacht, und daß die Mehrzahl der 
großen Denker und Dichter der bürgerlichen Kultur angehört. Dieſer Wahn 
ſtammt alſo von der bekannten Beſchränktheit der Bourgeoiſie her, die den 
Kapitalismus für ewig, die bürgerlichen Auffaſſungen für die einzig natürlichen 
hält und daher in den verſchiedenſten Perſönlichkeiten aller Zeiten nur Repräſen⸗ 
tanten ihrer eigenen Klaſſe ſieht. 

Allem, was die Vertreter der teleologiſchen Auffaſſung dem Naturalismus 
entgegenhalten, liegen große Mißverſtändniſſe der ſozialiſtiſchen Geſchichtstheorie 
zugrunde — die übrigens ſehr erklärlich ſind, da ſie den Marxismus ſelbſt 
nicht kennen und ſich nur mühſam aus ihrer oft noch unvollkommenen Kenntnis 
der Naturwiſſenſchaft ein Phantaſiebild machen müſſen, wie eine nach natur⸗ 
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ee Muſter aufgebaute Geiſteswiſſenſchaft wohl ausſehen würde. 
ds Oberflächlichſte und Sonderbarſte dieſer Mißverſtändniſſe iſt wöhl die 
inung, daß wir nur für die Verſtandestätigkeit der Menſchen⸗Intereſſe 
len und alles andere vernachläſſigen. N 

Wir ſagen: der Menſch in der Praxis, wie wir ihn vor uns ſehen, iſt 
It allein ein Verſtandesweſen, das die Welt zu begreifen ſucht, ſondern in 
Urerſter Linie ein fühlendes, wollendes, handelndes Weſen, das alles nach 
önlicher Wertſchätzung beurteilt und gut oder böſe, wahr oder falſch, ſchön 
ir häßlich findet. Darin haben die Teleologen ſicher recht; aber gibt es 
vl auf der ganzen Welt einen Menſchen, der hierin nicht mit ihnen einig 
pre? Die Frage, um die es ſich handelt, iſt nicht die, ob wir die Welt nur 
ſtandesmäßig betrachten oder als fühlende und wollende Menſchen in ihr 
ten; denn die Wirklichkeit iſt, daß wir praktiſche Menſchen find, die leben 
leben wollen und dazu auch die Wiſſenſchaft benutzen, die immer nur 
Ittel zu einem praktiſchen Zwecke iſt. Die eigentliche Frage, über die wir 
einander ſtreiten und die ſich hinter jener verbirgt, iſt: ob Gefühle, Willens: 
kerungen, Intereſſen und Taten, ob in einem Worte der praktiſche Menſch 
Igenſtand der Wiſſenſchaft ſein kann. Die Frage iſt, ob man über die Wert⸗ 
teile und die Stellungnahmen der Menſchen allgemeine Regeln aufſtellen 
1) Ordnung und Syſtem in fie bringen kann. Der bürgerlichen Wiſſenſchaft 
das nicht gelungen, und ſie verneint die Möglichkeit; der Marxismus hat 
angeblich Unmögliche geleiſtet, und das konnte ihm nur dadurch gelingen, 
zer die Menſchen nach ihrer Stellungnahme in verſchiedene Klaſſen gruppierte. 
Ir praktiſche Standpunkt, der von den Teleologen dem theoretiſchen gegen— 
Argeſtellt wird, wird von uns weder beſtritten noch verneint — er bildet das 
itſachenmaterial der Geſchichte, das wir durch unſere Wiſſenſchaft ſyſtemati— 
ven und erklären. 

Doch dies gerade wollen ſie nicht. So tief wurzelt das Gefühl des 
Joyſteriöſen in ihnen, daß der Verſuch, es als ein natürliches Phänomen zu 
zlären, für fie der Verneinung dieſes Gefühls gleichſteht. Sie leugnen, daß 
möglich iſt, ihr inneres Seelenleben allgemeingültigen Geſetzen zu unter⸗ 
arfen und ihre Willensfreiheit durch Vorherſagungen zu binden. Wenn das 
karfe Seziermeſſer einer kühl zergliedernden Analyſe an das gelegt wird, was 
heiliges Beſitztum in den Tiefen ihres Gemüts wohnt, ſo empfinden ſie 
33 als ſchmerzliche Verletzung. Allen wiſſenſchaftlichen Einwänden gegenüber 
gufen fie ſich auf das religiös⸗ſittliche Bewußtſein, das ewig Unerklärliche, 
Sheimnisvolle unſeres Lebens, das als innere Erfahrung unmittelbar feſtſteht. 
ſerin zeigt ſich, daß dieſe teleologiſche Denkweiſe eng verbunden iſt mit der 
ickkehr der Bourgeoiſie zur Religion; ihre Vertreter rühmen den hohen Wert 
Religion und weiſen darauf hin, daß dieſe ſich, allen Anfeindungen der 
Aſſenſchaft zum Trotze, immer ſiegreich behauptet hat. „Das metaphyſiſche 
Würfnis der Perſon iſt ewig“, jagt Dilthey. Indem ſie ſich jo von der 
huntnis der Außenwelt abwendet, ſich in das eigene Tief-Innerſte verſenkt 
ud im perſönlichen Erlebnis, in der inneren Erfahrung einen unfehlbaren 
fſenfeſten Stützpunkt gewinnt, zeigt ſich die teleologiſche Auffaſſung als ein 
in wiſſenſchaftliche Formen hüllender moderner Myſtizismus. Schuß folgt.) 
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ine engliſche Sozialkritik im Jahre 1805. 
Don RM. Beer. 


te industrielle Revolution und die Sozialkritik. PR 


Gleichzeitig mit dem Beginn der induftriellen Revolution um die Mitte d 
achtzehnten Jahrhunderts zeigten ſich in England die erſten Spuren d 
politiſch-radikalen und ſozialrevolutionären Bewegung. Öffentliche Verſam! 
lungen wurden einberufen, politiſche Vereine gebildet, und Petitionen an 
Krone und das Parlament wurden zahlreich unterzeichnet. England ſtand 9 
dem erſten demokratiſchen Verſuch, das Parlament durch den Druck von auß 
zu reformieren und zu beherrſchen. Die Agitation der Maſſen geriet in Fh 
(C. B. R. Kent, „The English Radicals“, S. 17). N 3 

Als die erſte ſozialrevolutionäre Kritik dieſer Periode muß Burkes „Vi! 
dication of Natural Society“ (Rechtfertigung der natürlichen Geſellſcha 
1756) betrachtet werden. Sie erſchien ſechs Jahre vor Rouſſeaus „Conte 
Social“, und während Rouſſeau für die Souveränität der Nation gegenüb 
dem Monarchen eintritt, iſt Burke bemüht, die Souveränität des arbeitend 
Volkes gegenüber den adeligen Müßiggängern zu verteidigen. Der „Contr: 
Social“ iſt politiſch revolutionär, die „Vindication“ wirtſchaftlich rev: 
lutionär. Burke hat auch den Unterſchied zwiſchen der natürlichen ur 
künſtlichen ziviliſierten Geſellſchaft ökonomiſch herausgearbeitet — e 
Unterſchied, der von den auf ihn folgenden anarchiſtiſchen Kritikern beibehalte 
wurde. Der ſpringende Punkt in Burkes Kritik iſt der folgende Satz: EN 
natürlichen Zuſtand iſt es das unabänderliche Geſetz, daß die Aneignung i 
Verhältnis zur geleiſteten Arbeit ſteht; im künſtlichen Zuſtand iſt gerade de 
Gegenteil der Fall: die am meiſten arbeiten, genießen das wenigjte.” 

Im Jahre 1775 erklärte der Buchhändler Thomas Spenee, daß al 
geſellſchaftlichen Übel dem Privateigentum an Grund und Boden geſchuld 
ſeien. Spences Schriften wurden viel geleſen; ſie beeinflußten auch Robe 
Owen; ſie führten ferner zur Gründung weitverzweigter geheimer Verbi 
dungen, die den Kommunismus lehrten und von der Regierung als ſehr g 
fährlich betrachtet wurden („Report of a Select Committee of the Lords‘ 
1817). R 

Im Jahre 1793 erſchien Godwins „Political Justice“, die auf Grund de 
Prinzips der Gerechtigkeit für vollſtändige ſoziale Gleichheit eintritt, jede R. 
gierung als ein Übel betrachtet und jede Gewalt verurteilt. . 

Eine merkwürdige Geſtalt aus jener Zeit iſt J. Thelwall, ein engliſche 
Jakobiner und Lehrer der Beredſamkeit. In ſeinen „Natural and Constiti 
tional Rights“ (Natürliche und Verfaſſungsrechte, 1795) wird zum erſtenme 
ein demokratiſches und ſoziales Programm formuliert. Das Buch iſt ein 
Verteidigungsrede gegen eine Anklage wegen Hochverrats. Die Rede wurd 
aber nicht gehalten, da er ſich vor Gericht viel kürzer hatte faſſen müſſer 
Thelwall verlangt das allgemeine Wahlrecht, damit der Arme ſich gegen de 
Reichen wehren kann. „Warum dürfen Kaufleute, Großkaufleute und Fabr 
kanten ſich vereinigen, Monopole bilden, Preiſe feſtſetzen, während Arbeite 
wie Verbrecher ins Gefängnis geworfen werden, wenn ſie ſich vereinigen, ur 
ihre eigene Arbeit zu ſchützen? Weil nur die Reichen und Machtvollen in 
Parlament vertreten find. Wenn die Reichen behaupten, daß nur Eigentum 
das Recht gibt, im Parlament vertreten zu ſein, ſo antworte ich darauf 
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entum iſt nichts als menſchliche Arbeit; das unſchätzbarſte aller Beſitz⸗ 

er iſt der Schweiß des Armen, aus dieſem Schweiß kommt alles Eigentum.“ 
u bemerken iſt hier, in der ganzen ſozialreformeriſchen Literatur jener 


3 
verſteht man unter Armen (poor) die Arbeiter, unter Reichen (rich) die 
jernehmer, Geldleiher, Kapitaliſten. „Labouring poor“, die arbeitenden 
gien, iſt ein ſtehender Ausdruck. | 
Wie der engliſche Literaturhiſtoriker Henry Morley in feiner Einleitung zu 
T. Coleridges „Table Talk“ (Tiſchgeſprächen) erzählt, wurde im Jahre 1725 


ur den en in Oxford und Cambridge eine Verbindung der All⸗ 


S 
Ten gegründet, die den Zweck verfolgte, nach Amerika auszuwandern und 
; die All⸗Gleichheit zu verwirklichen. ie bedeutendſten Mitglieder dieſer ſer 
(bindung waren die Dichter Southen und Coleridge; beide nannten ſich 


155 er“, würden aber ſpäter erzreaktionär, beſonders Coleridge, der an 
Am Philoſophie genäſcht hatte. 


Allein die eingehendſte ſoziale Kritik jener Zeit findet ſich in einem im 


re 1805 herausgegebenen Buche, „Effects of Civilisation* (Die Wir⸗ 
zen der Ziviliſation). Sein Verfaſſer iſt Charles Hall, der als Arzt in 
don und Südengland lebte und die Zuſtände unter der Arbeiterklaſſe ein⸗ 
and ſtudierte. Auch er verſteht unter „rich“ die Unternehmer, Fabri⸗ 
zen uſw., und unter „poor“ die Arbeiter, obwohl er oft die Worte „manu- 
urer“ (Fabrikant) und „workman“ gebraucht. Seine Schreibweiſe iſt ſehr 
„ ſeine Beweisführung logiſch und geſchloſſen. Seine Grundgedanken, die 
lmöglichſt mit ſeinen eigenen Worten angebe, laſſen ſich wie folgt wiedergeben. 


Die Klaffenteilung der Geſellſchaft. 


Die Einwohner eines ziviliſierten, das heißt auf Privateigentum, Handel 
JInduſtrie beruhenden Staates können zwar in verſchiedene Stände ein⸗ 
eilt werden, aber wenn man die Bedingungen ins Auge faßt, unter denen 
kleben, jo genügt es, fie in zwei Klaſſen einzuteilen: in Reiche und Arme. 
ich ſind diejenigen, die die Dinge beſitzen, durch welche fie die Arbeit der 
inen beherrſchen. Reichtum iſt Macht. Und dieſe Macht der Reichen tft 
hiſo groß und wirkungsvoll wie die des abſoluteſten Monarchen. Wahr: 
linlich iſt die Macht des Reichtums noch wirkungsvoller, denn es iſt zweifel— 
0, ob es je eine Macht gegeben, die die Armen ſo beherrſchen konnte, wie 
Macht des Reichtums dies tut. Um imſtande zu fein, eine jo große An⸗ 
al von Menſchen zu Grubenarbeiten und zu anderen, noch ſchmutzigeren 
lebensgefährlicheren Beſchäftigungen zu verurteilen, wie die Reichen dies 
„dazu gehört ſchon etwas mehr als königliche Gewalt. Die Strafen, die 
Jannen austeilen, fallen nur auf diejenigen ihrer Untertanen, die ihnen nahe 
, aber die Macht des Reichtums durchdringt das ganze Land und unters 
ft jeden Armen unter ihre Herrſchaft. Auf dieſe Weiſe zwingt der Fabrikant 
e Arbeiter, für ihn zu ſchaffen und ihm den Löwenanteil zu geben von dem, 
3 er erzeugt. Von irgendeinem freien Vertrag kann da gar keine Rede ſein. 
> it abſoluter Zwang von feiten der Unternehmer und abjolute Notwendig: 
e von ſeiten der Arbeiter, dieſe Bedingungen anzunehmen (S. 1-58). 


ö Zunahme des keichtums und wachſen der Armut. 
Es it eine unleugbare Tatſache, daß es die Natur des Reichtums iſt, ſich 
nden Händen feines Beſitzers ſtark zu vermehren. Man muß nur die Zu⸗ 
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ſtände beobachten, in denen die Reichen vor fünfzig Jahren gelebt haben w 
wie ſie jetzt leben, um die Wahrheit dieſer Tatſache einzuſehen. Aber der 2 
nahme des Reichtums entſpricht eine Zunahme der Armut unter dem arb 
tenden Volke, denn je größer der Reichtum, deſto wirkungsvoller ſeine Mag 
ſich das Produkt der Arbeit anzueignen. Die Zunahme des Reichtums n. 
der Macht des einen iſt die Urſache der Zunahme der Armut und der Dep: 
dation des anderen. Dies geſchieht nicht nur direkt, indem die Macht d 
einen größer wird gegenüber der wachſenden Schwäche des anderen, ſonde 
noch dadurch, daß die Zahl der Armen wächſt, indem es dem wachſend 
Reichtum des einen möglich wird, den minder Reichen auf die Stufe der arb 
tenden Armen herabzudrücken. Die Zahl der Reichen nimmt ab, die der Arm 
nimmt zu und gleichzeitig auch ihre Degradation (S. 7781). Nun jagt ma 
die Reichen ſeien den Armen ebenſo nützlich, wie die Armen den Reichen. At 
dieſe Behauptung iſt unhaltbar. Der arme Mann erzeugt durch feiner Han 
Arbeit faſt alles, was der Reiche verzehrt. Was aber erzeugt der Reich 
Nichts. Aber, ſagt man, er gibt den Armen Geld. Allein auch das Geld 
das Erzeugnis des Armen, der das Gold und Silber zutage fördert, und ſei 
Hand hat auch alle Dinge geſchaffen, die mit Gold und Silber gekauft werd 
(S. 81-85). 


Der unverſöhnliche Klaffengegenfab. 


Wir haben geſehen, daß in den zivilifierten Staaten faſt die ganze Gem: 
in den Händen der Reichen liegt. Sie find die Geſetzgeber, die Regiern 
und die Richter. In einer Republik liegt dieſe Tatſache klar zutage; in ein 
Monarchie iſt fie ein wenig verſchleiert, aber der Monarch regiert nur, w 
die Reichen ſeine Macht ſtützen. Die Arbeiter ſind von jeder Macht au 
geſchloſſen, und auch wenn ein Armer zuweilen eine Stimme hat, ſo geſchie 
es faſt immer, daß er durch irgendwelchen Einfluß ſeine Stimme dem Reich 
gibt. Daraus könnte man vielleicht geneigt fein zu ſchließen, daß dies ı 
deshalb geſchieht, weil die Intereſſen der Reichen und Armen übereinſtimmte 
und daß, indem die Reichen ihre eigenen Intereſſen wahrnehmen, ſie glei 
zeitig die Intereſſen der Armen förderten. Allein ich fürchte, daß dies e 
Trugſchluß iſt. Es iſt jedermann klar, daß die Intereſſen der Verkäufer m 
Käufer immer und überall entgegengeſetzt ſind. Es iſt das Intereſſe d 
Käufers, jo wenig als möglich für eine Ware zu zahlen; ebenſo iſt es 
Intereſſe des Verkäufers, ſo viel als möglich für eine Ware zu erhalte 
Jeder Reiche muß als ein Käufer von Arbeit betrachtet werden, und jed 
Arme als ein Verkäufer der Arbeit. Es iſt im Intereſſe des Reichen, ſo vi 
Arbeit als nur möglich aus dem Armen herauszukriegen; ebenſo iſt es i 
Intereſſe des Armen, von ſeinem Arbeitsprodukt ſo wenig als möglich abz 
geben. Je weniger der Arbeiter von dem Arbeitsprodukt erhält, deſto me 
fällt davon dem Unternehmer zu. Der Gegenſatz iſt unverſöhnlich. Die Inte 
eſſen des Unternehmers und des Arbeiters ſtehen, gleich den algebraiſchen Au 
drücken: plus und minus, in direktem Gegenſatz zueinander und vernichten fi 
gegenſeitig (S. 54). Dieſer Intereſſengegenſatz, jagt man, wird aufgehob: 
durch die Konkurrenz unter den Unternehmern ſelbſt. Aber wir werden jpat 
ſehen, daß dies nicht zutrifft; wir werden zahlenmäßig zeigen, wie wenig d 
Arbeiter von ihrem Produkt erhalten. Vorläufig bleiben wir bei dem Geſagte 
daß die Unternehmer ſich bemühen, den Teil des Arbeitsproduktes, den d 
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beiter erhält, ſo niedrig als möglich zu halten. Der Arbeiter will dieſen 
gil erhöhen, aber da er machtlos iſt, hat ſein Beſtreben wenig Erfolg. Man 
ard wohl bemerkt haben, daß die Reichtumserzeuger gewöhnlich eine Nieder— 
he erleiden, jobald fie den Kampf gegen die Unternehmer aufnehmen. 
(reiten jie, jo dauert's nicht lange, bis ſie, durch Hunger getrieben, ſich den 
dingungen der Unternehmer unterwerfen. Oft werden fie durch das Ein- 
reiten des Militärs zur Unterwerfung gezwungen. Denn die Unternehmer 
itzen den Reichtum und deshalb alle Gewalt, und ſie benutzen fie mit allen 
ien zu Gebote ſtehenden Mitteln, während die Armen widerſtandslos und 
ich mutlos ſind, da fie das Elend zu Sklaven degradiert hat. Denn ebenſo 
ve zwiſchen den Intereſſen des Unternehmers und Arbeiters keine Harmonie 
ſtehen kann, jo auch zwiſchen Privateigentum und Freiheit (S. 50, 90). 

| Der Anteil des Arbeiters am Produkt. 

England hat jetzt eine Bevölkerung von ungefähr 10 Millionen. Davon 
d etwa acht Zehntel Arbeiter. Angenommen, daß fünf Köpfe auf je eine 
milie kommen, jo beläuft ſich die Zahl der Arbeiterfamilien auf 1600000. 
s Jahreseinkommen eines Arbeiters iſt 25 Pfund Sterling. 1600000 mit 
multipliziert ergibt 40000000. Das heißt: die Arbeiter Englands haben 
e Geſamteinkommen von 40 Millionen Pfund Sterling jährlich. 

Wie viel Werte produzieren ſie jährlich? Nach Adam Smith und anderen 
zrſchern belief ſich die Bodenrente vor zwanzig Jahren auf 20 Millionen 
Iumd Sterling. Wir dürfen annehmen, daß ſie jetzt um ein Drittel mehr 
ragt, alſo 30 Millionen. Dieſelben Forſcher ſind der Anſicht, daß die 
Inte nicht mehr als ein Drittel des Wertes der Bodenprodukte darſtellt. 
geſe belaufen ſich jetzt demgemäß auf 90 Millionen. In ſeiner unlängſt er⸗ 
ſienenen Abhandlung über die Einkommenſteuer gibt Dr. Gray dieſen Wert 
7 112 Millionen an. Dies iſt alſo der Betrag des Wertes dieſer Produkte, 
die Armen im Ackerbau erzeugen. 

Wie Mr. Pitt im vorigen Jahre (1803) erklärte, beläuft ſich die Ausfuhr 
de Fabrikwaren auf ungefähr 50 Millionen jährlich. 

Die meiſten Forſcher nehmen an, daß die heimiſche Konſumtion den 
deifachen Wert der Ausfuhr beträgt, alſo 150 Millionen. Die engliſchen 
beiter erzeugen demnach einen jährlichen Warenwert von 312 Millionen, 
Halten aber nur AO Millionen oder ein Achtel ihres Produktes. Acht Zehntel 
de Bevölkerung erhalten ein Achtel des Produktes, das heißt der Arme arbeitet 
eien Tag für ſich und ſieben für den Unternehmer. 

Di „Sic vos non vobis mellificatis, apes, 

| Sic vos non vobis aratra, boves.“ “ 


4 
| Die Schlüſſe, die ich hier ziehe, jagt der Verfaſſer, beruhen auf Angaben, 
L nicht beſtritten werden können, da fie von Leuten geliefert wurden, die keine 
Mung hatten, daß aus ihnen derartige Schlüſſe gezogen werden könnten; ja, 
würden es bedauerlich finden, wenn ſie wüßten, daß ſie auf dieſe Weiſe 
lautzt würden. Ebenſo find es Leute, die jede Befähigung und jede Gelegen⸗ 
ht haben, ſolche Ziffern feſtzuſtellen. 


1 „Nicht für euch ſammelt ihr Bienen den Honig, 
Nicht für euch zieht ihr Ochſen den Pflug.“ 
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Halls Grundgedanken laſſen ſich demnach dahin zuſammenfaſſen: Die Arbei 
iſt die Quelle aller Werte, aber es iſt der Reiche, der ſich ihrer bemächtigt, d 
er die Inſtrumente beſitzt, die zur Herſtellung der Exiſtenzmittel nötig fint 
Der daraus entſpringende Klaſſengegenſatz iſt unverſöhnlich. Die Reiche 
werden reicher, die Armer ärmer; die Zahl der Reichen nimmt ab, die de 
Armen nimmt zu; mit dem Wachſen der Macht der Reichen wächſt das Elen 
und die Degradation der Armen. 2 

Wie das im einzelnen geſchieht, darüber ſagt Hall ſehr wenig. Er mein 
„der ſehr komplizierte Zuſtand der Ziviliſation, der durch das Dazwiſchentrete 
des Geldes und durch die große Arbeitsteilung in den Fabriken veranlaß 
wird“, mache es nicht leicht, die geſchilderte Sachlage genau zu zerlegen un 
aufzuklären. Unbeſtreitbar und allen ſichtbar ſei aber die Tatſache, daß de 
Arbeiter ſehr wenig von der Frucht ſeiner Arbeit erhält. Es ſei indes höch 
merkwürdig, daß die Wahrheiten, die er in feinem Buche beſchreibt, jo weni 
bekannt ſeien. Dies könne nur dadurch erklärt werden, „daß die Leute, di 
dieſe Wahrheiten entdecken, kein Intereſſe haben, ſie auszuarbeiten. Und e 
geſchieht gewöhnlich, daß Entdeckungen, die unſerem Intereſſe entgegengeſetz 
ſind, nicht weiter verfolgt oder ganz unterdrückt werden. Die Leute tun die 
unwillkürlich und unbewußt; ſie kommen gar nicht dazu, eine derartige Hand 
lungsweiſe als unanſtändig und unehrlich zu betrachten. So wie das Intereſf 
uns für Dinge heimlich einnimmt, die uns förderlich ſind, ebenſo lenkt e 
unſere Aufmerkſamkeit weg von Dingen, die uns entgegengeſetzt ſind“ (S. 183 
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Wie kann dieſer Ungerechtigkeit abgeholfen werden? 
Hall ſchlägt folgende Reformen vor: Beſeitigung der Primogenitur; ſcharf 
Beſteuerung der Luxusfabrikate; Verſtaatlichung des Grund und Bodens un 
deſſen Aufteilung unter den Familien je nach ihrer Kinderzahl, und da di 
Größe der Familien variiert, ſo iſt von Zeit zu Zeit eine Neuaufteilung de 

Grund und Bodens vorzunehmen. 
Die Nachfolger Halls haben bis auf Marx nichts Weſentliches zu ſeine 
Kritik hinzugefügt. Die Probleme, die Hall ſtellte: den komplizierten Mechanis 
mus der Ausbeutung aufzuklären, die Wirkung des Dazwiſchentretens de 
Geldes und des ganzen Regimes der Fabrikarbeit zu beleuchten, wurde vo 
keinem Utopiſten in Angriff genommen. Von Kriſen wußte Hall noch nicht' 
da zu ſeiner Zeit Konſumtion und Produktion noch Hand in Hand gingen. 
Das Weſen ſeiner Reformvorſchläge kann uns nicht überraſchen, da da 
ſoziale Problem ſich bis auf Marx ſo ſtellte: Finde eine Geſellſchaftsform, di 
der menſchlichen Natur und der Gerechtigkeit entſprechen würde. Erſt Mar 
hat das Problem umgedreht und erweitert und fo formuliert: Finde die Ut 
ſachen, die zur jetzigen Geſellſchaftsform geführt haben, und unterſuche, ob nich 
neue Urſachen wirkſam find, die zu einer Umwandlung der Geſellſchaft führe 


* 


X Über Halls Leben finden ſich nur wenige Daten. Er wurde um das Jah 
| 1745 geboren und ſtarb um das Jahr 1825. Er ſtudierte Medizin in Ent 
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d und, wie es ſehr wahrſcheinlich iſt, auch in Leyden. Die erſte Ausgabe 
zeshier beſprochenen Buches war nur in engen Kreiſen bekannt. Erſt die 
lite Ausgabe, die im Jahre 1849 erſchien, erregte die Aufmerkſamkeit des 
blkums. Er wird nur von einem ſeiner Zeitgenoſſen erwähnt. Der Oweniſt 
Y ſozialreformeriſche Schriftſteller John Morgan Minter veröffentlichte im 
hre 1834 ein zweibändiges Werk: „Hampden in the 19. century“ (oder Ge⸗ 
iche über die Irrtümer und Reform der Geſellſchaft), worin er erzählt: 
Hall ſein Buch veröffentlichte, befand er ſich in Armut, da er kurz zuvor 
im Zivilprozeß verloren hatte, der ſein Vermögen verſchlang. Seine Freunde 
ten für ihn alle Schulden bezahlen, aber Hall lehnte jeden Beiſtand ab, 
ler überzeugt war, er jet zu Unrecht verurteilt worden. Er ging ſodann ins 
zuldengefängnis, wo er ſeinen Lebensabend zubrachte: er ſtarb im Gefängnis. 
Inter beſuchte ihn zuweilen und fand ſeine Geſpräche ungemein anziehend. 
Su beherrſchte nicht nur die klaſſiſchen Sprachen, ſondern ſtudierte auch eifrig 
ſurwiſſenſchaften. 
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Als im Vorjahr das Stillegen zahlreicher Zechen im Ruhrrevier die all⸗ 
leine Aufmerkſamkeit erregte, mußte das Intereſſe naturgemäß vornehmlich 
Tauſenden Bergarbeitern gelten, die durch dieſen Vorgang betroffen wurden. 
ge die Sache vom Standpunkt der Geſellſchaft, vornehmlich dem der kohlen⸗ 
iſumierenden Maſſen der Bevölkerung, zu betrachten ſei, daran wurde erſt 
nzweiter Linie gedacht, und nicht mit gebührender Gründlichkeit. Der haupt: 
clichſte Zweck dieſer Zeilen iſt es deshalb, zu zeigen, was das Zechenlegen 
die Geſellſchaft bedeutet, einmal in Zeiten freier Konkurrenz der Gruben⸗ 
Ber, das andere Mal in Kartellzeiten. Die Grubenbeſitzer erhalten in beiden 
en Kapitalprofit und Renten als Eigentümer des Erdinhaltes, aber die 
ige haben ſich unter der Syndikatswirtſchaft gewandelt und mit ihnen die 
Heutung des Zechenlegens. 

Um gleich zur Sache zu kommen: In freier Konkurrenz — dieſe wollen 
0 zunächſt betrachten — wird der Preis der Kohle beſtimmt durch die Pro⸗ 
itionskoften in den ungünſtigſten Gruben, deren Betrieb eben noch gejell- 
erftlich notwendig iſt, um die Nachfrage zu decken. Die Differenz zwiſchen 
den Produktionskoſten und jenen günftigerer Gruben iſt Bergwerksdifferential⸗ 
te und wird von den glücklichen Beſitzern dieſer Gruben eingeſteckt. Daraus 
ot, daß die Geſellſchaft an zwei Dingen Intereſſe hat: erſtens, daß immer 
zuſtigere Gruben die Rolle derjenigen einnehmen, deren Produktionskoſten 
giabeſtünmend ſind, daß alſo der Kohlenpreis fällt; zweitens, daß bei gegebenem 
Hlenpreis die Produktionskoſtendifferenz zwiſchen den günſtigſten und un⸗ 
zuſtigſten, aber notwendigen Gruben möglichſt klein ſei, denn dann iſt die 
Raten m aſſe, welche die Bergwerksbeſitzer aus der Geſellſchaft ziehen, möglichſt 
gäng. Betrage zum Beiſpiel der Kohlenpreis 10 Mark, ſo iſt zu wünſchen, 
du möglichſt wenig Kohle mit Produktionskoſten von 5 Mark gefördert werde, 
den die konſumierende Bevölkerung muß alle Kohle mit 10 Mark bezahlen, 
ing auch ein noch fo großer Teil davon dem Kapital nur 5 Mark gekoſtet 
ve. Die Exiſtenz und die Ausnutzung der günſtigen Gruben wird den 
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Konſumenten gar nicht bemerkbar, die Bevölkerung wird um die günſtige 
Eigenſchaften der unerſetzbaren Flöze und Gruben beraubt. Dieſer Raub 
um fo größer, je größer die geſamte Differenz der Produktionskoſten. Ei 
kapitaliſtiſche Bewirtſchaftung des Bergbaus mit großen Differenzen dieſer A 
gleichzeitigem Betrieb von ſehr günſtigen und ſehr ungünſtigen Bergwerke 
bedeutet alſo in dieſem Sinne Raubwirtſchaft. 

Geht die Entwicklung dahin, daß neue, billig produzierende Bergwerke ei 
gerichtet werden, ſo iſt ſie nicht immer im Intereſſe der Konſumenten. Di 
iſt nur dann der Fall, wenn die teuerſt produzierenden Bergwerke dadurch ih 
preisbeſtimmende Funktion verlieren. Liegt die Sache aber jo, daß mit d 
Ausdehnung der Geſamtproduktion infolge der Inbetriebſetzung der neu 
Grubenanlage gleichzeitig in demſelben Maße der Konſum wächſt, ſo daß d 
ungünftigen Gruben nach wie vor notwendig bleiben, dann bedeutet die Grüß 
dung der billig produzierenden Grube nur eine Vergrößerung der an die Ber 
werksbeſitzer zu zahlenden Rentenſumme. Dies nur nebenbei. Sicher iſt abe 
daß die Ausſchaltung ungünſtiger Gruben aus der Preisbeſtimmung der Kohl: 
einen Vorteil für die Konſumenten darſtellt, ſowohl in Sachen Kohlenpreis a 
in Sachen Rentenſumme. 

Im Ruhrrevier liegen nun die Dinge folgendermaßen. Der heutige Stan 
der Bergbautechnik geſtattet es, die im nördlichen Teile des Reviers vo 
kommenden mächtigeren Flöze mit geringeren Produktionskoſten zu erſchließ; 
und abzubauen, als die ſchwächeren im ſüdlichen Teile, obwohl das Kohle 
gebirge im Norden in größerer Teufe ſich vorfindet. Die Leiſtungsfähigk. 
der nördlichen Gruben iſt heute bereits jo groß, daß die ſüdlichen zum T 
ökonomiſch nicht mehr notwendig, ihre hohen Produktionskoſten nicht me 
preisbeſtimmend ſind. Dies alles natürlich unter der getroffenen Vorau 
ſetzung, daß freie Konkurrenz herrſcht; dann würde ein Teil der Zechen berei 
mit Verluſt arbeiten, ein anderer Teil mit der fortſchreitenden Erſchließm 
des Nordens demſelben Ziele entgegeneilen. Nur die Hoffnung auf ein A 
ſchwellen des Kohlenkonſums, derart, daß dann dennoch wieder die u 
günſtigen Zechen preisbeſtimmend werden und wieder Profit liefern, kann unt 
dieſen Umſtänden die Bergwerksbeſitzer zur Fortführung des Betriebs veranlaſſe 

Die Entwicklung liegt demnach in dem dargelegten Intereſſe der Konf 
menten. Aber ſind die Intereſſen der Konſumenten bereits erſchöpfend k 
handelt? Keineswegs. Es iſt ein bekanntes Argument gegen das Zechenlege 
daß dadurch die Schächte verfallen, die Qualität der Kohlen ſich verſchlechte 
und daß dann, wenn die günſtigeren Flöze erſchöpft find, weit mehr Arb 
notwendig ſein wird, um die jetzt vernachläſſigten Flöze auszubeuten. 2 
Aufrechterhaltung des Betriebs der ungünſtigſten Schächte liegt alſo, ſo ſa 
man, im Intereſſe der Nation, das iſt der Konſumenten. Wenn die u 
günſtigen Zechen wieder geſellſchaftlich notwendig werden, ſo wird der Kohle 
preis höher ſein als bei gegenwärtigem Abbau derſelben Flöze, desgleich 
— auf dem Boden der vorhin geübten Auffaſſung — die Rentenſumme. 2 
dem ſo beſchleunigten Tempo der Erſchließung der günſtigen Flöze ſinken zw 
die Kohlenpreiſe und verlieren die ungünſtigen Gruben ihre preisbeſtimmen 
Funktion, ſpäter aber werden die Preiſe um mehr ſteigen, als ſie jetzt falle 
Die Konſumenten müſſen, wenn man beide Zeiträume zuſammenfaßt, me 
bezahlen, denn die Geſellſchaft wirtſchaftet irrationell mit den Naturſchätze 
Alſo Raubwirtſchaft der Grubenbeſitzer und deshalb Raubbau. 
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Dieſe Argumentation iſt löcherig. Was darin nicht berückſichtigt iſt, ift der 
gitpunkt, an welchem die verfallenden Gruben wieder gebraucht werden. 
Ellte es ſich herausſtellen, daß die verfallenden Zechen erſt nach Generationen 
der in die Reihe der notwendigen einrücken, dann kann man nicht von 
Jubbau ſprechen. Denn in einem ſolchen Zeitraum wird infolge techniſcher 
getſchritte die Produktivkraft der Bergwerksarbeit dermaßen zugenommen 
hen, daß die Schädigung durch das Stillegen, das Plus an Arbeit, auf⸗ 
googen ſein wird. Die Rückſicht auf ſpätere Generationen, die noch dazu 
ge vergeſellſchaftlichte Produktion haben und überhaupt keine Bergwerksrente 
hahlen werden, brauchte uns nicht zu hindern, uns heute der niedrigen Kohlen⸗ 
giſe und niedrigen Bergwerksrenten ruhig zu freuen. 

Wie es mit dieſem entſcheidenden Moment im Ruhrrevier beſtellt ift, dar: 
er ſcheinen einigermaßen verläßliche Schätzungen nicht gemacht zu fein. Die 
on preußiſchen Handelsminiſterium in Sachen Zechenlegen ausgearbeitete 
Inkſchrift bemerkt: „Bei höheren Kohlenpreiſen, als fie jetzt beſtehen, kann 
r, wenn auch vielleicht erſt nach vielen Jahrzehnten, wenigſtens ein 
Al der eingeſtellten Ruhrtalzechen, wenn fie mit Nachbargruben zu größeren 
ürgwerken vereinigt und mit neuzeitlichen Anlagen ausgerüſtet werden, wieder 
„ Ausſicht auf Gewinn in Betrieb genommen werden.“ Dem bergmänniſchen 
en erſcheint dieſer Zeitraum nicht unwahrſcheinlich. Wird doch die Lebens⸗ 
ier des Reviers ausſchließlich der abnormen Teufen auf fünfhundert Jahre 


gchätzt! 
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Wie weit gilt das bisher Entwickelte im Machtbereich des Syndikats? Dieſe 
gage iſt bald beantwortet. Selbſtverſtändlich iſt, daß im Augenblick des 
ArfallS des Syndikats das für den Zuſtand freier Konkurrenz Dargeſtellte in 
ſcheinung tritt, und deshalb iſt es wichtig. Ich kann daher nicht begreifen, 
shalb Cunow! zwar einen wirtſchaftlichen oder techniſchen Fortſchritt in 
Konzentration der kartellierten Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie anerkennt, nicht 
ur in der Konzentration des Bergbaus. Es iſt auch unrichtig, wenn Cunow 
t, die überweiſung des Förderquantums der ſtillgelegten Zechen auf günſtigere 
Dmindere deren Förderungskoſten nicht (S. 273), da doch das verbrauchte 
1 Kapital, die Koſten der Werksleitung uſw. auf ein größeres Förderquantum 
verteilen. Beſonders bedenklich iſt es aber, wenn Cunow die Verzinſung 
zum Ankauf der ſtillgelegten Zechen notwendigen Kapitals zu den Pro⸗ 
hktionskoſten rechnet und derart zu dem Reſultat kommt, „daß ſich durch 
Erwerbung von ‚Eiberg‘ künftig für die Gewerkſchaft „Ewald“ die Koſten 
er Tonne Kohlen, die in ihren Gruben gefördert wird, um etwa 40 Pfennig 
höhen“ (S. 274). 

Doch gehen wir zu der Rententheorie der Syndikatswirtſchaft. 

Nicht mehr beſtimmen die Produktionskoſten des ungünſtigſten, aber not⸗ 
undigen Bergwerkes den Kohlenpreis, ſondern ein Monopolpreis iſt ſtipuliert, 
0: jeine Grenze findet in der Möglichkeit ausländiſcher Konkurrenz im Abſatz⸗ 
Piet der Ruhrkohlen, der eventuell beeinflußt iſt durch die Erwägung, daß 
gviſſe Preisübertreibungen eine ſolche Minderung des Verbrauchs zur Wir⸗ 
lug haben, daß der Geſamtprofit der großen Gruben leidet. Vielleicht wird 
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der Kohlenpreis auch deshalb nicht über eine gewiſſe Höhe hinausgetriebe 
damit die ungünſtigſten Gruben auch wirklich nicht Profit liefern und ſo en 
ſprechend dem neuen Syndikatsvertrag den großen günſtigen Gruben billig 
in die Hände fallen. Das nennt man dann „maßvolle Preispolitik“. 5 
Da die Produktionskoſten des ungünſtigſten, aber notwendigen Bergwerk 
nicht mehr den Kohlenpreis beſtimmen, iſt es für die Konſumenten oh 
Belang, ob die ungünſtigſten Bergwerke ausgeſchaltet werden, indem günſtige 
ſich auftun. Eine Funktion, die man nicht hat, kann man nicht verlieren. De 
Minus an Produktionskoſten verwandelt ſich in ein Plus an Rente, die je 
Monopol⸗-, nicht reine Bergwerksrente iſt. Ja, es iſt nicht einmal ausgeſchloſſe 
daß der Kohlenpreis und die Rente infolge der Ausſchaltung der ungünftig 
Gruben nicht nur nicht ſinken, ſondern ſogar ſteigen. Sobald der Ruhrkohle 
bergbau und das Syndikat nur mehr aus einer geringen Zahl von billig prod 
zierenden Rieſengeſellſchaften beſteht, fällt ein preisretardierendes Mome 
hinweg; man hat keine kleinen, ungünſtigen Zechen mehr, die man mit de 
relativ niedrigen Preiſe totzuquetſchen hat. Das Zechenlegen kann hier für d 
Konſumenten äußerſt nachteilig fein. Die günſtigſten Gruben werden ausgennt 
die Kohlen aber zu Preiſen verkauft, als ſtammten ſie aus ungünſtigen. 
Wenn der Syndikatskohlenpreis völlig unabhängig von den Produktion 
koſten iſt, nicht ſinkt, wenn dieſe ſinken, dann verlangt das Konſumenteninteref 
nach möglichſt hohen Produktionskoſten, nach dem Abbau möglichſt ungünſtig 
Flöze. Deren Ausſchaltung durch die Inangriffnahme günſtiger Flöze erſchei 
ihm mit Recht als Raub infolge zuſchüſſiger Monopolrente, die in Rieſe 
gewinnen der Zechengeſellſchaften ſich ausdrückt. Solange das Syndikat b 
ſteht, hat die Geſamtheit nichts von der Ermäßigung der Produktionskoſte 
Die Bevölkerung der ſtillgelegten Reviere hingegen wird durch das Zechenlege 
ebenſo ſchwer betroffen, als im vorhin erörterten Falle freier Konkurrenz. 


* * 
* 


Wir wollen nun das Verhältnis der Geſellſchaft zur Bevölkerung d 
Ruhrreviers betrachten, zunächſt unter der Vorausſetzung freier Konkurrenz i 
Bergbau. e 
Die Interpellation der Reichstagsfraktion über das Zechenlegen richtete e 
den Reichskanzler die Frage, welche Maßnahmen er gegen die dadurch hervo 
gerufene Arbeitsloſigkeit und die Exiſtenzvernichtung von Bauern, Handwerken 
und Geſchäftsleuten im Ruhrrevier zu ergreifen gedenke. Die Regierung t 
natürlich nichts. Daß ſie aber nach unſerer Meinung zu handeln hätte, de 
geht auf Motive zurück, welche die Regierung in einem anderen Falle mel 
als zu würdigen weiß, im Falle der Landwirtſchaft. Die Lage des deutlich: 
Getreidebaus und des Kohlenbergbaus im ſüdlichen Ruhrrevier weiſt vi 
Gemeinſames auf, worauf auch Graf Kanitz in der Reichstagsdebatte, alle 
dings in verdrehter Form, aufmerkſam machte. i 

Wir verlangen für die deutſchen Arbeiter den Weltmarktspreis des Bro 
getreides. Wir wiſſen aber auch, daß aus mehrfachen Gründen der Maſſe di 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung eine Entſchädigung geboten, daß ihre Exiſte 
geſtützt werden muß, wenn dieſe infolge der Konkurrenz billiger produzierende 
Länder gefährdet iſt. Hier greift die Regierung ein durch die Getreidezöll 
Wir aber wollen dieſe Kopfſteuer zugunſten der Landwirtſchaft um 
weniger, als ſie nur zum Teil und nicht auf die Dauer der Maſſe der lan! 
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tichaftlichen Bevölkerung zugute kommt, ſondern den großen Grundrenten— 
eignern. Die Kopfſteuer dient zur Erhöhung der Grundrente. Dagegen 
uben wir, die Sozialdemokratie wäre mit Kautsky bereit, dieſelbe, aber durch 
ie progreſſive Einkommenſteuer aufgebrachte Summe alljährlich der landwirt⸗ 
aftlichen Bevölkerung hinzugeben, jedoch in einer ſolchen Form, daß tatſächlich 
Bevölkerung den Nutzen davon hat für Schulen, Kommunikationen uſw. 
Ganz ähnlich liegt die Sache der ſüdlichen Ruhrkohlenzechen. So wie das 
äkalſte, aber beſte Mittel, um der landwirtſchaftlichen Bevölkerung zu helfen, 
Verſtaatlichung wäre, die beſte Form, die Zuſchußſumme an die richtige 
ele zu bringen, jo auch bei den unrentablen Ruhrkohlenzechen. Würden dieſe, 
er der Herrſchaft freier Konkurrenz im Bergbau, alſo Fehlen des Syndikats, 
n Staate erworben, in Betrieb gehalten, die Kohle aber zu dem Preiſe 
kauft, der den geringeren Produktionskoſten der günſtigeren Gruben ent- 
85 — wie ja nicht anders möglich —, dann hätte die Bevölkerung billige 
hle, würde aus Steuergeldern den bisherigen Bergwerksbeſitzern eine Rente 
len, dabei aber doch die gefährdete Exiſtenz der Bevölkerung des Ruhrtals 
ten. Aber auch ohne Verſtaatlichung ließe ſich analog dem Kautskyſchen 
rſchlag für die Landwirtſchaft eine Vorgangsweiſe zugunſten der Gegenden 
den, in welchen das Privatkapital jetzt Zechen ſtillegt. Etwa durch 
Ibventionierung der betroffenen Gemeinden, Bau von Kleinbahnen und 
gleichen. Der primitive und wirtſchaftlich reaktionäre Mechanismus der 
hutzzollpolitik iſt hier nicht anwendbar. Das analoge reaktionäre Mittel 
ſatlicher Politik, das ebenſo im Sinne einer Belaſtung der Konſumenten durch 
he Preiſe und im Sinne einer Erhaltung und Erhöhung der Renten wirken 
rde — hier der Bergwerks⸗, dort der Grundrente —, wäre ein Verbot der 
neren Abteufung günſtigerer Schächte, eine künſtliche Aufrechterhaltung der 
Intabilität ungünſtiger Gruben. Dann würde die Bevölkerung zugunſten des 
hlenbergbaus ebenſo mit einer Kopfſteuer belaſtet ſein wie zugunſten der 
ndwirtſchaft — beides gleich verwerflich. 

Auch in Zeiten der Syndikatswirtſchaft kann der Staat der not⸗ 
benden Bevölkerung zu Hilfe kommen, und zwar ganz in derſelben Weiſe 
weder durch Verſtaatlichung oder durch Subventionierung uſw. Die Sache 
gt aber jetzt ganz anders. Heute ſchon, nachdem die Bergwerksunter⸗ 
mungen durch viele Jahre Syndikatswirtſchaft nicht normale Bergwerks⸗ 
ten, ſondern höhere Monopolsrenten erzielen, müßte der Staat die 
lonopolsrente kapitaliſieren, um in den Beſitz von Bergwerken zu 
gangen. Die Aktionäre der „Hibernia“ zum Beiſpiel würden die Monopols⸗ 
te auch weiter beziehen, wenn fie das Angebot der Regierung annähmen; 
je Rente ſteckte in den preußiſchen Konſols, welche ſie für ihre Aktien er⸗ 
ten würden. Der Unterſchied gegenüber der jetzigen Form des Renten⸗ 
1 beſtünde nur darin, daß die Rente nicht mehr auf dem Wege einer 
ſpfſteuer durch den Kohlenpreis, ſondern aus Steuergeldern den Aktionären, 
nun wirkliche „Rentiers“ find, dargebracht würde. Im Jahrzehnt 1880 
1889 betrug die Durchſchnittsdividende der „Hibernia“ nur zirka 6 Prozent, 
erſten Jahrfünft der Syndikatswirtſchaft 9,3 Prozent, im letzten Jahrfünft 
12 Prozent. Die Regierung wollte die „Hibernia“-Aktien zum Kurſe von 
20 Prozent erwerben. Es iſt daher begreiflich, daß dieſe Art der Verſtaat⸗ 
Hung wenig Begeiſterung erweckt. Nur einem weiteren Steigen der Rente 
eite damit eventuell vorgebeugt ſein. 
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Aber bleiben wir auf der Baſis, auf welcher wir die Dinge unter d 
Vorausſetzung freier Konkurrenz unterſucht hatten; betrachten wir die Verſtag 
lichung der ungünſtigen Zechen, zu welchen doch die „Hibernia“ nicht gehon 
Auch dieſe Zechen ſind heute nur zu Preiſen zu kaufen, die der höhere Kohle 
preis der Syndikatswirtſchaft beeinflußt. Ihr Defizit würde ohne Syndit 
noch größer ſein. Alſo auch wenn die „unrentablen“ Gruben vom Stag 
erworben würden, müßten die Steuerzahler den bisherigen Beſitzern Monopol 
renten bezahlen. In dem vorhin betrachteten Falle freier Konkurrenz war d 
Stillegung der ungünſtigen Zechen eine Folge davon, daß die Kohlenpre 
ſanken, die konſumierende Bevölkerung alſo Vorteil hatte. Dieſelbe konf 
mierende Bevölkerung opferte dann (in Form von Steuern) einen Teil ihr 
Vorteils, um die Exiſtenz des betroffenen Teiles der produzierenden Bevöll 
rung zu ſtützen. Hier, unter der Syndikatswirtſchaft, hat ſie nur die Möglic 
keit des Opfers, außerdem iſt ſie aber in noch höherem Maße zur Rente 
zahlung verpflichtet. Nur ein Zuſammenbruch des Syndikats oder die Konku 
renz eines ſyndikatsfremden Produktionsgebiets kann der Bevölkerung d 
Vorteile der tatſächlich eingetretenen Produktivkraftſteigerung verſchaffen. 

Nach dem alten Syndikatsvertrag mußte jedem Beſitzer von Grubenfelder 
der einen neuen Schacht niederbringen ließ, ein beſtimmtes Quantum d 
Geſamtförderung zugewieſen werden. So gerieten jene Grubenbeſitzer in Nac 
teil, deren Beſitz bereits derart ausgenutzt war, daß er neue Schachtanlag 
nicht geſtattete. Es wurde ihnen ſtückweiſe ihre Förderung und damit ih 
Bergwerksrente genommen. Dem ſollte der neue Syndikatsvertrag abhelfe 
indem er feſtſetzte, daß jedes Syndikatsmitglied bis zum Jahre 1915 die fi 
das Jahr 1904 feſtgelegten Quoten der Geſamtförderung zugeteilt erhält. W 
nun meint, das jetzige Tempo des Ankaufs und Stillegens der weniger leiſtung 
fähigen Zechen durch die großen, günftig arbeitenden Grubengeſellſchaft 
beweiſe, daß der neue Vertrag ſeinen Zweck nicht erfüllt, der befindet ſich völl 
im Irrtum. Nicht um die Erhaltung des bisherigen Förderquantums, nic 
um die Erhaltung des Betriebs handelte es ſich den mit dem alten Vertr: 
unzufriedenen kleinen Zechen. Nur die Rente und der Kapitalprofit kom 
den Beſitzern in Betracht, und ſie werden ihnen durch den neuen Vertrag au 
reizenderweiſe in allen Fällen geſichert, am beſten aber gerade jenen B 
ſitzern, die ihre Anlagen verkauften und ſtillſetzen ließen: fie erhalten im Prei 
der Gruben jene Monopolsrente kapitaliſiert, die für fie aus dem neu 
Syndikatsvertrag günſtigenfalls folgen konnte. Auch die heute unrentabl 
unter den ſtillzulegenden Zechen haben doch eine Profitmöglichkeit für die 3 
kunft, fie dient als Grundlage einer Rentenſchätzung, durch die der Preis die] 
Zechen beſtimmt wird. Es iſt nicht anders als in der Landwirtſchaft: der 30 
ſchutz bezweckt ebenfalls nicht, die deutſche Landwirtſchaft zu erhalten oder ſell 
den Grundbeſitzern in aller Zukunft die Exiſtenz zu ſichern, ſondern dient au 
ſchließlich dazu, den gegenwärtigen Rentenbeſitzern ihre Rente zu erhalt 
oder zu erhöhen. Auch hier iſt die erhöhte Rente gerade jenen Leuten am beit 
geſichert, die ihren Beſitz verkaufen, deſſen Preis nach der Zollerhöhung dur 
Kapitaliſierung der erhöhten Rente fixiert wird. Dieſe Herren beziehen da 
in aller Ewigkeit kapitaliſtiſcher Wirtſchaft eine erhöhte Rente, die aber 9 
nicht mehr mit der Landwirtſchaft in Zuſammenhang ſteht. . 

Das Zechenlegen bei freier Konkurrenz iſt alſo, wenn nicht der Staat ei 
greift, verderblich für die Bevölkerung der betreffenden Gegend, aber ve 
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hrteil für die Geſamtheit der Konſumenten. Das Zechenlegen unter der 
undikatswirtſchaft iſt verderblich für die Bevölkerung der betroffenen Gegend, 
lichzeitig aber auch ſchädlich für die Konſumenten. Staatshilfe für die vom 
ſchenlegen bedrängten Gebiete bedeutet nun aber doppelte Belaſtung der Kon- 
nenten. Alle beteiligten Faktoren leiden hier — ausgenommen die großen 
‚onopoliften, die allein den ganzen Profit einſacken. Nur durch deren Ex⸗ 
'opriierung könnte den Schäden des Zechenlegens in einer Weiſe abgeholfen 
rden, die den Konſumenten wie den Bergarbeitern in gleicher Weiſe nützt. 


die internationale Organifation des Kleinbürgertums. 
Be Don Georg Ztiekloff. 


| IV. Schluß.) 


Die in den früheren Artikeln beleuchteten drei Kongreſſe haben die Phyſio⸗ 
‚omie der Organiſation des internationalen Kleinbürgertums zur Genüge 
kennzeichnet. Aber man blieb dabei nicht ſtehen. Die Regiſſeure der Be⸗ 
gung hatten die Abſicht, eine Art ſtändigen Sekretariats der internationalen 
linbürgerlichen Organiſation zu begründen, das ſich nicht auf die periodiſchen 
öngreſſe von kurzer Dauer beſchränken ſollte. Daraufhin verſammelten ſich 
in 23. April 1903 in Stuttgart einige Nationalökonomen, zunächſt nur 
ürteiloſe Prieſter der reinen Wiſſenſchaft. Die Verſammlung ſetzte ſich zum 
(ößten Teile aus Belgiern und Süddeutſchen zuſammen (die ſüddeutſchen 
(einftaaten ſind das wahre Eldorado des Kleinbürgertums). Paris war dort 
urch Georg Blondel vertreten, Rußland durch einen gewiſſen Borodiewski 
ler Borodaewski, einen großen Unbekannten, Sſterreich, Holland und die 
ſchweiz ſchickten ſchriftliche Erklärungen. Auf dieſer Zuſammenkunft wurde der 
rundſtein zu dem „Institut international de Bruxelles pour les études rela- 
ires & la petite bourgeoisie“ gelegt. 

Dieſes Inſtitut hat nicht die Aufgabe, der praktiſchen Mittelſtandspolitik 
gendwelche Direktiven zu geben. Es hat die beſcheidene Aufgabe übernommen, 
nterſuchungen anzuſtellen, Enqueten zu veranſtalten, die Lage der Klein⸗ 
dustrie und des Kleinhandels in den verſchiedenen Ländern und den ver⸗ 
hiedenen Zweigen ihrer Tätigkeit auf ökonomiſchem Gebiet zu ſtudieren. Es 
ill die Dokumente und andere Angaben über die Lage und die Bedürfniſſe 
s Kleinbürgertums ſammeln und ordnen und hofft ſo mit der Zeit ein 
entrum der Information und Vereinigung zu werden. Seine Miſſion iſt 
ſo ganz ſtreng wiſſenſchaftlich und objektiv und vermeidet von vornherein 
den politiſchen oder religiöſen Streit. Es will ſeinen Mitgliedern nichts 
fern als „Beiträge“. Es werden drei Kategorien von Mitgliedern unter⸗ 
hieden: Ehrenmitglieder, aktive und korreſpondierende Mitglieder. Die Exekutiv⸗ 
walt liegt in den Händen eines Zentralkomitees, in dem zwei Delegierte für 
des Land ſitzen, die von der Plenarverſammlung der aktiven Mitglieder auf 
tei Jahre gewählt werden. Das Amt des Präſidenten geht alle drei Jahre auf 
ne andere Nation über. Zum Sitze des Komitees wurde natürlich Brüſſel 
wählt; das kann nach allem oben Geſagten nicht wundernehmen. Die 


4 1 Wir wollen nur bemerken, daß das Sekretariat der internationalen Arbeiterorgani- 
tion ſich, freilich aus ganz anderen Gründen, auch in Brüſſel befindet. 
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belgiſche Regierung beeilte ſich, dem Inſtitut Räumlichkeiten für fein Archi 
und ſeine Bibliothek, ſowie Leute, die den Auskunftsdienſt verſehen können, zu 
Verfügung zu ſtellen. Zum Generalſekretär wurde der Miniſterialdirektor a 
Miniſterium für Induſtrie und Arbeit, Stevens, ernannt; zuſammen mit de 
Rechtsanwalt Lambrechts, der an demſelben Miniſterium angeſtellt iſt, hatt 
er ſich bei der internationalen Organiſierung des Kleinbürgertums lebhaft bi 
tätigt. Komiteemitglieder find: für Frankreich der bereits oben erwähnte Pre 
feſſor Blondel, Profeſſor an der Handelshochſchule in Paris, und Vikto 
de Clercq, ein katholiſcher Publiziſt und Archivverwalter der klerikal⸗royaliſt 
ſchen Organiſation „L’Action Libérale“ (der ſtärkſten aller reaktionären Oi 
ganiſationen Frankreichs), für Belgien Hektor Lambrechts und ein Profeſſo 
der katholiſchen Univerſität in Loewen, der gelehrte Nationalökonom Bitte 
Brants, für die Schweiz Eugen Girard. 

Am 2. und 3. März fand unter freundlicher Mitwirkung des Induſtri⸗ 
und Arbeitsminiſters, Herrn Francotte, die erſte Zuſammenkunft dieſes Komitee 
ſtatt. Das Präſidium wurde Herrn Boediker übertragen, der durch ſein 
Tätigkeit in Sachen der Arbeiterverſicherung in Deutſchland bekannt geworde 
iſt. Nach drei Jahren wird das Präſidium auf den Delegierten derjenige 
Nation übergehen, die im Alphabet zunächſt ſteht, alſo nach Oſterreich (Autriche 
das auf Deutſchland (Allemagne) folgt. Deutſchland, Oſterreich, Luxemburg 
Holland, Belgien, Frankreich waren auf dieſer internationalen Konferenz ver 
treten. Herr v. Girard (Schweiz) konnte nicht kommen. N 

Es iſt intereſſant, auf die Zuſammenſetzung der Delegationen der ver 
ſchiedenen Nationen einen Blick zu werfen. Wir erhalten dann folgende be 
merkenswerte Tabelle: 

Deutſchland: Dr. Heiligenftadt, Präſident der Berliner Genoſſenſchaftskaſſe 
und Dr. Kroidl, Sekretär der Nürnberger Handwerkskammer 

Oſterreich: Dr. Schwiedland, Profeſſor an der Univerſität Wien. 

Belgien: Julien Koch, Stadtrat in Antwerpen (früherer Deputierter) 
Viktor Brants, Profeſſor an der katholiſchen Univerſität Loewen 
Pyfferoen, Profeſſor an der katholiſchen Univerſität Gent 
Lambrechts, Bureauchef am Induſtrie⸗ und Arbeitsminifterium 

Luxemburg: Dr. Kaufmann, Staatsrat. 

Holland: Herr Nolthenius, Bankier aus Amſterdam, und Pater Nouwens 
Lehrer in Heeswyck. 

Frankreich: V. de Clereq, von der „Association catholique“. | 

Es unterliegt alſo keinem Zweifel: wir haben es hier mit einer kleinbürger 
lichen Bewegung zu tun, die von den Katholiken hervorgerufen und geleite 
it? (unter dem ſchüchternen Beiſtand reaktionärer Proteſtanten). Man wil 
verſuchen, eine „ſchwarze Internationale“ zu ſchaffen, um ſie der „roten Inter 
nationale“ entgegenſtellen zu können. Und daraus erklären ſich auch gewiſf 
auf den erſten Blick befremdliche Beſchlüſſe dieſer kleinbürgerlichen Kongreſſe 
Beſchlüſſe, die mit den Intereſſen des Kleinbürgertums nichts zu tun haben 
ja ihnen bisweilen direkt zuwiderlaufen. Das Kleinbürgertum beſorgt hien 
nicht ſeine eigenen Geſchäfte, es füllt mit ſeiner Ernte die Scheuern anderer 
Jedenfalls aber bezeugen dieſe Verſuche die Tatſache, daß der Nationalismus 


Bei der Einladung der Mitglieder des Zentrums im deutſchen Reichstag ſtellte Her 
Pyfferoen dem Dr. Retzbach die Frage: Was haben die Deutſchen für die Verbeſſerung un 
die Entwicklung der Lage des Mittelſtandes getan? Beſonders die Katholiken. 
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ad der Antiſemitismus, die durch die reaktionären Parteien erweckt, genährt 
ud großgezogen wurden, ihre Unzulänglichkeit und, trotz der wiederholten An⸗ 
jengungen, ſich der direkten Vormundſchaft der katholiſchen Partei zu ent⸗ 
ſhen, ihren Mangel an Initiative bewieſen haben. Man mußte daher etwas 
deres erſinnen, über Antiſemitismus und Nationalismus hinaus, man mußte 
lie Organiſation ſchaffen, die in ganz direkter Abhängigkeit von der Reaktion 
und. Ein Experiment nach dieſer Richtung hin war nun die internationale 
ſeganiſation des Kleinbürgertums. 

Wie wenig Glauben den Erklärungen der Führer dieſer Bewegung zu 
ſenken iſt, wenn ſie von politiſcher und religiöſer Neutralität ſprechen, kann 
um aus der Tatſache erſehen, daß die katholiſche Partei, als die Schaffung 
ier wirklich neutralen und unabhängigen kleinbürgerlichen Bewegung in 
age kam, gegen dieſe einen wütenden Feldzug eröffnete. Herr Pyfferoen gibt 
8 offen zu: 

„Dieſe Unzufriedenheit gab ſich bereits auf politiſchem Gebiet kund. Politiker 
Imächtigten ſich der Kleinbürgerfrage und beuteten fie zu ihren Gunſten aus. In 
inchen Städten hielt es das Kleinbürgertum für richtig, ohne ſich gerade den 
ben in die Arme zu werfen, ſich doch in Gegenſatz zu den konſtitutionellen 
teten (lies: zur katholiſchen Partei) zu ſtellen. Unter dem Vorwand, daß dieſe 
Sirteien nichts für ſie getan hätten oder nicht genug für fie täten, wollte es eine 
ine Partei gründen (ſchauderhaft!). Mit der Taktik eines Macchiavelli redeten die 
‘ihrer dieſer neuen Partei den Leichtgläubigen vor, daß ſie ihre Organiſation außer⸗ 
lb jeder politiſchen Partei errichteten. Sie waren ‚neutral‘. In Belgien iſt 
ſeutralität faft immer bei den einen Lüge, bei den anderen Betrug.“ 
Das Kapitalverbrechen der neuen Organiſationen („Burgersbond“ in Gent, 
deringboenden“ in Antwerpen) war folgendes: Sie führten heftige Wahl⸗ 
Impfe gegen die katholiſche konſervative Partei und bemühten ſich, ihr Wahl⸗ 
iandate für die Kammer, die Kommunal- und Provinzialkollegien, die Handels⸗ 
richte uſw. zu entreißen. Nun begründeten die Katholiken gegen dieſe wahr: 
ft neutralen Vereinigungen katholiſch⸗kleinbürgerliche Vereine („Burgerkring“ 
Gent, „Burgersbelang“ in Antwerpen uſw.) und bemühten ſich, die Klein⸗ 
Jurgeoifie zu überreden, daß eine „legitime“ Erfüllung ihrer Wünſche nur zu 
hoffen ſei, wenn ſie ſich als Fraktion der konſervativen Partei, nicht aber als 
ive Gegnerin organiſiere.“ 

Die Brüſſeler Vereinigung beſchäftigte ſich hauptſächlich mit dem in dieſem 
ahre während der Weltausſtellung in Lüttich (alſo wieder in Belgien) jtatt- 
denden internationalen Kongreß, dem die Leiter diesmal einen ganz bejon- 
ſren Glanz verleihen wollen. 

Es wurde beſchloſſen, daß jedes Land einen oder zwei Referenten ernennen 
lte, die in kurzen Berichten den Stand der auf das Kleinbürgertum bezüg⸗ 
chen Geſetzgebung darzulegen haben, und zwar nach drei Richtungen hin: 
eſchichtliches, Beſchreibendes, Kritiſches. 
Der zweite Teil des Programms dieſes künftigen Kongreſſes umfaßt eine 
nze Reihe von Fragen, die dort beſprochen werden ſollen; nämlich den tech⸗ 
ſchen und gewerblichen Unterricht des Mittelſtandes, die Verbeſſerung des 
zerkzeugs und beſonders die kleinen Maſchinen und kleinen Motoren im Hand— 
erk, endlich die Organiſierung des Kredits für den Mittelſtand. 

„La petite Bourgeoisie d’apres une enquete officielle a Gent“, S. 12-13. 

2 Unter tätiger Mithilfe von Herrn Pyfferoen wurde vor kurzem in Gent im Herbſt 
04 eine internationale Ausſtellung kleiner Maſchinen und Werkzeuge arrangiert. Ungefähr 
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Wir ſehen, welcher Geiſt nach dem Wunſche der Organiſatoren des Klei 
bürgertums, leider mit nur zu gutem Erfolg, in dieſer Bewegung bereich 
ſollte. Mit dem Schickſal des Kleinbürgertums ſelbſt, einem Schickſal, de 
bisweilen ſehr bemitleidenswert iſt, beſchäftigten ſie ſich weniger als mit alle 
anderen. Es lag ihnen nur daran, das Elend und die Erregung des Klei 
bürgertums auszubeuten, um aus ihm eine furchtbare, unwiſſende und gefügi 
Armee machen zu können, die von ihren Führern alles Heil erwartet, der 
Worte aufmerkſam befolgt, dabei voller Haß iſt gegen ihre Feinde und voll 
Hochachtung für ihre Götzen. Im gegebenen Moment wollen ſie ſich die 
Armee dann gegen ihre Widerſacher bedienen, in Friedenszeiten auf dem Wah 
ſchlachtfeld, in Kampfeszeiten überall, wo es nötig ſein ſollte. Wenn wir h 
denken, daß dieſe Maſſe entweder bereits im Beſitz von Waffen iſt (wie d 
aus Kleinbürgern gebildete belgiſche Bürgergarde) oder ſich leicht welche ve 
ſchaffen kann, ſo müſſen wir ſagen, daß ſich die Reaktion an die Spitze ein 
ernſt zu nehmenden Kraft geſtellt hat. Deshalb kommt es uns jo vor, a 
nähmen die ſozialiſtiſchen Parteien dieſe internationale Organijation! etwe 
gar zu leicht, die ſie bisher meiſt zu „verulken“ pflegten und die ſie nur m 
Beinamen wie „Paraden“, „Theatervorſtellungen“ und dergleichen zu beleg 
wußten. 

Die ſozialiſtiſchen Parteien müſſen dieſe neue Form der kleinbürgerlich 
Organiſation aufmerkſam ſtudieren und das Proletariat auf ſie aufmerkſa 
machen als einen ungeheuren Konzentrationsverſuch reaktionärer und u 


2000 Quadratmeter waren mit den verſchiedenen, bei kleinen Handwerkern verwendet 
Maſchinen: kleinen Motoren, Geräten für Drucker, Bäcker, Schlächter, Schneider u 
Schuſter, für Holz⸗ und Eiſenbearbeitung beſetzt. ... Wir geben hier eine Stelle aus d 
Rede des Präſidenten des Exekutivkomitees, Herrn Brunel, bei Eröffnung der Ausſtellu 
wieder: „Die Genter Ausſtellung wird trotz ihrer Unvollkommenheit einen Wendepunkt 
der ökonomiſchen Geſchichte des Kleinbürgertums bilden. Wir wollen hoffen, daß fie ? 
Ausgangspunkt ſein wird für eine gründliche Umänderung der Bedingungen des We 
bewerbes zugunſten der Handwerker. Sie wird auch dazu beitragen, in dieſen Kreiſen te 
niſche Kenntniſſe zu verbreiten; der gewerbliche Unterricht iſt das wirkſamſte und das edel 
Mittel der Erlöſung der mittleren Klaſſen und der Arbeiter.“ (Internationale Ausſtellu 
für Kleingerät, Bericht des Generalkommiſſars, von Pyfferoen, Gent 1904, S. 22.) 

Es iſt intereſſant, den Triumphgeſang dieſes Pindars der kleinen Maſchinerie mit d 
Meinung von Brants zu vergleichen, die er darüber und ſpeziell über die Dezentralijati 
der motoriſchen Kraft äußert, auf welche einige Anhänger der Bourgeoisklaſſe große Ho 
nungen ſetzen. Nachdem er gezeigt hat, daß die Kraft des Motors noch nicht alles iſt, d 
die Maſchine ſelbſt teuer fein kann (auf der Genter Ausſtellung waren kleine Maſchinen,! 
2000 bis 4000 Franken koſten), daß ihre Inſtallation von großen Koſten begleitet iſt, de 
ſucht er, vor dem „unüberlegten Enthuſiasmus“ zu warnen, und gibt den Rat, nicht 
früh „Heureka“ zu rufen. Es iſt nicht ſehr wahrſcheinlich, daß die Kleininduſtrie ihre de 
lorenen Poſitionen wieder wird erobern können, und das Beiſpiel der Tiſchler aus de 
Faubourg St. Antoine, die ja über kleine Maſchinen verfügten, kann nicht gerade glänzen 
Hoffnungen wachrufen. Die Herren Julin und Dubois, welche ſich ſpeziell mit der Frag 
„Die Elektromotoren in der Hausinduſtrie“ beſchäftigten (Brüſſel 1902), find zu de 
Reſultat gekommen, daß die Verwendung des Elektromotors wohl in manchen Fällen ! 
ſchmerzhaften Wirkungen der unvermeidlichen induſtriellen Umwandlungen etwas abſchwäch 
kann, daß wir aber in ihm nicht etwa das Inſtrument zur Befreiung der dezentralifiert 
Produktion zu ſehen haben (ſiehe Brants, „La petite industrie“. S. 146—156). 

1 Natürlich iſt das noch keine vollkommene, fertige Organiſation, ſondern vielmehr ei 
ſolche, deren Elemente erſt in der Bildung begriffen ſind. 
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ſſender Kräfte. Gleichzeitig aber müſſen fie verſtehen, aus der Divergenz 
„ Intereſſen dieſer mittleren Klaſſe, in der ſich die heterogenſten Elemente 
ſammenfinden, Nutzen zu ziehen. 

Der neue Mittelſtand, von dem in letzter Zeit ſowohl die Sozialiſten 
3 auch die Reaktionäre ſprechen, und der infolge der Entwicklung von Pro⸗ 
ktion und kapitaliſtiſchem Warenaustauſch, das heißt infolge der Konzentration 
e Produktion und des Handels mehr und mehr den alten Mittelſtand der 
mdwerker und kleinen Ladenbeſitzer erſetzt, beſteht aus ſehr verſchiedenartigen 
ſementen. Neben den „Beamten des Kapitals“ exiſtiert tatſächlich noch eine 
(ıtegorie von höheren Angeſtellten, deren Lage bedeutend beſſer iſt als die der 
fiheren „unabhängigen Prinzipale“, und die durch ihre Lebenshaltung, 
arch ihre politiſchen und philoſophiſchen Anſchauungen eigentlich zu der 
lrrſchenden Klaſſe gehören, welcher ſie ſogar Theoretiker und „Hauptleute“ ſtellen. 
Aber die größte Fraktion des neuen Mittelſtandes, die Maſſe der kleinen 
sageftellten, iſt in Wirklichkeit nur eine Abart des Proletariats, die erſt 
ſjäter zum Klaſſenbewußtſein kommt. Dieſe ſind nicht einmal Beamte, 
Indern vielmehr Hörige des Kapitals. Die Lage dieſer unglücklichen Sklaven 
s Kapitals iſt bisweilen unſicherer als die der Arbeiter der Großinduſtrie 
id erinnert viel eher an die Lage der Opfer des „sweating system“. Die 
mäßige Länge des Arbeitstags, das unzulängliche Gehalt, die vollſtändige 
bhängigkeit vom Prinzipal, der ihnen verbietet, ſich zur Wahrung ihrer Inter⸗ 
en zu organiſieren, oder, was noch ſchlimmer iſt, ihr Mangel an Bewußt⸗ 
im ihrer eigenen Lage, das find die charakteriſtiſchen Züge dieſer ſozialen 
ategorie. 

Ihre Repräſentanten waren zum Namurer Kongreß eingeladen, aber dieſe 
inladung war ein Betrug und ein Reinfall. Ein Betrug inſofern, als die 
rrangeure des Kongreſſes im Publikum den Glauben erwecken wollten, als ſeien 
ert die Handlungskommis vertreten, während in Wahrheit nur die Vertreter 
niger belgiſcher gemiſchter Syndikate der Art wie das früher erwähnte „Syndicat 
s voyageurs, employés, négociants et patrons“ dort waren. Ein Reinfall 
ſofern, als die kleinbürgerlichen Regiſſeure des Kongreſſes ſich mit der Hoff- 
ung ſchmeichelten, die große Maſſe der Angeſtellten in den engen, von ihnen 
errichten Reihen der Bewegung zurückhalten zu können; und inſofern, als 
e die Wahrheit gar nicht verſtanden oder ſich zu verhehlen ſuchten, daß die 
handlungsgehilfen durch ihre wirtſchaftliche Lage und ihre fundamentalen 
intereſſen nicht eine Gruppe der bürgerlichen Klaſſe, ſondern eine Fraktion 
es Rieſenheeres der Arbeit bilden, und daß ſie früher oder ſpäter doch zu 
tefer Erkenntnis kommen müſſen. 

TDatſächlich hat dieſer Prozeß der Entwicklung des Klaſſenbewußtſeins bei 
en kleinen Angeſtellten ſchon an manchen Orten begonnen. In faſt allen 
zegenden Europas gibt es Gewerkſchaften und andere Vereinigungen von An⸗ 
eſtellten, die gar nicht daran denken, den Platz zu wählen, den die Regiſſeure 
er kleinbürgerlichen Kongreſſe ihnen anweiſen möchten. Ohne uns auf Details 
inzulaſſen — denn dieſe Frage hängt nur indirekt mit dem Gegenſtand des 
orliegenden Artikels zuſammen —, möchten wir doch bemerken, daß im 
September 1903 in Brüſſel ein Kongreß tagte, wo der Grundſtein zu der 
Federation internationale des employés“ gelegt wurde. Dieſes Datum können 
air beinahe als ſymboliſch betrachten; faſt alle kleinbürgerlichen Kongreſſe 
burden im September abgehalten; derjenige von 1903 aber fand nicht ſtatt, 
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und jtatt ſeiner tagte nur der Internationale Kongreß der Angeſtellten, d 
die Leiter der kleinbürgerlichen Bewegung dem Mittelſtand zurechnen, die fi 
aber den Wünſchen der letzteren zum Trotze ſelbſtändig organifierten. 

Um ſich eine Vorſtellung von dem Geiſte zu machen, der in dieſer Organ 
ſation herrſcht, genügt es, einen Blick auf die erſte Sitzung des internationale 
Bureaus der Angeſtellten zu werfen, die am 18. bis 19. Dezember 1904 ſtat 
fand und von Delegierten der verſchiedenen Nationalitäten beſucht war. Dieſe 
Sitzung wohnten die Delegierten der „Ligue nationale des employés de Belgique 
bei, ferner die der Trade Union der engliſchen Angeſtellten, ein Vertreter de 
„Federation nationale francaise des syndicats d'employés de France“! un 
einer von der ſpaniſchen Föderation. Außerdem ſandten die Gewerkſchafte 
der Angeſtellten von Holland, Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, der Argentiniſche 
Republik, der Vereinigten Staaten, Portugals und anderer Länder viele Brief, 
Aus den auf dieſem Kongreß gemachten Außerungen geht hervor, daß momenta: 
im Mittelpunkt der Intereſſen der franzöſiſchen Angeſtellten der Kampf un 
die Sonntagsruhe ſteht; in England verlangen ſie die Beſchränkung der Arbeits 
zeit auf 60 Stunden wöchentlich (inkluſive der Mahlzeiten); in Sſterreich di 
Altersverſicherung; in Spanien, wo ſeit kurzem die obligatoriſche Sonntagsruhe 
exiſtiert, wollen die Angeſtellten, wie in England, eine Herabſetzung der Arbeitszeit 

Der Generalſekretär der Internationalen Föderation, Bruggeman (zugleid 
Delegierter der „Ligue nationale des employés de Belgique“) erſtattet Berich 
über die internationale Konferenz, die während des Sommers 1904, auf An 
regung einer Hamburger Organiſation von Angeſtellten, zugleich mit dem inter 
nationalen Sozialiſtenkongreß in Amſterdam ſtattfand. Auf dieſer Konferen 
wurde die Internationale Föderation der Angeſtellten beſchuldigt, ihre Tätig 
keit nicht auf dem Prinzip des Klaſſenkampfes aufzubauen. Der englisch 
Delegierte Turner beantragte, auf dieſe Kritik gar nicht zu reagieren, aber be 
Delegierte der „Federation nationale des syndicats d'employés de France“ 
der Genoſſe Lucas, war anderer Meinung: er erinnerte daran, daß auf den 
erſten internationalen Kongreß der Angeſtellten in Paris (1900) bereits ein 
Reſolution in dieſem Sinne angenommen worden ſei, und empfiehlt den An 
weſenden, ſich klar über dieſen Gegenſtand auszuſprechen. Die Verſammlune 
nahm folgende prinzipielle Erklärung an: 

„Das internationale Bureau der Internationalen Föderation der Angeſtellten 
erneuert die von dem 1900 in Paris abgehaltenen erſten internationalen Kongreß 
der Korporation angenommene Reſolution und erklärt, daß: 


Hier wie überall geben die Franzoſen das bedauerliche Beiſpiel der Spaltung. In 
Frankreich exiſtieren gegenwärtig drei Föderationen: 1. „La Fédération nationale des 
syndicats d’employes“, deren Mittelpunkt die Arbeitsbörſe in Paris iſt und zu der 
54 Syndikate mit 50000 Mitgliedern gehören (ſie iſt die bedeutendſte von allen drei); 2. das 
„Syndicat des employes du Sud-Ouest“; ſchließlich 3. die „Federation des employes 
de France“, die gemiſchten Charakter hat, da fie auch Prinzipale aufnimmt. Auch dieſe 
iſt ein Hindernis für die Einigkeit, mit der die beiden anderen Föderationen einverſtanden 
find, da fie auf dem Boden des Klaſſenkampfes begründet find. Möglicherweise gibt es im 
nächſten Jahre in Frankreich nur noch eine einzige nationale Föderation, welche alle die 
Organiſationen der Angeſtellten umfaßt. Ihre Sache kann dadurch nur gewinnen. f 

2 Es iſt intereſſant, daß ſich unter den ſpaniſchen Liberalen Männer gefunden haben, 
wie zum Beiſpiel der Graf Romanones, die ſich gegen dieſe Maßregel der konſervativen 
Regierung ausſprachen, weil ſie ihnen zu klerikal iſt! 
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„die Arbeiter ihre völlige Befreiung nur von der Abſchaffung der Klaſſen 
d von einer Umänderung der gegenwärtigen Geſellſchaft erwarten können; 
„daß dieſe Umänderung nicht nur für das Proletariat, ſondern für die ge⸗ 
Inte Menſchheit günſtig ſein wird; 

! „daß alle Arbeiter, ohne Unterſchied der Nationalität, der Konfeſſion, der 
aiſſe und des Geſchlechtes, ſich ſolidariſch fühlen müſſen, da die Befreiung der 
beiter nicht ein nationales, ſondern ein internationales Werk iſt. 

„Infolgedeſſen iſt das Bureau der Meinung: 

„daß die Angeſtellten mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln kämpfen 
liſſen, beſonders aber durch die Betätigung auf ökonomiſchem Gebiet, Ent⸗ 
icklung der gewerkſchaftlichen Vereinigungen und unaufhörliche Propaganda 
ſe unſere Prinzipien.“ 

Dieſe junge Bewegung übertrifft gewaltig die kleinbürgerliche Organiſation; 
0 finden ſich in ihr Elemente, die wohl fähig wären, jene Organiſationen zu 
ralyſieren und harmlos zu machen. 

Andererſeits beeinflußt die Ideologie der Arbeit das Kleinbürgertum in 
ich direkterer Weiſe. Von überallher treten vereinzelte Elemente des Klein⸗ 
urgertums zur Arbeiterpartei über, ſei es, weil dieſe der konſequenteſte Ver⸗ 
Ihter demokratiſcher Prinzipien im allgemeinen iſt; ſei es, weil dieſe Elemente 
ih als Mitglieder der arbeitenden Klaſſen fühlen. Deshalb haben wir trotz 
ir Gefahr, mit der der Fortſchritt der Menſchheit durch das Kleinbürgertum 
droht iſt, für den ſchließlichen Sieg unſerer Ideale nichts zu fürchten. 
Was nun die rein wiſſenſchaftlichen Fragen betrifft, die das „Institut de 
euxelles“ zu löſen beabſichtigt, ſo können wir ihm nach dieſer Richtung hin 
ir beiten Erfolg wünſchen. Je mehr Tatſachen über die Frage nach der Lage 
13 Kleinbürgertums geſammelt und ſyſtematiſch geordnet ſein werden, je mehr 
konographien über dieſen Gegenſtand geſchrieben werden, um ſo beſſer. Wir 
rchten nicht die objektive Wahrheit; im Gegenteil, wir ſind bereit, mit allen 
kräften an ihrer Aufdeckung mitzuarbeiten, und wir ſind überzeugt, daß ſie, 
eit entfernt, mit dem von uns Erſtrebten in Widerſpruch zu ſtehen, ihm viel⸗ 
ehr eine neue und noch viel poſitivere Grundlage geben wird. 

1 


Kapitalismus und Sozialismus in Argentinien. 


| 
Don German Gré-Lallemant. 


Argentiniens Entwicklung als Ackerbau⸗ und Viehzuchtland hat wohl ihres⸗ 
eichen nicht in der Welt. 
Die bebaute Fläche im Jahre 1904 wird nach offiziellen Angaben auf 
500000 Hektar angegeben gegen etwa 5000 000 im Jahre 1895. Ebenſo entwickelte 
die Ausfuhr in dieſer Zeit von 400 Millionen Mark auf 1056 Millionen, wobei 
e den Wert der Einfuhr um 308 Millionen überſtieg. Der Überſchuß der Ein⸗ 
anderung über die Auswanderung hat dabei auch ſtetig zugenommen, nämlich von 
3517 Köpfen im Jahre 1900 auf 86791 im Jahre 1904. Die Zahl der Einwohner 
t von 4 Millionen (1895) auf 5 Millionen geſtiegen. 
Auch das Eiſenbahnnetz hat ſtark zugenommen und umfaßt jetzt 19238 Kilometer 
895 14000) mit einem Kapitalwert von 2292 Millionen Mark, alles engliſche 
'onds, die eine mittlere Dividende von 5,42 Prozent abwarfen. Bei alledem iſt die 
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Finanzlage des Staates noch ſchlechter geworden, denn trotzdem die Einnahmen u 
20 Millionen feit dem Vorjahr zunahmen, wuchs die Staatsſchuld um 28 Millione: 

Alfo im allgemeinen läßt ſich die Lage jo auffaſſen: eine ungeheure Zunahn 
der produktiven Arbeit, deren größter Profit dem ausländiſchen Kapital zufällt, b. 
ſonders dem engliſchen, bei ſteter Verſchlechterung des Staatshaushaltes. 

Die Zunahme des Reichtums der oberen Zehntauſend ſpricht ſich aus in de 
großen Zunahme der Einfuhr von Luxusartikeln und dem ſtetigen Anwachſen de 
Zahl der argentiniſchen Familien, die in Paris und anderen großen europäiſche 
Städten verweilen. Kürzlich verlangte die liberale Preſſe des Landes, die Regierun 
ſolle dieſem ſtets zunehmenden Abſentismus durch eine ſpezielle hohe Steuer entgegen 
wirken, denn die ſich Vergnügungs wegen im Ausland aufhaltenden Familien ve: 
zehrten daſelbſt mehr als 100 Millionen Mark jährlich. Allerdings iſt das Sehne 
und Verlangen jedes Geldprotzen hierzulande dahin gerichtet, als Raſtaquouer 
(lächerlicher, barbariſcher Geldverſchwender) auf den Pariſer Boulevards zu flanieren 

Wie ſteht es denn nun aber um die Lage der arbeitenden Menſchheit im Lande 

Seit dem Antritt der neuen Regierung im Oktober vorigen Jahres und der 
Beginn der Ernte brachen überall im Lande zahlloſe Streiks aus. Die Landfluch 
der Arbeiter in die großen Städte nahm dabei beſonders große Proportionen ar 
derartig, daß der Arbeitermangel das Einbringen der Ernte ernſtlich bedrohte un 
auch wirklich ſchwer ſchädigte, während die Arbeitsloſigkeit in den Städten anwuchs 

Überall griff die Regierung mit Polizei und Militär ein, gegen die Streikende 
Partei ergreifend, ſo daß es zu böſen Unruhen und Kämpfen kam, wobei es Tot 
und Verwundete auf beiden Seiten gab. Die Spannung in Arbeiterkreiſen war au 
den Höhepunkt geſtiegen, als am 4. Februar in den fünf größten Städten des Lande 
eine Militärrevolte ausbrach, bei der es zu blutigen Gefechten kam, aus denen di 
Regierung aber überall ſiegreich hervorging. 

Der Belagerungszuſtand wurde erklärt und die Schuldigen ſchwer beſtraft dure 
Deportation in die Zwangskolonien auf Feuerland, dem argentiniſchen Sibirien 
Mit beſonderer Wut fiel die Regierung über die Arbeiter her, welche doch gar keinen 
Teil an der Revolution genommen hatten. Alle Arbeiterklubs wurden geſchloſſen 
ihre Zeitungen unterdrückt, alle Verſammlungen verboten und fünfzig Auslände 
ohne alle gerichtliche Vernehmung, rein auf adminiftrativ-polizeilichem Wege deportiert 
Als der erſte Termin des Belagerungszuſtandes abgelaufen war, ward berjelb 
weiter verlängert, und zwar unter dem Vorwand, daß große Streiks zu befürchte: 
ſtänden, wodurch Ernte und Ausfuhr ſchwer geſchädigt werden könnten. z 

Natürlich ift die Arbeiterbewegung unter ſolchen Umſtänden völlig gelähmt. Un 
jo mehr, als eine beſtändige Unruhe der Gemüter auch jetzt noch herrſcht, verurſach 
durch die beſtändige Furcht der Regierung vor dem Ausbruch einer neuen Revolu 
tion, deren Unterdrückung durch alle möglichen Militärkonzentrationen und Polizei⸗ 
maßregeln ſie vorbereitet. 

Die kleine ſozialiſtiſche Partei hat natürlich dabei auch ſchwer gelitten, obwoh 
ihr Auftreten kaum leiſer und vorſichtiger ſein konnte. Die Führer ſind durchweg 
in Turatis Lager gegangen, wie das ja auch auf dem Kongreß zu Amſterdam jr 
auffällig zum Ausdruck kam. Das hat der Partei bei der großen Maſſe der hieſigen 
Arbeiterſchaft wenig Sympathien eingetragen, obwohl man von einem pofitiver 
Schaden wohl nicht ſprechen kann. Denn die hieſigen Arbeiter ſtehen mit ſehr wenig 
Ausnahmen dem Sozialismus fremd gegenüber, ja zum großen Teile ſelbſt feindlich, 
und die eigentlich bewegenden Elemente in der ſozialiſtiſchen Partei ſind bürgerliche 
Ideologen, welche nicht über einen beſtimmten Rubikon hinauszuſchreiten gewillt 
ſind, auch gar nicht gewillt ſein können. Daher ihr Turatismus. 

Die Anarchiſten verfügen dafür hier heute über einen ſehr bedeutenden Anhang, 
deſſen größter Teil freilich gar nicht weiß, was Anarchismus heißt, der ſich aber 
glühend an den Kraftphraſen und dem Lärme ſeiner Agitatoren begeiſtert, indes zu 
Taten gar nicht geneigt iſt. Spanier und Italiener ſtellen das Hauptkontingent zu 
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ſem anarchiſtiſchen Treiben, und die zahlreiche Einwanderung aus den beiden 
ndern führt dieſer Geſellſchaft täglich neue Mitglieder zu, was die Regierung 
dan veranlaßt, immer ſtrenger und böswilliger gegen die ganze Arbeiterſchaft im 
‚gemeinen vorzugehen. 

In dieſer Weiſe entwickelt ſich das kapitaliſtiſche Zeitalter immer raſcher in 
gentinien. Der Boden wird durch den rückſichtsloſeſten Raubbau nach und nach 
schöpft und das Proletariat täglich in roherer Weiſe ausgebeutet und verelendet. 
ie herrſchende politiſche Ordnung, eine tatſächliche Autokratie ohne Grenzen im 
enſte der engliſchen hohen Finanz, befördert dieſen Prozeß nach Kräften. 

So treibt Argentinien mehr und mehr ruſſiſchen Zuſtänden zu. Das ſpricht 
treffend in allen ſtaatlichen und ſozialen Inſtitutionen aus, im Unterrichts weſen, 
den religiöſen Verhältniſſen, in der Verwaltung und allen ſonſtigen öffentlichen 
sıgelegenheiten. 
| 


| 
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die bisherigen Kefultate der bedingten Begnadigung. 
Don Dr. Siegfrieda. 


Als kleiner Erſatz für die noch immer fehlende bedingte Verurteilung iſt in den 
lutſchen Einzelſtaaten bekanntlich auf dem Verordnungsweg die bedingte Begnadi⸗ 
ung — offiziell auch „Ausſetzung der Strafvollſtreckung mit Ausſicht auf Begnadi⸗ 
ung“ genannt — geſchaffen worden. Alljährlich wird über deren Anwendung dem 
eichstag Bericht erſtattet in der offiziellen „Zuſammenſtellung betreffend die An⸗ 
endung der in den Bundesſtaaten für die bedingte Begnadigung geltenden Bor: 
hriften“. Die neueſte, die Zeit bis Ende 1904 umfaſſende Zuſammenſtellung iſt 
ngit erſchienen. Aus ihr ſeien im folgenden einige Zahlen mitgeteilt, die über 
nwendung und Erfolg der bedingten Begnadigung unterrichten. 

Die Zahl der Fälle, in denen die Ausſetzung der Strafvollſtreckung mit Ausſicht 
if Begnadigung gewährt wurde, betrug ſeit Einführung der bedingten Begnadigung 
in Preußen am 23. Oktober 1895 — bis zum Ende des Jahres 1898 durchſchnittlich 
hrlich 6041. Über die weitere Entwicklung gibt nachſtehende Tabelle Auskunft. 
s betrug die Zahl der Fälle ausgeſetzter Strafvollſtreckung zwecks künftiger Be⸗ 
ladigung: 

Zunahme gegenüber dem Vorjahr 


Im Jahre Zahl der Fälle Abſolut In Prozent 
77000 — — 
17177 177 3 
8381 1204 17 
11415 3034 36 
13779 2364 21 
14783 1004 7 


Die Geſamtzahl der Anwendungsfälle der bedingten Begnadigung in den 
utſchen Bundesſtaaten beträgt ſeit ihrer Einführung 80830. Scheinbar eine recht 
ohe Zahl, die jedoch im Hinblick auf die Millionen von Verurteilungen in den 
sten neun Jahren gar winzig erſcheint. Die Zunahme der Anwendungsfälle im 
sten Jahre ift, beſonders im Vergleich mit der Zunahme früherer Jahre, wie obige 
abelle zeigt, eine kärgliche. i 
Nach einer Vereinbarung zwiſchen den Regierungen der deutſchen Einzelſtaaten 
al die bedingte Begnadigung in der Hauptſache nur Jugendlichen bis zu achtzehn 
jahren, und auch unter dieſen nur bisher Unbeſtraften, zugute kommen. Dem: 
emäß entfallen von der Geſamtzahl der Fälle im Jahre 1904 80 Prozent auf Per⸗ 
onen unter achtzehn Jahren, 97 Prozent auf bisher unbeſtrafte Perſonen. 
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Von 100 Strafen, deren Vollſtreckung ausgeſetzt worden iſt, waren im Jahre 19 | 


Gefängnis 
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In einem einzigen Falle (in Bremen) wurde ſogar ein mit Zuchthaus 
ſtrafter der bedingten Begnadigung teilhaftig. In der Hälfte der Fälle aber hande 
es ſich um geringfügige Freiheitsſtrafen bis zu einer Woche. | . 

Über den Erfolg der bedingten Begnadigung orientiert weiter das Folgende. . 
kanntlich geht die bedingte Begnadigung in der Weiſe vor ſich, daß dem Verurteilte 
eine Bewährungsfriſt (durchſchnittlich etwa drei Jahre) geſetzt wird. Führt er fir 
während dieſer Friſt ſo, daß er mit den Strafgeſetzen nicht in Konflikt gerät, i 
wird in der Regel die Begnadigung zu einer endgültigen. Von je 100 erledigte 
Fällen hatten nach der offiziellen Zuſammenſtellung ein derartiges günſtiges Reſultat 
im Jahre 1900 80,2 Fälle, 1901 81 Fälle, 1902 80,9 Fälle, 1903 78,8 Fälle un 
1904 78,5 Fälle. 

In Wirklichkeit ſind die Ziffern noch günſtiger. Es ſind nämlich unter den er 
ledigten Fällen viele, bei denen, trotzdem die Bewährungsfriſt noch nicht abgelaufen 
war, ſich bereits infolge erneuter Verurteilung ein ungünſtiges Reſultat ergeben hai 
während die günſtigen Fälle ſich ſämtlich erſt nach Ablauf der Bewährungsfriſt ent 
ſcheiden. Bei dem ſtetigen Steigen der Zahl der bedingten Begnadigungsfäll 
leuchtet es ein, daß die Statiſtik infolgedeſſen ein ungünſtigeres Reſultat ergibt, al 
der Wirklichkeit entſpricht. 

Aber ſelbſt ohne Berückſichtigung dieſes Umſtandes ergibt ſich, daß durch di 
bedingte Begnadigung vier Fünftel derer, denen der Strafaufſchub bewilligt ift, von 
der oft ſo verhängnisvoll gewordenen Bekanntſchaft mit dem Gefängnis verſchon 
geblieben ſind. Unter den 80000 Anwendungsfällen insgeſamt ſind ungefähr 64000 
bei denen ſich die Einführung der bedingten Begnadigung bewährt hat. Ein Reſultat 
das durchaus geeignet iſt, zu weiterem Fortſchreiten auf dieſer Bahn anzufpornen 
wobei freilich zunächſt zu fordern iſt, daß das Willkürſyſtem der bedingten Begnadi 


gung umgewandelt wird in das belgiſch-franzöſiſche Rechtsſyſtem der bedingten Ver 
urteilung. | 


Literariſche Rundſchau. 


Die weltliche konfeſſionsloſe Schule. Von Dr. Rudolf Penzig. Berlin 1905 
Kampf⸗Verlag. 

Das Büchlein enthält die Wiedergabe eines Vortrags, in dem der Verfaſſer von 
Standpunkt der ethiſchen Bewegung — Penzig iſt bekanntlich Redakteur der „Ethi 
ſchen Kultur“ — den Schulkampf in Preußen beleuchtet. Neue, bedeutungsvoll 
Gedanken werden nicht entwickelt, doch tritt der Verfaſſer mit anerkennenswerter 
Entſchiedenheit für völlig religionsloſe Schulen ein. Nach ſeiner Meinung iſt jeder 
vom Staate erteilte Religionsunterricht der Schule ein Übergriff des Staates, eine 
Vergewaltigung der Bürgerſchaft und der Kinder. Wohl wäre es eine Barbarei, 
die Kinder ohne Kenntnis der religiöſen Vergangenheit der Menſchen aufwachſen zu 
laſſen, aber das gehöre zur Kulturgeſchichte. Als beſcheidener Beitrag zum K 
gegen Die fortſchreitende Verpfaffung Preußens It i i i 
erkennen. H. Sch. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. | 
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Reflexe der ruſſiſchen Revolution. 
| Berlin, 5. Juli 1905. 


„Des Reiters Koller, Stück für Stück, zerfällt wie mürber Zunder“ — 
er Vers aus Bürgers berühmter Ballade taucht unwillkürlich im Gedächtnis 
ef, wenn man die Nachrichten über die ruſſiſchen Ereigniſſe lieſt, wie ſie der 
ektriſche Draht jeden Tag in ſinnverwirrender Haft um den Erdball trägt. 
auch dies wirre Konzert von vielfach noch unklaren und vielfach auch ſich 
derſprechenden Berichten dringt dennoch ſieghaft das Triumphlied der Revo⸗ 
Lion. Stück für Stück zerbricht fie die Gewalt einer aſiatiſchen Deſpotie, und 
ft der Meuterei der Schwarzenmeerflotte liegt es offenbar vor aller Welt 
Agen, daß die letzte Stunde des Zarentums geſchlagen hat. 

Grauenvoll wie ſein Leben war, iſt ſein Tod. Es verweſt bei lebendigem 
ibe. Vergebens ſucht man nach einem Zuge menſchlicher Größe in ſeinem 
kurze. Vom Zaren bis zum letzten Zarenknecht iſt das Zarentum mit Feig⸗ 
lit und Verrat geſchlagen; mit blöder Angſt und Wut in den halb ſchon 
eojchenen Augen ſtarrt es in den klaffenden Abgrund, der ſich vor ihm auf- 
(tan hat; nur noch im Morden Wehrloſer kann es ein Leben betätigen, das 
uhrlos gegen den auswärtigen Feind, wehrlos gegen die Meuterei der eigenen 
gerkzeuge iſt. Noch knattern ſeine Standrechtsſchüſſe, noch knarren die Tore 
ner Kerker, noch verſchlingt es Menſchenleben, wie es deren ſeit den Tagen 
wan des Schrecklichen unzählige verſchlungen hat. Aber zum letztenmal ſchändet 
(das Angeſicht der Erde durch ſeine Greuel; der Tod ſitzt ihm im Nacken und 
urnichtet ſchonungslos ſeine letzte Kraft. 

Wird nun die europäiſche Reaktion ruhig zuſehen, wie ihr „letzter Hort“ 
irröchelt? Die Geſchichte wiederholt ſich nicht, und im Schloſſe Pillnitz wird 
ine Monarchenzuſammenkunft ſtattfinden, um eine bewaffnete Invaſion in 
is revolutionäre Rußland zu beſchließen. Wenn der Zarenthron rettungslos 
ſammenkracht, läßt keine europäiſche Macht marſchieren. Um ſo weniger, als 
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für die ruſſiſche Revolution nicht die Notwendigkeit beſteht wie einſt für d 
franzöſiſche, über die Grenzen des Landes hinauszufluten. Die bürgerlie 
Revolution konnte ſich am Ende des achtzehnten Jahrhunderts nur dadur 
in Frankreich halten, daß ſie mit der feudalen Trümmerwelt auf dem übrig 
Kontinent aufräumte; die ruſſiſche Revolution ſteht zunächſt vor der Aufgal 
nachzuholen, was überall ſonſt auf dem Kontinent mehr oder weniger ch: 
durchgeführt iſt. | 

Auf der anderen Seite treibt in der ruſſiſchen Revolution eine ganz ande 
Kraft wie ehedem in der franzöſiſchen. Proletarier mußten ihre Knochen 
Markte tragen, um den Thron der Bourbonen zu ſtürzen, wie heute Proletari 
ihr Blut in Strömen vergießen müſſen, um den Thron der Romanows we 
zuſchwemmen. Aber das ruſſiſche Proletariat iſt im Anfang des zwanzigſt 
Jahrhunderts ein anderes, als das franzöſiſche Proletariat am Ende des ach 
zehnten Jahrhunderts war. Es läßt ſich nicht mehr mit jo ſpielender Leichti 
keit über ſeine Klaſſenintereſſen hinwegtäuſchen wie einſt die Stürmer der Baſtil 
Das macht die ruſſiſche Revolution freilich noch viel grauenvoller für de 
moderne Europa, als die franzöſiſche Revolution für das feudale Europa mo 
Allein die Luft, unberufene Finger in dieſe Paſtete zu ſtecken, wird in demſelb 
Maße abnehmen. Man mag davon träumen und man mag auch davon rede 
aber deshalb iſt bis zum Handeln ein nicht minder weiter Weg; auch bei d 
feudalen Invaſion in das revolutionäre Frankreich im Jahre 1792 war d 
„ritterliche“ Geſinnung des preußiſchen Königs Friedrich Wilhelm II. ke 
Motiv, ſondern nur eine Phraſe. 

Wenn aber auch die herrſchenden Klaſſen des übrigen Europa nicht dare 
denken werden, ſich durch tollkühne Abenteuer zu Väterchens Rettern m 
Rächern aufzuwerfen, ſo werden ſie doch nicht tatloſe Zuſchauer bleiben bei 
Verſinken ihres „letzten Hortes“. Sie werden ſich in ihren eigenen Lände 
um fo feſter in den Sattel zu ſetzen verſuchen, und eine neue Ara der Ve 
folgungen wird für die arbeitenden Klaſſen anheben, deren Tiefe und u 
auslöſchliche Sympathien der ruſſiſchen Revolution gehören. Es iſt kein Zufa 
daß die Scharfmacher im Deutſchen Reiche wieder Morgenluft ſpüren min 
für die nächſte Zukunft große Taten der Sozialiſtenvernichtung verheiße 
Es iſt ihnen damit bitterer Ernſt, und fie rühmen ſich ſchwerlich ohne triſtig 
Grund, daß ſich das ſchwankende Rohr der Regierung unter dem Winde beug 
den ſie mit allen Blaſebälgen machen. 

Unter dieſen Umſtänden kann man es nur mit doppelter Freude begrüße 
daß der Parteivorſtand auf die Tagesordnung des nächſten Parteitages d 
Erörterung des politiſchen Maſſenſtreiks geſetzt hat und eben einen Aufr 
erläßt, worin er zu Geldſammlungen für die Opfer der ruſſiſchen Revolutit 
auffordert, worin er zugleich erklärt, daß die deutſche Arbeiterklaſſe dem ruſſiſch 
und polniſchen Proletariat einen vollen Erfolg ſeiner heldenmütigen A 
ſtrengungen zum Sturze des ruſſiſchen Deſpotismus und für eine neue, beſſe 
und gerechtere ſoziale und politiſche Ordnung der Dinge im ruſſiſchen Reit 
wünſche. Es iſt gerade die rechte Zeit, ſich zu dem „heldenmütigen und u 
vergleichlichen Kampfe“ zu bekennen, „den das ruſſiſche und polniſche 
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at unter Führung unſerer Genoſſen gegen das fluch- und ſchmachbeladene 
fyiment des ruſſiſchen Zarismus führt“. Je mehr fich die Scharfmacher in 
hungen ergehen, um ſo deutlicher muß ihnen geſagt werden, daß ſie damit 


inanden ſchrecken, oder höchſtens eine Handvoll bürgerlicher Philiſter, aber 


wenigſten die Arbeiter, die fie ſchrecken wollen. 

Eine andere Notwendigkeit der Lage, die durch die ruſſiſche Revolution 
haffen wird, iſt der enge Zuſammenſchluß aller europäiſchen Arbeiterparteien. 
= alle haben das gleiche Intereſſe am Sturze des Zarismus, und fie alle 
zen im Banne der Wirkungen, die von dieſem weltgeſchichtlichen Ereignis 
gehen. Je enger ſie zuſammenhalten, um fo ſpurloſer werden die Blitz⸗ 
shlen an ihnen abgleiten, die im hohen Olymp der Reaktion geſchmiedet 
den. In erſter Reihe iſt ein nahes Bündnis zwiſchen der deutſchen und 
franzöſiſchen Arbeiterklaſſe notwendig, zumal da die Diplomaten beider 
Ader künſtlich Zwiſt zwiſchen den beiden großen Kulturvölkern ſchüren, gerade 
dem Augenblick, wo der drohende Schatten des Zarismus weicht, der allzu 
ige zwiſchen ihnen ſtand. Es iſt deshalb ein glücklicher Gedanke, daß Jaures 
den Berlinern und Bebel zu den Pariſern ſprechen ſoll, im Sinne eines 
Meinſamen Handinhandgehens der deutſchen und der franzöſiſchen Arbeiter— 
[ſe gegen die eigenſüchtigen und volksverräteriſchen Pläne der europäiſchen 
Dlomatie. 

Inzwiſchen iſt es fraglich geworden, ob Jaurées, deſſen Rede auf den 
Juli feſtgeſetzt worden war, in Berlin wird ſprechen können. Etliche Scharf— 
scher verlangen, daß er durch die Polizei daran gehindert werden ſoll, andere 
Suchten derſelben Zunft meinen jedoch, es ſei ſchlauer, ihn ſprechen zu laſſen 
einen Freund des Deutſchen Reiches, der die Intrigen Delcaſſés gegen 
Flow bekämpft habe, gewiſſermaßen von Gnaden der deutſchen Regierung, 
h weil Jaurés ein ganz anderer Mann ſei, maßvoller, patriotiſcher, ver- 
tidiger als die deutſchen Sozialdemokraten. Dieſe Biedermänner wollen alſo 
beabſichtigten Kundgebung den revolutionären Kern ausbrechen, fo gut das 
vihren ſchwachen Kräften ſteht. 

An und für ſich iſt nun dieſer innere Zwiſt der Scharfmacher für uns 
zichgültig. Wird die Verſammlung verboten, jo erzielt dies Verbot min⸗ 
tens dieſelbe Wirkung für den engeren Zuſammenſchluß der deutſchen und 
) franzöſiſchen Sozialdemokratie, wie eine noch jo vortreffliche Rede, die 
zures gehalten hätte, erzielt haben würde; wird die Verſammlung aber nicht 
boten, jo binden die Motive, aus denen die Scharfmacher für dieſes Mal 
1 geliebten Polizeiknüppel haben ruhen laſſen, nur ſie und nicht uns. In⸗ 
beit iſt die Sache ganz einfach und klar. Verwickelt wird ſie erſt dann, 
inn von ſozialdemokratiſcher Seite bewegliche Vorſtellungen an die Einſicht 


ir den Patriotismus oder die Friedensliebe des Reichskanzlers gerichtet 


rden, um das polizeiliche Verbot zu verhindern. Denn wenn man dieſen 
ſtreichen Herrn in die Lage verſetzt, von ſeinem Standpunkt aus mit einem 
zviſſen Rechte zu jagen: Na, weil ihr eine gar fo gute Meinung von mir 
ot, jo will ich kein Spielverderber fein, jo drückt man die beabſichtigte Kund⸗ 
dung in der Tat von der politiſchen Höhe herab, in der fie geplant war, 
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und ſicherlich fehlt ihr dann jede revolutionierende Wirkung. Unter d 
ſchützenden Fittichen des Fürſten Bülow würde die Verſammlung, gerade 
„impoſanter“ ſie verliefe, um ſo weniger imponieren. 

Wir haben dieſe Bedenken nicht zurückhalten wollen, da ſie den Verlg 
der Dinge ſelbſt nicht mehr beeinfluſſen können. Ehe dieſe Zeilen gedru 
worden find, iſt der 9. Juli vorüber. Die faktiſche Rückſicht auf die etwa 
Schädigung einer einmal unternommenen Parteiaktion fällt alſo fort, und n 
haben zu dem Fürſten Bülow das gute Zutrauen, daß er die Partie ergreif 
wird, die uns dennoch auf unſere Koſten kommen läßt. Prinzipiell aber m 
darauf gehalten werden, daß je lauter die Scharfmacher zum Sammeln blaſe 
ihnen um ſo rückſichtsloſer die ſcharfe Seite gezeigt wird, wie es der Part 
vorſtand in ſeinen beiden Kundgebungen aus dieſer Woche getan hat. 


Die folgen des japaniſchen Sieges und die Sozialdemokrat 
Von K. Kautsky. 


1. Die Revolution in Rußland. . 
Noch iſt der Friede nicht geſchloſſen, noch ſchlagen die Völker tief unten 
der Mandſchurei aufeinander los, aber dennoch darf man den Sieg Japa 
heute ſchon als endgültig anſehen. Es kann fi) nur noch darum handel 
wie groß der Siegespreis ſein wird, der ihm zufällt, eine Frage, ſehr wich 
für die Japaner und namentlich ihre herrſchenden Klaſſen, aber von relai 

untergeordneter Bedeutung für das internationale Proletariat. 
Wie immer aber dieſer Preis des japaniſchen Sieges ausfallen mag, g 
jeden Fall muß er Konſequenzen für den proletariſchen Emanzipationskam 
nach ſich ziehen, deren Bedeutung heute ſchon kaum überſchätzt werden kan 
Vor allem, das tft ja das nächſtliegende und am meiſten auffallende, h 
dieſer Sieg den ruſſiſchen Abſolutismus ſo ſehr ins Wanken gebracht, daß 
für dieſen unmöglich wird, wieder ins Gleichgewicht zu kommen. Man köm 
jagen, die Theorie der Kataſtrophen und Zuſammenbrüche feierte hier il 
ſchönſten Triumphe, wenn es eine ſolche Theorie gegeben hätte. Aber m 
darf ſich durch die Begeiſterung über diefen Zuſammenbruch nicht verführ 
laſſen, zu vergeſſen, daß er unmöglich wäre, ohne die unermüdliche Tangjaı 
und unbemerkte Arbeit der Aushöhlung des Abſolutismus, die jahrzehn 

lang vorhergegangen. i 
Nichts iſt weniger berechtigt als das Trennen von unmerklicher Evoluti 
und ſtürmiſcher Revolution, von Aushöhlung und Zuſammenbruch. Bei 
gehören vielmehr notwendigerweiſe zuſammen. Ohne Aushöhlung kein 3 
ſammenbruch. Man darf nicht glauben, die Siege der Japaner allein vi 
ſchuldeten die Kataſtrophe des ruſſiſchen Abſolutismus. Viele abſolutiſtiſt 
Regierungen haben Unglück im Kriege gehabt und ſchmähliche Frieden 
bedingungen ſich gefallen laſſen müſſen, ohne daß ſie darüber zuſamme 
gebrochen wären. Nur die in langwieriger Aufklärungs- und Organiſation 
arbeit geſchaffene Armee des kämpfenden Proletariats in Rußland vermod 
deſſen Niederlagen zu einer Kataſtrophe des Abſolutismus zu geftalten. 
Gibt es aber ohne Aushöhlung keinen Zuſammenbruch, ſo auch ohne 8 
ſammenbruch keinen Sieg der aushöhlenden Klaſſe. Nur in einer gewaltig 
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Atprobe kann zutage treten, wie morſch die Stützen der herrſchenden Klaſſen 
norden find, wie unfähig, den Stößen der aufſtrebenden Klaſſen Widerſtand 
Krieg. Mit ehernem Beſen fegt er hinweg, was aufgehört hat, lebensfähig 
ıfein. Es iſt ein Unſinn, ihn, namentlich bei der modernen Waffentechnik, 
ein Mittel der Ausleſe der tüchtigſten Individuen oder gar der Züchtung 
jonders erhabener moraliſcher Triebe zu erklären. Aber er bildet zweifels⸗ 
nie in einer Geſellſchaftsordnung, die auf Klaſſengegenſätzen aufgebaut iſt, 
machtvolles Mittel, geſellſchaftliche und ſtaatliche Formen aus dem Wege 
amen zu helfen, die ſich überlebt haben und kraftvollen aufſteigenden Klaſſen 
freie Entwicklung verſperren. Inſofern kann ein Krieg ein Mittel ſein, 
der ſozialen Entwicklung dient, und unter den Kriegen, die eine ſolche 
lkung übten, verdient der ruſſiſch⸗japaniſche in erſter Linie genannt zu 
eden. 

Welches werden aber nun die nächſten Konſequenzen des Krieges für Ruß⸗ 
id ſein? 

Wir dürfen nicht den Illuſionen der bürgerlichen Demokratie anheimfallen, 
„ blind für die Klaſſengegenſätze, glaubt, das einzige, deſſen ein abjolu- 
iſcher Staat bedürfe, ſei politiſche Freiheit, und mit deren Erringung habe 
Revolution zu ſchließen. Noch iſt die politiſche Freiheit nicht errungen, und 
jon ſondern ſich die Wege der Liberalen und der Sozialdemokraten. Mit 
cht hat die Genoſſin Luxemburg jüngſt in der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ 
den offenen Brief hingewieſen, den der Exmarxiſt Struve, heute ein echter 
beraler, an Jaurés gerichtet. Das Kennzeichnende dieſes Briefes iſt das 
lrlangen nach einer ſtarken Regierung, die Ordnung ſchafft. Der größte 
lrwurf, den er der Autokratie zu machen weiß, iſt der Hinweis darauf, daß 
je nicht mehr imſtande ſei, die Volksmaſſen zu bändigen, jo daß fie die 
Rarchie überhandnehmen laſſe. Die Furcht vor der „Anarchie“, das heißt 
ir der Erhebung der unteren Volksklaſſen, wird immer mehr der hervor— 
ſchendſte Charakterzug der ruſſiſchen Liberalen; dabei ſind aber vielfach 
ßerlich Liberale und Sozialiſten in Rußland bisher jo wenig ſcharf getrennt 
onefen, das heißt haben ſich ruſſiſche Liberale ſo ſehr als Sozialiſten gefühlt, 
6 dieſe Furcht vor der Anarchie ſelbſt in den ſozialiſtiſchen Reihen hier und 
einen Widerhall fand.“ 


g I Stellenweiſe hat fie ſogar die ruſſiſche Politik des „Vorwärts“ beeinflußt und ihm 
iht peſſimiſtiſche Außerungen über die ruſſiſche Revolution entlockt. Ich hatte ſchon einmal 
legenheit, eine ſolche Außerung über drohende Bauernunruhen (im „Vorwärts“ vom 
1, Februar) in der „Neuen Zeit“ zu beleuchten (Nr. 21 dieſes Jahres). Eine ähnliche 
immung ſprach erſt jüngſt wieder aus dem Briefe ſeines Korreſpondenten in Petersburg 
0 Juni), der von „Peſſimismus“ und „Müdigkeit“ überſtrömt und über das „Chaos“ 
umert, „wo von Ordnung, Geſetz und zweckmäßiger Tätigkeit keine Spur ... dann 
rden die Gefühle müde, man hört beinahe auf zu hoffen, und ohne Hoffnung bleibt der 
flitiſche Gedanke tot“. 

Dieſe ganz unglaubliche Jeremiade veröffentlicht der „Vorwärts“ ohne ein Wort des 
mmentars — wenn man nicht einen Kommentar darin ſehen will, daß er unmittelbar 
runter die Nachricht von der Verſammlung der rebelliſchen Offiziere bringt, eine Nachricht, 
einem wirklichen Revolutionär alles andere einflößen mußte als Peſſimismus, Müdigkeit, 
Iffnungsloſigkeit. a 
Ganz anders und ſehr erfriſchend wirkt dagegen ein Brief aus Rußland, den die Dort⸗ 
under „Arbeiter⸗Zeitung“ veröffentlicht und der jubelt: „Es iſt eine Luſt zu leben.“ Der 


Fi Die ſtärkſte Kraftprobe, die ein Regime auszuhalten hat, ift aber 
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Die Liberalen mögen nach einer ſtarken Regierung ſchreien und dem f 
mehrenden Chaos mit angſtvoller Beklemmung entgegenſehen, das revolution 
Proletariat hat alle Urſache, es mit hochgeſpannten Hoffnungen zu begrüße 
Dies „Chaos“, das iſt nichts anderes als die Revolution in Permaner 
Die Revolution iſt aber unter den heutigen Verhältniſſen jener Zuſtand, | 
dem das Proletariat am raſcheſten reift, am vollkommenſten ſeine intellektuell 
moraliſchen, ökonomiſchen Kräfte entwickelt, dem Staate und der Geſellſch 
am tiefſten ſeinen Stempel aufprägt und die meiſten Konzeſſionen von ihn 
erringt. Kann auch dieſe dominierende Poſition des Proletariats in ein 
ökonomiſch jo rückſtändigen Lande wie Rußland nur eine vorübergehende jei 
ſie ſchafft Reſultate, die ſich nicht wieder beſeitigen laſſen, und zwar um 
größere und tiefer gehende, je länger ſie dauert. 1 

Bis heute wirken in Frankreich die Ereigniſſe der großen Revolution naı 
Wenn das Proletariat trotz der relativen Schwäche der ſozialiſtiſchen Organ 
ſationen in Frankreich mehr Macht ausübt als in Deutſchland mit ſein 
drei Millionen ſozialiſtiſcher Wähler, jo iſt das ganz und gar nicht d 
miniſterialiſtiſchen Taktik und nur ſehr wenig den demokratiſchen Form 
der bürgerlichen Republik, wohl aber den revolutionären Inſtinkten 
verdanken, die bis in unſere Zeit aus den Tagen der Jakobinerherrſche 
nachwirken. Wäre es nach dem Willen der Liberalen von Anno dazum 
gegangen und hätte die Revolution mit der Umwandlung der Genere 
ſtände in eine Nationalverſammlung aufgehört, um einem Regime geſetzlich 
Ordnung Platz zu machen, kurz, wäre die Revolution eine nach bürgı 
lichen Begriffen jo „ſchöne“ geblieben, wie es die von Schiller im „Tell“ v. 
herrlichte war und heute zur Befriedigung aller Gutgeſinnten die der Norweg 
iſt; hätte ſich die franzöſiſche Revolution nicht durch die „Schreckensherrſchaf 
„befleckt“, dann wären die unteren Klaſſen Frankreichs politiſch ganz unreif im 
machtlos geblieben, wir hätten kein 1848 erlebt, der Emanzipationskampf d 
franzöſiſchen und damit der des internationalen Proletariats wäre unendli 
verlangſamt worden. 

Die Revolution in Permanenz iſt alſo gerade dasjenige, was das Prol 
tariat in Rußland braucht. Heute ſchon hat ſie es, namentlich in Polen, u 
gemein gereift und geſtärkt. Einige Jahre Dauer werden es zu einer Elit 
truppe, vielleicht zu der Elitetruppe, des internationalen Proletariats mache 
einer Truppe, die mit allem Feuer der Jugend die Erfahrungen einer Prar 
weltgeſchichtlicher Kämpfe und die Kraft einer den Staat beherrſchenden Mat 
vereinigt. | 

Wir haben aber alle Urſache, zu erwarten, daß es zur Revolution in Pe 
manenz oder, um bürgerlich zu reden, zum Chaos, zur Anarchie kommt ur 
nicht zu der ſtarken Regierung, die Herr Struve und feine liberalen Freun 
herbeiſehnen. Selbſt unter den Sozialiſten gab es einige, die betrübt darüb 
waren, daß Nikolaus nicht der Revolution durch rechtzeitige Konzeſſionen en 
gegenkam oder am 22. Januar durch die Gaponſche Bewegung dazu gezwunge 
wurde. Aber gerade dieſer raſche Sieg der Revolution hätte nur einer ftark 
Regierung des Liberalismus die Wege geebnet. Die Fortdauer der Autokratie di 
gegen bedeutet die Eröffnung der Revolution in Permanenz. Nichts wirkt revol! 
Korreſpondent gibt ein herzerfreuendes Bild der unermüdlichen Arbeit des revolutionär 


Kampfes, der Organiſation und Aufklärung der Proletariermaſſen, die von unſeren Genoſſe 
jetzt in Rußland geleiſtet wird. ö 
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1 3 nichts untergräbt mehr die Fundamente aller Staatsgewalt als die 
ortdauer dieſes erbärmlichen und hirnloſen Regimes, das gerade noch die 
fat hat, ſich an ſeine Amter zu klammern, aber nicht die mindeſte Kraft 
ehr, zu regieren, das Staatsſchiff in einem beſtimmten Kurſe zu ſteuern. 
tie Autokratie hat eben noch die Kraft, den Abſchluß des Friedens zu ver 
ndern, aber nicht mehr die Kraft, ſiegreich Krieg zu führen. Eben noch die 
\caft, eine liberale Regierung hintanzuhalten, nicht aber die Kraft, der Selbſt⸗ 
tigkeit des Volkes noch Schranken zu ſetzen. Die Autokratie wird ſelbſt zu 
ger Quelle der Anarchie, indem fie in ihrer Verzweiflung, um ſich zu be⸗ 
Impten, Bürgerkriege entfeſſelt, in den Städten das Lumpenproletariat auf⸗ 
st, im Kaukaſus die Mohammedaner, ſeine wildeſten und unbotmäßigſten 
nſaſſen. Sie hofft mit dieſen Werkzeugen ihre Gegner niederſchlagen zu 
nnen und merkt nicht, daß fie damit nur die Revolutionäre anſtachelt, gleich⸗ 
itig aber auch die friedlichſten und zahmſten Bürger in das Lager ihrer 
egner treibt. Derartige Methoden der Konterrevolution haben ſtets nur dazu 
dient, die Revolution entſchiedener und kraftvoller zu machen, die rückſichts⸗ 
ſeſten unter den Revolutionären immer mehr in den Vordergrund zu drängen. 
Ihme die Erhebungen in der Vendce, die im März 1793 begannen, hätte die 
gergpartei vielleicht nie die Kraft erhalten, die Gironde zu ſtürzen (Juni 1793) 
nd das Syſtem des kleinbürgerlich⸗proletariſchen Schreckens zum Siege zu 
ihren. | 

Je länger es der Autokratie gelingt, den Frieden nach außen, eine liberale 
tegierung nach innen zu verhindern, deſto furchtbarer muß ihr ſchließlicher 
zuſammenbruch werden, deſto gründlicher die Auflöſung aller Regierungs- 
ewalt. Und wir dürfen überzeugt ſein, daß der Zar und ſeine Leute alles 
ufbieten werden, was ſie können, das ganze ruſſiſche Volk in die wildeſte 
tevolution hineinzupeitſchen. Das iſt ihre hiſtoriſche Miſſion geworden, und 
lles deutet darauf hin, daß ſie ſie erfüllen werden. 


* * 
* 
Nachſchrift. Eben, wie dieſe Zeilen in die Druckerei wandern ſollen, kommt 
nir ein Artikel der Wiener „Arbeiterzeitung“ zu Geſicht, der mich zu einigen Be⸗ 
nerkungen veranlaßt. Unſer Wiener Bruderorgan ſchenkt ſeit langem den ruſſiſchen 
dingen beſondere Aufmerkſamkeit und liefert über ſie oft wertvolle Informationen. 
sie iſt auch wie keine andere Tageszeitung durch ihre ganze Situation dazu be⸗ 
ufen, der proletariſchen Bewegung deutſcher Zunge das Verſtändnis der ſlaviſchen 
u vermitteln. Um ſo peinlicher wirkt eine gelegentliche Entgleiſung. 
Jieenes famoſe Ereignis, durch das die Schwe tte in eine rote Meer⸗ 
lotte verwandelt zu werden drohte, hatte den offiziellen und offiziöſen Telegraphen 
u bejonderer Verlogenheit angeſtachelt. Gar manche Zeitung fiel auf ſeine Nachricht 
herein, die Beſatzung des „Knjäs Potemkin“ habe ohne den Verſuch einer Gegenwehr 
Iapitulier; unter dieſen Zeitungen befand ſich auch die Wiener „Arbeiterzeitung“. 
Das wäre nicht ſo ſchlimm, das kann einer jeden Zeitung paſſieren, die auf Fixig⸗ 
feit etwas hält. Schlimmer aber iſt es, daß es dem Lügentelegramm trotz der kurzen 
Beine, die Lügen bekanntlich haben, gelang, der „Arbeiterzeitung“ ein Bein zu ſtellen 
und ſie zum Stolpern zu bringen. Die Nachricht von der Kapitulation der Meuterer 
beranlaßte fie zu folgendem Kommentar: 
„Ein Trotz, der ſich zur vermeſſenſten Tat auflehnt, und am nächſten Tage 
Ergebung, Unterwerfung — feige, traurige Auslieferung an den Henker! Das 
it die breite, ruſſiſche Seele‘, die Brutalität und frauenzartes Mitleid in 
einem Sacke hat, das iſt das ſlaviſche Schwanken von jähen Außerungen ge⸗ 
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waltiger Kraft zur Erſchlaffung in erbärmlicher Schwäche; jenes Umkippen 
der Empfindungen, das uns im Roman die Tiefen der menſchlichen Seele enthält 
und beim Zuſammentreffen im Leben fo fremd und wunderlich anmutet.“ (Numme 
vom 2. Juli.) 1 
In der Tat, wenn uns etwas „fremd und wunderlich anmutet“, ſo ſind es dieſe 
Worte, die, wenn ich nach mir ſchließen darf, auf jeden Freund der ruſſiſchen 
Revolution einen beklemmenden Eindruck machen müſſen. Es wäre lebhaft zu 
wünſchen, daß die Redaktion der „Arbeiterzeitung“ Veranlaſſung nähme, ſie als 
einen individuellen Lapſus zu desavouieren und dieſe ungeheuerliche Auffaſſung 
nicht als die eines der vornehmſten publiziſtiſchen Organe der Sozialdemokratie 
deutſcher Zunge gelten zu laſſen. | 
Ganz abgeſehen davon, daß dieſe Sätze nach der modernen, ebenjo wider 
ſozialiſtiſchen wie unſinnigen Raſſentheoretik riechen, daß fie einen ſlaviſchen Geſamt⸗ 
charakter konſtruieren, wo es kaum eine Völkergruppe gibt, die ſo verſchiedenartige 
Elemente umfaßt, wie die flavifche; ganz abgeſehen davon, daß jeder Slave nur zu 
leicht aus dieſen Worten einen deutſchvölkiſchen Hochmut herauswittern kann — 
welche Prognoſe ſtellte die „Arbeiterzeitung“ der ruſſiſchen Revolution, wenn die 
zitierten Worte ihre wirkliche Anſchauung ausſprächen? Müßten wir nicht darauf 
gefaßt ſein, daß die revolutionäre Bewegung der „ruſſiſchen Seele“ morgen ebenſo 
unvermittelt zuſammenbricht, ohne eine Spur zu hinterlaſſen, wie ihrer Anſicht nach 
die Beſatzung des „Potemkin“ feig und traurig ſich unterwarf? 

Zum Glücke ſind die fraglichen Bemerkungen über die ruſſiſche und ſlaviſche 
„Seele“ nichts als belletriſtiſche Redensarten, aus Romanen geſchöpft, die uns an⸗ 
geblich die „Tiefen der menſchlichen Seele enthüllen“. Wer ſich geſchichtlich mit 
dem ruſſiſchen Volke beſchäftigt hat, der erſtaunt nicht über ſeine Wankelmütigkeit, 
ſein „ſlaviſches Schwanken“, ſondern vielmehr über feine Hartnäckigkeit und 
Zähigkeit, die auch den ruſſiſchen Soldaten ſeit jeher kennzeichnen, wie ſie zum 
Beiſpiel Friedrich der Große und Napoleon zu empfinden bekamen. Dieſe Eigen⸗ 
ſchaft beruht indes ebenfalls nicht auf irgend einer myſtiſchen Eigenart der „jlavi- 
ſchen Seele“, ſondern auf der ruſſiſchen Produktionsweiſe. Der Ackerbau 
beherrſchte ſie bisher faſt vollſtändig, und der erzeugt überall ſchwerfällige, aber 
auch zähe und hartnäckige Naturen. 

Das Schwanken zwiſchen unvermittelten Extremen, zwiſchen „gewaltiger Kraft“ 
und „erbärmlicher Schwäche“, jenes „Umkippen der Empfindung“ von „himmelhoch 
jauchzend“ bis „zum Tode betrübt“, iſt das Kennzeichnen nicht der Bauern, ſondern 
von Berufen, die die Nervoſität entwickeln, findet ſich alſo namentlich bei den Intel⸗ 
lektuellen der Großſtädte. Es tritt im engen Raume der meiſten weſteuropäiſchen 
Redaktionen viel ſtärker zutage, als in der „breiten ruſſiſchen Seele“. 

Da aber die Ruſſen ebenfalls eine Klaſſe der Intelligenz haben, ſo iſt dieſe 
pſychiſche Eigentümlichkeit auch bei ihnen zu finden und vielleicht noch ausgeprägter 
als in Weſteuropa, nicht wegen ihrer flaviſchen Raſſeneigentümlichkeiten, ſondern 
wegen ihrer hiſtoriſchen Poſition. Wir finden viele Hamlets unter den ruſſiſchen 
Intellektuellen, weil ihnen wie Hamlet eine Aufgabe zuteil wurde, die ihre Kräfte 
überſtieg: f a 
155 „Die Zeit iſt aus den Fugen, Schmach und Gram, 

Daß ich zur Welt, ſie einzurichten kam.“ 


Ihnen, der kleinen machtloſen Schar von Gebildeten, fiel die Aufgabe zu, dem Herrn 
des größten Weltreichs, der ſtärkſten Armee, der unterwürfigſten Bureaukratie, dieſem 
Koloß, vor dem alle Reiche ſich beugten, den Krieg zu erklären. Kein Wunder, daß 
bei vielen von ihnen ihre Empfindungen leicht umkippten, daß ſie ſich heute an der 
Rieſengröße ihrer Aufgabe bis zu den Wolken erhoben, um morgen unter ihrer 
Rieſenlaſt im Staube zermalmt zu werden. N f 
Derartige Intellektuelle im Ausland aber ſind es, die dem Weſteuropäer am 
meiſten auffallen und dann als der Typus des Ruſſen überhaupt erſcheinen; der⸗ 


Kautsky: Die Folgen des japaniſchen Sieges und die Sozialdemokratie. 465 


A 


| 
ige Intellektuelle ſind es aber auch, die uns vielfach die Kenntnis der ruſſiſchen 
ſolksſeele“ vermitteln, welche in einem ſolchen Spiegel natürlich ebenſo ſchwankt 
x. er ſelbſt, die in ihm einmal als Ausbund aller Tugenden und aller Heldengröße, 
1 dann wieder als ſtumpfes Tier und unterwürfiger Sklave erſcheint. Auch jetzt 
Ader ſind es ſolche Intellektuelle, die vielfach noch der eigenen Revolution mit 
gemiſchteſten Gefühlen zuſehen, ihr heute als dem Erlöſer zujauchzen und ſie 
grgen als eine grauenhafte Götterdämmerung aller Kultur beweinen. 

Aber die Revolution als Selbſttätigkeit der Proletarier und Bauern Rußlands 
t inzwiſchen ihren Weg und läßt die Leute ſchwätzen — getreu dem Grundſatz, 
ſchon Dante ausgeſprochen und Marx ſich zum Motto gewählt. Noch nie gab 
{eine Revolution, die ſich fo ausgezeichnet hätte durch die Hartnäckigkeit der 
bolutionäre, durch ſolche Abweſenheit von Schwanken und Wankelmütigkeit wie 
ruſſiſche. Die weſteuropäiſchen, die von 1789 bis 1871 in den Großſtädten ſich 
ipielten, vollzogen jede ihrer entſcheidenden Aktionen binnen wenigen Tagen, in 
gen ſie nach kurzem Sturme entweder ſiegten oder unterlagen. Heute haben wir 
unermüdliche zu Tode hetzen des Abſolutismus ausgeführt, nicht durch die Be- 
kerung einer einzigen Großſtadt, ſondern durch die eines ungeheuren Reiches. 
gon ſeit einem halben Jahre geht die wilde Jagd, und kein Erſchlaffen, kein Er⸗ 
tten der Verfolger iſt zu fühlen. Unzähligemal niedergeworfen, erheben fie ſich 
ner wieder mit vermehrter Kraft, zu immer wilderem Vorwärtsſtürmen. Und 
jade darin, in dieſer Hartnäckigkeit und Zähigkeit, mit der fie das Wild des Ab⸗ 
eitismus zum Verbluten bringen, liegt die Gewähr, daß die ruſſiſche Revolution 
t vorzeitig zuſammenklappen wird, daß der Sieg ihr ſicher iſt. g 
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2. Die revolutionäre Situation in Europa. 


Die Revolution in Permanenz in Rußland kann aber nicht ohne Rück⸗ 
kung bleiben auf das übrige europäiſche Feſtland. 

Vor allem bedeutet ſie den Staatsbankrott, den Verluſt der vielen Milliarden, 
das europäiſche Kapital dem ruſſiſchen Abſolutismus geliehen hat, um mit 
die Früchte der Unterdrückung und Ausbeutung des ruſſiſchen Volkes zu teilen. 
Freilich, käme es zur ſtarken, liberalen Regierung, ſo wäre es eine ihrer 
en Sorgen, den ruſſiſchen Staatskredit zu heben, die Schuldenzinſen getreulich 
zahlen. Das ſchon aus allgemein kapitaliſtiſchem Klaſſeninſtinkt, dem Profit 
>» Zins die höchſten Heiligtümer find, an die zu taſten eine Todſünde wider 
heiligen Geiſt. Dann aber auch aus praktiſchem Bedürfnis; denn eine 
te Regierung braucht eine ſtarke Armee; deren Reorganiſation wäre die 
te Aufgabe des neuen liberalen Regimes. Das iſt aber nicht möglich ohne 
e Anleihen. 

Kommt es aber nicht dazu, gelingt es der Autokratie, eine liberale Regie⸗ 
ng unmöglich und die Revolution permanent zu machen, dann iſt die erſte 
ide die, daß keine Steuern mehr entrichtet werden, und wovon ſoll man 
an die Coupons bezahlen? Gerade das iſt übrigens auch einer der Gründe, 
es ſehr erſchweren, daß es zu einer ſtarken, liberalen Regierung kommt. 
inn eine ihrer Hauptaufgaben wäre die, die Steuern einzutreiben und zu 
beſtehenden neue hinzuzufügen. 

Es iſt aber nicht notwendig, daß etwa eine Diktatur des Proletariats zu— 
nde kommt, um den Staatsbankerott zu erklären. Das bringt auch der 
kerotte Abſolutismus ſelbſt fertig, wenn er in dieſer verzweifelten Maßregel ein 
Ittel ſieht, ſeinen politiſchen Bankerott um eine Galgenfriſt hinauszuſchieben. 
it ſehr leicht möglich, daß die Kapitaliſten Europas gerade mit dem geſtraft 
eden, womit fie geſündigt. Hätten fie rechtzeitig ihren Einfluß dahin auf 
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geboten, den Zaren zu zwingen, ein liberales Regime einzuführen, fo hätte 
fie wohl die Revolution verhindern und ihre Coupons retten können. Dur 
ihre bedingungsloſe Unterſtützung aller Infamien und Dummheiten des abſol 
tiſtiſchen Syſtems haben ſie es glücklich dahin gebracht, das einzige Regierung 
ſyſtem verhindert zu haben, das den ruſſiſchen Staatsbankerott aufhalten konnt 
das liberale. 

Kommt es aber zu dieſem Bankerott, und wie die Dinge heute ſtehen, i 
hundert gegen eins zu wetten, daß er kommt, dann gibt es einen Krach, w 
ihn die Welt noch nicht geſehen, gegen den der Panamakrach noch ein Rinde 
ſpiel. Denn der betraf nur Frankreich, nur deſſen Kleinbürgertum. Der ru 
ſiſche Krach trifft die ganze Kapitaliſtenklaſſe Europas; er trifft nicht bloß d 
„kleinen Sparer“, ſondern auch die großen Banken und damit indirekt au 
die Induſtrie — dort, wo Banken und Großinduſtrie aufs engſte liiert fin 
dieſe auch direkt. Beim Panamakrach handelte es ſich um ungefähr eine Mi 
liarde; bei den ruſſiſchen Staatsſchulden um das Fünfzehnfache. Nun brand 
man ſich bloß der Erregung zu erinnern, die der Panamakrach in Frankrei 
hervorgerufen, wie er dieſen Staat an den Rand einer Revolution geführ 
und man kann ſich ungefähr vorſtellen, welches die Wirkungen eines Krache 
ſein müſſen, der die Verheerungen des Panamakrachs vielleicht verzehnfacht un 
der mit einem wilden Bürgerkrieg in Oſteuropa zuſammenfällt. 

Aber dabei bleibt die Rückwirkung der ruſſiſchen Revolution auf We 
europa nicht ſtehen. Zu dem Staatsbankerott geſellt ſich das Ausbleibe 
des ruſſiſchen Getreideexports. 

Wenn der ruſſiſche Bauer heute Getreide verkauft, ſo tut er es nicht, we 
er Überfluß daran hat, ſondern weil er Steuern zahlen muß. Er verhunger 
aber verkauft Getreide, um den Steuerexekutor zu befriedigen. Sobald d 
Revolution in Permanenz die Angſt vor den Steuerbehörden aufhebt, befeitic 
ſie damit auch das Motiv zum Getreideverkauf. Der Bauer wird die Ohr 
macht der Regierung während der Revolution dazu benützen, ſich einmal jai 
zu eſſen. Sollte aber die Ernte fo reichlich ausfallen, daß er einen Überſchu 
über ſein Nahrungsbedürfnis hinaus erzielt, dann verwendet er dieſen ſiche 
auch nicht dazu, Steuern zu zahlen, ſondern Induſtrieprodukte zu kaufen. De 
Getreideüberſchuß wandert dann nicht zur Bezahlung der Coupons ins Au 
land, ſondern zur Bezahlung von Lohnarbeitern und Unternehmern in d 
ruſſiſchen Induſtriebezirke. 

Sollte es alſo nicht baldigſt zu einer „ſtarken“ liberalen Regierung kommen 
die es verſteht, „Ordnung“ und „Geſetzlichkeit“ in der Bauernſchaft aufred 
zu halten, dann haben wir im nächſten Jahre — ja vielleicht ſchon in dieje 
Herbſte — mit einem plötzlichen Nachlaſſen der ruſſiſchen Getreideausfuhr 3 
rechnen. Welche Bedeutung das für den Getreidehandel und die Getreideprei 
erlangen muß, kann man daraus erſehen, daß an der Getreideausfuhr de 
Exportſtaaten Rußland je nach der Ernte mit einem Viertel bis einem Dritte 
beteiligt iſt (1903 faſt 10000 Millionen Kilogramm). Auch die günſtigſte Emmi 
in den anderen Ausfuhrgebieten dürfte kaum imſtande fein, ein erhebliche 
Defizit im ruſſiſchen Getreideerport zu decken. Die Folge davon muß ei 
ſtarkes Hinaufſchnellen der Getreidepreiſe ſein. Und mit den Viehpreiſen wir 
ſich's ähnlich verhalten. 

Dieſe unbeabſichtigte Teuerung wird aber im Deutſchen Reiche zuſammer 
treffen mit der abſichtlich, künſtlich durch den neuen Zolltarif herbeigeführte 
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b für ſich allein ſchon genügen wird, die arbeitenden Klaſſen aufs ſchwerſte 
belaſten, die aber zu den unerträglichſten Zuſtänden führen muß, wenn fie 
irſtärkt wird durch eine allgemeine Teuerung auf dem Weltmarkt und voll— 
gen während einer ſchweren wirtſchaftlichen Kriſis. 
Damit müſſen ſich die Klaſſengegenſätze auch außerhalb Rußlands zu un⸗ 
Hörter Schärfe zuſpitzen und die Klaſſenkämpfe um jo gewaltſamer werden, 
mehr die gleichzeitige Revolution Rußlands die Erregung der unteren Klaſſen 
se die Nervoſität der herrſchenden ſteigert. 
Aber mit alledem dürfte noch nicht genug des Unheils für dieſe ſein. 
Der militäriſche Zuſammenbruch Rußlands hat das europäiſche Gleichgewicht 
bedenkliches Schwanken gebracht und dadurch die ſchwierigſten internationalen 
s:obleme geſchaffen. Das erheiſcht mehr als je eine weitſchauende, ruhige und 
klare äußere Politik. Aber die europäiſchen Regierungen laſſen wenig in 
ser Beziehung erwarten. Frankreich wie England ſtehen vor Parlaments⸗ 
flöſungen, die die mannigfachſten Überraſchungen bringen können. In Oſter⸗ 
ich haben wir einen altersſchwachen Kaiſer, der die Zügel der Regierung 
immer mehr dem Thronfolger auszuliefern ſcheint, einem Heißſporn des Kleri- 
lismus und des perſönlichen Regiments. Dieſem iſt es wohl namentlich 
zuſchreiben, wenn jetzt die Wiener Hofburg den Kampf gegen die politiſche 
acht des ungariſchen Junkertums eröffnet hat — eines Junkertums, weit 
ptziger, unbotmäßiger und kraftvoller noch als das Oſtelbiens. Das iſt ein 
ımpf, der für die Union zwiſchen Ungarn und Weſtöſterreich leicht jo enden 
inn, wie eben ein ähnlicher Kampf für die Union zwiſchen Schweden und 
ſorwegen, der aber auf keinen Fall ſich in jo gemütlichen Formen vollziehen 
ind. Und das in einem Moment, wo die Revolution an den Grenzen 
‘aliziens wütet und neue Unruhen auf dem Balkan drohen. 
Die politiſch entſcheidende Macht für die internationale Politik Mitteleuropas 
aber das Deutſche Reich geworden, und gerade deſſen äußere Politik wird 
übegreiflicher als je. Sicher hat die deutſche Regierung nicht die Abſicht, um 
karokkos willen, alſo um nichts und wieder nichts einen Krieg mit Frankreich 
beginnen, um einer Lappalie willen einen Weltkrieg zu entzünden, der zum 
uin aller Beteiligten führen müßte. Eine ſolche Abſicht wäre Wahnſinn oder 
erbrechen. Aber gerade weil die Reichsregierung eine ſolche Abſicht nicht 
ghegt haben kann, iſt ihre Politik um jo unbegreiflicher, dieſe Politik der 
litze aus heiterem Himmel, aus irgend einer Laune, die, ohne den Krieg zu 
ollen, die Gegenſeite in den Glauben verſetzt, daß ein Krieg geplant ſei und 
durch einen Zuſtand nervöſer Spannung erzeugt, in dem ein Ungefähr eine 
situation ſchaffen kann, die tatſächlich zum Kriege führt. 
Schon einmal hatte die preußiſche Regierung eine Revolution im Nachbar⸗ 
1. zu ähnlicher Politik benützt. Als die große Revolution in Frankreich 
usbrach, und gleichzeitig Rußland und Sſterreich im Kriege mit den Türken 
igen, da hielt Preußen den Moment für gekommen, Oſterreich zu ſchwächen 
nd ein neues Stück Polen zu annektieren. Noch dauerte die Revolution in 
frankreich kein Jahr, und ſchon drängte Friedrich Wilhelm II. zum Kriege 
egen Oſterreich. Nur die Nachgiebigkeit Oſterreichs, das alle Forderungen 
reußens annahm, verhinderte ihn. Aber die polniſche Frage war einmal 
ufgeworfen und bildete nun den Zankapfel zwiſchen den drei Mächten, die 
m Schluſſe der Revolution die heilige Allianz gegen ſie bilden ſollten, zu 
rem Beginn aber, ſtatt gemeinſam gegen den gemeinſamen Feind, die Revo⸗ 
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lution in Frankreich, mit voller Kraft vorzugehen, den Krieg gegen dieſen ent 
weder gar nicht — wie Rußland — oder nur unentſchloſſen führten, wir 
Preußen und Sſterreich, da jede dieſer Mächte fürchtete, von den anderen 
betrogen und überfallen zu werden. 8 

So unbegreiflich es iſt, die monarchiſche Diplomatie hat damals in ihrer 
kurzſichtigen Habgier und Unwiſſenheit es fertig gebracht, ſich wegen der Tei— 
lung einer Beute in einem Augenblick zu zerzanken, wo die Grundlagen ihrer 
Herrſchaft ſelbſt bedroht waren. 

Aber noch weit unbegreiflicher iſt die heutige Diplomatie. Polen beſaß 
doch noch eine ganz andere Bedeutung für Preußen, als ſie Marokko heute 
hat. Außerdem gab es damals in Preußen wie in Sſterreich noch keine Spur 
einer politiſchen Oppoſition. Ihre Regierungen waren zunächſt nur von außen 
bedroht, durch die franzöſiſchen Revolutionsheere, nicht von innen. Ihre Nieder, 
lage bedeutete den Sieg der Revolution in Frankreich und damit die Bildung 
eines Revolutionsherdes im Herzen Europas, aber noch lange nicht den ſo⸗ 
fortigen Zuſammenbruch der abſolutiſtiſchen Regierungsſyſteme in den übrigen 
Teilen des europäiſchen Feſtlandes. Seit 1870 dagegen bedeutet jeder unglück⸗ 
liche Krieg für einen europäiſchen Staat die Revolution in feinem Innern, 

Das marokkaniſche Abenteuer läßt alſo nicht gerade erwarten, daß die 
Reichsregierung zurzeit über jene Qualitäten verfügt, die es ihr ermöglichten, 
ohne erhebliche Friktionen die internationalen Schwierigkeiten zu überwinden, 
welche der Zuſammenbruch Rußlands nach ſich ziehen muß. 8 

So deutet alles darauf hin, daß wir einer Epoche der größten Verſchärfung 
der Gegenſätze der Staaten und Klaſſen entgegengehen, einer Epoche, in der 
die Revolutionierung des Nachbarlandes ohne alles Zutun einzelner Perſonen 
oder Parteien revolutionäre Situationen in Weſteuropa ſelbſt ſchaffen kann. 
(Fortſetzung folgt.) 


Marxismus und Teleologie. 


Von Anton Pannekoek (Senden, Holland), 


III. (Schluß.) 
Ausführlich dargelegt und behandelt wurde die teleologiſche Auffaſſung im 
erſten Bande der „Marx⸗Studien“, in Max Adlers Abhandlung: „Kauſalität 
und Teleologie im Streite um die Wiſſenſchaft“, mit der wir uns nunmehr 
befaſſen wollen. Trotz ihrer Ausführlichkeit müſſen wir dieſe Behandlung aber 
als ſehr unvollſtändig erachten; ſie enthält nichts als eine Kritik der erkenntnis⸗ 
theoretiſchen Grundlagen, in der die bei jedem unmittelbar aufkommenden und 
auch oben von uns kurz angedeuteten Einwürfe ausführlich und gründlich, zu⸗ 
gleich aber ſehr umſtändlich und in allerhand Nebenfragen abſchweifend, er⸗ 
örtert werden. Weder der geſellſchaftliche Urſprung der teleologiſchen Auf⸗ 
faſſung, noch ihre Bedeutung als Kulturerſcheinung, als Ausdruck des Geiſtes⸗ 
und Gemütszuſtandes der untergehenden Bourgeoiſie, noch ihr ſcharfer Gegenſatz 
zum Marxismus wird erwähnt. Darum haben wir verſucht, in den vorigen 
Abſchnitten, wenn auch nur in kurzer, ſkizzenhafter Darſtellung, auf dſeſe 
Momente hinzuweiſen. | 
Die modernen Erkenntniskritiker ſehen die Philoſophie als eine Art Mathe⸗ 
matik an, deren Geſchichte — und ebenſo die jeder anderen wiſſenſchaftlichen 
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8ziplin, nur loſe und zufällig mit der ganzen Weltgeſchichte zuſammenhängt. 
geſer dürren, an Begriffen herumklaubenden Auffaſſung hat ſchon Windelband in 
ner „Geſchichte der neueren Philoſophie“, über Kant redend, entgegengehalten, 
aß die Geſchichte der Philoſophie nicht iſt das Abſpinnen ideeller abſtrakter 
htwendigkeiten, ſondern das Ringen denkender Menſchen, und daß wir in 
‚em bedeutenden Syſtem die weltbewegenden Geiſtesmächte in individueller 
Imzentration vor uns ſehen“. In der Tat: nicht als Gelehrte, die einen 
giſchen Fehlſchluß machten, ſondern nur als ringende Denker kann man die 
eologen und ihre Anſichten begreifen, indem man die fie bewegenden 
Zeiſtesmächte“, die wir als ſehr materielle, greifbare Mächte erkannt haben, 
terſucht. Darum iſt für uns der Nachweis der geſellſchaftlichen Wurzel der 
leologie und ihres Verhältniſſes zum Marxismus viel wichtiger als alle 
kenntnistheoretiſchen Beweisführungen. Denn jener läßt uns erkennen, woher 
kommt, daß uns ſofort die Unrichtigkeit einleuchtet von Anſichten, deren 
ichtigkeit namhafte Wortführer mit warmer Überzeugung verteidigen. Vor 
im Widerſpruch zwiſchen dem von jedem anerkannten tiefen Wiſſen dieſer 
ſelehrten und ihren jo leicht ins Auge fallenden Irrtümern bleibt die ſie 
kenntnistheoretiſch widerlegende rein formelle, theoretiſche Betrachtungsweiſe 
chen, und die bewundernden, preiſenden Worte über ihren Scharfſinn und ihre 
elehrtheit können dieſen Widerſpruch nicht verdecken, laſſen ihn im Gegenteil 
eller hervortreten. 

Überhaupt erhalten die verſchiedenen Lehren und Richtungen, die jetzt unter 
ir Bourgeoiſie emporkommen und von den bürgerlichen Gelehrten verteidigt 
erden, erſt dann Wert und Intereſſe für uns, wenn wir fie in ihrem geſell⸗ 
gaftlichen Zuſammenhang und in ihrem Verhältnis zum Marxismus be⸗ 
achten. Man bezeichnet ſie wohl mitunter zuſammenfaſſend als das „moderne 
eiſtesleben“, was genauer das Geiſtesleben der modernen, das heißt der 
itergehenden Bourgeoiſie heißen muß; feine theoretiſche Geſtalt findet es in 
m, was die bürgerlichen Gelehrten zur Verteidigung der kapitaliſtiſchen Ord⸗ 
ung gegen die Angriffe des Sozialismus ausgedacht haben. Der Sozialismus 
at auf mit dem Anſpruch, die Okonomie als Wiſſenſchaft zu vollenden, der 
echts⸗ und Staatslehre eine natürliche Grundlage zu geben und die Philo— 
phie vom Kopfe auf die Füße zu ſtellen, während er ſeine Lehre von der 
ntwicklung der menſchlichen Geſellſchaft an den Darwinismus anſchloß. Dem⸗ 
genüber entwickelte die bürgerliche Welt eine neue Okonomie, mit der ſie die 
zialiſtiſchen Anſprüche bekämpfen konnte; fie ging bis zu den Grundlegern 
er klaſſiſchen Philoſophie zurück, um durch vertieftes Studium ihrer Arbeiten 
ne kritiſche Philoſophie auszubilden, welche die Nichtigkeit alles Materialis⸗ 
dus demonſtrierte, und auf den Darwinismus baute ſie eine Anthropologie 
uf, welche die Unmöglichkeit der ſozialiſtiſchen Zukunft nachwies. Auf allen 
10 Gebieten entſtand Bewegung in der bürgerlichen Wiſſenſchaft; ein reſpek⸗ 
ables Quantum geiſtiger Arbeit iſt hier von den beſten Denkern der Bour⸗ 
eoiſie geleiſtet worden, und es verſteht ſich, daß dies auch für die Wiſſenſchaft 
leibenden Nutzen gebracht hat. Um ſo mehr iſt es notwendig, daß der geſell⸗ 
haftliche Urſprung dieſer geiſtigen Bewegung und der Klaſſencharakter dieſer 
euen Lehren nachgewieſen wird. Wenn die bürgerlichen Gelehrten durch 
In dem Programm der „Marx⸗Studien“, wie es in den Ankündigungen auf dem 


mſchlag der „Neuen Zeit“ und anderswo gegeben wird, findet man als Aufgabe der neuen 
zeitſchrift, die Lehren von Marx und Engels derart der Kritik zu unterziehen, daß ſie mit 
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dieſe Lehren die ſozialiſtiſchen Anſichten bekämpfen, bemühen ſie ſich zugleich 
aufs ſorgſamſte, die Illuſion zu erwecken, daß eine unparteiiſche Wiſſenſchaf 
das Wort führe, die vom Klaſſenkampf nicht berührt wird. Demgegenüber 
ſagen wir, daß dieſer geiſtige Kampf zwiſchen dem Marxismus und den 
modernen bürgerlichen Geiſtesleben ein Teil und zugleich eine Widerſpiegelung 
des heutigen Klaſſenkampfes iſt; ihr Gegenſatz iſt der Gegenſatz zweier Welt 
anſchauungen, der der emporſtrebenden Arbeiterklaſſe und der der untergehenden 
ſich dem Sozialismus widerſetzenden bürgerlichen Welt. 

Dieſes Verhältnis hat Adler nicht in Betracht gezogen, und daher ſtammt da 
Hauptmangel ſeiner Arbeit. Weil er weder die Bedeutung der Teleologie als Kultur 
erſcheinung, als Ausdruck der Geiſtes- und Gemütsſtimmung der reaktionären 
Bourgeoiſie, noch ihren ſcharfen Gegenſatz zu der ſozialiſtiſchen Weltauffaſſung 
bemerkt hat, beſchränkt ſich ſeine Beurteilung nur auf die erkenntnistheoretiſch 
Kritik. Seine Ausführungen über den „Urſprung des Streites“ zeigen kein 
Einſicht dafür, daß ein Kampf auf dem Gebiet der Wiſſenſchaft eine Außerung 
eines unvermeidlichen Klaſſengegenſatzes, ein Teil eines nicht zu ſchlichtenden 
Klaſſenkampfes ſein kann. J 

„Woher“, jagt er S. 230, „jene Verwirrung, jene Unſicherheit der Methoden, 
jene Unbeſtimmtheit der Grundbegriffe und Verſchwommenheit der Abgrenzungen 
Wer erkühnte ſich heute, etwa eine Definition der Nationalökonomie geben zu 
wollen mit der Prätenſion, daß ſie allgemein anerkannt ſei, oder vollends gar 
der Soziologie? Und was ſoll man dazu jagen, wenn die Geſellſchaftswiſſen⸗ 
ſchaften heute noch ſo wenig eine einheitliche klare Auffaſſung vom Weſen der 
Geſellſchaft zum Gemeingut ihrer Arbeit machen konnten, daß es ſogar Ver⸗ 
treter dieſer Disziplinen gibt, die in dem Begriff der Geſellſchaft nur einen 
Notbegriff erblicken? . . .“ Es liegt nahe, einfach das zu antworten, daß es 
zwei miteinander kämpfende Klaſſen gibt, von denen die eine durch ihre 
Lage genötigt iſt, die Wahrheit über die Geſellſchaft mit allen Kräften zu 
ſuchen, die andere aber, ſie möglichſt zu vertuſchen, die alſo unmöglich eine 
Grundauffaſſung als Gemeingut haben können. Weiß Adler nicht, daß gerade 
die Nationalökonomie mitten im Streitfeld ſteht, und daß Einigkeit darin nie 
kommen kann, ſolange der Klaſſengegenſatz währt? Adler hat eine andere Er⸗ 
klärung. „Dieſe Verwirrung kommt meines Erachtens daher, weil die ſo⸗ 
genannten Geiſteswiſſenſchaften . .. nie einheitlich aufgefaßt werden konnten, 
da die naturwiſſenſchaftliche Betrachtung eben nicht die einzige Art iſt, in der 
das Geiſtesleben beobachtender Aufmerkſamkeit zugänglich werden kann 
Von nun an wird es unmöglich, ſich auch über die elementarſten Voraus⸗ 
ſetzungen zu verſtehen; ob das ſoziale Geſetz, nach dem geſucht wird, eine objektiv 
gültige Allgemeinbeziehung iſt oder, wegen der hineinſpielenden freien Perſön⸗ 
lichkeit, eine bloße unverbindliche Regelmäßigkeit ..., ob die Notwendigkeit auf 
geiſtig⸗ſozialem Gebiet eine tatſächliche des Geſchehens oder eine moraliſche des 
Sollens iſt. . . .“ Das iſt ſehr ſchön und auch ziemlich richtig; doch hätte es 
an Richtigkeit noch gewonnen, wenn daneben bemerkt wäre, daß dieſer Gegen⸗ 
ſatz zweier Auffaſſungen etwas mit dem Klaſſengegenſatz zu tun hat; liegt der 
Zuſammenhang doch klar zutage, da der Marxismus, wie Adler ſelbſt aus⸗ 


dem geſamten modernen Geiſtesleben in Zuſammenhang gebracht werden. Es ſollte beſſer 
heißen: das moderne (bürgerliche) Geiſtesleben einer Kritik unterwerfen, die ſich auf den 
Marxismus ſtützt, wodurch zugleich unſere Theorie von verſchiedenen Seiten beſſer beleuchtet 
wird. 


on Pannekoek: Marxismus und Teleologie. 471 


ckt, die „konſequenteſte Ausbildung der naturwiſſenſchaftlichen Betrachtungs— 
je“ und die an keine kauſalen] Geſetze gebundene „freie Perſönlichkeit“ 
intlich eine bürgerliche Fiktion iſt. 

Fragt man, woher es wohl kommt, daß ein jo guter Kenner der Marx— 
in Schriften dieſen Klaſſencharakter der modernen bürgerlichen Lehren nicht 
t, ſo wird man darin zu allererſt den Einfluß der offiziellen Univerſitäts⸗ 
ſenſchaft ſuchen müſſen. Seine Arbeit trägt ganz den Charakter eines aka⸗ 
niſchen Werkes; ſie beſitzt die Tüchtigkeit und zugleich die Weitſchweifigkeit 
2s ſolchen und ſcheint mehr von einem Gelehrten für Mitglieder der Ge— 
ctenzunft, als für Führer der Arbeiterklaſſe beſtimmt zu ſein. Zu dieſem 
grakter paßt es auch, daß er die von ihm bekämpften Profeſſoren als 
lehrte betrachtet, die etwas abweichenden Meinungen anhängen, über die 
n ſich freundſchaftlich verſtändigen kann. So etwas kann wohl der Fall 
auf dem Gebiet der Naturwiſſenſchaft, wo zwei Forſcher durch das näm⸗ 
e Streben nach Wahrheit oft in einer tiefgehenden Meinungsverſchiedenheit 
Quelle freundſchaftlichſten Zuſammenarbeitens finden: doch hier, auf dem 
biet der Geiſteswiſſenſchaften, jenem Streitfeld der jetzt miteinander 
apfenden Klaſſen, ſtehen unſere Gegner uns als Vertreter der beſitzenden 
aſſe, als Verteidiger der bürgerlichen Geſellſchaft gegenüber; hier kann alſo 
Illuſion, daß man ſich verſtändigen könne, und daß nur ein Gelehrtenſtreit 
er philoſophiſche Grundbegriffe ſei, was in Wirklichkeit den Gegenſatz zweier 
ſeltanſchauungen ausdrückt, zu großen Fehlern in der Beurteilung führen. 
Doch nicht nur in dem, was Adler wegläßt, ſondern auch in dem, was er gibt, 
gt ſich, daß der Einfluß der Univerſitätswiſſenſchaft ſeinen philoſophiſchen 
andpunkt beſtimmt. In feiner Beſprechung der „Marx⸗Studien“ äußert 
tterbaum die Anſicht, daß dieſe Abhandlung nicht in die Marx⸗Studien 
höre, da derartige philoſophiſche Fragen dem Marxismus fern liegen. Dies 
gt jedoch nur an der Behandlungsweiſe und dem Standpunkt Adlers. Er 
pft hier nicht den Kampf des Marxismus gegen eine bürgerliche Lehre, 
dern er nimmt teil an einem Streite im bürgerlichen Lager, mit dem unſere 
hre nur entfernt etwas zu ſchaffen hat. Denn wir halten die Auffaſſung 
r einen Partei für falſch, obgleich wir fie hiſtoriſch begreifen, ohne mit den 
gumenten der anderen einverſtanden zu ſein, denn wir haben zur Wider⸗ 
gung viel beſſere Mittel; ungefähr ſo, wie wir auch dem Kampfe der bürger⸗ 
(hen Freigeiſterei gegen die Religion gegenüberſtehen. Ein Nicht⸗Sozialiſt 
tte dieſe Widerlegung der Teleologie, die nach Adlers eigenen Worten „ſich 
jo prinzipiell mit der gegneriſchen Anſicht auf den gleichen Boden der 
litiſchen Philoſophie zu ſtellen geſonnen iſt“, der Hauptſache nach genau 
ſchreiben können. 8 

Adlers Arbeit hätte, gerade ſo gut wie in dem erſten Bande der Marx⸗ 
dien, in den „Kant⸗Studien“ ſtehen können; ſie ſtützt ſich ganz auf die 
antſche Philoſophie, und wo darin von Marx die Rede iſt, muß das haupt⸗ 
ſchlich dazu dienen, feine enge Verwandtſchaft mit Kant nachzuweiſen. Denn 
oiſchen den beiden gleich hoch verehrten Denkern darf kein Widerſpruch be⸗ 
chen. Nach der reviſioniſtiſchen Einfalt, welche durch Kant die marxiſtiſche 
orniertheit aufheben wollte, ſtellt dies ſchon einen höheren Standpunkt in der 
Sertichägung des Marxismus dar; aber iſt er begründeter? Im Schlußwort 
ird hervorgehoben, wie Kants „große Lehre vom Primat der praktiſchen Ver⸗ 
unft über die theoretiſche“ zurückkehrt bei Marx, wo dieſer den praktiſchen 


— — 
* g 5 
* 


472 Die Neue 


Menſchen zum Hauptobjekt feiner Lehre macht mit den Worten: „Die Phil. 
ſophen haben die Welt nur verſchieden interpretiert; es kommt aber darauf a 
ſie zu verändern.“ Aber für wen war der Menſch nicht in erſter Linie ei 
wollendes und handelndes Weſen? Sucht man, was beide mit dieſem Prime 
gemeint haben, ſo findet ſich ganz Verſchiedenes; für Kant lag der Vorzug de 
praktiſchen Vernunft darin, daß dieſe mit Beſtimmtheit über Begriffe ausſage 
kann (Gott, Freiheit und Unſterblichkeit), von denen die theoretiſche Vernun 
nichts weiß. Wo findet ſich hier die Verwandtſchaft mit Marx? 7 
Ein ganzes Kapitel wird darauf verwendet, die Übereinſtimmung von Mar) 
philoſophiſchen Anſichten mit dem modernen Kritizismus nachzuweiſen. Do 
mit Recht geſchieht das mit einigem Vorbehalt: „Nur eine übelwollende Aus 
legung“, jagt er, „könnte ihn (dieſen Abſchnitt) fo auffaſſen, als würde ir 
Marx zu einem Erkenntniskritiker und noch dazu Kantſcher Obſervanz mache 
wollen“ (S. 324). Man findet in den langen Erörterungen auch wenig andere 
als den Verſuch, die Bedeutung von Marx' eigenen Ausſprüchen über ſeine 
Materialismus, dieſen Stein des Anſtoßes für das moderne Gelehrtentum, z 
verkleinern, und den Nachweis, daß Kant und Marx beide tiefe Denker waren 
die mit klarem Geiſte vorurteilsfrei und nach wiſſenſchaftlicher Methode ge 
forſcht haben — was ſie bekanntlich mit mehr Forſchern gemein haben. 
Ein dritter Fall, daß Adler eine Verwandtſchaft zwiſchen dieſen beide 
Männern konſtruiert, liegt vor in ſeiner Betrachtung über den ſozialen Charakte 
des Bewußtſeins: wohl der wertvollſte Teil ſeiner ganzen Arbeit. Kant ha 
nachgewieſen, daß die Einheit des Bewußtſeins, welche die Bedingung alle 
Denkens bildet, nicht das Recht verleiht, dieſe Einheit zu einem aparten, ein 
fachen, unſterblichen Weſen (die Seele) zu machen, daß vielmehr das Ich, di 
Perſönlichkeit, nur die Form iſt, in der das Bewußtſein auftritt. Darauf weiter 
bauend, beantwortet Adler die Frage, wie dasjenige, das in der Organiſation 
meines Geiſtes begründet iſt, zugleich den Anſpruch auf allgemeine Anerkennung 
erheben kann, folgendermaßen: Wo die Einheit des Denkens Bewußtſein iſt, kann 
ſie nur als ein Selbſtbewußtſein, als ein Ich bewußt ſein; daß jeder von 
ſeinem eigenen Bewußtſein ſpricht, iſt alſo nicht der Ausdruck einer Verſchieden⸗ 
heit, eines Individuellen, ſondern gerade der Gemeinſchaftlichkeit alles Bewußt 
ſeins. Das abſonderliche perſönliche Bewußtſein weiſt alſo von ſelbſt hin auf 
das „Bewußtſein überhaupt“; man darf daher von dem ſozialen Charakter 
der Erkenntnislehre ſprechen, die von dem Individuum auf die Geſellſchaft 
hinweiſt und das Individuum nur als Teil, als Spezimen der Geſellſchaft 
betrachtet. 5 
Auf dieſe Weiſe hat uns gerade Marx das Weſen des Einzelmenſchen 
kennen gelehrt, wie er allſeitig von der Geſellſchaft bedingt wird und kaum 
eine Faſer an ſich hat, die er nicht der Geſellſchaft verdankt. Von den Auf 
faſſungen Kants liegen dieſe Betrachtungen jedoch weit entfernt. Kant ant⸗ 
wortet auf die oben geſtellte Frage ganz anders: er ſagt, daß wir notwendig 
den Dingen ſolche Eigenſchaften à priori zuerkennen müſſen, wodurch wir ſie 
allein denken können; von einem denkenden Weſen kann man nur durch unſer 
eigenes Bewußtſein eine Vorſtellung haben.“ Kant betrachtet alles von den 
formellen Bedingungen des Denkens aus, und ſoziale Betrachtungen herbei⸗ 
zuholen, liegt ganz außerhalb ſeiner Denkrichtung. 5 : 
Kant, „Kritik der praktiſchen Vernunft“, Reclamſche Ausgabe, S. 144. 
? Kehrbachſche Ausgabe der „Kritik der reinen Vernunft“, S. 296. 
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Es liegt in dem Suchen nach ſolcher Verwandtſchaft ein völliges Verkennen 
hiſtoriſchen Entwicklung, welche die einzig reale Verwandtſchaft zwiſchen 
t und Marx bildet. Dieſe unhiſtoriſche Betrachtungsweiſe, die in der groß⸗ 
zen Entwicklung der klaſſiſchen Philoſophie von Kant bis Hegel und Marx 
eine ſterile Wüſte bedauernswerter Abirrungen ſieht, iſt der Hauptmangel 
modernen, auf den Univerſitäten dozierten Kritizismus und damit zugleich 
Adlerſchen Arbeit. Da Marx den Abſchluß einer Entwicklung bildet, die 
Kant anfängt, finden ſich ſelbſtverſtändlich Analogien; da aber Marx' An⸗ 
en auf dem neugewonnenen Einblick in das Weſen der Geſellſchaft fußen, 
ſelbſt erſt durch eine hohe Entwicklung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
lich war, iſt eine tiefere übereinſtimmung in den Grundanſchauungen aus⸗ 
loſſen. 

die Adlerſchen Ausführungen über den geſellſchaftlichen Charakter des Be— 
tſeins bieten ein treffliches Beiſpiel dafür, welch große Bedeutung die 
erſchen Arbeiten für die Erkenntnistheorie beſitzen. Für das ſogenannte 
‚oblem der Perſönlichkeit“ iſt Adlers Hinweis auf Marx' „Kapital“, wo mit 
Weſen der Geſellſchaft zugleich das Weſen der Perſönlichkeit beleuchtet 
„von größerer Wichtigkeit als alles, was von bürgerlicher Seite mit tief⸗ 
igen Gebärden darüber philoſophiert wurde. Um ſo mehr ſchade, daß Adler 
bemerkt hat, wie bei Marx hiſtoriſche und logiſche Entwicklung eine Ein⸗ 
bilden, wie geiſtige und materielle Entwicklung zuſammenhängen, und daß 
icht den Sinn des Marxſchen Satzes verſtanden hat, den er ſelbſt aus dem 
Haß (I, S. 259) anführt: „Die Philoſophen wachſen nicht wie Pilze aus 
Erde; ſie ſind die Früchte ihrer Zeit, ihres Volkes, deſſen ſubtilſte, koſt⸗ 
te und unſichtbarſte Säfte in den philoſophiſchen Ideen roulieren. Derſelbe 
t baut die philoſophiſchen Syſteme in dem Hirne der Philoſophen, der die 
bahnen mit den Händen der Gewerke baut“ — das heißt auf unſeren 
angewendet: die modernen philoſophiſchen Anſichten oder Syſteme ſind 
aus den modernen geſellſchaftlichen Verhältniſſen zu begreifen. 


Die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung in deutſchland. 
| Don Suffas Hoch-Hanau a. M. 


Die „Chriſtlichen“ wiſſen es „bekanntlich feit jeher“ ganz genau, daß ihre 
eiterorganifationen die einzig richtigen und wahren find, allein den 
zeitern zum wirklichen Nutzen gereichen und deshalb den ſozialdemokra⸗ 
en Gewerkſchaften unbedingt vorgezogen werden müſſen. Wie kommt es 
„daß dennoch die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften im Laufe der Zeit 
kimmer mehr ausgebreitet haben und erſtarkt find? Vielleicht hat hier der 
tand mitgewirkt, daß es bis jetzt an einer „wiſſenſchaftlichen Darſtellung der 
tlichen Gewerkvereine“ gefehlt hat. Dieſe Lücke wollte Herr Dr. O. Müller 
ih ein umfangreiches Buch über „Die chriſtliche Gewerkſchafts— 
egung Deutſchlands mit beſonderer Berückſichtigung der Berg: 
eiter⸗ und Textilarbeiterorganiſationen“ ausfüllen. 

Mit der Wiſſenſchaftlichkeit dieſer Arbeit iſt es freilich ſehr ſchlecht beſtellt. 
Verfaſſer hat weder das in Betracht kommende Material genügend 
Volkswirtſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hochſchulen. 8. Band, 1. Ergänzungs- 
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durchgearbeitet, noch es fertig gebracht, Licht und Schatten einigermaf 
gleichmäßig zu verteilen. Die Schrift iſt vielmehr nichts als eine durche 
einſeitige Verteidigung der „chriſtlichen Gewerkſchaften“. Als ſolche ift 
jedoch nicht wertlos, zumal Dr. Müller, wie er ſelbſt berichtet, ſeit le 
als Präſes eines größeren Arbeitervereins (M.-Gladbach) und ſeit 15 
als Generalſekretär des Verbandes der Arbeitervereine der Erzdiözeſe K 
tätig, durch ſein Amt gezwungen war, fortgeſetzt der chriſtlichen Gem: 
ſchaftsbewegung ſeine Aufmerkſamkeit zu ſchenken, und er überdies als Ehr 
mitglied mehrerer Gewerkvereine (Textilarbeiter, Metallarbeiter uſw.) an! 
gewerkſchaftlichen Generalverſammlungen wiederholt teilgenommen, allen ( 
werkſchaftskongreſſen beigewohnt ſowie auch ſämtliche Gewerkſchaftsführer kem 
gelernt hat. Er hat demnach die Gelegenheit gehabt und hat ſie auch — 
muß ich ihm bezeugen — nach Kräften ausgenutzt, alles, was zur Verteidigi 
der chriſtlichen Gewerkſchaften beigebracht werden kann, zu ſammeln und 
verwerten. 7 
Dr. Müller hat vor allem darauf Wert gelegt, die Entſtehung des chr 
lichen Gewerkſchaftsgedankens und ſeine allmähliche Ausprägung zu ſei 
heutigen Geſtalt zu ſchildern. 1 
Als Ende der ſechziger und anfangs der ſiebziger Jahre des vorigen Ja 
hunderts die ſozialdemokratiſchen und liberalen Gewerkſchaften ihre Tätig 
zu entfalten begannen, bemühten ſich, ſo berichtet Dr. Müller, die Vertre 
der chriſtlichen, insbeſondere der katholiſchen Kirche, die chriſtlichen Arbe 
von dieſer unchriſtlichen Geſellſchaft fernzuhalten. Die chriſtlichen Her 
forderten als erſte Bedingung jeder wirtſchaftlichen Reform die Anerkennn 
der Lehren des Chriſtentums auch für das wirtſchaftliche Leben. Jede O 
nung desſelben, von ſeiten des Staates wie der bürgerlichen Geſellſchaft ſel 
müſſe den Glauben an das Chriſtentum mit ſeinem jenſeitigen Endziel 
Vorausſetzung haben und die Beobachtung ſeiner Geſetze insbeſondere der ( 
rechtigkeit und der Nächſtenliebe zur Erfüllung bringen, anderenfalls ſei e 
Heilung der ſozialen Zuſtände ausgeſchloſſen, da ihr die wahre Grundl 
fehle. Darum müſſe das Ziel einer geſunden Wirtſchaftsreform vorderhe 
darin beſtehen, mit dem Geiſte praktiſchen Chriſtentums wiederum alle Geb 
des wirtſchaftlichen Lebens zu durchdringen. . 
Der Wortführer dieſer chriſtlichen Sozialreform war der Biſchof von Mai 
Freiherr v. Ketteler. Seine Sorge war denn auch der Errichtung fol 
Vereine für Arbeiter zugewandt, die im engen Anſchluß an die Kirche ı 
unter der Leitung von Geiſtlichen die Pflege religiöſer Geſinnung an er 
Stelle und daneben freilich auch die Verwirklichung ſozialer, ihren Ste 
fördernder Einrichtungen ſich zur Aufgabe ſtellen. In einem der Biſche 
konferenz zu Fulda unterbreiteten Referat hat Ketteler die Notwendigkeit! 
Einrichtung ſolcher „chriſtlichen Arbeitervereine“ des näheren dargelegt und! 
regung zu ihrer Gründung gegeben. So erhielten die verſchiedenen Regun 
katholiſcherſeits beſtimmte Form. | | 
Das Ergebnis war jedoch ein mehr negatives: man legte den Hauptn 
der Tätigkeit in die Abwehr ſozialiſtiſcher und liberaler Einwirkungen. Die 
Zwecke dienten außer den Geſellenvereinen die chriſtlich⸗ſozialen Vereine, 
namentlich in Rheinland und Weſtfalen nach dem vom Biſchof v. Kett 
gezeichneten Programm in den Jahren 1869 bis 1872 ins Leben traten. 81 
finden ſich in dieſen Vereinen einzelne Anſätze zu einer gewerkſchaftlic 
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ganiſation. Jedoch iſt ihre wirtſchaftliche Tätigkeit keine durchgreifende ge- 
gen. Die Pflege religiöſer Intereſſen gegenüber dem „materialiſtiſchen Zeit⸗ 
ſt“ ſtand im Vordergrund. Bezeichnend für die chriſtlich⸗ſozialen Vereine iſt 
daß ihnen als Patrone — Fabrikherren geſtellt wurden, damit ſie „den 
beiten Anleitung und Rat geben und fie in der Überzeugung leiten“. Als 
zm der Kulturkampf kam, wurden ſie in das Fahrwaſſer der kirchlichen Politik 
jogen. Das gab der Regierung Anlaß zum Einſchreiten. So wurde der 
liſtlich⸗ſoziale Verein zu Eſſen „wegen eines die geſetzliche Freiheit und Ord— 
ig gefährdeten () Mißbrauchs des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes“ im 
hre 1877 aufgelöſt, und nach dem Erlaß des Sozialiſtengeſetzes im Jahre 1878 
rden auch anderswo die Vereine in ihrer Tätigkeit jo beſchränkt, daß fie 
Ka ſich auflöſten oder zu religiöſen Korporationen ſich umgeſtalteten. 
In Deutſchland ſetzte nun die Praxis von Peitſche und Zuckerbrot für die 
beiter ein, Sozialiſtengeſetz und Sozialreform. Die chriſtliche Sozialpolitik 
im zu dieſer Zeit ebenfalls den Charakter einer bevormundenden Fürſorge 
Sie bewegte ſich ganz und gar auf dem Boden einer Wohltätigkeit, die 
t ein ſelbſtändiges Mitwirken des Arbeiters will, ſondern nur die Dankbar⸗ 
„die man für empfangene Gunſterweiſungen ſchuldet. Die Gründung des 
lebandes „Arbeiterwohl“ durch katholiſche Induſtrielle und Arbeiterfreunde 
Jahre 1880 iſt der äußere Ausdruck dieſer Politik. Dementſprechend war 
ch die Art der ſozialen Tätigkeit, die in den religiös⸗wirtſchaftlichen Vereinen, 
onders in den Arbeitervereinen, gepflegt wurde. Dieſe Vereine, die als 
ſchfolger der chriſtlich⸗ſozialen Vereine ſeit dem Jahre 1884 zahlreich ins 
hen traten, befaßten ſich zwar in weit höherem Maße, als es in den ſiebziger 
hren der Fall war, mit wirtſchaftlichen Angelegenheiten, im weſentlichen 
ir kamen fie über die Einrichtung von Unterſtützungskaſſen (Sterbekaſſen, 
ſterſtützung für Notfälle, Sparkaſſen) und die Pflege der ſogenannten ſozialen 
zandestugenden, der Arbeitſamkeit, der Zufriedenheit und Mäßigkeit nicht 
‚aus. Was aber allen dieſen Beſtrebungen als letztes Ziel vorſchwebte, 
ir die Ausſöhnung der Arbeiterklaſſe mit den übrigen Klaſſen, zumal den 
ſternehmern. 

Das Reſultat dieſer Taktik war ein klägliches Fiasko. Sowohl das 
zzialiſtengeſetz als auch die Sozialreform verfehlten ihren Zweck vollſtändig. 
e Sozialdemokratie ſtand Ende der achtziger Jahre ſtärker da als je. In⸗ 
gedeſſen wurde eine andere Taktik eingeſchlagen. Das Soziäaliſtengeſetz trat 
ßer Kraft, und eine Ara freiheitlicher Sozialreform ſollte durch die kaiſer— 
hen Februarerlaſſe im Jahre 1890 eingeleitet werden. Dieſem Umſchwung 
te ſich auch die chriſtlich⸗ſoziale Bewegung an. So wurde von der Zentrums⸗ 
tei noch im Jahre 1890 ein eigener Verein, der „Volksverein für das 
Bali Deutſchland“ gegründet, durch welchen eine große antiſozialiſtiſche 
beiterbewegung inmitten der unteren Volksklaſſen ſelbſt geſchaffen werden 
lte. Im folgenden Jahre erhob ſogar der Papſt in feinem Rundſchreiben 
er die Arbeiterfrage (Enzyklika: Rerum novarum vom 15. Mai 1891) feine 
mme in dieſer Sache und empfahl als Mittel der Selbſthilfe im wirtſchaft⸗ 
hen Leben die freien Vereinigungen, unter denen die Arbeitervereine die erſte 
elle einnehmen. Hauptziel der Vereine muß „die Pflege der Religion und 
Sittlichkeit“ ſein. Deshalb ift dem religiöſen Unterricht der gebührende 
lat anzuweiſen und der Arbeiter zum „Gottesdienſt und zu den Übungen der 
ſömmigkeit anzueifern“. In wirtſchaftlicher Hinſicht ſollen die Vereine einer⸗ 
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3 
ſeits das Einvernehmen zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber wiederherſtellen un 
erhalten, andererſeits Sorge tragen, daß „die Rechte und Pflichten der Lohn 
herren im Einklang ſtehen mit den Rechten und Pflichten der Arbeiter“. & 
Streitigkeiten zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber ſollen „kluge und unbeſcholten 
Männer beider Parteien durch Schiedsſpruch nach den Vereinsgeſetzen de 
Streit entſcheiden“. 

Die Folge des päpſtlichen Rundſchreibens war die Förderung, der kathe 
liſchen Geſellen- und namentlich der katholiſchen Arbeitervereine in doppelte 
Beziehung: einmal traten zahlreiche Neugründungen ins Leben, dann abe 
wurde neben der Pflege der eigentlich religiöſen Aufgaben auch die Wahr 
nehmung der wirtſchaftlichen Standesintereſſen mehr denn ehemals betont. Di 
Einrichtung verſchiedener Unterſtützungskaſſen, wie Sterbe⸗, Krankengeldzuſchuß 
kaſſen uſw., ferner die Einrichtungen zur Pflege der geiſtigen Bildung, wi 
Bibliotheken, Unterrichtskurſe wurden eifrig gefördert, wenn auch nicht 1 
mit nötigem Geſchick ausgeführt. 

Auch in dieſen Vereinen war anfänglich die Abwehr ſozialiſtiſcher „Su 
tümer“ der hauptſächliche Zweck ihrer Tätigkeit. Nachdem die Gewalt de 
Polizei gegen die Sozialdemokratie verſagt hatte, gedachte man jetzt dure 
Hinlenkung auf die Inangriffnahme wirtſthafklichen Reformen die katholiſche 
Arbeiter vor der Sozialdemokratie zu bewahren. Je mehr aber die katholiſch 
Arbeiterſchaft ſich in dieſen Reformen praktiſch betätigte und damit den wir 
ſchaftlichen Beſtrebungen höheres Intereſſe als bisher zuwandte, um ſo meh 
wurde die ſoziale Reformarbeit ihrer ſelbſt wegen Gegenſtand der Tätigkeit i i 
den Arbeiter- und Geſellenvereinen. Damit war auch der Gedanke einer be 
ruflichen Organiſation der chriſtlichen Arbeiterſchaft angeregt. Hierzu drängte 
namentlich, außer der tieferen Einſicht in die wirtſchaftlichen Schäden de 
Arbeiterklaſſe, die Erfolge, welche die gewerkſchaftlichen Organiſationen de 
Sozialdemokratie aufwieſen. 

Es kam zur Gründung von Fachabteilungen. Sie vereinigten ausſchließlic 
Arbeiter desſelben Gewerbes und ſind die erſten chriſtlichen Vereinigungen 
denen mit einigem Rechte der Name einer gewerkſchaftlichen Organiſation bei 
gelegt werden kann. Ihre Mitgliedſchaft war an die Zugehörigkeit zu dei 
betreffenden konfeſſionellen Vereinen gebunden oder beſchränkte ſich wenigſten 
tatſächlich auf die katholiſchen Vereine. Auch wollte man die Leitung der ein 
zelnen Fachſektionen der Leitung des zugehörigen Vereins vollſtändig unter 
ſtellen. Es heißt darüber in einem von Kochmeyer, dem Diözeſanpräſes de 
Geſellenvereine der Diözeſe Münſter, im Jahre 1894 erſtatteten Bericht: „De 
Präſes muß die Wahl des Vorſitzenden beſtätigen. Alle Beſchlüſſe, die gegen 
die Prinzipien des Vereins verſtoßen, ſind ungültig, die Entſcheidung darübe 
hat der Präſes. Sämtliche Bücher, Fachzeitungen uſw., kurz das ganz 
Inventar der Fachabteilung, ſind und bleiben Eigentum des Geſellen⸗ reſpektio 
des Arbeitervereins, um Sonderbeſtrebungen vorzubeugen.“ 

In der Ausführung der eigentlichen gewerkſchaftlichen Aufgaben hatten di 
Fachabteilungen freilich das Weſen einer auf die Beſſerung der Lohn: un 
Arbeitsverhältniſſe hinzielenden Arbeiterorganiſation noch wenig erfaßt. Si 
hielten in einſeitiger Weiſe an der Intereſſenharmonie zwiſchen Arbeitern un 
Arbeitgebern feſt und vermeinten einzig durch „ruhige Vorſtellungen gerech. 
fertigter Beſchwerden“ die Wünſche der Arbeiter bei den Arbeitgebern durch 
zuſetzen. Auch fanden die Fachabteilungen nicht die gehoffte Verbreitung. Por 
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katholiſchen Geſellenvereinen haben faſt nur die der größeren Städte, wie 
Im, Düſſeldorf, Münſter ihre Fachabteilungen zu einiger Blüte gebracht. 
fach wurde ferner aus Rückſicht auf die Meiſter, die den Geſellenvereinen 
Ehrenmitglieder angehörten, von der Einrichtung von Fachabteilungen Ab- 
id genommen, oder man drückt fie zu Kurſen für ausſchließlich fachlichen 
terricht herab. 

In den katholiſchen Arbeitervereinen haben die Fachabteilungen zwar von 
fang an die gewerkſchaftliche Tätigkeit mehr entfaltet, als es in jenen der 
ſellenvereine geſchah. Als aber das Verlangen der chriſtlichen Arbeiter nach 
gerkſchaftlicher Organiſation ein lebhafteres und allgemeineres wurde, konnten 
im engen Rahmen einer beſchränkten Mitgliederzahl ſich bewegenden Fach⸗ 
eilungen nicht mehr genügen. Zunächſt kam es zu einem Zuſammenſchluß 
evangeliſchen und katholiſchen Arbeiterorganiſationen. Der gemeinſame 
wehrkampf gegen die Sozialdemokratie hatte ſie einander genähert, To 
‚vennt wegen der religiöſen Anſchauungen ihre Mitglieder auch fein mochten. 
hatten die gleiche Abneigung gegen die Sozialdemokratie und deren gewerk— 
ftliche Organiſationen, aber ſie empfanden auch die gleichen wirtſchaftlichen 
dürfniſſe, und es lag nahe, nunmehr ihrerſeits einen gemeinſamen Boden 
Wahrnehmung der beruflichen Intereſſen zu ſuchen. Sie wollten als 
hriſten“ ſich zuſammenfinden, um als „Chriſten gemeinſam für die Staats⸗ 
ſereſſen einzutreten“. Wie nun aber das Chriſtentum die Einzelheiten des 
tialen Lebens zu erfaſſen und umzugeſtalten habe, oder welches gar im ein— 
nen die den beiden Konfeſſionen gemeinſamen Wahrheiten ſeien, darüber zu 
hiten lag den Arbeitern fern; ihnen genügte es, alle, die irgendwie zum 
geiſtentum ſich noch bekannten, zur gemeinſamen Vertretung beruflicher Inter⸗ 
in in der Weiſe zuſammenzuführen, daß der Einfluß ſozialiſtiſcher Be: 
bungen ausgeſchaltet blieb. Ferner vollzog ſich allmählich die Verſchmelzung 
verſchiedenen chriſtlichen Vereine gleicher Erwerbszweige zu Zentral— 
bänden, ſowie die Einigung der chriſtlichen Zentralorganiſationen in einem 
ſamtverband. 

Auf dem erſten Kongreß der chriſtlichen Arbeiter 1899 zu Mainz wurden 
tſätze beſchloſſen, deren erſter mit den Worten beginnt: „Die Gewerkſchaften 
gen interkonfeſſionell fein, das heißt Mitglieder beider chriftlichen Konfeſſionen 
faſſen, aber auf dem Boden des Chriſtentums ſtehen.“ Ferner heißt es im 
eten dieſer Leitſätze, der von der Taktik der Gewerkſchaften handelt: „Es iſt 
it zu vergeſſen, daß Arbeiter und Unternehmer gemeinſame Intereſſen haben.... 
rum ſoll die ganze Wirkſamkeit der Gewerkſchaften von verſöhnlichem Geiſte 
chweht und getragen fein. Die Forderungen müſſen maßvoll ſein, aber 
und entſchieden vertreten werden. Der Ausſtand aber darf nur als letztes 
tel und wenn Erfolg verheißend angewandt werden.“ 

Als jedoch im Jahre 1900 die Delegierten der chriſtlichen Gewerkſchaften in 
unkfurt a. M. ſich wiederum zu einem Kongreß verſammelten, war die enge 
keührung mit dem wirtſchaftlichen Leben, das mehr oder minder ſchwere 
impfe faſt für jede Organiſation gebracht hatte, nicht ohne Einwirkung an 
christlichen Arbeiterſchaft vorübergegangen. Die frühere Anſchauung von 
Gemeinſamkeit der Intereſſen zwiſchen Kapital und Arbeit war gegenüber 
anderen, daß zwiſchen Kapital und Arbeit ein naturgemäßer Gegenſatz be⸗ 
he, durch die Erfahrung in den Hintergrund gedrängt worden. Außerdem 
ten die Streitigkeiten mit den ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften nicht nach⸗ 
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gelaſſen, aber eine andere Form erhalten. In den meiſten Yebeiterausfi e 
waren chriſtliche und ſozialdemokratiſche Organiſationen in gleicher Weiſe ver 
wickelt geweſen und ein gemeinſames Vorgehen bei der Stellung von Lohn 
oder ſonſtigen Forderungen zur Notwendigkeit geworden. Trotz den dabei vor 
gekommenen Zwiſtigkeiten unter ihnen führten derartig gemeinſam zu beſtehend 
Kämpfe der Arbeiterſchaft vor Augen, wie ſehr eine einheitliche Organiſatic 
ſämtlicher Arbeiter eines Berufs ohne Rückſicht auf ihre religiöſe und politisch 
Anſchauung das zu erſtrebende Ziel ſein muß. So fand unter den chriſtliche 
Arbeitern der Grundſatz immer mehr Anklang, daß ſich eine wirtſchaftlich 
Organiſation ausſchließlich mit den rein wirtſchaftlichen Angelegenheiten de 
Berufs ihrer Mitglieder befaſſen müſſe, damit eine Vereinigung ſämtliche 
Arbeiter des Berufszweigs möglich werde. 

Durch die Anerkennung dieſes Grundſatzes war in den Reihen der chrif 
lichen Arbeiter ſelbſt Uneinigkeit entſtanden, da ein Teil derſelben aus religiöſe 
Gründen daran Anſtoß nahm. Unter dieſen Umſtänden zog es der Kongre 
vor, eine Entſcheidung der ſtrittigen Frage zu vermeiden; er verwies die Sach 
an den Ausſchuß mit der Maßgabe, in ſeinem „Korreſpondenzblatt“ eine 
Meinungsaustauſch darüber herbeizuführen. Der „Meinungsaustauſch“ wa 
dann auch ein ſehr lebhafter und zwang den Ausſchuß, zu der Frage Stellun 
zu nehmen. Er tat dies durch eine Reſolution, in welcher es unter anderem heißt 

Wir erklären es als ſelbſtverſtändlich und mit Nachdruck, daß wir nat 
wie vor in Durchführung der gewerkſchaftlichen Ziele die chriſtlichen Grund 
ſätze als Richtſchnur anerkennen. Eine Vereinigung aller Arbeiter der der 
ſchiedenen Berufe in einheitlichen Organiſationen iſt allerdings das zu er 
ſtrebende Ziel, doch muß verlangt werden, daß ſolche Verbände in ihre 
Wirkſamkeit den chriſtlichen Grundſätzen nicht widerſprechen. Da unter de 
obwaltenden Verhältniſſen in abſehbarer Zeit ſolche Gewerkſchaften aus 
geſchloſſen erſcheinen, halten wir an dem auf dem Kongreß zu Mainz au 
geſtellten Programm feſt, nach welchem unſere chriſtlichen Gewerkſchafte 
interkonfeſſionell und politiſch unparteiiſch auf chriſtlicher Grundlage Br 
ſollen. 

Der nächſte Kongreß der chriſtlichen Arbeiter im Jahre 1901 zu Reef 
billigte mit 40 gegen 11 Stimmen die Erklärung des Ausſchuſſes mit der 
Zuſatz, daß eine abweichende Meinung in dieſer Frage die Beteiligung an de 
Gewerkſchaftskongreſſen und dem Geſamtverband der chriſtlichen Gewerkſchafte 
Deutſchlands nicht ausſchließt. Wie ſich aber die chriſtliche Arbeiterbewegun 
ſeitdem entwickelt hat, zeigt uns das Zuſammengehen der chriſtlichen mit de 
freien Gewerkſchaften während und nach dem letzten Bergarbeiterſtreik. 

So haben ſich nach Dr. O. Müller die chriſtlichen Gewerkvereine aus an 
fänglich unvollkommenen Gebilden zu wahrhaft wirtſchaftlichen Vereinigunge 
entwickelt. (Schluß folgt 


Zu den baheriſchen Landtagswahlen. 
Don Dr. Mar Alberty. 8 
Am 10. Juli finden die Wahlen zum bayeriſchen Landtag ſtatt. Auf de 


ganzen Linie iſt der Kampf entbrannt, allabendlich finden Bezirksverſamm 
lungen ſtatt, von denen durchgängig geſagt werden kann, daß ſie weit Beil 
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lacht ſind, als es in früheren Jahren der Fall war. Denn wenn auch dank 
ſchnöden Volksverrats der Liberalen die Wahlen noch einmal, hoffentlich 
letztenmal, unter dem den Willen des Volkes fälſchenden indirekten Syſtem 
vollziehen, ſo hat doch die im Mittelpunkt des Kampfes ſtehende Parole „Für 
allgemeine direkte Wahlrecht“ immerhin einiges Leben in die Maſſen der 
heiterſchaft gebracht, und die brutalen Rieſenausſperrungen in der Mecall⸗ 
uftrie und im Baugewerbe haben es nicht unweſentlich geſteigert. 
Die von der Sozialdemokratie in dieſem erbitterten Kampfe befolgte Taktik 
d weſentlich durch die eben genannte Wahlparole diktiert. 
Der Augsburger Parteitag im Jahre 1904 hatte hinſichtlich der bei den 
ihlen innezuhaltenden Taktik folgenden Beſchluß einſtimmig gefaßt: 
„In dieſem Sinne erklärt der Parteitag, daß die ſozialdemokratiſche Partei, 
er Überlieferung getreu, den Wahlkampf von allen übrigen Parteien un⸗ 
Jängig und in voller prinzipieller Schärfe führen, des weiteren aber mit 
em Nachdruck dahin wirken wird, daß eine ſichere Zweidrittelmajorität für 
Wahlreform aus den Wahlen hervorgeht.“ 
Dieſem Entſchluß entſprechend wird der Wahlkampf geführt. Wohl von 
em der ſozialdemokratiſchen Referenten wird der prinzipielle Gegenſatz zu 
en bürgerlichen Parteien, die, wie Bebel in ſeinem letzten Artikel in dieſer 
tſchrift mit vollem Rechte ausführte, ſich immer mehr zu einer reaktionären 
aſſe zuſammenſchließen, irgendwie abgeſchwächt. Auf der anderen Seite aber 
tes, in dieſem Kampfe auch dem letzten Satze des Parteitagsbeſchluſſes Rech⸗ 
ing zu tragen, nämlich dafür zu ſorgen, daß eine ſichere Zweidrittelmajorität 
die Wahlreform zuſtande kommt. 
Die Taktik, die ſich hieraus für uns ergibt, iſt nur zu verſtehen aus der 
ſchichte der Wahlrechtsfrage in Bayern, die ich deshalb hier kurz rekapitu⸗ 
en muß. 
Seitdem wir im Landtag eine ſozialdemokratiſche Vertretung beſitzen, alſo 
dem Jahre 1893, hat unſere Fraktion mit zäher Energie als ihr vornehm⸗ 
sites Ziel die Beſeitigung des beſtehenden indirekten Syſtems gefordert. Sie 
id damit anfänglich keine Gegenliebe bei irgendeiner bürgerlichen Partei. 
her dank unſerer unermüdlichen Agitation kam die ganze Ungeheuerlichkeit 
3 herrſchenden Syſtems immer weiteren Maſſen des Volkes zum Bewußtſein, 
Stimmen gegen das indirekte Wahlrecht mehrten ſich infolgedeſſen ſtändig, 
d die beiden großen Parteien des Landtags, Zentrum und Liberale, mußten 
fürchten, das Vertrauen weiter, bisher zu ihnen gehöriger Volksmaſſen zu 
lieren. Nun erſt einigten ſich Regierung und die drei Parteien, Sozial⸗ 
mokratie, Liberale und Zentrum, in dem zur Beratung unſeres Antrags 
ageſetzten Ausſchuß auf 14 Punkte, die freilich hinter unſeren Forderungen 
ſentlich zurückblieben, vielmehr offenſichtlich darauf hinausgingen, den bürger⸗ 
hen Parteien ſoweit als irgend möglich ihren Beſitzſtand zu wahren und die 
gahlreform in möglichſt enggezogenen Grenzen zu halten. Die ſozialdemo⸗ 
tische Fraktion ſtand nun vor der Alternative: Sollte fie dem im Augen⸗ 
lick Erreichbaren zuſtimmen oder ſollte ſie, weil wichtige prinzipielle Forde⸗ 
ingen nicht erfüllt waren, gegen dieſe 14 Punkte ſtimmen und damit nicht nur 
13 Odium auf ſich laden, gegen die Einführung des direkten Wahlrechtes 
ſtimmt zu haben, ſondern auch den Gegnern im bevorſtehenden Wahlkampf 
ie wuchtige Waffe gegen uns in die Hand zu geben, daß wir die Wahlreform 
im Scheitern gebracht hätten. 
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Werfen wir einen kurzen Blick auf die Vorteile und Nachteile, die Ver⸗ 
beſſerungen und Verſchlechterungen der Reformvorlage gegenüber dem be⸗ 
ſtehenden Geſetz. Vor allem enthielt das neue Geſetz die direkte Wahl. Damit 
war die Möglichkeit gegeben, eine ganz andere Wahlbeteiligung, ein ganz 
anderes Intereſſe in breiten Schichten zu erwecken, als es unter dem indirekten 
Syſtem der Fall geweſen. Im Jahre 1898 hatten ſich an der Reichstagswahl 
in Bayern 63 Prozent, an den Landtagswahlen noch nicht die Hälfte, nämlich 
31 Prozent, beteiligt. Auch der weitere Übelſtand, daß wir auf dem Lande 
überhaupt keine Wahlmänner aufſtellen konnten, ſelbſt nicht in Bezirken, wo 
wir bei den Reichstagswahlen Tauſende von Stimmen erhielten, wurde jetzt 
beſeitigt. Ferner ſollte dem neuen Geſetz nicht mehr wie bisher die Volks⸗ 
zählung von 1875, ſondern die vom 1. Dezember 1900 zugrunde gelegt werden, 
ſo daß es für die Zukunft verhindert wurde, daß ein an der Peripherie der 
Großſtädte wohnender Arbeiter vielfach nur den vierzigſten bis ſechzigſten Teil 
des Wahlrechtes eines ländlichen Wählers ausüben konnte. Ferner ſollten die 
permanenten Wählerliſten, die Tauſende von Arbeitern, den fluktuierendſten 
Teil der Bevölkerung, entrechteten, abgeſchafft und das Wahlgeheimnis mehr als 
bisher geſichert werden. 4 

Dieſen großen und prinzipiellen Verbeſſerungen gegenüber ſtand freilich als 
Verſchlechterung die Heraufſetzung des Wahlalters von einundzwanzig auf fünf⸗ 
undzwanzig Jahre und die Verlängerung der Karenzzeit für Steuerzahlung 
und Staatsangehörigkeit von einem halben auf ein Jahr. Auch wurde anderen 
prinzipiellen Forderungen, vor allem dem Wahlrecht der Frauen, nicht Rechnung 
getragen. f N ; 

Immerhin waren die Zugeſtändniſſe, die wir zu machen hatten, nicht an⸗ 
nähernd die gleichen, die man jetzt in Württemberg und in Heſſen, nachdem 
die erſte Kammer geſprochen, von uns verlangt, und ſo war es geradezu Pflicht 
der Partei, für die Wahlreform einzutreten, die uns in Bayern endlich aus 
dem Jammer des indirekten Wahlſyſtems herausbringen ſollte. 

Einmütig wurde die Reſolution in der Abgeordnetenkammer angenommen, 
und dem Eindruck dieſer Haltung vermochte ſich auch die reaktionäre Reichrats⸗ 
kammer nicht zu entziehen; auch ſie gab der Reſolution ihre Zuſtimmung. Nach 
den 14 Punkten der Reſolution arbeitete nun die Regierung einen Geſetz⸗ 
entwurf aus und legte ihn der Kammer vor. Alle Welt glaubte, jetzt 
endlich ſei man am Ziele angelangt, habe das direkte Wahlrecht ſchon in der 
Taſche. 8 | 

Allein die Liberalen hatten fich inzwischen anders beſonnen. Es waren 
nämlich 1903 die Reichstagswahlen geweſen, bei denen die Liberalen ſehr 
ſchlecht abſchnitten — ſie brachten in der Hauptwahl aus eigener Kraft nicht 
einen einzigen Abgeordneten durch, ja ſie blieben mit ca. 40000 Stimmen 
hinter der Sozialdemokratie zurück. Sie mußten alſo erkennen, daß nur ein 
Wahlunrecht, wie das beſtehende, ihnen künſtlich eine Machtpoſition belaſſen 
konnte, die ihrer wirklichen Stärke in keiner Weiſe entſprach. Mit allen Mitteln 
ſuchten ſie nun die Wahlreform zum Scheitern zu bringen. Sie hatten im 
Ausſchuß ſeinerzeit ſelbſt die relative Mehrheit beantragt, vorausgeſetzt, daß 
der betreffende Kandidat ein Drittel der geſamten abgegebenen Stimmen er⸗ 
hielte. Jetzt erklärten fie plötzlich, fie würden gegen das Geſetz ſtimmen, falls 
nicht die relative durch die abſolute Mehrheit erſetzt werde. Die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion, die den Liberalen dieſen Vorwand, das Ganze ſcheitern 
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zu laſſen, nehmen wollte, bemühte ſich mit Erfolg, das Zentrum umzu⸗ 
ſtimmen; man gab dem Verlangen der Liberalen nach der abſoluten Majorität 
nach. Darauf äußerte der liberale Führer und Abgeordnete Dr. Caſſel— 
mann ſelbſt zu einem Mitglied unſerer Fraktion: „Sie haben heute der 
Wahlreform einen großen Dienſt geleiſtet, ich werde nun dafür eintreten, daß 
ein Teil meiner politiſchen Freunde dem Geſetz zuſtimmt.“ Allein es zeigte 
ſich bald, daß der Proteſt der Liberalen gegen die relative Majorität eitel 
Spiegelfechterei geweſen war. Denn nun ſuchten fie neue Hinderniſſe auf- 
zutürmen, um das Geſetz zu Fall zu bringen. Sie bearbeiteten das Zentrum, 
wenigſtens für Nürnberg in eine ſolche Wahlkreiseinteilung einzuwilligen, 
die den Liberalen von den ſechs projektierten Sitzen zwei garantierte. In 
dieſer Richtung unterhandelte Caſſelmann mit dem Zentrumsabgeordneten Lerno. 
Dieſe Verſuche ſcheiterten aber, und nun ſtimmten die Liberalen geſchloſſen 
mit dem Bauernbund, den reaktionärſten, antiſemitiſch gefärbten Elementen 
des Landes, gegen die Wahlreform. 

Aus wie egoiſtiſchen Motiven die Liberalen handelten, erhellt aus einer ſehr 
intereſſanten Rede, die der freiſinnige Abgeordnete Sartorius im Landtag 
bezüglich der von den Liberalen vorgeſchlagenen Wahlkreiseinteilung in. 
Nürnberg hielt. In dieſer Rede, einem wahren Muſterſtück engherziger 
Fraktionspolitik, hieß es wörtlich: „Ich habe mich immer in Nürnberg an 
jemand gewendet, mit dem ich in regelmäßiger Korreſpondenz ſtehe .. ., ich 
kann hier vollſtändig offen ſein. Ich habe an den betreffenden Herrn das 
Geſuch gerichtet, uns zwei Wahlkreiseinteilungen zu beſorgen, eine für ſechs 
Abgeordnete mit zwei ſicheren Kreiſen für unſere Leute — ich habe ja die Sache 
nicht im Intereſſe der Sozialdemokraten, ſondern im Intereſſe meiner Freunde 
gemacht () — und eine Einteilung mit ſieben Abgeordneten, wenn es möglich 
ſei, drei ſichere Wahlkreiſe für die Liberalen herauszuſchneiden. Ja — ich bin 
ganz ehrlich, ich habe dazu geſchrieben, wenn ſie keine drei Wahlkreiſe heraus— 
bekommen bei ſieben, ſo hat dieſe zweite Einteilung gar keinen Wert, weil wir 
ja dann bloß uns abmühen, um den Sozialdemokraten weitere Sitze zu ſichern. 

Daraufhin iſt mir von Nürnberg die Antwort geworden: unter keinen Um— 
ſtänden könnten ſie mehr als zwei Liberale herausbekommen.“ 

Alſo nicht danach richten dieſe Volksfreunde ihre Forderungen ein, ob 
Nürnberg nach ſeiner Einwohnerzahl ſieben Abgeordnete beanſpruchen kann, 
nicht nach den elementarſten Forderungen der Gerechtigkeit, ſondern allein 
danach, wieviel Mandate mit allen Künſten einer höchſt ungerechten Wahl- 
kreiseinteilung für ſie zu ergattern wären! Als bei dieſer „liberalen“ Erklärung 
Vollmar das Wort „Krämerpolitik“ dazwiſchenwarf, erklärte Herr Sartorius: 
„Nun, das iſt ein etwas hartes Wort; allein ich will ſogar zugeben, daß, 
wenn man von der Form dieſer Bezeichnung abſieht, man ihr eine gewiſſe 
Wahrheit zubilligen kann.“ 

Die bayeriſche Regierung hatte während der Verhandlungen im Landtag 
feierlich erklärt, daß, falls das Geſetz nicht zur Annahme gelangen ſollte, 
ſie für die kommenden Wahlen auf dem Verordnungswege eine Anderung der 
beſtehenden Wahlkreiseinteilung vornehmen werde, welche ſich an die Ein— 
teilung des Entwurfes ſoweit wie möglich anlehnen ſollte. Über dieſe Wahl— 
kreiseinteilung iſt es im Schoße des Miniſteriums zu ernſten Konflikten ge— 
kommen, die beinahe mit einer Demiſſion eines Teiles des Miniſteriums ge— 
endigt hätten. Mit ihrer neuen Einteilung hat die Regierung ihr Wort nur 


— 


482 Die Neue Zeit. 
ſchlecht eingelöſt. Denn trotzdem die Liberalen jetzt ſo tun, als ob ſie ihnen 
von Nachteil wäre und allein dem Zentrum Vorteil brächte — daß ſie uns 
in der Pfalz und in Franken geradezu totgeteilt hat, geben auch die Liberalen 
zu —, iſt dieſe Einteilung ein Beweis für die ſtarken liberalen Einflüſſe, die 
ſich bei ihrer Ausarbeitung hinter den Kuliſſen geltend gemacht haben. 

So ſteht heute die Sache. Nach der geradezu jammervollen Rolle, welche 
die Liberalen, dieſe Partei der verkörperten Charakterloſigkeit, bei der Wahl⸗ 
affäre geſpielt haben, indem ſie aus elendem Fraktionsegoismus jahrzehnte⸗ 
langes Mühen zerſtörten, kann es gar keine Frage ſein, daß alle Kräfte auf⸗ 
geboten werden müſſen, um dieſer ſchmählichen Partei des Volksverrats den 
verdienten Denkzettel zu geben. Wohin wir blicken, nach Preußen, nach Sachſen, 
nach Lübeck, nach Hamburg, überall ſind es die Liberalen im holden Bunde 
mit der konſervativ-antiſemitiſchen Reaktion, die bei einer Minderung der 
Rechte des Volkes elende Minierarbeit leiſten. Eine ſolche Partei mit allen 
Mitteln, die zu Gebote ſtehen, zu ſchädigen und wenn irgend möglich ihres 
politiſchen Einfluſſes zu berauben, iſt größtes Verdienſt. Und da dies Ziel 
zurzeit unter dem indirekten Syſtem gar nicht anders erreicht werden kann, 
als durch ein Zuſammengehen mit dem Zentrum zur Erreichung dieſes einen 
Zweckes, ſo muß jeder, der nicht eine Politik in den Wolken treiben will, ein⸗ 
ſehen, daß unter dieſen Umſtänden die Sozialdemokratie Selbſtmord begehen 
würde, wollte ſie aus prinzipiellen Bedenken nicht mit dem Zentrum zuſammen⸗ 
gehen. Täte ſie es nicht, ſo wäre die Folge die, daß keine Zweidrittelmajorität 
zuſtande käme, daß dann auf lange Zeit hinaus das direkte Wahlſyſtem be⸗ 
graben würde, daß wir uns noch von Wahl zu Wahl mit dem elenden in⸗ 
direkten Syſtem herumſchlagen könnten, daß wir aus dem politiſchen Sumpfe, 
wie er zurzeit beſteht, auf abſehbare Zeit nicht heraus kämen. Das kann niemand 
im Ernſt wollen, dem das Wohl, die Aufklärung, der Einfluß des Volkes 
ehrlich am Herzen liegt. 

Daß aus dieſem temporären Zuſammengehen mit der ſchwarzen Partei 
nicht — wie Naumann kürzlich meinte — ein dauerndes ſchwarz⸗rotes Kartell 
hervorgehen kann — dieſe Gefahr beſteht in keiner Weiſe. Dafür trennt uns 
gerade vom Zentrum eine weltenweite Kluft. Vielmehr kann überhaupt erſt, 
wenn wir im Beſitz des direkten Wahlrechtes ſind, in all den Bezirken ein 
erfolgreicher Kampf gegen das Zentrum entbrennen, wo wir heute, bei der 
Abhängigkeit der Arbeiter, überhaupt keine Wahlmänner aufſtellen können. 4 

Die Liberalen in ihrer kläglichen Poſition ſuchen nun freilich mit allen nur 
möglichen Mitteln den Ehrentitel der Wahlrechtsräuber, den wir ihnen bei- N 
gelegt, von ſich abzuſchütteln. Jüngſt fand in Augsburg ein Prozeß von 
Zentrumsabgeordneten gegen die „Augsburger Abendzeitung“ ſtatt. Den Aus 
gang dieſes Prozeſſes preiſen die liberalen Blätter als einen großartigen Triumph 
ihrer Sache, weil in ihm zwei liberale Abgeordnete unter ihrem Eide ausgeſagt 
haben, daß die Liberalen keine prinzipiellen Feinde des allgemeinen direkten 
Wahlrechtes wären. Der Jubel zeigt nur, wie beſcheiden die Liberalen ge⸗ 
worden ſind. Als ob es darauf ankäme, was die Liberalen im Prinzip wären! 
Das iſt ja gerade das Skandalöſe bei dieſer infamen Partei, daß ſie ſtets und 
ſtändig in der Praxis das verleugnet, was ſie auf dem Papier ſtehen hat. 
Das hat ja dieſe Partei gerade ſo auf den Hund gebracht, daß ihre ganze 
Geſchichte der letzten Jahrzehnte eine ununterbrochene Kette von Verräterſtücken 
iſt, daß ſie ein Prinzip nach dem anderen ſchmählich im Stiche gelaſſen hat. 
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Kurzum, die Liberalen mögen ſich drehen und wenden, wie ſie wollen, die 
Tatſache, daß ſie das bayeriſche Volk um ſein direktes Wahlrecht betrogen 
haben, werden ſie nicht totlügen können. 

Die Arbeiterſchaft Bayerns iſt ſich all deſſen vollauf bewußt, und die 
Hoffnung der Liberalen, die Arbeiter würden ihren Führern die Gefolgſchaft 
verſagen, iſt vollkommen in nichts zerfloſſen. Das ſcheinen die Liberalen jetzt 
ſelbſt einzuſehen, denn in letzter Zeit haben ſie plötzlich ihre arbeiterfreundliche 
Maske, die ſie beim Streik im Ruhrrevier aufgeſetzt hatten, abgeſtreift und 
hetzten wacker und unverdroſſen gegen die ausſtändigen Metallarbeiter. Auch 
iſt es höchſt poſſierlich, zu beobachten, wie die liberalen Organe — die um⸗ 
gekehrte Taktik wie in Norddeutſchland, wo man der Partei den Genoſſen 
Vollmar als Muſter vorführt — den Genoſſen Bebel und die ſogenannten 
Radikalen uns als nachahmenswerte Beiſpiele aufſtellen. 

Die große Bedeutung der kommenden Wahlen in Bayern wird kein Ein⸗ 
ſichtiger leugnen. Unterliegt es doch keinem Zweifel, daß alle Beſtrebungen, 
die auf einen Umſturz des beſtehenden Reichstagswahlrechtes hinzielen, ein 
ſchwer zu überwindendes Hemmnis erfahren, wenn in den ſüddeutſchen Staaten, 
und vor allem im zweitgrößten Bundesſtaat, in Bayern, das allgemeine direkte 
Wahlrecht zur Durchführung gelangt. 

So kann das geſamte Proletariat, über Bayerns Grenzen hinaus, mit leb⸗ 
haftem Intereſſe den Kampf verfolgen, der in Bayern mit einer Leidenſchaft 
wie nie zuvor — kämpfen doch die Liberalen um ihre Exiſtenz — entbrannt iſt. 


Literariſche Kundſchau. 


Dr. Hugo Preuß, Das Recht der ſtädtiſchen Schulverwaltung in Preußen. 
Berlin 1905, Verlag von R. L. Prager. 

Der letzte Berliner Schulſtreit, hervorgerufen durch die Verfügung des preußiſchen 

Kultusminiſters vom 17. November 1903, wonach für die Verwendung und über⸗ 


laſſung der für Elementarſchulen hergeſtellten oder beſtimmten Gebäude und Räume 


zu anderen Zwecken als zu denen des öffentlichen Elementarunterrichtes die Ge⸗ 
nehmigung der Schulaufſichtsbehörde eingezogen werden ſolle, hat dem Verfaſſer die 
letzte und direkte Veranlaſſung zu ſeiner Schrift gegeben. Doch beſchränkt ſich dieſe 
keineswegs auf eine Darſtellung des Berliner Konfliktes, der erſt gegen Schluß im 
Rahmen der hiſtoriſchen Darſtellung die ihm gebührende Beleuchtung erhält. Der 
juriſtiſch wohlorientierte und auf dem Gebiet des preußiſchen Kommunalrechtes be⸗ 
ſonders gut bewanderte Verfaſſer nimmt den Berliner Streit nur zum Anlaß, um 


ſeine prinzipielle Grundlage, das überaus verzwickte Rechtsverhältnis von Stadt und 


Staat auf dem Gebiet des Schulweſens zu erörtern, und zwar in ſeiner hiſtoriſchen 
Entwicklung und unter den Geſichtspunkten des öffentlichen Rechtes. 

Der Kultusminiſter ſtützt ſich bei ſeinem Vorgehen beſonders auf einen Aus⸗ 
ſpruch des Oberverwaltungsgerichtes: „Das preußiſche Schulweſen iſt nicht auf dem 
Boden des Gemeinderechtes erwachſen, vielmehr bilden die darauf bezüglichen Normen 
einen beſonders geſtalteten, für ſich beſtehenden Teil des öffentlichen Rechtes.“ Preuß 
hält dieſe Entſcheidung für falſch. „Gemeine Schulen“ habe es in Preußen zwar 
ſchon gegeben, als es noch keine kommunale Selbſtverwaltung gab. Aber das heutige 
Gemeindeſchulweſen der Städte ſei ganz unzweifelhaft auf dem Boden der kom⸗ 
munalen Selbſtverwaltung erwachſen. Leider gibt es in Preußen kein einheitliches 
Schulrecht, kein Unterrichtsgeſetz, miniſterielle Willkür hat von jeher auf dem Gebiet 


der Volksſchule die ſchlimmſten Orgien gefeiert. An Stelle klarer, geſetzlicher Be⸗ 
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ſtimmungen herrſcht ein ungeheurer Wirrwarr von Miniſterialerlaſſen, Geboten und 
Verboten, die aus den verſchiedenſten Zeiten ſtammen und ſich zum Teil auf das 
gröbſte widerſprechen. Preuß geht die wichtigſten geſetzlichen Grundlagen für die 
preußiſche Volksſchule, das allgemeine Landrecht, die Städteordnung und die Ver⸗ 
faſſung und eine Reihe miniſterieller Inſtruktionen und Reſkripte durch und ſtellt 
dabei die heilloſe, oft trotz des Ernſtes des Gegenſtandes ſpaßhaft anmutende Ver⸗ 
wirrung dar, in die die verſchiedenen Kultusminiſter durch fälſchliche Anwendung 
oder Interpretation der einzelnen Geſetzesparagraphen und Verordnungen geraten 
ſind. In dem Kampfe, den die ſtädtiſche Verwaltung gegen die miniſteriellen Attacken 
auf das Selbſtverwaltungsrecht dauernd geführt hat, hat der Berliner Magiſtrat in 
früheren Jahren einigermaßen mit Ehren ſeinen Mann geſtanden; aber nicht ohne 
Bitterkeit macht Preuß darauf aufmerkſam, daß es ſich damals um „ſtreng kon⸗ 
ſervative, um nicht zu ſagen reaktionäre“ ſtädtiſche Behörden in Berlin gehandelt 
habe. Erſt dem neuzeitlichen Kommunalliberalismus in Berlin blieb es vorbehalten, 
vor der Angriffen der Staatsbureaukratie feige die Segel zu ſtreichen; freilich handelte 
es ſich dabei auch um einen in die Schuldeputation gewählten Sozialdemokraten, 
der geſchützt werden mußte. Lieber opferte der „liberale“ Magiſtrat die alte Feſtig⸗ 
keit in der Aufrechterhaltung der Selbſtverwaltung, als daß er für den angegriffenen 
Sozialdemokraten eintrat. 

Preuß erörtert in weiteren Kapiteln das Verhältnis von Verwaltungspraxis 
und Judikatur zueinander, von Gemeindeſchulen und Gemeindelehrern zum Staate, 
von ſtaatlicher und ſtädtiſcher Schulinſpektion und von Schulaufſicht und Kommunal⸗ 
aufſicht zueinander. Eine Haupturſache für die Verwirrung auf dem Gebiet des 
Schulrechtes ſieht er in dem Dogma von der Abmeſſung der Kompetenzen von Staat 
und Stadt nach den inneren und äußeren Schulangelegenheiten, deren Urſprung auf 
kirchliche Verhältniſſe zurückzuführen ſei. Demgegenüber verlangt Preuß, daß der 
Staat die Aufſicht über die kommunale Verwaltung der ſtädtiſchen Schulen nach 
Maßgabe der Staatsgeſetze führe. x 

Eine wirkliche durchgreifende Anderung der preußiſchen Schulverwirrung er⸗ 
wartet Preuß übrigens nicht mehr von Preußen. Er ſetzt ſeine Hoffnungen auf die 
Reichsgeſetzgebung, die vom Banne des „preußiſchen Staatsgeiſtes“ frei ſei und eben 
darum die Bedeutung der autonomen Selbſtverwaltung auf dem Gebiet der Schule 
unbefangen würdigen könne. Wir können dem Verfaſſer in dieſer Anſicht im all⸗ 
gemeinen nur beipflichten. Aber recht hat er auch, wenn er bis dahin als eine der 
wichtigſten Aufgaben der preußiſchen Städte bezeichnet, das ihnen poſitiv zuſtehende 
Recht der Schulverwaltung gegen jeden Verdunkelungsverſuch und jede Grenz⸗ 
verrückung mit zäheſter Energie zu verteidigen. Ob aber die bürgerlichen Mannes⸗ 
ſeelen in den ſtädtiſchen Kollegien dieſer Aufgabe gewachſen ſein werden? 

Heinrich Schulz. 


Albert Kohn, Anſere Wohnungsenquete im Jahre 1904. Im Auftrage des 
Vorſtandes der Ortskrankenkaſſe für den Gewerbebetrieb der Kaufleute, Handels⸗ 
leute und Apotheker bearbeitet. Berlin 1905, Verlag dieſer Ortskrankenkaſſe. 
32 Seiten 4“ und acht ganzſeitige Bilder. 

Dieſer Bericht iſt der vierte über die dankenswerten Erhebungen, welche dieſe 
Ortskrankenkaſſe durch ihre Krankenkontrolleure über die Wohnungszuſtände der 
erwerbsunfähig Kranken regelmäßig vornehmen läßt. Man kann das Verdienſt 
dieſer Arbeit nicht hoch genug anſchlagen, ſie verdient einen hohen Rang unter den 
neueren Veröffentlichungen über die Wohnungszuſtände in Deutſchland. Durch einen 
klaren und wenig umfangreichen Fragebogen wird eine Reihe bedeutungsvoller Ein⸗ 
blicke in das Wohnungselend einer ökonomiſch beſſer geſtellten Schicht der Berliner 
Arbeiterklaſſe erzielt. Die Arbeit macht ebenſoſehr Ehre ihren Anregern wie den 
Sammlern des Materials und dem Verarbeiter desſelben. Würde man die Feſt⸗ 
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ſtellung für die geſamte Arbeiterbevölkerung von Groß-Berlin verallgemeinern, ſo 
fände man ein erſchreckendes Bild ſozialer Notlage und niedrigſter Befriedigung des 
Wohnungsbedürfniſſes entrollt und erhielte doch eine zu günſtige Darſtellung des 
tatſächlichen Zuſtandes, weil unzweifelhaft die Kaufleute, Handelshilfsarbeiter und 
Apotheker über dem Durchſchnitt der Lebenshaltung der geſamten Berliner Arbeiter- 
bevölkerung ſtehende Einkommensverhältniſſe aufzuweiſen haben. 

Dankenswert iſt die ſtändige Beziehung der gewonnenen Reſultate zu den An— 
forderungen, die in der Wiſſenſchaft an die geſundheitliche Seite des Wohnungsweſens 
geſtellt werden, ſo daß die praktiſche Bedeutung der Erhebung für eine richtige 
Krankenkaſſenpolitik ſtets klar zutage tritt und auch dem Laien die bedenklichen Kon⸗ 
ſequenzen der Wohnungsmängel für die verſicherten Perſonen veranſchaulicht werden. 
So iſt dieſe Arbeit nicht bloß eine Feſtſtellung der Tatſachen, ſondern auch Quelle 
wertvoller hygieniſcher Belehrung. 

Es geht leider nicht an, eine Inhaltsangabe hier zu geben, bloß einige beſonders 
traurige Ergebniſſe ſeien hervorgehoben. 62,4 Prozent der Männer, 62,43 Prozent 
der Frauen haben eine zu geringe Bodenfläche in ihren Wohnungen zur Verfügung, 
ſomit entſpricht bloß ein Drittel der Wohnungen den Anforderungen der Hygiene. 
Über ein Fünftel der Wohnungen haben ein geringeres Höhenmaß, als von der 
Berliner Baupolizeiordnung verlangt wird; über die Hälfte der Wohnungen bietet 
einen zu geringen Luftraum, die Heizungsverhältniſſe ſind ſo ungünſtig, daß dadurch 
die Durchlüftung der ohnedies zu engen Wohnungen vermindert wird. Alle dieſe 
Tatſachen werden in Beziehung gebracht zu den verſchiedenen Krankheitsgruppen, 
zu Stockwerkshöhen und Lage der Wohnung (Vorderhaus, Hinterhaus). Beſonders 
eingehend werden die Beziehungen zwiſchen Tuberkuloſe und Wohnungszuſtand feit- 
geſtellt. Die Belichtung der Wohnung, die Zahl der Perſonen, die auf ein Kloſett 
entfallen, werden in beſonderen Tabellen dargelegt. Nicht vereinzelt ſind die Fälle, 
wo ein Kloſett auf 41 und mehr Perſonen entfällt, und zwar iſt dies am häufigſten 
der Fall bei Kloſetts, die ſich im Hofe befinden. Mit dieſen Angaben iſt durchaus 
keine vollſtändige Überſicht über den ſtatiſtiſchen Teil der Schrift gegeben. 

Neben dem ſtatiſtiſchen Teile finden wir eine Reihe von Einzelſchilderungen, 
die zu den betrübendſten ſozialen Dokumenten gerechnet werden müſſen, ſo zum Bei⸗ 
ſpiel die folgende. „Kellerwohnung. Der kleine Raum, der an zwei Schlafleute ver⸗ 
mietet iſt, iſt ohne Heizung, Türen und Fenſter ſchließen ſchlecht. Das ganze 
Mobiliar beſteht aus zwei ſchmutzigen Betten, einem Tiſche und einem Schemel. 


Alte Kleidungsſtücke hängen an den Wänden herum.“ Über eine Dachwohnung 


wird berichtet: „Zu der unter dem Dache gelegenen Wohnung führt eine ſchlecht zu 
ſteigende Treppe, mit einem abgebrochenen Geländer, welches mit einem Stricke be— 
feſtigt iſt. Die Wohnung iſt mit Schimmel und Pilzen bedeckt, die Tapeten hängen 
in Fetzen herunter, auch der Putz iſt an verſchiedenen Stellen abgefallen. In der 
Küche ſind die Dielen halb verfault, es befinden ſich große Löcher in denſelben, einen 
Schlupfraum für Mäuſe bildend. Ofen und Kochmaſchine rauchen. Dem Patienten 


mit Frau und drei Kindern ſteht nur ein Bett zur Verfügung.“ Eine andere Schil⸗ 
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derung jagt: „In der kleinen Stube von 4,40 Meter Länge und 3,70 Meter Breite 
ſchlafen acht Perſonen. Der Lungenkranke ſchläft mit einem Kinde zuſammen.“ 
Eine ganze Anzahl ähnlicher Berichte, die aber wieder nur ein Bruchteil derer 


iſt, die dem Bearbeiter vorlagen, findet ſich in der beſprochenen Arbeit veröffentlicht. 


Den Schluß derſelben bildet eine Reihe Reproduktionen nach photographiſchen Auf- 
nahmen, die noch deutlicher als Worte und Tabellen den Wohnungszuſtand beträcht⸗ 
licher Teile der Berliner Arbeiterbevölkerung veranſchaulichen. 

Wir würden uns freuen, wenn die Schrift vor allem die Verwaltungen anderer 
Krankenkaſſen zur Nachahmung anregen möchte. Die Ausſtattung iſt mit Ausnahme 
einer an manchen Stellen ungenügenden Korrektur eine vortreffliche. ad. br. 
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Dr. M. Ettinger, Der Streik in der Herrenkleiderkonfektion und ſeine ehre 
für die induſtrielle und gewerbliche Organiſation. Wien und Leipzig 1904, 
Wilhelm Braumüller. 54 S. gr. 8°. 7 
Wir beſitzen mehr Darſtellungen von Streiks in Romanen und Dramen, als in 
der nationalökonomiſchen Literatur. Deswegen wurden wir lebhaft durch die hier 
angezeigte Schrift intereſſiert, weil ſie mehr als durch den Titel durch die ein⸗ 
leitenden Sätze eine deſkriptive Darſtellung einer umfangreichen und in jeder Hin⸗ 
ſicht intereſſanten Streikbewegung verſprach. Leider enttäuſcht die Schrift ſehr. Eine 
Darſtellung des Streiks fehlt eigentlich vollkommen. In dem erſten Teile wird eine 
Darſtellung des Konfektionsarbeiterelends auf Grund nicht neuer Quellen gegeben, 
dann werden eine Reihe von Aktenſtücken über den Streik veröffentlicht, die man 
aber auch ſchon an anderer Stelle findet. Ein beſonderes Kapitel wird dem Weſen 
der Heimarbeit gewidmet. In dieſem Kapitel iſt das Gute nicht neu, aber noch 
weniger iſt das Neue gut, denn neu iſt in dieſem Kapitel nur die ebenſo von Un 
kenntnis der Heimarbeit wie der induſtriellen Reſervearmee zeugende Behauptung, 
daß die Heimarbeit zum Teil nichts anderes iſt als das „Reſervoir, welches wir die 
induſtrielle Reſervearmee nennen“. An einer anderen Stelle heißt es gleichfalls 
wörtlich: „Die Heimarbeiter ſtellen die induſtrielle Reſervearmee dar, welche für die 
Etablierung lohnender Produktionszweige ſtets zur Verfügung ſtehen.“ Den Leſern 
dieſer Zeitſchrift braucht man nicht auseinanderzuſetzen, daß die induſtrielle Reſerve⸗ 
armee mit der Heimarbeit ſo ziemlich gar nichts zu tun hat. Bemerkt ſoll nur 
werden, daß zum Beiſpiel jahrzehntelange Bemühungen der preußiſchen Regierung, 
die ſchleſiſchen Handweber in andere Berufe überzuführen, von ſehr geringem Er⸗ 
folg begleitet waren. Daß in den Proſperitätsperioden eine Minderung der Haus⸗ 
induſtrie in irgend erheblicher Weiſe konſtatiert werden konnte, iſt nicht zu behaupten. 
Die Überführung der Hausinduſtriellen in lohnendere Induſtriezweige gelang, ab⸗ 
geſehen von anderen Urſachen, ſchon wegen der körperlichen Degenerierung der Heime 
arbeiter nicht. . 
Charakteriſtiſch für dieſe Arbeit, die ein erweiterter Sonderabdruck aus der 
„Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung“ iſt, die bekanntlich 
unter anderem von Böhm⸗Bawerk und Wieſer herausgegeben wird, iſt die Tatſache, 
daß ſie ein Kapitel über die Grenznutzentheorie oder die Lehre von den Bedürfnis⸗ 
graden enthält, was eigentlich für die Leſer dieſes Organs der öſterreichiſchen Schule 
nicht nötig fein ſollte. Auf faſt dem vierten Teile der Schrift wird vom Grenz 
nutzen gehandelt, und zwar nicht vom Grenznutzen bei Jacketts und Hoſen, ſondern 
beim Bier. Doch wir wollen uns bei dieſer Leiſtung nicht weiter aufhalten, da der 
Verfaſſer uns noch viel Intereſſanteres bietet. Er beſitzt den Schlüſſel zur Löſung 
des ſozialen Rätſels! Dies ſind ſeine Worte ſelbſt. Er weiß, „daß bei Wieder⸗ 
herſtellung der Einheitlichung der Produktion und Konſumtion auch ohne die Utopie 5 
des Kommunismus jene Funktionsſtörungen unſeres Wirtſchaftsſyſtems zu beſeitigen 
ſind“. Seine kapitaliſtiſche Utopie iſt begründet auf einer abſoluten Kartellierung 
der Produktion, dem „früher oder ſpäter das Kartell der Konſumenten entgegentreten 
wird“. Für die Meſſung der Unternehmergewinne beruft er ſich auf den Zenſus 
der Vereinigten Staaten, was ihm jedenfalls bei Statiſtikern den Ruf eines gut⸗ 
gläubigen Mannes eintragen wird. Es ließe ſich noch ſehr vieles gegen die Schrift 
und manches Erheiternde aus ihr anführen. Wir beſchränken uns auf zwei Sätze. 
„Die ‚Allianz‘ zwiſchen Unternehmer: und Arbeiterſchaft wird den erträumten „Zu⸗ 
kunftsſtaat' charakteriſieren. ... Nicht Kommunismus und Anarchismus, ſondern 
vernünftig organiſierter Individualismus wird die Erlöſung bringen.“ i 
Der Individualismus in einer Wirtſchaft kartellierter Produktion und Konſum⸗ 
tion iſt mehr vom Standpunkt der Pſychologie wie der politiſchen Okonomie einzu⸗ 
ſchätzen. > 11 
Bemerkenswert iſt nur, daß die Herren Böhm-Bawerk, Inama⸗Sternegg, 
Philippovich, Plener, Wieſer mit ihren Namen ein derartiges Machwerk decken. 
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Germinal. Ausgehend von dem Wunſche, daß alle ſozialiſtiſchen Broſchüren 
von der geſamten organiſierten Arbeiterſchaft geleſen werden möchten, haben unjere 
belgiſchen Genoſſen ein beachtenswertes Unternehmen geſchaffen, das iſt das von der 
„Société Cooperative ‚Volksdrukkerij‘“, in Gent, Rue Hautport 29, herausgegebene 
Abonnement „Germinal“. Germinal iſt die Ausgabe aller von der ſozialiſtiſchen 
Partei kommenden Broſchüren, die einen Verkaufswert von 25 Centimes oder weniger 
haben. Gegen den geringen Preis von 1 Francs (80 Pfennig) pro Jahr in Belgien, 
2 Francs für das Ausland, beide Preiſe inkluſive Zuſendungsporto, erhält man das 
Recht auf ſämtliche im Jahre erſcheinenden Broſchüren des Germinal. Jeden 
Monat wird mindeſtens eine Broſchüre herausgegeben. Im verfloſſenen, erſten 
Abonnementsjahre, das am 1. Mai 1905 ablief, erſchienen 18 Broſchüren mit einer 
Geſamtſeitenzahl von 690, in dieſem Jahre ſoll dieſe Ziffer noch überſchritten werden. 
Germinal iſt einem Redaktionskomitee von drei Mitgliedern anvertraut worden, 
dem zurzeit die Abgeordneten Deſtrée und Vandervelde angehören. Das Redaktions⸗ 
komitee hat die Auswahl der Broſchüren vorzunehmen und Lücken zu ergänzen. 
Germinal wird ſowohl in franzöſiſcher wie in flämiſcher Sprache herausgegeben. 


Die im verfloſſenen Jahre der Reihe nach in franzöſiſcher Sprache erſchienenen 


Schriften ſind folgende: 


1. Die belgiſche Regierung und der Alkohol. 

2. Der Kollektivismus vor der belgiſchen Kammer (Reden der ſozialiſtiſchen 

Abgeordneten Deftree, Furnémont und Vandervelde). 

. Genofjenjchaft und Sozialismus. 

„Die Verfaſſungsreviſion (Wahlrechtsfrage) in der belgiſchen Kammer (Sitzung 

vom 5. Mai 1904). 

5. Der Staat und die Bergwerke. 

6. Einige Grundſätze für die Landbewohner (Agitationsbroſchüre). 

7. Ein Schritt vorwärts oder Betrachtungen über die Entdeckung des Radiums 
(eine wiſſenſchaftliche, freireligiöſe Schrift). 

8. Der Achtſtundenarbeitstag. 

9. Die belgiſche Genoſſenſchaft „Le Progres“ und die Sozialdemokratie. 

10. Der Staat und die Kirchen (Bericht auf dem internationalen Kongreß der 
Freidenker in Rom am 21. September 1904). 

11. Die Wagnerſchen Dramen. 

12. Auszüge aus den ſozialiſtiſchen Schriften von Paul Lafargue. 

13. Laſſalles Arbeiterprogramm. 

14. Das Recht auf Ruhe (Stellung der Sozialdemokratie zu dem Geſetz über 
einen wöchentlichen Ruhetag). 

15. Die Kommune von Paris. 

16. Der Arbeiterkatechismus (Rechte und Pflichten der Arbeiter in der kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft, Agitationsbroſchüre). 

17. Germinal, Warum, wie und was muß der Arbeiter leſen? 

18. Die Volksuniverſitäten (Kurſe in Arbeiterbildungsvereinen uſw.). 


Dieſe bisher erſchienenen Schriften zeigen, welch große Bedeutung das Abonne⸗ 
ment „Germinal“ für die Erziehung der Arbeiter in politiſcher, intellektueller und 
moraliſcher Hinſicht hat; unſere belgiſchen Genoſſen haben ein Propagandawerk ge⸗ 
ſchaffen, das ſchöne Reſultate zeitigen wird. Martin Lähner. 
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Von der Brauerei- und Nälzereiberufsgenoſſenſchaft. Nach dem ſoeben er⸗ 
ſchienenen Geſchäftsbericht dieſer Berufsgenoſſenſchaft, die meiſt nur von Kommerzien⸗ 
räten verwaltet wird, iſt die Zahl der verſicherten Betriebe gegen das Vorjahr nur 
um 8 geſtiegen, von 9562 auf 9570. Obwohl allein 2158 Kleinbrauereien im Kataſter 
geführt werden, iſt die Zahl der Brauereien an ſich zurückgegangen. Im 
Jahre 1903 waren noch 7791 Brauereien, dagegen 1904 nur noch 7662 (129) ver⸗ 
ſichert. Dagegen iſt die Zahl der Bierniederlagen, eine Folgeerſcheinung der Groß⸗ 
produktion, von 1010 auf 1151 geſtiegen. Die Zahl der verſicherten Arbeiter be- 
trug im Durchſchnitt 1903 106 180, im Jahre 1904 109579 — + 4000 Perſonen. 

Unfälle wurden 1904 insgeſamt 13284 gegen 12087 im Vorjahr gemeldet, ſo 
daß auf 1000 Arbeiter durchſchnittlich 122 Unfälle entfallen. Über dieſem Durch⸗ 
ſchnitt ſtehen vier Sektionen mit 160, 145, 144 und 137 Unfällen, während die 
niedrigſte Ziffer 75 die Sektion Elſaß⸗Lothringen hatte. In Vorbehandlung wurden 1 
2004 Unfälle genommen, davon entfielen auf Sektion VI Berlin allein 1920 Fälle. 
Innerhalb der Vorbehandlung wurden 1891 Fälle — 94 Prozent erledigt. Die 
Ziffern für die Sektion VI ſind noch günſtiger. Dieſe Sektion, ein Vorbild für alle 
Berufsgenoſſenſchaften, hatte 36 Prozent aller gemeldeten Unfälle in Vorbehandlung 
genommen und in 1920 Fällen 1865 — 97 Prozent innerhalb der Vorbehandlung 
erledigt, ſo daß nur noch 55 Fälle mit Rente „verſorgt“ werden mußten. Die Netto- 
ausgaben für dieſes Heilverfahren betrugen 103 965,67 Mark, wovon auf Berlin 
allein 93 109,26 Mark entfielen. Dieſe Ausgaben rentierten ſich, wie Figura zeigt. 
Von 13284 gemeldeten Unfällen wurden nur 1640 entſchädigt. Davon hatten 121 
tödlichen Ausgang. 30 waren mit völliger, 701 mit teilweiſer und 788 mit vorüber⸗ 
gehender Erwerbsunfähigkeit verbunden. 

Von 1379 Berufungen gegen die Rentenbehörde wurden 73 Prozent zugunſten 
der Berufsgenoſſenſchaft und nur 27 Prozent zugunſten der Verletzten ent⸗ 
ſchieden! Das gleiche Reſultat hatten auch die Rekurſe, da nur 66 Rekurſe zugunſten 
der Verletzten und 207 zugunſten der Berufsgenoſſenſchaft „erledigt“ wurden. 
Der Geſchäftsbericht betont, es ſei erwieſen, daß „die mittleren Brauereien von 
10000 bis 15000 Hektoliter das geringſte Unfallriſiko aufweiſen“. 

Gefahrenziffer der mittleren Brauereien 64 bezw. 69 
s - Großbrauereien . . . 80 
= Kleinbetriebe bezw. 98 


„Dieſe merkwürdige Tatſache wird man ſich wohl damit erklären müſſen, daß 
bei dieſen mittleren Betrieben einerſeits gegenüber den Kleinbetrieben die größere 
Ordnung und beſſere Einrichtung gefahrmindernd wirkt, während anderer⸗ 
ſeits der Betrieb im allgemeinen mit größerer Muße als bei den ganz großen 
Betrieben geführt wird, bei welch letzteren, abgeſehen von den vielerlei maſchi⸗ 
nellen Einrichtungen und der großen Zahl von Arbeitern, auch der Betrieb mit 
größerer Eile und Unruhe verbunden iſt, was natürlich die Gefahr weſentlich 
erhöht.“ Die Berufsgenoſſenſchaft hatte bekanntlich im Vorjahr der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung vorgeſchlagen: als Ergänzung der Unfallverhütungsvorſchriften in 
Großbrauereien die Freibiergewährung von über 4 Liter täglich an den ein⸗ 
zelnen Arbeiter zu unterſagen. Die Verſammlung lehnte aber dieſe Vorſchläge aus 
Rückſicht auf den Geldbeutel ab, um den Brauereiarbeitern das Bier nicht in bar 
erſetzen zu müſſen, und hat nur den Branntweingenuß im Betrieb verboten. 
Das Reichsverſicherungsamt hat aber mit Recht ſich mit dieſen Beſchlüſſen nicht 
einverſtanden erklärt und die Genoſſenſchaft aufgefordert, die Frage der Freibier⸗ 


gewährung zum drittenmal auf die Tagesordnung der Verſammlung zu ſetzen! 
Ob's hilft? E. G. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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die furcht vor dem Sozialismus. & 
Berlin, 12. Juli 1905. 


Das Vertrauen, das wir vor acht Tagen auf den Reichskanzler ſetzten, hat 
ſich vollkommen bewährt; er hat die Kundgebung der Berliner Genoſſen vom 
9. Juli von jedem Schatten zu befreien gewußt, der etwa auf ihren revolutio⸗ 
nären Charakter hätte fallen können; durch die Furcht, die er vor ihr verriet, 
hat er willig die Bedeutung anerkannt, die ſie nach der Abſicht ihrer Urheber 
haben ſollte. 

Vermutlich hat er geglaubt, beſonders geiſtreich und geſchickt zu verfahren, 
indem er den alten preußiſchen Polizeiſtock mit den Roſen ſeiner feuilletoniſti⸗ 
ſchen Beredſamkeit umwand. Aber damit ſetzte er ſich vollends zwiſchen zwei 
Stühle. Modernen Menſchen erſcheint ein polizeilicher Gewaltakt nur um 
ſo widerlicher, wenn er mit ſüßlichen Redensarten beſchönigt werden ſoll, und 


die patriotiſchen Gemüter regten ſich mächtig darüber auf, daß ein Sozial⸗ 


demokrat, und ſei es auch nur ein ausländiſcher, von dem erſten Beamten des 
Deutſchen Reiches mit Komplimenten überſchüttet wurde. So was kann der 
bürgerliche Biedermann ſchlechterdings nicht vertragen, und Fürſt Bülow muß ſich 
deshalb von den ſonſt getreueſten Blättern die anzüglichſten Sachen ſagen laſſen. 

Darauf kann er ſich freilich berufen, daß er ſo wenig wie irgendwer ſonſt 


aus feiner Haut zu fahren vermag. Sich ſelbſt iſt er bei dieſer ganzen Haupt⸗ 
Rund Staatsaktion durchaus treu geblieben. Einen wirklichen Bruch mit der 


altpreußiſchen Polizeipraxis zu wagen, geht über ſeine Kraft wie über ſeinen 
Willen, geſchweige denn, daß eine ernſthafte Sozialpolitik, ſoweit ſie vom 
bürgerlichen Standpunkt aus überhaupt möglich iſt, im Bereich ſeiner Fähig⸗ 
keiten läge. Aber er konnte dieſe oder jene ſcheinbaren Zugeſtändniſſe machen, 
die immerhin dem Eindruck der beabſichtigten Kundgebung einen gewiſſen Ab⸗ 
bruch zu tun vermocht hätten, zumal da der Fehler vorfiel, daß auch von einer 
Seite, der die ſtrengſte Reſerve gegenüber den etwaigen Entſchließungen des 
Fürſten Bülow geboten war, ſein Wille zu beeinfluſſen geſucht us Die 
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Sache lag ſo günſtig für ihn, daß ſogar die Mehrzahl der bürgerlichen Blätter 
ſie ganz gut begriff und ihm den von ſeinem Standpunkt aus zutreffenden Rat 
erteilte, ſich auf den „vornehmen Staatsmann“ herauszuſpielen und der Kund⸗ 
gebung vom 9. Juli freien Lauf zu laſſen. | 

Aber dazu langte es eben doch nicht bei dem großen Diplomaten. Zu diefer 
Taktik, ſo ſehr ſie nur auf ein Augenverblenden hinausgelaufen wäre, gehörte 
ein Maß von Geiſtesfreiheit, das Fürſt Bülow gegenüber dem Sozialismus 
nicht beſitzt. Er iſt viel zu ſehr Junker, um eine ſozialiſtiſche Kundgebung zu 
geſtatten, wo doch der Polizeiknüppel zur Hand lag, ſie zu hindern. Wozu 
er ſich wirklich aufſchwang, war nur ein bißchen belletriſtiſche Schaumſchlägerei, 
war der Verſuch, der einem plumpen Demagogen viel beſſer angeſtanden hätte 
als einem geriebenen Diplomaten, durch kindliche Lobhudeleien an die Adreſſe 
des Genoſſen Jaurés und durch kindliche Verdächtigungen an die Adreſſe der 
deutſchen Sozialdemokratie Unfrieden in einer Welt zu ſtiften, zu der ſeine 
Händchen auch nicht entfernt hinaufreichen. Begreiflich genug, daß dieſer Ver⸗ 
ſuch den bürgerlichen Blättern ſchwer auf die Nerven fällt, wobei ſie dann 
auch an ihrem Teile der kapitaliſtiſchen Schwäche ihren Tribut abſtatten, indem 
ſie die Lobſprüche, womit Jaurés vom Fürſten Bülow überſchüttet wird, am 
meiſten ärgern. b 

Es iſt von einzelnen ſozialdemokratiſchen Blättern getadelt worden, daß 
Jaurés ſich durch die diplomatiſche Note Bülows abwinken ließ und nicht 
dennoch dem Rufe der Berliner Genoſſen nach Berlin folgte. Wir vermögen 
jedoch nicht, dieſen Tadel als berechtigt anzuerkennen. Was wäre dabei heraus⸗ 
gekommen, wenn Jaurss in höflicher Weiſe nach Frankreich zurückkomplimentiert 
worden wäre, ſobald er irgendwo verſucht hätte, die deutſche Grenze zu über⸗ 
ſchreiten? Es war viel richtiger, den Fürſten Bülow mit ſeinem eigenen Fette 
zu beträufeln und ihn auf dem Wege des diplomatiſchen Notenwechſels ab⸗ 
zutrumpfen. Dies hat Jaurés in durchaus anerkennenswerter Weiſe beſorgt; 
namentlich ſein Telegramm an die Berliner Verſammlung wies die aufdring⸗ 
lichen Liebeserklärungen Bülows mit der wünſchenswerten Entſchiedenheit zurück. 
Er hat aber auch darin recht, daß er das ganze tragikomiſche Abenteuer, womit 
der Reichskanzler ſeinen neuen Fürſtentitel eingeweiht hat, auf die Furcht vor 
dem Sozialismus zurückführt. 1 

Dieſe Furcht ſoll zwar nur — nach dem angenehmen Stile der bürgerlichen 
Preſſe — im „Größenwahn“ der Sozialdemokratie exiſtieren, aber ſie iſt gleich⸗ 
wohl eine unanfechtbare Tatſache, und ſie iſt nirgends unanfechtbarer, als im 
Militärſtaat Preußen. Jede hiſtoriſche Erſcheinung, mag ſie ſonſt ſein wie 
ſie will, hat immer einen ſehr ſicheren Inſtinkt für die Grundbedingungen ihres 
Daſeins, und wenn der deutſche Militarismus öffentlich auch aus guten Gründen 
wenig Aufhebens davon macht, ſo beſchäftigt er ſich im geheimen um ſo ein⸗ 
gehender mit der Pſychologie der Maſſen, beſonders mit der Frage, wie ſie 
durch die ſozialdemokratiſche Propaganda beeinflußt und umgeſtaltet wird. Der 
alte Fritz hatte dafür noch ein ſehr einfaches Rezept, er ſagte: der Soldat 
muß ſeine Offiziere mehr fürchten als den Feind; ſonſt bringt man ihn nicht 
ins Feuer. Das wurde anders, als zur Zeit der napoleoniſchen Kriege die 
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Einführung der allgemeinen Wehrpflicht zur abſoluten Notwendigkeit wurde; damals 
ſtöhnten die militäriſchen Kamaſchenknöpfe: Nun läßt ſich kein Angriffskrieg mehr 
ohne den Willen des Volkes führen. Leider erwies ſich dieſe Anſicht als allzu 
optimiſtiſch; der Krieg von 1866 war von preußiſcher Seite ein Angriffskrieg, 
und er iſt gegen den Willen des Volkes ſiegreich geführt worden. Allein die 
Träger des Militarismus wiſſen ſehr gut, daß der deutſche Sozialismus ſchneller 
marſchiert als die preußiſche Landwehr, und daß in demſelben Maße, wie 
proletariſch empfindende oder gar ſchon ſozialiſtiſch durchgebildete Rekruten 
eingeſtellt werden, das Heer untauglich wird — zwar nicht als Werkzeug der 
nationalen Verteidigung, aber als Werkzeug für die eigenſüchtigen Intereſſen 
der herrſchenden Klaſſe. 

Nicht als ob ſie, oder als ob wenigſtens die Klügeren von ihnen an mili⸗ 
täriſche Verſchwörungen und Revolten oder dergleichen Dinge glaubten! Hat 
doch dieſer Tage erſt der Vertreter der Anklage in einem militärgerichtlichen 
Verfahren ausgeſprochen, die Sozialdemokraten ſeien Muſterſoldaten. Aber 
eben hierin beſteht die Furcht vor dem Sozialismus, daß er ein weit größeres 
Maß von Energie und Intelligenz in das Heer bringt, als eine willenloſe 
Maſchine zu ertragen vermag, ohne auf die Dauer zu zerbrechen. Die Militär: 
behörden, die etwas von dieſen Dingen verſtehen, ſind weit entfernt von dem 
wohlfeilen Radotiren und Renommieren der bürgerlichen Preſſe, als könnten 
große Heere einfach durch die Kriegsartikel diszipliniert werden. Sie vertrauen 
auf dieſe Kriegsartikel, ſolange es denn geht, aber ſie kennen die Grenze, wo 
es mit bloßen Kriegsartikeln nicht mehr geht, und daher ſtammt ihre Furcht 
vor dem Sozialismus. 

Dieſe Furcht iſt keine Geſpenſterſeherei, ſchon deshalb nicht, weil ſie ſich 
vor irgendwelchen romantiſchen Kataſtrophen nicht fürchtet und davor auch 
nicht zu fürchten braucht. Sie beruht in der einfachen Erkenntnis, daß ein 
Heer, in deſſen Reihen ſich das proletariſche Klaſſenbewußtſein durchgeſetzt hat, 
eben nicht mehr von der herrſchenden Klaſſe als willenloſes Werkzeug gehand— 
habt werden kann. Das iſt eine Rechnung, ſo ſicher wie das Einmaleins, und 
der Militarismus iſt viel zu ſehr von der Notwendigkeit und Wichtigkeit ſeines 
Daſeins durchdrungen, als daß er ſich im ſtillen Kämmerlein dies intereſſante 
Rechenexempel verſagen ſollte. Die bürgerliche Friedensſchwärmerei macht ihm 
ſehr geringe Sorgen; die fertigt er mit einem leichten Achſelzucken ab. Aber 
den Kundgebungen des Proletariats für den Weltfrieden ſteht er ganz anders 
gegenüber, denn ſie taſten, um mit dem Dichter zu ſprechen, an ſeines Weſens 
Weſenheit. 

Es iſt deshalb auch ein Spott, der keineswegs bis auf die Tiefe der Dinge 
geht, wenn man ſich darüber aufhält, daß die deutſche Regierung, die fort⸗ 
während ihre Friedensliebe beteure, gleichwohl Kundgebungen der Arbeiterklaſſe 
für den Weltfrieden verhindere. Die Friedensliebe der deutſchen Regierung 
kann in ihrer Art ganz echt ſein; keine Regierung, die überhaupt noch etwas 
zu verlieren hat, drängt ſich heutzutage zu einem Kriege. Aber ſie denkt des— 
halb nicht im entfernteſten daran, auf das Heer als ihr gewaltigſtes Macht— 
mittel zu verzichten; ſie iſt noch ganz durchdrungen von der uralten Weisheit 
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jeder Klaſſenherrſchaft: Wenn du den Frieden willſt, jo rüſte den Krieg. Die 
Friedensliebe des Proletariats aber hat zu ihrer Vorausſetzung den Sturz allen 
Klaſſenherrſchaft, die Ausrottung des Militarismus bis auf die letzte Wurzel, 
und jede Regierung, die auf dem Klaſſengegenſatz beruht, ſteht deshalb in einem 
unverſöhnlichen Gegenſatz zum Friedensbekenntnis des Proletariats, mag ihn 
auch noch ſo ſehr und noch ſo aufrichtig an der Erhaltung des Weltfriedens 
gelegen ſein. 

Inſoweit käme denn auch der Reichskanzler zu ſeinem Rechte. Er weiß 
allerdings beſſer um ſich als diejenigen, die ihm einreden wollten, er ſolle doch 
in aller Seelenruhe der Kundgebung der Berliner Genoſſen vom 9. Juli zw 
ſehen, die ja ſeinen eigenen Bemühungen um den Frieden hilfreich entgegen: 
käme. Die Torheit des Streiches, der ihm das Gelächter von ganz Europa 
eingetragen hat, beſteht nur darin, daß er eine Entwicklung, die er mit Rech 
fürchtet, durch täppiſches Eingreifen um fo mehr beſchleunigt hat. Ebendiez 
iſt auch die eindringliche Lehre, die ſich für uns aus dem ganzen Zwiſchenfall 
ergibt. Wie in allen anderen Fragen, jo find wir in der Kriegs- und Friedens 
frage von der bürgerlichen Weltanſchauung durch einen tiefen Abgrund ge 
trennt, und es iſt nur ein künſtliches Aufhalten des hiſtoriſchen Fortſchritts, 
wenn um irgendwelcher ſcheinbaren Augenblicksvorteile willen dieſer Abgrund 
verdeckt werden ſoll. 

In der neueſten Nummer der „Hilfe“ veröffentlicht der Pfarrer Naumann 
einen ellenlangen Artikel, wie er dem Reichskanzler gütlich zuredet, ſich doch 
nicht vorm Sozialismus zu fürchten; der ſei gar nicht jo böſe, wie er ausſehe; 
als „vaterländiſcher Mann“, der „die Entwicklung der Sozialdemokratie ſeit 
Jahrzehnten kenne“, glaubt ſich Herr Naumann ein „gewiſſes Urteil zutrauen“ 
zu dürfen. Lieſt man aber ſeinen langen Artikel, ſo ergibt ſich als deſſen kurzer 
Sinn, daß die Sozialdemokratie gar nicht daran denke, Komplotte und Meutereien 
im Heere anzuſtiften. So klug iſt Fürſt Bülow am Ende auch, aber als ein 
Mann, dem ſein Amt den nötigen Verſtand gibt, ſieht er in der revolutionären 
Arbeiterbewegung immerhin etwas anderes als ein Thema für gemütliche 
Nachmittagspredigten, und mit ſeiner Furcht vor dem Sozialismus hat es doch 
einen anderen Haken, als Herr Naumann annimmt. 

Mit ſeiner Note gegen Jauréès hat Fürſt Bülow ſich ſelbſt den denkbar 
ſchlechteſten, uns aber immerhin einen ganz annehmbaren Dienſt geleiſtet, an 
deſſen Unfreiwilligkeit wir um ſeiner propagandiſtiſchen Wirkſamkeit willen 
keinen Anſtoß zu nehmen brauchen. 


Die folgen des japaniſchen Sieges und die Sozialdemokratie. 


Von K. Kautsky. (Fortſetzung. ) 


3. Die Stimmung in der deutſchen Sozialdemokratie. Ein kritiſches Intermezzo, 

Heute ſchon wird durch die im letzten Artikel geſchilderten Verhältniſſe das 
Denken und Empfinden weiter Parteikreiſe beeinflußt, und zwar vor allem 
jener, die einen weiteren Blick haben über die Traditionen des Herkömmlichen 
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und über die lokalen Schranken des „Vaterlandes“ hinaus. Dadurch wird es 
auch verſtändlich, warum das Intereſſe für die Idee des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks lawinenartig wächſt, eine Idee, die vor zwei Jahren noch für unſere 
Partei eine rein akademiſche Bedeutung hatte. 

Bömelburg meinte in Köln, je länger er ſich die Frage des Generalſtreiks 
überlegt habe, deſto mehr habe er ſich überzeugt, daß es ſich dabei um eine 
Revolution handle; es könne dabei nichts herauskommen als die Revolution. 
Das iſt nicht ganz richtig, wie ſchon das Beiſpiel Belgiens, Schwedens, Hol⸗ 
lands, Italiens beweiſt. Der Maſſenſtreik bedingt nicht notwendig die Revolu- 
tion. Er iſt ein Mittel politiſcher Preſſion, politiſcher Gewalt, das unter ver— 
ſchiedenen politiſchen Situationen und Bedingungen ſehr Verſchiedenes bedeuten 
kann. Aber eines iſt richtig: unter den beſonderen politiſchen Verhält— 
niſſen Deutſchlands iſt ein erfolgreicher Maſſenſtreik nur denkbar in einer 
revolutionären Situation, und wäre es darum ausſichtslos, ja verderblich, wollte 
man ihn anwenden in einer Situation, die zu einer revolutionären nicht werden 
kann. Es wäre zum Beiſpiel die größte Torheit, wollte man heute in Hamburg 
zur Verteidigung des dortigen Wahlrechtes einen Maſſenſtreik inſzenieren! 
Den Maſſenſtreik für eine einzelne Stadt; das Aufgebot der letzten und ſchärfſten 
Waffe des Proletariats, die ſeine vollſte Hingebung und ſeinen höchſten Opfer⸗ 
mut erfordert, bloß zu dem Zwecke, um das jetzige, ſchon miſerable Klaſſen⸗ 
wahlrecht gegen weitere Verſchlechterungen zu ſchützen! 

Aber ſelbſt wenn es zur Aufhebung des Reichstagswahlrechtes käme, müßte 
man ſich es noch ſehr überlegen, ob man ohne weiteres mit dem Maſſenſtreik 
darauf antworten ſollte; das käme ganz auf die Situation an, in der ſich dies 
vollzieht. Wenn wir es für notwendig halten, den Maſſenſtreik zu diskutieren 
und die proletariſchen Maſſen mit ſeiner Handhabung vertraut zu machen, ſo 
vor allem deswegen, weil wir auch für Deutſchland revolutionäre Situationen 
erwarten, die den Maſſenſtreik ebenſo geboten wie möglich machen. Eine Ver⸗ 
ſchlechterung des Wahlrechtes zum Reichstag könnte zur Herbeiführung einer 
ſolchen Situation allerdings ſehr viel beitragen und inſofern eine Provokation 
zum Maſſenſtreik werden. 

Wir halten es aber nicht minder für notwendig, ihn deswegen zu dis⸗ 
kutieren, weil er nicht überall unter allen Umſtänden anwendbar iſt und ſeine 
verkehrte Anwendung großes Unheil nach ſich ziehen kann. 

Wir müſſen damit rechnen, daß die Situation in den verſchiedenſten Ländern 
außerhalb Deutſchlands ſich in einer Weiſe geſtaltet, die den Maſſenſtreik dort 
nötig und möglich macht, und daß dieſe Erfolge dazu verführen, ihn dann ohne 
weiteres auch in Deutſchland zur Anwendung zu bringen, aber unter Bedingungen, 
die ſeinen Erfolg ausſchließen. Hat man doch ſchon davon geſprochen, ihn in 
Hamburg zu proklamieren, um das beſtehende Wahlrecht zu verteidigen, in Preußen 
und Sachſen, um das Klaſſenwahlrecht zu ſtürzen. Studieren wir nicht die 
Bedingungen und Methoden des Maſſenſtreiks, dann laufen wir Gefahr, nicht 
bloß, daß wir ihn dort nicht anwenden, wo ſeine Anwendung geboten, ſondern 
auch, daß wir ihn dort anwenden, wo ſeine Anwendung verderblich. Wer die 
Theorie verachtet, wer ſich darauf verläßt, daß Probieren über Studieren geht, 
der muß ſtets teures Lehrgeld zahlen. 

Trotzdem beharrt unſer Zentralorgan dabei, jedenfalls, um den Einklang 
zwiſchen Partei und Gewerkſchaften aufrechtzuhalten, das Diskutieren des 
Maſſenſtreiks zu verpönen. Es hatte das in ſeinem Artikel über den Gewerk⸗ 


— 
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ſchaftskongreß erklärt. Als ich in meiner Vorrede zur Schrift der Genoſſin 
Roland⸗Holſt über den Generalſtreik dieſen ſonderbaren Standpunkt krttiſſerke/ 
werte ſich der „Vorwärks“, ich hätte ihm unrecht getan und ſeine Argu⸗ 
mente falſch wiedergegeben. Er hat mich aber von meinem Irrtum nicht über⸗ 
zeugt, und ich ſehe keine Veranlaſſung, von dem, was ich dort gegen den 
„Vorwärts“ geſchrieben, ein Wort zurückzunehmen. g | 
Seitdem hat er denſelben Standpunkt von neuem vertreten in einer aus⸗ 
führlichen Beſprechung der in Rede ſtehenden Schrift, wobei er ſich anderer 
Argumente bedient, aber wie mir ſcheint nicht beſſerer. | | 
Er hat einmal die ganze Schrift nicht verſtanden, wenn er ihr vorwirft, 
ſie mache den politiſchen Streik „aus einem unter ganz beſtimmten Verhält⸗ 
niſſen möglichen und erforderlichen Akt der proletariſchen Notwehr zur Methode 
des Klaſſenkampfes, zum eigentlichen Mittel des proletariſchen Sieges“, 
In der Roland-Holſtſchen Schrift heißt es ausdrücklich: 


„Sie (die Sozialdemokratie) ſieht im politiſchen Maſſenſtreik keinen Gegenſatz, 
ſondern eine Ergänzung ihrer bisherigen Mittel und Methoden, eine Ergänzung, die 
der Arbeiterklaſſe im Verlauf und als Folge der ſozialen Entwicklung — ihr eigenes 
Wachstum an Kraft und Selbſtbewußtſein einbegriffen — als geſchichtliches Produkt 
des Klaſſenkampfes aufgedrängt wird. Vor allem trennt kein Widerſpruch den poli⸗ 
tiſchen Maſſenſtreik vom Parlamentarismus. Der Parlamentarismus bleibt ein äußerſt 
geeignetes, vielleicht unentbehrliches Mittel, die Maſſen über den kulturwidrigen 
Charakter des modernen Staates aufzuklären, ſie aus dumpfer Teilnahmloſigkeit zu 
erwecken und dem proletariſchen Emanzipationskampf zuzuführen, den bürgerlichen 
Parteien Reformen abzuringen, fie vorwärts zu treiben und die Differenzen auszunutzen. 
Er bleibt das einzige Mittel, das geſamte Proletariat unausgeſetzt und unaufhaltfam 
gegen die geſamte herrſchende Klaſſe zu organiſieren und ins Feld zu führen. Der 
politiſche Maſſenſtreik, der eine nur ſelten, in beſtimmten geſchichtlichen 
Situationen anwendbare Waffe iſt, kann den Parlamentarismus nie ganz 
oder teilweiſe überflüſſig machen. Er kann ihn keineswegs erſetzen, wie dies jetzt 
von der äußerſten Linken der franzöſiſchen und italieniſchen Partei, wohl als Reaktion 
gegen den parlamentariſchen Illuſionismus der letzten Jahre, gepredigt wird. Wohl 
aber wird er wahrſcheinlich als ein Mittel in Betracht kommen, die parlamentariſche 
Aktion des Proletariats erſt möglich zu machen, zu erhalten und zu erweitern“ uſw. 


So die Genoſſin Holſt, deren Schrift wohl die bei weitem wichtigſte ſozia⸗ 
liſtiſche Publikation dieſes Jahres über eine taktiſche Frage iſt, die ihrerſeits 
wieder die größte Bedeutung unter allen taktiſchen Problemen unſerer Zeit 
beſitzt. Unſer Zentralorgan aber kritiſiert ſie, ohne auch nur begriffen zu haben, 
was ſie ſagt. i 

Dies Mißverſtändnis ift das einzige, was es vorzubringen weiß, um Methode 
und Schlußfolgerungen des Buches abzulehnen. Was es außerdem darüber 
jagt, gilt dem Nachweis, daß die ganze Diskutierung des Maſſenſtreiks über⸗ 
flüſſig iſt. Denn es beſtehe die Gefahr, daß „durch das eifrige Studieren 
und Diskutieren ſolcher Fragen die Phantaſie der Arbeiter auf unſichere Hoff⸗ 
nungen gerichtet und von wichtigen, näherliegenden Aufgaben abgezogen wird — 
ganz abgeſehen davon, daß das reichliche Reden von und Drohen mit der 
Revolution mehr geeignet iſt, die reaktionären Zettelungen gegen die Sozial⸗ 
demokratie zu ſtärken, als die Arbeiterſchaft zur Entſchloſſenheit zu erziehen“ uſw. 
Dann: „der oberſte Grundſatz der ſozialdemokratiſchen Taktik iſt und bleibt 
die Revolutionierung der Köpfe“; weiter: in einem Ausnahmezuſtand „find alle 
Mittel der Notwehr berechtigt, nicht nur der Maſſenſtreik“; ferner iſt „in jedem 
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Lande die Situation eine beſondere“, und endlich „wir wünſchen wenig Worte, 
kraftvolles Handeln“. 

Die ganze lange Litanei, aus der wir hier nur einen Auszug geben können, 
erinnert lebhaft an die Reden, die Sancho Panſa an Don Quixote richtet, 
wobei er, wenn er recht weiſe erſcheinen will, einen Haufen von Sprichwörtern 
zuſammenträgt, die kein Menſch beſtreiten kann, die aber mit der Sache nichts 
zu tun haben oder vielmehr ebenſogut bei jeder anderen Gelegenheit vorgebracht 
werden können. 

Es gibt in der Tat keine große taktiſche Frage in der Partei, von Fragen 
des Endziels gar nicht zu reden, deren Diskutierung man nicht mit dieſem 
Ragout von Gemeinplätzen ablehnen könnte. 

Dieſe Armſeligkeiten aber ſind alles, was unſer Zentralorgan bisher aus 
eigenem zur Diskutierung des Maſſenſtreiks beizubringen gewußt hat. Kein 
Wunder, daß ſie ihm unbequem iſt. Iſt doch noch nie die Unfähigkeit des 
„Vorwärts“, der Partei in inneren Parteifragen als führendes Organ in ſeiner 
jetzigen Form zu dienen, ſo deutlich zutage getreten als bei dieſer Gelegenheit. 
Natürlich iſt unter einem führenden Organ nicht ein kommandierendes zu ver— 
ſtehen, ſondern eines, das durch die Tiefe und Wucht ſeiner Gründe, durch 
ſein Wiſſen und ſeine Erfahrung allgemeine Beachtung und Anerkennung erobert. 

Zum Glücke ſteht der „Vorwärts“ aber mit ſeiner Abneigung gegen „das 
Studieren und Diskutieren ſolcher Fragen“ in der Partei ſo ziemlich 
allein: ſoweit man nach der übrigen Parteipreſſe urteilen darf, teilen außer⸗ 
halb der Redaktion unſeres Zentralorgans nur wenige Parteigenoſſen die etwas 
koſakiſche Anſchauung, daß durch derartiges „Studieren und Diskutieren“ nur 
die Phantaſie der Arbeiter ungeſund entzündet und von nützlicher Tätigkeit 
abgelenkt wird, und ſo hat auch faſt die geſamte Parteipreſſe der Diskutierung 
des Maſſenſtreiks bisher ſchon mehr Intereſſe und Verſtändnis entgegengebracht 
als unſer Zentralorgan, ſo daß deſſen Verſtändnisloſigkeit nicht der Partei aufs 
Konto geſchrieben werden darf. | 

Neben dem in den letzten zwei Jahren rapid gewachſenen Intereſſe und 
Verſtändnis für den politiſchen Maſſenſtreik iſt aber noch eine Erſcheinung be- 
merkenswert: die wachſende Mißachtung des Parlamentarismus im Proletariat, 
die ſich in allen kapitaliſtiſchen Staaten geltend macht, auch in Deutſchland. 
Ein Sympton davon ſcheint mir unſer Stimmenrückgang bei den Nachwahlen 
zum Reichstag zu ſein. | 

Manche Leute lieben es, dieſen Rückgang anf das Konto des Dresdener 
Parteitags zu ſetzen. So erſt jüngſt wieder Herr v. Gerlach in der „Nation“ 
(„Die Sozialdemokratie ſeit Dresden“). In gewiſſem Sinne haben ſie recht, 
nur in anderem, als ſie meinen. Nicht weil, wie Herr v. Gerlach ſchreibt, der 
Ton dort „ſo beſchimpfend, der Kampf ſo rein perſönlich war“. Wäre das 

richtig, ſo träfe das viel weniger den „Radikalismus“ als deſſen Gegner. Aber 
Herr v. Gerlach ſelbſt legt nicht beſonderen Nachdruck auf dieſen Punkt, wohl 
aber darauf, daß der Parteitag von Dresden weite Kreiſe enttäuſchte. 

„Der 16. Juni“, erzählt Herr v. Gerlach, „hatte die deutſche Sozialdemokratie 
als die mächtigſte Sozialdemokratie der Welt und zugleich als die ſtärkſte Partei 
Deutſchlands erſcheinen laſſen. Unſer der Sieg, unſer die Welt!‘ hatte der ‚Vor: 
wärtsé im Siegestaumel ausgerufen.“ 

Was geſchah aber? Nichts. Es blieb alles beim alten. In Dresden wurde 
keine neue Route eingeſchlagen. Kein Zweifel, daß mancher dadurch enttäuſcht 
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werden mußte, um ſo mehr enttäuſcht, je größer die Erwartungen, die man 
an den Dreimillionenſieg geknüpft, je feſter man geglaubt, als läge nun die 
Welt offen vor uns, und wir brauchten uns bloß darüber zu einigen, wie wir 
am beſten zulangen. Aber dieſe Erwartungen waren eben nur Illuſionen naiver 
Gemüter, die die Partei keineswegs beherrſchten. Ich darf wohl, als das mir 
nächſtliegende Beiſpiel nüchterner Anſchauungen, die Worte anführen, die ich 
unmittelbar nach dem großen Siege, noch vor den Stichwahlen, in der „Neuen 
Zeit“ ſchrieb: | 

„Erwägen wir alle die Widerſprüche und Gegenſätze innerhalb der Regierung 
ſelbſt wie innerhalb der herrſchenden Klaſſen und Parteien, dann kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß heute, wo unſere Gegner notwendiger als je einer einheit⸗ 
lichen und konſequenten, auf große Ziele gerichteten Politik bedürfen, die Politik, 
die ſie wirklich befolgen werden, kleinlicher, widerſpruchsvoller, konfuſer ſein wird 
denn je. Wir dürften große Worte zu hören bekommen, große Anläufe ſehen, ſowohl 
zu einer Politik der Reformen wie zu einer Politik der Verfolgungen und der Ein⸗ 
ſchränkungen der ſtaatsbürgerlichen Freiheiten und Rechte, aber über gewaltige Ver⸗ 
ſprechungen und Drohungen wird man nicht weit hinauskommen. Keine Taten 
werden ihnen folgen, ſondern höchſtens noch krampfhafte Zuckungen, die ſehr gewalt⸗ 
ſam ſein mögen, aber raſch vorübergehen. Macht man dem Proletariat Konzeſſionen, 
ſo wird das Erfüllte ſo weit hinter dem verſprochenen zurückſtehen, daß es, weit 
entfernt, auch nur vorübergehend zu befriedigen, vielmehr faſt ebenſo erbittert und 
empört wie Drohungen und Beſchimpfungen, denen keine Tat folgt, die einſchüchternd 
wirken könnte.“ 


Und ähnlich äußerten ſich zahlreiche andere Stimmen in der Partei. 

Man ſieht, man hat keine Urſache, der ganzen Sozialdemokratie „Sieges⸗ 
taumel“ vorzuwerfen. Wir haben vielmehr ſchon vor Dresden ganz genau 
die Folgen erkannt, die der Dreimillionenſieg nach ſich ziehen wird. 

Daß aber mancher unter den „Siegern“ mehr erwartete und enttäuſcht 
wurde, liegt nahe. Daraus folgte, daß unſer Sieg wohl auf der einen Seite 
die Wirkung hatte, die Gegner aufzupeitſchen, ſo daß ſie bei allen Nachwahlen 
mit verſtärkter Wucht gegen uns losgehen, daß aber die arbeitenden Maſſen 
dieſem vermehrten Drucke nicht einen vermehrten Gegendruck, keinen geſteigerten 
Enthuſiasmus entgegenſetzen. | | 

Das iſt ficher nicht angenehm, aber der Partei könnte man daraus nur 
dann einen Vorwurf machen, wenn es in ihrer Macht gelegen geweſen wäre, 
den Dreimillionenſieg zu „poſitiven“ Erfolgen auszunutzen, und ſie das ver⸗ 
ſäumt hätte. Das wird auch von manchen Kritikern behauptet.“ Aber wo⸗ 


Der „Vorwärts“ ſcheint ebenfalls dieſer Anſicht zu huldigen oder vielmehr, genau geſagt, 
die Mehrheit ſeiner Redaktion, von der allein das in dieſem Artikel über den „Vorwärts“ 
Geſagte gilt. Vorliegende Ausführungen waren ſchon geſchrieben, als der Leitartikel des „Vor⸗ 
wärts“ über die „Tagesordnung des Parteitags“ erſchien (6. Juli), in dem dieſelbe Melodie 
angeſtimmt wird, die Herr v. Gerlach vorgeſungen. Es wird dort darauf hingewieſen, daß 
„wir (die Redaktion) vor zwei Jahren eindringlich bedauert haben, daß der Parteitag ſchon 
durch ſeine Tagesordnung ſich gehindert hat, der großen politiſchen Situation gerecht zu werden, 
welche damals infolge des überwältigenden Wahlſiegs vom 16. Juni gegeben war“. Er habe 
ſich dadurch „der unmittelbaren Einwirkung auf das politiſche Leben Deutſchlands in nicht 
unerheblichem Maße entſchlagen“. 

Dieſe Auffaſſung hätte abſolut keinen Sinn, wenn der „Vorwärts“ nicht der Meinung 
wäre, durch eine andere, mehr „poſitive“ Geſtaltung der Tagesordnung hätten ſich praktiſche 
Erfolge aus dem Wahlſieg ziehen laſſen. Denn er kann nicht ſagen, daß der Dresdener 
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durch hätten dieſe „poſitiven“ Erfolge errungen werden ſollen? Durch ein 
Entgegenkommen gegen die Reichsregierung, durch den Verſuch, Konzeſſionen 
gegen Konzeſſionen einzutauſchen? Jeder derartige Wunſch, wenn er gehegt 
worden ſein ſollte, wurde allerdings in Dresden im Keime erſtickt. Und mit 
Recht. 

Wenn je eine Situation dem ſozialiſtiſchen Miniſterialismus günſtig war, 
ſo die Frankreichs nach dem Dreyfusprozeß. Es erforderte damals wirklich 
große Klarheit und Charakterſtärke, ſich dieſer Lockung zu entziehen. Heute iſt 
der ſozialiſtiſche Miniſterialismus auch in Frankreich tot und begraben. Aber 
in Deutſchland war von vornherein nicht die mindeſte Lebensbedingung für ihn 
gegeben, vermochten nur politiſche Kinder oder politiſche Hanswurſte an ihn 
zu glauben. In Deutſchland können höchſtens Differenzen über den Ton und 
die theoretiſche Begründung, nicht aber über die Praxis unſerer Oppo⸗ 
fition aufkommen. Noch weniger als anderswo iſt in Deutſchland von der 
Reichsregierung oder der Mehrheit des Reichstags etwas für das Proletariat 
zu erwarten. An dieſer Tatſache konnte auch der Dreimillionenſieg nichts 
ändern. | 

Er hat fie im Gegenteil noch ſtärker zum Ausdruck gebracht. Er hat den 
herrſchenden Klaſſen die Gefahren gezeigt, die das allgemeine und gleiche Wahl— 
recht für ſie birgt; aber noch war er nicht gewaltig genug, um ihnen das 
Waſſer an die Kehle reichen zu laſſen und ſie zu drängen, die nicht minder 
große Gefahr der direkten Abſchaffung dieſes Wahlrechtes auf ſich zu nehmen. 
Wohl aber bildet er ein mächtiges Motiv, das Produkt des allgemeinen und 
gleichen Wahlrechtes, den Reichstag, noch ohnmächtiger zu machen, als er 
bisher ſchon geweſen. Mehr noch als bisher werden alle wichtigen Materien 


Parteitag die Reichstagswahlen ignoriert hätte. Der Punkt 4 der Tagesordnung lautete: 
Taktik der Partei — Reichstagswahlen, Vizepräſidialfrage, die reviſioniſtiſchen Beſtrebungen. 

Freilich ſolche taktiſche Diskuſſionen paſſen dem „Vorwärts“ nicht. Sein Artikel hat 
die Tendenz, die Parteitage mehr nach bürgerlichem Muſter zu agitatoriſchen Schauſtellungen 
zu geſtalten, in denen nicht über jene Fragen diskutiert wird, über die wir uneinig, ſondern 
über jene, über die wir einig ſind, wie Zehnſtundentag, Kampf gegen Marinismus und 
Militarismus. 

Die propagandiſtiſche Behandlung ſolcher Fragen fällt jedoch in erſter Linie der Reichstags⸗ 
fraktion zu. Die letztere wäre ein ebenſo koſtſpieliges wie überflüſſiges Luxusmöbel, würde 
ſie dieſe Aufgabe nicht genügend löſen. Der Parteitag aber ſoll das kräftigſte Mittel der 
Weiterentwicklung der Partei ſein, ſoll alle jene Fragen zur Entſcheidung bringen, die 
innerhalb der Partei ſelbſt auftauchen und in ihr geteilte Anſchauungen hervorrufen. Der 
geiſtige Fortſchritt der Partei wäre völlig gehemmt, wenn nicht ſolche neue Streitfragen von 
Zeit zu Zeit auftauchten, aber ſie würden zur Zerſetzung der Partei führen, würden ſie 
endlos debattiert. Die Parteitage haben die Aufgabe, ebenſo die freie Diskuſſion ſolcher 
Fragen zu entfeſſeln, wie auch, nachdem alle Argumente erſchöpft, erkennen zu laſſen, wie 
die Mehrheit der Partei darüber denkt, und der Diskuſſion dadurch einen Abſchluß zu geben. 

Wie weit ein Parteitag die Möglichkeit hat, daneben noch Fragen zu behandeln, über 
die wir im weſentlichen einig ſind, die bloß der propagandiſtiſchen Wirkung wegen auf die 
Tagesordnung kommen, hängt davon ab, wie zahlreich und wichtig die Meinungsverſchieden⸗ 
heiten in unſerer Mitte. 

Gerade in der heutigen revolutionären Situation gibt es aber keine Frage, die für uns 
größere Wichtigkeit hätte als die des Maſſenſtreiks. Dem „Vorwärts“ mag ſie ebenſo minim 
erſcheinen wie alle anderen großen Streitfragen der letzten Zeit, in denen er nur kleine perſön⸗ 
liche Reibereien zu entdecken vermochte; der Parteivorſtand hat ſicher dem Empfinden der Maſſe 
der Parteigenoſſen Ausdruck gegeben, als er den Maſſenſtreik auf die Tagesordnung ſetzte. 
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den Landtagen zugeſchoben; mehr noch als bisher wird der Reichstag mit 
Mißachtung behandelt — unter Zuſtimmung ſeiner Mehrheit, auch des Zentrums. 

So ſucht man das allgemeine und gleiche Wahlrecht, deſſen offene Auf⸗ 
hebung man noch ſcheut, hinterrücks hinwegzueskamotieren, indem man dem 
aus ihm hervorgehenden Körper alle Bedeutung, alles Leben nimmt. 9 

Die notwendige Rückwirkung dieſer ſchlauen Politik iſt die wachſende Gleich⸗ 
gültigkeit der arbeitenden Maſſen für den Reichstag und die Reichstags⸗ 
wahlen. Sie zweifeln immer mehr daran, auf dieſem Wege noch etwas Er. 
hebliches zu erreichen. Deshalb unſer Stimmenrückgang bei den Nach⸗ 
wahlen. 

Aber derjenige würde ſich ſehr täuſchen, der aus dieſer wachſenden Ohn⸗ 
macht des Reichstags auf die Ohnmacht der Sozialdemokratie, aus ihrem 
Stimmenrückgang bei den Nachwahlen auf einen Rückgang ihres Einfluſſes im 
Volke ſchlöſſe. Wir haben zum Glücke neben dem Reichstagswahlrecht noch 
einen anderen Maßſtab für die Größe dieſes Einfluſſes: die Verbreitung 
unſerer Preſſe. Keine Preſſe trägt ſo entſchieden den Parteicharakter an 
der Stirne wie die ſozialdemokratiſche, und keine hat mehr mit der Konkurrenz 
der parteiloſen Preſſe zu kämpfen, da ſie mehr als jede andere von aller 
gewiſſenloſen Spekulation auf die Senſationsluſt der indifferenten Maſſe ſich 
frei hält und halten muß. Wer ein ſozialdemokratiſches Blatt lieſt, der 
bekundet daher damit auch Intereſſe und Sympathie für die Gedankenwelt und 
die Tätigkeit der Sozialdemokratie. Da iſt es denn doch bemerkenswert, daß 
trotz allen Stimmenrückganges bei Nachwahlen die Zahl der Leſer der Partei⸗ 
preſſe in ſteter und raſcher Steigerung begriffen iſt. Der Dresdener Parteitag 
hat hier nicht die mindeſte Anderung gebracht. | 

Bemerkenswert iſt auch das gleichzeitige Wachstum der gewerkſchaftlichen 
Organiſationen. 

Das zeigt doch deutlich, daß die arbeitenden Maſſen bei der augenblicklichen 
Situation in der Preſſe und den Gewerkſchaften ſchärfere Waffen ihres 
Emanzipationskampfes erblicken als in den Reichstagswahlen. Die bürger⸗ 
lichen Parteien bezeugen aber ihre ganze Kurzſichtigkeit, wenn ſie dieſe Ent⸗ 
wicklung mit Freuden begrüßen. Der Einfluß der Sozialdemokratie auf das 
arbeitende Volk ſchwindet damit nicht. Das wäre nur dann möglich, wenn 
das politiſche Intereſſe im Proletariat geringer würde oder neben der Sozial⸗ 
demokratie eine andere Partei aufkäme, die, wenn auch nur anſcheinend, beſſer 
als ſie die proletariſchen Intereſſen zu wahren verſtände. Damit aber hat es 
ſeine guten Wege. 

Die Gleichgültigkeit gegenüber den Reichstagswahlen muß auch in dem Moment 
wieder verſchwinden, in dem der Reichstag wieder der Mittelpunkt einer großen 
politiſchen Aktion wird. Sollten aber Reichsregierung und Reichstagsmehrheit das 
zu verhindern wiſſen und fortfahren, den Reichstag zu immer größerer Nichtig⸗ 
keit herabzudrücken, ſo müßte das nur dazu führen, jener revolutionären 
Stimmung neue Nahrung zu geben, die durch die ruſſiſche Revolution und ihre 
Konſequenzen ohnehin im deutſchen Proletariat erzeugt werden muß. 

Das Intereſſe an der Politik und an der Geſetzgebung wird dadurch nicht 
vermindert, ſondern eher verſtärkt werden, denn die Wirkungen, die Geſetze und 
Behörden auf das ökonomiſche Leben und damit auch auf die proletariſchen 
Bewegungen üben, werden dann nur noch fühlbarer zutage treten. Aber dies 
politiſche Intereſſe muß ſich dann von der Wahlbeteiligung um ſo mehr 


* 


D. Davidow: Die gegenwärtigen ruſſiſchen Zeitſchriften. 499 


abwenden, je wirkungsloſer ſie gemacht wird; es muß ſich um ſo mehr allen 
Methoden und Aktionen zuwenden, die geeignet erſcheinen, die geſetzgebende 
Maſchinerie von außen zu beeinfluſſen und in einem Sinne umzugeſtalten, der 
ſie wieder zu einem tauglichen Werkzeug des proletariſchen Emanzipations⸗ 
kampfes geſtaltet. Diejenigen, die das Wahlrecht verſchlechtern oder die Be— 
deutung des Reichstags verkümmern, leiten damit alſo nur Waſſer auf die 
Mühle derjenigen, die im Maſſenſtreik ein Mittel ſehen, die ſchwindende Macht 
des Reichstags neu zu beleben und ihm neue und höhere Macht und den 
Willen wie die Kraft zu einer wirklich proletarierfreundlichen Geſetzgebung ein⸗ 
zuflößen. Das deutſche Proletariat läßt ſich auf die Dauer um das allgemeine 
gleiche Wahlrecht ebenſowenig betrügen, als es ſich dies Recht offen rauben läßt. 

(Schluß folgt.) 


die gegenwärtigen rufſiſchen Zeitſchriften. . 


Von D. Davidow. 


In dieſen Tagen der ruſſiſchen Revolution, wo unter dem Donnern der 
Geſchütze fern im Oſten wie im Innern des Reiches das neue Rußland heran 
wächſt, wird es nicht unintereſſant ſein, ſich mit den verſchiedenen Gruppen der 
ruſſiſchen Journaliſtik bekannt zu machen, die eine große Rolle in der Um— 
wandlung Rußlands ſpielten oder jetzt noch ſpielen. 

Im Rahmen eines kleinen Artikels iſt es mir leider nicht möglich, die 
Tagespreſſe ſowie die Wochenſchriften und die ruſſiſchen Organe, die im Aus⸗ 
land erſcheinen, zu berückſichtigen. Als Gegenſtand dieſes Aufſatzes ſollen 
lediglich nur die derzeitigen dickbändigen Monatsſchriften in Betracht kommen, 
welche in Petersburg und Moskau erſcheinen und in denen die hauptſächlichſten 
politiſchen Gruppen vertreten ſind. 

Wenn man von den zeitgenöſſiſchen ruſſiſchen Schriftſtellern ſpricht, denkt 
man immer nur an Leo Tolſtoi und Maxim Gorki. Nur ein ganz kleiner Teil 
des leſenden Publikums Europas kennt noch die Namen der Belletriſten 
A. Tſchechow (im vorigen Jahre geſtorben), Korolenko, Tſchirikow. 

Unſerer Anſicht nach verdienen aber die ruſſiſchen Schriftſteller, oder doch 
der größte Teil von ihnen, mehr Beachtung durch das ziviliſierte Europa, nicht 
nur ihrer Talente wegen, ſondern auch wegen des Einfluſſes, den ſie auf das 
ruſſiſche leſende Publikum ausüben. 

Im ruſſiſchen kaum zu überſehenden gewaltigen Reiche der Selbſtherrſchaft,) A Fi af 
wo weniger Univerſitäten als in der kleinen Schweiz vorhanden find, wo die) „e 
koloſſalen Reichseinnahmen zum größten Teil für Polizei, Gendarmerie und 
Militär verausgabt und nur winzige Budgetabfälle dem ſogenannten „Mini⸗ 78 

ſterium für Volksaufklärung“ überwieſen werden, in einem Reiche mit zweifel⸗ 
haften provinzialen und ſtädtiſchen Selbſtverwaltungen, iſt es klar, weshalb der 
beſſere Teil der Intelligenz ſich auf das Gebiet der Journaliſtik begab und 
warum diejenigen Zeitſchriften, welche die Populariſierung der Wiſſenſchaft, die 
Aufklärung über politiſche Fragen und Darſtellung der vaterländiſchen Not ſich 
zum Ziele geſetzt hatten, für das ruſſiſche Volk von ſehr hoher Bedeutung wurden. 

Alles Talentvolle, Unabhängige, das ſeinem Volke und Vaterland dienen 
wollte, eilte zu ihnen, und dieſe Journale und Zeitſchriften ſtellten eine Art 
Univerfität dar, ein, man kann ſagen, politiſches Tribunal für alle verſchiedenen 
Gruppen der ruſſiſchen Intelligenz. 
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Im verfloſſenen Jahrhundert waren von ſehr großer Bedeutung zwei 
ſolcher Zeitſchriften: der „Sowremennik“ (Der Zeitgenoſſe) und „Otetschest- 
wennija Sapiski“ (Vaterländiſche Notizen). Beide Zeitſchriften wurden eine 
Zeitlang von dem in Rußland ſehr berühmten Dichter Nekraſſow herausgegeben, 
jo der „Sowremennik“ von 1847 bis 1866, die „Otetschestwennija Sapiski“ 
von 1868 bis 1884. Die erſte der obenerwähnten Zeitſchriften, die zu Mit⸗ 
arbeitern die berühmten Kritiker Bjelinsky, Tſcherniſchewsky und Dobroljubow, 
die berühmten Belletriſten Turgenjew, Doſtojewski, Leo Tolſtoi und andere 
zählte, nahm in ihr Programm vor allen Dingen den Kampf gegen die da⸗ 
mals noch beſtehende Leibeigenſchaft auf. Auf den Seiten dieſer Zeitſchrift 
kämpfte Tſcherniſchewsky für die Bauernbefreiung, für Preßfreiheit und andere 
notwendige Fortſchritte. Tſcherniſchewsky und ſeine ganze Gruppe durchſchauten 
die ganze Heuchelei der zariſchen Bauernbefreiung. Sie wußten, daß die ver⸗ 
kündeten Reformen bei dem autokratiſchen Regime nicht von langer Dauer ſein 
würden. Und deshalb kritiſierten ſie die Regierungsmaßnahmen und auch die 
liberalen Optimiſten, die der liberalen Regierung ihr Vertrauen ſchenkten und 
in jener Zeit des „Frühlings“ jubelten. 

Die zweite Zeitſchrift („Vaterländiſche Notizen“) — deren Mitarbeiter der 
Satiriker Saltykow-Schtſchedrin, die Publiziſten Elliſſejew, Schelgunow, der 
berühmte Kritiker und Soziolog Michajlowsky und die Belletriſten Gleb 
Uſpensky, Garſchin, der Dichter Nadſon und andere waren — ſetzte ſich zum 
Hauptziel die Bekämpfung des Kapitalismus, der zu jener Zeit ſeinen Einzug 
in das wirtſchaftliche Leben Rußlands hielt, indem dieſe Zeitſchrift die Schatten⸗ 
ſeiten des Kapitalismus kritiſierte und bekämpfte. Dieſe Zeitſchrift entwickelte 
die Ideen eines Sozialismus, aber nicht des Sozialismus, der nach dem Kapi⸗ 
talismus kommen muß, ſondern eines Sozialismus, der ohne Kapitalismus in 
Rußland auf Grund des beſtehenden bäuerlichen Kommunismus ſich entwickeln 
ſoll. In den „Otetschestwennija Sapiski“ wurde dargelegt, daß die Ruſſen 
dem kapitaliſtiſchen Elend, welches Europas Los geworden iſt, ausweichen 
ſollen und können. Zugleich mit der ſatiriſchen Verhöhnung des bureaukratiſch⸗ 
kapitaliſtiſchen Regimes durch Saltykow, mit den Liedern Nekraſſows, mit den 
populärwiſſenſchaftlichen Aufſätzen Michajlowskys wurden hier auch die inter⸗ 
eſſanten Artikel über die Dorfgemeinde von G. Uſpensky und Slatowratsky 
veröffentlicht. Dieſe Zeitſchrift war eine theoretiſche Darſtellerin der revolu⸗ 
tionären Bewegung, die die damalige Jugend der ſiebziger Jahre erfaßte. Von 
dieſer Zeitſchrift wurden die berühmten Scheljabow, Sofie Perowskaja und 
andere hervorragende Perſönlichkeiten jener Zeit erzogen. 

Von den ſpäteren ruſſiſchen Zeitſchriften hat die Zeitſchrift „Russkoje 
Bogatstwo“ (Ruſſiſcher Reichtum) die Traditionen der eingegangenen „Otetschest- 
wennija Sapiski“ übernommen und den Faden — den ihre Vorgängerin zu 
ſpinnen angefangen hat — weitergeſponnen. Als hauptſächlichſte Leiter dieſer 
Zeitſchrift dürfen der Kritiker und Soziolog Michajlowsky (der im vorigen 
Jahre geſtorben iſt), die Belletriſten Korolenko, Melſchin, Mamin, Dmitrijewa, 
die Publiziſten Suſchakow, Annensky, Peſchechonow, Kudrin und andere ge⸗ 
nannt werden (die meiſten von ihnen waren nach dem blutigen 9./22. Januar 
zuſammen mit Maxim Gorki verhaftet worden). | 

In den neunziger Jahren hat dieſes Organ eine breite Polemik gegen den 
Marxismus aufgenommen, der nach der allgemeinen Annahme in Rußland erſt 
mit dem Erſcheinen der Bücher „Kritiſche Notizen über die wirtſchaftliche Ent⸗ 
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wicklung Rußlands“ von Peter Struve (zurzeit Herausgeber der liberalen Zeit: 
ſchrift „Oswoboschdenije“ in Paris) und „Zur Frage der moniſtiſchen Gejchichts- 
auffaſſung von N. Beltow (Plechanow) in den Jahren 1894/95 literariſch auf: 
getreten iſt. 

Die Gegner der Marxiſten, die „Narodniki“, die vielfach ſelbſt den 
19. Februar 1861 (die Aufhebung der Leibeigenſchaft) miterlebt, hatten an⸗ 
gefangen, der Regierung ihr Vertrauen zu ſchenken. Die „Marxiſten“ aber, 
deren Aufkommen in die Zeit der Regierung Alexanders III. fällt, konnten 
ſelbſtverſtändlicherweiſe ein ſolches Vertrauen zur Regierung nicht haben. 

Der Hauptpunkt, um den ſich der ganze Streit drehte, war der: wird es 
Rußland irgendwie möglich ſein, das Stadium des Kapitalismus zu über⸗ 
ſpringen? Die „Narodniki“ (Danielſon, Woronzow und andere) behaupteten, 
daß der Kapitalismus in Rußland eine ganz fremde Giftpflanze darſtellt, 
welche hier keinen guten Boden finden wird; ſie ſahen im Kapitalismus nur 
die negative Seite. Die „Marxiſten“ dagegen (Struve, Beltow, Wolgin, Iljin 
und andere) wieſen nach, daß der Kapitalismus in Rußland ſchon vorhanden 
ſei und ſogar ſich ſchon bedeutend entwickelt hat, daß es töricht ſei, von ſeinem 
Vermeiden noch zu ſprechen, und endlich, daß Rußland derſelbe Weg bevor⸗ 
ſteht, den alle Staaten Europas zurückzulegen haben. Und dieſer Weg iſt durch 
keine Mittel zu vermeiden. Das Leben hat die Anſchauungen der ruſſiſchen 
Marxiſten beſtätigt. 

Die Marxiſten waren der Meinung, als ob die Narodniki die hiſtoriſche 
Notwendigkeit leugneten, daß dieſe behaupteten, „die Perſon könne alles“ und 
die Geſchichte ſelbſt werde durch die großen Männer, die „Helden“, gemacht, 
die zu ihren Zwecken die willenloſe Menge des Volkes benutzten. Des weiteren 
wieſen noch die Marxiſten auf das kleinbürgerliche Agrarprogramm der 
Narodniki und auf die Unmöglichkeit der Verbeſſerung der Lage der Bauern 
bei dem gegenwärtigen abſolutiſtiſchen Regime hin. 

Andererſeits wurden die Worte des im Jahre 1894 marxiſtiſchen Peter Struve: 
„Wir wollen doch unſere eigene Kulturarmut eingeſtehen und bei dem Kapita⸗ 
lismus lernen gehen“ — von den Narodniki in dem Sinne aufgefaßt, daß die 
Marxiſten den Prozeß ſegnen, durch welchen die Bauern ihr ganzes Hab und 
Gut verlieren und gezwungen werden, in die Fabrik zu gehen. Sie taten, als 
verſtänden ſie nicht, daß die Marxiſten dieſer Erſcheinung als einer eiſernen 
Notwendigkeit gegenüberſtehen. Das Buch eines anderen damaligen Marxiſten, 
Gwosdjew, über die „Bauernwucherer“ hatte den Schein erweckt, als ob 
die Marxiſten den Kampf gegen die Auswucherung der Bauernſchaft von ſich 
weiſen und die ganze Sache „ihrem natürlichen Gange“ überließen. Das Miß⸗ 
trauen der Marxiſten gegenüber der Intelligenz, ſolange dieſe nicht durch ein 


organiſiertes Proletariat geſtützt und geſtärkt werde, ſahen die Narodniki als 
eine Unterſchätzung und Mißachtung der Intelligenz an. Das Mißtrauen der 


Marxiſten gegenüber den Bauern, die nicht imſtande ſeien, ohne die Initiative 
der Proletarierklaſſe von ſich aus den Anfang einer Bewegung zur Herbei— 
führung bedeutender geſellſchaftlicher Reformen zu übernehmen, wurde von den 
Narodniki ſo aufgefaßt, als ob die Marxiſten von den Bauern überhaupt 
nichts wiſſen wollten. 5 

Der Hauptführer dieſer Polemik war der berühmte Kritiker und Soziolog 
Michajlowsky. Er war gegen die Einführung des Darwinismus in die Sozio⸗ 
logie, kritiſierte Spencers „organiſche Theorie“ und bildete eine eigene Theorie 
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unter dem Namen „Der Kampf um die Individualität“, in der er die Rechte 
und Intereſſen der im Kampfe gegen andere „Individualismen“ — Familie, 
Staat, Nation — ſtehenden Perſönlichkeit charakteriſierte. Michajlowsky war 
auch ein ausgezeichneter Literaturkritiker. Ihm entſtammten viele Aufſätze über 
Leo Tolſtoi, Turgenjew, Doſtojewsky, Garſchin, Tſchechow, Gorki, Andrejew uſw. 
Seine Schriften über die kollektive Pſychologie zeichnen ſich durch große Origi⸗ 
nalität aus und wurden viele Jahre früher vor Tarde, Sighele und anderen 
geſchrieben. 

Die Marxiſten, gegen die Michajlowsky und ſeine Gruppe polemiſiert 
hatten, gaben hintereinander drei Zeitſchriften heraus: „Nowoje Slowo“ (Das 
neue Wort), „Natschalo“ (Der Anfang) und „Schisnj“ (Das Leben). In der 
letzteren Zeitſchrift veröffentlichte Maxim Gorki feine meiſten Werke: „Phoma 
Gordejew“, „Troje“, „Muschik“, „Sechsundzwanzig und Eine“, „Der Sturm⸗ 
vogel“ und andere. 

Alle dieſe Zeitſchriften ſind im Kampfe mit den Zenſoren und Miniſtern 
unterlegen. Dank der beſonderen Aufmerkſamkeit, die die Zenſoren dieſen Zeit⸗ 
ſchriften ſchenkten, konnten ſie ihre Ideen nicht offen predigen, ſondern waren 
gezwungen, ſie möglichſt tief zu verſtecken. Als ein ſolches Verſteck diente ſeiner⸗ 
zeit ein Streit über Hegel und andere Philoſophen, den die Zeitſchriften auf⸗ 
genommen hatten, um zwiſchen den Zeilen, unter Anwendung von philoſophiſchen 
Ausdrücken, die richtigen Ideen entwickeln zu können. Manchmal mußten ſie 
auch ihre Ideen unter einem Haufen von ſtatiſtiſchem Material, hinter den 
trockenen Ziffern, verſtecken, die ebenſo wie die philoſophiſchen Diskuſſionen für 
das große Publikum unverſtändlich blieben. Trotz alledem erfreuten ſich dieſe 
Zeitſchriften einer großen Popularität. Sie wurden ſehr viel geleſen, auch ver⸗ 
ſtanden und übten eine große Wirkung. 

Nachdem die letzte der drei Zeitſchriften von der Regierung unterdrückt 
worden war, fand unter den Marxiſten eine Spaltung ſtatt, und es bildeten 
ſich zwei Gruppen.“ 

Trotzdem verſchiedene Anſichten unter ihnen herrſchten, hatten die Marxiſten 
bis dahin zuſammengehalten, denn es galt den gemeinſamen Gegner, die 
Narodniki, zu beſiegen; nun aber lag der Gegner beſiegt am Boden, und fie 
konnten ohne Gefahr auseinandergehen. Da die Hauptzenſurverwaltung auf 
jede Weiſe der Gründung von neuen marxiſtiſchen Zeitſchriften entgegenzutreten 
ſuchte, blieb nichts anderes übrig, als alte beſtehende Zeitſchriften anzukaufen. 
Sofort wurden auch dieſe für die Volksſchul⸗, Gymnaſial⸗ und Volksbibliotheken 
verboten. 

Den „reinen Marxismus“ vertritt jetzt die Zeitſchrift „Obrasowanije* 
(Bildung), deren Mitarbeiter Jordansky, Izgojew, Berlin, Kleinbort, Kranich⸗ 
feld, Tarle, Aſcheſchow und andere ſind. 

Andere Marxiſten unter Mitwirkung der Herren Lunaſcharsky, Bogdanow, 
Frank, Maslow, Fritſche und andere ſuchen in der von ihnen herausgegebenen 
Zeitſchrift „Prawda“ (Wahrheit) Marx mit Mach und Avenarius zu verſöhnen. 


In dem Artikel iſt nur von der Spielart der rein literariſchen, legalen Marxiſten in 
Rußland die Rede, nicht von den in den revolutionären Organiſationen kämpfenden. Deren 
Spaltungen ſind jüngeren Datums und haben mit der oben erwähnten nichts zu tun. Die 
letztere iſt rein theoretiſch-literariſch, die andere entſprang praktiſchen, namentlich organiſa⸗ 
toriſchen Differenzen, bei vollſtändiger theoretiſcher Übereinſtimmung. Die Redaktion. 
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Eine zweite Gruppe ſtellt die Zeitſchrift „Mir Boschij“ (Gottes Welt) dar, 
welche den Marxismus mit dem metaphyſiſchen Idealismus auszuſöhnen ſucht. 
Immer und immer wieder kritiſieren ſie die Marxſche Theorie und ſuchen 
ganze Teile davon als unbrauchbar zu erklären. In dieſem Organ figurieren 
als Mitarbeiter Tugan⸗Baranowsky, Berdjajew, Schelpanow, Bogdanowitſch, 
Batjuſchkow. Weil es nicht gut möglich iſt, den Marxismus und die Meta— 
phyſik zu vereinigen, ſo kommt dieſe Gruppe mit jedem Tage weiter und weiter 
vom Marxismus ab. 

Folgender Auszug aus dem Buche des Herrn Tugan⸗Baranowsky: „Be⸗ 
trachtungen über die neueſte Geſchichte der politiſchen Okonomie“ ſoll dieſe 


Gruppe charakteriſieren: 


„Das Alte ſtürzt und überall wachſen die Anfänge eines neuen Lebens. 
Es kommt eine neue Welt, es werden neue Formen der Kunſt geſchaffen, es 
erſtarken die neuen Strömungen in der Philoſophie und in dem wiſſenſchaft— 
lichen Denken, es entwickelt ſich im Grunde des Alten eine neue ſoziale Ord— 


nung. Dem Anſturm des neuen Lebens kann der erkaltete Marxismus nicht 


mehr ſtandhalten. In dem vom Verfaſſer des „Kapital“ errichteten majeſtä⸗ 
tiſchen theoretiſchen Bau klafft jetzt ein Riß nach dem anderen, und wenn er 
ſich noch zuſammenhält, ſo iſt es nur deshalb, weil das neue ſoziale Syſtem, 
welches den morſch gewordenen Marxismus erſetzen ſoll, noch nicht reif genug 
iſt. Nach ihren philoſophiſchen Vorausſchickungen muß die neue Doktrin das 
gerade Gegenteil des ſozialen Materialismus ſein.“ 
Ein Teil der geweſenen Marxiſten, jetzt Metaphyſiker und opportuniſtiſche 
Reviſioniſten, zum Beiſpiel Bulgakow und Berdjajew, begnügen ſich nicht mehr 
mit dem Rahmen des „Mir Boschij“, welcher für ein ſich ſelbſt bildendes 
leſendes Publikum zugeſchnitten iſt, und konzentrieren ſich jetzt in einem neuen 
Organ, „Woprossi Schysni“ (Lebensfragen). „Woprossi Schysni“ erſcheint 
ſtatt der früheren Zeitſchrift „Nowy putj“ (Der neue Weg), welche durch ihren 
Myſtizismus und ihr beſonderes Intereſſe für religiöſe Fragen auf Koſten von 
Wiſſenſchaft und Politik bekannt war. Man darf erwarten, daß bei der jetzigen 
Zuſammenſetzung der Mitarbeiter die Zeitſchrift ſich noch weiter im Nebel der 
Metaphyſik verlieren wird. 

Alle dieſe Zeitſchriften ſtellen ſozuſagen die progreſſiven Organe der äußerſt 
radikalen ruſſiſchen Journaliſten dar. 

Andere zwei Zeitſchriften: „Russkaja Mys!“ (Der ruſſiſche Gedanke) und 
„Westnik Ewropi“ (Europäiſcher Bote) ſind im Vergleich zu den erſteren mehr 
gemäßigt. Während die erſten Organe eine beſtimmte Stellung eingenommen 


haben und eine beſtimmte Richtung verfolgen, iſt die Richtung der letzten zwei 
Zeitſchriften zuweilen ſehr unbeſtimmt. In den Spalten der „Russkaja Mys!“ 
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findet man Aufſätze der Marxiſten ſowie der Narodniki, Metaphyſiker und 
Empiro⸗Kritiziſten. Die Hauptmitarbeiter find hier: Golzew, Kiſewetter, 


Karejew, Boborikin. Der „Westnik Ewropi“ kämpft ähnlich wie die anderen 


Zeitſchriften für Rede⸗, Gewiſſens⸗ und Preßfreiheit, kritiſiert das bureau⸗ 
kratiſche, alleinherrſchende Regime — er wäre aber zufrieden mit irgendeiner 
europäiſchen Konſtitution, was die anderen Organe als für Rußland ungenügend 
anſehen. In dieſer Zeitſchrift wirken die Herren Arſenijew, Staßjulewitſch, 
Boborikin, Ljatzky, Spaſſowitſch und andere. 

Um dieſe Journaliſten: Poſitiviſten in „Russkoje Bogatstwo“, Marxiſten 
in „Obrasowanije“, Metaphyſiker in „Mir Boschij“ und „Woprossi Schysni“, 
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Empiro⸗Kritiziſten in „Prawda“, gruppieren, richtiger gruppierten ſich alle an⸗ 
geſehenen Belletriſten und Dichter. Neuerdings ſuchen ſie ſich von der Vor⸗ 
mundſchaft der politiſch-wiſſenſchaftlichen Redaktionen freizumachen. Den An⸗ 
fang machte Maxim Gorki mit der Herausgabe des „Sbornik Snanie“ (Sammlung 
Wiſſen), in dem er ſeine und auch fremde Werke veröffentlicht. Der „Sbornik“ 
erſcheint unregelmäßig. In letzter Zeit haben ſich, dem Beiſpiel Gorkis folgend, 
viele Belletriſten und Dichter zuſammengetan, um gemeinſam ſolche Sborniks 
herauszugeben. 5 

Die Reaktion beſitzt nur eine Monatsſchrift, „Russkij Wjestnik* (Ruſſiſcher 
Bote). Dieſes Organ wurde zuerſt in den ſechziger Jahren bis in die achtziger 
von Katkow herausgegeben, mit dem der „Sowremennik“ und die „Otetschest- 
wennija Sapiski“ ſeinerzeit viel polemiſierten. Die derzeitigen Herausgeber des 
„Russkij Wijestnik“, die Epigonen Katkows, find nicht mehr ernſt zu nehmen, 
ſie beſitzen nicht einmal den hundertſten Teil des Talentes ihres Vorgängers, 
und die ganze Exiſtenz hat das Journal nur der Unterſtützung der Regierung 
zu verdanken. Nicht ein einziger bedeutender Belletriſt, Dichter, Kritiker wirkt 
an dieſem Organ mit. 


Bürgerliche Ideologien. 
Von Otto Ehrlich. 


Wenn Marx uns gelehrt, wie jede zur Herrſchaft gekommene Klaſſe ihre 
Ideologien zu denen der ganzen Geſellſchaft erhebt, wie Religion, Philoſophie, 
Recht und Moral nur der ideologiſche Ausdruck ökonomiſcher Verhältniſſe ſind, 
ſo darf das ſelbſtverſtändlich nicht ſo aufgefaßt werden, als gäbe es zu einer Zeit 
in irgendeiner Geſellſchaft nur eine Ideologie, und als bleibe auch nur die 
einer beſtimmten Klaſſe ſtetig die gleiche. Es werden vielmehr die einander 
bekämpfenden Klaſſen ihre eigenen Ideologien nebeneinander haben, und nur 
wenn es einer gelingt, eine überwältigende Machtſtellung zu erringen, ſo daß 
auf längere Zeit ein Kampf überhaupt ausgeſchaltet iſt, wird der Geiſt dieſer 
Geſellſchaftsſchicht den geſamten Zeitgeiſt repräſentieren. Ebenſo wird die 
Ideologie jeder einzelnen Klaſſe je nach dem Stande ihrer Entwicklung ver⸗ 
ſchieden ſein. Doch während früher die ökonomiſchen und politiſchen Verhält⸗ 
niſſe und mit ihnen die Ideologien jahrhundertelang faſt unverändert blieben, 
hat ſeit dem Aufkommen der Bourgeoiſie der Entwicklungsprozeß ein ſolches 
Tempo angenommen, daß in wenigen Generationen eine fortwährende Um: 
wälzung der Lebens- und Weltanſchauungen ſtattfand, ſo daß viele dieſen 
Prozeß perſönlich durchleben konnten. Dabei mußte notwendig ein allgemeines 
Ineinanderwirken der verſchiedenartigſten Ideologien vor ſich gehen, wobei 
zuletzt zahlloſe Differenzierungen herauskamen. Auf all dieſe Neben⸗ und 
Unterſtrömungen kann hier natürlich nicht eingegangen werden, es ſoll vielmehr 
nur verſucht werden, den inneren Zuſammenhang der wichtigſten bürgerlichen 
Ideologien zu veranſchaulichen. 

Auf dem Wege, den die bürgerliche Geſellſchaft im letzten Jahrhundert 
zurückgelegt, laſſen ſich im ganzen drei beſonders charakteriſtiſche Entwicklungs⸗ 
phaſen unterſcheiden. In der erſten, der rationaliſtiſch-optimiſtiſchen 
Periode, fühlte ſich die junge aufſtrebende Bourgeoiſie durch die Schranken der 
veralteten feudalen Geſellſchaftsformen gehemmt. Durch Erkenntnis und Be⸗ 


8 £ 8 


Otto Ehrlich: Bürgerliche Ideologien. 505 


herrſchung der Naturkräfte führte ſie die Menſchheit zu nie geahnten Höhen, 
und ſo erſchien ihr das Mittel, das ſie von Erfolg zu Erfolg trug, der 
menſchliche Geiſt, die Vernunft, als das einzig Wahre, das Abſolute, das in 
jeder Beziehung allein Maßgebende. Kraft dieſer Vernunft erklärte ſie alles 
ihrem Fortſchritt im Wege Stehende für unvernünftig und ſchlecht, alles ihm 
örderliche für gut und vernünftig. Sie entthronte die Ideologien der alten 
Geſellſchaft und ſetzte ihre neuen Ideale der Freiheit, Gleichheit und Brüder— 
lichkeit an deren Stelle. Wo die Religion ein Machtfaktor der herrſchenden 
feudalen, antibürgerlichen Klaſſen, wurde auch ſie geſtürzt; und vorwiegend 
dieſer Umſtand, nicht, wie vielfach angenommen wird, allein die Erkenntnis 
und Beherrſchung der Naturkräfte war die Urſache der Religionsloſigkeit der 
Bourgeoiſie. Ein Beweis dafür iſt England, wo das Bürgertum ſeinen Klaſſen⸗ 
kampf in religiös⸗puritaniſchen Formen ausfocht und gerade Vertreter der 
regierenden Klaſſen offiziell antireligiös waren. Aber maßgebend iſt in der 
ganzen erſten Periode ſtets das rationaliſtiſche, die Vernunft als höchſten 
Richter anrufende Moment, ſelbſt in der in religiöſen Formen vor ſich gehenden 
engliſchen Revolution. Auch jene Puritaner waren hervorragende Rationaliſten, 
ſie wollten mit ihrem Verſtand die Bibel auslegen und danach über Recht 

und Unrecht entſcheiden. 
Wir nannten vorhin die erſte Phaſe eine rationaliſtiſch⸗optimiſtiſche. Nun, 
daß ſie optimiſtiſch geweſen, dieſe junge, kämpfende Bourgeoiſie, bedarf wohl 
kaum einer Beweisführung. Sie war damals wirklich Vorkämpferin der Inter⸗ 
eſſen der geſamten Menſchheit, fie war die Verkörperung der aufſtrebenden 
Kultur, und mit ihr ſchienen alle einem Zuſtand von bisher unerreichter Glück— 
ſeligkeit entgegenzugehen. Da kam der Rückſchlag, und damit kommen wir zu 
dem zweiten Stücke unſerer tragiſchen Trilogie, der naturaliſtiſch⸗peſſi⸗ 
miſtiſchen Periode. Die Bourgeoiſie hat ſich die nötige Bewegungsfreiheit 
erkämpft, und jetzt zeigt ſich die Kehrſeite der neuen Geſellſchaftsordnung. Die 
Vernichtung des Kleinbürgertums beginnt und gleichzeitig die Leiden des Prole⸗ 
tariats. Nun haben ſie ausgeſpielt, die Leute von Rouſſeau bis Kant, und 
Schopenhauer kommt zu ſeinem Rechte. Eine dumpfe, das Leben verneinende 
Weltanſchauung verbreitet ſich in den Kreiſen des Kleinbürgertums, vor allem 
des Handwerkerſtandes, der ſeiner Vernichtung durch die Großinduſtrie entgegen⸗ 
ſieht. In der Literaten⸗ und Künſtlerwelt herrſcht der Naturalismus. Die 
Erinnerung an die Jugend iſt noch zu wach, als daß man ſich ſchon religiöſen 
Ideologien wieder zuwenden könnte. So bleibt denn nichts, als die Schäden 
der Geſellſchaft getreu nachzuzeichnen und alles in ſeiner kraſſen, traurigen 
Wirklichkeit wiederzugeben. Man hat dieſe ganze Kunſtrichtung zu einer prole⸗ 
tariſchen ſtempeln wollen, doch iſt ſie nichts mehr als eine Aufrüttlung der 
Bourgeoiſie durch ihre eigenen Klaſſengenoſſen, die durch Aufdeckung des Elends 
Mitleid erregen und vor allem ihre Leute mahnen wollen, Abhilfe zu ſchaffen, 
damit ſie nicht von den drohenden Gewalten verſchlungen würden. Und damit 
kommen wir zur letzten Phaſe, der metaphyſiſch⸗determiniſtiſchen Periode. 
Das Proletariat, die Klaſſe, die unter den beſtehenden Zuſtänden am 
meiſten zu leiden hat, iſt immer zahlreicher geworden, hat ſich immer feſter 
zuſammengeballt, nun ſteht es dräuend da, der Totengräber der Bourgeoiſie, 
den ſie nicht entbehren und dem ſie darum auch nicht entrinnen kann. Da 
gibt's denn keinen anderen Ausweg als „Reſignation“ oder zurück zur Meta⸗ 
phyſik! Allerdings, fo ganz dogmatiſch-religiös darf's nicht mehr geſchehen, 
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man hat doch Ahnung von Naturwiſſenſchaften und iſt doch „gebildet“. Da 
heißt es denn eine modifizierte, modernere Form der Befriedigung metaphyſiſcher 
Bedürfniſſe finden, und man hat ſie im Myſtizismus. Das Proletariat hat 
die Erkenntnis der Naturkräfte vom Bürgertum übernommen und die der 
geſellſchaftlichen Kräfte ſelbſt hinzuerworben. Ihm kann die letztere Art Gr 
kenntnis nur Mut und Zuverſicht einflößen, da ſie ja ein Beweis für die Not⸗ 
wendigkeit der ſozialiſtiſchen Ordnung iſt. Aber aus demſelben Grunde mußte 
dieſe Erkenntnis auch der Bourgeoiſie ſtets verſchloſſen bleiben, denn dieſe 
will die ſozialen Entwicklungstendenzen nicht kennen, denn ſie will ja von 
ihrem Untergang nichts wiſſen. So bleibt ihr denn — wenn ſie nicht in die 
Arme der dogmatiſchen Religionen zurück mag — nichts anderes übrig, als in 
myſtiſch⸗metaphyſiſchen Ideologien ſich ſelbſt zu betäuben. Unſere heutige 
Bourgeoiſie hat einen ernſtlich religiöſen Trieb, ſie läuft nicht mehr ohne 
eigenes Bedürfnis in die Kirchen, wie vielleicht noch vor fünfzehn bis dreißig 
Jahren, nur damit dem Volke ein gutes Beiſpiel gegeben und die Religion 
ihm erhalten werde. In der Kunſt findet dieſe Erſcheinung ihren Ausdruck 
im Myſtizismus, deſſen klaſſiſchſte Vertreter wohl Maeterlind, v. Hofmanns⸗ 
thal und Beer-Hofmann find. Der Myſtizismus ſucht die unerkannten geſell⸗ 
ſchaftlichen Mächte, die den modernen Menſchen in ſeiner Exiſtenz vielleicht 
noch ſtärker bedrohen als je den Wilden die Naturkräfte, zu rätſelhaften, 
geheimnisvollen Gewalten zu verdichten, die in ihrer Art den alten Rache⸗ 
göttern gar nicht ſo unähnlich ausſchauen. Nun mußte aber eine ſo gewaltige 
Kulturbewegung wie der Emanzipationskampf des modernen Proletariats ihre 
Wellen notwendig auch in die Ideologien der Bourgeoiſie hinüberſchlagen; und 
ſo hat in den letzten Jahren eine Vermiſchung proletariſcher und bürgerlicher 
Theorien ſtattgefunden, die dann gar eigenartige Früchte zeitigte. Es ging 
nämlich jener bürgerliche Myſtizismus eine Verbindung mit einer der Grund⸗ 
lehren des philoſophiſchen Marxismus ein, welche gerade von jener Seite bisher 
nicht ſcharf genug bekämpft werden konnte; und zwar iſt dieſe Lehre: der 
„ſoziale Determinismus“. Marx hatte zum erſtenmal wiſſenſchaftlich nach⸗ 
gewieſen, wie jedes Volk, jede Klaſſe und jeder einzelne Menſch in allen ihren 
Handlungen in letzter Linie durch ökonomiſche, ſoziale Bedingungen beſtimmt 
werden. Nun hatte ſich ſchon früher in den Köpfen bürgerlicher Ideologen 
eine Karikatur dieſes Determinismus gebildet, die ſie dann, wie einen ſelbſt 
zurechtgeſtutzten Popanz, „mit Leichtigkeit“ gar jämmerlich zu Fetzen ſchlugen. 
Sie ſchoben nämlich dem ſozialen Determinismus unter, er lehre ein „blindes“ 
Walten „toter“ Produktionsverhältniſſe, die den lebendigen Menſchen, die Wir⸗ 
kung der Ideen uſw. völlig ausſchalteten und den einzelnen zum automatiſchen 
Werkzeug degradierten. Dieſe guten Leute und ſchlechten Muſikanten ſahen 
nämlich in ihrer „Blindheit“ nicht, daß in dem Begriff Produktions- 
verhältnis ſchon der ganze lebendige Menſch mit Fleiſch und Bein und 
Wollen und Handeln eingeſchloſſen iſt, daß dieſer Begriff ſtets eine Be⸗ 
ziehung des Menſchen, des Menſchen ganz und gar, zur Natur und den 
Mitmenſchen ausdrückt. Und dieſer entſtellte Determinismus, der bisher ſo 
billig als ſozialiſtiſcher, hiſtoriſcher Materialismus bekämpft wurde, man denke, 
er iſt neuerdings von einzelnen und nicht unbedeutenden bürgerlichen Ideologen 
in den eigenen Geiſtesſchatz übernommen worden. Unter den Literaten iſt wohl 
der bedeutendſte Apoſtel jener neuen Religion Beer- Hofmann mit feinem 
„Grafen von Charolais“. Dieſes Stück ift faſt von der geſamten bürgerlichen 
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Kunſtkritik als das bedeutendſte hingeſtellt worden, das überhaupt im letzten 
Jahrzehnt in Deutſchland geſchrieben wurde. Wir finden darin eine myſtiſch— 
determiniſtiſche Lebensauffaſſung, welche die ſoziale Notwendigkeit als ein un— 
abwendbares Fatum auffaßt, eine dunkle, rätſelhafte Macht, der der einzelne 
vergeblich zu entrinnen ſuche. Da iſt ein berühmter Sänger, der durch Er⸗ 
kältung ſeine Stimme verlor, zum Kuppler geworden, ein Jüngling wird durch 
ſeinen Drang zum Leben in den Tod gejagt, eine Frau gerät durch ihr Mit- 
leid in Schande und Verderben, und der Held ſelbſt wird durch ſeine Liebe in 
den Abgrund der Verzweiflung geſtürzt. So kommt er zuletzt zu der Er— 
kenntnis, nicht ſie, alle die einzelnen ſind es, die in ihr Unglück gegangen, es 
trieb ſie, es zog ſie, es! Nicht ich, nicht du, nicht er hat dies oder jenes 
getan, es iſt mit ihnen jo geworden. . .. Doch was iſt dieſes es? Man 
weiß es nicht, es iſt etwas Myſtiſches, Rätſelhaftes, Gott, Schickſal, Not- 
wendigkeit! Da haben wir ihn, den bürgerlichen Determinismus, das iſt er 
ganz und gar, in ſeiner klaſſiſchſten Geſtalt! Auch er hat das Notwendigkeits— 
prinzip übernommen und ſogar das ſoziale Notwendigkeitsprinzip, aber ab⸗ 
geſehen davon, daß ihm jene beſtimmenden geſellſchaftlichen Mächte, das heißt 
in die Okonomie überſetzt, die Bewegungsgeſetze der kapitaliſtiſchen Produktions⸗ 
weiſe unbekannt ſind, gerät er durch Betonung des ſozialen Beſtimmungs⸗ 
prinzips in das Extrem, die Motivierung jeder Einzelhandlung ganz außerhalb 
des Individuums zu legen, das heißt dasſelbe eigentlich überhaupt auszu- 
ſchalten. Selbſtverſtändlich hat der ſoziale oder beſſer der dialektiſche Determi- 
nismus nie verkannt, daß die Form, in der die einzelnen menſchlichen Hand— 
lungen vor ſich gehen, eine individuelle iſt, das heißt daß das Einzelindividuum 
nach eigenem Willen und Entſchluß handelt. Nur daß gerade dieſer Wille 
und Entſchluß in ihm überhaupt entſtanden iſt, das iſt ſozial bedingt, jedoch 
bleibt er deshalb nicht minder mein, dein, ſein Wille. Wir waren bisher 
den bürgerlichen Ideologen gegenüber gezwungen, ihren individualiſtiſchen An— 
maßungen mit der Betonung des ſozialen Motivs entgegenzutreten. Jetzt iſt 
nun der neuen Apoſtel wegen das Umgekehrte notwendig. Allerdings, wenn 
wir ſolchem Determinismus huldigten, dann hätte Eduard Bernſtein mit ſeiner 
Forderung recht, daß wir neben den ökonomiſchen auch die intellektuellen 
Motive berückſichtigen müßten. Wir wiſſen, daß alles Individuelle geſell— 
ſchaftlich iſt, daß die perſönlichſten Gefühle wie Liebe, Haß, Furcht und Zorn 
ſoziale Affekte find; aber gerade deshalb wiſſen wir, daß auch alles Indi⸗ 
viduelle nicht minder hausbacken wirklich iſt, das heißt daß alle die geſell— 
ſchaftlichen Affekte gar keine andere Daſeinsmöglichkeit haben als eine indi— 
viduelle, und inſofern alles Geſellſchaftliche individuell und alles Individuelle 
geſellſchaftlich iſt. Deshalb können wir recht wohl das Individuum mit ſeinem 
eigenen Denken und Wollen beſtehen laſſen und brauchen es nicht zu einem 
Korkſtückchen herabwürdigen, das leblos auf einem großen Strome ſchwimmt. 
Es iſt in unſeren Kreiſen dieſe Art bürgerlicher Dramatik arg überſchätzt 
worden, wenn auch andererſeits entſchuldigend hinzukommt, daß man ſich 
ſchließlich überhaupt freute, wirkliche dramatiſche Kunſtwerke zu haben, in denen 
die beſtimmende Wirkung des Milieus zum Ausdruck gebracht wurde. Wie 
ſämtlichen Dramen der bedeutendſten deutſchen Naturaliſten eigentlich das fehlt, 
was doch den Hauptcharakter jedes dramatiſchen Kunſtwerkes ausmacht, nämlich: 
Handlung, dieſelbe Erſcheinung haben wir bei Beer-Hofmann; es iſt eben mit 
jenem myſtiſchen Determinismus jegliche wollende, aktive Individualität 
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unvereinbar, und deshalb paſſen die aus dieſer Lebensanſchauung heraus ge⸗ 
borenen Charaktere niemals in ein von lebendiger Handlung bewegtes Drama. 
Hauptmann, der lange Zeit der beſte Vertreter des reinen Naturalismus 
war, zeigt in ſeinen letzten Werken eine deutliche Wendung zum Myſtizismus 
(„Die verſunkene Glocke“). Überhaupt ſcheint er ein Sammelbecken für alle 
Richtungen bourgeoiſer Ideologien geworden zu ſein. 5 

Selbſt wo der Myſtizismus nicht aus den Bedingungen ſpätkapitaliſtiſcher 
Produktionsweiſe hervorgegangen, beruht auf ihr ſeine Wirkung und Verbrei⸗ 
tung in der Kulturwelt. So bei Tolſtoi, deſſen Myſtizismus die Ideologie 
des untergehenden ruſſiſchen Kleinbauern iſt. 

Auch in der Philoſophie macht ſich das Zurückgehen auf metaphyſiſche 
Motive immer deutlicher bemerkbar, und wir ſehen die bedeutendſten bürger⸗ 
lichen Philoſophen bis auf Kant zurückgehen, wobei ſie nicht nur ſeine revolu⸗ 
tionäre Kritik der reinen Vernunft, nein, auch den ganzen metaphyſiſch prak⸗ 
tiſchen Kant, noch dazu mit teleologiſcher Spitze, in die Welt hinauspredigen. 
Im ganzen haben wir alle Urſache, mit dieſer letzten, determiniſtiſchen Wen⸗ 
dung der bürgerlichen Ideologien zufrieden zu ſein, denn ſie iſt uns ein ſicheres 
Zeichen dafür, daß das Bürgertum tatſächlich ſchon die Vorwehen ſeines Unter⸗ 
ganges zu fühlen beginnt, und dann kann auch ſeine Sterbeſtunde nicht mehr 
fern ſein. 


Die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung in deutſchland. 
Don Guſtar Hoch⸗Hanau a. M. 

(Schluß.) 
Vergegenwärtigen wir uns nun den Weg, den die chriſtlichen Gewerk⸗ 
vereine bei ihrer Entwicklung zurückgelegt haben. Die chriſtliche Arbeiter⸗ 
bewegung war anfangs im weſentlichen nur gegen die Sozialdemokratie ge⸗ 
richtet. Den chriſtlichen Arbeitern wurde es als ein Gebot ihrer Religion 
auferlegt, alles Heil einzig und allein von der chriſtlichen Gerechtigkeit und 
Nächſtenliebe zu erhoffen und ſich unbedingt von dem unchriſtlichen Klaſſen⸗ 
kampf der Sozialdemokratie fernzuhalten. Nach dem Falle des Gozialiften- 
geſetzes ſahen ſich aber auch die chriſtlichen Arbeiterfreunde zu einer be⸗ 
deutungsvollen Anderung ihrer Taktik gezwungen: ſie räumten den chriſt⸗ 
lichen Arbeitern das Recht ein, ſelbſt die Hand anzulegen, um ihre Lebens⸗ 
und Arbeitsverhältniſſe zu verbeſſern. Die chriſtlichen Arbeiter begannen ſich 
ernſthaft mit den wirtſchaftlichen Fragen zu beſchäftigen und waren damit auf 
die Bahn gelangt, die ſie aus der religiöſen Schwärmerei zum praktiſchen Handeln 
und ſchließlich in den — Klaſſenkampf führt. Sie erkannten allmählich die 
Notwendigkeit, ihre Lohn- und Arbeitsbedingungen zu verbeſſern, an, lernten 
aber aus ihrer Erfahrung mit den „chriftlichen” und unchriſtlichen Unter 
nehmern, daß auch ſie jede Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage den Unter⸗ 
nehmern in einem ſchweren wirtſchaftlichen Kampfe abzwingen müſſen. Sie 
paſſen ihre Organiſationen dieſen Kämpfen nach und nach an und nehmen 
den Kampf immer häufiger und nachdrücklicher auf. So werden aus religiöſen 
Vereinen wirtſchaftliche und ſchließlich Klaſſenkampfvereine; aus betenden Chriſten 
werden kämpfende Arbeiter. 
Freilich iſt dieſe Entwicklung noch lange nicht zum vollen Abſchluß ge⸗ 
kommen. Die eine Gruppe der chriſtlichen Arbeiter hat kaum die erſten Schritte 
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auf dieſer Bahn getan, während andere Gruppen bereits in eine ganze Reihe 
von Lohnkämpfen verwickelt waren. Außerdem fallen ſelbſt die am weiteſten 
vorgeſchrittenen chriſtlichen Arbeiter nur zu oft in die Fehler der früheren 
Zeit zurück. Das um ſo mehr, weil ihre guten Freunde, die chriſtlichen Sozial⸗ 
politiker, ſich eifrigſt bemühen, dieſe Entwicklung der chriſtlichen Arbeiter⸗ 
bewegung möglichſt zu verhindern. 

Die Bergarbeiter des Ruhrreviers hatten bereits im Jahre 1872 im An⸗ 
ſchluß an einen erfolglos gebliebenen Streik einen „Verband rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſcher Grubenarbeiter zur Wahrung berechtigter Intereſſen des Bergarbeiter⸗ 
ſtandes“ gegründet, der Angehörige aller Parteien und Konfeſſionen umfaßte. 
Das proviſoriſche Statut nannte als Zweck des Verbandes die „Wahrung be⸗ 
rechtigter Intereſſen des Bergarbeiterſtandes“. Laut § 3 des Statuts ſollte der 
Verein erſtreben: Verkürzung der Schichtzeit, fachtechniſche unentgeltliche Aus⸗ 
bildung der Bergleute auf den Bergſchulen, Gewährung von Rechtsſchutz, Aus⸗ 
zahlung von Kranken⸗ und Sterbegeld; Beſchaffung von Vereinshäuſern und 
eigener Preſſe; Unterſtützung von Gemaßregelten. § 8 des Statuts enthielt 
ein vollſtändiges Streikreglement. Von Religion und Politik, ſo berichtet Ge⸗ 
noſſe Hus in feiner Schrift über „Neutrale oder parteiiſche Gewerkſchaften“ 
aus dem Jahre 1900, war in dem Statut nur im ausſchließenden Sinne die 
Rede. Den Vorſtand bildeten zwei Chriſtlichſoziale, zwei Laſſalleaner und ein 
Evangeliſchſozialer. Das Statut wurde jedoch vom Miniſter Eulenburg nicht 
genehmigt. Erſt im Jahre 1877 konnte die Gründung eines derartigen Ber: 
bandes von neuem in Angriff genommen werden. Am 18. November 1877 
fand in Eſſen eine Verſammlung ſtatt, die von mehr als 6000 Berg- 
leuten aus dem ganzen Ruhrgebiet beſucht war. In dieſer Verſammlung trat 
der Sozialdemokrat Haſſelmann für einen durchaus unparteiiſchen Bergarbeiter⸗ 
verband ein. Der Zentrumsabgeordnete Stötzel ſprach ſich für eine Vereinigung 
„auf chriſtlich⸗ſozialer Grundlage“ aus. Ihm antwortete ein chriſtlich-ſozialer 
Arbeiter, der Bergmann Roſenkranz, der ſich zwar ſtets als ein entſchiedener 
Katholik und Mitglied der Zentrumspartei bekannte, trotzdem erklärte, daß der 
Verband, wolle er groß und mächtig werden, jeden Bergarbeiter aufnehmen 


müſſe. Demgemäß wurde dann auch die Gründung des Vereins vollzogen. 


Nun aber begann der offene und wilde Kampf gegen die Neutralität der 
Gewerkſchaft. Dr. Müller berichtet hierüber: Das tatſächliche Gebaren der 
jungen Organiſation habe ſehr wenig den nach außen hin verkündeten Grund⸗ 
ſätzen entſprochen. Ihre kurze Geſchichte trage ein ganz ſozialiſtiſches Gepräge. 
Schon auf der erſten Generalverſammlung im Februar 1878 ſchieden die Bor⸗ 
becker Bergleute aus, „weil ſie keine Sozialdemokraten ſeien“. In den übrigen 
Orten außer Eſſen, wo Roſenkranz einigen Anhang hatte, gehörten faſt nur 
Sozialdemokraten dem Verein an. Letzterer ſoll es auf 3000 Mitglieder gebracht 
haben. Aber die Bekämpfung durch die Tagespreſſe und die Geiſtlichkeit ließ 


ihn ſchnell wieder zurückgehen, zumal die Verbandsleitung in den Ruf kam, 
Kaſſengelder unterſchlagen zu haben. 


Mit dieſem knappen Bericht in dem umfangreichen Buche des Herrn 


Dr. Müller vergleiche man die folgende Darſtellung des Sachverhaltes, die Hus 
in der bereits erwähnten Broſchüre, ebenfalls nach ultramontanen Quellen, bringt. 


Der Kampf begann auf der erſten Generalverſammlung am 2. und 
3. Februar 1878, die das Statut endgültig feſtſtellen ſollte. §8 1 des Statuts 
lautete: 


> 
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Zweck des Verbandes iſt, unter Ausſchließung aller politiſchen, religiöſen 
und öffentlichen Angelegenheiten die Ehre und die materiellen Intereſſen 
ſeiner Mitglieder lediglich durch gemeinſames Handeln bei der Verwertung 
ihrer Arbeitskraft zu wahren. . 
Hiergegen ſprach zunächſt Kaplan Laaf: „Wenn er auch eine Vereinigung 
der Bergleute als eine unbedingte Notwendigkeit erachte, ſo müſſe er ganz ent⸗ 
ſchieden gegen ein Zuſammengehen mit den Sozialdemokraten ſein, nachdem 
dieſelben in Berlin ‚Vernichtung des Chriftentums‘ auf ihre Fahne geſchrieben. 
Aber nicht allein der religiöſe Grund ſei es, der ihn veranlaſſe, die katholiſchen 
Bergleute vor einer Gemeinſchaft mit den atheiſtiſchen Sozialdemokraten zu 
wahren, als Parteimann müſſe er auch aus politiſchen Gründen dagegen ſein. 
Nachdem die Sozialdemokraten im Kreiſe Eſſen bis jetzt nichts ausgerichtet, 
wolle man, da man die Tür verſchloſſen gefunden, durch das Fenſter hinein, 
und deswegen habe die Sozialdemokratie, mit Herrn Haſſelmann an der Spitze, 
die gegenwärtige Bewegung in Szene geſetzt“ („Chriſtlich⸗ſoziale Blätter“, 
Heft 5, S. 141 bis 142). 

Der Sozialdemokrat Haſſelmann trat dann wieder für den Zuſammenſchluß aller 
Arbeiter ein. Schließlich wurde die Vorlage mit 39 gegen 14 Stimmen angenommen. 

Die ultramontane Preſſe ſtempelte die Majorität ſofort zu Sozialdemokraten, 
obgleich ſie ſelbſt berichtet, daß ſich mehrere katholiſch⸗ſoziale Bergarbeiter im 
Sinne Roſenkranz' für die Vorlage erklärt haben. Nach Annahme des Statuts 
handelte es ſich noch um den Namen des Vereins. Roſenkranz wollte, aus 
Furcht, die Zentrale könnte ſpäter nach dem „ſozialdemokratiſchen Sachſen“ 
verlegt werden, einen „Verband rheiniſch-weſtfäliſcher Bergleute“. Schröder⸗ 
Dortmund beantragte den Titel: „Deutſcher Bergarbeiterverband“, der auch 
angenommen wurde. Um aber die ohnedies ſchon ſchwierige Stellung Roſen⸗ 
kranz' nicht noch ſchlechter zu machen, wurde der Verein am nächſten Tage 
in den „Verband rheiniſch-weſtfäliſcher Bergleute“ umgetauft. 

Und wegen dieſer Differenzen ſchieden die Borbecker Bergleute aus. Das 
führt Dr. Müller als den einzigen Beweis für das von ihm behauptete „ganz 
ſozialiſtiſche Gepräge“ des Vereins an. So ſteht es — nebenbei bemerkt — 
mit der wiſſenſchaftlichen Genauigkeit des Müllerſchen Buches! 

Nach der Generalverſammlung begann ſofort eine wütende Hetze der ultra⸗ 
montanen Preſſe gegen den Verband, ja Laaf, Stötzel und andere Zentrums⸗ 
politiker gingen an die Gründung des erſten Gegenverbandes. Als aber am 
18. Februar 1878 der Grubenbeſitzerverein allen Bergleuten, die einem Verband, 
gleichgültig, ob dem allgemeinen oder dem ultramontanen, beitreten würden, 
mit Entlaſſung drohte, fielen die Chriſtlichen eiligſt um, indem ſie beſchloſſen, 
einſtweilen den geplanten Verein nicht ins Leben treten zu laſſen. Das eine 
wurde aber erreicht: der von Roſenkranz geleitete Verband ging rapide zurück 
infolge der klerikalen Bekämpfung. Er wurde nicht anders wie der „ſozial⸗ 
demokratiſche Verband“ genannt, obgleich ſein hervorragender Leiter ein ſtreng 
katholiſcher Zentrumsmann war. Ultramontane Blätter ſcheuten ſogar nicht 
davor zurück, die Verbandsleitung — und damit in erſter Linie einen An⸗ 
gehörigen ihrer eigenen Partei — der Unterſchlagung von Geldern zu ber 
zichtigen. Dies war die Methode, nach welcher die chriſtlichen Arbeiterfreunde 
die chriſtlichen Arbeiter zu jener Zeit führten. 

Als ſpäter mehr und mehr auch von den chriſtlichen Arbeitern die Not⸗ 
wendigkeit erkannt wurde, daß die Arbeiter der einzelnen Gewerbszweige ſich 
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zuſammenſchließen, waren es, wie ſelbſt Dr. Müller hervorhebt, in erſter Linie 
die „Freunde“ der chriſtlichen Bewegung (Geiſtliche uſw.), die den Gedanken, 
die Fachabteilungen mit den konfeſſionellen Vereinen eng zu verknüpfen und 
fie der Kontrolle der geiſtlichen Vorſitzenden der letzteren zu unterſtellen, an- 
regten. Auf dieſe Weiſe hofften ſie, unchriſtliche, zumal ſozialiſtiſche Ideen 
auch in Zukunft von den chriſtlichen Arbeitern fernhalten zu können. Und 
auch als dieſe Schranke ſich als unhaltbar erwieſen und die chriſtlichen 
Gewerkſchaften ſich auf eigene Füße geſtellt hatten, zeigt ſich immer wieder 
das Beſtreben, eine ſcharfe Grenze zwiſchen den braven chriſtlichen und den 
böſen ſozialdemokratiſchen Arbeitern zu ziehen. Daher das wütende Geſchrei 
der „Chriſtlichen“, als unmittelbar vor und dann auf dem Frankfurter Kongreß 
der chriſtlichen Arbeiter die Frage der ehrlichen Neutralität der Gewerkſchaften 
ernſthaft debattiert wurde. Damals fiel auch das bittere Wort des Erzbiſchofs 
von Freiburg, die chriſtlichen Gewerkſchaften bedienten ſich des chriſtlichen 
Namens nur als Aushängeſchild und huldigten in Wirklichkeit dem unchriſtlichen 
Klaſſenkampf. Der Ausſchuß der chriſtlichen Gewerkſchaften verwahrte zwar 
die Mitglieder der chriſtlichen Gewerkſchaften gegen dieſen Vorwurf auf das 
entſchiedenſte. Was aber mag wohl der Herr Erzbiſchof denken, wenn er den 
neueſten Bericht des Ausſchuſſes über die chriſtlichen Gewerkſchaften lieſt? Der 
Bericht ſtellt feſt, daß der Geſchäftsgang im Jahre 1904 befriedigend geweſen 
iſt. Dann heißt es wörtlich weiter: 

„Daher konnte auch die Gewerkſchaftsbewegung an dasſelbe (das Wirt: 
ſchaftsjahr 1904) günſtige Erwartungen ſtellen. . .. Doch von ſelbſt fallen 
derſelben keine Früchte in den Schoß, dafür ſorgen ſchon ihre Gegner. 
Und ſo trug das Berichtsjahr gleich ſeinem Vorgänger das Merk— 
mal eines Kampfjahres.“ 

Hierauf berichtet der Ausſchuß über die große Zahl von Streiks im letzten 
Jahre als eine ganz ſelbſtverſtändliche Sache, als die naturnotwendige Folge 
der „Herrenmoral der deutſchen Großinduſtriemagnaten“ — alſo ganz nach 
ſozialdemokratiſchem Muſter. 

Hier zeigt ſich der Unterſchied in den Verhältniſſen jetzt und früher. Vor 
dreißig Jahren konnten noch die chriſtlichen Arbeiterfreunde den Verſuch der 
chriſtlichen Arbeiter, ſich eine Klaſſenorganiſation zu ſchaffen, zum Scheitern 
bringen. Heute iſt das nicht mehr möglich. Die chriſtliche Arbeiterbewegung 
entwickelt ſich unter dem Drucke der wirtſchaftlichen Verhältniſſe trotz aller 
Hinderniſſe weiter und weiter in der Richtung nach einer wirklichen Arbeiter⸗ 
bewegung, nach einer Klaſſenkampforganiſation, nach der Sozialdemokratie. 

Daran ändert auch die ſo ſehr berufene Neutralität der Gewerkſchaften 
nichts. Die Chriſtlichen haben ſeit jeher ihre Gewerkſchaften nur Geſinnungs⸗ 
genoſſen geöffnet, die Sozialdemokraten haben ſeit jeher anerkannt, daß die 
Gewerkſchaften allen Arbeitern ohne Unterſchied der Parteianſchauung zu- 
gänglich ſein müſſen. Was die chriſtlichen Arbeiterfreunde erſtreben, iſt nichts 
weniger als die völlige Unterwerfung der Arbeitervereine unter die Kirche als 
das einzige Mittel, um die Arbeiter auf dem richtigen Wege zu halten. Dieſen 
Standpunkt nimmt auch heute noch wenigſtens die chriſtliche Sozialtheorie 
ein. Dagegen haben ſich ſchon die Laſſalleaner Schweitzer und Fritzſche mit 
ihrem Aufruf vom 30. Auguſt 1868 zur Beſchickung eines allgemeinen deutſchen 
aeſſes an alle Arbeiter gewendet. Der Aufruf ſchloß mit den 

orten: 
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„Arbeiter Deutſchlands! Ihr alle, wo ihr auch ſein und weilen möget, 
ſeufzet unter dem Drucke des Kapitals. Ihr alle fühlet über euch jene 
gemüt⸗ und ſchonungsloſe, jene unerſättliche Macht, der eure Arbeitskraft 
dienen muß! Stehet zuſammen, wo es gilt, das moderne Joch zu bekämpfen 
und für die ewigen Menſchenrechte einzuſtehen. Seid einig und erkennet 
eure ungeheure Macht!“ 

Ferner hat, wie Bebel in ſeinem Vortrag über „Gewerkſchüfts und 
politiſche Parteien“ im Jahre 1900 erinnerte, der Gewerkſchazeie (Eiſen⸗ 
acher Richtung) zu Erfurt 1872 

„in Erwägung, daß die Kapitalmacht alle Arbeiter, gleichviel ob ſie kon⸗ 
ſervativ, fortſchrittlich, liberal oder Sozialdemokraten find, gleich ſehr bedrückt 
und ausbeutet“, 

es für heilige Pflicht der Arbeiter erklärt, 

„allen Parteihader beiſeite zu ſetzen, um auf dem neutralen Boden einer 
einheitlichen Gewerkſchaftsorganiſation die Vorbedingungen eines erfolgreichen 
kräftigen Widerſtandes zu ſchaffen, die bedrohte Exiſtenz ſicherzuſtellen und 
eine Verbeſſerung ihrer Klaſſenlage zu erkämpfen.“ 

Nach der Vereinigung der „Eiſenacher“ mit den Laſſalleanern fand am 
28. Mai 1875 in Gotha ein gemeinſamer Gewerkſchaftskongreß ſtatt, auf dem 
von einzelnen Delegierten beſonders lebhaft die Notwendigkeit hervorgehoben 
wurde, daß in den Gewerkſchaftsverſammlungen die Politik fernzuhalten und 
überhaupt von den Gewerkſchaften als Gewerkſchaften keine Politik zu treiben 
ſei. Es ſei nicht die Sache der Gewerkſchaftsverbindungen, ſich mit Politik zu 
befaſſen. Wolle der Arbeiter Politik treiben — und er müſſe ſich auch dieſes 
Gebiets bemächtigen, will er ſeine Klaſſenintereſſen gefördert und vertreten 
ſehen —, ſo möge er ſich der ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei Deutſchlands an⸗ 
ſchließen, deren Programm und Organiſation genügende Garantie dafür bieten, 
daß ihre Angehörigen nur für und im Intereſſe der Arbeiter wirken werden. 
Dieſe Ausführungen fanden von keiner Seite Widerſpruch. Folgende Reſo⸗ 
lution wurde einſtimmig angenommen: 

„Die Konferenz erklärt: Es iſt Pflicht der Gewerkſchaftsgenoſſen, aus den 
Gewerkſchaftsorganiſationen die Politik fernzuhalten, dagegen ſich der ‚Sozia⸗ 
liſtiſchen Arbeiterpartei“ Deutſchlands anzuſchließen, weil nur dieſe die poli⸗ 
tiſche und wirtſchaftliche Stellung der Arbeiter in vollem Maße zu einer 
menſchenwürdigen zu machen vermag.“ 

Daher iſt es gerade für die von den Gegnern ſtets als ſozialdemokratiſch 
denunzierten Gewerkſchaften charakteriſtiſch, daß ſie von Anfang an bis auf 
den heutigen Tag allen Arbeitern offen ſtanden, welche die Notwendigkeit eines 
gemeinſamen Kampfes um möglichſt günſtige Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
anerkennen, gleichgültig welchen politiſchen und religiöſen Anſichten ſie im 
übrigen huldigen. 

Dieſe Auffaſſung ergibt ſich aus den verſchiedenen Aufgaben der politiſchen und 
der gewerkſchaftlichen Bewegung. Die Gewerkſchaften haben die Intereſſen der 
Arbeiter der einzelnen Gewerbszweige zu vertreten, die politiſche Partei dient den 
Intereſſen der Arbeiterklaſſe als Ganzes. Die Gewerkſchaften erkämpfen den Ar⸗ 
beitern einen immer größeren Einfluß auf die Regelung der Lohn- und Arbeits⸗ 
verhältniſſe in den einzelnen Gewerbszweigen, die politiſche Partei dagegen erſtrebt 

Auguſt Bringmann, Geſchichte der deutſchen Zimmererbewegung. Hamburg 1903, 
Verlag von Fr. Schrader, Band 1, S. 198. 
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einen immer größeren Einfluß der Arbeiter auf das öffentliche Leben. Aller⸗ 
dings iſt das Endziel beider Bewegungen das gleiche: die Überwindung der 
kapitaliſtiſchen Ausbeutungswirtſchaft. Ebenſo ſind beide Bewegungen von 
demſelben Geiſte beſeelt: dem Geiſte des Klaſſenkampfes. Außerdem ergänzen 
die beiden Bewegungen einander. Die Gewerkſchaften müſſen ſtets im Ein⸗ 
klang mit den Intereſſen der geſamten Arbeiterklaſſe bleiben, und die politiſche 
Partei muß ſtets den Bedürfniſſen der Arbeiter in den einzelnen Gewerbs⸗ 
zweigen Rechnung tragen. Aber die Truppen, welche jeder der beiden Zweige 
der Arbeiterbewegung in den Kampf führt, ſind nicht dieſelben. Denn nicht 
alle Arbeiter, die den Klaſſenkampf in ihrem Gewerbe als notwendig an— 
erkennen, haben auch ſchon die daraus ſich ergebende Konſequenz für ihre 
Stellung im öffentlichen Leben gezogen. Deshalb iſt jene Neutralität, wie ſie 
in den freien Gewerkſchaften grundſätzlich zugeſtanden iſt, unerläßlich, um der 
wirtſchaftlichen Bewegung eine möglichſt große Kraft zu verleihen. Die Be⸗ 
kehrung der chriſtlichen Arbeiter zu dieſer Art Neutralität bedeutet demgemäß 
ebenfalls nur die Abwendung von dem „ chriſtlichen“ Wege zur Gozial- 
demokratie. 

Die Sozialdemokratie kann daher mit der Entwicklung der chriſtlichen Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung durchaus zufrieden ſein. Sie kann hoffen, daß, je mehr 
die ſozialen Gegenſätze ſich verſchärfen, auch in den katholiſchen Gegenden deſto 
schneller alle Arbeiter ſich in ihrem gemeinſamen Kampfe gegen die jetzige Aus- 
beutungswirtſchaft zuſammenfinden werden. 


Die Arbeitsverhältniſſe in der Schweiz. 
nach den Berichten der fabrikinſpektoren. 
Von Dr. J. Hertz (Beriſau). 


1: 


Nach dem ſchweizeriſchen Fabrikgeſetz vom 23. März 1877 haben die Kantone 
das Vollziehungsrecht; ſie entſcheiden über Arbeitszeitverlängerung, Sonntags⸗ und 


Nachtarbeit, wie ſie auch die Geſetzesübertretungen beſtrafen. Dem Bunde ſteht die 


Aufficht zu. Zur Durchführung der Aufſicht ernannte er drei Inſpektorate und ſetzte 
deren Pflichten und Rechte feſt. Strafbefugniſſe beſitzen ſie nicht, ſie kontrollieren 
nur. Auch ſind ſie nach den Haftpflichtgeſetzen von 1881 und 1887 mit der Wahrung 
der Intereſſen der verunglückten Arbeiter betraut. Die Inſpektoren haben die dem 
Fabrik⸗ und Haftpflichtgeſetz unterſtellten Betriebe periodiſch zu inſpizieren und dar⸗ 
über alle zwei Jahre zu berichten. 

Im nachſtehenden ſoll auf Grund der Berichte aus dem Jahrzehnt 1891/1901 


Lein allgemeines Bild der Arbeitsverhältniſſe gegeben werden. 


Fabrikbetriebe. 1891 waren dem Fabrikgeſetz unterſtellt 4393 und 1901 6080, 
das iſt eine Vermehrung um 38,5 Prozent. Ganz beſonders ſtark war ſie in agri⸗ 


kolen und alpinen Kantonen beziehungsweiſe Kantonsteilen. So im Teſſin um 268, 


Neuenburg 198,5, Wallis 93,7, Bern 90,5 Prozent. Das ganze Jahrzehnt zeigt, wie 
allmählich die Induſtrie auf Koſten der Landwirtſchaft Boden gewinnt. Nach den 
Erhebungen vom 5. Juni 1895 und 1901 zeigen die größte Zunahme die chemiſche 
und phyſikaliſche Induſtrie (71 Prozent), die Holzinduſtrie (63,5 Prozent) und die 
Metallinduſtrie (63,3 Prozent); dann die Induſtrie der Edelmetalle (36,7 Prozent), 
Steine und Erden (35,3 Prozent), Maſchinen (32,5 Prozent), Lebensmittel (19 Pro⸗ 
zent), Papier (18,6 Prozent), Leder (17,7 Prozent). Einzig die Textilinduſtrie zeigt 
eine Abnahme (3,5 Prozent). 
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Kohlen hat die Schweiz nicht, dafür aber ausgiebige Waſſerkräfte; allerdings 
ſind dieſe wenig konſtant, weshalb man in Reſerve Dampfmotoren hält. Das 
Charakteriſtikum des vergangenen Jahrzehnts war eine ſyſtematiſche Nutzbarmachung 
der Waſſerkräfte, insbeſondere durch deren Überleitung in elektriſchen Strom, 
namentlich in der Oſt⸗, Zentral: und Weſtſchweiz. So ſind z. B. in Genf Werke von 
erheblichem Umfang entſtanden, die ihre Kräfte in die entfernteſten Uhrmacher⸗ 
dörfer des Jura abgeben. 1893 beſaß Genf 73 HP Elektrizität und 2148 HP Waſſer; 
1901 5988 HP Elektrizität und 20903 HP Waſſer. Somit in acht Jahren eine elf⸗ 
fache Vermehrung! Die Geſamtzahl der Betriebskräfte in der ſchweizeriſchen In⸗ 
duſtrie ſtieg von 1891 bis 1901 von 152718 HP auf 320432 HP. Von 100 vor⸗ 
handenen HP (Pferdekräften) entfielen auf: 


Waſſer Dampf Elektrizität Sonſtige Motoren 
1895 70 34,9 4,8 f 2,7 
Inn N 26,2 117 4,2 


Die mit Motoren arbeitenden Betriebe haben in dieſem Zeitabſchnitt eine Zu⸗ 
nahme von 37 Prozent erfahren. 1895 war das Verhältnis der mit Motoren arbei⸗ 
tenden Fabriken zur Geſamtzahl 67: 100, 1901 war das gleiche Verhältnis 75: 100. 
1895 kamen im Durchſchnitt auf ein Etabliſſement 31 HP, 1901 47,6 HP. Während 
1895 das Verhältnis der Arbeiter zu den Betriebskräften 100 Arbeiter: 73,6 HP 
war, ſtieg es 1901 auf 100 Arbeiter: 119,4 HP, ſo daß wir jetzt 19,4 Prozent HP 
mehr Betriebskräfte als menſchliche Arbeitskraft in den ſchweizeriſchen Fabriken 
finden. 

Arbeiter. 1891 betrug die Geſamtzahl der Fabrikarbeiter 176 175, die Statiſtik 
von 1901 zeigt einen Beſtand von 242534 — 37,9 Prozent mehr. Auch hier zeigen 
alpine und agrikole Kantone die größte Zunahme, ſo Uri 273 Prozent, Schaffhauſen 
79,5, Luzern 62,1, Bern 58,4 und Graubünden 54,3 Prozent. i 

Der Anteil der Geſamtarbeiterzahl nach den Induſtriegruppen gruppiert ſich 
nach folgender Rangordnung: | 


1895 1901 
1zertilinduftrie 7... 02 0. 000 Vorsen Prozent 40,10 Brozent 
2. Maſchineninduſtrie 11,94 : 13,45 ⸗ 

3. Uhren⸗ und Bijouterieinduſtrie. . 817 - 10,22 = 
4. Lebensmittelindufttie . . 2 2... 7,00 - 759 
5. Holzindüftri nnn = 5,97 
6. Induſtrie der Steine und Erden . . 4,85 E 5,02 = 
7. Leder: und Häuteinduſtrie . . 4,25 5 3,82 E 
8. Chemiſche und phyſikaliſche Induſtrie 2,02 : 2,89 £ 


Während die letzte Induſtrie bezüglich ihres Anteils an Betriebskräften gegen 
1895 um 649,5 Prozent zugenommen hat, zeigt ſie hinſichtlich der Arbeiterzahl dieſe 
minimale Zunahme; erklärlich iſt dieſe Erſcheinung, wenn man in Betracht zieht, 
daß zu dieſer Gruppe die elektriſche Induſtrie mitgerechnet iſt, wo mit einer ganz 
kleinen Arbeiterzahl rieſige Kräfte tätig ſind: im Durchſchnitt arbeitet ein elektriſches 
Kraftwerk mit 385 HP. 

Nach dem Lebensalter gruppieren ſich die ſchweizeriſchen Fabrikarbeiter: 


Kinder (1418 jährige) 18—50 Jahre über 50 Jahre 
1895. . 143 Prozent 76,7 Prozent 9,0 Prozent 
1901 RE TARG E 76,1 E 9,3 _ 


Alſo Abnahme der Arbeiter im Vollbeſitz der Kräfte, Zunahme der Kinder und 
alter Leute. 

Betrachten wir zunächſt die Veränderung der Kinderzahl im allgemeinen, ſo hatten 
wir 1891 einen Beſtand von 25176 — 14,3 Prozent der Totalarbeiterſumme! 1901 
waren es 35272 — 14,6 Prozent! Während die Geſamtzahl der Arbeiter ſich um 
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37,9 Prozent vermehrt hat, weiſt die Zahl der Kinder bei 40,5 Prozent Vermehrung 
eine viel raſchere Zunahme auf. Kinderarbeitskraft iſt eine ſehr begehrte Ware; 
findet man ſie nicht billig genug im Lande ſelbſt, ſo importiert man ſie aus der 
italieniſchen Schweiz und den benachbarten rückſtändigen italieniſchen Hochtälern; 
einige Tauſend ſolcher italieniſcher Mädchen arbeiten gegenwärtig in der ſchweize— 
riſchen Textilinduſtrie; 3000 bis 4000 davon ſind eingeſperrt in Arbeitshäuſern unter 
Aufſicht frommer Nonnen. Im vorigen Jahre hat Genoſſe Greulich, Arbeiterſekretär 
in Zürich, den ſchweizeriſchen Bundesrat auf die geſetzwidrigen Zuſtände in dieſen 
Arbeitshäuſern aufmerkſam gemacht und Abhilfe verlangt. Allerdings verbietet das 
ſchweizeriſche Fabrikgeſetz die Verwendung von Kindern unter 14 Jahren in den 
Fabriken. Aber die kapitaliſtiſchen Unternehmer verſtehen die Kunſt, ſolche Verbote 
teilweiſe illuſoriſch zu machen. So gebraucht man zum Beiſpiel bei den aus Italien 
importierten Mädchen die billige Ausrede, „die geſetzlich verlangten Altersausweiſe 
ſeien aus deren Heimatsgemeinden in der vorgeſchriebenen Form nicht erhältlich“, 
andererſeits richtet man unter dem Patronat irgendeiner „gemeinnützigen Geſell⸗ 


ſchaft“ unter der Firma „Verſorgungs“- oder „Arbeitsanſtalt“ uſw. eine Fabrik ein 


und beſchäftigt dort arme und Waiſenkinder in jedem Alter. „Eine Fabrik im 
Kanton Teſſin beſchäftigte 20 junge Mädchen von 7 bis 15 Jahren in einem ſo—⸗ 
genannten Waiſenhaus, auf Grund einer Stiftung. Die Mädchen erhielten bloß eine 
Stunde Unterricht täglich.“ 

Das Verhältnis der weiblichen Arbeiter in Fabriken zur Geſamtzahl der Fabrik⸗ 
arbeiter war 1895 40,4 Prozent und iſt 1901 auf 38 Prozent geſunken. Das Haupt⸗ 
kontingent der Arbeiterinnen beanſprucht die Textilinduſtrie: 1895 65,2 Prozent und 
1901 65,8 Prozent. Nach den Altersklaſſen verteilen ſich die Arbeiterinnen: 


14—18 Jahre 18—50 Jahre über 50 Jahre 
159,0 Prozent 74,6 Prozent 6,4 Prozent 
e ga 5. 9 


Alſo wieder Zunahme der Minderjährigen und Alten auf Koſten der volljährigen 
Arbeiterinnen im Alter von 18 bis 50 Jahren. 

Die Statiſtik vom 5. Juni 1901 unterſcheidet verheiratete Arbeiterinnen und 
ſolche mit Kindern unter 12 Jahren. Von der Geſamtzahl 92331 Fabrikarbeite⸗ 
rinnen waren verheiratet 24042 (26 Prozent), und von dieſen haben 11786 (49,2 Pro⸗ 
zent) Kinder unter 12 Jahren. Zur Geſamtzahl der Arbeiter verhält ſich die Zahl 


der verheirateten Arbeiterinnen wie 100: 9,9. 


Das ſchweizeriſche Fabrikgeſetz beſtimmt, daß ſchwangere Frauen während acht 
Wochen in der Fabrik nicht beſchäftigt werden dürfen und ſeit der Niederkunft min⸗ 


deſtens ſechs Wochen verfloſſen ſein müſſen. 


Dieſe Schonzeit ohne ökonomiſchen Mutterſchutz hat ſich nicht bewährt. Schwangere 


Frauen oder Wöchnerinnen nehmen oft keine Rückſichten auf die geſetzliche Schonzeit, 
und nur um den Lohn nicht zu verlieren, wechſeln fie die Fabrik und kommen in 


Betriebe, wo ihr Zuſtand nicht bekannt iſt. Dieſen Geſetzesübertretungen kann nur 


ein ausgiebiger ökonomiſcher Mutterſchutz abhelfen. 


Nach der Nationalität zeigt die Arbeiterſchaft zu Anfang und zu Ende der 


ſechsjährigen Periode (1895 bis 1901) ein ſehr verſchiedenes Bild. Während einer⸗ 


ſeits die geſamte Fabrikarbeiterſchaft von 100 auf 121,1 ſtieg, haben ſich die Aus⸗ 


länder in der Fabrikbevölkerung vermehrt von 100 auf 156,8. Weitaus am meiſten 
haben zugenommen die Italiener (273,7 Prozent); ferner die Oſterreicher (61,5 Pro⸗ 


zent), Franzoſen (25,3 Prozent), Deutſche (23.6 Prozent), andere Nationen (55,6 Pro⸗ 


zent) und die Schweizer (nur 15,6 Prozent); 1895 war der ausländiſche Anteil an 
der geſamten Fabrikarbeiterſchaft 12,6 Prozent und 1901 16,4 Prozent. 


Die Deutſchen haben abſolut und relativ von allen Ausländern die größte Ver⸗ 
tretung, 1895 betrug ihre Zahl 14872 ( 7,4 Prozent), 1901 18375 ( 7,6 Prozent). 
Von dieſen Zahlen entfallen auf die Textilinduſtrie 30,6 bezw. 30,4 Prozent, auf 


* 
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Maſchinen 14,8 bezw. 15 Prozent, Holz 13,1 bezw. 12,9 Prozent, Lebensmittel 11,3 
bezw. 11,4 Prozent uſw. Den Deutſchen ſtehen nur wenig nach die Italiener mit 
5124 (2,5 Prozent) 1895 und 14028 (5,8 Prozent) im Jahre 1901. Ihr Haupttrupp 
ſtellt ſich in der Induſtrie der Steine und Erden ein (26,9 bezw. 22,4 Prozent) und 
Textilinduſtrie (21,3 bezw. 28,8 Prozent), dort ausſchließlich Männer, hier ebenſo 
ausſchließlich importierte Mädchen. Früher waren italieniſche Arbeiter (vulgo „Erd⸗ 
arbeiter“) unſere Sommergäſte; als Straßen- und Bauarbeiter zählten ſie in der 
Fabrikſtatiſtik nicht mit. Jetzt hat ſich zu dieſer temporären Zuwanderung eine 
konſtant im Lande bleibende zugeſellt; ſie laſſen ſich feſt mit Familien hier nieder 
und bilden einen dauernden Beſtandteil unſerer Arbeiterſchaft; dieſer Teil wird in 
der ſtatiſtiſchen Enquete mitgezählt. Sogar in kleineren induſtriellen Ortſchaften der 
Schweiz findet man jetzt italieniſche Arbeiterquartiere; am 1. Dezember 1900 zählte 
man in der Schweiz 117059 (am 1. Dezember 1888 41881) Italiener; da die Volks⸗ 
zählungen in einer Jahreszeit vorgenommen werden, in welcher die italieniſchen 
Saiſonerdarbeiter heimwärts gezogen ſind, repräſentiert dieſe Ziffer die Quote der 
dauernd in der Schweiz anſäſſigen italieniſchen Leute, insbeſondere die Quote der 
italieniſchen Arbeiterbevölkerung ſamt ihren Familienangehörigen. Der Grund dieſer 
Erſcheinung liegt in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsproduktion. Auch der ſchweizeriſche 
Kapitaliſt ſucht billige und willige Arbeitskräfte; als Lohndrücker und Streikbrecher 
gegen die einheimiſchen Arbeiter werden Arbeitswillige aus rückſtändigen Ländern 
importiert. Allerdings haben unſere Kapitaliſten mit den herangezogenen italie⸗ 
niſchen Proletariern keine guten Erfahrungen gemacht; die intelligenten Leute 
ſchließen ſich raſch zuſammen, aſſimilieren ſich unſeren Lohnverhältniſſen, werden 
„aufbegehreriſch“, das heißt ſie organiſieren ſich und ſtreiken: ſie machen bei uns teil⸗ 
weiſe eine Schule in der modernen Arbeiterbewegung durch. Um die importierten 
Mädchen dem Einfluß ihrer Kameraden, nicht etwa, wie es die billige Ausrede will, 
im Intereſſe ihrer Moralität, fernzuhalten, ſind unſere Kapitaliſten auf die Idee 
verfallen, dieſe Mädchen in von Nonnen geleiteten Arbeitshäuſern zu plazieren und 
geſetzeswidrige bindende Verträge mit Kindern abzuſchließen; ſie gedenken auf dieſe 
Art ſich billige und willige Arbeitskräfte zu ſichern. 

Die Erfahrungen, die unſere Unternehmer mit den italieniſchen Proletariern 
machten, veranlaßten ſie in der neueſten Zeit, ſich weiter umzuſehen; es beginnt jetzt 
eine neue Ara proletariſcher Wanderung, der ferne flawiſche Oſten ſoll Erſatz bieten: 
Tſchechen, Galizier, Bosniaken werden herangelockt. Dieſe Wanderung hat ſchon vor 
dem Jahre 1895 begonnen. Sie findet den ſtatiſtiſchen Ausdruck in der Einwande⸗ 
rung aus Oſterreich: 1895 notiert die Statiſtik 1896 öſterreichiſch⸗ſlawiſche Arbeiter⸗ 
einwanderer und 1901 3063 (— ＋ 61,5 Prozent). ö | 

Im Jahre 1901 wurde zum erſtenmal eine teilweiſe Zählung der Heim: 
arbeiter durchgeführt, und zwar nur ſo weit, als ſie mit der Fabrikarbeit aus⸗ 
helfend in Beziehungen ſtanden. Die Zahl ſolcher Heimarbeiter belief ſich nach der 
nicht einwandfreien Zählung auf 52591, oder auf 100 Fabrikarbeiter 21,5 ergänzende 
Heimarbeiter. Einzelne Induſtrien beſchäftigen bedeutend mehr Heim⸗ als Fabrik⸗ 
arbeiter. So zum Beiſpiel Halbwolle 452,5: 100, Holzſchnitzerei 300: 100, Strumpf⸗ 
wirkerei 233: 100, Zündholz 228: 100 uſw. Die Textilinduſtrie, welche allein der 
Aushilfe von 39838 Heimarbeitern bedarf, zeigt das Verhältnis von 41 Heim⸗ 
arbeitern auf 100 Fabrikarbeiter. 

Der im Mai 1903 verſtorbene verdiente Fabrikinſpektor Dr. Schuler ſchätzt als 
„nicht zu hoch gegriffen“ die Summe der Hausarbeiter (ohne obige 52591) auf 
133000. Die Zahl iſt entſchieden zu klein, insbeſondere bezüglich der Kinder, weil 
ſich die Kinderarbeit jeder Schätzung entzieht. Die gleichen übel⸗ und Mißſtände 
wie allerorts findet man auch in der ſchweizeriſchen Heiminduſtrie. Als den ärgſten 
Übelſtand nennt Schuler die Verwendung der Kinder. Er ſagt: „In der Heran⸗ 
ziehung der Kinder im zarteſten Alter, in ihrer Beſchäftigung um des Verdienſtes 
ſtatt um der Erziehung willen liegt das Unglück! Wie viele Schilderungen 
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empörendſten Mißbrauchs kindlicher Arbeitskräfte find ſchon in die Öffentlichkeit 
gedrungen ...“ uſw. Auf Schuler Veranlaſſung wollte 1902 die Schweizeriſche 
Gemeinnützige Geſellſchaft eine Enquete über die in der Heiminduſtrie beſchäftigten 
Kinder veranſtalten. Die Idee ſcheiterte bis jetzt an der Abneigung vieler Kantons⸗ 
regierungen. (Fortſetzung folgt.) 


Der nutzen der Zechenſtillegungen. 
Eine kurze Antwort auf J. Germans Ausführungen in Nr. 40 der ‚Neuen Zeit”. 


In Nr. 40 der „Neuen Zeit“ veröffentlicht J. German einen Artikel „Renten: 
theoretiſches über das Zechenlegen“, in dem er die Frage behandelt, ob und 
inwieweit die Zechenſtillegungen im Ruhrrevier von wirtſchaftlichem Vorteil für die 
deutſche Bevölkerung find. Meines Erachtens leidet der Artikel an mehreren Be⸗ 
griffsfehlern; doch habe ich durchaus nicht das Bedürfnis, die Auffaſſungen des 
Genoſſen German zu korrigieren. In verſchiedenen Artikeln der „Neuen Zeit“ und 


des „Vorwärts“ habe ich meine Anſichten über die betreffenden Fragen wiederholt 


dargelegt und verſpüre nicht die geringſte Neigung, heute, wo andere, wichtigere 
Fragen im Vordergrund ſtehen, nochmals darüber lang und breit zu debattieren; 
nur einige kleine unrichtige Urteile J. Germans über meine Auffaſſung möchte ich 
richtigſtellen, da dazu lange Auseinanderſetzungen nicht erforderlich ſind, ſondern ich 
mich meiſt kurz auf frühere Ausführungen beziehen kann. 

Seite 443 ſeines Artikels ſagt Genoſſe J. German: „Ich kann daher nicht be⸗ 
greifen, weshalb Cunow zwar einen wirtſchaftlichen oder techniſchen Fortſchritt in 


der Konzentration der kartellierten Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie anerkennt, nicht aber 


in der Konzentration des Bergbaus.“ Schon möglich, daß Genoſſe German dieſe 
Nichtanerkennung nicht begreift; nur iſt das nicht meine Schuld, ſondern ſeine eigene. 
Es fällt mir abſolut nicht ein, jede Konzentration in der Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie 


ohne Rückſicht auf die beſonderen Wirtſchaftsverhältniſſe, die Formen der Konzen⸗ 


tration, die Rückwirkung auf andere Branchen uſw. für einen „wirtſchaftlichen oder 
techniſchen Fortſchritt“ zu halten; manche der in den letzten Jahren von der Bank⸗ 
finanz eingefädelten Fuſionen halte ich, obgleich ſie ſich unzweifelhaft als bedeutende 


Konzentrationen darſtellen, keineswegs für wirtſchaftliche und techniſche Fortſchritte. 
Ich ſpreche an der betreffenden Stelle (Die Kartelle in Theorie und Praxis, Heft 35, 
Jahrgang 1904 der „Neuen Zeit“, S. 271—273) nur von einer beſtimmten Art 


der Konzentration, der Vereinigung von Hochöfen mit Stahlwerks⸗ und Walzwerks⸗ 


betrieben, dem ſogenannten amerikaniſchen Betriebsſyſtem. Wie ich aber durchaus 


nicht jede Konzentration in der Eiſeninduſtrie für einen techniſchen Fortſchritt halte, 
ſo fällt mir andererſeits abſolut nicht ein, leugnen zu wollen, daß nicht in der Kon⸗ 
zentration des Bergbaus, ſogar in der Zechenſtillegung, ein ſolcher Fortſchritt regen 
kann; was ich beſtreite, iſt lediglich, daß die jüngſt erfolgten Zechenſtillegungen 
unter den Umſtänden, unter welchen ſie ſich vollzogen haben, und unter dem heu⸗ 
tigen Regiment des Kohlenſyndikats, ſeiner Preispolitik und ſeiner jetzigen Pro⸗ 
duktionskontingentierung einen techniſchen Fortſchritt bedeuten. Ausdrücklich hebe 
ich hervor, daß ſich den Konzentrationen, die unter dem früheren Statut des 


Kohlenſyndikats ſtattgefunden haben, der „Charakter eines techniſchen 


Fortſchritts“ nicht abſprechen läßt. 

Und warum vermag ich in den neueren Zechenſtillegungen einen ſolchen Fort⸗ 
ſchritt nicht zu erkennen? Weil zwar durch den Ankauf von weniger leiſtungs⸗ 
fähigen Zechen zum Zwecke der Stillegung die großen Bergbaugeſellſchaften unter 
der jetzigen Form der Produktionskontingentierüng ihren Jahresprofit ſteigern; aber 
die übernahme der Förderungsziffer der ſtillgelegten Betriebe weder eine Verbeſſe⸗ 
rung der techniſchen Betriebseinrichtungen noch eine Verringerung der Produktions⸗ 


koſten der großen leiſtungsfähigen Zechen zur Folge hat, ſondern dieſe im Gegenteil 
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mit einem bedeutenden toten Kapital, nämlich dem für die ſtillgelegten Zechen aus⸗ 
gegebenen Ankaufskapital belaſtet. Doch ich kann mich einfach auf folgende kurze Aus⸗ 
führungen in meinem früheren Artikel (S. 273/274 des Heftes 35, Jahrg. 1904) beziehen: 
„Selbſt jener Konzentration, wie ſie unter dem früheren Statut des Kohlen⸗ 
ſyndikats ſtattfand, läßt ſich nicht der Charakter eines techniſchen Fort⸗ 
ſchritts abſprechen; denn es wurden neue Grubenfelder aufgeſchloſſen, auf 
ihnen neue, der fortgeſchritteneren heutigen Technik entſprechende Schachtanlagen 
geſchaffen oder zum wenigſten benachbarte Gruben unter eine einheitliche Verwal⸗ 
tung gebracht. Welcher techniſche Fortſchritt aber ſteckt in der heu⸗ 
tigen Erwerbung von Zechen zum Zwecke ihrer Stillegung und der 
Übertragung ihrer Anteilquoten auf andere, beſſer rentierende 
Gruben? Gewiß erfährt dadurch der Profit der aufkaufenden Zechen eine Stei⸗ 
gerung; keineswegs aber werden durch dieſes Verfahren die Betriebseinrichtungen 
der Gruben, denen die Beteiligungsziffer der ſtillgelegten Zechen zugewieſen wird, 
techniſch vervollkommnet oder deren Förderungskoſten vermindert. Von einer tech⸗ 
niſchen Verbeſſerung ließe ſich nur dann ſprechen, wenn die angekauften Zechen 
nicht ſtillgelegt, ſondern ihre Leiſtungsfähigkeit durch techniſche Verbeſſerungen 
erhöht würde. ... A 
„Tatſächlich iſt das Ergebnis der heutigen Übertragung der Förderquoten der 
weniger leiſtungsfähigen Betriebe auf die rentableren nur ein weit ſchnellerer 
Abbau der oberen beſſeren Kohlenflöze, und da mit dem Vordringen zu größeren 
Tiefen auch die Förderkoſten ſteigen, zugleich eine Zunahme der Produktionskoſten. 
Das Verfahren gleicht dem landwirtſchaftlichen Raubbau, der auch für den Beſitzer 
rentabler ſein kann als die rationelle Bewirtſchaftung — ja es iſt noch weit ſchäd⸗ 
licher als dieſer, denn der bis zur Erſchöpfung ausgemergelte Boden vermag ſich 
wieder zu erholen und kann durch Dünger wieder nutzkräftig gemacht werden; die 
abgebauten Flöze ſind dagegen nicht zu erſetzen. Zudem aber bedeutet die Still⸗ 
ſetzung der Zechen deren Entwertung; eine Vergeudung von Nationalvermögen, 
da, wie nicht erſt nachgewieſen zu werden braucht, jede Außerbetriebſetzung als⸗ 
bald einen Verfall der Gruben zur Folge hat. Oft tritt ſchon nach kurzem ein 
vollſtändiges ‚Erfaufen‘ durch das eindringende Waſſer ein, und dieſe Gruben 
dann ſpäter, wenn ſich der heutige Raubbau abgewirtſchaftet hat, wieder zum 
Befahren herzurichten, wird bedeutende Arbeit koſten; ganz abgeſehen davon, daß 
durch das Eindringen des Waſſers die Qualität der Kohlen vermindert wird. 
„Außerdem belaſtet die Brachlegung der aufgekauften Gruben die aufkaufenden 
Zechengeſellſchaften mit einem beträchtlichen toten Kapital und erhöht dadurch die 
Produktionskoſten; denn die Verzinſung der zum Ankauf aufgenommenen Kapi⸗ 
talien und die Kapitalverluſte, die aus der Entwertung der brachgelegten Gruben 
erwachſen, müſſen aus den anderen Gruben, die im Betrieb bleiben, 
mit herausgeholt werden.“ 9 
Um dieſe Belaſtung der Zechen an einem Beiſpiel nachzuweiſen, zeige ich dann, 
wie der Gewerkſchaft „Ewald“ aus dem Ankauf der Zeche „Eiberg“ eine jährliche 
Mehrausgabe von 636000 Mark erwächſt, ſo daß ihr die Erzeugung einer Tonne 
Kohlen um etwa 40 Pfennig höher zu ſtehen kommt. 
Iſt Genoſſe J. German mit dieſen Ausführungen nicht einverſtanden, ſo mag 
er nachweiſen, daß tatſächlich die Übertragung der Anteilsquoten von den ſtill⸗ 
gelegten auf die aufkaufenden Zechen techniſche Betriebsverbeſſerungen, Verringe⸗ 
rungen der Förderkoſten der großen Gruben und keine Erhöhung der Zinslaſten uſw. 
zur Folge habe. Der Verſuch würde mich ſehr intereſſieren. Leider begnügt ſich 
German damit, daß er ohne jeden Beweis meine obigen Ausführungen für „un⸗ 
richtig“ und „bedenklich“ erklärt. Vielleicht iſt er ſo liebenswürdig und holt die 
Beweiſe nach — das heißt natürlich unter Berückſichtigung der heute im Ruhrkohlen⸗ 
revier unter der dortigen Syndikatsherrſchaft beſtehenden Verhältniſſe. Ich bin recht 
neugierig darauf. Heinrich Cunow. 
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Die internationale Organiſation der Kngeſtellten. Der Schlußartikel über 
die internationale Organiſation des Kleinbürgertums von Georg Stiekloff 
(Nr. 40 der „Neuen Zeit“) behandelt auch die Verſuche, unabhängig von dieſer Or: 
ganiſation eine internationale Organiſation der Angeſtellten zu ſchaffen. Stiekloff 
meint, daß die im September 1903 auf einem Angeſtelltenkongreß in Brüſſel be⸗ 
gründete „Federation internationale des employés“ (Sitz Gent, Sekretär Auguſt 
Bruggemann) eine den Wünſchen der kleinbürgerlichen Bewegung zum Trotz gebildete 
ſelbſtändige Organiſation der Angeſtellten repräſentiere. Das beweiſe die Sitzung 
des Bureaus der „Fédération“ vom 18. und 19. Dezember 1904, in der man ſich 
erneut auf den Boden einer von dem erſten internationalen Kongreß der Angeſtellten 
in Paris (1900) gefaßten ſozialiſtiſchen Reſolution geſtellt habe. Zu dieſer Sitzung 
ſeien auch Briefe von den Gewerkſchaften der Angeſtellten vieler Länder, unter 
anderen von Holland, Deutſchland, Djterreich-Ungarn, gefandt worden. Damit fei 
die Kritik einer „auf Anregung einer Hamburger Organiſation von Angeſtellten“ 
während des letzten internationalen Sozialiſtenkongreſſes in Amſterdam abgehaltenen 
internationalen Konferenz widerlegt, welche die „Federation“ beſchuldigt habe, nicht 
auf dem Boden des Klaſſenkampfes zu ſtehen. 

Hierzu ſei folgendes bemerkt. Die „Federation internationale des employes“ 
ſteht keineswegs im Gegenſatz zu der Organiſation des Kleinbürgertums, denn ihr 
gehören ſowohl „gemiſchte“ belgiſche Syndikate an, von denen Stiekloff auf S. 451 
im vierten Abſatz ſpricht, als auch die „Federation des employés de France“, die 
Stiekloff ſelbſt in der Fußnote 1 auf S. 452 als „gemiſcht“ bezeichnet. Die „Fede- 
ration“ ſteht auch nicht auf dem Boden des Klaſſenkampfes, des Sozialismus. Wenn 

die zu der Sitzung des Bureaus im Dezember 1904 erſchienenen Delegierten einer 
dahingehenden Erklärung zugeſtimmt haben, was übrigens aus dem offiziellen Pro⸗ 
tokoll, abgedruckt in Nr. 2 und 3 von „Le Trait d’Union“ 1905, keineswegs klar 
hervorgeht, ſo haben ſie damit ſicherlich gegen die Anſchauungen ihrer Auftraggeber 
gehandelt. Die zu der Sitzung geſandten Briefe ſind auch durchaus nicht von den 
„Gewerkſchaften“ der Angeſtellten in Holland, Deutſchland, Oſterreich⸗-Ungarn uſw. 
gekommen, ſondern von bürgerlichen, zum Teil von „gemiſchten“ Vereinen. 
Das Schreiben aus Deutſchland zum Beiſpiel war vom „Kommisverein von 1858”, 
Sitz Hamburg, der 60000 Angeſtellte und 10000 Prinzipale umfaßt. Dem Vor: 
ſtand dieſes Vereins gehören 8 Prinzipale und 7 Angeſtellte an. 
| Dagegen war die gelegentlich des internationalen Kongreſſes in Amſterdam ab: 
gehaltene erſte internationale Konferenz von Handelsangeſtellten (em- 
Ployes de commerce) nicht „auf Anregung einer Hamburger Organiſation von 
Angeſtellten“, ſondern auf Anregung der Gewerkſchaft der Handlungsgehilfen 
und ⸗Gehilfinnen Deutſchlands einberufen. Dieſe Konferenz hat eine wirklich felb- 
ſtändige internationale Organiſation derjenigen Handelsangeſtellten-Vereinigungen 
geſchaffen, die grund ſätzlich auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehen. 
Am 17. Auguſt 1904 faßte die in Amſterdam abgehaltene internationale Konferenz 
von auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Handlungsgehilfen folgende Beſchlüſſe: 


1. Situation und Organiſation. 

Die wirtſchaftliche Lage der Handlungsgehilfen (Laden- und Kontorangeſtellten) 
wird durch die in allen Ländern fortſchreitende Konzentration der kaufmänniſchen 
Betriebe ſowie durch die damit verbundene Arbeitsteilung, die es ermöglicht, un: 
gelernte Kräfte in großer Zahl zu verwenden, immer ungünſtiger geſtaltet. Zugleich 
ſchwindet die Möglichkeit für den Handlungsgehilfen, ſelbſtändiger Unternehmer zu 
werden. Deshalb gleicht heute die Exiſtenz des Handlungsgehilfen, obwohl er in 
der Distribution (Güterverteilung) in mancher Hinſicht unter anderen Bedingungen 
tätig iſt als der induſtrielle Proletarier bei der Produktion (Gütererzeugung), mehr 
und mehr derjenigen des Proletariers; ſie wird immer unſicherer und weniger 
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lohnend. Die Handlungsgehilfen aller Länder müſſen erkennen, daß ſie in der heu⸗ 
tigen Geſellſchaftsordnung zur Klaſſe der Lohnarbeiter gehören, der die Klaſſe der 
Beſitzenden ſchroff gegenüberſteht. Weiterhin müſſen die Handlungsgehilfen erkennen, 
daß von den Unternehmern im Handelsgewerbe für die Angeſtellten nichts zu er⸗ 
warten iſt, ſondern daß beſſere Arbeitsbedingungen für die Handlungsgehilfen nur 
auf dem Wege des Kampfes gegen die Intereſſen der Unternehmer errungen werden 
können. Dieſer Kampf kann mit Erfolg nur geführt werden von Organiſationen, 
welche die Handlungsgehilfen ohne Unterſchied der Religion, des Ge⸗ 
ſchlechtes und der Abſtammung vereinigen und welche ſich der auf dem 
Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Arbeiterbewegung anſchließen, um 
mit dieſer gemeinſam für die Intereſſen aller Lohnarbeiter einzutreten. 


2. Stellung zu bürgerlichen Vereinen. 

In Erwägung, daß die von den Unternehmern im Handelsgewerbe teils ma⸗ 
teriell, teils moraliſch unterſtützten Vereinigungen der auf dem bürgerlichen Stand⸗ 
punkt ſtehenden Angeſtellten für den notwendigen Kampf um Schutzgeſetze für die 
Angeſtellten gänzlich untauglich ſind; 

in weiterer Erwägung, daß in dieſen Vereinen nicht nur eine große Anzahl 
klaſſenbewußter Gehilfen vorhanden, ſondern auch in den Leitungen der Vereine 
ſolche Kollegen tätig ſind, die, bereits klaſſenbewußt, durch ihre Mitarbeit die ver⸗ 
derbliche Tendenz dieſer Vereine unbewußt unterſtützen, 

beſchließt die Konferenz: 

Die klaſſenbewußten Angeſtellten allerorts werden eingeladen, zu geeigneter Zeit 
ſelbſtändige Vereine aus gleichgeſinnten Kollegen zu gründen oder ſolchen beſtehenden 
Vereinen beizutreten und in bürgerlichen Vereinen Funktionen irgendwelcher Art 
fortab nicht mehr auszuüben. 


3. Stellung zur Internationalen Föderation in Gand. 

Die Konferenz erklärt, daß die „Federation internationale des employes“, Sitz 
Gand (Belgien), als eine geeignete internationale Intereſſenvertretung für die auf 
dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Handelsangeſtellten nicht betrachtet werden 
kann, weil fie alle Arten von Angeſtelltenvereinen der verſchiedenſten Richtungen umfaßt. 


4. Internationale Verbindung. 

Die Konferenz beſchließt die Errichtung einer Internationalen Auskunfts⸗ 
ſtelle für alle auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Handlungsgehilfen⸗ 
organiſationen. Der Internationalen Auskunftsſtelle ſollen alle ſich ihr anſchließenden 
Organiſationen ihre Publikationen jeglicher Art (Fachzeitungen, Berichte, Peti⸗ 
tionen uſw.) in drei Exemplaren zuſenden. Der Internationalen Auskunftsſtelle ſind 
die Barauslagen zu erſetzen. Der Sitz der Internationalen Auskunftsſtelle iſt 
Deutſchland; ihre Geſchäfte ſind von der Leitung der deutſchen Organiſation, des 
„Zentralverbandes der Handlungsgehilfen und⸗Gehilfinnen Deutſch⸗ 
lands, Sitz Hamburg“, zu erledigen. 


Der neuen internationalen Organiſation haben ſich bisher die nationalen Ge⸗ 
werkſchaften der Handelsangeſtellten von Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Böhmen, 
Kroatien, Serbien, Holland und Schweden angeſchloſſen. Als internationaler 
Sekretär fungiert der unterzeichnete Leiter der deutſchen Gewerkſchaft. Die Wirk⸗ 
ſamkeit der klaſſenbewußten, internationalen Organiſation hat bereits verſchiedentlich 
dazu geführt, daß die ſozialiſtiſch denkenden Handelsangeſtellten den „gemiſchten“ 
Vereinen den Rücken gekehrt haben und gewerkſchaftliche Organiſationen gründeten. 
Damit werden die Handelsangeſtellten nicht weiterhin, was bisher tatſächlich zumeiſt 
der Fall war, den Schwanz der kleinbürgerlichen Bewegung bilden, fee der 
klaſſenbewußten Arbeiterbewegung neue Kaders zuführen. 

Max Joſephſohn⸗Hamburg. 
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Der Parteitag zu Jena. 
Von Krtur Stadthagen. 


Auf der proviſoriſchen Tagesordnung des nach Jena zum 17. September 


einberufenen Parteitags der ſozialdemokratiſchen Partei ſtehen außer den Be— 


richten des Vorſtandes, der Kontrollkommiſſion und der Fraktion ſowie der 
Beſchlußfaſſung über die an den Parteitag eingegangenen Anträge als beſondere 
Punkte der Tagesordnung: die Parteiorganiſation, die Maifeier, der poli⸗ 


tiſche Maſſenſtreik und die Sozialdemokratie. An dieſer Tagesordnung wurde 


im „Vorwärts“ vom 6. Juli in längeren Ausführungen bemängelt, daß ſie nicht 
auch Punkte von aktueller Wichtigkeit enthält. Als ſolche hebt er „die Wandlungen 


der Weltpolitik und die Stellung der Sozialdemokratie“ und auf dem inneren 


Gebiet den Stillſtand der Sozialreform und die Pläne gegen die ſogenannte Selbſt⸗ 
verwaltung der Krankenkaſſen hervor. Weniger dieſe Anregungen zur Bereicherung 


der Tagesordnung als die Begründung dieſer Anregungen fordert zu einem 
ausführlicheren Eingehen auf die im „Vorwärts“ niedergelegte Anſicht heraus. 


Er beklagt bitter die Tagesordnung und den Verlauf der letzten Parteitage, 


die Tagesordnung des diesjährigen Parteitags und die Art der Feſtſtellung der 


— — . 


Tagesordnungen für die Parteitage. Der Verlauf der letzten Parteitage würde 
ein beſſerer geweſen ſein, wenn die früheren Vorſchläge des „Vorwärts“ nicht 
abgelehnt worden wären, die Tagesordnung in Dresden durch das Thema 


„Die Wahlrechtskämpfe in Deutſchland“, die in Bremen durch das Thema 


„Die Schulfrage“ zu bereichern. Der Artikel bringt dann die oben wieder— 
gegebenen Anregungen für den Jenaer Parteitag und fordert zur Diskuſſion 


über die von ihm aufgerollten Fragen auf. 


All dieſe Klagen und Anregungen des „Vorwärts“ beruhen auf einem 
„grundſätzlichen Irrtum“. Der „Vorwärts“ dagegen behauptet, es habe ſich 


„ein grundſätzlicher Irrtum in die Parteitage eingeſchlichen. Unſere Partei⸗ 
tage werden vollſtändig ausgefüllt durch die Erledigung der Verwaltungs: 


angelegenheiten und die Beratung über innere Parteifragen. Dagegen iſt die 
politiſche Stellungnahme der Partei zu den Ereigniſſen der Zeit 


| zurückgedrängt worden und geradezu gänzlich entſchwunden“. 
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Unſere Parteitage ſind keine Paradevorſtellungen, ſondern ſind nach dem 
Organiſationsſtatut ($ 19) und dem Weſen der Sozialdemokratie als demo⸗ 
kratiſcher und als Kampfpartei in allererſter Linie den inneren Angelegen⸗ 
heiten der Partei gewidmet. Die innere Feſtigung der Partei, die unbeſchränkte 
Kritik an allen Fragen des Parteilebens, die Prüfung und Schärfung der 
Waffen des Proletariats, der Verbreitung und Vertiefung der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Anſchauung und der Mittel zur Eroberung der politiſchen Macht 
bildeten bislang die Hauptfragen auf den Parteitagen. Ausſchließlich inneren 
Parteifragen muß die oberſte Inſtanz einer demokratiſchen Kampfpartei gewidmet 
ſein. Dieſe das Parteileben berührenden Fragen wurzeln zum großen Teile in 
den jeweiligen aktuellen politiſchen Verhältniſſen: die Sozialdemokratie lebt 
und kämpft auf dem Boden der Wirklichkeit, nicht in Utopien. Es gibt daher 
auch kaum ein „Ereignis der Zeit“, das nicht in der Debatte über den Rechen⸗ 
ſchaftsbericht des Vorſtandes und der Fraktion beſprochen werden könnte. Die 
Konſtruktion eines Gegenſatzes zwiſchen „inneren Parteifragen“ und den „Er⸗ 
eigniſſen der Zeit“ iſt verfehlt. Die „Ereigniſſe der Zeit“ bilden die Grund⸗ 
lage aller „inneren Parteifragen“. 

In allererſter Linie ſind die das innere Leben der Partei aufs tiefſte an⸗ 
gehenden Fragen auf dem Parteitag zu verhandeln: ſolche ſind die auf die 
proviſoriſche Tagesordnung geſetzten Punkte. Bei ihrer Behandlung können 
und werden wohl auch die vom „Vorwärts“ bezeichneten Themata zur Er⸗ 
örterung gelangen, aber freilich unter anderen Geſichtspunkten, als 
der „Vorwärts“ ſie behandelt wiſſen will. Die Behandlung von Er⸗ 
eigniſſen der aktuellen Politik auf dem Parteitag kann außer ihrer das Partei⸗ 
leben beeinfluſſenden Wirkung eine propagandiſtiſche Wirkung nach außen üben, 
wenn die tägliche Agitationsarbeit die Behandlung der Frage auf eine gewiſſe 
Höhe gehoben hat. Dieſe Werbearbeit durch grundſätzliche Behandlung der 
Tagesfragen iſt nicht Aufgabe des Parteitags, ſondern der Agitation von Tag 
zu Tag in Verſammlungen, in Vereinen, im Parlament und vor allen Dingen 
in der Preſſe. Der Zuſammenhang der Weltpolitik mit der kapitaliſtiſchen 
Produktionsordnung, die vorausſichtliche Entwicklung und Folgen dieſer Welt⸗ 
politik ſind in dieſer Zeitſchrift häufig von den verſchiedenſten Geſichtspunkten 
aus behandelt und werden noch oft zu behandeln ſein. Es mag dem „Vor⸗ 
wärts“ zugegeben werden, daß eine ausgiebigere Behandlung der Weltpolitik 
in der Tagespreſſe vom grundſätzlichen ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus 
außerordentlich agitatoriſch wirken würde. Wer hindert den „Vorwärts“ an 
ſolcher Behandlung? Weshalb hat der „Vorwärts“ von den vielen anregenden 
Darlegungen, die auf dieſem Gebiet in der „Neuen Zeit“ und in der Tages⸗ 
preſſe, zum Beiſpiel dem „Hamburger Echo“ und der „Leipziger Volkszeitung“, 
gegeben ſind, nicht einmal Notiz genommen? Die tägliche Propagierung der 
ſozialdemokratiſchen Grundanſchauungen bei Behandlung der Tagesfragen iſt 
Sache der Preſſe. Der Parteitag kann auf dieſem Gebiet nur die Preſſe zur 
Erfüllung ihrer Pflicht anfeuern, aber nicht dieſe Pflicht ihr abnehmen. Für 
ihn müſſen bei Behandlung der Weltpolitik weſentlich andere Geſichtspunkte 
maßgebend ſein, nämlich die Prüfung, ob und welche Wirkung die welt⸗ 
politiſchen Ereigniſſe auf die Stellung der Sozialdemokratie in taktiſcher Be⸗ 
ziehung auszuüben vermögen. ö 

Der „Vorwärts“ will die „Wandlungen in der Weltpolitik“ als beſonderen 
Punkt beſprochen haben, damit der „Standpunkt der internationalen Sozial⸗ 
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demokratie unter Zuſtimmung des deutſchen Parteitags aufs neue bekräftigt“ 
und ſo eine „Aktion“ ausgeführt werde, die „auf Freund und Feind des 
größten Eindrucks nicht verfehlen“ würde. Dadurch könne der Parteitag 
vor dem grundſätzlichen Irrtum bewahrt bleiben, der ſich in die früheren Partei⸗ 
tage eingeſchlichen habe. Der Parteitag müßte in der Tat außerordentlich viel 
Zeit übrig haben, wenn er den weltpolitiſchen Ereigniſſen gegenüber weiter nichts 
zu tun hätte, als den Standpunkt der internationalen Sozialdemokratie aufs neue 
zu bekräftigen. Ein ſelbſtgenügſamer Illuſionär ſondergleichen müßte er aber 
ſein, wenn er dieſe Betätigung ſeiner ſozialdemokratiſchen Überzeugung für eine 
„Aktion“ hielte, die „auf Freund und Feind des größten Eindrucks nicht ver⸗ 


ehlen würde“. Nicht das Brillantfeuerwerk eines noch ſo glänzenden Vortrags 
glanz 9 


über die Vorgänge der letzten, insbeſondere des letzten Jahres auf dem Gebiet 


der Weltpolitik, ſondern die ernſte Frage drängt ſich dem Parteitag auf: Sind 


aus den Machtverſchiebungen am Stillen Ozean, in Rußland, in den Kolonial— 
ländern Folgerungen für die ſozialdemokratiſche Taktik, für ihre Agitation und 
Otrganiſation zu ziehen? Dieſe Frage dürfte bei der Erörterung der Stellung der 


Partei zum Maſſenſtreik zu prüfen ſein. Der Parteivorſtand hat bei Feſt⸗ 
ſetzung der Tagesordnung, entſprechend einem Beſchluß des Bremer Parteitags, 
vorgeſchlagen, das Thema des Maſſenſtreiks als beſonderen Punkt der Tages⸗ 


ordnung zu behandeln. Es wäre auf das lebhafteſte zu wünſchen, daß der 


Parteitag der Einſtellung dieſes Tagesordnungspunktes zuſtimmt, der eine Be⸗ 
leuchtung der geſamten politiſchen Situation erheiſcht. 


Die Bekräftigung des Standpunktes der internationalen Sozialdemokratie 


durch die deutſche Sozialdemokratie ſoll nach Anſicht des „Vorwärts“ des 
größten Eindrucks“ auch auf den Feind ſicher fein. Ein ſolcher Eindruck 
könnte doch wohl nur hervorgerufen werden, wenn gerechtfertigte Urſache zu 
der Annahme beſtände, die Sozialdemokratie würde ihren durch nationale und 
internationale Beſchlüſſe und ihr Programm betätigten Standpunkt verlaſſen, 
und gar juſt zu der Zeit, wo die politiſchen und ökonomiſchen Verhältniſſe 
ihre Anſchauung ſo ſcharf rechtfertigen. Gerade auf dem Gebiet der Weltpolitik 
hat noch bei der letzten Etatsdebatte der Reichskanzler der Sozialdemokratie 
das Zeugnis ausſtellen müſſen, daß ſie die Trägerin und Förderin des Friedens 
ſei. Er führte am 5. Dezember 1904 im Reichstag aus: 


„Der Herr Abgeordnete Bebel hat weiter gemeint, die Früchte 
eines großen europäiſchen Krieges würde in erſter Linie die Sozial— 
demokratie davontragen. Dieſe Auffaſſung halte ich für richtig, 
und das iſt ein Grund mehr, warum die Regierungen aller großen 
Länder, wie ich hoffe, feſthalten werden an ihrer jetzigen ruhigen 
und beſonnenen Friedenspolitik.“ 
Der Eindruck einer Kundgebung der Sozialdemokratie auf die Gegner des 
Befreiungskampfes der Arbeiterklaſſe aus ihrer wirtſchaftlichen Botmäßigkeit 
und ihren politiſchen Feſſeln wird vom „Vorwärts“ irrig bewertet. Je größer 
die Macht der Sozialdemokratie iſt, deſto geringer erſcheinen ihre 
äußeren Erfolge, deſto mehr wehrt ſich der „Feind“ vor einer Anerkennung 
ihrer Macht. Dieſelbe Dialektik, die der immer größeren Vertiefung des Gegen— 
ſatzes zwiſchen den Produktivkräften und der Produktions form innerhalb der 

heutigen Geſellſchaftsordnung zugrunde liegt, kommt bei dem Gegenſatz zwiſchen 
der inneren Macht der Sozialdemokratie und ihrer äußeren Erfolge zur 
Geltung. Dieſer Gegenſatz, der nicht die Folge unſerer Wirkſamkeit, ſondern 
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der unſerer Gegner iſt, wirkt aufklärend und revolutionierend. Seit den 
größten äußeren Erfolg der Sozialdemokratie bei den Reichstagswahlen — dei 
Februarwahlen 1890 — iſt in der Preſſe, in Verſammlungen und auf den 
Parteitag mit vollem Rechte betont: je ſchärfer die Gegenſätze in der kapita 
liſtiſchen Geſellſchaftsordnung ſich zuſpitzen, je größer das Wachstum de 
Sozialdemokratie iſt, deſto lebhafter iſt der Zuſammenſchluß der bürgerlicher 
Parteien, ihr Ruf nach Ausnahmegeſetzen gegen die Arbeiterklaſſe auf wirt 
ſchaftlichem und politiſchem Gebiet und die Zuſpitzung der Geſetzgebung, Ver 
waltung, Rechtſprechung, kurz aller Machtmittel der herrſchenden Klaſſ 
zu Inſtrumenten des Klaſſenkampfes. Daß dies zutrifft, beweiſt der Gang 
der Ereigniſſe: wir erinnern an die Verſuche einer Verſchlechterung de: 
Koalitionsrechtes durch den Berlepſchſchen Entwurf von 1890, an die Umſturz 
vorlage von 1894, an die Zuchthausvorlage von 1899, an die Vorlagen zu 
Verteuerung der notwendigen Lebensmittel, an die Verſuche einer Verſchlech 
terung der Strafprozeßordnung in den Jahren 1894, 1896 und an die Vor 
ſchläge der zu dieſem Zwecke im Reichsjuſtizamt zuſammengetretenen Kom 
miſſion. Dieſen reichsgeſetzlichen Ausnahmegeſetzen reiht ſich eine Reihe vo 
landesgeſetzlichen, teilßweiſe in die Tat umgeſetzten Verſuchen von ausnahme 
geſetzlichen Vorſchriften an, jo die Kontraktbruchs⸗Geſetze und ⸗Geſetzentwürf 
gegen die Landarbeiter, gegen die Bergleute, gegen das Geſinde, die Verſuche 
das Koalitionsrecht auch der gewerblichen Arbeiter landesgeſetzlich lahmzulegen 
und die auf dem vereinsrechtlichen Gebiet liegenden Rechtsbedrückungen. Mi 
der Geſetzgebung geht die Verwaltung Hand in Hand. Eine bis an di 
Grenze völliger Rechtloſigkeit der arbeitenden Klaſſe gehende Rechtſprechun, 
auf ſtrafrechtlichem Gebiet: Anwendung der SS 110, 240, 241, 253, 254 (Auf 
forderung zum Ungehorſam gegen die Geſetze), SS 123, 124 (Hausfriedens 
bruch), 125 (Landfriedensbruch), 240, 241 (Nötigung), 253, 254 (Erpreſſung) 
360 (grober Unfug) Str. G. B. neben den §§ 185 bis 187 Str. G. B. (Beleidi 
gung), 153 G.O. und neben einer Fülle ſogenannter Straßenpolizeiverord 
nungen zur Beſtrafung wegen Gebrauchs des reichsgeſetzlich verbrieften Koali 
tionsrechtes, Verzerrung der §§ 185 bis 196 (Beleidigung), $ 130 (Aufreizumg 
zu Gewalttätigkeiten) und damit Unterdrückung freier Kritik und der Wahrheit 
Solche „Rechtſprechung“ wirkt in wachſendem Maße durch die Art unk 
Höhe der Strafen gegen Angehörige der Arbeiterklaſſe und durch völliges Ver 
ſagen gegenüber offen liegenden Vereinbarungen des Unternehmertums zur Be 
gehung ſtrafbarer Handlungen revolutionierend auf die Anſchauung von Tau 
ſenden und aber Tauſenden. Auf militäriſchem Gebiet ſehen wir die Fort 
dauer ſcheuſäligſter Mißhandlungen, die Geſinnungsſchnüffeleien und die be 
kannten, ſeit Anfang der neunziger Jahre wiederholten Korpsbefehle gegei 
ſozialdemokratiſche Betätigung, auf Grund deren Beſtrafungen deshalb aus 
geſprochen wurden, weil ein Soldat auf Befragen dem Vorgeſetzten gegenübe 
und nach Beeidigung vor Gericht der Wahrheit gemäß ſagte, daß er Sozial 
demokrat ſei. Die Beiſpiele ließen ſich außerordentlich vermehren. Hingemiejei 
ſei noch auf die Wahlrechtsattentate und Attentatsgelüſte, Experimente, die ar 
den Verſuch jenes Irrſinnigen erinnern, durch Verkleiſterung der Fenſterſcheibe 
die Sonne zu vernichten. An die ſchleichende Trockenlegung des Koalitions 
rechtes und parlamentariſchen Rechtes, überhaupt aller Mittel zur Geltend 
machung des ökonomiſchen und politiſchen Einfluſſes der Arbeiterklaſſe reihe 
ſich die öffentlichen Aufforderungen zur Gewalt gegen die Arbeiterklaſſe, zun 
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Niederſchlagen der ſozialdemokratiſchen „Ideen mit dem Knüppel“, wie die 
„Poſt“ im Jahre 1889 und ſpäter anriet, zum „Aderlaſſen“ der Arbeiter, wie. 
die „Hamburger Nachrichten“ und in ähnlicher Weiſe die Hardenſche „Zukunft“ 


ſeit 1894 ſich ausdrückten, die Behandlung Arbeitsloſer mit Gummiſchläuchen 


durch in Lumpen gekleidete Poliziſten (Berlin, Januar 1894, juſt um die Zeit, 
in der konſervative, von Leuten wie Tauſch und Normann⸗Schumann bediente 
Granden einen Hochverrat gegen die Reichsverfaſſung berieten), zur Speiſung 


der Arbeitsloſen mit „blauen Bohnen“, zur Behandlung der Arbeiter als „Objekt 


der Geſetzgebung“, wie konſervative Abgeordnete verlangten uſw., bis in die 


neueſten Kundgebungen des preußiſchen Herrenhauſes hinein. 


In dieſen brutalen Vergewaltigungsverſuchen gegenüber der arbeitenden 


Klaſſe ſpiegelt ſich die Furcht der herrſchenden Ausbeuterklaſſe vor der Sozial: 
demokratie und ihr Gefühl der Ohnmacht gegenüber den aus dem Boden der 
Ausbeutungsordnung immer mächtiger anwachſenden Gegnern dieſer Aus— 
beutungsordnung wider. Kleine Reförmchen werden der arbeitenden Klaſſe 
hin und wieder bewilligt, um die Arbeiterklaſſe als ſolche leiſtungsfähig zu er⸗ 
halten und um zu großes Anwachſen der Sozialdemokratie zu hindern, und um 


nach Hardenſchem Rezept, an das noch jüngſt der gelehrige Schüler des Gewalts— 


‚ apologeten, Fürſt Bülow, im Abgeordnetenhaus erinnerte, die Anwendung von 


Gewalt mit dem „guten Gewiſſen“ zu rechtfertigen, alles zugunſten der wirt— 
ſchaftlich Gedrückten getan zu haben, was ſie hätte zufriedenſtellen ſollen. 
Daneben das lebhafte Beſtreben der Geſchäftsführer der herrſchenden Klaſſe in 
der Regierung, in der Preſſe und im Parlament, vor dem roten Geſpenſt 


graulich zu machen und die ausgebeuteten Klaſſen untereinander durch Hiſtörchen 
über Unregelmäßigkeiten, bewegliche Klagen über Gewalttätigkeiten und ſchlechten 


Ton, wie durch Konzeſſiönchen an die etwas minder ſchlecht ſituierte Arbeiter: 


ſchicht in Uneinigkeit und Verwirrung zu bringen. 


Der Wunſch der bürgerlichen Heerführer nach völliger Entrechtung der 


arbeitenden Bevölkerung und nach gewalttätigen Putſchen gegen ſie hat die 


Arbeiterklaſſe bislang weder nervös gemacht noch verleitet, an Stelle der 
revolutionären auf Eroberung der politiſchen Macht abzielenden Taktik eine 


Taktik des Entgegenkommens an die beſtehende Ordnung der Dinge treten zu 
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laſſen. Die Taktik des Agitierens, Organiſierens und des Bereitſeins gegen— 
über allerlei Strömungen auch nach der Reichstagswahl von 1903 feſtgehalten 
und beſonders betont zu haben, iſt das große, gewaltige Verdienſt insbeſondere 
des Dresdener Parteitags. Wenn der Vorwärtsartikel vom 6. Juli fort⸗ 
geſetzt über den Verlauf gerade dieſes Parteitags ſchilt, ſo beruht ſeine Miß— 


ſtimmung auf dem „grundſätzlichen Irrtum“, den Wahlen von 1903 hätte eine 
„Weltwende“ folgen müſſen. Der Kampf der Sozialdemokratie wird von Tag 


zu Tag ſchwieriger, den größten Kämpfen gehen wir erſt entgegen. Nicht 
ein intereſſantes Raketenfeuerwerk zur Beluſtigung von „Freund und Feind“, 


nicht Schauſtellungen können insbeſondere unter dieſen Umſtänden die Partei⸗ 


tage darbieten, ſondern die ernſte, ſchwierige, verantwortungsreiche Alltags— 


arbeit zur Förderung des Proletariats auf ökonomiſchem und politiſchem Ge—⸗ 
biet. Wenn der Parteitag in Dresden bei der Regelung ſeiner inneren Partei⸗ 
angelegenheiten drei Tage gebrauchte, um einer Reſolution über die Mitarbeit 
an bürgerlichen Blättern zur Annahme zu verhelfen, ſo iſt es gewiß bedauer⸗ 
lich, daß eine ſolche Reſolution überhaupt erſt notwendig wurde. Glaubt in 
der Tat der „Vorwärts“, die dreitägige Debatte wäre dem Parteitag erſpart 
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geblieben, wenn er den Tagesordnungspunkt, wie ihn der „Vorwärts“ vor⸗ 
ſchlug: „Die Bedeutung und die Lehren der Reichstagswahl“, angenommen 
hätte? Glaubt er in der Tat, durch mechaniſche Mittel ließen ſich innerhalb 
einer demokratiſch denkenden und fühlenden Partei die Folgen von ſachlichen 
Meinungsverſchiedenheiten verkleiſtern oder ſolche Verkleiſterung wäre von 
Nutzen für die Partei? ö RN: 

Auch der Bremer Parteitag hat's dem „Vorwärts“ angetan. In Bremen 
iſt aus in der Sache liegenden Gründen eine Behandlung der hochbedeutſamen 
Schulfrage mit überwältigender Mehrheit abgelehnt und bei der Begründung 
der Ablehnung darauf verwieſen, daß die Schulfrage in dem von den Antrag⸗ 
ſtellern ſkizzierten Rahmen auf einen preußiſchen Parteitag gehöre. Dort iſt 
ſie, nach Anſicht des „Vorwärts“ mit propagandiſtiſchem Erfolg, behandelt. 
Damit ſoll nun „ein vollgültiger Beweis erbracht ſein, daß die Ablehnung ein 
Fehler geweſen iſt“. Gerade umgekehrt. Der Bremer Parteitag hat für die 
Agitation und Organiſation, wie ja auch der „Vorwärts“ anerkennt, Vortreff⸗ 
liches geleiſtet und hat die Aufgaben, zu deren Erfüllung andere Inſtanzen 
vorhanden ſind, dieſen nahegelegt. Dieſer Anregung des Parteitags iſt, nach 
Anſicht des „Vorwärts“ mit außerordentlichem propagandiſtiſchem Erfolg, die 
preußiſche Sozialdemokratie gefolgt. Wenn ſolche Erfolge auf einem „grund⸗ 
ſätzlichen Irrtum“ des Bremer Parteitags beruhten, ſo kann man nur wünſchen, 
daß die kommenden Parteitage ſich ebenſo „grundſätzlich irren“ mögen. In 
der Schulfrage, insbeſondere auf dem in Preußen abgeſteckten kleinen Gebiet, 
iſt es Sache der fortdauernden täglichen Agitation, propagandiſtiſch zu wirken. 
Auf dem Gebiet der Schulfrage ſind täglich Hunderte von Parteigenoſſen in 
Kommunen propagandiſtiſch wirkſam, und jede Gelegenheit wird propagandiſtiſch 
verwertet. So dürfen ſich aus dem letzten Jahre die Aktionen der Leipziger 
und Bremer Genoſſen anläßlich der Hochſchul⸗ und Kunſtkurſe an propa⸗ 
gandiſtiſcher Wirkung getroſt der preußiſchen feierlicheren Aktion auf dem preußi⸗ 
ſchen Parteitage an die Seite ſtellen. Der Bremer Parteitag zeigt aufs ſchlagendſte, 
wie gründlich verfehlt der Vorſchlag des „Vorwärts“ zu einer Reviſion der 
Grundſätze der Parteitage iſt. Auch wenn man etwa aus propagandiſtiſchen 
Gründen die Tagesordnung des Parteitages um die vom „Vorwärts“ vor⸗ 
geſchlagenen Punkte bereichern könnte und wollte, müßte die Art der Be: 
gründung der Vorſchläge des „Vorwärts“ ſtutzig machen. | 

Gründlich verfehlt wäre es, die Hände auf parlamentariſchem Gebiet 
in den Schoß zu legen, weil die herrſchende Klaſſe den Reichstag zur Untätig⸗ 
keit auf ſozialem Gebiet zu verurteilen ſucht. Gerade umgekehrt. Der Ver⸗ 
zettelung und Zerſplitterung gilt es entgegenzutreten und auf ſozialem Gebiet 
volle, gedeihliche Arbeit zu verlangen. Bei dem Bericht der Fraktion wird 
vorausſichtlich zur Sprache kommen: der Stillſtand der Sozialpolitik, die Be⸗ 
drängung des Koalitionsrechts, die wachſende Macht der Truſts, die Vor⸗ 
enthaltung des Reichsrechts an breite Schichten der Arbeiterklaſſe, die Mängel 
und drohende Verſchlechterung der Verſicherungsgeſetzgebung und die Bedrohung 
mit neuen Ausnahmegeſetzen — geht man doch mit dem Plane um, unter dem 
Namen Arbeiterkammern nach Art der Bergarbeiterausſchüſſe konſtruierte Ver⸗ 
tretungskörper der Unternehmer zu ſchaffen. Es wäre zu wünſchen, daß die 
in der Reichstagsfraktion gebilligte Anregung Förderung erhält, einen Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzentwurf großen Stils (unter Einbeziehung der Landarbeiter⸗ und 
Bergarbeiterverhältniſſe) auszuarbeiten, der die weſentlichſten auf dem Gebiet 
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des Arbeitsvertragsrechts zu ſtellenden, ſchon heute erfüllbaren Forderungen unter 
Mitwirkung der geſamten Partei in Anlehnung an den ſeit dem Jahre 1877 
vorgelegten Geſetzentwurf der ſozialdemokratiſchen Fraktion enthält. An Stelle 
intellektueller Abhängigkeit von der Scheinreformarbeit bürgerlicher Ideologen 
ſollte kraftvolles Vorantragen der vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe zu er— 
hebenden Forderungen treten. Die Fraktion iſt um ſo mächtiger, je mehr ſie 
in dieſem Beſtreben tatkräftig von der Geſamtpartei unterſtützt wird. Wenn 
an Stelle bürgerlicher Mache abgelauſchter Senſationshäſcherei ſich in unſerem 
Zentralorgan wieder ſchneidige Geltendmachung der auf dem Gebiet der Sozial— 
reform zu erhebenden Forderungen einſtellte, ſo würde das Zentralorgan keinen 
„grundſätzlichen Irrtum“ auf dieſem Gebiet begehen. Brennend wird eine 
andere Frage auf parlamentariſchem Gebiet. Die von den bürgerlichen Parteien 
ſeit einem Dezennium angeſtrebte, bislang vereitelte Verſchlechterung der ſtraf— 
prozeſſualen Vorſchriften iſt auf dem Marſch. Die Arbeit der eigens zu dieſem 
Zwecke eingeſetzten Kommiſſion hat die Dunkelkammer des Reichsjuſtizamts 
verlaſſen. Der Reichstagsfraktion fällt damit eine ſchwere Aufgabe zu. Die 
außerordentliche Tragweite der ſtrafprozeſſualen Zuſpitzung der Klaſſenjuſtiz 
ſcheint bislang auch in Parteikreiſen vielfach unterſchätzt zu ſein. 
Die wichtigſte, ſchon ſeit einigen Jahren ihrer Löſung harrende Aufgabe 
des Jenenſer Parteitags dürfte die Anderung des Organiſationsſtatuts 
ſein. Die Schlagworte „zentraliſtiſch“ oder „dezentraliſtiſch“ verfangen für die 
Frage der Organiſation nicht. Die Organiſation einer Partei iſt kein künſt⸗ 
liches Produkt, ſondern ein hiſtoriſches Produkt, das von den jeweiligen poli— 
tiſchen Geſamtverhältniſſen und der Stärke der Partei abhängt. Die Auf⸗ 
klärungsarbeit und Kampfbereitſchaft der Partei ſoll durch die Organiſation 
gefördert werden. Eine Kampfpartei, die in freiwilliger Unterordnung unter 
den Geſamtwillen die Klaſſenvertretung des Proletariats und aller unter: 
drückten Opfer der bürgerlichen Geſellſchaft ſich zur Aufgabe geſtellt hat, richtet 
ihr Hauptaugenmerk auf die ſtete Kampfbereitſchaft durch Aufklärung gegen⸗ 
über den Fernſtehenden und durch Vertiefung der Einſicht der Genoſſen in 
den ökonomiſchen und politiſchen Zuſammenhang der Dinge. Ellbogenfreiheit 
den einzelnen Organiſationskörpern — Dezentraliſation — und gemeinſames 
Marſchieren — Zentraliſation — ſind einer demokratiſchen Kampfpartei unent⸗ 
behrlich: Zentraliſation nicht in dem Sinne einer bureaukratiſchen oder mili⸗ 
täriſchen Leithammelei, Dezentraliſation nicht in dem Sinne einer Anarchie 
gegenüber dem Geſamtkörper. Freieſte Entfaltung der einzelnen agitatoriſchen 
Kräfte bei ſtrengſter Unterordnung unter den Geſamtwillen. Die Rückſicht⸗ 
nahme auf die bunte Vereinsgeſetzgebungskarte Deutſchlands iſt für die äußere 
Geſtaltung der Organiſation maßgebend. Entſcheidend bleibt aber nicht der 
Wortlaut, ſondern der Geiſt, mit dem das Organiſationsſtatut belebt wird. 
Vertiefung der grundſätzlichen Einſicht und aus ihr entſpringende Opferwillig⸗ 
keit für die Ziele der Sozialdemokratie ſind dringender als je notwendig. 
Die Organiſation unſerer Partei baut aus praktiſchen Rückſichten auf 
den einzelnen Reichstagswahlkreiſen auf. 
Die weſentlichſten der von dem vorjährigen Parteitag eingeſetzten Kom⸗ 
miſſion gemachten Vorſchläge ſind: 
„S 7. Die Grundlage der Organiſation bildet für jeden Reichstagswahlkreis 
der Sozialdemokratiſche Verein, dem jeder im Wahlkreis wohnende Parteigenoſſe, 
ſofern ihn nicht zwingende Gründe daran hindern, als Mitglied anzugehören hat. 
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Erſtreckt ſich der Wahlkreis über eine Mehrzahl von Ortſchaften, ſo können in allen 
Orten, in denen Parteigenoſſen vorhanden ſind und die ſonſtigen Verhältniſſe es 
zulaſſen, Ortsvereine des Sozialdemokratiſchen Vereins gebildet werden. 

§ 8. Die Sozialdemokratiſchen Vereine ſchließen ſich zu Bezirksverbänden ſowie 
zu Landesorganiſationen zuſammen, denen die ſelbſtändige Führung der Partei- 
geſchäfte nach eigenen Statuten obliegt; dieſe dem Parteivorſtand mitzuteilenden 
Statuten dürfen mit dem Organiſationsſtatut der Geſamtpartei nicht im Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. Die Vorſtände haben ihre erfolgte Wahl dem Parteivorſtand mitzu⸗ 
teilen. a 

8 10. Die Feſtſetzung der Mitgliederbeiträge iſt den Bezirksverbänden über: 
laſſen. Die Wahlkreiſe haben mindeſtens 25 Prozent ihrer aus den Beiträgen und 
Eintrittsgeldern ſich ergebenden Einnahmen an die Zentralkaſſe abzuführen. Der 
Parteivorſtand iſt berechtigt, einzelnen Wahlkreiſen im Bedarfsfalle einen über 
75 Prozent dieſer Einnahmen hinausgehenden Betrag zur Eigenverwendung zu 
überlaſſen. 

Die Vertrauensperſonen ſind berechtigt, freiwillige Beiträge entgegenzunehmen 
und durch beſondere Marken zu quittieren.“ 


Ferner iſt vorgeſchlagen, daß bei Differenzen, die ſich bei der Aufſtellung 
von Reichstagskandidaturen zwiſchen den Genoſſen eines Wahlkreiſes und den 
Bezirks⸗ oder den Vorſtänden der Landesorganiſationen ergeben, der Partei⸗ 
vorſtand entſcheide, und endlich eine Reihe Beſſerungen des ſchiedsgerichtlichen 
Verfahrens vorgeſehen. Die Vorſchläge halten ſich durchweg an das Mindeſt⸗ 
maß deſſen, was in der Praxis als notwendig ſich herausgeſtellt hat. 

Die Reichstagswahlkreiſe ſind weder gleich groß, noch enthalten ſie auch 
nur annähernd dieſelbe Anzahl organiſierter Parteigenoſſen. Dem demokratiſchen 
Prinzip dürfte es entſprechen und die Organiſationsausdehnung fördern, wenn 
die Vertretung der Wahlkreiſe auf dem Parteitag nach Maßgabe der Anzahl 
der organiſierten Genoſſen erfolgt. Die praktiſche Schwierigkeit, daß einige 
Vaterländer ein Vereinsrecht nicht kennen, dürfte nicht unüberwindbar ſein. 
Die Genoſſen eines jeden Kreiſes ſollten das Recht haben, auf dem Parteitag 
vertreten zu ſein; aber es iſt nicht abzuſehen, weshalb 5000 organiſierte 
Parteigenoſſen eines Kreiſes jo lange, bis die Reichsregierung nicht einer ges 
rechten Wahlkreiseinteilung zugeſtimmt hat, nur ſo viel Rechte haben ſollen als 
100 Parteigenoſſen eines anderen Kreiſes. Entweder müßte der größere oder 
beſſer organiſierte Kreis das Recht haben, durch mehr Delegierte auf dem 
Parteitag vertreten zu ſein, oder wenigſtens müßte bei Abſtimmungen nach 
Maßgabe der Zahl der organiſierten Genoſſen abzuſtimmen ſein, die den oder 
die Delegierten entſendet haben. 

Der Jenenſer Parteitag iſt weſentlich der Prüfung und Schärfung der 
Waffen der Sozialdemokratie gewidmet. Hoffen wir, daß er ebenſo treffliche 
Agitations⸗ und Organiſationsarbeit leiſtet wie ſeine Vorgänger in Bremen 
und Dresden und zeigt, daß die höchſte ſozialdemokratiſche Inſtanz in der ge⸗ 
waltigen welthiſtoriſchen Zeit trotz aller Schwierigkeiten der Situation ihre 
hohe Aufgabe erfüllen wird, ohne ſich von irgend einer Senſationslüſternheft 
„von Freund und Feind“ beirren zu laſſen. | 
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Von K. Kautsky. 
4. Oftafien und Amerika. 


Wenden wir uns nun von den uns zunächſtliegenden zu den am weiteſten 
von uns entfernten Gebieten. 
Daß die japaniſchen Siege auf Japan ſelbſt den größten Einfluß haben 
müſſen, iſt klar. Und doch können wir darüber hier kurz hinweggehen, da ſie 
in der Richtung und der Art ſeiner Entwicklung keine Anderung hervorbringen, 
ſondern nur ihr Tempo beſchleunigen werden. Im einzelnen mögen daraus 
ſehr wichtige Erſcheinungen reſultieren, darüber zu urteilen, wäre aber wohl 
nur einem genauen Kenner von Land und Leuten möglich. Im allgemeinen 
kann man bloß ſagen, daß das Land noch mehr als bisher die kapitaliſtiſche 


(Schluß.) 


Produktionsweiſe in ſeiner beſonderen Art entwickeln wird. Es iſt das Kenn⸗ 
zeichen Japans und die Wurzel ſeiner Kraft, daß es ihm möglich war, ein 
wichtiges Entwicklungsſtadium zu überſpringen, das der Decadence des Feuda⸗ 
lismus. Mochte auch ſein Feudalweſen ſchon im Niedergang ſein, als es ſich 


der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe erſchloß, ſo war es doch noch weit davon 
entfernt, ſolche Fäulniserſcheinungen zu produzieren, wie ſie etwa das ſiebzehnte 


und achtzehnte Jahrhundert in Weſteuropa erzeugten. Mit einem Menſchen⸗ 
material, das noch nicht Jahrhunderte feudalen Verkommens und urſprüng⸗ 


licher Akkumulation des Kapitals entnervt und korrumpiert hatten, das etwa 


noch auf derſelben Höhe ſtand, wie die Menſchen der Renaiſſance, bemächtigte 


es ſich ſofort der Technik und des Wiſſens der bisher höchſten Stufe des 
Kapitalismus. Mit der ganzen ritterlichen Tatkraft und Tatenluſt, aber auch 
ſpartaniſchen Einfachheit der Feudalzeit vereinigt es die ganze Macht der 
modernen Produktions⸗ und Kriegstechnik, aber auch den ganzen Expanſions⸗ 
drang und die ganze revolutionierende Unruhe des modernen Kapitals.. 

Dieſe eigenartige und vielleicht kraftvollſte unter den verſchiedenen Er⸗ 


* ſcheinungsformen des Kapitalismus im zwanzigſten Jahrhundert wird jetzt 
durch ihre Siege vermehrte Kapitalien und ein ſtark vergrößertes Ausbeutungs⸗ 
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gebiet erhalten. Sollte, wie wahrſcheinlich, Rußland außerſtande ſein, eine 
Kriegsentſchädigung zu zahlen, ſo muß um ſo umfangreicher das Gebiet werden, 
das Japan beſetzt, und der größte Teil der mandſchuriſchen Eiſenbahn fällt 
ihm dann ſicher koſtenlos zu, deren Erbauung allein Rußland rund eine 
Milliarde Mark gekoſtet hat. Und neue Kapitalien werden der raſch auf⸗ 
ſtrebenden neuen Großmacht auf dem Wege des Kredits zuſtrömen, den ſie 


weit profitabler anwenden wird als Rußland die unzähligen Milliarden, die 


es aus Europa herausgepumpt. a 
Mit dem japaniſchen Kapitalismus muß ſich aber auch der japaniſche 
Sozialismus entwickeln, und wir dürfen annehmen, daß er die gleiche Tat⸗ 


kraft und das gleiche Expanſionsbedürfnis äußern wird wie die Geſamtheit 


der japaniſchen Nation, wenn auch natürlich in ganz anderer Weiſe und auf 
ganz anderen Gebieten als die herrſchenden Klaſſen. Der Eigenart ſeines 
Kapitalismus entſprechend wird auch ſein Sozialismus ein eigenartiger ſein 


1 Sehr anregend iſt, was Genoſſe Beer darüber in ſeinem Artikel „Der Kampf um 
den Stillen Ozean“, „Neue Zeit“, XXIII, 1, S. 419 geäußert hat. 
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müſſen; aber wie jener wird auch dieſer fein Handwerkszeug aus Europa und 
den Vereinigten Staaten holen, und je mehr Japan durch ſeine ökonomiſche 
Entwicklung in den Weltverkehr eintritt, deſto mehr wird auch der japaniſche 
Sozialismus trotz aller Eigenart einen internationalen Charakter entwickeln. 

Aber mehr noch vielleicht als Japan wird China durch deſſen Siege be- 
einflußt werden. Sie dürften hier eine völlige Umwälzung der Situation 
herbeiführen, der Politik der Abſchließung den Todesſtoß verſetzen. 

China iſt von Natur aus ein von der übrigen Welt abgeſchloſſenes Land. 
Im Oſten von einem Meere begrenzt, das bis vor kurzem aus dem Weltverkehr 
heraus-, nicht in ihn hineinführte, mit einer Küſte, die, namentlich nördlich des 
Jangtſekiang wenige gute Häfen enthält, welche geeignet wären, tiefgehende 
Schiffe aufzunehmen, im Süden von faſt unzugänglichen Gebirgen und Wild⸗ 
niſſen begrenzt, im Norden von einem dünn bevölkerten Gebiet, im Weſten 
von der Wüſte, war es gegen Einbrüche oder Einwanderungen großer Völker⸗ 
maſſen ſehr geſchützt. Mochte es auch von räuberiſchen Nomaden hin und 
wieder beläſtigt werden, im ganzen konnte ſich ſeine Bevölkerung in den frucht⸗ 
baren Flußebenen ganz dem Ackerbau widmen, ohne daß über dem Ackerbauer 
eine eigentliche Kriegerkaſte, ein Feudaladel, auf die Dauer ſtark geworden und 
ſich als ſolche behauptet hätte. Wenn ein ſolcher ſich bildete, verweichlichte er 
bald aus Mangel an Übung. Der ſeßhafte Ackerbauer aber wird durch ſeine 
Beſchäftigung friedliebend und abweiſend gegen alles Fremde, das ihm Furcht 
einflößt; ihm fehlt der Wagemut, die Raſtloſigkeit und Rückſichtsloſigkeit des 
Jägers, Seefahrers und nomadiſchen Hirten. Ohne gründliche Schulung gibt 
er daher einen ſchlechten Soldaten ab. Dieſe Schulung und ein aneiferndes 
Vorbild kann er dort erhalten, wo ein ſtarker und ſtets tätiger Kriegsadel mit 
ihm zuſammenlebt. Der fehlte aber in China. Seine Ariſtokratie bilden 
Bureaukraten, nicht Krieger. 

Als daher die Europäer zur See dies Land erreichten, da fühlte es ſich 
0 von ihnen trotz ſeines Volksreichtums gefährdet, und es ſah ſeine beſte Ver⸗ 

teidigung darin, die Abſchließung, die ihm von der Natur auferlegt worden, 
künſtlich fortzuſetzen. Die wachſende Macht der Europäer ſchoß zwar immer 
mehr Breſche in dies Syſtem, trotzdem beharrten die chineſiſchen Behörden bei 
ihrer unbehilflichen und unzulänglichen Methode des zähen, paſſiven Wider⸗ 
ſtandes, weil ſie ſich eben zu jedem aktiven Widerſtand unfähig fühlten. Wohl 
zwang ſie das ſtete Vordringen der Europäer, dieſen ihre Waffen zu entlehnen, 
aber es fehlte an der kriegeriſchen Mannſchaft, ohne welche die beſte Waffe 
unnütz wird; bei jedem gewaltſamen Zuſammenſtoß zog China den kürzeren 
und ſah ſich dadurch in der Politik des paſſiven Widerſtandes immer wieder 
neu beſtärkt. Es war aber klar, daß dieſe Politik auf die Dauer keinen Erfolg 
haben konnte, daß ſie nur die Schwäche und Widerſtandsloſigkeit des Landes 
maskierte. So ſchien China eine leichte Beute der europäiſchen Mächte zu 
werden, ein Opfer, das ſein Leben nur noch dadurch zu friſten vermochte, daß 
dieſe über ſeine Teilung nicht einig werden wollten. 

Dieſer Zuſtand muß jetzt ein Ende nehmen. Japan hat nicht nur den 
gefährlichſten Feind Chinas, Rußland, ſo zu Boden geworfen, daß ihm die | 
Luft zu weiterer Eroberungspolitik in Oſtaſien für lange hinaus vergangen 

ſein dürfte, es hat damit auch den Beweis geliefert, daß die Europäer nicht 
unüberwindlich ſind. Es hat aber auch aufs deutlichſte gezeigt, wie ſie nicht 
\ dadurch überwunden werden können, daß man ſich von ihnen abſchließt, ſondern 
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nur dadurch, daß man aufs eifrigſte alles von ihnen übernimmt, was ſie Großes 
geſchaffen haben. Geſchah bisher das Eindringen moderner Technik und modernen 
Wiſſens in China nur mühſam, wurde es nur widerwillig geduldet und mög— 
lichſt abgewehrt, jo muß jetzt das japaniſche Beiſpiel maßgebend, müſſen die 
Japaner ſelbſt die Lehrmeiſter werden. Nicht nur in Wiſſenſchaft und 
Technik, da können die Chineſen auch direkt von den Europäern lernen, 
ſondern auch und namentlich im Kriegsweſen. Was China fehlt, hat Japan 
in reichem Maße, einen zahlreichen, ritterlichen Kleinadel, der vortrefflich ge— 
eignet iſt zum Führer im Kriege und befähigt und gewillt, den friedfertigen 
chineſiſchen Bauern zum Mordhandwerk zu drillen. 

Es iſt bezeichnend, daß, wie das „Independent Magazine“ in Amerika be- 
richtet (zitiert im Londoner „Social-Democrat“ vom 15. Juni), von 1100 Büchern, 
die im letzten Jahre in China gedruckt wurden, meiſt Überſetzungen aus euro— 
paäiſchen Sprachen ins Chineſiſche, nicht weniger als 120 vom Kriegsweſen 
handelten. 

Aber nicht nur daraus muß eine gewaltige Erſtarkung Chinas erfolgen, 
ſondern auch aus der Kräftigung, die ſein nationaler Geiſt durch die japaniſchen 

Siege erfahren hat. 
Die bisherige Produktionsweiſe Chinas — Überwiegen des Ackerbaues, 
einfache Warenproduktion in den Städten — iſt einem nationalen, das heißt 
das ganze Gebiet der Nation umfaſſenden Denken und Empfinden nicht günſtig. 
Jedes Dorf iſt ein Organismus für ſich, die Städte ſelbſt haben nur wenige 
Beziehungen untereinander, die Provinzen bilden faſt ſelbſtändige Staaten. 
Man bedenke, daß das Reich ebenſoviel Bewohner zählt wie ganz Europa. 
Wenig mehr als eine Tributzahlung feſſelt die Provinzen an die Zentralgewalt. 
Dieſe herrſcht freilich unumſchränkt, aber ſie hat wenig Gelegenheiten, in das 
Leben des Volkes einzugreifen. Ihre wichtigſte ökonomiſche Funktion war 
bisher die Inſtandhaltung der Waſſerbauten, Schutzdämme und Kanäle, die 
in den Flußebenen für den Fortgang der Landwirtſchaft zum Schutze gegen 
berſchwemmungen, Berieſelung des Kulturbodens, ſowie zum Laſtentransport 
unentbehrlich ſind, die aber die Kräfte der einzelnen Gemeinden überſteigen. 

Für die gemeinſamen Angelegenheiten des ganzen Reiches herrſchte wenig 
Intereſſe, ſelbſt die Kriege, welche China führte oder vielmehr, von denen 
China heimgeſucht wurde, betrafen ſtets nur einzelne Provinzen und erregten 

über deren Gebiet hinaus keine tieferen Wirkungen. 

Indes haben ſie doch begonnen, die Keime eines nationalen Geiſtes zu 

entwickeln, und der iſt raſch erſtarkt, als in den letzten Jahren die Gefahr 
einer Aufteilung Chinas unter die Europäer greifbarere Formen annahm und 
Rußland die Mandſchurei, Deutſchland Kiautſchou „pachtete“. Nicht minder 
tiefen Eindruck, aber einen ganz anderen, als den beabſichtigten, machte der 
„Hunnenfeldzug“. Und die japaniſchen Siege über die ruſſiſchen Eindringlinge 
haben endlich ganz China aufgewühlt. 

Daß das aber nicht ein vorübergehendes Strohfeuer bleibt, dafür werden 

die ökonomiſchen Verhältniſſe ſorgen. Der Bau von Eiſenbahnen und Tele⸗ 
graphen, der Ausbau des Poſtweſens, bisher widerwillig und zögernd betrieben, 
muß unter dem Anſtoß Japans ein raſcheres Tempo annehmen, damit werden 
aber alle Teile des Reiches in innigere Beziehung zueinander gebracht und 
ſo eine ſolide ökonomiſche Grundlage eines nationalen Bewußtſeins und des 
Intereſſes für die Angelegenheiten des geſamten Reiches geſchaffen. 
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Das oben zitierte „Independent Magazine“ teilt mit, daß noch vor weniger 
Jahren nur 7 Zeitungen in China exiſtierten; heute gibt es ihrer 157. Den 
ſtaatliche Poſtverkehr, den Sir Robert Hart kürzlich organiſierte, zählt 1192 
Poſtämter. 1903 beförderte er 49 Millionen Poſtpakete, 1904 bereits 72 
Millionen. 

So wird das ungeheure Gebiet immer mehr und mehr zu einem feſtgefügter 
Reiche zuſammengeſchweißt, deſſen 400 Millionen bald geſchloſſen und wohl. 
gerüſtet jeden europäiſchen Angriff abzuwehren und jeden Eindringling hinaus 
zuwerfen imſtande ſind. Kommt es ſo weit, ſo wird jede Aufteilung Chinas 
unmöglich. 

Daß aber China unbeläſtigt bleibt, bis es ſo weit erſtarkt iſt, dafür zu 
ſorgen hat jetzt Japan die Macht. Und es wird wohl auch den Willen haben, 
Denn für abſehbare Zeit wenigſtens gehen ſeine Intereſſen parallel mit denen 
Chinas. Es hat die gleichen Feinde und es hat dasſelbe Intereſſe, keiner 
europäiſchen Macht zu geſtatten, feſten Fuß in China zu faſſen. Endlich muß 
es aber ſchon durch feine geographiſche Lage und durch die Kulturverwandt⸗ 
ſchaft bei der ökonomiſchen und militäriſchen Reorganiſationsarbeit in China 
um ſo mehr die Hauptrolle ſpielen, je mehr europäiſche Einflüſſe ausgeſchaltet 
werden, und muß ſeine Induſtrie bei der Politik der offenen Thüre in China 
am meiſten profitieren. a | 

Die Siege Japans dürften alſo nicht bloß dieſes, ſondern auch China 
get, damit aber auch jede weitere Expanſionspolitik der kapitaliſtiſchen 
Nationen weißer Raſſe unmöglich gemacht haben. China war das letzte große 
Gebiet, das noch der Verteilung offen ſchien. Iſt ſeine Aufteilung unmöglich 
geworden, dann iſt die Welt verteilt. Dann kann keine kapitaliſtiſche Nation 
mehr auf anderem Wege als auf Koſten ihrer Genoſſen ſich erweitern. Damit 
beginnt auch in dieſer Beziehung eine neue Epoche der Weltgeſchichte. 

Natürlich kann dieſe plötzliche Ausweitung des Ausbeutungsgebiets für den 
japaniſchen Kapitalismus und die Verbeſſerung und Ausdehnung der Militär⸗ 
macht und der Kommunikationen Chinas nicht vor ſich gehen, ohne auch den 
Markt für den ganzen internationalen Kapitalismus zu erweitern. In weiten 
Kreiſen wird denn auch vom Friedensſchluß eine neue Ara der Proſperität, 
ein neuer „Boom“, erwartet. Aber es ſcheint doch, als dürfte man die Er⸗ 
wartungen, namentlich in Frankreich und Deutſchland, nicht allzu hoch ſpannen 

Freilich, wenn es gelingt, ein kraftvolles liberales Regime an Stelle des 
permanenten Aufruhrs in Rußland zu ſetzen, ein Regime, das die Finanzen 
ohne Bankrott in Ordnung zu bringen und das Reich kreditfähig zu machen 
weiß, ſo wird es, namentlich zur Neuausrüſtung der Armee und Schaffung 
einer neuen Flotte, die Induſtrie des Auslandes in hohem Maße heranziehen 
müſſen, und dabei würden die getreuen Helfer in der Not, die dem Zarismus 
ſo viele Gefälligkeiten erwieſen, wohl in erſter Linie berückſichtigt werden. Von 
ſolchen Neuanſchaffungen kann jedoch keine Rede ſein, wenn die Anarchie in 
Rußland noch länger andauert. 

Von Japan und China aber haben Deutſchland und ? ich nichts zu 
erwarten gerade wegen der Liebesdienſte, die fie Rußland während des Krieges 
erwieſen, Und Kiautſchou bleibt ein Pfahl im Fleiſche Chinas, der dieſes ſtets 
aufs neue gegen Deutſchland aufreizt. Dies Plätzchen an der Sonne dürfie 
die Urſache werden, daß die Induſtrie Deutſchlands in Oſtaſien noch recht 
oft in den Schatten geſtellt wird, bis zu jenem Moment, wo China ſtark 
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genug geworden iſt, den „Pächtern“ ſeines Grund und Bodens die Türe zu 

weiſen. 

Der Löwenanteil an der neuen Proſperität wird jedenfalls den Vereinigten 

Staaten zufallen, die durch ihre geographiſche Lage wie durch ihre kluge Politik 

dem oſtaſtatiſchen Markte am nächſten gerückt ſind. Gleichzeitig aber wird für 

ſie eine beſondere Seite der Arbeiterfrage beſonders brennend werden: die der 
chineſiſchen Einwanderung. 

In jedem Lande beginnt die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe damit, einen 
Teil der Landbevölkerung durch die verſchiedenſten Methoden zu expropriieren 
und damit eine große Armee Arbeitsloſer zu ſchaffen, die nur langſam und 
niemals völlig durch die anwachſende Induſtrie aufgeſaugt wird, die aber, 
ehe es eine ſtarke kapitaliſtiſche Induſtrie gibt, nicht bloß eine Reſervearmee 
von Lohnarbeitern bildet, ſondern auch eine Bevölkerungsſchicht, die nur die 
Wahl hat entweder zwiſchen der Auswanderung oder Betteln und Stehlen. 
Je nach den Verhältniſſen der Nachbarländer und der Höhe des Verkehrs- 
weſens wird der eine oder der andere Ausweg ergriffen. 

Amerika aber iſt das Eldorado aller dieſer Elemente, Amerika mit ſeinem 
vielen noch unbebauten Ackerland und ſeiner ſtarken Induſtrie. Die Über⸗ 
zähligen aller Nationen ſtrömen mit Vorliebe dahin. So auch die Chineſen. 

Ihr Andrang muß ſich um ſo mehr ſteigern, je weiter die Eiſenbahnen ins 
Innere Chinas dringen, je lebhafter der Schiffsverkehr zwiſchen China und den 
Vereinigten Staaten. 

Die auſtraliſchen und amerikaniſchen Arbeiter, kurzſichtige und prinziploſe 
Nurgewerkſchaftler, haben es bisher vermocht, ſich der Konkurrenz der lohn⸗ 
drückenden Arbeiter der gelben Raſſe dadurch zu erwehren, daß ſie ihnen kurz⸗ 

weg die Einwanderung verboten. Dieſe Einwanderungsverbote dürften aber 
jetzt ein Ende nehmen. Die neue Großmacht Japan wird es nicht dulden, daß 
man ihre Bürger auf eine niedrigere Stufe ſtellt als die anderer Länder; aber 
auch China ſcheint nicht gewillt, ſich die Ausſchließung feiner Söhne länger 
gefallen zu laſſen. Es kann ihre Zulaſſung freilich nicht durch die Macht der 
Kanonen erzwingen, aber der Markt, den es bietet, iſt ein ſo ausgedehnter, 
daß es ſehr wohl imſtande iſt, durch die Drohung ſeiner Abſchließung eine 
gewiſſe Preſſion auszuüben.“ Es iſt aber ſehr fraglich, ob die Kapitaliſten der 
Vereinigten Staaten gewillt ſein werden, ihren Abſatz in China zu ſchädigen, 
bloß um lohndrückende Elemente von ihrem Lande fernzuhalten. VW = 
| So kann die Chineſenfrage noch zu einem wichtigen Streitobjekt zwiſchen 
amerikaniſchen Arbeitern und Kapitaliſten werden, einer Urſache, den Gegen: 
ſatz zwiſchen beiden zu vertiefen. Trotzdem würde freilich zunächſt die Poſition 
der Sozialdemokratie in Amerika dadurch nicht erleichtert werden. Sie käme 
in eine ſchwierige Zwickmühle zwiſchen der Verfechtung der Intereſſen der 
amerikaniſchen Lohnarbeiterſchaft und der der internationalen Solidarität. 
Selbſtverſtändlich hat ſie alle Urſache, jeder Einwanderung unfreier Arbeiter, 
von Schuld⸗ oder Kontraktſklaven, entgegenzuwirken. Aber ebenſo ſicher ver: 
bietet es ihr die internationale Solidarität, die Lohnarbeiter irgendeiner Nation, 
wenn ſie freie Menſchen ſind, von der internationalen Freizügigkeit auszu⸗ 
ſchließen. Wie immer aber die Kämpfe ſich geſtalten mögen, die hieraus reſul⸗ 
tieren, die amerikaniſchen Arbeiter werden ſchließlich zur Erkenntnis kommen 
müſſen, daß alle Abſchließungspolitik ein vergebliches Wehren iſt, die ihrige 
nicht minder wie die bisherige chineſiſche; daß nur im Fortſchritt zum inter⸗ 
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nationalen Sozialismus ihr Heil liegt, was in dieſem Falle bedeutet, daß fi 
die Organiſation und ſozialiſtiſche Aufklärung der Japaner und Chineſen i. 
Amerika wie in Oſtaſien für eine der wichtigſten Aufgaben der amerikaniſche 
Arbeiterbewegung erkennen und dementſprechend fördern. | 


5. Indien und England. 


Neben Japan und China gibt es aber noch ein gewaltiges Gebiet in Aſien 
das durch die japaniſchen Siege aufgeſtachelt und vielleicht mehr noch revolu 
tioniert wird als das Reich der Mitte. Es iſt dies Indien mit feiner 
300 Millionen Einwohnern. | 

Wie China war auch Indien bisher ſchwach durch den Mangel eines ein: 

5 nationalen Bewußtſeins. Dieſelbe Produktionsweiſe wie in China 
machte auch in Indien jede Dorfgemeinde zu einer Welt für ſich, die ſich um 
die übrige Welt nicht kümmerte. Wenn aber in China wenigſtens eine gemein: 
ſame Sprache, Religion, Literatur Bande ſind, die die ganze Nation umfaſſen 
und das Aufkommen eines einheitlichen nationalen Gefühls ſehr erleichtern, ſo 
fehlt dieſe Gemeinſamkeit in Indien. Weit leichter fremden Eroberern zus 
gänglich, hat es von Zeit zu Zeit Maſſeneinbrüche fremder Völker geſehen, die 
ſich nicht immer mit den früheren Bewohnern völlig vermiſchten X So hat ſich 
im Laufe der Jahrtauſende auf dem weiten Gebiet eine bunte Muſterkarte der 
werſchiedenſten Völkerſchaften, Sprachen, Religionen und Kaſten entwickelt, di 
einander nicht bloß fremd, ſondern oft direkt feindſelig gegenüberſtehen. il 
iſt eine der ſtärkſten Wurzeln des abſoluten ‚naländer 

In Indien errichtet haben. „Und daneben ſtützt es noch der durch ſo viele 
Niederlagen in Kriegen und Empörungen bekräftigte Glaube an die Unüber⸗ 
windlichkeit europäiſcher Kriegskunſt. 

X Diefem Glauben wurde ein Ende bereitet durch die glänzende Kriegführung 
Japans, ſeine Niederwerfung jenes Feindes, den die Herren Indiens ſelbſt jo 
ſehr fürchteten, daß ſie ihm eine Konzeſſion nach der anderen machten und ihn 
widerſtandslos bis an die Tore ihres Reiches gelangen ließen. Aber dieſe 
Kriegführung hat nicht nur das Selbſtgefühl der Aſiaten gehoben, ſondern 
auch eine Art aſiatiſches Nationalgefühl erzeugt, in dem die bisherigen 
Stammesgefühle wenn auch nicht ganz verſchwinden, jo doch jo weit zurück⸗ 
treten, daß ein gemeinſames Handeln gegen den gemeinſamen Feind dadurch 
erheblich erleichtert wird. 
In den letzten Tagen ging ein Artikel durch die Parteipreſſe über „Das 
Erwachen Aſiens“, der einige ſehr bemerkenswerte Tatſachen darüber mitteilt, 
daß man in Indien beginnt, auf den höheren Schulen Japaniſch zu lehren, daß 
indiſche Studenten nicht mehr nach England, ſondern nach Japan ſtudieren 
gehen und Japan dort in allen Dingen für vorbildlich gehalten wird. Ahn⸗ 
liches wird auch von anderer Seite berichtet, unter anderem hat Genoſſe 
Hyndman, der genaue Kenner Indiens, darauf hingewieſen, daß unter dem 
Einfluß der japaniſchen Siege das Selbſtgefühl und die oppoſitionelle Stim⸗ 
mung gegen England in Indien raſch wächſt. Bei den gut entwickelten Kom⸗ 
munikationen, der großen Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit, der gut ent⸗ 
wickelten Preſſe kann aber eine ſolche Stimmung dort raſche Verbreitung 
finden, und wie leicht, ſelbſt bei mangelnder Preß⸗ und Vereinsfreiheit, die 
Oppoſition gegen einen unerträglichen Druck die Angehörigen der verſchiedenſten 
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Nationen zu einheitlichem Vorgehen vereinigen kann, zeigt eben jetzt Rußland 
im großartigſten Maße. 

Die Niederlage Rußlands kann aber noch in anderer Weiſe das Wachstum 
der indiſchen Oppoſition gegen die britiſche Herrſchaft begünſtigen. Solange 
ein ſtarkes, angreifsluſtiges Rußland an den Grenzen Indiens lauerte, lief 
jede energiſche Bewegung gegen das engliſche Regime Gefahr, nur die Pläne 
Rußlands zu fördern. Wie drückend aber auch die britiſche Verwaltung 
empfunden werden mag, ſo ſteht ſie doch noch hoch über der ruſſiſchen. Die 
Indier kämen vom Regen in die Traufe, würden ſie das engliſche Joch mit 
dem ruſſiſchen vertauſchen.Dieſe Erwägung mußte gerade die intelligenteſten 
und weiteſtblickenden Inder davon zurückhalten, eine Bewegung zu fördern, 
die Englands Poſition zu ſchwächen vermochte. 

| Jetzt, nach Rußlands Niederlage, find dieſe Befürchtungen für lange hin: 
re e en jest nic mehr, Ruß⸗ 
lands Eindringen dort fördern. Schon einmal haben ähnliche Erwägungen 
| die Engländer eine Kolonie gekoſtet. Solange die Franzoſen in Nordamerika 


ein großes Kolonialreich beſaßen, dicht an den Grenzen der engliſchen Kolonien, 
und durch ihr Vordringen deren Unabhängigkeit bedrohten, waren dieſe voll der 
größten Loyalität für das Mutterland, das ſie ſchützte und deſſen Oberhoheit 
ſie dem Regime der Soldaten, Bureaukraten und Jeſuiten des franzöſiſchen 
Abſolutismus vorzogen. Als aber Frankreich geſchlagen war und im Pariſer 
Frieden auf ſeine nordamerikaniſchen Beſitzungen verzichten mußte, da begann 
ſich ſofort in den engliſchen Kolonien der Geiſt der Unabhängigkeit und der 
Widerſpenſtigkeit gegen das Mutterland zu regen, deſſen Schutz man nicht mehr 
brauchte, und es dauerte nur wenige Jahre, ſo hatten ſie dem Stammland den 
Krieg erklärt und ſich von ihm losgeriſſen. 1763 wurde der Pariſer Friede 
geſchloſſen, und ſchon 1773 brach die Rebellion in Boſton los, mit der der Un⸗ 
abhängigkeitskrieg begann, der dann, wieder zehn Jahre ſpäter, 1783 durch die 
Anerkennung der Vereinigten Staaten ſeinen Abſchluß fand. 
j Natürlich ift nicht zu erwarten, daß die anregenden Wirkungen des japa⸗ 
niſchen Krieges auf Indien ſich ſofort in einer Losreißungsbewegung äußern 
werden. Wohl aber dürften ſie die Oppoſition gegen das jetzige Regime er⸗ 
heblich verſtärken und verſchärfen. Das kann zweierlei Folgen haben: entweder 
das Streben, die Oppoſition durch Gewaltmittel niederzudrücken, was dann der 
Bewegung erſt recht einen rebelliſchen Charakter verleihen müßte; oder das 
Streben, ſie durch Konzeſſionen zu entwaffnen, wodurch freilich England ſich 
den Beſitz von Indien noch für längere Zeit ſichern könnte, aber nur durch 
Verzicht auf die reiche Beute, die es bisher jahraus jahrein aus dem Lande 
zog. Die allgemeinen Tendenzen der engliſchen Kolonialpolitik und der eng⸗ 
liſchen Politik überhaupt ſprechen für das letztere Verfahren. Aber man darf 
nicht vergeſſen, daß die Engländer die Methode der Konzeſſionen in der Regel 
nur dort anwenden, wo ſie durch die entgegengeſetzte wenig zu gewinnen haben. 
Es iſt die Methode des berechnenden Kaufmanns. Aber ſo ſehr ein ſolcher 
ſonſt bereit ſein mag, mit ſich handeln zu laſſen und durch Entgegenkommen 
die Kundſchaft zu feſſeln, er wird unerbittlich, brutal, grauſam, wo großer 
Gewinn lockt oder auf dem Spiele ſteht. Das hat England erſt jüngſt in 
Südafrika bewieſen. 
In Indien handelt es ſich aber um noch viel mehr als in Südafrika. Es 
iſt heute die einzige große Kolonie alten Stils. Während die Kolonien der 
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anderen Länder alle viel koſten, die anderen engliſchen Kolonien mindeſten 
keinen erheblichen Ertrag abwerfen, alle aber, engliſche wie andere, Kapitalie 
bloß importieren, nicht exportieren, iſt das britiſche Indien noch ein Übe 
bleibſel jener Periode, in der die Kolonien ein Mittel urſprünglicher Akkum 
lation von Kapital waren, Kapitalien exportierten oder vielmehr Reichtüme 
die zu Kapital werden konnten, ſehr unfreiwillig abgaben und dadurch de 
Kapitalreichtum des Stiefmutterlandes raſch vergrößerten. Enorme Reichtümt 
wandern heute noch jedes Jahr von Indien nach Großbritannien. Dadabhe 
Naorodſchi berechnet fie in feinem Buche über Indien („Poverty and unbritis 
| Rule in India“, London 1901, Swan Sonnenschein) auf 600 Millionen Mar 
in einem Artikel der „Justice“ vom 24. Juni dieſes Jahres auf 700 Millione 
(über 34 Millionen Pfund Sterling) jährlich. | | 
„Seit Jahrhunderten wird Indien von England geplündert. Aber anfang 
waren es die großen Machthaber, deren Schatzkammern geleert wurden; da 
konnte das Land ertragen. Je leerer dieſe wurden, deſto mehr trat die Aus 
plünderung durch Beſteuerung der armen Volksmaſſe in den Vordergrund 
und dieſe Art der Plünderung wächſt zuſehends und wird immer verderblicher 
Ihr Betrag hat ſich in den letzten hundert Jahren verzehnfacht. Das be 
deutet eine Verelendung der Volksmaſſe, eine Lähmung des Hauptproduktions 
zweigs, der Landwirtſchaft, in einem nicht geringeren Maße, als dies in Ruß 
land der Fall. Hier wie dort iſt denn auch die Hungersnot ein ſtändige 
Gaſt, iſt eine Umwälzung dieſes Syſtems zu einer Lebensfrage geworden. 
Aber ſie bedeutet eine Lebensfrage nicht bloß für Indien, ſondern, wem 
auch in anderer Weiſe, für die herrſchenden Klaſſen Englands. Der ein 
Pfeiler ſeiner ökonomiſchen Macht, ſeine induſtrielle Alleinherrſchaft, iſt freilid 
ſchon geborſten, aber noch ſteht der andere: die Ausbeutung Indiens. Uni 
je mehr der erſtere zuſammenbricht, um ſo wichtiger wird der zweite. Mi 
Recht erklärte Lord Curzon, der Vizekönig Indiens, in der „Times“ (3. Dezembe: 
1898): „Indien iſt der Angelpunkt unseres Reiches. Den Verluſt rel 
einer Beſitzungen könnte es überleben, aber wenn wir Indien verlören, ginge 
die Sonne für unſer Reich unter.” we; 
as heißk, die Sonne für das Reich der Reichen. Dieſes verſänke it 
finſtere Nacht. Sein ganzes ökonomiſches Syſtem erlitte einen Zuſammen 
bruch, aus dem der Sozialismus den einzigen Ausweg zu erneutem Wohlſtand 
böte. N | 
ber jchon eine Politik der Konzeſſionen an Indien, die, um dem Verluft 
vorzubeugen, ſeine Ausbeutung erheblich verminderte und damit die Summe 
der Reichtümer einſchränkte, die nach England fließt und bis in einen Teil 
ſeiner arbeitenden Klaſſen hinein Wohlſtand verbreitet, ſchon eine ſolche Bolitil 
müßte die Arbeitsloſigkeit und die Staatslaſten in England vermehren, die 
Staatseinnahmen aus den bisherigen Quellen vermindern, die Klaſſengegenſätze 
verſchärfen. u 
Wohl haben fich alle Erwartungen bisher als trügeriſche erwieſen, die wir 
ſeit einem Vierteljahrhundert immer wieder von neuem auf das Erwachen der 
engliſchen Arbeiterklaſſe aus der Tatſache ableiteten, daß die Ausnahmeſtellung 
Englands als induſtrieller Alleinherrſcher auf dem Weltmarkt ihr Ende er: 
reicht hat. Bisher hat nur die Kapitaliſtenklaſſe Englands die Konſequenzen 
daraus gezogen durch wachſende Feindſeligkeit gegen jegliche Art proletariſcher 
| Kampforganifationen. Aber vielleicht wird die Erhebung Indiens endlich zum 
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Anſtoß werden das ſchlafende Proletariat Englands zu erwecken, indem da⸗ 
durch der zweite Pfeiler jener Ausnahmeſtellung Englands ins Wanken ge⸗ 
bracht wird, die gegenüber dem Ausland eine Art Intereſſenharmonie zwiſchen 
ſeinen Kapitaliſten und Proletariern wenigſtens für kurzſichtige Beſchauer her⸗ 
ſtellte. “ Wachſende Schwierigkeiten in Indien, ökonomiſche Kriſe, vermehrte 
Steuern, vielleicht Lebensmittelzölle in England, zuſammenfallend mit der 
ruſſiſchen Revolution in Permanenz, mit großen politiſchen Kämpfen in Deutſch⸗ 
land und Frankreich, mit Umwälzungen in Sſterreich und der Türkei, vielleicht 
gar noch internationalen Kriegen & wenn das die engliſchen Arbeiter nicht 
aufrüttelt, dann iſt auf fie in unſeren nächſten Befreiungskämpfen überhaupt 
nicht mehr zu rechnen, dann wird das auserwählte Volk der Nurgewerkſcha tlexei. 


Japaner, Chineſen, 


0 Aber trotz aller trüben Erfahrungen iſt zu einer derartigen peſſimiſtiſchen 
Auffaſſung noch keine Veranlaſſung. Noch dürfen wir hoffen, daß die gewaltige 
Umwälzung der politiſchen und ſozialen Verhältniſſe des geſamten Erdballs, 
die der ruſſiſch⸗japaniſche Krieg entfeſſelt hat, auch am britiſchen Proletariat 
nicht ſpurlos vorübergeht und daß er es vermag, jede der drei großen kon— 
ſervativen Mächte, die jeglicher Revolution unzugänglich ſchienen, China, Ruß⸗ 
land, England, mitten in die Strömung der großen Emanzipationskämpfe 
unſerer Zeit hineinzuziehen und damit deren Tempo enorm zu beſchleunigen. 
Wie immer dieſe Kämpfe in Wirklichkeit ſich geſtalten, wie Unerwartetes 
ſie bringen, wie ſehr ſie die Schlußfolgerungen, die ich hier aus den vor- 
liegenden Tatſachen zu ziehen verſucht, modifizieren mögen, eines kann man 
jetzt ſchon mehr als wahrſcheinlich, kann man als ſicher betrachten: eine Ara 
revolutionärer Entwicklung hat begonnen; das Zeitalter langſamen, mühſamen, 
faſt unmerklichen Fortſchreitens wird weichen einer Epoche der Revolution, 
ſprunghaften Vorwärtsſchnellens — freilich vielleicht auch zeitweiliger großer 
Niederlagen, aber, ſo viel Zutrauen müſſen wir zur Sache des Proletariats 
haben, auch ſchließlicher großer Siege. Damit werden wir aber nur ernten, was 
wir und unſere Vorgänger geſät. Ohne die Aufklärungsarbeit unſerer großen 
Theoretiker und Redner, ohne die unermüdliche propagandiſtiſche und organi- 
ſatoriſche Kleinarbeit unſerer zahlloſen anonymen Kämpfer, ohne alle jene Arbeiten, 
die oft als Siſyphusarbeiten erſchienen, deren geringe äußerliche Erfolge manchen 
entmutigten, indes fie manchem anderen den Blick jo verengten, daß er andere 
Methoden des Fortſchreitens nicht mehr für möglich hielt — ohne all dieſe 
emſige Vorbereitungsarbeit von Jahrzehnten, ebenſo wie ohne die unermüdliche 
revolutionierende Tätigkeit des Kapitalismus, der alle alten Verhältniſſe aus⸗ 
| gehöhlt und haltlos gemacht —, ohne alles das wäre es unmöglich, daß jetzt 

das kleine, ferne Japan eine ſolche Summe revolutionärer Energie in der Welt 
auslöſte. 

Daß aber Japan dies vermochte, daß der Sieg einer weit entfernten oſt⸗ 
aſiatiſchen Macht den proletariſchen Klaſſenkampf in Europa fo gewaltig an⸗ 
zuſtacheln vermag, beweiſt auch, wie ſehr das Proletariat eine Weltmacht ge⸗ 
worden iſt, daß nichts Großes mehr in der Welt ſich vollziehen kann, das nicht 
den Siegeszug des Sozialismus beſchleunigt. 
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Die Wahlentrechtung in Dresden. 
Von G. Riem. 


Wir leben in Deutſchland in der Zeit der Wahlentrechtungen. Zwar erho 
Bülow in der verfloſſenen Reichstagsſeſſion noch in ſeiner letzten gegen unſer 
Partei gerichteten Rede den Vorwurf, ſie wolle nicht praktiſch mitarbeiten an 
Wohle des Staates, ſie negiere nur und treibe Agitation, aber trotzdem fürchte 
die Regierung wie das Bürgertum nichts mehr als unſere praktiſche Mitarbei 
in Staat und Kommune. Und deshalb verrammelt man uns mit den ſkrupel 
loſeſten Mitteln die Pforten der Land- und Stadthäuſer. | 

Dieſer Furcht der bürgerlichen Geſellſchaft haben wir die zahlloſen Wahl 
rechtsräubereien und -Mogeleien der letzten Jahre, im ſächſiſchen Landtag wi 
in den großen Kommunen und auch die jüngſte in der ſächſiſchen Haupt⸗ um 
Reſidenzſtadt Dresden zu danken. 

Lange Jahre ſah die Bourgeoiſie Dresdens die Arbeiter als Eindringling 
an, und die Hausbeſitzer, von denen ja der jetzige Stadtrat Leberecht Hartwi, 
der ureigenſte, auch auswärts bekannte Typus iſt, ſorgten durch hohe Mieter 
dafür, daß die Arbeiter in die billigeren Vorſtädte zogen, wo ſie auch noch dei 
Vorteil hatten, ihre Lebensmittel nicht noch zum dritten oder vierten Mal 
durch den ſtädtiſchen Oktroi verteuern zu laſſen. Die verhältnismäßig wenigen 
Arbeiter, die aus dieſen oder jenen Rückſichten in Elbflorenz zu wohner 
gezwungen waren, wurden gründlich geſchröpft. Was ihnen der Hausbeſitze 
noch ließ, nahm ihnen der Steuererheber ab; denn die Steuern find bekanntlich 
allgemein in Sachſen rieſig hoch, die kommunalen aber in Dresden noch gan 
beſonders, weil eben die Hausbeſitzer im Bunde mit den in ihrem Schlepp 
tau ſegelnden antiſemitiſchen „Reformern“ es meiſterhaft verſtanden hatten, di 
Laſten auf die „ſtarken Schultern der breiten Maſſe“ abzuwälzen. Die Sozial 
demokratie hatte in der Stadtverwaltung keine Vertretung, dafür ſorgte ein 
hoher Rat durch allerhand künſtliche Mittel: ſonderbare Auslegung des Begriffe 
„Selbſtändigkeit“, hohe Bürgerrechtsgebühren und eine unendliche Menge 
Scherereien, ſo daß nur in ſehr ſpärlichem Maße Arbeiter Bürger werder 
konnten. Dazu kam auch — das ſoll durchaus nicht verſchwiegen werden — 
ein gewiſſer Indifferentismus der Arbeiter gegenüber kommunalen Dingen und 
die anſcheinende gänzliche Ausſichtsloſigkeit, jemals ſo viel Arbeiterbürger zu 
bekommen, um die bürgerlichen Gegner zu ſchlagen. a 

So blieben die Hausbeſitzer und Reformer, die ſich verbündet hatten, un 
beſchränkt im Beſitz der kommunalen Herrſchaft. Die anſtändigen, einiger⸗ 
maßen auf politiſche Reputation haltenden Leute zogen ſich zurück oder wurden, 
wenn ſie durch einen Zufall ins Kollegium kamen, herausgebiſſen, ſo daß 
das Stadtverordnetenkollegium auf einen argen Tiefſtand des Intellektes 
geriet. | 2" 

Die Wahlen wurden von einigen geſchickten und unverfrorenen Drahtziehern 
gemacht. An dem antiſemitiſch⸗hausbeſitzerlichen Wahlkuddelmuddel waren an 
die achtzig Vereine, Bezirks⸗, Krieger⸗, Schützenvereine uſw., beteiligt; da das 
Liſtenwahlſyſtem beſtand, bei dem alle Stadtverordneten in jedem Jahre zu 
einem Drittel auf einer Lifte, zur Hälfte Anſäſſige, zur Hälfte Unanſäſſige, 
gemeinſam gewählt wurden, ſo kam niemand herein, den dieſer Ring nicht 
haben wollte! | | 
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Zur Kennzeichnung des „Geiſtes“, der im Dresdener Stadtrat herrſchte, 
nur einige Beiſpiele aus der Fülle der vorhandenen: Der Führer der Haus⸗ 
een Baumeiſter Hartwig, trat, als die Errichtung von ſtädtiſchen 
Badeanſtalten in Frage kam, dieſem Plane mit dem Argument entgegen, daß 
er in ſeinem Heimatdorf Heckersdorf auch nicht habe baden können, und ſei 
doch groß und ſtark geworden. Als in einer Petition der ſtädtiſchen Arbeiter 
eine Erhöhung der elenden Löhne verlangt wurde, meinte er: 


| eichen walt, jagte gar, 
die Arbeitsloſigkeit ſei durch die Schuld der Sozialdemokratie entſtanden. „Sie 
zieht das Proletariat in ſo erheblichem Umfang in den Großſtädten zuſammen, 
um bei den Wahlen die Übermacht zu haben, um dem Staat und der Stadt 
zu zeigen: wir ſind die Stärkeren.“ Er meinte dann weiter: „Wenn wir nicht 
ganz vorſichtig ſind, befördern wir das Anwachſen des Proletariats, und die 
Reſidenzſtadt Dresden erfährt nochmals den zweifelhaften Ruhm, durch einen 
Sozialdemokraten, der noch dazu ein Jude ift, im Reichstag vertreten zu ſein!“ 
Hartwig bekämpfte den freien Sonntag der Kaufleute mit dem Hinweis, 
daß „wenn jemand am Sonntag Beſuch bekäme, er nicht einmal imſtande wäre, 
einen kalten Aufſchnitt zu beſorgen.“ 
Solche lächerliche und kindiſche Ausſprüche könnte man noch zu Dutzenden 
aufzählen, aber die Taten bewegten ſich tatſächlich in dieſen Geleiſen einer öden 
Mittelſtandsretterei, brutaler Arbeiterfeindlichkeit und unverfrorenen Eigen⸗ 
nutzes. 
Eine Arbeitsordnung wurde für ſtädtiſche Arbeiter getroffen, die allen 
Ernſtes von den Arbeitern, wenn fie nach zehnjähriger Tätigkeit „ſtändige 
Arbeiter“ werden wollen, verlangt, daß ſie den Eid auf ihre Königstreue ab— 
legen, und weiter, daß ſie nicht Mitglieder des — Konſumvereins ſind. 
Von den Steuerlaſten wußte aber die Hausbeſitzerpartei ihre Angehörigen 
frei zu halten. So zahlte beiſpielsweiſe München 1901 mit ſeinen 441000 Ein⸗ 
wohnern 2244815 Mark Grundſteuer, Dresden mit 380000 Einwohnern nur 
767901 Mark. Es iſt klar, daß dieſer Ausfall von 1 Millionen Mark auf 
andere Weiſe herausgeholt werden mußte, und das geſchah durch die ſtädtiſche 
Beſteuerung der Lebensmittel. Zirka 25 Prozent der Steuereinnahme über⸗ 
haupt wurden dadurch aufgebracht. Die werktätige Bevölkerung mußte ihren 
Lebensunterhalt um zirka 2 Millionen Mark verteuern laſſen. 
Da 1910 die ſtädtiſchen indirekten Abgaben durch Reichstagsbeſchluß bei 
den Handelsverträgen den Kommunen unmöglich gemacht werden, ſo beſchäftigt 
man ſich jetzt im Kollegium mit einer Umſatzſteuer, die den Ausfall wett machen 
ſoll. Auf der anderen Seite iſt man ungeheuer freigebig. Schützenfeſte, Sport⸗ 
fexereien uſw. werden gut bedacht, ein Bismarckdenkmal errichtet, ſogar neuer⸗ 
dings ein Crispidenkmal. Daneben war man auch agrarierfreundlich, der 
Mindeſtfettgehalt der nach Dresden eingeführten Milch wurde von 3 auf 
2è50 Prozent bereitwilligſt heruntergeſetzt. Als eine Vorlage vom Rat über 
Verordnungen zum Schutze gegen Bleierkrankungen an das Stadtverordneten⸗ 
kollegium gelangte, meinte der Wortführer der Antiſemiten, Ahlhelm, ein Ver⸗ 


————— 
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ſicherungsagent, ſie ſei zu wenig arbeitgeberfreundlich, und ſie wurde zurück 
verwieſen. Oberbürgermeiſter Beutler proklamierte bei der Entlohnung de 
ſtädtiſchen Arbeiter die Rückſicht auf die privaten Unternehmer. Dabe 
erhalten von 3539 ſtädtiſchen Arbeitern 38 Prozent 18 bis 24 Mark, 45 Pro 
zent 18 Mark, 27 Prozent bis 15 Mark. Der 5 616 findet keine An 
wendung. Sie wurden aus der Ortskrankenkaſſe, in der ſie ſich ſehr zu 
frieden fühlten, herausgenommen und mußten in die vom Rate errichtet 
Betriebskrankenkaſſe gehen, um fie dem „ſozialdemokratiſchen Einfluß“ zi 
entziehen. Arbeiter wurden wegen ihrer Zugehörigkeit zur Organiſation wieder 
holt gemaßregelt. Das Gewerbegerichtsſtatut wurde betreffs Entſchädigung fü 
die Arbeiterbeiſitzer weſentlich verſchlechtert. 

So zeigt ſich auf allen Gebieten eine eminent arbeiterfeindliche, ſozial rück 
ſtändige, bornierte und kurzſichtige Kommunalpolitik, die geeignet war, di 
Arbeiter aufs äußerſte zu erbittern. 

Durch die Einverleibung einer ganzen Reihe von Arbeitervororten mit zahl 
reichen Arbeiterbürgern, durch die Hinwegräumung der vom Rate künſtlich 
konſtruierten Erſchwerniſſe zur Erwerbung des Bürgerrechtes durch das Ober 
verwaltungsgericht kam in den letzten Jahren mehr Leben in die Betätigum 
auf kommunalem Gebiet. Es bildete ſich ein Bürgerkomitee, das ſtändig um 
ſyſtematiſch arbeitete und Tauſende von Arbeitern zur Erwerbung des Bürger 
rechtes aufmunterte. Dresden iſt inzwiſchen — nach der Einverleibung in 
Jahre 1903 — zur größten ſächſiſchen Induſtrieſtadt geworden: 1624 Betrieb 
mit 54958 Arbeitern. Die Mehrheit der Bevölkerung ſtand ſchon bei der Wah 
im Jahre 1898 auf ſeiten der Sozialdemokratie. Sie muſterte 30324 Stimme 
oder 51,02 Prozent gegen 29108 Stimmen oder 48,48 Prozent der geſamten 
Gegner. Und dabei keinen einzigen Vertreter im Kollegium! 

Das mußte anders werden, und es wurde von unſerer Seite mächtig agitiert 

Und dieſe Arbeit hatte Erfolg. Im vorigen Jahre fehlten uns nur nod 
zirka 1000 Stimmen an der relativen Mehrheit. Wäre im vorigen Jahre eit 
von den Freiſinnigen und den Nationalſozialen angebotenes Kompromiß ode: 
vielmehr eine gemeinſame Liſte von uns akzeptiert worden, wir hätten jech: 
Vertreter im Rathaus bekommen. 

Jetzt ſtand aber den Gegnern das Waſſer an der Kehle, und man arbeitet: 
mit Hochdruck, um bis zur nächſten Stadtverordnetenwahl den Weg zu eine 
ſozialdemokratiſchen Mehrheit zu verrammeln. Wäre in dieſem Jahre noch 
einmal unter dem beſtehenden Wahlrecht gewählt worden: eine Wahländerung 
wäre überhaupt vorausſichtlich unmöglich geworden, und die ſächſiſche Haupt 
und Reſidenzſtadt wäre in zwei Jahren von einer ſozialdemokratiſchen Stadt 
verordnetenmehrheit beherrſcht worden. Es wären in dieſem Jahre mindejten: 
32 Stadtverordnete zu wählen geweſen, und da zirka 2000 ſozialdemokratiſch 
Bürger ſeit der letzten Wahl hinzugekommen find, jo wäre ein ſozialdemokra 
tiſcher Wahlſieg auf der ganzen Linie die größte Wahrſcheinlichkeit geweſen 
Deshalb wurde nun von den verſchiedenen Gruppen unſerer Gegner verzweifel 
geſucht, ein Wahlrecht zu erfinden, das ihnen nach wie vor den größten Ein: 
fluß garantiert, aber die böſen Sozialdemokraten ausſchließt oder menigften: 
ſo beſchränkt, daß ſie nicht gefährlich werden können. 

Beſonders die Antiſemiten oder Reformer, wie fie ſich nennen, wollten nut 
ein Wahlrecht, durch das ihnen die Macht verblieb und unter dem in langen 
Jahren kein Sozialdemokrat ihre Kreiſe ſtören könnte. 5 
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Schon im Jahre 1899 hatte der Oberbürgermeiſter Beutler, dem die Herr⸗ 
ſchaft der Hausbeſitzer und Reformer denn doch zu blamabel war, dem Kol— 
legium ein Berufs⸗ und Klaſſenwahlrecht vorgelegt, hatte aber, da damals an 
einen Sieg der Sozialdemokraten in Menſchengedenken nicht zu hoffen war 
(wir hatten zirka 700 Stimmen gegenüber 10000 bürgerlichen), bei der herr⸗ 
ſchenden Clique, die den Braten roch, kein Glück. Sie gaben damals vor, ſie 
hätten keinen Anlaß, den Sozialdemokraten, die ſie begreiflicherweiſe fürchten, 
den Eintritt ins Stadtverordnetenkollegium zu verſchaffen. Jetzt, als den 
geſamten Gegnern das Feuer auf den Nägeln brannte, konſtruierten ſie 
ſchleunigſt Wahlrechtsvorlagen. 

Der Bürgermeiſter Beutler kam zunächſt wieder mit dem Berufswahlrecht 
von 1899, das etwas modifiziert war und das auch die Billigung des Vor⸗ 
ſtandes des Kollegiums und des Rechts- und Verfaſſungsausſchuſſes fand. 
Danach ſollten die Bürger, die ein ſteuerpflichtiges Einkommen über 2500 Mark 
haben, die erſte, die anderen die zweite Klaſſe bilden. Außerdem waren noch 
vier Abteilungen vorgeſehen. Die Hälfte der zu wählenden Stadtverordneten 

mußte anſäſſig ſein. Da man der Abteilung B, zweite Klaſſe, wo für die 
Arbeiter die Möglichkeit eines Erfolges vorhanden war, im ganzen ſechs Man— 
date zuerkannt hatte, ſo wären ſie bei Annahme dieſes Wahlrechtes die Höchſt⸗ 
zahl geweſen, die je von der Sozialdemokratie hätte erreicht werden können. 
Die Antiſemiten hatten zwei verſchiedene Entwürfe vorgelegt: den Entwurf 
Krumbiegel, der den Wählern je nach dem Alter ihres Bürgerrechtes das 
Wahlrecht zuteilen wollte, und zwar in vier Altersabteilungen, in denen die 
abgegebenen Stimmen mit 1, ½, ½ und / Stimme bewertet werden ſollten. 
Bei dieſem Wahlrecht hätten wir in den nächſten zehn Jahren nicht ein 
einziges Mandat bekommen. Es lag noch ein dritter Entwurf vor, der eine 
Proportional⸗ und Klaſſenwahl vorſchlug. Die Bürger mit über 2000 Mark 
Einkommen ſollten 54, die anderen 30 Mandate bekommen nach dem Ver— 
hältnisſyſtem. 

| In der entſcheidenden Stadtverordnetenſitzung wurden alle drei Wahl- 
vorſchläge abgelehnt. 

Der Rat machte ſich ſchleunigſt daran, ein neues Syſtem zu erfinden, das 
die Mehrheit auf ſich vereinigen konnte. Er verquickte nunmehr das Berufs- 
wahlrecht mit dem Alterswahlrecht (Krumbiegel). Danach ſollten in den vier 
Abteilungen die erſte Klaſſe diejenigen Bürger bilden, die über zehn Jahre das 
Bürgerrecht beſitzen, die zweite Klaſſe die übrigen Bürger. In der nächſten 
Sitzung wurde dieſe Vorlage dem Rechts- und Verfaſſungsausſchuß überwieſen, 
der in ſeiner Mehrheit in der letzten Sitzung dieſes Wahlrecht empfahl, während 
die Minderheit nochmals das Krumbiegelſche Wahlrecht hochhielt. Nach ſcharfen 
Auseinanderſetzungen wurde es dann mit einer Stimme Majorität ans 
genommen, außerdem einige Zuſatzanträge. Nach dem einen ſollten den ein- 
verleibten Vorortbürgern ihre Jahre angerechnet werden, nach dem anderen 
wurde die Klaſſe der Induſtriellen und Gewerbetreibenden uſw. geteilt. Handel 
und Induſtrie erhielten 12, die Gewerbetreibenden uſw. 24 Mandate. Das 
Geſamtergebnis der geſamten Wahlrechtskampagne iſt das folgende: 


Die Zahl der Stadtverordneten beträgt künftig 84, davon entfallen 42 auf die 
anſäſſigen, 42 auf die unanſäſſigen Bürger. Die Stadtverordneten werden auf die 
Dauer von ſechs Jahren gewählt. Neuwahlen finden nur noch alle zwei Jahre ſtatt, 
und zwar wird dabei ein Drittel ſowohl der Anſäſſigen wie der Unanſäſſigen erſetzt. 
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Für die Wahlen werden die ſtimmberechtigten Bürger in vier Abteilungen geteilt, 
und zwar gehören zur Abteilung A diejenigen, welche keinerlei Beruf ausüben oder 
keiner der drei anderen Abteilungen zugehören (Rentner, Penſionäre uſw.), zur Ab⸗ 
teilung B die Arbeiter und die Gewerbsgehilfen, ſoweit ſie nach dem Invaliden⸗ 
verſicherungsgeſetz der Verſicherungspflicht unterliegen (das heißt Perſonen, welche 
als Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge oder Dienſtboten gegen Lohn oder Gehalt 
beſchäftigt werden), ſowie Lohn⸗ und Akkordarbeiter und diejenigen Perſonen im 
öffentlichen und Privatdienſt, auf welche die Beſtimmungen in S 30 der Revidierten 
Städteordnung nicht Anwendung finden. (Der Paragraph lautet: Wenn Gemeinde⸗ 
anlagen nach dem Maßſtab des Einkommens erhoben werden, ſind feſtes Dienſt⸗ 
einkommen, Wartegeld und Penſionen nur zu vier Fünftel in Anſchlag zu bringen.) 
Der Abteilung C gehören an die im Dienſte befindlichen öffentlichen und nicht⸗ 
öffentlichen Beamten und Angeſtellten, die Geiſtlichen, die Lehrer an öffentlichen oder 
nichtöffentlichen Lehranſtalten, welche zu ihrer Errichtung der Genehmigung der 
Königlichen Miniſterien des Innern oder des Kultus und öffentlichen Unter⸗ 
richtes bedürfen, die Rechtsanwälte, die approbierten Arzte, die Künſtler. Als 
Beamte oder Angeſtellte ſind jedenfalls diejenigen Perſonen anzuſehen, auf welche 
die Beſtimmungen in 8 30 der Revidierten Städteordnung Anwendung finden, ſowie 
ferner die in einem Ehrenamt befindlichen Perſonen dann, wenn ſie für letzteres 
eidlich in Pflicht genommen und einem geſetzlich geordneten Dienſtſtrafverfahren 
unterſtellt ſind. Der Abteilung D gehören an die ſelbſtändigen Handel⸗ und Ge⸗ 
werbetreibenden einſchließlich der Selbſtändigen in Gärtnerei und Landwirtſchaft. 
Nach einem ebenfalls angenommenen Zuſatzantrag des Stadtverordneten Ahlhelm 
wird dieſe Abteilung noch getrennt, und zwar werden von den dieſer Abteilung an⸗ 
gehörenden 36 Sitzen 12 den Induſtrie- und Handeltreibenden und 24 den Gewerbe⸗ 
treibenden eingeräumt. Der Abteilung A werden im ganzen 12, der Abteilung B 
ebenſoviel, der Abteilung G 24 und der Abteilung D 36 Sitze zugeſprochen. In 
jeder Abteilung bilden diejenigen Bürger, welche bei Aufſtellung der Wahlliſte bereits 
länger als zehn Jahre im Beſitz des Bürgerrechtes ſind, die erſte, und die übrigen 
Bürger die zweite Klaſſe. Denjenigen früheren Gemeindemitgliedern einverleibter 
Vororte, welche entweder das beſondere Gemeindebürgerrecht eines dieſer Vororte 
beſeſſen haben oder im erſten Jahre nach der Einverleibung zum Erwerb des 
Bürgerrechtes ſich ſelbſt gemeldet haben, oder aber zu gleichem Zwecke vor der Ein⸗ 
verleibung durch den Gemeinderat ihres Vorortes angemeldet worden ſind, iſt eine 
bis zur Einverleibung ununterbrochen gebliebene Zeitdauer des beſonderen Gemeinde⸗ 
bürgerrechtes oder der Gemeindemitgliedſchaft auf die Erfüllung der in Abſatz 3 
gedachten Bürgerrechtsjahre anzurechnen. 5 

Bei den alle zwei Jahre ſtattfindenden Stadtverordnetenwahlen haben zu wählen: 
in Abteilung A die Wahlberechtigten der 1. Klaſſe 1 Anſäſſigen, 1 Unanſäſſigen; die 
Wahlberechtigten der 2. Klaſſe 1 Anſäſſigen, 1 Unanſäſſigen; in Abteilung B die 
Wahlberechtigten der 1. Klaſſe 1 Anſäſſigen, 1 Unanſäſſigen; die Wahlberechtigten 
der 2. Klaſſe 1 Anſäſſigen, 1 Unanſäſſigen; in Abteilung C die Wahlberechtigten 
der 1. Klaſſe 3 Anſäſſige, 3 Unanſäſſige; die Wahlberechtigten der 2. Klaſſe 1 An⸗ 

ſäſſigen, 1 Unanſäſſigen; in Abteilung D die Wahlberechtigten der 1. Klaſſe 5 An⸗ 
ſäſſige, 5 Unanſäſſige; die Wahlberechtigten der 2. Klaſſe 1 Anſäſſigen, 1 Um 

anſäſſigen. Außerdem ſind bei jeder Stadtverordnetenwahl, und zwar in einer und 
derſelben Wahlhandlung für jede Abteilung, Erſatzmänner aus den Anſäſſigen und 
Unanſäſſigen auf die Dauer von zwei Jahren zu wählen. 4 


Nach dieſem Wahlrecht wird die Sozialdemokratie in Klaſſe B die 12 Man⸗ 
date bekommen. Es werden alſo bei der im November oder Dezember dieſes 
Jahres ſtattfindenden Wahl erſt 4, im Dezember 1907 abermals 4 und im 
Jahre 1909 die letzten 4 Mandate dieſer Klaſſe geholt werden. Mehr zu er⸗ 
reichen wird ihr in abſehbarer Zeit nicht möglich ſein. Ein „Erfolg“ des 
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neuen Wahlrechtes iſt auch der Bruch der Antiſemitenherrſchaft. Sie verlieren, 
wie ſie das Reichstagsmandat verloren haben, auch ihren Einfluß in kommu⸗ 
nalen Dingen. Mehr wie 24 bis 30 Mandate können ſie unter dem neuen 
Wahlrecht nicht bekommen. 
Vor zehn Jahren hätte noch kein Menſch gedacht, daß die Sozialdemokratie 
ins Stadtverordnetenkollegium je einziehen würde. Durch ungeheure Agitation 
und Anſtrengung iſt es nun dahin gekommen, daß die Gegner, um eine völlige 
Überflutung des Stadtverordnetenkollegiums zu verhüten, ihr wenigſtens ein 
Dutzend Sitze überlaſſen müſſen. 
| Der zu wählenden Genoſſen wartet eine große Arbeit. Kaum in einem 
anderen ſtädtiſchen Parlament iſt eine ſolche ſoziale Rückſtändigkeit, ein ſo 
niederes geiſtiges Niveau, eine ſolch brutale Arbeiterfeindlichkeit und eine ſolche 
Intereſſenwirtſchaft zu finden geweſen wie in dem der Hauptſtadt des reaktio— 
nären Muſterländles Sachſen. Da gibt es viel zu tun, und die kleine ſozia— 
liſtiſche Schar wird alle Energie aufwenden müſſen, um erſt einmal die 
ſchlimmſten Mißſtände, die ſich hier aufgehäuft haben, zu beſeitigen. 
Die Wahlentrechtung in der ſächſiſchen Metropole iſt nur ein Glied in der 
Kette der unaufhörlichen Attentate auf die Volksrechte. Sie zeigt die gewaltige 
Furcht, die man vor der Arbeiterbewegung hat. Aber mag das Bürgertum 
noch jo ſehr alle Zugänge zur politiſchen Macht in Stadt und Land zu ver: 
rammeln ſuchen, unentwegt ſchreitet der Rieſe Proletariat feinen Weg fort zum 
endlichen letzten entſcheidenden Siege. 


Der Ausfall der baheriſchen Landtagswahl. 
Don Dr. Max Klberty. 


Das Erwartete iſt eingetreten: die Wahlen haben eine ſichere Zweidrittel— 
mehrheit für die Wahlreform gebracht, die Liberalen trotz der ihnen überaus 
günſtigen Wahlkreiseinteilung ein Drittel ihrer Mandate eingebüßt; nicht mehr 
44, ſondern nur 20 bis 25 Abgeordnete werden in das Haus an der Pranner⸗ 
ſtraße zurückkehren. In zwei Wahlkreiſen mit 5 Abgeordneten wird erſt in vier 
Wochen die Entſcheidung fallen. Selten hat eine Partei ſolch empfindlichen Denk⸗ 
zettel ſo ſehr verdient wie die bayeriſchen Liberalen. Ohne Übertreibung kann man 
hier von einem wirklichen Volksgericht ſprechen. Und auch der angebliche Triumph 
in Nürnberg, von dem noch beſonders zu ſprechen ſein wird, kann daran nicht 
das mindeſte ändern. Das bayeriſche Volk hat ſich mit enormer Majorität 
für die Einführung des allgemeinen direkten Wahlrechtes ausgeſprochen, und 
ſollten abermals liberale Einflüſſe in der Regierung oder in der Reichsrats⸗ 
kammer gegen die Wahlreform ſich geltend machen, oder ſollten etwa Berliner 
Einflüſſe in der gleichen Richtung in Wirkung treten, ſo wird es — darüber 
kann kein Zweifel beſtehen — zu einem Konflikt zwiſchen Regierung und 
Kammer kommen, wie ihn Bayern noch nicht erlebt hat. Aber ich glaube nicht, 
daß es dahin kommen wird. Die Regierung wird eingeſehen haben, daß ſie 
ſich auf den verkrachten bankrotten Liberalismus nicht länger ſtützen kann, und 
wird ſich weiter ſagen, daß ein direktes Wahlſyſtem dem Zentrum auch keine 
größere Majorität verſchaffen wird, als es diesmal ſchon unter dem indirekten 
Syſtem gewonnen hat. Eher im Gegenteil; denn von den 19 Mandaten, die 
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allein München und Nürnberg erhalten, dürften dann mindeſtens 12 uns zu⸗ 
fallen, 7 bis 8 in München und 5 in Nürnberg. 

Die gegenwärtige Lage ſcheint demnach folgendes Prognoſtikon für die Zu⸗ 
kunft zuzulaſſen: Sofort nach Zuſammentritt des Landtags wird die bayeriſche 
Regierung aufgefordert werden, ein neues Wahlgeſetz vorzulegen, das in allem 
Weſentlichen dem durch den Verrat der Liberalen im vorigen Landtag ab⸗ 
gelehnten entſpricht; dann wird die Kammer den Etat beraten und kann ihn 
in der Geſamtabſtimmung meines Erachtens nur dann bewilligen, wenn die 
Regierung, woran kaum zu zweifeln iſt, inzwiſchen das Wahlgeſetz eingebracht 
hat. Das Zentrum, das ſich ſo ſtark für das Zuſtandekommen des direkten 
Wahlrechtes engagiert, das den ganzen Wahlkampf nur mit dieſer Parole 
geführt hat und das unter dem indirekten Syſtem ſeine ländlichen Wähler auf 
die Dauer immer ſchwerer an die Wahlurne bringt, muß alles daran ſetzen, 
die Wahlreform durchzuführen, ſelbſt mit Zuhilfenahme der äußerſten Mittel. 
Aber, wie geſagt, ich glaube nicht an dieſe Eventualität. Vielmehr wird aller 
Vorausſicht nach, ſowie der Etat fertiggeſtellt, das Wahlgeſetz beraten und viel⸗ 
leicht nahezu einſtimmig votiert werden. Denn ich zweifle, ob die Gegner, vor allem 
die Liberalen, danach Verlangen tragen, noch einmal einen Wahlkampf unter 
der Parole: „Gegen die Wahlrechtsräuber“ über ſich ergehen zu laſſen. Im 
Frühjahr oder Sommer 1907 werden dann Neuwahlen zum erſtenmal unter 
dem direkten Syſtem vor ſich gehen, die zwar uns noch lange nicht die unſerer 
Maſſe entſprechende Zahl von Mandaten, aber doch eine anſehnliche Ver⸗ 
mehrung derſelben, auf mindeſtens 20 bis 22, bringen werden. 

Nun aber noch einige Bemerkungen zum jetzigen Wahlausfall. Daß das 
Zentrum den Löwenanteil des Erfolges davongetragen, iſt richtig und war 
vorauszuſehen. Mit mindeſtens 102 Mandaten wird es bei einer Geſamtzahl 
von 159 Abgeordneten eine ſtarke abſolute Majorität haben. Darauf mußte 
man von vornherein gefaßt ſein, und das war, wenn man das direkte Wahl⸗ 
recht durchſetzen wollte, ſo bedauerlich es an ſich ſein mag, nicht abzuändern. 

Es wird uns nun von liberaler Seite höhniſch vorgeworfen, wir Sozial⸗ 
demokraten ſeien vom Zentrum genasführt worden und hätten keinen Gewinn 
von unſerem Vorgehen gehabt. Ich halte dieſe Anſicht für grundfalſch. Wir 
haben durch das Zuſammengehen mit dem Zentrum zunächſt einmal drei Sitze 
in Augsburg⸗Stadt, in Kempten und in Schweinfurt gewonnen, von denen wir 
die beiden letzten — in Kempten gaben wir mit nur 6 Wahlmännern den 
Ausſchlag —, wahrſcheinlich ſogar alle drei nicht gewonnen hätten, außerdem 
haben wir in der Pfalz auch noch 3 Sitze durch die Koalition gewonnen 
und unſere 3 Sitze in Ludwigshafen und Pirmaſens, die durch die Wahlkreis⸗ 
einteilung ſtark bedroht waren, behauptet. Ebenſo muß es als fraglich er⸗ 
ſcheinen, ob wir in München I unſere 3 Sitze bei der uns ungeheuer un⸗ 
günſtigen Einteilung der Wahlkreiſe neu erobert hätten. Dieſem abſoluten 
Gewinn von 6 Mandaten ſteht nun freilich der herbe Verluſt der 4 Nürn⸗ 
berger Sitze, unſeres älteſten Beſitzſtandes in Bayern, gegenüber. Aber dieſe 
Mandate haben wir ja nicht an das Zentrum und nicht durch die Schuld des 
Zentrums, ſondern an die vereinigten Liberalen, Demokraten, Konſervativen 
und Antiſemiten verloren, verloren durch die raffiniert zurechtgeſtutzte Einteilung 
des Wahlkreiſes, die uns zweifellos die ausreichende Grundlage zu einem er⸗ 
folgreichen Wahlproteſt geben wird. Unter dieſen Umſtänden hätten wir Nürn⸗ 
berg mit und ohne Koalition mit dem Zentrum verloren. | 
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Mit dem Verluſt Nürnbergs, ſo überraſchend er manchem Außenſtehenden 
gekommen ſein mag, mußte von allen Eingeweihten ernſtlich gerechnet werden. 
Schon am Vorabend der Wahl beurteilte die „Münchener Poſt“ in einem 
Artikel „Die Landtagswahlausſichten in Nordbayern“ die Lage in Nürnberg 
wie folgt: 

„Der Miſchmaſch iſt von großer Siegeszuverſicht erfüllt und entfaltet eine 
fieberhafte Tätigkeit. Tagtäglich hält er Verſammlungen ab, in denen die 
Referenten gleich viertel⸗ oder dritteldutzendweiſe auftreten. Mit imponieren⸗ 
dem Selbſtbewußtſein verkünden ſie, die Sozialdemokratie werde am 10. Juli 
in Nürnberg ihr „blaues Wunder“ erleben. Und in der Tat hat unſere Partei 
Urſache genug, alle ihre Kräfte anzuſpannen, um den Gegner auch diesmal 
wieder zu überwinden. Die überwiegende Mehrheit der Wähler ſtimmt aller⸗ 
dings ſozialdemokratiſch, aber das iſt ja bei dem verrückten Wahlſyſtem nicht 
allein entſcheidend. Dadurch, daß bei der Wahlbezirkseinteilung die Volks⸗ 
zählung von 1875 zugrunde gelegt wird, kann eine Partei ſehr wohl die Mehr⸗ 
heit der Wähler auf ihrer Seite haben, aber trotzdem mit den gewählten 
Wahlmännern in der Minderheit bleiben. Bei den Urwahlen werden im 
Wahlkreiſe Nürnberg 259 Wahlmänner gewählt, die Mehrheit beträgt ſomit 
130 Wahlmänner. Bei der letzten Wahl 1899 wurden von unſerer Partei 
170 Wahlmänner gewählt. Diesmal werden wir eine ganze Reihe von Be— 
zirken in der inneren Stadt verlieren, und das find gerade ſolche Bezirke, die 
bei einer Wählerzahl von 400 bis 700 6 oder 7 Wahlmänner zu wählen 
haben, während die Vorſtadtbezirke mit 2000 bis 4000 Wählern nur 3 oder 
4 Wahlmänner wählen dürfen. Die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft in der 
Altſtadt iſt teilweiſe erheblich zurückgegangen, weil viele frühere Wohnhäuſer 
in Geſchäftslokale umgewandelt wurden und die Arbeiter, die dort wohnten, 
vielfach in die Vorſtädte hinauszogen. Auch die Verlegung der großen Fabriken 
an die Peripherie ſpielt dabei mit. Außerdem hat ſich die Stadtverwaltung, 
in der die liberalen Agitatoren ſitzen, bemüht, die Wahlbezirkseinteilung ſo 
viel als möglich zugunſten des Kuddelmuddels zurechtzuſchneiden. Trotz der 
Miniſterialverordnung, möglichſt kleine Urwahlbezirke mit drei Wahlmännern 
zu bilden, hat man die Zahl der Bezirke von 49 auf 48 herabgemindert und 
überall da, wo das Bürgertum ſtark vertreten iſt, ſechs- und ſiebenmännige 
Bezirke gebildet, dagegen dort, wo die Arbeiterbevölkerung dominiert, die Zahl 
der Wahlmänner herabgeſetzt. Bei der Einteilung iſt, um ſichere Wahlbezirke 
für die bürgerlichen Parteien zu bilden, der natürliche Zuſammenhang einzelner 
Straßen und Diſtrikte vielfach ganz außer acht gelaſſen worden. So hat man 
durch eine raffiniert ausgeklügelte Wahlbezirkseinteilung das Unrecht des 
bayeriſchen Wahlſyſtems noch verſchärft. Die Sozialdemokratie wird alſo 
einen heißen Kampf zu führen haben, wenn ſie trotz dieſer empörenden Ver⸗ 
gewaltigungen Sieger bleiben will.“ 

Die Tatſachen haben der peſſimiſtiſchen Grundſtimmung dieſer Ausführungen 
leider recht gegeben. Wir haben diesmal in Nürnberg nur 108 Wahlmänner 
gegen 151 der Gegner aufgebracht. Dabei ſind unſere Stimmen nicht zurück⸗ 
gegangen, im Gegenteil: wir haben über 22000 Stimmen aufgebracht, 4000 
mehr als 1899, wir haben gegen 7000 Stimmen mehr aufgebracht als unſere 
vereinigten Gegner. Und wir hätten eine noch bedeutend größere Stimmenzahl 
erreicht, wenn nicht infolge der raffinierten Wahlbezirkseinteilung Tauſende von 
Parteigenoſſen um ihr Wahlrecht gebracht worden wären. Wir haben Wahl⸗ 
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lokale gehabt, in denen bis zu 4500 Wählern das Stimmrecht hätten ausüben 
ſollen. Und als um 4 Uhr die Wahlzeit zu Ende war, ſtanden noch Hunderte 
von Wählern draußen vor der Tür, auf der Straße, denen man einfach die 
Tür vor der Naſe zuſchlug. | 4 

Nicht lange werden jo unſere Gegner ihres Erfolges ſich freuen können. 
Außer den bereits angeführten ſind auch ſonſt Unregelmäßigkeiten vorgekommen, 
die eine Kaſſation der unrechtmäßig gewonnenen Mandate als ſicher erſcheinen 
laſſen. Immerhin iſt nicht zu leugnen, daß der vorläufige Verluſt Nürnbergs, 
ſo wenig er unerwartet kam, ſo begreiflich er unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden erſcheint, doch einen bitteren Tropfen in den Becher der Freude über 
den Gewinn von 6 Mandaten und den überall erheblichen Stimmenzuwachs 
goß, und es war ein Moment bangen Schweigens, als in der Münchener 
Verſammlung Vollmar das Nürnberger Reſultat mitteilte. 10 

Um ſo erfreulicher ſind die Erfolge unſerer Partei in München, wo wir 
über 25000 Stimmen aufbrachten und einen Zuwachs von 5000 Stimmen 
gegenüber 1899 erzielten, in der Pfalz, und vor allem auch in Augsburg, wo 
die koalierten Parteien 8500 gegenüber 4500 liberalen erhielten, und unſere 
Partei zweifellos den weitaus größten Teil der Wähler an die Urne brachte. 
Allein die uns ganz gehörenden Wertachvorſtädte ergaben an 2500 Stimmen 
für uns. Selbſt die „Augsburger Abendzeitung“ beſtätigt, daß der große 
Sieg in Augsburg der Sozialdemokratie zuzuſchreiben iſt, deren Wähler in 
enormer Beteiligung antraten. 

Neben dem Algäu, wo der liberale Führer Wagner gefallen iſt, iſt Augs⸗ 
burg, das ſeit 36 Jahren ununterbrochen im Beſitz der liberalen Partei ſtand, 
der ſchwerſte Verluſt für die Liberalen. Sie brachten hier von 114 Wahl⸗ 
männern nur noch 13 auf, ihre ſcheinbar ſicherſten Bezirke gingen verloren. 
So übertrifft der Augsburger Sieg ſelbſt die kühnſten Erwartungen der 
Optimiſten. | 

Im ganzen hat jo die Wahlſchlacht von neuem die Unhaltbarkeit des be⸗ 
ſtehenden indirekten Syſtems und das brennende Verlangen der großen Mehr⸗ 
heit des bayeriſchen Volkes nach dem direkten Wahlrecht deutlich dargetan. 
Selbſt dem Blödeſten müſſen darüber die Augen aufgegangen ſein, daß ein 
Wahlſyſtem, bei dem zum Beiſpiel in München in 5 Bezirken 745 liberale 
Wähler 35 Wahlmänner und 4629 ſozialdemokratiſche Wähler nur 16 Wahl⸗ 
männer wählen, eine Abſurdität iſt. 5 

Somit kann die Sozialdemokratie, wenn auch ihr direkter Gewinn nur 
2 Mandate beträgt, wenn auch der Verluſt Nürnbergs ſchmerzlich und die 
Zentrumsmajorität unerfreulich ſein mag, mit dem Ausfall der Wahl inſofern 
zufrieden ſein, als ihre Erwartungen, mit dem ſie in den Wahlkampf einzog, 
erfüllt ſind, da eine ſichere Zweidrittelmajorität für die Einführung des 
direkten Wahlrechts reichlich gewonnen iſt. 106 Stimmen würden dazu ge⸗ 
nügen, mindeſtens 115 ſtehen zu Gebote. 

Mit dieſem Wahlausfall iſt freie Bahn geſchaffen für einen prinzipiellen 
Kampf, bei dem wir überall mit eigenen Kandidaten in Aktion treten, unſere 
Stimmen in ganz Bayern zählen und ohne Pakt und Kompromiß, ganz auf 
eigene Füße geſtellt, vordringen können gegen Liberale und gegen Zentrum. 
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die Arbeitsverhältniffe in der Schweiz. 
nach den berichten der fabrikinſpektoren. 
Don Dr. 3. Hertz (Heriſau). 


II. (Fortſetzung.) 

Arbeitszeit. Das Fabrikgeſetz normiert den Maximalarbeitstag auf 11 Stunden, 
Samstags auf 10 Stunden; ſeit drei Jahren arbeitet unſer Parlament an einer 
weiteren Verkürzung um eine einzige Stunde in der Woche, nämlich Samstags auf 
9 Stunden. Seit 27 Jahren kämpft die ſchweizeriſche Arbeiterſchaft reſultatlos um 
den zehnſtündigen Normalarbeitstag. Inzwiſchen haben eine große Anzahl von Be⸗ 
trieben, durch Produktionsverhältniſſe und die Arbeiterbewegung gedrängt, die 
Arbeitszeit unter die geſetzliche Norm herabgeſetzt. Einen präziſen Vergleich Hin- 
ſichtlich dieſer Reduktionen geſtatten die Statiſtiken der Jahre 1895 und 1901. 

1895 arbeitete man 65 Stunden pro Woche in 57,1 Prozent, 62¼ Stunden in 
9,3 Prozent, 57 Stunden in 28,3 Prozent, 54 Stunden in 3,3 Prozent und unter 
54 Stunden in 1,5 Prozent der Betriebe. 

1901 arbeitete man 65 Stunden pro Woche in 41,7 Prozent, 62¼ Stunden in 
12,2 Prozent, 57 Stunden in 38,1 Prozent, 54 Stunden in 4,6 Prozent und unter 
54 Stunden in 3,4 Prozent der Betriebe. 

Berechnet man den Durchſchnitt pro Arbeiter und Woche, ſo ergeben 
ſich pro 1895 62 Stunden und 51 Minuten und pro 1901 62 Stunden und 
3 Minuten, alſo eine effektive durchſchnittliche tägliche Arbeitszeit— 
verkürzung um 8 Minuten! Dieſe etwas auffallende Erſcheinung erklärt ſich 
dadurch, daß insbeſondere diejenigen Induſtriezweige (beiſpielsweiſe Textil- und 
Steininduſtrie), welche die großen Maſſen der Arbeiter beſchäftigen, immer noch an 
der längſten Arbeitszeit feſthalten. So kommen 65 Stunden pro Woche in der Baum— 
wolleninduſtrie auf 73 Prozent der Betriebe, in der Seideninduſtrie 56, in der Woll- 
induſtrie 37, in der Leineninduſtrie 57, in der Induſtrie der Steine und Erden 69. Da⸗ 
gegen haben in der Maſchineninduſtrie nur 8,7 Prozent der Betriebe 65 Arbeitsſtunden, 
81 Prozent 57 Stunden, 5,7 Prozent 54 Stunden und 0,4 Prozent unter 54 Stunden. 

Von allen Induſtrien in der Schweiz ſtellt ſich bezüglich der Arbeitszeit die 
große Baumwolleninduſtrie am ungünſtigſten und die relativ kleine Maſchinen⸗ 

induſtrie am günſtigſten. Dieſe Tatſache erklärt, warum gerade von den Baumwolle— 
fabrikanten, bei denen es noch dazu ſeit zwei Dezennien auf und ab kriſelt, gegen 
jede Verkürzung der Arbeitszeit Widerſpruch erhoben wird. 

Überarbeit kann von Gemeinde-, Bezirks⸗ und Kantonsbehörden bewilligt 
werden, und manchenorts wird davon ſo ausgiebig Gebrauch gemacht, daß die geſetz⸗ 
liche Norm nur auf dem Papier ſteht. Überzeitbewilligungen von 9 Monaten und 
täglich 2 bis 3 Stunden ſind ein Hohn auf das Geſetz, ebenſo Bewilligungen auf 
„unbeſtimmte Zeit“. Überſchreitungen der Arbeitszeit und planloſe Überzeitbewilli⸗ 
gungen kommen insbeſondere da vor, wo eine ſchwache oder gar keine organiſierte 
Arbeiterſchaft ſich befindet. 

Werke mit permanentem Betrieb ſind gezwungen, Schichtarbeit einzuführen, in 
der Regel drei Schichten zu 8 Stunden; es dürfen nicht zwei Schichten neben⸗ 
einanderſtehen, aber auch hier erlaubt das Geſetz Ausnahmen. Die Frauen- und 
Kinderarbeit iſt jedoch in der Nacht verboten, ebenſo die Sonntagsarbeit; für er⸗ 
wachſene Männer (über 18 Jahren) können für Nacht⸗ und Sonntagsarbeit Uber: 
zeitbewilligungen erteilt werden. 

Ein zuverläſſiges Material über das Lohnweſen beſitzen wir, dank den Be⸗ 
mühungen des Dr. F. Schuler, weiland Inſpektor des I. Kreiſes, für dieſen Kreis, 
der die Kantone Zürich, Glarus, St. Gallen, Graubünden, Uri, Schwyz, Unterwalden 
und Zug umfaßt. Für 1890 bis 1891 berechnen ſich die Durchſchnittslöhne im Jahre 
in der Baumwolleninduſtrie auf 633 Franken, in der Stickerei auf 757, Seide 772, 
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Wolle und Leinen 664, Färberei 674, Gerberei und Schuhmacherei 667, chemiſche 
Induſtrie 866, Papierinduſtrie 847, Buchdruckerei und Lithographie 902, Metall- 
induſtrie 915, Gießerei und mechaniſche Werkſtätten 1182 Franken. Der Geſamt⸗ 
durchſchnitt ſtellt ſich auf 832 Franken (= 665,60 Mark). 

Für den gleichen Kreis waren notiert für 1898/99 Taglöhne: Spinner 2,80 bis 
3,20 Franken, Baumwollwebereien 2,60 Franken (Maximum 3,50 bis 3,90 Franken) 
oder Jahresverdienſt im Durchſchnitt 642,50 Franken. Der Jahresverdienſt eines 
Heimarbeiters in der Seidenweberei ſtellt ſich auf 350 bis 400 Franken; Fabrik⸗ 
arbeiter verdienen 2 bis 4 Franken täglich; Sticker erhielten durchſchnittlich 4 Franken, 
Brauer in Zürich 6,50 Franken. 

Für 1900/01 lauten die Angaben: Mittlerer Jahresverdienſt in der Tertil- 
induſtrie 628 bis 771 Franken, Sticker verdienten durchſchnittlich 3 Franken, in der 
Schiffchenſtickerei iſt der Lohn von 7—8 Franken auf 4—6 Franken geſunken, Seiden⸗ 
weber notieren 2,35 Franken Taglohn. 

Für die geſamte Fabriktextilinduſtrie des I. Kreiſes rechnet Schuler aus: 


1. Lohngruppe 1,00 — 1,50 Franken — 14,3 Prozent der Arbeiter 
2 


5 E 1.50 — 2,00 ⸗ 3 280 : £ £ 
3. z 2,00 - 2,50 : 2 We = = 
4. 2 2,50— 3,00 = —=119,6 E = = 
5 - über 3,00 . 5 8 e e = 


Die ſchlechteſten Lohnverhältniſſe zeigt die große Gruppe der Baumwollarbeiter, 
etwas beſſere die Wollinduſtrie: 6,5 Prozent verdienen 3—3,50 Franken; Leinen: 
9 Prozent der Arbeiter 3 — 3,50 Franken. Solche Hungerlöhne beziehen 40,1 Prozent, 
das heißt zirka 100000 (genau 99450) des ſchweizeriſchen Fabrikproletariats! — 
Solche Löhne widerlegen deutlich ein ganzes Dutzend opportuniſtiſch⸗ 
reviſioniſtiſcher Argumente! Was nutzt die weitgehendſte Demokratie, 
was nutzen alle ſozialpolitiſchen Palliativmittel, wenn zwei Fünftel 
der Demokraten permanent hungern müſſen! Und daß ſie in der Tat 
hungern müſſen — bei unſeren hohen Lebensmittelpreiſen iſt es anders nicht 
möglich —, dies offenbaren wenigſtens hinſichtlich der ſchweizeriſchen Jungmannſchaft 
alljährlich unſere Rekrutenaushebungen: in den Landesteilen, wo die Textil⸗ 
induſtrie dominiert, ſind 60 bis 65 Prozent der ſich ſtellenden Burſchen dienſt⸗ 
untauglich. Mit welcher Quote insbeſondere die jugendlichen Textilarbeiter daran 
partizipieren, darüber ſchweigt die Statiſtik! Wohl nicht beſſer, eher noch ſchlimmer 
wird der Geſundheitszuſtand der Textilarbeiterinnen beſchaffen ſein. Beweiſe 
dafür — auf die hier nicht genauer eingegangen werden kann — liefert die Statiſtik: 
beſonders hohe Säuglingsſterblichkeit, Tot⸗ und Frühgeburten! — A 

Folgende Tabelle gibt eine Überſicht über Lohnverhältniſſe einiger wichtiger 
Induſtriebranchen. Das Material hierzu iſt ebenfalls aus: „Die Arbeitslöhne in den 
induſtriellen Betrieben des erſten ſchweizeriſchen Fabrikinſpektionskreiſes“ von 


Dr. F. Schuler geſchöpft. 
Leder und Häute: 


1. Lohngruppe 1,00 — 1,50 Franken —= 11,0 Prozent der Arbeiter 
2. - 1,50—2,00 „ 1668 3 . 
3. 2,00 — 2,50 = — 10,6 - = x 
4. - 2,503.00 110 - 2 
5 = 3,00—3,50 7 —— 14,0 7 = 7 
6 3,50 4,00 116 > . 
Lebensmittel: 
1. Lohngruppe 1,00 — 1,50 Franken — 10,1 Prozent der Arbeiter 
2. . 1,50 2,00 z 5 = = = 
3. - 8,50 4,00 18,1 - = - 
4 = 4,00—4,50 = — 17,0 = 7 = 
5 7 4,50 — 5,00 7 = 10,3 7 = = 
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Chemiſche Induſtrie: 


1. Lohngruppe 2,00 — 2,50 Franken — 9,0 Prozent der Arbeiter 
2. - 3,00—8,50 EU IESHNN: > 2 
3. : 3,50 — 4,00 s 24.5 E : 
4 e ER OS NE 14.700 a 5 
Papier- und graphiſche Induſtrie: 
1. Lohngruppe 1,00 —1,50 Franken = 13,8 Prozent der Arbeiter 
2. - 1,50— 2,00 13,2 5 5 - 
3. - 200250 =. = 87 - - : 
4 : 2,50 — 3,00 z 13,0 ⸗ - - 
5 : 3,00 - 3,50 : 8,5 E : - 
Holzinduſtrie: 
1. Lohngruppe 2,50 —3,00 Franken = 7,5 Prozent der Arbeiter 
2. z 3,00—3,50 z 1,6 = = . 
3. : i t - . > 
4, = 4,00—4,50 z —— 24,0 7 = = 
5. - BO oe a 1A,B ee ; - 
Steine und Erden: 
1. Lohngruppe 2,50—3,00 Franken = 12,3 Prozent der Arbeiter 
2. z 3,00— 3,50 z 38,6 : - - 
3. = 3,50—4,00 „ 17,4 - a 2 
4. - 4,00—4,50 „ 6l - - 2 


Metalle und Maſchinen: 


1. Lohngruppe 2,50 —3,00 Franken — 6,6 Prozent der Arbeiter 
2. - 3,50—4,00 „ 17,1 8 . 
3. - 400-450: 14,4 -: : 5 
4. - 4,50—5,00 „ 10,1 . : g 
5. - 5,00—6,50 „ — 154 - - - 
Für den ganzen J. Inſpektionskreis: 
1. Lohngruppe 1,00 —1,50 Franken = 11,5 Prozent der Arbeiter 
5 - 20 = - - 
3. 5 2,50 — 3,00 = 11 z = . 
4. - 3,00 — 3,50 1 . - a 
5. = 3,50—4,00 = 91 = - - 


Für die Lohngruppen über 4 Franken find die Angaben lückenhaft und un⸗ 
zuverläſſig, ſo daß ſich eine relative Quote nicht gut beſtimmen läßt. Für zirka 
30 Prozent der Arbeiter war es Schuler unmöglich, irgendwelche Auskunft zu er⸗ 
halten. Im ganzen erfahren wir aus der Schulerſchen Arbeit, daß 64,4 Prozent der 
Fabrikarbeiter Löhne zwiſchen 80 Pfennig und 3,20 Mark verdienen, bei 35,6 Pro⸗ 
zent ſind die Lohnverhältniſſe unbekannt. 

Hinſichtlich Alter und Geſchlecht der Arbeiter verteilen ſich die Lohngruppen der⸗ 
art, daß die erſte Lohngruppe ausſchließlich Minderjährige, die mittlere Frauen 
und ungelernte Männer und die höchſte ausſchließlich qualifizierte Arbeiter be⸗ 
ziehen. | 

Auch für den III. Kreis, umfaſſend die Kantone Bern, Luzern, Solothurn, Baſel, 
Schaffhauſen, Appenzell, Aargau und Thurgau, liegen Zahlen aus den Jahren 1891, 
1893 und 1895 vor. Ich notiere hier dieſe Zahlen für die wichtigſten Induſtrien, 
ausgedrückt in Jahreseinkommen und in der Reihenfolge dieſer Jahre. Die geſamte 
Textilinduſtrie 667, 613 und 651 Franken, darunter Baumwollinduſtrie 577 Franken 
(1893) und 650 Franken (1895), Seide 645 und 686 Franken, und die übrigen Textil⸗ 
branchen 626 und 610 Franken; Metallinduſtrie 1044, 1210 und 1029 Franken; 
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Maſchinen 1235 Franken (1895), Papier⸗ und graphiſche Induſtrie 676, 909 und 
969 Franken; Leder 713 und 609 Franken (1893/95); Schuhwaren 1042 Franken 
(1893); Holz 822, 731, 915 Franken; Steine und Erden 814, 824, 947 Franken; 
Uhren und Bijouterie 1408 (1893) und 1092 Franken (1895). Die Folgen einer 
Kriſis mußte hier jeder Proletarier mit 316 Franken (— circa 258 Mark) aus 
ſeinem Jahreseinkommen bezahlen! Chemiſche Induſtrie 1033 und 1155 Franken 
(1893/95). Der Geſamtdurchſchnittslohn für den III. Kreis ſtellt ſich auf 842, 842 
und 819 Franken. ) 

Kreis I und III umfaſſen ſämtliche deutſch-ſchweizeriſchen Kantone, die 
Arbeitslohnverhältniſſe, weſentlich übereinſtimmend, offenbaren uns ein deutliches 
Bild der ökonomiſchen Verhältniſſe des größten Teiles der ſchweizeriſchen Fabrik⸗ 
arbeiter. f 

Die Lohnverhältniſſe der Heimarbeiter ſind noch ſchlechtere. Dr. Schuler 
äußert ſich in ſeiner 1904 (nach dem Ableben des Verfaſſers) herausgegebenen Mono⸗ 
graphie: „Die ſchweizeriſche Hausinduſtrie“ wie folgt: „Der Lohn der Heimarbeiter 
iſt in den meiſten Fällen ein ungemein beſcheidener. Mit wenigen Ausnahmen iſt 
er geringer als derjenige der Fabrikarbeiter für die gleiche Leiſtung. Er reicht zu⸗ 
weilen nicht einmal hin für den notdürftigſten Lebensunterhalt.“ Speziell auf 
dieſe Verhältniſſe kann Raummangels halber nicht eingegangen werden. Für eine 
große Zahl von Heimarbeitern beträgt der Lohn zwiſchen 50 und 80 Pfennig! 
1— 1,50 Franken dürfte den normalen Lohnanſatz präſentieren, 1,50—2 Franken 
den guten, 2— 2,50 Franken den beſten. Mit ſolchen Löhnen werden zirka 
200000 Heimarbeiter abgeſpeiſt. a N 

Die Lohnzahlung ſoll nach dem Fabrikgeſetz mindeſtens vierzehntägig ſein; 
Ausnahmen ſind geſtattet. In der deutſchen Schweiz beziehen rund 10 Prozent der 
Arbeiter den Lohn wöchentlich, 77,5 Prozent zweiwöchentlich und 12,5 Prozent 
monatlich, in der franzöſiſchen Schweiz 23,5 Prozent wöchentlich, 47,5 Prozent zwei⸗ 
wöchentlich und 29 Prozent monatlich. Kurze Lohnauszahlungsfriſten bieten für den 
Arbeiter weſentliche Vorteile, insbeſondere kann er beſſer Urſache und Betrag der 
Lohnbußen kontrollieren. Längere Friſten ſind für den Kapitaliſten beſſer. So profi⸗ 
tiert die ganze ſchweizeriſche Fabrikantenſchaft bei zweiwöchentlichen Zahlungs⸗ 
friſten jährlich an Kapitalzinſen 325000 Franken. Ein ſchönes Trinkgeld! Bei 
kürzeren Lohnfriſten iſt der Arbeiter auch weniger abhängig vom Kredit beim 
Krämer uſw. N 

In 91 Prozent der Fälle wird der Samstag als Zahltag angegeben. Längſt 
verlangt ſchon unſere organiſierte Arbeiterſchaft aus praktiſchen Gründen die Ver⸗ 
legung des Zahltags auf einen anderen Wochentag; da aber der Samstag für 
die Fabrikanten beſſer paßt, bleibt es meiſt beim alten. 

Vom Truckſyſtem hört man in der Schweiz wenig, hingegen zahlen viele 
Fabrikanten ungeſetzlicherweiſe in ausländiſcher Münze, wobei ſie zum Beiſpiel an 
der deutſchen Mark 1¼ Pfennig profitieren. Ein Profit, welcher manchem Fabri⸗ 
kanten reichlich die Koſten einer Sommerreiſe deckt. Einen weiteren kleinen Neben⸗ 
profit leiſten ſich die Fabrikanten durch Lohneinbehaltung (Decompte); das 
Fabrikgeſetz erlaubt eine ſolche bis zur Höhe eines Wochenlohns. Von dieſer Er⸗ 
laubnis wird durchwegs Gebrauch gemacht. Dieſe Einrichtung bedeutet ein zinsloſes 
Darlehen in der Höhe von 4 bis 5 Millionen Franken. Arme arbeitende Prole⸗ 
tarier ſind die Gläubiger, die kapitaliſtiſche Klaſſe der Fabrikunternehmer die 
Schuldner! . | | 

Die Bußen ſollen im Intereſſe der Arbeiter verwendet werden, insbeſondere 
fallen ſie den Krankenkaſſen zu. Von den Bußen wird unterſchieden der Schaden⸗ 
erſatz für ſchlechte Arbeit und verdorbenes Material. Dieſe Beträge fallen 
dem Fabrikanten zu. Sie bringen manchem Unternehmer ein ſchönes Neben⸗ 
einkommen, denn nicht die Selbſtkoſten des Materials, ſondern den Verkaufs⸗ 
wert des fertigen Stückes muß der Arbeiter zahlen. So zum Beiſpiel meldet der 
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Inſpektionsbericht des II. Kreiſes pro 1900/01: Ein Uhrenſteinarbeiter, welcher für 
52 Franken Arbeit abgeliefert hatte, erhielt ausbezahlt 1,93 Franken; für ſchlechte 
Arbeit hatte man ihm 50,07 Franken abgezogen. Dieſes eine Beiſpiel aus vielen. 
Beſonders ſtark floriert das Abzugsweſen in der Maſchinenſtickerei; hier arteten die 
Lohnabzüge zum wahren Raubſyſtem aus und ſind weſentlich ſchuld an der gegen- 
wärtig herrſchenden Miſere dieſer Induſtrie (meiſtens Heiminduſtrie). Den Arbeitern 
fehlt meiſtens der Mut, gegen dieſes Unweſen aufzutreten, oder die Möglichkeit, die 
nötigen Beweismittel zu geben. Um welche Summen ſich die ſchweizeriſchen Fabri⸗ 
kanten aus dieſen Abzügen auf Koſten des Fabrikproletariats bereichern, iſt un— 
bekannt, da nur eine kleine Zahl gravierender Fälle zur Kenntnis der Inſpektoren 
gelangt. 5 

Anders verhält es ſich mit den ordentlichen Bußen. Das Geſetz verlangt Führung 
von Bußenregiftern, enthaltend Betrag und Grund der Buße. Die Höhe der 
Bußen richtet ſich nach Gnade der Aufſeher und nach den Induſtrien. Bei Kindern 
erreichen fie manchmal 70 bis 80 Prozent des Taglohns. 1890/91 ergeben pro Jahr 
und durchſchnittlich pro Arbeiter 66 Centimes, 1894/95 88 Centimes, 1900/01 
76 Centimes; Sticker (2,30 Franken) und Metallarbeiter (4,08 Franken pro Kopf) 
erfreuen ſich der höchſten Bußen. Rund 200000 Franken jährlich werden unſeren 
Fabrikarbeitern an Bußen von ihrem kargen Lohne abgezwackt. 

Haftpflicht und Betriebsunfälle. Das Haftpflichtgeſetz vom 25. Juni 1881 
unterſtellt ſämtliche Fabrikbetriebe der Haftpflicht. Entſchädigt wird jeder Unfall, 
und zwar der volle letzte Lohn und Verpflegungs- und Heilkoſten. Das Maximum 
der Entſchädigung für Tod oder gänzliche Erwerbsunfähigkeit beträgt 6000 Franken 
(4800 Mark), bleibender Nachteil wird entſchädigt nach Prozenten der Erwerbs— 
unfähigkeit, bei der Feſtſtellung der Summe kommen in Betracht das Alter des Ver⸗ 
unglückten und die Lohnhöhe. Ein bleibender Nachteil muß innerhalb Jahresfriſt nach 
dem Unfall geltend gemacht werden. Hafterſatzpflichtig iſt der Arbeitgeber; die 
meiſten wälzen das Riſiko durch Verſicherung bei ſchweizeriſchen Geſellſchaften ab, 
die Unfallprämien zahlen zur Hälfte Arbeiter und Fabrikant, mehrere Fabrikanten 
verzichten darauf, hierfür den Arbeitern Lohnabzüge zu machen. In Streitfällen ſieht 
das Geſetz für den Verunglückten koſtenfreien Rechtsbeiſtand (ſogenanntes Armen: 
recht) vor. Streitigkeiten entſcheidet der kantonale Richter, beziehungsweiſe das eid- 
genöſſiſche Bundesgericht in Lauſanne. Mittels Novelle vom 26. April 1887 wurden 
weitere mit beſonderen Gefahren verbundene, dem Fabrikgeſetz nicht unterſtellte, über 
fünf Arbeiter beſchäftigende Gewerbe der Haftpflicht unterſtellt; ſo zum Beiſpiel das 
Baugewerbe, Transport, Fuhrhalterei, Straßenbau, Steinbruch uſw. 

Die Geſamtzahl der angezeigten Unfälle in den Fabriken betrug für den Zeit⸗ 
raum 1891 bis 1900 100227. Zur Anzeige ſind verpflichtet nur „erhebliche Un— 
fälle“, das heißt Unfälle, die eine über ſechs Tage dauernde Arbeitsunfähigkeit ver⸗ 
urſachen. Jeder angezeigte Unfall wird von einer Ortsfabrikkommiſſion admini⸗ 
ſtrativ unterſucht, wobei dem Verunglückten Belehrung über die Tragweite des 
Unfalls und ſeine Rechte gegeben werden ſoll. Die Ortsfabrikkommiſſionen beziehungs⸗ 
weiſe die kantonalen Aufſichtsbehörden und die ſchweizeriſchen Fabrikinſpektoren 
führen darüber Kontrolle, ob der Verunglückte zu ſeinem Rechte gekommen iſt, ſie 
find befugt, gegebenenfalls, auch ohne Reklamation des Verunglückten, einzuſchreiten. 
Wie ſolches Einſchreiten manchmal geſchehen kann, zeigt folgender Fall. Ein dreißig⸗ 
jähriger Metallarbeiter verliert den linken Zeigefinger, ſein letzter Lohn war 
4,50 Franken, der Unfall wird geſchätzt: Bleibender Nachteil, Verluſt der Erwerbs⸗ 
fähigkeit — 8 Prozent. Fabrikant und Verſicherungsagent erklären die Sache als 
Bagatelle, der Arbeiter glaubt es, läßt ſich mit 100 Franken abſpeiſen und unter⸗ 
zeichnet eine Beſcheinigung, daß er voll befriedigt ſei und auf weiteres Verzicht leiſte. 
Die kantonale Regierung bekommt von dem Falle Kenntnis, erklärt, ohne jede Rekla⸗ 
mation ſeitens des verunglückten Arbeiters, die ganze Abmachung als ungeſetzlich 
und verlangt eine Enſchädigung für den bleibenden Nachteil im Betrag von 
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1250 Franken (1000 Mark), welchen Betrag, entſprechend einer achtprozentigen Er 
werbsunfähigkeit, die Verſicherungsgeſellſchaft auch ohne weiteres dem verunglückte 
Arbeiter ausbezahlte. 8 
Die Fabrikunfälle zeigen von Jahr zu Jahr große Steigerungen, von 6756 in 
Jahre 1891 auf 12861 im Jahre 1899. Setzen wir die Zahl der Unfälle in 
Jahre 1891 — 100, jo erhalten wir für dies Wachstum während der zehn Jahr 
folgende Reihe: 100, 110, 113,7, 125, 142,5, 156,5, 177,5, 183,5, 190,5, 185,5. Al; 
Durchſchnitt erhalten wir ferner für das Jahr 1891 auf je 100 Fabrikarbeite 
3,83 Unfälle, für 1899 ſtellt ſich das Verhältnis auf 5,45 und für 1900 auf 5,16. 
Die Geſamtzahl der Unfälle in haftpflichtigen, dem Fabrikgeſetz nicht unter 
ſtellten Betrieben belief ſich in den Jahren 1891 bis 1900 auf 78836, Auch bie: 
kommt ein ähnliches Wachstum der Unfälle wie bei den Fabrikunfällen vor, auf da: 
Jahr 1892 kommen 7,43 Prozent, während das Jahr 1900 mit 13,44 Prozent alle 
Unfälle partizipiert. Nach den einzelnen Gewerben verunglückten: 54,2 Prozent in 
Baugewerbe, 24,1 im Straßen- und Bahndienſt, 13,05 in Steinbrüchen, Waſſer⸗ und 
Brunnenbau, 6,57 in der Fuhrhalterei und 2,08 Prozent in verſchiedenen Gewerben 
Da hier die Zahl der verſicherungspflichtigen Betriebe wie auch die Zahl der Arbeiter 
unbekannt ſind, ſo können keine Durchſchnittswerte angegeben werden. (Schluß folgt. 


notizen. 


Die Schiffbrüche an den deutſchen Küſten. Seit dem Jahre 1865 beſteht die 
Deutſche Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger. Wie fie mitteilt, find ſeit 1865 
2693 Schiffe mit 14615 Perſonen verunglückt; von ihnen ſind nachweislich gerettet 
13439, nachweislich umgekommen 1172. Gerettet durch Selbſthilfe wurden 5166, 
durch Hilfe ſeitens anderer Schiffe 2896, durch Privathilfe vom Lande 2192 und 
durch Rettungsſtationen der Geſellſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger 3185 Perſonen, 
davon 2682 durch Rettungsbote und 503 durch Raketenapparate. Infolge der 
Witterungsverhältniſſe iſt die Zahl der in den einzelnen Jahren in Seenot geratenen 
Schiffe und Perſonen naturgemäß eine ſehr verſchiedene. Die größte Zahl der durch 
Rettungsſtationen der Geſellſchaft Geretteten zeigt das Jahr 1899/1900 mit 207 Per⸗ 
ſonen, die kleinſte das Jahr 1886 mit 10 Perſonen. Im Durchſchnitt ſind ſeit 1865 
jährlich durch Schiffbrüche an den deutſchen Küſten 375 Perſonen in Seenot 
geraten; davon ſind durchſchnittlich gerettet 344, umgekommen 30 Perſonen. Von 
den geretteten Perſonen wurden durchſchnittlich 132 durch Selbſthilfe, 74 durch Hilfe 
anderer Schiffe, 56 durch Privathilfe vom Lande und 82 durch Rettungsſtationen 
der Geſellſchaft gerettet. 

Unter den 2693 verunglückten Schiffen befanden ſich 1749 deutſche, 261 engliſche, 
246 ſchwediſche und norwegiſche, 179 niederländiſche, 118 däniſche, 71 ruſſiſche, 
18 franzöſiſche, 7 amerikaniſche, 5 ſpaniſche und portugieſiſche, 3 italieniſche, 1 öſter⸗ 
reichiſches und 1 griechiſches Schiff, während die Nationalität von 34 Schiffen nicht 
ermittelt werden konnte. Der Klaſſe nach verunglückten 1005 Seeſchiffe, 180 Dampfer 
und 1508 Küſtenfahrer. Von dieſen Schiffen verunglückten in der Nordſee: 603 
zwiſchen Ems und Weſer, 267 zwiſchen Weſer und Elbe, 567 vor der Elbe und an 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Küſte; in der Oſtſee: 210 an der ſchleswig⸗holſteinſchen 
Küſte, 78 an der Küſte von Mecklenburg, 355 an der Küſte des Regierungsbezirkes 
Stralſund, 305 an den Küſten der Regierungsbezirke Stettin und Cöslin, 138 an der 
Küſte des Regierungsbezirkes Danzig und 170 an der Küſte des Regierungsbezirkes 
Königsberg. rts. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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friedrich engels. 
Von Franz Mehring. 


Am 5. Auguſt dieſes Jahres vollenden ſich zehn Jahre, ſeitdem Friedrich Engels 
für immer die Augen geſchloſſen hat, nicht ſowohl am Schluſſe, als auf der Höhe 
eines glücklichen und reichen Lebens. Ihm war vergönnt, jung zu bleiben bis ins 
bibliſche Alter hinein, und ins Greiſenalter fiel der Schwerpunkt ſeiner hiſtoriſchen 
Wirkſamkeit, wie bei Laſſalle ins Jugend⸗ und bei Marx ins Mannesalter. 

Freilich wäre es falſch, daraus zu ſchließen, daß Engels ein langſam 
reifender Geiſt geweſen ſei. Er war vielmehr ein frühreifer Kopf, wie Laſſalle 
und auch Marx. Ja, in noch jüngerem Lebensalter als dieſe ſchrieb er ein 
epochemachendes Werk, ein Buch von bleibender Bedeutung, die erſte große 
Urkunde des wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Er zählte erſt vierundzwanzig 
Jahre, als er die Schrift über die Lage der arbeitenden Klaſſe in England ver- 
faßte. Ein ſo glänzender Eintritt in die Wiſſenſchaft, in ſo jungen Jahren, iſt 
immer ein ſehr ſeltener Erfolg, iſt ein um ſo untrüglicherer Beweis des Geiſtes 
und der Kraft, als ſich die ſtete Entwicklung eines halben Jahrhunderts daran 
geknüpft hat. Der Greis hat nur vollendet, was der Jüngling verſprochen hatte. 

Als Engels ſeinen bahnbrechenden Erſtling verfaßte, war er bereits mit 
Karl Marx bekannt. Sie hatten nicht nur Briefe miteinander gewechſelt, 
ſondern auch einige Tage perſönlich verkehrt und den Plan einer gemeinſamen 
Schrift entworfen, die ſpäter unter dem Titel „Die Heilige Familie“ erſchienen 
iſt. Allein auf das Buch über die Lage der engliſchen Arbeiterklaſſe hat Marx 
keinen Einfluß geübt, in keinem Sinne; es trug ihm vielmehr vieles entgegen, 
was ihm noch fremd war. Aber ſchon wenige Jahre ſpäter, als ſie gemeinſam 
das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ verfaßten, ſtand Engels in zweiter Reihe, wie 
er ſelbſt immer mit allem Nachdruck betont hat. Und ſo als der fähigſte zwar 
und der treueſte, aber doch immer nur als der Helfer ſeines Freundes kämpft 
er die Revolutionsjahre durch und verſchwindet dann faſt für ein Menſchen⸗ 
alter — bis auf ſpärliche Lebenszeichen — von der öffentlichen Ya Darauf 
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tritt er, ein faſt ſechzigjähriger Mann, mit feiner zweiten großen Schrift hervor, 
die wieder bahnbrechend in die Geſchichte des wiſſenſchaftlichen Sozialismus 
eingreift, und indem er die Waffen aufnimmt, die der müden Hand des ſter⸗ 
benden Freundes entgleiten, iſt er noch eine lange Reihe von Jahren der erſte 
Mann der internationalen Arbeiterbewegung. 

Was ihm Morgen und Mittag verſagt hatten, das hat ihm der Abend 
in reicher Fülle gegeben. Wie Engels ſelbſt meinte: in überreicher Fülle, 
wenn er auch wohl zugab, daß ihm ſein Schickſal manches ſchuldig geblieben 
ſei. In der Tat — ſeine Freundſchaft mit Karl Marx iſt das große Glück, 
aber auch das geheime Leid ſeines Lebens geweſen. Er hat ihr manches opfern 
müſſen, was zu opfern ſelbſt dem tapferen Manne ſchwer fällt, aber es ehrt 
ihn mehr, als die größte Geiſtestat ihn ehren könnte, daß er nicht leidigen und 
verdroſſenen Mutes, ſondern in freier Hingebung dem größeren Genius huldigte. 
Da er wußte, was die Kraft eines Marx für die Arbeiterſchaft bedeutete, ſo 
wußte er ſich zu beſcheiden, und wenn manches nicht unbeträchtliche Talent 
an dem Genius zerſchellte, an dem es neidiſch aufbegehrte, ſo iſt Engels — 
und Ahnliches gilt von Laſſalle — eben dadurch der Pair des Meiſters geworden, 
daß er ihm ohne jede Spur von Eiferſucht zur Seite trat. 

Es hieße müßigen Träumen nachhängen, wenn man darüber ſpintiſieren 
wollte, was aus Engels oder aus Marx geworden wäre, wenn ſie nicht mit⸗ 
einander zuſammengetroffen wären. Sie mußten ſich finden, ſo wie ſie nun 
einmal waren, und nur ſo viel mag den dankbaren Erben ihres gemeinſamen 
Lebenswerkes geſtattet ſein, auch den Sterblichen gerecht zu werden an dem, 
was unſterblich iſt. Hell und heiter ſcheint das Leben dahinzufliegen, das 
Engels geführt hat, verglichen mit den Stürmen, die das Leben eines Laſſalle 
und eines Marx zerwühlt haben, allein ohne Strudel, ja Wirbel iſt es nicht 
geweſen, und was ihm das Schickſal auf eine Weiſe erſpart hat, das mag es 
wohl auf andere Weiſe deſto unbarmherziger eingetrieben haben. Sogar dem 
Toten hat es jähen Wechſel nicht erſpart; nur daß der Lebende mit der ge 
laſſenen Ruhe des Weiſen dieſen Wechſel vorausſah: Engels pflegte in ſeinen 
letzten Jahren zu ſagen, daß die Anerkennung, die ihm, wie er meinte, über⸗ 
ſchwenglich entgegengebracht würde, ſich ſchon ins richtige Gleichgewicht ſetzen 
werde, ſobald er nicht mehr unter den Lebenden weile. f 

Das iſt denn auch geſchehen, und heute iſt die Gefahr viel größer, ihn zu 
unter⸗, als ihn zu überſchätzen. Denn mächtiger und wuchtiger hebt ſich Karl 
Marx empor, trotz oder auch wegen des Liliputanergeſchlechtes, das an dem 
Fußgeſtell ſeines Monumentes in hilfloſer Eitelkeit emporklettern möchte, um ihm 
den Lorbeer vom Haupte zu reißen. So ſcheint er auch weit über Engels 
hinauszuwachſen. Jedoch Marx kann nicht ſteigen, ohne daß Engels mit ihm 


ſteigt. Denn Engels war niemals bloß ſein Ausleger und ſein Helfer, wie 


Marx deren bei ſeinen Lebzeiten und nach ſeinem Tode manchen gefunden 
hat, ſondern ſein ſelbſtändiger Mitarbeiter, ein ihm nicht gleicher, aber doch 
ihm ebenbürtiger Geiſt, und man darf — um einen in mancher Beziehung 
naheliegenden Vergleich zu ziehen — die hiſtoriſche Bedeutung Leſſings nicht 
verkennen, weil Leibniz ein univerſellerer Kopf geweſen ift. - 
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Doch wenn man von Engels nicht ſprechen kann, ohne von Marx zu 
ſprechen, und von beiden nicht, ohne ein leiſe wägendes Wort ihrer Freund- 
ſchaft zu widmen, ſo war es am wenigſten die Art von Engels, über das zu 
greinen, was ihm das Schickſal etwa verſagt hatte. „Die Geſchichte wird das 
alles ſchließlich in Ordnung bringen“, meinte er wohl, „und bis dahin iſt man 
glücklich um die Ecke und weiß nichts mehr von nichts.“ Ungleich näher, als 
die Sorge um ſeinen Nachruhm, ging ihm die Freude darüber, zu ſehen, wie 
herrlich die Ernte ſeines Lebens in die Halme ſchoß. Nur der eine Tropfen 
Wermut fiel ihm in dieſen Freudenbecher, daß Marx nicht mehr neben ihm 
ſtehe, um desſelben Anblicks froh zu werden. So iſt ſein reiches Leben denn 
auch ein glückliches Leben geweſen; ſpurlos gingen die Jahre und die Sahr- 
zehnte an ihm vorüber, und nach einem kurzen Krankenlager, über deſſen 
Qualen ihn ſein heiteres Temperament hinwegführte, raffte ein leichter Tod 
den Fünfundſiebzigjährigen dahin. 

Auch wir mögen heute klagen, daß er nicht mehr neben uns ſteht, um des 
Anblicks froh zu werden, den die Revolution bietet, wie ſie herrlich in die 
Halme ſchießt. Sicherlich nicht allem, was ſich ſeit zehn Jahren in der inter- 
nationalen und namentlich auch in der deutſchen Sozialdemokratie abgeſpielt 
hat, hätte Engels ſeinen Beifall geſpendet. Und wenn es wahr iſt, daß kein 
Menſch unerſetzlich ſei, ſo iſt es doch nicht minder wahr, daß ſein durchdringender 
Blick und ſein weiſer Rat der modernen Arbeiterbewegung manchen Umweg er— 
ſpart hätte, wenn ihm ein längeres Leben beſchieden geweſen wäre. Aber über 
alles andere, über manches Kleine und Kleinliche würde ihn das weltgeſchichtliche 


Schauſpiel des revolutionären Rußlands erheben, das gewaltige Auflodern der 


Flammen, deren Funken geſchürt zu haben nicht zu den letzten Verdienſten gehört, 
die Engels und Marx ſich um die internationale Arbeiterbewegung erworben haben. 

Als Revolutionäre, die ſie vom Scheitel bis zur Zehe, die ſie all ihr Lebtag 
waren, haben ſie im Sturze des zariſchen Deſpotismus ſtets eine große Wende 


der proletariſchen Revolution geſehen. Zum Kriege gegen dies von Blut und 


Schmutz triefende Regiment riefen ſie ſchon in der „Neuen Rheiniſchen Zei— 


tung“, und ihm den Stoß ins Herz zu führen war eine Aufgabe, die ſie nie 


aus den Augen verloren haben. An ihrem Geiſte und an ihren Lehren hat 
ſich die Kerntruppe der ruſſiſchen Revolution genährt, und der Morgenſonnen⸗ 


ſchein, der im Oſten ſich verbreitet, ſendet ſeine Grüße zum Friedhofshügel in 
der engliſchen Metropole, wo der Revolutionär Marx ſchlummert, und über die 
Wogen des Meeres, in denen die Aſche des Revolutionärs Engels zerſtäubt iſt. 


Immer ſtrahlte ihr Geiſt am hellſten, war ihr Gedanke am ſchärfſten und 


ihr Wort am kühnſten, wenn das alternde Europa unter dem ehernen Tritte 


der Revolution ächzte. So iſt ihr Andenken lebendig unter denen, für die ſie 
gelebt, gekämpft und Unſterbliches geſchaffen haben; jeder Gedenktag ihrer 
Geburt und ihres Todes friſcht es noch lebendiger auf, aber als lebten ſie noch 
unter uns, ſo hören wir den metallenen Klang ihrer Stimme, wenn ein neues 
revolutionäres Zeitalter heraufdämmert über die zu Tode keuchende Miſere 
der Welt, die nur Unterdrücker und Unterdrückte kennt. 
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ul Erinnerungen an friedrich Engels. 


Don Paul Zafargue. 

Ich machte Engels’ Bekanntſchaft im Jahre 1867, dem Jahre der Veröffent⸗ 
lichung des erſten Bandes des „Kapital“. 

„Ich muß dich jetzt, wo du der Bräutigam meiner Tochter biſt, Engels 
vorſtellen“, ſagte mir Marx, und wir reiſten nach Mancheſter ab. 

Engels lebte mit ſeiner Frau und deren Nichte, die damals ſechs bis ſieben 
Jahre alt war, in einem Häuschen am äußeren Ende der Stadt; einige Schritte 
weiter befand man ſich ſchon im freien Felde. Er war zu jener Zeit Teilhaber 
an einem Unternehmen, das ſein Vater gegründet hatte. Gleich Marx war er 
nach der Niederſchlagung der Revolution auf dem Kontinent nach London 
geflüchtet, und er wollte ſich ebenſo wie dieſer völlig der politiſchen Agitation 
und den wiſſenſchaftlichen Studien hingeben. 

Doch Marx hatte ſein Vermögen und das ſeiner Frau im Sturme der Re⸗ 
volution verloren, und auch Engels beſaß keine Hilfsmittel; er mußte daher auf 
Einladung ſeines Vaters nach Mancheſter zurückkehren und in deſſen Unter⸗ 
nehmen die Stellung eines Kommis, die er ſchon 1845 bekleidet hatte, wieder 
einnehmen, während Marx durch ſeine wöchentlichen Korreſpondenzen für die 
„New Vork Tribune“ kaum die dringendſten Bedürfniſſe ſeiner Familie zu 
befriedigen vermochte. 

Engels führte von da bis 1870 eine Art Doppelleben: die ſechs Wochen⸗ 
tage war er von 10 bis 4 Uhr Kaufmann, der hauptſächlich die vielſprachige 
Korreſpondenz des Hauſes zu führen hatte und auf die Warenbörſe ging; im 
Mittelpunkt der Stadt hatte er eine offizielle Wohnung, wo er ſeine Geſchäfts⸗ 
freunde empfing, während er in ſeinem kleinen Vorſtadthäuschen nur ſeine 
politiſchen und wiſſenſchaftlichen Freunde zuließ, unter ihnen der Chemiker 
Schorlemmer und Samuel Moore, der ſpätere überſetzer des erſten Bandes 
des „Kapital“ ins Engliſche. Seine Gattin, von iriſcher Abſtammung und 
eine heißblütige Patriotin, ſtand in fortgeſetzter Verbindung mit Irländern, 
deren es in Mancheſter ſehr viele gab, und war ſtets auf dem laufenden über 
ihre Komplotte; mehr als ein Fenier fand Unterkunft in ihrem Hauſe, und ihr 
verdankte es der Führer des Handſtreichs, der die zum Tode verurteilten Fenier 
auf dem Wege zum Galgen befreien wollte, daß er der Polizei entwiſchen 
konnte. Engels, der ſich für die Fenierbewegung intereſſierte, hatte Dokumente 
zu einer Geſchichte der engliſchen Herrſchaft in Irland geſammelt; einige Teile 
davon müſſen niedergeſchrieben ſein und ſich unter ſeinen Papieren vorfinden. 

Wenn er des Abends, befreit von der geſchäftlichen Sklaverei, in ſein 
Häuschen heimgekehrt, wieder ein freier Menſch wurde, ſo führte er tagsüber 
nicht nur das Geſchäftsleben der Induſtriellen Mancheſters, ſondern er teilte 
auch ihre Vergnügungen; er nahm teil an ihren Verſammlungen, an ihren 
Banketten und an ihren Sports. Als vortrefflicher Reiter beſaß er ein eigenes 
Jagdpferd (hunter), um an den Fuchsjagden teilzunehmen; niemals verſäumte 
er, dabei zu ſein, wenn Adel und Gentry der Umgebung nach altem feudalen 
Brauche alle Reiter in der Runde einluden, die Fuchshatz mitzumachen: er war 
der erſten einer unter den Eifrigſten bei der Verfolgung, der alle Gräben, 
Hecken und ſonſtigen Hinderniſſe nahm. „Ich fürchte immer, eines Tages zu 
hören, daß ihm ein Unfall zugeſtoßen iſt“, ſagte mir Marx. 


. 
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Ich weiß nicht, ob ſeine Bourgeoisbekannten Kenntnis von feinem anderen 
Leben hatten; die Engländer ſind ſo ungemein diskret und ſo wenig neugierig 
für alles, was ſie nichts angeht; aber auf alle Fälle wußten ſie abſolut nichts 
von den hohen geiſtigen Eigenſchaften des Mannes, mit dem fie täglich ver- 
kehrten, denn Engels zeigte ihnen ſehr wenig von ſeinem Wiſſen. Er, den 
Marx als einen der gelehrteſten Männer Europas ſchätzte, war für ſie nichts 
als ein luſtiger Kumpan, der einen guten Tropfen zu würdigen wußte. So war 
die Meinung der Kaufleute von Mancheſter über ihn, wie ſich einer von ihnen 
Frau Marx gegenüber äußerte. „Engels iſt ein frivoler Menſch“, hatte eine 
Dame 1848 von ihm geſagt. Nie war ein Gelehrter weniger pedantiſch als er. 

Bis zum Ende ſeiner Tage iſt er der heitere Gefährte, der angenehme 
Kamerad geblieben. Er liebte ſtets die Geſellſchaft der Jugend und er war 
ſtets ein gaſtfreier Wirt. Zahlreich ſind die Sozialiſten Londons, die durch⸗ 
reiſenden Genoſſen, die Flüchtlinge aus allen Ländern, die am Sonntag ſich 
an ſeinem brüderlichen Tiſche verſammelten, und ſie alle verließen ſein Haus 
entzückt von dieſen Abenden, die er durch ſeine hinreißende Lebhaftigkeit, ſeinen 
Geiſt, ſeine nie alternde Heiterkeit belebte. 

Man kann an Engels nicht denken, ohne daß Marx unmittelbar in der 
Erinnerung auftaucht, und umgekehrt: ihre Exiſtenzen haben ſich ſo ineinander 
verflochten, daß ſie ſozuſagen ein einziges Leben bildeten; dennoch waren ſie 
ſtark ausgeprägte und ſehr voneinander verſchiedene Perſönlichkeiten nicht bloß 
nach der äußeren Erſcheinung, ſondern auch nach Temperament, Charakter und 
nach der Art, zu denken und zu fühlen. In den letzten Novembertagen des 
Jahres 1842 lernten ſie ſich perſönlich kennen, bei einem Beſuche, den Engels 
der Redaktion der „Rheiniſchen Zeitung“ abſtattete. Als Marx „eine durch die 
Zenſur verurſachte Einſtellung der ‚Rheiniſchen Zeitung‘ dazu benutzte, um zu 
heiraten“ und nach Frankreich zu gehen, beſuchte ihn Engels im September 1844 
auf einige Tage in Paris. „Beide waren“, wie Engels in ſeiner Biographie 
von Marx mitteilt, „ſeit der gemeinſamen Arbeit an den Deutſch⸗franzöſiſchen 
Jahrbüchern“ in Briefwechſel getreten, und von hier an datiert das Zuſammen⸗ 
wirken beider, das nur mit dem Tode von Marx ein Ende nahm.“ Anfang 
1845 wurde Marx durch das Miniſterium Guizot auf das Verlangen der preußi- 
ſchen Regierung aus Frankreich ausgewieſen und zog nach Brüſſel; bald darauf 
kam auch Engels dorthin, und als die Revolution von 1848 die „Rheiniſche 
Zeitung“ wieder ins Leben rief, war Engels an Marx' Seite und vertrat 
ihn in der Leitung der Zeitung, wenn dieſer abweſend ſein mußte. Doch 
gewann Engels trotz ſeiner geiſtigen Überlegenheit nicht dieſelbe Autorität 
wie Marx gegenüber ſeinen Mitredakteuren, jungen Leuten, die ſich alle durch 
Talent, revolutionären Geiſt und Kampfesmut auszeichneten. Marx erzählte 
mir, daß er nach der Rückkehr von einer Reiſe nach Wien die Redaktion durch 
Streitigkeiten zerſplittert fand, die Engels nicht hatte beilegen können; die 
Gegenſätze waren ſo zugeſpitzt, daß man ſie nur durch Duelle löſen zu können 
glaubte; es hätte ſeiner ganzen Diplomatie bedurft, um den Frieden mieder- 
herzuſtellen. Marx war ein geborener Leiter der Menſchen; er übte ſeinen 
Einfluß auf alle aus, die mit ihm in Verbindung traten. Engels war der 
erſte, dies anzuerkennen; oft hat er mir geſagt, daß Marx ſeit ſeiner früheſten 
Jugend allen durch die Klarheit und Entſchiedenheit ſeines Charakters im- 
poniert hätte, er war der wahre Führer, in den alle vollſtes Vertrauen ſetzten, 
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ſelbſt bei Dingen, die außerhalb ſeiner Kompetenz lagen, wie folgende Tatſache 
beweiſen mag. Wolff, dem der erſte Band des „Kapital“ gewidmet iſt, war in 
Mancheſter, wo er wohnte, ſchwer erkrankt. Die Arzte gaben ihn auf, aber 
Engels und ſeine Freunde wollten den ſchrecklichen Urteilsſpruch nicht glauben 
und erklärten einſtimmig, Marx müſſe telegraphiſch herbeigerufen werden, um 
ſeine Meinung abzugeben. : 

Engels, der in England gelebt und daſelbſt die Theoretiker der politifchen 
Okonomie, die Lage der Arbeiter, die Bedingungen der Großinduſtrie und die 
chartiſtiſche Bewegung ſtudiert hatte, nahm einen entſcheidenden Einfluß auf 
die geiſtige Richtung von Marx, der bis dahin ſich mehr mit Philoſophie, 
Geſchichte, Rechtswiſſenſchaft und Mathematik befaßt hatte. Er war die ver⸗ 
anlaſſende Urſache, die dieſen beſtimmte, fich der politiſchen Ökonomie zu widmen, 
von der ſeine Familie und ſeine Univerſitätsprofeſſoren nur eine ſehr geringe 
Meinung hatten. Bald wurde es Marx klar, daß in den ökonomiſchen Erſchei⸗ 
nungen der Schlüſſel zur Geſchichte der Geſellſchaft und der Ideen zu ſuchen 
ſei. Engels erzählte mir, daß Marx 1848 in Paris im Cafs de la Regenee, 
einem der erſten Zentren der Revolution von 1789, ihm zum erſtenmal den 
ökonomiſchen Determinismus ſeiner Theorie der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung vortrug. 

Engels und Marx hatten die Gewohnheit angenommen, zuſammen zu 
arbeiten; Engels, der doch die Genauigkeit bis zum äußerſten trieb, konnte 
dennoch manchmal über die Skrupuloſität von Marx ungeduldig werden, der 
keinen Satz aufſtellen wollte, den er nicht auf zehn verſchiedene Arten beweiſen 
konnte. | 

Nach der Niederwerfung der Revolution mußten die beiden Freunde ſich 
trennen. Der eine ging nach Mancheſter, der andere blieb in London; aber 
ſie hörten nicht auf, in Gedanken miteinander zu leben: jeden Tag oder doch 
faſt jeden Tag, während ſiebzehn Jahren, teilten ſie ſich durch Briefe ihre 
Eindrücke und ihre Betrachtungen über die politiſchen Ereigniſſe und die Fort⸗ 
ſchritte ihrer Studien mit. Dieſe Korreſpondenz exiſtiert noch. Engels verließ 
Mancheſter, ſobald er ſich von dem kaufmänniſchen Joche freimachen konnte, 
und eilte nach London, wo er ſich in Regent's Park Road niederließ, zehn 
Minuten von Maitland Park, wo Marx wohnte. Jeden Tag gegen 1 Uhr 
begab er ſich zu Marx, und wenn das Wetter ſchön und Marx disponiert 
war, ſo gingen ſie zuſammen nach der Heide von Hampſtead ſpazieren; wenn 
nicht, dann blieben ſie eine oder zwei Stunden beiſammen, um zu plaudern, 
wobei ſie im Arbeitszimmer von Marx auf und ab gingen, der eine in der 
einen Diagonale, der andere in der anderen. Ich entſinne mich einer Dis⸗ 
kuſſion über die Albigenſer, die ſich durch mehrere Tage hinzog. Marx ſtudierte 
eben die Rolle der jüdiſchen und chriſtlichen Finanzmänner des Mittelalters. 
In den Zwiſchenzeiten bis zu ihrem Wiederſehen machten ſie Nachforſchungen 
über die ſtrittige Frage, um zum gleichen Reſultat zu gelangen. Keine andere 
Kritik ihrer Gedanken und Arbeiten hatte für ſie dieſelbe wichtige Bedeutung, 
als ihre wechſelſeitige: ſie hatten die höchſte Meinung voneinander. Marx 
wurde nicht müde, die Univerſalität des Wiſſens von Engels zu bewundern, 
wie auch feine wunderbare geiſtige Elaſtizität, die ihm geſtattete, mit Leichtige 
keit von einem Gegenſtand zum anderen überzugehen, und Engels liebte es, die 
Macht von Marxens Analyſe und Syntheſe anzuerkennen. „Gewiß“, ſagte er 
mir eines Tages, „wäre man auf jeden Fall dahin gelangt, den Mechanismus 
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der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe zu verſtehen und auseinanderzuſetzen und 
die Geſetze ihrer Entwicklung zu entdecken und zu erklären, allein man hätte 
viel Zeit dazu gebraucht und die Arbeit wäre Stückwerk und Flickwerk geweſen. 
Nur Marx allein war imſtande, alle ökonomiſchen Kategorien in ihrer dialek⸗ 
tiſchen Bewegung zu verfolgen, ihre Entwicklungsmomente mit den ſie beſtim⸗ 
menden Urſachen zu verbinden und den Bau der Geſamtheit der Okonomie in 
einem theoretiſchen Monument zu rekonſtruieren, deſſen einzelne Partien ſich 
gegenſeitig ſtützen und beherrſchen.“ 

Doch nicht nur arbeiteten ihre Gehirne gemeinſam, es beſeelte ſie auch die 
zärtlichſte Zuneigung füreinander: immer war der eine darauf bedacht, dem 
anderen eine Freude zu machen; der eine war auf den anderen ſtolz. Eines 
Tages bekam Marx einen Brief ſeines Hamburger Verlegers, der ihm von 
einem Beſuch erzählte, den ihm Engels gemacht, und den er dabei als einen 
der reizendſten Menſchen kennen gelernt habe. „Ich wollte den ſehen“, rief er 
ſich beim Leſen unterbrechend aus, „der Fred nicht ebenſo liebenswürdig als 
gelehrt findet!“ 

Alles hatten ſie gemeinſam: die Börſe und das Wiſſen. Als Marx mit 
der Korreſpondenz für die „New Vork Tribune“ betraut wurde, lernte er 
Engliſch: Engels überſetzte ſeine Artikel, ja ſchrieb ſie ſogar, wenn es nötig 
war. Und als Engels ſeinen „Anti⸗Dühring“ vorbereitete, unterbrach Marx 
ſeine Arbeiten, um für ihn eine ökonomiſche Abhandlung zu ſchreiben, von der 
Engels einen Teil benutzte, wie er öffentlich erklärt hat. 

Engels dehnte ſeine Freundſchaft auf die ganze Familie aus; die Töchter 
von Marx waren ſeine Kinder, ſie nannten ihn ihren zweiten Vater. Seine 
Freundſchaft ging bis über das Grab hinaus. Nach Marx' Tode war nur 

Engels imſtande, ſeine Manuffripte zu ſichten und ſeine nachgelaſſenen Werke 

herauszugeben. Er ſetzte ſeine allgemeine Philoſophie der Wiſſenſchaften zur 
Seite, an der er ſeit mehr als zehn Jahren arbeitete und für die er eine Über⸗ 
ſicht über alle Wiſſenſchaften und deren letzte Fortſchritte gemacht hatte, um 
ſich ganz der Veröffentlichung der beiden letzten Bände des „Kapital“ zu 
widmen. 

Engels liebte das Studium um des Studiums willen: ihn intereſſierten 
alle Gebiete. Nach der Niederwerfung der Revolution 1849 war er auf ein 
Segelſchiff gegangen, um von Genua nach England zu gehen, da ihm die 
Reiſe von der Schweiz durch Frankreich unſicher ſchien. Dieſe Gelegenheit 
hatte er benutzt, um ſeemänniſche Kenntniſſe zu erwerben; er hatte an Bord 
ein Tagebuch geführt, worin er die Veränderungen im Stande der Sonne, die 
Windrichtungen, die Beſchaffenheit des Meeres uſw. notierte. Dieſes Tagebuch 
muß ſich unter ſeinen Papieren finden; denn der bewegliche, ungeſtüme Engels 
war methodiſch wie eine alte Jungfer. Er bewahrte alles und regiſtrierte es 
mit der peinlichſten Genauigkeit. | 

Philologie und Kriegskunſt waren feine erſten Lieben geweſen; er wurde 
ihnen niemals untreu und hielt ſich ſtets über ihre Fortſchritte auf dem 
laufenden. Die geringfügigſten Details erſchienen ihm wertvoll; ich entſinne 
mich, wie er mit ſeinem Freunde Meſa, der aus Spanien kam, laut den 
Romancero las, um eine Lektion im Akzentuieren zu nehmen. Seine Kenntnis 
der europäiſchen Sprachen, ja ſogar der Dialekte war unglaublich groß. Als 
ich nach dem Falle der Kommune mit den Mitgliedern des Nationalrats der 
Internationale in Spanien zuſammentraf, erzählten ſie mir, daß ein gewiſſer 
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Angel mich im Sekretariat des Generalrats für Spanien vertrete, der das 
reinſte Kaſtilianiſch ſchreibe; dieſer Angel war der ſpaniſch ausgeſprochene 
Engels; als ich mich nach Liſſabon begab, meldete mir Francia, der Sekretär 
des Nationalrats für Portugal, daß er von Engels Briefe im tadelloſeſten 
Portugieſiſch bekäme — eine hübſche Leiſtung, wenn man die Ähnlichkeiten und 
kleinen Differenzen zwiſchen den beiden Sprachen untereinander und dem Italie⸗ 
niſchen bedenkt, das er mit gleicher Meiſterſchaft beherrſchte. Er legte eine 
gewiſſe Koketterie darein, den Perſonen, mit denen er korreſpondierte, in ihrer 
Mutterſprache zu ſchreiben: er ſchrieb ruſſiſch an Lawroff, franzöſiſch an Fran⸗ 
zoſen, polniſch an Polen uſw. Er ſchwelgte in der Lektüre von Lokaldialekten, 
er beeilte ſich, die populären Schriften von Bignami kommen zu laſſen, die im 
Mailänder Dialekt abgefaßt waren. Am Strande von Ramsgate zeigte ein 


Schaubudenbeſitzer, der von einer Menge kleiner Leute aus London umlagert 


war, einen bärtigen Zwerg in braſilianiſcher Generalsuniform. Engels ſprach 
ihn portugieſiſch, dann ſpaniſch an — keine Antwort. Endlich ließ der 
General ein Wörtchen fallen. „Aber“, rief Engels aus, „dieſer Braſilianer iſt 
ja ein Irländer!“ — und er apoſtrophierte ihn in ſeinem heimiſchen Dialekt. Der 
arme Unglückliche weinte vor Freuden, als er ihn hörte. „Engels ſtottert in 


zwanzig Sprachen“, ſagte ein Kommuneflüchtling, indem er ſich über Engels’ 


leichtes Stottern in Augenblicken der Erregung luſtig machte. 
Kein Gebiet war ihm gleichgültig; in ſeinen letzten Lebensjahren begann er 


Werke über Geburtshilfe zu leſen, weil eine bei ihm wohnende Frau F.. 


ſich auf ein mediziniſches Examen vorbereitete. Marx warf ihm vor, daß er 
ſich ſo zerſplittere, auf ſo vielerlei Gegenſtände, nur zum Vergnügen, „ohne 


daran zu denken, für die Welt zu arbeiten“. Er gab ihm den Vorwurf zurück, 
indem er ſagte: „Ich würde mit Vergnügen die ruſſiſchen Veröffentlichungen 


über die Lage der Landwirtſchaft verbrennen, die dich ſeit Jahren hindern, das 
„Kapital zu vollenden.“ 
Marx hatte ſich nämlich an das Studium der ruſſiſchen Sprache gemacht, 


weil einer ſeiner Freunde, D. . .. aus Petersburg, ihm die zahlreichen und 


dicken Berichte einer landwirtſchaftlichen Enquete geſchickt hatte, deren Veröffent⸗ 


lichung von der ruſſiſchen Regierung verboten worden war wegen der ſchreck⸗ 


lichen Zuſtände, die ſie offenbarten. 

Es genügte Engels, ſeinen Drang nach Erkenntnis zu befriedigen; doch 
war ſeine Wißbegierde erſt befriedigt, wenn er ſich bis ins kleinſte Detail zum 
Herrn des Gegenſtandes gemacht, den er ſtudierte. Wenn man ſich annähernd 


eine Vorſtellung von der Ausdehnung und der unendlichen Mannigfaltigkeit 
ſeiner Kenntniſſe gemacht hat und dabei ſein tätiges Leben in Betracht zieht, 


muß man darüber erſtaunen, wie Engels, der nichts vom Stubengelehrten an 


ſich hatte, dahin gelangen konnte, eine ſolche Summe von Wiſſen in ſeinem 


Kopfe aufzuſpeichern. Er verband mit einem ebenſo ſicheren wie umfangreichen 
und ſchlagfertigen Gedächtnis ſowie mit einer außerordentlichen Schnelligkeit 
des Arbeitens eine nicht weniger bewunderungswürdige Leichtigkeit der Auf⸗ 


faſſung. Er lernte ſchnell und mühelos. In ſeinen beiden großen hellen 


Arbeitszimmern, deren Wände von Bücherſchränken bedeckt waren, lag kein 
Schnipfelchen Papier auf dem Boden, und die Bücher, mit Ausnahme von 


etwa einem Dutzend auf dem Schreibtiſch befindlichen, ſtanden alle an ihrem 


Platze. Dieſe Räume erſchienen eher als Empfangszimmer wie als Studier⸗ 


zimmer eines Gelehrten. 


3 
H. Ströbel: Gewerkſchaften und „ſozialiſtiſcher Geiſt“. 561 


Seine eigene Perſon war ebenſo ſorgſam gehalten: immer ſtramm und 
peinlich nett, ſah er ſtets aus, als ſei er bereit, bei einer Revue zu erſcheinen, 
wie damals, wo er als Einjährigfreiwilliger in der preußiſchen Armee diente. 
Ich kenne niemand, der ſo lange dieſelben Kleider trug, ohne ſie zu zerdrücken 
oder aus der Form zu bringen. War er für ſeine Perſon auch haushälteriſch 
und machte bloß ſolche Ausgaben, die er für unbedingt nötig hielt, ſo war er 
doch von unbegrenzter Freigebigkeit gegenüber der Partei und den Parteigenoſſen, 
die in der Not ſich an ihn wendeten. 

Engels lebte in Mancheſter, als die „Internationale“ gegründet wurde. 
Er dachte ziemlich ſkeptiſch über die damaligen Ausſichten einer Wiederbelebung 
der kommuniſtiſchen Bewegung, die in der Niederlage der Revolution von 1848 
zuſammengebrochen war; er hätte ſich anfangs wenig dafür intereſſiert, wäre 
nicht Marx unter den Begründern der Organiſation geweſen, der übrigens auch 
gezögert hatte, ehe er daran teilnahm. Engels unterſtützte die Internationale 
peluniär und arbeitete an deren Zeitung „The Commonwealth“ mit, die 
der Generalrat gegründet hatte. Aber nach der deutſch⸗franzöſiſchen Kriegs⸗ 
erklärung und nach ſeiner Überſiedlung nach London widmete er ſich ihrer 
Entwicklung mit jenem Eifer, der ihn bei allem auszeichnete, was er unter: 
nahm. 

Der Krieg begeiſterte ihn zuerſt als militäriſchen Taktiker; von Tag zu Tag 
verfolgte er die kriegführenden Armeen, und mehr als einmal kündigte er im 
vorhinein die Maßnahmen des deutſchen Generalſtabs an, wie dies ſeine Artikel 
in der „Pall Mall Gazette“ bezeugen. Zwei Tage vor Sedan hatte er die 
Umzinglung der napoleoniſchen Armee vorhergeſagt. Dieſe Vorausſagungen, 
die übrigens in der engliſchen Preſſe viel bemerkt wurden, trugen ihm von 
Marx' älteſter Tochter Jenny den Titel „General“ ein. Nach dem Sturze 
des Kaiſerreichs hatte er nur den einen Wunſch und die eine Hoffnung: den 
Triumph der franzöſiſchen Republik. Engels und Marx hatten kein Vaterland; 
ſie waren nach Marx' Ausſpruch Weltbürger. 


bewerkſchaften und ‚fozialiftifher Geiſt'. 
Von H. Ströbel. 


Als vor fünf Jahren Genoſſe Kautsky und der Verfaſſer ſich in dieſer 
Zeitſchrift mit dem Verhältnis der Gewerkſchaften zu der Partei beſchäftigten 
und die Gefahren darlegten, die aus einer „Neutraliſierung“ der Gewerkſchaften 
der ſozialiſtiſchen Bewegung erwachſen müßten, gab es nicht wenige „Praktiker“ 
md „Kenner“, die überlegen und mißbilligend ihr Haupt über eine ſolche 
„Geſpenſterſeherei“ wiegten. Jetzt, nach dem Kölner Gewerkſchaftskongreß, iſt 
nit einem Male aus manchem gutgläubigen Paulus ein zweifelsbanger Saulus 
jeworden. So hat ſich auch des Genoſſen v. Elm, der noch im Jahre 1900, 
md zwar ebenfalls in dieſer Zeitſchrift, über die „ängſtlichen Sozialiſten“ 
pottete, nunmehr ſchwerſte Beſorgnis bemächtigt. In einem Artikel in den 
Sozialiſtiſchen Monatsheften“ erklärt er rundheraus: 

„Nach Köln kann ich nur ſagen: Die deutſche Gewerkſchaftsbewegung 
ſteht vor der Gefahr, in die Bahnen der engliſchen Gewerkſchafts— 
bewegung hineinzukommen. Die Führer der großen Gewerkſchaften 
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fangen an, wie in England, die Stellungnahme zu allgemeinen Fragen rein 
rechneriſch zu erwägen; mehr und mehr tritt das ideale Moment in 
den Hintergrund.“ 

Nachdem Genoſſe v. Elm die Beſchlüſſe des Kongreſſes über die Frage des 
Maſſenſtreiks als „Maulkorbgeſetz in ſchlimmſter Form“ bezeichnet, das einem 
„bedauerlichen Bedürfnis nach Ruhe“ entſprungen ſei, zieht er folgende hiſto⸗ 
riſche Parallele: 

„Der Kenner der Geſchichte der engliſchen Arbeiter wird hier 
unwillkürlich an den unglücklichen Verlauf der Chartiſtenbewegung in Eng⸗ 
land erinnert: auch dort verlangten die Gewerkſchaftsführer Ruhe im Inter⸗ 
eſſe der Entwicklung der Gewerkſchaften. Die Arbeiter folgten ihren Rat⸗ 
ſchlägen und die Gewerkſchaften erſtarkten mächtig. Aber in dieſem Streben 
nach rein materiellen Vorteilen, nach höheren Löhnen und kürzerer Arbeits⸗ 
zeit, verkümmerte bald der Sinn für politiſche Ideale.“ 

Aber, vergeſſen wir es nicht: das war die Entwicklung in England, 
und es iſt für bürgerliche Elemente nicht ganz unberechtigt, auch für 
Deutſchland ſolche Hoffnungen zu hegen, wenn Gewerkſchaftsführer einen 
jo fataliſtiſchen Standpunkt gegenüber den Attentaten auf die politiſche Frei⸗ 
heit vertreten, wie dies in Köln geſchehen.“ 

Wie ſeltſam klingen dieſe Klagen über eine drohende Verkümmerung des 
idealen Geiſtes innerhalb der deutſchen Gewerkſchaften gegenüber Elms ſieges⸗ 
ſicheren Prophezeiungen im Jahre 1900: 

„Die Angſt, daß die Sozialdemokratie bei einer ſolchen Taktik (der 
ſtrikteſten Neutralität der Gewerkſchaften) Schaden nehmen könnte, kommt 
mir, je mehr ich darüber nachdenke, immer närriſcher vor. Die Sozial⸗ 
demokratie in Deutſchland iſt etwas geſchichtlich Gewordenes und jo eng mit 
dem Fühlen und Denken des politiſch aufgeklärten Teiles des Proletariats 
verknüpft, daß dieſelbe ihre führende Rolle in der Arbeiterbewegung in 
Deutſchland ſtets behalten wird. 

„England iſt nicht Deutſchland — das engliſche Volk unterſcheidet ſich 
in feinen Charakterzügen doch ganz weſentlich von dem deutſchen Volke. ...“ 

Wir haben dieſe Auslaſſungen des Genoſſen Elm natürlich nicht deshalb 
einander gegenübergeſtellt, um den armſeligen Triumph perſönlicher Recht⸗ 
haberei zu genießen. Wir wollten an dieſem Falle nur zeigen, daß jetzt auch 
Genoſſen die Zeichen der Zeit zu verſtehen beginnen, denen man doch wahr⸗ 
haftig nicht Schwarzſeherei und praktiſche Unkenntnis des Gewerkſchaftsweſens 
nachſagen kann. Genoſſe v. Elm ſteht mit ſeiner harten Beurteilung des 
Gewerkſchaftskongreſſes auch unter den Gewerkſchaftlern nicht allein. Nicht 
nur auf dem Kongreß ſelbſt fehlte es ja nicht an Proteſten gegen den Geiſt 
der Nichtsalsgewerkſchaftlerei, der die Rückſichtnahme auf die Partei und die 
politiſchen Prinzipien kaltblütig ablehnte, ſondern auch in der Gewerkſchafts⸗ 
preſſe wurden nach dem Kongreß bittere und unwillige Urteile laut. So machte 
ſich der „Fachgenoſſe“, das Organ der Glasarbeiter, das Urteil Kautskys 
über die verfehlte Stellungnahme zur Maifeier und zum Maſſenſtreik in aller 
Schärfe zu eigen. Der „Tabakarbeiter“ ſchrieb in aller Derbheit, die 
ſteigende Mitgliederzahl ſcheine manchen Gewerkſchaftsführern den Kopf ver: 
dreht zu haben. Der „Steinarbeiter“ bedauerte lebhaft die Stellungnahme 
zur Maifeier und verzeichnete Leimpeters' Diktum von dem „lendenlahmen 
Gaul“ als bedenkliches Symptom. Auch die „Dachdeckerzeitung“ wendete 
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ſich entſchieden gegen die Auffaſſung, daß die Maifeier in ihrer bisherigen Form 
die Gewerkſchaften geſchädigt habe. 

Freilich beweiſt eine Durchſicht der Gewerkſchaftspreſſe gleichzeitig, daß es 
nur die Organe kleinerer, minder gut organiſierter Gewerkſchaften 
ſind, die an die Verhandlungen in Köln den ſozialiſtiſchen Maßſtab anlegen. 
Die Organe der größeren Gewerkſchaften drücken zwar teilweiſe ihr Bedauern 
über gewiſſe „Entgleiſungen“ aus, finden aber im großen ganzen an- dem 
Geiſte der Verhandlungen und der Stellungnahme des Kongreſſes nichts aus⸗ 
zuſetzen. Faſt alle dieſe Blätter betonen, wie zum Beiſpiel der „Grund— 
ſtein“, das Organ des Maurerverbandes, daß „im Prinzip“ keinerlei Differenz 
zwiſchen der Gewerkſchaftsbewegung und der Partei beſtehe, daß aber die Ge⸗ 
werkſchaften in ihrer „Taktik“ unabhängig ſeien. Was in der Praxis bedeutet, 
daß die Gewerkſchaften alle Fragen — auch ſolche von der eminenteſten all⸗ 
gemeinen Bedeutung, wie die der Maifeier und des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks — vom einſeitigſten Gewerkſchaftsſtandpunkt aus zu betrachten haben 
und daß der Partei die platoniſche Verſicherung genügen muß, daß man ja 
doch „im Prinzip“ einig ſei! 

Wir ſind trotzdem weit davon entfernt, dieſe Beteuerungen, im Prinzip ſei 
die Gewerkſchaftsbewegung völlig eins mit der Sozialdemokratie, der Geiſt, der 
die Gewerkſchaften beſeele, bleibe trotz aller Kolliſionen mit der Partei ein 
ſozialiſtiſcher, für bloße Beſchwichtigungsphraſen zu halten. Nein, dieſe Ver⸗ 
ſicherungen entſprechen der ehrlichen Überzeugung der betreffenden Perſonen. 
Die Bömelburg und Legien ſind zu alte, bewährte Genoſſen, als daß man an⸗ 
nehmen könnte, ihre Erklärungen entſprängen einem anderen Motiv, als innigſtem 
Wunſche und felſenfeſter Überzeugung. Und was von ihnen gilt, gilt auch von 
den Gewerkſchaftsredakteuren. Und dennoch: man würde einem ſträflichen Opti⸗ 
mismus anheimfallen, wollte man ſich durch die guten Abſichten dieſer Genoſſen 
über die wahre Lage, über die tatſächlichen Gefahren hinwegtäuſchen laſſen. 
Die Geſamtentwicklung des Gewerkſchaftslebens iſt eben unabhängig von 
den gutgemeinten Privatabſichten eines Häufleins von Führern. Dadurch, 
daß alle Jubeljahre einmal emphatiſch erklärt wird: „Gewerkſchaften und 
Partei find eins!“ wird nicht verhindert, daß die vom Standpunkt des reinen 
Gewerkſchaftlertums aus geleiteten Berufsorganiſationen ſich immer mehr 
dem Charakter des engliſchen Trade Unionismus nähern und ſich von der 
ſozialiſtiſchen Auffaſſung immer mehr entfernen. Solange die Führung und 
Repräſentation der Gewerkſchaften noch in den Händen von Männern liegt, 


die in der großen Tradition der ſozialdemokratiſchen Bewegung ergraut ſind, 


mag die allmählich eintretende Entfremdung noch verhüllt bleiben, käme aber 
erſt einmal eine jüngere Generation von Führern ans Ruder, die einſeitig 
gewerkſchaftlich gebildet und nicht durch die Schule des politiſchen Klaſſen⸗ 
kampfes gegangen wäre, ſo müßte der dann vielleicht gar noch perſönlich zu⸗ 
geſpitzte Gegenſatz um ſo ſchroffer zutage treten. Nichts wäre verkehrter, als 
noch jetzt, wo ſelbſt ein Optimiſt wie v. Elm Alarm ſchlägt, die Gefahr leugnen 
zu wollen. Ebenſo müßig und zwecklos wäre es freilich, Jeremiaden anzu⸗ 
ſtimmen und Anklagen gegen einzelne Perſonen zu erheben. Es heißt die 
unerbittlichen Tatſachen ruhig ins Auge zu faſſen, den Fehler des Syſtems 
zu erkennen und den Verſuch zu machen, das Syſtem zu beſeitigen. 

Man hat den unerfreulichen Charakter des Kölner Kongreſſes auf das 
Überwiegen des Gewerkſchaftsbeamtentums zurückgeführt. Die Auffaſſung der 
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Gewerkſchaftsbeamten, fo behauptete man, decke ſich keineswegs mit den An⸗ 
ſichten und Wünſchen des Gros der Mitglieder, der Idealismus der Mitglieder 
müſſe deshalb gegen den Bureaukratismus der Beamten mobil gemacht werden. 
Dieſe Auffaſſung, über deren Berechtigung wir gleich ſprechen werden, hat nun 
einen wahren Entrüſtungsſturm in einem Teile der Gewerkſchaftspreſſe ent⸗ 
facht. Die „Bergarbeiterzeitung“ proteſtierte in der gereizteſten Form 
gegen dieſe Verunglimpfung der „perſönlichen Ehre“ der bezahlten Funktionäre. 
Dieſer „Appell an die ſchwielige Fauſt“ laufe auf die „Auflöſung der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Disziplin“, das heißt den „Zerfall der Gewerkſchaften“ hinaus und 
ſtehe auf einer Stufe mit der bürgerlichen Schimpferei auf die „Parteibudiker“ 
Sie „warne“ eindringlichſt vor einem ſolchen Verdächtigungsfeldzug, „im 
anderen Falle müßte den ‚Literaten‘ recht deutlich begreiflich gemacht werden, 
wie das Wort zu verſtehen iſt: Die Befreiung der Arbeiterklaſſe kann nur 
das Werk der Arbeiter ſelbſt ſein.“ () Andere Gewerkſchaftsblätter, zum 
Beiſpiel die „Holzarbeiterzeitung“ und die „Bildhauerzeitung“, machten 
ſich dieſe „Warnung“ ſeltſamerweiſe zu eigen. Seltſ a merweiſe, denn von 
irgendwelchen Angriffen auf die „perſönliche Ehre“ der Gewerkſchaftsbeamten 
konnte doch gar nicht die Rede ſein. Die Anſpielung auf die „Parteibudiker“ 
war deshalb ſchon an den Haaren herbeigezogen. Es handelte ſich doch 
lediglich um den gut demokratiſchen Appell an die Maſſen, der in der Partei 
ein ganz gebräuchliches und ſehr notwendiges Mittel iſt und der mit der dema⸗ 
gogiſchen Umſchmeichlung der Maſſen, der Verherrlichung der ſchwieligen Fauſt 
nicht das geringſte zu tun hat. Doch gleichviel: darin hatte die „Bergarbeiter 
zeitung“ nicht ſo ganz unrecht, wenn ſie meinte, ohne das Vertrauen der Maſſen 
könnten ſich die Gewerkſchaftsbeamten nicht halten; gefielen den Gewerkſchafts⸗ 
mitgliedern ihre gewählten Führer nicht, ſo würden ſie einfach nicht wieder 
gewählt. Wir wenigſtens glauben nicht, daß die Majorität der Gewerkſchafts⸗ 
mitglieder zurzeit eine andere Taktik wünſcht, als ſie von ihren Beamten ver⸗ 
treten wird. Die Sache iſt leider die, daß die Maſſe der Gewerkſchaftler in⸗ 
folge der ſeit Jahren beobachteten „Neutralität“ politiſch indifferent 
geworden iſt und die Gewerkſchaftsbewegung tatſächlich nur vom Standpunkt 
des kleinlichſten Berufs⸗ und Augenblicksintereſſes aus beurteilt. Daß dem ſo 
iſt, beweiſt die Tatſache, daß die Frage der Maifeier auf den Generalverſamm⸗ 
lungen der Gewerkſchaften, wo doch die Beamten nicht überwogen, vielfach 
genau ſo engherzig und politiſch verſtändnislos behandelt worden iſt wie auf 
dem Kongreß zu Köln. x 
Wenn es aber ſchon keinen Zweck hat, Perſonen die Schuld für ein Syſtem 
zuzuwälzen, ſo hat es vollends keinen Sinn, gleich dem Genoſſen v. Elm Weh⸗ 
klagen über den kurzſichtigen, unſolidariſchen Geiſt anzuſtimmen, der ſich in 
der Gewerkſchaftsbewegung geltend mache, wenn man, wie Elm, ſo gar kein 
Mittel vorzuſchlagen hat, um dem beklagten übel zu begegnen. Allerdings, 
wie will ein Arzt eine Krankheit bekämpfen, deren Urſachen er nicht kennt! 
Genoſſe v. Elm befindet ſich eben in dieſer hilfloſen Lage. Nicht das iſt bei N 
ihm das Schlimme, daß er heute erſchreckend deutlich ſieht, was ihm noch vor 
fünf Jahren völlig entgangen, ſondern daß ihm auch heute noch die Schuppen 
erſt halb von den Augen gefallen ſind, daß ſich ſeine Gedankengänge infolge 
deſſen in den krauſeſten Widerſprüchen bewegen. 97 
Wir zeigten, wie ſehr v. Elm in Köln den Geiſt der Solidarität, den 
ſozialiſtiſchen Geiſt vermißte. Und doch hält er es in demſelben Artikel für £ 
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angebracht, ſich darüber zu beſchweren, daß Bömelburg in Köln die Einheit 
von Partei und Gewerkſchaft betont habe, während ſich die Gewerkſchaften 
doch nirgends auf das Endziel der Sozialdemokratie verpflichtet hätten. „Die 
Gewerkſchaften ſind Organiſationen zu dem ausgeſprochenen Zweck, auf dem 
Boden des heutigen Gegenwartsſtaats für die Arbeiterklaſſe die größtmöglichen 
Vorteile zu erringen; die Fragen einer zukünftigen Geſellſchaftsordnung zu er— 
örtern, haben alle Gewerkſchaften bisher abgelehnt.“ Dem Genoſſen v. Elm 
geht alſo die bisherige Neutralität der Gewerkſchaften noch nicht weit genug, 
er will ſogar die platoniſchen Liebeserklärungen für die Sozialdemokratie unter⸗ 
laſſen wiſſen. Und ein ſolcher Neutralitätsſchwärmer klagt dann über den 
Mangel an ſolidariſchem, ſozialiſtiſchem Geiſt unter den Gewerkſchaften! 
Er wirft ihnen vor, daß ſie ſich durch Erörterung von hochpolitiſchen 
Problemen wie des Maſſenſtreiks die Ruhe ihrer gewerkſchaftlichen Entwicklung 
nicht ſtören laſſen ſollten, während er gleichzeitig durch Beobachtung ſtrikteſter 
Neutralität verhindert haben will, daß die Gewerkſchaftsmitglieder durch 
ſozialiſtiſche Beleuchtung der Dinge das Weſen des Klaſſenſtaats und die 
Notwendigkeit des Klaſſenkampfes überhaupt erſt begreifen lernen! Er bedauert 
die kühle Ablehnung der Maidemonſtration und ſchreibt darüber wörtlich: 
„Nun iſt es vom rein gewerkſchaftlichen Standpunkt aus ja ſehr 
begreiflich, daß die Führer nicht ſehr entzückt davon ſind, wenn der Mai⸗ 
feier durch Arbeitsruhe an irgend einem Orte eine Ausſperrung folgt, durch 
welche die von ihnen getroffenen gewerkſchaftlichen Kampfdispoſitionen völlig 
durchkreuzt werden. Würde es ſich bei der Maifeier lediglich um eine rein 
gewerkſchaftliche Angelegenheit handeln, ſo würde auch ich dafür ſein, 
von einer Arbeitsruhe Abſtand zu nehmen. Das iſt aber längſt nicht mehr 
der Fall. Die Maifeier iſt zu einer Demonſtration nicht nur für den Arbeiter⸗ 
ſchutz und Verkürzung der Arbeitszeit, ſondern auch für die politiſche Frei⸗ 
heit, für den Sozialismus geworden. Der 1. Mai gilt dem idealen 
Streben der Arbeiterſchaft, den großen Zielen, deren Propagierung im 
täglichen Kleinkrieg der Gewerkſchaften um Erhöhung der Lebenshaltung der 
Arbeiter nicht beſonders gefördert wird, und auch nicht gefördert werden 
kann.“ 

Mit Verlaub, lieber Genoſſe v. Elm, das ſind alles Argumente, die für 
Sie, den Sozialiſten, durchſchlagend ſind. Wie können Sie aber von einem 
Nurgewerkſchaftler Reſpektierung Ihrer ſozialiſtiſchen Motive verlangen, ja 
ſur erwarten? Es gibt logiſcherweiſe kein anderes Mittel: Wenn Sie von 
den Gewerkſchaften ſozialiſtiſches Empfinden verlangen, jo müſſen Sie auch 
ür deſſen Pflege ſorgen, alſo nicht für gewerkſchaftliche Neutralität eintreten. 
Wie kann man hoffen, zu ernten, wo man nicht geſät hat! 

Nichts iſt irriger, als die Annahme, ſchon die rein gewerkſchaftliche Praxis 
ühre zum Klaſſenkampf, zum Sozialismus. Die ganze Geſchichte der eng— 
iſchen Gewerkſchaftsbewegung beweiſt das Gegenteil. Man kann ſogar be— 
Jaupten, daß der Gewerkſchaftsbewegung an ſich eher ein konſervatives als 
in revolutionäres Element innewohne. „Je mehr die nächſten Intereſſen des 
Berufs und der Berufsorganiſation betont werden, deſto mehr rücken die Ver- 
chiedenheiten der allgemeinen geſellſchaftlichen Auffaſſung . . . in den Hinter⸗ 
rund, deſto mehr treten aber die Verſchiedenheiten in den Vordergrund, welche 
ie Arbeiter des Berufs von den Arbeitern der übrigen Berufe fondern“ 
Kautsky). Es entſtehen zünftleriſche Strömungen, die die proletariſche Goli: 
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darität zerſetzen und den Klaſſenkampf des Proletariats gefährden. Daß dieſe 
Gefahren in der Tat durch die reine Gewerkſchaftsaktion heraufbeſchworen 
werden, läßt ſich dutzendfach aus der engliſchen Arbeiterbewegung nachweiſen; 
daß ſie in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung bisher noch nicht hervortraten, 
liegt einzig an der Einwirkung des ſozialiſtiſchen Geiſtes. Aber dieſer 
ſozialiſtiſche Geiſt muß auch aus der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung mehr 
und mehr entſchwinden, je mehr man in die Bahnen des reinen Gewerk⸗ 
ſchaftlertums einlenkt, je ſtrenger man es mit der Neutralität nimmt. 

Wir können nur wiederholen, was wir ſchon vor fünf Jahren ſagten: der 
„ſozialiſtiſche Geiſt“, der ja doch nach der Auffaſſung der Elm, Bömelburg und 
Legien das Gewerkſchaftsleben erfüllen ſoll, kann ſich nur dann betätigen, wenn 
für ſeine Erhaltung und Verbreitung Sorge getragen wird, das heißt, ſolange 
man ſozialiſtiſche Gedanken in den Gewerkſchaften propagiert. Geſchieht das 
nicht, ſo wird die beträchtliche Zahl der politiſch Indifferenten in den Gewerk⸗ 
ſchaften nicht ab» ſondern zunehmen, was dann die Organiſationen der Gefahr 
ausſetzt, immer mehr in das engliſche Fahrwaſſer hineinzuſteuern. Ja, wenn 
Gewerkſchaftsangehörige und tätige Parteimitglieder ſich aus derſelben Perſonen⸗ 
gruppe rekrutierten! Dann brauchte man um den ſozialiſtiſchen Geiſt der Ge⸗ 
werkſchaften nicht beſorgt zu ſein! In Wirklichkeit aber beſteht nur ein Bruch⸗ 
teil der Gewerkſchaftler aus aufgeklärten Genoſſen; ein nicht geringer Bruchteil 
lieſt weder ſozialdemokratiſche Zeitungen noch beſucht er ſozialdemokratiſche 
Verſammlungen. Es iſt alſo ein vollſtändiges Myſterium, woher bei dieſen 
Elementen der „ſozialiſtiſche Geiſt“ kommen ſoll. Vollends aber muß ſich dieſer 
Geiſt verflüchtigen, wenn, was ſehr leicht der Fall ſein kann, ja bei der fort⸗ 
ſchreitenden Differenzierung der Tätigkeiten auf Grundlage der gewerkſchaft⸗ 
lichen Neutralität unbedingt eintreten muß, auch die Mehrzahl der Gewerk⸗ 
ſchaftsführer erſt einmal aus den Kreiſen der politiſch Indifferenten hervor⸗ 
gegangen ſein wird! | 

Schon heute ſieht ſich Genoſſe Elm veranlaßt, über das Verſagen, das Ab⸗ 
flauen des ſozialiſtiſchen Geiſtes bei manchen Führern zu klagen. Er vermißt 
das Gefühl der Klaſſenſolidarität, er tadelt die politiſche Kurzſichtigkeit, den 
einſeitigen rechneriſchen Standpunkt. Hätte er ſeinen Webb mit vollem Ber: 
ſtändnis geleſen, ſo würde ihm dieſe Erſcheinung weniger überraſchend und 
befremdend geweſen ſein. In ihrer von mir ſchon 1900 angezogenen Charak⸗ 
teriſtik der typiſchen Gewerkſchaftsbeamten ſagen die Webb: „Das Gefühl der 
Klaſſenſolidarität ... weicht allmählich einem engherzigen Sonderintereſſe ... 
Eben die genaue Kenntnis der techniſchen Einzelheiten eines beſonderen Ge⸗ 
werbes und die Vertiefung in dieſelben, die ſie zu ſo ſachverſtändigen Spezia⸗ 
liſten macht, hemmt bei ihnen die Entwicklung der höheren Eigenſchaften, 
welche die politiſche Führerſchaft der Gewerkſchaftswelt erfordert.“ 

So die Geſchichtſchreiber der engliſchen Gewerkſchaftsbewegung über den 
Beamtenbureaukratismus. Sie fällen kein moraliſches Urteil, ſondern ſie 
konſtatieren einfach eine pſychologiſche Tatſache. Nichts anderes taten 
aber auch die Genoſſen, die bei Beſprechung des Kölner Kongreſſes vom Bureau⸗ 
kratismus der Gewerkſchaftsbeamten ſprachen. Es lag nicht die mindeſte Ur⸗ 
ſache zu einer Entrüſtung vor. Allerdings verwahren ſich unſere Gewerk⸗ 
ſchaftler entſchieden dagegen, ſolch nüchterne, der Theorie abholde Bureaukraten 
und techniſche Spezialiſten zu ſein. Sie erklären, die Bedeutung unſerer großen 
Theoretiker durchaus nicht zu verkennen, ſie verwahrten ſich nur gegen die 
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tritikſucht Unberufener. Zu ſolchen Unberufenen zählt der „Correſpondent“, 
das Organ der Arbeiter der Hut⸗ und Filzwareninduſtrie, nun aber auch den 
Benoſſen Kautsky. Die Gewerkſchaften wollten Ruhe haben vor Kritikern, die 
yon der Technik (!) des Gewerkſchaftskampfes nichts verſtänden. Es ſei total 
herkehrt, die politiſche Bewegung für etwas Beſſeres () anzuſehen, als die ge⸗ 
werkſchaftliche Bewegung. Auch der „Vereins-Anzeiger“, das Organ der 
Maler, hält Kautsky für einen Mann, der vom Gewerkſchaftsweſen im Grunde 
recht wenig verſteht. Er behauptet nämlich, der Satz Kautskys, es ſei unmög— 
ich, das geſamte Proletariat gewerkſchaftlich zu organiſieren, klinge wie ein 
„Märchen aus alten Zeiten“. Dabei lag dem Kölner Gewerkſchaftskongreß 
sine treffliche graphiſche und ſtatiſtiſche Darſtellung von Louis Brunner vor, 
aus der mit förmlich in die Augen ſpringender Deutlichkeit zu erkennen war, 
wie ungeheuer groß noch die Zahl der nichtorganiſierten Arbeiter iſt, und daß 
es gerade die Berufe mit der größten Zahl der Berufsangehörigen find, deren 
Organiſationen nur einen beſcheidenen Prozentſatz der Arbeiter umfaſſen! Man 
ſieht alſo, daß in der Tat der Reſpekt vor der Theorie und theoretiſche Kenntniſſe 
bei manchen Gewerkſchaftsführern keineswegs auf der Höhe ihrer techniſchen 
Spezialkenntniſſe ſtehen! Aber dieſe theoretiſchen Lücken, dieſe Einſeitigkeit in 
der Beurteilung des politiſchen und ſozialen Lebens iſt keineswegs irgend— 
welcher Lernfaulheit oder Denkunfähigkeit zuzuſchreiben, ſondern der über: 
wiegenden Beſchäftigung mit Spezialfragen, die nun einmal bei Durchſchnitts⸗ 
menſchen die Gefahr der Einengung des geiſtigen Horizontes mit ſich bringt. 

Es iſt deshalb auch kein Zufall, daß gerade die Führer und Mitglieder 
der techniſch fortgeſchrittenſten Gewerkſchaften am meiſten einem politiſchen In⸗ 
differentismus zuneigen. Als beſonders konſervative Gewerkſchaft gilt ja die 
der Buchdrucker. Genoſſe v. Elm behauptete ſeinerzeit, die Haltung dieſes 
Verbandes ſei hervorgerufen worden durch „die Erziehungsmethode unſerer 
Nurpolitiker“. Gegen dieſe nicht beſonders tiefe Auffaſſung wendet ſich das 
Organ der Buchdrucker ſelbſt in einer der letzten Nummern. Da heißt es: 

„Wird man nun nach dieſen Darlegungen in der Parteipreſſe vorurteilslos 
genug in Kollegenkreiſen ſein, einzuſehen, daß nicht aus perſönlichem, ſondern 
aus einem tiefen ſachlichen Widerſpruche heraus unſere Stellung— 
nahme zur Partei erfolgt? Wenn die Parteipreſſe anerkennen muß, daß 
‚Gegenſätze zwiſchen Partei und Gewerkſchaften“ vorhanden find, müſſen 
fie naturgemäß am früheſten und ſchärfſten ſich dort äußern, wo die fort- 
geſchrittenſte Gewerkſchaft vorhanden iſt, denn bei den anderen Gewerk— 
ſchaften treten dieſe Widerſprüche auch erſt in einem vorgeſchrittenen Stadium 
der gewerkſchaftlichen Entwicklung auf.“ 

Der „Correſpondent“ fordert dann von der Partei, falls ſich die Gewerk— 
ſchaften nicht völlig von ihr abwenden ſollten, eine Abſage an die „unfähige 
Politik des jakobiniſchen Syſtems“, von der ſich ſelbſt der „foſſile verſteinerte 
Profeſſor“ Bernſtein noch nicht freigemacht habe, und die Inangriffnahme 
einer „poſitiven Politik“, das heißt die Wandlung der Sozialdemokratie in 
eine bürgerliche Reformpartei. So offen wagt heute nur das Buchdrucker⸗ 
organ aufzutreten — aber die erſten Präludien zu dieſer Zukunftsmuſik der 
reinen Gewerkſchaftspolitik kann man auch ſchon anderwärts vernehmen! 

Wenn man dieſer verhängnisvollen Entwicklung begegnen will, gibt es kein 
anderes Mittel, als die Gewerkſchaftsbewegung wieder mehr mit ſozialiſtiſchem 
Geiſte zu erfüllen. Dieſer Geiſt kann aber den Gewerkſchaften nicht durch 
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gelegentliche Kongreßreden eingeflößt werden, ſondern nur durch einen Bruch 
mit der Neutralitätsdiplomatie. Die Solidarität zwiſchen Partei und 
Gewerkſchaften muß wieder tagtäglich bekundet und gepflegt werden wie 
einſt, der ſozialiſtiſche Gedanke muß unter den Gewerkſchaftlern wieder bei allen 
ſich bietenden Gelegenheiten gepflegt werden: durch Artikel in der Gewerkſchafts⸗ 
preſſe, durch Vorträge, durch die Bibliotheken, durch Werben für die Partei⸗ 
preſſe uſw. Und wir behaupten, daß durch dieſe Rückkehr zu den guten alten 
Traditionen der Gewerkſchaftsbewegung — denn mehr verlangen wir nicht — 
den Organiſationen nicht der mindeſte Nachteil erwachſen wird. 
Man hat ja die Neutralität der Gewerkſchaften als das Mittel bezeichnet, 
der Zerſplitterung der Gewerkſchaftsbewegung ein Ende zu machen. Man 
glaubte, daß die chriſtlichen und Hirſch⸗Dunckerſchen Verbände dadurch jede 
Berechtigung einer Sonderbündelei verlieren und ſich mit den freien Gewerk⸗ 
ſchaften verſchmelzen würden. Dieſe Erwartung iſt aber bis jetzt nichts als 
eine vage Hoffnung geblieben. Weder die Neutralität der freien Gewerkſchaften 
noch große gemeinſame Kämpfe haben ſich als Bindeglied erwieſen. Genoſſe 
v. Elm ſchrieb 1900: 5 
„Das Weitere werden die wirtſchaftlichen Kämpfe, die protzenhafte Hal⸗ 
tung der Großkapitaliſten beſorgen. Ein einziger großer Kampf einer 
bedeutenden Gewerkſchaft kann plötzlich den feindlichen Brüdern die 
dringende Notwendigkeit einer Einigung mit ſolchem Nachdruck demonſtrieren, 
daß dieſelbe dann nur noch eine Frage der Zeit iſt.“ 
Durch den gewaltigen Bergarbeiterſtreik, gewiß einen gemeinſamen Kampf 
allergrößten Stiles, iſt die Erwartung Elms nicht beſtätigt worden. Beide 
Verbände ſtehen einander noch genau ſo gegenüber wie vor dem Streik. Der 
chriſtliche Verband hat im Gegenteil durch den Streik derartig an Mitgliedern 
gewonnen, daß er an ſeinem Fortbeſtand weniger als je zu verzweifeln braucht. 
Gerade daß er mit dem alten Verband gemeinſam gekämpft hat und bei ähn⸗ 
licher Gelegenheit abermals geneigt ſein wird, Schulter an Schulter mit ihm 
einen neuen Kampf aufzunehmen, muß ſeine Sonderexiſtenz in den Kreiſen der 
chriſtlichen Arbeiter als durchaus kein Hindernis des gewerkſchaftlichen Kampfes 
erſcheinen laſſen. Im übrigen fährt das Organ der Chriſtlichen fort, ſich an 
der „Bergarbeiterzeitung“ zu reiben. Es wirft ihr vor, ihre Neutralität nicht 
ernſt zu nehmen! Habe ſie doch ihren Leſern die „Neue Geſellſchaft“ 
empfohlen, in der eine gewiſſe Ellen Key höchſt unchriſtliche Anſchauungen ver⸗ 
treten habe! ö g 
Nun hat man weiterhin die Statutenänderung, die der chriſtliche Verband 
auf ſeiner kürzlichen Generalverſammlung vorgenommen hat, als Anzeichen 
dafür begrüßt, daß beide Verbände ſich ſchließlich doch verſchmelzen würden. 
Die Anderung beſtand in der Beſeitigung des Paſſus, daß jedes Mitglied durch 
ſeinen Beitritt ſich zur Gegnerſchaft des Sozialismus bekenne, und in der Auf⸗ 
nahme der Beſtimmung, daß die Mitgliedſchaft die politiſche und religiöfe 
Überzeugung jedes Mitglieds unangetaſtet laſſe. Wir vermögen darin ein 
Symptom des Bedürfniſſes nach einer Verſchmelzung nicht zu entdecken, vielmehr 
nur einen klugen Schachzug der Chriſtlichen, der der Abſicht entſpringt, dem 
alten Verband nach Kräften den Wind aus den Segeln zu nehmen. Auch er⸗ 
ſcheint es uns ausgeſchloſſen, daß der chriſtliche Verband ſeine Neutralität 
wirklich ernſt nehmen wird. Solange das Proletariat in ſeiner politiſchen Welt⸗ 
anſchauung geſpalten iſt, halten wir ſchon aus pſychologiſchen Gründen eine 
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ehrliche Neutralität für ausgeſchloſſen. Eine gewerkſchaftliche Einigung wird 
erſt dann möglich ſein, wenn ſich die Arbeiterſchaft in ihrer überwältigenden 
Mehrheit der Sozialdemokratie angeſchloſſen haben wird. Dann aber wäre die 
Neutralität ebenſo überflüſſig, wie wir ſie im allgemeinen für die moderne 
Klaſſenbewegung für ſchädlich halten. 

Genoſſe v. Elm hat nur noch eine einzige Hoffnung, daß — trotz der Neu⸗ 
tralität — den Gewerkſchaften der Geiſt der Klaſſenſolidarität und des Sozia⸗ 
lismus erhalten bleiben würde — die Hoffnung auf das ſinnloſe, die Maſſen 
erbitternde Wüten des ſozialen Scharfmachertums. Die deutſchen Kapitaliſten, 
meint er, würden nie ſo einſichtig ſein wie die engliſchen und die Arbeiter 
willig als gleichberechtigten Faktor anerkennen. Ob das wirklich unter allen 
Umſtänden ſo bleiben muß? Auch dann, wenn die Gewerkſchaften noch ſtärker, 
zugleich ihre Mitglieder aber auch — namentlich politiſch — immer be- 
ſcheidener würden? Hören wir, was ein bürgerlicher Kritiker, Dr. Eugen 
Katz, in der „Frankfurter Zeitung“ zu dieſem Troſte ſagt: 

„In mehreren Zeitungen wird ausgedrückt, daß man infolge des Un⸗ 
verſtandes der Regierung und des Bürgertums eine Trennung von 
Partei und Gewerkſchaften nicht zu befürchten brauche, denn unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen ſei, auch trotz der größten Disharmonien, die Gewerk— 
ſchaftsbewegung auf die Sozialdemokratie ſchlechthin angewieſen. Alſo der 
Philiſter und der Polizeiſtaat als Eckpfeiler des Marxismus! 
So ſieht in Wirklichkeit die ‚Theorie‘ der modernen Arbeiter— 
bewegung aus.“ 

Der Spott iſt berechtigt, nur daß er an die falſche Adreſſe gerichtet iſt. 
Der Marxismus rechnet auch ruhig mit der Möglichkeit kapitaliſtiſcher Be⸗ 
rückungsverſuche. Seine Siegeszuverſicht iſt nicht abhängig von den taktiſchen 
Manövern der Bourgeoiſie, ſondern ſtützt ſich auf die Wirkſamkeit der un⸗ 
verrückbaren Entwicklungstendenzen des Kapitalismus. Dieſe Tendenzen aber 
beſiegeln die ewige Lohnſklaverei des immer zahlreicher anſchwellenden Prole— 
tariats, ſie ſchaffen dadurch eine immer ſtärkere Dispoſition für das Verſtändnis 
des Sozialismus und dadurch wieder den proletariſchen Klaſſenkampf. 

Der Sozialismus iſt aber auch ſtark genug, um die gekennzeichneten rück 
läufigen Tendenzen des Gewerkſchaftsweſens zu überwinden. Nur freilich muß 
er ſich der Gefährlichkeit dieſer Tendenzen erſt bewußt ſein, um den Kampf 
überhaupt erſt aufzunehmen. Die Tendenzen beſtehen in der zünftleriſchen 
Verknöcherung der Gewerkſchaften, der Neigung, auch die wichtigſten Dinge 
ſtets vom Standpunkt der kleinlichſten Kaſſenpraxis aus zu beurteilen. Dieſer 
nüchterne Geiſt, dem jeder Maßſtab für die großen Fragen des ſozialen und 
politiſchen Lebens fehlt, muß überwuchern in einer Gewerkſchaftsbewegung, die 
ſich ängſtlicher Neutralität beſleißigt. Er wird aber auf ein unſchädliches Maß 
eingedämmt werden, ſobald die Genoſſen erſt wieder beginnen, ſich innerhalb 
der Gewerkſchaften rühriger zu betätigen und die Parteianſchauungen zur Gel: 
tung zu bringen. Die derzeitige Perſonalunion einer Anzahl von Führern 
genügt nicht als Bindeglied; die Tauſende tätiger Genoſſen, die das Funda⸗ 
ment der Parteiorganiſation bilden, aber ſich in gewerkſchaftlicher Beziehung mit 
dem Zahlen der Beiträge und paſſiver Gefolgſchaft begnügten, müſſen künftig 
auch an der Ausgeſtaltung des Gewerkſchaftslebens ernten Anteil nehmen. So 
ſchwer dieſe Doppeltätigkeit ſein mag, ſie erſcheint uns unerläßlich! 
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Der ſechſte internationale Textilarbeiterkongreß in Mailand, 
Von K. Saudert. 


Wir marſchieren! Es geht vorwärts! So konnte mit vollem Rechte von 
dem vor drei Jahren, im Jahre 1902, in Zürich abgehaltenen internationalen 
Textilarbeiterkongreß die „Neue Zeit“ ſchreiben. Ganz anders liegen die Dinge 
jetzt, nach dem ſechſten Kongreß, der vom 26. Juni bis 1. Juli dieſes Jahres 
in Mailand abgehalten wurde. Wenn auch vor drei Jahren nicht alles 
Gold war, was glänzte, fo machte ſich doch damals der Gedanke des ein⸗ 
mütigen Handelns viel impulſiver bemerkbar wie jetzt. Die anarchiſtiſchen Ele⸗ 
mente ſpielten eine mehr untergeordnete Rolle. Selbſt die Engländer trugen, 
offenbar angeregt durch die ſcharfe Kritik der verſchwommenen Taktik der chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaftler, eine beachtenswerte radikale Geſinnung zur Schau. Auch 
in einigen rein techniſchen, beruflichen Fragen herrſchte eine Einmütigkeit, die 
wohltuend von der Stellungnahme zu denſelben in Mailand abſtach. 

Während in Zürich 69 Delegierte anweſend waren, die etwas über 300000 
organiſierte Textilarbeiter vertraten, hatten ſich diesmal aus acht Ländern 
86 Delegierte zuſammengefunden; ſie vertraten über 360 000 Organiſierte. 
Dänemark, das ſich ſeit einem Jahre der internationalen Verbindung an⸗ 
geſchloſſen hat, war ohne Vertretung, weil die däniſchen Textilarbeiter am 
1. Juli in den Kampf gegen die Generalausſperrung traten. Vertreten waren 
England, Deutſchland, Dfterreich, Frankreich, Belgien, Holland, 
Italien und die Schweiz. Schon auf früheren Kongreſſen war feſtgelegt, 
daß die Abſtimmungen nur nach Nationalitäten vorgenommen werden ſollen. 
Die Delegierten von Deutſchland, Sſterreich, Belgien und Holland ſtanden 
geſchloſſen auf dem Boden des Sozialismus, und wiederholt wurde von den 
einzelnen Delegierten betont, es ſei Pflicht der Gewerkſchaften, mit allen 
Mitteln danach zu ſtreben, die politiſche Macht des Proletariats dadurch zu 
ſtärken, daß die gewerkſchaftlichen Organiſationen bei allen politiſchen Wahlen 
helfen, der arbeitenden Klaſſe einen größeren Einfluß in den Parlamenten zu 
ſichern. 1 

Auch die Schweizer Delegation äußerte ſich in gleichem Sinne; als es ſich 
jedoch bei entſcheidenden Abſtimmungen darum handelte, dieſen Standpunkt 
auch praktiſch zu vertreten, da ſtimmte man — um es mit den Engländern 
nicht zu verderben — anders. In der italieniſchen und franzöſiſchen Dele⸗ 
gation herrſchte das anarchiſtiſche Element vor, und man konnte ſo die Wahr⸗ 
nehmung machen, daß ein Teil der Delegierten ſich für die parlamentariſche 
Aktion der Arbeiterklaſſe ausſprach, während vom anderen Teile derſelben 
Delegation dieſe Anſicht bekämpft und — im entſcheidenden Augenblick auch 
niedergeſtimmt wurde. Die engliſche Delegation war ſchon immer durch zwei 
Gruppen vertreten. Die große Mehrheit, 37 Delegierte, waren Vertreter der 
Trade Unions, und nur 3 Delegierte waren Vertreter der kleinen Horkſhirer 
Gruppe, die ſich offen auf den Boden der ſozialdemokratiſchen Propaganda 
ſtellt. Unter den Delegierten der Trade Unions befanden ſich eine ganze An⸗ 
zahl, die aus ihrer Gegnerſchaft gegenüber der Sozialdemokratie gar kein Hehl 
machten. Ging doch einer dieſer Delegierten ſo weit, als über die parlamen⸗ 
tariſche Aktion geſprochen wurde, an die deutſche Delegation die Frage zu 
richten, was denn eigentlich die deutſche ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion 


N. Baudert: Der fechite internationale Textilarbeiterkongreß in Mailand. 571 


chon für die Arbeiter getan habe. Das Schönſte dabei war dann, daß man 
die weitere Erörterung dieſer Frage und ihre Beantwortung durch Schluß der 
debatte verhinderte. Erſt ſpäter konnte dem Frageſteller die gebührende Ant⸗ 
vort erteilt werden. Eigentümlich mußte es den aufmerkſamen Zuhörer be— 
rühren, daß fait in allen Fragen ſich die kleine ſozialiſtiſche Gruppe der Eng⸗ 
änder unter dem Einfluß der großen engliſchen Organiſation beugt. Es 
nögen daran die beſonderen Verhältniſſe in England einen guten Teil Schuld 
nit tragen. Daß aber unter einem ſolchen Syſtem der Zerfahrenheit, gepaart 
nit überhebung und Dünkel, nicht viel für die internationale Vereinigung 
ſerauskommt, wenn deren Leitung ſich in einem ſolchen Lande befindet, das 
ſaben die Vorbereitungen und noch mehr die Verhandlungen des Kongreſſes 
n Mailand bewieſen. Als einen Monat zuvor die Tagesordnung durch den 
nternationalen Sekretär Mr. Wilkinſon⸗Lancaſhire bekanntgegeben wurde, da 
and man auf ihr nur alte Bekannte, alte Ladenhüter, keinen neuen Gedanken, 
einen neuen Geſichtspunkt! Trotzdem innerhalb der letzten drei Jahre ſich ſo 
ſewaltige Kämpfe in der Textilinduſtrie abgeſpielt haben! Trotzdem auf dem 
ßeſtland die Textilinduſtriellen in der letzten Zeit gegenüber der Arbeiterſchaft eine 
o herausfordernde Sprache führten! Trotz alledem wurde dieſer Kongreß mit 
erjelben Tagesordnung einberufen, die der letzte Kongreß durch die Annahme 
echt treffender Reſolutionen erledigt hatte. Wären die Verhandlungen in allen 
ragen wenigſtens noch in dem Sinne geführt, wie man vor drei Jahren in 
zürich einſtimmig beſchloß: „weil der Boden, auf dem der Kongreß und 
ie internationale Vereinigung ſtehen, der des Klaſſenkampfes 1167, 
o Hätte man fich einigermaßen zufrieden geben können. Doch die Verhand— 
ungen ließen zumeiſt das Bild des einmütigen Handelns und des Gedankens 
n den Klaſſenkampf vermiſſen. Schon der Bericht des internationalen 
zekretärs über die Kaſſenverhältniſſe und feine Tätigkeit ließ ſehr viel zu 
zünſchen übrig. Er teilte nur mit, daß alle Länder zum internationalen 
ztreikfonds beigeſteuert hätten und über 12000 Mark eingegangen ſeien. Er 
ittet dann, daß die internationalen Vertrauensleute öfter mit dem Sekretär 
uſammenkommen möchten, denn die Kapitaliſten kämen ja auch öfter zu⸗ 
ummen. Darüber, was auf Grund der früheren Beſchlüſſe jedes Land zu 
ahlen hatte, ob es dieſe Verpflichtungen auch erfüllt hat, ſchwieg ſich der 
sekretär vollſtändig aus. Selbſt in dem gedruckt vorliegenden Bericht, den die 
teijten Delegierten erſt auf dem Kongreß zugeſtellt erhielten, wurden nur Neben⸗ 
ichlichkeiten behandelt. Kein Wunder alſo, daß von deutſcher und öſter— 
ichiicher Seite dieſe Art Geſchäftsführung eine ſehr ſcharfe Kritik erfuhr, 
er ſich auch die Delegierten der anderen Länder mehr oder weniger 
uſchloſſen. Nur die Engländer wollten nicht begreifen, daß die Tätigkeit 
res Sekretärs, der ja, wie fie mehrfach behaupteten, der „Beſte“ unter ihnen 
i, etwas zu wünſchen übrig laſſe. Um ein genaues Bild darüber zu haben, 
ie die einzelnen Länder ihren Verpflichtungen nachgekommen ſeien, wurden 
ner beſonderen Kommiſſion, die auch andere ſtrittige Fragen zu entſcheiden 
atte, die Kaſſenbelege zur Nachprüfung unterbreitet. Der Bericht der Rom: 
iſſion lautete dahin, daß an der Richtigkeit der Kaſſenführung nicht der 
eringſte Zweifel beſtehe. Jedoch wurde auch feſtgeſtellt, daß außer Italien, 
as überhaupt nichts geleiftet hatte, England, das ſonſt immer mit feiner gut 
füllten Kaſſe paradiert, ſeinen Verpflichtungen am allerſchlechteſten nach⸗ 
kommen war. Dieſe „Schlamperei“ wurde von Deutſchland und Sſterreich 
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beſonders ſcharf gerügt. All dies, und beſonders der Umſtand, daß ſich ſcho 
ſeit Jahren eine Unzufriedenheit mit der engliſchen Leitung der internationale 
Verbindung der Textilarbeiter mehr und mehr bemerkbax gemacht hatte, führ 
dazu, daß diesmal die Oſterreicher im Einvernehmen mit der deutſchen Del 
gation den Antrag ſtellten, das internationale Sekretariat nach Deutſch 
land zu verlegen. Trotzdem nun, mit Ausnahme der Engländer, al 
übrigen Länder die ſchwächliche Haltung des internationalen Sekretärs ve 
urteilt hatten, nahmen drei dieſer Länder eine recht ſonderbare Stellung b 
der Abſtimmung ein. Italien und Frankreich ſtimmten gegen PDeutjchlami 
gleichſam als Proteſt gegen die deutſche Gewerkſchaftsbewegung, ſoweit ſie aı 
dem Boden des Sozialismus und der parlamentariſchen Aktion ſteht. J 
dieſen Ländern gab die anarchiſtiſche Mehrheit der Delegation den Ausſchla 
Die Schweiz gab durch ihren Vertreter, den Pfarrer Eugſter, eine Erklärun 
ab, daß ſie vor der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung alle Hochachtung hätt 
fie glaube ſogar, wenn das internationale Sekretariat nach Deutſchland ve 
legt werde, daß es dann Großes leiſten werde, aber bei all dieſer Anerkennun 
werde die Schweiz dafür ſtimmen, daß das Sekretariat in England verbleibe 
um bei den engliſchen Kollegen keine Mißſtimmung zu erregen und weil Eng 
land verſprochen habe, es beſſer zu machen. 

Dieſe Haltung iſt um fo begreiflicher, als kurz zuvor von England erklä 
wurde, fie würden ſich dem Beſchluß des Kongreſſes fügen, natürlich baten f 
darum, das Sekretariat in England zu belaſſen. Selbſtverſtändlich ſtimmte 
ſie alſo auch gegen Deutſchland. Für letzteres erklärten ſich nun, außer Deutjd 
land, nur noch Oſterreich, Belgien und Holland. Der Antrag war alſo m 
vier gegen vier Stimmen abgelehnt. Rechnet man die prinzipielle Gegner 
ſchaft der Mehrheit in der italieniſchen und franzöſiſchen Delegation ab, dan 
trifft die Schuld für das Reſultat der Abſtimmung, die trotz aller Schlampen: 
den Engländern ein Vertrauensvotum ausſtellt, lediglich die Schweiz. Die Ir 
konſequenz bei der weiteren Erledigung dieſer Frage ſollte ſich bald nor 
einmal zeigen. England ſchlug ſeinen alten „bewährten“ Sekretär Mr. Wil 
kinſon wieder vor, der aber nur die Stimmen ſeiner Landsleute, ſowie de 
Belgier und Holländer, die erſt gegen England geſtimmt hatten, erhiel 
Hierauf ſchlugen die Engländer Mr. Marsland vor. Von Deutſchland un 
Oſterreich wurde der ſozialiſtiſche Delegierte Turner-Yorkſhire in Vorſchlag ge 
bracht. Die Wahl ergab, daß Turner mit allen Stimmen gegen die ſeine 
Landsleute gewählt wurde. Nun zeigten ſich die Delegierten der großen eng 
liſchen Trades Unions in ihrer wahren Geſinnung. In einer ſofort zuſammen 
getretenen Beſprechung zwangen fie Turner, die Wahl nicht anzunehmen und — 
der Kongreß beugte ſich ſamt der kleinen ſozialiſtiſchen engliſchen Gruppe unte 
den Terrorismus der Trades Unions, die nun dem Kongreß ihren Mr. Marslanı 
aufnötigten. So wurde dieſe wichtige Frage erledigt. Erſt verurteilte ma 
das Syſtem und kritiſierte die Tätigkeit des nach dieſem Syſtem handelnde 
Sekretärs, dann ſägte man den „Beſten“, wie ihn die Engländer ſelbſt be 
zeichneten, ab und man behielt das Syſtem mit einem anderen Sekretär, de 
innerhalb desſelben Syſtems gar nicht anders handeln kann. 

Bei der Behandlung der Frage betreffend Verkürzung der Arbeitszei 
wurde die Behauptung eines franzöſiſchen Delegierten, daß eine Verkürzunt 
der Arbeitszeit eine Verringerung der Arbeitslöhne herbeiführe, unter lebhaften 
Proteſt der weitaus großen Mehrheit entſchieden zurückgewieſen. Wunder 
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muß man ſich aber jedenfalls, daß auf einem Arbeiterkongreß derartige Ans 
ſichten überhaupt noch geäußert werden können. 

Eine zu dieſer Frage von Deutſchland eingebrachte Reſolution wurde gegen 
die Stimmen von Italien und Holland angenommen. Auch die Frage der 
einheitlichen Garnnumerierung nach dem Dezimal⸗- beziehungsweiſe 
metriſchen Syſtem wurde diesmal nicht mit der Einmütigkeit wie auf dem 
vorigen Kongreß behandelt. Während damals ſelbſt die Engländer der Reſolution 
zugeſtimmt hatten, durch die ſich der Kongreß auf den Boden der Beſchlüſſe 
des internationalen Garnnumerierungskongreſſes (Paris 1896) ſtellt — Ein- 
führung des metriſchen Syſtems, der die Vertreter der meiſten Regierungen zu⸗ 
geſtimmt hatten —, ging diesmal England mit Belgien und Holland, die ſich 
für die allgemeine Einführung des Yardiyitems ausſprachen. Es kam auch hier 
treffend zum Ausdruck, daß die als jo „praktiſch“ geprieſenen Engländer weniger 
den Gründen der Vernunft und Praktik als mehr den partikularen, altgewohnten 
Einrichtungen Rechnung trugen. 

Volle Einmütigkeit herrſchte bei der Beratung über die Schäden der 
überzeitarbeit, ſowie der Ausdehnung der Arbeitsruhe vom Sonn: 
abend Mittag bis zum Montag früh 8 Uhr. Bei dieſer Gelegenheit konnte 
die deutſche Delegation den Engländern auch die treffende Antwort auf die 
Frage geben, was in dieſer Beziehung die deutſche ſozialdemokratiſche Reichs- 
tagsfraktion im Intereſſe des arbeitenden Volkes geleiſtet hat. Gegenüber dem 
Hinweis, daß die Forderungen der Arbeiter bezüglich der Verkürzung der 
Arbeitszeit in den einzelnen Ländern nur dann erfolgreich durchgeführt werden 
können, wenn die Arbeiter in den Parlamenten einen größeren Einfluß errungen 
haben, ſtellte ſich ein Vertreter der Trades Unions auf den Standpunkt, daß 
dies ſchon durch eine ſtarke Gewerkſchaftsorganiſation, ohne die Hilfe des 
Parlaments zu erringen ſei. Das ſchließe jedoch nicht aus, daß die gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation mit der politiſchen Organiſation Hand in Hand gehen 
könne. Dieſen Ausführungen trat der engliſche Delegierte Turner (ſozialiſtiſche 
Gruppe) energiſch entgegen. Er ſtellte ſich vollſtändig auf den von den anderen 
Nationen eingenommenen Standpunkt. — Bei der Beratung über Aufhebung 
des Stücklohns, bezw. Bekämpfung des Akkordſyſtems war es wieder 
ein Delegierter der Trades Unions, der eine Anſicht äußerte, wie man ſie ſonſt 
nur auf einem Unternehmerkongreß zu hören bekommt. Er betonte, es ſei 
notwendig, daß die Akkordarbeit beſtehen bleibe; das erfordere ſchon die 
Konkurrenz. Ohne Konkurrenz würde ſich die Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter 
ebenſowenig ſteigern, wie ohne Konkurrenz überhaupt kein Fortſchritt der Induſtrie 
möglich ſei. Dieſer Standpunkt wurde ſelbſt mehrfach von engliſcher Seite 
bekämpft und ſchließlich eine Reſolution angenommen, die die Einführung eines 
Maximalarbeitstages, Feſtſetzung eines Maximalarbeitslohnes, Beſeitigung des 
Prämienſyſtems ſowie der Akkordarbeit verlangt. Gegen die letztere Forderung 
ſtimmte eine Anzahl der engliſchen Delegierten! 

Beſchämenswert war das Verhalten der Engländer auch inſofern, daß ſie 
am Freitag die Erklärung abgaben, ſie würden am Sonnabend, trotzdem noch 
die wichtigſten Punkte bezüglich der Aufgaben des Sekretariats zu erledigen 
waren, nicht mehr an den Verhandlungen teilnehmen, obſchon die Dauer des 
Kongreſſes von ihrem eigenen Mitgliede, dem internationalen Sekretär, feſt⸗ 
geſetzt war. Trotz aller Einreden und Aufforderungen, doch das Ende der 
Verhandlungen abzuwarten, dampfte am Freitagabend der größte Teil der 
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Engländer nach — Venedig ab. Am Sonnabend war nur noch der neugewählte 
internationale Sekretär mit einem einzigen engliſchen Kollegen anweſend. | 

Den einzigen Erfolg des Kongreſſes findet man in dem Beſchluß, ein 
internationales Komitee einzuſetzen, das je nach Bedarf mit dem inter⸗ 
nationalen Sekretär zuſammentritt und ihm die Direktive erteilt, was im 
Intereſſe der internationalen Vereinigung der Tertilarbeiter zu tun ift. Jedes 
an die internationale Vereinigung angeſchloſſene Land iſt berechtigt, zwei Mit⸗ 
glieder zu dieſem Komitee, das ſich innerhalb zwei Monaten konſtituiert haben 
ſoll, zu entſenden. Unter den gegebenen Verhältniſſen iſt alſo der jetzige inter⸗ 
nationale Sekretär von vornherein unter Kuratel geſtellt und iſt ſo die Mög⸗ 
lichkeit vorhanden, daß durch den Einfluß des Komitees nach drei Jahren auf 
dem in Wien ſtattfindenden nächſten internationalen Textilarbeiterkongreß 
ſich ein etwas erfreulicheres Bild zeigt. 

Vor allen Dingen wird das Komitee ſeine Aufmerkſamkeit darauf lenken 
müſſen, daß die gefaßten Beſchlüſſe über die zu leiſtenden Beiträge (4 Pfennig 
pro Mitglied und Jahr zum internationalen Streikfonds, 1 Pfennig zu den 
allgemeinen Ausgaben des Sekretariats) von allen Ländern auch eingehalten 
werden. Dann aber iſt es auch Pflicht der Gewerkſchaften, ſoweit ſie An⸗ 
ſpruch darauf erheben, als Kampforganiſation geachtet und anerkannt zu werden, 
dafür zu ſorgen, daß ihre Delegationen auf einem internationalen Kongreſſe 
in dieſem Sinne handeln und beſchließen. Der Mailänder Kongreß hat ge⸗ 
zeigt, daß in ſolchen Gewerkſchaften, denen die innere Feſtigkeit fehlt, die nicht 
auf dem ehernen Fundament des Sozialismus aufgebaut ſind, die die parla⸗ 
mentariſche Aktion unterſchätzen oder als einen überwundenen Standpunkt 
betrachten, die Prinzipienloſigkeit und Inkonſequenz noch Triumphe 
feiern können. Tragen die Kongreßverhandlungen in Mailand dazu bei, daß 
die gewerkſchaftlich organiſierten Mitglieder der betreffenden Länder die ge 
machten Fehler erkennen und dementſprechend dafür ſorgen, daß ihre Organi⸗ 
ſationen in des Wortes wahrſter Bedeutung Kampforganiſationen werden, 
dann ſind auch die Tage in Mailand nicht als verlorene zu bezeichnen. Sollte 
aber wider Erwarten die große engliſche Organiſation noch weiter das Blei⸗ 
gewicht an der modernen Entwicklung der internationalen Vereinigung der 
Textilarbeiter bleiben, dann darf vor dem entſcheidenden Schritt nicht zurück; 
geſchreckt werden. 

Die internationalen Zuſammenkünfte finden nicht ſtatt, um gegenſeitig Höf⸗ 
lichkeiten und Komplimente auszutauſchen, ſondern es ſollen auf ihnen die 
Waffen geſchmiedet werden, mit denen erfolgreich die kapitaliſtiſche Geſellſchaft 
und das kapitaliſtiſche Syſtem bekämpft werden können. Um dies aber zu er⸗ 
möglichen, iſt die Einheit des Gedankens und des Handelns notwendig. So⸗ 
lange die Einheit des Gedankens in wirtſchaftlicher und politiſcher Beziehung 
den einzelnen Organiſationen der Textilarbeiter fehlt, können ſich die Tage 
von Mailand wiederholen. Möge aus jenen Verhandlungen in alle Länder 
der Mahnruf erklingen: Baut eure Organiſationen ſo aus, daß ſie vom Freund 
geachtet und vom Feind gefürchtet werden! Ihr ſeid gewarnt! | 
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Moderne hanfeaten. 
Don Rudolf Wiſſel. 


Die freien Hanſeſtädte haben für den Binnenländer immer noch einen ganz 
beſonderen Schimmer. Vielleicht iſt es der Abglanz längſt vergangener Tage, 
der ihn hervorruft. Man hat aus der Geſchichte der Hanſa im Gedächtnis 
behalten, daß der Geiſt der Gemeinſamkeit und des opfermutigen Eintretens 
für die erworbenen Rechte in den Hanſeſtädten Schirm und Stätte hatten. 
Vielleicht iſt es auch der Umſtand, daß die Hanſeſtädte ſeit langer Zeit Hoch⸗ 
burgen der Sozialdemokratie ſind, der die günſtige Meinung über fie hervor: 
ruft und ſtärkt. Und ſo meint man noch heute, daß es mit der Bürgerfreiheit 
und den Volksrechten in den Hanſeſtädten nicht ſchlecht beſtellt ſei. 

Und doch iſt in den letzten Jahren wohl in keinem Bundesſtaat jo viel ge⸗ 
ſchehen, dieſe Illuſionen zu zerſtören, als in den Republiken im Norden Deutſch⸗ 
lands. Ganz ſpeziell gilt dies von Lübeck, dem Haupte der einſtigen Hanſa. 

Was Lübecks Namen in den letzten Jahren in aller Mund gebracht hat, 
war der Verſuch, auf dem Wege der Landesgeſetzgebung einen Teil der ſeligen 
Zuchthausvorlage für die Republik zu retten, war das Streikpoſtenverbot des 
Senats, das durch Reichsgerichtsurteil ein ſo jähes Ende nahm. Und jetzt 
wieder iſt es die Wahl, reform“, die den freiheitlichen Geiſt unſerer modernen 
Hanſeaten im hellen Lichte erſtrahlen läßt. Für Hamburg hat Stolten den 
dort geplanten Wahlrechtsumſturz in dieſer Zeitſchrift beſprochen.. Doch ſo 
meiſterhaft man es dort verſtanden hat, dem Rechte der Arbeiterklaſſe den 
Strick zu drehen, in Lübeck haben die überall an der Wühlarbeit befindlichen 
Wahlrechtsfeinde doch wohl das dankbarſte Feld für ihre Betätigung gefunden. 
Mit einer Schamloſigkeit ſondergleichen wird die unverhüllteſte Intereſſen⸗ 
politik getrieben und dabei der Begriff „liberal“ mit Füßen getreten, wie es 
nur von einem politiſch total verkommenen Bürgertum geſchehen kann. 

Man ſagt dem Handel im allgemeinen nach, daß er eine freiere Auffaſſung 
vom Leben habe, als ſie ſonſt wohl zu finden iſt, daß er nicht ſo rückſichtslos 
brutal wie der moderne Induſtriekapitalismus ſich gebärde, daß die Berührung 
mit den verſchiedenſten Inſtitutionen des Auslandes ihn über den engen 
Horizont des Philiſters hinausgehoben habe. Mag das im allgemeinen zus 
treffend ſein, für Lübeck gilt es nicht. Der protzigſte Herrenſtandpunkt wird 
hervorgekehrt, der Unrecht Recht fein läßt, wenn es gilt, ſeine Macht zu be⸗ 
feſtigen, der ſich bei der alle Gemüter in unſerem Kleinſtaat bewegenden Wahl⸗ 
rechtsänderung in einer ſolchen Weiſe zeigt, daß alle anderen Verſuche, das 
Volk zu knebeln, als die reinen Kinderſpiele dagegen erſcheinen. 

Bis vor einigen Jahren war das Wahlrecht zur Bürgerſchaft in Lübeck, 
rein äußerlich betrachtet, ein in der Tat recht liberales. Alle Bürger waren 
durchaus gleich in ihren Rechten, die Stimme des Arbeiters galt genau ſo viel 
wie die des reichen Handelsherrn. Bei geheimer Abſtimmung kamen direkte 
Wahlen zuſtande. Doch war das Wahlrecht inſofern kein allgemeines, als nicht 
jeder Staatsangehörige wahlberechtigt war, ſondern nur der „Bürger“. Das 
Bürgerrecht konnte jedoch der volljährige Staatsangehörige gegen eine Gebühr 
von 28 Mark erwerben. Die Wirkung dieſer ſeit 1870 erhobenen Gebühr war, 
daß die Zahl der Bürger von Jahr zu Jahr in ein immer ſtärkeres Miß⸗ 
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verhältnis zur Geſamteinwohnerzahl geriet. Nicht nur relativ, ſondern auch 
abſolut nahm die Zahl der Bürger ab. Waren 1875 ihrer noch 7708 vor⸗ 
handen, waren es 1901 bei etwa 24000 volljährigen männlichen Bewohnern 
des Staatsgebiets nur noch 5177. Die Unhaltbarkeit des bisherigen Syſtems 
machte ſich denn auch ſo dringend bemerkbar, daß ſich der Senat wohl oder 
übel bequemen mußte, der Bürgerſchaft die Aufhebung der Bürgerrechtsgebühr 
in Vorſchlag zu bringen. Um aber bei der dann unentgeltlichen Erwerbung des 
Bürgerrechtes die befürchtete und in ſechs Jahren ſicher zu erwartende Majo⸗ 
rität der Sozialdemokratie zu verhindern — es findet im zweijährigen Turnus 
die Ergänzung der Bürgerſchaft jeweils zu einem Drittel ſtatt —, änderte man 
auch gleich die Verfaſſung dahin ab, daß das Wahlrecht abhängig war von 
der Verſteuerung eines Einkommens von mindeſtens 1200 Mark in fünf hinter⸗ 
einander folgenden Jahren. Um dem zu erwartenden Entrüſtungsſturm vor⸗ 
zubeugen, hatte man die Sache ſo eilig, daß, kaum bekannt geworden, die Vor⸗ 
ſchläge auch ſchon Geſetz wurden. Nur der auf dem Poſten befindlichen Sozial⸗ 
demokratie war es möglich, eine von Tauſenden beſuchte Verſammlung zuſtande 
zu bringen, die zwar ſchärfſte Kritik an den Senatsvorſchlägen übte, doch 
deren Annahme am nächſten Tage durch die Bürgerſchaft nicht zu hindern 
vermochte. 
Aber auch unter den neuen Verhältniſſen war die Sozialdemokratie nicht 
müßig, und zahlreiche Arbeiter erwarben nun das Bürgerrecht. Bei der erſten 
dann ſtattfindenden Bürgerſchaftswahl — am Tage nach der Reichstagswahl 
1903 — ſtellte ſich auch ſchon heraus, daß trotz des 1200 Mark⸗Zenſus die 
Sozialdemokratie ſehr günſtig abſchnitt. In zwei Bezirken blieb ihre Stimmen⸗ 
zahl nur um 11 bezw. 20 hinter der der bürgerlichen Parteien zurück. Ließ 
das für die künftigen Wahlen den Sieg alſo erwarten, ſo hatte es doch auch 
derart auf das Bürgertum gewirkt, daß ſchon im März 1904 der Senat an 
die Bürgerſchaft den Antrag ſtellte, durch eine gemeinſame Kommiſſion die 
Wirkung der im Dezember 1902 beſchloſſenen Wahlrechtsänderung zu prüfen. 
Der Antrag fand natürlich Annahme, und die gewählte Kommiſſion hat nun 
zehn Monate über ihrer Aufgabe geſeſſen. Im Februar dieſes Jahres trat 
ſie dann mit Abänderungsvorſchlägen hervor, die darauf hinausliefen, jede 
natürliche Entwicklung im politiſchen Leben Lübecks unmöglich zu machen und 
die parlamentariſche Macht ein für allemal den herrſchenden Klaſſen zu ſichern. 
In dem Bericht der Kommiſſion hieß es, daß die Gefahr der Herrſchaft 
einer ſozialdemokratiſch geleiteten Arbeiterklaſſe in der Bürgerſchaft und damit 
in der geſamten öffentlichen Verwaltung Lübecks binnen kürzerer oder längerer 
Friſt zweifellos vorliege. Gerade für Lübeck gelte das Wort eines bekannten 
ſozialiſtiſchen Parteiführers: „Durch die Hanſeſtädte wollen wir in den Bundes⸗ 
rat gelangen.“ Mit voller Einmütigkeit ſei ſich die Kommiſſion der Pflicht 


Wer dieſer ſozialdemokratiſche Parteiführer ſein ſoll, hat das Lübeckiſche Amtsblatt, die 
„Lübeckiſchen Anzeigen“, ausgeplaudert, indem es Bebel als den Urheber bezeichnete. Als 
dieſer dann ganz energiſch beſtritt, dieſen oder irgendeinen ähnlichen Ausſpruch je getan zu 
haben, berief ſich das Amtsblatt auf den Kommiſſionsbericht. In einer Polemik mit dem 
Lübecker Parteiorgan ſagte das Blatt: 

„Er kann eben die Tatſache nicht wegdiskutieren, daß wir in der Lage ſind, uns auf 
einen amtlichen Bericht der geſetzgebenden Körperſchaften Lübecks zu ſtützen.“ 

Woher nun der Bericht der geſetzgebenden Körperſchaften Lübecks dieſe Behauptung hat, 
iſt nicht aufgeklärt, ſie ſtammt aber wahrſcheinlich wohl wieder aus den „Lübeckiſchen An⸗ 
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bewußt geweſen, „zum Schutze unſeres Bürgertums und unſeres geſamten 
Staatsweſens einen Damm aufzurichten, der auf abſehbare Zeit eine unbedingt 
zuverläſſige Abwehr gegen eine ſozialdemokratiſche Mehrheitsherrſchaft bietet“. 

Das könne aber geſchehen mit einer gleichzeitigen „Reform“ des Wahl— 
rechtes „in durchaus liberalem Sinne“. Man wolle den Zenſus fallen laſſen. 
Die Tatſache, daß in Lübeck zahlreiche Bürger das Wahlrecht aus dem Grunde 
nicht beſitzen, weil ſie ein ausreichendes Einkommen nicht verſteuern, biete den 
geeigneten Angriffspunkt für die Agitation zur Erkämpfung des Wahlrechtes 
für die jetzt „angeblich“ rechtloſen Bürger. Das Amtsblatt verſetzte nach— 
träglich noch der Einführung des Zenſus im Jahre 1902 den Eſelsfußtritt, 
indem es ſchrieb: „Die Beſeitigung des Zenſus wird man freudig begrüßen 
können. Fällt doch dadurch in bezug auf die Gewährung eines wichtigen poli— 
iſchen Rechtes eine plutokratiſche Schranke.“ Aber, hieß es im Kommiſſions⸗ 
bericht weiter, wenn man nun in liberalem Sinne das Wahlrecht reformiere, 
ſo könne doch nicht auch noch von einem gleichen Wahlrecht die Rede ſein. 
Die Abwehr des an ſich zu befürchtenden zahlenmäßigen Übergewichtes der 
ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei könne nur in der Weiſe erfolgen, daß der 
Arbeiterklaſſe — übrigens durchaus in Übereinſtimmung mit dem von ihr auf— 
gebrachten Anteil an dem Geſamterträgnis der direkten Steuern — ein ver: 
hältnismäßig geringer Einfluß auf die Zuſammenſetzung der Bürgerſchaft ein⸗ 
geräumt werde. 

Das ſollte nun in der Weiſe geſchehen, daß die Bürger, welche in den 
letzten drei Steuerjahren vor der Wahl durchſchnittlich mindeſtens 2000 Mark 
verſteuert haben oder die einen Landbeſitz von mindeſtens 3 Hektar für eigene 
Rechnung bewirtſchaften, 105 Vertreter wählten, und die übrigen Bürger, 
welche mindeſtens vier Jahre in Lübeck gewohnt und alljährlich Steuern bezahlt 
haben, 15 Bürgerſchaftsmitglieder wählen ſollten. 

Dieſen Vorſchlägen gegenüber machte eine Minderheit der Kommiſſion den 
Einwand, daß man nicht nur den Gegenſatz zwiſchen Bürgertum und Arbeiter- 
ſchaft betrachten dürfe, ſondern durch Schaffung weiterer Abteilungsbildung 
der Mannigfaltigkeit der bürgerlichen Geſellſchaft überhaupt Rechnung tragen 
müſſe. Demgegenüber meinte wieder die Kommiſſionsmehrheit, in ganz richtiger 
Erkenntnis der Sachlage, einmal liege die Beſorgnis nahe, daß in einigen Ab- 
teilungen das politiſche Leben zum Stillſtand geraten werde; „der durch Intelligenz 
und Vermögen hervorragende Teil des Bürgertums wird dem allgemeinen Wahl— 
kampf entzogen werden“, und vor allem beſtehe die Gefahr, daß durch Teilung 
in einer Zeit, die jo dringend zu möglichſter Zuſammenfaſſung aller ſtaats⸗ 
erhaltenden Elemente des Bürgertums auffordere, ein höchſt bedauerlicher und 
in ſeinen Folgen bedenklicher Zwieſpalt in die Reihen des nichtſozialdemokra— 


zeigen“, denn dieſe brachten am 6. März 1904 folgende Bemerkung: „Wie weit übrigens 
die Pläne der Sozialdemokratie gehen, zeigt eine allerdings nicht verbürgte Außerung 
eines ſozialdemokratiſchen Führers, die — irren wir nicht — auch vor einiger Zeit in der 
Preſſe kolportiert wurde. Der betreffende Führer ſoll nämlich geſagt haben: Wir werden 
die Hanſeſtädte dazu benutzen, um Sitz und Stimme im Bundesrat zu erlangen.“ 

Die Vermutung dürfte wohl der Tatſache ſehr nahe kommen, daß ſich der Kommiſſions⸗ 
bericht auf das Amtsblatt geſtützt hat, welches ſich nun wieder ſeinerſeits auf den Kom— 
miſſionsbericht beruft. Nur daß im Laufe eines Jahres das damals Unverbürgte jetzt als 
Tatſache unterſtellt wird. Mit ſolcher Gewiſſenhaftigkeit kommen in Lübeck amtliche Berichte 
zuſtande. 
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tiſchen Bürgertums hineingetragen würde. Man laſſe ſich auch nicht durch das 
„mehr äſthetiſche Bedenken“ der formell genommen recht erheblichen Ungleich, 
heit der auf die beiden Abteilungen entfallenden Zahlen der Vertreter beein. 
fluſſen. Entſpreche dieſe Verteilung der Vertreter auch nicht den Anforderungen 
mechaniſcher Gleichheit, jo doch durchaus dem Verhältnis der ſteuerlichen Lei. 
ſtungen der beiden Bürgergruppen. Für das äußere Anſehen möge die Ein. 
teilung in mehr Abteilungen einen gefälligeren Anblick gewähren, in der Sache 
ſelbſt werde jedoch dadurch nichts geändert. Der Vorſchlag der Kommiſſions⸗ 
mehrheit habe jedenfalls den Vorzug, daß er das von ſämtlichen Mitgliedern 
der Kommiſſion gebilligte Ziel, unbedingte Sicherheit gegen eine ſozialdemo— 
kratiſche Mehrheitsherrſchaft und gegen eine Behinderung der Arbeitsfähigkeit 
der Bürgerſchaft durch eine ſtarke ſozialiſtiſche Minderheit, auf dem kürzeſten, 
einfachſten Wege zu erreichen geeignet ſei. 

Von einer kleinen Minderheit der Kommiſſion ſei dann auch noch die Ein⸗ 
führung der Verhältniswahlen empfohlen, doch „einigte man ſich ſchließlich in 
der Überzeugung, daß die Einrichtung der Verhältniswahlen gegenwärtig noch 
zu wenig erprobt ſei und daß gerade unſere Verfaſſungsverhältniſſe ein Ex⸗ 
perimentieren auf dieſem Gebiet nicht geſtatteten“. 

Natürlich erregten dieſe von blöder Sozialiſtenfurcht diktierten Vorſchläge 
einen Sturm der Entrüſtung, nicht nur bei der Arbeiterſchaft, die ja in erſter 
Linie getroffen wurde, ſondern bis weit in die Reihen des Bürgertums hinein. 
Man mußte es ja als Hohn und Ironie empfinden, bei einer ſolchen Aus⸗ 
geburt reaktionären Geiſtes noch von Liberalismus zu ſprechen und, wie es 
auch geſchehen, von einer angemeſſenen, ſeiner Bedeutung im öffentlichen, ins⸗ 
beſondere im wirtſchaftlichen Geſamtleben der Stadt entſprechenden Vertretung 
des Handarbeiterſtandes! Und das Amtsblatt trug nicht wenig durch ſeine 
Verteidigung der Kommiſſionsvorſchläge dazu bei, im Kleinbürgertum Erbitte⸗ 
rung zu erzeugen. Obgleich dies Blatt anerkennen mußte, daß die Klaſſen⸗ 
ſcheidung böſes Blut errege und etwas Bedenkliches habe, meinte es doch, daß 
ſich die vielen niedriger beſoldeten Beamten, Lehrer, Unterbeamten, Handwerker 


und ſonſtige brave Kleinbürger“ mit der „harten Notwendigkeit abzufinden“ 
hätten, mit den ſozialdemokratiſchen Arbeitern in eine Abteilung zu kommen. 

Hinzu kam ferner noch, daß die Bürgerſchaft ſich die eigenen Mandate ver⸗ 
längerte, um das Machwerk ödeſter Intereſſenpolitik unter Dach und Fach zu 
bringen. Verfaſſungsmäßig wären die Neuwahlen zur Bürgerſchaft nämlich 
im Juni zu vollziehen geweſen. Bis dahin den Entwurf zum Geſetz zu er⸗ 
heben, erſchien aber den eigenen Machern zu bedenklich. Man hat im Laufe 
der Jahre doch allerlei unangenehme Erfahrungen mit der zu ſchnellen Ver⸗ 
abſchiedung von Geſetzesvorlagen gemacht. Zwölf Nachträge zu einem Geſetz 
ſind gar keine Seltenheit, und wenn gar ein Nachtrag einmal vergeſſen wird, 
beziehungsweiſe der fällige Nachtrag eine höhere Nummer erhält, als es 
eigentlich geſchehen dürfte, iſt dies in Lübeck auch nichts Neues. Eine ein⸗ 
gehende Prüfung der Vorlage wäre aber bis zu den Neuwahlen unmöglich 
geweſen, und da dieſe unzweifelhaft die Wahl von Sozialdemokraten zur Folge 
gehabt hätte, entſchloß man ſich, um dieſe unlieben und unerbittlichen Kritiker 
bei der Wahlrechtsänderung nicht hören zu müſſen, durch Geſetz einfach die 
Neuwahlen bis auf den November zu verſchieben. Das ſei, fo begründete 
der Senator Schön dieſe Senatsvorlage, keineswegs eine Verlängerung der 
Mandate (was es denn ſonſt ſei, wurde nicht geſagt), und im Jahre 1870 
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habe man die am 31. Auguſt 1870 ablaufende Legislaturperiode des Reichstags 
auch bis auf den 31. Dezember 1870 verlängert. Zwar ſei damals der Krieg 
ein wichtiger Grund geweſen, aber „ſehr wichtig iſt für uns die Frage, die wir 
beraten ſollen, auch“. So ſprach der Herr und ſetzte ſich, und „Lebhaftes 
Sehr richtig“ verzeichnet der ſtenographiſche Bericht der Bürgerſchaftsſitzung. 
Ganze ſechs Männer fanden ſich, die gegen die Verlängerung der Mandate 
ſtimmten, die ſich ſchämten, für das Angſtprodukt der Lübecker Geldprotzen zu 
ſtimmen, und nur zwei Bürgerſchaftsmitglieder — zwei Freiſinnige — fanden ſich, 
die die Konſequenz ihrer Gegnerſchaft gegen dieſe Mandatsverlängerung zogen 
und nach Ablauf ihrer eigentlichen Wahlzeit aus der Bürgerſchaft austraten. 

Ende Mai ſtand die Wahlrechtsvorlage in der Bürgerſchaft zur Beratung. 
Darüber war man ſich einig, daß „ein Damm gegen die Sozialdemokratie“ 
aufgerichtet werden ſollte, aber man fand die Zahl der der Sozialdemokratie 
zufallenden Mandate noch zu hoch; man hoffte durch eine entſprechende Ande— 
rung der Vorlage noch einige Mandate für die Bürgerlichen zu retten. Und 


zu dieſem Zwecke ſchlug man vor, das Prinzip der Verhältniswahlen zu miß- 


brauchen und ſie für die unterſte Klaſſe mit ihren 15 Mandaten einzuführen. 
Für die obere Klaſſe der Höchſtbeſteuerten mit den 105 Mandaten wollte man 
aber die Verhältniswahlen nicht haben. Man verwies deshalb die Vorſchläge 
an eine neue Bürgerſchaftskommiſſion, und nunmehr hat dieſe Kommiſſion 
das Produkt ihrer Arbeit gezeigt. Es ſetzt allem je Dageweſenen die 
Krone auf. g 

Zunächſt wird das Wahlrechtsalter von 21 auf 25 Jahre erhöht; es werden 
zwei Wahlklaſſen gebildet mit einer Steuergrenze von 2500 Mark. Der Zenſus 
von 1200 Mark bleibt beſtehen. In der erſten Klaſſe wählen alle wahl- 


berechtigten Bürger nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 30 Vertreter. 


In der zweiten Klaſſe wählen die Bürger mit einem Einkommen von mehr 
als 2500 Mark nach relativer Mehrheitswahl 90 Vertreter. 

Man verſtehe recht: nicht etwa wählen in der erſten Klaſſe nur die Bürger 
mit einem Einkommen von 1200 bis 2500 Mark die dieſer Klaſſe zugewieſenen 


Vertreter, ſondern auch die höher beſteuerten Wähler wählen in 


dieſer Klaſſe mit; ſie haben alſo ein doppeltes Wahlrecht, indem ſie unter 
ſich noch 90 Vertreter wählen. g 

Leitender Grundſatz — ſo wurden dieſe ungeheuerlichen Vorſchläge be— 
gründet — ſei der Wille der überwiegenden Mehrheit der Bürgerſchafts— 
mitglieder geweſen, dem Eintritt einer größeren Zahl von Vertretern der Sozial— 
demokratie für die Bürgerſchaft ſicher vorzubeugen und andererſeits auch den 
Weg zu finden, den minderbemittelten Wählern bürgerlicher Geſinnung — „den 
braven Kleinbürgern“ — die Möglichkeit zu gewähren, ſich mit Erfolg am 
Wahlkampf zu beteiligen. Die Minderheit der Kommiſſion bringt ferner den 
Vorſchlag, nach dem Grundſatz der Verhältniswahl in der Wählerklaſſe bis zu 
2500 Mark Einkommen 24 Vertreter wählen zu laſſen. 

Eine Kritik dieſer ungeheuerlichen Vorſchläge erübrigt ſich wohl in dieſer 
Zeitſchrift. In Lübeck hat man dieſe Vorſchläge wie einen Fauſtſchlag ins 
Geſicht empfunden. Selbſt das Amtsblatt des Senats hat nicht umhin können, 
an dieſen Vorſchlägen Kritik zu üben. Die Empörung über dieſe Vergewal⸗ 
tigung iſt bei der Arbeiterſchaft aufs höchſte geſtiegen. 

Ob die Vorſchläge angenommen werden, ſteht dahin, unmöglich iſt es bei 


der Zuſammenſetzung des Parlamentes der kleinen Republik nicht. Sicher wird 
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aber das Wahlrecht derart geändert, daß ein Menſch, der Anſpruch darauf 
macht, liberal zu ſein, nicht dafür ſtimmen könnte. Und ſicher wird das 
„liberale“ Bürgertum, ob in dieſer oder jener Form, ſich dauernd die Herr⸗ 
ſchaft zu ſichern ſuchen. Die Intereſſen des Geldſacks ſtehen jenen Leuten 
ja ſo hoch, daß ſie nichts danach fragen, ob ſie ſie unter Preisgabe ihrer 
einſtigen Ideale zur Geltung bringen. Macht geht ihnen vor Recht, und ſie 
benutzen die jetzt noch in ihren Händen befindliche Macht dazu, das Geſetz 
ſo zu geſtalten, daß dauernd ihnen die Macht bleibt und dieſer Macht das 
dünne Mäntelchen äußerlichen Rechtes umgehängt wird. Daß dabei das 
geſchriebene Recht zum offenbarſten Unrecht wird, das kümmert jene Herren 
nicht. Und daß ſie dabei den Sinn, das Gefühl, das Empfinden für Recht 
untergraben, kommt ihnen nicht zum Bewußtſein. Sie, die das geſchriebene 
Recht ſo geſtalten, daß es noch gelten ſoll, wenn es offenbarſtes Unrecht 
geworden iſt, die das Unrecht zum Ziele ihrer Politik machen, ſie erwarten 
dabei, daß dieſelben Leute, denen ſie das Recht nehmen, die ihrer Armut wegen 
zu Heloten der Beſitzenden gemacht werden ſollen, daß dieſe als „Recht“ be⸗ 
trachten und einem „Rechte“ ſich beugen, das blutiges Unrecht iſt. 

Wirft man einen kurzen Rückblick auf die Verfaſſungsänderungen, wie ſie 
Lübeck ſeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts durchgemacht hat, dann ſieht 
man, wie unſagbar traurig der Niedergang des lübiſchen Bürgertums geweſen, 
wie der alte Hanſageiſt öder, dürrer Intereſſenpolitik gewichen iſt. 

Bis 1848 hatte die Bürgerſchaft aus elf Korporationen (Kaufleute, See⸗ 
fahrer und Handwerksämter) beſtanden. Als dann das Revolutions jahr durchs 
Land brauſte, änderte man auch die Staatsverfaſſung und pries es als eine 
Errungenſchaft, die Bürgerſchaft auf den Gemeingeiſt zu gründen, ſtatt wie 
bisher auf den Korporationsgeiſt. Damals, im roten Jahre, veröffentlichten 
auch die „Lübeckiſchen Anzeigen“, das Leibblatt des Senats, einen Aufruf 
zugunſten der Märzgefallenen, und in Lübecks Mauern ſtadtbekannte Namen 
wie Behn, Gaedertz, Kulenkamp gehörten zu den Unterzeichnern. 

Der „hohe“ Senat ordnete das Tragen der ſchwarz-rot⸗goldenen Farben 
an. „Indem er mit freudiger Erhebung dem auch im Freiſtaat allgemein 
lohenden Vaterlandsgefühl dies gemeinſame Zeichen darbringe, erfülle ihn die 
feſte Zuverſicht, daß mit ihm vereint Lübecks Angehörige nicht zögern werden, 
dem Rufe des Vaterlandes zu folgen, wo es Opfer und tätige Mitwirkung 
gilt, um das freie einige Deutſchland im Innern und nach außen zu ſichern 
und zu ſchirmen.“ 

Anfangs der ſiebziger Jahre wurde dann wegen der veränderten Stellung 
Lübecks im neuen Deutſchen Reiche die Verfaſſung wieder revidiert. Der Senat 
bezeichnete es 1873 als wünſchenswert, eine Vereinfachung des Wahlverfahrens 
zur Bürgerſchaft im Anſchluß an die für die Reichstagswahlen getroffenen An⸗ 
ordnungen erfolgen zu laſſen, und in dem Bericht einer Kommiſſion des 
Senats und der Bürgerſchaft vom Jahre 1874 wird es als der republika⸗ 
niſchen Staatsform entſprechend bezeichnet, daß die Bürger in umfaſſenderer 
Weiſe zum Mitraten und Taten in Staatsangelegenheiten herangezogen werden. 

Im Jahre 1902 beſchließt man Zenſuswahlen und 1905 will man Klaſſen⸗ 
wahlen einführen mit Bürgern ohne, mit einfachem und mit doppeltem Wahl⸗ 
recht. Da — ſchreibt das Amtsblatt des Senats, bei einer Befürwortung des 
gleichen Wahlrechtes — „wären wir ja beim Reichstagswahlrecht angelangt“. 

Beim Reichstagswahlrecht wären wir angelangt! 
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Nun ſind ſie auf den Hund gekommen, die modernen Hanſeaten. Sie 
geben ihre Vergangenheit preis, aus Angſt vor der Gegenwart, vor der Zu— 
kunft. 

Und der Gegenſtand ihrer Angſt, ihrer Furcht, ihrer Sorge, die moderne 
Arbeiterſchaft, ſchreitet vorwärts — immer weiter, auch in Lübeck. Faſt ſcheint 
es ja, als ob ein Gradmeſſer dieſes Fortſchreitens zu finden ſei in dem Wühlen 
gegen die Rechte des Volkes. 


Die Arbeitsperhältniſſe in der Schweiz. 
nach den berichten der fabrikinſpektoren. 
Don Dr. J. Hertz (Beriſau). 
III. (Schluß.) 


Zu den haftpflichtigen Unfällen zählt das ſchweizeriſche Geſetz auch Berufs⸗ 
krankheit, worunter die gewerblichen Vergiftungen verſtanden ſind. Leider geben 
hinſichtlich dieſer Kategorie von Unfällen die Inſpektoratsberichte kein genügendes 
und brauchbares Material. Ebenſo fehlt in den Berichten die ſehr wünſchenswerte 
Auskunft über die Schwere der Unfälle, wie: über gänzliche, partielle Invalidität 
und vorübergehende Arbeitsunfähigkeit. Einzig über die Todesfälle erhalten wir 
genaue Auskunft: die Zahl der Todesfälle in den Fabriken belief ſich auf 482 für 
das ganze Jahrzehnt und in den Nichtfabriken auf 751. Die Geſamtzahl der 
Unfälle betrug im allgemeinen in den Nichtfabriken 43,8 Prozent, ſie war kleiner 
als in den Fabriken mit 56,2 Prozent; aber das Verhältnis für die Todesfälle iſt 
ein ganz anderes: 60,9 Prozent in Nichtfabriken und 31,9 Prozent in Fabriken. Die 
Geſamtzahl der unmittelbaren Unfalltodesfälle in allen haftpflichtigen Betrieben 


beläuft ſich im Jahrzehnt auf 1233. über die mittelbaren Todesfälle, das heißt über 


ſolche Perſonen, die an Krankheiten, verurſacht durch die Unfälle, geſtorben ſind, 
geben die Jahresberichte keine Auskunft. Die kleinſte Zahl, 81 Tote = 6,5 Prozent, 
entfällt auf das Jahr 1892, die größte Ziffer 175 — 15,4 Prozent auf das Jahr 1899. 
Die Zahlen der jährlichen Todesfälle ſind größeren Schwankungen unterworfen: 
1891 kamen auf 1000 Verunglückte 8,1 Tote, 1899 7,6, 1900 5,2. Für die zehn 


Jahre ſtellt ſich der Durchſchnitt auf 6,92 Tote auf 1000 Unfälle. 


Allen Neuerungen auf dem Gebiet der Schutzvorrichtungen widmen die Inſpek⸗ 
toratsberichte großen Raum, ſie regen die Einführung ſolcher Vorrichtungen an und 
ſtehen den Unternehmern mit Rat und Tat zur Seite. In der gewerbehygieniſchen 
Sammlung des Polytechnikums in Zürich ſind für die Intereſſenten Modelle von 
vielen Apparaten zur Anſicht und Belehrung vorhanden. An der Einführung und 


Nutzbarmachung von Schutzvorrichtungen verſündigen ſich oft Arbeiter und Arbeitgeber. 


Der Geſamtbetrag der gezahlten Entſchädigungen für alle Unfälle beziffert ſich 
auf 28465239 Franken, und zwar für Fabrikunfälle auf 16325353 Franken und für 


Unfälle in anderen Gewerben auf 12189886 Franken. Der einzelne Unfall wurde 


durchſchnittlich entſchädigt mit 159,50 Franken, und zwar in den Fabrikunfällen mit 
164 Franken und in den Unfällen der dem Fabrikgeſetz nicht unterſtellten Betriebe 
mit 155,50 Franken; dieſe Tatſache läßt ſchließen, daß die Lohnverhältniſſe in dieſen 
letzten Gewerben weſentlich ſchlechter ſind als in den Fabriken, wobei bei dieſen noch 
insbeſondere in Betracht zu ziehen wäre die bedeutend höhere Ziffer der maximal 
entſchädigten Todesfälle. 

Den Vollzug des Geſetzes ſpiegelt bis zu einem gewiſſen Grade die Zahl 
und die Höhe der Bußen wegen Geſetzesübertretungen wider. Das Bild, 
welches hier zum Vorſchein kommt, iſt kein erfreuliches, unſere Gerichte tun den 
Unternehmern fo wenig wie möglich weh. ... In den in Frage ſtehenden 
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zehn Jahren kamen 1926 Fälle von Geſetzesübertretungen ſeitens der Fabrikunter⸗ 
nehmer vor mit einer Geſamtbuße von 42827 Franken! Das macht durchſchnittlich 
auf eine Geſetzesverletzung 22,30 Franken (— 17,75 Mark). Die höchſten Bußen haben 
ausgeſprochen St. Gallen 41,50 Franken, Aargau 42,80, Solothurn 45,20 Franken. 
Die geringſten Bußen wurden in der franzöſiſchen Schweiz verhängt, wo Freiburg 
eine Übertretung des Fabrikgeſetzes mit 5,40, Genf mit 7,10 und Wallis mit 
7,50 Franken ſühnen ließ. : 

Viele Bußen ſehen eher einer Aufmunterung gleich. Wenn eine große Fabrik 
mit einigen Hundert Arbeitern wochenlang, oft bis tief in die Nacht hinein, mit 
Männern, Frauen und Kindern arbeiten läßt, und wenn eine ſolche ſchwere Geſetzes⸗ 
verletzung, monatelang am Orte bekannt, endlich vor den gnädigen Richter gelangt 
und dieſer dann den Herrn Fabrikanten mit 30 bis 40 Franken ſtraft, ſo wird der 
Fabrikant dieſe Buße mit Ruhe bezahlen, denn die Geſetzesübertretung hat ihm das 
Hundertfache der Bußenhöhe eingebracht, und vorkommendenfalls wird er ſich nichts 
daraus machen, wiederum das Geſetz zu übertreten; er weiß nur zu gut, daß ein 
Strafrückfall gegenüber großen Herren nicht in die Wagſchale fällt, und wenn es 
ſchlecht geht, wird er dann mit 10 Franken höher beſtraft werden! 

Charakteriſtiſch iſt die Strafhöhe nach Artikeln des Fabrikgeſetzes, die verletzt 
worden. Die Tendenz des Fabrikgeſetzes iſt doch insbeſondere eine ſozialhygieniſche, 
eine ſchützende des ſchwächſten Teiles der Fabrikarbeiterſchaft, des unmündigen 
Kindes und der Frau. Man ſollte meinen, daß die Übertretung der bezüglichen 
Artikel (15 und 16) am ſchwerſten geſtraft werden. Nein — am härteſten werden 
geſtraft übertretungen mehr formeller Natur, wie Mängel in der Führung der 
Arbeiterliſten, der Fabrikordnung, Kündigung, Unregelmäßigkeit in der Lohnzahlung, 
übertretung der Vorſchriften über Arbeitslokal, Bau und Betrieb uſw. 

Die Geringfügigkeit der Strafen erſcheint erſt in voller Deutlichkeit, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, daß ihnen nicht ſelten „Rügen und Verwarnungen“ uſw. 
vorausgegangen ſind. Zur Illuſtrierung dieſer Behauptung notieren wir aus einem 
Inſpektionsbericht folgende Stelle: „Einige Male waren wir genötigt, gegen die 
Langmut Verwahrung einzulegen, mit welcher ſtraffällige Fabrikanten, ſogar bei 
Rückfällen, behandelt werden wollten oder behandelt worden ſind. Obſchon nicht 
Freund von Strafen, können und dürfen wir nicht zuſehen, wenn die Verhältniſſe 
nach mehrfacher Verwarnung ſich nicht beſſern, und dann erſt recht nicht, wenn es 
ſich um ſchwerere Übertretungen und um ungenügende Erfüllung der Haftpflicht, 
alſo um eine Vernachläſſigung des Verletzten handelt.“ 

Von den ſogenannten „Wohlfahrts einrichtungen“ will ich nur eine, die 
wichtigſte, die Arbeiterwohnhäuſer, kurz erwähnen, und zwar insbeſondere deshalb, 
weil für das Jahr 1891 die ſchweizeriſchen Fabrikinſpektoren von Amts wegen 
über ſie Erhebungen aufgenommen haben. Wir entnehmen dieſen Erhebungen, 
daß damals von 4398 Fabrikbetrieben 257 Betriebe 1598 Arbeiterwohnhäuſer, 
bewohnt von rund 6000 Arbeiterfamilien mit 25037 Einwohnern, beſaßen. 
Die durchſchnittliche Miete einer Wohnung betrug jährlich 180 Franken, der 
Kündigungstermin deckte ſich meiſtens mit der Kündigungsfriſt laut 
Fabrikordnung. Dieſe letzte Beſtimmung kennzeichnet den Wohlfahrtscharakter 
der ganzen Einrichtung. Es mag wohl richtig ſein, daß einzelne Unternehmer bei 
der Herſtellung ſolcher Häuſer ſich von Wohlfahrtstendenzen leiten laſſen — immer⸗ 
hin in dem Sinne, daß die angelegten Gelder 3 bis 5 Prozent Intereſſen ab⸗ 
werfen —, aber ſchließlich tendiert doch alles dahin, einen ſicheren Stamm billiger 
und williger Arbeitskräfte dauernd für die Fabrik zu gewinnen. Rechnet man doch 
zu den Wohlfahrtseinrichtungen auch die bekannten Arbeiterinnenhäuſer für italieniſche 
Arbeitsmädchen! Auffallen muß auch und ſpricht für dieſe Meinung, daß von den 
1598 Arbeiterhäuſern 1145 von Textilarbeitern, von der ſozial am tiefſten ſtehenden 0 
Arbeiterſchaft, bewohnt werden. Als ein Hohn auf unſere Demokratie kann fol⸗ 
gender mir bekannte, vielleicht nicht vereinzelte Fall angeſehen werden. Ein armer 
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Textilarbeiter, Mieter einer ſolchen Wohnung, will ſeinen intelligenten, aus der 
Elementarſchule entlaſſenen vierzehnjährigen Sohn in eine Realſchule ſchicken, ſein 
wohlwollender Kapitaliſt, zugleich Eigentümer des Arbeiterwohnhauſes, verſucht 
zuerſt mit väterlich⸗gnädigen Argumenten die Sache ihm auszureden, auch der Appell 
an den Egoismus fruchtete nichts. Jetzt folgt die Drohung — er, der Arbeitgeber, 
disponiere über die Kinder ſeiner Arbeiter, er brauche die Kinder nicht für die 
Schule, ſondern als Arbeitskräfte für die Fabrik, und wenn ſich der Arbeiter dieſem 
Machtgebot nicht unterziehen wolle, dann könne er ziehen wohin er wolle, bei ihm 
habe er ferner weder Arbeit noch Wohnung, in vierzehn Tagen möge er ſich ent— 
ſchließen! So blieb dem Proletarier-Vater nichts anderes übrig, als dem Macht⸗ 
gebot des gnädigen Herrn ſich zu unterwerfen! Der Fall mag vereinzelt daſtehen, 
er mag öfters vorgefallen ſein — aber ſchon die Möglichkeit eines ſolchen Vor— 
kommniſſes zeigt die Gemeinſchädlichkeit der ſo geprieſenen Wohlfahrtseinrichtungen! 
| Wohlfahrtsinſtitutionen in der wahren Bedeutung des Wortes find nur folche, 
die von Arbeitern ſelbſt geſchaffen, ſelbſt alimentiert und verwaltet ſind. Solche 
Einrichtungen ſind unſere Arbeiterkrankenkaſſen. Für das Jahr 1900 wurde eine 
Enquete über ſie von den Fabrikinſpektoren aufgenommen. Es beſtanden da— 
mals 555 ſolcher Kaſſen mit zuſammen 101031 Mitgliedern — 41,7 Prozent der ge— 
ſamten Fabrikarbeiterſchaft und einem Vereinsvermögen von 3454803 Franken. 
Auf eine Kaſſe entfallen ſomit als Durchſchnitt 182 Mitglieder und pro Mitglied 
34,20 Franken (= 27,36 Mark) Vermögen. Die jährlichen Einnahmen der Kaſſen 
betragen 1756411 Franken; es fließen aus den Mitgliederbeiträgen 1408 771 Franken, 
aus den Fabrikbußen ca. 150000 Franken, aus den Vermögenszinſen 138000 Franken 
und aus den Beiträgen der Fabrikanten 59640 Franken. Dieſer letzte kleine Be— 
trag iſt der wirkliche Obolus, den die kapitaliſtiſche Fabrikantenklaſſe für Arbeiter: 
wohlfahrtseinrichtungen jährlich opfert. 30,4 Prozent der Mitglieder zahlen bis 
9 Franken, 17,2 Prozent 9 bis 12 Franken, 19 Prozent 12 bis 15 Franken, 7,6 Prozent 
15 bis 18 Franken, 6,4 Prozent 18 bis 21 Franken, 9,6 Prozent 21 bis 24 Franken 
und 9,8 Prozent über 24 Franken. Die kleinſten Beiträge zahlten Textilarbeiter, und 
ihnen fallen, wie recht und billig, nahezu ausſchließlich die Fabrikantenſubventionen 
zu. — Die Totalſumme der Ausgaben betrug 1719973 Franken, davon 59,3 Prozent 
an Krankengeldern, 40,7 Prozent an Arzt-, Verpflegungs- und Krankenhauskoſten. 
3,8 Prozent der Kaſſen zahlen nur Heilkoſten, 30,6 Prozent Heilkoſten und Kranken— 
geld und 65,6 Prozent nur Krankengeld; 3 bis 8 Franken wöchentlich zahlen jene 
Krankenkaſſen, die beides Heilkoſten und Krankengeld leiſten, 27 Prozent der Kaſſen 
zahlen Beiträge von 5 bis 10 Franken und 38,5 Prozent über 10 Franken wöchent— 
lich. Nur eine Krankenkaſſe entſchädigt mit 20 Franken das Wochenbett und unter— 
ſtützt kranke Wöchnerinnen, wenn ſie über 2 Wochen krank ſind. 

Eine zuverläſſige Statiſtik der ſchweizeriſchen Arbeiter beſitzen wir bis 
jetzt nicht. Gelegentlich des Referendums über das im Mai 1900 verworfene 
Kranken⸗ und Unfallgeſetz ſchätzte damals das eidgenöſſiſche ſtatiſtiſche Amt die Zahl 
der verſicherungspflichtigen Perſonen auf 650000, ausgeſchloſſen waren aber von 
der Verſicherungspflicht die Heimarbeiter, nach Inſpektor Dr. Schulers Schätzung 
133000 Arbeiter. — Aus dieſen beiden Schätzungen zuſammen reſultiert eine Arbeiter: 
zahl von 783000 Köpfen. 
| Wie iſt nun dieſe Volksmaſſe, die mit ihren unmündigen Kindern und ſonſtigen 
arbeitsunfähigen Familienangehörigen die abſolute Mehrheit — das demokratiſche 
Prinzip — des ſchweizer Volkes überragt, organiſiert? — Unſere älteſte politiſche 
Arbeiterorganiſation, der bereits 1840 gegründete „Schweizeriſche Grütliverein“, ſeit 
drei Jahren mit der Gewerkſchaftsleitung der ſchweizeriſchen ſozialdemokratiſchen 
Partei betraut, zählte Ende 1903 8912 Mitglieder; mit etwa annähernd weiteren 
15000 eingetragenen Mitgliedern der ſchweizeriſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
repräſentiert er die geſamte politiſche Organiſation unſeres Proletariats, welches bei 
kantonalen und eidgenöſſiſchen Wahlen und Abſtimmungen ca. 80000 Stimmen ab— 


584 Die Neue ge 


giebt und in das aus 211 Abgeordneten beſtehende ſchweizeriſche Parlament gegen: 
wärtig 6 Vertreter delegiert. — Ahnlich verhält es ſich mit unſerer gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſation. Am 1. Januar 1904 zählte der „Allgemeine ſchweizeriſche 
Gewerkſchaftsbund“ 31000 Mitglieder, eine winzig kleine Ziffer im Verhältnis 
zu der Maſſe der Proletarier. Die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter rekrutieren 
ſich aus drei verſchiedenen Arbeiterkategorien: aus den Fabrikarbeitern 242534 (1301); 
aus den Heimarbeitern 187291 (nach der Enquete von 1901 und nach Schuler 
Schätzung von 1903) und aus Arbeitern in haftpflichtigen, dem Fabrikgeſetz nicht 
unterſtellten Betrieben. Aus der großen Zahl von 10470 Betriebsunfällen (1900 
kann man die Zahl der hier arbeitenden Arbeiter auf wenigſtens 150000 ſchätzer 
(242 534 Fabrikarbeiter: 12861 Betriebsunfälle) — 572000 Arbeiter — die Differen; 
210000 zwiſchen dieſer Ziffer und der Schätzung des ſchweizeriſchen Statiſtiſchen 
Amtes rührt davon her, daß in der letzten Schätzung landwirtſchaftliche Arbeiter 
Dienſtboten und ſubalterne Handels-, Induſtrie⸗, Gewerbeangeſtellte uſw. als kranken 
verſicherungspflichtige Kategorien mit inbegriffen ſind. Schon dieſe Tatſache ſpricht 
für die annähernde Richtigkeit meiner Schätzung. — Bei einer Prüfung der ge: 
werkſchaftlichen Organiſation ſollen nur die oben genannten drei Kategorien, zu: 
ſammen alſo 572000, in Betracht kommen, ſomit ſind von der geſamten ſchwei— 
zeriſchen Arbeiterklaſſe nur 5,47 Prozent gewerkſchaftlich organiſiert 
Abſolut die höchſte und relativ vielleicht die tiefſte Zahl der Organiſierten zeigen 
die Textilarbeiter, von 99450 Fabriktextilarbeitern find nur 2700 organiſiert, und von 
annähernd 110000 Textilheimarbeitern 6600. — Dieſe auffallende Erſcheinung, daß 
Heimarbeiter beſſer organiſiert ſind, rührt davon her, daß vor vier Jahren Genoſſe 
Pfarrer Eugſter in Hundwil, dem Landgemeindeort des Kantons Appenzell A.⸗Rh. 
ſich beſonders eifrig der Organiſation der Textilarbeiter angenommen hat. So iſt es 
ſeinen Bemühungen gelungen, in ſeinem Heimatort von 3000 Blattſtichwebern 2016 zu 
organiſieren, letztes Jahr dehnte er ſeine agitatoriſche Tätigkeit weiter aus, gründete 
mit dem Genoſſen Greulich den „Schweizeriſchen Textilarbeiterverband“ und organi- 
ſierte im Laufe des letzten Jahres 3000 weitere Heim⸗ und Fabrikarbeiter. Ende 
Juni l. J. zählte dieſer Verband ſchon über 8000 Mitglieder; weitere 1300 Textil⸗ 
arbeiter gehören zwar zum Schweizeriſchen Gewerkſchaftsbund, aber noch nicht zum 
Textilarbeiterverband. Unſere organiſierten Textilarbeiter haben ihr eigenes Organ; 
„Der Textil-Arbeiter“, welcher unter tüchtiger Redaktion des Genoſſen Eugſter alle 
14 Tage in einer Auflage von 8000 Exemplaren erſcheint. Die Textilarbeiter⸗ 
organiſation iſt alſo erſt jüngſten Datums, weiſt aber ſchöne Reſultate auf. Hofſent⸗ 
lich gelingt es mit der Zeit, dieſen ſo tief ſtehenden Teil unſeres Proletariats — die 
längſte Arbeitszeit und die ſchlechteſten Löhne — zu Leben und Tat zu wecken! — 
Am beſten organiſiert find unſere Buchdrucker, von 2536: 2050; Metall- und Maſchinen⸗ 
arbeiter zählen 5000 Organiſierte, Holzarbeiter 4630, Uhrenarbeiter 3000, Graveure 
und Guillocheure 820, Brauer 800 und achtzehn weitere Verbände zuſammen 6530 
Mitglieder. Da hinſichtlich aller dieſer Gewerbe nur einzig die Zahl der in den 
Fabriken beſchäftigten Arbeiter bekannt ſind, wäre es müßig und irreleitend, 
wollte man die Verhältniſſe der organiſierten zu den nichtorganiſierten Arbeitern 
feſtſtellen; beiſpielsweiſe ſei erwähnt: Holzarbeiter arbeiten in Fabriken nur 14500, 
die größte unbekannte Zahl aber in haftpflichtigen, dem Fabrikgeſetz nicht unterſtellten 
Betrieben. Wollte man behaupten, daß von 14500 ſchweizeriſchen Holzarbeitern 4630 
— 32 Prozent organiſiert ſind, ſo wäre eine ſolche Behauptung grundfalſch. Im 
großen und ganzen darf geſagt werden, daß der ſchweizeriſche Gewerkſchaftsbund, 
beſtehend ſeit 1880, in dieſen 24 Jahren für die gewerkſchaftliche Organiſation wenig 
geleiſtet hat. Der Grund davon, auf den hier näher nicht eingegangen werden 
kann, liegt in dem politifch-indifferenten und konſervativen Sinn der Maſſe der 
ſchweizeriſchen Arbeiter und insbeſondere in unſeren Produktionsverhältniſſen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Derfaffungskämpfe in württemberg. 
| Von Wilhelm Keil. 


Mit großer Geſchwindigkeit, ſo ganz im Vorbeigehen, wollte die württem— 
dergiſche Regierung im Verein mit den ſogenannten liberalen Parteien die Ver⸗ 
aſſungsreform endlich durchführen, die in jahrzehntelangen Kämpfen bisher nicht 
gelungen war. Sie mußte ſich aber bald überzeugen, daß man mit der Zauber- 
darole „Geſchwindigkeit iſt keine Hexerei“ im Kampfe mit privilegierten Klaſſen⸗ 
nterejjen nicht weit kommt. Am 15. Juni dieſes Jahres legte die Regierung der 
zweiten Kammer ihren Entwurf vor in der Berechnung, daß er während der 
venigen Wochen, die der Landtag noch verſammelt bleiben ſollte, ſeine Exledi- 
zung finden werde, und daß die Erſte Kammer, die ſich dann im Herbſt damit 
veichäftigen ſollte, unter dem Drucke der politiſchen Geſamtſituation auch ihre 
Zzuſtimmung geben müßte. Die Zweite Kammer ging auch ſofort an die Arbeit. 
Binnen vier Wochen war ſowohl die Generaldebatte im Plenum wie auch die 
Spezialberatung in der Kommiſſion, dieſe in zwei Leſungen, vorgenommen, 
ann aber wurden die eiligen Arbeiten plötzlich abgebrochen, weil die große 
Befahr beſtand, daß das ganze Werk ebenſo ſchnell, wie es von der Regierung 
ſervorgezaubert worden war, in der Verſenkung wieder verſchwinden würde. 
das Zuſtandekommen der verfaſſungsmäßigen Zweidrittelmehrheit war äußerſt 
weifelhaft; man ließ daher unter dem Vorwand, die Durchpeitſchung eines ſo 
vichtigen Geſetzes bei der ſommerlichen Hitze ſei nicht zu empfehlen, die Arbeit 
tecken und vertagte den Landtag bis zum Herbſt in der Hoffnung, daß bis 
ahin die nötige Zahl von Stimmen für die Reform noch gewonnen werde. 
Jb ſich dieſe Hoffnung erfüllen wird, iſt ſehr zweifelhaft. 

Es iſt kein Wunder, daß das, was in den vielen Verſuchen der Reformie⸗ 
ung der württembergiſchen Verfaſſung, die ſeit Mitte des vorigen Jahrhunderts 
mgejtellt wurden, nicht gelungen iſt, auch jetzt nicht im Handumdrehen durch⸗ 
uſetzen iſt. Der allen ſeitherigen Reformverſuchen gemeinſame Hauptzweck war 
er, die Sondervertretung des Kleinadels und der Kirchen in der Zweiten 
kammer zu beſeitigen. Das kann aber, wenn der durch die Verfaſſung von 
819 vorgeſchriebene Weg eingehalten werden ſoll, wie die Dinge liegen, nur 
mter Mitwirkung und Zuſtimmung der Privilegierten geſchehen, und ihre Zu⸗ 
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ſtimmung haben neuerdings zwar die Prälaten, nicht aber die ritterſchaftlicher 
Vertreter in Ausſicht geſtellt. Da die aus 93 Mitgliedern beſtehende Zweite 
Kammer neben 23 Privilegierten (13 Ritter, 6 evangeliſche Prälaten, 3 Ber: 
treter der katholiſchen Kirche und der Tübinger Univerſitätskanzler) 70 aus dem 
allgemeinen Wahlrecht hervorgehende Abgeordnete (63 Vertreter der 63 Ober: 
ämter und 7 Vertreter der 7 „guten“ Städte) zählt, ſo ſollte die Bildung einer 
Zweidrittelmehrheit ohne und gegen die Privilegierten nicht unmöglich fein 
Allein das württembergiſche Zentrum hat unter Gröbers Führung die Frage 
der Verfaſſungsreform unter den konfeſſionellen Geſichtspunkt geſtellt und ver: 
hält ſich von dieſem aus abſolut ablehnend. Das Zentrum aber verfügt über 
18 ſichere Sitze, fo daß alle übrigen Parteien, unter denen übrigens die Be 
geiſterung für die Reform auch noch eine ſehr abgeſtufte iſt, günſtigſtenfalls 
noch 52 Stimmen zuſammenbringen, während 62 zur Zweidrittelmehrheit 
nötig ſind. 0 

Der konfeſſionelle Geſichtspunkt tritt am ſtärkſten hervor bei der Frage der 
Zuſammenſetzung der Erſten Kammer, die bei allen ſeitherigen Reform⸗ 
verſuchen mit dem Ausſcheiden der Privilegierten aus der Zweiten Kammer in 
engſte Verbindung gebracht worden iſt. 

Obgleich die Bevölkerung Württembergs zu ſtark zwei Dritteilen prote⸗ 
ſtantiſch iſt, weiſt die Erſte Kammer, eine ausgeſprochene Vertretung des Hoch⸗ 
adels, eine überwiegende katholiſche Mehrheit auf. Das hat ſeinen Grund in den 
Zufälligkeiten, auf welche die zu Anfang des vorigen Jahrhunderts erfolgte 
Zuteilung der Entſchädigungsobjekte an die ehemals reichsunmittelbaren Herren 
und Herrchen, die durch Abtretung des linken Rheinufers an Frankreich zu 
Schaden kamen, zurückzuführen iſt. Daß bei der großen Teilerei, die durch 
den Reichsdeputationshauptſchluß die geſetzliche Sanktion erhielt und bei welcher 
Kriecherei, Beſtechung, ſchmutzige Intrigen aller Art eine große Rolle ſpielten, 
namentlich die katholiſche Kirche, dem Proteſt des Papſtes und des Kaiſers von 
Oſterreich zum Trotze, betrogen und beſtohlen wurde, hindert heute die Zentrums⸗ 
partei nicht, ſich als den e Anwalt der „ hſiſtoriſchen Rechte“ 
der Standesherren aufzuſpielen. Die hochadeligen Familien ſind in ihrer 
überwiegenden Mehrheit dem württembergiſchen Volke nicht ſtammesverwandt, 
fie haben ihre Wohnſitze in Baden, Bayern, Preußen, Oſterreich und ſelbſt in 
Hella ſoweit ſie aber katholiſch ſind, bewegen ſich ihre Anſchauungen ganz 
in der Richtung des Ultramontanismus. Kein Wunder daher, daß das würt⸗ 
tembergiſche Zentrum ſeit ſeiner im Jahre 1895 erfolgten Gründung eifrig 
darauf bedacht iſt, ſich das ſchwarze Bollwerk zu erhalten, das in der katho⸗ 
liſchen Mehrheit der Erſten Kammer beſteht. Kein Wunder aber auch, daß die 
pietiſtiſch veranlagte, vom Kulturkampfgeiſt beeinflußte württembergiſche Regie⸗ 
rung und die von demſelben Geiſte erfüllten „liberalen“ Parteien das Beſtreben 
haben, die katholiſche Mehrheit der Erſten Kammer durch eine proteſtantiſche 
zu erſetzen. Dieſer konfeſſionelle Mittelpunkt der bürgerlichen Verfaſſungs⸗ 
reformkämpfe trat in den Anläufen der ſechziger, ſiebziger und achtziger Jahre 
des vorigen Jahrhunderts weniger deutlich hervor, weil damals die konfeſſio⸗ 
nellen Gegenſätze noch nicht die politiſche Zuſpitzung erfahren hatten, die ihnen 
heute das Gepräge gibt, und weil infolgedeſſen auch die Haltung der katho⸗ 
liſchen Standesherrenmehrheit keine jo ſtockultramontane war wie heute. Die 
früheren Verfaſſungsreformperſuche wurden faſt nur begründet mit dem Ver 
langen nach einer Säuberung der Zweiten Kammer von den kirchlichen und 
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ritterſchaftlichen Privilegierten; in einem Teile der zahlreichen alten Reviſions— 
entwürfe, die ſämtlich geſcheitert ſind, ſollte dieſen Herrſchaften durch Aufnahme 
etwa der Hälfte von ihnen in die Erſte Kammer eine Entſchädigung gewährt 
werden für den Verluſt ihres „hiſtoriſchen“ Rechtes in der Zweiten Kammer. 
Hiermit wollte man zugleich die Degeneration des Hochadels, die nirgends augen— 
fälliger iſt als in der württembergiſchen Kammer der Standesherren, ein wenig 
korrigieren. 

Während es nämlich im Jahre 1819 36 ſtandesherrliche Familien gab, die 
einen Sitz in der Erſten Kammer hatten, iſt deren Zahl, meiſt durch Aus— 
ſterben, heute auf 19 geſunken, und es iſt mit dem Erlöſchen einiger weiterer 
Häuſer binnen wenigen Jahrzehnten zu rechnen. Da nun außer den Häuptern 
der ſtandesherrlichen Familien und den Prinzen des Königlichen Hauſes nur 
noch einige vom König zu ernennende hohe Staatsbeamte, deren Zahl ein 
Drittel der Standesherren nicht überſteigen darf, der Erſten Kammer angehören, 
wächſt ſich die ſtete Verminderung der Zahl der Standesherren allmählich zu 
einer „Gefahr“ für den Beſtand des ganzen Oberhauſes aus. Dazu kommt, 
daß die Inzucht und andere „Sitten“ der Hochadelsgeſchlechter auch die geiſtigen 
Qualifikationen der erblichen Geſetzgeber auf einen bedenklich tiefen Durchſchnitt 
haben ſinken laſſen, der ſogar fürſtlichen Führern dieſer erhabenen Leuchten 
ſchon wiederholt den Notſchrei nach mehr Arbeitskräften abpreßte. Dieſe Ver— 
hältniſſe bilden einen gewiſſen Anſporn für die Regierung in der Richtung, 
mit mehr Eifer als das ſonſt von klaſſenſtaatlichen Regierungen zu geſchehen 
pflegt, für eine Neuordnung der Zuſammenſetzung der Kammern einzutreten, 
und ſie erleichtern es ihr auch, die antiultramontane Triebfeder ihrer Reform— 
bemühungen zu verſchleiern. Die Regierung kann mit treuherziger Miene er— 
klären, daß es ihr beileibe nicht um eine andere konfeſſionelle Zuſammenſetzung 
der Erſten Kammer, ſondern nur darum zu tun ſei, deren Beſtand und Arbeits— 
fähigkeit zu ſichern. Die Proteſtbewegung, die im vorigen Jahre durch die 
Verwerfung eines winzigen Volksſchulgeſetzchens ſeitens der Erſten Kammer 
entſtand, und der die Regierung ſympathiſch gegenüberſtand, hat indeſſen 
ziemlich tief in die Kulturkampfabſichten aller derer, die der veränderten Zu— 
ſammenſetzung der Erſten Kammer das Wort reden, hineinblicken laſſen. Mit 
der Vereitlung des genannten Geſetzchens aus ſchulpolitiſchen Motiven, die ſich 
völlig mit der mittelalterlich⸗kirchlichen Schulpolitik des Zentrums decken, hatte 
die Erſte Kammer zwar bewieſen, daß die rückſtändigen Volksſchulverhältniſſe 
Württembergs eine durchgreifende Verbeſſerung nicht erfahren können, ſolange 
eben dieſe Erſte Kammer ein entſcheidendes Wort mitzureden hat; aber auf 
anderen, nicht minder wichtigen Gebieten der Landespolitik hatte ſich der reak— 
tionäre Charakter der Erſten Kammer ſchon viel früher und ebenſo deutlich 
enthüllt. So namentlich bei Beratung der neuen Steuergeſetze, wo die Erſte 
Kammer für ihre widerwillige Zuſtimmung zu einer Einkommenſteuer, die die 
Höchſtbeſteuerten bei weitem nicht mit der Schärfe trifft wie etwa die preußiſche, 
ſich von der bürgerlichen Mehrheit der Zweiten Kammer das Steuerbewilligungs— 
recht erpreßte, deſſen Ausübung allein durch die erwählten Vertreter des Volkes 
einen Ruhmestitel in der dreihundertjährigen Verfaſſungsgeſchichte Altwürttem— 
bergs bildet. Und ähnliche in plutokratiſchen Grundſätzen wurzelnde Taten 
ſind von der ſtandesherrlichen Oligarchie in den letzten Jahrzehnten eine Un⸗ 
zahl verübt worden. Bei dieſen Taten unterſchieden ſich die proteſtantiſchen 
von den katholiſchen Mitgliedern der Erſten Kammer durch nichts. 
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Natürlich hat die Sozialdemokratie alle dieſe Gelegenheiten ausgenützt zur 
Verbreitung von Aufklärung über die Vernunftwidrigkeit einer ſolchen auf Erb⸗ 
lichkeit beruhenden geſetzgebenden Körperſchaft, deren Beſeitigung nach dem 
Tübinger Staatsrechtslehrer Gaupp „als erſter Schritt einer jeden Verfaſſungs⸗ 
reform die Ehre des Landes fordert“. Gegen die Preisgabe des Steuer⸗ 
bewilligungsrechts an die Erſte Kammer wurde auch im Abgeordnetenhaus 
von der ſozialdemokratiſchen Fraktion der allerſchärfſte Proteſt erhoben. Der 
bürgerliche Liberalismus aber beugte ſich im Verein mit der Regierung in allen 
dieſen Fällen vor dem Willen der erblichen Geſetzgeber. Erſt mit dem Falle des 
kleinen Volksſchulgeſetzes, das fakultativ — und zwar nur in ganz vereinzelten 
Fällen — fachmänniſche Bezirksſchulaufſeher neben den geiſtlichen zulaſſen wollte, 
erhob er ſich zum Proteſt — zum Proteſt nicht gegen die ganze Exiſtenz der 
Erſten Kammer, ſondern nur gegen deren heutige Zuſammenſetzung. 

Wenn dieſe Proteſtbewegung einen Umfang annahm, der zu ihrem kleinen 
unmittelbaren Anlaß in gar keinem Verhältnis ſtand, und wenn die Sozial⸗ 
demokratie mit ihrem gegen den Beſtand der Erſten Kammer gerichteten 
Proteſt die liberale Proteſthalbheit in den Hintergrund drängte, ſo erklärt ſich 
das daraus, daß die breiten Maſſen der Bevölkerung die zahlloſen volksfeind⸗ 
lichen Taten der Oberhäusler, ohne Unterſchied der Konfeſſion, ſich wohl gemerkt 
hatten und mit geſünderen und logiſcheren politiſchen Empfindungen darauf 
reagierten, als die liberalen Führer. Dazu kommt noch, daß ſich nicht zum 
erſtenmal ein Sturm gegen die Erſte Kammer erhob. In der Revolution 
von 1848/49 hatte ſie für 1¾ Jahre ganz zu exiſtieren aufgehört. Sie ſelbſt 
hatte ſich durch plötzliches Verſchwinden ihrer Mitglieder das Lebenslicht aus⸗ 
geblaſen, ihre Führer hatten offen verkündet, es könne keine Rede davon ſein, 
daß ſie je wieder ins Leben treten könnte. Auf Grund eines Geſetzes vom 
1. Juli 1849 wurde eine „Landesverſammlung“ gebildet, die eine neue Ver⸗ 
faſſung ſchaffen ſollte. Dieſe Kammer wurde dreimal gewählt und dreimal 
aufgelöſt, ohne die neue Verfaſſung zuſtande gebracht zu haben. Am 6. No⸗ 
vember 1850 wurde durch einen Staatsſtreich die durch die Grundrechte auf 
gehobene Verfaſſung von 1819 wieder in Kraft geſetzt. Gegen dieſen ver⸗ 
faſſungswidrigen Akt iſt in den fünfziger und ſechziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts von der alten bürgerlichen Demokratie der heftigſte Proteſt 
erhoben worden, dem ſich auch die um die Mitte der ſechziger Jahre ins Leben 
getretene deutſche (nationalliberale) Partei anſchloß. Unter Berufung auf 
Uhland, der dem „entwürdigenden Ariſtokratismus“ Fehde geſchworen und das 
„wohlerworbene Recht des Volkes zurückverlangt“ hatte, wurde die Wieder⸗ 
herſtellung des Geſetzes vom 1. Juli 1849 verlangt und zu dieſem Zwecke mit 
der Steuerverweigerung gedroht. | 

Damals gab es noch keine Sozialdemokratie, die mit eiſerner Konſequenz 
das wohlerworbene Recht des Volkes im Intereſſe des Volkes ausnützen konnte. 
So war die Forderung der Rechtsgleichheit damals für die bürgerliche Linke 
„ungefährlich“. Heute wird dieſe Linke von den kapitaliſtiſchen Beſitzintereſſen 
beherrſcht, die demokratiſchen Prinzipien werden wenn nicht offen preisgegeben, 
ſo nur noch hinter dem Glaskaſten gezeigt. Die herangewachſene Sozial⸗ 
demokratie müßte in einer wirklich demokratiſch ausgeſtalteten Geſetzgebung 
ſofort zu einem enormen Einfluß gelangen. Daher werden heute die Epigonen 
der haßerfüllten Feinde des entwürdigenden Ariſtokratismus zu ebenſo leb⸗ 
haften Verteidigern desſelben. Gewiß, in der Proteſtbewegung des Vorjahrs 
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‚find ſelbſt in den Reihen der nationalliberalen Partei Stimmen laut geworden, 
die rückhaltlos die Beſeitigung der Erſten Kammer forderten, aber das waren 
weiße Raben, und wenn die Leitung der ſchwäbiſchen Volkspartei in einer 
unzweideutig formulierten Reſolution ausſprach, die Taten der Erſten Kammer 
hätten gezeigt, daß jeder politiſche Fortſchritt in Württemberg inſolange aus— 
geſchloſſen ſei, als die Erſte Kammer beſtehe, ſo ließ die Haltung des erſten 
Führers dieſer Partei, K. Haußmann, der vierundzwanzig Stunden nach jener 
Beſchlußfaſſung öffentlich warnte: „Keine Politik mit dem Kopfe durch die Wand!“, 
erkennen, wie ernſt jene von ihm mit unterſtützte Reſolution gemeint war. Dieſe 
Abſchwächungs⸗ und Entkräftungspolitik der liberalen Führer — andere Häupter 
der Volkspartei und die Führer der Deutſchen Partei folgten den Haußmannſchen 
Fußſtapfen — war um ſo gemeinſchädlicher, als im württembergiſchen Volke die 
Erinnerung an die demokratiſchen Kämpfe gegen die landfremde Standesherren— 
kammer noch fortlebt und daher die Vorbedingungen zu einem geſchloſſenen 
Kampfe gegen die Adelsvorrechte beſſer als in irgend einem anderen Lande 
vorhanden ſind. Wenn in dem ſtockkatholiſchen und politiſch rückſtändigen 
Bayern ein geſchloſſener Heerhaufen gegen eine bürgerliche Partei, die ſich 
im Kampfe um das direkte Wahlrecht als unehrlich erwieſen hat, gebildet 
werden konnte, ſo hätte ſich in dem lebendigeren, demokratiſcher veranlagten 
Schwabenvolke eine Armee bilden laſſen, der bei ehrlicher und fehlerloſer 
Führung der Sieg über die Vorrechte einer Handvoll adeliger Geſetzgeber, 
die das vorwärts ſtrebende Volk ſeit Jahrzehnten auf Schritt und Tritt ver— 
gewaltigten, gewiß geweſen wäre. Württemberg, das vom Mittelalter her 
durch ſeine konſtitutionelle Verfaſſung mit der auf dem Tübinger Vertrag von 
1514 beruhenden landſtändiſchen Vertretung ſich vor allen anderen kontinentalen 
Staaten auszeichnete, hätte ſo auch in der Wegräumung der letzten Reſte der 
feudalariſtokratiſchen Volksbedrückung vorangehen können. Wenn das nun vor— 
läufig ausſichtslos iſt, ſo tragen die Schuld daran die liberalen Parteien, deren 
bürgerliches Klaſſenintereſſe ſie das Volk irreführen hieß. 

Immerhin hat die intenſive Agitation der Sozialdemokratie bereits den Er— 
folg zu verzeichnen, daß man ſich in Württemberg nicht nur in Preſſe und 
Volksverſammlungen, ſondern auch im Parlament ernſtlich mit der Frage be— 
ſchäftigt, ob die Erſte Kammer erhalten bleiben ſoll, und auch die Regierung 
iſt genötigt, zu ihr Stellung zu nehmen. Daß die Regierung bei der geſchil— 
derten Haltung der liberalen Parteien zur Bejahung der Frage kommt, kann 
nicht wundernehmen. Sie will den auch von ihr ſelbſt gehegten Wünſchen 
nach einer anderen Zuſammenſetzung der Erſten Kammer entſprechen, wobei ſie 
zu einer beträchtlichen Stärkung dieſer Körperſchaft kommt. Heute beſteht die 
Erſte Kammer aus 29 Mitgliedern (4 Prinzen, 19 Standesherren und 6 Staats- 
beamten), künftig ſoll ſie nach dem Regierungsentwurf 47 Mitglieder zählen, 
und zwar ſollen zu den genannten Herren noch kommen 6 Vertreter des ritter— 
ſchaftlichen Adels, 4 Vertreter der evangeliſchen, 2 Vertreter der katholiſchen 
Kirche, je 1 Vertreter der Univerſität Tübingen und der Techniſchen Hochſchule 
in Stuttgart, und je 2 Vertreter des Handels- und Gewerbeſtandes und der 
Landwirtſchaft. Durch die Anträge der Kommiſſion ſoll die Geſamtzahl der 
Mitglieder ſogar auf 49 erhöht werden, und zwar ſollen ſtatt 6 Vertretern der 
Ritterſchaft deren 7, ſtatt 4 „berufsſtändiſchen“ Vertretern deren 5 Aufnahme 
finden. Mit der Vermehrung der ritterſchaftlichen Vertreter hofft man die 
Abneigung der heutigen Ritterſchaftsvertreter in der Zweiten Kammer gegen 
| 


590 Die Neue Zeit 


ihre Entfernung aus derſelben zu überwinden. Auch die Erhöhung der Zah 
der gewerblichen und landwirtſchaftlichen Vertreter iſt vorwiegend eine Kon 
zeſſion an die Herren Ritter. Da die Zweite Kammer mit dem Ausſcheider 
der Privilegierten eine „reine Volkskammer“ wird, ſo fordern dieſe Herren als 
Gegengewicht eine möglichſt weitgehende Stärkung und volkstümliche Ver 
brämung der Erſten Kammer. Dieſem Zwecke ſoll auch die von der Kommiſſtior 
beſchloſſene Wahl der berufsſtändiſchen Vertreter durch die Berufsorganiſatione 
dienen, während die Regierung deren Ernennung durch den König vorgejchlager 
hatte. 2 Vertreter ſollen von den Handelskammern, 2 von den Vorſtänder 
der landwirtſchaftlichen Bezirksvereine, 1 von den Handwerkskammern gewähl 
werden. Daß nicht auch den Arbeitern eine Vertretung eingeräumt wird, daz 
entſchuldigt man mit dem Fehlen einer geſetzlich anerkannten Berufsorgani 
ſation der Arbeiter; von unſerer Fraktion wurde indeſſen erklärt, daß ſie di 
Aufnahme eines Arbeitervertreters in die Erſte Kammer, welch letztere ihren 
Zwecke nach nur gegen die Intereſſen der Arbeiterklaſſe gerichtet ſei, als ein 
Verhöhnung der Arbeiterklaſſe anſehen würde. 

Der bei den Privilegierten nicht auffallende, aber auch von der Regierung 
vertretene Standpunkt, daß ein „mäßigendes und ausgleichendes Element, wi 
es in einer richtig zuſammengeſetzten Erſten Kammer gegeben ſei“, um ſo wenige 
entbehrt werden könne, wenn die Zweite Kammer zur reinen Volkskammer aus 
geſtaltet werde, erfuhr bei der bürgerlichen Linken auch nicht den leiſeſten Wider 
ſpruch. Der Redner unſerer Fraktion legte Proteſt ein gegen dieſe Auffaſſun 
und ſtellte ihr die demokratiſchen Grundgedanken unſeres Programms gegenüber 

Mit der Stärkung der Erſten Kammer ſoll aber nach dem Regierungs 
entwurf eine Schwächung der Zweiten Kammer verbunden ſein. Sie ſol 
künftig ſtatt aus 93 nur noch aus 75 Mitgliedern beſtehen. Die 63 Oberämte 
ſollen wie ſeither je einen Vertreter wählen, ebenſo die Städte Ludwigsburg 
Heilbronn, Reutlingen, Tübingen, Ulm und Ellwangen, die als „gute Städte 
gelten, je einen, ferner ſoll die Hauptſtadt Stuttgart, die mit ihren nunmeh 
240000 Einwohnern als gleichfalls „gute“ Stadt ſeither mit einem Vertrete 
gerade ſo ſtark vertreten war wie Ellwangen mit 4000 Einwohnern, ſechs Ver 
treter erhalten, bei deren Wahl das Proportionalverfahren Anwendung finde 
ſoll. Es liegt auf der Hand, daß eine derartige Verſchiebung des numerijche 
Stärkeverhältniſſes der beiden Kammern, mit der in der Erſten Kammer noc 
eine geiſtige Auffriſchung verbunden iſt, eine Schwächung des Einfluſſes de 
Zweiten und eine Stärkung des Einfluſſes der Erſten Kammer auf die Staats 
verwaltung zur Folge haben müßte. Mit Nachdruck erhob daher unſere Fraktiof 
die Forderung, daß für die ausſcheidenden Privilegierten ein demokratiſche 
Erſatz geſchaffen werde, damit die Zweite Kammer ihre ſeitherige Stärke behalte 
In dieſem Punkte ſchloſſen ſich die übrigen Parteien unſerer Forderung an 
und in der Kommiſſionsberatung wurde beſchloſſen, daß zu den erwähnte 
75 Mitgliedern noch 17 Vertreter auf dem Wege der Verhältniswahl mi 
einer fürs ganze Land gültigen Liſte zu berufen ſeien. Die Zweite Kamme 
würde hiernach im ganzen 92 Mitglieder zählen. Auf die 17 Sondervertrete 
und auf das zweierlei Wahlverfahren hätte verzichtet werden können, wen 
der von unſerer Fraktion geſtellte Antrag Annahme gefunden hätte, monat 
die Zweite Kammer aus 93 Mitgliedern beſtehen ſollte, die ſämtlich, und zwa 
getrennt in den vier Kreiſen des Landes, mittels allgemeiner Verhältniswah 
zu wählen ſeien. Die Zahl der auf die einzelnen Kreiſe entfallenden Vertrete 
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ſollte nach der Bevölkerungszahl bemeſſen ſein. Ein ſolches Wahlverfahren 
hätte einmal die Rechtsgleichheit der Staatsbürger in Hinſicht auf ihren ver: 
hältnismäßigen Anteil an der Bildung der Zweiten Kammer, die heute durch 
die ungleiche Größe der Wahlbezirke illuſoriſch gemacht iſt, zur Wahrheit 
gemacht. Sodann wäre die Kammer auf ein höheres Niveau geſtellt, die 
Kirchturmsintereſſen, die bei den Bezirkswahlen im Vordergrund ſtehen, wären 
zurückgedrängt worden, man hätte ſeitens aller Parteien mit größerer Sicher— 
heit die tüchtigſten Männer in die Geſetzgebung gebracht als bei den Bezirks— 
wahlen, die oft unter dem Einfluß des Zufalls ſtehen. Trotz dieſer und vieler 
weiterer Vorzüge, die zugunſten der Proportionalwahl für alle Abgeordnete 
geltend gemacht werden konnten, lehnten die bürgerlichen Parteien den Antrag 
geſchloſſen mit der Redensart ab, daß man die „hſiſtoriſche“ Einrichtung der 
Bezirkswahlen nicht verlaſſen könne. Die Ungleichheit der Wahlkreiſe bleibt er: 
halten. Die rein ländlichen Bezirke Spaichingen und Sulz haben zum Beiſpiel 
kaum den dritten Teil der Einwohnerzahl der induſtriellen Bezirke Stuttgart Amt, 
Göppingen, Eßlingen und anderer aufzuweiſen, die Vertretung aller Bezirke 
aber iſt gleichſtark. Auch die „guten Städte“ behalten ihre in nichts begründete 
Sondervertretung; daß ein Antrag, wenigſtens der in der Entwicklung ganz 
zurückgebliebenen Stadt Ellwangen ihren Vertreter zu ſtreichen, in der Minder- 
heit blieb, iſt die Schuld eines Mitglieds der — Volkspartei, der für dieſes 
Privileg ſtimmte. Ein Wähler Ellwangens kann nach wie vor denſelben Ein— 
fluß ausüben wie elf Wähler von Göppingen und zehn von Eßlingen. Anderer- 
ſeits wurde auch der ſozialdemokratiſche Antrag, der Stadt Stuttgart die ihrer 
heutigen Bevölkerungszahl entſprechende Zahl von acht Vertretern einzuräumen, 
abgelehnt, es bleibt bei den vorgeſchlagenen ſechs, für deren Wahl aber die 
ſonſt ſo ſehr verteidigte Bezirkswahl nicht beliebt wurde. Mit dem Proporz 
hoffen die bürgerlichen Parteien der Sozialdemokratie einen größeren Teil der 
Vertretung Stuttgarts vorenthalten zu können als bei der Einerwahl in Be⸗ 
zirken, darum wird in dieſem Falle das Prinzip der Vertretung der Minder⸗ 
heiten anerkannt, während es bei der Wahl der übrigen 69 Bezirks- und 
Städtevertreter verworfen wird. 

Großes Aufſehen macht die Haltung des Zentrums zur Frage der Zu— 
ſammenſetzung der Zweiten Kammer. Bei mehreren allgemeinen Landtags⸗ 
wahlen hat das Zentrum die Forderung erhoben: „Erſatz der Privilegierten 
der Geburt und des Amtes in der Zweiten Kammer durch Abgeordnete, welche 
aus allgemeinen, gleichen, unmittelbaren, geheimen Verhältniswahlen hervor⸗ 
gehen.“ Zur Verdeckung ſeiner konfeſſionellen Gründe motivierte es jetzt ſeine 
ablehnende Haltung zur ganzen Vorlage mit dem Wauwau der „radikalen 
Gefahr“. Der „Radikalismus“ werde die Herrſchaft gewinnen, der Aufwand 
für Gewerbe und Landwirtſchaft werde geſtrichen werden, der Kultminiſter 
werde ſeinen Etat nicht durchbekommen uſw. Mit dieſen Schreckbildern be⸗ 
gründete Herr Gröber den Verrat des eigenen Programms, der in der Ver⸗ 
leugnung des allgemeinen Wahlrechts und der Empfehlung der berufs- 
ſtändiſchen Vertretung beſteht. In Baden und Bayern führt das Zentrum 
Kämpfe um das direkte und allgemeine Wahlrecht ſowohl als um die Schaffung 
gleich großer Wahlkreiſe, in Württemberg bekämpft es eine gerechte Wahlkreis⸗ 
einteilung und erhebt den Vorwurf gegen das allgemeine Wahlrecht, daß es 
eine radikale Kammer bringe, von der die Regierung die notwendigſten Geſetze 
nicht genehmigt bekomme. Wenngleich die Hervorhebung der „Gefahr des 
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Radikalismus“ durch Herrn Gröber im Augenblick nur den Zweck hatte, die 
Vertreter der Ritterſchaft in ihrer Abneigung gegen die Reform zu beſtärken, 
ſo iſt doch mit der Wahrſcheinlichkeit zu rechnen, daß das Zentrum eines Tages 
auch gegen die „radikale Gefahr“ des Reichstagswahlrechts die berufsſtändiſche 
Vertretung empfehlen wird. Dieſe reaktionäre Gefahr iſt um ſo größer, als 
nicht nur die Konſervativen, ſondern auch die Bauernbündler im württem⸗ 
bergiſchen Landtag ihrer Sympathie für die berufsſtändiſche Vertretung offen 
Ausdruck gaben, und ſelbſt die Nationalliberalen den Gröberſchen Vorſchlag 
als diskutabel bezeichneten, der nur deshalb „im Augenblick“ unausführbar ſei, 
weil noch nicht für alle Berufsſtände geſetzliche Intereſſenvertretungen gebildet 
ſeien. Nur aus dieſem Grunde entſchied ſich diesmal die Mehrheit der bürger⸗ 
lichen Abgeordneten noch gegen die Durchlöcherung des allgemeinen Wahlrechts. 

Für die Wahl der Bezirksabgeordneten hatte die Regierung das romaniſche 
Verfahren vorgeſchlagen, das im erſten Wahlgang das Erfordernis der abſo⸗ 
luten Mehrheit vorſchreibt, während es im zweiten die relative Mehrheit gelten 
läßt und das Auftreten neuer Kandidaten zuläßt. Die Kommiſſion beſchloß, 
am ſeitherigen Stichwahlverfahren feſtzuhalten, an deſſen Stelle, falls es, was 
wahrſcheinlich, im Plenum eine Mehrheit nicht erhalten ſollte, die relative 
Mehrheit mit nur einem Wahlgang den Vorzug finden wird. 

Neben dieſen Hauptpunkten des Entwurfes bildet noch einen wichtigen 
Gegenſtand des Kampfes das Budgetrecht. Heute hat die Erſte Kammer 
kein Budgetrecht. Nimmt ſie zu einzelnen Poſitionen des Etats Stellung und 
faßt von den Beſchlüſſen der Zweiten Kammer abweichende Beſchlüſſe, ſo 
werden dieſe von der Zweiten Kammer ignoriert. Für den noch nie 
eingetretenen Fall, daß bei der Schlußabſtimmung die erforderliche Zwei⸗ 
drittelmehrheit in einer der beiden Kammern nicht erzielt wird, iſt in der 
Verfaſſung die Durchzählung vorgeſehen. Die Privilegierten der Zweiten 
Kammer möchten nun von ihrem ſeitherigen Budgetrecht wenigſtens einen 
Teil mit in die Erſte Kammer hinaufnehmen; das früher ſchon an 
die letztere ausgelieferte Recht der Mitwirkung bei der Steuerfeſtſetzung 
genügt ihnen nicht. Die Regierung kommt ihnen ſchon ein Stück Weges ent⸗ 
gegen und ſchlägt vor, daß die Zweite Kammer abweichende Beſchlüſſe der 
Erſten noch einmal in Beratung nehmen muß, daß jedoch der nunmehrige Be⸗ 
ſchluß der Zweiten Kammer endgültig iſt. Die Ritterſchaftsvertreter aber ver⸗ 
langen in Anlehnung an den Mittnachtſchen Entwurf von 1897, daß die Erſte 
Kammer zwar nur mit Zweidrittelmehrheit abweichende Beſchlüſſe ſoll faſſen 
dürfen, daß dann aber die Zweite Kammer auch nur mit Zweidrittelmehrheit 
an ihren erſten Beſchlüſſen feſthalten darf, und wenn eine ſolche nicht zuſtande 
kommt, in jedem einzelnen Differenzfall Durchzählung ſtattfinden ſoll. Dieſe 
Forderung, die ſchon praktiſch zu den größten Verwicklungen führen muß, aber 
auch prinzipiell eine beträchtliche Rechtsbeſchneidung für die Zweite Kammer 
bedeutet, iſt von der Kommiſſion der letzteren vorläufig abgelehnt worden. Bis 
zum Herbſt werden es die Führer der liberalen Parteien an Einigungsverſuchen 
nicht fehlen laſſen. Die Sozialdemokratie lehnt ſelbſtverſtändlich jedes Ent⸗ 
gegenkommen an die Erſte Kammer ab, und für ihre Schlußabſtimmung wird, 
ſo ſehr ſie auch das Ziel der reinen Volkskammer zu erreichen beſtrebt iſt, die 
Regelung der Budgetrechtsfrage von entſcheidendem Einfluß ſein. 2 

Von den ſonſtigen Einzelheiten der Vorlage iſt noch zu erwähnen, daß die 
Vorausſetzungen des allgemeinen aktiven Wahlrechts die alten bleiben: männ⸗ 
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liches Geſchlecht, Staatszugehörigkeit, fünfundzwanzigſtes Lebensjahr. Die 
Streichung der Entrechtung der Armenunterſtützungsempfänger, von unſerer 
Seite beantragt, wurde abgelehnt, doch kann durch Rückzahlung der Armen⸗ 
unterſtützung das Wahlrecht wieder erlangt werden. Als Mindeſtalter für das 
paſſive Wahlrecht ſchlug die Regierung in Übereinſtimmung mit dem beſtehenden 
Rechte das dreißigſte Lebensjahr vor, die Kommiſſion ſetzte es auf das fünf: 
undzwanzigſte herab. Die Legislaturperiode behält die reſpektable Dauer von 
ſechs Jahren. Vorausſetzung der Zugehörigkeit zum Landtag iſt ein „Wohn— 
ſitz“ in Württemberg, der die volle Steuerpflicht begründet, was vielleicht die 
Wirkung hat, daß einige der fremdländiſchen Standesherren auf ihre ſchwäbiſche 
Geſetzgeberwürde verzichten. Ferner wird das Inſtitut der „Geiſterſtimmen“, 
bei dem ein anweſendes Mitglied der Erſten Kammer zugleich für eine Anzahl 
abweſender Kollegen die Stimme abgeben konnte, aufgehoben, doch bleibt die 
Möglichkeit der Stellvertretung durch einen Agnaten. Unſer Fraktionsvertreter 
blieb in der Kommiſſion mit einem Antrag auf Streichung des Stellvertretungs— 
rechtes in der Minderheit. 

Wägt man die Licht⸗ und die Schattenſeiten der Reform gegeneinander ab, 
ſo fällt einem die Entſcheidung ſchwer. Der einzige nennenswerte Vorteil, der 
geboten wird, iſt die reine Volkskammer, aber auch ihr haftet der Mangel der 
alten ungleichen Wahlkreiſe an. Die Privilegien aber, die in der Zweiten 
Kammer aufgehoben werden, finden in der Erſten aufs neue ihre Beſtätigung. 
Wenn dazu noch eine Einſchränkung des Budgetrechts der Zweiten Kammer 
kommen ſollte, ſo kann der neue Zuſtand als eine Verbeſſerung nicht bezeichnet 
werden. Von unſerem ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus brauchen wir uns 
über das Zuſtandekommen der Reform um ſo weniger den Kopf zu zerbrechen, 
als ihre eifrigſten Befürworter aus Furcht vor dem Anwachſen des Radika⸗ 
lismus für ſie eintreten. Wir haben alſo vom Scheitern keinen Schaden zu 
befürchten. Im Falle des Gelingens aber werden diejenigen ſich ſehr täuſchen, 
die glauben, der Sozialdemokratie den Wind aus den Segeln genommen zu 
haben. Mit ſolchen Scheinreformen befriedigt man die Bevölkerung nicht. 
Soll den Erwartungen des württembergiſchen Volkes entſprochen werden, ſo 
muß den Vorrechten grundſätzlich zu Leibe gegangen werden. Die Sozial— 
demokratie wird, mag aus dem ſoundſovielten Verſuch einer Verfaſſungsreform 
werden was will, ihren Kampf gegen alle Vorrechte des Beſitzes, der Geburt 
und des Standes fortſetzen, und die Erfahrungen der letzten Erſatzwahlen 
bürgen ihr dafür, daß ſie bei den allgemeinen e zum Landtag im 
n Jahre neue Erfolge erzielen wird. 


Die Streiks in frankreich. 
Don Paul Louis. 


Die Streiks haben in Frankreich im Laufe der letzten Jahre eine bedeu⸗ 
tende Entwicklung genommen, die auch vom ökonomiſch-ſozialen Standpunkt 
aus charakteriſtiſch für unſere Zeit iſt. Ihre Anzahl hat ſich in fünfzehn 
Jahren verdreifacht, in zehn Jahren verdoppelt. Und eben dieſe rapide Aus⸗ 
dehnung gab den Anſtoß zur Ausarbeitung reaktionärer Geſetzesvorlagen: der 
des Senats (1894 bis 1896), die den Beamten der Eiſenbahnen, der Artillerie- 
werkſtätten und anderer Staatsbetriebe die verabredete Arbeitseinſtellung unter: 
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ſagte, und der von Millerand und Waldeck-Rouſſeau (1900), die das Streikrecht 
reglementierte und ein obligatoriſches Schiedsgericht einführte. Letztere wurden 
bekanntlich von der „Confédération générale du travail“, dem Zentralorgan 
der franzöſiſchen Gewerkſchaften, nachdrücklich als Eingriff in die Freiheit des 
Proletariats abgelehnt. Dennoch wurden ſie von der Arbeitskommiſſion der 
Kammer in einem Bericht gutgeheißen, den ein Sozialiſt — der jetzt der „Ein⸗ 
heit“ ferngebliebene Genoſſe Colliard — unterzeichnet hatte. 

Wenn man die Zeitungen der Großbourgeoiſie, den „Temps“, das 
„Journal des Débats“, den „Figaro“, lieſt, jo bemerkt man, daß fie einen 
ſyſtematiſchen Feldzug gegen den Streik führen. Ihnen genügen nicht die 
polizeilichen Mittel, die der Staat gegen die Arbeiterorganiſationen beſitzt, trotz 
des Inkrafttretens der Geſetze von 1864 über die Koalition und von 1884 
über die Gewerkſchaften. Ohne ſich auf nähere Angaben einzulaſſen, werfen 
ſie dem Proletariat vor, daß ſich unter den Arbeitern eine ſchlechte Geſinnung, 
der Geiſt der Auflehnung und des Umſturzes breit mache. Sie heißen von 
vornherein jede Einſchränkungsmaßregel gut. Die Streikbewegung flößt ihnen 
Schrecken ein, wie wir ſehen werden, beſonders aber die mehr und mehr be 
friedigenden Reſultate, welche dieſe Bewegung zeitigt. 

Wenn die Streiks ſich an Zahl und Umfang entwickelt haben, ſo kommt 
das daher, daß fie das Werk immer beſſer ausgeſtatteter Gewerkſchaften ſind. 
Gegenwärtig hat Frankreich zwar weniger gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter 
als England, Amerika oder Deutſchland, aber es ſind jedenfalls nicht weniger 
als 750000. Im Jahre 1893 waren es aber erſt 400000 und 1903 640000, 
Der Zuwachs beträgt durchſchnittlich 50000 Mann pro Jahr. Aber nicht nur 
an Mitgliederzahl vermehren ſich die Gewerkſchaften rapid, auch ihre Geld⸗ 
mittel nehmen zu und die Konzentration des zielbewußten Proletariats wächſt 
von Tag zu Tag immer mehr, ſeitdem der „Arbeitsbund“ ſich mit den Arbeits⸗ 
börſen in Verbindung geſetzt hat und die großen Verbände in Induſtrie und 
Handwerk ſich feſt aneinander geſchloſſen haben. 

Im Laufe der drei oder vier letzten Jahre ſtieg die gewerkſchaftliche Be 
wegung ſogar viel ſchneller als die politiſche ſozialiſtiſche, und dieſe beiden 
Strömungen in Einklang zu bringen, iſt augenblicklich nicht das leichteſte Problem. 

Dieſe Ausbreitung der Gewerkſchaften, welche mit einem Schlage die Er 
ziehung der Arbeiterklaſſe bedeutend vorwärts brachte, trug viel dazu bei, 
gerade im Streik die geeignete Form des Klaſſenkampfes zu ſehen. Und er 
ſelbſt entſprach der neuen Entwicklung des induſtriellen und landwirtſchaft⸗ 
lichen Kapitalismus, wir ſagen auch des landwirtſchaftlichen, denn einer der 
bedeutungsvollſten Züge der beiden letzten Jahre iſt gerade das Erwachen des 
ländlichen Proletariats, der Holzhauer und der Winzer. 

Man hat wohl den Umwandlungen der Arbeitsmittel, die ſich in Frank⸗ 
reich ſeit 1900 vollzogen, keine genügende Aufmerkſamkeit geſchenkt. Um beſſer 
mit dem Ausland konkurrieren zu können und um die Wirkungen der Arbeiter⸗ 
ſchutz- und Verſicherungsgeſetze wieder einzubringen, nahmen die Fabrikanten 
vervollkommnete Maſchinen zu Hilfe. Wie immer, zog auch dieſe Revolutio⸗ 
nierung der Fabrik eine Reihe von Konflikten nach ſich, ſo daß die ſyſtematiſche 
Zunahme der Arbeitseinſtellungen in letzter Inſtanz dem induſtriellen York 
ſchritt zuzuſchreiben iſt. 

Wir wollen einmal die ſoeben erſchienene Statiſtik von 1904 aufmertſon 
betrachten, da ſie uns höchſt intereſſante Daten bietet. 
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Es werden da 1026 Streiks gezählt, welche 271097 Streikende umfaſſen, 
die in 17250 Betrieben beſchäftigt waren. In dieſen 1026 Streiks wurde an 
3934884 Tagen gefeiert, und zwar an 707347 Tagen von 37943 nicht⸗ 
ſtreikenden Arbeitern und an 3227537 Tagen von den Streikenden. Wenn wir 
1 1904 mit den vorhergehenden vergleichen, jo ergibt ſich folgende 
Tabelle: 


Jahr Anzahl der Streiks Arbeiter Streiktage 
91 54700 1062000 
4005 45 800 617000 
4776 48000 644000 
350 68 000 780000 
390 57000 623000 
1740 176000 5550000 
902 222000 3760000 
523 111000 1862000 
512 212000 4675000 
5576 | 123000 2441000 
| 1944 1026 271000 3934000 


Aus dieſer Tabelle geht hervor, daß zwar die Anzahl der Streiktage 1904 
geringer war als 1902 — dem Maximum der Periode —, die Anzahl der 
Streiks und der Ausſtändigen aber 1904 größer war als je vorher. Zum 
erſtenmal betrug die Summe der geſamten Ausſtände in Frankreich mehr 
als 1000. 

Hier iſt das erſtaunliche Mißverhältnis auffallend, das ſich zwiſchen dem 
Zeitraum 1894 bis 1898 und dem 1899 bis 1904 zeigt. Im erſteren ſind 
2018 Streiks, 273500 Ausſtändige und 3726000 Streiktage, im zweiten, ob— 
wohl er nur einen Jahrgang mehr enthält, 4279 Streiks, 1115000 Ausſtändige 
und 20222000 Streiktage. Das Jahr 1904 allein weiſt ungefähr ebenſoviel 
Ausſtändige auf und mehr Streiktage, als der Zeitraum 1894 bis 1898 im 
ganzen genommen. 
Drei verſchiedenartige Urſachen liegen der Ausbreitung der Streikbewegung 
im Jahre 1904 zugrunde, und fie gelten auch für die unmittelbar vorher: 
gehenden Jahre. 

1. Lange Zeit hindurch waren die landwirtſchaftlichen Bevölkerungsſchichten 
Frankreichs jeder proletariſchen Bewegung unzugänglich. Ihre Anſpruchsloſig⸗ 
keit, ihre Schüchternheit waren ſprichwörtlich, ſie ſchienen die Pfeiler des Kon⸗ 
ſervativismus zu ſein, und man ſtellte ſie mit Vorliebe der vom Sozialismus 
bearbeiteten, immer weniger fügſamen Bevölkerung gegenüber. Schließlich 
| überzeugten ſich auch die Landleute, daß die Revolution von 1789 zwar mit 
den Ständen aufgeräumt hatte, daß aber an die Stelle der alten Standes— 
unterſchiede jetzt die verſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen getreten ſind. 

Unter dem Drucke des Elends kamen die Wald- und Feldarbeiter zum Be⸗ 
wußtſein ihrer wirklichen Lage. In den Wäldern von Mittelfrankreich, Cher, 
Nievre, Yonne begann der neue Vorſtoß, aus dem die erſten proletariſchen 
landwirtſchaftlichen Gewerkſchaften hervorgingen, während bis dahin nur die 
gemiſchten, von den Großgrundbeſitzern beherrſchten Syndikate beſtanden. Von 
dort ſprang der Gedanke auch auf die Berufsgenoſſen im Süden über — 
bis in die Departements Aude, Herault und Oſtpyrenäen, wo in den Wein⸗ 
bergen Tauſende von Arbeitern beſchäftigt ſind. Zu wiederholten Malen hallte 
das franzöſiſche Parlament wider von den Debatten um dieſe wachſenden 
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ökonomiſchen Kämpfe des Südens. Die radikalen Herren dieſes ganzen Gebiets 
begannen um ihre Mandate zu zittern, als ſie Dutzende von Gewerkſchaften 
rings um Narbonne, Cette, Montpellier und Béziers ſich bilden ſahen. Heute 
ſteht die proletariſche Organiſation dort unten fertig da: ſie war bald die 
Urſache und bald das Reſultat der vielfachen Konflikte von 1903 und 1904. 

Im letzten Jahre fanden im Landwirtſchafts- und Weinbaugebiet 129 Streiks 
ſtatt, das heißt 12 ⅛ Prozent der Geſamtzahl, es wurden 10515 Beſitzungen 
davon betroffen, 49343 Perſonen (18 Prozent der Geſamtzahl) waren beteiligt 
und es wurde 222000 Tage (57¼ Prozent) geſtreikt. Das find ſchon ganz an⸗ 
ſehnliche Zahlen. Und wir müſſen hinzufügen, daß dieſe landwirtſchaftlichen 
Streiks in der Regel ſehr kurz waren, 112 von den 129 dauerten nur einen 
bis ſieben Tage. Meiſtens gaben die Beſitzer ſchleunigſt dieſen erſten Forde⸗ 
rungen des ländlichen Proletariats nach. 

2. Auch in den Häfen zeigen die Streiks eine zunehmende Tendenz. Lange 
Jahre hindurch, als die anderen Kategorien des franzöſiſchen Proletariats 
längſt zum Kampfe erwacht waren, blieben die Arbeiter der Stapelplätze 
noch immer unbeweglich. Man rechnete auf ihre traditionelle Fügſamkeit, 
Aber auch ſie haben ſich nun organiſiert. Durch die in Marſeille 1904 aus⸗ 
gebrochenen Differenzen wurde der Handel faſt fortwährend in Furcht gehalten. 
Nacheinander traten die Maſchiniſten, die Heizer, die Matroſen und die Dock⸗ 
arbeiter in den Ausſtand. Von Marſeille aus griff die Bewegung immer 
weiter um ſich. In demſelben Maße, wie die Gewerkſchaft der Seeleute an 
Mitgliedern zunahm, brachen dieſe mit der bisherigen Schüchternheit. Von 
den eigentlichen Hafenarbeitern ging die Agitation über auf die Arbeiter der 
Arſenale, beſonders von Breſt, Toulon, Lorient, ſo daß jetzt das Proletariat 
der Küſtenſtriche ſich durch beſondere Feſtigkeit ſeiner Forderungen auszeichnet. 
1904 kamen auf dieſe Kategorie 79 Streiks mit 58000 Ausſtändige und 
974000 Streiktage. 

3. Das volle Inkrafttreten des Geſetzes von 1900, das, etappenweiſe ein⸗ 
geführt, 1904 ſeine letzte Etappe erreichte, trug ebenfalls dazu bei, die Anzahl 
der Streiks zu vermehren. Bekanntlich wurde darin feſtgeſetzt, daß der Arbeits⸗ 
tag der Frauen, Kinder und erwachſenen Perſonen in gemiſchten Betrieben 
vom 1. April 1902 an 10'/ Stunden, vom 1. April 1904 an 10 Stunden 
dauern ſollte. Natürlicherweiſe ſuchten die Arbeitgeber die ganze Laſt des 
Geſetzes auf das Perſonal abzuwälzen, indem ſie den Lohn verkürzten. Bei 
den Proletariern, die um Stücklohn arbeiteten, genügte es, die in Kraft befind⸗ 
lichen Tarife mit aller Strenge durchzuführen, um ſchließlich zu einer effektiven 
Verminderung zu gelangen. Aber mochte nun Stücklohn oder Tagelohn 
gezahlt werden, die Arbeitergewerkſchaften waren feſt entſchloſſen, ſich die täg⸗ 
liche Lohnſumme nicht verkürzen zu laſſen. Überall beantworteten ſie derartige 
Verſuche der Arbeitgeber mit Arbeitseinſtellungen. 1902 war es ſchon ebenjo 
geweſen. 1904 brachen aus dieſem Grunde 92 Streiks in 465 Betrieben aus, 
die 51000 Perſonen umfaßten und 1185000 Streiktage zählten. 8 

Sicherlich iſt ſchon die große Zunahme der Streiks eine bedeutungsvolle 
Tatſache, aber noch wichtiger iſt es, ihre Ergebniſſe kennen zu lernen. Durch 
ein fortgeſetztes Scheitern der Streiks wird das Proletariat entmutigt und 
kampfesmüde, es kommt in die Gefahr, wieder in Stumpfheit zu verfallen. 
Umgekehrt wird durch gute Reſultate bei der Arbeiterklaſſe der Appetit nach 
mehr geweckt, und ihre Triumphe ſtärken und vergrößern ihre Organiſation. 
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Wie ein fruchtloſer Streik eine Gewerkſchaft ſchwächt und oft ſogar auflöſt, ſo 
wird ſie durch einen erfolgreichen Streik geſtärkt und angeregt. 

Das Jahr 1904 ſpielt nun nicht bloß darum eine entſcheidende Rolle, weil 
es Arbeiterkategorien, wie die Seeleute, Winzer uſw., die bisher der Bewegung 
ferngeſtanden, erweckte und ebenſo ſchlummernde, unter der Herrſchaft der 
Geiſtlichkeit ſtehende Departements, Finisterre, Morbihan, Marne und Loire, 
aufrüttelte, ſondern es iſt auch von größter Wichtigkeit im Hinblick auf die 
in den Streiks errungenen Ergebniſſe. 

Die offizielle Statiſtik des Arbeitsamts verzeichnet das Verhältnis der erfolg⸗ 

reichen Streiks (berechnet auf die Anzahl der Streiks überhaupt) mit 29 Pro— 
zent; Vergleiche oder teilweiſe Erfolge mit 38,4 Prozent; verlorene Streiks mit 
32,6 Prozent. Wenn wir die früheren Jahre betrachten, ſo finden wir folgende 
Durchſchnittszahlen: erfolgreiche Streiks 22,4 Prozent; Vergleiche 35,4 Pro⸗ 
zent; verlorene Streiks 42,2 Prozent. Die höchſte Erfolgsziffer hatte das 
Jahr 1896 mit 26,5 Prozent erreicht, das Minimum 1897 mit 19,1 Prozent. 
Auch die verlorenen Streiks erreichten im Jahre 1896 ihr Maximum mit 
49,7 Prozent; im Jahre 1900 ihr Minimum mit 37,3 Prozent. 

Bei der Betrachtung des Jahres 1904 und ſeiner Ergebniſſe nach Kategorien 
zeigt es ſich, wie ungeheuer verſchieden ſich die verſchiedenen Berufe verhalten. 
Volle Erfolge wurden nur errungen in der Hüttenbranche: 8,3 Prozent; in 
der Textilbranche: 10,3 Prozent; in der Landwirtſchaft ſteigen die erfolgreichen 
Streiks bis 36 Prozent und in der Metallbearbeitung ſogar auf 86 Prozent. 
Ein Fiasko iſt ganz unbekannt in der Holzinduſtrie, ſelten in der Landwirt— 
ſchaft und der Lebensmittelbranche, aber häufig in der Bekleidungs- und in 
der chemiſchen Induſtrie. 

Seit mehreren Jahren läßt die Verwaltung die pekuniären Folgen der 
Streiks feſtſtellen. Obwohl dieſe Enquete offiziell iſt, jo iſt fie doch ſehr lehr⸗ 
reich, denn ſie zeigt, welcher Nutzen der Arbeiterklaſſe aus einer guten Organi⸗ 
ſation erwächſt. 

Aus den Unterſuchungen von 1904 geht hervor, daß 363 Streiks wegen 
der Forderung von Lohnerhöhungen geführt wurden, 21 dagegen wegen Lohn⸗ 
kürzungen. 

In erſteren Falle waren 67291 Arbeiter beteiligt; fie verloren 898 250 Arbeits— 
tage mit 2212264 Franken Lohn: dafür hob ſich der Lohn, der vor dem Streik 
2,46 Franken betragen hatte, nach demſelben auf 2,76 Franken. Dadurch 
werden die Arbeiter nach Ablauf eines Jahres, vom Schluſſe des Konfliktes 
an gerechnet, einen Nettoüberſchuß von 6345161 Franken haben, und außer⸗ 
dem werden von dem neuen Lohne ſchon nach 166 Tagen die Streikkoſten 
gedeckt ſein. Dieſe Berechnung iſt aber noch ganz unzureichend: die erfolg: 
reichen Streiks kommen nämlich nicht nur den Siegern zugute, ſondern der 
Geſamtheit der in dieſer Branche überhaupt beſchäftigten Arbeiter, und dieſen 
Reingewinn anzugeben, der weit bedeutender iſt als der obige, hat die Enquete 
unterlaſſen. 

Bei den 21 Streiks wegen Lohnkürzung mußten 2565 Arbeiter 25463 Tage 
feiern und 64701 Franken Lohn opfern. Dafür aber blieb der Lohn, der auf 
2,54 Franken durchſchnittlich herabgeſetzt werden ſollte, auf dem vorherigen 
Niveau von 2,92 Franken: das ergibt demnach einen Reinüberſchuß in einem 
Jahre von 114382 Franken, wobei außerdem auch der Verluſt an Lohn in 
den 108 Tagen ausgeglichen iſt. 
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Bei den landwirtſchaftlichen Arbeitern find die Reſultate ganz beſonders bes 
friedigend. Von 104 Streiks find 84 in dieſe Unterſuchung einbezogen worden. 
Sie umfaßten 27278 Streikende, die 100058 Tage feierten und an verlorenem 
Lohne 235947 Franken opferten. Der wahrſcheinliche Überſchuß beträgt 
4746463 Franken nach 300 Tagen, das heißt jeder Arbeiter hatte eine jähr⸗ 
liche Mehreinnahme von 174 Franken, und ſeine Verluſte waren ſchon nach 
14 Tagen wieder eingeholt. a 

Natürlicherweiſe muß jede richtige amtliche Statiſtik den Streik als ver 
werflich hinſtellen. Das Geſetz von 1864 hat zwar die Koalitionsfreiheit pro⸗ 
klamiert und das Geſetz von 1884 noch den Artikel 416 des Code Pénal ab⸗ 
geſchafft, der mit Gefängnis von ſechs Tagen bis zu drei Monaten und Geld⸗ 
ſtrafe von 16 bis 300 Franken oder mit einer dieſer beiden Strafen alle 
diejenigen bedroht, welche mittels Geldbußen, Abſperrung, Achtung oder einem 
ausdrücklichen Verbot nach verabredetem Plane die freie Ausübung von Handel 
oder Gewerbe zu hindern verſuchen. | 

Man hat jedoch die Artikel 414 und 415 beſtehen laſſen, die der Polizei 
immer das Recht geben, zu verhaften, und dem Gericht, zu verurteilen. Und 
wiewohl unzählige Male ihre Abſchaffung verlangt worden iſt, iſt doch heute 
noch nicht abzuſehen, wann ſie wohl verſchwinden werden. 

Der Artikel 414 beſtraft mit Gefängnis oder Geldſtrafe denjenigen, der mit 
Hilfe von Mißhandlungen, Gewalt, Drohungen oder betrügeriſchen Mani⸗ 
pulationen (dieje letzten beiden Worte laſſen für Verfolgungen einen un— 
erſchöpflichen Spielraum) eine verabredete Arbeitseinſtellung zum Zwecke einer 
Erhöhung oder Verminderung des Lohnes herbeiführt oder unterſtützt oder ver⸗ 
ſucht herbeizuführen oder zu unterſtützen, und ſo die Freiheit der Induſtrie und 
der Arbeit beeinträchtigt. | 

Der Artikel 415 verſchärft noch die Strafen, wenn die oben erwähnten Tat⸗ 
ſachen auf einem vereinbarten Plane beruhen. | 5 

Dieſes Arſenal von Strafen genügt, um den Behörden die vielfältigſten 
Mittel zum Eingreifen gegen die Arbeiter in die Hand zu geben, und ganz be⸗ 
ſonders gegen diejenigen, welche juriſtiſch als „Rädelsführer“ bezeichnet werden. 

Von 1885 bis 1896 wurden 2437 Verurteilungen ausgeſprochen, alſo 
durchſchnittlich 200 jährlich. Auf 1904 kommen 177 Verurteilungen in 32 Streiks. 

Und welchen Erfolg hatte das Geſetz von 1892, das verſöhnend und ver⸗ 
mittelnd wirken ſollte? Dieſes Geſetz, um welches viel Lärm gemacht wurde 
und in welchem die Konſervativen ein Mittel ſahen, die Klaſſengegenſätze zu 
verſöhnen und den ſozialen Frieden zu ſtiften, gibt Arbeitern wie Arbeitgebern 
das Recht, zur Schlichtung einer gemeinſamen Differenz ſich an eine Vergleichs⸗ 
kommiſſion oder mangels einer ſolchen an ein Schiedsgericht zu wenden. Wenn 
ein Streik ausbricht und keiner der beiden Beteiligten ſich an ihn wendet, kann 
der Friedensrichter ſie zur Schlichtung der Differenz vorladen. Das ganze 
Verfahren iſt aber jedenfalls rein fakultativ. So hat es denn auch bisher noch 
nicht funktioniert, und das Fiasko des Geſetzes von 1892 bezeugt, wie töricht 
es iſt, die Klaſſengegenſätze verſchwinden laſſen zu wollen. Von 1893 bis 
1901 ſpielte das Geſetz nur in 24 Prozent aller Fälle eine Rolle, aber nur 
die Beilegung von kaum 10 Prozent der Differenzen brachte es zuwege. 8 

Im Jahre 1904 wurde es nur bei 247 Streiks angewendet, und da dieſe 
insgeſamt die Zahl von 1026 erreichten, ſo ergibt ſich für dieſes Jahr ein 
Prozentſatz von nur 24 Prozent. 5 
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Beſonders charakteriſtiſch iſt aber, daß die Arbeitgeber noch weit mehr als 
die Arbeiter einem Verfahren antipathiſch gegenüberſtehen, durch welches eine 
öffentliche Erörterung des Streiks herbeigeführt wird. In 115 Streiks gaben 
die Angeſtellten die Initiative zu dem Vergleichsverſuch, während er nur in 
zehn Fällen von den Arbeitgebern ausging. In 68 Fällen antworteten die 
Unternehmer mit einer Weigerung, während ſich die Angeſtellten nur ſechsmal 
einem Vergleichsverſuch widerſetzten. Denſelben Verhältniszahlen begegnen wir 
auch bei der Ablehnung ſchiedsgerichtlicher Vermittlung: Unternehmer vierzehn— 
mal, Arbeiter einmal. f 

Man ſchätzt die Anzahl der Streitigkeiten, die auf Grund der Geſetzes⸗ 
beſtimmungen von 1892 beigelegt wurden, auf 142. Das ergibt einen nur 
etwas höheren Prozentſatz als den durchſchnittlichen von ungefähr 14 Prozent. 

Wir ſehen alſo, daß die kapitaliſtiſche Geſellſchaft es weder verſtanden hat, 
Streiks zu verhüten, noch ſie auf gerichtlichem Wege zu ſchlichten. Immer 
mehr in Furcht und Schrecken verſetzt durch die ſtetig zunehmende Ausdehnung 
und Anzahl der Arbeitseinſtellungen und durch die Drohung mit dem General— 
ſtreik, der für einen bedeutenden Teil des franzöſiſchen Proletariats zur Parole 
geworden iſt, wollte ſie dem entgegenwirken. Aber ſie fühlt ſich nicht mehr 
ſtark genug, ein erworbenes Recht brutal zu verweigern, und hat — in Frank— 
reich — auch nicht mehr Kraft genug, die Ausübung dieſes Rechtes zu be— 
ſchränken und es beſtimmten Kategorien von Arbeitern zu entreißen; das 
Scheitern des Senatsentwurfes von 1894 iſt in dieſer Beziehung kennzeichnend. 

Der Geſetzentwurf Waldeck-Rouſſeau⸗Millerand über das obligatoriſche 
Schiedsgericht würde nur ein Mittel bieten, um indirekt die Streikfreiheit 
zu vernichten. Aber die Oppoſition der Gewerkſchaften und der ſozialiſtiſchen 
Partei wird zweifellos verhindern, daß dieſer Entwurf überhaupt erſt im Par⸗ 
lament zur Diskuſſion kommt. Und eben weil die Streikagitation immer inten⸗ 
ſiver wird, jo wird dieſe zu ihrer Niederhaltung und Erſtickung beſtimmte Bor: 
lage niemals Geſetz werden. Das Proletariat kann allerdings noch nicht immer 
die ihm zuſagenden Maßregeln durchſetzen, aber es iſt bisweilen ſchon mächtig 
genug, um diejenigen zu verhindern, welche ſeinem Wachstum und ſeiner Or⸗ 
ganiſation feindlich entgegenſtehen. 


die ruſſiſche reaktionäre Preſſe. 
Von D. Davidow. 


Die reaktionäre Preſſe in Rußland iſt quantitativ viel größer als die fort⸗ 
ſchrittliche. Während die letztere aus den Dörfern, Volks⸗ und Stadtſchulen 
und ſogar Gymnaſien ausgeſchloſſen iſt, überflutet die reaktionäre Preſſe mit 
ihren Erzeugniſſen das Dorf, die Stadt, die Leſehalle, die Bibliothek, die 
Kaſerne uſw. Im Dienſte dieſer Preſſe ſtehen gewöhnlich: die offiziellen Zei⸗ 
tungen, die Gouvernementsnachrichten, die Popen und die von der Zenſur 
natürlich nie beanſtandeten „Broſchüren für das Volk“. 

| Unter den Vertretern dieſer Preſſe gibt es nicht einen einzigen hervor⸗ 
ragenden Namen: alles iſt grau, kleinlich, boshaft, alles iſt in unſauberen 
Händen; jeder von ihnen beſitzt eine dunkle Vergangenheit. Alle ſind entweder 


I Vergl. „Die gegenwärtigen ruſſiſchen Zeitſchriften“ in Nr. 42, S. 499. 
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Renegaten, Überläufer, die ihre Vergangenheit für 30 Silberlinge verkauft 
haben, oder durchgebrannte Lebemänner, bankrotte Adelige und endlich Geſchäfts⸗ 
macher, die durch ihre Schwindeleien heruntergekommen ſind und nun ſuchen, 
bei der Literatur ihre leeren Taſchen wieder vollzupfropfen. x 
Es gibt aber trotz alledem auch zwiſchen dieſen Organen kleine Unterjchiede, 
An die Spitze dieſer Preſſe muß man ohne Zweifel die „Moskowskija 
Wjedomosti* (Moskauer Nachrichten) ſtellen. Einſt, noch zu den Zeiten 
Alexanders II. und III., leitete dieſes Organ der Inſpirator der jetzigen 
Reaktion, Katkow, welcher ſeinerzeit auch aus einem anderen Lager in das 
reaktionäre Lager übergelaufen war. Alle Gymnaſial- und anderen Schul⸗ 
bibliotheken ſind gezwungen, ſeine Werke zu beſitzen. (Es gab Fälle, wo die 
Witwe Katkow ſich bei den betreffenden Behörden beſchwerte, daß ſie von 
den Werken ihres verſtorbenen Gatten nichts mehr los wird, und forderte, 
die Obrigkeiten möchten doch für einen genügenden Abſatz ſorgen.) Katkow 
war nicht ohne Talent; ſeine Epigonen geben ſich jetzt Mühe, ſich in ſeine 
Maske zu ſtecken, aber weil ſie in den Dimenſionen bedeutend kleiner und 
nichtiger ſind, ſo kommt nur Lächerliches zum Vorſchein, was von der libe⸗ 
ralen, radikalen und ſozialdemokratiſchen Preſſe ſehr gut als Material ver⸗ 
wendet wird. Überhaupt haben die „ W. jedomosti“ mehr als alle anderen 
Zeitungen eine Rolle geſpielt, und zwar in unſerer Maſſenagitation, denn ſie 
lieferte den Revolutionären Unmengen von Material für die Propaganda im 
Volke. | 
Dieſes Organ, wie alle übrigen dieſer Sorte, wird von der Regierung unter⸗ 
ſtützt, es werden darin die behördlichen uſw. Bekanntmachungen veröffentlicht, 
die Luft der freien Konkurrenz hätte es nicht vertragen können. Die Selbſt⸗ 
herrſchaft, der dieſes Organ dient, ſtellt es ſich als einen Götzen mit ewig 
knirſchenden Zähnen und mit Blut angefüllten Augen vor, welcher über der 
Wüſte Rußland ſchwebt und vor dem alles den Nacken beugen muß. 
Daraus erklären ſich die Ausfälle, die dieſes Organ nicht nur gegen die ſozia⸗ 
liſtiſche, radikale und liberale Preſſe richtet, ſondern auch gegen ſolche Inſtitu⸗ 
tionen, welche, wenn auch vom ſelbſtherrſchenden Rußland geſchaffen, ſich doch 
erlauben, von Zeit zu Zeit etwas vom Wege des Ideals des Götzen abzu⸗ 
kehren. Es braucht bloß irgendein Gericht einen „Verbrecher“ freizuſprechen 
oder ein mildes Urteil zu fällen, jo gerät die Zeitung gleich in einen Jähzorn 
und veröffentlicht in ihren Spalten eine Denunziation nach der anderen — in 
dieſem Falle gegen das Geſchworenengericht. a 
In Denunziationen iſt die reaktionäre Preſſe überhaupt ſehr groß, aber die 
„Moskowskija Wjedomosti“ übertrumpft fie in dieſer Beziehung vollſtändig: 
ſie denunziert die Zenſoren, die Miniſterzirkulare, die Tätigkeit der Admini⸗ 
ſtratoren, die Senatsbeſchlüſſe, die Miniſterien uſw. Da iſt wohl ohne weiteres 
klar, wie ſie ſich den Liberalen, Radikalen und Sozialiſten gegenüber benimmt. 
Solche Feinheiten zu unterſcheiden, ob jemand liberal, radikal oder ſozialiſtiſch 
iſt, gibt ſich die Zeitung keine beſondere Mühe, ſie wirft alles in einen Topf, 
welcher die Aufſchrift „Nihiliſt“ trägt. Als Nihiliſt wird auch bezeichnet der⸗ 
jenige, welcher nur verlangt, daß man auf den Polizeirevieren die Verhafteten 
nicht mißhandeln ſoll, ſowie derjenige, welcher Gewiſſensfreiheit verlangt, c 1 
der, welcher die Abſchaffung der Ausnahmegeſetze fordert uſw. a 
Die Muſe, die die Publiziſten dieſes Organs inspiriert, ift die ſchlecht ver 
hüllte arge Mißgunſt gegen das Volk. Dieſe Publiziſten können ſich noch imme 
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nicht mit der Bauernbefreiung ausſöhnen und träumen ſehr oft von den Zeiten 
Nikolaus I. Es braucht bloß irgendwo ein Zuſammenſtoß oder ein Prozeß 
zwiſchen Gutsbeſitzern und Bauern zugunſten der Bauern ausfallen, ſo be⸗ 
kommen ſie ein Gefühl, als wären ſie in eine Tierhöhle hineingeraten, wo von 
len Seiten Füchſe und Wölfe fie anheulen. 
Dieſe chauviniſtiſche Zeitung, die Zeitung der orthodoxen Popen, Bureau⸗ 
raten und Gutsbeſitzer mit großem Appetit für Leibeigenſchaft, ſtellt den Mittel- 
met dar, um welchen ſich das ſogenannte „schwarze Hundert“ (Tschornaja 
Sonja), die „Huligans“ ſcharen, um die Intelligenz zu mißhandeln und auf 
gieſe Weiſe die Alleinherrſchaft zu retten. 
Dieſes Organ iſt für die Verlängerung des Krieges um jeden Preis, für 
die Beſtrafung der „frechen Japs“, auf deren Inſel man unbedingt hinſpazieren 
nüßte, und für Niederdrückung der Unruhen im Innern. 
Ihre Deviſe iſt: Krieg, Wiederherſtellung des Preſtiges und keine Re⸗ 
ormen! 
Intereſſant iſt der Stil, die Schreibart dieſer Zeitung des Herrn Gringmut 
der Verfinſterungsteufel, aber dabei das beratende Mitglied im Miniſterium 
ür Volksaufklärung) — das iſt keine Literatur, ſondern eine Art Regiments⸗ 
defehlsſtil: „Es darf nicht mehr geduldet werden“, „man muß gehorchen“, „es! 
ſt abzuſtellen“, „es iſt zu regeln“ uſw. 
In dieſer Zeitung arbeitete (nebenbei bemerkt) Tichomirow mit, der einſt 
in angeſehenes Mitglied der „Narodnaja Wolja“ war und zuletzt zuſammen 
nit dem auf dem Gebiet des „Polizeiſozialismus“ ſehr berühmt gewordenen 
Oberſpitzel Subatow wirkte. Jetzt ſingt der geweſene Revolutionär Hymnen 
em Selbſtherrſchertum, wie ſelten ein anderer. . 
Wie ſich ehrliche Konſervative zu dieſem Organ ſtellen, beweiſt ein kürzlich 
eröffentlichter Brief des Biſchofs Iſſidor (von Balachnini). In dieſem Briefe 
ämmt der Biſchof Bezug auf das Bündnis, das zwiſchen Gringmut und etlichen 
3open geſchloſſen worden iſt, um die Führung der „Huligans“ zu über⸗ 
‚ehmen, und fragt: „Was für Gemeinſchaftliches kann zwiſchen Finſternis 
nd Licht exiſtieren?“ indem er unter Finſternis den Herrn Gringmut und 
inter Licht die orthodoxe Kirche bezeichnet. Natürlich hatte die „Moskowskija 
edomosti“ für dieſen Brief des Biſchofs nur einen Kübel voll Schmutz als 
Intwort. | 
Der zweite Platz der Reihe nach gebührt dem „Graschdanin“ (Der Bürger) 
es Fürſten Meſchterski, dem der Beiname „Fürſt Totſchka“ (Punkt) bei⸗ 
elegt worden iſt, weil er ſeinerzeit die Regierung aufforderte, nach den Re⸗ 
armen des Jahres 1861 einen Punkt zu machen. „Moskowskija Wjedomosti“ 
t das Organ der ſelbſtherrſchenden Bureaukratie, „Graschdanin“ dagegen das 
er höfiſchen, ſteinreichen Großagrarier. Daher auch die koloſſale Ahnlichkeit 
nd nur einige Unterſchiede, welche durch ihre verſchiedenen Poſitionen ent⸗ 
ehen. Das Organ der ſelbſtherrſchenden Bureaukratie iſt manchmal gezwungen, 
a es vor ſich verſchiedene Klaſſen hat, auf die Seite der einen oder der anderen 
laſſe überzugehen, was die dem Herzen des Selbſtherrſchertums beſonders 
eliebte Klaſſe der Großagrarier unangenehm berührt. Der „Graschdanin“ 
unt ſolche Konzeſſionen nicht, daher auch feine offene Kritik einiger Regierungs⸗ 
daßnahmen. So beſchuldigte er vor kurzem den Reichsrat, daß er kein 
ißchen lebendigen, geſunden Verſtandes beſitze, weil er die Wirkung des 
euen Strafgeſetzbuchs auch auf die Bauern ausdehne. Trotzdem kriecht 
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er doch vor der Regierung, da er ihre Unterſtützung braucht. Der Hauptteil 
des Ruhmes des Fürſten Meſchterski beſteht in ſeiner Offenheit, die bisweilen 
in unverſchämten Zynismus ausartet. Wenn es auch mitunter gelingt, 
die Wilden von der „Moskowskija Wjedomosti“ und andere „Hüter von Thron 
und Altar“ zum Schweigen zu bringen, iſt es dagegen nie möglich, den Fürſten 
Meſchterski zum Schweigen zu veranlaſſen. So hat zum Beiſpiel keiner von 
den anderen Reaktionären ſich getraut, ſo offen und ſo lange für die Prügel⸗ 
ſtrafe einzutreten wie er. Durch dieſe ſeine Offenheit wird er oft ſeinen Ge⸗ 
ſinnungsgenoſſen, deren Verſchleierungen er enthüllt und deren Ideen er bis 
zu ihrem logiſchen Ende verfolgt, außerordentlich unbequem. Indem er aber 
ſeine Geſinnungsgenoſſen bloßſtellt, deren nur unklar angedeutete Gedanken er 
vervollſtändigt, liefert er wie die „Moskowskija Wjedomosti“ ſeinen Gegnern 
im anderen Lager reichhaltiges Material, das bei der politiſchen Erziehung 
Rußlands ſehr gut verwertet wird. Schon ein Vierteljahrhundert ſchreibt der 
Fürſt; ſeine Schriften werden in die kleinſten Dörfchen hingebracht, aber eine 
beſondere Wirkung außer auf die Vertreter ſeiner Klaſſe — mit Knechtſchafts⸗ 
inſtinkten ausgerüſtete Agrarier — haben ſie nie ausgeübt. Daß es ihm an 
einem großen Leſerkreis mangelt, hat der Fürſt nach ſeinem fünfundzwanzig⸗ 
jährigen Jubiläum ſelbſt zugeben müſſen. Die Klaſſe der Knechtſchafts⸗ 
gutsbeſitzer weiſt außer dem räuberiſchen Appetit noch andere Eigenſchaften auf: 
1. Verachtung der Idee der Gleichſtellung der Frau mit dem Manne — 
daher die Artikel des Fürſten Meſchterski gegen die höhere Bildung der 
Frauen uſw.; 5 
2. Liebe zur geſchlechtlichen Liederlichkeit — daher die Artikel des Fürſten, 
die eine krankhafte Demoraliſation der Sinnlichkeit ausſtrömen und an den 
Marquis de Sade erinnern; | 
3. Liebe zur Willkür — daher die Ausfälle gegen diejenigen, die Preß⸗ 
freiheit uſw. verlangen, gegen die Semſtwo- und Stadtſelbſtverwaltungen. 
In den ökonomiſchen Artikeln des „Graschdanin“, in den Klagen über den 
Niedergang des Adels und in der Beſchuldigung der Leiter der Adelsbank hört 
man klar den Jammer einer abſterbenden Klaſſe, die ehemals zu den Zeiten 
Nikolaus J. ſehr mächtig war. Reiſt der Fürſt ins Ausland, ſieht er, daß dort trotz 
größerer Freiheit ſich alles für ſeine Clique gerade ſo in Ordnung befindet wie im 
lieben Vaterlande, dann erfüllt ihn die Hoffnung, daß noch nicht alles verloren 
ſei, und in dieſer Verfaſſung ſchreibt er gewöhnlich einige ſehr friedliche Artikel. 
Aber die ausländiſchen Eindrücke verlieren ſich bei ihm ſehr bald, und dann 
kommt wieder der alte zum Vorſchein, tritt uns wieder die Figur eines 
Herrſchers entgegen, der gewohnt iſt zu befehlen und zu mißhandeln. Der 
Fürſt fühlt im Gegenſatz zu den „Moskowskija Wjedomosti“, daß die Japaner 
nicht zu beſiegen ſind, daß der Krieg ein ſehr ernſthafter ſei, er fühlt die ganze 
Gefahr des Krieges von außen und innen, und deshalb fordert er mit Beharr⸗ 
lichkeit den Friedensſchluß, damit man die inneren Unruhen unterdrücken könnte. 
Seine Deviſe iſt: Friedensſchluß und Befeſtigung der Selbſtherrſchaft. | 
Das dritte Organ der Reaktion ift die „Nowoje Wremja“ (Die Neue 
Zeit) von Sſuworin⸗Vater. 4 
Als vorhin von Renegaten die Rede war, die irgendwas verraten haben, 
irgendwem untreu wurden, von irgendwoher irgendwohin übergelaufen find 
— wurde beſonders dieſes Organ gemeint. Abgeſehen von den Hauptmit⸗ 
arbeitern: Sſuworin, Burenin, Menſchikow, die früher im fortſchrittlichen Lager 
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ſich befanden, findet man hier noch Juden, die zu Antiſemiten wurden, Deutſche, 
die ſich in Slawophilen umgewandelt haben uſw. 

Die Hauptideen dieſer Zeitſchrift, die philoſophiſchen und ökonomiſchen, 
deſtehen im Antiſemitismus, in der Verhetzung der nicht rechtgläubigen Unter⸗ 
anen, in beſonderer Liebe zu Schutzzöllen, Lieferungen für die Regierung, 
Ronzejjionen und Stipendien. Außer dieſen Themata findet man in den Spalten 
dieſer Zeitung lauter unſinniges Geſchwätz; ſie ſtellt eine Wetterfahne dar und 
achtet ſich nach jeder Windrichtung. In früheren Zeiten trat fie für die Be⸗ 
reiung der Slawen auf dem Balkan ein; nachher hat fie dieſe im Stich gelaſſen 
md war für ein Bündnis mit China und Japan. In den ſiebziger bis 
achtziger Jahren, wo die Intelligenz auf einen „Semsky Sobor“ hoffte, ſchrieb 
die „Nowaje Wremja“ eine Reihe Artikel, in denen ſie Hymnen auf den 
‚Semsty Sobor“ ſang. Nun kam aber die Zeit von Alexander III., wo von 
inem „Semsky Sobor“ nicht mehr die Rede fein konnte, und ſofort führte auch 
die „Nowoje Wremja“ eine andere Sprache. Als ſich der Kapitalismus in 
Rußland entwickelte, machte ſich die Zeitung zu feiner Verfechterin, wobei fie 
iber das Dorf ſpottete, über feine Rückſtändigkeit ufm. Nachdem aber der 
kapitalismus feinen Gegenſatz erzeugt hat, das Proletariat, und eine Arbeiter⸗ 
dewegung ſich zu entwickeln begann, ſchenkte die beunruhigte Zeitung ihre wohl⸗ 
vollende Aufmerkſamkeit wieder dem Dorfe, indem ſie bei ihm Schutz gegen 
ne herannahende Bewegung ſuchte. 

Heute bringt die „Nowoje Wremja“ Artikel über Peter den Großen, in 
enen dieſer Monarch mit ſeinen Reformen bis in den Himmel erhoben wird; 
norgen aber werden dieſelben Reformen wieder kritiſiert und dem Leſer nach⸗ 
ewieſen, daß das ganze Unglück noch von jener Reformzeit herſtammt. Ideen⸗ 
md prinzipienlos bringt dieſe Zeitung es fertig, ſich in ein und derſelben 
Nummer etliche Male zu widerſprechen. Ihre Leiter find nur leere Gefäße, 
delche warten, bis ſie gefüllt werden. Und weil das Leben ſo vielſeitig und 
eich an aller Art Erſcheinungen iſt, ſaugen dieſe Journaliſten alles auf 
nd verbreiten nachher in ihrer Zeitung einen erſtickenden Wirrwarr und eine 
Zerwechſlung der Begriffe. Ahnlich dem irrſinnigen Verhalten der Zeitung 
en Lebenserſcheinungen und Ideen gegenüber iſt ihr Verhalten zu den eigenen 
Ritarbeitern. Manchmal ſchimpfen fie öffentlich in ihrer Zeitung einen von 
men fortgegangenen Mitarbeiter aus; letzterer reagiert darauf in irgend 
inem anderen Organ, und nach einiger Zeit kann man denſelben Mitarbeiter, 
18 ob gar nichts paſſiert wäre, wieder bei der „Nowoje Wremja“ „arbeiten“ 
ehen. 

Wenn die „Moskowskija Wjedomosti“ und der „Graschdanin“ ſich offen als 
Völfe zeigen, jo iſt dieſe Zeitung — eine giftige Schlange. Prinzipienlos 
hne feſte Haltung überfällt fie deſto wilder die ihr verhaßte progreſſive Preſſe 
nd am meiſten die Zeitungen, die entſchloſſen ihre einmal feſtgeſetzte politiſche 
tichtung verfolgen. 

Sie verſucht noch jetzt mit dem ruſſiſchen Leſer zu ſpielen. Wenn es ihr 
ber früher noch gelang, jemanden zu foppen — jetzt kennt jeder ihre Tendenz 
nd den wahren Charakter. Das Hauptmaterial in ihren Spalten beſteht in 
er „Kritik“ und Verſpottung der radikalen Preſſe; die eigene Initiative, um 
was durchzuführen, zu erläutern, beſitzt fie nicht. Sie hat nur ein Ziel — 
ch möglichſt zu bereichern, was ihr auch gelang — ſie wird als die reichſte 
ſeitung Rußlands angeſehen. Sie bedient die reichſte Kapitaliſtenklaſſe, und 
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dem entſprechend iſt auch „ihre Haltung“ dem Kriege und den inneren Ereig 
niſſen gegenüber. | } 
Weil die endgültige Niederlage Rußlands den Kapitaliſten ſchöne Perſpek 
tiven in Form von Konzeſſionen, Lieferungen uſw., deren ſie im fernen Offer 
beinahe ſicher waren, zerſtören wird, ſo treten dieſe Kapitaliſten und ihr 
Journaliſten „mit Leib und Seele“ für den Krieg ein und . . .. einen Sieg 
Den Kapitaliſten iſt das bureaukratiſche Regime auch nicht beſonders vorteilhaft 
ihnen, die in ſolchem Maße ihre Geldmacht fühlen, ſchaden die Polizeimaß 
nahmen, die Politik der ſelbſtherrſchenden Regierung, die auf der Kapitalifter 
Koſten die Arbeitermaſſen beruhigen will. Deshalb ſind auch die Journaliſtes 
der „Nowoje Wremja“ für die Beſchränkung der Selbſtherrſchaft, ſind abe 
nicht etwa für eine demokratiſche Konſtitution, ſondern begnügen ſich jchon 
mit einem Parlament, das nur beratende Stimme hat und aus Vertretern de 
privilegierten Klaſſen beſteht. | & 
Dieſe drei Deviſen: 1. ſiegreicher Krieg und Befeſtigung des Abjolrtismu: 
(„Moskowskija Wjedomosti“), 2. Frieden und Befeſtigung des Abſolutismu⸗ 
(„Graschdanin“) und 3. Krieg und kleine Reformen zugunſten der privilegierten 
Klaſſen („Nowoje Wremja“) werden auch von der übrigen reaktionären Preſſe 
die ſich fortwährend dem einen oder dem anderen Organ anſchmiegt, angebetet 
So zum Beiſpiel die Zeitung des Oberſten Komarow „Swjet“ (Licht) — 
ſie wird von allen Kaſernen auf Befehl abonniert — die Ausgaben des General 
Bogdanowitſch, der Herren Scharapow, Jarmonkin und andere. Dieſe dre 
Organe ſind angeſehene Zeitungen in dem Sinne, daß hinter jeder von ihnen 
eine ganze Klaſſe ſteckt. i | 1 
Es gibt noch einen vierten Typus der reaktionären Preſſe — das iſt Da 
Organ des „berühmten“ Judenfreſſers Kruſchewan. 1 
Kruſchewan treibt wegen feiner mangelhaften Bildung keine Politik; e 
beſchäftigt ſich nur mit ſeinem Lieblingsthema: mit der Propaganda des Anti 
ſemitismus und mit der Inſzenierung von Judenmetzeleien. Er iſt ein Mam 
mit einer Vergangenheit, die noch ſchwärzer iſt als die jedes anderen Reak 
tionärs — ſeine Karriere hat er im Polizeidienſt begonnen. SE 
Mit ihm zu polemiſieren lohnt ſich nicht, da er als geiftig nicht norma 
betrachtet wird. 4 
Sein Eintreffen in irgend einer Stadt wird als Voranzeige zu einer bevor 
ſtehenden Judenmetzelei angeſehen, und wenn die Polizei aus irgend einen 
Grunde die Metzelei nicht mehr zu inſzenieren wünſcht, ſo ſieht ſie ſich genötigt 
um die Bevölkerung zu beruhigen, offiziell bekannt zu machen, daß die Nach 
richt vom Eintreffen Kruſchewans erlogen ſei. Er reſidiert in der zu ji 
traurigem Ruhm gelangten Stadt Kijchinem. Früher gab Kruſchewan di 
Zeitungen „Bessarabetz“ (Der Einwohner von Beſſarabien) und „Snamja 
(Die Fahne) heraus, jetzt die Zeitung „Drug“ (Der Freund). : 
Nur dank der Stipendien (Erpreſſungen) iſt er imſtande, ſein Organ zu er 
halten. Allein feine Geſinnungsgenoſſen (Gringmut, Meſchtersky, Sſuwori 
und andere) ſchämen ſich feiner und ſuchen ihre Solidarität mit ihm möglich 
zu verheimlichen; damit iſt auch die Tatſache zu erklären, daß er bis jetzt il 
ihre Organe nicht aufgenommen worden iſt. = 
Er; 
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Alüͤůerraſchende, unſere Gegner verblüffende und erſchreckende Erſcheinungen im 
Königreich Krupp nahmen in den letzten Jahren das öffentliche Intereſſe wieder⸗ 
holt ſtark in Anſpruch. Das iſt nun wiederum der Fall anläßlich der bevor- 
ſtehenden Nachwahl zum Reichstag. Es dürfte kaum noch ein zweiter Wahl⸗ 
kreis vorhanden ſein, in dem ſich das politiſche Gepräge in ſo kurzer Zeit, ſo 
von Grund auf umgeſtaltete wie in Eſſen. Bis zum Jahre 1902 warf das 
ſoziale und politiſche Streben der Arbeiter in dieſer Arbeiterſtadt höchſt ſelten 
und kaum erkennbare Wellen an die Oberfläche. Die Wahlen, ſoweit der Kapita⸗ 
lismus und der Induſtriefeudalismus nicht einfach kraft ſeiner wirtſchaftlichen 
Diktatur die Mandate durch die Farce der öffentlichen Stimmabgabe und 
Klaſſeneinteilung vergab, wurden konfeſſionell ausgetragen. In dem kapita⸗ 
liſtiſch bearbeiteten, mit konfeſſionellen Hetzereien gedüngten Boden ſchienen die 
Lehren der modernen Arbeiterbewegung nicht Wurzel faſſen zu können. Die 
Zahl derer, die ſich mehr oder minder frei zur Sozialdemokratie bekannten, 
war verſchwindend gering, von einem Parteileben war kaum etwas zu ſpüren. 
Bis zum Jahre 1898 ſchwankte in ziemlich ſtarkem Wechſel die Zahl der Abon⸗ 
nenten des Parteiorgans („Arbeiterzeitung“ Dortmund) zwiſchen 100 bis 200. 
Im Jahre 1893 brachte die Sozialdemokratie es allerdings ſchon auf faſt 
6000 Stimmen, aber 1898 belief ſich die auf die Parteikandidatur L. Schröder 
vereinigte Stimmenzahl nur auf 4400. Die Gewerkſchaftsorganiſationen der 
bedeutendſten Berufe, wie Bergarbeiter, Metallarbeiter und Bauarbeiter, figu— 
rierten mit Mitgliederzahlen, die hinter der genannten Abonnentenziffer noch 
zurückblieben. Nur die Bergarbeiter hatten noch in verſchiedenen ländlichen 
Bezirken Zahlſtellen. Zu gewerkſchaftlichen Kämpfen rafften ſich zunächſt nur 
die Bauarbeiter auf, jedoch die Schwäche der Organiſation ließ die Unter⸗ 
nehmer ſtets leicht ſiegen. Aber trotz der äußeren Schwäche der ganzen Arbeiter⸗ 
bewegung, trotz der vielen, vielen Mißerfolge, trotz der anſcheinend unüber⸗ 
windlichen Indifferenz der Maſſe, trotz des allgemeinen Ohnmachtsgefühls 
gegenüber der wirtſchaftlichen Übermacht des großinduſtriellen Unternehmer⸗ 
tums, trotz des Fatalismus, der, wie der Kölner Parteitag lehrte, auch bei den 
Führern zu Hauſe war, trotz des wilden Fanatismus züchtenden geiſtigen 
Terrorismus des Klerikalismus hielt eine kleine Garde unverzagt das Banner 
der Bewegung hoch. Immer und immer wieder nahm die kleine Schar den 
Kampf auf. So mancher von auswärts kommende Genoſſe, der mit kühnem 
Mute, kraftbewußt in die Reihen einſprang, nach kurzer Zeit war er müde; 
die Widerwärtigkeiten machten den Stolzbeſchwingteſten bald flügellahm, und 
nach einer Weile — er war verſchwunden. Es war wirklich oft zum Ver⸗ 
zagen — und es ging doch vorwärts. 

Das von Dortmund bezogene Parteiblatt, welches ſchon wegen ſeines 
geringen Umfanges lokale Verhältniſſe nicht berückſichtigen konnte, hatte für 
die Reichstagswahlen ſo gut wie gar keine Bedeutung. Im Winter 1897 be⸗ 
ſchloſſen deshalb die Eſſener Genoſſen, für die bevorſtehende Wahlkampagne 
ein periodiſch — zunächſt zweimal im Monat — erſcheinendes Flugblatt im 
Umfang und in techniſcher Anordnung einer Zeitung herauszugeben. Im 
Jahre 1898 erſchien unter dem Titel „Weckruf“ die erſte Nummer dieſer Wahl⸗ 
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flugblattzeitung. Es war beſtimmt, daß die Genoſſen 10 Pfennig für jede 
Nummer zahlen ſollten, um auf dieſe Weiſe die Druckkoſten zu decken. Das 
Blatt fand Anklang. Zirka 1000 Nummern wurden verkauft, gerade ſo vie 
gratis verteilt. Sehr bald machte ſich das Bedürfnis des öfteren Erſcheinens 
des „Weckruf“ bemerkbar. Nach vielen, vielen Sitzungen, nachdem endlich der 
Peſſimismus beſiegt war, ging man ebenſo zaghaft zunächſt an die vierzehn⸗ 
tägige, dann zu der wöchentlichen Herausgabe des „Weckruf“ über. 

Mit dieſem Organ drang man langſam, aber ſicher tiefer in die Maſſe ein; 
es war der Pflug, der den bisher wenig zugänglichen Boden für die Aufnahme 
ſozialiſtiſcher Ideen bearbeitete. Das erzielte Wahlreſultat ſchien das aller: 
dings nicht zu beſtätigen. Das ziffernmäßige Ergebnis war aber nur ein 
Beweis für den Mangel an Prinzipientreue und Zielklarheit. Die Umſtände 
erklärten alles. Der Eſſener Meineidsprozeß vom Jahre 1895 ſpielt da ſtark 
hinein. Das Urteil gegen Schröder und Genoſſen rief eine äußerlich ſtark in 
Erſcheinung tretende gewaltige Empörung in der Arbeiterſchaft hervor. Sofort 
nach Urteilsfällung fand eine Volksverſammlung ſtatt, in der unter großer Be: 
geiſterung L. Schröder als Proteſtkandidat für die nächſte Wahl aufgeſtell 
wurde. Da es ſich nur um eine Zählkandidatur handelte, brauchte man ſich 
wegen der Ungültigkeit der für Schröder, dem durch das Urteil das paſſive 
Wahlrecht genommen war, abgegebenen Stimmen keine Kopfſchmerzen zu 
machen. Daß durch die Proteſtkandidatur von vornherein eine Stichwahl über 
flüſſig gemacht wurde, war unter den obwaltenden Umſtänden nur von Vorteil 
Das Wahlreſultat zeigte, daß man ſich über den Intellekt, über die Tiefe und 
nachhaltende Kraft der Empfindungen der Maſſe getäuſcht hatte. Nicht ohne 
Erfolg, pfiffig⸗dumm markierten beſonders die Agitatoren der Krupp⸗Partei große 
Entrüſtung über „Gefährdung“ des Reichstagswahlrechtes, durch bewußte Ab⸗ 
gabe ungültiger Stimmzettel, durch „Spielerei“ mit einer zweckloſen Proteſt⸗ 
kandidatur. Und um die noch zu wenig geſchulten, nicht klar denkenden Arbeiter 
noch ſicherer zu düpieren, wurden am Tage vor der Wahl an allen Ecken 
rote Plakate angeſchlagen mit der Aufſchrift: „Sozialdemokraten, wählt Krupp!“ 
Man hatte erreicht, in die Reihen der für die ſozialiſtiſche Propaganda Empfäng⸗ 
lichen, aber im politiſchen Erkennen und Wollen noch nicht Gefeſtigten Verwirrung 
hineinzutragen; ſogar das ſonſt bei den Bergarbeitern ſtark ausgeprägte beruf 
liche Solidaritätsgefühl verſagte. Die Gegner der Sozialdemokratie jubelten, 
nun glaubte man, noch auf Jahrzehnte vor der „roten Gefahr“ geſichert zu fein. 

Enttäuſcht, aber nicht entmutigt hielt die kleine Schar der Unentwegten von 
neuem Kriegsrat. Die Scharte mußte ausgewetzt werden, darüber war keine 
Frage, aber das „Wie“ war ein heikler Punkt. Es herrſchte auch kein Zweifel 
darüber, daß die Grundbedingung erfolgreicher Werbearbeit die ſyſtematiſche 
Agitation und Aufklärung durch das gedruckte Wort, durch die Preſſe, ſei. Die 
4400 für Schröder abgegebenen Stimmen bildeten die Truppe, auf die Verlaß 
war; aus dieſer mußte das Fundament gewonnen werden, auf welchem weiter⸗ 
gebaut werden konnte. Ließ man nun aber den „Weckruf“ wieder eingehen, 
dann war das verbindende geiſtige Band auch wieder faſt vollſtändig zer⸗ 
ſchnitten. Doch wegen der Koſten glaubte man den Plan, das Blatt dauernd 
als Parteiorgan weiter erſcheinen zu laſſen, nicht durchführen zu können. Nach 
wiederum vielen Sitzungen war der Peſſimismus wiederum beſiegt, oder rich⸗ 
tiger, die Peſſimiſten ſagten ſich: es muß gewagt werden — und ſtimmten zu⸗ 
Das Blatt ſollte wie in den letzten Wochen vor der Wahl vorläufig wöchentlich 
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erſcheinen — zum Preiſe von 30 Pfennig pro Monat. Und damit bekam Eſſen 
den erſten Arbeiterbeamten; an beſoldete Gewerkſchaftsbeamte war noch gar 
kein Gedanke. An Vergütung für den Beamten wurden zunächſt pro Woche 
20 Mark ausgeſetzt — für Redaktion, Expedition und ſachliche Ausgaben. Die 
Privatwohnung des Beamten war auch Geſchäftslokal; erſt zwei Jahre ſpäter 
wurde auf Geſchäftskoſten ein Pult angeſchafft, es waren längſt zwei Beamte 
an der Zeitung tätig. | 

Das einmal wöchentlich erſcheinende Organ konnte natürlich nicht lange den 

Bedürfniſſen genügen; ſchon nach kurzer Zeit ſtellte ſich die Notwendigkeit des 
öfteren Erſcheinens heraus. Aber an eine vermehrte Ausgabe des „Weckruf“, 
als ſelbſtändiges Organ, konnte aus finanziellen Gründen nicht gedacht werden. 
Wieder gab es viele Sitzungen, aus denen endlich der Beſchluß hervorging, 
mit auswärtigen Parteidruckereien in Verbindung zu treten zwecks Druck des 
„Weckruf“ als Kopfblatt mit beſonderem lokalen Teil. Bisher wurde das 
Blatt in der Druckerei des Bergarbeiterverbandes hergeſtellt. So kam man 
dazu — Februar 1900 —, unter Beibehaltung des alten Titels die dreimal 
wöchentlich erſcheinende „Bergiſche Arbeiterſtimme“ in Solingen als Kopfblatt 
einzuführen. Aber auch damit war den Bedürfniſſen nicht lange gedient. 
Immer mit dem finanziellen Schreckgeſpenſt kämpfend, trotz der Stimmen, 
welche ein Fiasko vorausſagten, zwangen die Verhältniſſe zur Ausführung eines 
täglich erſcheinenden Organs. 

Vom Juli 1900 bezog man die täglich erſcheinende „Arbeiterzeitung“ in 
Dortmund als Kopfblatt mit einem verhältnismäßig umfangreichen ſelbſtän⸗ 
digen lokalen Teile. Nun wurde aber auch die Anſtellung eines zweiten Be⸗ 
amten notwendig. Die Abonnentenzahl ſtieg, der Redakteur fuhr jeden Tag 
von Eſſen nach Dortmund und brachte die fertige Zeitung gleich mit; dazu 
war auch noch beſchloſſen worden, den bisher von privater Seite betriebenen 
Parteiſchriftenhandel auf das Geſchäft zu übernehmen und ſtärker zu forcieren. 
Schließlich konnte man ſich aber auch der Anſicht nicht mehr verſchließen, daß 
in einer Privatetagenwohnung ein Geſchäft ſich über gewiſſe enge Grenzen 
hinaus nicht entwickeln kann. Obwohl die Peſſimiſten den baldigen Zuſammen⸗ 
bruch prophezeiten, wurde ein kleines Lokal gemietet, ſogar die nötigſte Ein⸗ 
richtung ſchaffte man an, unter anderem das ſchon erwähnte Pult. Mit Hilfe 
eines Perſonalkredits konnte man neben dem Literaturvertrieb auch einen direkt 
und indirekt vorteilhaften Zigarrenverkauf etablieren. 

Es gab keinen Zuſammenbruch. Die Unkoſten deckten ſich, ja man erzielte 
von vornherein einen kleinen Überſchuß, der aber für die allmählich ungünſtiger 
werdende Bilanz der Zeitung, die man ſtets in eigener Verwaltung hielt, 
verbraucht wurde. Je mehr man in die ländlichen Bezirke eindrang, in denen 
der Vertrieb nicht nur die Abonnementsbeträge, ſondern oft noch erhebliche 
Zuſchüſſe abſorbierte, deſto mehr kam man mit der Bilanz aus dem Gleich⸗ 
gewicht; weſentlich aber infolge der ſprunghaften Steigerungen der Papier⸗ 

preiſe machten ſich für ein paar Jahre Zuſchüſſe, die relativ aber als nicht 

erheblich betrachtet werden konnten, erforderlich. Doch mit Eröffnung des 
Geſchäftes bekam die Partei, überhaupt die geſamte Bewegung erſt feſten 
Boden unter den Füßen. Die im Kreiſe vorhandenen Kräfte, die wohl den 
guten Willen zur Betätigung hatten, aber ohne Leitung, ohne Unterſtützung 
ganz verkümmerten, in beſchränktem Kreiſe ſich nutzlos abquälten, dieſe und 
alle anderen, denen politiſches und ſoziales Streben innewohnte, wußten nun, 
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wo ſie Verbindung anknüpfen, zu jeder Zeit Rat und Unterſtützung finden 
konnten. Die Geſchäftsſtelle wurde bald der Zentralpunkt der geſamten Be⸗ 
wegung, der eine Beamte funktionierte als Kreisvertrauensmann der Partei, 
der andere als Vorſitzender des Gewerkſchaftskartells, und erteilte Rechtsſchutz; 
dazu übernahm die Geſchäftsſtelle für die meiſten Gewerkſchaften die Aus⸗ 
zahlung der Reiſeunterſtützung. So ſpannen ſich allmählich Tauſende Fäden 
hin und her, die ſich für die Partei ſchließlich zu dem Netze eines geſchloſſenen 
Vereins verknoteten. Der Eſſener Verein, der lange, lange Jahre mit 50 bis 
60 Mitgliedern dahinvegetierte, iſt jetzt mit ſeinen zirka 3000 Mitgliedern die 
ſtärkſte Parteiorganiſation in Rheinland⸗Weſtfalen. Selbſtverſtändlich war das 
Geſchäft nicht die eigentliche Urſache, ſondern nur das fördernde Mittel zu 
ſolchen Erfolgen. a EB 
Unter den Gewerkſchaften gewann naturgemäß die Organiſation der Maurer 
zuerſt eine lokale, ſoziale Bedeutung. Allerdings, bis zum Jahre 1901 waren 
die unternommenen Streiks nie ſiegreich durchgefochten, aber man konnte min⸗ 
deſtens ſchon kämpfen. Natürlich war das merkliche Erſtarken der freien Ge⸗ 
werkſchaften für die Klerikalen das Signal zur Gründung chriſtlicher Konkurrenz⸗ 
organiſationen. Chriſtliche Holzarbeiter-, Maurer-, Metallarbeiter-, Schneider⸗ 
uſw. Organiſationen, von denen man bisher kaum etwas verſpürt hatte, wurden 
etabliert; ſie traten nach jeſuitiſch-demagogiſchem Rezept zunächſt mit einer 
ſehr ſtark radikal kolorierten Agitation in die Offentlichkeit. Der Radi⸗ 
kalismus war ein gutes Werbemittel, und er ließ am beſten die eigentlichen 
Abſichten der Gründer verſchleiern. Mehrmals erlebte man das Schauſpiel, 
daß die chriſtlichen Gewerkvereine mit den freien Gewerkſchaften die gleichen 
Forderungen vertraten — ja auch das Ultimatum ſtellten: Anerkennung der 
Forderung oder Streik! Manche Gewerkſchaftler ließen ſich täuſchen. Es kam 
in einzelnen Fällen zu einer entente cordiale, ſtändige, gemeinſame Kommiſſionen 
traten in Funktion, Bruderſchmätze wurden gewechſelt, aber gewöhnlich ver⸗ 
folgten die chriſtlichen Vertreter die ruſſiſche Politik des Hinhaltens. War es 
damit vorbei, ſo wurde irgend ein Streit vom Zaune gebrochen, oder man ver⸗ 
handelte hinterrücks mit den Unternehmern, verriet die „Verbündeten“, und 
unſere Genoſſen waren die Genarrten. So erging es unter anderem auch den 
Maurern im Jahre 1901, als man ſicher hoffte, in Verbindung mit der chriſt⸗ 
lichen Organiſation die heute weit überholte Forderung eines Stundenlohns 
von 42 Pfennig durchzudrücken. Es war das bekannte Schauſpiel mit den 
bekannten Requiſiten. Die freie Gewerkſchaft formulierte Forderungen, die von 
den Chriſtlichen akzeptiert, in den von ihnen einberufenen Verſammlungen unter 
großem rhetoriſchen Aufwand vertreten wurden. Unter den Führern waren 
Verſtändigungen erzielt über eventuelle Arbeitseinſtellung, falls die Forderungen 
abgelehnt würden. Die Unternehmer antworteten mit einer glatten Abſage — 
ſie wußten, was ſie riskieren konnten! Eine allgemeine Verſammlung mit der 
Tagesordnung: „Beſchlußfaſſung über den Streik“ wurde einberufen. Nun 
kam das chriſtliche Heldenſtückchen. Die chriſtlichen Führer beriefen heimlich 
auf den jener Verſammlung voraufgehenden Tag eine Zuſammenkunft der 
Chriſtlichen ein. Dieſen konnten ſie mitteilen, daß ſie mit den Unternehmern 
verhandelt hätten (heimlich); es ſei den Chriſtlichen eine Lohnzulage von 
1 Pfeunig zugeſtanden, wenn ſie die Arbeit fortſetzten. Man beſchloß, ſich 
am Streik nicht zu beteiligen! Nicht um 30 Silberlinge, nein, um einen 
Pfennig waren die Arbeitsbrüder verraten. s 1 
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Ein feines Plänchen war erdacht; die freie Organiſation ſollte obendrein 
zerſprengt werden. Die numeriſche Schwäche der Chriſtlichen ließen der Ge— 
werkſchaft immer noch Hoffnung, ohne deren Mitwirkung den Kampf durch⸗ 
zuführen. Man merkte aber bald Verrat Nr. 2. Mit der Angel des Judas— 
pfennigs zogen chriſtliche Führer nach außerhalb und verſuchten Streikbrecher 
und damit Mitglieder für ihre Organiſation nach Eſſen zu locken. Daß dieſer 
ſchwarzen Tat der erwünſchte Erfolg verſagt blieb, iſt kein Verdienſt der mit 
dem Namen Chriſti Unfug treibenden Demagogen. Um ſolche Verrätereien 
zu vertuſchen, weiſen die chriſtlichen Agitatoren mit Vorliebe darauf hin, daß 
ſie in dieſem oder jenem Falle ehrlich gekämpft haben. 

Papperlapapp! Den Führern find die Trauben immer zu ſauer — wenn 
fie zu hoch hängen. Die chriſtlichen Organiſationen können das Vorwärts⸗ 
ſchreiten der Arbeiter nicht verhindern, ſie können nur hemmen. Die Regiſſeure 
wiſſen ganz genau, daß beſonders dort, wo die Chriſtlichen nicht die abſolute 
Macht haben, deren Organiſation durch Fraterniſieren mit den freien Gewerk— 
ſchaften länger exiſtenzfähig gehalten wird, darum macht man unter ſolchen 
Umſtänden tapfer mit; das iſt doch noch beſſer, als vollſtändig an die Wand 
gedrückt zu werden. Die verſchlagenen klerikal-ultramontanen Politiker haben 
einen feinen Inſtinkt für die pſychologiſchen Momente, in denen die Gefahr 
beſteht, daß durch Widerſtand gegen die Empfindungen der Maſſe der Geiſtes⸗ 
ſklave dazu gereizt wird, die Feſſeln mit einer gewaltigen Kraftaufbietung zu 
ſprengen; fie wiſſen momentane revolutionäre Bewegungen, die von nach— 
haltiger Wirkung ſein könnten, durch anſcheinenden Radikalismus möglichſt 
gefahrlos vorübergleiten zu laſſen. Die „Beſſerung“ der ſchwarzen Demagogen 
beſteht nur in größerer Vorſicht und Verſchlagenheit. 

Im Jahre 1901 forderte das Gewerkſchaftskartell in Eſſen das chriſtliche 
Kartell auf, gemeinſchaftlich an die Stadtverwaltung den Antrag zu ſtellen, für 
die Gewerbegerichtswahlen das Proporzſyſtem einzuführen. Unter fadenſcheinigen 
Gründen lehnten die Chriſtenbrüder ab, ſie hatten ja die unbeſtrittene Majorität 
und durften hoffen, auf abſehbare Zeit die Wahlen zu beherrſchen. Die Stadt- 
verwaltung lehnte natürlich die Einführung des Proporzſyſtems ebenfalls ab, — 
um ſich nach zwei Jahren als begeiſterte Anhängerin der Verhältniswahl 
wiederzufinden. Auch die Chriſten ſchwärmen heute für das ſchöne Kind, mit 
dem man früher nur liebäugelte, aber nicht legitim lieben mochte. Die „Moral“ 
ändert ſich zuweilen ſehr ſchnell und plötzlich kommt das „Gerechtigkeitsgefühl“ 
elementar zum Durchbruch, — wenn's vorteilhaft iſt. 

Bei der Gewerbegerichtswahl im Jahre 1900 ſiegte der ſchwarz-blaue Miſch— 
maſch noch mit 2670 Stimmen gegen die freien Gewerkſchaften, die 1670 Stimmen 
aufbrachten. Dieſe waren mit dem erzielten Reſultat ſchon ein gutes Stück 
vorwärts gekommen; auch die Mitgliederzahlen ſtiegen, aber das auf der 
Kruppſchen Fabrik heimiſch gewordene Ohnmachtsgefühl, das ſich auch auf 
andere Kreiſe ausdehnte, tötete allzuſehr die Kraft des Vorwärtsdrängens, der 
Hoffnung auf Erfolg. Da trat ein Ereignis ein, welches wie mit einem 
Schlage den Bann brach, das wie der Blitz einſchlug, die dumpfe Atmoſphäre 
reinigte und vom Druck befreite. Die Unzufriedenheit der Kruppſchen Arbeiter 
war in der letzten Zeit durch die Maßnahmen hervorragend ſchneidiger Beamten 
bis zum Überkochen geſteigert worden. Und es kochte über! Im Juni 1901 
wurde den Arbeitern in einer Schmiede entgegen der Arbeitsordnung, einfach durch 
Anſchlag ganz unvermittelt die Mittagpauſe entzogen. Da flammte die Ent: 
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pörung auf, der Deutſche Metallarbeiterverband berief ſofort Verſammlungen 
ein, um gegen die unerhörten Maßnahmen Proteſt einzulegen. Und es gab 
in Eſſen ein verblüffendes, unerwartetes Schauſpiel. Zu Tauſenden und aber 
Tauſenden ſtrömten die ſonſt aus bekannten Gründen jo ſehr verſammlungs⸗ 
ſcheuen Kruppſchen Arbeiter zu den Verſammlungslokalen und erhoben Proteſt, 
frei und offen! Der Alp war gewichen, man ſpürte den belebenden Hauch der 
ſich aufreckenden, in den Staub getretenen Menſchenwürde. Den Gewerkſchaften 
ſtrömten nun in ſtärkerem Fluß Mitglieder zu, die Metallarbeiter waren bald 
in der Lage und genötigt, einen Verwaltungsbeamten anzuſtellen. Eſſen er⸗ 
hielt den erſten Gewerkſchaftsbeamten. Nicht lange dauerte es, und auch der 
Sozialdemokratiſche Verein konnte ſich der Anſtellung eines Verwaltungsbeamten 
nicht mehr entziehen, dem ſpäter noch eine Kraft für das Geſchäft zur Seite 
geſtellt werden mußte. Ebenſo mußte der Metallarbeiterverband bereits im 
vorigen Jahre den zweiten Beamten einſtellen; längſt iſt ein Beamter für das 
Rechtſchutzbureau angeſtellt, die Maurer haben einen Verwaltungsbeamten und 
jetzt auch die Bergarbeiter. Hierzu tritt noch eine Reihe von Angeſtellten in der 
Bäckereigenoſſenſchaft und in den ſich kräftig entwickelnden Konſumvereinen. An 
eine ſolche Entwicklung haben vor fünf Jahren ſelbſt die Optimiſten nicht gedacht. 

Ehe die gegneriſchen Parteien Gelegenheit fanden, erneut bei einer Wahl 
die Kräfte zu meſſen, erlebten wir die bekannte Kruppaffäre und als deren 
unmittelbare Folge die Tiſchtuchrede Wilhelms II. auf dem Eſſener Bahnhof, 
Die Gegner jubelten, hatten ſie doch mit bangen Erwartungen das kräftige 
Vorwärtstreiben der Arbeiterſchaft wahrgenommen. Dem ſollte jetzt nicht nur 
ein Halt geboten ſein, nein, man hoffte, die ganze Bewegung ſei nun zu Boden 
geworfen. Einige vorwitzige chriſtliche Unteroffiziere glaubten nun, ohne den 
Rat ihrer klerikalen Kommandeure einzuholen, eine große taktiſche Schlacht 
wider die roten Verbände führen zu können, lärmend verſuchten ſie, ſich in 
die vorderſte Reihe der „Entrüſteten“ im Geſchimpf auf die Elenden breit zu 
machen. Das iſt den Herrſchaften ſchlecht bekommen! Bei der Gewerbegerichts⸗ 
wahl, die vier Monate ſpäter unter ungeheurer Beteiligung ſtattfand, lagen 
die Sieggewohnten am Boden. Das war der Beginn des Tiſchtuchzerſchneidens! 
Man wollte ſich wegen des Naſenſtübers, der angeſichts der bevorſtehenden 
Reichstagswahl doppelt unangenehm ſchmerzte, rehabilitieren und erhob Wahl⸗ 
proteſt, aus dem formalen Grunde, weil wegen des ſtarken Andranges und 
wegen Überfüllung der Lokale viele Wähler ihre Stimmen nicht hatten abgeben 
können. Dem Proteſt wurde ſtattgegeben, aber zunächſt gab die Reichstagswahl 
den aus ihrer Lethargie erwachten Arbeitern Gelegenheit, die Tiſchgemeinſchaft 
mit den bürgerlichen Parteien weiter zu ſtören. Die Sozialdemokratie, die 
man bisher höchſtens als Zünglein an der Wage, aber nicht als ernſthaften 
Mitbewerber gewürdigt hatte, warf mit Elan einen Gegner vollſtändig aus 
dem Sattel und ſtellte ſich mit ihren von 4400 auf 22700 emporgeſchnellten 
Stimmen neben das Zentrum zur Stichwahl, um in dieſer mit 34000 gegen 
39900 Stimmen zu unterliegen. Das war ein großartiger Erfolg, ein Sieg, eine 
Tat! — Krachend brach eine Stütze des Ordnungstiſches, dieſer wackelte verdächtig. 

Und ein relativ noch gelungenerer Kaiſerſchnitt war die im Januar 1904 
ſtattfindende neue Gewerbegerichtswahl für die Stadt Eſſen. Unter national 
liberal-ultramontaner Agitation erhielt fie einen faſt rein politiſchen Charakter; 
die Gegner inſzenierten eine ſchwarz⸗blaue, religiöſe und politiſche Kraftprobe. 
Mit einer bisher noch nirgends erreichten Wahlziffer traten die Wähler an 
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die Urne. 15000 Stimmzettel gaben Zeugnis von dem gewaltigen Ringen. 
— Hierbei iſt zu bemerken, daß die Bergarbeiter hier nicht mitwählen, weil 
für ſie ein beſonderes Gewerbegericht zuſtändig iſt. — Und wiederum lagen 
die vereinigten Gegner am Boden — und danken den Stadtvätern, daß für 
die Folge nach dem Proporzſyſtem gewählt wird. Mit 8000 Stimmen gingen 
die freien Gewerkſchaften ſiegreich aus dem Kampfe hervor. Das ſtarke An- 
wachſen der Verbände hatte auch zur Folge, daß die Unternehmer ihren bis⸗ 
herigen diktatoriſchen Standpunkt verließen. Ohne Streik iſt zum Beiſpiel 
den Maurern jetzt ſchon ein Stundenlohn von 52 Pfennig zugeſtanden. Die 
übrigen Bauberufe erzielten ebenſolche Erfolge. Kruppſche Arbeiter, die früher 
kaum vereinzelt wagten, in Verſammlungen zu erſcheinen, halten jetzt zum 
Teil ganz ungeniert Werkſtattbeſprechungen ab, erörtern frei die Mißſtände 
und künden eventuellen Kampf an. 

Bei einem ſolchen kräftigen Wachſen und Gedeihen trat man erklärlicher⸗ 
weiſe auch bald dem Gedanken an eine eigene Preſſe näher. Obwohl die 
„Arbeiterzeitung“, in die bei Einführung des Rotationsdrucks und Er— 
weiterung des Umfanges der „Weckruf“ aufging, täglich mindeſtens achtſeitig 
erſcheint, kann ſie für das ungeheure Gebiet der Wahlkreiſe Hamm⸗Soeſt, Dort⸗ 
mund, Eſſen und Duisburg⸗Mülheim die lokalen Bedürfniſſe auch nicht an⸗ 


nähernd genügend befriedigen. Man beſchloß daher, baldigſt in Eſſen ein eigenes 
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| Organ herauszugeben; die Sammlungen für den Preßfonds werden kräftig be— 
trieben, vor der nächſten allgemeinen Reichstagswahl ſoll das Blatt erſcheinen, 
und man glaubt ſofort mit 8000 bis 10000 Abonnenten beginnen zu können. 
Nun ſtehen die Genoſſen in Eſſen aber erſt noch vor einer Nachwahl. 
Natürlich bieten die Gegner alles auf, die Sozialdemokratie wieder aus der 
Stichwahl zu drängen. Dem Zentrum dürfte es diesmal aber doch etwas 
ſchwül ums Herz werden. Parlamentariſch als Bülowretter hat es ja durch den 
Bergarbeiterſtreik reſpektive bei der Geſetzgebungsaktion, die dieſer im Gefolge 
hatte, einen großen Erfolg, eine Machtſtärkung, die Poſition als Regierungsengel 
erlangt. Aber die Arbeiter hat man doppelt und dreifach verraten und betrogen! 
Bis zur nächſten Wahl dürfte das Zentrum hoffen, die Arbeiter wieder genügend 
eingeſeift, mit irgend einer kirchenpolitiſchen, vom Zaun gebrochenen Frage jo 
gründlich religiös⸗konfeſſionell fanatiſiert zu haben, um ſie trotz aller Verräterei 
doch wieder an den ultramontanen Wagen ſpannen zu können. Das iſt ja 
ſchon oft geglückt, warum ſollte es nun fehlgehen! Nun kommt plötzlich die 
Nachwahl, dazu in einem Kreiſe, deren Wähler zu einem großen Teile durch 
die Zentrumsverrätereien direkt getroffen und ſchwer geſchädigt ſind. Heute 
noch, oder ſchon, den Arbeitern vorreden, ſie hätten Vorteile errungen, darf 
die gewagteſte Sophiſtik ſich nicht geſtatten. Pfiffig demagogiſch wie die klerikalen 
Politiker ſind, wollen ſie es nun mit einer neuen Leimrute verſuchen. Das 
Zentrum iſt verantwortlich für die Hohnreform der neuen Berggeſetznovelle; 
lediglich das Zentrum hat die Verabſchiedung der Reformkarikatur ermöglicht und 
abſichtlich eine reichsgeſetzliche Aktion verhindert — aus parteipolitiſchen Gründen, 
unbekümmert um das Wohl und Wehe einiger hunderttauſend Bergarbeiter⸗ 
familien. Die chriſtlichen Gewerkſchaften natürlich müſſen die chriſtliche Ar⸗ 
beiterfreundlichkeit retten und verurteilen aufs ſchärfſte das Machwerk der 
Zeutrumsfraktion! Der Zweck heiligt die Mittel! Das Zentrum ſtellt nun einfach 
einen Kandidaten auf, der unter gewerkſchaftlicher Flagge ſegelt. Der Kandidat 
agiert gewerkſchaftlich, er ſtellt Forderungen auf, die gerade nicht durch Beſcheiden⸗ 
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heit auffallen, er iſt chriſtlicher Gewerkſchaftsführer: ergo können ihm Formal 
evangeliſche wie katholiſche Gewerkſchaftler die Stimme geben! Das Plänchen 
iſt wirklich nicht dumm, aber doch noch mehr dreiſt als ſchlau. Von 
Arbeitern verlangen, den ultramontanen Schwindel für bare Münze zu 
nehmen, erſcheint uns denn doch etwas zu ſtark, als daß die Spekulation 
vollen Erfolg haben könnte. Der Abgeordnete würde natürlich, gerade wie 
ſein Kollege Bruſt im Abgeordnetenhaus, den Gewerkſchaftsrock ſchleunigſt 
ausziehen müſſen, er müßte den ultramontanen Fraktionsfrack anziehen und die 
Arbeiter wären doppelt belogen und betrogen. * 

Aber ſelbſt wenn die Wähler diesmal wiederum wie die Schäfchen ihre 
Metzger ſelber wählen, jedenfalls bereitet Eſſen ſich dae vor, eine > 
der Sozialdemokratie zu werden. ; 


* 
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Dr. Seiffert, Prtuntongent, Leipzig, Zäuglingsſterblichkeit, Volkskonſtitution ı an 
Nationalvermögen. Jena 1905, Verlag von Guſtav Fiſcher. 30 Seiten. 1,50 Ma 5 


Wenn man die Kulturhöhe eines Volkes nach der Pflege bemißt, welche dem 
jungen Nachwuchs gleich im erſten Lebensjahr zuteil wird, dann ſteht Deutſchland f 
in der Kultur ziemlich weit hinter anderen Ländern zurück. Faſt 21 Kinder von je 
100 Lebendgeborenen gingen im Jahre 1901 im Deutſchen Reiche zugrunde, bevor 
ſie das erſte Lebensjahr erreicht hatten. Ungünſtiger als in Deutſchland waren die 
Verhältniſſe nur in Rußland mit 27,4 Prozent Säuglingstodesfällen und Sſterreich 
mit 23,1 Prozent, während zum Beiſpiel Frankreich 14,1 Prozent, Norwegen nur 
9,3 Prozent der Lebendgeborenen verlor. * 
die Bekämpfung der Säuglingsſterblichkeit bedarf einer breiteren Grundig 
als ſie durch die in ihr tätigen Kinderärzte, Hygieniker und Menſchenfreunde ge⸗ 
ſchaffen werden kann. 3 

In ſeinem vor kurzem erſchienenen vortrefflichen Werke weiſt Dr. Seiffert ein⸗ 
dringlich darauf hin, wie wichtig und notwendig ein geſunder, vollkräftiger Nach⸗ 
wuchs für die politiſche und wirtſchaftliche Zukunft der Nation iſt. Mit viele n 
Fleiße hat er das vorhandene ſtatiſtiſche Material zuſammengetragen und gründlich 
verarbeitet, wobei er durch graphiſche Darſtellungen das Verſtändnis erleichtert. 

Seiffert macht den vortrefflich gelungenen Verſuch, den Schaden, den die Natio 
durch den mangelnden Säuglingsſchutz erleidet, einzuſchätzen, und er kommt a 5 
Grund zuverläſſiger rechneriſcher und wirtſchaftlicher Unterlagen dazu, den Geldwer in 
eines Neugeborenen auf etwa 100 Mark feſtzuſetzen. u 

Nun beträgt für das Jahr 1900 die Sterblichkeit der Kinder im erſten Lebens 
jahr 426485 von 1612616 Kindern im erſten Lebensjahr überhaupt. Der dieſer 
Sterblichkeit entſprechende Koſtenwert beträgt 42648500 Mark, und da etwa neur 5 
Zehntel von ihnen (in Berlin kamen auf 1000 geſtorbene Kinder 103 Bruſtkinder) 
künſtlich genährt wurden, ſo gibt dieſer Wert, um ein Zehntel verringert, das Beiſpiel 
für den Schaden, welchen das Experiment der künſtlichen Ernährung dem Volks⸗ 
vermögen im Jahre 1900 zugefügt hat. Auch die Krankheiten, welche nicht direkt mit 
Ernährungsſtörungen verbunden fein müſſen, verlaufen bei Bruſtkindern leichter als 
bei den künſtlich Genährten. N: 

„Diele 38383 650 Mark find Ausgaben, welche von der Nation in 
einem Jahre gemacht worden ſind für die Produktion und Erhaltung 
eines Nachwuchſes, deſſen Beſtand überhaupt nicht das erſte Lebe 
jahr zu überdauern vermochte.“ 2 

Von Kindern, die in dem Alter des ſteigenden Koſtenwertes ſtanden, im Alte * 
von 1 bis 15 Jahren, ſtarben im Jahre 1900 166683 (9,45 Promille dieſer Kinder). 
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Eine zahlenmäßige Feſtſtellung, wie viel von den hier durch den Tod vernichteten 
Werten noch auf die Nachwirkung von Störungen der Entwicklung im Säuglings⸗ 
alter entfällt, iſt unmöglich. Es iſt aber allbekannt, daß dieſe Nachwirkungen zu 
einem ſehr erheblichen Teile in der Blutarmut, in der Skrophuloſe, in der Rhachitis 
und anderen Verſchlechterungen der Körperbeſchaffenheit beſtehen. 

| Ferner iſt überhaupt nicht zu ſchätzen, welche Summen außer dieſen dem Tode 
geopferten wirtſchaftlichen Werten durch die nicht tödlich verlaufenden Krankheits— 
fälle dem Nationalvermögen entzogen werden. Jene Ausgaben wachſen natürlich 
im Verhältnis des ſteigenden Koſtenwertes mit in jedem Jahre noch erhöhten 
Summen für jene, welche mit geſchädigter oder gebrochener Körperkraft in das 
arbeits⸗ und wehrpflichtige Alter eintreten. | 

Wie viel könnte mit diefen Summen Beſſeres, Produktiveres 
geleiſtet werden, wenn es möglich würde, die Zahl und Schwere der 
Erkrankungen auch nur auf das Maß herabzudrücken, welches die 
Bruſtkinder in dieſer Hinſicht gegenüber den künſtlich Ernährten auf— 
weiſen? 

Mit eindringlichen Worten weiſt der Verfaſſer jene unbegründete und wider⸗ 
ſinnige Anſchauung zurück, daß im Wegſterben des jungen Nachwuchſes eine 
wünſchenswerte wirtſchaftliche Entlaſtung des ſchaffenden und erhaltenden Alters⸗ 
anteils des Volkes zu ſehen und unſere Wertſchätzung „unproduktiven Lebens“ eine 
Phantaſterei ſei. Manche vor „Übervölkerung“ bangende Politiker betrachten die 
Säuglingsſterblichkeit als eine willkommene Hemmung allzu raſcher Zunahme des 
Nachwuchſes (Selbſtſteuerung der Volksvermehrung). Von ſparſamen Stadtvätern 
wird gern mit dieſem Argument gearbeitet, daß die moderne Geſundheitspflege durch 
den Schutz und die Erhaltung der Schwachen die geſunde Geſellſchaft ſchädige, und 
daß durch Erſchwerung des Daſeinskampfes der kräftigſten Elemente, durch die Be⸗ 
ſeitigung der Ausleſe eine Entartung herbeigeführt werde. Man hat ſo der Säug⸗ 
lingsſterblichkeit nicht bloß einen urſächlichen Anteil an der Herabſetzung der 
Geſamtſterblichkeit zugeſchrieben, ſondern ſie auch für eine angebliche Verbeſſerung 
der ſogenannten „Volksgeſundheit“ verantwortlich gemacht. Die Säuglingsſterblich⸗ 
keit wirke inſofern günſtig, als infolge des frühzeitigen Wegſterbens der gegen die 
erſten Einflüſſe des Lebens minder Widerſtandsfähigen die Widerſtandsfähigeren er: 
halten bleiben und ſo eine Beſſerung der Volksgeſundheit zuſtande käme, die mit 
der Übertragung der Widerſtandsfähigkeit jener „Ausgeleſenen“ in ſpäteren Gene⸗ 
rationen ſich ſteigern würde. 

I Seiffert weiſt nun demgegenüber darauf hin, daß bei einer ſo kräftig betriebenen 
Ausleſe die bei den Rekrutenaushebungen beobachtete zunehmende Ver⸗ 
ringerung der körperlichen Leiſtungsfähigkeit als ein unwiderlegliches 
Zeichen der Verſchlechterung der phyſiſchen Konſtitution des Volkes gar nicht be⸗ 
greiflich wäre. „Auch dem blödeſten Auge muß die „Ausleſe“ durch die Verdauungs⸗ 
krankheiten der Säuglinge nicht als ein bei aller Grauſamkeit durch ſeinen tiefen 
Sinn erhabenes Naturgeſetz, ſondern als ein in grauenhafter Monotonie ſich wieder⸗ 
holender, ſinnlos mechaniſcher Vernichtungsprozeß erſcheinen.“ 

| Seiffert erbringt für das Nachwirken, das der Stillſtand in der Entwicklung auf 
ſpätere Lebensalter und ganz beſonders in das wehr⸗ und arbeitspflichtige Alter hinein 
ausübt, auf tatſächlicher Beobachtung und ſtatiſtiſcher Grundlage beruhende Nachweiſe. 
Dieſe ſtatiſtiſchen Feſtſtellungen ſind allerdings infolge des Mangels an Material 
unzureichend. Bei der Muſterung der Geſtellungspflichtigen findet eine Rückfrage 
nach Ernährungskrankheiten im erſten Lebensjahr nicht ſtatt. Insbeſondere bei den 
Zurückgeſtellten ſtellt ſich eine Verſchlechterung der phyſiſchen Konſtitution der zum 
Heeresdienſt herangezogenen Altersklaſſen unbeſtreitbar heraus. Es muß berück⸗ 
ſichtigt werden, daß der durchſchnittliche Soldat von heute hinter dem von früher 
zurückſteht. Die Zunahme der militäriſch Minderwertigen bedeutet eine Verringe— 
rung der Wehrkraft der Nation. Die Berichte der unterſuchenden Militärärzte 
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ſprechen überall, wo ein Niedergang des Kraftmaßes der jungen Leute ſich wahr⸗ 
nehmbar macht, von einem Rückgang der natürlichen Kinderernährung 
als Urſache. Ein Beiſpiel für viele: Oberbayern, der weitaus beſte bayeriſche 
Bezirk bezüglich der Militärdienſttauglichkeit, weiſt eine natürliche Kinderernährung 
von 60 Prozent auf, während in dem ſchlechteſten Aushebungsbezirk mit dem gering⸗ 
wertigſten Rekrutenmaterial bloß 5 Prozent die Mutterbruſt bekommen. Die militär⸗ 
pflichtige Bevölkerungsklaſſe ſtellt heute die zur Mannheit ſich entwickelnde Jugend 
der Nation dar. Sie muß auch in phyſiſcher Beziehung ein Spiegelbild deſſen ſein, 
was die Nation in ihrer Geſamtheit an phyſiſcher Kraft zu leiſten vermag. 

„Eine weiſe Regierung“, ſagt Seiffert, „hat die ernſteſte Aufgabe, keine Mühe 
zu ſcheuen, das Rekrutierungsgeſchäft nicht nur ſeinem nächſten Zwecke, dem des 
Heereserſatzes, ſondern noch mehr dem weiteren und höheren Zwecke des Staates 
überhaupt nutzbar zu machen.“ Die Kennziffer der Wehrkraft iſt eine Mahnziffer, 
die Hygiene des kindlichen Organismus mit größerem Ernſte als bisher zu be⸗ 

andeln. | 
. Die Sozialdemokratie hat ſtets den Kampf gegen die Kinderſterblichkeit und 

gegen die von ihr ausgehende Verſchlechterung der Volkskraft als eine aus wirt⸗ 

ſchaftlichen Gründen dringend gegebene Aufgabe anerkannt. Sie weiß aber auch, 

daß das geſamte ſoziale Niveau der Arbeiterklaſſe gehoben werden muß, wenn die 

Sterblichkeit der Säuglinge verringert werden ſoll. Iſt ſie ja doch nur eine der 

ſo mannigfachen Verkörperungen des Proletarierelends! Mag die Mutter aus 
körperlicher Schwäche infolge von Unterernährung und Überanſtrengung ihrem Kinde 
die Bruſt nicht reichen können, mag ſie durch Erwerbsarbeit daran gehindert ſein, 
immer iſt der Rückgang der natürlichen Säuglingsernährung eine Folge der Ver⸗ 

elendung des arbeitenden Volkes und wird daher nur mit deſſen allgemeiner ſozialen 

Beſſerſtellung in genügender Weiſe zurückgedrängt werden können. > 

Seifferts Werk bietet für die Propaganda unferer Grundſätze eine reiche Fund⸗ 
grube. Durch die ſachliche Vertiefung des Lehrſtoffs wie durch den ſittlichen Ernſt 
der Darſtellung und durch den echt humanen Zug, der das Ganze durchweht, verdient 
die Arbeit lebhafte Beachtung und weiteſte Verbreitung. Ihre Anſchaffung kann den 
Wahlvereins⸗ und Gewerkſchaftsbibliotheken warm empfohlen werden. Dr. H. Weyl. 


Konni Zilliacus, Das revolutionäre Rußland. Eine Schilderung des Urſprungs 
und der Entwicklung der revolutionären Bewegung in Rußland. Autoriſierte 
Überſetzung aus dem Schwediſchen von Friedrich v. Könel. Frankfurt a. M. 1905, 
Literariſche Anſtalt Rütten & Loening. an. 


Jeden Tag bringt uns der Telegraph immer neue Nachrichten über die außer⸗ 
gewöhnlichen Ereigniſſe, die ſich in Rußland abſpielen. Mit geſpannter Aufmerk⸗ 
ſamkeit verfolgt die ganze ziviliſierte Welt die Zeitungen, in Erwartung noch wich⸗ 
tigerer Nachrichten, noch unwahrſcheinlicherer Vorgänge. Und ſelbſt die lebhafteſte 
Phantaſie iſt nicht imftande, das vorauszuſehen, was ſich jetzt ſchon ſeit mehreren 
Jahren täglich in Rußland abſpielt. Ich glaube, die Vorgänge in Rußland laſſen 
ſich mit den Vorkommniſſen analoger Epochen in anderen ziviliſierten Ländern gar 
nicht vergleichen. Viele Ereigniſſe aus dem Kampfe, den die Bevölkerung des ruf- 
ſiſchen Reiches gegen deſſen Regierung führt, haben nicht nur einen grandioſen 
Charakter, ſondern erſcheinen uns manchmal geradezu unwahrſcheinlich, ja märchenhaft. 

Der europäiſche Leſer, der meiſtenteils nur ſehr wenig von dieſem großen Lande 
weiß, fragt ſich mit Verwunderung, wodurch ſich ſo ein hartnäckiger und lang⸗ 
wieriger Kampf, wie ihn das empörte ruſſiſche Volk, augenſcheinlich mit jo geringem 
Erfolge, führt, erklären läßt. Auf dieſe und ähnliche Fragen bemüht ſich die immer 
umfangreicher werdende Literatur über Rußland nach Möglichkeit Antwort zu geben. 
Das Buch von Zilliacus will das gleiche Ziel verfolgen. Die Herausgeber be⸗ 
gleiten es mit einer Erklärung, worin es heißt, dieſes Buch ſei nicht nur „eine 
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1 intereſſante Neuerſcheinung“, ſondern ſei „unentbehrlich zum Verſtändnis der heutigen 
| Vorgänge in Rußland“! 5 
Wir wollen nun nachprüfen, ob es ſich wirklich ſo verhält. 


N In dem Vorwort ſagt Herr Zilliacus: „Einen großen Teil des Materials, wohl 


den intereſſanteſten, hat der Verfaſſer dem bekannten ruſſiſchen Schriftſteller und 
Freiheitskämpfer Felix Volchofsky und anderen Freunden in den fortſchritt— 
lichſten Kreiſen der ruſſiſchen Oppoſition zu verdanken“ (S. VID. 

Die Mitwirkung einer ſo kompetenten Perſönlichkeit hätte, wie anzunehmen iſt, 
von dieſem Buche eine richtige Auslegung wenigſtens der hervorragendſten Ereig⸗ 
1 niſſe des revolutionären Kampfes in Rußland erwarten laſſen und eine Garantie 
bieten ſollen gegen bedeutende Fehler und Irrtümer. Auf Grund der Angaben von 
Perſönlichkeiten wie F. Volchofsky „und anderer Freunde in den fortſchrittlichſten 
Kreiſen der Oppoſition“ hätte der Verfaſſer es verſtehen müſſen, Weſentliches von 
weniger Wichtigem zu unterſcheiden, und in ſeinem Buche dem einen wie dem 
anderen den entſprechenden Raum zumeſſen ſollen. Schließlich ſollte man von einem 
Buche, das Anſpruch darauf erhebt, einen wenn auch noch ſo kurzen überblick über 
die ganze ruſſiſche revolutionäre Bewegung, von ihren früheſten Anfängen bis auf 
1 unſere Tage, zu geben, einen Hinweis auf die weſentlichſten Gründe zur Entſtehung 

der einen oder anderen Richtung, der einen oder anderen Kampfesmethode verlangen 
können. Alles dies erwarten wir jedoch vergeblich von dem Buche des Herrn 
Zilliacus. Es iſt auf die oberflächlichſte, keinen Anſprüchen genügende Weiſe zu⸗ 
ſammengeſtellt; es zeichnet ſich durch gänzliches Fehlen der hervorragendſten Tat⸗ 
ſachen und Ereigniſſe des „revolutionären Rußland“ aus; wir finden darin auch 
nicht eine Andeutung der in Rußland beſtehenden oppoſitionellen Richtungen, ge⸗ 
ſchweige denn eine Erklärung der Urſachen ihrer Entſtehung und ihres Wechſels. 
Es iſt ſchwer, ſich eine ungeſchicktere Verteilung des Materials vorzuſtellen. Und 
die wenigen ganz nebenbei angeführten Tatſachen aus dem wirklichen revolutionären 
Kampf ſind ebenfalls mangelhaft, entſtellt und in falſcher Beleuchtung wieder⸗ 
gegeben. Perſonen, die mit der Geſchichte der revolutionären Bewegung in Ruß⸗ 
land halbwegs vertraut ſind, werden es kaum glauben, daß in dem Buche des 
Herrn Zilliacus mit keinem Worte der Fall Petraſchewsky (1848) erwähnt iſt, eben⸗ 
ſowenig der Fall Netſchaeff (1870/71), die Geſellſchaft „Semlja i Wolja“, die eine 
Zeitung des gleichen Namens herausgab (1878/79), ferner die Gruppe der Emanzi⸗ 
pation der Arbeit und die Gruppe der ſchwarzen Landaufteilung (Tscherny Peredel). 
Ja, der Leſer dieſer Zeilen wird es wahrſcheinlich für kaum möglich halten, wenn 
ich ihm ſage, daß in dem ganzen Buche des Herrn Zilliacus nur ein einziges 
Mal die ſozialdemokratiſche Partei erwähnt wird, die doch ſo viel getan hat, und 
zwar geſchieht dieſe Erwähnung in folgender Faſſung: „In den letzten Tagen des 
Dezember veranſtaltete ein anderer, ebenfalls ſehr lebenskräftiger Arbeiterbund, 
„die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei“ eine größere politiſche Demonſtration in 
Ekaterinoslaw“ (S. 338— 339). Und das iſt alles! Kein Wort weiter über die 
Sozialdemokratie in Rußland! Was der Verfaſſer ſonſt noch über den Sozia⸗ 
lismus im allgemeinen und über die ſozialiſtiſche Bewegung in Rußland zu berichten 
weiß, iſt auch nicht viel umfaſſender: „Die ſozialiſtiſche Literatur ... ſtand in 
ſchönſter Blüte. Sie mußte auf die meiſt noch ſehr jungen Leute Einfluß üben, die 
darüber nachgrübelten und davon ſprachen, auf welche Art am beſten für das Wohl 
des Volkes zu wirken ſei ..“ „Allein Sozialiſt zu fein, bedeutete ſo viel als Re⸗ 
volutionär ſein“ (S. 69). Ferner auf Seite 84: „Die Verbrüderung des ganzen 
Volkes, die Arbeit aller für alle — mit einem Wort, die fortgeſchrittenſten Prin⸗ 
zipien des Sozialismus waren Gegenſtand ihrer Wünſche und die Durchführung 
derſelben das Ziel, dem ſie zuſtrebten.“ Eine Erklärung, welche Unterſchiede in 
den verſchiedenen ſozialiſtiſchen Richtungen in Rußland beſtanden und noch be⸗ 
ſtehen, würde man vergeblich ſuchen; wodurch ſich beiſpielsweiſe die Anhänger 
| Lawrows von denen Bakunins unterfcheiden, oder die heutigen Marxiſten von den 
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Sozialrevolutionären — alles dieſes hält der Verfaſſer auch nicht der flüchtigfter 
Erwähnung wert. . 
Man kann mir nicht entgegenhalten, daß in einem Buche von nur 390 Sei 
es nicht möglich ſei, alle Namen, wie Lawrow, Bakunin, Marx, und die durch ſie 
ins Leben gerufenen Richtungen zu erwähnen, da der Umfang des Buches es nicht 
geſtatte. Dieſe Einwendungen ſind nicht richtig: Obgleich das Buch von Zilliacus 
die Überſchrift „Das revolutionäre Rußland“ trägt, ſo ſind den Ereigniſſen aus der 
wirklichen revolutionären Geſchichte doch nur ſehr wenig Seiten darin eingeräumt, 
während der größte Teil desſelben (ungefähr 5/10), nebenſächlichem Material, das 
nur in entfernter Beziehung zum „revolutionären“ Rußland ſteht, gewidmet ie 
Man findet darin — ob richtig oder unrichtig iſt eine andere Frage — Erklärungen 
für Entſtehung der Leibeigenſchaft (S. 55—56), des Semſtwo (S. 58—59), der Bauern⸗ 
gemeindeverſammlung (S. 57), der öffentlichen Rechtſprechung (S. 6063) uſw. Da 
iſt es freilich nicht verwunderlich, daß dem Verfaſſer nur ſehr wenig Raum für 1 
wirkliche revolutionäre Ereigniſſe übrig blieb. * 
Und das Wenige, was Herr Zilliaeus vom revolutionären Kampfe erwähnt, iſt 
das wenigſtens richtig? Zu meinem Bedauern kann ich das nicht behaupten. So 4 
ſchreibt er auf Seite 96 unrichtig, daß die Terroriſten im Jahre 1879 Alexander I 
vorher Bedingungen geſtellt hätten, auf Grund deren ſie ſich einverſtanden erklärten, 
keine weiteren Attentate auf ihn zu verüben. Falſch iſt ferner die Erklärung für 
das Mißglücken des Attentates auf den Zaren in Nikolajew (S. 70); ſeine Mit⸗ 
teilung, daß der Zug, in dem Alexander II. fuhr, vollſtändig zerſtört und „eine 
Menge Perſonen getötet“ wurde, iſt falſch (S. 98); ebenſo unrichtig iſt feine Be⸗ 
hauptung, daß am 1. (13.) März 1881 bei der Exploſion außer Alexander II. 5 
zehn, nach damaligen Angaben, Koſaken tot und verwundet aus den Sätteln ge 
ſchleudert wurden“ (S. 120). Vollſtändig unhaltbar iſt die Behauptung des Ver⸗ 


für die größte revolutionäre Bewegung der Geſchichte, die ſich jetzt in 
Rußland abſpielt, ſchöpfen kann, ſondern daß er aus ihm auch nicht die her⸗ 
vorragendſten Begebenheiten kennen lernen kann. Und ich glaube, nur 
durch die vollſtändige Unkenntnis der Ausländer bezüglich unſerer revolutionären 
Bewegung läßt ſich die ſchmeichelhafte Kritik erklären, die die deutſchen Rezenſenten 
dieſem mehr als ſchwachen Werke bisher angedeihen laſſen. 9 

Der einzige Vorzug des genannten Buches iſt der, daß der Verfaſſer ſich durch⸗ 
weg ſehr ſympathiſch zu den Revolutionären und ihrem Wirken ſtellt, während er 
umgekehrt ſich in überaus abfälliger Weiſe über unſere deſpotiſche Regierung au ⸗ 
läßt. Aber wer ſtellte ſich heutzutage nicht auf die Seite der ruſſiſchen Kämpfer, 
mit Ausnahme des Fürſten Bülow und ſeiner Geſinnungsgenoſſen? Zweitens aber: 
Auch im Loben wie im Tadeln muß der Verfaſſer eines Buches, das Anfpruh 
auf hiſtoriſchen Wert erhebt, Maß zu halten verſtehen, was man durchaus nicht 
immer von Herrn Zilliacus behaupten kann. Leo Deutſch. 


* 
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Der Kampf um den Stillen Ozean. 
Don MH. Beer. 


Port Arthur; Mukden; Tſuſchima. 


In Nr. 13 dieſer Zeitſchrift von Ende Dezember 1904 wurde am Schluſſe 
des Artikels über dasſelbe Thema geſagt: „. .. Wird Rußland imſtande ſein, 
ine erdrückende Überlegenheit an Streitkräften aufzubringen? Dies hängt faſt 
bollſtändig von der gegenwärtig nach dem fernen Oſten fahrenden baltiſchen 
Flotte ab. Gelingt es ihr, die chineſiſchen Gewäſſer zu erreichen und Togo zu 
vernichten, jo iſt Japan höchſt wahrſcheinlich beſiegt. Die japaniſche Armee 
wäre ſodann auf die unſichere Verbindungslinie Liaujang⸗Widſchu⸗Fuſan an⸗ 
zewieſen und könnte den Krieg nicht mehr mit der erforderlichen Energie fort⸗ 
ſetzen. Fällt aber Port Arthur, ehe Roſchdjeſtwensky das Gelbe Meer erreicht, 
ſo hätten die Japaner gute Ausſicht, die ruſſiſche Flotte in Schach zu halten. 
Die Ruſſen hätten ſodann nur noch Wladiwoſtok offen, und die Japaner 
wären wohl imſtande, das Gelbe Meer und den Golf von Petſchili freizuhalten. 
Sieg oder Niederlage hängt da von der Seeherrſchaft ab.“ 

Die Ereigniſſe der erſten ſechs Monate des Jahres 1905 bewieſen, daß man 
ſowohl in Petersburg wie in Tokio von denſelben Erwägungen geleitet war. 
In Petersburg wurde man ſich erſt im Laufe des Krieges über die Wichtigkeit 
der Seeherrſchaft klar. Bis dahin war die ruſſiſche Politik, trotzdem ſie mari⸗ 
time Ziele hatte, ganz von kontinentalen Geſichtspunkten beherrſcht. Dafür 
ſprechen folgende zwei Tatſachen: erſtens hat ſie es verfehlt, auf der weiten 
Linie zwiſchen der Oſtſee und dem Stillen Ozean für Stützpunkte und Kohlen: 
ſtationen zu ſorgen. Sie beſetzte oder pachtete keinen einzigen Punkt an den 
afrikaniſchen und aſiatiſchen Küſten, wo ihre Schiffe einen Ruheplatz hätten 
finden können; zweitens vernachläſſigte ſie es, die ihr zur Verfügung ſtehende 
Seekraft in Oſtaſien zu konzentrieren. Dieſe Fehler ließen ſich während des 
Krieges nicht mehr gut machen. Dagegen hat man in Tokio alle wichtigen 
Faktoren von Anfang an in Rechnung gezogen. Über die Wichtigkeit der See⸗ 
herrſchaft war man da keinen Moment im Zweifel. Dafür ſprechen drei Tat⸗ 


1 Vergl. Nr. 12 und 13 der „Neuen Zeit“, 1904/05. 
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Sachen: erſtens der plötzliche und ungeſtüme Torpedoangriff Togos am 8. Februar 


1904 gegen die Port Arthur⸗Flotte; zweitens die Vorſicht Togos bei den See⸗ 
treffen im Jahre 1904, als die kleine japaniſche Flotte noch mit der baltiſchen 


Flotte zu rechnen hatte; drittens die großen Opfer, die General Nogi im 


November und Dezember 1904 vor Port Arthur brachte, um eine Poſition zu 


| 
| 
| 
| 
| 
| 


erobern, von wo aus er mit feinen Landbatterien den ruſſiſchen Hafen ber 


heit chen könnte. 


In der Belagerung von Port Arthur, die im Juni 1904 begann u | 
am 1. Januar 1905 endete, gibt es zwei Zeitabſchnitte. Der erſte, der bis 
Oktober dauerte, war von dem ſtrategiſchen Gedanken geleitet, daß die Er⸗ 
oberung Port Arthurs nötig ſei, um die allgemeinen Ziele zu verwirklichen, 


wegen welcher Japan in den Krieg gegangen war. Im zweiten Zeitabſchnitt 


herrſchte der Gedanke vor, der Hafen muß um jeden Preis genommen und 


die dort übrig gebliebenen ruſſiſchen Schiffe müſſen zerſtört werden, um der 


herankommenden baltiſchen Flotte den wichtigſten Zufluchtsort zu rauben und 
ihre Vereinigung mit dem pazifiſchen Geſchwader unmöglich zu machen, da 
ſonſt die ungeheuren Opfer, die Japan ſeit Februar 1904 zu Waſſer und zu 


Lande gebracht, zunichte gemacht würden. Denn von der pazifiſchen Flotte 
waren immer noch fünf Schlachtſchiffe, einige Kreuzer und Torpedofahrzeuge 
geblieben, die in Verbindung mit der Flotte Roſchdjeſtwenskys den Ruſſen die 
Seeherrſchaft bringen könnten. Nogi fiel demgemäß die Aufgabe zu, nicht nur 
die belagerte Armee, ſondern auch die nach Port Arthur geflüchteten Schiffe zu 


vernichten. 


Ende Mai 1904 ſiegte Oku bei Kintſchou und ſchnitt Port Arthur vom Lande 
ab. Wäre Nogi ſofort bereit geweſen, die Belagerung zu unternehmen, dann 
hätte er ſein Ziel viel früher und mit weniger Opfern erreicht. Allein der 
Mangel an Geld verhinderte den japaniſchen Generalſtab, prompt zu handeln. 


Ein mit der japaniſchen Regierung vertrauter engliſcher Schriftſteller ſagte 


mir: „Im Jahre 1895 wurden die Japaner infolge des mangelhaften Schiffs 


materials verhindert, ihren Sieg vollſtändig auszunutzen; im Jahre 1904 wurden 


ſie durch Geldmangel gezwungen, langſam vorzugehen und den Ruſſen Zeit 
zu laſſen, während des Krieges ihre Rüſtungen zu vollenden.“ Dies zeigte ſich 
ſowohl bei Port Arthur wie bei Liaujang. Erſt zwei Monate nach Okus Sieg 
bei Kintſchou konnte Nogi es unternehmen, die belagerte Armee aus ihren 


Außenwerken zu vertreiben. Während dieſer zweimonatigen Pauſe haben die 


Belagerten unter Leitung Stöſſels und Kondratjenkos ihre Befeſtigungen volle 
endet: in den Wallgräben wurden kugelſichere Zufluchtsorte gebaut, die Forts 


mit elektriſch geladenen Stacheldrahtzäunen umgeben, Handgranaten mit hoch⸗ 


gradigen Exploſivſtoffen verfertigt und alle ſchwachen Punkte befeſtigt. 


Ende Juni beſetzte Nogi nach einem kurzen Kampfe die in der öſtlichen 


Peripherie Port Arthurs gelegenen Außenwerke. Am 3. Juli verſuchte General 


Fock, der die Außenwerke zu verteidigen hatte, die verlorenen Poſitionen zurück⸗ 


zunehmen, gab aber nach drei vergeblichen Gegenangriffen den Verſuch auf. 
Dann ließen die Japaner aus den oben genannten Gründen wieder eine Pauſe 


von drei Wochen eintreten. Erſt am 26. Juli konnte Nogi ſeine Armee in 


Bewegung ſetzen und die Eroberung der Feſtung beginnen. Dieſe Kämpfe 


dauerten mit kurzen Unterbrechungen bis Ende Auguſt. 


Für unſere Zwecke, die politiſch und ſozialpolitiſch ſind, iſt es nicht nötig, 
ſich in Schlachtenmalereien einzulaſſen und die ſchrecklichen Epiſoden zu ſchildern, 
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n denen der Kampf um Port Arthur fo überreich war. Als Beiſpiel mag 
gender Brief eines japaniſchen Soldaten dienen: „Keine Schlacht“, ſchrieb 
über einen dieſer Kämpfe, „iſt ſo ſchrecklich wie ein Angriff auf ein Fort. 
lle Maſchinengewehre der umgebenden Forts waren auf uns gerichtet. Alle 
uerten ſie ohne Unterbrechung; die Hälfte unſerer Leute fiel, ehe wir das 
iel unſeres Angriffs erreichten. Aber wir waren entſchloſſen, das Feſtungs⸗ 
erk um jeden Preis zu nehmen, und nach ſchweren Kämpfen gelang es uns 
hließlich, es zu erobern. Kaum hatten wir es beſetzt, da begannen die ruſſi⸗ 
hen Batterien von rechts und links und von der Front mit verſtärkter 
nergie auf uns zu feuern. Unſere Soldaten fielen einer nach dem anderen, 
nd wir waren ſchließlich gezwungen, das Werk zu verlaſſen, das wir nach 
vielen Opfern beſetzt hatten. Während des Rückzugs wurde ich verwundet 
id fiel neben einem Drahtzaun nieder. Ich konnte nicht weiter und blieb da 
egen. Neben mir lagen mehrere tote Ruſſen, einer auf dem anderen. Etwa 
zei Stunden ſpäter fühlte ich einen brennenden Durſt, aber meine Waſſer⸗ 
aſche war leer. Als ich mich auf dem Boden hinſchleppte und nach Waſſer 
chte, entdeckte ich unter den Leichen der Ruſſen eine Blutlache. Über die 
atur dieſer Flüſſigkeit konnte ich mir nicht den geringſten Gedanken machen. 
ch ſchöpfte das Blut mit beiden Händen und ſtillte meinen Durſt.“ 

Solche Kämpfe dauerten mit kurzen Unterbrechungen bis Ende Auguſt. 
llein die errungenen Vorteile ſtanden in keinem Verhältnis zu den gebrachten 
pfern. Am 21. Auguſt mußte Nogi nach Tokio berichten, es ſei keine Aus⸗ 
ht vorhanden, daß er mit feiner Armee zu Oyama ſtoßen könnte, um am 
ampfe um Liaujang teilzunehmen. 

Nogi, der ſich bis jetzt auf die Tapferkeit ſeiner Armee verlaſſen und Port 
rthur durch direkte Angriffe zu nehmen gedacht hatte, mußte ſich dazu ent— 
ließen, eine regelrechte Belagerung zu unternehmen. Die direkten Angriffe 
ich Artillerie und Infanterie wurden aufgegeben zugunſten langſamer 
appeurarbeiten. Die Glacis, Grabenkaſten und Bruſtwehren wurden unter: 
hlt, dann mit Dynamit zerſtört und mit den Trümmern die Wallgräben 
isgefüllt. Die tödlichen Drahtzäune wurden entweder mit Handgranaten zer— 
ſſen oder mit Scheren von Soldaten durchſchnitten, die zu dieſem Zwecke mit 
ummihandſchuhen verſehen waren, um ſich gegen die Elektrizität zu iſolieren. 
rſt nach dieſen Vorarbeiten kamen die elfzölligen Haubitzen in Aktion, die 
n Angriff vorbereiteten. Auf dieſe Weiſe unternahm Nogi Ende September 
e Reduktion der einzelnen Forts, die nach und nach in ſeine Hände fielen. 
ber der Fortſchritt war langſam und die Beherrſchung des Hafens wurde 
n jo dringender, als die baltiſche Flotte am 16. Oktober in See ſtach und 
1 Januar vor Port Arthur erwartet wurde. Angeſichts dieſer neuen Lage 
r Dinge wurde General Kodama, der Chef des Generalſtabs und der hervor— 
gendſte Schlachtendenker Japans, von Tokio nach Dalny geſchickt, um mit 
ogi zu beraten. Bei dieſer Beratung wurde der Plan zur Beſetzung des 
3 Meter⸗Hügels entworfen. Dieſer Hügel, der etwa 8 Kilometer nordweſtlich 
n Port Arthur liegt, beherrſcht den Hafen. Er iſt ſehr ſteil und war an 
n Abhängen und am Gipfel von Laufgräben und Batterien umgeben. Die 
n umgebenden Höhen befanden ſich ebenfalls in ruſſiſchen Händen, jo daß 
e Eroberung mit ungeheuren Opfern verbunden war. Aber von der Be⸗ 
zung des 203 Meter⸗Hügels hing die Sicherheit Japans ab. Am 27. November 
gann der Kampf, der ohne Unterbrechung bis zum 5. Dezember dauerte und 
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mit der endgültigen Beſetzung des Hügels endete. Was dieſer Sieg den 
Japanern koſtete, weiß man im Ausland nicht. Aber der Sieg war ent⸗ 
ſcheidend. Binnen einer Woche konnte Togo melden, daß das pazifiſche Ge 
ſchwader zu exiſtieren aufgehört hat. Dann ging es mit Port Arthur raſch 
zu Ende. Nogi wandte ſich ſodann den öſtlichen Forts zu, die eines nach dem 
anderen in die Gewalt der Japaner fielen. Ende 1904 war der Mut der 
Belagerten gebrochen. Am 1. Januar 1905 beſchloß Stöſſel die Kapitulation, 
und am 2. Januar wehten die Banner der aufgehenden Sonne über der Feſtung 
im Golf von Petſchili. Etwa 1300 ruſſiſche Offiziere und 24000 ruſſiſche 
Soldaten, 59 Forts, 700 Geſchütze und viel Munition und Vorräte fielen den 
Siegern in die Hände. Nachdem die Übergabe offiziell vollzogen war, zog am 
13. Januar 1905 die ſiegreiche Armee in Port Arthur ein. Still, prunklos 
war der Einzug; die aſiatiſchen Heiden waren von keinen Malern, keinen Hof: 
dichtern und Reklamemachern begleitet; ein tiefer Ernſt bemächtigte ſich ihrer, 
als ſie die ſtolze Feſte beſetzten, von der aus der erſte Monarch Europas ſeine 
Herrſchaft über Aſien auszudehnen gedachte. g 

Am 3. März 1905 erließ der Zar ein Manifeſt, in dem er unter anderem 
ſagte: „Es gefiel einer unerforſchlichen Vorſehung, unſer Vaterland mit ſchweren 
Prüfungen heimzuſuchen. Ein blutiger Krieg im fernen Oſten, die Ehre Ruß⸗ 
lands und die Beherrſchung der Gewäſſer des Stillen Ozeans, der jo nötig iſt 
für die Befeſtigung des friedlichen Wohlergehens nicht nur Rußlands, ſondern 
aller chriſtlichen Nationen zu allen Zeiten, üben einen großen Druck auf die 
Stärke des ruſſiſchen Volkes aus und verſchlingen viele Opfer, die unſerem 
Herzen teuer find. . .. Möchte Gott herabſenden Heiligkeit auf unſere Geiſt⸗ 
lichkeit, Gerechtigkeit und Wahrheit auf alle Autoritäten, Macht auf unſere 
Geſetze, Stärke auf den Glauben, um die Autokratie und das Wohlergehen 
unſerer lieben Untertanen zu befeſtigen.“ Als der Zar ſeine Unterſchrift unter 
dieſes von Pobjedonoszew verfaßte Manifeſt ſetzte, tobte bereits die Schlacht 
um Mukden. Die Schlacht begann am 19. Februar und nahm folgenden 
Verlauf. Kuropatkins Heer war in drei Armeen geteilt. Die erſte Armee, die 
ſeine Linke bildete, befand ſich im Süden von Fuſchun und wurde von Line⸗ 
witſch befehligt. Zwiſchen Fuſchun und Mukden und im Süden bis an den 
Schaho reichend, ſtand das ruſſiſche Zentrum unter General Bilderling. Um 
Mulden und ſüdweſtlich davon befand ſich die ruſſiſche Rechte unter Kaulbars. 
Die Geſamtzahl dieſer Truppen belief ſich auf etwa 360000; ihre Artillerie 
beſtand aus 1300 Geſchützen. | 

Das japanifche Heer unter Oyama war in fünf Armeen geteilt. Seine 
Rechte war in zwei Armeen geteilt: eine unter Kawamura, die aus älteren 
Reſerviſten beſtand und im Südoſten von Fuſchun operierte; die andere befand 
ſich ſüdlich von Fuſchun unter Kuroki. Das rechte Zentrum unter Nodzu ſtand 
ſüdlich des Schaho. Das linke Zentrum, an der Eiſenbahn ſüdlich von Mukden, 
wurde von Oku befehligt. Hinter Oku — und von Kuropatkin ganz un⸗ 
bemerkt — bewegten ſich in nordweſtlicher Richtung die Veteranen von Port 
Arthur, die von Nogi geführt wurden und die Aufgabe hatten, den Weſten 
und Norden von Mukden zu nehmen und den Ruſſen den Rückzug abzu⸗ 
ſchneiden. Die Truppenzahl der Japaner betrug insgeſamt 400000. 

Seit der Schlacht am Schaho um die Mitte Oktober 1904 war Oyama 
bemüht, ſeinem Gegner den Glauben einzuflößen, daß der Hauptangriff vom 
Oſten gegen Fuſchun kommen würde. Demgemäß waren auch Kuropatkins 
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zorbereitungen. Der weite Kriegsſchauplatz zwiſchen dem Schaho und dem 
zun wurde durch alle Mittel der modernen Technik befeſtigt und die Streit⸗ 
:äfte unter Linewitſch verſtärkt. Fuſchun war für die Ruſſen beſonders 
ichtig, da fie dort über Kohlenfelder verfügten. Allein während Kuropatkin 
m ſeine Linke beſorgt war, traf Oyama ſeine Vorbereitungen im Südweſten 
on Mukden gegen die ruſſiſche Rechte, wo eine japaniſche Übermacht konzen⸗ 
riert wurde. 

Die Schlacht um den Beſitz Mukdens wurde am 20. Februar von Kawa⸗ 
mra im Südoſten von Fuſchun eröffnet. Dieſe Eröffnung beſtärkte Kuropatkin 
ı feinem Glauben, daß die Entſcheidung auf dieſem Teile des Schlachtfeldes 
allen werde. Am 24. griff auch Kuroki ein, jo daß die ganze ruſſiſche Linke 
ngagiert wurde. Um dieſer beizuſtehen, ſandte ihr Kuropatkin feine Reſerven. 
amamura und Kuroki machten nur langſame Fortſchritte, da dieſe beiden 
zenerale in erſter Linie die Aufgabe hatten, die Ruſſen im Oſten zu beſchäf⸗ 
gen und deren Hauptmacht zu erſchöpfen. Am 27. kam Nodzu in Aktion, 
ber auch da war der Fortſchritt langſam, nur das Artilleriefeuer aus etwa 
00 japaniſchen Geſchützen war ungemein heftig, ſo daß Kuropatkin annahm, 
kogi mit ſeiner Port Arthur⸗Artillerie ſei zu Nodzu geſtoßen. 

Indes, trotz der langſamen Fortſchritte Kawamuras, Kurokis und Nodzus 
baren fie am 6. März im Beſitz wichtiger Stellungen zwiſchen dem Schaho 
nd dem Hun und warteten auf den Vormarſch Okus und Nogis, um mit 
nen bei der Einſchließung der ruſſiſchen Armeen Hand in Hand gehen zu 
önnen. 

Am 27. Februar ſetzte ſich Oku in Bewegung, und nach ſchweren Kämpfen 
dar er am 6. März einige wenige Kilometer weſtlich von Mukden angelangt. 

Bis zum 6. März war die Lage Kuropatkins ſcheinbar keine beſonders 
chlechte. Die vierzehn Tage langen Kämpfe haben auf beiden Seiten bedeutende 
opfer gekoſtet. Die Ruſſen waren zwar aus ihren Poſitionen am Schaho 
rausgeworfen und nach dem Hun zurückgedrängt, aber irgend ein entſchei⸗ 
ender Schlag war gegen fie nicht geführt worden. Sie konnten ſogar hier 
md da kleine Erfolge verzeichnen, indem fie einige Dutzend Japaner gefangen 
ind einige Maſchinengewehre genommen hatten. 

Der kritiſche Moment trat erſt am 7. März ein. Im Rücken Okus hatte 
ich — ganz unbemerkt von Kuropatkin — Nogi nach dem Nordweſten bewegt. 
Im 1. März beſetzte er die Bahnſtation Hſinmintun, etwa 32 Kilometer nord⸗ 
veſtlich von Mukden, von wo aus er eine öſtliche Richtung — alſo nach dem 
Rorden von Mukden — einſchlug. Am 6. März war er bereits jo weit, daß 
ein rechter Flügel ſich mit Okus linkem vor Mukden vereinigen konnte, während 
eine äußerſte Linke auf dem Sprunge war, ſich der Eiſenbahn im Norden 
on Mukden zu bemächtigen und den Ruſſen die Rückzugslinie abzuſchneiden. 

Erſt in dieſem Moment wurde ſich Kuropatkin des Ernſtes ſeiner Lage be⸗ 
vußt und telegraphierte nach Petersburg: „Ich bin umzingelt.“ In der Nacht 
zom 7. zum 8. März gab Kuropatkin den Befehl zum Rückzug, aber ſchon 
venige Stunden nach dem Beginn des ruſſiſchen Rückzugs waren ſich die 
Japaner über das Geſchehene klar und begannen die Verfolgung des ge⸗ 
chlagenen Feindes. Am 8. März waren Nogis Leute damit beſchäftigt, die 
Sifenbahn im Norden von Mukden zu zerſtören, während Oku Mukden be⸗ 
etzte, Nodzu den Hun öſtlich von Mukden überſchritt und den fliehenden 
Feind vom Oſten faßte. Die Armeen Nogis, Okus und Nodzus bildeten eine 
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Gaſſe, durch die die Armeen Bilderlings und Kaulbars' Spießruten laufen 
mußten. Der 10. März war der ſchrecklichſte Tag der ruſſiſchen Heerſchaaren 
unter Kuropatkin — ein Tag, an dem die ruſſiſche Zähigkeit gebrochen wurde 
und einer heftigen Nervenkriſe Platz machte; Tauſende junger Muſchiks fielen 
den japaniſchen Bajonetten zum Opfer, aber Tauſende fielen verwundet auf den 
Wegen und Tauſende ergaben ſich und flehten fußfällig um Gnade. Auch die 
Sieger wurden des Schlachtens müde, aber ihr Heerführer war unerbittlich 
Etwa 40 Kilometer von Mukden liegt Tieling mit ſeinen ſtarken Feſtungs⸗ 
werken, und dieſe galt es zu beſetzen, ehe ſich der geſchlagene Feind reformierte, 
Die Verfolgung wurde fortgeſetzt, und am 16. März eroberte Oyama Tieling, 
den Schlüſſel zur Südmandſchurei. Die Schlacht um Mukden war zu Ende. 
Sie koſtete den Ruſſen 30000 Tote, 80000 Verwundete und 40 000 Gefangene; 
die Japaner verloren 60000 Mann an Toten und Verwundeten. Kuropatkin 
legte ſodann den Oberbefehl nieder, und Linewitſch trat an ſeine Stelle. Seit⸗ 
dem befindet ſich die ruſſiſche Armee um Kirin. | 
Ebenſo wie nach Liaujang wurden auch nach Mukden Gerüchte verbreitet, 
daß der Friede nahe ſei. Jedoch wurden ſie von keinem ernſten Beobachter 
geglaubt. Dieſe waren vielmehr der Überzeugung, daß der Krieg dauern wird, 
ſolange Rußland noch über eine kampffähige Flotte verfügt. Und dieſe befand 
ſich damals im Indiſchen Ozean und dampfte nach einem der franzöſiſchen 
Häfen in Indochina. Noch im Auguſt 1904 wurde Admiral Roſchdjeſtwensky 
mit dem Oberbefehl der baltiſchen Flotte betraut, aber erſt um die Mitte 
Oktober konnte er in See gehen. Seine Aufgabe war nichts weniger als leicht. 
Die Flotte war nicht homogen, das heißt ſie beſtand aus Schiffen mit ver⸗ 
ſchiedener Schnelligkeit; viele der Mannſchaften mußten erſt zu Seeleuten aus⸗ 
gebildet werden; alle waren vor lauter Warnungen gegen japaniſche Über⸗ 
raſchungen nervös; dazu war die Flotte auf fremde Kohlenſtationen und Stütz⸗ 
punkte angewieſen. Schon am 21. Oktober, alſo wenige Tage nach der Abreiſe, 
attackierten die ruſſiſchen Seeleute engliſche, ſchwediſche und deutſche Boote in der 
Nordſee, die fie für japaniſche Torpedofahrzeuge hielten. England erwies ſich indes 
ungemein friedlich; ſeine Aufregung legte ſich bald, nachdem ſich die ruſſiſche 
Regierung zu einem angemeſſenen Schadenerſatz bereit erklärt hatte. Dank der 
ſehr weitherzigen Auslegung der Neutralität Frankreichs konnte die ruſſiſche 
Flotte längere Zeit in Dſchibutil, dann in Madagaskar verbleiben, ſchließlich 
ſich im April und Mai in indochineſiſchen Häfen kriegsfertig machen. Erſt Ende 
Mai 1905, über ſieben Monate nach dem Verlaſſen der Oſtſee, konnte 
Roſchdjeſtwensky den Feind aufſuchen, um mit ihm um die Seeherrſchaft im 
fernen Oſten zu ringen. Der ruſſiſche Admiral war voller Hoffnung auf einen 
günſtigen Ausgang, aber auch in den verſchiedenen maritimen Kreiſen Europas 
hielt man einen Erfolg der Ruſſen für wahrſcheinlich. Schlachtſchiffe werden 
als das Rückgrat der Flotten betrachtet, und an Schlachtſchiffen waren die 
Ruſſen den Japanern überlegen. Die Flotte Roſchdjeſtwenskys beſtand aus 
7 Schlachtſchiffen, 4 Küſtenverteidigern (Schlachtſchiffe dritter Klaſſe), 3 Panzer⸗ 
kreuzern, 6 geſchützten Kreuzern, 13 Torpedojägern, 6 Hilfskreuzern und 
mehreren Reparatur- und Transportſchiffen. Dieſer Flotte gegenüber hatte 
Togo 4 Schlachtſchiffe, 8 Panzerkreuzer, 17 geſchützte Kreuzer und mehrere 
Flottillen von Torpedojägern und Torpedobooten. Roſchdjeſtwenskys Ziel war 
Wladiwoſtok, das er erreichen konnte entweder durch die Koreaſtraße oder durch 
die Tſugaruſtraße oder ſchließlich durch die Perousſtraße. Togos ſchwierigſte 
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Aufgabe beſtand vor allem darin, zu berechnen, welche dieſer Straßen ſein 
Feind wählen würde. Togo entſchied, daß Roſchdjeſtwensky nur die Korea⸗ 
ſtraße wählen werde. Er blieb deshalb in Maſampo, im Hafen Südkoreas. 
Seine Berechnung erwies ſich als richtig. Trotz allerlei ruſſiſcher Manöver 
und Gerüchte, die geeignet waren, Togo in ſeinem Entſchluß irre zu machen, 
konzentrierte er ſeine ganze Flotte zum Hauptſchlag. Am Morgen des 27. Mai 
1905 meldete ihm der Funkentelegraph ſeiner Aufklärungskreuzer, daß die ganze 
ruſſiſche Flotte ſich auf der Höhe der Inſel Quelpart befinde. Er machte klar 
zum Gefecht und ſandte einige leichte Kreuzer nach dem Nordoſten der Inſel 
Tſuſchima, die die Aufgabe hatten, den Feind zu ermutigen und ihn nach dem 
Nordoſten zu locken. Um 2 Uhr 8 Minuten nachmittags befanden ſich beide 
Flotten in Schlachtordnung, und die Ruſſen eröffneten das Feuer. Um 2 Uhr 
47 Minuten war Togo bereits ſeines Sieges ſicher. Was nachher folgte, war 
nicht mehr eine Schlacht, ſondern ein Abſchlachten der eingeſchloſſenen ruſſiſchen 
Flotte. Artilleriefeuer und Torpedogeſchoſſe bohrten ein ruſſiſches Schiff nach 
dem anderen in Grund. Von der ganzen baltiſchen Flotte entkam ein Kreuzer 
zweiter Klaſſe nach Wladiwoſtok, um Rußland von dem Untergang ſeiner 
Macht Kunde zu bringen, und drei beſchädigte Kreuzer unter Admiral Enquift 
flüchteten ſich nach Manila. Ein Schlachtſchiff und drei Küſtenverteidiger unter 
Admiral Nebogatoff ergaben ſich den Japanern und Roſchdjeſtwensky wurde 
gefangen. Etwa 10000 ruſſiſche Seeleute gingen mit ihren Schiffen unter, 
6000 wurden gefangen. Die Japaner verloren im ganzen drei Torpedoboote 
und etwa 600 Mann an Toten und Verwundeten. 

Die Port Arthur⸗Flotte eingerechnet, verlor Rußland in dieſem Kriege 
15 Schlachtſchiffe, 3 Küſtenverteidiger, 6 Panzerkreuzer, 8 geſchützte Kreuzer 
und eine Anzahl von Torpedofahrzeugen und Hilfsſchiffen. 

Es wäre indes ein Irrtum, die Korruption des ruſſiſchen Regimes für den 
Zuſammenbruch ſeiner Seemacht verantwortlich zu machen. Korruption hat 
es ſeit der Entſtehung des Privateigentums und noch mehr ſeit der Überhand— 
nahme der Geldwirtſchaft gegeben, aber nur dort ihre zerſtörende Wirkung 
geltend machen können, wo ein ſozialer Organismus altersſchwach war oder 
die Organiſationsform ihren Zwecken nicht mehr entſprach. Die Verteidigungs⸗ 
mittel eines Staates beruhen auf ſehr realen Grundlagen und Bedürfniſſen. 
Die militäriſche Landmacht kann ſich nur dort entwickeln, wo die Landes⸗ 
grenzen in Gefahr ſind. Die Seemacht kann ſich nur dort entwickeln, wo 
ſie bedeutende maritime Handelsintereſſen zu verteidigen hat — mit anderen 
Worten: die Seemacht ſetzt das Vorhandenſein einer Bourgeoiſie voraus. 
Ohne dieſe wirtſchaftliche Grundlage und geſellſchaftliche Gruppierung bleibt 
die Seemacht ein Spielzeug, ein Kartenhaus, das beim erſten feindlichen Zu— 
ſammenſtoß zuſammenbricht. 

Der Zuſammenbruch der ruſſiſchen Armada an der japaniſchen Küſte erinnert 
nicht nur techniſch an den Zuſammenbruch der ſpaniſchen Armada im Jahre 1588 
an der engliſchen Küſte, ſondern auch politiſch und wirtſchaftlich an die Zu⸗ 
ſtände Spaniens und Englands. Die Geſchichte Spaniens im ſechzehnten und 
ſiebzehnten Jahrhundert findet ihre Wiederholung in der Geſchichte Rußlands 
im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert. Die ſpaniſchen Könige erblickten 
ihre wirtſchaftlichen Quellen nicht in der gewerblichen Arbeit der entſtehenden 
Städte, ſondern im kolonialen Raub. Und ihre Sicherheit erblickten ſie in der 
polizeilich⸗religiöſen Inquiſition, die die entſtehende bürgerliche Kultur unter- 
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drückte und alle ſelbſtändigen Köpfe dem Scharfrichter überlieferte. Spanien 
blieb in der Autokratie ſtecken und konnte ſich nicht zum national⸗bürgerlichen 


Staate entwickeln. Als dann der koloniale Raub durch den maritimen Auf⸗ 


Die Neue Zeit. 


ſchwung Englands und Hollands den Spaniern unmöglich geworden, ging es 
mit Spanien raſch zu Ende. Die ſpaniſche Armada war die Schöpfung 
ſpaniſcher Könige, ebenſo wie die ruſſiſche die Schöpfung der Zaren war. Allein 


auch der mächtigſte Wille einer Selbſtherrſchaft kann die Kraft nicht erſetzen, 


die nur reale Verhältniſſe und Bedürfniſſe geben können. Es iſt ſicher: raffen 


ſich nicht die ſtädtiſchen und die fortſchrittlichen Elemente Rußlands jetzt auf, 
um mit der Autokratie, in der Rußland ſeit Peter dem Großen ſtecken geblieben 
it, gründlich aufzuräumen, jo wird das Schickſal des ruſſiſchen Reiches das⸗ 
jenige Spaniens ſein. | Schluß folgt.) 


Urſprung, weſen und Grenzen der Theorie. 
Von Janko Sakaſow. 


Alle Theorien, wiſſenſchaftliche, philoſophiſche und ſoziale, haben einen 


Urſprung: die menſchliche Geſellſchaft und ihre Bedürfniſſe. Wie entlegen 
dieſer Urſprung auch ſei, durch welche ſcheinbar auch ungeſellſchaftliche Milieus 
— geiſtige, logiſche, äſthetiſche — ſich eine ſolche Theorie durchbricht, in letzter 


Inſtanz findet ſich ihre Wurzel immer in den wirklichen oder vermeintlichen 
Bedürfniſſen der Geſellſchaft oder Teilen derſelben. Wenn dies für die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und philoſophiſchen Theorien wahr iſt, um ſo unzweifelhafter iſt 


dies der Fall bei den ſozialen Theorien: der Theorie des Abſolutismus im Aus⸗ 
gang des Mittelalters, der des Liberalismus während des achtzehnten und 


neunzehnten Jahrhunderts und der modernen Theorie des Sozialismus. Die 


Bedürfniſſe beſtimmter emporkommender Klaſſen find es, welche die ſozialen 


Theorien erzeugen. Die geſellſchaftliche Theorie faßt die geſellſchaftlichen Be⸗ 


ſtrebungen der einzelnen Menſchen zuſammen, ſchafft ihnen ein gemeinſames 
Ziel, durchdringt mit dem Streben nach dieſem Ziele alle ihre geſellſchaftlichen 


Handlungen. Sie erſcheint für dieſe Klaſſen als eine zuſammenfaſſende, leitende 


und vorwärts zu einem Ziele treibende Kraft. Es iſt alſo augenſcheinlich, daß 


ihre Wurzel, ihr Urſprung ein geſellſchaftlicher iſt. 


Aber nicht alle Geſellſchaften erzeugen als Hilfsmittel für ihre weitere Ent⸗ 
wicklung Theorien, obgleich auch alle dieſe Geſellſchaften ihre Entwicklung und 
ihre Bedürfniſſe haben. Eine Theorie entſteht nur dort und inmitten folcher 
Geſellſchaften, in denen es langdauernde Kämpfe gibt, ſeien es die eines unter⸗ 
drückten Stammes gegen den herrſchenden, ſeien es die einer unterdrückten 
Klaſſe gegen die herrſchende. Dort, wo die Geſellſchaft in den Tag hinein- 
leben kann, wo es keine Teilung in Klaſſen gibt und demzufolge auch keine 


Klaſſenkämpfe, wo die entſtandenen Bedürfniſſe ihre Befriedigung von heute 


auf morgen finden, wo die Gedanken ſich bald in Taten umſetzen, mit anderen 
Worten: in Geſellſchaften, wo die entſtandenen Bedürfniſſe die einzelnen Menſchen 
nicht in geſonderte geſellſchaftliche Klaſſen trennen, wo die unbefriedigten Be⸗ 
dürfniſſe die Klaſſen nicht nötigen, ſich entrechtet zu fühlen, und unter den 
Angehörigen dieſer Klaſſen kein Gefühl der Solidarität erzeugen, wo die ent⸗ 
rechteten Klaſſen nicht gezwungen ſind, zuſammengepreßt als ein Ganzes, auf 
Leben und Tod um ihr Daſein zu kämpfen — in ſolchen Geſellſchaften ent 
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tehen keine ſozialen Theorien, dieſe Geſellſchaften bedürfen auch ſolcher nicht. 
Eine geſellſchaftliche Theorie iſt der in wenige Sätze zuſammengefaßte ideelle 
Ausdruck der Vorwärtsbewegung der unterdrückten Klaſſe vom erſten Beginn 
des Bewußtſeins ihrer unmittelbaren Intereſſen bis zur endgültigen Erreichung 
hres geſellſchaftlichen Zieles, das heißt, bis ſie herrſchende Klaſſe geworden iſt. 
Nur die aufſtrebenden Klaſſen, welche auf ihrem Wege der Macht der herr— 
chenden begegnen, nur dieſe erzeugen ſoziale Theorien und zwingen damit auch 
hre Gegner, ihnen ſolche entgegenzuſtellen. Die Theorien der aufſtrebenden 
Klaſſen tragen einen zerſetzenden und zugleich aufbauenden Charakter, die 
Theorien der herrſchenden Klaſſen haben zu ihrer Grundlage die Stetigkeit der 
zeſellſchaftlichen Ordnung, fie tragen einen defenſiven Charakter. Die erſteren 
ind revolutionäre Theorien, die letzteren ſind Theorien der Stabilität, und 
da es für die menſchliche Geſellſchaft kein Stehenbleiben auf einem Punkte 
jibt und jedes Stehenbleiben auf einem Punkte nichts anderes iſt als Zurück⸗ 
halten der vorwärtsſtrebenden Kräfte, ſo verwandeln ſich die Theorien der 
Stabilität in Theorien der Reaktion. 

In der neuen europäiſchen Geſchichte der Menſchheit begegnen wir nur 
zwei echten aufſtrebenden geſellſchaftlichen Klaſſen: der Bourgeoiſie, welche 
hren Aufſtieg ſchon im vierzehnten Jahrhundert in den mittelländiſchen italie— 
tischen Republiken beginnt, dann in den Niederlanden, in England (im ſiebzehnten 
Jahrhundert), in Frankreich (im achtzehnten Jahrhundert) und in faſt ganz 
Europa im neunzehnten Jahrhundert ſiegreich vorſchreitet, und dem Prole— 
ſariat, das ſeinen Aufſtieg am Ende des achtzehnten Jahrhunderts in Eng— 
and beginnt und am Ende des neunzehnten Jahrhunderts in ganz Europa 
hervortritt. Demgemäß haben wir auch zwei echte ſoziale Theorien — den 
Liberalismus und den Sozialismus, welche beide zwei wirtſchaftlichen 
Epochen, zwei Produktionsweiſen, zwei Arten menſchlichen Zuſammenlebens 
ntiprechen. 

Der Urſprung der ſozialen Theorien birgt ſich alſo in den geſellſchaftlichen 
Bedürfniſſen und beſonders in den Bedürfniſſen der aufſtrebenden geſell⸗ 
ſchaftlichen Klaſſen, wenn ſie einem langdauernden Widerſtand der herrſchenden 
Rlafjen begegnen. Das erklärt uns in großen Zügen, warum die engliſche 
Arbeiterbewegung mit ihren Erfolgen auf verſchiedenen Berufsgebieten keine 
ozialiftifche Bewegung erzeugt hat, warum die franzöſiſche Arbeiterbewegung 
rotz ihres revolutionären Schwunges und ihrer politiſchen Erfolge uns keine 
einheitliche ſozialiſtiſche Theorie geſchaffen hat. Dieſe Ehre fiel der damals 
ſchwächſten Arbeiterbewegung zu, vor der ein unerbittlicher Feind ſtand 
und die über die Erfahrungen der beiden damals ſtärkeren Arbeiterbewe— 
zungen — der engliſchen und der franzöſiſchen — verfügte. Die deutſche 
Arbeiterbewegung, welche damals noch in ihren Kinderjahren ſtand, ſah gerade 
hrer Schwäche wegen weit, weit vor ſich hin auf den Weg ihrer Entwick— 
ung — und zurück auf den Weg, den die beiden anderen Arbeiterbewegungen, 
die engliſche und franzöſiſche, zurückgelegt hatten. Dadurch erhielt ſie die 
Grundlagen für die Theorie des Sozialismus. Die Wortführer dieſer Be— 
wegung, Marx und Engels, mußten, getrieben vom revolutionären Feuer und 
gejagt von den reaktionären Stürmen, perſönlich die Methoden und die Re— 
ſultate der abendländiſchen revolutionären und proletariſchen Bewegungen durch- 
erleben und aufs genaueſte prüfen, um uns die Theorie einer allgemeinen 
Arbeiterbewegung zu geben, die Theorie des Überganges vom Kapitalismus 
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zum Sozialismus, die Theorie der Erſetzung der Bourgeoiſie durch das Prole 
tariat. | 

So iſt der Urſprung der Theorien überhaupt und der ſozialdemokratiſchen 
Theorie im beſonderen. Betrachten wir jetzt das Weſen, die Natur der ſozialen 
Theorie. 

Eine Theorie iſt eine Generaliſation, eine Verallgemeinerung der Erſchei⸗ 
nungen. Die ſozialiſtiſche Theorie iſt nur die „Einſicht in die Bedingungen, 
den Gang und die allgemeinen Reſultate der proletariſchen Bewegung“. Das 
heißt alſo, daß dieſe Theorie eine Verallgemeinerung der Erſcheinungen iſt, daß 
ſie die Bedingungen des Entſtehens der Arbeiterbewegung feſtſtellt, welche 
den Gang der Bewegung beſtimmen und die allgemein en Reſultate der 
ſelben Bewegung darſtellen. Mit anderen Worten: die ſozialiſtiſche Theorie 
iſt eine ideale Darſtellung der allgemeinen Schickſale der Arbeiterbewegung 
in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. 

In dieſer Definition der Theorie gibt es zwei grundlegende Momente. Sie 
iſt vor allem eine Abſtraktion von allen möglichen konkreten Formen, welche 
eine gegebene Arbeiterbewegung annimmt; ſie greift nur die allgemeinen 
Merkmale dieſer Bewegungen heraus; ſie ſtellt uns mit einem Worte eine 
abſtrakte Arbeiterbewegung dar. Sie iſt zweitens ein Vorausſehen der mög⸗ 
lichen Entwicklung und der möglichen Reſultate dieſer Bewegung, es heißt 
alfo, ſie eilt der wirklichen Entwicklung voraus, fie ſtellt uns eine Entwick⸗ 
lung, welche noch nicht verwirklicht iſt, dar. Die ſoziale Theorie iſt ein 
Vorausſehen in abstracto. Dies ihr Weſen behält ſie unabhängig davon, ob 
die Abſtraktion richtig und den wirklichen konkreten Erſcheinungen entlehnt iſt, 
und unabhängig auch davon, ob dem Vorausſehen in die Zukunft eine tat⸗ 
ſächliche Bewegung der Erſcheinungen entſpricht. Ihr Weſen bleibt beſtehen 
unabhängig davon, ob ſie richtig oder falſch iſt. Der Maßſtab für die Richtig⸗ 
keit oder Unrichtigkeit einer ſozialen Theorie liegt nicht in ihrem logiſchen 
Aufbau, ſondern in etwas ganz anderem, das wir an ſeinem Orte näher be⸗ 
trachten werden. 

Es bleiben uns noch Wil Worte über die Grenzen der ſozialen Theorien 
zu ſagen. | 
Da der Urſprung der ſozialen Theorien in den Bedürfniſſen der Geſell⸗ 
ſchaften wurzelt und da ihr ganzes Weſen Vorausſehen in abstracto der 
Schickſale dieſer Geſellſchaften iſt, ſo entſteht natürlich die Frage: Bis wohin 
kann ſich die leitende Rolle einer ſozialen Theorie für das Leben und die Ber 
ſtrebungen der Geſellſchaft erſtrecken? Vor allem müſſen wir bemerken, daß 
der Grad des Einfluſſes einer Theorie außer anderen Bedingungen abhängt 
von ihrer abſtrakt genauen Übereinſtimmung mit der Bewegung der Erſchei⸗ 
nungen ſelbſt, welche ſie darſtellt; ſo daß nur aus der Analyſe des Wertes 
irgendeiner Theorie zu erkennen iſt, in welchem Grade ſie Einfluß auf die 
Tätigkeit ihrer Anhänger ausüben wird. 5 

Jede Theorie hat ihre Grenzen in ihrem Weſen. Ihre Abſtraktionen 
können weder die faktiſche Konkretheit der Erſcheinungen erſetzen, noch die 
ideelle Darſtellung der Bewegung der Erſcheinungen den Platz der tatſächlichen 


Im „Kommuniſtiſchen Manifeſt“, S. 14, heißt es: „Die Kommuniſten .. haben 
theoretiſch vor der übrigen Maſſe des Proletariats die Einſicht in die Bedingunget, den 
Gang und die allgemeinen Reſultate der proletariſchen Bewegung voraus.“ A, 
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Bewegung einnehmen. Zudem noch hebt jede Theorie die abſtrakte Bewegung 
der Erſcheinungen aus einem Komplex ſie begleitender oder mit ihr verfloch⸗ 
tener Nebenerſcheinungen heraus, während in der Wirklichkeit die Erſcheinungen 
nie in gereinigter, logiſch abſtrahierter Form zu finden ſind, ſondern lebendige, 
konkrete, vielfach gemiſchte Aggregate darſtellen. Die Bedeutung der Theorie iſt 
nicht die, uns die Wirklichkeit zu erſetzen, ſondern ſie uns zu beleuchten, 
ſie hat uns zu helfen, uns in der Mannigfaltigkeit der Wirklichkeit zu orien- 
tieren, um unſere Kräfte verſtandesgemäß in dieſer Wirklichkeit zu betätigen 
mit Vorauswiſſen und Vorauserwarten beſtimmter Reſultate. Womit die 
Menſchen im Leben zu tun haben, das ſind die konkreten Zuſammenhänge von 
Erſcheinungen, und die menſchlichen Kämpfe richten ſich nach der wirklichen 
Bewegung der Tatſachen und der Ereigniſſe, nicht aber nach den Abſtraktionen, 
die uns die Theorie gibt. Dieſe ſchützt uns nur davor, daß wir uns nicht in 
der Mannigfaltigkeit der Erſcheinungen und in deren ſcheinbarem Widerſpruch 
verlieren. Sie hilft uns nur, dieſe oder jene Zuſammenhänge zu erklären, 
die geringe oder große Unregelmäßigkeit oder Abweichung der Bewegung 
gewahr zu werden, aber ſie kann uns nicht helfen, dieſe Vielfältigkeit oder Un⸗ 
regelmäßigkeit zu überſpringen. Faktiſch, in der Wirklichkeit müſſen wir 
mit dem Leben in der Art kämpfen, wie es uns entgegentritt, aber nicht ſo, 
wie es im Buche ſteht. Die Grenzen des Einfluſſes der Theorie ſind alſo 
durch das Leben ſelbſt gegeben in der faktiſchen Verflechtung und Komplexität 
der Erſcheinungen. Und wenn es ſich nach wiederholten Verſuchen 
und Anſtrengungen zeigt, daß das Licht der Theorie nicht mehr 
den Weg weiſt, dann iſt es die Theorie, die eine Veränderung oder einen 
Zuſammenbruch zu erleiden hat. Schließlich iſt es das Leben, welches 
die Theorien korrigiert oder begräbt, weil es das Leben iſt, welches ſie 
erzeugt. 

Aber es gibt auch noch andere Grenzen der Theorien, bei deren Aufzeigung 
wir einen Augenblick verweilen wollen. Eine ſoziale Theorie wird urſprünglich 
erzeugt für die geſellſchaftlichen Bedürfniſſe einer Klaſſe. Die Grenzen ihres 
Einfluſſes ſind alſo eingeſchloſſen in die Grenzen dieſer Klaſſe, deren Auf— 
wärtsbewegung zu fördern ſie beſtimmt iſt. Aber mit dem Wachstum dieſer 
Klaſſe und mit der Verbreitung ihres Einfluſſes auf die anderen geſellſchaft— 
lichen Klaſſen bekommt auch ihre Theorie Bedeutung für die übrige Geſellſchaft. 
Die Haupt⸗ und Grundelemente dieſer Theorie bekommen eine allgemeine 
ſoziale Geltung, ſie umfaſſen die Bewegungen auch der anderen Klaſſen und 
werden auch für dieſe maßgebend. Je mehr die aufkommende Klaſſe maß— 
gebend wird in dem neuen Leben, um ſo mehr erhebt ſich auch ihre Theorie 
zu einer Theorie der ſich neu aufbauenden Geſellſchaft und wird auch für dieſe 
maßgebend, ſo daß die urſprünglich engen Klaſſengrenzen ſich bis zu den 
Grenzen der modernen Geſellſchaft erweitern und die urſprüngliche Rolle der 
Theorie, die ſich darauf beſchränkte, der Entwicklung der Klaſſe zu dienen, ſich 
nun bis zu den Dimenſionen einer Theorie der ſozialen Entwicklung überhaupt 
ausdehnt. Wenn die aufkommende Klaſſe beſtimmt iſt, alle anderen Klaſſen 
aufzuheben, ihnen ihre Intereſſen, ihre Ideale aufzuerlegen, dann erweitert ſich 
auch die Theorie dieſer Klaſſe, indem ſie mehr und mehr neue Elemente in ſich 
aufnimmt, zu den Dimenſionen einer univerſellen Weltanſchauung, zu einer 
Philoſophie der ganzen Menſchheit. So iſt es der Fall geweſen mit der 
Theorie der Bourgeoiſie am Ende des achtzehnten und am Anfang des neun— 
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zehnten Jahrhunderts, gerade fo ift es auch heute in höherem Grade mit der 
Theorie des Proletariats, welche ſich in dem heutigen Marxismus von dem 
Maßſtab einer einfachen Klaſſentheorie zu einer Theorie der modernen ſozialen 
Entwicklung erweitert hat und immer mehr ihre Flügel ausbreitet, um die 
Weltanſchauung der ganzen modernen Menſchheit zu umfaſſen. Die hiſtoriſche 
Kraft der Klaſſe iſt es, welche auch die Grenzen ihrer Theorien erweitert. 


Aus der neueften Literatur 


über die wirtſchaftlichen Urfadyen der Kriminalität. 
Von Nich. Zursky. 


Noch lange bevor Marx und Engels die Theorie des hiſtoriſchen Materia⸗ 
lismus ausgearbeitet hatten, verſtanden es ihre „Vorläufer“, wie Thomas 
Morus, Jean Meslier, wo man die Urſachen der Kriminalität aufſuchen müſſe. 
Das Herz dieſer edlen Denker blieb den Leiden der unterdrückten Klaſſen gegen⸗ 
über nicht verſchloſſen, ihr ſcharfer Blick ſah die Quelle des Elends der Volks⸗ 
maſſen Englands und Frankreichs nicht in der „ſündhaften Menſchennatur“, 
ſondern in der Geſellſchaft ſelbſt, in der ungerechten Verteilung der Güter auf 
der Erde. „Was tut ihr“, rief zornig Morus den herrſchenden Klaſſen zu, 
„ihr macht Leute zu Dieben, um ſie ſpäter aufhängen zu laſſen!“ | 

Jahrhunderte vergingen feit der Zeit, wo der große Utopiſt lebte, es herrſchte 
unter den Nationen bald Krieg, bald Frieden, nur der Kampf des Staates mit 
dem „inneren Feinde“ dauerte ununterbrochen fort, und ſo konnte man „das 
Schwert der Gerechtigkeit nicht in einen friedlichen Pflug umſchmieden“. Und 
je mehr die Polizeiſtaaten Europas zu Rechtsſtaaten wurden, je heiliger und 
unantaſtbarer das private Eigentum und das Leben des biederen Bürgers 
geſchätzt wurden, deſto peinlicher, deſto läſtiger waren die „Ruheſtörer“ für die 
Geſellſchaft. Und ihre Zahl wuchs dazu im letzten Jahrhundert immerzu. 
Die Wiſſenſchaft kam dem Staate in ſeinem Kampfe mit dem Verbrechertum 
zu Hilfe, ſie übernahm auf ſich die Aufgabe, Klärung über die Urſachen der 
Kriminalität zu ſchaffen, die Rolle, die der oder jener Faktor darin ſpielt, näher 
zu beſtimmen. In den letzten zwei Jahrzehnten waren es die ſozialen Fak⸗ 
toren, und unter ihnen die wirtſchaftlichen, die am meiſten die Aufmerkſamkeit 
der Kriminaliſten auf ſich zogen. 9 

Daß der Schwerpunkt der Unterſuchungen auf die wirtſchaftlichen Faktoren 
übertragen war, erklärt ſich aus der Rolle, die jetzt die Arbeiterfrage im Leben 
Europas ſpielt; bewußt oder unbewußt übt die Tätigkeit der Sozialdemokratie 
unverkennbaren Einfluß auf die Gedankenwelt eines wiſſenſchaftlichen Forſchers 
ſo gut wie eines Proletariers. Auch die Strafrechtswiſſenſchaft wurde vom 
Wehen der Zeit ergriffen, ihre neue ſoziologiſche Schule wurde in den Kreis 
der ſozialen Kämpfe mit hineingezogen. 

In dem wiſſenſchaftlichen Suchen und Forſchen auf dem Gebiet der Krimi⸗ 
nalität haben die Anhänger des wiſſenſchaftlichen Sozialismus bisher ſehr 
wenig geleiſtet. Ihre Kräfte haben fie faſt ausſchließlich den volkswirtſchaft⸗ 
lichen Fragen gewidmet, die bürgerlichen Kriminaliſten dagegen erwieſen in den 
letzten Jahren eine rege Tätigkeit, und mit Recht bemerkt Profeſſor v. Liliental, 
daß die Literatur über die wirtſchaftlichen Urſachen der Kriminalität eine „un 
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gemein ausgedehnte“ geworden tft." Eine dringende Notwendigkeit war es, das 
vorhandene Material nun endlich zu ſammeln, es ſyſtematiſch und kritiſch dar- 
zulegen, damit jeder neue Forſcher auf dieſem Gebiet eine klare Vorſtellung 
von der ſchon gemachten Arbeit gewinnen konnte. Dieſe Erwägungen be— 
ſtimmten auch die juriſtiſche Fakultät der Amſterdamer Univerſität, einen Preis 
für das Jahr 1900 auszuſchreiben für den kritiſchen und ſyſtematiſchen Bericht 
über die Literatur, die den Zuſammenhang der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
mit der Kriminalität behandelt. Zwei Arbeiten gingen der Fakultät zu. Die 
eine — von J. van Kan — iſt ſpäter vom Verfaſſer ins Franzöſiſche überſetzt 
worden und jo für die Kriminaliſten zugänglich gemacht,” die andere gehört 
Dr. W. A. Bonger. Die letztere, die erſt nur eine kritiſche Überſicht der 
Literatur enthielt, iſt in den letzten Monaten als ein ganz neues Werk er: 
ſchienen, denn Dr. Bonger hat inzwiſchen ſelbſtändige Unterſuchungen unter⸗ 
nommen, die den Inhalt des zweiten Teiles ſeines Buches bilden.“ 

Die Arbeit von van Kan iſt von der Fachkritik überaus mit Beifall 
empfangen worden. Die Strafrechtswiſſenſchaft entbehrte bisher jo einer ſyſte— 
matiſchen Überſicht der Literatur über die wirtſchaftlichen Faktoren der Krimi⸗ 
nalität. „Sicher“, ſagt Dr. Näcke, „wird über den Zuſtand der ganzen Frage 
kein Buch einen ſo ausgezeichneten und tiefen Blick gewähren, wie das von 
van Kan.“ Es bleibt natürlich die eine oder andere Arbeit von ihm nicht 
erwähnt; die Klaſſifikation iſt, wie van Kan ſelbſt zugibt, nicht ganz ſtichhaltig, 
eine mehr oder weniger klare Vorſtellung von der betreffenden Literatur erhält 
aber der Leſer jedenfalls. Von dieſem Standpunkt aus iſt das wahrhaft mit 
holländiſchem Fleiße geſchriebene Buch von van Kan nur zu begrüßen. Weit 
dürftiger ſind die kritiſchen Ergebniſſe ſeines Buches; van Kan kommt auf 
Grund der von ihm ſtudierten Literatur zum Schluſſe, daß die ſchlechte wirt⸗ 
ſchaftliche Lage vermehrend auf die Eigentumsdelikte einwirke, der materielle 
Wohlſtand (bien-&tre matériel) einen günſtigen Einfluß auf dieſe Verbrechen 
ausübe, dagegen aber die Sittlichkeitsdelikte in höherem Maße fördere. In bezug 
auf die übrigen Klaſſen von Delikten herrſche Meinungsverſchiedenheit. Es 
ſpielen nach van Kan die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zwar eine wichtige Rolle 
in der Kriminalität, aber ſie ſind keineswegs ihre einzigen Faktoren. Im Ver⸗ 
gleich mit anderen Faktoren — kosmiſcher, biologiſcher, ſozialer, aber nicht 
ökonomiſcher Natur — ſind die wirtſchaftlichen Faktoren größeren zeitlichen 
Veränderungen ausgeſetzt, was ja auch die Kriminaliſten, die die Bewegung 
der Kriminalität ſtudierten, verleitete, eine zu nichtige Bedeutung ihnen zuzu— 
ſchreiben. Wenn man aber die Kriminalität in ihrer Statik unterſucht, ſo 
wird man gleich einſehen, daß auch die anderen Faktoren — von mehr be— 
ſtändiger Natur — einen großen Teil der Kriminalität von ſich beſtimmen 
laſſen. Auf ſolche Weiſe erklärt van Kan die Tatſache, daß einige Krimi⸗ 
naliſten, wie Garofalo, Morriſon, den wirtſchaftlichen Faktoren jede Bedeutung 


1 Monatsſchrift für Kriminalpſychologie und Strafrechtsreform. Herausgegeben von 
Profeſſor Aſchaffenburg; Verlag von Winter, Heidelberg. 1. Jahrgang 1904/05, S. 137. 

2 J. van Kan, Les causes économiques et la criminalite. A. Stork & Co., Paris 
1903. 496 S. 10 Frank. 

3 Dr. W. A. Bonger, Criminalites et conditions &conomiques. J. P. Tierie, 
Amſterdam 1905. 750 S. 10 Mark. 
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abſprechen, andere dagegen, wie Turati, Colajanni, in ihnen die einzige Urſache 
der Kriminalität ſehen. 

Wir können dieſer Erklärung van Kans ganz und gar nicht beiſtimmen. 
Nicht die ſtatiſche oder dynamiſche Betrachtung führt die Kriminaliſten zu ſolch 
verſchiedenen Ergebniſſen. Der Schwerpunkt liegt darin, ob die Kriminaliſten 
volle Einſicht in die Natur der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft beſitzen, ob ſie die 
Bedeutung der heutigen Produktionsweiſe für die Geſtaltung des geſamten 
geſellſchaftlichen Lebens genug zu würdigen verſtehen. Mit dieſer Einſicht hängt 
es aber auch enge zuſammen, was man ſich unter den „wirtſchaftlichen“ Fak⸗ 
toren vorſtellt. N 

Es ſind die Kriminaliſten, die kein Verſtändnis für die Natur der heutigen 
Geſellſchaft erweiſen, die den Einfluß der wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf die 
Kriminalität leugnen, wobei ſie natürlich den Begriff derſelben ſo enge, wie 
es möglich iſt, auffaſſen. Denn wie konnte zum Beiſpiel ſolcher Kriminaliſt 
wie Baron Garofalo einen Einfluß der wirtſchaftlichen Lage der Arbeiterklaſſe 
auf die Kriminalität zuſchreiben, wenn er in kategoriſchſter Weiſe behauptet, 
daß in unſerer Zeit es nur rein zufällig — von Kriſen abgeſehen — vorkommen 
kann, daß ein Arbeiter keine Beſchäftigung findet („La criminalogie“, S. 170). 
Von der Exiſtenz der Reſervearmee hat Garofalo allem Anſchein nach ſo gut 
wie nichts gehört. Und je eingehender die Kriminaliſten die ſoziale Lage ver⸗ 
ſchiedener Klaſſen ſtudierten, deſto beſſer erkannten ſie den tiefſten Zuſammen⸗ 
hang der geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit der Kriminalität. Weit 
entfernt von Lombroſo, der genug naiv iſt, zu behaupten, daß die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe in der Kriminalität eine kleine Rolle ſpielen, weil Diebſtähle 
aus Hunger nur in verſchwindend kleiner Zahl vorkommen, ſteht zum Beiſpiel 
H. Müller, der ſich ſchon nicht begnügt, das Fallen oder Steigen der Getreide⸗ 
preiſe zu ſtudieren und daraus auf die Bewegungen der Kriminalität zu 
ſchließen, ſondern darauf hinweiſt, daß die jeweilige Lage des Erwerbslebens, 
das größere oder geringere Maß der Arbeitsgelegenheit, die Blüte des geſamten 
wirtſchaftlichen Lebens, andererſeits die Geſchäftskriſen uſw. weit bedeutungs⸗ 
voller für die Zu⸗ oder Abnahme des Verbrechertums geworden ſind. Aber 
was alle Kriminaliſten, die Sozialiſten natürlich ausgenommen, kennzeichnet, 
iſt das, daß ſie alle die „wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ viel zu eng auffaſſen 
und darum den anderen Faktoren, ſei es kosmiſcher, biologiſcher oder ſozialer, 
nicht ökonomiſcher Natur, eine nicht minder wichtige Rolle einräumen. Keiner 
der Kriminaliſten, über die van Kan berichtet, hatte es unternommen, klar und 
gründlich darzuſtellen, wie die auf kapitaliſtiſcher Produktionsweiſe baſierte Ge⸗ 
ſellſchaft alle Verbrechen erzeugt und dank ihrer Natur auch mit Notwendig⸗ 
keit ſie erzeugen muß, keiner hatte es zu beweiſen geſucht, daß nur die „wirt⸗ 
ſchaftlichen“ Faktoren — im weiteſten Sinne des Wortes — es ſind, von 
denen die geſamte Kriminalität abhängt. 

Dieſe dankbare Aufgabe hat nun Dr. Bonger auf ſich übernommen und in 
glänzendſter Weiſe gelöſt. Wenn auch früher den Sozialiſten der Gedanke 
eigen war, daß die heutige Kriminalität in letzter Linie von der kapitaliſtiſchen 
Struktur abhängt, ſo behandelten ſie die Frage meiſtenteils in allgemeinen Um⸗ 
riſſen; den ſkrupulöſen, bis in die letzten Einzelheiten gehenden Beweis er⸗ 


H. Müller, Unterſuchungen über die Bewegungen der Kriminalität in ihrem Zu⸗ 
ſammenhang mit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen. Inaugural-⸗Diſſertation. 72 S. Verlag 
von Cämmerer, Halle a. S. 1899. 
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brachten ſie nicht, und dazu waren ſie zu oft recht wenig in der Fachliteratur 
bewandert. Ganz anders Bonger. Er tritt gerüſtet mit der Kenntnis der 
riminaliſtiſchen Literatur auf, er iſt auf dieſem Gebiet ganz zu Haufe. Kein 
dedeutendes Werk hat er unbeachtet gelaſſen, und im Gegenſatz zu van Kan 
gat er ſein Buch von manchem unnötigen Ballaſt verſchont. Die Arbeit zer: 
alt in zwei Teile; der eine ſtellt die kritiſche Überficht der Kriminaliſten dar, 
der zweite (S. 312— 726) enthält kritiſche Unterſuchungen. Beide Teile ſtehen 
n engem Zuſammenhang miteinander, denn mehr als einmal begnügt ſich 
Bonger mit Wiedergabe der Meinung dieſes oder jenes Kriminaliſten, die 
kritik darüber wird aber erſt in dem zweiten Teile gegeben, wo der Verfaſſer 
eine Anſichten entwickelt und verteidigt. Ein Werk nach dem anderen unter: 
wirft Bonger der ſchärfſten Kritik. Er zeigt klar, wie die Kriminaliſten ein⸗ 
eitig und eng die wirtſchaftlichen Faktoren verſtehen, wie ſie meiſtenteils nur 
hre direkten Folgen beachten, den geſamten Einfluß der modernen Produktions— 
veiſe aber auf das geſellſchaftliche Leben und die Geſtaltung der Kriminalität 
mußer acht laſſen. Bonger beweiſt, daß dieſe einſeitige Auffaſſung der Krimi— 
naliſten von ihrer nichtſozialiſtiſchen Weltanſchauung abhängt, daß in unſerer 
klaſſengeſellſchaft es keine Wiſſenſchaft geben kann, die nicht den Klafjen- 
harakter, bewußt oder unbewußt, bekundet. 

Den zweiten Teil beginnt Bonger mit der Analyſe der kapitaliſtiſchen Ge— 
ſellſchaft, der modernen Produktionsweiſe und der Konſequenzen, die daraus 
ließen. Er analyſiert die einzelnen Klaſſen, eine nach der anderen, von der 
Großbourgeoiſie bis zum Lumpenproletariat herab. Bonger hebt hervor, daß 
die Tauſchwerte produzierende Geſellſchaft nur egoiſtiſche Triebe in Mitgliedern 
aller Klaſſen züchten kann, was für die Kriminalität von größter Wichtigkeit 
it. Es wird dann die moderne Ehe betrachtet, deren Form jo eng mit der 
wirtſchaftlichen Struktur der Geſellſchaft zuſammenhängt, die Kindererziehung in 
allen Schichten der Bevölkerung, und Bonger weiß dem Leſer nahe zu bringen, 
wie die junge Generation verwahrloſt in der Arbeiterklaſſe — vom Lumpen⸗ 
proletariat gar nicht zu ſprechen — aufwächſt, und was für rein äußerliche, 
goiſtiſche Erziehung die Kinder in den bürgerlichen Kreiſen genießen. Nur 
dank der Aufſicht begehen dieſe Kinder keine Verbrechen, und dann ſchützt ſie 
die Umgebung, denn bevor ſie aufwachſen, wird ſchon für alles geſorgt. So 
rekrutiert ſich die junge Verbrecherwelt vorwiegend aus ärmeren Kreiſen, aus 
berwahrloſter Jugend. Die Waiſen, die Kinder der Proſtituierten, der Ber: 
precher ſind einfach verdammt, das Leben ihrer Eltern fortzuführen. Keine 
Schattenſeite des heutigen Familienlebens läßt Bonger unerwähnt, und das 
ales rein objektiv, ohne jegliche Verherrlichung der einen Klaſſe und Herab- 
egung der anderen. Die Schlüſſe, die er zieht, haben für den Kriminaliſten 
die größte Tragweite, denn das Familienleben und die Erziehung der Kinder 
ft für ihr ſpäteres Leben ausſchlaggebend, und unſere Geſellſchaft, die eigentlich 
den Kindern keine Erziehung zuerteilt, „hat die Verbrecher, die ſie verdient“ 
Lacaſſagne). Im Kindesalter und in früherer Jugend reift die „Eigenart“ 
des zukünftigen Verbrechers. Weiter zeigt Bonger, wie die Proſtitution, der 
Alkoholismus dem Boden des Kapitalismus entwächſt, unter den niederen 
Schichten der Bevölkerung wüſte Orgien feiert, furchtbare Opfer fordert, auf 
die Nachkommenſchaft degenerierend wirkt und ſo der Kriminalität die Wege 
ebnet. Von Natur aber iſt der Menſch keineswegs fo egoiſtiſch, jo ſchlecht an⸗ 
gelegt, wie wir ihn in der heutigen Geſellſchaft vorfinden. Die neueſten For⸗ 
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ſchungen — von Kropotkin, Kowalewsky, Steinmetz, Nanſen — beſtätigen das, 
worauf ſchon Morgan hingewieſen hat, daß nämlich den Völkern, die kein 
Privateigentum kennen, auch die Habgier, der Egoismus fremd bleibt. Mit 
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der Entwicklung des Privateigentums entwickeln ſich auch die antiſozialen, 


egoiſtiſchen Triebe in den Menſchen, und unter der Herrſchaft des Kapitals 


hat dieſer Egoismus ſeine höchſte Höhe erreicht. Dieſe Analyſe der modernen 


Geſellſchaft gibt dem Leſer eine volle Vorſtellung deſſen, was nun unter den 


„wirtſchaftlichen“ Faktoren ein Sozialiſt verſteht, ſie beweiſt, wie unrecht die 
Kriminaliſten haben, die den Sozialdemokraten ihre „Einſeitigkeit“ vorwerfen. 
Jetzt kommt Bonger zur Analyſe der Urſachen der einzelnen Verbrechens⸗ 


arten, die er vom Standpunkt eines Soziologen nach den Motiven der Ber 


gehung, nicht nach juriſtiſchen Merkmalen klaſſifiziert. In dem Kapitel der # 


„ökonomiſchen“ Verbrechen zeigt Bonger zuerſt, wie die Haupturſachen der 


Bettelei, des Landſtreichertums nicht in der „Arbeitsſcheu“ zu ſuchen jind, 


ſondern in der Arbeitsloſigkeit, der Verwahrloſung der Kinder und der In⸗ 


validen. Hier ſtützt ſich Bonger auf die neueſten Arbeiten von Flynt und 


Oſtwald, die ſelbſt einige Jahre als Landſtreicher gelebt haben. Die Diebſtähle 5 
werden nicht nur aus Not, ſondern auch aus Habſucht verübt, die die un⸗ 


gerechte Güterverteilung in breiten Volksſchichten heute erweckt. Intereſſante | 


Betrachtungen macht Bonger über die Warenhäuſer, die gerade auf die Er⸗ 


weckung der habſüchtigen Gefühle beim Publikum abzielen. Dann beſpricht 
Bonger die Verbrechen, die von der Bourgeoiſie begangen werden, ſo den 


Bankrott, Fälſchung der Nahrungsmittel, von ihrer künſtlichen Verteuerung 


ſchon nicht zu ſprechen. Er unterſucht auch die Verbrechen aus ökonomiſchen 
Motiven, die vom profeſſionellen Verbrechertum, von „Gewohnheitsverbrechern“ 
nach der Terminologie von Liszt, verübt werden, wie ſie in kapitaliſtiſchen Groß⸗ 
ſtädten üppig blühen. 5 


Dann geht Bonger zu den ſexuellen Verbrechen über, zu einem Gebiet, 


wo manchmal auch dem Marxiſten der Mut verſagt, weil er die Wirkung der 
kapitaliſtiſchen Ordnung nicht ſo ſcharf feſtzuſtellen vermag. Bonger geht 


davon aus, daß unter den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen das geſchlecht⸗ 
liche Leben ganz anormal ſich geſtaltet, die Proſtitution hervorgerufen wird. 


Die überwiegende Mehrzahl der Kriminaliſten haben feſtgeſtellt, daß die ge⸗ 4 


ſchlechtlichen Delikte da zunehmen, wo die wirtſchaftliche Lage des Landes ſich 


beſſert. Mit Recht weiſt Bonger darauf hin, daß zwar die beſſere Lebens 
weiſe, die reichlichere Nahrung den geſchlechtlichen Trieb ſteigert, aber keines⸗ 
wegs kann man daraus auf die Unvermeidlichkeit, ihn auf verbrecheriſche Weiſe 


zu befriedigen, ſchließen. Die Sittlichkeitsdelikte kommen, wie die Statiſtik 1 


zeigt, hauptſächlich in den niederen Schichten der Bevölkerung vor, wo große 


Unwiſſenheit herrſcht und Mangel an Kultur und Bildung, wo der Alkoholismus 


am verbreitetſten iſt. Die Ledigen und Witwer beteiligen ſich mehr an dieſen 


Verbrechen, als die Verheirateten. Und wenn die Kriminaliſten vom „Über: 


fluß“ ſprechen, in dem die Arbeiter dann und wann leben, ſo beweiſt das, wie 5 


Bonger ganz treffend bemerkt, nur ihre große Unwiſſenheit des herrſchenden wirt- 
ſchaftlichen Syſtems. Die Vergnügen, die ſich die wohlhabenden Klaſſen er 
lauben können, ſind gerade dem Arbeiter unzugänglich, und wo er von ſeiner 
Klaſſenpartei nicht genug aufgeklärt iſt, wird er natürlich ſeine „überflüſſigen“ 


paar Groſchen in der Schankwirtſchaft laſſen. Von dem Kulturniveau der 


Arbeiter hängen auch die Verbrechen ab, die aus Rache, Zorn und dergleichen 
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egangen werden und die in Körperverletzungen, Raufereien, Schlägereien uſw. 
ch äußern. Der Zahl nach ſpielen dieſe Verbrechen eine ſehr große Rolle in 
er Kriminalität. Von großem Intereſſe iſt die von Bonger gemachte Zuſammen⸗ 
ellung der ſozialdemokratiſchen Stimmenzahlen, der Analphabeten bei den 
tekrutenaushebungen und der Zahl der Körperverletzungen in Deutſchland in 
en Jahren 1893 bis 1897. In denjenigen Teilen Deutſchlands, in denen die 
ieiſten ſozialdemokratiſchen Stimmen abgegeben find, war die Zahl der An— 
lphabeten und die Zahl der Verbrechen am kleinſten, und umgekehrt. Bonger 
eht natürlich ein, daß der kulturelle Einfluß der Sozialdemokratie nicht auf alle 
Schichten der Bevölkerung ſich verbreiten kann. So iſt von ihm das Lumpen⸗ 
roletariat, aus dem ſich das profeſſionelle Verbrechertum rekrutiert, aus— 
eſchloſſen. Auch die politiſchen Verbrechen behandelt Bonger, die ja, wie 
edem klar iſt, von der politiſchen und ökonomiſchen Struktur der Geſellſchaft 
ervorgerufen werden. Bonger gibt den Anthropologen den guten Rat, die 
Schädel eines Plehwe und Bobrikoff zu unterſuchen ſtatt die ihrer Hinrichter, 
ielleicht werden ſie dann eher die Urſachen der politiſchen Kriminalität verſtehen. 

Nur ein winzig kleiner Teil der Verbrechen erklärt ſich aus der „Eigenart“ 
des Verbrechers und müſſen nur aus den individuellen Faktoren erklärt werden. 
Über das find die „pathologiſchen“ Verbrechen, Erſcheinungen, die der krank— 
aften Natur der desequilibrierten (aus dem pſychiſchen Gleichgewichtszuſtand 
ebrachten) oder degenerierten Individuen entſpringen. Fragen wir nach den 
Irjachen dieſer Degenerierung, jo werden wir ſtets auf die elende wirtſchaft— 
iche Lage der Eltern, auf die Proſtitution, Alkoholismus uſw. ſtoßen. 

Das Endergebnis, zu dem Bonger gelangt, iſt, daß die „wirtſchaftlichen“ 
saktoren auf die Kriminalität einzig und allein beſtimmend wirken. Die 
sormel: das Verbrechen ſei das Reſultat der individuellen und ſozialen Fat: 
oren, iſt ungenau, wenn man nach den Urſachen des Verbrechens forſcht, nicht 
ber nach dem, warum dieſes oder jenes Individuum das Verbrechen begangen 
at. Für den Kriminaliſten⸗Soziologen iſt es klar, daß der mit ſchwachen 
ozialen Inſtinkten Geborene mehr der Gefahr ausgeſetzt iſt, das Verbrechen 
u verüben, als der andere mit ſtärkeren ſozialen Trieben, aber eine Gewiß— 
heit, daß er es begeht, exiſtiert nicht: das hängt von der Umgebung ab. 
Auf dieſen Standpunkt ſtellt ſich auch v. Liszt, der betont, daß der individuelle 
Faktor nur dann in Betracht gezogen werden müſſe, wenn man eine beſtimmte 
Tat eines beſtimmten Individuums unterſucht, in der Unterſuchung des Ver— 
rechens als einer Erſcheinung des geſellſchaftlichen Lebens ſpiele er keine 
Rolle." Bonger faßt hier ganz richtig den Unterſchied auf zwiſchen den Motiven 
bes einzelnen Verbrechens und den Faktoren der Kriminalität. Was aber 
Bonger von Liszt und anderen Anhängern der Theorie des Milieus trennt, 
ſt wie die verſchiedene Beurteilung der „wirtſchaftlichen“ Faktoren, jo ihre 
„Kriminalpolitik“. Nur von einem Übergang der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
n eine ſozialiſtiſche — und das iſt die eiſerne Konſequenz ſeiner Diagnoſe der 
Irſachen der Kriminalität — erwartet Bonger die Befreiung der Menſchheit 
on der Kriminalität, wie fie heute geſtaltet iſt. 

Nur in kurzen Abriſſen ein unvollkommenes Bild konnten wir von dem 
Buche Bongers geben. Es läßt ſich eben das gewaltige Thema, das dieſes 
ingemein reichhaltige Werk behandelt, nicht in einige Seiten zwingen. Jedem 

1 In der „Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft“, Berlin, J. Guttentag. 
Band XXIII, 1903, S. 208. 
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würde ich raten, ſich an das Original ſelbſt zu wenden. Und dieſes Buch 
iſt keineswegs für den engen Kreis der Fachleute geſchrieben. Den Sozio⸗ 
logen bietet es ein großes Intereſſe. Wie Bonger ſelbſt aus der Quelle den 
Soziologie reichlich ſchöpfte, ſo verarbeitete er ſeinerſeits das kriminaliſtiſche 
Material für die Soziologie vorzüglich. Den Kriminaliſten vom Fache wird 
das Buch auch Dienſte leiſten. Ein ungemein reicher Literaturapparat, ſcharfe 
Kritik, die Unterſuchung der Kriminalität nach ſoziologiſchen Kategorien, die 
eiſerne Konſequenz in der Durchführung ſeines Grundgedankens, das wird auch 
bei ſeinen Gegnern lebhaftes Intereſſe für das Buch erwecken. Vielleicht 
wird es auch die Kriminaliſten anregen, den hiſtoriſchen Materialismus etwas 
näher, nicht aus der zweiten Hand, kennen zu lernen. Dann werden ſie ein⸗ 
ſehen, daß die Anhänger des hiſtoriſchen Materialismus unter den wirtſchaft⸗ 
lichen Faktoren nicht die Armut und das Elend der niederen Klaſſen, ſondern 
die geſamte ökonomiſche Struktur der Geſellſchaft verſtehen, mit all ihren 
üblen und guten Folgen. Aber wie das Urteil der Kriminaliſten auch aus⸗ 
fallen mag, wir können Bonger von ganzem Herzen begrüßen als einen 
Forſcher, der ſein Talent, ſein Wiſſen und ſeine Kraft der Sache des Proles 
tariats und ſomit der Befreiung der ganzen Menſchheit gewidmet hat. 


die Weber. 


Von Richard Wagner (Bant). 


Der kleine Lohnkampf in Glauchau und Meerane, der in eine rieſenhafte 
Ausſperrung umgeſchlagen iſt, weil die Ausſtändigen auf ihrem beſcheidenen 
Verlangen nach Erhöhung des Wochenlohns von 13,50 Mark auf 15 Mark 
beſtanden, führt uns wieder einmal recht draſtiſch die erbärmlichen Hungerlöhne 
vor Augen, die die deutſche Textilinduſtrie zahlt und, wie ſie behauptet, zahlen 
muß, um mit der ausländiſchen Textilinduſtrie konkurrieren zu können, obwohl 
dieſe ein Vielfaches des deutſchen Lohnes zahlt. 

Ein ganzes Volk, ein Heer von über 100000 Menſchen, iſt bei bienen⸗ 
emſiger Tätigkeit in elf- bis zwölfſtündiger, oft noch längerer Arbeitszeit zu 
einer Lebenshaltung verdammt, die einem Einkommen des Familienvaters von 
monatlich 54 Mark entſpricht. Und die hungernden Lohnſklaven der deutſchen 
Textilinduſtrie ſtellen ſo beſcheidene Anſprüche an das Leben, daß ſie ſich mit 
einem Einkommen von monatlich 60 Mark, alſo mit einem ganz erbärmlichen 
Hungerlohn, zufrieden geben wollen. Wo nehmen dieſe Menſchen die Geduld 
her, um ſich unter lebenslänglicher Hungerqual langſam hinmorden und ihre 
ganze Nachkommenſchaft ſyſtematiſch verkümmern zu laſſen? Iſt es etwa ſozia⸗ 
liſtiſche Einſicht, iſt es die Überzeugung, daß der Klaſſenſtaat über kurz oder 
lang zuſammenbrechen müſſe und daß dann auch ihnen geholfen wird, was 
den Webern ihre entſetzliche Lage einigermaßen erträglich macht? Gewiß, eine 
große Zahl der deutſchen Weber hegt dieſe Hoffnung und gibt ihr durch Zu⸗ 
gehörigkeit zur Sozialdemokratie auch äußerlich Ausdruck. Aber eine große 
Zahl deutſcher Weber, namentlich die ältere Generation, „die alten treuen 
Elemente“, wie ſie die bürgerliche Preſſe nennt, „die jahrzehntelang in Unter⸗ 
würfigkeit und Ergebenheit geſchafft haben“, hält ihre Mörder noch immer für 
ihre Wohltäter und ehrt ſie in patriarchaliſcher Demut noch immer als ihre 
angeſtammten Herren, obwohl dieſe ſich ſchon längſt aller patriarchaliſchen 
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Verpflichtungen entledigt haben und unter den modernen Unternehmern viel— 
leicht die rückſichtsloſeſten Ausbeuter ſind. 

Man glaubt hier auf den erſten Blick vor einem pfychologifchen Rätſel zu 
ſtehen. Wer aber unter einer Weberbevölkerung aufgewachſen iſt, kann in der 
ſprichwörtlichen Engelsgeduld der Weber nur ein naturnotwendiges Produkt 
der wirtſchaftlichen Entwicklung ſehen. Ich bin nun allerdings mit den Lebens 
verhältniſſen der ſächſiſch⸗thüringiſchen Weber weniger bekannt, dagegen als 
Angehöriger einer oberheſſiſchen Textilfabrikantenfamilie von Jugend auf mit 
den Verhältniſſen der oberheſſiſchen Weber vertraut, die noch viel trauriger 
waren als die der ſächſiſch⸗thüringiſchen. Es dürfte deshalb gerade jetzt inter⸗ 
eſſant ſein, dieſe typiſchen Verhältniſſe, in denen ſich auch das Fabrikpatriarchen⸗ 
tum gar treulich ſpiegelt, aus langjähriger Erfahrung und perſönlicher An— 
ſchauung heraus zu beleuchten. 

Die Familie meines Großvaters, in der ich aufgewachſen bin, war Gene— 
rationen hindurch in dem heſſiſchen Kreisſtädtchen Lauterbach anſäſſig, betrieb 
die Fabrikation oder vielmehr den Verlag leinener und baumwollener Weberei— 
erzeugniſſe. Ich ſage Verlag; denn die oberheſſiſche Textilinduſtrie beſchäftigt 
auch heute noch in der Hauptſache ländliche Hausweber, die nebenbei als Tag— 
löhner auf den großen Gütern arbeiten oder Zwergbauern ſind. Dieſe Haus— 
weber hatten ſchon Generationen hindurch ſtets für dieſelbe Fabrikantenfamilie 
gearbeitet, ſie fühlten ſich gleichſam als die Leibeigenen oder Hörigen dieſer 
Familie und erblickten in dem jeweiligen Familienoberhaupt ihren angeſtammten 
Herrn, der einfach für ſie zu ſorgen habe. 

Da die Weber ſowohl über das Abſatzgebiet der fertigen Ware als auch 
über das Bezugsgebiet des Rohmaterials und die Marktpreiſe vollſtändig im 
Dunkeln gelaſſen wurden, war ihnen jede Kontrolle des Unternehmergewinns 
unmöglich. Sie mußten dem Fabrikanten blindes Vertrauen entgegenbringen. 
Dieſes Vertrauen war denn auch ſo rührend, daß ſie die einſeitige Feſtſetzung 
des Lohnes durch den Fabrikanten ganz in der Ordnung fanden und ihm alles 
glaubten, was er ihnen ſagte. Der Fabrikant machte allerdings von der ihm 
übertragenen Deſpotie inſofern keinen Gebrauch, als er ſich wohl hütete, den 
Akkordlohnſatz herabzuſetzen, dafür dachte er aber auch niemals an eine Er— 
höhung. Ich habe Geſchäftsbücher bis zu den vierziger und fünfziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts eingeſehen und überall denſelben Lohnſatz gefunden. 
Dieſer Satz war ſo niedrig, daß Ende der achtziger Jahre ſelbſt die unter 
etwas beſſeren Bedingungen als die Hausarbeiter arbeitenden Webſaalweber 
höchſtens 8 Mark wöchentlich verdienen konnten. Die Zettelmacher, Keſſel— 
heizer, Schlichter, Appreteure und Färber, die ein Fixum von 10 Mark wöchent⸗ 
lich erhielten, galten ſchon für Ariſtokraten. Die Spulweiber verdienten etwa 
60 bis 70 Pfennig täglich. 

Bei dem Gleichbleiben der Löhne und dem Sinken des Geldwertes wurde 
das tatſächliche Einkommen der Weber immer geringer. Den ländlichen Haus⸗ 
arbeitern blieb dies aber deshalb lange Zeit verborgen, weil ſie zunächſt durch 
allmähliche Verlängerung der Arbeitszeit das ſtetige Sinken des Lohnwertes 
bis zu einem gewiſſen Grade unmerklich ausgleichen konnten und ſodann auf 
ihren Zwerggütchen den allernotwendigſten Bedarf an Lebensmitteln und 
Kleidern, über den ihre Anſprüche kaum hinausgingen, ſelbſt produzierten. 

Auch die Weber im Kreisſtädtchen beſaßen meiſt ein armſeliges Häuschen, 
ein winziges Ackerchen und ein paar Ziegen, aber bei ihnen machte ſich das 


636 


Sinken des Geldwertes doch viel bemerkbarer, fie wurden zum Verkauf ge⸗ 


drängt und ſaßen jetzt, nachdem ſie Wohnungsmiete zahlen und Kartoffeln 


kaufen mußten, erſt recht im Elend. Ihre Wohnungen, die man nur Schlaf⸗ 
löcher nennen kann, ſind mir noch in guter Erinnerung. Ihre Nahrung be⸗ 
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ſchränkte ſich auf Kartoffeln. Heringe galten ſchon als Sonntagsſpeiſe und 
Käſe zum Brot als ganz beſonderer Luxus. Wurſt gab es nür bei feſtlichen 
Gelegenheiten und Fleiſch eigentlich nur als Hochzeitsſpeiſe. Natürlich konnte 
unter dieſen Bedingungen nur ein verkrüppeltes, verkümmertes, ſieches Ger 
ſchlecht heranwachſen. Ich habe noch nirgends eine jo große Menge ſkrofu⸗ 
löſer, verwachſener, ſchiefbeiniger, mit Ausſchlag bedeckter Kinder geſehen, als 


unter der Proletarierjugend meines Heimatſtädtchens. Ein normales Kind war 


eine Ausnahme, ja man kann dreiſt ſagen ein Wunder. Kretins gab es 


maſſenhaft. Es war eine Seltenheit, wenn ein Weber zum Militärdienft 
tauglich war. 

Wenn nun das Elend ſeinen Höhepunkt erreichte und trotz der Virtuoſität 
der Weber im Kargen und Darben nicht mehr zu ertragen war, dann ſprachen 
die beherzteren Naturen wohl auch einmal bei ihrem „Herrn“ vor und baten 
um Lohnerhöhung. Sie wurden aber ſtets mit Almoſen abgeſpeiſt. Der Lohn⸗ 
ſatz war heilig und unverletzlich, und der Fabrikant machte ihnen damit graulen, 
daß er behauptete, eigentlich des ſchlechten Geſchäftsganges halber die bisherigen 


Löhne gar nicht mehr zahlen zu können und nur aus Gutmütigkeit und Pie⸗ 


tätsgefühl für altehrwürdigen Lohnſatz, den ſchon ſein Großvater und Urgroß⸗ 
vater gezahlt habe, von einer Herabſetzung des Lohnes abzuſehen. So wurde 
der Hungerlohn ſtets wieder aufs neue verbrieft und beſiegelt. 


Daß unter dieſen Umſtänden der geiſtige Tiefſtand der Weber erbarmungs⸗ 


würdig war, und daß ſie nur ihre Körperſchwäche vor gänzlicher Verrohung 
bewahrte, brauche ich kaum zu erwähnen. Obwohl dies alles des Fabrikanten 
Schuld, tat er doch ſehr entrüſtet, wenn die Weber, um über die ſchlimmſte 
Not hinauszukommen, für einige Pfennig Einſchlaggarn unterſchlugen und das 


Gewebe entſprechend dünner herſtellten. Man ſieht hier, wie der Hungerlohn 


die Qualität der Ware ganz direkt verſchlechterte. Hauptſächlich um dies zu 
verhindern, hatten verſchiedene Fabrikanten Webſäle errichtet, in denen ſie die 
Weber überwachen laſſen konnten. 

Die Weber lebten alſo ärmlich und erbärmlich, aber doch in einer gewiſſen 
Sicherheit, in einem geſicherten Elend, in dem es, ſo unglaublich es auch klingen 
mag, einige Hungerkünſtler ſogar zu kleinen Sparanlagen brachten. Und dieſes 


geſicherte Elend, deſſen Sicherheit und deſſen Elend zu erhalten der Fabrikant 


eifrigſt bemüht war, verſöhnte ſie mit ihrem Lohn und bewog ſie, auch ihre 
Kinder wieder dem geſicherten Elend anzuvertrauen. So wurden ſie zu ſtumpf 
dahinvegetierenden, in der muffigen Zufriedenheit der Ausſichtsloſigkeit be⸗ 
fangenen, geduldigen Kindern, zu deren Leitung es kaum eines harten Wortes 
bedurfte. Sie fühlten ſich als geborene Sklaven, die von Gott und Rechts 
wegen nichts als das nackte Leben zu beanſpruchen hätten, und ſahen in ihrem 
95 ein ihnen von einer höheren Gewalt zum natürlichen Herrſcher geſetztes 
Weſen. 


Es war lediglich die Anſpruchsloſigkeit der Weber, die ſich mit den un⸗ | 


glaublichſten Hungerlöhnen zufrieden gaben, was die oberheſſiſchen Fabrikanten 
befähigte, trotz der Kleinheit und Rückſtändigkeit ihrer altmodiſchen Betriebe, 


ohne beſſere Maſchinen anzuſchaffen oder das Unternehmen in ſonſtiger Weiſe 
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leiſtungsfähiger zu geſtalten, noch lange Zeit hindurch mit den modernen Groß— 
betrieben fortgeſchrittener Induſtriegebiete zu konkurrieren. 

Aber dieſer vom kleinlichſten Krämergeiſt inſpirierte unkluge Raubbau an 
der menſchlichen Arbeitskraft konnte nicht ungerächt bleiben. Die Hungerlöhne 
hatten die oberheſſiſchen Fabrikanten veranlaßt, in alter Weiſe fortzuwurſteln 
und immer mehr Kapital auf die hohe Kante zu legen, ſtatt dieſes in den 
Betrieb zu ſtecken, oder ſich zu Aktiengeſellſchaften zu vereinigen und die Weberei 
großkapitaliſtiſch zu betreiben. Solange ſie auf Grund der Hungerlöhne ebenſo 
billig fabrizieren konnten wie die Großkapitaliſten, fanden ſie noch immer 
Abſatz; als dies aber nicht mehr ging und die Aushungerung der Weber ihre 
unüberſchreitbare Grenze erreicht hatte, war der Krach unvermeidbar. Die 
Betriebe rentierten nicht mehr. Trotz der Hungerlöhne mußten die Fabrikanten 
zuſetzen. Eine Liquidation folgte der anderen. Die oberheſſiſche Textilinduſtrie 
ging mit Rieſenſchritten rückwärts. Sie iſt heute überhaupt nicht mehr kon— 
kurrenzfähig. Nur einige Spezialitäten ziehen noch. Die meiſten Fabrikanten 
halten ſich lediglich dadurch über Waſſer, daß ſie ſich in Großhändler ver— 
wandeln und ſchleſiſche oder weſtfäliſche Produkte als eigene Erzeugniſſe ver— 
ſchleudern. An ihnen ſelbſt hat ſich der Hungerlohn der Arbeiter gerächt. 

Die Arbeiter dagegen haben, nachdem die ſchwere Übergangszeit überwunden 
war, vom Zuſammenbruch der oberheſſiſchen Textilinduſtrie nur Vorteil gehabt. 
Es ſind andere Induſtriezweige aufgetaucht, die ja auch keine hohen Löhne 
zahlen, aber die Arbeiter doch ganz anders entlohnen, als es zurzeit der Allein— 
herrſchaft der Textilinduſtrie in Oberheſſen üblich war. Mit dem Zuſammen⸗ 
bruch der Textilinduſtrie iſt indeſſen auch der Geiſt der ſklaviſchen Unterwürfig— 
keit und der patriarchaliſchen Demut aus dem oberheſſiſchen Proletariat ge— 
wichen. Dieſelben Arbeiter, die in den achtziger Jahren noch ſtumpfſinniges 
nationalliberales Stimmvieh waren, ſind jetzt überzeugte Sozialdemokraten und 
bilden im Wahlkreis Lauterbach⸗Alsfeld den Kern unſerer Partei. 

Die ſächſiſch⸗thüringiſche Textilinduſtrie iſt zwar in der kapitaliſtiſchen Ent— 
wicklung zu einer höheren Phaſe gelangt als die oberheſſiſche; aber auch ſie hat 
den Hungerlohn in ihr Kalkül eingeſetzt, ſich dadurch gewiſſermaßen zur Be— 
quemlichkeit verleiten und ihre Betriebe techniſch herunterkommen laſſen, ſo 
daß fie jetzt nur noch auf Grund der Hungerlöhne konkurrenzfähig iſt. Das 
muß aber, da der Hungerlohn, auch wenn er nominell gleich bleibt, beim 
ſtetigen Sinken des Geldwerts tätſächlich immer geringer wird, ebenſo wie in 
Oberheſſen mit Naturnotwendigkeit zur Kataſtrophe führen. 

Der Übergang zu einer anderen Induſtrie wird für das große Heer der 
ſächſiſch⸗thüringiſchen Textilarbeiter natürlich viel ſchwerer fein, als für die 
kleine Schar der oberheſſiſchen Weber; aber er iſt, wenn die ſächſiſch-thüringiſche 
Induſtrie ſich nicht mehr techniſch ſo vervollkommnen kann, daß ſie auch ohne 
Hungerlöhne mit dem Ausland konkurrenzfähig iſt, unvermeidlich. Das Weiter: 
hungern kann nicht immer ſo weitergehen. Wenn die ſächſiſch⸗thüringiſche 
Textilinduſtrie nur noch bei Zahlung der erbärmlichſten Hungerlöhne exiſtieren 
kann, dann iſt ſie überhaupt nicht mehr exiſtenzberechtigt. Jedenfalls aber 
kann es nicht die Aufgabe der Arbeiter ſein, den Regierungen und dem Unter⸗ 
nehmertum zu Gefallen einen nicht mehr lebensfähigen Induſtriezweig durch 
Übernahme einer lebenslänglichen Hungerkur künſtlich aufrecht zu erhalten. Der 
Zuſammenbruch iſt hier nur eine Frage der Zeit. 
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Jugenderziehung. 
Von E. Rieger (Spandau). 


Die Frage der Erziehung unſerer Jugend zum Sozialismus und ihre Ge⸗ 
winnung für unſere antimilitariſtiſchen Ideen bildet ein Spezialgebiet, das 
leider innerhalb der deutſchen Sozialdemokratie viel zu geringe Beachtung 
findet. Der Bremer Parteitag hat ſich im vorigen Jahre mit einem An⸗ 
trag (105) zu beſchäftigen gehabt, welcher forderte, daß „unter den zur Armee 
einberufenen Proletariern in geeigneter Weiſe Propaganda für den Sozialis⸗ 
mus gemacht werden ſolle“ uſw. Dieſer Antrag, der von Karl Liebknecht 
begründet wurde, und ebenſo ein von dieſem Genoſſen geſtellter abgeänderter 
Antrag, der mehr die ſozialiſtiſche Propaganda unter der Jugend ſchlecht⸗ 
hin, unter beſonderer Betonung unſeres Standpunktes zum Militarismus, forderte, 
hat auf dem Parteitag eine Behandlung erfahren, wie ſie ſelbſt den verwäſſernden 
Beſtrebungen unſerer Reformiſten kaum je zuteil geworden iſt. Daß der Antrag 
in ſeiner urſprünglichen Faſſung in juriſtiſcher, vielleicht auch in praktiſcher 
Hinſicht eine ſo brüske, ja verletzende Ablehnung fand, mochte noch hingehen, 
obwohl einzelne Redner, wie mir ſcheint, denn doch ein gar zu großes Gott⸗ 
vertrauen in die „fortſchreitende Selbſtzerſetzung des Militarismus“ hatten! 
Daß aber auch der Antrag Liebknecht auf „ſozialiſtiſche Jugendpropaganda“ 
gleich ſchroff zurückgewieſen werden konnte, mußte denn doch füglich jeden in 
Erſtaunen ſetzen, der da weiß, wie ſehr gerade auf dieſem Gebiet ſo manches 
im argen liegt. Sehr zutreffend hat bereits Genoſſe Liebknecht den Gegnern 
beider Anträge vorgehalten, daß ſich unſere ganze antimilitariſtiſche Propa⸗ 
ganda — hauptſächlich in Wahlzeiten — nicht ſo ſehr an die noch vor ihrer 
Militärdienſtzeit ſtehende Jugend, als gerade an die bereits wahlfähigen 
Arbeiter, die ihre Militärjahre ſchon längſt hinter ſich haben, wendet, und daß 
die Jugend von dieſer Propaganda nicht erfaßt werde. ö 

Der Parteitag wollte in feiner großen Mehrheit von einer beſonderen 
„Jugendpropaganda“ nichts wiſſen, denn, ſo führte ein Redner (Lementzow⸗ 
Hamburg) aus: „Infolge ſolcher Jugenderziehung würden die jungen 
Leute ſehr leicht dazu gedrängt werden, in irgend einer Form Un— 
beſonnenheiten zu begehen, die fie nachher ſchwer zu büßen haben.“ 
Die Furcht vor den ſtrafrechtlichen und ſonſtigen Konſequenzen ſpielte in dieſer 
Debatte überhaupt eine entſcheidende Rolle, wiewohl eine derart übertriebene 
Furcht ſich bei einer revolutionären Partei denn doch etwas wunderbar aus⸗ 
nimmt. Und dennoch ſollten gerade wir Sozialdemokraten uns ernſthaft die 
Frage vorlegen, ob es nicht dringend nötig wäre, dem Militarismus energiſcher 
auf den Pelz zu rücken, als dies bisher in Flugblättern und Verſammlungen 
und durch die jährlichen Militärmißhandlungsdebatten im Reichstag geſchieht. 
Gewiß, die letzteren haben für die Aufklärung der öffentlichen Meinung eine 
keineswegs zu unterſchätzende Bedeutung, aber ſie ſind im Kampfe gegen den 
Militarismus als dem feſteſten und ſicherſten Bollwerk des Kapitalismus 
durchaus nicht ausreichend! Die Notwendigkeit einer planmäßig betriebenen 
Erziehung unſerer Jugend zum Sozialismus wird ja hier und da anerkannt 
(und ſelbſt in Bremen war dies der Fall). Genoſſe Schöpflin führte zum 
Beiſpiel aus: „Der Kampf gegen den Militarismus muß doch anders geführt 
werden. Wir müſſen verſuchen, die Jugend im allgemeinen zum 
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Sozialismus zu erziehen, und nicht im ſpeziellen am Militarismus herum⸗ 
pfuſchen.“ Andere Redner auf dem Bremer Parteitag machten ſich dieſe Auf- 
gabe recht bequem, indem ſie gleich dem Genoſſen Richard Fiſcher-Berlin ihre 
Auffaſſung von der Sache in folgende Worte kleideten: „Ich müßte ein 
ſchlechter Vater ſein, wollte ich nicht meinen Sohn in meiner Gedankenwelt 
erziehen, und der müßte ein ſchlechter Arbeitskamerad ſein, der nicht 
ſchon den Lehrling zum Sozialdemokraten macht!“ Daß beides aber 
einen böſen Haken hat, ſollte dieſem Genoſſen denn doch nicht unbekannt ſein. 
Die Eltern des Knaben und ſeine ſpäteren Arbeitskameraden müßten doch 
zunächſt ſelbſt ſchon ſo viel an Kenntnis vom Weſen des Sozialismus in 
ſich aufgenommen haben, ſo viel Liebe und Begeiſterung für die Sache beſitzen, 
daß ſie ſich mit ausdauerndem Eifer und mit Geſchick ſolcher Erziehungsarbeit 
widmen können. Bei unſeren heutigen Schulzuſtänden iſt der Vater oder 
der Arbeitskamerad, auch wenn er ſeiner Gewerkſchaft und der politiſchen Or— 
ganiſation angehört, nicht immer befähigt, das heranwachſende Menſchen— 
kind in geeigneter Weiſe zum tüchtigen und zielbewußten Sozialiſten heran- 
zubilden, ganz zu ſchweigen davon, daß ja dem proletariſchen Vater der Kapi⸗ 
talismus häufig genug keine ausreichende Zeit läßt, ſich um die Erziehung 
ſeiner Kinder gewiſſenhaft zu kümmern, und daß der jugendliche Arbeiter ſich 
gewöhnlich mit gleichalterigen Arbeitskameraden hält, die ebenfalls nur 
geringe und un vollkommene Kenntnis vom Sozialismus und deſſen Zielen 
haben. Im proletariſchen Elternhaus liegt der Hauptteil der Kindererziehung 
in den Händen der Mutter, die oft genug ſelber im Dienſte des Kapitals 
fronden muß, und deren Schulkenntniſſe im allgemeinen und die Kenntniſſe 
vom Sozialismus im beſonderen infolge der widerſinnigen Erziehung des weib⸗ 
lichen Geſchlechtes zumeiſt noch unendlich geringere ſind wie die des 
Mannes. Wo kann da bei ſolchen Zuſtänden von einer wirklich befriedi— 
genden Erziehung der proletariſchen Jugend die Rede ſein? Weit ſchlimmer 
ſteht es aber da, wo die Kenntnis der Arbeiter über die Sozialdemokratie 
gerade ſo weit reicht, daß ſie es für zweckmäßig halten, bei einer Reichstags⸗ 
wahl ihre Stimme für die „Roten“ in die Wahlurne zu werfen — die keiner 
Organiſation angehören, keine Arbeiterzeitung leſen, und die vom Sozialis⸗ 
mus nur höchſt verſchwommene Begriffe haben. Daß dies bei der großen 
Mehrzahl der ſozialdemokratiſchen Wähler noch ſo iſt und daß es ſich hier⸗ 
bei nicht nur um „zurückgebliebene Gegenden“ handelt, ſondern daß wir dieſe 
Art Genoſſen gerade in den Induſtrieſtädten noch in Haufen antreffen, kann 
— ſo bedauerlich dieſe leidige Tatſache auch iſt — doch nicht geleugnet werden. 
Nach alledem wird man doch denen recht geben müſſen, die da fordern, daß 
die deutſche Sozialdemokratie ſchon zu beſonderen Maßnahmen greifen muß, 
um den verblödenden und abſichtlich irreleitenden Einflüſſen der heutigen 
Volksſchule mit Erfolg entgegenzuarbeiten und die ſozialiſtiſche Erziehung 
der Jugend ſyſtematiſch zu betreiben. Unſere ganze propagandiſtiſche Tätig⸗ 
keit wendet ſich heute leider gar zu ausſchließlich an den älteren Arbeiter; 
die Wahlvereine nehmen ausnahmslos nur ſolche Mitglieder auf, die das acht⸗ 
zehnte Lebensjahr überſchritten haben. Hierbei darf nicht überſehen werden, 
daß heute unter der Arbeiterſchaft ſo ziemlich allgemein die Anſchauung beſteht, 
daß es für den jugendlichen Arbeiter beſſer wäre, wenn er erſt ſeine Militär⸗ 
zeit abwarte, ehe er ſich dem Wahlverein anſchließe. Dieſer Anſchauung werden 
leider noch gar zu viel Konzeſſionen auch von tätigen Genoſſen gemacht, ob⸗ 
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wohl feſtſteht, daß gerade der als Sozialdemokrat gekennzeichnete Rekrut am 
ſicherſten darauf rechnen darf, daß ſeine Vorgeſetzten ihm gegenüber eine weiſe 


Zurückhaltung beobachten werden. Man könnte mir nun entgegenhalten, 


daß es ja dem jugendlichen Arbeiter freiſtehe, ſich einer Gewerkſchaft anzu⸗ | 
ſchließen, in der er dann mit ſozialiſtiſchen Anſchauungen in nähere Berührung 
käme. In größeren Städten, wo die gewerkſchaftlichen Organiſationen einen 
gewiſſen Einfluß erlangt haben, wird dies der junge Arbeiter gewiß auch tun. 


Aber was iſt denn damit viel im Intereſſe einer Heranbildung dieſes jungen 


Menſchenkindes zum bewußt handelnden Sozialdemokraten gewonnen? Bei der 
jetzt ſo überwuchernden Neutralitätsduſelei betrachten es manche Gewerkſchaften 
ſchon längſt nicht mehr als ihre Aufgabe, eine klare und unzweideutige Propa⸗ 


ganda für die politiſche Partei zu betreiben. Ich will es mir verſagen, an 
dieſer Stelle des näheren auf gewiſſe Tendenzen, wie fie auf dem Kölner Ge- 
werkſchaftskongreß und oft genug vorher offen zutage getreten ſind, zu verweiſen! 

Dabei hätten gerade unſere modernen Gewerkſchaften alle Urſache, die prole⸗ 
tariſche Jugend mit antimilitariſtiſchem Geiſte zu erfüllen, und zwar zum 
eigenen Schutze. Sind es doch gerade die Gewerkſchaften, die bei ihren großen 
Streiks die für die herrſchende Klaſſe ſo wichtige Beſtimmung des Militarismus 
kennen lernen: Schutzgarde des ausbeuteriſchen Kapitals zu ſein. Die 
franzöſiſchen Gewerkſchaften betrachten es darum auch als ihre Aufgabe, die 


jungen männlichen Arbeiter über das Weſen des Militarismus und über ihre 


Pflichten gegenüber ihren Arbeitsbrüdern aufzuklären. 

Nach dem von der „Confédération Générale du Travail“ der Gewerkſchafts⸗ 
konferenz in Dublin 1903 vorgelegten Bericht geſchieht dieſe antimilitariſtiſche 
Propaganda durch öffentliche Verſammlungen für die Geſtellungspflichtigen, 
Geſellſchaftsabende, Maueranſchläge, Manifeſte, Broſchüren, Flugblätter uſw. 
In den Gewerkſchaftshäuſern werden um die Zeit des Einrückens der Rekruten 
oder der Geſtellung der Militärpflichtigen alljährlich Feſte und Verſammlungen 
für die jungen Leute veranſtaltet. Auch publiziert das Organ der franzöſiſchen 


Gewerkſchaftsföderation „La Voix du Peuple“ (Die Volksſtimme) zu eben jener 


Zeit regelmäßig eine lediglich der antimilitariſtiſchen Propaganda gewidmete 
illuſtrierte Spezialnummer, welche maſſenhaft verbreitet und in vielen Städten 


den Militärpflichtigen durch die Poſt ins Haus geſchickt wird. Ein Schriftchen 


„Neues Handbuch des Soldaten“ wurde im Jahre 1903 in 100000 Exemplaren 
abgeſetzt. 


Der Bericht konſtatiert, daß die Erfolge dieſer Propaganda erfreuliche 
Reſultate gezeitigt haben: das geiſtige Niveau der Armee ſei ein bedeutend 


höheres geworden, und bei verſchiedenen Streiks — in Dünkirchen, Creuzot, 
Montceau⸗les⸗Mines uſw. — erklärten ſich die Soldaten für die Streikenden. 
Darum ſei es bei dieſen Streiks auch nicht zu einem Eingreifen des Militärs 


gekommen, „die führenden Offiziere ſchreckten erſichtlich vor einem Eingreifen 


zurück, weil ihnen die Geſinnung der Soldaten wohl bekannt war!“ 

Daneben werden von den franzöſiſchen Gewerkſchaften beſondere Fonds 
unterhalten, die dazu benutzt werden, ſolchen Gewerkſchaftsmitgliedern, welche 
als Soldaten dienen müſſen, dann und wann kleine Geldbeträge (Sous du 
soldat) nebſt einem aufmunternden Schreiben zukommen zu laſſen. Alle Ge⸗ 
werkſchaftshäuſer in Frankreich nehmen die in der betreffenden Stadt kaſer⸗ 
nierten Soldaten gaſtlich auf. In vielen Arbeiterbörſen iſt den Soldaten ein 
beſonderer Saal eingeräumt, wo ihnen Schreibmaterial und Briefmarken un⸗ 
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entgeltlich verabfolgt werden und ihnen auch die Benutzung der Bibliothek frei⸗ 
ſteht. Einige franzöſiſche Gewerkſchaften unterhalten ſogar beſondere Solidaritäts— 
kaſſen, aus denen — Flüchtlinge, die „aus ſozialer oder philoſophiſcher Über⸗ 
zeugung ſich dem Militärdienſt entziehen“, unterſtützt werden, damit ſie „auch 
im fremden Lande leichter ihr Brot finden und ſich auch dort der Gewerkſchaft 
ihres Berufs anſchließen können“. 

Die meiſten dieſer Mittel werden uns Deutſche etwas eigen anmuten, zumal 
wenn man ſich vergegenwärtigt, wie dick die chineſiſche Mauer iſt, mit der 
unſer Klaſſenſtaat den Soldaten von dem geiſtigen und politiſchen Leben außer⸗ 
halb der Kaſerne abzuſchließen weiß. Aber dennoch iſt eine antimilitariſtiſche 
Propaganda auch ſelbſt in Deuſchland nicht zur Unmöglichkeit gemacht, nur 
muß ſich ſelbſtredend unſere Taktik hierin den gegebenen Verhältniſſen an⸗ 
paſſen; auf jeden Fall muß verſucht werden, dem Einfluß der Militärvereine 
tatkräftiger entgegenzuarbeiten. Iſt bei uns an eine Propaganda unter den 
aktiven Soldaten auch nicht zu denken, ſo greifen wir eben zu dem Mittel 
einer beſonderen Jugendpropaganda, welche ein zwar arbeits-, aber dafür 
auch erfolgreiches Tätigkeitsgebiet abgibt. Hierzu bedarf es natürlich in erſter 
Linie der Mitarbeit der organiſierten Parteigenoſſen. 

Dieſe wären zunächſt einmal ſelbſt darüber zu belehren, wie dringend nötig 
eine möglichſt frühzeitige Gewinnung des Proletarierkindes für unſere Ideen iſt 
und wie ſehr ſich ein jeder Vater die Erziehung ſeiner Kinder zum Sozialismus 
angelegen ſein laſſen muß. Flugblätter, Verſammlungen, Ausflüge, Vereini⸗ 
gungen, die in harmoniſcher Weiſe Ernſt und Sport verbinden, würden das 
übrige tun, um das der Schule entwachſene Proletarierkind uns zu gewinnen. Auch 
in dieſer Hinſicht können wir — wie ſo oft — von unſeren Gegnern lernen! 

Eine gediegene geiſtige Aufklärung der proletariſchen Jugend über das 
Verhältnis von Kirche und Schule zum Staat wird hier die beſten Früchte 
tragen und das Proletariat zum ſelbſtändigen freien Denken erziehen! 


die Kaufmannsgerichtswahlen. 


Don Martin Sähner. 


Am 16. Juni vorigen Jahres nahm der Reichstag und am 6. Juli der Bundesrat 
das Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte an. Dieſe Gerichte ſollen entſcheiden über 
Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ oder Lehrverhältnis zwiſchen Kaufleuten einerſeits 
und ihren Handlungsgehilfen oder Handelslehrlingen andererſeits. Die Beiſitzer 
müſſen zur Hälfte aus Prinzipalen und zur Hälfte aus den Handlungsgehilfen ent⸗ 
nommen werden. Die erſteren Beiſitzer werden mittels direkter und geheimer Wahl 
der Kaufleute, die letzteren mittels gleicher Wahl der Handlungsgehilfen beſtellt. 
Die Verteilung der Mandate erfolgt nach dem Proportionalſyſtem. Das Gerichts⸗ 
verfahren iſt dasſelbe wie vor den Gewerbegerichten, die Verhandlungen finden 
möglichſt in den gleichen Räumen ſtatt; der Vorſitzende eines Kaufmannsgerichtes 
— als ſolcher kann auch der Vorſitzende des Gewerbegerichtes fungieren — muß die 
Fähigkeit zum Richteramt erlangt haben. Rechtsanwälte ſind nicht zugelaſſen; die 
Berufungsſumme iſt 300 Mark. 

Die klaſſenbewußte Gehilfenſchaft iſt weit entfernt, mit dem Geſetz zufrieden zu 
ſein, hat doch der Reichstag wichtige Forderungen der klaſſenbewußten Gehilſen, die 
die Sozialdemokratie im Reichstag zu den ihren gemacht hat, abgelehnt, ſo die 
Altersgrenze für die Teilnahme an den Beiſitzerwahlen von 21 Jahren. Der Reichstag 


ſetzte das Wahlalter zur aktiven Wahl auf 25 Jahre, zur paſſiven Wahl (Fungie⸗ 


rung als Beiſitzer) auf 30 Jahre feſt, wodurch 51 Prozent Gehilfen vom aktiven, 


69 Prozent vom paſſiven Wahlrecht ausgeſchloſſen ſind. Den 500000 Handlungs⸗ 
gehilfinnen wurde weder das aktive, noch das paſſive Wahlrecht eingeräumt. Ab⸗ 
gelehnt wurde auch die obligatoriſche Errichtung von Kaufmannsgerichten, nur in 
Gemeinden von mehr als 20000 Einwohnern iſt die Errichtung obligatoriſch, ſonſt 
bleibt es den Gemeinden und Kommunalverbänden überlaſſen, ob ſie ſich zur Er⸗ 
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richtung eines Kaufmannsgerichtes für ihre Bezirke vereinigen wollen. Von der frei⸗ 


willigen Errichtung durch die Gemeinden iſt nichts zu hoffen, hier müſſen die Ge⸗ | 


hilfen von vorne an den Kampf beginnen. 


Das Geſetz überließ die Feſtſetzung des Wahlverfahrens den Gemeinden, die 


meiſtens die kaufmänniſchen Organiſationen zu Rate zogen. Letztere waren ſich über 
das Wahlverfahren keineswegs einig. Die durch ihre ſehr verſchiedenen Forde⸗ 
rungen geſchaffene Konfuſion wurde noch vermehrt durch die vielen, voneinander 
abweichenden Beſtimmungen, nach denen in den einzelnen Gemeinden gewählt werden 
ſollte. Meiſtens wurde das Syſtem der gebundenen Liſten (unveränderte Vorſchlags⸗ 
liſten) angewendet, anderwärts das Syſtem der freien, ungebundenen Liſten. In 
Hamburg wurde nach dem Syftem der freien Liſten mit Stimmenhäufung gewählt, 
dadurch brauchte man zur Feſtſtellung des Reſultats mehrere Tage. In der Regel 
erfolgte die Wahl für dreijährige Amtsperioden; an verſchiedenen Orten wurden 
Wählerliſten aufgeſtellt, anderswo genügten Legitimationskarten als Wahlrechts⸗ 
ausweis. Die Gerichte ſollten bereits am 1. Januar in Tätigkeit treten, doch noch 
heute ſind in einem Drittel der zur Errichtung eines Kaufmannsgerichtes verpflichteten 
Gemeinden die Wahlen noch immer nicht erledigt. Auch die Reichshauptſtadt zählt 
zu dieſen rückſtändigen Gemeinden, erſt am 7. Mai konnte in Berlin gewählt werden. 


Das ſächſiſche Miniſterium verbot übrigens, daß die Wahlen in Sachſen an 


einem Sonntag ſtattfinden. 

Die erſten Wahlen fanden im November ſtatt; ſehr ſchwach beteiligten ſich die 
Prinzipale an der Wahl ihrer Vertreter, für ſie kam faſt ausnahmslos eine Liſte 
in Betracht. Unter ſchwacher Beteiligung litten auch dort die Wahlen der Ge- 
hilfenvertreter, wo nur die Liſte eines Verbandes oder eine Kompromißliſte in 
Frage kam. Heftiger geſtaltete ſich der Wahlkampf, wo die verſchiedenen Verbände 


mit eigenen Liſten auftraten; jeder Verband wollte den anderen überflügeln, die 


Wahlen ſollten eine Art Gradmeſſer für die Organiſation werden. Es traten vor 
allen Dingen folgende Richtungen auf den Kampfplatz: 

1. die alten Verbände, die vollkommen unter dem Einfluß der Prinzipalität 
ſtehen und Gehilfenorganiſationen nicht genannt werden können, 


2. an verſchiedenen Orten lokale Berufsvereinigungen, die meiſtenteils auch mit . 


der Prinzipalität ſympathiſieren, 


3. die Deutſchnationalen, die ſich im antiſemitiſchen, reaktionär⸗kleinbürgerlichen 


Fahrwaſſer befinden, 

4. der Zentralverband der Handlungsgehilfen- und Gehilfinnen, die Organi⸗ 
ſation der klaſſenbewußten Gehilfenſchaft. 

Die erſteren drei Gruppen haben öfter Kompromiſſe geſchloſſen, der Zentral: 


verband ging überall ſelbſtändig vor, mit Ausnahme von Köln, Nürnberg, Mannheim 


und Frankfurt. In den zwei letzten Orten ſtrichen die bürgerlichen Wähler ent⸗ 
gegen den Abmachungen von den ungebundenen Liſten die Zentralverbändler, die 
dadurch durchfielen. Dieſer Verrat wird den Zentralverband zukünftig von Kom⸗ 
promiſſen, die übrigens ſeinen Prinzipien zuwiderlaufen, abhalten. 

Überall da, wo der Zentralverband auftrat, war der Kampf ein erbitterter, es 
war ſelbſtredend, daß die klaſſenbewußte Organiſation die Wahlagitation zur Auf⸗ 
klärung über den Intereſſengegenſatz zwiſchen Prinzipalität und Gehilfenſchaft aus⸗ 
nutzte. Die Gegner, beſonders die Deutſchnationalen, arbeiteten mit allen Mitteln, 
nichts war zu gemein, als daß man es nicht gegen den Zentralverband hätte vor⸗ 
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bringen können; es galt abſolut die Wahl von klaſſenbewußten Gehilfen, von Sozial⸗ 
demokraten, zu verhindern. 

Die Wahlreſultate ſind heute von 192 Orten bekannt, ſie lauten: alte Vereine 
(Leipziger Verband und Kommisverein zu Hamburg von 1858, 138000 Mitglieder) 
602 Beiſitzer, lokale Vereine 829 Beiſitzer, Deutſchnationale (60000 Mitglieder) 567 Bei⸗ 
ſitzer, Zentralverband (4000 Mitglieder) 93 Beiſitzer. 

Die bürgerlichen Verbände haben nur die Stimmen ihrer Mitglieder erhalten, 
anders liegt es beim Zentralverband, der mit einer geringen Mitgliederzahl eine 
ganz ſtattliche Anzahl Beiſitzer, die natürlich auch eine ſtattliche Stimmenzahl auf ſich 
vereinigt haben, erhalten hat. So erhielt der Zentralverband in Berlin 2146 Stimmen, 
obwohl er daſelbſt höchſtens 400 wahlberechtigte Mitglieder hat. Das Reſultat iſt 
für den Zentralverband aber noch günſtiger, wenn berückſichtigt wird, daß er ſich 
von den 192 Orten nur in zirka 30 an der Wahl beteiligen konnte. Denn bei der 
großen Rückſtändigkeit der Handlungsgehilfen konnte der Zentralverband bisher nur 
an wenig Orten feſten Fuß faſſen, auch konnte er nicht immer die beſonders zu ge⸗ 
bundenen Liſten erforderliche Anzahl Kandidaten an einzelnen Orten finden. 

Nachſtehend eine Überſicht der aus dem Zentralverband und dem Lagerhalter⸗ 
verband (die zuſammen gingen) bis jetzt gewählten Beiſitzer: 


I von 18 Köln 2 von 26 
211 100 Leipzig 38 
Breslau 8525 4 25 Lichtenberg . 8 
Charlottenburg . 3 12 Magdeburg. 2 
Chemnitz 8 München . ann Au 
Dresden 6 „ 40 Nürnberg 139 18 
Deſſau . 133 12 Rixdorf ; 3 : 9 
Elberfeld 220 Schöneberg . 2 9 
FJorſt 1 6 Stettin 4 = 80 
Halle 2 20 Straßburg 7 28 
Hamburg . 83 30 Stuttgart . 
Kiel 22 Weißenſee 1227566 


Zuſammen 93 Beiſitzer von 596, das find rund 16 Prozent der Beiſitzer an obigen 
Orten. Beſonders günſtig ſind die Reſultate von Berlin und von mehreren ſüd⸗ 
deutſchen Plätzen, wo die deutſchnationalen Phraſen nicht mehr einſchlagen. Wie 
die Verhältniſſe im Handelsgewerbe liegen, kann die klaſſenbewußte Gehilfenſchaft 
zufrieden ſein; ſie wird dafür ſorgen, daß ſie das nächſte Mal weitere Fortſchritte 
macht. 

Unterdeſſen ſind die Kaufmannsgerichte an der Arbeit, und die vielen Fälle, die 
ſie bereits erledigt haben, beweiſen, wie notwendig dieſe Gerichtsbarkeit iſt. Da die 
Kaufmannsgerichte auch berechtigt ſind, Gutachten über das kaufmänniſche Dienſt⸗ 
oder Lehrverhältnis abzugeben, Anträge an Behörden uſw. zu ſtellen, können die 
klaſſenbewußten Beiſitzer hier bahnbrechend wirken. 


Literariſche Kundſchau. 


Alexander Herzen, Rußlands ſoziale Zuftände. Neu herausgegeben von 
Dr. Hans Landsberg. Band II des „Muſeums“, Panverlag Berlin. 150 S 8 
Vor fünfzig Jahren, während der Reaktionsperiode gegen die achtundvierziger 
Bewegung, ſchrieb Herzen in London ſeine „Sozialen Zuſtände Rußlands“, die er über 
Frankreich auch nach Deutſchland ſandte. Der Titel der franzöſiſchen Ausgabe „Du 
développement des idées révolutionnaires en Russie“ entſprach der Geſamttendenz 
des Buches entſchieden beſſer; doch ſcheint Herzen, der die Meerengen deutſcher Ver⸗ 
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hältniſſe kannte, eine friedlichere Flagge in dieſen Gewäſſern für ratſam gehalten | 
zu haben. Ihn leitete, wie ſchon in feiner früheren Broſchüre „Vom anderen Ufer“, 
die Abſicht, den Europäern endlich einmal zu zeigen, „wer dieſe Ruſſen, dieſe Bar⸗ 
baren, dieſe Koſaken ſind, was das für ein Volk iſt, deſſen jugendliche Kraft von 
Europa fo geſchätzt war in jenem Kampfe, aus dem es als Sieger hervorging“. 
Herzen war es, als ſeien damals die unſichtbaren Vorzeichen einer ſlawiſchen Übers 
ſchwemmung zu verfpüren, „ein dumpfes Dröhnen .., als höre er in unbekannter 
Ferne die Schritte eines Rieſen, die immer näher kommen“. 4 

Heute, da die Zahl der Schilderungen ruſſiſcher Verhältniſſe täglich ſtärker an⸗ 
ſchwillt, heute, wo wir mit geſteigertem Intereſſe, aber weniger mit den Augen der 
Furcht als denen der Hoffnung auf Rußland blicken, gibt Landsberg Herzens Buch 
von neuem heraus. Das iſt ein verdienſtvolles Unternehmen. Denn kein Zweifel, 
ganz abgeſehen von feiner hiſtoriſchen und literariſchen Bedeutung, die längſt ge: 
würdigt iſt, beſitzt dieſes Werk in vielen Abſchnitten noch heute eine erſtaunliche 
Aktualität. Allerdings verdankt dieſe Herzen mehr noch als der geiſtreichen Viel: 
ſeitigkeit ſeines Talentes dem Umſtand, daß noch immer ſeine ſchwere Anklage gilt: 
„Von allen Herrſchern des Hauſes Romanow hat ſeltſamerweiſe nicht einer etwas 
für ſein Volk getan.“ Wenn ſich nun auch in Rußland die „ſozialen Zuſtände“, die 
der deutſche Titel betont, wie eine ewige Krankheit fortgeerbt haben, in der Ent— 
wicklung der „revolutionären Ideen“ und ihrer Träger ſind Wandlungen eingetreten 
die dem Leſer des Herzenſchen Buches doppelt zum Bewußtſein kommen. 

Verändert hat ſich die Zuſammenſetzung der revolutionären Faktoren: einmal 
haben ſich dieſe an Zahl ſtark vermehrt und, was noch wichtiger iſt, ſie ſind auch 
ihrer Art nach teilweiſe anders geworden. Den alten Streitern hat ſich heute ein 
weiterer zugeſellt, ein jugendlicher, der im Begriff iſt, ſeine Mitkämpfer zu über⸗ 
flügeln und die Laſt der Revolution auf ſeine Schultern zu nehmen. 

Der Kampf gegen den Abſolutismus, wie ihn Herzen und ſeine Freunde führten, 
war trotz der ſozialiſtiſchen und ſogar anarchiſtiſchen Ideen, mit denen ſich viele 
trugen, im Grunde eine bürgerliche Revolution. Eine ſolche war es auch, was 
Herzen für die kommende Zeit vorausſah; ihr hat er mit Einſatz ſeiner beſten Kräfte 
die Wege geebnet. Dieſer Vorarbeit für die bürgerliche Revolution im allgemeinen 
und Herzens belletriſtiſcher Veranlagung im beſonderen entſpricht durchaus das große 
Gewicht, das der Schilderer ſozialer Zuſtände auf die geſchichtliche und literariſche 
Vergangenheit Rußlands legte. Sind auch die Schläge des „Kolokol“ (Glocke) lange 
verhallt, auf dem Gebiet einer geiſtreichen, hochgebildeten Publiziſtik iſt ſein Vor⸗ 
gang bis heute bahnbrechend geblieben. Erſt kürzlich iſt ein junger Ruſſe, Alexander 
Ular, aufgeſtanden, der das Erwachen Rußlands feierte und gewillt ſcheint, Herzens 
geiſtiges Erbe anzutreten. 

Herzens politiſcher Scharfblick hat ſich nicht getäuſcht: die bürgerliche Revo⸗ 
lution iſt gekommen. Wir haben ſie mit eigenen Augen geſehen. Die Intelligenz 
hat ſich am Anfang der jetzigen Bewegung laut genug vernehmen laſſen — überall, 
wo es Proteſtverſammlungen, Deputationen und Bittſchriften zu konſtituieren galt. 
Nach den Erfahrungen unſerer letzten bürgerlichen Revolutionen zu ſchließen, hätte 
es jedoch damit vermutlich ſein Bewenden gehabt, wenn ein weiterer ſozialer Faktor, 
das ruſſiſche Proletariat, der Bourgeoiſie nicht unter die Arme gegriffen hätte. 
Seitdem nun die Revolution „auf ehernen Sandalen einherſchreitet“, ſind die Wort⸗ 
führer der Intelligenz mit erſtaunlicher Geſchwindigkeit verſtummt. 

Vom ruſſiſchen Proletariat aber ſteht in Herzens Werk ſo gut wie nichts. Das 
iſt begreiflich, da dieſes ſeinerzeit erſt in der Loslöſung aus dem Bauernſtand be⸗ 
griffen war, ein Übergangsſtadium, das auch jetzt noch lange nicht feinen Höhepunkt 
erreicht hat. Herzen ſelbſt nahm von dieſer Entwicklung wohl einige Zeichen wahr, 
jedoch ohne daß er ſie zu deuten gewußt hätte. Herzen lebte damals lange Jahre 
in London, zur ſelben Zeit, da Marx ebendort das Weſen des Kapitalismus und 
des Proletariats erforſchte. 
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Nach den Memoiren Malwidas von Meyſenbug, der großen Idealiſtin, die 
eine intime und geiſtesverwandte Freundin der Herzenſchen Familie war, ſcheint 
Herzen mit Marx nie in perſönliche Berührung gekommen zu ſein. Jedenfalls ver⸗ 
hielt er ſich gegen die Reſultate ſeiner Forſchung ablehnend. In gewiſſem Sinne 
war dieſe Verſtändnisloſigkeit Herzens, der von jenem ganzen Kreiſe internationaler 
Exilierter, den Koſſuths und Mazzinis, dem Sozialismus am nächſten ſtand, ſein 
tragiſches Verhängnis: ſie hat mitgewirkt, daß Herzen heute in Rußland teilweiſe, 
wenngleich nicht ſo völlig, wie Landsberg meint, vergeſſen iſt. Für Rußland min⸗ 
deſtens beſtritt Herzen auch nur die Möglichkeit eines zahlreichen Proletariats energiſch. 
Und merkwürdig, juſt zur Begründung dieſer vom Standpunkt des modernen Sozia⸗ 
lismus durchaus unſozialiſtiſchen Anſchauung bedient er ſich einer kommuniſtiſchen 
Inſtitution, der bäuriſchen Gemeindeverfaſſung, der „Mir“, auf deren Erhaltung 
und Ausbau übrigens auch bei uns allerhand Hoffnungen geſetzt wurden. Nach 
dem Rechte der Mir konnte der Anteil am gemeinſamen Grundbeſitz keinem Mit⸗ 
glied ohne deſſen Zuſtimmung entzogen werden. Auch dem auswandernden Bauern, 
der in der Stadt Arbeiter wurde, blieb der Anſpruch auf ſein Stück Gemeindeland 
erhalten. In dieſer Einrichtung ſah Herzen ein Hindernis für die Enteignung des 
Bauernſtandes und ein probates Schutzmittel gegen Lohnſenkungen durch die Unter⸗ 
nehmer. „Die ſtädtiſchen Arbeiter verlieren ihr Gemeinderecht nicht; die Fabrikanten 
müſſen alſo notwendigerweiſe dem Arbeiter etwas mehr bezahlen, als ihm die Feld⸗ 
arbeit einbringen würde.“ Der Gedankengang iſt beſtechend einfach. Mit dieſer 
Theorie von der Paralyſierung des ehernen Lohngeſetzes kann ſich allerdings die 
ſpäter von Marx aufgeſtellte Lohntheorie nicht meſſen. Nur ſchade, daß ſie die 
proletariſierende Macht des Kapitalismus auf der einen Seite und auf der anderen 
die Brutalität des ruſſiſchen Feudalismus, der ſeine Bauern mit der Hörigkeit zu⸗ 
gleich vom Grundbeſitz befreite, gründlich unterſchätzt hat! In Wirklichkeit ſind die 
Mir — da hat Landsberg ganz recht — heute in völliger Auflöſung begriffen. Und 
einen Maximallohn von ganzen 2½ Mark bei zwölf: bis achtzehnſtündiger Arbeits⸗ 
zeit haben die Mir nicht verhindern können. In ganz anderer Weiſe, als Herzen 
erwartete, ſind ſie von Nutzen geweſen, aber erſt nachdem ſich in Rußland ein zahl⸗ 
reiches Proletariat gebildet hatte. In dieſem haben ſie nach Ulars Zeugnis einen 
ſtarken Sinn für organiſierten Zuſammenſchluß entſtehen laſſen. Das Prinzip, das 
bei den Bauern zu endloſen Streitigkeiten Anlaß gab, wiewohl es in ſeinem eigent⸗ 
lichen Sinne „Frieden“ bedeutet, hat unter den Arbeitern endlich ſeinem Namen 
Ehre gemacht. 

In der Bewertung der Mir hat ſich Herzen alſo auf jeden Fall getäuſcht; 
das kann unumwunden zugegeben werden. Es iſt jedoch irrig, dies auf ein 
Übermaß von „grauer Theorie“ zurückzuführen. Im Gegenteil war es eher der 
Mangel an ſyſtematiſcher Theorie und an ökonomiſchen Kenntniſſen, der Herzen 
nicht weiter als bis zu einem ziemlich unklaren, in den verſchiedenen Perioden ſeines 
Wirkens ſehr verſchiedenartigen Sozialismus kommen ließ. Herzens Bedeutung liegt 
aber auch auf einem ganz anderen Gebiet: die revolutionäre Glut ſeiner Gedanken. 
und die künſtleriſche Kultur, die ſeine Schriften ausſtrahlen, haben dem „Belletriſten 
des Sozialismus“ heute wie vor fünfzig Jahren den Hauch friſcheſter Jugendlichkeit 
geſichert. . 


R. Kuczynski, Iſt die Landwirtſchaft die wichtigſte Grundlage der deutſchen 
Wehrkraft? (Volkswirtſchaftliche Zeitfragen, Heft 213/214). 75 S. 8°. Berlin 1905, 
Leonhard Simion Nachf. 

Dr. Anton v. Vogl, Generalſtabsarzt z. D., Die wehrpflichtige Zugend Bayerns. 
96 S. 80. München 1905, J. F. Lehmanns Verlag. 

Dieſe Schriften bilden einen Nachklang von Debatten, die durch die Zollkämpfe 
der letzten Jahre veranlaßt wurden. Man kann ſie auch, ſoweit dies bei wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Diskuſſionen überhaupt möglich iſt, als einen vorläufigen Abſchluß 
dieſer Debatten betrachten. Unter den vielen Scheingründen, welche die Agrarier 
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ins Feld führten, um eine ſtaatliche Pflicht des Schutzes der agrariſchen Intereſſen 
zum Schaden der ſtädtiſchen Bevölkerung zu konſtruieren, gehörte auch die Behaup⸗ 
tung, daß die Wehrkraft des Deutſchen Reiches durch den übergang zum Induſtrie⸗ 
ſtaat gefährdet ſei. Dieſe Frage intereſſiert wegen ihres Zuſammenhanges mit zahl⸗ 
reichen ſozialhygieniſchen Problemen und wegen ihres ſowohl anthropologiſchen als 
ſozialen Untergrundes, endlich wegen des an ſich hochintereſſanten bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtiſchen Problems auch weite Kreiſe, die die Wehrkraft Deutſchlands unter 
anderen Geſichtspunkten betrachten als die Väter der Offiziere, die in den Berliner 
und Potsdamer Garderegimentern kommandieren. Es ſoll durchaus nicht beſtritten 
werden, daß die agrariſche Behauptung von den Wurzeln der deutſchen Wehrkraft 
auf dem Lande zuerſt viel Glauben fand, daß ſie als die Konſtatierung einer all⸗ 
gemein anerkannten Tatſache erſchien. Gerade deswegen war es ein anerkennens⸗ 
wertes Verdienſt von Lujo Brentano, die Nichtigkeit dieſer Behauptung wenn auch 
nicht nachgewieſen, ſo doch wahrſcheinlich gemacht und eine große Debatte, eine 
Reihe amtlicher Erhebungen und wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen über dieſen 
Gegenſtand angeregt zu haben. Eine Reihe feiner Schüler, vor allem Kuczynski, 
haben Material zur Begründung der Behauptungen ihres Lehrers herbeigeſchafft 
und die Agrarier zu einem ununterbrochenen Abwehrkampf veranlaßt. Die agra⸗ 
riſchen Verteidiger waren im erheblichen Nachteil. Ihre ſtatiſtiſchen Argumenta⸗ 
tionen waren nicht ſchlüſſig, ſie konſtruierten zu viel, widerſprachen ſich häufig, 
während der Verfaſſer der erſtgenannten Schrift ihnen durch ſtatiſtiſche Folgerichtig⸗ 
keit, klare Logik und Objektivität überlegen war. 

In der hier angezeigten Schrift zieht er ſein Ergebnis aus der Debatte, er 
kritiſiert eindringlich und ſcharf die amtlichen Erhebungen über die Gebürtigkeit der 
Rekruten und die ungenügende Bearbeitung dieſes Materials durch wenig geeignete, 
für dieſen Zweck durchaus nicht vorgebildete Militärperſonen. Der Verfaſſer kommt 
zu folgendem Ergebnis: „Bisher hieß es: Schutz der Landwirtſchaft, weil ihre An⸗ 
gehörigen quantitativ ſo zahlreich und qualitativ ſo kräftig ſind, daß ſie die abſolute 
Mehrheit der deutſchen Rekruten liefern! Nunmehr heißt es: Schutz der Landwirt⸗ 
ſchaft, weil ihre Angehörigen quantitativ ſo hinter der Induſtrie zurücktreten und 
qualitativ den Induſtriellen ſo wenig überlegen ſind, daß ſie nur mehr eine geringe 
Minderheit der deutſchen Rekruten liefern.“ Endlich ſchreibt er: „Für die Wiſſen⸗ 
ſchaft und diejenigen, die ſich von ihr beraten laſſen, iſt die Legende von der Land⸗ 
wirtſchaft als der gegenwärtig wichtigſten Grundlage der deutſchen Wehrkraft end⸗ 
gültig zerſtört.“ 

Den größeren Teil der Schrift bilden Beilagen, welche den Gang der merk⸗ 
würdigen Polemik veranſchaulichen, ſtatiſtiſches und bibliographiſches Material bieten. 

Behandelt der Verfaſſer der erſten Schrift ausſchließlich als Bevölkerungs⸗ 
ſtatiſtiker den Gegenſtand, ſo geht der zweite Verfaſſer von militäriſchen Geſichts⸗ 
punkten an die Frage heran. Er will nicht wie Kuczynski eine wiſſenſchaftliche und 
wirtſchaftspolitiſche Streitfrage beleuchten und entſcheiden, ſondern im Intereſſe der 
Heeresergänzung die Bedeutung von Stadt und Land, landwirtſchaftlicher und ge⸗ 
werblicher Betätigung prüfen. Man muß anerkennen, daß dieſe Schrift auf gründ⸗ 
lichen Studien beruht und mit großer Ruhe und Sachlichkeit geſchrieben iſt, die auch 
diejenigen belehrt und ſympathiſch berührt, die von ganz anderen Geſichtspunkten 
ausgehen als der Verfaſſer. Die Agrarier werden freilich von dieſer Schrift um ſo 
weniger erbaut ſein, weil ſie vom Intereſſe für die Wehrfähigkeit des deutſchen 
Volkes ausgeht; es wird ihnen ſehr ſchwer fallen, dieſer Schrift eines im Militär⸗ 
dienſt ergrauten Arztes die Sachkunde im Rekrutierungsweſen zu beſtreiten. Das 
iſt für ſie um ſo peinlicher, als Vogl faſt zu denſelben Reſultaten gelangt iſt wie 
die Brentanos und Kuczynskis. Der Verfaſſer kommt zu dem Schluſſe, daß auch in 
Bayern, deſſen Landwirtſchaft weniger bedrängt iſt wie die des geſamten Deutſchen 
Reiches, die Induſtrie den weitaus überwiegenden Anteil der Wehrpflicht, ſomit die 
höchſte Wehrkraft beſitzt. Hieraus folgt, daß in der Zunahme der Induſtrie keine 
Gefahr für die Wehrkraft liegt, ſie könne auch nicht in der Abnahme der Land⸗ und 
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der Zunahme der Stadtbevölkerung gefunden werden. Ganz beſonders beachten? 
wert iſt ſeine Feſtſtellung, daß das, was das Land beſſer macht, nicht die Landwirt: 
ſchaft, ſondern das Landgewerbe und das, was die Stadt ſchlechter macht, nicht die 
Induſtrie und das Gewerbe iſt, ſondern der Handel und die übrigen Erwerbsarten 
find. Der Verfaſſer iſt übrigens durchaus nicht blind für die die Geſundheit unter: 
grabenden Wirkungen der Induſtrie, aber er ſtellt feſt, und ſicher in der Regel mit 
Recht, daß eine gewerbliche Berufstätigkeit in den wenigen Jahren vor Antritt der 
Militärpflicht kaum ſo tief und ſo raſch in den Geſundheitszuſtand einzugreifen 
vermag, um die Tauglichkeit aufzuheben. Hieran ſchließt er folgende im Kampfe 
um beſſeren Arbeiterſchutz wohl verwertbaren Sätze: „Frühes Heranziehen ſchul— 
pflichtiger Kinder zu Arbeiten, denen der unreife Organismus noch nicht gewachſen 
iſt, bildet allerdings eine ſtetig wiederkehrende Klage in ärztlichen Muſterungs⸗ 
berichten.“ Der Verfaſſer meint, daß in der Regel dieſe frühen Schädigungen erſt 
zwiſchen dem zwanzigſten und dreißigſten Lebensjahr in der Fabrikinduſtrie zur Gel⸗ 
tung gelangen. Der Zurückführung der militäriſchen Tauglichkeit auf die Eltern, 
die die Agrarier ſo häufig ins Feld führen, ſteht der Verfaſſer ſkeptiſch gegenüber; 
er meint, daß in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle für Untauglichkeit die Er- 
werbstätigkeit der Eltern nicht mehr, diejenige der Wehrpflichtigen noch nicht als 
Urſache nachgewieſen werden kann. Große Bedeutung mißt der Verfaſſer Häus- 
lichem Elend, insbeſondere dem von den erſten Tagen der Kindheit an verderblich 
wirkenden Wohnungsübel zu. Dieſe Wohnungsübel ſowie das häusliche Elend ſind 
nicht nur Gefahren für den Stadtbewohner, ſondern auch für den Landbewohner. 
Die Wohnungsdichte auf dem Lande iſt oft größer als die in der Stadt. Die Dauer 
des Aufenthaltes in der Wohnung auf dem Lande dürfte nicht ſehr verſchieden ſein 
von der der ſtädtiſchen Bevölkerung. Abfuhrverhältniſſe, Trinkwaſſer, Reinheit der 
Luft, Beleuchtung, ſowohl natürliche als künſtliche, Ventilation ſind in der ländlichen 
Wohnung ſicherlich nicht günſtiger als in der ſtädtiſchen. Der erfahrene Arzt be— 
hauptet, daß heute der Typhus nur mehr vom Dorfe in die Stadt gebracht wird. 
Die Agrarier wird es beſonders betrüben, daß der kundige Militärarzt dem Rekruten 
vom Lande eine geringere Eignung zum Militärdienſt zuſpricht. Er fand, daß der 
ſtädtiſche Rekrut für das militäriſche Leben ſchon viel mehr vorbereitet iſt durch 
beſſer geſchulte Willensſtärke. Auch eine höhere Sittlichkeit der ländlichen Jugend, 
von der die Agrarier ſprechen, beſtreitet der Verfaſſer entſchieden. Intereſſant iſt 
auch die Feſtſtellung, daß hinſichtlich der Kinderſterblichkeit ländliche Bezirke oft 
erheblich ſchlechter geſtellt find, als mit ſtädtiſcher Bevölkerung mehr durchſetzte Be⸗ 
zirke. In Niederbayern, dem agrariſchen Regierungsbezirk, iſt die Kinderſterblichkeit 
in Bayern am höchſten, in dem induſtriellſten Regierungsbezirk, in der Rheinpfalz, 
iſt die geringſte Kinderſterblichkeit, in Niederbayern wird am wenigſten geſtillt, in 
der Pfalz ſind 90 Prozent Bruſtkinder. Die angeführte Schrift enthält eine Reihe 
weiterer ſehr wichtiger Vergleiche zwiſchen Stadt und Land, auf die einzugehen wir 
uns leider verſagen müſſen. Deſto mehr wollen wir das anregende Büchlein zum 
Studium empfehlen, lehrt es uns doch vor allem eines, daß wir über den Schäden, 
unter denen die ſtädtiſche Bevölkerung ſchwer leidet, ſchwerhörig geworden ſind für 
das oft viel größere Elend auf dem Lande. 

Falſch wäre es, wollte man aus den hier beſprochenen Schriften den Schluß 
ziehen, daß der geſundheitliche Zuſtand der Stadtbevölkerung ein günſtiger ſei, es 
handelt ſich bei beiden Unterſuchungen nur um den Vergleich zwiſchen landwirtſchaft— 
lichen und ſtädtiſchen Rekruten, nur um die Feſtſtellung einer Relation und nicht 
eines abſoluten Zuſtandes. Tatſächlich iſt die geſamte Bevölkerung, wie die niedriger 
werdenden Anforderungen an die Militärtauglichkeit beweiſen, körperlich im Rück⸗ 
gang. Die Schriften erbringen den Nachweis, das dies nicht bloß, wie wir längſt 
wiſſen, für die induſtrielle Bevölkerung, ſondern auch in ſehr hohem Maße für die 
landwirtſchaftliche gilt. Dieſe Feſtſtellung iſt ſelbſtverſtändlich vom ſozialpolitiſchen 
Standpunkt noch bedeutend wichtiger als vom militärifchen, fie mahnt uns dringend, 
neben der induſtriellen Arbeiterſchutzpolitik unſer Augenmerk auf die Einſchränkung 
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der Ausbeutung der ländlichen Bevölkerung und auf die Aſſanierung der Lebende 

bedingungen auf dem Lande zu richten. 
Für die ſpezielle Frage, die in dem nie ruhenden Kampfe zwiſchen agrariſg 
und ſtädtiſchen Intereſſen ſo lange zur Diskuſſion ſtand, können beide Arbeiten als | 
| 


im hohen Maße informativ und gründlich dem Studium empfohlen werden. Der 
Statiſtiker, der Volkswirt, der Arzt und der Politiker können Nate aus beiden 
Schriften ziehen. ad. br. 


Notizen. 


| 

Zur Theorie des Jechenlegens. In Nr. 42 der „Neuen Zeit“ fordert mich 
Genoſſe Cunow auf, nachzuweiſen, daß die Übertragung der Anteilsquoten von den 
ſtillgelegten auf die aufkaufenden Zechen techniſche Betriebsverbeſſerungen, Ver⸗ 
ringerungen der Förderkoſten der großen Gruben und keine Erhöhung der Zins⸗ 
laſten uſw. zur Folge habe. 

Der Nachweis des erſten Teiles iſt ſehr einfach. Die großen Schächte, deren 
Förderung geſteigert wird, waren vordem unvollkommen ausgenutzt. Mit unver: 
ändertem fixen Kapital, beſtehend aus Schacht und Fördermaſchine, wird nachher 
ein größeres Quantum Bergleute ein- und ausgefahren und ein größeres Quantum 
Kohle gefördert; mit unverändertem fixen Kapital, beſtehend aus Ventilatoren und 
Pumpen, dürfte in den meiſten Fällen die Wetterführung für die erhöhte Zahl der 
Bergleute und die Waſſerhaltung der erweiterten Anlagen bewältigt werden. Ver⸗ 
ringerung des fixen Kapitals, notwendig zur Erzielung eines beſtimmten Produktes, 
iſt ein Kennzeichen „techniſcher Betriebsverbeſſerungen“. Sofern Genoſſe Cunow 
nicht noch den Nachweis dieſes letzten Satzes verlangt, iſt alſo dieſer Punkt erledigt. 

Sprechen wir korrekt und ſetzen wir ſtatt „Produktionskoſten“ Koſtpreis (das 
haben ſowohl Cunow als ich bisher unterlaſſen), ſo iſt auch dieſe Frage beantwortet, 
denn in jeder Tonne Kohle ſteckt bei geſteigerter Förderung ein kleinerer Teil des 
durch Verſchleiß der Maſchinerie in Zirkulation geratenen fixen Kapitals. Dazu 
kommt aber noch, daß der Betrieb billiger iſt, weil die Krafteinheit billiger erzeugt 
wird und weil ſowohl die Oberleitung als die Maſchinenwartung nicht mehr oder 
nur in geringerem Maße mehr Arbeit erfordert. Zirkulierendes n und 
variables Kapital ſind geſunken. 

Daß dieſe Beweiſe überhaupt von mir verlangt wurden, ſcheint die folgende 
Urſache zu haben: Cunow ſieht nicht, daß eine große moderne Schachtanlage, die 
nicht voll ausgenutzt wird, bei der Steigerung des Betriebs noch mehr Vor⸗ 
teile bietet als die Möglichkeit, große moderne Schächte abzuteufen — und eben das 
iſt nach dieſer Hinſicht der Unterſchied zwiſchen dem neuen und dem alten Syndikats⸗ 
vertrag im Ruhrrevier. 

Nun komme ich zum letzten Punkte, dem Cunowſchen Gebrauch, die Zinſen des 
zum Ankauf ſtillzulegender Zechen aufzuwendenden Kapitals zu den Produktions 
koſten zu rechnen. Cunow teilt dieſen Brauch mit den Kapitaliſten, nicht mit den 
politiſchen Okonomen. Das „tote Kapital“, von dem er ſpricht, iſt wirklich tot, 
die erſoffenen Gruben find wirklich nicht mehr Kapital, weil fie nicht mehr Pro⸗ 
duktionsmittel ſind. Der Kapitaliſt, der in der Syndikatszeit ſich ſelbſt in die Lage 
verſetzt, Eigentümer eines ſo merkwürdigen Kapitals zu werden, hat nicht die Ab⸗ 
ſicht, ſeinen Verluſt einzugeſtehen. Da er ſich gleichzeitig in den Beſitz einer enormen 
Monopolrente (aus den modernen Gruben) geſetzt, jo teilt er dieſe fein ſäuberlich 
in „Verzinſung“ des toten Kapitals und in Profit. Wir haben keinen Anlaß, ihm 
auf dieſen Weg zu folgen, der die Monopolrente kleiner erſcheinen läßt, als ſie iſt. 
Und Cunow iſt tatſächlich fo weit gegangen, ſowohl im allgemeinen als im ſpeziellen 
Beiſpiel Eiberg, an dem er berechnet, „daß die Erzeugung einer Tonne Kohlen um 
etwa 40 Pfennig höher zu ſtehen kommt“. J. German. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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der Kampf um den Stillen Ozean. 
Von NM. Beer. 


Die weltpolitiſche Lage. 

Es hat wahrſcheinlich noch nie einen Krieg gegeben, der einen jo großen 
Teil der Menſchheit in Spannung gehalten hätte, wie der japaniſch⸗ruſſiſche 
Krieg. Aſiaten und Europäer, Amerikaner und Auſtralier verfolgten ſeinen 
Verlauf, und die meiſten empfanden, daß etwas Großes geſchehen iſt. Das 
Ergebnis dieſes Krieges beſteht darin, daß erſtens ein ſtarkes Hindernis hinweg⸗ 
geräumt wurde, welches den geſchichtlichen Gang Europas in den letzten 
zwanzig Jahren gehemmt oder gefälſcht hatte; zweitens, daß der Ausbruch eines 
neuen weltpolitiſchen Konflikts — des deutſch⸗engliſchen — beſchleunigt wurde. 

Kein Zweifel, wir empfinden bereits den ſtärkeren Pulsſchlag des Völker⸗ 
lebens. Die ſozialen Kräfte können ihr Wirken freier entfalten, ſich folge: 
richtiger ausleben, beſonders in Europa, wo ſie ſo lange durch einen mecha⸗ 
niſchen Druck niedergehalten wurden. Es iſt nur natürlich, daß ihr Wirken 
ſich vorerſt etwas chaotiſch äußert. Die langſame, ſcheinbar planloſe Um⸗ 
wälzung in Rußland; die Zunahme der Selbſtachtung chineſiſcher Kaufleute, 
die amerikaniſche Waren boykottieren, weil die Vereinigten Staaten die Chi⸗ 
neſen ausſchließen; die wundervolle Energieentfaltung des jüdiſchen Pro— 
letariats in Polen und Südrußland; das brüske Auftreten der deutſchen 
Diplomatie gegenüber Frankreich; die Friedenskundgebung des deutſchen und 
franzöſiſchen Sozialismus; die Auflöſung der ſkandinaviſchen Union, die lange 
durch die Furcht vor Rußland zuſammengehalten wurde; die Armierung des 
Bosporus durch die türkiſche Regierung; ſchließlich das allgemein vor⸗ 
herrſchende Gefühl, daß wir vor ſchweren internationalen Konflikten ſtehen, — 
dieſes ſcheinbare Chaos von Ereigniſſen und Stimmungen gehört zu den erſten 
Wirkungen des japaniſch⸗ruſſiſchen Krieges. Wie der Titel dieſes Abſchnitts 
beſagt, werden wir uns hier nur mit den Vorgängen der äußeren Politik 
beſchäftigen. 

Die äußere Politik der Staaten beruht auf der Gewalt. Ein Völkerrecht 
gibt es nicht. Es gibt nur internationale Gebräuche, die ohne jeden prak⸗ 
tiſchen Wert ſind, da es keine richterliche und exekutive Gewalt gibt, die einen 
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zuwiderhandelnden Staat zur Verantwortung ziehen könnte. Wenn die 
offiziellen Vertreter der Staaten von Zeit zu Zeit dem Volke erzählen, daß 
ihre Beziehungen zu den anderen Mächten gute ſeien und daß der Friede 
geſichert ſei, ſo meinen ſie damit, ihre Gewalt ſei ſo groß, daß ſie auf die 
anderen Mächte lähmend wirkt; es ſei der blaſſe Schrecken, der die anderen 
Staaten in Ruhe hält. Das Wort „Friede“ im Munde eines Diplomaten 
hat eine andere Bedeutung als im Munde eines Sozialdemokraten. Jener 
ſagt, es ſei ihm gelungen, die Völker voneinander zu trennen und ſie im 
Intereſſe ſeines eigenen Landes ſo gegeneinander zu gruppieren und zu be⸗ 
waffnen, daß die von ihm errungene Stellung ſicher ſei. Der Sozialdemokrat 
verſteht unter Friede die Vereinigung der Völker auf Grund der inter⸗ 
nationalen Intereſſenharmonie und gegenſeitiger Dienſtleiſtungen zum Wohl⸗ 
ergehen aller. Man denke indes nicht, daß die Perſonen, die im diplomatiſchen 
Dienſte ſtehen, an ſich ſchlecht ſeien. Unter den obwaltenden Umſtänden iſt 
es zwar ganz unmöglich, daß ein Diplomat ein ehrlicher Menſch bleibt, aber 
ſchlechter als andere Menſchen ſind ſie an ſich nicht. Es iſt ihr Metier, das 
ſie moraliſch herunterbringt. Talleyrand ſagte einmal, der Unterſchied zwiſchen 
Richelieu und Metternich beſtand darin, daß Richelieu ſelten log, aber immer 
betrog, während Metternich immer log, aber nie betrog. Das ſind tatſächlich 
die beiden Typen, zu denen die Diplomaten je nach ihren Fähigkeiten ge⸗ 
hören: entweder zu den Betrügern oder zu den Lügnern. Jene find die Er 
folgreichen, dieſe ſind die Dummen. Aber ſchlecht ſind ſie alle, da Mißtrauen 
und Gewalt ihr Prinzip iſt, und dieſes Prinzip aus den tatſächlich vorhandenen 
nationalen Gegenſätzen fließt. Und ſeitdem Europa ſich in Nationen abſonderte, 
hat es nationale Gegenſätze gegeben, die im letzten Grunde wirtſchaftliche 
Gegenſätze ſind und die, wenn auf die Spitze getrieben, zum Kriege führen. 
Es liegt deshalb im Intereſſe der Mächte, keine einzige Macht ſo ſtark werden zu 
laſſen, daß ſie allen anderen Mächten ſtraflos trotzen könnte. Sind aber die 
Mächte ſo geteilt, daß ſie ſich in annähernd gleich ſtarken Gruppen gegen⸗ 
überſtehen, ſo ſpricht man von einem Gleichgewicht der Mächte. Dieſes Gleich⸗ 
gewicht hält den Frieden aufrecht. Da aber jede Macht — infolge des 
Prinzips des Mißtrauens und der Gewalt — ſtärker zu werden ſtrebt als 
andere Mächte, ſo nehmen die Rüſtungen fortwährend zu. 

Bis zum letzten Viertel des neunzehnten Jahrhunderts verſtand man unter 
„Gleichgewicht der Mächte“ das Gleichgewicht Europas. Wenn ſich eine 
Macht in außereuropäiſchen Ländern ausdehnte, betrachteten die anderen 
Mächte dies nicht als eine Störung des Gleichgewichts; der kleinſte Diſtrikt in 
Europa ſchien ihnen wertvoller als die größte überſeeiſche Kolonie. Erſt in 
unſerer Zeit nahm der Begriff des Gleichgewichts eine weltumfaſſende Be 
deutung an; heute verſteht man darunter das Gleichgewicht der Welt; Reiche, 
die eine allzu ſtarke überſeeiſche Ausdehnung genommen haben, werden als Er⸗ 
ſchütterer des Gleichgewichts betrachtet; aus der nationalen Politik iſt eine 
Weltpolitik geworden, obwohl die Folgen der vorhergegangenen nationalen 
Konflikte noch in unſere Zeit hineinſpielen und die internationale Lage noch 
verwickelter geſtalten, wie zum Beiſpiel Elſaß⸗Lothringen, die Balkanhalbinſel, 
die Teilung Polens, die öſterreichiſch-ungariſchen Wirren, das unerlöſte Italien, 
die römiſche Frage. Aber das weltpolitiſche Moment wird immer mehr vor⸗ 
herrſchend und kann zu einer langen Reihe von internationalen Kriegen 
führen, wie fie das achtzehnte Jahrhundert geſehen hat. Die inneren Trieb 
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federn und die Außerungen dieſer Politik, die man die imperialiſtiſche nennt, 
wurden zum Teil vor einigen Jahren in dieſer Zeitſchrift beſprochen. Dieſe 
Triebfedern find: die unausgeſetzte Entfaltung der Produktionskräfte, die An— 
häufung des Reichtums, die relative Erſchöpfung der Mineralien, Roh— 
materialien und des Ackerbaus in Europa, — mit einem Worte: das Wirt⸗ 
ſchaftsleben Europas drängt zur wirtſchaftlichen Eröffnung der ganzen Welt, 
aber unter den obwaltenden rechtlichen und politiſchen Zuſtänden kann dieſer 
Drang nur durch Konflikte und ſchwere Kämpfe befriedigt werden. Das Mittel 
zum Austragen dieſer Konflikte iſt die Seemacht: Kriegsflotte, Kriegshäfen, 
überſeeiſche Kohlenſtationen und Stützpunkte, Beherrſchung wichtiger See— 
ſtraßen. Es folgt daraus, daß diejenige Macht, die an ſich zwar ſtark iſt, aber 
bei der Weltaufteilung ſchlecht weggekommen iſt, Anſtrengungen machen wird, 
dieſes Schickſal zu korrigieren, und zwar auf Koſten derjenigen Macht, die 
ſich ein großes Reich aufgebaut und die ſcheinbar ein Übergewicht in der 
Weltpolitik beſitzt. Solche ſich gegenüberſtehende Mächte ſind Deutichland 
und England. Der japaniſch⸗ruſſiſche Krieg hat durch ſeine Erſchütterung 
des Zarismus nicht nur den ſozialen Bewegungen freieren Raum geſchaffen, 
ſondern auch das europäiſche Gleichgewicht der letzten dreißig Jahre hinweg⸗ 
geräumt und Deutſchland auf dem europäiſchen Feſtlande das militäriſche 
Übergewicht gegeben, ebenſo wie derſelbe Krieg dem britiſchen Reiche das welt— 
politiſche übergewicht gegeben hat. Dieſe beiden Mächte werden nunmehr 
verſuchen, die Mittelpunkte neuer weltpolitiſcher Gruppierungen zu werden. 
Wir ſind bereits am Anfang dieſes diplomatiſchen Duells. 

Bis zum japaniſch⸗xuſſiſchen Krieg war das Gleichgewicht der Mächte 
folgendermaßen geſtaltet: Rußland⸗Frankreich; Deutſchland⸗Oſterreich⸗Italien; 
das britiſche Reich. Es war das Ergebnis folgender politiſcher Faktoren: 
Der deutſch⸗franzöſiſche Krieg hatte ein raſches Wachſen Preußen⸗Deutſchlands 
zur Folge, das die ruſſiſche Regierung beunruhigte. Als im Jahre 1875 
Deutſchland eine weitere Demütigung Frankreichs plante, trat die ruſſiſche 
Regierung zugunſten Frankreichs ein. Dieſes Eintreten Rußlands beantwortete 
Bismarck damit, daß er im Jahre 1878, beim Abſchluß des ruſſiſch⸗lürkiſchen 
Krieges, auf dem Berliner Kongreß im Einverſtändnis mit England den 
ruſſiſch⸗türkiſchen Vertrag von San Stefano zerriß und Rußland demütigte. 
Gleichzeitig wurden Oſterreichs Wünſche erfüllt: Oſterreich dehnte ſich nach 
der Balkanhalbinſel aus und trat in einen ſcharfen Gegenſatz zu Rußland. 
Die politiſche Gruppierung war ſodann von ſelbſt gegeben: Deutſchland⸗ 
Oſterreich, Rußland⸗Frankreich. Bismarck hat ſich zwar bis zum Abſchluß 
ſeiner diplomatiſchen Laufbahn in Anſtrengungen verzehrt, eine ruſſiſch— 
franzöſiſche Entente zu verhindern, aber die Verhältniſſe waren ſtärker als 
er. Alle ſeine Intrigen, wovon manche recht ſchmutzig waren, zerriſſen wie 
Spinngewebe an dem Gange der Dinge. Einen Moment glaubte Gambetta, 
den ruſſiſch⸗deutſchen Gegenſatz ausnutzen zu können, um Bismarck einige 
Konzeſſionen für Frankreich abzuringen, allein das deutſch⸗öſterreichiſche Ein⸗ 
vernehmen machte Deutſchland von Frankreich unabhängig. Im Jahre 1882, 
als Italien in ſeinen nordafrikaniſchen Kolonialplänen ſich durch die fran— 
zöſiſche Beſetzung von Tunis enttäuſcht ſah, entſtand der Dreibund: an 
Deutſchland⸗Oſterreich gliederte ſich Italien an. In den folgenden Jahren 
verſchlimmerten ſich die deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen immer mehr. Alexander III. 
begann die Ruſſifizierung der baltiſchen Provinzen, der deutſchen Kolonien 
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in Rußland, ebenſo begann er die Konzentration ſeiner Armeen an den 
deutſch⸗öſterreichiſchen Grenzen. Bismarck antwortete durch finanzielle Maß⸗ 
regeln, ebenſo durch ſeine Rede vom 6. Februar 1888, in der er die Bilanz 
der preußiſch⸗deutſchen Beziehungen aufſtellte und die gegenſeitigen Rechnungen 
für beglichen erklärte. Trotz dieſer ruſſiſch-deutſchen Rekriminationen beſtand 
zwiſchen beiden Mächten ſeit 1884 ein Rückverſicherungsvertrag, in dem ſie 
ſich verpflichtet hatten, die Neutralität zu wahren, wenn eine der Vertrags⸗ 
mächte angegriffen wird, allein dieſes Blatt Papier hat an den Handlungen 
der Mächte nichts geändert. Seine Nutzloſigkeit hat Bismarcks Nachfolger 
ſofort eingeſehen. Als Caprivi die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten 
übernahm, ließ er den deutſch-ruſſiſchen Rückverſicherungsvertrag nicht er⸗ 
neuern. 

Während dieſer rein europäiſchen Vorgänge verfolgte England im großen 
ganzen die Politik der glänzenden Iſolierung. Es war ein Syſtem für ſich. 
England iſt ein überſeeiſches Reich. Sein Verteidigungsmittel iſt die See⸗ 
macht. Seit Trafalgar (1805) bis ungefähr 1890 hatte es keinen Rivalen 
auf dem Meere. Europa war ſchwach zur See, hatte keine Flotten und be⸗ 
drohte deshalb nicht die engliſche Macht. Irgend ein Anſchluß an die poli⸗ 
tiſchen Syſteme Europas war für England nicht notwendig. Im Jahre 1887 
ſchloß es zwar mit Italien gegen Frankreich einen Vertrag ab, um Egypten 
gegen die franzöſiſchen Anſprüche zu ſchützen, allein die engliſche Politik blieb 
nach wie vor von Europa abgewendet. 

Im letzten Jahrzehnt des neunzehnten Jahrhunderts trat ein tiefer Um⸗ 
ſchwung ein. Rußland nahm den Bau der transſibiriſchen Bahn in Angriff; 
Deutſchland begann ſeine Aufmerkſamkeit auf Kleinaſien zu lenken; Japan 
ſiegte über China zu Waſſer und zu Lande; Rußland, Frankreich und Deutſch⸗ 
land demonſtrierten in Aſien und Europa (Schimonoſeki und Kiel) freund⸗ 
ſchaftlich zuſammen; Oſterreich traf ein Abkommen mit Rußland über ihre 
Einflußſphären auf dem Balkan; Deutſchland rückte in Oſtaſien vor; die Ver⸗ 
einigten Staaten dehnten ſich nach Aſien aus; Italien und Frankreich be⸗ 
gruben ihre Streitaxt; England war in Afrika engagiert. Die alten politiſchen 
Syſteme waren aufgelöſt. Die Mächte des europäiſchen Feſtlandes ver⸗ 
gaßen ihre alten Streitobjekte uud gingen zum Haager Friedenskongreß. 

Was war geſchehen? War der Friede in Europa eingetreten? Nein, 
Europa war nur in den Hintergrund getreten vor dem weiten aſiatiſchen 
Kontinent. Als die alten europäiſchen Streitpunkte und Syſteme erblaßten, 
gingen die europäiſchen Mächte daran, Flotten zu bauen und Weltpolitik 
zu treiben. Die alten Bündniſſe löſten ſich auf, weil neue Streitobjekte in 
die Erſcheinung traten, die neue politiſche Syſteme verlangten. Allein wie 
die Neugruppierungen ausſehen werden, konnte man im erſten Jahre des 
zwanzigſten Jahrhunderts nicht ſagen. Man ſah nur die überragende Macht 
Rußlands, den ſtürmiſchen Ausdehnungsdrang Deutſchlands, die Schwäche 
Englands und die gefährliche Konkurrenz Amerikas. Inzwiſchen kamen die 
chineſiſchen Wirren heran, die den Anfang einer neuen Politik bilden ſollten. 
Auf dem europäiſchen Feſtlande wurde ſie nicht begriffen, beſonders nicht in 
Deutſchland. Am klarſten waren ſich die Regierungen in Tokio, Waſhington 
und etwas ſpäter in London. In Petersburg dachte man an nichts Ge⸗ 
ringeres als an die Unterwerfung Chinas unter die ruſſiſche Oberherrſchaft. 
In Berlin dachte man nur an die Eroberung eines Teiles der chineſiſchen 
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Beute. Dagegen ſtimmten Tokio und Waſhington darin überein, daß die 
Zukunft Japans und der Vereinigten Staaten von der Integrität und der 
wirtſchaftlichen Erſchließung Chinas abhängt und daß Rußland viel zu 
ſchwach iſt, einen ernſten Kampf um China aufzunehmen. In England 
betrachtete man die chineſiſche Frage als einen Teil einer neu zu ordnenden 
britiſchen Politik, die die vollſtändig neue Weltlage nunmehr notwendig 
machte und deshalb nur in Verbindung mit dieſer zu löſen ſei. Für England 
beſtand das Neue vor allem darin, daß Europa ſeemächtig geworden iſt, 
wodurch die Politik der glänzenden Iſolierung Englands ihre Grundlage 
verloren hat. 

Zu Anfang des Jahres 1902, beim Abſchluß des ſüdafrikaniſchen Krieges, 
begann in London eine ernſte Unterſuchung der Weltlage und beſonders des 
britiſchen Reiches, das in Südafrika eine ſchwere Kriſe durchgemacht hatte. 
Der alte Lord Salisbury, der ſeit 1895 die auswärtigen Angelegenheiten 
geleitet hatte, fühlte ſich der neuen Lage nicht mehr gewachſen und trat aus 
dem Auswärtigen Amt aus. Seine Stelle wurde von Lord Lansdowne, 
einem Nachkommen Sir William Pettys, übernommen. Sei es, daß Lans⸗ 
downe ein tüchtiger politiſcher Kopf iſt, oder daß er ſich, im Gegenſatz zu 
ſeinem Vorgänger, von den ſtändigen und ſehr erfahrenen Beamten ſeines 
Reſſorts belehren läßt, jedenfalls begann ſeit ſeinem Eintritt in das Aus⸗ 
wärtige Amt die engliſche Politik eine ſyſtematiſche und ſichere zu werden. 
Die angeſtellte Unterſuchung ergab, daß erſtens die engliſche Politik darauf 
gerichtet ſein müſſe, das britiſche Reich zuſammenzufaſſen; zweitens, daß dieſe 
Zuſammenfaſſung von Rußland und Deutſchland gehemmt wird: von Ruß⸗ 
land in Aſien, von Deutſchland auf dem Meere. In der engliſchen Preſſe 
waren die Meinungen geteilt darüber, wie dieſe Schwierigkeiten am beſten 
überwunden werden könnten. Die meiſten Schriftſteller waren der Anſicht, 
daß ein Ausgleich mit Rußland nötig und auch möglich jet. Rußland wolle 
einen eisfreien Zugang zum Weltmeer; möge England ihm Bunder⸗Abbas 
am Perſiſchen Golf oder ihm den Bosporus öffnen. Dagegen hielten einige 
Schriftſteller einen Ausgleich mit Deutſchland für wünſchenswert und traten 
ein für eine engliſche Mitwirkung am Bau der Bagdadbahn, für eine An⸗ 
erkennung der deutſchen Einflußſphäre in China. In hochkonſervativen 
Kreiſen wurden ſogar Stimmen laut, Deutſchlands Pläne in Südamerika zu 
fördern, um in Amerika ein Gegengewicht gegen die Vereinigten Staaten zu 
haben. Lansdowne lehnte jedoch beide Meinungen ab; er meinte, man könnte 
Deutſchland nicht von Rußland trennen; Deutſchland würde zwar alle eng⸗ 
liſchen Konzeſſionen dankend annehmen, aber hübſch auf ſeiten Rußlands 
bleiben, wenn der engliſch-ruſſiſche Konflikt in Aſien akut werden ſollte; Eng⸗ 
land müſſe vielmehr in ſeiner Politik ſowohl mit der ruſſiſchen wie mit der 
deutſchen Feindſchaft rechnen; irgend ein Kompromiß ſei da unmöglich. Lans⸗ 
downe ſchloß ſich deshalb in Aſien den Anſichten Japans und der Ver⸗ 
einigten Staaten an und akzeptierte den ihm vom Marquis Ito im Januar 
1902 angebotenen Vertrag. Die Zeit der glänzenden Iſolierung war vorbei 
und England trat wieder in ein Syſtem von Bündniſſen ein. Seines Bundes⸗ 
genoſſen in Aſien ſicher, begann Lansdowne zu Ende des Jahres 1902 eine 
Annäherung mit Frankreich anzubahnen und der zwanzigjährigen Feindſchaft 
ein Ende zu machen, die mit der engliſchen Beſetzung Egyptens begonnen 
hatte, und die von Deutſchland zur Förderung ſeiner eigenen Intereſſen aus— 
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genutzt und geſchürt wurde. Ein Verſtändnis mit Frankreich war für Eng⸗ 
land aus zwei Gründen nötig: erſtens, um ſich ſeine Verbindungen im Mittel⸗ 
meer, deſſen weſtliche Hälfte durch die franzöſiſche Seemacht beherrſcht wird, 
zu ſichern; zweitens, um Deutſchland in Schach zu halten und den ſeit 1870 
beſtehenden deutſch⸗franzöſiſchen Gegenſatz ebenſo auszunutzen, wie Deutſchland 
den franzöſiſch-engliſchen Gegenſatz ſeit 1882 ausgenutzt hat. Lansdowne fand 
bei Delcafje, dem franzöſiſchen Miniſter des Außeren, das gewünſchte Ver⸗ 
ſtändnis, und beide machten ſich im Jahre 1903 daran, ein allgemeines Ab⸗ 
kommen zuſtande zu bringen, das auch im April 1904 unterzeichnet wurde. 
Egypten wurde den Engländern überlaſſen, Marokko den Franzoſen. Außer⸗ 
dem exiſtieren aus den letzten Jahren verſchiedene freundſchaftliche Abkommen 
zwiſchen England und Portugal, zwiſchen Frankreich und Italien, und in⸗ 
folge des franzöſiſch-engliſchen Abkommens auch ein franzöſiſch-ſpaniſches Ab: 
kommen, ſo daß alle wichtigen Mittelmeermächte in Freundſchaft mit England 
leben. Dazu kommt das Bündnis zwiſchen Frankreich und Rußland, ferner 
das Ergebnis des japaniſch-ruſſiſchen Krieges, das teilweiſe darin beſteht, daß 
Rußland auf lange Zeit hinaus aufgehört hat, eine Gefahr für England in 
Aſien zu ſein. Parallel mit dieſen Abmachungen und Vorgängen regelte 
Lansdowne alle Schwierigkeiten, die ſeit Jahrzehnten mit den Vereinigten 
Staaten beſtanden: die Beſeitigung des Cleyton-Bulwer-Vertrages über einen 
interozeaniſchen Kanal, dann die Abſteckung der Alaskagrenze. 

Man denke ſich nun die Poſition, die England zu Anfang des Jahres 1905 
in der Welt einnehmen konnte: die Mittelmeermächte dem deutſchen Einfluß 
entzogen; der Dreibund wertlos; Rußland zu Boden geworfen; Frankreich der 
offene Freund des britiſchen Reiches; Amerika nicht nur befriedigt, ſondern 
auch auf die Freundſchaft Englands angewieſen; alle britiſchen Seeverbindungen 
geſichert; Möglichkeit einer Konzentration der ganzen britiſchen Flotte um die 
Nordſee. | 

Seit Waterloo iſt die Stellung Englands nicht mehr fo ſtark geweſen. Und 
dies alles hat Marquis of Lansdowne in vier Jahren geleiſtet und blieb nach 
wie vor nur Marquis. Denn was kann ein König von England einem eng⸗ 
liſchen Lord geben? 

Dagegen wurde Deutſchland iſoliert und in ſeinen überſeeiſchen Plänen 
mattgeſetzt. Große Schwierigkeiten hat es Lansdowne nicht gekoſtet, ein ſolches 
Ergebnis herbeizuführen. Er hat dabei auch viel „Glück“ gehabt. Allein 
„Glück“ heißt gewöhnlich das Geſchick, die Fehler des Gegners auszunutzen. 
Und Fehler hat die deutſche Politik viele gemacht. Die Urſachen dieſer Fehler 
ſind teils in den ſozialen Verhältniſſen Deutſchlands zu finden, teils in den 
leitenden Perſönlichkeiten. Daß Deutſchland in ſeinem offenbaren Ausdehnungs⸗ 
drang nur dem allgemeinen Geſetz der bürgerlichen Geſellſchaft folgt, iſt 
zweifellos richtig. Aber es wird in ſeinem Ausdehnungsdrang erſtens durch 
den Mangel an innerer Freiheit gehindert. Solange die feudal-abſolutiſtiſchen 
Überrefte nicht beſeitigt find, kann ſich der moderne Imperialismus nicht durch⸗ 
ſetzen. Ein freieres Deutſchland wäre der natürliche Mittelpunkt für alle 
kleineren germaniſchen Völker, wie das holländiſche, däniſche und ſkandinaviſche. 
Dagegen fühlen dieſe ſich von einem unfreien Deutſchland abgeſtoßen. Nur 
die öſterreichiſchen Deutſchen, die unter noch unfreieren Verhältniſſen leben, 
erblicken in einem Anſchluß an das Reich einen Fortſchritt. Dann kann ein 
unfreies Deutſchland nicht die Verwaltungskräfte entwickeln, die zu einer erfolg⸗ 
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reichen Ausdehnungspolitik nötig ſind. Schließlich verlangt der moderne Im⸗ 
perialismus eine freie Diskuſſion der äußeren Politik, und dieſe wird in 
Deutſchland verpönt, da eben das ganze Verfaſſungsleben undemokratiſch iſt. 
Hierzu kommen perſönliche Faktoren. Man verſteht in Deutſchland nicht das 
Geſetz der Konzentration in der Politik. Man wirft ſich auf viele Objekte, 
zerſplittert die Kraft und erregt überall Mißtrauen. Konzentration iſt mit 
Opfern verbunden. Man muß vieles opfern, um nur ein einziges Objekt im 
Auge zu haben. Dies ſetzt einen disziplinierten Willen voraus. Und der poli- 
tiſche Wille einer leitenden Perſönlichkeit kann nur durch öffentliche Kritik, und 
zuweilen durch rückſichtsloſe Kritik, diszipliniert werden. Iſt aber eine ſolche 
Kritik in Deutſchland möglich? Gewiß nicht. Deutſchland hat ſich in den 
letzten fünfzehn Jahren Einflußſphären ſchaffen wollen in Kleinaſien, wo es 
gegen die ruſſiſchen Intereſſen verſtieß; dann in Südafrika, wo es gegen die 
britiſchen Intereſſen verſtieß; gleichzeitig in Südamerika, wo es auf die Monroe— 
doktrin ſtieß. Und das ſind die ſtärkſten Mächte geweſen, gegen die man nicht 
gleichzeitig kämpfen konnte. Ein Feldmarſchall, der eine ſolche Strategie ver- 
folgte, wäre in wenigen Tagen ein geſchlagener Mann. Das iſt doch den 
Deutſchen aus den Schriften von Clauſewitz wohl bekannt. Und vieles, was 
Clauſewitz über den Krieg ſagt, gilt auch für die praktiſche Politik. 

In den Jahren 1898 bis 1901 hat England Verſuche gemacht, Deutſch⸗ 
land zu gewinnen und ſeiner Politik eine beſtimmte Richtung zu geben. Aber 
die deutſche Diplomatie konnte ſich nicht meiſterhaft beſchränken. Was blieb 
denn England anders übrig, als es mit Japan und Frankreich zu verſuchen 
und Deutſchland zur Vernunft zu bringen. Im April 1904 ſah ſich Deutſch⸗ 
land im Netze gefangen, aber es mußte gute Miene zum böſen Spiele machen, 
da noch das ruſſiſche Geſpenſt nicht gelegt war. Erſt nach den Schlachten 
am Schaho, bei Mukden und bei Tſuſchima machte die deutſche Diplomatie 
einen kräftigen Verſuch, einige Maſchen des Netzes durchzubeißen. Dies war 
das Auftreten Deutſchlands gegen Frankreich wegen Marokkos. Aber die Art 
und Weiſe, wie das franzöſiſche Kabinett aufgefordert wurde, Delcaſſs zu ent⸗ 
laſſen und das Marokko⸗Abkommen zu revidieren, dürfte kaum geeignet ſein, 
ein neues, der deutſchen Politik günſtigeres Gleichgewicht der Mächte herzu⸗ 
ſtellen. Dieſer Eindruck iſt in Frankreich allgemein. Noch mehr: das deutſche 
Auftreten könnte als eine Beſtätigung der engliſchen Behauptung aufgefaßt 
werden, daß Deutſchland nach der Hegemonie Europas und des Atlantiſchen 
Ozeans ſtrebe. Wie käme denn Deutſchland ſonſt dazu, ſich in die inneren 
Angelegenheiten Frankreichs zu miſchen und noch obendrein das Verlangen zu 
ſtellen, einen Vertrag einiger europäiſchen Mächte zur deutſchen Begutachtung 
vorzulegen! Daß Marokko vor vierundzwanzig Jahren der Gegenſtand einer 
internationalen Konferenz war, iſt noch kein Grund, ein ſolches Verlangen zu 
ſtellen. Warum haben denn zum Beiſpiel Rußland und Oſterreich ihr Balkan⸗ 
Abkommen vom Jahre 1897 den Mächten des Berliner Kongreſſes nicht mit⸗ 
geteilt? Und wenn es überhaupt ein europäiſches Konzert gibt, ſo doch ſicherlich 
über die orientaliſche Frage. 

Der deutſche Erfolg gegenüber Frankreich iſt übrigens nur ein ſcheinbarer. 
Er hat aber die allgemeine diplomatiſche Lage Deutſchlands noch verſchlimmert. 
Er hat bei allen Mächten den Eindruck hinterlaſſen, daß Deutſchland jede 
Gelegenheit ergreifen wird, ſeine Expanſionspläne rückſichtslos durchzuſetzen. 
Unter dieſem Eindruck wandten ſich England und Frankreich an das 
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Waſhingtoner Kabinett, zwiſchen Tokio und Petersburg Friedensunterhand⸗ 
lungen einzuleiten, um dem Kriege ein Ende zu machen und Rußland nich! 
zu ſehr ſchwächen zu laſſen, da dieſes zum Schutze Frankreichs gegen Deutſch⸗ 
land nötig ſei. Das Bedürfnis nach Frieden wurde — infolge des deutſchen 
Auftretens — in Europa fühlbar. Es iſt die geſtörte europäiſche Lage, die 
die ſoeben eingeleiteten Friedensunterhandlungen beherrfcht. - 


Zur Taktik der Sozialdemokratie. 
Betrachtungen eines Lohnarbeiters. 
Von Otto Geithner. 
„ . . Da ich Gelegenheit fand, auf den friedfertigen Opportu⸗ 
nismus .. . und das friſch⸗fromm⸗fröhlich⸗freie „Hineinwachſen“ 
der ‚alten Sauerei in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft“ loszuhauen.“ 


(Brief von Friedr. Engels an Kautsky 1891, 
„Neue Zeit“, XX, I, S. 5.) 


Da wir auf dem kommenden Parteitag in Jena ſowohl bei der Frage der 
Maifeier als auch bei der über den „Generalſtreik“ eine ausführliche Erörterung 
über Taktik zu erwarten haben, ſo ſei es auch einem Lohnarbeiter einmal ge⸗ 
ſtattet, in dieſer Zeitſchrift ſeine Meinung über einige Vorkommniſſe der letzten 
Zeit zu ſagen und dabei zugleich einige Streiflichter auf unſere heutige Taktik 
und auf die Notwendigkeit ihrer revolutionären Vertiefung zu werfen. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß ich bei meinen Ausführungen gezwungen bin, mir die 
größtmögliche Beſchränkung aufzuerlegen, weshalb ich auch nur aus der Fülle 
der Erſcheinungen einige herausnehme, um ſie kritiſch zu zergliedern und um 
daran zu prüfen, welche Taktik das Proletariat einzuſchlagen hat. 

Da muß ich nun zunächſt gegen den „Vorwärts“ wiederholen, was Genoſſe 
Julian Borchardt über unſere Provinzpreſſe ſagte. Der „Vorwärts“ erfüllt 
ſeine Aufgabe, auch eine theoretiſche Schulung ſeiner Leſer zu bewirken, abſolut 
nicht. Ein wirklich wertvoller wiſſenſchaftlicher Artikel wird immer ſeltener in 
ihm. Ich geſtehe ganz offen, daß mir die 92000 Abonnenten durch eine An⸗ 
näherung an die „Berliner Morgenpoſt“ zu teuer erkauft worden ſind und mir, 
ſo wenig ich als Demokrat auf dem Standpunkt ſektiereriſcher Beſchränkung 
ſtehen kann, die Hälfte Abonnenten mehr wären, wenn ich dafür die Gewähr 
hätte, nur ſozialiſtiſch geſchulte Genoſſen als Abonnenten zu haben. Mir 
kommt es nicht darauf an, daß der „Vorwärts“ das Organ für Hinz und Kunz 
ſein kann, ſondern die qualitative Verbeſſerung ſteht mir über der quantitativen 
Vermehrung. Wie wenig der „Vorwärts“ ſelbſt in den internſten Parteifragen 
ſeine Aufgabe erfüllt, beweiſen die ewigen Klagen auf unſeren Parteitagen, daß 
er nicht zur „Stellungnahme“ zu bringen iſt. Er markiert auch in unſeren 
Parteikämpfen und Diskuſſionen die „unparteiiſche Preſſe“, um nicht rechts 
und links anzuſtoßen und er verſtärkt dadurch die Verwirrung und Unſicherheit. 

Nun einige Worte über die Leitung der Streiks. Schon ſeit langer Zeit 
gehen die Beſtrebungen der Verbandsvorſtände der Zentralverbände darauf 
hinaus, das alleinige Beſtimmungsrecht darüber zu haben, ob ein Streik ein 
„berechtigter“, alſo auch unterſtützungsberechtigter iſt. Die Verbandsvorſtände 
argumentieren dabei ſo: „Haben die Verbandsvorſtände in der Hauptſache die 
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Mittel zu beſchaffen, ſo haben ſie auch die Entſcheidung zu treffen“ („Korreſpon⸗ 
denzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands“, 7. Jahrgang, Nr. 28). Das ſieht 
ſo aus, als ob die armen Verbandsfunktionäre die Koſten der Lohnbewegungen 
aus ihrer Taſche zu decken hätten und die Kaſſen die Hauptſache wären, die 
Lohnbewegungen läſtige Nebenerſcheinungen der Gewerkſchaftsbewegung. Wir 
kommen auf dieſe Weiſe, nur von einer anderen Seite her, zu denſelben 
Nietzſcheſchen Übermenſchen, die allein von ihrem hohen Piedeſtal aus entſcheiden 
können, ob ein Streik „wirklich berechtigt“ iſt, während ſich die Maſſe der Mit⸗ 
glieder einfach zu fügen hat. Es iſt immer wieder das alte Lied von der 
dumpfen, trägen Maſſe, die von „oben“ herunter geleithammelt werden müßte, 
das Lied, das der Genoſſe Bernhard in feinem berüchtigten „Parteimoral“- 
Artikel fang, dasſelbe Lied, dem kürzlich Herr Tiſchendörfer im „Korreſpondenz⸗ 
blatt der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands“ folgende wunder— 
ſchöne Melodie gab: „Die ‚Mafje‘ fühlt ſich bei ihren beſchränkten Kennt⸗ 
niſſen nicht nur ſehr wohl, ſondern kommt ſich noch außerordentlich klug 
vor. ...“ Er führt dann weiter aus, daß im Kampfe mit dieſer verblödeten 
Maſſe „fortgeſchrittene Gewerkſchaftsführer deshalb vielfach zu einem geradezu 
traurigen Daſein verurteilt ſeien“. Sie müſſen oft „entgegen ihrer eigenen 
Überzeugung Dinge jagen, welche die Maſſe ‚vertragen‘ kann“, und haben nur 
den einen Troſt, „daß die Maſſe erſt durch Schaden klug werden“ würde, und 
daß ſie die Sache ſo „ſchieben können, wie es ihrer weiſen Einſicht entſpricht“, 
entgegen den Beſchlüſſen ihrer Kampfgenoſſen und Auftraggeber. Und in einer 
Replik an den „Vorwärts“ führt Herr Tiſchendörfer aus, daß er nur die Er⸗ 
lebniſſe ſozialdemokratiſcher Gewerkſchaftsführer verarbeitet habe, und kon⸗ 
ſtatiert, „daß ſozialdemokratiſche Gewerkſchaftsführer den Ausführungen ſeines 
Artikels“, der gleichzeitig für „tendenzloſe Wiſſenſchaft“ eintrat, „durchaus zu⸗ 
geſtimmt haben“. Bis jetzt hat ſich meines Wiſſens kein „Gewerkſchaftsführer“ 
veranlaßt geſehen, gegen dieſe Verdächtigungen zu proteſtieren. Freilich, wer 
da weiß, welch eigentümliche Vorſtellungen ſelbſt über das Weſen des Sozia⸗ 
lismus und des Klaſſenkampfes ſowie über die Klaſſengegenſätze in manchen 
gewerkſchaftlichen Kreiſen herrſchen, der wird ſich über nichts mehr wundern. 
Man betrachte nur die Schildbachſchen Ausführungen in „Der Zunftgedanke im 
Tarifvertrag“, in denen er als eine der größten Errungenſchaften der „modernen“ 
Arbeiterbewegung die Auferſtehung des Zunftgedankens feiert. 

„Zur Grundlage eines ſoliden Produktionspreiſes gehörte dann auch — da 
die Arbeitskraft noch einen weſentlich höheren Beſtandteil des Produktions- 
prozeſſes bildete, als heute im Zeitalter der Maſchinen — eine gewiſſe Rege⸗ 
lung der Löhne, wie fie als ‚Lohnordnung‘ im Baugewerk in einigen privi⸗ 
legierten, teilweiſe örtlich begrenzten Branchen der Metall und Textilinduſtrie 
beſtimmt, in anderen Gewerben allem Anſchein nach beſtanden haben. ... Die 
Organiſationsloſigkeit der Gewerbe drängte die Arbeiter auf den Weg der 
Revolte, bis endlich die gewerkſchaftliche Organiſation der Arbeiter den Be⸗ 
wegungen klare Ziele ſetzte, die — bezeichnend genug für den | ozialiſtiſchen 
Geiſt der Zunft — in denſelben Forderungen und denſelben Einrichtungen 
gipfelte, welche ehedem der Geiſt des induſtriellen Liberalismus zerſtört hatte.“ 

Was iſt nun der „Geiſt des induſtriellen Liberalismus“ anders als der des 
„uneingeſchränkten Rechtes des Privateigentums“? 


1 „Neue Zeit“, XXIII, 1, S. 204/205. 
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Die berühmte Parole des „laisser faire“, eine hiſtoriſch notwendige Forde⸗ 
rung, entſprungen den Bedürfniſſen einer Produktion, welche alle ſtaatlichen 
Bevormundungen und alle Schranken von Zunft- und Provinzialverordnungen, 
die der freien Konkurrenz entgegenſtanden, niederrennen mußte, das iſt der 
eigentliche Geiſt des „induſtriellen Liberalismus“. Gewiß, auch wir betrachten 
den Geiſt dieſes „induſtriellen Liberalismus“ als einen Hemmſchuh der modernen 
Entwicklung, ohne ihn jedoch dadurch überwinden zu wollen, daß wir den noch 
unmöglicheren „Zunftgeiſt“ wieder heraufbeſchwören, ſondern dadurch, daß 
wir auf höherer Stufenleiter die Vorteile beider Produktionsweiſen, nämlich 
größtmögliche Steigerung der Produktivität der Arbeit und Sicherung der 
Exiſtenz der Arbeiter, in die ſozialiſtiſche Produktionsweiſe aufzulöſen gedenken. 
In der Forderung des Genoſſen Schildbach liegt das unbewußte Eingeſtändnis 
der Unmöglichkeit, auf anderem als revolutionär-ſozialiſtiſchem Boden den 
Kapitalismus zu beſeitigen. Die große hiſtoriſche Aufgabe, welche die Gewerk⸗ 
ſchaften haben, liegt darin, für die Arbeiterklaſſe die Konjunktur des Marktes 
auszunutzen, die kapitaliſtiſche Ausbeutung in „normale Schranken“ zu weiſen 
und nach Möglichkeit die Mehrwertsrate zu verringern. Anders bei Genoſſe 
Schildbach. Er ſieht den Zweck der gewerkſchaftlichen Organiſationen nicht darin, 
die Ausbeutung des Arbeiters zu verringern, reſpektive aufzuhalten, ſondern 
darin, gemeinſchaftlich mit den Unternehmerorganiſationen die Ausbeutung der 
Konſumenten zu betreiben. Wahrhaftig ein großes, erhabenes Ziel, den Schweiß 
der Edlen wert! Nicht in der Aufhebung, ſondern in der „Sozialiſierung“ 
der Ausbeutung liegt hier das ſozialiſtiſche Endziel des Proletariats! 

Aber ſelbſt dieſe Entwicklung der gewerkſchaftlichen Taktik hat ihren be⸗ 
grenzten Spielraum, da ſie nur dort Anwendung findet, wo das Kapital 
allein nicht ſtark genug iſt, die Preiſe zu diktieren. Nur in denjenigen Pro⸗ 
duktionszweigen, wo ein handwerksmäßiger Betrieb vorherrſcht und deshalb die 
Konkurrenz unter den Unternehmern eine größere iſt, oder aber in kleineren 
Gewerbegruppen verſtehen ſich Kapitaliſten dazu, mit „ihrer“ Arbeiterſchaft den 
Profit zu teilen, natürlich gewöhnlich ſo, daß die Arbeiter die über den Löffel 
Barbierten ſind. 

In großen Induſtrien, wo eine gewaltige Kapitalakkumulation ſtattgefunden 
hat, ja Vorausſetzung iſt, Hand in Hand damit aber auch Kapital- und 
Betriebskonzentration geht, wie die der Großeiſeninduſtrie, und vor allem im 
Kohlenbergbau, wo die Rieſenkartelle die Produktionspreiſe ſelbſtherrlich feſt⸗ 
ſetzen können, da fällt das Ideal der Tarifverträge und die „konſtitutionelle 
Fabrik“ in ſich zuſammen. Kann bei der mehr handwerksmäßigen Betriebs⸗ 
weiſe der Abſchluß von Tarifverträgen immerhin noch die Möglichkeit bieten, 
den degenerierenden Einfluß der Konkurrenzverhältniſſe des Marktes auf die 
betreffenden Arbeiterſchichten aufzuhalten, ſo nur deshalb, weil ſich die poli⸗ 
tiſchen Verhältniſſe einer durchgreifenden Arbeiterſchutzgeſetzgebung nicht günſtig 
zeigen. Weil die herrſchenden Klaſſen in den Parlamenten wie in den Regie⸗ 
rungen, welch letztere ja nur „Handlanger“ der Kapitaliſten ſind, ſelbſt einer 
„Sanierung“ kapitaliſtiſcher Zuſtände feindlich gegenüberſtehen, iſt die Arbeiter⸗ 
ſchaft auch hier auf die „Selbſthilfe“ angewieſen. Dieſe Anwendung der Selbſt⸗ 
hilfe iſt aber nur dann geraten, wenn hinter ihr die klare ſozialiſtiſche Er- 
kenntnis ſteht, denn nur damit bietet ſie die Gewähr, daß nicht auf Koſten der 
Geſamtarbeiterſchaft für beſtimmte Berufe Vorteile erreicht werden. Die Tat⸗ 
ſachen, die bekanntlich „hartnäckige Dinge“ ſind, zeigen uns, daß in denjenigen 
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Berufen, in denen die kapitaliſtiſche Konkurrenz noch rückſtändige Produktions⸗ 
weiſen beſtehen läßt, wie zum Teil in der Korbmacherei, Schuhmacherei, land⸗ 
wirtſchaftlichen Kleinbetrieben, Spielwareninduſtrie uſw., beſonders aber in der 
Tabak⸗ und Konfektionsinduſtrie, wo die Betriebswerkſtätten gegen die mörderiſche 
Konkurrenz der Hausinduſtrie nicht aufkommen können, an den Abſchluß von 
Tarifverträgen nicht zu denken iſt. Hier iſt die berühmte „Selbſthilfe“ machtlos 
und Staatshilfe geboten, natürlich nur in dem Sinne, daß die politiſche 
Macht des Proletariats durch die Geſetzgebung der kapitaliſtiſchen Aus— 
beutung Schranken ſetzt, reſpektive dieſe aufhebt. 

Selbſt ein Kapitaliſtenblatt wie die „Kölniſche Zeitung“ bemerkt: „Erfreu⸗ 
licherweiſe macht die Neigung, in derartigen Verträgen eine lediglich einſeitige 
Bindung der Arbeitgeber zu ſehen, bei dieſen einer immer größeren Wert⸗ 
ſchätzung Platz.“ Aber leider habe ſich die Großinduſtrie an ſolchen kollektiven 
Arbeitsverträgen bisher nur ſehr wenig beteiligt, obgleich ſie ein beſonders 
großes Intereſſe an Tarifverträgen habe. Warum das Kapitaliſtenblatt ein 
lebhaftes Intereſſe für den Abſchluß von Tarifverträgen hat, geſteht es mit 
den Worten: 

„Man muß das (Nichtvorhandenſein von Tarifverträgen) um ſo mehr 
bedauern, als die langfriſtigen Tarifverträge einer der weſentlichſten Punkte 
find, an denen die Stellung der Gewerkſchaften zu den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen ſich unverkennbar ſcheiden von der Auffaſſung der marxiſtiſchen 
Sozialdemokratie und wo der Standpunkt des Klaſſenkampfes verlaſſen 
wird. Mit großer Schärfe kam das Aufgeben des Klaſſenkampfes zum 
Ausdruck in dem Referat über die Tarifgemeinſchaft auf dem allgemeinen Ge⸗ 
werkſchaftskongreß zu Frankfurt a. M. 1899, deſſen erdrückende Mehrheit ſich 
die dabei entwickelten Geſichtspunkte zu eigen machte. Aber abgeſehen von 
dieſer erzieheriſchen Wirkung auf die Arbeiterſchaft machen ſich die Opfer, 

welche die Ausſtände den Beteiligten auferlegen, und die ſchweren Schädi⸗ 
gungen, die ſie dem Gewerbe zufügen, dringend wünſchenswert, daß, ſo—⸗ 
weit als möglich, durch Abſchluß von Verträgen wenigſtens für geraume Zeit 
das Wirtſchaftsleben vor Störungen bewahrt und der gewerblichen Tätigkeit 
die Möglichkeit gegeben wird, ſich in ſichere Verhältniſſe einzurichten.“ 

Wie unangenehm der „Kölniſchen“ die Ausſtände ſind, ja ſchon die Ein⸗ 
leitung einer Lohnbewegung, geht daraus hervor, daß ſie rät: „daß das Ein⸗ 
greifen (von Schiedsgerichten) zu einem möglichſt frühen Zeitpunkt erfolgen 
ſoll, womöglich noch ehe es zum Ausſtand gekommen iſt. Mit dem Ausſtand 
wächſt die Erbitterung der ſtreitenden Parteien, vergrößert ſich der Kreis 
der Beteiligten, nimmt die Zahl der Streitpunkte zu.. ..“ 

Hand in Hand mit der „Kölniſchen Zeitung“ geht auch der „Vorwärts“, 
der aus Anlaß der Beendigung der Holzarbeiterausſperrung in Berlin es 
als einen „Sieg“ betrachtete, daß der Holzarbeiterverband nicht vernichtet 

iſt und ein Tarifvertrag zum Abſchluß kam. Er ſchreibt: „Nach alledem 
ergibt ſich als das Reſultat des fünfzehn Wochen währenden Kampfes: Der 
Holzarbeiterverband hat bewieſen, daß er durch den ſchärfſten Angriff, deſſen 
die Unternehmer der Holzinduſtrie fähig ſind, nicht beſiegt, ja nicht einmal 
in ſeiner Macht und ſeinem Einfluß geſchädigt werden kann. Die Unter⸗ 
nehmer mußten wohl oder übel dieſe Tatſache anerkennen und einen Vertrag 
mit den organiſierten Arbeitern abſchließen, der an die Stelle der Willkür feſt⸗ 
umgrenzte, beide Teile verpflichtende Beſtimmungen, an die Stelle des Unter⸗ 
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nehmerabſolutismus ein ſozuſagen konſtitutionelles Verhältnis ſetzt. Die Arbeiter 
brauchen nicht mehr durch Streiks, die ihnen Opfer koſten und nicht 
immer Erfolg haben, in jedem Einzelfall um ihr Recht zu kämpfen, es muß 
ihnen vielmehr werden, ohne daß ſie Opfer zu bringen und Kämpfe zu liefern 
haben.“ Und: „So iſt für die Berliner Holzinduſtrie ein Vertragsverhältnis 
geſchaffen, welches für längere Zeit ſtabile Lohn- und Arbeitsverhältniſſe ſchafft.“ 

Das Ideal der „Kölniſchen“ iſt alſo erreicht. Wenn man aber einmal im 
Siegefeiern ſchwelgt, ſo iſt es auch nicht verwunderlich, wenn vom „Vorwärts“ 
noch folgender Hymnus auf den paritätiſchen Arbeitsnachweis angeſtimmt wird. 
„Außer dieſer zweifelloſen Errungenſchaft (Sicherung des Lohnes mit 95 Prozent 
des durchſchnittlichen Lohnes) bringt der Vertrag noch eine andere, deren Be 
deutung nicht unterſchätzt werden darf. Der Arbeitsnachweis der Tiſchlerinnung, 
der eingerichtet worden iſt als eine Stelle der Kontrolle und Maßregelung ‚miß⸗ 
liebiger‘ Arbeiter, muß beſeitigt werden, und an jeine Stelle tritt ein pari⸗ 
tätiſcher Arbeitsnachweis, der zu gleichen Teilen von Arbeitern und Arbeit⸗ 
gebern verwaltet wird. Auch hier iſt den Arbeitern ein Mitbeſtimmungsrecht 
geſichert, welches ihnen die Unternehmer bisher hartnäckig vorenthielten.“ Ja, 
ja, man wird beſcheiden. Die Umwandlung des völlig bedeutungsloſen 
Innungsarbeitsnachweiſes in einen paritätiſchen Nachweis iſt auch ein Sieg, 
der um ſo „bedeutungsvoller“ wird, wenn man weiß, daß dadurch der gut 
funktionierende Arbeitsnachweis des Verbandes — unter den Tiſch fiel. Eine 
Konzeſſion an die Unternehmer, die der Verbandsleitung die meiſte Entrüſtung 
aus den Mitgliederkreiſen eingetragen hat, wird hier zum Siege! 

Durch alle dieſe Beſtrebungen und Maßnahmen zieht ſich wie ein roter 
Faden das Bedürfnis nach Ruhe, lange vorher ſchon, ehe ihm auf dem letzten 
Gewerkſchaftskongreß Bömelburg die klaſſiſche Formel gegeben hat: „Zum 
Weiterſtreben bedürfen wir der Ruhe.“ Es gibt ja auch ſchon Beiſpiele in der 
Geſchichte, wo dieſem Ruhebedürfnis Rechnung getragen wurde, nämlich die 
engliſchen Gewerkſchaften. Genoſſe Guſtav Jaeckh berichtet in ſeiner vortreff⸗ 
lichen „Geſchichte der Internationale“ einiges von den Früchten dieſes „Ideals“, 
auf das die Gewerkſchaften mit vollen Segeln losſteuern. Ä 

Faſt alle Berichte der Gewerkſchaftsvorſtände jammern über die Mitglieder: 
fluktuationen trotz der „Vorteile“, die die Organiſationen bieten; wenn es auch 
beſſer geworden iſt durch dieſe Unterſtützungseinrichtungen, ſo bedenken die 
Vorſtände nicht, daß bei der Agitation für die Verbände faſt nur noch auf 
dieſe „Vorteile“ aufmerkſam gemacht wird, nicht aber darauf, daß der 
Klaſſenkampf Opfer, Kraft und Heroismus erfordert. Man „verkauft ſich 
eben nicht mehr mit Haut und Haaren einer politiſchen Partei“. | | 

Es gibt freilich auch bei uns und nicht bloß in England Gewerkſchafts⸗ 
beamte, deren „Ideal“ die „erſte Million“ Verbandsvermögen iſt und die mit 
ſchwärmeriſcher Verehrung an dieſes Ideal denken. Gefüllte Kaſſen, leiſtungs⸗ 
fähige Unterſtützungseinrichtungen und „ſozialer Friede“, ganz wie bei der 
Bourgeoiſie, die auch friedliebend wurde, ſobald ihre ſozialen Entwicklungs⸗ 
bedingungen Erſchütterungen, wie ſie Kriege uſw. darſtellen, nicht mehr vertragen 
konnten, und deshalb verpönten. Die Beſorgung dieſes gewaltigen Unterſtützungs⸗ 
weſens bringt, wie die beiden Webbs, die Geſchichtsſchreiber des britiſchen Trade 
Unionismus, jo zutreffend konſtatieren: „ihre eigene Idioſynkraſie mit ſich“.! 


S. und B. Webb, „Geſchichte des britiſchen Trade Unionismus“, S. 269. 
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Manche dieſer Beamten wundern ſich dann, daß ihnen die Bewegung über 
den Kopf wächſt und daß die Arbeitermaſſen eine politiſche Reife entwickeln, 
zu der ſich viele von dieſen „Führern“ oft nicht aufſchwingen können. 

Freilich, wir ſozialiſtiſchen Gewerkſchaftler ſind jetzt übel daran. Gerade 
die Frage, die uns bei unſerer revolutionären Propaganda eine der wichtigſten 
zu ſein ſcheint, iſt für uns verboten, zu diskutieren, denn „der Kongreß 
der Gewerkſchaften Deutſchlands empfiehlt der organiſierten Arbeiterſchaft, 
ſolchen Verſuchen (durch die Propagierung des politiſchen Maſſen— 
ſtreiks eine beſtimmte Taktik feſtlegen“ zu wollen) energiſch entgegenzutreten“. 

Das gerade Gegenteil iſt richtig. Was uns bitter not tut, iſt, theoretiſche 
Erkenntniſſe zu verbreiten. 

„Was ihnen fehlte (den engliſchen Gewerkſchaftsführern), das war die theo⸗ 
retiſche Grundlage, der Sinn für die Verallgemeinerung. Sie waren nie etwas 
anderes geweſen, als „grundſatzloſe Opportuniſten“, ſchreibt Jaeckh ſehr richtig. 
Je mehr ſich die Klaſſenkämpfe zuſpitzen, um ſo fühlbarer wird die Notwendig⸗ 
keit, daß „die Leiter gewerkſchaftlicher Aktionen Politiker großen Stiles werden 
müſſen, die neben einem weiten Blicke die Erkenntnis der tieferen ökonomiſchen 
Zuſammenhänge, der Beziehungen zwiſchen Politik und Okonomie beſitzen und 
in engſter Fühlung mit der Geſamtbewegung des Proletariats ſtehen“.“ 

überall ſehen wir, daß die herrſchenden Klaſſen beſtrebt find, die wenigen 
Rechte der Arbeiterſchaft zu verkümmern. Dem Wahlrechtsraub in Sachſen 
folgten Hamburg, Dresden, Lübeck, Württembergs Verfaſſungskampf uſw. 
Die Behandlung des Kontraktbruchgeſetzes gegen die Landarbeiter im Gegen⸗ 
ſatz zur Reichsverfaſſung zeigte die Junkerclique in ihrer revolutionären 
Größe. Die ſtolpern nicht über die „Zwirnsfäden“ der Reichsverfaſſung, für 
die iſt nur die eine Frage maßgebend: „Was nutzt uns?“ Auch die Behand⸗ 
lung der Kanalvorlage kann der Arbeiterſchaft als Muſter dienen. Es gibt 
keine konſervativen Scharfmacher, die „Friedſamkeit“ und „Geſetzlichkeit“ predigen. 
Gewiß erſtreben wir eine friedliche Löſung der ſozialen Frage, aber eben eine 
Löſung auf jeden Fall, nicht aber Friedfertigkeit auf jeden Fall. 
Unſer Wollen und Wünſchen iſt eben nicht allein maßgebend, deshalb ſtimme 
ich auch der Genoſſin Roland-Holſt zu, wenn ſie ſchreibt:“ „Aber das 
kämpfende Proletariat iſt zum Glücke für die Sache der Menſchheit ſolchem 
Troſte (daß die moraliſche Verurteilung auf die Urheber des eventuellen Staats⸗ 
ſtreichs zurückfällt) nicht zugänglich. Es brennt vor Begierde, ſo ſchnell als 
möglich ans Ziel zu kommen. Es will handeln und findet für den Raub 
ſeiner Rechte keinen Erſatz in ethiſchen Betrachtungen über die ‚ewige Ge⸗ 
rechtigkeit ſeiner Sache“.“ Was uns allen not tut, iſt die Beherzigung des 
Dantonſchen Wortes: Das erſte Erfordernis eines großen Kampfes iſt „Kühn⸗ 
heit, Kühnheit und noch einmal Kühnheit“. Wer aber nur von einer zahlen⸗ 
mäßigen Stärkung der Gewerkſchaften das Heil erwartet, der wird vielleicht 
noch manche Enttäuſchung erleben. Sind doch die gewerkſchaftlich Organiſierten 
kaum 15 Prozent der geſamten gewerblichen Lohnarbeiter, deren Zahl 1895 
ſchon faſt 7 Millionen betrug und jetzt nach zehn Jahren ſicher die neunte 
Million faſt erreicht haben dürfte. Rechnen wir aber alle Lohnarbeiter, auch 
die landwirtſchaftlichen hinzu, ſo kommen wir auf ungefähr 18 Millionen 


1 Jaeckh, „Internationale“, S. 152. 
2 Kautsky, Vorwort zu Roland-Holſts „Generalſtreik und Sozialdemokratie“. 
3 Ebendaſelbſt, S. 127. 
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und damit ſchrumpft das Verhältnis der 1¾ Million Organiſierten auf höchſtens 
7 bis 8 Prozent zuſammen. 

Und wer ſchon im voraus auf die abſolute Unmöglichkeit eines General⸗ 
ſtreiks ſich verſteift, dem antworte ich mit Genoſſen Hilferding: „Der General⸗ 
ſtreik muß möglich ſein, ſoll anders der Sieg des Sozialismus, der Sieg des 
Proletariats möglich ſein. . .. Die Verneinung der Möglichkeit des General⸗ 
ſtreiks bedeutet, wenn nicht eine Gedankenloſigkeit, ſo eine Selbſtaufgabe des 
Proletariats.“ 

Freilich, die Kleingläubigkeit in unſeren eigenen Reihen wird nicht dazu 
beitragen, den Entwicklungsprozeß zu beſchleunigen. Leſen wir doch bei Bern⸗ 
ſtein:? „Trotz der großen Fortſchritte, welche die Arbeiterklaſſe in intellektueller, 
politiſcher und gewerblicher Hinſicht ſeit den Tagen gemacht hat, wo Marx 
und Engels ſchrieben, halte ich ſie doch ſelbſt heute noch nicht für entwickelt 
genug, die politiſche Herrſchaft zu übernehmen.“ 

Leider gibt es noch Sozialiſten und Gewerkſchaftsführer, die wohl das 
Intereſſe ihrer engeren Berufsgenoſſen wirkſam vertreten, aber den Blick für 
das Ganze vollſtändig verloren haben. Indem ſie ihre ungeteilte Aufmerkſam⸗ 
keit einem engen Intereſſenkreis zuwenden, ſehen ſie wohl, daß ein Teil dieſes 
Kreiſes ſich günſtigere Lebens- und Arbeitsbedingungen erringt, ſchlußfolgern 
aber dann ſchablonenhaft, daß „die Lebenslage des geſamten Proletariats ſich 
mächtig gehoben hat“. Ein ſchlimmer Trugſchluß! i 

In unſerer ganzen Preſſe muß fortgeſetzt die Unvereinbarkeit und der 
ſchroffe Gegenſatz zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Weltanſchauung 
hervorgehoben und der unverſöhnliche Klaſſencharakter der Arbeiterbewegung 
energiſcher als bisher zum Ausdruck gebracht werden. Unſere Preſſe muß 
wieder mehr ſowohl einen propagandiſtiſchen Charakter als auch den einer 
wiſſenſchaftlichen Fundgrube annehmen, wie es früher der Fall war. Niemals 
war wiſſenſchaftliche Klarheit notwendiger als jetzt, wo die Klaſſenkämpfe 
immer mehr die Form von „Machtproben“ annehmen. Nicht Ruhe, ſondern 
Kampfbereitſchaft tut uns not! 


Politiſcher Maffenftreik und politiſche Krifis. 
Don Paul Zenfch, Leipzig. 


Es iſt wie in einer Periode ungeheurer Erdrevolutionen, wo himmelhohe 
Berge zuſammenſtürzen und vom Meere verſchlungen werden und an anderer 
Stelle die Fluten wieder zurückweichen müſſen vor plötzlich aus der Tiefe auf⸗ 
tauchenden ungeahnten Kontinenten. Da dauert es eine geraume Zeit, bis 
aus dem Chaos ſich die Umriſſe einer neuen Erdoberfläche abheben, die für 
eine geraume Zukunft die Grundlage von Werden und Vergehen bieten ſoll. 
Erſt allmählich treten die aus ihrem Gleichgewicht geriſſenen Elemente in den 
Zuſtand der Ruhe zurück, nachdem ſie ihre neuen Schwerpunkte gefunden haben. 

In einem derartigen Zuſtand befinden ſich augenblicklich die politiſchen 
Verhältniſſe der europäiſchen Staaten. Die Grundlage, auf der ſich das poli⸗ 
tiſche Syſtem Europas aufbaute, war die Schiedsrichterrolle Rußlands auf dem 
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Kontinente. Jetzt, wo Rußland durch Japans derbe Schläge vom Stuhl ge— 
ſtoßen iſt, fällt das ganze politiſche Syſtem Europas zuſammen wie ein Karten⸗ 
haus. Die politiſchen Kräfte Europas drängen zu einer neuen Konſolidierung, 
und dieſes Drängen offenbart ſich auf der einen Seite durch neue Bündnis⸗ 
konſtellationen, auf der andern durch fortwährende Kriegsgerüchte. Bald ſoll 
Frankreich am Vorabend eines Krieges mit Deutſchland ſtehen, bald Eng⸗ 
land, bald ſoll ſich das Verhältnis zwiſchen England und Frankreich zu einem 
Bündnis verengen, bald das von Deutſchland und Rußland. Jedenfalls befin⸗ 
den wir uns mitten in einer heftigen politiſchen Kriſis, und die Arbeiterklaſſe 
hat die Aufgabe, auf der Hut zu ſein, damit in dieſer Kriſis nichts geſchehe, 
was ihre Intereſſen bedrohen könnte. 

Tatſächlich iſt denn auch innerhalb des Proletariats das Bewußtſein vom 
Ernſte der augenblicklichen Situation ſehr lebendig, und als beſter Beweis 
hierfür gilt uns das plötzlich ſo lebhaft erwachte Intereſſe an der Diskuſſion 
des politiſchen Maſſenſtreiks. Man hat die Empfindung, daß man der neuen 
politiſchen Situation gegenüber auch neuer Waffen bedürfe, und als ſolche neue 
Waffe faßt man den politiſchen Maſſenſtreik mit Recht auf. Daß in der 
Parteipreſſe augenblicklich eine ſo lebhafte Ausſprache über ihn ſtattfindet und 
daß ſeine Erörterung auch auf die Tagesordnung des nächſten Parteitags ge⸗ 
ſetzt wurde, iſt keineswegs dem dämoniſchen Einfluß irgend eines mächtigen 
„Theoretikers“ und „Literaten“ zuzuſchreiben, ſondern iſt ein Ausfluß der ge⸗ 
ſamten weltpolitiſchen Kriſe und als ſolcher außerordentlich bemerkenswert. 
Der Vorgang beweiſt eben, wie tiefgehend die allgemeine Erſchütterung aller 
Verhältniſſe iſt, und daß die Arbeiterklaſſe von ihr beeinflußt wird, ſie mag 
wollen, oder nicht. 

Während nun ſo die Arbeiterklaſſe ſich nach neuen Mitteln umſieht, um 
ihre alten Rechte zu verteidigen, zu denen in erſter Linie das Wahlrecht zum 
Parlament gehört, geht es mit dem Parlamentarismus ſelber ſtetig bergab. 
Die bürgerlichen Klaſſen verlieren mit jedem Tage mehr das Intereſſe an der 
Wahrung der an ſich ſchon geringen parlamentariſchen Rechte. Das ſchwache 
Echo, das der letzte Alarmruf der „Kölniſchen Volkzeitung“ wegen des bedrohten 

Budgetrechts des Reichstags in der bürgerlichen Preſſe gefunden hat, iſt in 
dieſer Hinſicht ebenſo bezeichnend, wie die Wolluſt, mit der man in Regierungs⸗ 
kreiſen dieſes Recht immer und immer wieder ſo recht mit Herzensluſt zertrampelt. 
Die Rechte des Reichstags zu wahren, fällt den bürgerlichen Parlamentariern 
nicht ein, und zwar deswegen nicht, weil ſie damit zugleich auch die Rechte der 
Arbeiterklaſſe wahren würden. Lieber aber iſt ſie ſelber politiſch ohnmächtig, 
als daß ſie ein politiſches Erſtarken des Proletariats zuließe. Ein ohnmächtiges 

Parlament jedoch reizt die Regierung zu immer neuen Verſuchen, ſeine Ohn— 
macht noch zu vertiefen, und die letzten fünf Jahre deutſcher Parlamentsgeſchichte 
ſtellen nichts anderes dar, als eine ununterbrochene Kette derartiger Verſuche. 
Aus dieſem Irrſal bieten auch die Attentate der bürgerlichen Parteien auf das 
Wahlrecht der Arbeiter kein Entrinnen. Im Gegenteil. Dadurch wird das 
Übel nur noch vermehrt; denn die Regierung weiß, daß die auf Grund von 
Wahlrechtsräubereien zuſammengeſetzten „Volksvertretungen“ im Volke keinen 
Boden mehr haben und deshalb nicht imſtande ſind, ihr ernſthafte Oppoſition 
zu machen. Dieſen immanenten Widerſpruch des Parlamentarismus „löſt“ 
die Bourgeoiſie dadurch, daß ſie ihm unwillig den Rücken kehrt und einige 
mißvergnügte Worte über ihn vor ſich her murmelt. Sie ſchafft ſich in ihren 
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berufsſtändiſchen Organiſationen, in den Handelskammern, den landwirtſchaft⸗ 


lichen und induſtriellen Zentralverbänden uſw. ſehr wirkungsvolle Vertretungs⸗ 


körper ihrer materiellen Intereſſen, die häufig den Einfluß des Parlaments 
weit überragen. Dadurch wird die Abkehr des Bourgeois vom Parlamentaris⸗ 
mus aus einer vorübergehenden eine dauernde Erſcheinung. Damit wird aber 
auch die politiſche Ohnmacht des Parlaments verewigt. 

Die Arbeiterklaſſe befindet ſich alſo in der Notwendigkeit, ein neues und 
ſehr gewagtes Mittel, eben den politiſchen Maſſenſtreik, anzuwenden, um ſich 
das Wahlrecht zu einem Parlamente zu ſichern, deſſen Einflußloſigkeit mit 
jedem Tage klarer wird. Das iſt ohne Frage ein vollendeter Widerſpruch, 


aber aus derartigen dialektiſchen Schönheiten beſteht bekanntlich die geſamte 


kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung, und wie jeder Widerſpruch trägt auch er 
ſeine Löſung in ſich ſelbſt. Sobald die Arbeiterklaſſe ihre geſamte organiſierte 
wirtſchaftliche Macht in Geſtalt des politiſchen Maſſenſtreiks zugunſten des 
Wahlrechts in die Wagſchale wirft, in demſelben Augenblick wird das Parla⸗ 
ment, zu dem dieſes Wahlrecht den Schlüſſel bietet, ein anderes. Es erfährt 
eine ungeheure Erweiterung ſeiner Kraft, die genau der Kraft entſpricht, die 
das Proletariat zur Verteidigung des Wahlrechts aufgewandt hat. 

Der politiſche Maſſenſtreik würde uns alſo neben anderen Dingen nicht bloß 
das bisherige Wahlrecht zum Parlament ſichern, ſondern würde uns überhaupt 


erſt ein wirkliches Parlament ſchaffen. Damit hätte die Arbeiterklaſſe das 


Inſtrument in der Hand, mit dem ſie ihrem Willen nicht bloß, wie bisher, 
platoniſchen „Ausdruck“, ſondern auch den nötigen Nachdruck geben könnte. 
Und das hat ſie in den kommenden Jahren weltpolitiſcher Entſcheidungen 
bitter nötig. Freilich! Auch hier muß man ſich vor der Illuſion hüten, als 
könne man mit dem Stimmzettel die Welt erobern. Umgekehrt! Je mehr 
Einfluß die Arbeiterklaſſe in einem wirklich machtvollen Parlament beſitzt, 
deſto mehr werden ſich die Verhältniſſe zuſpitzen und zu politiſchen Kataſtrophen 
treiben. Aber nicht die Arbeiterklaſſe iſt es, die am letzten Ende dieſe Kata⸗ 
ſtrophen zu fürchten hat. 


Die Arbeitergeſetze 
und die Gerichte in den vereinigten Staaten. 
Von Joſef Herzfeld. 


Jüngſt wurde in den Zeitungen berichtet, daß das Oberbundesgericht der 
Vereinigten Staaten ein Geſetz des Staates New York, wodurch die Arbeits⸗ 
zeit für Bäckereiarbeiter auf zehn Stunden feſtgeſetzt wird, für verfaſſungs⸗ 
widrig und deshalb nichtig erklärte. Mitte Juni dieſes Jahres ſind die beiden 
folgenden ähnlichen Urteile ergangen. 

Im Staate New Jerſey war ein Geſetz erlaſſen, wonach die Nachahmung 
der Gewerkſchaftskontrollmarke für ſtrafbar erklärt und beſtimmt wird, daß die 
Strafe, eine Geldbuße von 200 bis 300 Dollar, der Gewerkſchaft (Union) zu⸗ 
fällt. Das Obergericht von New Jerſey erklärte dieſes Geſetz für verfaſſungs⸗ 
widrig, weil es die geſchädigte Perſon im Widerſpruch mit der Verfaſſung 
ermächtige, für den erlittenen Schaden obendrein eine Buße einzuziehen. 

In Maſſachuſetts hatte die Schuhmachergewerkſchaft mit einer Schuhfabrik 
einen ſchriftlichen Vertrag geſchloſſen, nach welchem die Fabrik nur Mitglieder 
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der Schuhmachergewerkſchaft beſchäftigen durfte. Ein Schuhmacher, der keiner 
Gewerkſchaft angehörte, wurde infolge dieſes Abkommens entlaſſen. Er ver: 
klagte die Gewerkſchaft auf Schadenerſatz und erzielte ihre Verurteilung. Das 
Obergericht entſchied, daß der Vertrag mit der Firma verfaſſungswidrig und 
deshalb nichtig ſei, weil er die Konkurrenz unterdrücke und ein Monopol ſchaffe. 

Die formelle Berechtigung zu dieſen Entſcheidungen nehmen die Gerichte der 
Vereinigten Staaten und der Einzelſtaaten derſelben aus Artikel III und VI 
der Verfaſſung der Vereinigten Staaten, welche ihnen die Prüfung der Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit der Geſetze übertragen in der Weiſe, daß von der Entſcheidung 
des Obergerichtes eines Staates an das Bundesobergericht als letzte Inſtanz 
appelliert werden kann, und aus dem 5. und 14. Amendement zur Bundes⸗ 
verfaſſung. Das 5. Amendement lautet: „No person shall be deprived of life, 
liberty or property without due process of law.“ (Niemandem ſoll Leben, 
Freiheit oder Eigentum ohne ordentlichen Rechtsgang genommen werden.) Und 
das 14. Amendement: „No state shall deprive any person of life, liberty or 
property without due process of law, nor deny to any person within its juris- 
dietion the equal protection of the law. (Kein Staat joll irgend jemandem 
Leben, Freiheit oder Eigentum ohne ordentlichen Rechtsgang nehmen, noch 
irgend einer Perſon innerhalb feiner Jurisdiktion den gleichen Schutz der Ge- 
ſetze verſagen.) | 

Die Verfaſſung von 1787, welche dieſe Amendements enthält, war das 
Reſultat der ſiegreichen Revolution der amerikaniſchen Kolonien gegen ihr 
Mutterland England, zu deren Durchführung ſie bis zu ihrer faſt vollſtändigen 
Erſchöpfung von 1775 bis 1783 mit England Krieg geführt und deren Ziel 
vor allem die Sprengung der Feſſeln war, welche England der Entwicklung 
der kapitaliſtiſchen Produktion in den Vereinigten Staaten angelegt hatte. Seit 
ſeiner ſiegreichen Revolution von 1688 bis zum Beginn des amerikaniſchen 
Unabhängigkeitskriegs 1775 hatte das engliſche Bürgertum zur Entwicklung des 
bürgerlichen Eigentums in England, der engliſchen Induſtrie, des engliſchen 
Handels und Verkehrs nicht weniger als 29 Parlamentsakte gegen die Ent- 
wicklung des bürgerlichen Eigentums in den Kolonien, ihrer Induſtrie, ihres 
Handels und Verkehrs ergehen laſſen. Die induſtrielle Warenproduktion in 
den Kolonien, insbeſondere die Erzeugung von Eiſen⸗, Stahl- und Wollwaren, 
war verboten und ſelbſt die handwerksmäßige Erzeugung in weitem Maße ein⸗ 
geſchränkt. Solche Waren durften nur von engliſchen Händlern auf engliſchen 
Schiffen bezogen werden. Der Handel mit landwirtſ chaftlichen Rohſtoffen und Pro⸗ 
dukten zwiſchen den Kolonien war den Koloniſten verboten und den Engländern 
monopoliſiert, der Export dieſer Rohſtoffe und Produkte durfte nur nach England 
und auf engliſchen Schiffen erfolgen, der Import derſelben von England nur auf 
engliſchen Schiffen oder ſonſt belaſtet mit Eingangszöllen, welche die Konkurrenz 
faſt ausſchloſſen. Kein Wunder, daß die Koloniſten, als ſie 1783 ihren Un⸗ 
abhängigkeitskrieg endlich ſiegreich beendet hatten, in der Verfaſſung des Staats⸗ 
gebildes, welches das politiſche Reſultat dieſes Krieges darſtellte, in der Ver⸗ 
faſſung der Vereinigten Staaten von Amerika, Beſtimmungen aufnahmen, welche 
das bürgerliche Eigentum von den Feſſeln befreiten, die bis dahin ſeine Ent⸗ 
wicklung niedergehalten hatten. Dieſem Zwecke diente das 5. und 14. Amende⸗ 
ment, von denen das 5. 1789 in der erſten Seſſion der erſten Legislatur⸗ 
periode des Bundeskongreſſes erlaſſen wurde und das 14. 1866, nach Beſiegung 
der Südſtaaten im Sezeſſionskrieg, um auch in dieſen dem kapitaliſtiſchen 
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Privateigentum freie Bahn zu ſchaffen. Die „Freiheit“, welche hier als Grund⸗ 
recht feſtgelegt wurde, bedeutete daher wirtſchaftlich die bürgerliche Vertrags⸗ 
freiheit, und das „Eigentum“, welches für unantaſtbar erklärt wurde, war das 
kapitaliſtiſche Privateigentum an den Produktionsmitteln. Dieſe Grundrechte 
entſprachen den „Menſchenrechten“ der Unabhängigkeitserklärung von 1776, mit 
der die amerikaniſche Revolution eröffnet wurde und die heute noch in allen 
amerikaniſchen öffentlichen Schulen auswendig gelernt und als die magna 
charta des amerikaniſchen Bürgertums geprieſen wird, obgleich in dem Lande 
der Truſts „von der Warenproduktion ſelbſtändiger Produzenten, die in vollſter 
Freiheit miteinander konkurrieren“ (Kautsky in Nr. 37 dieſer Zeitſchrift), wenig 
übrig geblieben iſt. Aber als Wächter dieſer magna charta ſetzte man von 
Anfang als Gegengewicht gegen die demokratiſch gewählten Geſetzgebungskörper⸗ 
ſchaften das Bundesobergericht, deſſen Mitglieder vom Präſidenten der Ver⸗ 
einigten Staaten mit Genehmigung des durch indirekte Wahl der Staats⸗ 
legislaturen gewählten Bundesſenats auf Lebenszeit ernannt, und die Ober⸗ 
gerichte der Einzelſtaaten, deren Mitglieder meiſtens in derſelben Weiſe von 
den Gouverneuren der Einzelſtaaten angeſtellt werden. Man entzog alſo dieſe 
magna charta von Anfang an dem allgemeinen gleichen und geheimen Wahl⸗ 
recht und legte ſie vertrauensvoll den Richtern in den Schoß, den Erwählten 
der Präſidenten, der Senate und der Gouverneure, von denen man mit Recht 
annehmen konnte, daß ſie die wirtſchaftspolitiſchen Anſchauungen der herr⸗ 
ſchenden Schichten des Bürgertums zum Ausdruck bringen würden. Und dies 
Vertrauen haben fie von Anfang an bis auf den heutigen Tag gerechtfertigt. 
So ſind die Entſcheidungen der Obergerichte zugunſten der Truſts und ſind 
ihre Entſcheidungen gegen die Arbeiterklaſſe erklärlich. Die Grundrechte ſind 
die magna charta des Großbürgertums im Klaſſenkampf mit dem Proletariat 
geworden, weil die Handhabung und Auslegung dieſer magna charta in die 
Hände des Großbürgertums gelegt iſt. Einen Beitrag zur Geſchichte dieſes 
Klaſſenkampfes liefert eine jüngſt erſchienene Schrift.! Das Buch hat inſofern 
einiges Intereſſe, als es die in den verſchiedenen Staaten über Arbeitergeſetze 
ergangenen Entſcheidungen und ihre hauptſächliche Begründung zuſammenſtellt. 
Im übrigen ergeht ſich der Verfaſſer in wenig klarer Weiſe und ungewöhnlich 
ſchlechtem Deutſch in allerlei Betrachtungen über dieſe Entſcheidungen, ohne 
irgendwie in die wirtſchaftlichen, politiſchen und geſellſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge einzudringen, unter denen ſie ergingen. Ihm bedeuten ſie Beiſpiele der 
Beſchränkung der legislativen Gewalt durch das richterliche Prüfungsrecht, wie 
die Reden des ſeligen Cicero für Philologen vielfach nur Beiſpiele für die 
lateiniſche Grammatik bedeuten. Und doch wäre es eine der intereſſanteſten 
Aufgaben, dieſe Entſcheidungen an der Hand der wirtſchaftspolitiſchen Geſchichte 
der Vereinigten Staaten zu beleuchten. Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 
würde dabei ſicherlich eine glänzende Rechtfertigung erfahren. 

Ich laſſe hier die hauptſächlichſten von Loewy angeführten Entſcheiduſſ 
und 8 Begründung folgen: | 

Im Jahre 1890 erklärte der Supreme Court of California eine Verord⸗ 5 
nung der Stadt Los Angeles, die den achtſtündigen Arbeitstag für ſtädtiſche 


„Die beſtrittene Verfaſſungsmäßigkeit der Arbeitergeſetze in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika.“ Ein Beiſpiel der Beſchränkung der legislativen Gewalt durch das 
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Arbeiter vorſchrieb, für verfaſſungswidrig. „Der Grundſatz“ — fo ſagt 
das Gericht — „ſteht feſt, daß jede Perſon die Freiheit hat, jedem Beruf nach— 
zugehen und dies auf ihre eigene Art zu tun, wenn ſie ſich nicht an Rechten 
mderer vergreift.“ (Man ſieht, die faſt wörtliche Wiederholung des betreffenden 
Satzes in der Erklärung der Menſchenrechte.) 

Im Jahre 1891 nahm die Legislatur von California ein Geſetz an, das 
die prompte Zahlung des Arbeitslohns zum Zwecke hatte. Das Gericht legte 
3 als der Vereinbarung der Parteien unterliegend aus und nahm ihm da— 
durch ſeinen Wert. 

1897 nahm darauf die Legislatur das Geſetz in zwingender Form an und 
heſtimmte ferner, daß der Lohn in bar gezahlt werden muß. Der Supreme 
Court of California erklärte es im ſelben Jahre für verfaſſungswidrig. „Dies 
ft ein Eingriff in die Vertragsfreiheit (freedom of private contract)“, jagt 
das Gericht. „. ... Die Rechte einer Korporation find mit demſelben Maß— 
ſtab zu meſſen wie die Rechte einer Perſon. Der Korporation und dem 
Arbeiter iſt der Vertrag verboten, durch den der Lohn auf längere Zeit als 
auf einen Monat rückſtändig wird oder in etwas anderem als Geld gezahlt 
wird. Der Arbeiter von Intelligenz wird als ſchwachſinnig behandelt, obgleich 
großjährig und nicht irrſinnig, des Rechtes beraubt, einen Vertrag darüber zu 
ſchließen, wann ſein Lohn fällig ſein ſoll.“ 

In Colorado, dem Staate der großen Mineninduſtrie, in dem infolge 
der langen Arbeitszeit und der Betrügereien bei der Lohnzahlung zahlreiche 
blutige Ausſtände ſtattgefunden haben, nahm die Legislatur im Jahre 1899 
ein allgemeines Antitruckgeſetz an wie auch ein Geſetz, das den Arbeitstag der 
Bergarbeiter auf acht Stunden feſtſetzt. Noch im ſelben Jahre wurde es vom 
Obergericht von Colorado für verfaſſungswidrig erklärt mit folgender Be— 
gründung: 

1. Es iſt klar, daß dieſes merkwürdige und extreme Geſetz nicht nötig iſt 
und nicht zum Schutze des Publikums beabſichtigt war. Sein einziger Zweck 
iſt, private Intereſſen zu ſchützen, den Arbeiter zu ſchützen nicht gegen andere, 
ſondern gegen ſich ſelbſt. 

2. Dieſes Geſetz iſt Klaſſengeſetzgebung, weil es grundlos ſich nur auf Berg⸗ 
arbeiter beſchränkt. 

3. In keinem Sinne iſt das Geſetz eine Ausübung der Polizeigewalt. Selbſt 
diejenigen, die es befürworten, behaupten nicht, daß ſein erſter Zweck der Schutz 
der öffentlichen Geſundheit ſei. 

In Illinois erklärte das Obergericht 1886 ein Geſetz, welches die Lohn— 
zahlung für Kohlen nach Gewicht anordnete, für verfaſſungswidrig, da es einen 
Eingriff in die Vertragsfreiheit bedeute. 

1892 wurde ein Antitruckgeſetz für Bergarbeiter und ein Geſetz betreffend 
die Zeit der Lohnzahlung von demſelben Gerichtshof aus demſelben Grunde 
für verfaſſungswidrig erklärt. 

Ein Geſetz von 1897, welches beſtimmte, daß Bergarbeitern der Lohn für 
die ganze geförderte Kohle ohne Abzug bezahlt werden ſolle, erklärte das Gericht 
für dispoſitiv und nahm ihm dadurch jeden Wert. 

In Kanſas nahm die Legislatur im Jahre 1897 ein Antitruckgeſetz an. 
Dasjelbe war aber auf Korporationen und Truſts beſchränkt, welche mehr als 
zehn Arbeiter beſchäftigen. Das Obergericht von Kanſas erklärte das Geſetz 
für verfaſſungswidrig mit folgender Begründung: 
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1. Das Geſetz iſt ungerecht und ungleich. Es klaſſifiziert Korporationen 
nach der Zahl der Angeſtellten. Warum ſollen nicht die neun Angeſtellten, 
welche für eine Korporation arbeiten, gleich geſchützt ſein mit den elf Angeſtellten 
der anderen Korporation? Wenn dieſe Klaſſeneinteilung verfaſſungsmäßig iſt, 
ſo folgt, daß die Legislatur das Geſetz nur auf verheiratete Leute beſchränken 
könnte uſw. 

2. Dieſes Geſetz ſtellt den Arbeiter unter die Hilfloſen und ſpottet ſeines 
Berufs; denn er hat ein durch die Verfaſſung geſchütztes Recht, ſeine Arbeit 
für irgend ein ihm beliebiges Wertobjekt einzutauſchen. Unter Perſonen sw 
juris, welches Recht hat die Legislatur, anzunehmen, daß der eine Schutz gegen 
den anderen gebraucht? In dieſem Lande mag der Arbeitgeber von heute im 
nächſten Jahre der Arbeitnehmer ſein. 

Dagegen hielt das Gericht 1899 ein Geſetz, welches Bezahlung der Kohle 
nach Gewicht vorſchreibt, für verfaſſungsmäßig. 

Das Obergericht von Kentucky hat es fertig gebracht, eine Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung dieſes Staates, welche eine Antitruckvorſchrift enthält, 1898 für 
nicht zwingenden Rechtes zu erklären, weil ſie ſonſt den Arbeiter ſchädigen 
könnte, während ſie zu ſeinem Schutze in die Verfaſſung aufgenommen ſei. 

In Maryland hielt das Obergericht ein Antitruckgeſetz für gewiſſe Kor⸗ 
porationen im Jahre 1880 für verfaſſungsmäßig, weil die Legislatur die Ver: 
tragsfreiheit der Korporationen kraft ausdrücklich reſervierten Rechtes beſtimme 
Als aber 1898 ein Geſetz erlaſſen wurde: „Nicht nur gewiſſe Korporationen, 
ſondern auch ihre Beamten ſollen aus einem Truckladen keine Vorteile ziehen“ 
hielt dasſelbe Gericht dieſes Geſetz für verfaſſungswidrig. „Während das 
Verbot den Korporationen gegenüber keinen Einwand zuläßt“ — ſagt das 
Gericht —, „To überſchreitet es deren Beamten gegenüber die Gewalt der 
Legislatur. Es wird geſetzwidrig für dieſe, einem geſetzmäßigen Geſchäft nach 
zugehen.“ 

In Maſſachuſetts gab das Obergericht 1895 auf Wunſch der Legislatur 
ein Gutachten über einen Geſetzentwurf zur Regelung der Zeit der Lohnzahlung 
ab. Der Gerichtshof ſagte: „Die Motive, welche die Legislatur zur Über 
zeugung gebracht haben, daß Geſetze dieſer Art von einer vernünftigen Für 
ſorge für das öffentliche Wohl gefordert werden, unterliegen nur unſeren 
Urteil, inſoweit dies zum Schutze der Verfaſſung nötig iſt. In Anbetrach 
ähnlicher Geſetze, welche in modernen Zeiten in vielen fremden Ländern um 
in vielen der Staaten angenommen worden, können wir nicht jagen, daß dieje: 
Geſetz ſo unzweifelhaft unvernünftig und ungeſund iſt, daß die Legislatur es 
nicht für die Förderung des öffentlichen Wohles geeignet halten könnte.“ In 
folgedeſſen wurden 1895, 1896, 1898 Geſetze betreffend die Regelung der Lohn 
zahlung in Maſſachuſetts erlaſſen. Die Entſcheidung des Bundes⸗Obergericht 
über dieſe Geſetze iſt noch nicht angerufen worden. 

In Miſſouri erklärte das Obergericht 1893 ein Antitruckgeſetz für gewiſſ 
Gewerbe und 1896 ein Sonntagsgeſetz für Barbiere als „Klaſſengeſetzgebung 
für verfaſſungswidrig. Ebenſo erklärte es 1895 ein Geſetz, wonach Verträge 
die dem Arbeiter den Beitritt zu einer Gewerkſchaft verböten, nichtig ſeien, al 
einen Eingriff in die Vertragsfreiheit und verfaſſungswidrig. 1899 dagege 
wurde ein allgemeines Antitruckgeſetz und ein allgemeines Geſetz über di 
Ste der Lohnzahlung von demſelben Gerichtshof als verfaſſungsmäßig an 
erkannt. | 
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In Nevada wurde ein Geſetz betreffend den Achtſtundentag für Berg⸗ 
arbeiter für verfaſſungsmäßig, in Nebraska dagegen ein gleiches Geſetz als 
Klaſſengeſetzgebung und als ein Eingriff in die Vertragsfreiheit für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt, dagegen 1902 ein Geſetz betreffend die Arbeitszeit der Frauen 
für verfaſſungsmäßig, weil dieſes Geſetz zum Schutze gegen Bedrückung an⸗ 
genommen ſei. Das Gericht fügte hinzu, daß es ein Geſetz, welches erwachſenen 
Männern das Recht nehme, nach Belieben einen Arbeitsvertrag abzuſchließen, 
für verfaſſungswidrig erklären würde. 

In New Pork beſtimmte 1897 ein Geſetz, daß Gemeindearbeiter nicht 
weniger als den ortsüblichen Tagelohn erhalten ſollen. Das Obergericht er⸗ 
klärte dieſes Geſetz für verfaſſungswidrig. „Die Stadt iſt eine Korporation“ 
— ſagt das Gericht —, „welche alle Rechte einer Korporation beſitzt, und des⸗ 
halb kann ihr Eigentum nicht ohne ihre Zuſtimmung genommen werden. Die 
Gewalt, dem Arbeitgeber und dem Arbeiter das Recht zu nehmen, ſich über 
die Höhe des Lohnes zu verſtändigen, iſt eines der Dinge, die man als durch 
das Grundgeſetz verboten betrachten kann.“ Ebenſo wurde 1903 von demſelben 
Gericht ein Geſetz als Ausnahmegeſetz für verfaſſungswidrig erklärt, welches 
für die auf öffentlichen Bauten uſw. mittelbar oder unmittelbar vom Staate 
Angeſtellten den Arbeitstag feſtſetzt. 

Ferner ein Sweatshop-Act, weil er einen Eingriff in die Vertragsfreiheit 
darſtelle. 

In Ohio wurde 1888 ein Geſetz, welches allgemein die Zeit der Lohn⸗ 
zahlung regelte, als Eingriff in die Vertragsfreiheit für verfaſſungswidrig erklärt. 

In Oregon dagegen ein Sonntagsgeſetz für Barbiere 1902 für verfaſſungs⸗ 
mäßig. 

In Pennſylvania wurde 1886 ein Antitruckgeſetz für verfaſſungswidrig 
erklärt mit folgender Begründung: 

„Dieſes Geſetz iſt gänzlich verfaſſungswidrig und nichtig, da durch dasſelbe 
ein Verſuch gemacht wird, das zu tun, was in dieſem Lande nicht getan werden 
kann, das heißt Perſonen sui juris daran zu verhindern, daß ſie ihre eigenen 
Verträge ſchließen. Dieſes Geſetz iſt ein Eingriff ſowohl in die Rechte des 
Arbeitgebers als des Arbeiters, mehr wie das, es iſt ein beleidigender Verſuch, 
den Arbeiter unter Vormundſchaft der Legislatur zu ſtellen, welcher nicht nur 
ſeine Männlichkeit verletzt, ſondern auch ſeine Rechte als Bürger der Ver⸗ 
einigten Staaten untergräbt. Er darf ſeine Arbeit verkaufen, gerade wie es ihm 
gut dünkt, ebenſo wie ſein Herr Eiſen und Kohlen zu ſeinem Preiſe verkaufen 
darf. Irgend ein Geſetz, welches dieſes verbietet, iſt eine Verletzung ſeiner 
Privilegien und deshalb nichtig.“ 

CEbbenſo wurde 1901 ein Geſetz, welches, um dem Truckſyſtem zu Leibe zu 
gehen, eine Steuer von 25 Prozent auf Lohnanweiſungen legte, die in dreißig 
Tagen nicht eingelöſt werden, für verfaſſungswidrig erklärt. 

Dagegen wurde 1900 der zwölfſtündige Arbeitstag für Frauen von einem 
unteren Gericht aufrecht erhalten mit der Begründung: „Die Tatſache, daß 
das Individuum willens iſt, auf den Schutz zu verzichten, iſt nicht maßgebend. 
Das öffentliche Wohl erfordert Schutz, und wenn, um dieſen Schutz zu ge⸗ 
währen, der Schutz dem Individuum aufgedrungen werden ſollte, muß das⸗ 
ſelbe ſich dennoch fügen.“ 

In Tenneſſee wurde ein Antitruckgeſetz 1892 als Eingriff in die Ver⸗ 
tragsfreiheit vom Obergericht für verfaſſungswidrig erklärt, dagegen 1899 „als 
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eine rechtmäßige Ausübung der Polizeigewalt“ aufrecht erhalten und dieſe Ent⸗ 
ſcheidung vom oberſten Bundesgericht beſtätigt. 5 

In Texas beſtimmt die Verfaſſung, daß Geſetze zum Schutze der Lohn⸗ 
zahlung der Arbeiter erlaſſen werden ſollen. Als darauf 1889 ein Geſetz er⸗ 
laſſen wurde, welches beſtimmte, daß, falls Eiſenbahnarbeiter ihren Lohn nicht 
fünfzehn Tage nach Fälligkeit erhielten, die Bahn ihnen einen Schadenerſatz 
von 20 Prozent der Lohnforderung zu zahlen verpflichtet ſei, erklärte das Ober⸗ 
gericht von Texas 1892 dieſes Geſetz für verfaſſungswidrig. 1 

„Man mag ſich oft fragen“ — ſagt das Gericht —, „wer bei dieſen ein⸗ 
greifenden Geſetzen der Arbeitnehmer und wer der betreibende Unternehmer ift, 
Der Staat ſchreibt vor, unter welchen Sicherheits- und Geſundheitsmaßregeln 
der Arbeiter arbeiten ſoll, der Staat macht den Vertrag für einen Arbeitstag 
von nicht mehr als acht Stunden, er ſchreibt vor, wann und wie die Kohlen 
gewogen werden ſollen. Er beſtimmt, daß der Arbeiter zweimal monatlich und 
in bar zu bezahlen iſt. Wenn die öffentlichen Intereſſen dies verlangen, um 
Streiks zu vermeiden, dann müßte der Staat auch den Lohn ſelbſt feſtſetzen, 
denn dem Streit über den Lohn entſpringen die meiſten Streiks. 

„Zählt man die Arbeit zum Rechte des Eigentums, ſo bedeuten dieſe Geſetze 
nichts anderes als das Nehmen des Eigentums des einen, um es dem anderen 
zu geben, das heißt das Nehmen des Eigentums ohne Entſchädigung und ohne 
ordentlichen Rechtsgang.“ Ei 

In Utah beſtimmt die Verfaſſung den Achtſtundentag für alle Arbeiten und 
Unternehmungen des Staates, ebenſo, daß die Legislatur Geſetze zum Schutze 
der Geſundheit und Sicherheit der Arbeiter in Fabriken, Hochöfen und Berg⸗ 
werken erlaſſen ſolle. Auf Grund dieſer Verfaſſungsbeſtimmung wurde 1896 ein 
Achtſtundengeſetz für Bergarbeiter vom Obergericht von Utah für verfaſſungs⸗ 
mäßig erklärt. Und das Oberbundesgericht beſtätigte 1898 dieſe Entſcheidung als 
im Einklang mit den Beſtimmungen der Bundesverfaſſung. Dieſes Gericht ſagte: 

„Das Vertragsrecht ſelbſt ſteht unter gewiſſen Beſchränkungen, welche der 
Staat mit Recht auferlegen darf in Ausübung der Polizeigewalt. Die Legis⸗ 
latur hat auch die Tatſache anerkannt, welche durch die Erklärung der Geſetz⸗ 
geber vieler Staaten verbürgt wird, daß die Beſitzer dieſer Bergwerke und ihre 
Angeſtellten nicht auf gleichem Fuße ſtehen und daß ihre Intereſſen in gewiſſem 
Maße widerſprechend ſind. In ſolchem Falle iſt das Intereſſe ein unſicherer 
Führer; die Legislatur mag mit Recht einſchreiten. Der Umſtand, daß beide 
Parteien volljährig ſind und vertragsfähig, nimmt nicht notwendigerweiſe dem 
Staate das Recht, einzuſchreiten, wenn die Parteien nicht auf gleichem Fuße 
ſtehen oder die Erhaltung der Geſundheit fordert, daß eine Partei gegen ſich 
ſelbſt geſchützt werde. Der Staat behält immer noch ein Intereſſe an ſeinem 
Wohlergehen, wie unvorſichtig der Vertragſchließende ſelbſt auch ſein mag. Es 
iſt nicht unſere Abſicht, die vielen Präjudizien zu kritiſieren, welche entſcheiden, 
daß Geſetze, die den Arbeitstag beſtimmen, verfaſſungswidrig ſind. Es iſt 
genug, von ihnen zu jagen, daß fie keine Anwendung finden, wo die Legis⸗ 
latur entſchied, daß eine Beſchränkung für die Geſundheit der Angeſtellten 
nötig, und vernünftige Gründe vorhanden find, anzunehmen, daß ſolche Feſt⸗ 
ſtellungen den Tatſachen entſprechen. Die Frage in jedem Falle iſt, ob 
die Legislatur das Geſetz angenommen in Ausübung einer ver⸗ 
nünftigen Diskretion, oder ob ihre Handlungen nur ein Vorwand ſind 
für ungerechte Maßregeln zur Bedrückung einer beſtimmten Klaſſe.“ & 
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Hier ſtellt alſo der oberſte Gerichtshof der Vereinigten Staaten den Grund⸗ 
ſatz auf, daß Geſetze, welche einen Eingriff in die Vertragsfreiheit oder die 
Freiheit des Eigentums darſtellen, verfaſſungsmäßig und gültig ſind, wenn ſie 
„in Ausübung einer vernünftigen Diskretion“ erlaſſen ſind. Mit anderen 
Worten, ſie ſind gültig, wenn das Obergericht ſie für angebracht hält und 
ihnen zuſtimmt. Von der politiſchen Zuſammenſetzung des Obergerichtes der 
Vereinigten Staaten hängt daher augenblicklich in hohem Maße die Entwicklung 
der Arbeitergeſetzgebung in denſelben ab. Die Stärke der Organiſation und 
der Selbſthilfe iſt ſomit für die amerikaniſchen Gewerkſchaften von noch aus⸗ 
ſchlaggebenderer Bedeutung als für die deutſchen. Daraus erklären ſich manche 
Erſcheinungen im amerikaniſchen Gewerkſchaftsleben. 

Auf der anderen Seite ſind dieſe Gerichtsentſcheidungen eine Folge und 
ein Ausdruck der politiſchen Machtloſigkeit der amerikaniſchen Arbeiterſchaft 
und drängen dieſe mit Notwendigkeit auf den Weg der politiſchen Organi⸗ 
ſation zur Eroberung der politiſchen Gewalt. Es ſcheint, daß auch in den 
Vereinigten Staaten die Gerichte gegen ihren Willen ein mächtiger Hebel zur 
Entwicklung der ſozialdemokratiſchen Partei ſind. 


Eine frage der handlungsgebilfenbewegung. 
Von Max Cohen, Frankfurt a. M. 


Trotz eifrigſter Agitation und unermüdlichſter Aufklärungsarbeit, die eine 
ganze Reihe von Berufsgenoſſen ſchon ſeit Jahren betreibt, kann man leider 
auch heute noch nicht von einer Handlungsgehilfenbewegung in dem Sinne 
ſprechen, in dem man von einer Arbeiterbewegung ſpricht. Von den 800000 
männlichen und weiblichen Handelsangeſtellten des Deutſchen Reiches ſind 
nämlich nur 4600 auf der rein gewerkſchaftlichen Baſis organiſiert, die den 
Organiſationen der gewerblichen Arbeiter entſpricht. Dieſe 4600 Mitglieder 
ſind im „Zentralverband der Handlungsgehilfen und ⸗Gehilfinnen 
Deutſchlands“ mit dem Sitze in Hamburg zuſammengeſchloſſen. 

Den Anforderungen einer Gewerkſchaft entſpricht dann noch einigermaßen 
der „Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband“, der rund 54000 Mitglieder 
zählt. Alle anderen kaufmänniſchen Verbände (auch die verſchiedenen weib- 
lichen) müſſen bei dieſen Betrachtungen von vornherein deshalb ausſcheiden, 
weil in ihnen die Harmonie zwiſchen Prinzipalen und Angeſtellten immer noch 
ein alter Beſtandteil ihres Programms iſt, auf den ſie weder verzichten wollen 
noch können. Nun gibt es zwar auch im Deutſchnationalen Verband eine ſtatt⸗ 
liche Anzahl von Prinzipalen; auch nimmt dieſer Verband bekanntlich nur „rein 
deutſche Gehilfen“ und keine Frauen auf, ſo daß er bei der wichtigſten Frage 
für die Gehilfenſchaft, der Lohnfrage, zur Untätigkeit gezwungen iſt, ſo ſehr er 
— wie gerne anerkannt werden ſoll — im großen und ganzen, nächſt dem 
Zentralverband, die Intereſſen der Handlungsgehilfen entſchieden vertritt. Es 
iſt für den Geiſt der Handlungsgehilfenbewegung außerordentlich bezeichnend, 
daß ſie die Lohnfrage, die für die Arbeiterbewegung die Hauptfrage von An⸗ 


1 Dieſe Zahl gilt nur ſchätzungsweiſe, dürfte aber, ſoweit man die vorhandenen Zahlen 
der früheren Entwicklung gemäß ergänzen darf, annähernd richtig ſein. 
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fang an war, bis heute noch nicht als den Punkt erkannt hat, der in den 
Vordergrund der Agitation geſtellt werden muß und die allerernſthafteſte Wür⸗ 
digung verdient. Man hat für die Kaufmannsgerichte gekämpft, kämpft weiter 
für vollſtändige Sonntagsruhe, Achtuhrladenſchluß, Handelsinſpektoren uſw., 
die Lohnfrage aber iſt für alle Organiſationen ein Kräutchen „Rühr⸗mich⸗ 
nicht⸗an“ geblieben; nur der Zentralverband iſt ihr in letzter Zeit näher 
getreten. Mit kurzen Worten habe ich bereits geſagt, weshalb die beſtehenden 
kaufmänniſchen Verbände dieſer Frage nicht auf den Leib rücken können, ſelbſt 
wenn alle Angeſtellten in ihnen organiſiert wären. Solange man noch dem 
Wahne huldigt, daß der Intereſſengegenſatz zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer im Handel weniger ſcharf ſei, als in der Induſtrie, iſt hier nichts zu 
erwarten; ebenſowenig, wenn man von vornherein ein gutes Drittel aller 
Handelsangeſtellten von der Organiſation ausſchließt, wie dies der Deutſch⸗ 
nationale Verband tut. Denn hierdurch ſorgt man in verblendeter Weiſe ſelbſt 
für die nötige Anzahl von Streikbrechern, die, da die Macht zum Streik hinter 
jeder Lohnforderung ſtehen muß, das praktiſche Anfaſſen dieſer Frage mit Not⸗ 
wendigkeit illuſoriſch macht. Hier iſt alſo dem Zentralverband, der ein⸗ 
zigen modernen Gewerkſchaft für jeden männlichen und weiblichen Handels 
angeſtellten, ein Gebiet zur alleinigen Beackerung geblieben, das gute Früchte 
tragen muß, wenn ſeine Bearbeiter dieſe Aufgabe bewältigen können. An 
gutem Willen und Fähigkeit fehlt es ihnen wohl nicht, ob ſie aber auch die 
nie erlahmende Energie dazu aufbringen werden, eine Energie, die auch dann 
nicht nachläßt, wenn trotz mühevollſtem Schaffen kaum ſichtbare Fortſchritte zu 
erblicken ſind, die immer wieder den Kampf aufnimmt gegen die Verſchleierungs⸗ 
beſtrebungen der alten Verbände, gegen die Teilnahmsloſigkeit der eigenen 
Berufsgenoſſen? 

Praktiſche Gegenwartsarbeit in dieſer Sache: Lohnerhöhungen zu erringen, 
kann der Zentralverband heute eigentlich noch gar nicht leiſten (wenn ihm auch 
hier und da ein kleiner Streik bereits gelungen iſt und noch ferner gelingen 
mag), dafür iſt die Zahl ſeiner Mitglieder zu gering. Aber viel mehr als 
bisher auf die Wichtigkeit der Lohnfrage hinweiſen, die Agitation für ſie mit 
allen Mitteln betreiben, das kann er, kann er beſonders aus Gründen, die jetzt 
dargelegt werden ſollen. 

Der Zentralverband hat vor allen anderen kaufmänniſchen Verbänden das 
Eine voraus, daß er die Handlungsgehilfenbewegung als einen Teil der Arbeiter⸗ 
bewegung überhaupt anſieht, er hat die entſprechende Konſequenz dieſer Auf 
faſſung ja längſt gezogen und ſich, als Gewerkſchaft, der Geſamtheit der freien 
Gewerkſchaften angeſchloſſen, hat alſo einen feſten Rückhalt bei der Arbeiter⸗ 
ſchaft, deren Unterſtützung er bei allen ſeinen Kämpfen genießt. Das hat 
— außer der materiellen Hilfe in Kampfeszeiten — eine doppelte Bedeutung. 
Einmal iſt die Arbeiterſchaft eine große Macht als Konſumentin, dann aber 
auch als Arbeitgeberin in den Konſumgenoſſenſchaften. 

Vom 19. bis 21. Juni dieſes Jahres hat in Stuttgart der Zweite ordent— 
liche Genoſſenſchaftstag des „Zentralverbandes deutſcher Konſum— 
vereine“ ſtattgefunden, auf dem unter anderem eine Reihe von Beſtimmungen 
angenommen worden iſt, die vom Vorſtand des Zentralverbandes der Hand⸗ 
lungsgehilfen und -Gehilfinnen vorgeſchlagen wurden, und die das Verhältnis 
zu den in Genoſſenſchaften tätigen kaufmänniſchen Angeſtellten regeln. Die 
wichtigſten dieſer Vereinbarungen lauten: 


5 
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1. Für Ladenangeſtellte: Achtuhrladenſchluß. 

2. Für Kontor⸗ und Lagerangeſtellte: achtſtündige Arbeitszeit. 

3. Für alle Angeſtellten: Arbeitsruhe an Sonn- und Feſttagen; jährlich 
eine Woche Ferien unter Fortzahlung des Gehalts. 

4. Bei Differenzen ift der Vertrauensmann des Gehilfenverbandes als Ver: 
treter der Angeſtellten anzuſehen. 

5. Der Stellennachweis des Verbandes iſt bei Einſtellung kaufmänniſcher 
Kräfte in Anſpruch zu nehmen. 

Dieſe Abmachungen verdienen volle Anerkennung; was ich bei ihnen aber 
vermiſſe, iſt eine Beſtimmung über die zu zahlenden Löhne: ein Lohntarif. 
Hiervon hat man vorläufig Abſtand genommen; warum, iſt nicht recht ver⸗ 
ſtändlich; denn die Grundlagen hierfür dürften bei gutem Willen leicht zu 
gewinnen ſein, und bei Arbeitern als Arbeitgebern ſollte man mit Recht nicht 
nötig haben, auch nur ein einziges Wort über die Notwendigkeit und den 
Nutzen eines Lohntarifs zu verlieren. Es muß unbedingt darauf gedrungen 
werden, daß die Arbeiten für einen Lohntarif ſofort in Angriff genommen 
werden, daß die Arbeiter ihren Angeſtellten gegenüber ohne weiteres das tun, 
was auch ſie als Angeſtellte von ihren Arbeitgebern fordern. Die Einführung 
eines Lohntarifs für 6475 kaufmänniſche Angeſtellte im Jahre 1904 (3927 
weibliche und 2548 männliche) wäre nämlich — und gerade hierauf iſt das 
entſcheidende Gewicht zu legen — ein großer Fortſchritt von prinzipieller Be⸗ 
deutung. Es handelt ſich allerdings meiſt um Angeſtellte der Kolonialwaren⸗ 
branche, aber gerade ihre Angeſtellten gehören bei Privatunternehmen mit zu 
den am ſchlechteſt bezahlten, die einer Hebung ihrer Lebenshaltung ſehr be— 
dürfen. Ein einmal vorhandener Lohntarif müßte, wenn er agitatoriſch geſchickt 


ausgenutzt würde, eine große Wirkung ausüben und eine recht beträchtliche 


Zahl von Angeſtellten privater Kolonialwarengeſchäfte dem Zentralverband zu> 
führen, abgeſehen von denen der deutſchen Konſumvereine, deren Anſchluß, 
in ihrer Geſamtheit an den „Zentralverband“ dann aus eigenſtem Intereſſe 
heraus ſich wohl von ſelbſt vollzöge. Auf dieſe Weiſe wäre der erſte Schritt 
gemacht für den Verſuch, in der Lohnfrage an Privatbetriebe, wenigſtens dieſer 
beſtimmten Branche, heranzutreten. Dieſe Möglichkeit läge dann um ſo näher, 
als gerade die Arbeiterſchaft oft einen ausſchlaggebenden Teil der Kundſchaft 
der Kolonialwarenhandlungen ſtellt. | 

Auf dieſem Wege iſt doch wenigſtens Ausſicht vorhanden, daß ein be— 
ſcheidener Anfang in einer überaus wichtigen Frage gemacht wird, die nur 
dann erfolgreich angegriffen werden kann, wenn die Zahl der im Zentral— 
verband organiſierten Angeſtellten ganz erheblich gewachſen iſt. Dies Wachstum 


kann durch einen noch ſo kleinen Erfolg auf dem beſprochenen Gebiet ſtark 


beeinflußt werden; dann wird auch die Propagierung der Streikidee in kauf⸗ 
männiſchen Betrieben nicht mehr ſo ſchwierig ſein und mehr Verſtändnis finden 
als heute. Wenn irgend etwas auf den rückſtändigſten aller Arbeiter, den 
Handlungsgehilfen, einen Eindruck hervorbringen kann, ſo iſt es die Vor⸗ 
haltung von etwas Geſchaffenem, das ihm als ein Erreichtes am eheſten 
imponiert. Auch dann noch lebenſo bis dahin) iſt eine ungeheure Arbeit zu 
bewältigen, das aber darf nicht irre machen, da nur auf dieſem Wege ein 
Erfolg winkt. Durchführbar iſt das Geſagte auch nur von dem Zentral⸗ 
verband, der keinen Unterſchied macht zwiſchen Arbeiter: und Handlungsgehilfen⸗ 
bewegung, der es weiß und auch ausſpricht, daß die Entwicklung im Handels⸗ 
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gewerbe — ſichtbar vor aller Augen — die gleichen Bahnen wandelt wie in 
der Induſtrie. Zweifellos vollzieht ſich dieſe Entwicklung zur Konzentration 


im Handel bei weitem nicht mit ſolchen Rieſenſchritten wie in der Induſtrie, 
ein Umſtand, den man nicht außer acht laſſen darf, wenn man den Handlungs⸗ 


gehilfen vorwirft, daß ſie für politiſche Schulung mit das ſchlechteſte Menſchen⸗ 


material ſind. Ihnen ſitzt die große Lehrmeiſterin, die Not, noch nicht jo 


derb fühlbar im Nacken wie den Arbeitern. Nicht als ob ſie beſſer entlohnt 


würden als dieſe, nein, aber für die todſichere Tatſache, daß ihr Stand nicht 
mehr das Übergangsſtadium zur Selbſtändigkeit iſt, haben ſie noch nicht das 
notwendige ſtarke Empfinden. Der Deutſchnationale Verband trägt mit die 
Hauptſchuld, daß dieſe Wahrheit ſo ſchlecht in die Köpfe der Gehilfen eindringt, 


er iſt es, der gegen die Großunternehmungen im Handel ſo erfolglos Sturm 


läuft und den Angeſtellten das falſche Bild vorgaukelt von dem kleinen Herrn, 
der beſſer ſei, als ein großer Knecht. Dieſen irrigen Vorſtellungen muß überall 
mit Macht entgegengetreten werden, damit die Handlungsgehilfen endlich be⸗ 
greifen lernen, daß ihre Bewegung die gleichen Vorausſetzungen hat wie die 


des modernen Proletariats, zu dem ſie wirtſchaftlich gehören, ſie mögen wollen 


oder nicht. 


Der oberſchleſiſche Induftriebezirk. 


Von Julius Bruhns. 


Es iſt immer noch ein unbekanntes Land, das längliche Dreieck Tarnowitz⸗ | 
Gleiwitz-Myslowitz, das den oftgenannten oberſchleſiſchen Induſtriebezirk 
umfaßt, an der äußerſten Südoſtecke des Deutſchen Reiches liegt und einer 


Pfeilſpitze gleich in das Gebiet Rußlands und Sſterreichs ſich hineinbohrt. 
Mit ſeinem wirren Gemiſch von Induſtrieſtädten und Dörfern, deren rußige, 


einförmig häßliche Rohziegelhäuſer in engen, oft entſetzlich ſchmutzigen Woh⸗ 


nungen eine Million Menſchen beherbergen, mit ſeiner jedes landſchaftlichen 


Reizes beraubten, durch die Unterwühlung wild zerklüfteten Oberfläche, ſeinen 


Wäldern von Schloten, Rädern und Geſtängen, ſeinem raſtloſen Schaffen und 


Treiben, dem bunten Grenzverkehr mit dem benachbarten Rußland und Sſter⸗ 


reich und mit hundert anderen Eigenarten bietet dieſes fernab vom Leben des 


übrigen Deutſchen Reiches gelegene Land ſchier unerſchöpflichen Stoff zu immer 
neuen Betrachtungen. Es gleicht den wallenden Dämpfen und glühenden 


Gaſen, die ſeine zahlloſen Schlote in die Lüfte ſenden. Wenn in den Nächten 
weiße, gelbe, blaue, rote und orangefarbene Feuergarben dieſen Schloten ent⸗ 


m 


dieſe Schlote am Tage ungeheure Maſſen wirbelnder Dämpfe in Schwarzen, braunen, 


ſtrömen und weithin den dunklen Himmel in leuchtenden Farben malen, wenn 


gelben, grünen, blauen Farbentönen ausſtoßen, ſo täuſcht doch dies bunte Spiel 


niemanden. Wir wiſſen, daß dieſe Dämpfe und Gaſe giftigen Hauch empor⸗ 
ſenden, die Sonne verhüllen, den Boden mit einer Kruſte bedecken, in das Blut 
von Menſch und Tier, in den Saft der Pflanzen eindringen und ſie bleich 


und ſchwach und krank machen. Nicht anders iſt es mit dem eigenartigen, 
intereſſanten Leben und Treiben des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks, das für 


ſeine proletariſchen Bewohner ſo viel Not und Unglück bringt. 


Was auf ſozialem und politiſchem Gebiet in neuerer Zeit über den Induſtrie⸗ 
bezirk veröffentlicht wurde, iſt ſowohl dürftig wie einſeitig. Beſonders die von 


an 
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der mächtigen oberſchleſiſchen Kapitaliſtenorganiſation, dem „Berg- und Hütten⸗ 
männiſchen Verein“ ausgehenden oder inſpirierten Veröffentlichungen über wirt— 
ſchaftliche, ſoziale, ſanitäre uſw. Verhältniſſe des Bezirks zeichnen ſich durch 
ihre ſchönfärberiſche Tendenz aus. Ihre Aufgabe iſt, die Lebensverhältniſſe 
der oberſchleſiſchen Arbeiter in roſigſter Beleuchtung zu zeigen und der Welt 
zu beweiſen, wie vortrefflich alles unter der Herrſchaft des Geldſacks gerade 
hier beſtellt iſt. Dieſe lieblichen Märchen werden wohl nur von naiven Leuten 
für lautere Wahrheit genommen. Der preußiſche Kultusminiſter gehört gewiß 
nicht zu dieſen Leuten; das zeigt ſeine peſſimiſtiſche Rede über die furchtbare 
Kinderſterblichkeit in Oberſchleſien, die er gelegentlich der Landtagsdebatte über 
die zur Abwechſlung hier einmal graſſierende Genickſtarre hielt. So wenig 
man außerhalb, ſelbſt in der 170 Kilometer entfernten Provinzialhauptſtadt, 
von den eigenartigen inneren Verhältniſſen des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks 
kennt, ſo ſteht doch allgemein feſt, daß dort eine ungebildete, rohe, überaus 
ſchlecht gelohnte Bevölkerung hauſt und daß politiſche, kulturelle wie auch 
klimatiſche Verhältniſſe es gebildeten und beſſer ſituierten Leuten ſchwer, ja 
unmöglich machen, dort zu leben. Dieſe traditionelle Überzeugung vermag kein 
ſchönfärbender Bericht kapitaliſtiſcher Soldſchreiber zu ändern. 

Ein unbekanntes Land iſt der oberſchleſiſche Induſtriebezirk auch für unſere 


politiſche wie gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung. Genoſſe Dr. Winter, 
der tapfere Pionier der deutſchen Arbeiterbewegung in Oberſchleſien, der im 


Kampfe unheilbare Wunden davontrug, hat ſich wiederholt bemüht, in der 
Arbeiterpreſſe Aufklärung über das Land und ſeine Bedeutung für die Be— 
wegung zu geben. Die ganze Eigenart dieſes merkwürdigen Grenzdiſtrikts mit 
ſeiner gewaltigen großkapitaliſtiſchen Entwicklung, der Differenzierung ſeiner 
kulturellen und ſozialen Verhältniſſe gegenüber allen anderen Teilen des Deutſchen 
Reiches erfordert aber mehr wie gelegentliche Aufklärungsarbeit. 

Gegenwärtig iſt es ebenſowohl möglich wie notwendig, mit größerer Kraft 


wie bisher an die Eroberung des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks für die Arbeiter⸗ 


bewegung zu gehen. Der ſtarke Aufſchwung der politiſchen wie der gewerkſchaft⸗ 


lichen Bewegung hat uns zweifellos die Möglichkeit gegeben. Und die Not⸗ 
wendigkeit, insbeſondere für die Gewerkſchaften? Dies fern vom heiß pul⸗ 


ſierenden Leben der deutſchen Arbeiterbewegung gelegene unbekannte Land birgt 
die Quellen, die in ununterbrochenem Strome „Arbeitswillige“ in die 
deutſchen Lande ergießen. Wo nur Arbeiter einen Strauß mit Unternehmern 
auszufechten haben, da erſcheinen gar bald als beliebteſte Hilfstruppen des 
Kapitalismus oberſchleſiſche Proletarier, um ihren kämpfenden Brüdern in den 
Rücken zu fallen. Man kann den Armen daraus nicht einmal einen Vorwurf 


machen. In Jahrhunderte dauernder Knechtſchaft unter brutalen polniſchen 


wie deutſchen Herren iſt ihnen ſklaviſche Unterwürfigkeit eingebläut worden. 
Die Pfaffen haben in ihnen den demütigen, leidgewohnten Sinn, das ent⸗ 
nervende Hoffen auf die jenſeitige beſſere Welt geweckt. Von Erkenntnis ihrer 


Klaſſenlage, von ſolidariſchem Gefühl für ihre Klaſſengenoſſen kann bei dieſen 


Leuten nicht die Rede ſein, um ſo weniger, als ſprachliche Schwierigkeiten und 
künſtlich geſteigerte nationale Gegenſätze die Annäherung an aufgeklärte Arbeiter 
bedeutend erſchweren. Und doch ſteckt trotz allem ein tüchtiger Kern in den 
polniſchen Proletariern, ein natürliches Brüderlichkeitsgefühl und gute geiſtige 
Anlage. Es gilt nur, hier die Schlacken der Knechtſchaft zu beſeitigen, um 
vollwertige Mitkämpfer im proletariſchen Emanzipationskampfe zu gewinnen. 
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Wie groß der materielle und moraliſche Schaden iſt, den die deutſchen Ge⸗ 
werkſchaften im Laufe der Jahre durch das maſſenhafte Auftreten oberſchleſiſcher 
Streikbrecher in wirtſchaftlichen Kämpfen erlitten haben, das iſt in Ziffern 
natürlich nicht auszudrücken. Aber ſehr groß iſt dieſer Schaden gewiß und die 
Gewerkſchaften haben alle Urſache, ihm nach Kräften zu wehren. Iſt doch die 
induſtrielle Entwicklung Oberſchleſiens in weiterem raſchen Aufſteigen begriffen! 
Nicht nur im jetzigen Induſtriebezirk entſtehen immer neue Anlagen neben Er⸗ 
weiterung und Vervollkommnung beſtehender, auch über das bisherige Gebiet 
hinaus nach Süden und Südweſten hin erobert beſonders die Montaninduſtrie 
immer neue Poſitionen. Während die Gruben und Hütten in den Wäldern 
und Feldern des Kreiſes Pleß⸗Rybnik jetzt noch weit verſtreut umherliegen, 
wird im Laufe einiger Jahrzehnte dieſer Kreis eine gewaltige Erweiterung 
des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks darſtellen. | 

Schwerer wie irgendwo fonft im Reiche wird in dieſem Induſtriebezirk die 
Arbeiterbewegung feſten Fuß faſſen. Wenn im allgemeinen die Unternehmer⸗ 
organiſationen erſt mit oder nach den Organiſationen der Arbeiter entſtanden 
ſind und mit dieſen mehr oder weniger gleichen Schritt gehalten haben, ſo iſt 
es in Oberſchleſien anders. Hier ſtehen der Maſſe unorganiſierter und völlig 
indifferenter Arbeiter vortreffliche, ſeit Jahren beſtehende Unternehmerorgani⸗ 
ſationen gegenüber, die in den wichtigſten Induſtriezweigen, der Montan⸗ und 
der Metallinduſtrie, ſämtliche größere Betriebe umfaſſen. Nimmt man dazu 
die echt ruſſiſche Urwüchſigkeit der oberſchleſiſchen Polizei gegen jede jelb- 
ſtändige Regung der Arbeiter, die kulturelle Rückſtändigkeit dieſer, den ſtarken 
feindlichen Einfluß der Geiſtlichkeit, die ſprachlichen Schwierigkeiten und gewiſſe 
nationale Hinderniſſe, dann wird man begreifen, daß es ſich nirgend im Reiche 
ſo ſchwer arbeiten läßt, wie in Oberſchleſien. Das ſollte nun freilich für 
Partei und Gewerkſchaften ein Grund ſein, hier, wo ſo viel zu gewinnen iſt, 
mit doppelter, mit zehnfacher Energie an die Löſung der Aufgabe zu gehen. 
Geſchieht das aber? Nein! 

Mit einer Ausnahme hat nach meiner Auffaſſung keine der hier beteiligten 
Gewerkſchaften bisher in vollem Umfange getan, was im eigenen wie im all⸗ 
gemeinen Intereſſe der gewerkſchaftlichen Bewegung notwendig wäre. Dieſe 
Ausnahme iſt der Maurerverband, der auch größere Opfer nicht ſcheute, 
um die oberſchleſiſchen Berufsgenoſſen für die Organiſation zu gewinnen. Das 
iſt denn auch in ſehr erfreulichem Maße gelungen, die Organiſation hat viel⸗ 
fach Lohnaufbeſſerungen erzielt, es wurden ſogar Tarifverträge mit der Unter⸗ 
nehmerorganiſation abgeſchloſſen und die Zeit iſt nahe, wo kein oberſchleſiſcher 
Maurer mehr ſich als Streikbrecher gebrauchen läßt, ja wo es den deutſchen 
Bauunternehmern infolge der Wachſamkeit der oberſchleſiſchen Maurer unmöglich 
ſein wird, aus dem benachbarten galiziſchen Revier Arbeitswillige zu erlangen. 

Vielleicht ſind die nomadiſierenden oberſchleſiſchen Maurer den Lehren der 
Arbeiterbewegung etwas leichter zugänglich, als die hier mehr oder weniger 
feſt an der Scholle klebenden Induſtrieproletarier. Aber zu gewinnen ſind 
dieſe ebenſo gewiß, wenn es an der nötigen Arbeit nicht fehlt, wenn die er⸗ 
forderlichen Mittel aufgewendet werden. Das aber geſchieht weder ſeitens der 
vor allem intereſſierten Bergarbeiter, noch ſeitens der Metallarbeiter, für die 
ſehr große Intereſſen im Spiele ſind, der Handels- und Transportarbeiter, 
Holzarbeiter, Fabrikarbeiter uſw. Zunächſt müßten die hier intereſſierten 
Gewerkſchaften die Mittel für die Beſchaffung von Verſammlungs⸗ 
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lokalen hergeben. Was will es heißen, daß im ganzen Induſtriebezirk mit 
ſeinen 200000 männlichen Arbeitern ſeit reichlich einem Jahre ein einziges 
kleines Verſammlungslokal in Kattowitz vorhanden iſt, das etwa 300 Perſonen 
faßt, deſſen Miete übrigens nur zur Hälfte von den Gewerkſchaften beziehungs⸗ 
weiſe der Generalkommiſſion getragen wird. Soll die gewerkſchaftliche Organi⸗ 
ſation der oberſchleſiſchen Arbeiter vorwärts kommen, dann müſſen in wenig⸗ 
ſtens acht bis neun der hauptſächlichſten Orte des Bezirks Ber: 
ſammlungslokale vorhanden ſein. Und ſoweit ſolche nicht zu mieten 
ſind, was meiſt große Schwierigkeiten hat, darf man auch davor nicht zurück⸗ 
ſchrecken, eigene Verſammlungslokale zu errichten, was hier mit verhältnis⸗ 
mäßig geringen Koſten geſchehen könnte. 

Das zweite wichtige und notwendige Mittel zur Entwicklung der Gewerk— 
ſchaftsbewegung iſt die Anſtellung beſonderer Beamten für Ober: 
ſchleſien. Es iſt zwar für den hier anſäſſigen Genoſſen eine rechte Freude, 
in der Wüſtenei hier einmal einen von Breslau, Berlin oder Hamburg uſw. 
kommenden Gewerkſchaftsleiter und guten alten Genoſſen begrüßen zu können, 
für die weitere Entwicklung der hieſigen Bewegung aber hat ſolch ein ge: 
legentlicher Beſuch faſt gar keine Bedeutung und es iſt ſchade um die 
darauf verwendete Mühe, um Zeit und Geld. Hat der Beſuch den Rücken 
gekehrt, ſo iſt alles wie es war, weil niemand da iſt, der die ausgeſtreute Saat 
hegt und pflegt. Wenn die hier in Betracht kommenden Gewerkſchaften, die, 
mit Ausnahme der Maurer, gar keine oder, wie die Bergarbeiter, zu wenig 
beſoldete Beamte für Oberſchleſien haben, dieſem Mangel gleich dem Lokal⸗ 
mangel abhelfen, dann, aber auch nur dann werden ſie ſicheren Erfolg haben. 
So lange das nicht geſchieht, werden ſie dagegen immer mit geringen Mit⸗ 
gliederzahlen, mit ſchlechter, leider gar zu oft mit ungetreuer Verwaltung rechnen 
müſſen, dabei aber Ausgaben haben, die in ſchreiendem Gegenſatz zu den 
jämmerlichen Reſultaten ſtehen. Schließlich mag doch auch die Tatſache erwähnt 
werden, daß ſeit einiger Zeit die chriſtlichen Gewerkſchaften ihre Arme leb⸗ 
haft nach Oberſchleſien ausſtrecken und daß andererſeits die radikalen Polen 
unter Korfantys Führung ſich in der Begründung rein polniſcher Gewerkvereine 
verſuchen, zwei Dinge, die durchaus geeignet ſein dürften, den Eifer der freien 
Gewerkſchaften um Gewinnung des „unbekannten“ Landes anzuſpornen. 

Was dann die politiſche Bewegung betrifft, ſo ſind für dieſe die 
Schwierigkeiten gewiß noch größer wie für die gewerkſchaftliche Bewegung. Die 
plötzliche ſtarke Zunahme der ſozialdemokratiſchen Wählerſtimmen in den In⸗ 
duſtriekreiſen Kattowitz-Zabrze und Beuthen⸗Tarnowitz bei der achtundneunziger 
Wahl hat 1903 keinen entſprechenden Fortgang genommen. Die inſtinktive 
Erkenntnis der Maſſen von der Notwendigkeit, gegen die unerträglichen Ver⸗ 
hältniſſe rebellieren zu müſſen, hat uns, der damals in Oberſchleſien einzigen 
radikalen Partei, 1898 den unerwarteten Aufſchwung verſchafft. Dann aber 
trat der Radikalpolonismus in die Arena und es gelang ihm, uns den Zuzug 
weiterer Unzufriedener zum erheblichen Teile abzuſchneiden. Seine „Verteidi⸗ 
gung bedrohter nationaler Rechte“, ſeine ſcheinbare Vertretung von Arbeiter⸗ 
intereſſen in Verbindung mit ſtarker Betonung religiöſer Beweggründe machten 
und machen ihn auch weiter noch zu einem bedeutenden Hindernis der Ge- 
winnung des polniſchen Proletariats Oberſchleſiens für die Sozialdemokratie. 
Und nur unausgeſetzte, methodiſche und — opferreiche Arbeit wird uns in den 
Stand ſetzen, auch dieſes Gegners Herr zu werden. ö 
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Leider wird dieſer Kampf der Partei ganz weſentlich erſchwert durch ihre 
Zwieſpältigkeit, dadurch, daß die ſozialdemokratiſche Partei in Oberſchleſien in 
zwei ſelbſtändige Gruppen, die deutſche ſozialdemokratiſche und die pol⸗ 
niſch⸗ſozialiſtiſche Partei (P. P. S.) getrennt iſt. Von irgend welchen Zer⸗ 
würfniſſen, perſönlichen oder ſachlichen Streitigkeiten zwiſchen beiden Gruppen 


iſt im Induſtriebezirk erfreulicherweiſe nicht die Rede, vielmehr arbeiten beide 


Organiſationen harmoniſch zuſammen, was eben jetzt wieder der gemeinſam 
geführte Wahlkampf in Kattowitz⸗Zabrze zeigt. Aber dies „Getrennt marſchieren, 


vereint ſchlagen“ genügt keineswegs den hohen Anforderungen, die geſtellt werden 
müſſen, wenn das wertvolle Gebiet für die Sozialdemokratie gewonnen werden ſoll. 
Der mündlichen Agitation erheblich größeren Spielraum zu ſchaffen durch 


Vermehrung der Verſammlungslokale liegt ebenſo im Intereſſe der Gewerk⸗ 


ſchaften wie der Partei und letztere wird es wie bisher ſo auch ferner nicht 
an Opferwilligkeit fehlen laſſen. Von allergrößter Wichtigkeit iſt aber die 


ſchriftliche Agitation, die ſtändig nur durch ein gutes, billiges, 
täglich erſcheinendes Blatt ausgeübt werden kann. Zentrum und 


Hakatiſten verfügen über eine ganze Anzahl täglicher Zeitungen. Aber auch 
die Polen haben ſolche Blätter gegründet und in der polniſchen Arbeiter⸗ 
bevölkerung eine ſehr große Abonnentenzahl gefunden. Soll dem Einfluſſe 
dieſer Blätter erfolgreich entgegengewirkt werden, die alleſamt nicht einen 


Tag vorübergehen laſſen, ohne in der raffinierteſten, oft verlogenſten 


Weiſe gegen die Sozialdemokratie zu Felde zu ziehen, dann müſſen wir 
für den Induſtriebezirk ein ſelbſtändiges tägliches Parteiorgan oder, präziſer 


ausgedrückt, zwei ſolcher haben, ein polniſches und ein deutſches. Letzteres 


nicht nur der vielen Tauſende deutſcher Arbeiter wegen, ſondern auch deshalb, 


weil eine große und ſtets wachſende Zahl polniſcher Arbeiter wohl polniſch 


ſprechen, aber infolge des deutſchen Schulunterrichts nur deutſch leſen kann. 


Wenn auch dem Agitationsbedürfnis für die deutſchleſenden Arbeiter zu⸗ 2 
nächſt, wenn auch naturgemäß ſehr unvollkommen, noch die im fernen Breslau 


erſcheinende „Volkswacht“ genügt, ſo iſt doch das in Kattowitz zweimal wöchent⸗ 
lich in kleinem Umfang erſcheinende Parteiorgan der P. P. S., die „Gazeta 
Robotnieza*, für die Propaganda in der polniſchen Bevölkerung gegenüber der 
radikalpolniſchen Preſſe ganz bedeutungslos. Hier müßte ſo ſchnell wie möglich 
eine Anderung eintreten. Aber wie? Die kleine, pekuniär auch deshalb beſon⸗ 


ders ſchwache polniſch-ſozialiſtiſche Organiſation, deren Angehörige ausſchließlich 
zu den ſchlechteſtbezahlten Proletariern zählen, iſt nicht in der Lage und wird 
allein auch wohl nie in die Lage kommen, ein ſolches tägliches Blatt heraus⸗ 3 
zugeben. Für ein derartiges Unternehmen könnten allein die Mittel der deutſchen 


ſozialdemokratiſchen Partei in Betracht kommen. Das aber darf nach Anficht 


der deutſchen Parteigenoſſen nur geſchehen, wenn die P. P. S. ihre das Ziel 
verfehlende jetzige Selbſtändigkeit aufgibt und wieder, wie vor Jahren, ein 


Beſtandteil der Geſamtpartei wird, ähnlich vielleicht, wie es die einzelnen 
Landesorganiſationen der Partei ſind. 


Vor einigen Monaten ſchien dies wünſchenswerte Ziel faſt erreicht, als der 


damals in Berlin domizilierte Vorſtand der P. P. S. mit dem deutſchen Partei⸗ 
vorſtand ein Abkommen über die Angliederung der P. P. S. an die Geſamt⸗ 
partei getroffen hatte. Leider wurde dies Abkommen nicht perfekt. Der Katto⸗ 
witzer Parteitag der P. P. S. wies die von den Vorſtänden feſtgeſtellten Be⸗ 
dingungen zurück und ſtellte einſeitig neue Bedingungen für die Vereinigung 
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auf, die von der anderen nicht gehörten Seite abgelehnt wurden und abgelehnt 
werden mußten. 

Man kann auch vom Standpunkt des deutſchen Parteigenoſſen aus mit 
dem Kattowitzer Parteitag der P. P. S. die von den beiden Vorſtänden ver: 
abredete Bedingung, daß in das polniſch-ſozialdemokratiſche Parteiorgan auch 
ein vom deutſchen Parteivorſtand ernannter Redakteur eintreten müſſe, ver: 
werfen, wie ich ſie verwerfe aus Gründen, auf die hier nicht weiter eingegangen 
werden ſoll. Kein deutſcher Parteigenoſſe aber dürfte wohl der vom Katto— 
witzer Parteitag der P. P. S. aufgeſtellten Bedingung zuſtimmen, laut welcher 
für alle die polniſche Arbeiterbevölkerung betreffenden Angelegenheiten der 
Parteitag der P. P. S. die höchſte Inſtanz bleiben muß. Eine ſolche Aus⸗ 
ſchaltung des allgemeinen Parteitags, der höchſten Inſtanz der geſamten Partei, 
in wichtigen, die ganze Partei berührenden und verpflichtenden Angelegen— 
heiten, iſt jedenfalls nicht angängig, ganz abgeſehen davon, daß eine derartige 
Ausnahmebeſtimmung die Grundlage unſerer Organiſation empfindlich berührt 
und einen Präzedenzfall ſchafft, der zu bedenklichen Folgen für die Einheit und 
innere Geſchloſſenheit der Partei führen könnte. 

So bleibt es denn beim alten: Die polniſch-ſozialdemokratiſche Partei be: 
hält ihre „Selbſtändigkeit“, die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands behält 
ihr Geld, und die Gegner — behalten den oberſchleſiſchen Induſtriebezirk! Die 
Ausſicht, mit all den verfügbaren reichen Mitteln und Waffen den Kampf zu 
führen, den Induſtriebezirk für die Sozialdemokratie zu erobern, iſt vorläufig 
geſchwunden und wir müſſen weiter in der bisherigen unzulänglichen Weiſe unſere 
Aufgabe zu erfüllen ſuchen. Das muß demjenigen um ſo bedauerlicher erſcheinen, 

der weiß, welch gewaltiger Agitationsſtoff für uns hier auf allen Gebieten des 
politiſchen, ſozialen, wirtſchaftlichen Lebens, in den kulturellen, den kommunalen, 
den ſanitären Verhältniſſen liegt und nach Ausnutzung geradezu ſchreit. 

Gelingt es uns über kurz oder lang, die in uns ſelbſt liegenden Hinder- 

niſſe hinwegzuräumen, dann wird weder Pfaffenliſt noch Herrentrotz, weder 
bureaukratiſche Tücke noch läppiſcher Nationalitätenhader unſeren Sieg hindern 
und bald wird die rote Fahne flattern auch über dies arme, geknechtete „un— 
bekannte Land“! 


Literariſche Kundſchau. 


Aſchaffenburg, Das Verbrechen und feine Bekämpfung. Heidelberg, Karl 
Winterſche Univerſitätsbuchhandlung. 

Durch den Standpunkt des Verfaſſers als auch durch die wiſſenſchaftliche Ver: 
wertung der Tatſachen ſchließt ſich Aſchaffenburgs Buch der neuen Strömung in der 
Beurteilung des Verbrechens, die ſich in einer ſozialen, biologiſch⸗-pſychologiſchen 
Auffaſſung desſelben kundgibt, vollwertig an. 
| Die Statifti des Deutſchen Reiches verzeichnet für das Jahr 1898: Verbrechen 

und Vergehen gegen Reichsgeſetze 572381, Verurteilte 477807, darunter 48 Todes⸗ 
fälle, 38000 Jahre Zuchthaus, 49000 Jahre Gefängnis. Durch Körperverletzungen 
allein iſt ein Arbeitsverluſt von 1834,3 Jahren verurſacht. Die Koſten der Straf⸗ 
verfolgung und des Strafvollzugs ſind von dem bekannten Kriminaliſten Seuffert 
auf 100 Millionen Mark geſchätzt worden. Das alles in einem einzigen Jahre! 
Wie verhält ſich Aſchaffenburg zu dieſen Erſcheinungen unſeres geſellſchaftlichen 
Lebens, wie ſchätzt er fie ein? Er antwortet mit Corré („Essai sur la criminalite“); 
„Die Verbrecher dürfen nicht als der Auswurf der Geſellſchaft betrachtet werden, 


} 
1 
IP: 


ei 


7 
680 Die Neue Zeit. 


ſie ſind vielmehr mit ihr verbunden wie die Wunde mit dem Körper.“ Aſchaffen⸗ 
burg fordert die Berückſichtigung der pſychologiſchen Motive des Verbrechens, 
er nennt die beſtehenden Beſtimmungen über die Notlage, die mildernden Umſtände, 
die Unzurechnungsfähigkeit der Geiſteskranken uſw. „wenige kümmerliche Geſichts⸗ 
punkte“. Als Biologe ſieht er die ſozialen und individuellen Urſachen des Ver⸗ 
brechens nicht nur, ſondern zeigt auch in wiſſenſchaftlich geſichteten ſtatiſtiſchen 
Tabellen den Einfluß der Jahreszeit, der Raſſe, der Religion auf die Art und die 
Häufigkeit der Verbrechen. Von großem Intereſſe ſind auch die Angaben über die 
mittelbare und unmittelbare Wirkung des Alkohols. So ſind zum Beiſpiel nach der 
Statiſtik von Bär unter 30041 männlichen Gefangenen 43,9 Prozent Trinker. Unter 
54 erwachſenen Überlebenden aus 50 Familien, in denen Vater und Mutter trunk⸗ 
ſüchtig waren, fand Legrain 63 Prozent Trinker und 44 Geiſteskranke. Und wenn 
der Herr Profeſſor Aſchaffenburg auch nicht umhin kann, einmal bei der Beſprechung 
der Alkoholausſchreitungen zu ſagen: „Die Lebensweiſe unſerer Arbeiterſchaft iſt 
durchaus keine zweckmäßige. Das Geld, das in der Kneipe vertan wird, würde ge⸗ 
wiß beſſer für Nahrungsmittel, für geräumigere und luftigere Wohnungen verwertet 
werden oder als Sparpfennig für ſchlechte Zeiten zurückgelegt“ — ſo hat er doch 
die Folgen der Armut nicht verkannt. Wenn in den letzten achtzehn Jahren (1882 
bis 1899) die Zahl der Verurteilten in Deutſchland zugenommen hat, trotzdem dies 
eine Zeit großen wirtſchaftlichen und kulturellen Aufſchwunges war, ſo meint der Ver⸗ 
faſſer, daß „hier die großen Umwälzungen in den äußeren Verhältniſſen die Schuld 
tragen“. Weniger vorſichtiger ausgedrückt, könnte man ja von der Verſchärfung der 
Klaſſengegenſätze mit dem Wachſen des Kapitalismus ſprechen. In dieſem Sinne wird 
hier v. Mayr („Geſetzmäßigkeit im Geſellſchaftsleben“, München) zitiert: „Es hatte in 
der Periode 1835 bis 1861 im bayeriſchen Gebiet diesſeits des Rheins ſo ziemlich jeder 
Sechſer, um den das Getreide im Preiſe geſtiegen iſt, auf je 100000 Einwohner einen 
Diebſtahl mehr hervorgerufen, während andererſeits das Fallen der Getreidepreiſe 
um einen Sechſer bei der gleichen Zahl der Einwohner je einen Diebſtahl verhütet.“ 

Es iſt nur eine Konſequenz ſeines Standpunktes, wenn Aſchaffenburg die 
phyſiſche, intellektuelle und moraliſche Unzulänglichkeit, die ein Individuum als 
ſolches ſozial untauglich und ſo zum Hauptinſaſſen der Gefängniſſe macht, als die 
Folge ſchlechter Erziehung, der Abſtammung von Geiſteskranken oder Trinkern, 
materiellen Elends in der Familie, ſchlechter Beiſpiele uſw. bezeichnet. Er braucht 
keinen uomo delinquente, keinen geborenen Verbrecher, wie Lombroſo. Schlechte 
Pflege, zu vieles Arbeiten der ſchwangeren Mutter und ähnliche Schönheiten des 
Lebens genügen ihm zur Erklärung des „verbrecheriſchen“ Individuums. Von be⸗ 
ſonderem Intereſſe ſind feine Beobachtungen (er iſt leitender Arzt an einer Ber 
obachtungsabteilung für geiſteskranke Verbrecher) über die ſo ſchwer einzuſchätzenden 
Übergänge zur Idiotie, zum Schwachſinn, bis zu ausgeſprochenen Geiſteskrankheiten, 
Epilepſien uſw. Von 114 verbrecheriſchen Irren Mecklenburgs fand Scheven 49, 
die zu Unrecht beſtraft worden waren. 

Strafe iſt für Aſchaffenburg die notwendige Repreſſion der Geſellſchaft, 
von Beſſerung und Abſchreckung kann er, nach der Statiſtik zu urteilen, nicht viel 
halten. Deshalb wendet ſich ſeine Kritik hauptſächlich gegen das beſtehende ſtereotype 
Strafausmaß. Während er für jugendliche Verbrecher (ihre Zahl ſteigt von Jahr 
zu Jahr) Fürſorgeerziehung von ſeiten des Staates in größtem Maße fordert, 
tritt er, was die Erwachſenen betrifft, für das ſogenannte „iriſche Strafſyſtem“ ein, 
nach welchem dem Verbrecher, der probeweiſe freigelaſſen wird, je nach ſeiner Auf⸗ 
führung in der Freiheit die Strafe, das heißt die Freiheitsentziehung, erleichtert, 
eventuell faſt völlig erlaſſen werden kann. Und ſo dürfen wir denn die Aus⸗ 
führungen Aſchaffenburgs als die Erfahrungen und Meinungen eines im beſten 
Sinne modernen Kriminalpſychologen, der ſeinen ſozialen Standpunkt konſequent 
innehält, auf das freudigſte begrüßen. Dr. J. H- rk. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


77 
2 


3 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Die fortſetzung einer unmöglichen Diskuffion. 
Don K. Kautsky. 


1. Guter Ton und richtige Auffaffung. 


In meinem Artikel über „Die Stimmung in der deutſchen Sozialdemokratie“ 
(„Neue Zeit“, Nr. 42) hatte ich unter anderem auch den „Vorwärts“ kritiſiert. 
Dieſer antwortete am 19. und 20. Juli, eben, als ich meine Ferien angetreten. 
So komme ich erſt jetzt dazu, ihm zu antworten. 
Aber iſt es überhaupt möglich, die Diskuſſion fortzufpinnen? Der „Vor⸗ 
wärts“ betitelt die eine ſeiner Erwiderungen mit: „Unmögliche Diskuſſion“ 
und ſucht nachzuweiſen, daß meine Art der Kritik jede Diskuſſion unmöglich 
mache. In der Tat könnte eine Fortſetzung des Diskutierens nichts erzielen 
als Unerquicklichkeiten, wenn man es, wie der „Vorwärts“ wieder einmal tut, 
auf das Gebiet des „guten Tones“ lenkt. Ein Entrüſtungsduett über den guten 
Ton kann naturgemäß nicht anders enden als mit dem ſchlechteſten. Das zeigen 
unſere Erfahrungen immer wieder von neuem. 

Ich begnüge mich daher hier damit, einfach zu konſtatieren, daß ich in 
meinem Artikel keine einzige Perſon direkt oder indirekt angegriffen habe. 
Der „Vorwärts“ dagegen, der mir eine „Polemik der perſönlichen Herab⸗ 
ſetzung“ und „das tiefe Niveau der perſönlichen Reibereien“ vorwirft, 

ſpricht gleichzeitig von meinem „Hochmut“, meiner „höchſt unzureichenden 

Kritik“, meiner „überhebung“ und „Anmaßung“, meinen „publiziſtiſchen 

Unſitten“, „Literatenmätzchen“ und „bösartigen Unrichtigkeiten“. 

Es fehlt nur noch, daß er, wie Herr v. Trotha einen unbequemen Kritiker, 
mich für völlig „unreif“ erklärt. 

Indes, wenn meine Kritik auch ganz unperſönlich gehalten war, ſo fällt es 
mir doch nicht ein, leugnen zu wollen, daß ſie zu ſehr ſcharfen ſachlichen 
Urteilen kam, vor allem zu dem, daß unſer Zentralorgan „in ſeiner jetzigen 
Form unfähig“ ſei, „der Partei in inneren Parteifragen als führendes 

Organ zu dienen“. 

Den Anlaß dazu gab die Haltung des „Vorwärts“ gegenüber einer inneren 
Parteifrage von ſo hervorragender Wichtigkeit, wie ſie der politiſche Maſſen— 
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ſtreik darſtellt, der augenblicklich in der ganzen Partei auf das lebhafteſte 
diskutiert wird. 

Was hat der „Vorwärts“ zu dieſer Diskuſſion beigetragen? Das kritiſche 
Referat über die Schrift der Genoſſin Roland⸗-Holſt. Das iſt meines Er⸗ 
innerns bisher ſeine einzige größere Auseinanderſetzung über die Frage des 
politiſchen Maſſenſtreiks. Und gerade die erſchien mir völlig „unzureichend“ 
Ich fand, der „Vorwärts“ habe „die ganze Schrift nicht verſtanden, wenn 
er ihr vorwirft, ſie mache den politiſchen Streik aus einem unter ganz be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſen möglichen und erforderlichen Akt der proletariſchen Not⸗ 
wehr zur Methode des Klaſſenkampfes, zum eigentlichen Mittel des proletariſchen 
Sieges“. Dies Mißverſtändnis aber ſei das einzige Argument, das der „Vor⸗ 
wärts“ vorzubringen wiſſe, um Methode und Schlußfolgerungen des Buches 
abzulehnen. Und ich zitierte (S. 494) einen langen Paſſus aus der Schrift, in 
dem es ausdrücklich heißt, daß „der politiſche Maſſenſtreik eine nur ſelten, in 
beſtimmten geſchichtlichen Situationen anwendbare Waffe iſt“. In dieſem 
Paſſus hatte alſo die Genoſſin Roland-Holſt ausdrücklich jenen Geſichtspunkt 
hervorgehoben, den der „Vorwärts“ bei ihr vermißte, und jene Auffaſſung ab⸗ 
gelehnt, die der „Vorwärts“ ihr vorwirft. | 

Was antwortet dieſer mir darauf? Hält er mir nun Zitate entgegen, aus 
denen er die Richtigkeit ſeiner Auffaſſung ableitet? Keine Zeile! Meinem 
ausführlichen Zitat begegnet er mit der allgemeinen Verſicherung, er habe ſich 
nicht geirrt. Außer dieſem Zeugnis, das er der eigenen Glaubwürdigkeit ausſtellt, 
weiß er nur noch zu ſagen, die Verfaſſerin der Schrift bewege ſich in Wider⸗ 
ſprüchen, was aber auch nur behauptet, mit keinem einzigen Zitat bewieſen wird. 

Mit leeren Behauptungen wird meine Feſtſtellung natürlich nicht erſchüttert, 
die durch ein unzweideutiges Zitat belegt iſt. Übrigens ift die Auffaſſung der 
Roland⸗Holſtſchen Schrift, die ich vertrete, auch die der anderen Referenten 
darüber in der Parteipreſſe, ſoweit ſie mir zu Geſicht gekommen. Das könnte 
genügen. Aber ich glaubte noch ein übriges tun zu müſſen und wendete mich 
an die Verfaſſerin ſelbſt. Dieſe ſchien mir am kompetenteſten zur Entſcheidung 
der Frage, wer ſie verſtanden. Sie antwortete mir folgende: ; 

„Natürlich haben Sie in der Streitfrage mit dem Vorwärts- vollſtändig 
meine Abſicht wiedergegeben. Wie der ‚Vorwärts‘ dazu kommt, aus meiner 
Schrift herauszuleſen, daß ich den Maſſenſtreik als die Methode des prole⸗ 
tariſchen Klaſſenkampfes betrachte, iſt mir unbegreiflich. Gegen eine ſolche Über: 
ſchätzung, wie er durch die revolutionären, antiparlamentariſchen Gewerkſchafter 
ſtattfindet, iſt die Schrift ja zum Teil gewandt. Auch habe ich mich gerade bemüht, 
den innerlichen Zuſammenhang der verſchiedenen Waffen des Proletariats und der 
verſchiedenen Methoden des proletariſchen Kampfes zu betonen, hervorzuheben, wie 
ſie einander ergänzen.“ 1 


Welcher Hochmut der Genoſſin Roland⸗Holſt! Sie erfrecht ſich, etwas ganz 
anderes geſchrieben zu haben, als der „Vorwärts“ aus ihrer Schrift „heraus⸗ 
geleſen“ hat. Eine arge „publiziſtiſche Unſitte“! Unſere Freundin iſt offenbar 
ſchon auf demſelben „tiefen Niveau perſönlicher Reibereien“ angelangt wie ich! 


2. Die Diskuffion des Maffenftreiks. 


Indes, meine Polemik gegen die falſche Auffaſſung der Schrift durch den 
„Vorwärts“, erſchien ihm, wenn auch „hochmütig“ und „höchſt unzureichend“, 
ſo doch noch diskuſſionsfähig. Dann aber ſieht er mich Gräßliches dont 
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und jo „oberflächlich“ und „unſachlich“ werden, daß jede weitere Diskuſſion 
unmöglich wird und der „Vorwärts“ ſich mit hochgradiger Entrüſtung begnügt. 
Hier verſagt ihm ſelbſt das, was er eine „ſachliche“ Widerlegung nennt, nämlich 
die emphatiſche Wiederholung der Behauptung, er habe ſich nicht geirrt. 

Welches iſt nun meine Miſſetat? 

Nachdem der „Vorwärts“ die Schrift der Genoſſin Roland-Holſt falſch 
aufgefaßt und kritiſiert hat, geht er in ſeinem Artikel dazu über, die Diskuſſion 
des Maſſenſtreiks überhaupt zu verpönen, und er tut dies in einer Weiſe, die 
meiner Anſicht nach nichts anderes verdient als Hohn und Spott. Ich habe 
allerdings gemeint, die Unhaltbarkeit der Logik des „Vorwärts“ liege ſo klar 
zutage, daß es genüge, ſie mit ein paar Worten zu kennzeichnen. Wenn das 
aber unſerem Zentralorgan als bloße Polemik „perſönlicher Herabſetzung“ er⸗ 
ſcheint, kann ich auch ſachlicher und gründlicher werden. Allerdings erfordert 
das einige Geduld unſerer Leſer. 

Der Gewerkſchaftskongreß hatte den „Vorwärts“ gezwungen, ſich mit der 
Frage des politiſchen Maſſenſtreiks zu beſchäftigen. Am 8. Juni veröffentlichte 
er einen Artikel: „Gewerkſchaft und Partei“, in dem er unter anderem über 
den Maſſenſtreik folgendes ausführte: 

„Daß die Gewerkſchaftsorganiſation mit dem politiſchen Maſſenſtreik nichts zu 
tun haben will, halten wir für ganz richtig. Wir wünſchen nicht, daß die poli⸗ 
tiſchen Aufgaben der organiſierten Arbeiterklaſſe von den Gewerkſchaften über— 
nommen werden. ... Hätte der Gewerkſchaftskongreß erklärt, wir haben lediglich 


gewerkſchaftliche Aufgaben, in dieſen Rahmen gehört der politiſche Maſſenſtreik zur 
Erkämpfung politiſcher Rechte oder zur Verhinderung politiſcher Entrechtung nicht 


hinein, das überlaſſen wir der politiſchen Organiſation der Arbeiter, 
dann hätte kaum jemand etwas dagegen einzuwenden. ... Wozu haben wir denn 
die ſozialdemokratiſche Propaganda? Deren Aufgabe iſt es, die Köpfe zu revolutio, 
nieren und die Arbeiter reif zu machen für die Tat, ſie dahin zu bringen, daß ſie 
für die Erkämpfung politiſcher Rechte und Freiheiten im Notfall das Letzte wagen.... 
Alſo, wenn ſchon zugegeben wird, daß hier Fragen zur Erörterung ſtehen, deren 
Löſung der politiſchen Organiſation zufällt (Abwehr von Gewaltſtreichen der 
Reaktion), wozu verlangt man dann von den Gewerkſchaften, ſie ſollten erklären, 


wie fie ſich die Löſung denken? ... Es iſt dann erhebliches Gewicht darauf gelegt 


worden, daß den Gewerkſchaften empfohlen wird, den politiſchen Maſſenſtreik nicht 
zu diskutieren. Es iſt ja nun dadurch die Partei nicht verhindert, dieſes wie irgend 
ein anderes Kampfmittel zu diskutieren.“ 


Hier wird alſo der Beſchluß des Gewerkſchaftskongreſſes nicht damit gerecht⸗ 
fertigt, daß die Diskuſſion des Maſſenſtreiks überhaupt ein Nachteil iſt, ſondern 
damit, daß ſie eine Aufgabe der politiſchen Organiſation, der Partei 

ſei, von der man verlangen darf, daß ſie uns ſage, wie ſie ſich die Löſung 
der Frage des Maſſenſtreiks, der „Abwehr von Gewaltſtreichen der Reaktion“, 


denkt. 


ee: ? 


Als dann der „Vorwärts“ am 25. Juni, alſo etwa zwei Wochen ſpäter, 
die Schrift der Genoſſin Roland⸗Holſt beſprach, hätte man annehmen dürfen, 
er werde dieſe Gelegenheit ergreifen, nun ſelbſt als „führendes Organ“ der 
übrigen Parteipreſſe bei dieſer Löſung, wenn ſchon nicht voranzugehen, ſo doch 
mit Anſtand nachzuhinken. Statt deſſen erklärte er als einen „weiteren Fehler 
der Schrift“ folgendes: 

f „Kautsky fordert ausdrücklich in ſeiner Vorrede zum Diskutieren und Studieren 
des politiſchen Maſſenſtreiks als Vorbereitung für kommende Kämpfe auf. Dieſe 
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Aufforderung hat einen guten Sinn, wenn man dem politiſchen Maſſenſtreik die 4 


hervorragende und entſcheidende Rolle für die Arbeiterbewegung zuſchreibt, wie es 5 
in der Schrift der Genoſſin Roland-Holſt geſchieht. ... Dann müßten die Dis⸗ 
kuſſionen über den Maſſenſtreik allerdings in alle Kreiſe der Partei und der 
Gewerkſchaften getragen werden, und es gäbe keine wichtigere Aufgabe als dieſe. 
In Wahrheit aber hat die Sozialdemokratie keinen Anlaß, dem politiſchen Maſſen⸗ 


ſtreik die unbedingte und außerordentliche Bedeutung zuzuſchreiben, auf welche die 


Betrachtungen der vorliegenden Schrift hinausgehen. Vielmehr beſteht die Gefahr, 


daß durch das eifrige Studieren und Diskutieren ſolcher Frage die Phantaſie 


der Arbeiterklaſſe auf unſichere Hoffnungen gerichtet und von wichtigen näher 


liegenden Aufgaben abgezogen wird — ganz abgeſehen davon, daß das reichliche 4 
Reden von und Drohen mit der Revolution mehr geeignet iſt, die reaktionären 


Zettelungen gegen die Arbeiterſchaft zu ſtärken, als die Arbeiter zur Entſchloſſenheit 


zu erziehen für den Fall, wo es ſich noch lange nicht um den endgültigen Sieg, 


wohl aber um die Abwehr von Angriffen auf beſtehende Rechte handelt.“ 
Am 8. Juni fand alſo der „Vorwärts“, die Diskuſſion des politiſchen Maſſen⸗ 


ſtreiks ſei eine Aufgabe der Partei, deshalb aber keine Aufgabe der Gewerk 
ſchaften. Am 25. Juni dagegen erklärte er, wäre die Diskuſſion des politiſchen 
Maſſenſtreiks jo wichtig, wie die Genoſſin Roland⸗Holſt und ich meinen, dann 
müßte ſie in alle Kreiſe der Partei und der Gewerkſchaften getragen 
werden. Es ſei aber beſſer, wenn weder dieſe noch jene ſich viel damit abe 
gäben, denn durch das eifrige Studieren und Diskutieren derartiger revolutionärer 


Dinge werde die Arbeiterklaſſe von wichtigeren Aufgaben abgezogen und die 


Reaktion geſtärkt. 


Dieſe Ausführungen vom 25. ſtehen im vollſtem Widerſpruch zu denen vom 


8. Juni. Es ſcheint alſo, als ſei man in der Redaktion unſeres Zentralorgans 
bei der Diskuſſion über den Maſſenſtreik noch nicht einmal ſo weit gekommen, 


ſich darüber einig zu werden, ob, wo und wie eine ſolche Diskuſſion ratſam ſei. 
Aber noch ſonderbarer als die Haltung des „Vorwärts“ gegenüber der 


Frage, ob der Maſſenſtreik überhaupt zu diskutieren ſei, ſind die Gründe, mit 
denen er ſchließlich vor der eifrigen Diskuſſion dieſer Frage warnt. Einige 


davon haben wir ſchon kennen gelernt. Der eine davon iſt der Hinweis auf 


die Gefahr, daß durch eine derartige Diskuſſion die „Phantaſie der Arbeiter⸗ 


klaſſe auf unſichere Hoffnungen gerichtet und von wichtigen näher liegenden 


Aufgaben abgezogen wird“. 
Sollte dieſe Maxime Geltung in der Partei erlangen, dann muß gleich 


jede Diskuſſion verpönt werden, die über unſere nächſtliegenden Aufgaben 
hinausgeht. Wenn ſchon der Maſſenſtreik „unſichere Hoffnungen“ erweckt, wie 


viel mehr dann unſere Endziele oder die Eroberung der politiſchen Macht, 
die Revolution! Über alle dieſe Themata dürfte nicht mehr geſprochen werden, 


wenn unſer Zentralorgan recht hätte. Und ſolche Argumente ſoll man ruhig 


hinnehmen oder gar noch ernſthaft und leidenſchaftslos würdigen! 


Und nun gar der folgende Satz, in dem darauf hingewieſen wird, daß 


* 
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„das reichliche Reden von und Drohen mit der Revolution mehr ger 


us 


eignet ift, die reaktionären Zettelungen gegen die Sozialdemokratie zu ſtärken, 
als die Arbeiterſchaft zur Entſchloſſenheit zu erziehen uſw.“ Als ich dieſen Satz 


vr 


las, ſah, wie im Jahre der glorreichen ruſſiſchen Revolution das Zentralorgan 
der deutſchen Sozialdemokratie über die Revolution zu reden wagt, da ſtieg mir 


die Schamröte ins Geſicht. Dieſer Satz war's, der meinen ganzen „Hochmut“ 3 
erregte, der mich zu der „Anmaßung“ und dem „publiziſtiſchen Unfug“ trieb, 
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gegen eine derartige Sprache zu proteſtieren. Wenn ich dabei einen Fehler 
beging, ſo war es höchſtens der, daß ich das nicht energiſch genug tat. 

Vor allem, verehrter Kollege vom „Vorwärts“: wer hat mit der Revolution 
gedroht? Wo iſt in einer Schrift der Genoſſin Roland-Holſt, oder von mir, 
oder ſonſt einer ſozialdemokratiſchen Unterſuchung über den Maſſenſtreik mit 
der Revolution gedroht worden? Es war eine Zeitlang ein Unfug der Staats— 
anwälte, jede Unterſuchung über die Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit einer 
Revolution als eine Drohung damit aufzufaſſen. Sie haben ſich das ab— 
gewöhnen müſſen, nun aber kommt das Zentralorgan der deutſchen Sozial— 
demokratie und ſieht in der Diskutierung eines neuen Kampfmittels der Partei 
die Drohung mit der Revolution! 

Aber ſchon das bloße „reichliche Reden“ davon verurſacht ihm Beklem⸗ 
mungen! Welche Seelenqualen müſſen da ſeine Redakteure erdulden, die jetzt 
ſeit Monaten durch die ruſſiſchen Vorgänge gezwungen werden, tagaus tag— 
ein aufs reichlichſte von der Revolution zu reden und dadurch die „reaktionären 
Zettelungen“ zu ſtärken! 

Die Stellung unſeres Zentralorgans zur Revolution erhält eine weitere 
Beleuchtung in dem folgenden Argument: 

„Wir meinen, daß die Arbeitsverweigerung zu politiſchen Zwecken ein Kampf⸗ 
mittel der Arbeiterklaſſe iſt. Es iſt aber nicht ein Kampfesmittel, deſſen Propa— 


gierung den oberſten Grundſatz der ſozialiſtiſchen Taktik aufheben oder ſtören oder 


nur irgendwie verſchleiern darf. Der oberſte Grundſatz der ſozialdemokratiſchen 
Taktik iſt und bleibt aber allerdings die Revolutionierung der Köpfe, die 
gerade darum, wie unſere Gegner geſagt haben, tödlich iſt, weil ſie ſich der Geſetze 
bedient und durch Geſetze nicht unterdrückt werden kann.“ 


Selbſtverſtändlich haben wir an der Revolutionierung der Köpfe zu arbeiten. 
Wem fiele es ein, das zu leugnen? Aber was iſt darunter zu verſtehen? 
Aufklärung des Proletariats über ſeine Stellung in Staat und Geſellſchaft, 
über die hiſtoriſchen Aufgaben, die ihm daraus erwachſen, über die Kräfte, die 
Mittel und Wege, die ihm zu deren Löſung zu Gebote ſtehen. Wie aber ſoll 


die Diskutierung oder Propagierung des Maſſenſtreiks imſtande ſein, dieſe 


Aufklärung zu ſtören? Zu welchem Reſultat dies Studium immer führen 
mag, es ſelbſt muß zu einem wirkſamen Mittel werden, die Revolutionierung 
der Köpfe zu fördern. Geſtört kann dieſe Revolutionierung eher dadurch werden, 
daß man, wie der „Vorwärts“, fürchtet, ſolche Studien würden die Phantaſie 
der Arbeiter auf unſichere Hoffnungen richten und von näher liegenden Auf— 
gaben abziehen. 

In der Tat, wie kann man die Köpfe der Arbeiter revolutionieren, ohne 


ihr Intereſſe von den nächſtliegenden auf fernerliegende Aufgaben zu lenken, 


ihren politiſchen Horizont zu erweitern und ſie mit Hoffnungen für die Zu⸗ 
kunft zu erfüllen? Freilich mit „unſicheren“ Hoffnungen, aber ſichere Hoffnungen 
gibt es einmal nicht. 

Ich will nicht weiter die Theorie unterſuchen, die der „Vorwärts“ nun 
über die „allein weſentliche Taktik der Sozialdemokratie“ aufſtellt, worunter er 
das Streben verſteht, die „uns noch verſtändnislos gegenüberſtehenden Maſſen 
mit Verſtändnis zu erfüllen oder doch mindeſtens einen ſolchen Eindruck auf 
die öffentliche Meinung hervorzurufen, daß die wenigen Prozent derer, welche 
durch ihre bevorzugte Stellung in der heutigen Ordnung naturgemäß Feinde der 
Arbeiterbewegung und aller Volksrechte ſind, zur Ohnmacht verurteilt werden“. 
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Wie immer er ſich einen Zuſtand vorſtellen mag, in dem die „öffentliche 
Meinung“ allein genügt, unſere Gegner „zur Ohnmacht zu verurteilen“, auf 
jeden Fall bekommt dieſe famoſe „allein weſentliche“ Taktik ein Loch ſchon im 
nächſten Abſatz, der mit der Möglichkeit rechnet, daß unſere Gegner auf die 
öffentliche Meinung pfeifen und es wagen, uns mit Gewalt alle „Wege der 
Geſetzlichkeit zu verſperren“. ! | 

Was dann? Man follte meinen, wer mit dieſer Möglichkeit rechnet, ſollte 
auch die Notwendigkeit einſehen, den Maſſenſtreik eifrig zu diskutieren und zu 
ſtudieren. Mit nichten: 

„Welche Mittel in ſolchen Fällen die geeigneten ſind, das läßt ſich nicht vorher 
ſtudieren und nicht vorher diskutieren.“ | 

Das iſt ficher richtig. Welche Mittel wir in jeder beſtimmten Situation 
in Anwendung bringen, das hängt von dieſer Situation ab, und es wäre 
das verkehrteſte, was wir tun könnten, wollten wir jetzt ſchon beſtimmen, was 
wir in Situationen, die wir gar nicht kennen, tun werden. 

Aber darum handelt es ſich bei der Diskuſſion des Maſſen⸗ 
ſtreiks gar nicht. Nicht, welche Mittel wir anwenden wollen und werden, 
ſondern welche Mittel wir eventuell anwenden können, welche Mittel über⸗ 
haupt uns zu Gebote ſtehen, das iſt die Frage. Wir haben zu unterſuchen, 
ob der politiſche Maſſenſtreik unter beſtimmten Verhältniſſen ein wirkſames 
Mittel des Kampfes ſein kann, nicht aber uns zu verpflichten, ihn unter allen 
Umſtänden anzuwenden. Wer das Bewußtſein hat, großen Kämpfen entgegen 
zu gehen, muß vorher ſeine Waffen prüfen. Die Anwendung der Waffen 
iſt dann eine Frage für ſich, mit der ihre Prüfung nichts zu tun hat. Auf 
jeden Fall aber muß die Prüfung der Anwendung vorausgehen. i 

Der „Vorwärts“ dagegen hält ſich — unglaublich aber wahr! — lieber an 
das umgekehrte Verfahren. Wenige Zeilen, nachdem er erklärt, man könne 
nicht vorher die Mittel diskutieren, die man anwenden werde, wenn uns die 
Geſetzlichkeit verſperrt ſei, erklärt er: f 

„Iſt dieſer Widerſtand (gegen einen Staatsſtreich) nicht genügend ſtark, ſo iſt 
für die Arbeiterſchaft jedes Mittel des Kampfes gerechtfertigt, ſo iſt insbeſondere 
die Arbeitsverweigerung, die Stillegung der Produktion und des Ver⸗ 
kehrs Pflicht aller Staatsbürger.“ 

Alſo ohne jede Diskutierung der Bedingungen und Möglichkeiten des Maſſen⸗ 
ſtreiks dekretiert er ſofort eine allgemeine Verpflichtung, ihn in einem 
beſtimmten Falle anzuwenden. 

Indes geht der „Vorwärts“ noch weiter. Genoſſe Katzenſtein hatte die 
Arbeiter Lübecks aufgefordert, die Wahlverſchlechterung mit dem Generalſtreik 
zu beantworten. Was bemerkt der „Vorwärts“ dazu, der die eifrige Dis⸗ 
kutierung des Maſſenſtreiks in der Arbeiterſchaft gefahrvoll findet? Er hat 
gegen die ſofortige Anwendung des Maſſenſtreiks nur das eine einzuwenden: 
die Rückſtändigkeit der Arbeiter, die ihre politiſchen Freiheiten noch nicht genug 
zu ſchätzen wiſſen. Gäbe es nicht die Indifferenz der Arbeiter, der „Vorwärts“ 
wäre bereit, ſofort den Lübecker Generalſtreik zu proklamieren! ö 

Damit übertrumpft er freilich an „Radikalismus“ eine ganze Reihe von 
Anhängern des Maſſenſtreiks, die gerade durch deſſen Studium und deſſen 
Diskutierung zur Anſicht gekommen ſind, ein vereinzelter, lokaler Verſuch ſeiner 
Anwendung in einer Situation, wie der augenblicklich in Deutſchland beſtehen⸗ 
den, wäre ein kopfloſes Abenteuer, das nur mit einer Niederlage enden könnte. 
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Aber der „Vorwärts“ weiß uns noch in anderer Weiſe zu übertrumpfen. 
| Und er macht dabei zwei Entdeckungen, die feinen Beruf als führendes 
Organ der Partei glänzend demonſtrieren, denn vor ihm iſt keinem Ge— 
noſſen auch nur eine Ahnung derartiger Ideen gekommen. Während wir 
Toren, die wir den Maſſenſtreik ſtudieren und diskutieren, uns mit der 
Unterſuchung der Frage abmühen, welche Arbeiterkategorien dabei wohl in 
Betracht kämen, dekretiert der „Vorwärts“ gleich friſch den Streik aller — 
Staatsbürger. Alſo zum Beiſpiel auch der Bauern. Wie die ſich beeilen 
werden, ihr Rindvieh nicht mehr zu füttern, um die Regierung auszuhungern! 
ö Man kann wirklich nicht verlangen, daß wir dieſen „Radikalismus“ unſeres 
Zentralorgans ernſthaft diskutieren! 
Aber es hat noch eine zweite ſublime Idee: Im Falle des Staatsſtreichs, 
ruft es, „jmd alle Mittel der Notwehr berechtigt“, iſt „jedes Mittel des 
Kampfes gerechtfertigt“. Und das iſt nicht eine gelegentliche Entgleiſung, 
ſondern eine taktiſche Entdeckung, auf die es ſich beſonders viel einbildet. Es 
wird nicht müde, ſie zu wiederholen, und in ſeiner Erwiderung auf meine Kritik 
läßt es die Konſtatierung fett drucken, der „Vorwärts“ vertrete den Stand— 
punkt, „daß nämlich in beſtimmten Situationen das Proletariat jedes Mittel 
des Kampfes, nicht nur den politiſchen Maſſenſtreik benutzen ſoll“. 
Aber dieſer Aufwand an Druckerſchwärze erinnert an die Ankündigungen 
mancher Haarwuchsmittel. Auch dieſe „alle Mittel“ bleiben Geheimmittel, über 
deren Beſchaffenheit der „Vorwärts“ kein Sterbenswörtchen verlauten läßt. Und 
doch wäre das ſo wichtig! Wenn die Frage des Maſſenſtreiks heute die Geiſter 
in der Partei immer mehr beſchäftigt, ſo geſchieht es, weil man immer mehr zur 
Anſicht kommt, daß dieſe Art Streik das einzige Gewaltmittel darſtellt, das 
dem modernen Proletariat in einem entwickelten kapitaliſtiſchen Staate zu 
wirkſamem Maſſenkampf bei verſagendem Parlamentarismus, bei der Abwehr 
von Gewalt zu Gebote ſteht. Eifrig haben wir alle noch nach einem anderen 
Mittel ausgeſchaut, das in ſolchen Situationen verwendbar wäre — vergebens. 
Der „Vorwärts“ aber hat nicht bloß ein anderes, ſondern gleich eine ganze 
Reihe anderer Gewaltmittel für Fälle der Notwehr parat, er ſpricht von 
allen Mitteln neben dem Maſſenſtreik. Iſt es Beſcheidenheit, die ihn 
hindert, mit dieſer epochemachenden Erfindung vor die Offentlichkeit zu treten? 
Oder ſollte der Satz von „allen Mitteln“ jo zu verſtehen ſein, daß im 
Falle eines Staatsſtreichs das Proletariat berechtigt ſei, alle Mittel der Ge⸗ 
walt anzuwenden, die ihm gerade in den Sinn kommen, wie unzweckmäßig ſie 
auch für unſere Situation ſein mögen? Daß es dann „berechtigt“ iſt, auf die 
Barrikaden zu ſteigen, Bomben zu ſchmeißen, Paläſte und Fabriken anzuzünden? 
Der Wortlaut des Satzes würde dieſe Deutung rechtfertigen. Aber ich nehme 
an, daß der Satz ſo nicht gemeint war. 
| Auf jeden Fall wäre es höchſt wünſchenswert, wenn unſer Zentralorgan 
dieſe ſeine taktiſche Erfindung näher erklärte, ſonſt könnten böſe Menſchen noch 
auf die Idee verfallen, der Verfaſſer dieſes Satzes habe bei ſeiner Niederſchrift 
vielleicht ſehr energiſch und radikal empfunden, aber gar nichts gedacht. 
Damit ſind die Geſichtspunkte erſchöpft, die unſer Zentralorgan zur Frage 
des politiſchen Maſſenſtreiks vorzubringen hat. Da ihm ihre erſte Beleuchtung 
durch mich zu „oberflächlich“ und „höchſt unzureichend“ erſchienen war, hoffe 
ich jetzt, ſeinem Bedürfnis nach ausreichender Gründlichkeit wenigſtens einiger⸗ 
maßen Genüge geleiſtet zu haben. Ich muß es nun den Parteigenoſſen über⸗ 
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laſſen, zu beurteilen, ob ich dem „Vorwärts“ unrecht getan habe mit der Be⸗ 
hauptung, ſeine Behandlung des Maſſenſtreiks habe deutlicher als je ſeine 
Unfähigkeit erwieſen, in ſeiner jetzigen Form der Partei in inneren Partei⸗ 
fragen als führendes Organ zu dienen. 


3. die Tagesordnung des Parteitags. N 


Ich hatte meinen anmaßenden Hochmut ſo weit getrieben, dem „Vorwärts“ 
gegenüber derſelben Anſicht zu ſein wie der Parteivorſtand und deſſen Vor⸗ 
ſchläge zur Tagesordnung für Jena für gerechtfertigt zu erklären. Auch dies 
hat mir eine ſtrenge Zenſur des „Vorwärts“ zugezogen in einem Artikel: „Ein 
Haufen Unrichtigkeiten“. Ich gedenke jedoch nicht, dieſen Artikel ebenſo ein⸗ 
gehend zu beantworten wie den vorhergehenden. Er bietet zu geringen Anlaß 
zu ſachlichen Auseinanderſetzungen, iſt vorwiegend perſönlicher Natur, ſucht zu 
erweiſen, daß ich an „bösartigen Unrichtigkeiten“ meine Freude finde, alſo bös⸗ 
willigerweiſe dem „Vorwärts“ mit Unrecht alles mögliche Schlechte in die 
Schuhe ſchiebe. Derartige Unterhaltungen über die Auslegung dieſes oder jenes 
Satzes ſind für den Leſer ſelten intereſſant, nie belehrend. Ich will mich damit 
begnügen, an einem Beiſpiel zu zeigen, welcher Art die „bösartigen Unrichtig⸗ 
keiten“ ſind, die der „Vorwärts“ in meinem Artikel findet. 

Er ſchreibt: 

„Unſere Meinung über den Dresdener Parteitag ‚Hätte abſolut keinen 
Sinn, jagt Kautsky, wenn der „Vorwärts“ nicht der Meinung wäre“, die 
Sozialdemokratie müßte der Regierung entgegenkommen, müßte verſuchen, Kon⸗ 
zeſſionen gegen Konzeſſionen einzutauſchen. Beſeſſen von der Furcht des Kom⸗ 
promißgeſpenſtes, vermag Kautsky den klaren Sinn unſerer Ausführungen nicht 
zu erfaſſen. Wie kann Kautsky uns zumuten, auf das auszugehen, was er 
uns unterſtellt? Nicht ein Wort unſeres Artikels kann Anlaß zu ſolchen 
groben Mißdeutungen geben.“ 

Fürwahr, iſt das nicht richtig? Hat der „Vorwärts“ nicht den nachdrück⸗ 
lichſten Kampf gegen die Regierung gefordert? Wie komme ich dazu, ihm die 
Meinung unterzuſchieben, die Sozialdemokratie müſſe der Regierung entgegen- 
kommen? Wenn es jemals eine bösartige Fälſchung gegeben hat, ſo liegt ſie 
hier vor! 

Dem will ich nicht widerſprechen, nur darf man dieſe Fälſchung nicht mir 
zur Laſt legen, denn den Satz, den der „Vorwärts“ mir in den Mund legt, 
habe ich nie ausgeſprochen. Mein Satz lautet vielmehr folgendermaßen (ich 
ſtelle das Zitat im „Vorwärts“ und den wirklichen Satz in der „Neuen Zeit“ 
nebeneinander): 

„Vorwärts“. 

„Unſere Meinung über den Dresdener 

Parteitag ‚hätte abſolut keinen Sinn, 


„Neue Zeit“. 
„Dieſe Auffaſſung hätte abſolut 
keinen Sinn, wenn der ‚Vorwärts“ 


jagt Kautsky, wenn der „Vorwärts“ 
nicht der Meinung wäre‘, die Sozial⸗ 
demokratie müſſe der Regierung 
entgegenkommen, müßte verſuchen, 
Konzeſſionen gegen Konzeſſionen ein⸗ 
zutauſchen.“ 


Von Entgegenkommen an die Regierung alſo kein Wort. 


nicht der Meinung wäre, durch eine 
andere, mehr ‚pofitive Geſtaltung 
der Tagesordnung (des Dresdener 
Parteitags) hätten ſich praktiſche Er⸗ 
folge aus dem Wahlſieg ziehen laſſen.“ 


Es hätte auch 


keinen Sinn, an einer Stelle, wo ich gegen den „Vorwärts“ deshalb polemifiere, 
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weil er behauptet, daß der Dresdener Parteitag „ſchon durch feine Tages- 
ö n- ſich gehindert hat, der großen politiſchen Situation gerecht zu 
werden“. 

Freilich, ganz frei erfunden iſt der Satz vom „Entgegenkommen an die 
Regierung“ nicht; er findet ſich in demſelben Artikel, aber in einem anderen 
Zuſammenhang. Der Anfang des im „Vorwärts“ als meine „bösartige 
Unrichtigkeit“ zitierten Satzes findet ſich in einer Fußnote, in der ich gegen 
den „Vorwärts“ wegen ſeiner Bemängelung der Tagesordnung polemiſierte, 
der Schluß, die Worte vom „Entgegenkommen an die Regierung“ uſw. finden 
ſich im Texte, den ich einige Tage vor der Fußnote ſchrieb, wie in dieſer er⸗ 
wähnt. Dort erwäge ich anläßlich einer Polemik gegen Herrn v. Gerlach und 
andere Kritiker der Partei, ob es für dieſe möglich geweſen wäre, den Drei⸗ 
ö millionenſieg vom 16. Juni zu poſitiven Erfolgen auszunutzen, wie jene Herren 
behaupten, und warf die Frage auf, durch welche Mittel das hätte erreicht 
werden können. Da fuhr ich nun fort: „Durch ein Entgegenkommen gegen die 
Reichsregierung, durch den Verſuch, Konzeſſionen gegen Konzeſſionen eins 
zutauſchen? Jeder derartige Verſuch, wenn er gehegt worden ſein ſollte, 
| wurde allerdings in Dresden im Keime erſtickt.“ 
| Hier ſtellte ich es alſo als fraglich hin, ob überhaupt irgend jemand in der 
Partei eine derartige Politik wünſchte. An den „Vorwärts“ dachte ich dabei 
gar nicht und ließ mir nicht träumen, daß dieſer inzwiſchen ein neues Mittel 

entdeckt habe, den Dreimillionenſieg zu „poſitiven Erfolgen“ auszunutzen, näm⸗ 
lich eine „richtigere“ Geſtaltung der Tagesordnung in Dresden, worüber ich 
dann einige Bemerkungen in der Fußnote hinzufügte. Die Art, wie dann der 
| „Vorwärts“ Worte des Textes und der Fußnote zu einem Satze zuſammen⸗ 
koppelt, iſt reine Arbeit einer fruchtbaren Phantaſie. Ich habe jedoch nicht 
die Abſicht, nun meinerſeits den Spieß umzudrehen und ihm „bösartige Unrichtig- 


keiten“, das heißt böswillige Fälſchungen vorzuwerfen. Ich zweifle nicht im 
mindeſten an dem guten Glauben meines Kritikers im „Vorwärts“. Und ich 
beſchwere mich auch gar nicht über ſeinen Irrtum. Warum ſoll es mir beſſer 
gehen als der Genoſſin Roland⸗Holſt und der „Vorwärts“ nicht auch aus meinen 
Schriften „einen Haufen Unrichtigkeiten“ herausleſen? 

Von ſachlichem Intereſſe iſt in dieſem „Haufen“ nur der Hinweis auf die 
früheren Kongreſſe, die angeblich die Auffaſſung des „Vorwärts“ beſtätigen. 
In ſeinem Leitartikel vom 6. Juli über die Tagesordnung des Parteitags hatte 
er behauptet: 

„Es hat ſich nach unſerer überzeugung ... ein grundſätzlicher Irrtum in 
die Parteitage eingeſchlichen. Unſere Parteitage werden ausgefüllt durch die Er- 
ledigung der Verwaltungsangelegenheiten und die Beratung über innere Partei— 
fragen. Dagegen iſt die politiſche Stellungnahme der Partei zu den Ereigniſſen der 
Zeit zurückgedrängt worden und geradezu gänzlich entſchwunden.“ 


Dieſe Tendenz ſoll ſich ſeit dem Dresdener Parteitag geltend machen. 
In dem „Haufen“ artikel vom 20. Juli will der „Vorwärts“ das erweiſen, 
indem er ſich auf „das ſozialdemokratiſche Muſter der früheren Parteitage“ 
beruft: | 
„Die Partei hat behandelt: auf dem Parteitag zu Köln 1893 Das allgemeine 
Wahlrecht und die Wahlrechte zu den Landtagen“; zu Frankfurt a. M. 1894 ‚Die 
Bedeutung der Truſts, Ringe, Kartelle uſw. in unſerer wirtſchaftlichen Entwicklung'; 
zu Breslau 1895 „Schwitzſyſtem, Hausinduſtrie und Arbeiterſchutz'; zu Gotha 1896 
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„Frauenagitation'; zu Hamburg 1897 ‚Die bevorſtehenden Reichstagswahlen“; zu 
Stuttgart 1898 „Das Koalitionsrecht‘ (Zuchthausvorlage), „Bergarbeiterſchutz', „Die 
deutſche Zoll: und Handelspolitik“; zu Mainz 1900 ‚Die Weltpolitik‘, „Die Verkehrs⸗ 
und Handelspolitik'; zu Lübeck 1901 „Zolltarif und Handels verträge, ‚Die Wohnungs⸗ 
frage‘; zu München 1902 ‚Arbeiterverficherung‘, Kommunalpolitik“ i 


Dieſe Aufzählung beweiſt gar nichts. Nicht darauf kommt es an, was in 
der Tagesordnung eines Kongreſſes ſteht, ſondern darauf, was ſeine Verhand⸗ 
lungen beherrſcht, ihnen ihr Gepräge gibt. Wenn das nicht der Fall wäre, 
könnte man die Aufzählung ruhig fortſetzen: Bremen 1904: Kommunalpolitik. 

Sehen wir einmal unſere früheren Parteitage darauf hin an, was ihnen 
ihr Gepräge gab, ob die politiſche Stellungnahme der Partei zu den Ereigniſſen 
der Zeit früher auf ihnen mehr hervortrat wie jetzt, ob Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten und innere Parteifragen früher eine geringere Rolle auf ihnen 
jpielten als jetzt. Das iſt die Frage, darin ſoll der grundſätzliche Irrtum 
liegen, den unſer Zentralorgan in unſeren Parteitagen entdeckt haben will. 
Es hieße die Frage völlig verſchieben, wollte man ſie jetzt dahin zuſpitzen, ob 
früher überhaupt auf den Parteitagen noch andere Dinge verhandelt wurden 
als Verwaltungsangelegenheiten und innere Parteifragen. a 

Unſer erſter Parteitag, nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes, der von 
Halle, 1890, zeigte ſich ſchon von dem gleichen „grundſätzlichen Irrtum“ durch⸗ 
ſeucht wie die vorgeſchlagene Tagesordnung für Jena. Beide Tagesordnungen 
laufen faſt parallel. Beide gelten der Organiſation der Partei und der 
Diskuſſion eines Kampfmittels: 1890 „Streiks und Boykotts“, 1905 „Der 
Maſſenſtreik“. Einen ſehr erheblichen Teil der Verhandlungen füllten die Dis⸗ 
kuſſionen über die Tätigkeit der Reichstagsfraktion aus, die namentlich durch 
die „Jungen“ die ſchärfſten Anfeindungen erfuhr. Dagegen war von einer 
„politiſchen Stellungnahme zu den Fragen der Zeit“ überhaupt keine Rede. 3 

Ebenſowenig 1891 in Erfurt. Verwaltungsangelegenheiten und innere Partei⸗ 
fragen beherrſchten dieſen Kongreß ſo ſehr, daß er nicht einmal dazu kam, das 
neue Programm zu diskutieren, ſondern es ohne Diskuſſion akzeptierte. 

Nun 1892, Berlin. Wieder derſelbe „grundſätzliche Irrtum“, der ſich an⸗ 
geblich erſt ſeit Dresden „eingeſchlichen“ hat. Beherrſcht wird der Kongreß 
durch innere Parteifragen, namentlich durch die Diskuſſion über die von 
Vollmar angeregte Frage des Staatsſozialismus und über unſere Stellung 
zum Genoſſenſchaftsweſen. 1 

Der „Vorwärts“ beginnt denn auch ſeine Berufung auf unſere Parteitage 
erſt mit dem Jahre 1893. Aber auch da war's nicht beſſer. Eine innere 
Parteifrage erfüllte den Kölner Kongreß, eine Frage, die auch jetzt nach 
dem jüngſten Kölner Kongreß uns wieder lebhaft beſchäftigt: das Verhältnis 
zwiſchen Partei und Gewerkſchaft. Daneben wurde allerdings auch das „all⸗ 
gemeine Wahlrecht und die Wahlrechte zu den Landtagen“ behandelt, aber 
ganz kurz. Von den 285 Seiten des Protokolls nimmt dieſer Gegenſtand nicht 
ganze 16 ein, dagegen 43 Seiten die Gewerkſchaftsfrage, 56 Seiten Verwal⸗ 
tungsangelegenheiten. | 

Dabei kann man aber die Frage der Wahlrechte zu den Landtagen auch 
zu den „inneren Parteifragen“ rechnen. Damals wurde zum erſtenmal jenes 
Problem diskutiert, das uns ſeitdem ſo viel beſchäftigt hat und noch nicht 
1911 zur Ruhe gekommen iſt, die Beteiligung an den preußiſchen Landtags⸗ 
wahlen. 
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Nun 1894, Frankfurt. Der „Vorwärts“ verweiſt auf die dortigen Ver— 
handlungen über Truſts und Kartelle. Aber er vergißt, daß viel mehr als 
dieſe Verhandlungen die Diskuſſionen über die badiſchen Stegmüllereien und 
über die bayeriſche Budgetbewilligung den Parteitag erfüllten, daneben aber 
die Debatte über das Agrarprogramm, alſo auch eine innere Parteiangelegenheit. 

Und gar erſt 1895, Breslau. Merkt der „Vorwärts“ denn gar nicht, wie 

komiſch es wirkt, wenn er auf die Breslauer Verhandlungen über das Schwitz⸗ 
ſyſtem hinweiſt als Beweis dafür, daß erſt in neueſter Zeit die Stellungnahme 
zu den „Fragen der Zeit“ erſtickt wurde durch die Diskuſſion von „inneren 
Parteiangelegenheiten“? Hat er noch nie etwas von der Agrardebatte gehört, 
die dieſen Kongreß faſt völlig erfüllte? Dem Schwitzſyſtem ſind 6 Seiten des 
Protokolls gewidmet, der Diskuſſion über die Vorſchläge der Agrarkommiſſion 78! 
In der Tat, aus dem „Vorwärts“ lernt man die Parteigeſchichte in ſonder⸗ 
barer Weiſe kennen. 

Aus der Tagesordnung des Gothaer Kongreſſes, 1896, weiß der „Vor⸗ 
wärts“ ſelbſt keinen anderen Punkt herauszufinden als den: „Frauenagitation“. 
Aber mit Verlaub, gehörte der nicht mindeſtens ebenſoſehr zu den „inneren 
Parteifragen“ wie der Maſſenſtreik? Oder bedingt die Debatte über dieſen 
nicht ebenſoviel Stellungnahme zu den Ereigniſſen der Zeit, als die Diskutierung 
der Frauenagitation? Gerade der Gothaer Kongreß gehörte aber zu denjenigen, 
in denen die „Verwaltungsangelegenheiten“, namentlich Fragen der Partei⸗ 
preſſe, beſonders ſtark in den Vordergrund traten. 

Folgt 1897, Hamburg. Der „Vorwärts“ weiſt auf den Punkt: „Die be⸗ 
vorſtehenden Reichstagswahlen“ hin als einen, der beweiſe, daß damals die 
Stellungnahme zu den Fragen der Zeit die Verwaltungsangelegenheiten und 
inneren Parteifragen überragte. Aber leider geſtaltete ſich gerade die Behandlung 
dieſes Punktes weſentlich zu einer Diskuſſion innerer Parteifragen, einmal zu 
der unſeres Verhältniſſes zu dem polniſchen Proletariat, und dann zu einer 
„Abrechnung“ mit Schippels Anſchauungen vom Militarismus. Daneben aber 
erhielt der Parteitag ſein Gepräge durch die Diskuſſion über die innere Partei⸗ 
frage der Beteiligung an den preußiſchen Landtagswahlen. 

Es wäre zu ermüdend, die Liſte weiter fortzuführen. Die neueren Partei⸗ 
tage ſind ja allenthalben noch in friſcher Erinnerung, und jeder weiß, wie 
ſehr fie von Stuttgart bis Dresden von „inneren Parteifragen“ erfüllt waren, 
von Diskuſſionen über die Beteiligung an den Landtagswahlen, Budgetbewil⸗ 
ligungen, Reviſionismus und dergleichen. 
Man ſieht, von Anfang an, ſeit dem Fall des Sozialiſtengeſetzes — und 
für die Zeit vorher gilt dasſelbe — haben unſere Parteitage ſtets das gleiche 
Gepräge gehabt, ſie zeigen alle den gleichen „‚grundſätzlichen Irrtum“, den 
unſer Zentralorgan beklagt, und wenn es vermeint, er habe ſich erſt neuer⸗ 
dings in die jüngſten Parteitage eingeſchlichen und bedeute eine Verleugnung 
alter, ruhmreicher Traditionen, ſo beweiſt das nichts geringeres, als ein völliges 
Verkennen des Weſens unſerer Partei und ihrer Geſchichte. 
| Die Erledigung innerer Parteifragen war ſtets eine der wichtigſten Auf⸗ 
gaben, wenn nicht die wichtigſte, unſerer Parteitage, wie auch das Beſtehen 
innerer Parteifragen keineswegs eine Ausgeburt neueſter Parteiſchlechtigkeit iſt, 
ſondern auch die „gute alte Zeit“ unſerer Partei kennzeichnete. Was ſich dabei 
geändert hat, iſt nur die Haltung des „Vorwärts“ zu dieſen inneren Partei⸗ 
fragen. | 
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Beim Durchblättern der alten Protokolle bin ich da auch wieder auf das 
Referat gekommen, das Liebknecht 1892 hielt, als Vollmar einige Außerungen 
über den Staatsſozialismus getan, die ſehr bedenklich erſchienen, worauf der 
„Vorwärts“ ſofort entſchieden dagegen aufgetreten war. Als Referent ſagte 
Liebknecht darüber: 

„Es iſt gegen mich vielfach der Vorwurf erhoben worden, daß ich dieſen „Streß 
vom Zaune gebrochen habe; man hat ſogar davon geſprochen, daß für mich 


perſönliche Momente maßgebend geweſen ſeien. Das iſt nicht der Fall. Wenn 


der ‚Vorwärts‘ dieſe Polemik begonnen hat, jo iſt er nach meiner innerſten 
Meinung hierzu verpflichtet geweſen, und die Ausführlichkeit der Debatte, welche 
ſich in der Preſſe entſponnen hat, zeigt, wie notwendig es war, die Frage auf⸗ 
zuwerfen, auf daß Klarheit geſchaffen werde. . .. Wir find die Partei der freien 
Kritik. In dieſer freien Kritik, die, um frei zu ſein, auch ſcharf geübt werden muß, 
liegt ein Moment unſerer Stärke.“ 


Wie ganz anders der „Vorwärts“ von heute! Was damals Liebknecht vor⸗ 
geworfen wurde, das wirft er heute jedem von uns vor, die wir im Liebknechtſchen 
Sinne uns im Innerſten verpflichtet fühlen, Kritik zu üben. Seit dem Vorabend 
von Dresden liebt er es, uns anzuklagen, daß unſere Kritik zu ſcharf ſei, daß 
wir die „Streitigkeiten“ vom „Zaune“ brechen, daß für uns „perſönliche Motive“ 
maßgebend ſeien. Der „Haufen“artikel ſchließt mit der Beſchuldigung, daß 


ich die Diskuſſion auf das „tiefe Niveau perſönlicher Reibereien“ herab⸗ 


drücke, und ſo meint auch wieder Kurt Eisner in einem Artikel über den „guten 
Ton“ vom 12. Auguſt, die „Parteiſtreitereien“ ſeien nur noch „perſönliche 
Literatenreibungen“. 


Aber es wäre freilich zuviel verlangt, wollte man fordern, daß der „Vor⸗ 


wärts“ die Konſequenzen derartiger Beſchimpfungen ſelbſt erkenne. Seine Un⸗ 


fähigkeit, in den inneren Parteifragen führend und befruchtend durch ſachliche 


Vertiefung voranzugehen, und ſeine ſeit Dresden immer wieder erneuten Hin⸗ 


weiſe darauf, daß dieſe Fragen nur frivoler Literateneitelkeit und Gehäſſigkeit 


entſpringen, bringen ihn immer mehr in Gegenſatz zu jenen, denen dieſe Fragen 


als Lebensfragen der Partei erſcheinen, und bewirken, daß er ihnen immer 
mehr als ein die innere Klärung hemmendes und die darauf gerichteten Bes 
ſtrebungen degradierendes Element erſcheint, deſſen Wirken in den inneren 
Parteifragen daher bei ihnen ſteigende Gereiztheit und Erbitterung erweckt, bis 
die übervolle Schale ſchließlich nur eines Tropfens bedarf, um überzuquellen. 
Trotzdem bleibt natürlich jede ſachlich unberechtigte Kritik am „Vorwärts“ ver⸗ 
werflich. Ja, ſelbſt ihre ſachliche Richtigkeit bedeutet nicht auch ſchon, daß 


ſie politiſch richtig, daß ſie am Platze iſt. Die ſchroffe Kritik einer ſo wich⸗ 


tigen Parteiinſtitution, wie es das Zentralorgan iſt, kann ſelbſt wenn ſie ſachlich 


richtig, oder vielmehr gerade dann erſt recht, lähmend und deprimierend wirken, 


alſo die Partei ſchädigen, wenn ſie rein negativ bleibt. Dagegen wird fie bee 


fruchtend und erhebend, wenn ſie poſitiv ausgeht, die Möglichkeit zeigt und 


die Anregung gibt, die vorhandenen Fehler zu ändern und ſo die Kraft der 
Partei zu vermehren. So hätte ich mich denn auch ſehr wohl bedacht, gegen 
unſer Zentralorgan ſo ſchroff vorzugehen, wie ich es getan, wenn ich nicht 
glaubte, nicht bloß ſeine ſchwachen Seiten, ſondern auch deren Gründe heraus- 
gefunden zu haben und ſo deren Beſeitigung um ſo eher anzuregen, je ſchroffer 
meine Kritik wurde. (Schluß folgt.) 
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die ‚Wiedergeburt‘ des Liberalismus in Sächſen. 
Von Hans Slock. 


Sachſen iſt das klaſſiſche Land des Kartells der bürgerlichen Parteien. Hier 
hat es vor dem Jahre 1887 beſtanden, als das Kartell im Reich geſchloſſen 
wurde; hier blieb es beſtehen, als es im Reich wieder zerfiel. Die ſtetig zu⸗ 
nehmende Induſtrialiſierung des Landes, das kräftige Wachstum der Sszial— 
demokratie trieben in Sachſen die bürgerlichen Parteien frühzeitig zuſammen, 
ſchliffen die Unterſchiede ab. Die Liberalen wurden in kurzer Friſt ſo reaktionär, 
daß ſie nur noch als Intereſſenvertretung der Induſtriellen ſich von den Kon⸗ 
ſervativen unterſchieden, die naturgemäß vor allem agrariſch dachten. Indes 
war der Intereſſengegenſatz zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft in Sachſen 
lange Zeit wenig lebendig. Zurzeit des agrariſch⸗induſtriellen Zollkompromiſſes 
der achtziger Jahre war er auf ein Minimum reduziert. In ſolcher Zeit 
konnte es den Induſtriellen ziemlich gleichgültig erſcheinen, ob der Kandidat, 
der ſich ihnen präſentierte, nationalliberal oder konſervativ firmierte, da ein 
Unterſchied zwiſchen den beiden Parteien kaum noch zu entdecken war. Allen⸗ 
falls empfahlen ſich ihm die Konſervativen noch beſonders als die energiſchſten 
Vertreter einer ſcharfen Arbeitertrutzpolitik, die ihm angeſichts der ſtetig an⸗ 
ſchwellenden ſozialdemokratiſchen Flut für das Gedeihen der Induſtrie vor 
allen Dingen nötig erſchien. Natürlich haben die Nationalliberalen in dieſer 
Beziehung auch jederzeit ihren Mann geſtanden. Nur dort, wo die Intereſſen 
der Exportinduſtrie mit dem Schutzzollſyſtem überhaupt kollidierten, ſtanden 
die Induſtriellen in Oppoſition zum Kartell und in den Kreiſen, wo die Export⸗ 
induſtrie herrſchte, friſtete ein ſchwächlicher Freiſinn ein kümmerliches Daſein. 
Sonſt war von einer Scheidung der herrſchenden Klaſſe nach agrariſchen und 
induſtriellen Intereſſen nur wenig zu bemerken. Nur die Konſervativen waren 
eifrig bedacht, dieſen für ſie günſtigen Zuſtand zu erhalten. Im Jahre 1894 
ſchrieb das Zentralorgan der ſächſiſchen Konſervativen, das „Vaterland“, in 
einem Artikel, der das Verhältnis der Partei zum Bund der Landwirte bes 
handelt, daß die Konſervativen den Bund als den Keim der korporativen Zu⸗ 
ſammenfaſſung eines wichtigen Berufsſtandes begrüßen, daß ſie in freund⸗ 
ſchaftlichem Verhältnis mit ihm leben wollen, daß ſie ſich aber niemals mit 
ihm identifizieren können. „Eine ausſchließliche Agrarpartei iſt ſie (die 
konſervative Partei) nicht, kann fie nicht und ſoll ſie nicht ſein, wenigſtens bei 
uns nicht.... Das war einer ihrer größten Erfolge in den letzten beiden 
Jahrzehnten, daß ſie das Mißtrauen der Induſtrie überwunden und teil⸗ 
nehmendes Verſtändnis für ihre Beſtrebungen auch in induſtriellen Kreiſen er⸗ 
weckt und erhalten hat. Daß ſie dies Verſtändnis bewahrt, muß ihre Sorge 
‚fein, nicht aus taktiſchen, ſondern aus inneren Gründen. . ..“ Das „Vater⸗ 
land“ trat denn auch ſeinerzeit leidlich energiſch für den öſterreichiſchen Handels— 
vertrag ein, bezeichnete ſeine Annahme für Sachſen geradezu als geboten. Der 
ruſſiſche Handelsvertrag iſt dann allerdings vom Zentralorgan der ſächſiſchen 
Konſervativen bekämpft worden. Die Konkurrenz der Antiſemiten, die damals 
in ihrer Blüteperiode ſtanden und als „radikale Mittelſtands⸗ und Bauern⸗ 
partei“ den Konſervativen beſonders gefährlich wurden — bei den dreiund⸗ 
neunziger Reichstagswahlen hatten ſie mehrere konſervative Mandate erobert — 

gebot ohnehin ein ſchärferes Betonen der agrariſchen Zuverläſſigkeit der kon⸗ 
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ſervativen Partei. Doch wird dabei ſorgſam ſtets hervorgehoben, daß ſie ebenſo 
eifrig über das Wohl der Induſtrie wache. Das Votum gegen den ruſſiſchen 
Handelsvertrag wird auch damit motiviert, daß er der Induſtrie zu wenig 
Vorteile biete. Sichtlich iſt das „Vaterland“ damals bemüht, die Meinung 
zu bekämpfen, es ſei die Ablehnung des Vertrags eine aus den konſervativen 
Grundſätzen fließende Tat. Das Blatt hebt immer wieder hervor, daß die 
Abſtimmung nicht zur Fraktionsſache gemacht werden dürfe, daß keinem Kon⸗ 
ſervativen, der etwa den Vertrag akzeptiere, aus ſeiner Abſtimmung ein Vorwurf 
gemacht werden dürfe, da die Haltung in wirtſchaftlichen Fragen nicht Prinzipien⸗ 
ſache ſei. Gerade nach der Annahme des ruſſiſchen Handelsvertrags erſchien 
im „Vaterland“ jener oben zitierte Artikel, der die Bewahrung des Vertrauens 
der Induſtrie als wichtige Aufgabe der Konſervativen Sachſens bezeichnet. 

Jedenfalls hat der Streit um den ruſſiſchen Handelsvertrag nicht vermocht, 
ernſthaften Zwieſpalt in das ſchöne konſervativ-liberale Verhältnis zu tragen. 
Da der Vertrag Annahme fand, fehlte den Induſtriellen der dringliche Anlaß 
zur Aufregung. Brennendere Gefahren bedrohten ſie — die Sozialdemokratie 
und der Antiſemitismus, der damals, in ſeines Bierbank⸗Radikalismus Maien⸗ 
blüte, den ängſtlichen Ordnungsphiliſtern faſt ebenſo gefährlich erſchien, wie die 
Umſturzpartei. So iſt es erklärlich, daß am ſelben Tage, da der ruſſiſche 
Handelsvertrag im Reichstag gegen die Stimmen faſt aller Konſervativen an⸗ 
genommen wurde, zu Dresden beim Schluß der Landtagsſeſſion 109 Mitglieder 
beider Ständekammern einen Aufruf erließen, worin es hieß, daß ſie „ein Zu⸗ 
ſammengehen der ſtaatserhaltenden Parteien — wie ſolche auch in dieſem Land⸗ 
tag beſtanden und ſich bewährt hat — auch außerhalb des Landtags allent⸗ 
halben zum Wohle des ſächſiſchen Volkes und Vaterlands dringend geboten 
erachten und daß ſie gewillt ſind, hierfür und für gemeinſames Eintreten beider 
Parteien bei öffentlichen Wahlen zu wirken“. Gleichzeitig erfolgte die Einſetzung 
eines Seniorenkonvents, beſtehend aus vier Konſervativen, zwei Nationalliberalen 
und zwei Fortſchrittlern. (Der ſächſiſche „Kammerfortſchritt“, der ſich früh⸗ 
zeitig von der deutſchen Fortſchrittspartei abgelöſt hatte, war ebenſowenig wie 
die Nationalliberalen noch von den Konſervativen zu unterſcheiden; jetzt iſt er 
ganz verſchwunden.) Auch ein Freiſinniger () hatte den Aufruf unterſchrieben, 
ſowie zwei antiſemitiſche Abgeordnete von der deutſch⸗ſozialen, den Konſer⸗ 
vativen naheſtehenden Fraktion, die mit dem damals noch ziemlich ungebärdigen 
Reformertum in Fehde lebte. Das „Vaterland“ bemerkte zu dieſer erneuten 
Proklamation des ſächſiſchen Kartells: „. . . Wir haben ſozuſagen ſeit fünfzehn 
Jahren ein Kartell gehabt, einmal, weil uns die ſozialdemokratiſche Gefahr 
zuerſt und zunächſt auf die Nähte brannte, dann, weil bei uns die Parteigehäſſig⸗ 
keit und der Parteifanatismus nie ſo ausgeprägt und ausgebreitet waren, wie 
beiſpielsweiſe in Preußen und in der Preſſe der Reichshauptſtadt...“ Unter 
der „minderen Ausprägung der Parteigehäſſigkeit und des Parteifanatismus“ 
iſt zu verſtehen, daß der ſächſiſche Liberalismus noch um einige Grade rück⸗ 
gratloſer iſt, als der deutſche Liberalismus ohnehin, ſowie, daß der agrariſche 
Charakter der ſächſiſchen Konſervativen bis zum Auftreten des Bundes der 
Landwirte und der Antiſemiten weniger hervortrat, als im oſtelbiſchen Preußen. 

Den fünfzehn Jahren, die das Kartell damals nach dem Zeugnis des „Vater⸗ 
lands“ beſtand, ſind noch etwa zehn Kartelljahre gefolgt. Und die Konſerva⸗ 
tiven haben dieſe Konjunktur ausgenützt. Zwei Jahre nach jener Erklärung 
des 16. März 1894 wurde der Wahlrechtsraub am ſächſiſchen Volke vollzogen. 
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Er zeigte das Kartell auf der Höhe ſeiner volksfeindlichen Wirkſamkeit. Er 
legte aber auch zugleich den Keim ſeines — zeitweiſen — Zerfalls. Er führte 
den wuchtigen Proteſt der Reichstagswahlen von 1903 herbei, der das Kartell, 
das inzwiſchen durch den Beitritt der altersſchwach und zahm gewordenen Re— 
former komplettiert worden war, zerſchmetterte. Er ſchuf die Zweidrittelmehr⸗ 
heit der Konſervativen im Landtag, jener Konſervativen, die unter dem Drucke 
des Bundes der Landwirte und im Gefühl ihrer Macht immer unverhüllter 
als reine Agrarpartei auftraten. Der einzige ernſthafte Gegner, den ſie fürchten 
mußten, die Sozialdemokratie, war ja unſchädlich gemacht worden; die famoſe 
Wahlkreiseinteilung aber mit dem Übergewicht ländlicher Wahlkreiſe, aus denen 
die Städte wie Roſinen aus dem Kuchen gepflückt ſind, mußte ihnen etwaige 
Rebellionsgelüſte der Nationalliberalen gegen die Ketten des Kartells als wenig 
gefährlich erſcheinen laſſen. Da die Regierung Sachſens völlig im Banne der 
Konſervativen iſt, ſo wurde der induſtriellſte Staat Deutſchlands bald wie ein 
großes Rittergut regiert. Die Induſtriellen begannen zu murren, erſt leiſe, 
dann lauter. Als der 16. Juni 1903 nun noch gar gezeigt hatte, daß das 
Kartell nicht einmal den angeblichen Schutzwall gegen die Umſturzflut bilde, 
begann die Oppoſition der Induſtriellen gegen Konſervative und Kartell ſich 
energiſcher zu regen. Indes wurde bei den letzten Landtagswahlen — vom 
Oktober 1903 — von den Nationalliberalen noch im allgemeinen am Kartell feſt⸗ 
gehalten. Nur in drei Kreiſen wagten die nationalliberalen Organiſationen einen 
Anſturm auf konſervative Sitze, der in überraſchender Weiſe gelang. Dieſe Erfolge, 
ſowie die Fortdauer des agrariſchen Regiments haben dem jüngeren linken Flügel 
der Nationalliberalen, der in ſcharf akzentuierter Weiſe die Beſchwerden der 
Induſtriellen gegen das herrſchende Agrariertum vertritt, Oberwaſſer gegeben. 
| Das Kartell iſt jetzt — wenigſtens offiziell — gefallen. Die National⸗ 
liberalen ziehen ſelbſtändig in die Wahlſchlacht, die Mitte September geſchlagen 
werden ſoll. Sachſen ſoll — nach der Nationalliberalen Verſicherung — einen 
großen Kampf des Liberalismus gegen die Konſervativen erleben. 

Bis jetzt hat man allerdings — abgeſehen von einigen Zeitungsartikeln — 
von dieſem pomphaft angekündigten Kampfe faſt gar nichts gemerkt. Obgleich 
die Wahlmännerwahlen in einigen Wochen ſchon ſtattfinden werden, iſt von 
einer Wahlbewegung noch wenig zu ſpüren. Der große Vernichtungskampf 
des Liberalismus gegen das Agrariertum, gegen die unerträgliche konſervative 
Herrſchaft läßt auf ſich warten und wird vorausſichtlich gar nicht ſtattfinden. 
Der nationalliberale Landesparteitag mag noch ſo laut und entſchloſſen das 
ſelbſtändige Vorgehen der Partei proklamieren, und der Delegiertentag der 
Nationalliberalen des Reichs mag dieſem Vorhaben noch ſo feierlich ſeine Sank⸗ 
tion erteilen; ſchließlich kommt es doch darauf an, ob die Partei da iſt, die 
dieſe Beſchlüſſe ausführt, das heißt, ob die örtlichen, die Kreisorganiſationen 
vorhanden ſind, die ſich den Kampf zu führen getrauen. Und das iſt's, woran 
es hapert. Die neuere friſchere Regung im ſächſiſchen Nationalliberalismus 
beſchränkt ſich auf ſo kleine Kreiſe, daß die Geſtaltung der Partei dadurch 
nicht weſentlich beeinflußt wird. Die lebendigeren Elemente geben allenfalls 
auf den Zuſammenkünften der Spitzen der Partei den Ton an, da ſie die 
energiſchſten und tatkräftigſten ſind. Alle Zellen der Partei, alle die unteren 
Organiſationen mit ihrem erweckenden Einfluß zu durchdringen, dazu reicht 
aber ihre geringe Zahl nicht aus, und ſo entſpricht denn auch das Reſultat 
den großen Aufrufen nicht. Die Gewöhnungen des Kartells hängen den National⸗ 
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liberalen da und dort ſo feſt an, daß ihre Haltung einen ſchroffen Gegenſatz 

zu den kriegeriſchen Kundgebungen der Blätter und den oberen Inſtanzen der 
Partei bildet. Einige Wahlkreiſe ſind bis jetzt erſt zu zählen, wo die National⸗ 
liberalen konſervativen Beſitzſtand angreifen. Mehrfach kann man beobachten, 
daß der Nationalliberalismus den Kampf zu vermeiden ſucht: So im Wahl- 

kreis Meißen⸗Roßwein, wo er die Konſervativen hat wiſſen laſſen, daß er bereit 
ſei, auf eine eigene Kandidatur zu verzichten, wenn die Konſervativen ſtatt 
ihres bisherigen Vertreters, des erzreaktionären Bürgermeiſters Rüder, einen 
gemäßigt-fonjervativen Induſtriellen aufſtellen würden. Ein Weg, den die 
Konſervativen denn auch bereitwilligſt gegangen find. Im Wahlkreiſe Marien⸗ 
berg⸗Oderan aber haben die Nationalliberalen gar ihren bisherigen linksſtehen⸗ 

den Vertreter geopfert und dafür einen Kandidaten aufgeſtellt, der einem Kon⸗ 
ſervativen zum Verwechſeln ähnlich ſieht. Sie hoffen, für ihn die konſervativen 
Stimmen zu erhalten. Der bisherige Abgeordnete muß es entgelten, daß er 
bei der dreiundneunziger Reichstagswahl gegen die Wahl des Agrarierhäupt⸗ 

lings Ortel gewirkt hat! Das Tollſte aber haben die Nationalliberalen des 

Wahlkreiſes Mylau-Treuen geleiſtet. Dieſen ſtädtiſchen Kreis vertrat ſeit 

langem der Führer der Konſervativen, Juſtizrat und Rittergutsbeſitzer Opitz, 

ein extremer Agrarier, ein fanatiſcher Reaktionär. Seit Mehnert den Präji- 

dentenſitz der Zweiten Kammer eingenommen hat, iſt Opitz der Sprecher der 

herrſchenden Partei. Wenn ein Kampf gegen die Konſervativen geführt wer⸗ 
den ſollte, ſo mußte er in dieſem Kreiſe, gegen dieſen Kandidaten, mit beſon⸗ 

derer Verve geführt werden. Die Nationalliberalen des Kreiſes haben ſich denn 

auch ſchandenhalber zu der Tat aufgerafft, Herrn Opitz einen nationalliberalen 
Kandidaten entgegenzuſtellen. Wie ſie aber den Wahlkampf eröffneten, das 
grenzt ans Unglaubliche. Sie ſandten ein Entſchuldigungsſchreiben an Herrn 

Opitz, worin ſie ihm mitteilten, daß ſie leider, trotz aller Hochachtung, die ſie 
dem Herrn Geheimrat zollen, aus „wirtſchaftspolitiſchen Gründen“ gezwungen 

ſeien, ihm einen Kandidaten entgegenzuſtellen. Sie werden aber nie vergeſſen, 

daß der verehrte Herr Geheimrat im Laufe einer ſo langen Periode den Wahl⸗ 
kreis in ſo hervorragender Weiſe vertreten hat. 

„Allſeitig wurden Ihre ganz beſonderen Verdienſte nicht nur für unſeren 
engeren Kreis, nein, auch für unſer geſamtes Sachſenland hervorgehoben und 
einmütig iſt der Beſchluß gefaßt, Ihnen für Ihre hervorragende Tätigkeit den 
wärmſten Dank der verſammelten Vertrauensmänner auszusprechen, und der x 
ergebenſt Unterzeichnete wurde beauftragt, dieſen ehrlich und aufrichtig ge⸗ 
meinten Dank Ihnen, verehrter Herr Geheimrat, zu übermitteln. Sind wir 
auch, wie geſagt, durch nur ſachliche, wirtſchaftspolitiſche Gründe zur Auf⸗ 
ſtellung einer Kandidatur von der nationalliberalen Partei bewogen worden, 
ſo tut das doch unſerer Anerkennung für Ihre ſegensreiche Wirkſamkeit keinen 
Abbruch! Wir hoffen und wünſchen, daß Ihre fruchtbringende Tätigkeit noch 
lange Jahre hindurch unſerem geliebten Sachſenland erhalten bleiben möge.“ 

Wonach Herr Opitz mit vollem Rechte die Herren Nationalliberalen fragen 
könnte, weshalb ſie denn nicht ſelbſt dahin wirken wollen, daß ihre Hoffnung 
und ihr Wunſch, ſeine fruchtbringende Tätigkeit noch lange Jahre hindurch 
ihrem geliebten Sachſenland erhalten zu ſehen, erfüllt werde! e 

Allzuſehr braucht man ſich über ſolch klägliche Erſcheinungen nicht zu 
wundern, wenn man im offiziellen Organ der ſächſiſchen Nationalliberalen, in 
der „Sächſiſchen Nationalliberalen Korreſpondenz“, lieſt: 
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„. . . Wir meinen, die nationalen Parteien ſollten ſich nicht wieder von 


vornherein Kugeln ans Bein binden, ſondern, wenn die Tage einer neuen 


Entſcheidung kommen, friſch und frei in den Kampf ziehen; aber — ſie ſollen 
auch von vornherein die politiſche Einſicht zu Rate ziehen und wo es nur 
irgend möglich iſt eine Zerſplitterung vermeiden. Vermag man in einem 
Wahlkreis einen Mann zu finden, deſſen perſönliche Eigenſchaften dafür bürgen, 
daß ſich Konſervative und Nationalliberale mit ſeinen Anſchauungen abfinden 
können, dann ſoll man alles daranſetzen, von vornherein ein Zuſammengehen 
zu erzielen. Iſt dieſer Mann nicht zu finden, und das wird ja der häufigſte 
Fall ſein, ſo muß eben getrennt marſchiert werden. Kommt es zur Stichwahl, 
dann gilt es allerdings vereint zu ſchlagen.“ 

So wird alſo das Kartell ſelbſt noch in der Ankündigung, daß der jelb- 
ſtändige Kampf meiſt unvermeidlich iſt, als das Beſſere empfohlen! 

Die männermordende Schlacht gegen das ſächſiſche Agrariertum, die be⸗ 
vorſtehen ſollte, wird alſo nur in der Phantaſie der liberalen Preſſe geſchlagen 
werden, beſonders der außerſächſiſchen, deren Blick nicht durch Sachkenntnis 
getrübt iſt. In einigen der neunundzwanzig Wahlkreiſe, deren Vertretung dies⸗ 
mal erneuert wird — alle zwei Jahre wird ein Drittel der ſächſiſchen Land⸗ 
boten gewählt —, mag es zu einem möglichſt grundſatzlos geführten Kampfe, 
oder beſſer geſagt, zu einer zahmen Balgerei um das Mandat kommen — von 
einem ernſtlichen Kampfe gegen die konſervative Herrſchaft iſt nicht die Rede 
und kann auch nicht die Rede ſein. Dazu iſt der Nationalliberalismus den 
Konſervativen viel zu weſensgleich, dazu hat er von den Sünden der ſächſiſchen 
Reaktion viel zuviel auf dem Kerbholz. Wenn man die volksfeindlichen Taten 
der Herrſchenden Sachſens aufzählt, kann man ſtets die Nationalliberalen als 
die Mitſchuldigen nennen. 

Es wäre auch gröbliche Selbſttäuſchung, wenn man das, was jetzt im 
liberalen Lager Sachſens rumort, als eine Wiedergeburt liberaler Geſinnung, 
als den Anfang einer Abwendung von der reaktionären Richtung der bis⸗ 
herigen Nationalliberalen anſehen wollte. Nicht das erwachte liberale Ge⸗ 
wiſſen, ſondern das geſchädigte induſtrielle Intereſſe iſt der treibende Faktor 
der Bewegung. Der Anſtoß ging aus vom Verband ſächſiſcher Induſtrieller. 

Dieſe Organiſation, die ein gutes Wachstum zu verzeichnen hat, war in 
den letzten Jahren ſehr rührig in der Propaganda und im Angriff auf das 
konſervativ⸗agrariſche Regiment. Und Beſchwerdematerial iſt ihr allerdings 
genug geliefert worden. Sowohl von der Reichs⸗ wie von der Landespolitik. 
Die neuen Handelsverträge haben große Kreiſe der ſächſiſchen Induſtriellen 
in helle Beſtürzung verſetzt. Daß ſie für ihr ſtillſchweigendes Zuſchauen bei 
den agrariſchen Vorbereitungen für die Handelsverträge eine ſolche Quittung 
erhalten würden, das hatten die Herren Fabrikanten nicht erwartet. Nach 
dem Geſchrei, das ſie heute anſtimmen, muß man annehmen, daß ſie über die 


Tragweite des Hungertarifs nicht entfernt im klaren geweſen ſind. Daß er 


eine Verteuerung der wichtigſten Lebensmittel, eine Verſchlechterung der Lebens⸗ 
haltung der großen Volksmaſſen bedeute, das wußten ſie allerdings und das 
bedrückte ſie weiter nicht. Aber daß die hohen Agrarzölle auch den deutſchen 
Export ſchwer ſchädigen müßten, das ſcheinen ſie ſich wirklich nicht klar gemacht 


zu haben. Sie hatten wahrhaftig erwartet, daß die Reichsregierung auch mit 


dieſem unbrauchbaren Inſtrument, das der Hungertarif darſtellte, gute Handels⸗ 


verträge herſtellen werde, und die Erfahrungen, die ſie jetzt machen müſſen, 
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hat fie ſchwer erbittert. Die neuen Verträge werden nämlich auf verſchiedene 
bedeutſame Zweige der ſächſiſchen Induſtrie eine beinahe verwüſtende Wirkung 
üben. Noch iſt das Unheil ja nicht einmal eingetroffen, und ſchon hat eine 
Auswanderungsbewegung unter den Induſtriellen um ſich gegriffen. Eine 
Rundfrage des Verbandes ſächſiſcher Induſtrieller über die vorausſichtliche 
Wirkung der Handelsverträge hat folgendes Ergebnis gehabt: 9 Firmen er: 
warten eine Förderung, und zwar verweiſen fie zum Teil auf die vermutlich. 
ſteigende Kaufkraft der ländlichen Bevölkerung, 97 Firmen glauben, daß die 
Verträge keinen Einfluß auf ihre Betriebe ausüben werden, und 251 erklären, 
daß die Verträge einen Export nach einzelnen Ländern ungemein erſchweren, 
wenn nicht unmöglich machen. Vielfach wird darauf hingewieſen, daß an eine 
Aufrechterhaltung des bisherigen Exports nach Rußland und Öfterreich-Ungarn 
nicht zu denken ſein wird und viele Fabrikanten deshalb vorausſichtlich zu er⸗ 
heblichen Betriebseinſchränkungen greifen müßten. Mehrere Befragte geben an, 
daß ſie Verhandlungen wegen Anſchaffung neuer Maſchinen abgebrochen, Er⸗ 
weiterungsbauten unterlaſſen haben. Aus öſterreichiſchen Grenzorten werden 
zugleich Steigerungen des Grund- und Bodenwertes auf Grund der Nachfrage 
deutſcher Firmen nach Areal für Fabrikbauten gemeldet. Der „Frankfurter 
Zeitung“ wurde jüngſt aus Dresden gemeldet, daß man in induſtriellen Kreiſen 
kaum noch eine andere Überzeugung treffe, als daß mit dem Inkrafttreten der 
neuen Verträge umfangreiche Arbeiterentlaſſungen ſtattfinden müßten, große 
Kapitalien verloren gehen und die ſächſiſche Induſtrie eine Kriſis durchmachen. 
werde, die auch das Handwerk in Mitleidenſchaft ziehen müſſe und in der 
viele Betriebe zugrunde gehen würden. Nicht gerade ſelten findet man in den. 
Tagesblättern Meldungen über die Verlegung ganzer Betriebe nach Sſterreich 
oder von der Errichtung von Filialen im Ausland, die mit Einſchränkung des 
Betriebs im Inland verbunden iſt. Wie die Arbeiterſchaft dabei fährt, zeigt 
eine Notiz der „Voſſiſchen Zeitung“, die da ſagt, daß viele Arbeiter durch die 
Verlegung der Fabriken beſchäftigungslos werden, „denn wenn die Fabrikanten. 
in ihrem eigenen Intereſſe die Techniker, Werkmeiſter und Vorarbeiter mit 
hinübernehmen, ſo werden ſie ſchwerlich die gewöhnlichen Arbeiter verpflanzen, 
da in Böhmen die Arbeitskräfte bedeutend billiger ſind“. 

Nun iſt freilich der ſächſiſche Landtag nicht direkt für dieſe neuen Handels⸗ 
verträge verantwortlich. Aber immerhin übt er Einfluß auf die Haltung der 
ſächſiſchen Regierung im Bundesrat aus und die Agrarier haben dieſen Um⸗ 
ſtand auch zu nützen verſtanden. Zurzeit der Vorbereitung des Hungertarifs- 
verſuchten fie, die Regierung durch eine Interpellation zu beſtimmen, fir: 
höhere Getreidezölle einzutreten, als ſie ſpäter die Reichsregierung in ihren 
Entwurf einſetzte. Und ebenſo hat die konſervative Fraktion durch Inter⸗ 
pellationen die ſächſiſche Regierung für die ungeſchmälerte Aufrechterhaltung 
der Viehſperren ſcharf gemacht. Und wenn nun auch feſtſteht, daß die National⸗ 
liberalen am Durchdrücken des Antrags Kardorff ebenſoviel Verdienſt hatten. 
wie die Konſervativen, ſo iſt's doch natürlich, daß dieſe den ganzen Unwillen 
der ſächſiſchen Induſtriellen vor allem auszubaden haben, da die ſächſiſchen 
Nationalliberalen bei den vorhin erwähnten Gelegenheiten die Bremſer ger 
weſen ſind. 

Aber auch auf dem Gebiet der Landespolitik haben die Konſervativen den 
Induſtriellen Anlaß zu den bitterſten Klagen gegeben. Den unverfrorenſten 
Gebrauch haben die Agrarier von ihrer politiſchen Macht gemacht, als fie die 
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neue Vermögensſteuer, die, nebenbei gejagt, jo zaghaft iſt, daß fie die finan- 
ziellen Verlegenheiten des Landes nicht beſeitigen kann, der Induſtrie auf— 
wälzten. Das landwirtſchaftliche Betriebskapital iſt nämlich von dieſer Steuer 
frei! Sehr ſplendid ſind die Konſervativen mit den Staatsmitteln umgegangen, 
wenn es agrariſche Zwecke galt. Die Schlachtviehverſicherung iſt eine direkte 
Liebesgabe an die Landwirte auf Koſten des Landes und der Fleiſcher. Im 
Intereſſe der „Volksgeſundheit“ forderten die Konſervativen eine Verſchärfung 
der Einfuhrbedingungen für ausländiſches Fleiſch, im Intereſſe ihres Geld— 
beutels lehnten ſie den Entwurf eines Geſetzes zur Bekämpfung der Rinder— 
tuberkuloſe ab, der den Viehbeſitzern nur SO Prozent Entſchädigung bot, ſtatt 
der 100 Prozent, die ſie verlangten. Den landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften 
„liehen“ die Konſervativen nach und nach 5 Millionen Mark Staatsgelder, 
die mit 1½ bis 2 Prozent verzinſt werden. Die Tarife der ſächſiſchen Bahnen 
ſind ganz auf die Intereſſen der Agrarier zugeſchnitten. Düngemittel werden 
nach der Behauptung der Induſtriellen unter dem Selbſtkoſtenpreis befördert. 
Notſtandstarife für Futtermittel uſw. werden auf die erſte Vorſtellung der 
Landwirte ſchleunigſt gewährt. So, als die Dürre des Sommers 1904 den 
Saaten verderblich geworden war. Dieſelbe Dürre trocknete die Elbe aus, ſo 
daß die Schiffahrt lahmgelegt wurde. Der Fortfall der billigen Waſſerfracht, 
die Notwendigkeit, mit der Bahn zu verfrachten, bedeutete für viele induſtrielle 
Unternehmungen Sachſens eine völlig unvorhergeſehene und ganz erhebliche 
Verteuerung der Produktionskoſten. Ihre Forderung indes nach Notſtands— 
tarifen lehnte die ſächſiſche Regierung ab. 

Die ſächſiſche Regierung ſteht eben völlig unter konſervativ-agrariſchem 
Einfluß. Nur ganz übertriebenen agrariſchen Forderungen hat das Miniſterium 
Metzſch hin und wieder ſcheinbaren Widerſtand zu leiſten gewagt. Natürlich 
iſt auch die Verwaltung völlig von konſervativ-agrariſchem Geiſte erfüllt. Die 
Beamten werden von den Konſervativen nach alter Tradition als Wahlmacher 
in Anſpruch genommen. Die „Dresdener Zeitung“ erzählte jüngſt, daß ein 
nationalliberaler Kandidat, der in einem bis dahin konſervativen Wahlkreiſe 
aufgeſtellt wurde, vom Amtshauptmann geradezu beſchworen wurde, zurückzu— 
treten, da ſonſt des Herrn Amthauptmanns Karriere gefährdet ſei. Dem 
nationalliberalen „Radebeuler Tageblatt“ wurde der Amtsblattcharakter ent- 
zogen, weil es die Gieſebrechtſchen Pläne auf Raub des Reichstagswahlrechts 
enthüllt und dabei die Konſervativen in etwas temperamentvollerer Weiſe an- 


gegriffen hatte, als es die liberale Preſſe Sachſens im allgemeinen fertig bringt. 
ie (Schluß folgt.) 


Partei und dewerkidhaft. 


Don Hermann Steiner. 


Es kann für den Kenner und Beobachter der Dinge keinem Zweifel unter: 
liegen, daß die Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland in den letzten zehn Jahren 
unverhältnismäßig mehr in die Breite als in die Tiefe gegangen iſt. Die für 
Klaſſenkampforganiſationen unbedingt nötige Aufklärung über Entwicklung und 
Ökonomie des kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaats iſt in den Hintergrund gedrängt, 
die gewerkſchaftliche Propaganda innerhalb und außerhalb der Organiſation 
iſt zu ſehr auf den Augenblickserfolg und die Augenblicksintereſſen geſtimmt. 
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Die Theorie iſt vielfach geradezu verpönt, und mit überlegener Miene und mit- 
leidigem Achſelzucken wird der Parteigenoſſe von dem Gewerkſchaftsleiter be⸗ 
dacht, der warnend und ermahnend auf dieſe Vernachläſſigung hinweiſt. Dieſe 
Entwicklung der modernen Gewerkſchaftsbewegung hat zurzeit einen Grad 
erreicht, der naturnotwendig zu Zuſammenſtößen und Auseinanderſetzungen 
zwiſchen Partei und Gewerkſchaft führen muß. Ein „Verſchulden“ an dieſer 
Situation iſt eigentlich niemand zuzuſchreiben; hoffen darf man aber, daß das 
Ergebnis der Kolliſion ein der geſamten modernen Arbeiterbewegung nütz⸗ 
liches iſt. 

Eine Reihe ſozuſagen natürlicher oder doch leicht erklärlicher Urſachen 
zeitigten dieſe Situation. Dem ſchier hoffnungsloſen Stagnieren der deutſchen 
Gewerkſchaften anfangs der neunziger Jahre iſt eine Periode faſt treibhaus⸗ 
mäßiger Entwicklung gefolgt, was zahlenmäßig feſtgeſtellt iſt. Der damals 
herrſchende Peſſimismus machte einer Methode der Mitgliederwerbung um 
jeden Preis und mit allen Mitteln Platz. Die Zahl der Mitglieder iſt enorm 
gewachſen, die wünſchenswerte geiſtige Schulung und Disziplin iſt bei dieſer 
Jagd nach Mitgliedern um ein gut Teil zu kurz gekommen. Und man kann zu⸗ 
geben, daß unter den gekennzeichneten Verhältniſſen vielleicht die Erfüllung dieſer 
Aufgaben über die Kräfte der Gewerkſchaftsleiter, Beamten, Führer, Agitatoren 
ging. Der Mangel iſt bis heute nicht beſeitigt. Und aus den Gewerkſchafts⸗ 
kreiſen ſelbſt einen den Maſſen entſprechenden, genügenden Stab das Übel be⸗ 
kämpfender Leute in abſehbarer Zeit heranzuziehen, kann nicht gehofft werden. 
Die Beamten der Gewerkſchaften ſind recht oft ſo ſehr mit zunächſtliegenden 
Alltags- und mechaniſchen Arbeiten überhäuft, daß ſie nicht einmal Zeit haben, 
ſich ſelbſt, geſchweige andere weiterzubilden. In den Verſammlungen wird 
viel weniger als ſonſt die theoretiſche Weiterbildung der Mitglieder beſorgt. So 
bleibt als weſentliches Abhilfsmittel die Gewerkſchaftspreſſe übrig. Ein Blick in 
dieſe zeigt, daß hier und da unverkennbare Bemühungen zur geiſtigen Fortbildung 
und theoretiſchen Aufklärung der Mitglieder vorhanden ſind. Genügend iſt das 
aber bei weitem nicht, und manche Gewerkſchaftsblätter vernachläſſigen ihre 
Aufgabe in dieſer Beziehung unverantwortlich. 

Das maſſenhafte und ſchnelle Zuſtrömen der Arbeiter in die Gewerkſchaften 
ohne die Möglichkeit entſprechender geiſtiger Schulung hat für die Gewerk⸗ 
ſchaften ſelbſt große Gefahren, führt zur Unſicherheit ihrer Betätigung, ihrer 
Aktionen im wirtſchaftlichen Kampfe und unter Umſtänden zur Desorganiſation 
oder in den Sumpf — nach engliſchem Muſter. Früher, als die Gewerkſchaften 
noch klein waren, als die Maſſe noch draußen, der kleine Teil drinnen ſtand, 
da hatte man zwar ein kleines Heer, aber Soldaten, die gut diszipliniert und 
deshalb in allen Situationen zuverläſſig waren. Wer in die Organiſation 
kam, tat dieſen Schritt erſt nach reiflicher Überlegung, er tat ihn aus Klaſſen⸗ 
bewußtſein. Die Eintretenden waren bereits aufgeklärt. Heute haben 
wir gerade in den zahlenmäßig ſtarken Organiſationen, in denen der größere 
Teil der Berufsangehörigen der Gewerkſchaft angehört, mit ziemlich indifferenten 
Maſſen zu rechnen, die lediglich materieller Vorteile halber — je ſchneller 
und je mehr deſto beſſer — in den Verband eintreten, und weil die größere 
Anzahl der in der Werkſtatt, auf dem Bau, in der Fabrik organiſierten Kol⸗ 
legen einen moraliſchen Druck ausübt. Wie viele zahlen ſo ihren Beitrag, 
ohne ſich um die Gewerkſchaft — außer wenn es Vorteile einzuheimſen gilt — 
zu kümmern, ohne eine Ahnung von deren wirklicher Bedeutung zu haben! 
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So fallen heutzutage den Gewerkſchaften viel, viel mehr Aufgaben zu, die Mit⸗ 
glieder innerhalb der Organiſation aufzuklären, ſie erſt zu wirklichen Klaſſen⸗ 
kämpfern zu erziehen, als früher. Da iſt es denn im höchſten Grade bedauerlich 
und bedenklich, wenn dieſe Gelegenheit der Mitglieder, Aufklärung zu erhalten, 
verhältnismäßig bedeutend geringer geworden iſt. Hier müſſen die Gemerl- 
ſchaften unter allen Umſtänden Abhilfe ſchaffen, das weitere läſſige Zuſehen 


müßte ſich bitter an der Geſamtheit der modernen Arbeiterbewegung rächen. 
In der Agitation wird die Erringung beſſerer Lohn- und Arbeitsbedingungen 


vielfach in den ſchönſten Farben ohne genügende Betonung der Schwierigkeiten 
geſchildert. Die ſo Bearbeiteten bekommen eine ganz falſche Auffaſſung des 
Ganges der Dinge. Als neue, und zwar ſehr leicht geworbene, aber auch ſehr 
optimiſtiſche Mitglieder ſehen fie die Situation durch die Brille an, die man 
ihnen aufſetzte. Sie fordern, noch ehe fie gegeben haben. Hinzu kommt, daß 
die Methode der Ausſperrung, die beim Unternehmertum immer mehr An⸗ 


klang und Anwendung findet, die Arbeiter, der Not gehorchend, nicht dem 


eigenen Triebe, in die Gewerkſchaften treibt. Lediglich der Unterſtützung wegen! 
Auch das beeinflußt die Qualifikation der Gewerkſchaftsverbände ungünſtig! 


Die Gewerkſchaftsführer tröſten ſich damit, daß den Mitgliedern, wenn ſie 
erſt einmal im Verband ſind, die nötige Erleuchtung ſchon von ſelbſt und auch 


| ſehr bald kommt. Der Verband tut aber nichts oder nicht viel dazu; in den 
Verſammlungen hat man gerade genug Arbeit, um mit dem Laufenden fertig 
zu werden. Nun denke man ſich unter ſolchen Verhältniſſen eine Maſſen⸗ 


verſammlung von unaufgeklärten Mitgliedern, die über wichtige Fragen 


— Streik uſw. — zu entſcheiden haben! Die Konſequenzen ergeben ſich von 


ſelbſt. Wird die Leitung des Verbandes von ſolchen Mitgliedern gedrängt, 


unter allen Umſtänden Aktionen gegen das Unternehmertum ins Werk zu ſetzen, 


ſo kommt ſie in eine ſchwierige Lage. Sie gibt vielleicht gegen ihren Willen 


nach, um die Mitglieder nicht wieder zu verlieren, die da glauben, mit Recht 
verlangen zu können, daß ihnen früher gemachte Verſprechungen recht raſch 
eingelöſt werden. Auf ſolchem Boden erwachſen verfehlte gewerkſchaftliche 
Aktionen. Schlecht und recht ſucht man ſich dann, ohne das Anſehen der Ge— 


werkſchaft zu ſchädigen, aus der Affäre zu ziehen; aus offenbaren Niederlagen 


werden halbe oder ganze Siege gemacht. Die Folge ſolcher Vorgänge aber iſt, 
daß die Gewerkſchaftsleiter nicht nur durch Schaden klug, ſondern mit der Zeit 


übermäßig vorſichtig und zu energiſchen Aktionen gegen das Unternehmertum 
faſt unbrauchbar werden. Um die Mitglieder auf andere Weiſe bei guter Laune 


zu erhalten, verfällt man auf allerhand nicht direkt mit den gewerkſchaftlichen 
Aufgaben zuſammenhängende Dinge. Die ſchiefe Ebene des „Ausbaus“ der 
Unterſtützungseinrichtungen wird betreten. Die Mitglieder werden an die 
Otrganiſation „gefeſſelt“ — aber wie, unter welchen Umſtänden! Dann bleibt 
vollends für die bisher ſchon ſo ſehr vernachläſſigten ideellen Aufgaben der 
Gewerkſchaften, deren Erfüllung zugleich eminent praktiſche Bedeutung für eine 


klaſſenbewußte Bewegung iſt, nichts mehr übrig. Man gerät in ein förm⸗ 


liches Syſtem hinein, Aufregungen möglichſt zu vermeiden. Der Gemaßregelte 
wird unterſtützt, der Maßregelnde bleibt ungeſchoren und wird ſo zu weiteren 
ſolchen Heldentaten ermutigt. 


Das Überwuchern der Unterſtützungseinrichtungen braucht aber nicht nur 
die vorhandenen Kräfte ganz und gar für Verwaltungszwecke auf, es be⸗ 


nachteiligt auch die Partei, weil die notwendig ſehr in die Höhe getriebenen 
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Gewerkſchaftsſteuern vielen Arbeitern die Zahlung von Parteibeiträgen ſehr 
erſchweren. Beim ſchlechtbezahlten Arbeiter ſpielen eben auch Groſchen eine Rolle. 

Dieſe Entwicklungstendenzen der Gewerkſchaften können zur Verſumpfung 
à la England führen. Unter deutſchen Verhältniſſen iſt das vielleicht trotz 
alledem nicht zu befürchten. Lähmend und hemmend auf die Zuverläſſigkeit 


und Aktionsfähigkeit der modernen Arbeiterbewegung wirken ſie aber auf alle 


Fälle. Das läßt ſich vielleicht heute ſchon nachweiſen. Es iſt nicht gut, wenn 
die kalte Pfennigberechnung zu ſehr an die Stelle idealer Begeiſterung tritt. 
Sehr intereſſant iſt das in Webbs „Geſchichte der engliſchen Gewerkſchafts⸗ 
bewegung“ nachzuleſen. Dort werden die Ausſprüche zweier bekannter Arbeiter- 
führer zitiert. Demnach äußerte Tom Mann im Juni 1886: 

„Wie lange noch werdet ihr euch mit der gegenwärtigen ſchwachmütigen 
Politik eurer Gewerkvereine zufrieden geben? ... Die wahre Politik der Ge⸗ 


werkſchaften, die des Angriffs, ſcheint vollſtändig aus dem Geſichtskreis ges 


fallen zu ſein. Wahrhaftig, der Durchſchnittsgewerkſchafter von heute iſt ein 


Mann mit verknöchertem Gehirn, entweder hoffnungslos apathiſch oder der 
Unterſtützer einer Politik, die direkt den Ausbeutern in die Hände ſpielt. Ich 


trage meinen Anteil an der Arbeit der Gewerkſchaft, der ich angehöre, bei, 


aber ich geſtehe offen, daß, wenn ſie nicht mehr Energie an den Tag legt wie 


im gegenwärtigen Moment, ich mich — gegen meinen Willen — zu der An⸗ 


ſicht gezwungen ſehen werde, daß es eine nicht zu rechtfertigende Verſchwendung 
ſeiner Kräfte iſt, wenn man fortfährt, mit der gewöhnlichen Politik der Unter⸗ 


ſuchung von Zänkereien und ſonſt nichts Zeit zu vergeuden. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß noch Tauſende gleich mir denken.“ a 
Und John Burns ſagte im September 1887: 


„So wie ſie jetzt konſtituiert ſind, tragen die Gewerkſchaften die Quelle ihrer 5 


Auflöſung in ſich ſelbſt. . . . Dadurch, daß fie... unüberlegt die Pflichten 


und Verantwortlichkeiten auf ſich genommen haben, die nur der Staat oder 


die ganze Gemeinſchaft erledigen können: die der Kranken- und Altersunter⸗ 


ſtützungen, dadurch werden die größeren Vereine völlig erdrückt, indem ſie ihre 
Mitglieder in unerträglicher Weiſe beſteuern. Dies lähmt die Mitglieder in 


ſolchem Maße, daß ſie ſich aus Furcht, ſie könnten ſonſt ihren Unterſtützungs⸗ 
verbindlichkeiten nicht nachkommen, oft Übergriffen der Prinzipale ohne Proteſt 


unterwerfen. Die Folge davon iſt, daß fie alle aufgehört haben, Vereine zur 
Aufrechthaltung der Rechte der Arbeit zu ſein, und zu bloßen Inſtitutionen 
zur Ermäßigung der Steuern der mittleren und oberen Klaſſen herabgeſunken 


ſind.“ 


Als warnende Stimmen können dieſe Auslaſſungen immerhin auch bei uns | 


beachtet werden. 


Ein Teil Schuld an dieſer Entwicklung mag der hier und da herrſchende 
Neutralitätsduſel tragen. Die kindliche Angſt vor dem Vorwurf, ſozialdemo⸗ 
kratiſch zu ſein, die auch die feine Unterſcheidung von Politik und Parteipolitik 
erfand, iſt ganz gewiß der Möglichkeit theoretiſchen Erkennens und Vertiefens, 


und damit dem Eindringen „ſozialiſtiſchen Geiſtes“ hinderlich geweſen. Und 


zwar ohne daß der gewollte Zweck erreicht worden wäre. Die modernen Ges 
werkſchaften werden heute mehr denn je als ſozialdemokratiſche bezeichnet. Und 
es iſt nicht einzuſehen, warum man ſich gar jo ſehr darüber alterieren ſoll. 
Die geiſtige Zuſammengehörigkeit zwiſchen Partei und Gewerkſchaft iſt doch 
ganz ſelbſtverſtändlich. Nur von ſozialdemokratiſchen Abgeordneten werden 


Hermann Fleißner: Partei und Gewerkſchaft. 703 


die Intereſſen der Gewerkſchaften im Reichstag, Landtag, Gemeinderat ver— 
treten. Und die Kämpfe der Gewerkſchaften gegen das Unternehmertum ſind 
ohne die Unterſtützung der ſozialdemokratiſchen Tagespreſſe gar nicht denkbar. 
Man möchte nur wünſchen, daß die Behauptung der Gegner viel zutreffender 
wäre, als ſie es in Wirklichkeit heute iſt. Ein großer Teil der Gewerkſchafter 
lieſt noch andere als ſozialdemokratiſche Zeitungen, und mit der Mitgliedjchaft 
im ſozialdemokratiſchen Verein ſteht es ebenſo. Die Gewerkſchaften verlangen 
mehr und mehr, daß die ſozialdemokratiſchen Organiſationen ihre Mitglieder 
den Gewerkſchaften zuführen, ohne daß letztere mit ebenſo großer Energie dem 
politiſchen Verein gegenüber handeln. Mehr Nachdruck wird ſchon in Gewerk— 
ſchaftskreiſen darauf gelegt, daß die Arbeiter die ſozialdemokratiſche Preſſe 
leſen. Das liegt freilich im wohlverſtandenen eigenſten Intereſſe der Gewerk— 
ſchaften, weil, wie ſchon erwähnt, die ſozialdemokratiſche Preſſe ein wichtiges, 
unentbehrliches, täglich nötiges Kampfmittel der Gewerkſchaften geworden iſt. 

Der Zuſammenhang der Gewerkſchaften mit der Partei iſt alſo ein ganz 
natürlicher, im inneren Weſen gegebener. Die Aktionsfähigkeit der geſamten 
modernen Arbeiterbewegung wird in Zukunft noch viel mehr als bisher davon 
abhängen, inwieweit Partei und Gewerkſchaft ſich gegenſeitig im Kampfe unter⸗ 
ſtützen, planmäßig zuſammengehen, ſoweit die beſonderen Aufgaben der beiden 
Organiſationsarten das zulaſſen. Wenn man das anerkennt, dann hat es auch 
keinen Sinn, fortwährend nach außen hin in übertriebener Neutralität zu 
machen, nur um den Schein zu wahren. Partei und Gewerkſchaft brauchen 
ſich wahrhaftig ihres natürlichen innigen Verwandtſchaftsverhältniſſes nicht zu 
ſchämen, ſie dürfen und ſollen es offen bekennen, allerdings nicht nur mit 
Worten, ſondern auch mit der Tat. Dann wird der jetzt ſo ſehr vermißte 
ſozialiſtiſche Geiſt in den Gewerkſchaften mehr Wurzel faſſen. 

Die Erziehung der Maſſen zu Sozialdemokraten iſt für die Gewerkſchaften 
von größter Bedeutung, wenn fie wollen, daß auch in der Politik, in der Geſetz⸗ 
gebung die Intereſſen der Arbeiter im Rahmen der bürgerlichen Geſellſchafts⸗ 
ordnung gefördert werden. Der Druck politiſch geſchulter Arbeitermaſſen löſt 
Konzeſſionen der herrſchenden Geſellſchaft an die Arbeiter aus. Das beweiſt 
die Geſchichte der deutſchen Arbeiterbewegung! 

Der Kölner Kongreß ſoll viel „poſitive“ Arbeit geleiſtet haben. Das mag 
ſein. Er hat aber auch unverkennbar einen erſchreckenden geiſtigen Niedergang 
der Gewerkſchaftsbewegung aufgezeigt. Es wäre verkehrt, einzelnen Perſonen 
das vorzuwerfen. Sie find Produkte der von uns geſchilderten Entwicklungs⸗ 
tendenzen, obwohl manche Gewerkſchaftsführer unbewußt auch perſönlich mit 
dazu beigetragen haben mögen, daß die Entwicklung der Gewerkſchaften dieſe 
Bahnen einſchlug. Auf jeden Fall muß dieſer Zuſtand beſeitigt werden. Und 
das kann nur durch ein größeres Handinhandarbeiten, durch vermehrten Ein- 
fluß der Partei auf die gewerkſchaftliche Propaganda erreicht werden. — Die 
Nurgewerkſchafterei beginnt um ſich zu greifen in ganz bedenklichem 
Maße. Das offizielle Beſtreiten dieſer Tatſache ändert daran nichts, wer Ge⸗ 
legenheit zum Beobachten hat, weiß es. Sie drückt ſich darin aus, daß Ge⸗ 
werkſchaftsbeamte, die ſonſt gute, tätige Parteigenoſſen waren, ſich oft wenig 
oder gar nicht mehr um die Partei kümmern. Ob abſichtlich oder wegen 
zu großer Anſpannung ihrer Arbeitskraft in der Gewerkſchaft, läßt ſich im 
einzelnen Falle nicht erweiſen. Jedenfalls rauben der Partei rein gewerk⸗ 
ſchaftliche Dinge dieſe Kräfte, die nicht einmal in dem gewünſchten Sinne nutzbar 
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für die Gewerkſchaften werden. Denn ſie betätigen ſich eben auch in den Ge⸗ 
werkſchaften nicht in der Richtung, daß fie „ſozialiſtiſchen Geiſt“ in fie ein 
führen. Sie ſind ſozuſagen Sozialdemokraten unter Ausſchluß der Offentlich⸗ 
keit. Und wenn man in privaten Geſprächen die Anſchauungen ſolcher Leute 


über die gewerkſchaftliche Aktion und das Thema Gewerkſchaft und Partei 


hört, ſo könnte man manchmal meinen, daß wir ſchon mitten im Sumpfe ſitzen. | 


Beſonders macht fich eine Überhebung geltend, die der Sozialdemokratie das 


Recht abſpricht, ſich um ſpeziell gewerkſchaftliche Dinge zu kümmern. Davon 


verſteht ihr nichts, wird den Genoſſen, die von dieſen Leuten ſozialiſtiſchen 
Geiſt verlangen, erklärt. Ein tieferes Eindringen in das Alltagsleben würde 


noch eine Menge Symptome zutage fördern, die nicht an die Oberfläche kommen, 


unbeachtet bleiben und gerade deshalb das Übel verſchlimmern helfen. Wir 1 
haben tatſächlich ſchon Anfänge einer Gewerkſchaftsbeamtenbureaukratie, die 


vorſichtig, ſchwerfällig, ruhebedürftig iſt, wozu die auf ihr laſtende große Ver⸗ 
antwortung ein gut Teil beiträgt. Der Hang zum Vermeiden von Konflikten 


fängt an, Syſtem zu werden. Mehr Aufklärung in den Gewerkſchaften tut 


dringend not, damit dieſes Syſtem beizeiten ausgerottet werden kann, ehe es 
größeren Schaden anrichtet. l 
Glücklicherweiſe wird ſchon jetzt eine geſunde Reaktion in den Mitglieder- 


kreiſen der Gewerkſchaften bemerkbar. Der ſozialiſtiſche Geiſt regt ſich. Die 


Erziehung in der ſozialdemokratiſchen Organiſation ſetzt ſich durch. Die Partei 


hat dafür zu ſorgen, daß dieſe Beſtrebungen gefördert werden. Andererſeits 


muß ſich ja auch die vernachläſſigte Erziehung der Gewerkſchaftsmitglieder an 


den Führern und Beamten ſelbſt rächen. Denn mangelnder Weitblick, Denk⸗ 
faulheit und rein egoiſtiſche Denkweiſe würden ſich ſchließlich auch gegen ſ-ie 
ſelbſt unangenehm fühlbar machen. — Das Thema: Partei und Gewerkſchaft 
bedarf meines Erachtens wieder einmal gründlich der Erörterung in weiteſten 


Kreiſen der organiſierten Arbeiterſchaft. 


Die Ausſichtsloſigkeit der Landtagswahlbeteiligung 
in Preußen. 
Don Hans Narckwald. 


Die ſoeben erſchienene amtliche Statiſtik über die preußiſchen Land⸗ a 
tagswahlen für das Jahr 1903, welche als Mitglied des Preußiſchen Sta⸗ 


tiſtiſchen Landesamtes Oberregierungsrat Evert bearbeitet hat, berechtigt mich, 
auf die Einwände zurückzukommen, die gegen meinen unmittelbar nach den 
Landtagswahlen in Nummer 9 des XXII. Jahrganges der „Neuen Zeit“ vom 


28. November 1903 erſchienenen Artikel „Das Fiasko der preußiſchen Lands 


tagswahlbeteiligung“ erhoben wurden. Die amtliche Statiſtik beweiſt, daß, 
was ich damals behauptete, richtig iſt: „Die Urwahlbezirke, in denen nur oder 


faft nur Arbeiter und Kleinbürger wohnen, find jo gering an Zahl, daß ſie 
an der Unmöglichkeit, bei dieſem Wahlſyſtem auch nur einen Abgeordneten 


gegen den Willen der beſitzenden Klaſſen zu wählen, nichts ändern.“ 


Anderer Anſicht war Genoſſe Paul Hirſch, der mir in Nummer 10 der 
„Neuen Zeit“ vom 5. Dezember 1903 in ſeinem Artikel „Die Erfolge der Lande 


tagswahlbeteiligung in Preußen“ antwortete: 


Be 


= 
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„Marckwald begründet ſeine Vermutung auf die Statiſtik von 1898 (die von 
903 zu Rate zu ziehen, wäre wohl angebrachter geweſen), wonach unter je 25 404 
lrwahlbezirken ſich nur 5570 zweiter und 580 erſter Abteilung befinden, in denen 
ie Arbeiterklaſſe den Mittelſtand und die Beſitzenden überſtimmen könnte. Wären 
ieſe für uns günſtigen Urwahlbezirke gleichmäßig über die ganze Monarchie ver⸗ 
eilt, ſo hätte Marckwald recht; dann wären unſere Ausſichten gleich Null. Aber 
ie fo zuſammengeſetzten Urwahlbezirke verteilen ſich ſehr ungleichmäßig auf die 
inzelnen Wahlkreiſe. So gibt es zum Beiſpiel unter den 1291 Urwahlbezirken 
gerlins im Jahre 1903 230, in denen die zweite Klaſſe mit 36 Mark Steuern und 
veniger abſchließt, und von dieſen 230 Bezirken entfällt mehr als die Hälfte, näm⸗ 
ich 136, auf den dritten Berliner Landtagswahlkreis, etwa ein Viertel, nämlich 56, 
jagegen nur 33 auf den erſten. Die Hoffnung, daß wir infolge der Bezirksdrittelung 
dermaleinſt in dieſem oder jenem Wahlkreiſe die abſolute Mehrzahl der Wahlmänner 
durchbringen, braucht alſo keineswegs eine trügeriſche zu ſein.“ 


Des weiteren bemerkt Hirſch, ihm ſcheine, vorausgeſetzt, daß unſere Agitation 
nicht nachläßt, die Eroberung von Berlin III beim nächſten Anſturm ſicher 
zu ſein, die Eroberung einer Reihe anderer Kreiſe halte er dagegen nur für 
eine Frage der Zeit. — Prüfen wir nun, welche Berechtigung dieſe Er- 
wartung hat. 

Da ich meine Berechnungen am Tage nach der Abgeordnetenwahl anſtellte, 
konnte ich ſelbſtverſtändlich nur die Statiſtik von 1898 zugrunde legen, denn 
eine andere lag nicht vor. Hat doch der Oberregierungsrat, dem der behörd⸗ 
liche Apparat zur Seite ſteht, 1⅝ Jahr zur Aufftellung der Statiſtik gebraucht. 
Nun hat Genoſſe Hirſch darin recht, daß ſich die wenigen unſerer Partei 
günſtigen Urwahlbezirke erſter und zweiter Klaſſe nicht gleichmäßig über das 
ganze Land verteilen. Wollte man die Erwartungen hoffnungsfreudiger Partei⸗ 
genoſſen mit mathematiſcher Genauigkeit widerlegen, ſo müßte man für jeden 
einzelnen Wahlkreis die Steuerhöhe feſtſtellen, welche für jeden einzelnen in 
ihm befindlichen Urwahlbezirk nötig iſt, um zum Wähler erſter oder zweiter 
Abteilung aufzurücken. So weit in die Einzelheiten geht leider auch die amt⸗ 
liche Statiſtik nicht, doch bietet ſie immerhin genügend Material, um die Aus⸗ 
ſichten eines ſozialdemokratiſchen Sieges würdigen zu können. 

Für einen Wahlkreis kann man die Berechnung ſogar ganz genau machen, 
nämlich für den günſtigſten, deſſen Eroberung beim erſten Sturm Hirſch für 
ſicher hält, während er von den anderen erſt in künftigen, beſſeren Zeiten den 
Sieg vorausahnt. Auch Genoſſe Leo Arons meint in ſeinem Artikel „Wie 
entſtand die Taktik für die preußiſchen Landtagswahlen?“ (Nummer 11 des 
XXII. Jahrganges der „Neuen Zeit“): „Jeder Vertrauensmann in Berlin III 
iſt der Überzeugung, daß, wenn ſofort eine Neuwahl vorzunehmen wäre, wir 
auf Grund der gewonnenen Erfahrungen hier die abſolute Majorität der Wahl⸗ 
männer erhalten würden!“ 

Hatte dieſe ſtolze Überzeugung Berechtigung? Nehmen wir mit Hirſch an, 
wir könnten in jedem Berliner Urwahlbezirk unſere Kandidaten durchbekommen, 
in dem der ärmſte Wähler 36 Mark Steuern zahlt! Proletariſche Wähler 
zahlen weder Gewerbeſteuer noch Gebäudeſteuer; die Stadt Berlin erhebt zur 
Einkommenſteuer, der einzigen von Proletariern gezahlten direkten Steuer, 
100 Prozent Kommunalzuſchlag; wer mit 1500 Mark eingeſchätzt iſt, zahlt erſt 
32 Mark Steuer. In denjenigen Urwahlbezirken zweiter Klaſſe, in denen der 
ärmſte Urwähler 36 Mark Steuern zahlt, muß der ſchlechteſt geſtellte Wähler, 
ſofern er weder Hausbeſitzer noch ſelbſtändiger Gewerbetreibender iſt, mit mehr 
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als 1500 bis 1650 Mark Einkommen eingeſchätzt ſein. Nun wollen wir mit Hirſch 
annehmen, in allen Urwahlbezirken zweiter Klaſſe, die mit 36 Mark Steuer⸗ 


leiſtung abſchließen, könnten die proletariſchen Wähler die kleinbürgerlichen 


und begüterten an Zahl übertreffen. Wir wollen ferner annehmen, daß uns 
die dritte Abteilung ausnahmslos zufällt. Es gehören zum dritten 


Berliner Landtagswahlkreis 505 Urwahlbezirke; es ſind mithin 1515 Abteilungen 
vorhanden, denn in jedem Bezirk wird in jeder Abteilung ein Drittel der 
Wahlmänner gewählt. Wir würden — nach unſerer obigen Fiktion — ſiegen 


in 1. ſämtlichen Urwahlbezirken dritter Abteilung, das heißt in 505, 2. in 
denjenigen Urwahlbezirken zweiter Abteilung, in denen die zweite Klaſſe mit 
36 Mark Steuer und weniger abſchließt, das heißt in 136, alſo insgeſamt 4 

Da nun von 1515 die Mehrheit erſt bei 758 erreicht iſt, iſt ein Sieg voll⸗ 


kommen ausgeſchloſſen. Sicher, daß wir in dieſem oder jenem Urwahl⸗ 
bezirk erſter Abteilung noch ſiegen, aber dieſe Korrektur, die wir an obiger 
Zahl vornehmen müßten, wird natürlich vielfach durch das gewagte unſerer 
obigen Annahme ausgeglichen, daß unſere Gegner in keinem einzigen Urwahl⸗ 
bezirk dritter Abteilung und keinem der mit 36 Mark oder weniger abſchließen⸗ 


den Uhrwahlbezirke der zweiten Abteilung ſiegen würden. 


Mit Recht hatte ich in meinem Artikel 1903 angeführt, daß bei den 
preußiſchen Landtagswahlen durchſchnittlich die 15 Reichſten unter je 100 Wäh⸗ 
lern zu den beiden oberſten Abteilungen gehören, welche zwei Drittel der 
Wahlmänner wählen. Die Verſchiebungen, welche von Wahl zu Wahl ein⸗ 
treten können, ſind ſo unbedeutend, daß ſie an dem Geſamtreſultat nichts 
Weſentliches ändern. Es gehörten in ganz Preußen zur erſten Abteilung 1898 
3,26 Prozent, 1903 3,36 Prozent, zur zweiten Abteilung 1898 11,36 Pro⸗ 
zent, 1903 12,07 Prozent, zur dritten Abteilung 1898 85,38 Prozent, 1903 


84,57 Prozent. 


Nun liegen im Gegenſatz zum platten Land in den für uns ſo ſehr viel 


ausſichtsreicheren Städten dieſe Ziffern noch ungünſtiger. Hier gehörten 1908 
zur erſten Abteilung 2,63 Prozent, zur zweiten Abteilung 10,31 Prozent, zur 
dritten Abteilung 87,06 Prozent. Noch etwas ſchlimmer ſind aber die Zahlen in 
den für uns eigentlich nur weſentlich in Frage kommenden Städten mit mehr 
als 10000 Einwohnern, wo zur erſten Klaſſe 2,40 Prozent, zur zweiten Klaſſe 


10,05 Prozent, zur dritten Klaſſe 87,55 Prozent gehörten. * 

In den Wahlkreiſen, auf die wir unſere Hoffnungen faſt allein gründen 
können, haben es beinahe die 13 Reichſten unter je 100 Wählern in der Hand, 
die übrigen 87 zu majoriſieren. Und wenn nun auch in manchen, in gar nicht 
allzu vereinzelten Urwahlbezirken dieſe 13 „Reichſten“ zum Proletariat gehören 


und nur „reich“ ſind im Vergleich mit den anderen, ſo kann eine derartige 
Zufallsbildung, wie unſer obiges Beiſpiel (Berlin III) beweiſt, niemals dahin 
führen, der Partei ein Mandat zu verſchaffen, welche unter je hundert Per⸗ 


ſonen durchſchnittlich die Intereſſen der etwa 80 Armſten vertritt. Mehr oder 


weniger wird im ganzen Wahlkreis immer ein Ausgleich zugunſten der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe ſtattfinden. 

Wenn übrigens eingewandt werden ſollte, daß die Majoriſierung der 85 Pro⸗ 
zent durch die 15 Prozent Reichſten nur im Durchſchnitt ſtimmt und deshalb 
in dieſem oder jenem Wahlkreis günſtiger ſein könnte, ſo ſeien die beiden in 
dieſer Hinſicht extremſten Wahlkreiſe angeführt. Im Wahlkreis Raſtenburg⸗ 
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Gerdauen⸗Friedland (neunter Regierungsbezirk Königsberg) gehören 92,66 Pro⸗ 
zent der Wähler zur dritten Abteilung, im Wahlkreis Biedenkopf (eriter 
Wiesbaden) 70,98 Prozent. Im „günſtigſten“ Falle haben alſo die 29 Reichſten 
unter je 100 Wählern die „Zweidrittelmajorität“; im ungünſtigſten Falle ſind 
es ſogar die 7 Reichſten, die unter je 100 Wählern über die Zweidrittel⸗ 
mehrheit verfügen. Für unſere Partei iſt es wirklich ziemlich gleichgültig, ob 
die Arbeitermaſſen von den oberen Zehntauſend oder von den oberen Hundert— 
tauſend vergewaltigt werden, ob 7, 15 oder 30 Prozent der Wähler auf 
Grund ihres Reichtums oder ihrer bevorzugten wirtſchaftlichen Lage den Aus⸗ 
ſchlag geben. 

Trotzdem ſeien die entſprechenden Zahlen der drei Wahlkreiſe, auf deren 
Eroberung die Befürworter der Landtagswahlbeteiligung am allermeiſten 
rechnen, angeführt. | 

In Berlin III gehörten 87,44 Prozent, in Teltow⸗Beeskow⸗Storckow⸗Char⸗ 
lottenburg 85,50 Prozent, in Linden (ſechſter Hannover) 86,46 Prozent der 
Wähler zur dritten Abteilung. Die amtliche Statiſtik iſt übrigens nicht nach 
Wahlkreiſen, ſondern nach Verwaltungsbezirken aufgeſtellt, und die ſind in 
bunter Reihe ohne Rückſicht auf ihre Zuſammengehörigkeit zu Wahlkreiſen 
nacheinander geordnet. Es bedarf alſo recht eifriger Rechenarbeit, um ſich die 
Zahlen für die einzelnen Wahlkreiſe zu verſchaffen. 

Wenn ich wieder, wie in meinem Artikel „Das Fiasko der preußiſchen 
Landtagswahlbeteiligung“ die Möglichkeit eines Wahlſieges in der erſten und 
zweiten Abteilung überall da annehme, wo nicht mehr als 30 Mark nötig 
ſind, um in einer dieſer Abteilungen wählen zu können, ſo bleiben unter den 
27182 Urwahlbezirken 6154 zweiter Abteilung und 481 erſter Abteilung übrig. 
Von dieſen waren aber nur 992 der zweiten und 25 der erſten Abteilung auf 
ſtädtiſchem Gebiet gelegen. Wie nach alledem auch nur in einem einzigen 
Wahlkreis ein Sieg aus eigener Kraft möglich fein ſoll, erſcheint unerfind- 
lich; an die Möglichkeit von Kompromiſſen glaubt doch wohl ſicher kein Partei⸗ 
genoſſe mehr. 

Aber auch noch in einer anderen Beziehung hat ſich Hirſch als ein ſchlechter 
Prophet erwieſen. 

In meinem Artikel hatte ich geſchrieben: 

„Nachgerühmt wird unſerer Wahlbeteiligung, dieſe habe die ‚Unbaltbarfeit‘ 
des Dreiklaſſenwahlſyſtems dargetan; die Szenen in Linden, in Teltow⸗Beeskow 
hätten den beſitzenden Klaſſen ſelbſt gezeigt, daß es ‚jo‘ nicht weiter gehen 
kann. Mit Verlaub, die an ſich anerkennenswerte Energie, mit welcher unſere 
Genoſſen das komplizierte Verfahren der Wahl verdienter Lächerlichkeit preis⸗ 
gaben, wird die Regierung nur davon überzeugen, daß das Wahlreglement 
noch einmal geändert werden muß; das Wahlgeſetz wird man aber be⸗ 
ſtehen laſſen oder wenn man es ändern ſollte, keineswegs im Sinne der Demo: 
kratie umgeſtalten.“ 

Darauf erwiderte Hirſch: „Mit einer Anderung des Reglements, wie Marck⸗ 
wald meint, iſt hier nichts zu machen, das Geſetz ſelbſt muß geändert werden, 
und es wird geändert werden. Verſchlechtert werden kann es unmöglich, es 
ſei denn, daß man die Bezirksdrittelung beſeitigt. Doch iſt dafür keine Aus⸗ 
ſicht vorhanden, da ſich nur die Freiſinnigen und die Nationalliberalen dafür 
erwärmen, während das auf dieſe ſeine Idee ſtolze Zentrum und die Konſer⸗ 
vativen nicht dafür zu haben ſind.“ ‚ 
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Und was geſchah, bald nachdem Hirſch „nur“ den Freiſinnigen und Nationale 8 
liberalen die einzige mögliche Verſchlechterung zugetraut hatte? Daß dieſe vom 
Freikonſervativen Zedlitz beantragt wurde, dem natürlich mit Ausnahme des Rd 
Zentrums das ganze Haus begeiſtert zuſtimmte. Die unbegründete Hoffnung 0 
einzelner Sozialdemokraten, dank der Bezirkseinteilung könne möglicherweiſe 
einmal ein Vertreter der Arbeiterklaſſe in das Abgeordnetenhaus gelangen, 
hatte genügt, dieſelbe Erwartung als, wenn auch unbegründete, Furcht in den 
Köpfen einiger Bourgeois und Junker zu erzeugen. Der Antrag will bekanntlich, 
daß an die Stelle der Drittelung die Zwölftelung tritt, die an der Zweidrittel⸗ 
mehrheit der Reichen in jedem Wahlkreis nichts ändert, weil die Einteilung 
für jede Gemeinde, nicht mehr für die einzelnen Urwahlbezirke vorgenommen 
werden ſoll. — Und auch das Wahlreglement ſoll dahin geändert werden, daß 
die Herren Bourgeois, die, dank der Wahlbeteiligung unſerer Genoſſen, recht 
langen Aufenthalt im Wahllokal nehmen mußten, alle Unbequemlichkeiten 
ſparen. Urwahlen wie Abgeordnetenwahlen ſollen nicht mehr durch Aufruf 
der Wahlberechtigten erfolgen, ſo daß, wer nicht im Wahllokal anweſend iſt, 
ſeines Stimmrechts verluſtig geht, ſondern wie bei der Stadtverordnetenwahl 
ſoll jeder Wähler berechtigt ſein, im Verlauf beſtimmter Stunden im Wahl⸗ 
lokal zu erſcheinen und ſein Stimmrecht auszuüben. Eine etwaige Stichwahl 
ſoll dann an einem andern Tage vorgenommen werden. 2 

Nun ſollen ſich freilich die Opfer an Zeit und Geld, welche die Wahl 
beteiligung erfordert, durch den agitatoriſchen Erfolg rechtfertigen, der da- 
mit verknüpft iſt. Sehr tapfer haben ſich freilich unſere Genoſſen geſchlagen; 
ſie haben gezeigt, daß auch bei öffentlicher Stimmabgabe keine Partei ſo 
viele Anhänger auf die Beine bringen kann wie die unſere. Nach der amt⸗ 5 
lichen Statiſtik ſtehen wir freilich an zweiter Stelle, denn für die Konſervativen 
ſtimmten bei den Urwahlen insgeſamt 324157, für unſere Partei 314149 Ur⸗ 
wähler, alſo etwas weniger. Wenn die Sozialdemokraten mit 18,79 vom 
Hundert aller Urwähler an zweiter, die Konſervativen mit 19,39 vom Hundert 
an erſter Stelle ſtanden, ſo iſt dabei zu berückſichtigen, daß dieſes Ergebnis 
nur auf die Wirkung der Offentlichkeit der Wahl in den verjunkerten Gefilden 
des platten Landes zurückzuführen iſt. Auf dem Lande bekamen die Kon⸗ | 
jervativen die Stimmen von 28,53 vom Hundert der Urwähler, während für 
unſere Partei nur 6,05 vom Hundert einzutreten wagten. In den Städten 
war die Sozialdemokratie an Stimmenzahl allen anderen Parteien weit voraus; 
hier ſtimmten für uns 29,87 vom Hundert der Urwähler, während die in den 
Städten an zweiter Stelle ſtehenden Nationalliberalen nur 17,95 vom Hundert 
der ſtädtiſchen Urwähler, die Konſervativen gar nur 11,45 vom Hundert auf 5 
ihrer Seite hatten. E 

Aber wo liegt trotz des relativ günſtigen Reſultats die agitatorifche, das a 
heißt werbende Kraft der Landtagswahlbeteiligung? Trotz der mufterhaften eig 
Haltung unſerer Genoſſen bei den Landtagswahlen, die unmittelbar nach dem * 
Dresdener Parteitag ſtattfanden, hat unſere Partei bei ſämtlichen Nachwahlen 
zum Reichstag, die ſeitdem innerhalb Preußens ſtattfanden, keineswegs der⸗ 5 
artig abgeſchnitten, daß auch nur eine Stimme der Zufriedenheit innerhalb 5 
der Partei laut wurde. 5 

Wie auch ſoll die Tatſache, daß wir uns an der Wahl beteiligen, agita⸗ 
toriſch und werbend wirken? Agitatoriſch wirkt vielmehr das Dreiklaſſen— * 
wahlgeſetz ſelbſt, der Umſtand, daß bei der Beratung der preußiſchen Ges * 


* 
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ſetze, der Steuern und Ausgaben im preußiſchen Staat, auch nicht der geringſte 
Einfluß des Proletariats möglich iſt, und bei der Geſetzgebung lediglich die— 
jenigen Klaſſen beteiligt ſind, die an der Ausbeutung und Unterdrückung der 
breiten Maſſen das intenfivfte Intereſſe haben. 

In einigen Parteiverſammlungen wurde mir der Vorwurf gemacht, ſolche 
Artikel wie der meinige „Das Fiasko der preußiſchen Landtagswahlbeteiligung“ 
wirkten lähmend. Aber unſere Art iſt es nicht, uns durch Illuſionen zu be⸗ 
geiſtern, ſondern auszuſprechen das, was iſt. Nicht durch die ausſichtsloſe 
Beteiligung an den preußiſchen Landtagswahlen, ſondern durch Ausnützung 
der agitatoriſchen Wirkung, die das „elendeſte und erbärmlichſte“ Wahlgeſetz 
auf jeden denkenden Arbeiter ausübt, bei den Reichstagswahlen können 
und werden wir dieſe wichtigſte Grundlage der Junkerherrſchaft in Preußen 
und im Reiche untergraben. 


Literarifhe Kundſchau. 


John Mitchell, Vorſitzender der Vereinigten Bergarbeiter, Organiſierte Krbeit. 
Ihre Aufgaben und Ideale unter Berückſichtigung der gegenwärtigen und zu⸗ 
künftigen Lage der amerikaniſchen Lohnarbeiterſchaft. Einzige autoriſierte deutſche 

- Überfegung von Dr. Hermann Haſſe, Leipzig. Dresden 1905, O. V. Böhmert. 
XV und 206 Seiten. 


über die von Samuel Gompers und John Mitchell geleitete Richtung der ameri⸗ 
kaniſchen Gewerkſchaftsbewegung (American Federation of Labor) iſt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ſchon vieles veröffentlicht worden, und im beſonderen auch über den letzten 
großen Bergarbeiterſtreik. 

Entſprechend dem Standpunkt der „Neuen Zeit“, der weit entfernt iſt von dem 
der Leiter des amerikaniſchen Arbeiterbundes, wurde ſtets eine ſcharfe Kritik an 
deſſen Wirken geübt. Das vorliegende Buch wird kaum an dieſen Urteilen viel zu 
ändern vermögen, aber es wird die Leſer intereſſieren, weil vom Standpunkt dieſer 
durchaus auf dem Boden der heutigen Geſellſchaftsordnung ſtehenden Organiſation 
deren Beſtrebungen und Ziele dargelegt werden. Ob dies freilich in voller Reinheit 
geſchieht, läßt ſich aus der Entfernung ſchwer beurteilen. Man kann ſich nicht des 
Eindrucks entſchlagen, daß bei der Abfaſſung dieſes Buches viele Rückſichten mit⸗ 
geſpielt haben, ſo zum Beiſpiel auf die Civic Federation, die auf die Schlichtung 
des Bergarbeiterſtreiks ihren Einfluß ausgeübt hat und deren Bedeutung für die 
Verſöhnung der widerſtreitenden Intereſſen im wirtſchaftlichen Kampfe der Ber: 
faſſer ſtark überſchätzt und entſprechend ſeinem Standpunkt ſehr ſympathiſch beurteilt. 

Bei aller Gegenſätzlichkeit halten wir das Buch für ſehr leſenswert, aber nicht 
bloß unter dem Geſichtspunkt einer Information über die amerikaniſche Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung, ſondern auch mit Rückſicht auf eine Befruchtung der Kampfmethoden 
der deutſchen Gewerkſchaften. Das merkwürdigſte an dem Buche iſt, daß der Ge⸗ 
danke des Klaſſenkampfes, wenn auch verhüllt und abgeſchwächt, ſich immer wieder 
in der Darſtellung vordrängt, weil eben auch die auf dem Boden der heutigen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung ſich entfaltenden Beſtrebungen zur Verbeſſerung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen Klaſſengegenſätze zeitigen müſſen. Der Verfaſſer vertritt den 
Standpunkt, daß die amerikaniſchen Arbeiter durch eine Beeinfluſſung der von den 
bürgerlichen Parteien aufgeſtellten Kandidaten mehr erreichen können als durch die 
Konſtituierung einer von den bürgerlichen Richtungen unabhängigen Arbeiterpartei. 
Aber es ſcheint ſich auch innerhalb der amerikaniſchen Gewerkſchaften die Erkenntnis 
langſam Bahn zu brechen, daß die auf dieſem Wege erzielten Vorteile nur groß hin- 
ſichtlich der Verſprechungen, aber deſto kleiner hinſichtlich der Leiſtungen ſind, daß 
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die Zeit nicht ferne fein wird, wo auch die großen amerikaniſchen Gewerkſchaften 
das ſie mit den bürgerlichen Parteien verbindende Schlepptau zerſchneiden werden. * 
Schreibt doch der Freund von Marcus A. Hanna: „. .. Wir können die Zukunft 
unſerer politiſchen Entwicklung nicht vorausſehen, ſollten die beiden großen Parteien 
ſich einſt der Arbeitergeſetzgebung widerſetzen, ſo wie ſie ſie heute begünſtigen 
( Referent), jo wäre die Gründung einer dritten Partei ſofort eine zwingende 
Pflicht.“ Und an einer anderen Stelle ſchreibt er: „Aus Mangel an Organiſation 
und einſichtiger Leitung haben die Arbeiter heute noch nicht den wünſchenswerten 
Einfluß auf unſere Städteverwaltungen, ſie haben für die eine oder andere Partei 
je nach deren Haltung oder auch nach perſönlichen Beziehungen geſtimmt, ohne ihr 1 
Klaſſenintereſſe zu berückſichtigen.“ Es iſt auch intereſſant, daß Mitchell, wenn auch 
nicht im Zuſammenhang mit politiſchen Erörterungen, die Feſtſtellung macht, daß 
in faſt allen Organiſationen die Beamten der Zentrale, alſo die oberſten Leiter der 
Organiſation, konſervativer ſind als die große Maſſe der Mitglieder. Sicherlich gilt 
dies, vielleicht nicht nur in Amerika, auch für den politiſchen Standpunkt der Leiter 5 
der Gewerkſchaften. 3 
Der inſtinktive Klaſſencharakter jeder von Arbeitern geleiteten Arbeiterorgani- 8 
ſation tritt beſonders hervor in den ſpeziell gewerkſchaftlichen Kapiteln, die auch für 
deutſche Leſer vieles Intereſſante enthalten und publiziſtiſch und agitatoriſch ſehr 1 
wohl verwertbar ſind. Manchmal kommt da ein ſchrofferer Standpunkt zum Aus⸗ 9 
druck, als wir ihn in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung gewohnt ſind, was ſehr Br 
wohl gegen die Feinde der gewerkſchaftlichen Beſtrebungen in Deutſchland ins Feld 
geführt werden kann. Wenn ſich unſere Unternehmer entrüſten über die Begehrlich⸗ 


keit der deutſchen Arbeiter, ſo kann man ihnen vorhalten, was Mitchell für einen 


ungelernten Arbeiter mit Durchſchnittsfamilie in Städten von 5000 bis 10000 Ein⸗ 
wohnern für notwendig hält: „Ein hübſches Häuschen mit wenigſtens ſechs Räumen, 
Salon, Speiſezimmer, Küche, Bad und genügende Schlafräume, um Sittlichkeit und 
Geſundheit aufrechtzuerhalten. Teppiche, Bilder, Bücher und Möbel, die den Auf⸗ 
enthalt daheim angenehm machen; reichliche Kleidung für Sommer und Winter und 


ein genügender Vorrat geſunder, nahrhafter Speiſen. Ferner ſollte er ſeine Kinder 3 


wenigſtens bis zum ſechzehnten Jahre zur Schule ſchicken und genügend für Zeiten * 
von Krankheit und für ſein Alter zurücklegen können, dazu ſeine Familie für den 
Fall ſeines frühen Todes oder Verunglückung ſicherſtellen.“ Wir glauben, wenn 
deutſche Gewerkſchaftler, die im Gegenſatz zu dem konſervativen Mitchell als Unter⸗ 


graber der Staats- und Geſellſchaftsordnung angegriffen werden, Forderungen dieſer & 
Art aufſtellen würden, kämen fie in pſychiatriſche Behandlung. In bezug auf die * 


Arbeitszeit ſtrebt er den Achtſtundentag an. Aber wichtiger als die Forderungen 
ſind die Begründungen derſelben, die ſehr wohl auch bei uns angewandt werden = 
können. Wichtig ift auch, daß er auf die geiſtige, kulturelle und moraliſche Hebung 
der Arbeiterklaſſe ſehr großen Wert legt. 8 
Die in Amerika häufiger angewandten Kampfmittel des Boykotts und der * 
Kontrollmarke werden in lichtvoller Weiſe behandelt. Treffend ſind ſeine Aus⸗ * 
führungen über die Streiks und über die Streikbrecher. Beachtenswert iſt auch das, 3 
was der Bergarbeiterführer über die bei amerikaniſchen Streiks häufig gemeldeten 
Zuſammenſtöße mit der bewaffneten Macht ſchreibt. Den Schluß des Buches bilden = 
eingehende Ausführungen über den Bergarbeiterſtreik, den größten Streik unjerer 
Zeit, an deſſen Führung der Verfaſſer in erſter Linie beteiligt war. 1 
So wertvoll ſeine Ausführungen über die Gewerkſchaften ſind, ſo unklar iſt er 
über das Weſen und die Methoden des Sozialismus. Beruht ſein Gegenſatz gegen 
denſelben ſicherlich in einer ganzen Reihe von Urſachen, ſo ſicherlich nicht zuletzt 
darin, daß er ihn nicht begriffen hat. Das kann man ſich aus amerikaniſchen Ver⸗ 
hältniſſen erklären, nicht aber, daß ein Verfaſſer, der durch ſeine ganze Wirkſamkeit 
auf die Klaſſengegenſätze und ihre Verſchärfung hingewieſen wird, der dieſelben in 
ſeinem Buche auch nicht verſchweigen kann, es fertig bringt, in der Vorrede unter 


6 
4 
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derem folgende Sätze zu ſchreiben: „. .. Eine freie Anerkennung, die ein unlös— 
res Freundſchaftsband zwiſchen Arbeiter und Unternehmer ſchlingt, würde 
eber und Empfänger gleichermaßen ſegnen. . ..“ „. . . Ich wünſche die Intereſſen 
m Arbeit und Kapital verſöhnt, nicht durch eine Niederlage des einen, ſondern 
urch gegenſeitiges Verſtändnis. . . .“ Endlich ſchließt die Einleitung mit folgendem 
atze: „Dem beſſeren Verſtändnis dieſer Rechte und Verantwortlichkeiten von Arbeit 
id Kapital und dem beſſeren Sichverſtehen dieſer beiden großen Produktionsfaktoren 
idme ich dies Buch.“ | 

Auch der Überſetzer ſcheint ſich nicht durch allzu große Klarheit auszuzeichnen, 

ſcheint er zu glauben, daß Bebel den Reviſionismus deshalb bekämpft, weil er 

if radikalem Boden die Partei eher einig und mächtig erhalten kann. Die Gewerk— 
yaftsliteratur ſcheint er nicht beſonders zu kennen, denn er hält Brentano, deſſen 
erdienſte um die Kenntnis der engliſchen Gewerkſchaftsbewegung auf einem ganz 
deren Gebiet liegen, für den Überſetzer des Webbſchen Buches. Die Schwierig— 
iten der Überſetzung hat er nicht überwunden, indem er amerikaniſche Ausdrücke 
nfach ins Deutſche übernimmt, während er andererſeits ſtatt der den Kennern ver— 
auten amerikaniſchen Bezeichnungen wieder deutſche einführt, die abſolut nicht 
ar machen, was ſie eigentlich bedeuten. Man kann zum Beiſpiel nicht unter dem 
Bürgerbund“ die „National civic federation“ erkennen, man hilft ſich doch bei Be— 
ichnungen dieſer Art beſſer mit einer Anmerkung ſtatt mit einer gezwungenen und 
otz des heimiſchen Lautes fremd klingenden Verdeutſchung. In ſeinem Kampfe 
gen fremde Ausdrücke fehlt dem Überſetzer jede Konſequenz, jo zum Beiſpiel wenn 
davon ſpricht, daß man in völkiſchen Fragen Toleranz übt; verſtändlicher 
äre es wohl, von der Duldung in nationalen Fragen zu ſprechen. Obgleich wir 
3 Wort Kontrollmarke beſitzen, ſpricht er vom Label. Wir haben die engliſche 
usgabe nicht zur Hand, aber unſerer Erinnerung nach iſt ſie doppelt ſo umfang— 
ich wie die deutſche Ausgabe. . 

Wir möchten bezweifeln, ob der Überſetzer beim Ausſcheiden des für deutſche 
fer minder Intereſſanten immer eine glückliche Hand gehabt hat. Was über eng⸗ 
ſche Gewerkſchaften, was Sozialgeſchichtliches über Amerika geſagt wird, iſt zu kurz, 
m nicht zu ſagen zu unſelbſtändig und zu oberflächlich, um zu informieren, es 
ätte auch leicht ganz geſtrichen werden können. Trotz all der Mängel des Buches 
tes leſenswert, wir wünſchen, daß es den gewerkſchaftlichen Arbeitern Deutſchlands 
icht unbekannt bleibe. ad. br. 


Notizen. 


Nutzen des Zechenfegens. In Nr. 46 der „Neuen Zeit“ gibt Genoſſe German 
ie Gründe an, die ihn dazu beſtimmen, in der Stillegung von Syndikatszechen und 
er übertragung ihrer Anteilsquoten auf andere, beſſer rentierende Syndikatszechen 
men techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritt zu ſehen. In meiner Antwort auf 
ieſe Ausführungen kann ich mich ſehr kurz faſſen, denn ſie beſtätigen nur meine 
us den früheren Darlegungen Germans gezogene Anſicht, daß er zu ſeiner Auf⸗ 
aſſung durch eine allzu ſchablonenmäßige Anwendung Marxſcher Lehrſätze beſtimmt 
zird, die nicht genügend die im Ruhrkohlenbergbau durch die Syndikatsherrſchaft 
ervorgerufenen beſonderen Verhältniſſe berückſichtigt. 

German ſchreibt: Verringerung des fixen Kapitals, notwendig zur Er⸗ 
ielung eines beſtimmten Produktes, iſt ein Kennzeichen „techniſcher Betriebs⸗ 
erbeſſerungen“. A 

Damit bin ich einverſtanden — unter der Einſchränkung, daß zwar nicht in 
edem Falle eine ſolche Verringerung des fixen Kapitals einer techniſchen Betriebs⸗ 
erbeſſerung entſpringen muß, daß fie aber immer einen wirtſchaftlichen Fort⸗ 
chritt bedeutet. In dieſem Punkte ſind wir alſo im weſentlichen gleicher Auffaſſung; 
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dagegen irrt Genoſſe German ſehr, wenn er meint, ich vermöchte nur deshalb i in 
dem Zechenlegen keinen Fortſchritt zu erkennen, weil ich nicht einſähe, „daß eine 
große moderne Schachtanlage, die nicht voll ausgenutzt wird, bei der Steigerung 
des Betriebs noch mehr Vorteil bietet, als die Möglichkeit, große moderne Schächte 
abzuteufen“. Nein, Genoſſe German, der Grund meiner Verſtocktheit iſt ein ganz 
anderer — nämlich der, daß ich nicht einzuſehen vermag, daß die Zechenſtillegung 
und die Übertragung der Anteilsquoten unter den beſtehenden Syndikatsverhält⸗ 
niſſen eine Verringerung des zur Erzielung eines beſtimmten Produktes no 
wendigen Kapitals bewirkt. Ich bin vielmehr der Anſicht, daß auch ohne die 
Manipulation des Zechenaufkaufs und der Zechenſtillegung die aufkaufenden Zechen⸗ 
geſellſchaften bei gleichem fixem Kapital genau dieſelbe Förderungsvermehrung vor⸗ 
nehmen könnten, daß durch dieſe Manipulation das zur Erzielung eines beſtimmten j 
Produktionseffektes tatſächlich notwendige Kapital ſich durchaus nicht verringert 
oder, anders ausgedrückt, die wirkliche Leiſtungsfähigkeit keineswegs im werbe 
zur Größe des in Arbeitsmitteln angelegten Kapitalteils ſteigt, ſondern daß nur die 
vom Syndikat verfügte Beſchränkung oder richtiger nicht volle Ausnutzung der Leijtungs: . 
fähigkeit für die betreffenden aufkaufenden Zechen wieder teilweiſe aufgehoben wird. 
So wie German in rein ſchablonenmäßiger Anlehnung an Marxſche Sätze ſich die 
Vorgänge rekonſtruiert, verlaufen dieſe nicht. Die Sache liegt nicht ſo, daß vor der 
Übertragung der Anteilsquoten die aufkaufenden Zechen tatſächlich mit ihrem fixen 
Kapital gar nicht zur Förderungsvermehrung befähigt waren und nun nach der 
übertragung plötzlich dieſe wirtſchaftliche Fähigkeit erlangen. Die Sache liegt viel- 
mehr fo, daß dieſe Leiſtungsfähigkeit (Produktivkraft) ſchon vorher vorhanden it 
aber die Zechen ſind an ihrer vollen Ausnutzung gehindert. Warum? Nicht aus 
Gründen, die im Wirtſchaftsprozeß ſelbſt liegen, ſondern weil das Kohlenſyndikat, 
um ſeine Verkaufspreiſe auf einer beſtimmten Höhe halten zu können, verſügt hat, 
daß die normale Leiſtungsfähigkeit nur zu 70 oder 80 Prozent ausgenutzt werden 
darf. Und demnach bedeutet die Erhöhung der Anteilsquote einer oder mehrerer 
Zechen durch übertragung der bisher von anderen Gruben geförderten Kohlen 
mengen auf ſie denn auch keine Vergrößerung ihrer Leiſtungsfähigkeit, ſondern nur 
einen Wegfall der die Ausnutzung dieſer Leiſtungsfähigkeit bisher hindernden künſt⸗ 
lichen Beſchränkungen. Eine ſolche ganze oder halbe Elimination der Beſchränkunge i 8 
mag für die beteiligten Zechen ja ſehr vorteilhaft ſein, an der Leiſtungsfähigkeit des 
Kohlenbergbaus ſelbſt wird dadurch jedoch nichts geändert; wie denn auch dann, 
wenn das Kohlenſyndikat aufhört und damit wieder die Möglichkeit voller Aus⸗ 
nutzung der Leiſtungsfähigkeit gegeben wird, der Vorteil ſofort verſchwindet. = 
Im Gegenteil, wenn das Kohlenſyndikat aufhört, ſtellt ſich für die Zechengefelle 
ſchaften, die während der Syndikatsherrſchaft Gruben aufgekauft und ſtillgelegt 
haben, inſofern ein Nachteil heraus, als ſie außerdem die Zinslaſt des zum Ankauf 
verwendeten Anleihekapitals zu tragen haben, eines „toten“ Kapitals, wie ich 5 
genannt habe — „tot“ deshalb, weil die dafür angeſchafften Arbeitsmittel in der 
Produktion keinen Wert an das erzeugte Produkt, die Fördermenge, abgeben 1 und 
demnach für die Wertbildung nicht in Betracht kommen. Daraus folgt aber keines⸗ 
wegs, wie German ſchließt, daß nun dieſes Kapital für den Unternehmer überhaupt 
nicht exiſtiert, in keinerlei Form, obgleich er dafür alljährlich ſeine Zinſen bezahlen 
muß. Zu dem von ihm zur Produktion vorgeſchoſſenen Geſamtkapital zählt dieſes 
Kapital, wenngleich die dafür gekauften Produktionsmittel nicht in den Pros 
duktionsprozeß eingehen, trotzdem, und inſofern bildet es ein konſtitutives Element 
ſeines (von Marx ſo genannten) „kapitaliſtiſchen Koſtpreiſes“, des Kapitalwertes, 
den er bei der Herſtellung verausgabt hat und den er zum allermindeſten im Ver⸗ 
kaufspreis wieder erlangen muß, will er nicht direkt mit Verluſt produzieren. 5 
Heinrich Cunow. 
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Eine neue Reformation? a 


„Berlin, 29. Auguſt 1905. 
In die herbſtliche Stille dringt ein mächtiger Trompetenſtoß. Ein zweiter 
Luther ſoll in Berlin erſchienen ſein und ſeine Theſen zwar nicht an die Tür 
des neuen Domes angeſchlagen, aber doch in J. F. Lehmanns Verlag in 
München zum Preiſe von 5 Mark deutſcher Reichswährung veröffentlicht 
haben. So verkündet dieſer Verlag unter dem ſtolzen Motto: Die Zeit des 
Schweigens iſt vorbei, die Zeit des Redens iſt gekommen, und wenn man 
ihm glaubt, ſo hat Profeſſor Doktor Pfleiderer in ſeinem Buche über die 
Entſtehung des Chriſtentums den Eckſtein für die neue ſich vorbereitende Re⸗ 
formation gelegt. 
Wir haben ihm geglaubt — was glaubt man nicht alles in der politiſch 


hat? Indeſſen wenn das, was Herr Pfleiderer zu ſagen hat, auch in keiner 
Weiſe den pomphaften Ankündigungen ſeines Verlegers entſpricht, ſo bietet es 
doch manches Intereſſe, und wenn wir nicht das Königreich gefunden haben, 
das wir ſuchten, ſo doch auch gewiß keine Eſelin. Herr Pfleiderer ſteht mit 
ſeinen Unterſuchungen über die Entſtehung des Chriſtentums etwa zwiſchen 
Harnack und Kalthoff; er gibt die Geſchichtsklitterungen Harnacks endgültig 
auf, die als einen Fortſchritt über Bruno Bauer und Friedrich Engels hinaus 
zu betrachten der deutſchen Sozialdemokratie erſt vor wenigen Jahren angeraten 
wurde — und das kann man einem Berliner Profeſſor aufrichtig danken —, 
aber er unterſucht nicht die ſozialen Kräfte, die bei der Entſtehung des 
Chriſtentums mitgeſpielt haben, worin Kalthoffs Hauptſtärke liegt, und er will 
den hiſtoriſchen Jeſus retten, als die bahnbrechende Kraft bei der Entſtehung 
des Chriſtentums. Er will die richtige Mitte halten zwiſchen einem roman⸗ 
tiſchen Perſonalismus, der die Bedeutung der ſozialen Umwelt überſieht, und 
einem ſozialen Evolutionismus, der die Bedeutung der Perſönlichkeit in der 
Geſchichte unterſchätzt. 
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, Was Herr Pfleiderer gegen Kalthoff ausführt, können wir hier übergehen, 
da wir unſere eigene Anſicht über Kalthoffs Arbeiten wiederholt dargelegt . 
haben. Er hebt mit Recht hervor, daß Kalthoff, was dieſer niemals ſelbſt 
hervorgehoben hat, in Bruno Bauers Fußtapfen tritt, wenn er auch bedeutend 
über ihn hinausgeht, indem er auf die ſozialen Urſprünge des Chriſtentums | 
hinweiſt. Aber Herr Pfleiderer tritt auch in Bruno Bauers Fußtapfen, den 
er mit ſo vornehmer Handbewegung wegſchieben möchte; er hält allerdings 
jene richtige Mitte ein, die wir oben mit ſeinen eigenen Worten gekennzeichnet 
haben, jedoch ſehr wider ſeinen Willen. Er möchte das kirchliche Lehrgebäude | 
zerſtören, das der Apoſtel Paulus um die Perſon Jeſu aufgeführt hat, und 
auf den Kern der chriſtlichen Lehre zurückgehen, wie ſie der Menſch Jeſus 1 
Heiland gepredigt hat. Allein was er tatſächlich beweiſt, iſt nicht, daß Jeſus 
jemals gelebt hat, geſchweige denn der Stifter einer neuen Religion geweſen n | 
ift, ſondern daß Paulus die hiſtoriſche Perſönlichkeit war, die alle auf das 
Entſtehen der chriſtlichen Kirche wirkenden Tendenzen der Zeit in eine bit. 1 
riſche Tat umzuſetzen verſtand. 455 

Die bürgerlichen Hiſtoriker wiſſen heute ſo viel von ihrer „exakten geſchichfz 15 
lichen Methode“ zu erzählen, die ihnen alle Rätſel der Geſchichte erſchließen 
ſoll, und es darf auch nicht geleugnet werden, daß ſie, wo ihre bürgerlichen 
Tendenzen nicht ins Spiel kommen, in dieſer Beziehung große Fortſchritte 
gemacht haben. Aber eben wo ihre bürgerlichen Tendenzen ins Spiel kommen, 
da vergeſſen fie auch die einfachſten Grundſätze ihrer berühmten „Methode“, 
jo namentlich den oberſten aller dieſer Grundſätze, daß nämlich Tendenz: 
geſchichten, wie die vier Evangelien, die von den unglaublichſten Wunder⸗ 
geſchichten wimmeln und, ſoweit ſie in ihren Angaben über gleichzeitige Er⸗ 
eigniſſe hiſtoriſch kontrollierbar ſind, ſich als hiſtoriſch völlig unzuverläſſig 
erweiſen, niemals hiſtoriſche Quellen ſein können. Keine Perſönlichkeit und 
keine Tatſache, von der nur die vier Evangelien berichten, darf als eine hiſto⸗ 5 
riſche Perſönlichkeit oder als eine hiſtoriſche Tatſache angeſehen werden, wenn 
nicht die berühmte „Methode“ mit Füßen getreten werden ſoll. Denn mit dem 
noch ſo ſcharfſinnigen Nachweis, daß dieſe Perſönlichkeit oder jene Tatſache, 
von denen ſolche hiſtoriſch wertloſe Quellen berichten, wohl exiſtiert haben oder 
paſſiert ſein können, wird eben nichts bewieſen, gemäß der „Methode“, die 
gerade hierin ihre „Exaktheit“ ſieht. Das iſt dann einfache Glaubens- und 
keineswegs Wiſſenſchafts ſache, und ſoweit ſich Herr Pfleiderer auf dieſem 
Gebiet bewegt, unterſcheidet ſich ſeine Schrift nicht von unzähligen anderen, in 
denen ſich die Männer der „richtigen Mitte“ qualvoll winden zwiſchen der 
mahnenden Stimme ihres wiſſenſchaftlichen Gewiſſens und der mahnenden 8 
Stimme ihrer gut bürgerlichen Defianung, die „dem Volke die Religion zu 
erhalten“ befiehlt. 

Viel intereſſanter und lehrreicher als Herrn Pfleiderers Kapitel über Jeſus 
iſt ſein Kapitel über Paulus. Er gibt einerſeits zu, daß ohne das Dazwiſchen⸗ 
treten dieſes Phariſäers das Chriſtentum eine der zahlreichen Sekten geblieben 
wäre, die im damaligen Judentum exiſtierten, und mit dem Untergang des 
jüdiſchen Staates wahrſcheinlich verſchwunden ſein würde, und er gibt anderer⸗ 
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ſeits zu, daß die Theologie des Paulus vom gejchichtlichen Leben und den 
geſchichtlichen Lehren Jeſu faſt ganz abſtrahiert habe. Das heißt alſo: nicht 
Jeſus, ſondern Paulus war der hiſtoriſche Stifter der chriſtlichen Kirche, ſo— 
weit einer weltgeſchichtlichen Erſcheinung gegenüber von einem Stifter geſprochen 
werden kann; er war die hiſtoriſche Perſönlichkeit, die in den allgemeinen Ten— 
denzen der Zeit die treibenden Kräfte zu erkennen und in eine neue Form zu 
bannen verſtand. Das weiſt Herr Pfleiderer in einer ſehr anziehenden Weiſe 
nach, wobei er wirklich nach der hiſtoriſchen Methode verfährt, wenn auch 
freilich nicht ohne Tendenz. 

Dem Apoſtel Paulus ſtehen die Männer der „richtigen Mitte“ nämlich mit 
einem lachenden und einem weinenden Auge gegenüber. Zu einem Teile iſt er 
ganz ein Mann nach ihrem Herzen. Hören wir nur, wie Herr Pfleiderer zu 
dieſes Apoſtels Ruhm in die Harfe ſtürmt: „Paulus hat den urchriſtlichen 
Enthuſiasmus ſittlich gezügelt und veredelt, ſeine revolutionäre, auf das nahe 
Weltende fieberhaft geſpannte und die beſtehende Geſellſchaftsordnung radikal 
verneinende Stimmung hat er überwunden und damit die Möglichkeit geſchicht— 
lichen Beſtehens und Sichentwickelns der neuen Religion begründet. ... Er 
hat Staat, Ehe, Eigentum und Arbeit in ihr Recht eingeſetzt und den kommu— 
niſtiſchen Neigungen, der Müßiggängerei und Bettelei der älteſten Meſſias⸗ 
gemeinden einen Riegel vorgeſchoben.“ Alſo — Heil dem Apoſtel Paulus! 
Aber zum anderen Teile rühren von demſelben Apoſtel Paulus alle die ver: 
zwickten Dogmen her, die den modernen Theologen ſo ſchwer im Magen liegen, 
und ihre „neue Reformation“ muß damit beginnen, die „pauliniſche Theo— 
logie“ wegzuräumen, wobei ſie denn um die Tatſache, daß man mit dieſer 
Theologie die chriſtliche Theologie überhaupt wegräumt, dadurch herumzukommen 
ſuchen, daß ſie auf das „geſchichtliche Leben“ und die „geſchichtlichen Lehren“ 
Jeſu zurückgehen. 

Dies iſt der Weg, den Herr Pfleiderer einſchlägt. Aber ſo wenig ſich eine 
neue Kirche auf das bauen läßt, was er aus den vier Evangelien nach ſeinem 
ſubjektiven Dafürhalten heraus- oder hineinlieſt, jo hat er allerdings die 
pauliniſche Theologie als ein Produkt ihrer Entſtehungszeit, als ein Konglomerat 
von jüdiſcher Religion, griechiſch-römiſcher Philoſophie und heidniſcher Kultur 
trefflich nachgewieſen. Damit wandelt er auch auf den Bahnen Bruno Bauers, 
und zwar nicht ohne einen Fortſchritt auf ihnen zu machen. Wenn Kalthoff 
die Forſchungen Bruno Bauers dadurch erweitert, daß er die ſozialen Kräfte 
würdigt, die bei der Entſtehung des Chriſtentums mitgewirkt haben, ſo erweitert 
ſie Herr Pfleiderer dadurch, daß er nachweiſt, wie viel die pauliniſche, das 
heißt die chriſtliche Theologie heidniſcher Kultur entlehnt hat, und gerade in 
ihren hehrſten und zarteſten Geheimniſſen, in den Sakramenten von der Taufe 
und vom Abendmahl, in der göttlichen Geburt Jeſu, in ſeinem Sterben und 
Wiederauferſtehen. 

Paulus ſtammte aus der griechiſchen Stadt Tarſus, die nächſt Alexandrien 
ein Hauptſitz der helleniſtiſchen Bildung, beſonders der ſtoiſchen Schule war, 
wo die Grundſätze eines Seneca und Epikur täglich auf Märkten und Gaſſen 
gepredigt wurden. Bekanntlich bieten die Briefe des Apoſtels Paulus die auf— 
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fallendſten Parallelen namentlich mit den Schriften des Seneca. Allein Tarſu 
war auch ein Hauptſitz der Mithrareligion, die von Perſien ausgegangen, i 
Vorderaſien ſich mit den Kulten der Sonnengottheit vermiſcht, insbeſondere in 
Phrygien gewiſſe Bräuche aus der orgiaſtiſchen Religion des Attis und der 
Cybele übernommen hatte. Die Weihen, durch die man unter die Genoſſe 
der Mithrareligion aufgenommen wurde, werden in einer noch erhaltenen 
Mithrasliturgie dargeſtellt als ein myſtiſches Sterben und Wiedergeborenwerden, 5 
wodurch die Schuld des alten Lebens gereinigt und getilgt und ein neues un 
ſterbliches Leben durch den Geiſt gezeugt werde, weshalb die Geweihten jid 
„wiedergeboren auf ewig“ nannten. Die Verwandtſchaft dieſer ee 9 
mit der Lehre des Apoſtels Paulus iſt offenbar. 
Weiter aber gehörte zu den Mithraſakramenten das heilige Mahl, bei dem 2 
das geweihte Brot und ein Kelch mit Waſſer oder auch Wein als myſtiſche 
Symbole zur Mitteilung des göttlichen Lebens an die Mithragläubigen diente 
die bei dieſer Feier in Tiermasken erſchienen, um durch dieſe Abbildung der 
Attribute des Gottes Mithra anzudeuten, daß die Feiernden ihren Gott „an 
gezogen“ hätten, das heißt in innige Lebensgemeinſchaft mit ihm getreten ſeien 
Auch dies hat ſeine nächſte Parallele in der pauliniſchen Lehre vom Abend 
mahl als einer „Gemeinſchaft des Leibes und des Blutes des Chriſtus“, den a 
der Getaufte „angezogen“ hat. 4 
In der ſyriſchen Hauptſtadt Antiochia, wo Paulus längere Zeit wirkte, | 
war das Hauptfeſt die Adonisfeier im Frühling. Da wurde zuerft der Tod 
des Adonis („des Herrn“) und die Beſtattung ſeiner durch ein Bild dargeſtellten 15 
Leiche unter wilden Klagegeſängen der Frauen gefeiert, dann am folgenden 
Tage erſcholl die Kunde, daß der Gott lebe, und man ließ ihn (ſein Bild) in 
die Luft aufſteigen. Bei der verwandten Attisfeier ſalbte der Prieſter am 
Freudenfeſt der Auferſtehung des Gottes den Mund der Klagenden mit Ol und 
ſprach dabei die Formel: 
Getroſt, ihr Frommen, da der Gott gerettet iſt, 
So wird auch uns aus Nöten Rettung werden. 
Die Rettung des Gottes aus dem Tode iſt die Bürgſchaft für die gleich 
Rettung ſeiner Kultgenoſſen; daß aber dieſe durch myſtiſche Teilnahme am 
Tode des Gottes zur Teilnahme an ſeinem Leben gelangen, wurde in den 
Myſterien des Attis, der Iſis, des Mithras durch ſolche Bräuche dargeſtellt, 
die unter irgendwelchen Symbolen ein Sterben und in die Unterwelt Herab⸗ 
ſteigen und wieder daraus Aufſteigen des Einzuweihenden veranſchaulichten. 
Die Verwandtſchaft dieſer Vorſtellungen und Bräuche mit der myſtiſchen 
Theorie des Paulus vom Tode und der Auferſtehung Chriſti und vom Mit⸗ 
ſterben und Mitauferſtehen der auf Chriſtum Getauften liegt wiederum auf 
der Hand. 
Wir übergehen andere ähnliche Parallelen Pfleiderers, ſo den Nachweis, 
daß die Geburtsgeſchichte Jeſu, wie ſie zwar nicht Paulus ſelbſt, aber ein 
Pauliner, der Verfaſſer des dritten Evangeliums, zu erzählen weiß, der Buddha⸗ 
Legende nachgebildet worden iſt. Natürlich iſt das alles ſehr behutſam und 
vorſichtig ausgedrückt, wie es ſich für einen Berliner Profeſſor der Theologie 
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chickt, aber im ganzen ſind dieſe Kapitel der Schrift doch ein wertvoller Bei— 
rag zur Geſchichte des Urchriſtentums. Wie ſie eine „neue Reformation“ vor— 
ereiten ſollen, bleibt freilich ein Geheimnis, aber vielleicht hat Herr Pfleiderer 
ie Luthermaske auch nur vorgebunden, um ſeine ketzeriſchen Offenbarungen 
jeröffentlichen zu können, ohne allzu große Gefahr vor den Zionswächtern zu 
aufen. 


Die fortſetzung einer unmöglichen Diskuffion. 
Von K. Kautskvy. 


4. Gefühlsſozialismus und willenſchaftlicher Sozialismus. 


Der „Vorwärts“ von heute iſt nicht derſelbe, der er in den erſten Jahren 
tach dem Sozialiſtengeſetz war. Damals herrſchte in ihm die ökonomiſche 
denkweiſe vor. Seine Politik wurde von Leuten gemacht, die in National⸗ 
Eonomie und Wirtſchaftsgeſchichte wohl zu Haufe waren und für die Zus 
ammenhänge zwiſchen Okonomie und Politik das lebhafteſte Intereſſe und 
zrößte Verſtändnis beſaßen. Dieſe Zuſammenhänge zu erfaſſen und darzuſtellen 
ind dadurch das moderne geſellſchaftliche und politiſche Leben zu begreifen und 
die Leſer darüber aufzuklären, erſchien ihnen als ihre Hauptaufgabe. Ihr 
denken war ein vorwiegend wiſſenſchaftliches, denn dies iſt in der Sozial— 
demokratie, ja in der modernen Politik überhaupt, weſentlich ökonomiſch⸗ 
hiſtoriſches Denken. 

Heute überwiegt im „Vorwärts“ das ethiſch⸗äſthetiſche Denken. Es 
handelt ſich dieſem weniger um das Begreifen der Dinge als um das Ab- 
urteilen über fi. Es trachtet vor allem danach, ſtarke moraliſche und 
iſthetiſche Wirkungen zu erzielen, dem Leſer Abſcheu gegen die Unmoralität 
und Häßlichkeit der beſtehenden Zuſtände einzuflößen. Kann man die erſtere 
Denkrichtung die des wiſſenſchaftlichen Sozialismus nennen, ſo die zweite 
die des Gefühlsſozialismus; nicht in dem Sinne, daß deſſen Vertreter 
weniger wiſſenſchaftlich gebildet wären oder weniger wiſſenſchaftliche Intereſſen 
verträten, ſondern in dem, daß ihnen in der Politik nicht wiſſenſchaftliche Ein⸗ 
ſicht, ſondern die Erzielung moraliſcher und äſthetiſcher Gefühle und Empfin⸗ 
dungen die Hauptſache iſt. 

Um nur ein Beiſpiel zu geben, das uns gerade zur Hand — wir ſammeln 
nicht „drei Jahre lang Berge von Material“ gegen ein Parteiorgan —, ſei auf 
den Artikel hingewieſen, den die Redaktion des „Vorwärts“ zum zehnten Todes⸗ 
tag von Friedrich Engels am 5. Auguſt veröffentlichte, neben perſönlichen Er⸗ 
innerungen von Bernſtein und einer Ausleſe von Zitaten aus den Werken des 
Meiſters. Der Artikel iſt ganz „Stimmung“. Über das, was Engels in ſeinem 
Leben geleiſtet, nur allgemeine Redensarten, wie die, daß jeder von uns zu 
„ſeinen Schülern und Jüngern“ gehört — „in irgend einer Weiſe“, wie er 
vorſichtig hinzufügt. Die einzige Tatſache, die wir aus dem Artikel erfahren, 
bezieht ſich auf die Behandlung des Engelsſchen Leichnams, die allerdings 
eines ſtimmungsvollen Reizes nicht entbehrt. Davon handeln drei Vierteile 
des einleitenden Artikels. 

Ich habe natürlich nicht die Abſicht, hier einen philoſophiſchen Exkurs über 
den Gegenſatz zwiſchen dem ökonomiſchen und dem ethiſch⸗äſthetiſchen Denken 
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in der Theorie des Sozialismus zu ſchreiben. Das kann um ſo weniger 
meine Abſicht ſein, als wohl das erſte einen ſehr präziſen Ausdruck in der 
marxiſtiſchen Theorie gefunden hat, das andere aber noch eines Theoretikers 
harrt, wenn es je einen ſolchen produzieren ſollte. > 

Hier handelt es fich bloß um die Wirkung der beiden Denkarten auf unſere 
politiſche Praxis. Auch da geraten ſie leicht in Gegenſatz zueinander, der in 
ihrem Weſen begründet und daher unabhängig iſt von dem Wollen der ein⸗ 
zelnen Perſonen. = 

Natürlich will ich nicht behaupten, daß Ethik und Aſthetik dem Kampfe der 
Sozialdemokratie fern zu bleiben hätten. In der politiſchen OBkonomie hat 
die Ethik freilich nichts zu ſuchen, auch nicht in dem auf ſie begründeten 
wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Dieſer hat die geſellſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge zu erforſchen. Wenn er daraus Schlußfolgerungen für die Zukunft zieht, 
ſo ſind dieſe ebenſowenig aus ethiſchen Forderungen abgeleitet wie die prak⸗ 2 
tiſchen Konſequenzen, welche die Hygiene aus ihren Forſchungen ableitet. Aber 
der wiſſenſchaftliche Sozialismus bildet nur die eine Seite der Sozialdemokratie; 
dieſe it Einheit von Theorie und Praxis, von Wiſſenſchaft und Kampf, und 
jo wenig Ethik oder gar Aſthetik in die wiſſenſchaftliche Forſchung dreinzureden 
haben, ſo wichtig ſind ſie für den Klaſſenkampf des Proletariats. Keine Klaſſe 
kann in ihren Klaſſenkämpfen völlig der ethiſchen Mächte, der Hingebung und 
Begeiſterung ihrer Anhänger für ihre Ziele entbehren, aber am allerwenigſten 
eine Klaſſe wie das Proletariat, das den Zwangsmitteln des Staates und der 
ökonomiſchen Abhängigkeit nur die einmütige Entſchloſſenheit der Maſſen ent⸗ 
gegenzuſetzen hat, die um ſo kraftvoller wirken wird, je ſtärker ihr ethiſches 
Empfinden. 5 

Aber auch das äſthetiſche Element kann im Klaſſenkampf, in der Politik 
eine große Rolle ſpielen. Politik und Kunſt, namentlich Dichtkunſt, haben 
mannigfache Berührungspunkte; beide ſuchen ſie den Menſchen auf das ſtärkſte 
zu erſchüttern und zu erheben, beide müſſen ſie trachten, die Menſchenſeele aufs 
tiefſte zu ergründen und auszuſchöpfen. Weit entfernt davon, daß politiſch 
Lied ein garſtig Lied, können Politik und Kunſt einander auf das mannig 
fachſte befruchten, kann die Politik dem Künſtler die erhabenſten Stoffe, die 
leidenſchaftlichſten Antriebe geben, kann die Kunſt die Kräfte des Polit 
gewaltig ſteigern. 

So ſcheint es, als müßte eitel Harmonie zwiſchen den beiden Denkweise 
in der politiſchen Praxis herrſchen. Aber tatſächlich können nicht beide gleiche" 
zeitig dominieren. Wo nicht das ökonomiſche wiſſenſchaftliche Denken überwiegt 
und den ethiſchen und äſthetiſchen Faktoren ihre Aufgaben und Richtungen 
anweiſt, müſſen dieſe mit jenem in Konflikt geraten. Das illuſtriert der „Vor⸗ 
wärts“ in deutlicher Weiſe. = 

Schon in der Bewertung der Bedeutung der Tages eren zeigt 
ſich der Gegenſatz zwiſchen dem wiſſenſchaftlichen und dem Gefühlsſozialiſten. 
Was den einen aufs höchſte anzieht und intereſſiert, erſcheint dem anderen oft 
unwichtig, ja bedeutungslos. Denn das, was die ſtärkſte momentane Wirkung | 
auf das Empfinden übt, ift nicht immer das, was Staat und Geſellſchaft am 
nachhaltigſten und tiefſten beeinflußt. = 

Die Ereigniſſe und Fragen, die auf die Geſamtentwicklung die ſtärkſten und 
dauerndſten Einwirkungen ausüben, ſind oft unſcheinbarer Natur, ſchwer zu 
erkennen und meiſt nur durch eine Gedankenarbeit zu begreifen, die mit ethiſchen 
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Wirkungen ſehr wenig zu tun hat. Der Hinweis auf einen Wucherer, der 
erbarmungslos Exiſtenzen vernichtet, wirkt ganz anders aufreizend als eine 
Theorie des Kapitals. Die ethiſch wirkſamſten Erſcheinungen und Fragen ſind 
aber jene, die an der Oberfläche der Dinge liegen. So wird der vorwiegend 
ethiſch gerichtete Schriftſteller geneigt, die oberflächlichen, in die Augen 
fallenden, ſenſationellen Erſcheinungen des Augenblicks für die politiſch 
wichtigſten zu halten und alles Tiefergraben als eine Arbeit zu betrachten, die 
für die Politik wenig Bedeutung hat. Die Unterſuchung der Bedingungen und 
Ausſichten des Maſſenſtreiks zum Beiſpiel erſcheint ihm ganz unwichtig, ſolange 
dieſer nicht vor der Türe ſteht. Ein Ruhſtratprozeß dagegen wird ihm 
zu einem Ereignis, dem man nicht genug Intereſſe und Aufmerkſamkeit 
widmen kann. 

Aber das Überwiegen des ethiſchen Intereſſes verführt den politiſchen Partei⸗ 
ſchriftſteller nicht bloß zur Oberflächlichkeit und Senſationsſucht, zur Unter⸗ 
ſchätzung des Forſchens nach den Gründen der Erſcheinungen — was nicht 
verhindert, daß er in der Theorie für ſolche Arbeiten, wie für alle „Wiſſen⸗ 
ſchaft“ und „Aufklärung“ die größte Hochachtung bezeugt. Dieſes Tiefergraben 
wird ihm in der Praxis oft direkt ein Greuel. 

Nichts leichter, als die Menſchen „ethiſch“ zu einigen, ihre moraliſche Ent⸗ 
rüſtung gegen beſtimmte kraſſe Erſcheinungen zu erregen. Dieſe Erſcheinungen 
der Oberfläche ſind in der Regel ſehr einfache, und es iſt meiſt nicht ſchwer, 
darüber, ob ſie gut oder ſchlecht, zu einem Urteil zu gelangen. Nichts war 
zum Beiſpiel leichter, als die öffentliche Meinung der ganzen ziviliſierten Welt 
gegen die Urheber der Judenmetzeleien von Kiſcheneff zu erregen. So träumt 
denn auch der „Vorwärts“ davon, wir könnten einmal einen ſolchen Eindruck 
auf die öffentliche Meinung hervorrufen, daß nur „wenige Prozent“ der Be⸗ 
völkerung uns entgegen und dieſe wenigen Prozent durch ihre Iſolierung „zur 
Ohnmacht verurteilt“ wären. | 

Begnügt man fich dagegen nicht mit dem Verurteilen, ſucht man zu be— 
greifen, betrachtet man die abſtoßenden, kraſſen Erſcheinungen unſerer Ge⸗ 
ſellſchaft nicht für ſich allein, ſondern in ihren Zuſammenhängen, ſucht man 
ihre Gründe zu erforſchen, ſich darüber klar zu werden, wie weit und wie ſie 
zu überwinden ſeien, da ſtoßen wir auf Fragen höchſt komplizierter Natur, 
über die wir je nach der Vorbildung und der Klaſſenſtellung zu den ver⸗ 
ſchiedenſten Anſchauungen kommen. Greifen wir zum Beiſpiel zu einer an⸗ 
ſcheinend ſo einfachen Frage zurück wie den Judenmetzeleien von Kiſcheneff. 
Nichts ſelbſtverſtändlicher, als ſich darüber zu entrüſten. Dagegen treten 
ſofort die größten Differenzen auf, ſobald man fragt: Woher rühren dieſe 
Erſcheinungen, wie iſt ihnen abzuhelfen? In welchem Zuſammenhang ſtehen 
ſie mit den politiſchen und ſozialen Verhältniſſen Geſamtrußlands, ja der Welt? 
Sollen wir nach der Aſſimilation der Juden ſtreben, ihrem Aufgehen in der 
übrigen Bevölkerung oder nach ihrer ungehinderten Organiſierung als ſelb⸗ 
ſtändige Nation? Und wenn wir für letzteres ſind, ſollen wir ihre nationale 
Selbſtändigkeit in Rußland fordern oder den Aufbau eines neuen Staates für 
ſie? Aber alle dieſe Fragen hängen wieder zuſammen mit der des ruſſiſchen 
Abſolutismus. Wo liegen die Wurzeln ſeiner Kraft, wie find fie zu unter⸗ 
wühlen? Auch darüber treten die mannigfachſten Differenzen zutage. 

Führt alſo die ethiſche Methode zur leichten Einigung der verſchiedenſten 
Elemente, jo die ökonomiſch-materialiſtiſche ebenſo leicht zum Streite, zur Ent⸗ 
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zweiung ſelbſt ſolcher Elemente, die zuſammengehören. Da liegt es nahe, daß 
die erſtere Methode ſich in ihrer Wirkſamkeit durch die zweite geſtört und ge⸗ 
hemmt ſieht, daß ſie dieſer vorwirft, ſie ſäe Zwietracht, wo jene vereinigt, daß 
ſie alle die „inneren Parteifragen“ zum Teufel wünſcht, welche anſcheinend 


nur a dienen, die einheitliche moraliſche Entrüſtung zu ſtören, die ſie hervor⸗ f 


gerufen hat oder zu haben glaubt. 


Dieſe Vorwürfe ſind freilich unbegründet. Nicht die Einheitlichkeit der 


moraliſchen Entrüſtung, der „öffentlichen Meinung“ iſt es, was die Welt be⸗ 


wegt und unſere Gegner zur „Ohnmacht verurteilt“, ſondern die Einheitlichkeit 


der Aktion. Die wird aber durch bloße moraliſche Entrüſtung noch lange 


nicht geſchaffen. Um noch einmal auf unſer Beiſpiel zurückzukommen. Wenn 


je Einheitlichkeit in der öffentlichen Meinung der ganzen ziviliſierten Welt 
herrſchte, jo war das der Fall gegenüber dem Gemetzel von Kiſcheneff. Wurde 


aber dadurch der ruſſiſche Abſolutismus „zur Ohnmacht verurteilt“? Nicht 


ein Härchen wurde ihm dadurch gekrümmt, nicht ein Deut feiner Gewalt das 
durch genommen, nicht einmal eine einzige ruſſiſche Anleihe beim europäiſchen 


Finanzjudentum wurde verhindert. 


Aber auch wo die „öffentliche Meinung“, die moraliſche Entrüſtung, ſtark 


genug iſt, zu einer Aktion zu drängen, braucht dieſe noch lange nicht ſo einig 
zu ſein wie die Entrüſtung. Dieſe ſagt nur, daß man etwas nicht will, daß 


man es verurteilt, aber ſie ſagt gar nichts darüber, was an deſſen Stelle treten 
und wie es erreicht werden ſoll. Und die Anſchauungen darüber werden um 


ſo mehr auseinandergehen, die Aktion wird um ſo zerſplitterter ſein, je weniger 


man vorher den „Streit“ der theoretiſchen Diskuſſion gehabt und die An⸗ 


ſchatungen geklärt hat. 


In den romaniſchen Ländern iſt die Spielart des ethiſchen Gefühlsſozia⸗ 


lismus weit ſtärker verbreitet, auch in der Tagespreſſe, und die belletriſtiſch⸗ 
ethiſche Politik ſpielt dort eine größere Rolle als bei uns. Aber gerade dort 
finden wir die ſtärkſte Zerſplitterung in der Organiſation und Aktion. Die 


Einheitlichkeit der Organiſation und Aktion, welche die deutſche Sozialdemo⸗ 
kratie ſo rühmend auszeichnet, iſt nicht zum wenigſten eine Folge davon, daß 


ſie ſeit jeher dem vom „Vorwärts“ bedauerten „grundſätzlichen Irrtum“ huldigte, 


den inneren Parteifragen auf den Parteitagen wie in der Parteipreſſe das 


größte Intereſſe zu ſchenken. So wäre zum Beiſpiel auch in der Frage des 


Maſſenſtreiks eine einheitliche Aktion von Partei und Gewerkſchaften nur möglich 


nach den eingehendſten Diskuſſionen über ſeine Bedingungen und ſeine Taktik. 
Würden ſich Partei und Gewerkſchaften mit der Konſtatierung begnügen, wie 
unſer Zentralorgan bei ſeiner Kritik des Roland-Holſtſchen Buches, daß im 
Falle eines Staatsſtreichs alle Mittel, alſo auch der Generalſtreik, moraliſch 


berechtigt, daß in einem ſolchen Falle ſogar alle Staatsbürger zum Streik 
moraliſch verpflichtet find, würden fie nur dieſe moraliſche, ganz nichts⸗ 
ſagende Seite der Frage ins Auge faſſen und das Studium ihrer materiellen 
Seite als gänzlich belanglos ablehnen, ſo könnte wohl mancher „Parteiſtreit“ 
vermieden werden, es würde aber am Tage der Aktion die einmütige moraliſche 
Entrüſtung in ein kopfloſes Chaos der Anwendung aller Mittel, auch der 3 


widerſprechendſten und unzweckmäßigſten, hinauslaufen. 


Das Überwiegen des ethiſchen, des Gefühlsmomentes in der Parteijournaliſtik 


zeitigt aber noch eine andere Erſcheinung. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, 
daß es ſehr leicht iſt, über einzelne kraſſe Erſcheinungen der heutigen Gesel 
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ſchaft ſittliche Entrüſtung bei der großen Mehrheit der Menſchen zu erregen. 
In der Tat ſind ja alle Menſchen im Durchſchnitt ſittlich gleich veranlagt und 
entrüſten ſich in gleicher Weiſe über jede Scheußlichkeit, aus der ſie keinen 
Nutzen ziehen. Wer empört ſich nicht über die Abrackerung von Frauen und 
Kindern, über die Behandlung der Kohlengräber durch die Grubenmagnaten uſw.? 
Der „Vorwärts“ hat recht, wenn er annimmt, zu dieſer Entrüſtung ſei die 
ganze Bevölkerung durch die nötige Aufklärung zu bringen, „mit Ausnahme 
der wenigen Prozent derer, die durch ihre bevorzugte Stellung in der heutigen 
Ordnung der Dinge naturgemäß Feinde der Arbeiterbewegung und der Volks⸗ 
rechte ſind“. Das beweiſt aber nicht, daß nun mit Ausnahme dieſer „wenigen 
Prozent“ alle Volksklaſſen ſchon bei der augenblicklichen Schichtung der Ge— 
ſellſchaft für den Kampf der Sozialdemokratie zu gewinnen ſind, ſondern daß 
dieſe Entrüſtung kein beſonderes Kennzeichen des Sozialiſten bildet; daß er ſich 
in dieſer Beziehung von der übrigen Volksmaſſe nur durch ſtärkere Intenſität 
ſeines Empfindens auszeichnet. Was ihn aber von den Angehörigen aller 
anderen Parteien wie von der Maſſe der Indifferenten unterſcheidet, das iſt 
ſeine ökonomiſche Einſicht in den Zuſammenhang dieſer Scheußlichkeiten 
mit dem Geſamtprozeß der heutigen Geſellſchaft; das iſt ſeine Erkenntnis, 
daß ſie nur mit dieſer ſelbſt überwunden werden können. 

Das iſt natürlich eine Anſchauung, die jeder Parteigenoſſe teilt, die ihn 
erſt zum Parteigenoſſen macht. Aber ſie kommt um ſo weniger zum Ausdruck, 
je mehr man einſeitig in der Politik die ethiſche Seite hervorhebt, jene Seite, 
die uns nicht allein eigentümlich, ſondern mit zahlreichen bürgerlichen Elementen, 
zum Beiſpiel den Philanthropen und Sozialreformern, ſowie den bürgerlich 
Radikalen, ja ſelbſt ausgeſprochenen Reaktionären, frommen Chriſten und der— 
gleichen gemeinſam iſt. 

Auch das macht ſich im „Vorwärts“ geltend, das heißt in jenen ſeiner 
Partien, von denen allein hier die Rede, in denen ſeine ethiſch beſonders ver— 
anlagten Redakteure zum Worte kommen — das ſind aber gerade die leitenden 
Partien. Ohne daß ihr ſozialiſtiſches Empfinden irgendwie ſchwächer wäre, 
ohne irgend ein Bedürfnis nach Kompromiſſelei — ich betone das ausdrücklich, 
um nicht wieder von meinen Kollegen mißverſtanden zu werden — laſſen ſie 
doch in ihren Ausführungen häufig das ſpezifiſch Sozialiſtiſche vermiſſen. 

Als ein Beiſpiel aus der jüngſten Zeit ſei der Artikel des „Vorwärts“ vom 
22. Auguſt über den Katholikentag angeführt. Kein Satz darin, der ſpezifiſch 
ſozialdemokratiſch wäre; der ganze Artikel könnte in der „Hilfe“ oder der 
„Frankfurter Zeitung“ ebenſogut ſtehen wie im Zentralorgan der deutſchen 
Sozialdemokratie. Das iſt kein Wunder, denn es ſieht nur die oberflächlichſten 
Gründe der Macht des Klerikalismus, Gründe, die Deutſchland beſonders eigen— 
tümlich ſind. Es ſieht nicht, daß dieſe Macht überall zunimmt, und daß dies 
in letzter Linie der ökonomiſchen Entwicklung geſchuldet iſt. So iſt auch ſeine 
Schlußerwartung ganz ungerechtfertigt, daß der Klerikalismus ohne jede öko⸗ 
nomiſche Umwälzung, durch bloße „Aufklärung“ die Herrſchaft über die 
„Maſſen“ verlieren, damit aber auch für die herrſchenden Klaſſen wertlos 
gemacht, für „alle“ als „Kulturgeiſel“ gelten werde. Es iſt nicht möglich, 
im Rahmen des vorliegenden Artikels die Irrigkeit dieſer Anſchauung nach⸗ 
zuweiſen; es genügt, zu konſtatieren, daß alle ökonomiſch-materialiſtiſch ge— 
ſchulten Denker der Sozialdemokratie einmütig zu der Überzeugung gekommen 
find, daß der Klerikalismus tiefe Wurzeln in den beſtehenden ökonomiſchen 
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Verhältniſſen hat, die namentlich die Maſſen der verſinkenden Klaſſen, Klein⸗ 
bürgertum, Bauernſchaft, an ihn ketten, daß erſt in einer ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft ſeine Macht über dieſe Maſſen gebrochen werden kann. 1 

Hätte der Artikelſchreiber verſucht, den ökonomiſchen Wurzeln des Kleri⸗ 
kalismus nachzugraben, er wäre von ſelbſt, ungezwungen zur Hervorhebung 
ſpezifiſch ſozialiſtiſcher Geſichtspunkte gekommen. Da er an der Oberfläche der 
Erſcheinungen blieb, äußerte er nur Anſchauungen, die auch ein bürgerlichen 
Demokrat entwickeln konnte. 2 

Das iſt natürlich nur ein Beiſpiel. Das Zurücktreten des ſpezifiſch Sozia⸗ 
liſtiſchen gegenüber dem allgemein Demokratiſchen läßt ſich durch einzelne Bei⸗ 
ſpiele bloß illuſtrieren, nicht erweiſen. Wer nicht den „Vorwärts“ jahrelang 
lieſt und von ſelbſt zu dieſer Einſicht kommt, dem kann ſie nicht zwingend er | 
wieſen werden. Es iſt aber eine Tatſache, daß zahlreiche Parteigenoſſen und nicht 
bloß eiferſüchtige „Literaten“, ſondern auch Arbeiter zu der gleichen Anſchauung 
gekommen ſind, daß der „Vorwärts“ die ſozialiſtiſche Aufklärung zu ſehr ver⸗ 
nachläſſigt. Die Klagen würden noch lauter werden, wenn nicht viele Mit⸗ 
arbeiter und einige feiner Redakteure in ökonomiſch-materialiſtiſchem Sinne 
wirkten. a 

Nie war es dringender geboten als jetzt, die theoretiſche ſozialiſtiſche Schu⸗ 
lung in der Parteipreſſe in den Vordergrund zu ſtellen, nicht bloß ethiſche 
Entrüſtung gegen Byzantinismus, Volksverdummung und Ausbeutung zu ſäen, 
ſondern auch die Richtigkeit und Notwendigkeit des Sozialismus an den Tages⸗ 
ereigniſſen zu beleuchten und deren tiefſte ökonomiſche Triebkräfte nachzuweiſen. 
Immer größer wird der Zuzug ungeſchulter Elemente zur Partei und den Ge 
werkſchaften, immer zahlreicher die praktiſchen Aufgaben hier und dort und 
immer geringer die Zeit, die dem einzelnen zu ruhigem Studium zu Gebote 
ſteht. Im Verhältnis zur Zahl der Parteigenoſſen und der Gewerkſchaften 
nimmt unſere Bücher- und Broſchürenliteratur an Bedeutung ab und wird 
verdrängt durch die tägliche Zeitung. Dieſer fällt nun mehr als je die 
Aufgabe zu, theoretiſche Einſicht und ſozialiſtiſches Verſtändnis zu ver⸗ 
breiten, nicht bloß in wiſſenſchaftlichen Beilagen, die von der Maſſe der Leſer 
nicht beachtet werden, ſondern gerade in jenen Gebieten, die der Aktualität 
gelten, der Politik, dem Gerichtsweſen, den ökonomiſchen Kämpfen. Hier gilt 
es, die Blicke der Leſer von den oberflächlichen Senſationen abzulenken, mit 
denen ſie die bürgerliche Preſſe füttert, und ihnen Intereſſe einzuflößen für die 
Erkenntnis der tieferen ſozialen Zuſammenhänge und ihrer Entwicklungs⸗ 
richtungen. 4 

Hier hätte der „Vorwärts“ mit feinen großen Mitteln und allen den Mög⸗ 
lichkeiten, die ihm ſein Sitz in der Reichshauptſtadt verleiht, vor allem die 
Pflicht, führend voranzugehen. Aber dieſe Aufgabe kommt bei ihm nicht minder 
zu kurz als Die, in unſere inneren Parteifragen anregend und befruchtend ein⸗ 
zugreifen. In unſerer Provinzpreſſe iſt im allgemeinen weit mehr theoretiſches 
Intereſſe und weit mehr das Bedürfnis nach Hervorhebung des ſpezifiſch 
Sozialiſtiſchen wahrzunemen als im „Vorwärts“. N 

Das beruht natürlich nicht darauf, daß deſſen Redakteure ſchlechte Sozialiſten 
oder unfähige Köpfe ſind, wohl aber darauf, daß ſie, das heißt die ethiſch⸗ 4 
gerichteten unter ihnen, unter ſozialiſtiſcher Aufklärung, unter der „Revolu⸗ 
tionierung der Köpfe“ etwas ganz anderes verſtehen als die ökonomiſch-materia⸗ 
liſtiſch Denkenden in unſeren Reihen. > 
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Zu allen dieſen Gegenſätzen in der Auffaſſung der Art unſerer Propaganda 
geſellt ſich aber ſchließlich auch noch ein taktiſcher. Der Ethiker, der die Klaſſen⸗ 
gegenſätze nicht unterſucht oder praktiſch mitten in ihren Kämpfen drin ſteht, 
iſt naturgemäß geneigt, das ethiſche Element auch bei den Gegnern zu über— 
ſchätzen, deren ethiſcher Entrüſtung größere Bedeutung beizulegen, als ſie ver— 
dient. Das kann den „Vorwärts“ freilich nur ſelten zur Überſchätzung des 
deutſchen Liberalismus führen, der zu kläglich iſt und mit dem unſere Partei 
zu lange im Kampfe. Indeſſen hat es trotzdem der „Vorwärts“ fertig ges 
bracht, zum Beiſpiel zur Zeit des Bergarbeiterſtreiks, auf die Kraft der öffent⸗ 
lichen Meinung der Bourgeoiſie beſondere Hoffnungen zu bauen. Am 11. Februar 
ſchrieb er: „Die öffentliche Meinung war ſo gut wie vollſtändig auf Seite der 
Streikenden. . .. Das iſt wahrlich ein moraliſcher Efolg, wie ihn deutſche 
Arbeiter noch nie errungen haben. Das, ſollte man meinen, muß mit der 
Zeit auch materielle Folgen haben.“ Am ſchlimmſten aber äußerten 


ſich die ethiſchen Illuſionen des „Vorwärts“ gegenüber dem franzöſiſchen und 


ruſſiſchen Liberalismus und brachten ihn in lebhafte Konflikte mit den Marxiſten 
der genannten Länder. b 

Dieſe Andeutungen dürften genügen, zu zeigen, wie auch dort, wo die vor— 
wiegend ethiſche Denkweiſe ſich nicht zu einer beſonderen Theorie und Taktik 
im Gegenſatz zur ökonomiſch-materialiſtiſchen verdichtet hat, wo ſie vielmehr 
mehr Sache des Inſtinktes und Gefühls iſt und nicht im geringſten beabſichtigt, 
zur marxiſtiſchen Theorie und Taktik in reviſioniſtiſchen Widerſpruch zu treten: 
wie auch dort dieſe ethiſche Denkweiſe in Gegenſatz zur ökonomiſch⸗materia⸗ 
liſtiſchen geraten muß in der journaliſtiſchen Praxis, durch verſchiedene 
Bewertung der Tagesereigniſſe, durch Vernachläſſigung der ſozialiſtiſchen Auf⸗ 
klärung, die durch Appelle an die moraliſche Entrüſtung zurückgedrängt wird, 
durch ſteigende Verſtändnisloſigkeit und Abneigung gegenüber der Erörterung 
innerer Parteifragen, endlich durch Überſchätzung der Kraft und des guten 


Willens der „ethiſchen“ Schichten der Bourgeoiſie. 


5. perſönliche Literatenreibungen. 


Die ethiſche Denkweiſe iſt im „Vorwärts“ ſehr ſtark geworden, aber ſie 
beherrſcht ihn nicht ausſchließlich. Neben dem ethiſchen finden wir auch das 
ökonomiſch⸗materialiſtiſche Denken in ihm ſtark vertreten, indes nicht ſo ſtark, 
daß es das erſtere überwöge, dem „Vorwärts“ ſeinen Charakter gäbe. Es 
dient nicht dazu, die aus der erſteren Denkweiſe entſtammenden Schwächen 
aufzuheben, ſondern eher dazu, ſie noch zu verſtärken. Das Beſtehen des 
Gegenſatzes in den beiden Denkweiſen, der durchaus kein perſönlicher iſt und 
die Kameradſchaftlichkeit nicht hindert, erzeugt einen hohen Mangel an Ein- 
heitlichkeit, einen der ſchlimmſten Mißſtände, der einem Organ anhaften 
kann, das beſtimmt iſt, führend zu wirken. Er erzeugt Unentſchiedenheit in 


allen inneren Parteifragen, Schwanken und Widerſprüche in der Geſamtpolitik, 


lähmt das Organ auch dann, wenn der Gegenſatz der beiden Richtungen nicht 
offen zutage tritt, was natürlich nur in äußerſten Fällen vorkommt. 
Nicht minder unerfreulich als dieſer Gegenſatz innerhalb der Redaktion iſt 
aber der Gegenſatz, der ſeit dem Vorherrſchen der ethiſchen Denkweiſe in 
unſerem Zentralorgan zwiſchen dieſem und einem Teil unſerer Parteigenoſſen 
erwachſen iſt, gerade ſolchen Parteigenoſſen, die ſich die Verbreitung und Ver⸗ 


tiefung des ökonomiſch-wiſſenſchaftlichen Denkens in unſerer Partei beſonders 
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angelegen fein laſſen. Da der Gegenſatz der beiden Denkrichtungen kein ges 
legentlicher, ſondern ein ſtändiger iſt, erzeugt er auch immer wieder Friktionen, 
ſo ſehr beide Teile dieſes Zuſtandes müde ſein mögen und nach Ruhe ver 2 
langen. 5 

Der „Vorwärts“ möchte dieſe Friktionen mit ſeinen Kritikern gern as 
ſinn⸗ und zweckloſes Werk bloßer perſönlicher Ranküne und zwar ſpeziell nur 
der „Leipziger Volkszeitung“ erſcheinen laſſen. Aber außerhalb dieſes Blattes 
empfinden zahlreiche Parteigenoſſen, denen die ökonomiſch-materialiſtiſche Auf- 
faſſung und die dieſer entſprechende Schulung des Proletariats beſonders am f 
Herzen liegt, ganz in der gleichen Weiſe die Unzulänglichkeit des „Vorwärts“. 
Und wenn die Kritiker des „Vorwärts“ ſich öffentlich äußern, ſind ſie ma 
einmal immer der angreifende Teil — obwohl die Kritik naturgemäß ſtets nur 
angreifend, nie defenſiv auftreten kann. 

Da der „Vorwärts“ auch mir perſönliche Kampfesweiſe vorgeworfen ba. 
ſeien hier meine Rencontres mit ihm ſeit einem Jahre kurz zuſammengefaßt. 
Sie geben ein Bild der ſachlichen Berechtigung unſerer Differenzen. . 

Die Äußerungen Bebels auf dem Amſterdamer Kongreß über die Dept 5 
hatten auch mich zu einigen Außerungen darüber veranlaßt. Darob wurd 1 
ich von Kurt Eisner im „Vorwärts“ vom 30. Auguſt 1904 angegriffen. 
Ich empfand das als einen vom Zaun gebrochenen Streit mit mir, aber ſelbſte 5 
verſtändlich fiel es mir nicht ein, darüber zu klagen. Nur meine ich, brauchte 5 
deshalb Eisner nicht gerade, wie er es jüngſt tat, derartige Diskuſſionen als 
„perſönliche Literatenreibungen ohne Sinn und Zweck“ den Parteigenoſſen zu 
denunzieren. . 

Zur Verherrlichung der franzöſiſchen Bourgeoisrepublik brachte Eisner im 
Laufe der Diskuſſion die unglaublichſten Dinge über die trefflichen Richter 
Frankreichs, ſeine „antikapitaliſtiſche“ Steuergeſetzgebung und derartiges vor. 

Das veranlaßte mich, in der „Neuen Zeit“ das Weſen der franzöſiſchen 
Bourgeoisrepublik und ihren arbeiterfeindlichen Charakter in ſieben ausführ⸗ 8 
lichen Artikeln zu kennzeichnen. Ich vermied es faſt vollſtändig, dabei noch⸗ 
mals auf die Eisnerſchen Anzapfungen einzugehen, weil mir der persönliche 

5 
* 


5 


Streit zuwider war, und beſchränkte mich darauf, ein ausgedehntes Tatſachen⸗ 
material vorzuführen. Ich liebe eben das „tiefe Niveau der perſönlichen 
Reibereien“! 1 
Aber Eisner begnügte ſich nicht damit, die franzöſiſche Bourgeoisrepublik zu 
verherrlichen. Er, der allen „perſönlichen Literatenreibereien“ ſo abhold iſt, griff 
in ſeinen Artikeln ohne jede vorhergegangene Provokation unſeren ver⸗ 
dienten Parteiveteranen Jules Guesde auf das ſchärfſte an. Er behauptete, daß 
deſſen „Taktik in jedem Punkte der deutſchen Taktik widerſpricht“. „Mit einem 
ſolchen Guesde könnte, wenn er in Deutſchland wirkte, die Sozialdemokratie 
niemals einig werden, er würde ſich unter anarchiſtiſchen Eingängern 
verlieren. Kann man es da für möglich halten, daß auf Grundlage dieſes 
Programms eine Einheit in Frankreich zuſtande kommen kann? Das iſt un⸗ 
möglich, und deshalb ſollten wir im Intereſſe der franzöſiſchen Einheit ernſt 
und nachdrücklich gegen derartige Auffaſſungen Stellung nehmen, anſtatt fie 1 
ſcheinbar zu unterſtützen.“ ® 
Wenige Wochen ſpäter war die Einigkeit in Frankreich perfekt, perfekt mit 
demſelben und durch denſelben Guesde, den Eisner ſo lebhaft als das Hindernis 
aller Einigung bezeichnete, und ohne daß dieſer auch nur ein Wort von jenem 
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Programm zurückgezogen hätte, von dem Eisner ſo entſchieden behauptete, es 
mache die Einigung in Frankreich unmöglich. 

Vielleicht noch nie haben die Tatſachen einen unberechtigten Angriff, wie 
den Eisners auf Guesde, ſo raſch in ſeiner vollen Nichtigkeit enthüllt wie 
damals. 

Soviel über dieſe „Literatenreibung“. 

Und nun unſere nächſte. 

Die franzöſiſche Regierung hatte ihre Offiziere auf ihre politiſchen Ge⸗ 
ſinnungen hin geheim beſpitzeln laſſen, und das war von den Klerikalen heraus» 
gebracht und an die große Glocke gehängt worden. Selbſt ein großer Teil 
der eigenen Anhänger der Regierung fand ihr Spitzelſyſtem wenig anſtändig 
und beſtritt bloß ihren klerikalmonarchiſtiſchen Anklägern das Recht, ſich darüber 
zu entrüſten, da es deren eigene Methoden ſeien, die da angewendet würden. 
Der „Vorwärts“ dagegen mußte auch hier ſich für die bürgerlich⸗republikaniſche 
Regierung einſetzen, rechtfertigte ihr Vorgehen, erklärte es für unbedingt not⸗ 
wendig zur Rettung der Republik. Er ſchloß aus den Kammerdebatten, die 
eine Mehrheit für die Regierung brachten, daß die „militariſtiſche Reaktion 
eine entſcheidende Niederlage erlitten habe“, der Sturm auf den Kriegsminiſter 
abgeſchlagen ſei und das Miniſterium feſter ſtehe als je. 

Mir erſchien dieſe Auffaſſung ſehr zweifelhaft. Die Enthüllungen waren 
ſo ſkandalös, daß ſie das Miniſterium trotz eines Augenblicksſieges aufs tiefſte 
erſchüttern mußten. Die Auffaſſung des „Vorwärts“, wenn ſie unwiderſprochen 
blieb, erſchien mir aber auch gefährlich, weil ſie einmal, auch in Deutſchland, 
gegen uns ſelbſt gerichtet werden konnte. 

Daher proteſtierte ich dagegen im „Vorwärts“. Deſſen Redaktion behielt 
natürlich das letzte Wort gegen mich, aber ſie konnte nicht verhindern, daß 
die Ereigniſſe ſie abermals ebenſo desavouierten wie damals, als Eisner 
Guesdes Taktik für das unüberwindliche Hindernis jeder Einigung erklärt hatte. 
Kaum hatte unſere Diskuſſion einen Abſchluß gefunden, da war auch ſchon 
nicht bloß der Kriegsminiſter, ſondern die ganze radikale Regierung mit ihrem 
Latein zu Ende, um dem reaktionären Miniſterium Rouvier Platz zu machen. 
Die Beſpitzelung der Offiziere hatte nicht, wie der „Vorwärts“ gemeint, das 
radikale Regime gerettet, ſondern es unmöglich gemacht. 

Das war im November. Aber mein unſtillbarer Trieb nach „Literaten⸗ 
reibungen“ ließ mich im Februar ſchon wieder gegen den „Vorwärts“ polemi⸗ 
ſieren. Der „Vorwärts“ hatte, verführt durch liberale Berichterſtattung, 
ſich etwas peſſimiſtiſch über die ruſſiſche Revolution geäußert. Da hielt ich 
es für geraten, dieſe Befürchtungen zu zerſtreuen in meinem Artikel der 
„Neuen Zeit“ über die „Bauern und die Revolution in Rußland“. Ich darf 
wohl ſagen, daß die ſeitherigen Erfahrungen meine damalige Auffaſſung be⸗ 
ſtätigten. 

Dazu kam im März ein weiterer Differenzpunkt. Der „Vorwärts“ hatte 
wiederholt, ſo im Januar, unſere ruſſiſchen Genoſſen angegriffen, weil dieſe 
ſich geweigert hatten, eine Konferenz einiger oppoſitionellen — teilweiſe libe⸗ 
ralen — Organiſationen in Paris zu beſchicken. Er hielt die Teilnahme 
an dieſer Konferenz für notwendig, um ein Stück „Erziehungswerk an den 
bürgerlichen Elementen“ zu vollziehen. Endlich im März warf er, allerdings 
nur indirekt, den ruſſiſchen Sozialdemokraten vor, daß ſie nicht bereit ſeien, 
ſich mit den Sozialrevolutionären zu vereinigen. 
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Dieſe ſtändigen Angriffe konnten kein anderes Ergebnis haben, als unſere 
ruſſiſchen Genoſſen in den Augen des deutſchen Proletariats zu diskreditieren. 
Dabei waren ſie ſachlich völlig ungerechtfertigt. Die Pariſer Konferenz, die 
dem „Vorwärts“ ſo imponierte, blieb völlig bedeutungslos und zeitigte nicht 
die geringſte Aktion. Nebenbei bemerkt: Heute ſchwärmen verſchiedene der 
bürgerlichen Teilnehmer an dieſer „revolutionären“ Konferenz für eine „ſtarke 
Regierung“, manche davon organiſieren ſogar, wie mir mitgeteilt wird, gelbe 
Gewerkſchaften und rufen die Polizei zur Niederſchlagung der proletariihen 
evolution auf. Zur Rechtfertigung der ruſſiſchen Sozialdemokratie hielt ich 
es damals für notwendig, die deutſchen Genoſſen über die Sachlage aufzuklären, 
und veröffentlichte meine Artikel darüber in der „Leipziger Volkszeitung“ und 
in der „Neuen Zeit“. 7 
Dazu geſellten ſich endlich unfere Differenzen wegen des Maſſenſtreiks. Vo * 
22. bis 28. Mai hatte der Gewerkſchaftskongreß getagt und in der Parteipreſſe 
eine reiche Diskuſſion über das Verhältnis von Partei und Gewerkſchaft und 
den Maſſenſtreik entfeſſelt. Dieſe Diskuſſion hatte ſchon im weſentlichen ihr 
Ende erreicht, als erſt unſer Zentralorgan auf dem Plane erſchien mit ſeinem 
Leitartikel vom 8. Juni, der es ſich zur Hauptaufgabe ſtellte, die Verhand⸗ 
lungen des Gewerkſchaftskongreſſes über den Maſſenſtreik und die Fernhaltung 
der Politik von den gewerkſchaftlichen Organiſationen zu rechtfertigen — im 
Gegenſatz zu der Auffaſſung der großen Mehrheit der übrigen Parteipreſſe. 
Dagegen wendete ich mich in meinem Vorwort zur Roland-Holſtſchen Bros 
ſchüre, die den gegenteiligen Standpunkt vertritt. $ 
Die Diskuſſion fand eine Fortſetzung durch die Beſprechung dieſer Broſchüre 
im „Vorwärts“ und meine Antwort darauf in der „Neuen Zeit“. 1 
Man ſieht, um welche „Kleinigkeiten“ ſich unſere „perſönlichen Literaten⸗ 
reibungen ohne jeden Sinn und Zweck“ drehten: um die franzöſiſche Einigung, 
unſere Stellung zur Bourgeoisrepublik, die Mittel, die Republik zu retten, 
die ruſſiſche Revolution, das Verhältnis von Partei und Gewerkſchaft, den 
Maſſenſtreik — lauter Fragen, die von der ganzen internationalen Sozial⸗ 
demokratie aufs eifrigſte diskutiert werden. Und ich verfocht dabei nicht per⸗ 
ſönliche Schrullen, ſondern Anſchauungen, die ich mit weiten und ernſten Partei⸗ 
kreiſen gemeinſam hatte. Aber wenn man da in Konflikt mit unſerem Zentrale 
organ gerät, ſieht dieſes in ſolchen Diskuſſionen ſofort bloße perſönliche Reibe⸗ 
reien, in denen es weder Zweck noch Sinn zu entdecken vermag. Es kommt 
ihm gar nicht in den Sinn, ſtatt ſich ethiſch zu entrüſten, tiefer zu graben und 
zu unterſuchen, ob dieſe fortgeſetzten Zuſammenſtöße nicht vielmehr dem Um⸗ 
ſtand zuzuſchreiben ſind, daß alle die Gebiete, auf denen ſie erfolgen, in innerem 
ſachlichem Zuſammenhang ſtehen als Teile unſeres großen Emanzipations⸗ 
kampfes und ob nicht unſere Anſchauungen darüber ſo weit auseinandergehen, 
daß ſie immer wieder feindlich aufeinanderſtoßen müſſen. 4 
Ich ſprach hier nur von mir, aber ſchon dieſe paar, mir beſonders nahe⸗ 
liegenden Beiſpiele zeigen, daß der „Vorwärts“ auch in Kampf geriet mit den 
Marxiſten Frankreichs, Rußlands, wie er denn auch tatſächlich im Gegenſatz 
ſteht zu allen entſchieden marxiſtiſchen Elementen der internationalen 
Sozialdemokratie und nicht bloß zu denen von Leipzig. 2 
Je länger dieſer Zuſtand dauert, der ſich hiſtoriſch, unmerklich, gebildet hat, 
um ſo mehr häufen ſich natürlich die Reibungen zwiſchen den gegenſätzlichen 
Elementen, um ſo größer wird ihre gegenſeitige Irritation, die dann nur zu 
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leicht bei geeigneten und mitunter auch ungeeigneten Anläſſen explodiert und 
ſich in mehr oder weniger heftigen Tönen Luft macht, die ſicher für den Zu⸗ 
hörer, ſehr oft auch für den Beteiligten höchſt unerquicklich ſind. 

Kein Zweifel, das ſind Zuſtände, die, wenn ſie fortdauern, die Partei 
ſchädigen müſſen. Sie werden aber nicht dadurch beſeitigt, daß die Partei⸗ 
genoſſen nun ihrerſeits in moraliſche Entrüſtung verfallen, nach dem Karnikel 
ſuchen, das angefangen hat, und es gehörig abkanzeln. Möge dieſe Entrüſtung 
die eine oder die andere Seite treffen, ſie wäre in jedem Falle verfehlt und 
würde die Zuſtände nicht ändern. 

Wir haben geſehen, daß die Wurzel der Unzulänglichkeit des „Vorwärts“ 
in dem Überwiegen des ethiſch⸗äſthetiſchen Gefühlsſozialismus innerhalb ſeiner 
Redaktion zu ſuchen iſt. Dieſe erzeugt Gegenſätze in ſeinem Innern und 
damit Mangel an Einheitlichkeit. Wir haben aber auch geſehen, daß das 
Überwiegen der erſteren Elemente ihn nicht nur daran hindert, ſeinen Auf— 
gaben der ſozialiſtiſchen Aufklärung und der geiſtigen Fortentwicklung der 
Partei gerecht zu werden, ſondern auch die Grundurſache ſeines Gegenſatzes 
zu einer Reihe der wichtigſten Elemente der internationalen Sozialdemokratie 
geworden iſt. Damit iſt auch geſagt, in welcher Richtung wir die Heilung 
ſeiner ſchwachen Seiten zu ſuchen haben. 

Wollte man ihn zur vollen Höhe ſeiner Aufgabe erheben, ihn zu einem 
allſeitig befruchtenden, auf allen Gebieten führenden Organ geſtalten, dann 
müßte man trachten, in ſeiner Redaktion volle Einheitlichkeit herzuſtellen. 

Aber viel wäre ſchon gewonnen, wenn es gelänge, das ökonomiſch-wiſſen⸗ 
ſchaftliche Element in dieſer Redaktion ſo zu ſtärken, daß es imſtande iſt, den 
inneren Parteifragen und der ſozialiſtiſch⸗ökonomiſchen Aufklärung zu dem 
ihnen gebührenden Rechte zu verhelfen. 

Wenn die ethiſche Methode im „Vorwärts“ nicht mehr dominierte, würde 
die Grundurſache des dauernden ſachlichen Gegenſatzes verſchwinden, der zwiſchen 
ihm und einer Reihe der eifrigſten und wichtigſten Parteiorgane beſteht, damit 
aber auch die Irritation zwiſchen ihnen, die ſo peinlich geworden iſt. Gelegent⸗ 
liche ſachliche Differenzen würde es auch dann noch geben, müßte es geben 
— die inneren Parteifragen werden nicht ausſterben. Aber die gegenſeitige 
Reizbarkeit, das gegenſeitige Mißtrauen wird aufhören und damit der ſchlechte 
Ton, der nicht die Urſache, ſondern die Folge der ſtändigen Reibereien iſt. 

Weiter zu gehen und beſtimmte Vorſchläge zu machen, ſteht mir nicht zu. Ich 
glaube meine Pflicht erfüllt zu haben, wenn ich den Parteigenoſſen darlegte, wo 
nach meinem Ermeſſen die Gründe der ewigen Kämpfe mit dem „Vorwärts“ und um 
den „Vorwärts“ zu ſuchen ſind. Das Recht zu dieſen Ausführungen glaube ich 
ſchon daraus abzuleiten, daß ich ſelbſt in dieſe Kämpfe verwickelt bin und von 
ihnen den Parteigenoſſen Rechenſchaft zu geben habe. Ich halte es aber auch 
für meine Pflicht, darüber zu reden als Parteigenoſſe, der, wie jeder 
andere Parteigenoſſe, das lebhafteſte Intereſſe daran hat, daß unſer Zentral⸗ 
organ den großen Aufgaben, die ihm ſeine Stellung auferlegt, auch gerecht 
zu werden vermöge. In dieſer meiner Pflichterfüllung laſſe ich mich auch da⸗ 
durch nicht beirren, daß das Zentralorgan ſelbſt mich darob auf das „niedrige 
Niveau perſönlicher Reibereien“ verſetzt. 
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Die Idylle im Sumpfe. 
Von Paul Lenſch. 


Friedrich Engels macht einmal die Bemerkung, daß es ebenſo, wie E 
periodiſch wiederkehrende Wirtſchaftskriſen gibt, auch politiſche Kriſen gebe, die 
nicht weniger einem beſtimmten Zyklus unterworfen ſeien wie jene. Im Gegen⸗ 
ſatz aber zur Wirtſchaftskriſe, die ſich zirka alle acht Jahre wiederhole, bedürfe 
die politiſche Kriſis eines Zeitraums von fünfzehn bis achtzehn Jahren für 
ihren Umlauf. Dieſe Außerung machte Engels Mitte der achtziger Jahre, und 
es verſteht ſich, daß er dieſe ſeine Anſchauung nicht etwa auf Grund irgend 
welcher kabbaliſtiſcher Zahlenſpielerei gewann, ſondern im Gegenteil auf Grund 
ſeiner exakten Kenntnis der politiſchen und wirtſchaftlichen Geſchichte. Die 
Kriſe, die Engels damals erwartete, trat Ende der achtziger Jahre mit dem 
Sturze Bismarcks und dem Falle des Sozialiſtengeſetzes ein. Wer dieſe Zeit 
in der Partei miterlebt hat, der wird wiſſen, daß es damals wie eine un 
geheure Erwartung, wie eine Ahnung vom tauſendjährigen Reiche durch die 
Reihen der Sozialdemokratie ging. Man hatte ein deutliches Bewußkſſf 
davon, daß man am Beginn einer neuen Periode ſtand. 5 

Dieſe Periode iſt jetzt abgelaufen. Sie hat faſt nichts gehalten von den 15 
was ſie verſprochen. An ihrer Schwelle erſcholl das arbeiterfreundliche Trarg 
des internationalen Arbeiterſchutzkongreſſes, an ihrem Ausgang hallte das 
wütend⸗freche Gebell der Ordnungsmeute beim Kampfe um den Zolltarif. Und 
dazwiſchen lag das kleine Ausnahmegeſetz, die Zuchthausvorlage, die Lex Heinze⸗ 
Debatte, die Intrigen des Zentralverbandes der Scharfmacher. An die Stelle 
eines Kampfes mit geiſtigen Waffen, wie man ihn von bürgerlicher Seite jo 
zuverſichtlich der Sozialdemokratie angeſagt hatte, trat ein nichtsnutziger, ſub⸗ 
alterner Polizeikampf, zwar nicht mehr geführt mit der ausgeſuchten Infamie 
aus der Zeit des Ausnahmegeſetzes, aber doch von niederziehender Born zen t 
und kläglicher Einfalt. Aus dem Kampfe auf freiem Meere wurde eine J Idylle 
im Sumpfe. 5 

Für keine Partei wurde dieſes Stilleben ſo gefährlich, wie für die Sanuk 
demokratie; denn ſie, die geborene Kampfpartei, ſchöpft Kraft und Leben nur 
aus dem Kampfe. Jedes Abflauen in der Energie des Klaſſenkampfes pit 1 
ſie ſofort am eigenen Leibe. x 

Es dünkt uns kein zufälliges Ereignis zu fein, daß ebenſo, wie am Beginn 
der verfloſſenen Periode die Bewegung der „Jungen“ einſetzte, auch jetzt am 
Beginn der neuen Epoche eine ähnliche Erſcheinung ſich bemerkbar macht. So 
konfus es in den Köpfen derjenigen Berliner Genoſſen ausſehen mag, die für 
die Reſolution der „Anarchoſozialiſten“ ſtimmten, und fo viel an dieſer Rich⸗ 
tung durch lokale Verhältniſſe erklärt werden dürfte, mit ihren wahren Wurzeln . 
liegen derartige Bewegungen doch tiefer. Sie entſtehen nur in Zeiten großer poli⸗ 
tiſcher Entſcheidungen und Kriſen, für deren Herannahen die Arbeiterklaſſe eine 
ſehr feine Witterung hat. So ſehr alſo die anarchoſozialiſtiſche Bewegung zu 
bekämpfen iſt, ſo darf ſie uns doch ein Symptom dafür ſein, daß die Idylle 
im Sumpfe zu Ende iſt, daß wir großen welthiſtoriſchen Ereigniſſen entgegen 
gehen, die die revolutionäre Energie des Proletariats von neuem aufflammeſ 
laſſen, indem ſie an dieſe die größten Anforderungen ſtellen. ö 

Bis vor kurzer Zeit galt der Verlauf der großen franzöſiſchen Revolution 
immer noch als die Norm, nach der ſich jede künftige Revolution entwickeſf 
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werde. Man dachte ſich auch die proletariſche Revolution im Sinne Laſſalles 
als die Göttin im wildwehenden Lockenhaar und mit erzenen Sandalen an den 
Füßen, und ſo ſehr man auch in der Theorie den Satz von Marx als richtig 
anerkannte, daß die ſoziale Revolution ihre Poeſie nicht aus der Vergangen⸗ 
heit, ſondern nur aus der Zukunft ſchöpfen könne, ſo haperte es in der Praxis 
mit dieſer Poeſie aus der Zukunft ganz gewaltig. Je mehr nun gleichzeitig 
die Sozialdemokratie die Ausſichtsloſigkeit jedes gewaltſamen Kampfes mit den 
Mächten der Reaktion darlegte, deſto nebelhafter und ungewiſſer wurden die 
Vorſtellungen über die Möglichkeit und die Geſtalt einer proletariſchen Re⸗ 
volution. Die Anſchauung, daß man jo ganz gemütlich peu à peu in den 
Zukunftsſtaat „hineinwachſe“, daß man die beſtehenden Gewalten „aushöhle“, 
erfreute ſich wachſender Beliebtheit, und daneben wurde eine überlegene Ver⸗ 
höhnung der „rrradikalen Rrrevolutionäre“ bei manchen Parteigenoſſen immer 
üblicher. Die Anſchauung kam auf, daß der proletariſche Emanzipationskampf 
grundſätzlich jede Anwendung von Gewalt ausſchließe. Mit Hilfe des Parla⸗ 
mentes und des Stimmzettels werde man alles in Frieden und Güte erledigen. 
Es war umſonſt, daß bereits im Jahre 1902 Genoſſin Luxemburg in ihren 
Artikeln über den belgiſchen Generalſtreik an dieſer Stelle ausführte, daß ſich 
die parlamentariſche Aktion der Sozialdemokratie in einen bloßen Zeitvertreib 
verwandle, der ebenſo geiſtreich ſei, wie etwa das Waſſerſchöpfen mit einem 
Siebe, falls nicht hinter der geſamten parlamentariſchen Tätigkeit die Gewalt 
der Arbeiterklaſſe ſtehe, bereit, im äußerſten Notfall in Aktion zu treten, und 
daß auch für die Arbeiterklaſſe die Gewalt die ultima ratio ſei. Dieſe theo⸗ 
retiſchen Argumente ſchlugen nicht eher durch, als bis eben die praktiſche Auf- 
klärung hinzukam: die ruſſiſche Revolution. Hier wurde zum erſtenmal gezeigt, 
daß das Proletariat unter beſtimmten Verhältniſſen in die Möglichkeit verſetzt 
wird, mit einem bis dahin nur ſporadiſch und vorübergehend benutzten Kampf⸗ 
mittel, nämlich dem politiſchen Maſſenſtreik, einen euxopäiſchen Großſtaat 
einfach aus den Angeln zu heben. Damit iſt die neue ſpezifiſche Form einer 
proletariſchen Revolution gegeben, die ſich allerdings von dem Vorbild der 
bürgerlichen Revolution von 1789 ſo gründlich wie möglich unterſcheidet. Mit 
der Poeſie aus der Vergangenheit iſt es jetzt völlig vorbei. Die ſoziale Re⸗ 
volution ſchöpft ihre Poeſie aus der Gegenwart, die für Marx freilich noch die 
Zukunft war. | 

Damit aber hat die Sozialdemokratie ein außerordentlich geeignetes Mittel 
in der Hand, den etwas abgeſchwächten revolutionären Sinn der Maſſen 
wieder von neuem zu beleben. Die Agitation für den politiſchen Maſſenſtreik 
bietet der Gefahr, im Kleinkram des politiſchen wie gewerkſchaftlichen Tages⸗ 
kampfes zu erſticken, das beſte Gegengewicht, indem ſie das Bewußtſein in den 
Reihen der Genoſſen dafür ſchärft, daß der Moment für ſie kommen kann, in 
dem ſie bereit ſein müſſen, die parlamentariſche Aktion der Arbeitervertreter 
mit ihren eigenen Leibern zu decken. 
So endet die Idylle im Sumpfe, bei deren Beginn die Schalmeientöne der 
kaiſerlichen Erlaſſe erklangen, mit dem rauhen Aufruf zum politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreik. Die revolutionäre Dialektik der Weltgeſchichte hat wieder einmal Recht 
behalten. 
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die „wiedergeburt' des Liberalismus in Sachſen. 


Von Hans Slock. (Schluß | 

Die konſervativ⸗agrariſche Herrſchaft iſt alſo im Parlament wie in der Ver⸗ 
waltung, in der Beamtenſchaft feſt gegründet. Und wenn die Perſon des 
Monarchen als politiſcher Faktor in Frage käme, was freilich zurzeit in Sachſen 
ganz ausgeſchloſſen erſcheint, ſo brauchten auch von ihr die Agrarier ſicherlich | 
feine Störung ihrer Kreiſe zu befürchten. Friedrich Auguſt, der vor noch 
nicht ganz Jahresfriſt ſeinem Vater in der Regierung folgte, hat durch 
mehrere Kundgebungen deutlich gezeigt, daß er ſich ganz in konſervativen und 
agrariſchen Vorſtellungen bewegt. Er ſandte dem Reichskanzler zum Abſchluß 
der Handelsverträge ein Glückwunſchtelegramm und feierte dieſe Handels⸗ 
verträge in einer Rede zu Leipzig als ein Glück für Sachſen. Die Induſtriellen 
machten ſaure Geſichter dazu, und die liberale Preſſe wagte bei dieſer Gelegen 
heit ſogar, als ihrer Majeſtät allergetreueſte Oppoſition aufzutreten. Die kon⸗ 
ſervativ⸗autoritative Weltanſchauung des Königs ſpiegelte die Antwort wieder, 
die er dem Rektor der Leipziger Univerſität auf ſeine Anſprache zuteil werden 
ließ, worin nach geheiligter Tradition des Profeſſoren-Byzantinismus das 
Fürſtenhaus als Schützer der Freiheit der Wiſſenſchaft gefeiert wurde. Friedrich 
Auguſt ließ die Freiheit der Wiſſenſchaft ruhig beiſeite und ſagte den Hütern 
der Wiſſenſchaft: „. . . Ihre Aufgabe iſt es, meine Herren, unſere Jugend nicht 
bloß wiſſenſchaftlich zu bilden, ſondern ihr auch die wahren Gefühle der Gottes⸗ 
furcht, Pflichttreue, Hingabe und Treue für König und Vaterland, Kaiſer und 
Reich einzuflößen. Ja, ich halte dieſe Seite der Tätigkeit von Hochſchullehrern 
für die allerwichtigſte. . . .“ Von einem ähnlichen Nützlichkeitsſtandpunkt, wie 
hier die Pflege der Wiſſenſchaft, hat der König ein andermal die Religion ge: 
wertet, indem er einige evangeliſche Geiſtliche ſeines Wohlwollens verſicherte, 
weil ſie die „ſchlechten Lehren“ bekämpfen. Die Anführung dieſer Perſonalien 
rechtfertigt der Umſtand, daß es wahrhaftig in Sachſen einige Leute gab, die 
dieſem Monarchen liberale Neigungen angedichtet haben — die Götter mögen 
wiſſen, auf Grund welcher Beobachtungen! — und von einer Anderung des 5 
Regierungsſyſtems in liberaler Richtung durch den neuen König träumten. Es 
kennzeichnet die Qualität des Liberalismus wenigſtens eines Teiles der ſächſiſchen 
Nationalliberalen, daß er den Umſchwung, den zu erkämpfen er ſich zu ſchwach 
fühlt, vom Einfluß des Monarchen erwartete — von einem Einfluß, der ſich 
gegen den Willen des Parlamentes hätte durchſetzen müſſen, was bei den 
ſicheren konſervativ⸗ agrariſchen Mehrheiten beider Kammern ein ſchwierigeß 
Unternehmen geweſen wäre. 

Friedrich Auguſt hat offenbar nie an dergleichen gedacht. Die Agrarier 
dürfen feſt darauf rechnen, daß von ſeiner Seite niemals der Verſuch gemacht 
werden wird, ihre Herrſchaft zu brechen. Und es iſt begreiflich, daß die In⸗ 
duſtriellen von der Fortdauer dieſes Regimentes Schlimmes befürchten und 
zurzeit mit Bangen die Entſcheidung der ſächſiſchen Regierung in der Frage 
der Schiffahrtsabgaben erwarten. Die von Preußen ausgehende Anregung, 
die natürlichen Waſſerſtraßen für „Waſſerſtraßen mit künſtlich vertiefter 
Fahrtrinne“ zu erklären — nur ſo läßt ſich ja der unbequeme § 54 der 
Reichsverfaſſung umgehen, der auf allen natürlichen Waſſerſtraßen Abgaben 
nur für die Benutzung beſonderer Anlagen erlaubt —, hat anſcheinend bei 
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zachſens Regierung verſtändnisvolle Aufnahme gefunden. Wenigſtens hat die 
Leipziger Zeitung“, das offizielle Regierungsorgan, einen Artikel veröffentlicht, 
er einer Befürwortung der neuen Abgaben ſehr ähnlich ſah. Und fie würden 
uch in den Ideenkreis des Finanzminiſters Dr. Rüger vortrefflich paſſen. 
iefem Manne, der durch die irrationellſte Sparmethode auf Koſten der Zu— 
ift, der Kulturaufgaben, der Betriebsſicherheit der Eiſenbahnen und der 
ebenshaltung der unteren und mittleren Eiſenbahner die von den Kon— 
rvativen furchtbar in den Dreck gefahrenen Finanzen ſanieren will, ift jede 
(bgabe recht, die dem mageren Staatsſäckel etwas einbringt.! Wie fie aufs 
rwerbsleben wirkt, ob ſie in eine Zeit des Verkehrs paßt, das iſt Nebenſache. 
err Rüger beklagt zum Beiſpiel den Fortfall der Chauſſeegelder. Man muß 
n daher im Verdacht haben, den Schiffahrtsabgaben geneigt zu ſein. Bisher 
at die Regierung auf alle Anfragen der nationalliberalen Preſſe über ihre 
stellung zu den Plänen Preußens geſchwiegen und nur verkünden laſſen, daß 
e mit ihren Erwägungen noch nicht fertig iſt. Dabei hat ſie ſeit Monaten 
hon einen ganzen Haufen abratender Gutachten in Händen, die von ſämt⸗ 
chen Handelskammern, von einer großen Zahl induſtrieller und kaufmänniſcher 
zereine und von mehreren Stadtvertretungen erſtattet wurden. Die Induſtriellen 
warten die Entſcheidung um jo ungeduldiger, als die vier Stimmen Sachſens 
m Bundesrat, wie ein ſächſiſches Blatt herausgerechnet hat, wahrſcheinlich den 
lusſchlag in der Frage geben werden. Die große Bedeutung der Elbe als 
illiger Verkehrsweg für die ſächſiſche Induſtrie iſt aber den Unternehmern erſt 
urch die vorjährige Waſſernot nachdrücklich eingepaukt worden. 

Außer den Schiffahrtsabgaben haben die Induſtriellen noch andere agrariſche 
zeſcherungen zu befürchten. Eine Gemeindeſteuerreform, die durch Sonder⸗ 
elaftung der Induſtrie und des Gewerbes den Grundbeſitz zu entlaſten ſucht, 
Imſatzſteuerexperimente, die vom Gebiet des Detailhandels auf das der 
Induſtrie übertragen werden ſollen uſw. Das Wachſen des Verbandes ſächſiſcher 
Mmduftrieller und feine größere Rührigkeit in der Offentlichkeit iſt die natürliche 
ſteaktion auf dieſes immer ungeniertere Heraustreten der agrariſchen Herrſchaft. 
luf die Arbeit dieſes Verbandes aber iſt die ganze nationalliberale Renaiſſance, 
ie jetzt angeblich in Sachſen angebrochen fein ſoll, zurückzuführen. Mit wirk⸗ 
ichem Liberalismus, mit einer Wiederbelebung liberaler Grundſätze und Ans 
chauungen hat dieſe Bewegung verzweifelt wenig zu tun. Der Verband ſäch⸗ 
iſcher Induſtrieller ſteht den Scharfmachern nicht ganz fern — er iſt Mit⸗ 
lied der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände. Sein Syndikus, 
Ir. Streſemann, vor einigen Jahren noch nationalſozial, jetzt nationalliberal, 
jeweift die Notwendigkeit des Zuſammenſchluſſes der Unternehmer mit dem 
Dinweis auf — Crimmitſchau! Der Verband geſtaltet feine politiſche Tätig⸗ 
eit nach dem Muſter des Bundes der Landwirte. Er bleibt „über den Parteien“ 
md tritt mit einer Reihe von Forderungen an die Kandidaten der bürgerlichen 
Parteien heran. Er wird ſeinen Mitgliedern jene Kandidaten empfehlen, die 
hm am weiteſten entgegenkommen. Wo zwei induſtriefreundliche Parteien eine 
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1 Faſt der ganze Ertrag der Einkommenſteuer von 46 Millionen Mark wurde 1904/05 
ur Tilgung und Verzinſung der Staatsſchuld in Anſpruch genommen, nämlich 41 Millionen 
Mark. Dabei iſt die Tilgung ſeit mehr als einem Jahrzehnt völlig ungenügend geweſen; 
eit 1894 ſind nach Angabe eines Landtagsabgeordneten jährlich 1283000 Mark zu wenig 
jetilgt worden, während die Staatsſchuld kräftig wuchs und demnächſt wieder um 100 Mil⸗ 
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agrariſche Kandidatur bekämpfen, richtet der Verband an ſie die dringende 
Bitte, den Wahlkampf zwiſchen ihnen ſo zu führen, „daß ſich eine Der tr | 
für die Wahl ohne Schwierigkeiten ermöglichen läßt und nicht durch eine der 
artige Zerſplitterung der agrariſche Kandidat zum Siege gelangt“. Dem Ver 
band iſt alſo das politiſche Glaubensbekenntnis der Kandidaten ziemlich gleich 
ſofern es ihnen nur die Verpflichtung auf die Forderungen des Verbandes e 
laubt. Bis jetzt iſt der Verband mit der Liſte der von ihm enpfoßlen | 
Kandidaten nicht herausgekommen. Es läßt ſich daher noch nicht jagen, ol 
auch einzelne gemäßigt⸗ konſervative Kandidaten ſein Plazet erhalten werden. 
Unmöglich wäre das nicht bei dem Umſtand, daß die Nationalliberalen ver⸗ 
hältnismäßig wenig Luſt zum Angriff auf konſervative Wahlkreiſe zeigen. N | 
dem beteuern jetzt natürlich die Konſervativen krampfhaft ihre warme Freund 
ſchaft für die Induſtrie. Das intereſſanteſte Dokument dieſer konſervativer 
Anſtrengungen iſt eine Erklärung, die achtzehn konſervative Landtagsabgeordnet e 
im Februar dieſes Jahres im „Vaterland“ veröffentlichten. Sie lautete: 
„Die unterzeichneten, der Induſtrie wie dem Handel und Gewerbe angehören. 
den Mitglieder der konſervativen Fraktion der Zweiten Kammer erklären hiermi 
vor dem Lande, daß nach ihrer auf Grund langjähriger Erfahrung feſtſtehenden 
Überzeugung die Intereſſen ihrer Berufszweige durch die konſervativen Mit⸗ = 
glieder der Zweiten Kammer im Landtag allezeit auf das nachdrücklichſte ver⸗ 
treten worden ſind, und daß innerhalb der konſervativen Fraktion dieſen Inter 
eſſen ſtets, ſoweit es nur möglich war, Rechnung getragen worden iſt. Ebenſe 
find fie, geſtützt auf eingehendſte Kenntniſſe, der Überzeugung, daß dies a 
in Zukunft in gleicher Weiſe der Fall ſein werde. Sie betonen daher, d 
alle gegenteiligen Ausſtreuungen, insbeſondere, daß die Intereſſen der Induf 
durch die Konſervativen der Zweiten Kammer nicht entſprechend vertreter 
wurden, den Tatſachen zuwiderlaufen.“ 4 
Die liberale Preſſe hat dieſe famoſe Erklärung freilich mit dem verdient 
Hohne behandelt, es iſt aber bemerkenswert, daß einige Monate ſpäter die 
„Kölniſche Zeitung“ einen aus Sachſen ſtammenden Artikel veröffentlichte, worin 
nicht mehr von der Zerſchmetterung der konſervativen Induſtriefeinde die Red 
war, ſondern viel beſcheidener erklärt wurde, daß die Induſtriellen, einerlei 
wie das Stärkeverhältnis der Parteien ſich geſtalten werde, mit dem Ergebnis 
der Landtagswahlen zufrieden ſein würden. Denn die neue Kammer werde 
auf alle Fälle ein induſtriefreundlicheres Geſicht tragen als die alte. f 
Das iſt natürlich nur mit großer Einſchränkung richtig. Während die 
Forderungen des Verbandes der ſächſiſchen Induſtriellen in die Landtag 
aufrufe der Nationalliberalen und Freiſinnigen dem Inhalte nach reſtlos 
aufgenommen ſind, hat die konſervative Partei eine klare Ausſprache dazu 
möglichſt vermieden. Daß ſie aber trotz all ihrer feierlich beteuerten Innuſtef 
freundlichkeit nicht über ihren agrariſchen Schatten ſpringen kann, zeigt ei 
neuerlicher Artikel des „Vaterland“, der als die Auslaſſung des Parteiführers e 
Mehnert angeſehen wird. Der Artikel beſpricht die Forderungen der Induſtriellen, n, 
geht aber unumwundenen Erklärungen über die Stellung der Konſervativen 
möglichſt aus dem Wege. Über die Schiffahrtsabgaben ſagt er zum Beifpiel, 
es ſei der „Wunſch“ der Konſervativen, daß die Induſtrie durch ſolche 5 5 


Iſt inzwiſchen in dem nach Abſchluß dieſes Artikels erſchienenen Aufruf Dr Verbandes 
geſcehen! | | E 
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zaben nicht belaſtet werde. Der Ausbau des Kanalnetzes wird als ein Punkt 
gezeichnet, über den ſich „unter beſtimmten Vorausſetzungen“, die der Artikel⸗ 
chreiber aber nicht beſtimmt, reden laſſe. Einer Eiſenbahn⸗Betriebsmittel⸗ 
zemeinſchaft ſtimmen die Konſervativen zu unter der Vorausſetzung, daß ſie 
nicht zu einer die ſächſiſche Staatshoheit ſchmälernden Betriebsgemeinſchaft 
führt“, wofür ihnen ausdrückliche Garantien gegeben werden müſſen. Sie 
geben zu, daß die Befreiung des landwirtſchaftlichen Betriebskapitals von der 
Ergänzungs⸗(Vermögens⸗) Steuer eine Ungerechtigkeit gegen die Induſtrie iſt. 
Die Haltung der Erſten Kammer gibt ihnen die Garantie, daß an dem Geſetz 
ſo bald nichts zugunſten der Induſtrie geändert wird!) Und da ſie ihren Zoll⸗ 
raub herein haben, jo verſprechen fie ſogar, den Einfluß des ſächſiſchen Land⸗ 
tags einzuſetzen, damit die induſtriellen Intereſſen bei den noch abzuſchließenden 
Handelsverträgen und Meiſtbegünſtigungsabkommen „in einer der Induſtrie 
entſprechenden Weiſe gewahrt werden“. 

Schwieriger aber wird die konſervative Partei, wo es ſich um die mehr 
politiſchen Forderungen der Induſtriellen handelt. Einer Reform der Erſten 
Kammer, die heute neben den Prinzen, einigen Bürgermeiſtern und vom Könige 
ernannten Mitgliedern nur geborene oder gewählte Geſetzgeber aus dem Groß⸗ 
grundbeſitz enthält, wollen die Konſervativen allenfalls „nicht widerſprechen“, 
wenn „nicht zu radikale Forderungen aufrecht erhalten werden“. (Der Verband 
der Induſtriellen fordert eine gleichſtarke Vertretung der Induſtrie wie die des 
Großgrundbeſitzes.) Zu einer runden Abſage aber kommt es bei der Forderung 
nach einer „geſunden“ Wahlreform für die Zweite Kammer. Die Induſtriellen 
wiſſen ganz genau, daß der agrariſche Einfluß ſo lange kaum zu brechen ſein 
wird, als das jetzige Wahlſyſtem und namentlich die jetzige Wahlkreiseinteilung 
beſteht, die von den 82 Landtagsmandaten 45 den ländlichen Wahlkreiſen zu⸗ 
erteilt. Der Unternehmerverband fordert deshalb vor allem die Aufhebung der 
Scheidung zwiſchen ländlichen und ſtädtiſchen Kreiſen, die Zuſammenlegung 
der zuſammenhängenden Gebietsteile zu einheitlichen Wahlkreiſen. Das aber 
wollen die Konſervativen aus leicht begreiflichen Gründen nicht zugeben. Das 
Außerſte, wozu ſie ſich allenfalls verſtehen würden, iſt eine ſchwache Vermehrung 
der Wahlkreiſe in den drei Großſtädten Leipzig, Dresden und Chemnitz, wo 
die Einwohnerzahl der Kreiſe die Durchſchnittseinwohnerzahl der übrigen Wahl⸗ 
kreiſe faſt um das Doppelte überſteigt. Die Anderung des Wahlrechtes aber 
lehnen die Konſervativen überhaupt glatt ab. Das Dreiklaſſenwahlrecht, das 
die Arbeiterwähler durch die Zuſammenpferchung in der dritten Klaſſe völlig 
„unſchädlich“ macht und die konſervative Zweidrittelmehrheit ſchuf, wollen ſie 
unverändert erhalten wiſſen. Und die Bewegung der Induſtriellen wird ihnen 
die Beute nicht entreißen. Denn die Unternehmer ſind doch nur eine dünne 
Schicht der Bevölkerung, und ihre Gefolgſchaft aus anderen Berufen und Klaſſen 
iſt gering. In den Städten ſelbſt haben die Konſervativen Bundesgenoſſen 
wider ſie in den Trümmern des Reformertums, im neugegründeten ſächſiſchen 
Mittelſtandsbunde, deſſen zünftleriſches Programm das „Vaterland“ ſchleunigſt 
und ohne Vorbehalt akzeptierte. Und dieſer Umſtand, daß nicht einmal die 
ſtädtiſche Bevölkerung, ſoweit ſie nicht zur Arbeiterklaſſe zählt, ihm ſicher iſt, 
erklärt manches an der ſchwachmütigen Haltung des Nationalliberalismus. 
Die Rückſicht auf die „kleinen Leute“, auf die Handwerker und Kleinhändler 
hindert ihn, ſo energiſch und unumwunden für die Forderungen der Indu⸗ 
ſtriellen einzutreten, wie es die direkte Intereſſenvertretung der Unternehmer 
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tun kann. Zudem müſſen die Nationalliberalen damit rechnen, daß mer E 
ein Teil der Induſtriellen durch einige wirtſchaftliche Zugeſtändniſſe wich 
mit der konſervativen Herrſchaft ausgeſöhnt wird. 

Die Arbeiterſchaft hat bei dieſem Streit zwiſchen Induſtrie und Bro d⸗ 
beſitz nichts zu erwarten. Zwar möchten die Nationalliberalen heute das Drei 
klaſſenwahlrecht wieder beſeitigen, das ſie vor bald zehn Jahren mit ſchaffen 
halfen. Denn fie haben erkennen müſſen, daß fie dabei die Geprellten find, 
daß dieſes Syſtem den Agrariern auf den Leib zugeſchnitten iſt. Sie möchten 
das Unrecht durch ein anderes Unrecht erſetzen, etwa durch ein Pluralwahl⸗ 
recht. Das verſtehen ſie und verſteht der Verband der Induſtriellen unter 
der „geſunden, zeitgemäßen Wahlreform“. Möglich indes, daß das Plural: 
wahlrecht wieder fallen gelaſſen wird, wenn die Regierung, wie einige Blätter 
verſichert haben, dem Landtag nachweiſen wird, daß das Pluralwahlrecht, 
vornehmlich auf Altersſtufen aufgebaut, wie es der Dresdener Handelskammer⸗ 
ſyndikus Schulze im letzten Landtag empfahl, der Sozialdemokratie zu wenig 
Abbruch tut. Das ſoll das Ergebnis der Erhebungen ſein, um die der Landtag 
im Frühjahr 1904 die Regierung erſuchte, nachdem der ſchüchterne, ſchwäch⸗ 
liche Verſuch des Miniſteriums Metzſch geſcheitert war, den Landtag für eine 
Wahlreform zu engagieren, die Klaſſenwahlen mit Berufswahlen verquickte. 
Jener Verſuch erfolgte unter dem erſten Eindruck der roten Reichstagswahlen W 
des Juni 1903. Heute iſt er verwunden, und heute iſt der Wahlreformeifer 
der Regierung tot. En neuen Landtag ſoll keine Wahlreformvorlage, nicht | 
einmal eine Wahlreformdenkſchrift zugehen. 1 

Die liberale Preſſe hat ſich bei dieſer Ankündigung in die Bruſt geworfei \ 
und emphatiſch erklärt, daß die Nationalliberalen der Verſumpfung der Wahl⸗ 
rechtsfrage nicht ſtillſchweigend zuſchauen werden. Aber wenn die national⸗ 
liberalen Taten wirklich dieſen Worten entſprechen ſollten, ſo hätte das ſächſiſche 
Proletariat keinen Anlaß, die Nationalliberalen etwa zu unterſtützen, damit 
an die Stelle des Dreiklaſſenwahlſyſtems irgend ein anderes plutokratiſches 
Syſtem trete. Die Sozialdemokratie kann auf die angebliche Wiedergeburt des 
ſächſiſchen Liberalismus nicht die kleinſten Hoffnungen ſetzen, weil ſie weiß, 
was dieſe „Wiedergeburt“ iſt. Die Beteuerung der liberalen Preſſe, daß ein 
neuer Geiſt die Liberalen überkommen habe, daß der neue linke Flügel jetzt 
der Partei die Richtung weiſe, kann die Arbeiterſchaft nicht blenden. Der 
linke nationalliberale Flügel unterſcheidet ſich vom rechten lediglich durch die 
energiſchere Betonung der Induſtrieintereſſen, ſonſt iſt er durchaus der alte, 
volksfeindliche Nationalliberalismus. Einer der Vertreter des linken Flügels, f 
Herr Langhammer⸗Chemnitz, erklärte jüngſt, wenn er fich zwiſchen Dreiklaſſen⸗ 
wahlrecht und allgemeinem, gleichen und direkten Wahlrecht entſcheiden mäß N 
ſo würde er zum Dreiklaſſenwahlſyſtem gehen! | 

Nicht viel beſſer iſt der Freiſinn, der überhaupt nur noch in kümmerlichen 1 
Reſten in Sachſen vorhanden iſt. In ſeinem Wahlprogramm erklärt er ſich für 
das allgemeine, gleiche, direkte Wahlrecht, ſetzt aber gleich vorſichtig Hinzu: 

.. mindeſtens aber für die Rückkehr zum 1868er (Zenſus⸗ Wahlrecht“. In den 
Wahlreformdebatten des letzten Landtags hat übrigens der einzige Abgeordnei 
der Freiſinnigen die Forderung nach dem allgemeinen, direkten und gleichen 
Wahlrecht nicht einmal geſtreift; er hat von vornherein das alte Zenſus⸗ 
wahlrecht gefordert, und zwar mit der famoſen, vielſagenden Begründung, daß 
es nicht zu einer ſozialdemokratiſchen Majorität im Landtag führen werde. 


| 
| 


| 
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Das war ſein durchſchlagendſter Grund — fiele er, ſo verlöre alſo auch in den 
Augen des Freiſinns das allgemeine, gleiche, direkte Wahlrecht ſeine Exiſtenz⸗ 
berechtigung. Derſelbe Abgeordnete hat es jetzt mit ſeinem Freiſinn für ver⸗ 
einbar gehalten, ſich ziemlich vorbehaltlos auf die Forderungen der ſächſiſchen 
Hausbeſitzerorganiſation zu verpflichten. 

Es iſt nach alledem klar, daß für die Sozialdemokratie Wahlkartelle mit 
dieſen Liberalen völlig ausgeſchloſſen ſind. Die „Frankfurter Zeitung“ hat 
freilich den Liberalen und der Sozialdemokratie vorgeſtellt, daß ſie nur durch 
ein Bündnis die Macht der Agrarier brechen könnten, und für den Liberalismus 
mag das ſchon zutreffen. Jungnationalliberale Kreiſe ſollen auch davon ge⸗ 
träumt haben, daß die Sozialdemokraten den Nationalliberalen Wahlhilfe gegen 
die Konſervativen leiſten würden. Gegenleiſtung hielten ſie natürlich für aus⸗ 
geſchloſſen und hätten ſie auch nie verſprechen können. Selbſt wenn die Sozial- 
demokratie Sachſens zu einer Bündnispolitik mit dem Liberalismus bereit ſein 
könnte, ſie würde noch viel weniger als die Sozialdemokratie Preußens die 


Partei finden, die den Mut hätte, mit ihr ein Bündnis einzugehen. 


Den Kampf gegen die ſächſiſche Reaktion hat die ſächſiſche Sozialdemokratie 
allein zu führen. Für ſie handelt es ſich bei den Landtagswahlen darum, 
wuchtigen Proteſt durch die Eroberung der dritten Wählerklaſſe zum Ausdruck 
zu bringen. Direkte Erfolge, die ſich in Mandatsgewinnen ausdrücken, ſind 
ſo gut wie unmöglich. Nur in Ausnahmefällen, wie ſie nur in induſtrialiſierten 
ländlichen Kreiſen mit faſt ausſchließlich proletariſcher Bevölkerung möglich 
ſind, könnte einmal die Eroberung eines Landtagsſitzes gelingen. (Bei den 
Wahlen von 1903 wäre ſie im vierzigſten ländlichen Wahlkreis geglückt, wenn 
nicht einer der gewählten ſozialdemokratiſchen Wahlmänner kaſſiert worden 
wäre, weil er die Anſäſſigkeitsfriſt nicht erfüllt hatte.) 

Allenfalls kann die Sozialdemokratie bei Stichwahlen das kleinere Übel 
unterſtützen. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſes kleinere Übel mindeſtens 
im Punkte des Wahlrechtes haſenrein ſein müßte. Ob das auf freiſinnige 


Kandidaten zutreffen wird, iſt nach dem Angeführten zweifelhaft. 


Denn die Furcht vor der Sozialdemokratie iſt ſchließlich das alles be⸗ 


herrſchende Prinzip der bürgerlichen ſächſiſchen Politik in all ihren verſchiedenen 


Färbungen. Sachſen liefert den Beweis, daß die wirtſchaftliche Entwicklung, 
daß die Erſtarkung der Sozialdemokratie die Klaſſengegenſätze verſchärft, nicht 
mildert, daß ein Bündnis einer ſtarken Arbeiterpartei mit dem Bürgertum 


gegen die Agrarier nicht möglich iſt. Die Renaiſſance des ſächſiſchen Liberalis⸗ 


mus, der Nationalliberalen und des Freiſinns ſcheint dem zu widerſprechen. 
Aber es ſcheint dem nur ſo. Sieht man tiefer, ſo erkennt man, daß die Be⸗ 
wegung lediglich eine Auseinanderſetzung zwiſchen dem agrariſchen und dem 
induſtriellen Flügel der „einen reaktionären Maſſe“ darſtellt, eine Auseinander⸗ 
ſetzung, die, ſo zahm ſie ſchließlich auch auslaufen wird, die Induſtriellen doch 
nur gewagt haben, nachdem der agrariſche Übermut ſie aufs härteſte mißhandelt 


hatte und — und das iſt die Hauptſache — nachdem die Sozialdemokratie 


durch das Dreiklaſſenwahlſyſtem geknebelt worden iſt. Der liberale Aufſchwung, 
der große Kampf zwiſchen Reaktion und Liberalismus in Sachſen iſt Legende. 
Sachſen wird das Muſterland der Reaktion bleiben, bis die Sozialdemokratie 
die Feſſeln des ſächſiſchen Volkes zerbricht. 
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Die hamburger volksschullehrer 
im Kampfe gegen die Reaktion. 
Von E. Kr. 


Es war ſeit Jahren — auch über Hamburg hinaus — bekannt, daß in der 
Hamburger Volksſchullehrerſchaft ein ausgezeichneter Geiſt ſtecke, daß ſie beſeelt ſei 
von einem heißen idealen Streben nach geſundem Fortſchritt auf allen Gebieten des 
Lebens. Zahlreiche Reformen in wichtigen Schulfragen ſind aus den Kreiſen der 
Hamburger Lehrerſchaft angeregt. Das Beſtreben der Lehrerſchaft, vom Jugend⸗ 
ſchriftenmarkt das billige und ſchundige Groſſobuch zu verbannen, iſt von Hamburg 
ausgegangen, und die Jugendſchriftenausſchüſſe haben noch heute ihre Zentrale in 
Hamburg. Die erſten Anfänge der großen Bewegung, die die künſtleriſche Erziehung, 
die Benutzung der Kunſt als Mittel der Erziehung und auch des Unterrichts propa⸗ 
giert, ſind mit den Namen der Hamburger Volksſchullehrer Otto Ernſt, Karl Götze 
und Heinrich Wolgaſt untrennbar verknüpft. Aber nicht nur in Kunft:, Erziehungs⸗ 
und Unterrichtsfragen dokumentierte ſich der friſche fortſchrittliche Geiſt der Ham⸗ 
burger Volksſchullehrerſchaft. Auch in anderen Fragen des öffentlichen Lebens, 
kommunalpolitiſchen und allgemein politiſchen, hat dieſe Lehrerſchaft — die der 
höheren Schulen iſt bis auf wenige Perſonen von vornherein auszuſcheiden — nicht 
ſelten eine Haltung eingenommen, die Scharfmacher, Reaktionäre und ſonſtige Dunkel⸗ 
männer in helle Wut verſetzt hat. So ſind die berufenen Führer der Lehrerſchaft 

und ihr ausgezeichnetes Fachorgan, die „Pädagogiſche Reform“, zum Beiſpiel von 
jeher kräftig eingetreten für eine verſtändige fortſchrittliche Reform des Hamburger 
Bürgerſchaftswahlrechts, die auch den Maſſen des Volkes die Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung und Verwaltung ſichern ſollte. 1 

Natürlich behagte ein ſolcher Geiſt in der zur Erziehung der Volksjugend be⸗ 
rufenen Lehrerſchaft den „republikaniſchen“ Regierungskreiſen nicht. Und mit ſehr 
kleinlichen Mitteln hat man ihn immer zu bekämpfen geſucht. So hat zum Beiſpiel 
der Senat, obwohl über ein Jahrzehnt lang das eine Lehrer- und Lehrerinnenſeminar 
den Bedarf an Lehrkräften bei weitem nicht deckte, ſich nicht eher entſchloſſen, ein 
zweites Seminar zu errichten, ehe er nicht die Hoffnung haben zu dürfen glaubte, 
daß ſich zur Aufnahme in die Lehrerſeminare nun nicht mehr ausſchließlich Kinder 
des Volkes, ſondern auch die Kinder Gutſituierter melden würden, weil die Gehalts⸗ 
verhältniſſe der Volksſchullehrerſchaft inzwiſchen ſehr erheblich aufgebeſſert waren. 
Und der Senat hat ſich auch gar nicht geniert, das in einem Antrag an die Bürger⸗ 
ſchaft offen auszuſprechen. Um den Lehrermangel während dieſer Zeit zu decken, 
zog man Zöglinge anderer Seminarien, mit Vorliebe aus kleinen Landſtädten und 
Dörfern, heran, weil man hoffen durfte, ſie ſeien von der fortſchrittlichen Geſinnung 
der eigentlichen Hamburger Lehrerſchaft noch nicht angeſteckt. So iſt es denn auch 
kein Wunder, daß in den letzten Jahren ſich innerhalb der Lehrerſchaft allerhand 
Kämpfe abſpielten, die den Geiſt der Dörfler und Kleinſtädter und einiger Ham⸗ 
burger Rückſchrittler einerſeits und auf der anderen Seite die frohgemute fortſchritt⸗ 
liche Geſinnung der Majorität der Hamburger Lehrerſchaft widerſpiegelten. a 

Recht heftig platzten die beiden Parteien aufeinander, als die Mitglieder des 
Jugendſchriftenausſchuſſes unter Mithilfe des aus organiſierten Arbeitern beſtehenden 
„Vereins für Kunſtpflege“ und der parteigenöſſiſchen Buchhandlung von Auer & Co. 
letzte Weihnacht einen mit einer Ausſtellung von Büchern und billigen Kunſtwerken 
verbundenen Vortragszyklus veranſtaltet hatten. Die „Hamburger Nachrichten“ denun⸗ 
zierten den Jugendſchriftenausſchuß als im Dienſte des ſozialdemokratiſchen Partei⸗ 
vorſtandes ſtehend, und die Oberſchulbehörde ſprach den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes eine Rüge aus. Heller aber noch flackerte der Zorn auf, als der 
Vorſtand der „Geſellſchaft der Freunde des vaterländiſchen Schul- und Erziehungs⸗ 
weſens“ — das iſt der Hamburger Lehrerverein — im Juni dieſes Jahres eine 
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Erklärung gegen die bekannte Wahlrechtsverſchlechterungsvorlage des Hamburger 
Senats veröffentlichte. Der Vorſtand des Lehrervereins hatte das für ſeine Pflicht 
gehalten, weil er der Überzeugung iſt, daß — wie es in der Erklärung heißt — 
„von unſeren herrſchenden Kreiſen eine durchgreifende Förderung unſerer Volksſchule 
nicht zu erwarten iſt“. Dieſe Überzeugung iſt wohl gegründet. In allen Schul⸗ 
fragen hat die frühere ſozialiſtenreine Bürgerſchaft einen den Intentionen der Lehrer— 
ſchaft widerſprechenden Standpunkt eingenommen. Und vor allem hat ſie ſich der 
Hauptforderung der Hamburger Volksſchullehrer nach der allgemeinen Einheits— 
ſchule, die als einziger ja auch der Hamburger Harro Köhncke auf dem letzten 
deutſchen Lehrertag in Königsberg vertrat, ſtrikte ablehnend gegenüber verhalten. 

Natürlich brachte die Erklärung des Vorſtandes des Lehrervereins die „Ham- 
burger Nachrichten“ in Aufregung. Sie hetzte die Behörde und die diſſentierenden 
Elemente in der Lehrerſchaft derart gegen die „Söldlinge der roten Fahne“, bis die 
Opponenten einen Skandal hervorriefen und die Behörde ſich auch mit Maßnahmen 
gegen den Lehrerverein beſchäftigte. Die beiden Schulräte, die bis dato Mitglieder 
geweſen waren, mußten ſofort austreten. Dazu will die Behörde, wie es heißt, 
wenn die Lehrerſchaft nicht zu Kreuze kriecht, die Schulbücher, die im Verlage des 
Vereins erſcheinen und ſeinen Witwen: und Waiſen- und ſonſtigen wohltätigen 
Kaſſen außerordentliche Summen zuführen, aus der Schule verbannen und die wider— 
ſpenſtigen Lehrer ſo an ihren Witwen, Waiſen und ſonſtigen Hilfsbedürftigen ſtrafen. 
Die Rückwärtſer in der Lehrerſchaft veranlaßten den Vorſtand durch ihren geſchickt 
angezettelten Skandal, vom Amte zurückzutreten. 

Das war vor den Ferien. Eine außerordentliche Generalverſammlung am 
24. Auguſt dieſes Jahres in Hamburgs größtem Saal ſollte nun über das fernere 
Schickſal der „Geſellſchaft der Freunde uſw.“ entſcheiden, denn fiel der Vorſtand 
endgültig den Proteſtlern zum Opfer, ſo bedeutete das auch gleichzeitig einen 
Richtungswechſel in der bisher höchſt erſprießlichen Tätigkeit der „Geſellſchaft“. 
Und daß er ihnen zum Opfer fiele, dafür glaubten die Proteſtler mit Sicherheit zu 
ſorgen, wenn ſie den Mitgliedern recht intenſiv die materielle Seite der Frage vor 
Augen hielten, nämlich die zweifellos beſtehende Gefahr, daß die Oberſchulbehörde 
der „Geſellſchaft“ die großen Einkünfte aus ihren Verlagsgeſchäften nehmen würde, 
wenn die „Geſellſchaft“ nicht ihren bei der Behörde diskreditierten Vorſtand fallen ließe. 

Aber die Reaktionäre haben ſich in der Hamburger Volksſchullehrerſchaft getäuſcht. 
In der Generalverſammlung hat der Idealismus unſerer Jugenderzieher glänzend 
obgeſiegt über den ihnen ſo warm ans Herz gelegten Mammonismus, der Fortſchritt 
über die Rückwärtſerei. Mit einer Zweidrittelmehrheit hat die Geſellſchaft den 
alten Vorſtand erſucht, ſeine Amtsniederlegung zurückzunehmen. Das iſt 
ein Vertrauensvotum für den tapferen Vorſtand, das um ſo höher anzuſchlagen iſt 
und um ſo mehr auch von uns anerkannt werden darf, als es nach Lage der Sache 
nicht mehr und nicht weniger bedeutet, als daß die übergroße Majorität der Ham— 
burger Volksſchullehrerſchaft gewillt iſt, den ihr von der vorgeſetzten Ober— 
ſchulbehörde angedrohten Kampf aufzunehmen. 

Man darf zu den Hamburger Volksſchullehrern das Vertrauen haben, daß ſie 
in dieſem Kampfe nicht unterliegen werden. 


Zur polnischen parteifrage. 
Von Dr. Eſtera Golde, Kattowitz. 


In Nummer 47 der „Neuen Zeit“ hat Genoſſe Bruhns in ſeinem Artikel 
„Der oberſchleſiſche Induſtriebezirk“ auch die neuen Einigungsverhand— 
lungen zwiſchen der Polniſchen Sozialiſtiſchen Partei (P. P. S.) und dem 
deutſchen Parteivorſtand erwähnt. Bruhns vertritt den Standpunkt, die P. P. S. 


738 Die Neue Zeit ; 
ſolle „ihre das Ziel verfehlende jetzige Selbſtändigkeit aufgeben“; auch habe der 
letzte Kattowitzer Parteitag der P. P. S. einſeitig neue Bedingungen für die 
Vereinigung aufgeſtellt, „die von der anderen nicht gehörten Seite abge 
wurden und abgelehnt werden mußten“. 
Bruhns ſagt gleichzeitig, welche Gründe für ihn maßgebend ſind, indem er 
ausführt, „kein deutſcher Parteigenoſſe aber dürfte wohl den vom Kattowitzer 
Parteitag der P. P. S. aufgeſtellten Bedingungen zuſtimmen, laut welchen für 
alle die polniſche Arbeiterbevölkerung (ausſchließlich, iſt nach dem . 
hinzuzufügen) betreffenden Angelegenheiten der Parteitag der P. P. S. die 
höchſte Inſtanz bleiben muß“. 
Damit ſind wir am Kern der Angelegenheit angelangt, den ich in aller Kürze 
erörtern will, da die Redaktion mir nur wenig Raum zur Verfügung ſtellen kann. 
Die praktiſch-organiſatoriſchen Gründe, die Bruhns vorbringt, können mich 

in keiner Weiſe überzeugen. Unſer Parteitag ging von der prinzipiellen 
Auffaſſung aus, die internationale Sozialdemokratie ſei verpflichtet, das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht jeder Nation zu reſpektieren, in jeder Hinſicht, ſpeziell 
aber in ihren eigenen Organiſationsverhältniſſen. Wir beſtreiten ja gar nicht, 
daß es den deutſchen Genoſſen viel leichter wäre, eine einheitliche Organiſation 
zu ſchaffen, wenn das Deutſche Reich ein völlig einheitlicher Nationalſtaat wäre. 
Sind aber in einem Staate verſchiedene Nationen, oder auch nationale Minder⸗ 
heiten anſäſſig, ſo muß auch hier die Frage vom Standpunkt des Selbſt⸗ i 
beſtimmungsrechts gelöft werden, wenn auch die Löſung einige Schwierigkeiten 
bereitet. So iſt in Oſterreich mit ſeinen ſechs größeren Völkern die Frage von 
unſeren Genoſſen glänzend gelöſt worden: das Proletariat eines jeden Volkes 
bildet eine ſelbſtändige Partei. Jede Partei hat ihren eigenen Parteitag und 
eigene Parteileitung. Die Geſamtheit aller Parteileitungen bildet die Geſamt⸗ 
exekutive; die Einheit der Bewegung wird noch durch öſterreichiſche Geſamt⸗ 1 
parteitage verkörpert. Dies föderative Parteiverhältnis iſt das prinzipiell rich⸗ 
tigſte im gegenſeitigen Verhältnis des Proletariats verſchiedener Nationalitäten 
in einem Staate. x 
So weit iſt der Parteitag der P. P. S. nicht gegangen. Wir haben nicht 
aus dem Auge gelaſſen, daß unſerer kleinen Organiſation die gewaltige deutſche 
Sozialdemokratie gegenüberſteht, und daß wir unter Berückſichtigung dieſes 
erdrückenden Mißverhältniſſes von den deutſchen Genoſſen keine einſchneidende 
Anderung ihrer Organiſation zu unſeren Gunſten fordern können. Durch⸗ 
e von der Überzeugung der gemeinſamen wirtſchaftlichen und politiſchen 
Intereſſen des deutſchen und des polniſchen Proletariats im Deutſchen Reiche, 
konnte ſich dennoch unſer Parteitag der Einſicht nicht verſchließen, daß die 
Löſung der Organiſationsfragen, wenn ſie auch nur die Form des proletariſchen 
Kampfes bilden, den Tendenzen unſerer Grundſätze entſprechen müſſe. D 
halb hat unſer Parteitag die nachſtehende Reſolution angenommen: | 
„Unter Berückſichtigung der Reſolution des internationalen Kongreſſes zu 
Amſterdam und des Wunſches der Geſamtheit der Polniſchen Sozialiſtiſchen 
Partei, unſere Agitations- und Organiſationsarbeit ſolle für die polniſche 
Arbeiterſchaft im Deutſchen Reiche die allergrößten Vorteile bringen, ſpricht 
der Parteitag die Überzeugung aus, daß die P. P. S. mit der ſozialdemo⸗ | 
kratiſchen Partei Deutſchlands Hand in Hand gehen muß zum Zweck der ger 
meinſamen Unterſtützung bei der Organiſation ſowohl des polniſchen wie des 
deutſchen Proletariats. 
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Der Parteitag erkennt aber keinerlei nationale Privilegien an und ſtützt 
ſich in dieſen Beziehungen auf die Grundſätze, die von der Allgemeinheit der 
internationalen Sozialdemokratie anerkannt ſind, indem er für die polniſche 
Sozialdemokratie dasſelbe Selbſtbeſtimmungsrecht über ihr Volk fordert, wie 
es allen anderen Völkern zuerkannt wird.“ 

Worauf ſollte nun die Wahrung unſeres Selbſtbeſtimmungsrechts beruhen, 
wenn wir von vornherein auf ein föderatives Verhältnis verzichtet hatten? 
Eben in dem Satz unſeres Einigungsvorſchlags, der ſo energiſch vom Genoſſen 
Bruhns beanſtandet wird und der im Zuſammenhang wörtlich lautet: 

„Die polniſche Organiſation bildet einen Beſtandteil der Geſamtpartei 
Deutſchlands. Die polniſche Organiſation erkennt ausdrücklich das Programm 
der Geſamtpartei an, ebenſo die Parteiinſtanzen einſchließlich des Parteitags 
der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands als höchſte Parteiinſtanz in allen 
gemeinſamen politiſchen Angelegenheiten, wogegen in Angelegenheiten, welche 
ausſchließlich die polniſchen Arbeiter betreffen, der Parteitag der Polniſchen 
Sozialiſtiſchen Partei die höchſte Inſtanz bildet.“ 

Auf einen anderen Standpunkt konnten wir uns ja gar nicht ſtellen. In 
dieſer gerechten Löſung der Angelegenheit können wir auch keinen Nachteil 
für die deutſche Parteiorganiſation erblicken. Handelt es ſich doch um An⸗ 
gelegenheiten, welche die Intereſſen der deutſchen Arbeiterſchaft in keiner Weiſe 
berühren. Nur dieſe ſollten der alleinigen Kompetenz unſeres Parteitags vor⸗ 
behalten bleiben. Iſt denn der Kampf gegen die nationale Unterdrückungs⸗ 
politik der Regierung, der Kampf für die polniſche Schule, für Einführung 
der polniſchen Sprache im Gericht und Ämter uſw. nicht ein Kampf, über 
den die polniſchen Arbeiter allein und letztinſtanzlich zu beſtimmen haben? 
Und wenn wir ſchon heute davon ablaſſen, das Volk über ſeine eigenen Sachen 
allein entſcheiden zu laſſen — und der Sozialismus hat doch die Aufgabe, 
erzieheriſch zu wirken —, wie ſoll das Volk in ſpäteren Zeiten zur Selbſt⸗ 
verwaltung und Selbſtregierung fähig ſein? 

Demgegenüber konnte die Einigung auf Grund des Ultimatums des deut- 
ſchen Parteivorſtandes vom März dieſes Jahres nicht zuſtande kommen. Der 
Entwurf des deutſchen Parteivorſtandes läßt ſich in ſeinen Hauptzügen folgender⸗ 
maßen charakteriſieren: Völlige Aufgabe der Selbſtändigkeit der P. P. S.; 
ausnahmegeſetzliche Kontrolle der polniſchen Parteipreſſe durch den deutſchen 
Parteivorſtand; ſchematiſche Unterordnung der polniſchen Parteibewegung unter 
die deutſchen Parteiinſtanzen; Auflöſung der P. P. S., ohne deren Parteitag 
die Möglichkeit zu geben, das Ultimatum anzunehmen oder abzulehnen. 

Irrtümlich iſt ſchließlich, wenn man die Einigungsfrage von dem Stand— 
punkt aus behandelt: Die P. P. S. muß ihre Selbſtändigkeit aufgeben, der 


deutſche Parteivorſtand kann dann erſt Geld zur Agitation geben. Geld— 


mangel und Geldausſicht haben eine ſozialdemokratiſche Organiſation wohl 
niemals veranlaßt, von ihrer politiſchen Überzeugung abzugehen. 

Zum Schluſſe unterſtreichen wir mit Befriedigung die Ausführungen des 
Genoſſen Bruhns über das friedliche Zuſammenarbeiten der deutſchen und 
* Genoſſen in . 


* 
7 


Nachſchrift der Redaktion. Der Artikel erſcheint zu ſpät, als daß es noch 
möglich wäre, vor dem Parteitag noch eine Diskuſſion über ihn zu eröffnen. Daher 
müſſen wir uns hier einige Bemerkungen dazu geſtatten. Allerdings zu prinzi⸗ 
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piellen Auseinanderſetzungen haben wir nicht mehr Zeit und Platz, wir 
wollen daher nicht unterſuchen, ob für Sozialdemokraten das oberſte Prinzip 
nicht der Klaſſenkampf des Proletariats iſt, dem ſich der Kampf um die 
Selbſtändigkeit der Nation unterzuordnen hat; wir wollen auch nicht unter⸗ 
ſuchen, wie weit der Kampf um die Selbſtändigkeit Polens identiſch iſt mit der For⸗ 
derung der P. P. S., innerhalb der deutſchen Sozialdemokratie eine privilegierte 
Stellung zu erhalten. Es genügt, darauf hinzuweiſen, daß die Einheitlichkeit und 
damit auch die Wirkſamkeit einer Partei davon abhängen, daß eine einzige höchſte 
Inſtanz beſteht, die alle ſtrittigen Fragen in letzter Linie entſcheidet. 1 

Die Genoſſin Golde ſpricht von der Organiſation der Partei in Oſterreich. 
Aber ſie gibt ein ſehr ſchiefes Bild davon, wenn ſie erklärt: das Proletariat eines 
jeden Volkes bildet dort eine ſelbſtändige Partei. Das iſt nicht richtig. Das 
Organiſationsſtatut der „Geſamtorganiſation der Sozialdemokratie Oſterreichs“ ſpricht 
nur von einer „Gliederung der ſozialdemokratiſchen Partei nach nationalen Gruppen“ 
Der Geſamtparteitag wird nicht etwa durch Delegierte der einzelnen „ſelbſtändigen 
Parteien“ gebildet, ſondern durch Delegierte der einzelnen Wahlkreiſe. Die Partei⸗ 
leitung der Geſamtpartei ſetzt ſich allerdings aus den Exekutivkomitees der einzelnen 
nationalen Organiſationen zuſammen, aber die Kontrolle, die über der Parteileitung 
ſteht, wird vom Geſamtparteitag erwählt. Von irgend einer Beſtimmung, daß ein 
Kongreß einer der einzelnen nationalen Organiſationen in irgend einer Frage die 
höchſte Inſtanz ſei, findet ſich in dem Statut keine Spur. . 

Wollte man den Genoſſen von der P. P. S. das Privilegium einräumen, daß ſie 
in allen Dingen, „die ausſchließlich die polniſchen Arbeiter betreffen“, die höchſte 
Inſtanz ſeien, dann hätte die Partei nicht das Recht, den Genoſſen anderer Landes⸗ 
teile das gleiche Privilegium zu verſagen. Dann dürften auch die bayeriſchen 
Genoſſen verlangen, daß der bayeriſche Landesparteitag in allen Dingen, die „aus⸗ 
ſchließlich die bayeriſchen Arbeiter betreffen“, die höchſte Inſtanz bilde. 1 

Wer ſoll aber entſcheiden, wenn ein Streit darüber entſteht, ob irgend eine An⸗ 
gelegenheit ausſchließlich die polniſchen Arbeiter betrifft? Nach der Meinung der 
Genoſſin Golde ſicher die P. P. S. Was da aber unter „ausſchließlich“ polniſchen 
Angelegenheiten verſtanden würde, gibt ſie ſelbſt an: den Kampf gegen die nationale 
Unterdrückungspolitik der Regierung und ähnliches. Mit Verlaub, Genoſſin Golde, 
das ſind politiſche Angelegenheiten, die mit der Geſamtpolitik der geſamten deutſchen 
Sozialdemokratie aufs innigſte verknüpft ſind und die geſamte deutſche Sozialdemo⸗ 
kratie, vor allem die geſamte preußiſche, aufs tiefſte berühren. Wollten die Genoſſen 
der P. P. S. in dieſen Angelegenheiten als Glieder der deutſchen Sozialdemokratie 
auf eigene Fauſt vorgehen, ſo würden ſie entweder von ſelbſt ebendieſelbe Haltung 
einnehmen wie der Geſamtparteitag, und dann wäre ihre „Selbſtändigkeit“ gegen⸗ 
über dieſer höchſten Inſtanz zwecklos. Oder ſie würden eine andere Haltung ein⸗ 
nehmen im Gegenſatz zu dieſer Inſtanz, und dann wäre ein Bruch unvermeidlich. 

Können die Genoſſen von der P. P. S. ſich alſo nicht entſchließen, die Partei⸗ 
tage der Sozialdemokratie als höchſte Inſtanz anzuerkennen, dann iſt es allerdings 
beſſer, es bleibt bei dem jetzigen friedlichen Zuſammenarbeiten. l 

Dunkle Andeutungen, wie die im vorletzten Abſatz des Artikels von der Genoſſin 
Golde gemachten, fördern ein ſolches Zuſammenarbeiten aber nicht. Das ſieht danach 
aus, als wollte die P. P. S. den deutſchen Parteivorſtand anklagen, er habe ihre 
Geldnot ausnutzen wollen, um Konzeſſionen von ihr zu erpreſſen. Will man das 
behaupten, dann rücke man offen mit der Beſchuldigung heraus. Will man das 
nicht, dann laſſe man Andeutungen, die nur böſes Blut erregen und Mißtrauen 
ſäen können. Sollte die P. P. S. Anſchauungen dieſer Art über die deutſche Sozial⸗ 
demokratie im polniſchen Proletariat verbreiten, ſo würde ſie damit nicht nur jener, 
ſondern auch dieſem einen ſchlechten Dienſt erweiſen, denn ſie würde es den ein⸗ 
zigen treuen und tatkräftigen Freunden entfremden, die es im Deutſchen Reiche hat. 
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Littrariſche Kundſchau. 


Zur Geſchichte der deutſchen Fabrikgeſetzgebung. Der erſte ſozialpolitiſche 


Verſuch in einem deutſchen Parlament. Rede von Franz Joſef Ritter 
von Buß, badiſcher Landtagsabgeordneter, im Jahre 1837. Mit einem Geleit⸗ 
wort von A. Bebel, einem biographiſchen Vorwort von Ad. Geck, Offenburg, 
Ad. Geck. 41 Seiten, 40 Pfg. 


Die brutale Rückſichtsloſigkeit, mit der die tapitaliſtiſche Entwicklung alle Bande 
heiliger Scheu löſte und Männer, Frauen und Kinder in unendlich langer Arbeit3- 
zeit bei der Fabrikarbeit verwenden ließ, erweckte anfänglich auch innerhalb der 
bürgerlichen Schichten Widerſpruch, ja Empörung, namentlich in jenen Kreiſen, die 
nicht von der neuen Methode der Profitmacherei Nutzen zogen. Aus dieſer Zeit 
ſtammen ſowohl die entrüſteten Proteſte zahlreicher Menſchenfreunde, wie die Angſt⸗ 
rufe der Verehrer der „alten guten Zeit“, welche die wirtſchaftliche Entwicklung 
rückwärts ſchrauben wollten. Ein Widerhall beider Richtungen findet ſich in der 
erſten Rede, die in einem deutſchen Parlament zur Frage des Arbeiterſchutzes ge- 
halten wurde. Es iſt eine eigenartige Perſönlichkeit, die am 23. April 1837 in der 
Zweiten badiſchen Kammer den Antrag begründete, die Regierung möge der Kammer 
einen „Entwurf einer Fabrikpolizeiordnung vorlegen, durch welche den mit der 
fabrikmäßigen Induſtrie verbundenen Nachteilen für die Fabrikarbeiter, für die 
Fabrikherren und für den Staat möglichſt vorgebeugt würde“. Franz Joſef Buß, 
1803 als Schneidersſohn geboren, war außerordentlich begabt; ſchon in jungen 
Jahren glänzte er als Doktor der Philologie und Philoſophie, der Jurisprudenz 
und Medizin, wurde eifriger Politiker und Freigeiſt, der als Dreißigjähriger die 
Ketzer Huß und Hieronymus feierte — um fünf Jahre ſpäter ebenſo eifrig an der 
Spitze der ultramontanen Bewegung gegen die neuen Ketzer — die Deutſch-Katho⸗ 
liken — zu kämpfen. 

Seine Rede für den Arbeiterſchutz iſt reich an zutreffenden Urteilen über die 
Lage der Fabrikarbeiter. Unſere heutigen ultramontanen Sozialreformer wagen es 
nicht mehr, dem Kapitalismus ſo die Maske vom Geſicht zu reißen, wie dies Buß 
an einigen Stellen ſeiner Rede tat. Die Mittel, die er zur Linderung der Not vor⸗ 
ſchlägt, ſind freilich noch recht kleinlich: durch Sparkaſſen ſoll dem Fabrikarbeiter 


Gelegenheit gegeben werden, ſich ein Kapital zu ſammeln, das ihm ermöglicht, ſich 


ſelbſtändig zu machen. Damit aber nicht durch Krankheiten und andere vorüber— 
gehende Unfälle der Arbeiter genötigt werde, ſeine Erſparnis anzugreifen, ſollen 
beſondere Hilfskaſſen errichtet werden, in welche wöchentlich ein kleiner Abzug 
vom Lohne von den Arbeitern eingelegt werden muß. Der Fabrikherr ſelbſt ſoll 
die Hälfte der Abzüge ſämtlicher Arbeiter in der Hilfskaſſe beitragen. Auch Verbote 
gegen das Truckſyſtem fordert Buß, ferner, daß dem Fabrikherrn nicht die Ver⸗ 
mietung eigener Wohnungen an die Arbeiter erlaubt ſein ſoll, „weil alle 
dieſe Einrichtungen dazu mißbraucht werden können, den Lohn der Arbeiter zu 
ſchmälern“. Ferner fordert Buß: Um dem Arbeiter die Auffindung einer Unterkunft 
zu erleichtern, ſoll der Fabrikherr zu einer vierteljährlichen Kündigung vor 
der Entlaſſung des Arbeiters verpflichtet ſein. „Die Unſicherheit der Exiſtenz 
des Arbeiters bewirkt,“ ſagt Buß, „eine mittelbare Gefährdung der Geſundheit 


durch den ewigen Kummer über ihre unſichere Zukunft; dieſe folternde Angſt der 
Seele wirkt ſehr auf den leiblichen Organismus zurück, und um ſo erſchöpfender, 


dh. 


weil fie unabläſſig martert.“ Daß für Buß „eine Erſchwerung der Erlangung 
der Heiratserlaubnis wohl keinem Bedenken bei der unſicheren Stellung der 
Fabrikarbeiter“ unterliegt, darf nicht wundernehmen. Zum Schutze der Kinder 
fordert er, daß ſie „erſt mit einem beſtimmten Alter“ zur Fabrikarbeit zugelaſſen 
werden — in welchem Alter, ſagt er nicht; im Winter darf die Arbeitszeit nicht 
länger als ſechs, im Sommer nicht mehr als acht Stunden dauern, Nachtarbeit ſoll 
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verboten fein. Für Erwachſene ſoll die Maximalarbeitszeit vierzehn Stunden 
betragen! Es ſind alſo ungefähr die Beſtimmungen der engliſchen Geſetzgebung jener 4 
Zeit, die Buß forderte — und die die Kommiſſion der Kammer ablehnte; 1840 legte 
aber die Regierung das erſte Sozialgeſetz dem Landtag vor. 

Die Rede iſt ſchon deshalb leſenswert, weil ſie die erſte in einem deutſchen 4 
Parlament für den Arbeiterſchutz war; ihr Inhalt macht fie zu einem- intereſſanten 4 
Dokument der Entwicklung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung. E. W. 


Eberhard D' Avis, Die natürlichen Aufgaben des Staates und die heutige 
deutſche Staatswiſſenſchaft. Berlin 1905, Puttkammer & Mühlbrecht. 43 ©. S 
Preis 80 Pfennig. * 

In Roms alten Zeiten zogen ſich die greiſen Staatsmänner am Abend ihres 
mühe⸗ und verdienſtvollen Lebens auf das beſcheidene väterliche Landgut zurück und 

verbrachten die ihnen von den Parzen beſchiedenen Tage in ſtiller und frommer Be⸗ 3 

trachtung der ewig jungen Mutter Natur. Leider find die guten alten Sitten ſchon 

längſt in Vergeſſenheit geraten. Jetzt drängt es jeden Staatsmann a. D. unwider⸗ 

ſtehlich, an die Offentlichkeit zu treten und gelegentlich noch die Jüngeren auf Grund 1 

ſeiner langjährigen „Erfahrungen“ zu belehren. So tut es zum Beiſpiel Herr 

Wirkl. Geh. Oberregierungsrat D' Avis. Er iſt ſehr unzufrieden mit den übermäßigen 

Forderungen, die man „dank der noch heute allgemein herrſchenden Unklarheit über 

die Zweckbeſtimmung des Staates“ an dieſen in Deutſchland ſtellt, und unternimmt 1 

es, in „gemeinverſtändlicher Darſtellung“, in einer Broſchüre von ganzen 43 Seiten 4 

die Frage von den „natürlichen“ Aufgaben des Staates doch endlich glücklich zu löſen. 

Die Sache iſt einfacher als man glauben möchte. Der Staat muß nur für 

„jedermann gleiche, durch das gleichberechtigte Mitleben der Mitmenſchen beſchränkte 

wirtſchaftliche Freiheit“, „das natürliche Recht freien eigennützigen Verhaltens“ 1 

ſichern und beſchützen. So muß der Staat vor allem mit allen Geſetzen aufräumen, 1 

die dieſes Recht verletzen — hierher gehören die Schutzzollgeſetze, Kranken-, Alters⸗ 3 

und Invalidenverſicherungsgeſetze ſowie die Geſetze über die Feſtſetzung von Arbeit ⸗ 

und Ruhezeiten für die Arbeiter, das Geſetz über den Zwangs- und Fortbildungs⸗ 

unterricht junger Leute „und dergleichen mehr“. Wie man ſieht, ſieht es in dem 1 

Regiſter der „Zwangsgeſetze“, die „das natürliche Recht freier eigennütziger Tätig 

keit verkümmern“, recht bunt aus. * 

Das Palladium der, natürlich, „durch Polizei und Strafgeſetz“ geſchützten wirt⸗ 1 
ſchaftlichen Freiheit beſteht für die Gemeinde-, Kreis- und Provinzverbände in der 

„Einſetzung einer außer und über ihnen ſtehenden Aufſichtsbehörde“, für die Staats⸗ 

verbände — „in der Einräumung der Machtbefugnis an das dieſerhalb über der 4 

Landesbevölkerung thronende Staatsoberhaupt“. ö 3 

Der Staat kann auch poſitive Aufgaben löſen, ſo zum Beiſpiel die Poſtbeförde⸗ 
rung übernehmen. Leider aber, bemerkt der Verfaſſer, gibt es und kann es über⸗ 7 
haupt nur ſehr wenige Bedürfniſſe geben, die billigſt oder beſtens vom Staate zu 
befriedigen wären. Und das kommt davon, daß „der an der Spitze des Staates 
oder eines Staatszweigs ſtehende Beamte mit befriedigendem Erfolg nur einfache, 
für jeden gleiche Leiſtungen zu übernehmen vermag, deren Ausführung er durch 
wenige, auf Dauer berechnete ſchablonenhafte Anordnungen leiten und 
überwachen kann“. * 
Nach dieſem „Glaubensbekenntnis“ muß man geſtehen, der Verfaſſer habe voll⸗ 

kommen recht mit ſeinen „natürlichen“ Aufgaben des Staates. Die Bureaukratie 1 

— ſei es im abſolutiſtiſchen, ſei es im konſtitutionellen Staate — kann nur nach 

der Schablone ſchalten und walten. Ihr das Vermögen zu einer lebendigen Arbeit 

zuzumuten, würde eine große Naivität, wenn nicht mehr, bezeugen. 7 

So bricht der Verfaſſer — ſelbſt ein Bureaukrat — unbewußt den Stab über 

die Bureaukratie und ſtellt ihr ein vollſtändiges „Armutszeugnis“ aus. 897 


| 
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Bücherverzeichnis der Allgemeinen Krbeiterbibliothek Srandenburg a. H. Zweite 
Auflage. Abgeſchloſſen im Juni 1905. Druck von O. Sidow & Co., Branden⸗ 
burg a. H. 112 Seiten. Preis 25 Pf.; nach auswärts gegen Einſendung von 
40 Pfennig franko. 


Die rührige Tätigkeit des Bibliothekars der Allgemeinen Arbeiterbibliothek, 
Genoſſen Ad. Bär, hat es zuwege gebracht, daß Brandenburg eine verhältnis— 
mäßig große Arbeiterbibliothek beſitzt, indem die etwa 700 Bände der einzelnen 
Gewerkſchaften und des Wahlvereins im März 1902 zu einer gemeinſamen 
Bibliothek vereinigt wurden und die organiſierten Arbeiter einen regelmäßigen Bei- 
trag leiſten: die 3500 bis 4000 Gewerkſchaftsmitglieder zahlen vierteljährlich je 
5 Pfennig, der Wahlverein außerdem 50 Mark jährlich. So konnte innerhalb der 
erſten drei Jahre der Bücherbeſtand verdoppelt werden, und die Bibliothek fand in 
ſtetig ſteigendem Maße Benutzung. Sie wird durch die Neuauflage des Katalogs 
ſicher noch geſteigert werden, denn er bietet eine vortreffliche Überſicht über die vor- 
handenen Bücher. Ganz beſonders wertvoll — und nachahmenswert für andere 
Bibliotheken — iſt dabei, daß er nicht allein die einzelnen Werke gut gruppiert 
und durch ein Namen- und Sachregiſter ihr leichtes Auffinden ermöglicht, ſondern 
daß die bedeutenderen Aufſätze, die in Sammelwerken und Zeitſchriften er: 
ſchienen, ferner Referate auf Kongreſſen uſw., einzeln in den entſprechenden 
Rubriken aufgeführt ſind; auch fanden Erzählungen und Romane, die in der „Neuen 
Welt“, „In freien Stunden“ veröffentlicht wurden, unter dem Namen ihrer Autoren 
Aufnahme. Nachahmenswert iſt ferner, daß bei den einzelnen Werken angegeben 
wird, ob ſie für die reifere Jugend oder für Kinder vom 8., 10., 13. Jahre 
empfehlenswert ſind, und daß die ſämtlichen in der Bibliothek vorhandenen Jugend— 
ſchriften im Zuſammenhang, nach Altersſtufen geordnet, aufgeführt werden. Unſere 
Arbeiterbibliotheken werden durchweg viel zu wenig und viel zu wenig erfolgreich 
benützt, weil es meiſtens an einem brauchbaren und jedermann zugänglichen Katalog 
mangelt. Das Vorgehen der Brandenburger Genoſſen iſt deshalb dringend zur Nach— 
ahmung zu empfehlen. e. W. 


Eduard Gräf, Arzte und Krankenkaſſen. Ein Beitrag zur Frage Freie 
Arztwahl. Frankfurt a. M., Union⸗Druckerei. 80 Seiten, 40 Pfennig. 


Der Verfaſſer, Vorſitzender der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu Frankfurt a. M., 
veröffentlicht ſeine langjährigen Erfahrungen über die freie Arztwahl. Er unterſucht 
die Frage, ob die Arzte durch die Krankenverſicherung geſchädigt werden, und kommt 
zu dem Reſultat, daß nicht die Krankenkaſſen, ſondern die überproduktion an Arzten a 
den Rückgang ihrer Einnahmen verſchuldet, die die Arzte weſentlich erhöhen könnten, 
wenn ſie mit der Arbeiterſchaft Hand in Hand gingen, leiſtungsfähige Krankenkaſſen 
zu ſchaffen. Gräf iſt Gegner der freien Arztwahl und ſucht den Nachweis zu 
führen, daß fie teurer iſt als andere Syiteme — wie weit Gräf dies gelungen iſt, 
darüber werden die Anhänger der freien Arztwahl anderer Meinung ſein wie er. 
Zuzugeben iſt ihm aber, daß völlig freie Arztwahl, ohne alle Kautelen, kaſſentechniſch 
unmöglich iſt, das heißt: bei der heutigen Struktur der Kaſſen! Richtiger iſt es 
jedoch, die Urſache der Kaſſennot auf ſozialpolitiſchem Gebiet zu ſuchen als 
in der Arztfrage. Zentraliſation der Kaſſen und freieſte Selbſtverwaltung, Erhöhung 
der Beiträge der Arbeitgeber, ohne ihnen irgend welches Recht auf die Kaſſen⸗ 
verwaltung einzuräumen — das muß das Ziel ſein, das die Kaſſen zu erſtreben 
haben. Der Beitrag, den der Arbeitgeber an die Kaſſe zahlt, iſt nichts als ein Teil 
des Lohnes, und er ſollte über dieſen Teil ebenſowenig Verfügungsrecht beſitzen wie 
über den in bar ausgezahlten. Erhöhte Beitragsleiſtung durch die Unternehmer iſt 
eine Lohnſteigerung und müßte mit demſelben Nachdruck erkämpft werden wie jede 
andere Lohnerhöhung. Freilich, daß ihre Honorare erhöht werden durch ſtärkere 
Heranziehung der Unternehmer, davon wollen die meiſten Arzte als deren getreue 
Klaſſengenoſſen nichts wiſſen, und daher rührt auch im letzten Grunde ihre 


feindfelige Stellung gegen die Selbſtverwaltung der Kaſſen. Gräf hat darin voll⸗ 
kommen recht, daß diejenigen Arzte ſich täuſchen, welche glauben, daß nach dem 
etwaigen Fall des Selbſtverwaltungsrechts die freie Arztwahl leichter einzuführen 
wäre. Ein Blick auf die Unfall- und Invalidengeſetzgebung müßte ihnen dies 
deutlich beweiſen, und diejenigen Arzte, die unter dem Beifallsgebrüll der Reaktion 5 
gegen die Kaſſenvorſtände wettern und das Selbſtverwaltungsrecht in Gefahr bringen, 
ſind eigentlich die Totengräber der freien Arztwahl zu nennen. 


Notizen. 


KRetzgermeiſter und Anfallberufsgenoſſenſchaft. Die ehrſamen Metzgermeiſter 
holen wohl Prinzeſſinnen zu Pferde ab, beeilen ſich aber gar nicht, ihre Betriebe 
zur Unfallverſicherung anzumelden! Bei der Rückſtändigkeit der Gehilfenſchaft 
werden ja zahlreiche Unfälle gar nicht gemeldet und ſparen deshalb die Meiſter 
durch ihre Drückebergerei viele Beiträge. Intereſſant iſt es daher, was die Fleiſcherei⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft in ihrem ſoeben erſchienenen Geſchäftsbericht für 1904 hierzu 
bemerkt: „Es iſt aus dem häufigen (2) Eingang von Unfallanzeigen von nicht in das 1 
Genoſſenſchaftskataſter aufgenommenen Betrieben und nach dem Ergebnis der Ge⸗ 
werbezählung anzunehmen, daß eine große Anzahl von Unternehmern noch immer 
nicht ihrer Pflicht zur Anmeldung ihrer Betriebe nachgekommen iſt“. Auch die 
Großſtadt München ſcheint viele dieſer Schlauberger zu haben, denn der Bericht 
erklärt: „Erſt in neuerer Zeit wurden in München einige hundert zum Teil 
ziemlich umfangreiche Betriebe durch unſeren Rechnungsbeamten ermittelt und durch 
Inanſpruchnahme der Behörde zur Mitgliedſchaft herangezogen.“ Die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft kam aber, dadurch aufmerkſam gemacht, noch weiteren „Unregelmäßig 
keiten“ endlich auf die Spur! „Durch Vergleich der Kataſter mit einem Verzeichnis 
der deutſchen Wohnplätze wurde feſtgeſtellt, daß aus rund 3300 Ortſchaften 1 
mit 800 bis 3000 Einwohnern überhaupt keine Fleiſchereibetriebe an⸗ 
gemeldet worden ſind.“ Ei, ei!! Daß die ehrſamen Metzgermeiſter auch nichts 
von einer Kontrolle der 51131 verſicherten Betriebe, die 96994 Arbeiter beſchäftigen, | 
wiſſen wollen, iſt da begreiflich. Das Reichsverſicherungsamt hatte bereits im 
Jahre 1901 die Anſtellung weiterer Reviſionsbeamten „gewünſcht“, doch wurde von 
der Genoſſenſchaftsverſammlung der Antrag, zwei Beamte anzuſtellen, im Vorjahr 
abgelehnt und nur ein Beamter bewilligt! Wenn man eine Berufsgenoſſenſchaft 
„allein“ verwalten kann, wird man ſich als „Meiſter“ doch nicht ſelbſt ſchädigen! 
Die Regierung „wünſcht“ ja auch nur! Wenn auch der einzige Aufſichtsbeamte, ein 
„Gewerbeinſpektor a. D.“ in ſeinem Bericht bemerkt, daß er von 50000 Be⸗ 
trieben, darunter 8000 Kraftbetriebe, nur 461 Betriebe kontrollieren 
konnte, und von 100 revidierten Betrieben 73 zu Beanſtandungen Anlaß 
gaben, nicht einmal die Unfallverhütungsvorſchriften ausgehängt waren, was kümmert . 
das die Metzgermeiſter?! Gemeldet wurden im Jahre 1904: 4331 Unfälle, wovon 
2951 Verletzungen der Arme und Hände zur Folge hatten. Vor Ablauf der drei⸗ 
zehnten Unfallwoche waren 2617 Unfälle geheilt, davon in weniger als 3 Tagen 
172, in 3 bis 8 Tagen 166, in 8 Tagen bis 4 Wochen 1094 und in 4 Wochen bis 3 
13 Wochen 1050 Fälle. In 18 Fällen () wurde das Heilverfahren in der Wartezeit 
übernommen und dafür der Rieſenbetrag von — 357 Mark aufgewendet! Von 
226 Berufungen wurden 171 zugunſten der Berufsgenoſſenſchaft und nur 55 zu⸗ 
gunſten der Verletzten erledigt. Denſelben „Erfolg“ hatte die Berufsgenoſſenſchaft 
auch mit den Rekurſen. Von 48 eigenen Rekurſen gewann ſie 30 und hatte nur 18 
verloren, während die Verletzten von ihren 60 Rekurſen nur 10 gewonnen, 50 ver⸗ 
loren haben! Trotzdem kritiſiert der Bericht die Zuſammenſetzung der Schieds⸗ 
gerichte, weil zu wenig — Metzgermeiſter darin vertreten ſind! E. G. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


friedens- und verfaſſungsfragen. 
Berlin, 6. September 1905. 


Der Friedensſchluß zwiſchen Japan und Rußland hat im erſten Augenblick 
den Eindruck einer japaniſchen Niederlage gemacht; er ſchien in ſtarkem Wider⸗ 
ſpruch mit den gewaltigen Kriegserfolgen der Japaner zu ſtehen, und in Japan 
ſelbſt macht ſich nach den Berichten der Preſſe eine große Enttäuſchung be- 
merkbar, etwa in dem Sinne, worin der alte Blücher nach dem Pariſer Frieden 
von 1815 ſagte, die Federn der Diplomaten hätten wieder verdorben, was die 
Schwerter der Soldaten erworben hätten. 

Indeſſen wird damit den Federn der Diplomaten eine Macht zugeſchrieben, 
die ſie nicht haben, weder im Guten noch im Schlimmen. Sie können die tat- 
ſächlichen Machtverhältniſſe, die ſich im Kriege herausgeſtellt haben, nur regi— 
ſtrieren, aber nicht revidieren. Nicht die Wucht und Zahl der Siege entſcheidet, 
ſondern was jeder der Kriegführenden beim Friedensſchluß noch an tatſächlicher 
Macht beſitzt. Japan hat in dem Frieden alles erreicht, was es nach dem 
Maße ſeiner Intereſſen und Kräfte erreichen konnte; inſoweit hat es einen 
vollen Sieg erfochten und den Zweck des Krieges durchgeſetzt. Aber deshalb 
hat es die ruſſiſche Macht noch nicht niedergeworfen, und dieſe gab nicht 
mehr heraus, als ſie nach Lage der gegenſeitigen Machtverhältniſſe nicht mehr 
halten konnte. 

Ließen ſich die Machtverhältniſſe zweier Staaten, wie fie ſich in der Feuer— 
probe des Krieges herausgeſtellt haben, genau in Ziffern ausdrücken, ſo könnten 
ſich die Diplomaten überhaupt trollen; die Friedensbedingungen wären dann 
ein ſehr einfaches Rechenexempel. So geht es nun freilich nicht, und ſo müſſen 
ſich die um den Frieden feilſchenden Mächte aneinander abringen, bis das 
richtige Machtverhältnis zwiſchen ihnen klar wird. Dabei hat die größere oder 
geringere Fähigkeit der Diplomaten, einander übers Ohr zu hauen, allerdings 
einen gewiſſen Spielraum, aber doch nicht mehr, als auf dem Warenmarkt der 
pfiffige Händler über den minder pfiffigen hat: die Warenpreiſe unterliegen 
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beſtimmten Geſetzen, auch wenn ſie in einem einzelnen Falle dem 1 
Belieben preisgegeben zu ſein ſcheinen. 

Ganz beſonders war es von vornherein ſicher, daß die Japaner nicht die 
Zahlung einer Kriegsentſchädigung von den Ruſſen erlangen würden, worin 
vielfach das Hauptkennzeichen ihrer angeblichen diplomatiſchen Niederlage er⸗ 
blickt wird. Man überſieht dabei, daß die Zahlung von Kriegsentſchädigung 5 
wenigſtens für moderne Großſtaaten den äußerſten Grad der Niederlage dar⸗ 
ſtellt, wozu ſie ſich erſt bequemen, wenn ihnen ſchlechterdings keine einzige 
Waffe gegen den Feind mehr übrig iſt und ſie ſeine mit unerträglicher Wucht ; 
auf ihnen laſtende Gewalt nicht anders abſchütteln können. Unter dieſer 
Vorausſetzung zahlte Preußen 1807 im Frieden von Tilſit und zahlte Frank⸗ 
reich 1871 im Frieden von Frankfurt gewaltige Kriegsentſchädigungen. Ruß⸗ 
land in ähnlicher Weiſe niederzuwerfen, lag und liegt für Japan ganz außer⸗ . 
halb der Möglichkeit. Es iſt ſchwer zu glauben, daß ſo geſcheite Leute wie die 
Japaner je im Ernſte gehofft haben, eine Kriegsentſchädigung von den Ruſſen 
herauszuſchlagen; jedenfalls aber gehörte keine beſondere Gewandtheit der ruſ⸗ 
ſiſchen Diplomaten dazu, ſich der Forderung zu entziehen. & 

Zudem tritt dieſe finanzielle Frage, jo wichtig fie ſein mag, vollkommen 
zurück hinter die weltgeſchichtlichen Folgen, die der japaniſch⸗ruſſiſche Krieg 
haben muß. Aſien wird durch die neue Großmacht Japan induſtriell revo⸗ 
lutioniert werden, und Europa atmet auf, befreit von dem Vampir, der ihm 
ſeit anderthalb Jahrhunderten klammernd im Nacken geſeſſen hat. Die ruſſiſche 
Hegemonie hat für immer ein Ende genommen. Der zariſche Abſolutismus 
liegt im Sterben; die Revolution bereitet ſich vor, ihm den Gnadenſtoß zu 
geben, und er ſelbſt erkennt dieſe Tatſache an, indem er ſich entſchließt, einc 
Verfaſſung zu verleihen. 

Auch dieſe Verfaſſung hat der erwartenden Welt eine große Enttäuſchung 
bereitet, zumeiſt denen, die im Hoffen und Harren auf Gnadengaben von oben 
nicht müde werden, aber bis zu einem gewiſſen Grade auch denen, die ſchon 
mit einer größeren Kraft der revolutionären Entwicklung gerechnet hatten, als 
ſich in dieſer Verfaſſung widerzuſpiegeln ſcheint. Und gewiß iſt ſie ſo ſchäbig 
wie ihre Urheber. Sie ſchafft nicht ein Parlament, ſondern höchſtens den 
Schatten eines Parlamentes; die neue Duma hat nicht beſchließende, ſondern 3 
nur beratende Funktionen; höchſtens kann fie mit Zweidrittelmehrheit in ge⸗ 
wiſſen Dingen ein Veto ausüben. Dazu kommt die beſchränkte Offentlichkeit, 
ein nicht minder beſchränkter Wahlmodus, der namentlich das ſtädtiſche Prole⸗ 
tariat ausſchließt, und die gänzliche Abweſenheit von Preß⸗, Vereins⸗ und 7 
Verſammlungsrecht. Dieſe Verfaſſung gleicht alſo aufs Haar jedem Lichten⸗ 
bergiſchen Meſſer, dem der Griff wie die Klinge fehlt. N 

Gleichwohl ſcheint uns ſelbſt dieſe Verfaſſung zwar gewiß nicht an ſich, 
aber als Gradmeſſer der revolutionären Entwicklung in gewiſſer Hinſicht me 
ſchätzt zu werden. Die Erfahrung zeigt, daß in der Geſchichte des ſterbenden 
Deſpotismus die Art, wie eine Verfaſſung ausſieht, viel weniger bedeutet als 
die Tatſache, daß ſie gegeben wird. Die 2Preußiſchen Jahrbücher machen” 
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Magna Charta (1215) zu datieren pflegt, vierhundert Jahre lang, nicht mehr 


geweſen ſei als die ruſſiſche Duma, die Väterchen verheißt. Sie ſchreiben: „Der 
ige engliſche Parlamentarismus iſt erſt geſchaffen worden durch die Revolu⸗ 


man zählte von Eduard II. -bis Richard III. ſechs ermordete Könige, wozu 
ann noch Karl I. kommt, deſſen ſchuldi aupt dem Schafott fiel. 
Aber gerade zu dieſem Ergänzungsmittel unvollkom rbeſſerungen wäre 


tion im ſiebzehnten Jahrhundert, nach der Vertreibung der legitimen Dynaſtie. 
Bis dahin waren die beiden Häuſer zwar zuweilen einflußreiche, dann aber 
auch wieder ganz in die Ecke geſtellte Stücke in dem Regierungsmechanismus 
einer überaus ſtarken monarchiſchen Autokratie. Das Steuerbewilligungsrecht 
iſt dem Unterhaus nie prinzipiell konzediert worden, ſondern es übte es nur 
gewohnheitsmäßig aus.. .. Vom freien Worte und allem anderen, was wir 
heute zu den verfaſſungsmäßigen Freiheiten rechnen, war im Volke gar nicht 
die Rede, und auch für die Parlamentarier mußte Freiheit der Rede und Frei⸗ 
heit vom Perſonalarreſt immer erſt als beſondere königliche Gnade erbeten 
werden. Anweſenheit von Miniſtern bei den Verhandlungen wurde nicht ge⸗ 
wünſcht, weil die Abgeordneten ſich dadurch eingeſchüchtert gefühlt hätten. 


„Morgen paſſiert meine Bill oder dein Kopf“ ſagte König Heinrich VIII. zu 


einem Parlamentarier, der Oppoſition machen wollte.“ Allerdings wurden die 


Mängel dieſer Ve en ausgeglichen durch den Königsmord; 


in Rußland wohl bald Rat zu ſchaffen; wie bisher der e. Deſpotismus 


Kraft der neuen Duma durch Mord verſtärkt werden. 


Doch dieſe Erinnerungen haben weſentlich nur ein hiſtoriſches Intereſſe; 


ſoll es vierhundert Jahre dauern, bis aus der ruſſiſchen Duma etwas Ordent⸗ 
liches wird, ſo würde es freilich verzweifelt lange währen, und die ruſſiſche 
Verfaſſung wäre dann allerdings nur ein Schattenſpiel an der Wand, das 
auch als ſymptomatiſche Erſcheinung nicht der Rede wert wäre. Näher liegt 
und lehrreicher iſt aber die Erinnerung an die Sterbetage des preußiſchen 
Deſpotismus. In der Zeit von 1815 bis 1840 war eine Verfaſſung, wie ſie 
jetzt in Rußland angekündigt wird, das Ideal aller deutſchen Patrioten, mit 
Ausnahme etwa einer Handvoll radikaler Burſchenſchaften, und um auch nur 
eine ſolche Verfaſſung nicht geben zu müſſen, hat der „Heldenkönig“ Friedrich 
Wilhelm III. ſein feierlich verpfändetes Wort ein Vierteljahrhundert lang ge— 
brochen. Ebenſo ſchlug ſein Sohn noch ſieben Jahre lang mit Händen und 
Füßen um ſich gegen eine Volksvertretung, wie die ruſſiſche Duma ſein ſoll, 
bis die bitterſte Finanznot ſie ihm in dem Vereinigten Landtag abrang, der 
freilich ein wenig mehr Rechte beſaß, jedoch nicht ſo ſehr viel mehr, daß es 
einen großen Unterſchied gemacht hätte. Dieſe Verſammlung aber ſchoß ſehr 
ſchnell in die Halme, und als der König ſie unwillig nach Hauſe ſchickte, kam 
ein paar Monate ſpäter die Revolution, die das alte Preußen zertrümmerte. 

Es gehört zu den beſten Seiten des Geſchichtswerkes, das Treitſchke über 
die Deutſche Geſchichte des neunzehnten Jahrhunderts mehr gedichtet als ge— 


ſchrieben hat, daß es die geheimen Verhandlungen, die von 1815 an zwiſchen 


dem König, den Junkern und der Bureaukratie in der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 


em bekannten Worte durch Mord gemildert ſo könnte die politiſche 
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frage gepflogen wurden, ausführlich nach den Archiven darſtellt. Da Treitſchke 
beweiſen will, daß die damals in Preußen herrſchenden Klaſſen recht daran: 


getan hätten, mit dem Erlaß der Verfaſſung äußerſt vorſichtig zu ſein, ſo 
kramt er alle ihre Gründe ganz treuherzig aus, und ſo viel törichtes Zeug, 


ſo viel reines Angſtprodukt ſich darunter befinden mag, ſo doch auch manche 
höchſt geſcheite Ausführung in dem Sinne, der ſich ſpäter vollkommen erfüllt 
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hat, daß wenn einmal eine Verfaſſung exiſtiere, und wäre es nur in der aller⸗ 


dürftigſten Form, nun auch kein Aufhalten mehr ſei. Das Fürſtentum hat : 
praktiſche Diener, wie Laſſalle einmal ſagt, und dieſe bureaukratiſch⸗feudale 


Oppoſition gegen die Verleihung einer Verfaſſung beſaß zehnmal mehr poli⸗ 


tiſchen Verſtand als die damaligen Liberalen, die ſich feierlich vermaßen, daß 
wenn Majeſtät nur ein klein wenig Konſtitutionalismus verleihen wolle, ſein 


Thron auf einen Felſen von Erz gegründet ſein würde. 


m eine Verfaſſung zu geben, muß ein Deſpot entweder eine ungeheure 


Entſchlußkraft beſitzen, wie ſie noch kein Deſpot beſeſſen hat und am aller⸗ 


wenigſten der gegenwärtige Zar beſitzt, oder er muß das ſteigende Waſſer 
ſchon am Halſe ſpüren. Dies iſt die gute Seite an dem Wiſche, mit dem ſich 


Nikolaus II. von den Sünden ſeines Geſchlechtes loskaufen möchte. 


Zum Parteitag. 
Don K. Kautsky. 


1. Die vertretung der fraktion auf dem parteitag. 


Noch jedem Parteitag ſahen wir bisher mit frohen Erwartungen entgegen, | 
und noch keiner hat getrogen, jeder nützliche Arbeit verrichtet, Hinderniſſe der 


Bewegung aus dem Wege geräumt, neue Kampfesmittel geſchaffen, unſichere 


oder ſtrittige Richtungslinien ſchärfer beſtimmt. Mögen dabei die Geiſter mit⸗ 
unter ſchärfer aufeinander platzen, als ſie ſelbſt beabſichtigen und ihnen lieb 
iſt; wer tiefer gräbt, dem wird jeder Parteitag eine Fundgrube reichen 
Gewinns werden. Und ſo dürfen wir erwarten, daß die Tage von Jena ſich 


ihren Vorgängern würdig anſchließen werden. 


An Gegenſätzen wird es ja auch hier nicht fehlen, aber es werden doch 


nur ſachliche Gegenſätze ſein, namentlich in den beiden Hauptpunkten, die 
uns beſchäftigen werden, der Parteiorganiſation und dem politiſchen 


Maſſenſtreik. 


Die Fragen der Organiſation werden vornehmlich die Praktiker der | 
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Partei auf die Tribüne rufen. Die vorliegenden Abänderungsvorſchläge bes 


abſichtigen ja nicht, die Partei auf eine neue organiſatoriſche Baſis zu ſtellen, 


ſondern nur die beſtehende Organiſation etwas ſtraffer zu geſtalten. Dieſe 


wurde unmittelbar nach dem Sozialiſtengeſetz geſchaffen und trug noch ſeine 
Spuren: ſie war ungemein loſe, um ihre Störung durch behördliche Eingriffe 
möglichſt zu erſchweren; ſie konnte ſo loſe ſein, da die Verfolgungen des 
Sozialeftengeſetzes bewirkten, daß nur die treueſten und bewährteſten Genoſſen 


an der Arbeit in der Organiſation teilnahmen, eine Kerntruppe, deren Zur 


ſammenhalten ſchon durch die Bedürfniſſe des Kampfes erzielt wurde. 
Seitdem ſind fünfzehn Jahre relativen inneren politiſchen Friedens ins 
Land gegangen und die Partei iſt enorm gewachſen; damit haben ſich aber 
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auch ihre Elemente mannigfaltiger geſtaltet. Die Partei iſt nicht mehr eine 
große Familie, die zu ihrem Zuſammenwirken beſonderer Geſetze nicht bedarf. 
Dieſen ungeheuren und mannigfaltigen Körper zuſammenzuhalten zu einheit— 
lichem Tun, müſſen die äußeren Bande etwas ſtraffer gezogen werden. Das 
iſt die natürliche Folge unſeres Wachstums; die Möglichkeit dazu wird aber 
dadurch gegeben, daß, momentan wenigſtens, das Feld des Kampfes der Be— 
hörden gegen uns etwas verſchoben iſt. Glaubten dieſe in den ſiebziger und 
achtziger Jahren noch mit uns fertig zu werden durch einfache Auflöſung 
unſerer Organiſationen und Verfolgungen unſerer Preſſe, ſo haben ſie ſeitdem 
gelernt, daß uns auf dieſem Wege allein recht wenig beizukommen iſt. Sollte 
eine neue Ara energiſchſten Kampfes gegen uns anbrechen, ſo wird er in erſter 
Linie dem beſtehenden Reichstagswahlrecht gelten. Solange dieſer Kampf 
nicht gefochten und ausgefochten wird, haben wir die Möglichkeit, unſere poli- 
tiſche Organiſation ſtraffer zu geſtalten, und wir tun gut, dieſe Möglichkeit 
auszunutzen. 

Aber im Prinzip bleibt dabei unſere Organiſation die gleiche, die ſie bisher 
geweſen. Es kann ſich bei ihrem Ausbau nur um Details handeln, über die 
ausreichend nur derjenige urteilen kann, der mit der praktiſchen Organiſations⸗ 
arbeit hinreichend vertraut iſt. 

Wir haben es daher auch bisher vermieden, in die Diskuſſion darüber ein⸗ 
zugreifen. Aber über zwei Punkte möchten wir uns doch einige Bemerkungen 
erlauben. 

Eine der meiſtumſtrittenen Fragen wird die der Vertretung der Frak⸗ 

tion auf dem Parteitag ſein. Sowohl für wie wider ſind eine Reihe ſehr 
wichtiger Argumente vorgebracht worden. Auf der einen Seite iſt es ſicher 
höchſt wünſchenswert, daß die Fraktion an den Verhandlungen des Parteitags 
teilnimmt. Der Abgeordnete ſoll der Vertreter der Geſamtheit der Partei 
ſein, nicht bloß des einzelnen Wahlkreiſes. Das vornehmſte Mittel, mit ihr 
in Fühlung zu bleiben, iſt aber der Parteitag. Andererſeits aber iſt der par⸗ 
lamentariſche Kampf eine der wichtigſten Funktionen der Partei, und wer ſoll 

darüber am ſachgemäßeſten Auskunft geben können, als wieder die Abgeord— 
neten? Wie die anderen oberſten Parteifunktionäre, Parteivorſtand und Kon⸗ 
trolleure, gehört auch die Fraktion auf den Parteitag. In Oſterreich haben 
ſogar die Redaktionen der Parteiblätter das Recht, Vertreter zum Parteitag 
zu entſenden, jedoch ohne Stimmrecht. 

Aber andererſeits hat der Parteitag nicht bloß die Aufgabe, die Abgeord— 
neten zu kontrollieren, ſondern auch die, ihnen Weiſungen zu geben für ihre 
kommende Wirkſamkeit, ſie erkennen zu laſſen, wie die Mehrheit der Genoſſen 
darüber denkt. Unter Umſtänden kann aber dieſe Erkenntnis bei dem bis⸗ 
herigen Syſtem der Zuſammenſetzung der Parteitage ſehr erheblich verdunkelt 
werden, wenn die Mehrheit der Fraktion in dieſen Punkten anders denkt als 
die Mehrheit der Genoſſen im Lande. Die nächſte Wahl kann die Zahl unſerer 
Abgeordneten ſo ſehr vermehren, daß ſie allein vielleicht ſchon ein Drittel der 
Teilnehmer eines Parteitags zu bilden vermöchten. 

Das iſt ein Bedenken, welches gegen Parteivorſtand und Parteikontrolleure 
nicht zu erheben iſt. Deren Zahl iſt beſchränkt; überdies werden ſie von Jahr 
zu Jahr vom Parteitag ſelbſt neugewählt, während der Abgeordnete ſein Amt 
für fünf Jahre erhält, und zwar nicht bloß von den organiſierten Partei⸗ 
genoſſen, ſondern den Wählern. 
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Wie aus dieſer Zwickmühle herauskommen? Dadurch, daß man an Stelle 
der geſamten Fraktion bloß eine Abordnung derſelben ſetzt? Aber wenn es 


wünſchenswert iſt, daß die Abgeordneten überhaupt auf dem Parteitag er⸗ 
ſcheinen, dann kann die Delegation von ein paar unter ihnen dieſen Zweck 


nicht erfüllen. Und gerade für jenen Fall, daß die Anweſenheit der Ab⸗ 
geordneten auf dem Parteitag deſſen Ergebniſſe verdunkeln könnte, würde ihre 


Erſetzung durch eine bloße Delegation nicht am Platze ſein. Denn jener Fall 


könnte doch nur dann eintreten, wenn über eine Streitfrage die Majorität 
der Fraktion im Gegenſatz ſtände zur Majorität der Genoſſen im Lande, 


In dieſem Falle aber vermöchte die Majorität der Fraktion ausſchließlich ihre 


Anhänger zum Parteitag zu delegieren und die Minorität davon auszu⸗ 
ſchließen. So würden dadurch gerade jene Abgeordneten, die die Mehrheit 


der Partei im Lande repräſentieren, vom Parteitag ferngehalten. Oder will 
man etwa dieſe Delegation durch den Zufall, das Los, beſtimmen laſſen? 


Es ſind noch viele andere Geſichtspunkte zu dieſer Frage vorgebracht 
worden, ſo unter anderem der ſehr erhebliche, daß, wenn die Abgeordneten 
danach trachten müſſen, Mandate zu erhalten, um auf dem Parteitag an⸗ 
weſend zu ſein, dadurch die Zahl der anderen Delegierten verringert wird. 
Mancher Wahlkreis würde dann vielleicht nur durch ſeinen Abgeordneten ver⸗ g 


treten ſein, und das wäre auch kein geſundes Verhältnis. 


Auf alle dieſe Geſichtspunkte ſei hier jedoch nicht weiter eingegangen. Wir f 
haben ſie nur geſtreift, um zu zeigen, wie ſchwierig eine Entſcheidung in dieſern 


Frage iſt. 


Die Frage wird aber noch mehr kompliziert durch eine andere: Jeder Wahl⸗ E 


kreis hat das Recht, die gleiche Anzahl Delegierte zu entſenden. Kann das 


aber nicht auch ein Mittel werden, daß auf dem Parteitag eine Majorität 4 
zutage tritt, die nicht identiſch iſt mit der Majorität in der Partei? Haben 
wir nicht unzählige Male die ſchreiende Ungerechtigkeit denunziert, die darin 


liegt, daß Wahlkreiſe mit 700000 Einwohnern im Reichstag nicht ſtärker ver⸗ 
treten ſind als ſolche mit 40000 Einwohnern? Aber wir ſelbſt bauen unſere 
Parteivertretung nicht bloß auf dieſe ſelbe Ungerechtigkeit auf, ſondern ver⸗ 
ſchärfen ſie noch maßlos; denn die Unterſchiede in der Stärke der Partei 
zwiſchen den einzelnen Wahlkreiſen ſind noch weit größer als die in ihrer 


Bevölkerungszahl. Der 6. Berliner Wahlkreis hat 700000 Einwohner 


und Schaumburg⸗Lippe nur 43000. Aber der 6. Wahlkreis brachte 1903 
79500 ſozialdemokratiſche Stimmen auf, Schaumburg⸗Lippe dagegen 2300. 
Der 6. Wahlkreis hat alſo 16 mal mehr Einwohner, aber 34mal mehr ſozial⸗ 
demokratiſche Wähler als Schaumburg⸗Lippe. Beide Wahlkreiſe haben aber 


das gleiche Recht, 3 Delegierte zum Parteitag zu ſchicken. 


Wie aber das ändern? Es iſt vorgeſchlagen worden, die Zahl der Dele⸗ 


gierten der Wahlkreiſe entweder nach der Zahl ihrer Mitglieder oder der 


ſozialdemokratiſchen Stimmen, die ſie aufgebracht, abzuſtufen, etwa ſo, daß 
die kleinſten nur 1, die größten bis 5 Delegierte entſenden könnten. Das 


würde die Ungleichheit ihrer Vertretung etwas, wenn auch lange nicht ganz 


beſeitigen. Aber dafür wäre nun ein anderer Mißſtand in Kauf zu nehmen. 
Die Parteitage ſollen nicht bloß über innere Parteifragen entſcheiden, ſie 
ſollen auch den Zuſammenhang der Partei ſtärken und den rückſtändigen 


Wahlkreiſen Anregungen geben dadurch, daß ſie die Delegierten aus allen 
Teilen des Reiches zu gemeinſamem Arbeiten vereinigen. Dieſe Einwirkung 
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wird aber um ſo ſtärker werden, je mehr Delegierte gerade die kleineren, 
rückſtändigen Wahlkreiſe entſenden. Für dieſe ſind die Parteitage Schulen, 
durch die ſie neue Kenntniſſe erwerben, ihren Horizont erweitern, den Partei⸗ 
charakter beſſer erkennen lernen. Gerade für den Proletarier wird die Schule 
des Lebens oft wichtiger als das Buchwiſſen. | 

Dieſe Wirkſamkeit der Parteitage wird aber erheblich eingeengt, wenn den 
kleinen Wahlkreiſen die Zahl der Delegierten verkleinert wird. Es wäre daher 
nicht wünſchenswert, das Minimum der Delegiertenzahl zu verkleinern. Ver⸗ 
größerte man aber entſprechend die Delegiertenzahlen der größeren Wahlkreiſe, 
käme man zu abenteuerlichen Ziffern. 

Soll Berlin 6 das Recht haben, 100 Delegierte zu entſenden, weil Schaum⸗ 
burg 3 ſchickt? Schon bei dem heutigen Vertretungsmodus würde der Partei⸗ 
tag zu einer Maſſenverſammlung, die völlig außerſtande wäre, parlamen⸗ 
tariſch zu verhandeln, wenn alle Wahlkreiſe von ihrem Rechte Gebrauch 
machten. Das gäbe faſt 1200 Delegierte. Eine alte Erfahrung ſagt, daß 
eine Verſammlung, die über 400 Mitglieder zählt, aus techniſchen und anderen 
Gründen kaum noch zu parlamentariſchen Verhandlungen fähig iſt. Da geht 
es doch nicht gut an, die Zahl der Delegierten noch erheblich zu vermehren. 

Freilich machen nicht alle Wahlkreiſe von ihrem Rechte Gebrauch, 3 Dele- 
gierte zu entſenden, und man könnte meinen, daß dadurch die Benachteili⸗ 
gung der größeren und ſtärkeren Wahlkreiſe etwas gemildert wird; denn dieſe 
ſind naturgemäß auch die reichſten und können die Delegiertenkoſten am 
eheſten aufbringen. Aber das iſt nur zum Teil richtig. Der Umſtand, daß 
die Entſendung von Delegierten von der Fähigkeit der Wahlkreiſe abhängt, 
die Koſten dieſer Delegation zu tragen, wird gerade ein weiteres Moment, die 
Ungleichmäßigkeit in der Vertretung der Genoſſen auf dem Parteitag zu ver⸗ 
ſtärken. Denn die Fähigkeit, die Delegationskoſten zu tragen, wächſt nicht nur 
mit den finanziellen Mitteln des Wahlkreiſes, ſondern auch mit der zunehmenden 
Geringfügigkeit dieſer Koften. Am geringfügigſten ſind dieſe für die Genoſſen 
am Kongreßort ſelbſt und in ſeiner Umgebung. Dieſe Wahlkreiſe werden 

naturgemäß immer am ſtärkſten vertreten ſein. So wird der Charakter eines 
Parteitags auch durch das geographiſche Moment beſtimmt, die Lage des 
Kongreßortes. 

Alles das ſind Umſtände, die einmal bewirken könnten, daß ein Parteitag 
nicht den getreuen Repräſentanten der Stimmung der Mehrheit bildete. 

Aber wie dieſen ſtörenden Umſtänden abhelfen? Sie alle ſcheinen uns 
ſchwer überwindlich, wenn wir daran feſthalten, daß der bisherige Modus der 
Abſtimmungen auf den Parteitagen nach Perſonen der einzige ſei, der in 
Betracht kommen könne. Dagegen verſchwinden dieſe Schwierigkeiten ſofort, 
wenn man einen neuen Abſtimmungsmodus einführt, ſtatt nach Perſonen 
nach Wahlkreiſen abſtimmen läßt. 

Ein derartiges Abſtimmungsverfahren iſt nichts Unerhörtes. Etwas Ahn⸗ 
liches haben wir ſchon auf vielen Gewerkſchaftskongreſſen, namentlich inter⸗ 
nationalen, geſehen, wo nicht nach Köpfen, ſondern nach Organiſationen 
abgeſtimmt wird. Jede Organiſation repräſentiert ſo viel Stimmen, als ſie 
Mitglieder zählt. Auch auf den internationalen Sozialiſtenkongreſſen wird 
bekanntlich nach Nationen, nicht nach Köpfen abgeſtimmt. 

Das Verfahren brauchte gar kein kompliziertes zu ſein. Die Delegierten 
der einzelnen Wahlkreiſe würden ſich noch leichter untereinander über ihre 


752 Die Neue Zeit. 


Abjtimmung verſtändigen, als die der einzelnen Nationen auf internationalen 
Kongreſſen. Wo nur zwei Delegierte ſind und dieſe ſich nicht einigen können, 
fällt die Stimme des Wahlkreiſes aus. Das Reſultat iſt in dieſem Falle das⸗ 
ſelbe wie nach dem bisherigen Modus, wo auch die eine Stimme die andere 
aufheben würde. | j 

Wird aber nach Wahlkreiſen abgeſtimmt, ſo bekommt man damit die Mög⸗ 
lichkeit, jedem Wahlkreis jo viel Stimmen zuzurechnen, als ihm nach feiner 
Stärke zukommen, ohne an der Zahl der Delegierten das geringſte zu ändern. 
Auf dieſe Weiſe wird es möglich, daß bei den Abſtimmungen auf dem Partei⸗ 
tag die Genoſſen jedes Wahlkreiſes ſo viel Gewicht in die Wagſchale legen, 
als ihnen gebührt. Wie ſtark dann die Fraktion auf dem Parteitag vertreten 
ſein, wie ungleichmäßig die Stärke der Partei in den einzelnen Wahlkreiſen 
ſich geſtalten mag, wie ungleichmäßig ihre Vertretung infolge der finanziellen 
Momente, das alles kann dann nicht hindern, daß die Anſchauungen der 
Genoſſen bei den Abſtimmungen ſo getreu zur Geltung kommen, als beim 
Repräſentativſyſtem möglich. | 

Nebenſächlich ift es, ob man die Stärke der Wahlkreiſe nach der Zahl der 
organiſierten Genoſſen oder nach den Stimmen bemißt, die bei der Reichs⸗ 
tagswahl abgegeben worden. Der letztere Maßſtab wäre wohl der einheit⸗ 
lichere für das ganze Reich. Die Organiſationsbedingungen in den einzelnen 
deutſchen Vaterländern ſind zu verſchieden. 

Man braucht nicht zu befürchten, daß bei dieſem Stimmverfahren zu viel 
Zeit verloren ginge. Es wäre ja nicht abſolute mathematiſche Genauigkeit bis 
auf die letzte Einheit bei der Summierung der Stimmenzahlen notwendig. 
Es genügte, für den Fall, daß nach der Zahl der Reichstagsſtimmen ent⸗ 
ſchieden würde, nur die Tauſende zu zählen. Um bei unſerem Beiſpiel zu 
bleiben, ſo hätte Schaumburg⸗Lippe 2 Stimmen und der 6. Berliner Wahl⸗ 
kreis 79. Aber es würde auch hinreichen, etwa nur auf je 5000 Stimmen 
und Bruchteile davon eine Stimme zu geben. Dann erhielte Schaumburg⸗ 
Lippe trotz der 3 Delegierten, die ihm zuſtänden, 1 und Berlin 6 bei eben ſo 
vielen Delegierten deren 16; die Mehrzahl der durch Delegierte vertretenen 
Wahlkreiſe 2 bis 3. 

Die Zahl der Stimmen jedes Wahlkreiſes für den Parteitag könnte ſofort 
nach jeder allgemeinen Reichstagswahl feſtgeſtellt werden und würde bis zur 
nächſten Wahl gelten. 

Selbſtverſtändlich wäre auch in dieſer vereinfachten Form das Verfahren 
immer noch zu kompliziert, um bei jeder Abſtimmung vorgenommen zu 
werden. Das wäre indes gar nicht nötig. Auch auf den internationalen 
Kongreſſen wird vielfach nach Köpfen abgeſtimmt. Nur bei wichtigen Ent⸗ 
ſcheidungen kommt es zur Abſtimmung nach Nationen. Dieſe vertritt die 
namentliche Abſtimmung. So wäre es vollſtändig hinreichend, wenn man die 
Möglichkeit ſchüfe, ſobald eine beſtimmte Anzahl Delegierte es verlangt, nach 
Wahlkreiſen abzuſtimmen. 

Auch die Wahl der Parteifunktionäre — Vorſtand und Kontrolle — 
könnte nach Wahlkreiſen geſchehen. Man brauchte bloß den Delegierten eines 
jeden Wahlkreiſes ſo viele Stimmzettel auszufolgen, als ſie Stimmen auf dem 
Parteitag haben. 

Im Organiſationsſtatut könnte natürlich dieſer Abſtimmungsmodus 
keinen Platz finden. Er müßte in der Geſchäftsordnung feſtgeſetzt werden, 
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an der Stelle des jetzigen Punkt 7. Damit aber würden unſeres Erachtens 

alle Einwendungen hinfällig, die gegen den bisherigen Vertretungsmodus auf 

den Parteitagen vorgebracht wurden. An dem brauchte nichts geändert zu 

werden. / 
2. Die Zufammenfegung des Parteivorftandes. 

Die Frage der Vertretung der Fraktion auf dem Parteitag hat den meiſten 
Staub aufgewirbelt. Viel weniger eine andere, die uns nicht weniger wichtig 
erſcheint, die der Zuſammenſetzung des Parteivorſtandes. Hier wären 
vor allem die Erfahrungen zu berückſichtigen, die wir in der letzten Zeit über 
das Verhältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaften gemacht haben. 

Der Kölner Gewerkſchaftskongreß war uns eine ernſte Mahnung, und es 
wäre das Verkehrteſte, wollten wir, um das gute Verhältnis zwiſchen Partei 
und Gewerkſchaften aufrecht zu halten, uns jenen Beſchwichtigungshofräten 
zugeſellen, die da erklären, das Verhältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaften 
ſei das denkbar beſte. Nein, die Gefahr ihrer wachſenden Entfremdung liegt 
vor, und darum iſt es unſere dringendſte Aufgabe, alles aufzubieten, um 
dieſem Prozeß entgegenzuwirken. 

Man laſſe ſich dabei nicht beirren durch den Ruf, daß die Partei nicht 
das Recht habe, in das innere Leben der Gewerkſchaften einzugreifen. Es 
handelt ſich hier nicht um die Aufgaben der Gewerkſchaften, ſondern um 
die Aufgaben der Parteigenoſſen in den Gewerkſchaften. Nicht darum, ob 
die Gewerkſchaften, ſondern ob die Parteigenoſſen in den Gewerkſchaften 
neutral ſein ſollen, ob ſie nicht vielmehr die Pflicht haben, in den Gewerk— 
ſchaften, wie überall, als Sozialdemokraten aufzutreten und ſozialdemo— 
kratiſches Denken zu verbreiten. Darüber zu urteilen iſt der Parteitag kom— 
petent, und ſollte er auf dieſe Frage zu ſprechen kommen, wird er es wohl 
an der nötigen Betonung dieſer Verpflichtung für alle gewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierten Parteigenoſſen nicht fehlen laſſen. 

Die Kräftigung des ſozialiſtiſchen Geiſtes in den Gewerkſchaften und das 
Zuſammenarbeiten dieſer mit der Partei würde aber ſehr gefördert, wenn im 
Parteivorſtand Genoſſen ſäßen, die in der gewerkſchaftlichen Bewegung praktiſch 
tätig ſind. 

Es wäre überhaupt wünſchenswert, daß im Parteivorſtand alle Seiten des 
proletariſchen Klaſſenkampfes ihre Vertretung fänden. In den Parteileitungen 
der meiſten ſozialdemokratiſchen Parteien des Auslandes iſt das mehr oder 
weniger der Fall. In der Leitung der deutſchen Sozialdemokratie Oſterreichs 
zum Beiſpiel iſt nicht bloß die Reichsratsfraktion vertreten, ſondern auch 
die Parteipreſſe, die Gewerkſchaften, mitunter auch die Frauen— 
bewegung, ja — horribile dietu — wir finden darin ſogar Genoſſen, die 
leitende Stellungen in Konſumvereinen und Krankenkaſſen einnehmen. 
Natürlich werden ſie nicht von dieſen Inſtitutionen entſendet, ſondern als 
Parteigenoſſen vom Parteitag gewählt. Ihre Haltung und Befähigung als 
Parteigenoſſen kommt in erſter Linie in Betracht. Aber man legt bei ihrer 
Auswahl Wert darauf, daß möglichſt alle Seiten der Arbeiterbewegung da— 
durch zu einer Vertretung in der Parteileitung kommen, ähnlich wie bei uns 
die Kontrolleure auch vom Parteitag, nicht von den Organiſationen einzelner 
Gegenden gewählt werden, bei ihrer Auswahl aber getrachtet wird, möglichſt 
allen Teilen des Reiches zu einer Vertretung in der Kontrollkommiſſion zu 
verhelfen. 


754 Die Neue Zeit, 

Der Vorſtand unſerer Partei iſt dagegen eine ausſchließlich parlamen⸗ 
tariſche Körperſchaft geworden. Nur die Reichstagsfraktion iſt darin ver⸗ 
treten. Das mochte früher nicht viel ausmachen, wo alle unſere Inſtitutionen 
kleiner, die Arbeitsteilung und Spezialiſierung in der Arbeiterbewegung nicht 
weit vorgeſchritten waren. Heute nimmt jedes ihrer Gebiete den Menſchen 
vollſtändig gefangen, erlaubt ihm nur mühſam und unvollſtändig die anderen 
Gebiete zu verfolgen. So werden die Parlamentarier des Parteivorſtande A 
von der Parteiarbeit und den parlamentariſchen Aufgaben, zu denen bei 
manchen noch die von Stadtverordneten kommen, völlig abſorbiert. Es iſt 
ganz menſchenunmöglich, daß ſie auf allen anderen Gebieten ſo ſattelfeſt ſind, 
daß ſie die Mitarbeit von Genoſſen entraten könnten, die dort ihr ſpezielles 
Arbeitsgebiet gefunden haben. So eifrig ſie auch die anderen Gebiete durch 
Lektüre und perſönliche Informationen ſtudieren, ſie werden nicht immer das 
erfahren, was gerade für die Parteileitung das wichtigſte: die nötige Be⸗ 
leuchtung der werdenden Dinge. Gewordene Dinge, vollzogene Tatſachen 
ſind höchſt hartnäckiger Natur, ſie laſſen ſich wohl kritiſieren, aber meiſt ſchwer 
ändern, nie ohne Friktionen. Werdenden Dingen gegenüber iſt eine Beein⸗ 
fluſſung leichter und in der Regel ſchmerzloſer, als gewordenen. Um die 
werdenden richtig abzuſchätzen, kann man aber, namentlich bei ſo großen 
Körperſchaften wie den Gewerkſchaften, das Urteil derjenigen nicht entbehrt 
die praktiſch mitten in ihnen drinſtehen. 

Man wird vielleicht befürchten, daß durch das Eindringen von gewerk⸗ 
ſchaftlichen und anderen Elementen in den Parteivorſtand dieſer mit konſer⸗ 
vativen Tendenzen erfüllt werde, die ſich in den ökonomiſchen Inſtitutionen 1 
leichter und ſtärker entwickeln als in den politiſchen. Aber man vergeſſe 
nicht, daß dieſe Inſtitutionen auf die Partei in jedem Falle einwirken. Die 
Mehrzahl ihrer Mitglieder ſind Parteigenoſſen, und zwar nicht die ſchlech⸗ 
teſten, und wenn ſie einen konſervativen Geiſt entwickeln, ſo wirkt das auf 
die Genoſſen und damit auf die Partei zurück. Aber eben darum haben wir 
alle Urſache, uns um die Genoſſen in dieſen Organiſationen zu kümmern, und 
dürfen wir ſie nicht aus mißverſtandener Neutralität einfach allen Einflüſſen 
überlaſſen, die dort auf ſie einwirken. So viel Zutrauen zu der Kraft des 
politiſchen Klaſſenkampfes müſſen wir aber haben, daß dieſe ſich ſtark genug 
erweiſt, die konſervativen Tendenzen der ökonomiſchen Inſtitutionen zu über⸗ 
winden, ſobald wir uns einmal dahinter machen, darauf zu achten, daß die 
Tätigkeit der Genoſſen in ihnen mit unſeren großen Prinzipien im Einklang 
bleibt. 7 
Das eben geäußerte Bedenken, daß der Parteivorſtand durch die Einführung 
gewerkſchaftlicher und anderer Elemente konſervativer werde, könnte höchſtens 
dann gerechtfertigt ſein, wenn nicht der Parteitag, ſondern die ökonomiſchen 
Inſtitutionen ſelbſt deren Auswahl zu treffen hätten. Davon kann aber 
natürlich aus den mannigfachſten Gründen keine Rede ſein. Niemand wird 
aber leugnen wollen, daß unter unſeren Gewerkſchaftern alle Richtungen ver⸗ 
treten ſind, der Parteitag daher ſtets in der Lage iſt, jene Richtung anten 
ihnen in den Vorſtand zu berufen, die der Mehrheit entſpricht. e 

Hält man es aber für notwendig, den Parteivorſtand mannigfaltiger zu 
geſtalten, dann muß man auch im Organiſationsſtatut die Möglichkeit dazu 
ſchaffen. Niemand denkt daran, einen Perſonenwechſel im jetzigen Vorſtand 
vorzunehmen. Aber ſelbſt wenn man einen ſolchen Wechſel vornehmen wollte, 
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würde damit die Möglichkeit, die Parteileitung mannigfaltiger zu geſtalten, 
nicht gegeben. Denn daß die politiſche, alſo die parlamentariſche Tätigkeit 
im Vorſtand einer politiſchen Partei ſtets die erſte Violine zu ſpielen hat, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Man müßte alſo wieder Parlamentarier in den Vorſtand 
wählen, und dieſe wären von ihren Arbeiten wieder ſo abſorbiert, daß ſie 
nicht vermöchten, daneben noch auf anderen Gebieten praktiſch tätig zu ſein. 

Will man den Parteivorſtand mannigfaltiger geſtalten, dann kann dies 
nur dadurch geſchehen, daß man ihn erweitert, daß man zu ſeinen jetzigen 
Mitgliedern neue hinzufügt. 

Der deutſch⸗öſterreichiſche Parteivorſtand iſt 8 Mann ſtark — von denen 
mitunter einer eine Frau war — ohne die 8 Kontrolleure; und doch hat dieſer 
Vorſtand nur die Geſchäfte des deutſchen Teiles der öſterreichiſchen Bewegung 
zu beſorgen. Da ſollte man annehmen, daß für die Leitung der viel größeren 
Sozialdemokratie des Deutſchen Reiches 11 bis 13, ja ſelbſt 15 Mitglieder nicht 
zu viel wären. Man muß bedenken, daß der größeren Mannigfaltigkeit des 
Parteivorſtandes auch eine Vermehrung der Mannigfaltigkeit, damit aber auch 
der Zahl ſeiner Geſchäfte folgen, daß damit manches neue Arbeitsgebiet ſich 
ihm erſchließen dürfte. 

In welcher Weiſe man dieſe Erweiterung vollzöge, ob man neue Sekretäre 
einſtellte oder aber nur die Zahl der Beiſitzer vergrößerte, iſt eine praktiſche 
Frage, die uns hier nicht zu beſchäftigen braucht. Für uns iſt jetzt nur die 
Tatſache wichtig, daß eine derartige Vergrößerung des Parteivorſtandes um 
4 bis 8 Mitglieder dem Parteitag die Möglichkeit böte, Vertreter der Gewerk— 
ſchaften, der Parteipreſſe, der Frauenbewegung, vielleicht noch anderer Spezial⸗ 
gebiete des proletariſchen Emanzipationskampfes in den Parteivorſtand zu ent⸗ 
ſenden. Eventuell nur mit beratender Stimme, wenn man fürchtet, die neuen, 
mit der Parteiverwaltung noch nicht vertrauten Elemente könnten den Partei⸗ 
vorſtand überfluten und durch übermäßigen Tatendrang gefährliche Experimente 
und Schwankungen herbeiführen. Es würde genügen, wenn ſie das Recht 
beſäßen, jederzeit in der Parteileitung gehört zu werden, und das Mittel 
würden, eine engere Fühlung zwiſchen den verſchiedenen Gebieten der prole⸗ 
tariſchen Bewegung herbeizuführen und ihr planmäßiges Zuſammenwirken 
zu erleichtern. 

Daß in dieſer Beziehung etwas geſchehen muß, dafür iſt der Kölner Ge⸗ 
werkſchaftskongreß ein warnendes Menetekel. 

Natürlich iſt es unmöglich, vorherzuſehen, wie der Parteitag in dieſen und 
den anderen Fragen der Organiſation ſchließlich entſcheiden wird. Aber aus 
der Richtung der Maſſe der Anträge dazu kann man ſchon erſehen, daß ſie 
alle das gleiche Streben zeigen wie die Vorſchläge der Organiſationskommiſſion, 
ja eher es noch ſchärfer betonen: das Streben, die Organiſation der Partei 
ſtraffer und einheitlicher zu geſtalten. Wir dürfen daher mit gutem Fug er⸗ 
warten, daß der Parteitag hier nützliche Arbeit ſchaffen und die organiſato⸗ 
riſchen Grundlagen der Partei befeſtigen wird. 


3. der Maffenftreik. 

Mit dem größten Vertrauen dürfen wir auch den Verhandlungen des 
Parteitags über den Maſſenſtreik entgegenſehen. Wohl kann man hier 
noch weniger vorausſagen als in der Frage der Organiſation, wie die Be⸗ 
ſchlüſſe des Parteitags ausfallen werden. Hier beſtehen unter den Genoſſen 
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nicht bloß Differenzen über die Details, ſondern weitgehende Gegenſätze über 
die grundlegenden Fragen ſelbſt. Das iſt kein Wunder, wenn man erwägt, 
wie neu noch die Idee des politiſchen Maſſenſtreiks für die große Mehrzahl 
der Parteigenoſſen iſt und wie relativ wenig zahlreich noch die praktiſchen Er⸗ 
fahrungen, auf die man ſeine Schlußfolgerungen bauen kann. 1 
Es gibt vielleicht keine andere Frage der Parteitaktik, über die in unſeren 
Reihen augenblicklich die Meinungen ſo ſehr auseinandergehen und in der 
noch vieles ſo dunkel iſt, die Tatſachen ſo deutbar ſind. Man kann hier im 
ganzen und großen nicht weniger als fünf Richtungen in unſerer Partei untere 
ſcheiden. 1 
Einmal diejenige, die noch auf dem Standpunkt ſteht, der Generalſtreik 
ſei Generalunſinn, die ihn unbedingt, unter allen Umſtänden verwirft. Dieſe 
Anſchauung, noch vor wenigen Jahren die weitaus überwiegende, iſt unter 
dem Eindruck der Erfahrungen der letzten Zeit in raſchem Rückgang begriffen, 
ſcheint aber immer noch ziemlich ſtark zu ſein. 1 1 
Dann die zweite, die den politiſchen Maſſenſtreik nicht unbedingt verwirft, 
aber ihn für Deutſchland entſchieden ablehnt, weil hier ſeine Bedingungen 
nicht gegeben und auch in abſehbarer Zeit ausgeſchloſſen ſeien. 75 
Neben dieſen beiden Richtungen, die den Maſſenſtreik ablehnen, haben wir 
nicht weniger als drei, die ihn befürworten. Da zunächſt die Richtung, deren 
bekannteſter Repräſentant in Deutſchland Friedeberg iſt, die ſich an die 
anarchiſtiſche Anſchauung vom Generalſtreik anlehnt, trotzdem aber auch in 
unſeren Reihen mehr oder weniger bewußte Anhänger gefunden hat. = 
Dieſer ſteht gegenüber jene Auffaſſung, die bisher ihren ſyſtematiſcheſten 
Ausdruck in der Schrift der Genoſſin Roland⸗Holſt gefunden hat. Daneben 
kommt endlich noch eine dritte Richtung in Betracht, die man wohl als die 
Katzenſtein⸗Bernſteinſche bezeichnen kann. * 
Wodurch unterſcheiden ſich dieſe drei Richtungen? Alle drei ſtehen der 
Idee des Maſſenſtreiks ſympathiſch gegenüber. Aber die erſtere, die halb ⸗ 
anarchiſtiſche, wie die letztere, nehmen an, wenn ich ſie recht verſtanden habe, 
daß der politiſche Maſſenſtreik ähnlichen Bedingungen unterliegt und eine 
ähnliche Taktik erfordert wie der gewöhnliche, ökonomiſche Streik. Seine Vor⸗ 3 
bedingungen ſeien eine ausreichende gewerkſchaftliche Organiſation, ein 
energiſches Klaſſenbewußtſein ſowie das Vorhandenſein eines rückſichtsloſen 
Gegners. Wo dieſe Bedingungen gegeben ſind, da könnne man den Maſſen⸗ 
ſtreik ebenſo inſzenieren wie jeden anderen Streik und eventuell wieder ab⸗ 
brechen. Dieſe beiden Richtungen unterſcheiden ſich jedoch dadurch, daß die 
eine dem Streik gegenüber den Parlamentarismus vernachläſſigt, und daß fie 
jenen als das ſouveräne Mittel betrachtet, das Proletariat mit revolutionärem 
Drange zu erfüllen und revolutionäre Situationen herbeizuführen, indes die 
andere Richtung im Gegenteil den Parlamentarismus ſowie Friedlichkeit und 
Geſetzlichkeit über alles ſchätzt und im Maſſenſtreik ein legales und friedliches 
Mittel ſieht, dort, wo der Parlamentarismus auf demokratiſcher Grundlage 
zu verſagen droht, ihn zu ſtärken und ſein gedeihliches Wirken zu ſichern. 2 
Die dritte Richtung ſieht in ihm weniger ein legales und friedliches Preſſions⸗ 7 
mittel, als vielmehr ein revolutionäres Kampfmittel; wohl könne er unter um ⸗ 
ſtänden als erſteres dienen, in den modernen militariſtiſchen Großſtaaten dürfte er 
aber nur als revolutionäres Mittel in Betracht kommen. Aber gerade weil der 
Maſſenſtreik ein revolutionäres Mittel iſt, wird er — wenigſtens in modernen 1 
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Großſtaaten mit einer zentraliſierten Bureaukratie und ſtarken Armee und bei 
hochgeſpannten Klaſſengegenſätzen — ein untaugliches, ja ein verderbliches 
Mittel in nichtrevolutionären Zeiten, ein Mittel, deſſen Anwendung in ſolchen 
Zeiten nur bewirken könnte, die Organiſationen der Arbeiter zu gefährden, 
unter Umſtänden zu vernichten. Es war ein ſehr geſunder Inſtinkt, der die 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter Deutſchlands bis vor kurzem den Gedanken des 
politiſchen Maſſenſtreiks ablehnen ließ. 

Wenn ſie dieſe Ablehnung jetzt immer mehr fahren laſſen, geſchieht es des— 
wegen, weil die Verhältniſſe ſich ändern und die Notwendigkeit an ſie heran— 
tritt, mit der Möglichkeit, ja Wahrſcheinlichkeit revolutionärer Situationen zu 
rechnen und dafür kampfbereit zu ſein. 

Das ſind die fünf Auffaſſungen des Maſſenſtreiks, die in der deutſchen 
Sozialdemokratie zu finden ſind. Sie treten nicht immer ſo ſcharfumriſſen 
auf, da ja der Gedanke noch neu, noch in voller Gärung begriffen iſt. Aber 
im ganzen und großen wird man alle die verſchiedenen Auffaſſungen in 
unſeren Reihen auf dieſe fünf Grundtypen zurückführen können. 

Daneben kommen aber noch jene Genoſſen in Betracht, die ſich über den 
Maſſenſtreik gar nicht äußern und nicht äußern wollen, ſondern meinen, ſo 
etwas tut man, von ſo etwas ſpricht man nicht. Je weniger man darüber 
rede, um ſo beſſer. Kommt Zeit, kommt Rat. 

Wie immer der Parteitag ſchließlich entſcheiden mag, dieſe letztere Rich— 
tung wird dort ſicher nicht auf ihre Koſten kommen. Alle Verſuche, die Dis⸗ 
kuſſion des Maſſenſtreiks zu unterbinden, ſind bisher fehlgeſchlagen, haben 
das Gegenteil erreicht, dieſe Diskuſſion auf das lebhafteſte angeregt. Die 
Verhandlungen des Parteitags werden ſie aufs neue beleben und in die ent⸗ 
legenſten Enden der Partei tragen. Aber wir dürfen erwarten, daß er noch 
mehr leiſten wird, wie immer ſein ſchließliches Urteil über den Maſſenſtreik 
lauten mag. Er wird nicht bloß das Intereſſe für die Frage des Maſſenſtreiks 
aufs höchſte ſteigern, ſeine Verhandlungen werden auch dahin wirken, die Frage 
ſelbſt präziſer zu geſtalten, die Diskuſſion darüber auf ein höheres Niveau zu 
heben und eine Menge von Mißverſtändniſſen aus ihr hinwegzuräumen. 

Mag dabei der Kampf der Geiſter noch ſo heftig entbrennen, was ſchadet's! 
Es wird um große Dinge dabei geſtritten werden. Und nur der Kampf um 
kleine Differenzen wirkt lähmend und degradierend. Dagegen wachſen die 
Partei und ihre Glieder mit den größeren Zwecken, die ſie ſich ſetzen, um die 
ſie kämpfen. 

So dürfen wir erwarten, daß der Parteitag ſich würdig erweiſen wird der 
großen hiſtoriſchen Situation, in der er tagt; daß der befreiende revolutionäre 
Geiſt, der das Proletariat der ganzen Welt durchweht, auch die Verhand— 
lungen von Jena beherrſchen wird. 

Noch nie, ſeit dem Beſtehen unſerer Partei, hat einer ihrer Parteitage in 
einer ſo gewaltigen revolutionären Situation getagt, wie der jetzigen. Selbſt 
die Ereigniſſe von 1870 und 1871 verblaſſen gegenüber denen der ruſſiſchen 
Revolution. Damals fiel das Kaiſerreich beim erſten Rucke zuſammen, aber 
nur um einer Republik Platz zu machen, die nicht viel mehr iſt als das 
Kaiſerreich ohne Kaiſer. An die Herrſchaftsinſtitutionen, Bureaukratie und 
Armee, wurde gar nicht gerührt. Und die Erhebung der Pariſer Kommune, 
ſo herrlich ſie war, bedeutete doch nur die Empörung einer einzigen Stadt für 
ein paar Wochen. 
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In Rußland dagegen haben wir eine Revolution, die die Grundfeſten des 
ganzen Staates aufs tiefſte erſchüttert und die gerade die Herrſchaftsinſtitu⸗ 
tionen, Bureaukratie und Armee, völlig desorganiſiert. Eine Revolution, in 
der das Proletariat nicht bloß einer Stadt, ſondern aller großen Städte 
des Reiches kämpft, nicht wochenlang, ſondern monatelang — wahrſcheinlich 
jahrelang. Eine Revolution, in der von Anfang an das induſtrielle Prole⸗ 
tariat die mächtigſte Triebkraft bildet. | 
Aber nicht nur nach ihrer Ausdehnung und Bedeutung, ſondern mehr 
noch nach den Konſequenzen, die ſie nach ſich ziehen muß, unterſcheidet ſich 
die heutige Revolution Rußlands von der Frankreichs 1870/71. Dieſe bildete, 
trotz des gelegentlichen ſtarken Hervortretens eines ſozialiſtiſchen Proletariats, 
den Abſchluß der Ara der bürgerlichen Revolutionen in Europa. Die 
ruſſiſche Revolution bildet, trotz des bürgerlichen Charakters, den ſie noch 
trägt, den Beginn der Ara der proletariſchen Revolutionen, der wir ent⸗ 
gegengehen. Die Ereigniſſe von 1870/71 brachten daher Ruhe für ganz 
Europa, die Konſolidierung feiner Verhältniſſe; eröffneten für Europa, mit 
der einzigen vorübergehenden Ausnahme Rußlands und der Türkei, ein Zeit⸗ 
alter des Friedens und ungeſtörter ökonomiſcher Entwicklung. # 
Die Ereigniſſe von 1905 dagegen bringen alle Verhältniſſe ins Wanken, 
jo feſt fie bisher erſcheinen mochten, fie bergen in ihrem Schoße Krieg, Teuer 
rung, wo nicht Hungersnot, gewaltſamen Umſturz der gegebenen geſetzlichen 
Ordnungen durch Junker und Scharfmacher, gewaltſamen Widerſtand des 
Proletariats, revolutionäre Situationen aller Art. f > 
Wie raſch heute ſolche Situationen in Ländern auftauchen, wo geſtern 
noch alle Welt ſie für unmöglich gehalten hätte, zeigt jetzt wieder Ungarn. 
Noch wiſſen wir nicht, welche Formen des Kampfes, welche Aufgaben aus 
dieſem gärenden Hexenkeſſel für uns hervorkommen werden. Aber eines iſt 
ſicher: auf alles andere müſſen wir eher gefaßt ſein, als auf die gemütliche 
Fortdauer des augenblicklichen Zuſtandes. Kein Politiker wird eher Schiff⸗ 
bruch leiden als derjenige, der nur mit den Zuſtänden rechnet, wie ſie gerade 
beſtehen. 1 
Heute heißt es jeden Moment auf überraſchungen gefaßt ſein; heißt es 
ſtets die Augen offen haben, jede Anderung des politiſchen Horizonts genau 
beachten, ſich ſtets bereit halten für die äußerſten Anforderungen, denn das 
politiſche Barometer deutet auf Sturm. 4 
Und als eine Prüfung der Ausrüſtung des Parteiſchiffs vor dem Sturme 
begrüßen wir den Jenaer Parteitag! 3 


Die „Gerichtschronik“ in der Parteipreffe. 
Von Mich. Zursky. 


Im achtzehnten Jahrhundert hatte der deutſche Spießbürger keine Preſſe, 
die wie jetzt ihm jeden Morgen breitſpurig über die „merkwürdigen Fälle“, 
die in ſeiner Vaterſtadt vorkamen, berichtete — er brauchte ſie ja auch nicht. 
Damals lebte die Juſtitia mitten im Volke, jeden Tag war da auf dem Markte, 
auf dem Rathaus für die Neugierigen etwas zu ſehen. Da ſtand einer am 
Pranger oder ſaß im Käfig. Dann und wann wurde ein Dieb in der ihm 
„von Rechts wegen gebührenden“ Tracht herumgeführt oder mußte zum großen 


12 
* 
* * 

9 


Mich. Sursky: Die „Gerichtschronik“ in der Parteipreſſe. 759 


Gaudium der Bevölkerung einen Ritt auf dem Eſel durch Dorf und Stadt 
machen. Prächtige und — gottlob — nicht ſeltene Schauſpiele waren endlich 
die Hinrichtungen. Da war die ganze Stadt und Umgegend vom grauen 
Morgen an zur Stelle; man erzählte, man erläuterte den Fall, man unter- 
richtete ſich über alle Einzelheiten des Verbrechens. 

In unſerem Zeitalter vollziehen die irdiſchen Vertreter der göttlichen Ge— 
rechtigkeit ihr Amt hinter Mauern, als ob ſie ſich ihrer Tätigkeit ſelbſt ſchämten: 
die Hinrichtung iſt längſt „intramuran“ geworden, geprügelt wird nur in 
Zuchthäuſern und, was gewiß eine falſche Sentimentalität iſt, erſt nach einem 
ärztlichen Gutachten. Man ſteckt keinen mehr in einen Käfig auf dem Markte, 
ſondern ſchreibt Dunkelarreſt vor. Man ſcheut ſich, öffentlich zu brandmarken, 
aber der „Vermerk“ in den Papieren, die „überweiſung an die Landespolizei⸗ 
behörde“ genügt vollkommen. So ſind die Zeiten andere geworden, aber die 
müßige Neugierde der Menſchen, die Leidenſchaft, mit der man über die 
ſtädtiſche Skandalchronik unterrichtet ſein will, iſt dennoch dieſelbe geblieben, 
wenn nicht in höherem Maße geſtiegen. Was früher von einem Nachbarn dem 
anderen erzählt ward, das erfährt man jetzt aus der Preſſe. Bereits im vorigen 
Jahrhundert begann dieſer Unfug. Buntfarbig malte man das „in dieſer Nacht“ 
begangene Verbrechen mit allen Einzelheiten aus. Scharfſinnige Vermutungen 
wurden ausgeſprochen, wer denn der Täter ſein möchte. Wurde einer aber 
ergriffen, fo beſchäftigte man die Leſer mit ſeiner Perſönlichkeit und Vergangen— 
heit, ſeinen Anſichten und Anſchauungen. Man kümmerte ſich natürlich wenig 
um die Wahrheit, vor allem mußte der Täter zu einer „romantiſchen“ Perſon 
gemacht werden. Ganze Spalten nahm die Gerichtschronik in Anſpruch. So 
entwickelte ſich allmählich jener dankenswerte Kreis von Leſern, die nach der 
Zeitung nur ſchauen, um zu leſen, „wer ſich da geſtern erhängt hat und wer 
totgeſchlagen iſt“. Und man begnügt ſich nicht mit dem, was ſich in der eigenen 
Stadt ereignete, wäre ſie auch eine Weltſtadt. Die ſogenannten ſenſationellen 
Prozeſſe ſind längſt ein „Gemeingut der Nationen“ geworden, die Zeitungen 
ſchrecken nicht zurück vor den Koſten und kommandieren den „eigenen“ Bericht⸗ 
erſtatter von einem Ende Europas an das andere, um ſich ganze Seiten tele 
graphieren zu laſſen, wenn nur ein Prozeß „intereſſant“ zu ſein verſpricht. 

Von ſozialdemokratiſcher Seite wird immer darauf hingewieſen, wie kultur⸗ 
ſchädlich die parteiloſe Preſſe iſt, wie ſie die Leſer vom politiſchen Denken und 
Fühlen entwöhnt. Seine Anziehungskraft verdankt dieſes elende Produkt des 
Kapitalismus unter anderem ſeiner „reichen“ Gerichtschronik. Fürwahr, dieſe 
Preſſe begeht nach dem Worte Laſſalles „das höchſte Verbrechen“, denn „ſie 
vergiftet um ſchnöden Gewinſtes willen alle Brunnen des Volksgeiſtes und 
kredenzt dem Volke den geiſtigen Tod aus tauſend Röhren“. 

1 Von den Kriminaliſten wurde der Einfluß dieſer Schundpreſſe auf die Kriminalität 
vielfach und früh erwieſen. Die Schauderromane ſind minder gefährlich, denn ſie ſind nicht 
ſo zugänglich für die breiten Maſſen des Publikums als die billige Zeitung. Einen inter⸗ 
eſſanten Vortrag hielt darüber Dr. P. Aubry auf dem internationalen Kongreß „gegen die 
unſittliche Preſſe“ (Lauſanne 1893): „De l' influence contagieuse de la publicité 
des faits criminels.“ Abgedruckt in „Archives d'anthropologie criminelle“, 1893, 
Band 8, Seite 565. Darin auch die ältere Literatur angezeigt. 

Von beſonderer Schädlichkeit ſind die „ausführlichen“ Berichte für die Jugend, ſie 
erwecken die Eitelkeit, „einmal etwas über ſich in den Zeitungen zu leſen“. Siehe darüber: 
Ferriani, „Minderjährige Verbrecher“, deutſche Überſetzung, Berlin 1896. 
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Dieſen Vergiftern des Volksgeiſtes gegenüber kann in der heutigen Geſell⸗ 
ſchaft nur die ſozialdemokratiſche Preſſe ein Gegengewicht bilden, denn ſie arbeitet 
nicht um des ſchnöden Gewinſtes willen, viel höhere Zwecke will ſie erfüllen. 
Unſere Preſſe ſoll die Arbeiter aufklären, ſie politiſch und moraliſch erziehen, 
ihr Klaſſenbewußtſein wecken. Um das zu erreichen, muß ſie vom Leitartikel bis 
zu den „lokalen Nachrichten“ hinab vom Geiſte des wiſſenſchaftlichen Sozialis⸗ 
mus durchdrungen ſein. Und was die politiſchen und ökonomiſchen Kämpfe 
angeht, tut unſere Preſſe ihr Beſtes. Auch die Soldatenmißhandlungen, die 
Opfer der Partei- und Gewerkſchaftsbewegung werden als Erſcheinungen der 
Klaſſengeſellſchaft aufgefaßt und beleuchtet. Wie aber werden in unſerer 
Preſſe die ſogenannten „gemeinen“ Verbrechen behandelt, wie werden 
in ihr dieſe Erſcheinungen des heutigen ſozialen Lebens beleuchtet? 

Was die äußere Seite betrifft, ſo nehmen die „kriminellen Fälle“ in den 
Zeitungen keinen beſonderen Platz ein. Bald iſt es „Polizeiliches“ oder „Ge⸗ 
richtliches“, auch „Soziales“, was unter anderem die „faits erimmels“ vor: 
bringt. Wie die Leute in Konflikte mit der Juſtiz geraten, erfahren wir „Aus 
den Vororten“, „Aus dem Lande“, ſogar „Aus dem Reiche“. Dieſe „Chronik“ 
nimmt in kleineren Parteiblättern, in der Mehrzahl der Volkstribünen, Volks⸗ 
ſtimmen, Volksfreunden uſw. einen recht beſcheidenen Platz ein. Und das iſt 
ja ſelbſtverſtändlich. In ſo einem Herzogtum, das man in ein paar Stunden 
umreiſen kann, hat die Polizei weniger zu ſchaffen, als in irgend einem 
Berliner Stadtviertel. Das verbrecheriſche Leben konzentriert ſich in den Groß⸗ 
ſtädten — da hält man ſich am längſten und am beſten verborgen. Und 
dazu ſind die Provinzialblätter blutarm und die ganze Arbeit wird nicht 
ſelten vom „Chefredakteur“ bewältigt. Man iſt öfters nicht imſtande, den 
Berichterſtatter, der für die bürgerlichen Blätter arbeitet, auch für ſich in 
Anſpruch zu nehmen. Ja, wie mir ein ehemaliger provinzialer „Chefredakteur“ 
erzählte, terroriſierten die bürgerlichen Blätter ſeiner Stadt den örtlichen Gerichts⸗ 
korreſpondenten derart, daß er ſich verpflichtete, nichts den „Sozis“ mitzuteilen. 
So traf ich mehr als einmal nur die melancholiſche Notiz, daß die „diesjährige 
Schwurgerichtsſeſſion beendigt iſt“. Es wird recht oft nur ſehr knapp und 
kurz berichtet, und auch in ſolchen Zeitungen wie „Hamburger Echo“, „Leipziger 
Volkszeitung“, daß ſo und ſo viel Einbruchsdiebſtähle, Körperverletzungen uſw. 
begangen ſind. In den kleineren Provinzialblättern bildet der rein tatſächliche 
Bericht die Regel, ausführlichere Beſchreibungen kommen ſelten vor. Und man 
kann getroſt ſagen: zum Glück. Denn dieſe Ausführlichkeit und beſonders die 
Art und Weiſe, wie die Fälle beſchrieben und beleuchtet werden, das Kom⸗ 
mentieren, das wird in unſerer Preſſe oft verhängnisvoll: in der Regel ſind 
das Notizen, die nur in einem parteiloſen Blatte an rechter Stelle wären. 
Die glücklichen Ausnahmen ſtehen in deſto kraſſerem Widerſpruch zu dem 
Grundton. Zu dieſen Ausnahmen gehören zum Beiſpiel allgemeine — leider 
nur ſeltene — Betrachtungen über die Beſtrafung der Bettelei, über die polizei⸗ 
lichen Maßregeln gegen Proſtituierte, auf die ich im „Vorwärts“ traf. Oder 
ein provinziales Blatt vergleicht die Statiſtik der Roheitsdelikte der „Akademiker“ 
mit der der Arbeiter. Es wird dann und wann im „Vorwärts“ und anderen 
Parteizeitungen über die „Tragödien des Elends“ berichtet, wie Verbrechen 
aus Armut und Not begangen werden. So zum Beiſpiel verſtand es der 
„Vorwärts“, eine traurige Erſcheinung des heutigen Lebens ins richtige Licht 
zu ſetzen. Es wird erzählt, wie ein Mädchen, Tochter eines höheren Beamten, 
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ſelbſtändig ihr Brot verdienen wollte. Sie wurde Fabrikarbeiterin, konnte es 
aber nicht längere Zeit aushalten, es gebrach ihr an Kräften. Zu ſtolz, um 
reumütig zu ihren Eltern zurückzukehren, warf ſie ſich der Proſtitution in die 
Arme. Einige Jahre glänzte ſie in den Kreiſen der Halbwelt. Dann erkrankte 
ſie, wie dies faſt immer bei dieſen armen Geſchöpfen früher oder ſpäter der 
Fall iſt, und die Krankheit entſtellte ihr das Geſicht. Von den Eltern ver- 
ſtoßen, kam ſie immer tiefer und tiefer herunter und ſuchte den Troſt im 
Alkohol. Einige Jahre ſpäter, ſchon mehrmals beſtraft, ſtahl ſie in ſtark be⸗ 
trunkenem Zuſtand ein paar Flaſchen Likör. Das Ende davon — zwei Jahre 
Zuchthaus. Dies veranlaßt den „Vorwärts“ zu der richtigen Bemerkung: „Die 
bürgerliche Geſellſchaft hatte für dieſes Weib, das in ihrem Leben genug ge⸗ 
büßt, keine andere Zufluchtsſtätte als das Zuchthaus.“ (25. Februar 1905.) 

Ich könnte noch einige Beiſpiele (viele allerdings nicht) vorführen, wo 
unſere Preſſe bei ſolchen Erſcheinungen den Zuſammenhang des ſozialen Elends 
mit der geltenden Geſellſchaftsordnung zu würdigen verſtand. Im allgemeinen 
aber — und das iſt ja die Hauptſache — vergißt unſere Preſſe, daß die ge- 
ſamte heutige Kriminalität ein Produkt der kapitaliſtiſchen Ordnung iſt. 
Betrachten wir zum Beiſpiel, wie manchmal die Eigentumsverbrechen in 
unſeren Blättern behandelt werden. Es fällt natürlich nie einem Sozialdemokraten 
ein, das Privateigentum durch Diebſtahl und Einbruch aus der Welt ſchaffen 

zu wollen. Aber wir dürfen uns doch auch nicht zum Prieſter dieſes für die 
bürgerlichen Klaſſen „heiligen“ Inſtituts herabwürdigen. Wenn man aber den 
letzten halben Jahrgang des „Vorwärts“ durchſieht, ſo bekommt man den Ein— 
druck, als ob unſer Zentralorgan einen Kreuzzug gegen die Einbrecher und 

Betrüger unternommen hätte. Die Berichte über die Einbruchsfälle erſcheinen 
in ihm faſt täglich, ſie bilden eines der liebſten Themata ſeiner Gerichts⸗ 
korreſpondenten. Ausführlich und liebevoll wird geſchildert, wie dem oder 
jenem „alten“ Einbrecher nun endlich „das Handwerk von der Kriminalpolizei 
gelegt worden iſt“, wie „Verbrechergilden und banden“ abgefaßt werden, wie 
ein zu unvorſichtiger Dieb „in die Falle geht“, während er „den Beſuch in 
einer verlaſſenen Wohnung abſtattet“. Voll ſittlicher Entrüſtung iſt der „Vor⸗ 
wärts“ gegen dieſe „alten Sünder“, die ihr „unredliches Gewerbe“ treiben. 
Man iſt erſt dann beruhigt, wenn man vernimmt, daß „endlich ein alter 
Verbrecher“, „ein Unverbeſſerlicher“ einmal „unſchädlich gemacht iſt“ — ſo auf 
15 Jahre und mehr ins Zuchthaus geſteckt wird. Zwar gibt ſich der „Vorwärts“ 
auch mit 3, 4, 5 Jahren Zuchthaus zufrieden, es iſt doch jedenfalls ſicherer als 
ſo ein Gefängnis mit ein paar armſeligen Monaten. Ebenſo eifrig wie die 
Einbrecher verfolgt der „Vorwärts“ die „Schwindler“. Kein Betrüger, der ja 

faſt immer ein „geriebener“ oder „dreiſter“ Schwindler ift, kann bei ihm Gnade 
erwarten. Außerdem find ſie faſt immer „unverbeſſerlich“. So zum Beiſpiel 
dieſer „alte Hoteldieb“, ein Mann „mit ſchneeweißem Barte“. Er hatte ſchon 
15 Jahre Zuchthaus abgeſeſſen, aber geht wiederum an die „Arbeit“, kein 

Wunder, daß der „alte Sünder“ wiederum ins Zuchthaus zurückkehrt. (11. Januar 
1905.) Dann und wann bringt der „Vorwärts“ die beruhigende Nachricht, daß 
ein „alter Stadtbahnfledderer wieder einmal unſchädlich gemacht iſt“ (15 Jahre 
Zuchthaus) oder daß „ein gefährlicher, entflohener Warenſchwindler endlich von 
der Kriminalpolizei ergriffen wurde“. Jetzt kann man völlig beruhigt ſein, 
denn der Flüchtling hat 40 Jahre abzuſitzen, und die Verwaltung der Straf⸗ 
anſtalt wird doch ſicher mehr auf ihn aufpaſſen. (6. Juli 1905.) Es wird aus⸗ 
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führlich erzählt, wie ſich die Kriminalpolizei auf die „Jagd“ begibt, und wie ſie 
auf derſelben glücklich eine ganze Maſſe von „Paletotmardern“, „Langfingern“ uſw. 
„abfaßt“. Mit Freude kann man leſen, wie ein „neuer Gaunergriff“ ganz ge⸗ 
rechterweiſe mit 8 Jahren Zuchthaus bezahlt wird — und jetzt verſuche man, 
zu beweiſen, daß es keine „vergeltende Gerechtigkeit“ auf der Welt gibt! 

Und die übrige Parteipreſſe? Im großen ganzen ſchwärmt auch ſie für die 
„Unſchädlichmachung“. Zwar iſt ſie in ihren Anſprüchen beſcheidener. So 
zum Beiſpiel berichtet die „Erfurter Tribüne“ vom 9. Auguſt 1905, daß „ein 
Fahrraddieb ſchlimmſter Sorte auf lange Zeit unſchädlich gemacht iſt“, nämlich 
1 Jahr Gefängnis bekommen hat. „Es iſt eine ſchwere Strafe“, fügt die 
„Tribüne“ hinzu, „aber die Dreiſtigkeit und Gemeingefährlichkeit war eben⸗ 
falls groß.“ Nur ein Jahr, und Gefängnis dabei, für Menſchen von jolcher 
Qualität — das iſt fürwahr beſcheiden. 

Verdienen vielleicht dieſe Unglücklichen in der Tat fo eine Behandlung? Oder 
iſt nicht die Geſellſchaft gegen ſie viel ſchuldiger, als die „Unverbeſſerlichen“ 
gegen dieſe letztere? Man leſe nur eine Notiz, auf die ich in der „Leipziger 
Volkszeitung“ (21. Juni 1905) traf. Es kommt ein 56 Jahre alter Einbrecher 
vor Gericht. Er hatte ſchon viele Strafen im Gefängnis und Zuchthaus ab⸗ 
gebüßt. Einige Wochen nach ſeiner letzten Entlaſſung wird er wiederum ab⸗ 
gefaßt. „Eine kleine verſchobene, buckelige Geſtalt“, lieſt man, „macht J. ſchon 
äußerlich den Eindruck eines beklagenswerten Menſchen, der ſich noch erhöht, 
wenn ſeine vielfachen und ſchweren Vorſtrafen zur Verleſung gelangen, die 
auf eine verkehrte Erziehung zurückgeführt ſein dürften.“ Der Unglückliche 
mußte von Betrug und Diebſtahl leben, weil er, wie er ausführte, keine 
dauernde Arbeit wegen Gedächtnisſchwäche finden konnte. Aber der Sach⸗ 
verſtändige erklärte ihn für zurechnungsfähig und normal, und ſo wandert er 
von neuem ins Zuchthaus auf 5 Jahre und wird dazu mit einer Geldſtrafe 
von 3500 Mark belegt, die in 440 Tagen Zuchthaus umgewandelt iſt. | 

„Damit dürfte das Schickſal dieſes Unglücklichen befiegelt ſein“, ſchließt die 
Notiz, die uns „ein düſteres Bild aus dem Klaſſenſtaate“ zeigen will. 

Sind aber andere „alte Sünder“, „unverbeſſerliche Einbrecher“, von denen 
auch dieſelbe „Leipziger Volkszeitung“ an anderen Stellen ganz kaltblütig be⸗ 
richtet, wie fie auf Jahre ins Zuchthaus wandern, glücklicher, wird ihr Schickſal 
nicht ebenſo von der Geſellſchaft beſiegelt?“ 

Und wie wird in der Preſſe die Frage der jugendlichen „Verbrecher“ be⸗ 
handelt? Hier finden wir ebenfalls nicht die ſozialiſtiſche Auffaſſung konſequent 
durchgeführt. Es proteſtiert freilich der „Vorwärts“, wenn ein zwölfjähriger 
Schulknabe, ein Brotausträger, wegen einer Geldunterſchlagung auf ein halbes 
Jahr ins Gefängnis kommt, es empört die „Sächſiſche Arbeiterzeitung“ das 
„erſchreckende Urteil“, demzufolge zwei Knaben von 13 und 14 Jahren mit 
1 Jahr Gefängnis beſtraft werden, weil ſie Steine auf eine Bahn legten, um 
zu ſehen, was daraus wohl entſtehen wird. Obgleich dies frühzeitig bemerkt 
wurde und kein Unheil paſſierte, wurden die Knaben doch wegen „vorſätzlicher 
Gefährdung des Eiſenbahntransports“ zur oben erwähnten Strafe verurteilt. 
Ich könnte noch einige Beiſpiele vorführen, wo die Fälle der jugendlichen 
Kriminalität von unſerer Preſſe ganz richtig beurteilt wurden. Aber in über⸗ 


1 Man leſe nur aus den „Großſtadt-Dokumenten“ von Hans Oſtwald, Band I, („Dunkle 
Winkel“ in Berlin) das Kapitel „Entlaſſene Gefangene“. ’ 
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wiegender Mehrzahl werden die zwölf- bis fünfzehnjährigen Kinder als „freche“, 
„dreiſte Burſchen“ bezeichnet. Die „jungen Taugenichtſe“ ſind ſchon „von früh 
auf verlottert und Feinde ehrlicher Arbeit“. Man zählt ſo einen Taugenichts 
ſehr bald zu „jenen dunklen Exiſtenzen“ ... uſw. Man findet für einen fünf: 
zehnjährigen Knaben, der ſeiner Mutter — einer armen Witwe — das Geld 
ſtiehlt und ihr darüber einen Brief ſchreibt, der allen, außer dem Berichterſtatter, 
klar und deutlich zeigt, wie noch ganz naiv und kindiſch der Knabe ſein „Ver— 
brechen“ auffaßt, keinen anderen Namen als „nettes Früchtchen“ (mit vollem 
Rechte bekommt der Burſche für ſeine „gemeine Handlungsweiſe“ ein halbes 
Jahr Gefängnis. — „Leipziger Volkszeitung“ 6. Februar 1905). Ein Glück iſt 
es für die Kinder wohlhabender Eltern, daß ſie über ihr eigenes Taſchengeld 
verfügen; wie viele von ihnen würden ſonſt zu einer ſolchen „gemeinen Hand— 
lungsweiſe“ gegriffen haben. 

Und es iſt um ſo betrübender, daß ſolche Urteile und Bemerkungen in 
unſerer Preſſe zu leſen ſind, als von den bürgerlichen Kriminaliſten, die eine 
ſoziologiſche Richtung in der Strafrechtswiſſenſchaft anſchlagen, längſt die 
Parole ausgegeben worden iſt: es gibt keine verbrecheriſchen Kinder — 
nur von verwahrloſten kann man reden; nicht Strafe, ſondern Erziehung 
muß eingreifen. 

Und unſere Preſſe iſt hier ſo rückſtändig, daß ſie ſich den Satz der Römer 
zu eigen macht: malitia supplet ætatem, die Bosheit ergänzt das Alter, das 
heißt: auch die kleineren Kinder müſſen beſtraft werden, wenn ſie größere Ver— 
brechen begehen. 

Am tiefſten hat mich folgende Notiz im „Vorwärts“ berührt (17. Juni 1905): 

„Die achtzehnjährige Elſe Z. hat ſich im Unterſuchungsgefängnis erhängt. 
Sie war ſeit ihrem fünfzehnten Lebensjahr eine unverbeſſerliche Diebin.“ Sie 
ſtahl zuerſt einen Tauſendmarkſchein bei einem Nachbar, lief ihrer Mutter 
davon, kaufte ſich allerlei Putzſachen und „trieb ſich mit jungen Burſchen, die 
auf ihre Koſten lebten, umher“. Nachdem ſie im ganzen 280 Mark verbraucht 
hatte, wurde ſie gefaßt und zu einigen Wochen Gefängnis verurteilt. Die 
Strafe aber wurde mit Rückſicht auf ihr Alter ausgeſetzt. „Statt ſich zu 
beſſern“, lieſt man im „Vorwärts“ weiter, „ſetzte die Verurteilte ihre Diebe— 
reien fort, bis ſie kürzlich wieder abgefaßt wurde.“ Sie entwendete nämlich 
in Geſchäften, in denen ſie Arbeit fand, Bluſen, Bänder, Tücher und der— 
gleichen. Der Bericht ſchließt: „Im Unterſuchungsgefängnis machte ſie jetzt 
ihrem Leben durch Erhängen ein Ende. Die Selbſtmörderin hatte bereits 
mehrere Liebesverhältniſſe und war Mutter eines jetzt ein Jahr alten Kindes.“ 

Was für ein Drama wird das Mädchen durchlebt haben, bis es den Ent⸗ 
ſchluß faßte, ſich das Leben zu nehmen? Und was hat ſie verſchuldet? Sie 
stahl Geld, um ſich Schmuckſachen zu verſchaffen, ſie ſtahl Bluſen und Bänder. 
Sind dieſe denn ſo viel wert, daß man ſie mit dem Leben bezahlen muß? Eine 
erſchreckende ſoziale Tragödie! Aber der Bericht des „Vorwärts“ findet kein 
mitleidiges Wort für das arme Mädchen, für ihn iſt ſie nur „früh verdorben“ 
— ſo iſt die Notiz betitelt. Ja, er hat recht, man „verdirbt“, man geht zugrunde 
recht früh in unſerer chriſtlichkapitaliſtiſchen Geſellſchaft! Und die Worte kommen 
uns in Erinnerung, die wie das Totenglöcklein dumpf und ſchaurig lauten: 

Opfer fallen hier, 
Weder Lamm noch Stier, 
Aber Menſchenopfer unerhört. 
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Und was nutzt es, wenn der „Vorwärts“ dann und wann gute Be⸗ 
merkungen über die Nutzloſigkeit der Mädchenfürſorgeerziehung — wie ſie jetzt 
geſtaltet iſt — macht, wenn er ſo kaltblütig über ein ſo früh und ſo tief un⸗ 
glücklich geendetes Menſchenleben zur Tagesordnung übergeht! 5 

Vor kurzem berichtete der „Vorwärts“ aus Steglitz über „eine Raben— F 
mütter 2 

„Am Sonntag wurde in Steglitz die zweiundzwanzigjährige unverehelichte 
T. von der Kriminalpolizei unter dem Verdacht, ihr drei Wochen altes Kind 
dem Hungertod preisgegeben zu haben, verhaftet. Die T. verſah außer dem 
Hauſe Aufwarteſtellen und kam in letzter Zeit erſt in ſpäteren Nachmittags⸗ 
ſtunden zurück, nachdem ſie ſchon in aller Frühe weggegangen war. In 
ihrer Abweſenheit überließ ſie das Kind ſich ſelbſt, ſo daß es ohne Nahrung 
war. Am Sonntag ſtarb es nun plötzlich, die Sache kam zur Kenntnis.“ 

Selbſt vom Standpunkt der bürgerlichen Gerechtigkeit dürften wir das 
Weib nicht brandmarken, denn ſeine Schuld iſt noch nicht erwieſen; es iſt nur 
als verdächtig verhaftet. Aber geſetzt, der Verdacht würde ſich als berechtigt 
erweiſen, die Frau hätte wirklich ihr Kind getötet, ſo haben wir doch kein 
Recht — vom rein menſchlichen Standpunkt aus —, fie zu ſteinigen, fie eine 
„Rabenmutter“ zu nennen. Sie iſt unverehelicht — wahrſcheinlich verlaſſen 
von dem Vater ihres Kindes, ſie muß an die Arbeit gehen, um nicht zu ver⸗ 
hungern. Iſt es nicht die Geſellſchaft, die ſolche Kinder tötet? Vor mehr als 
einem Jahrhundert trat ein Kinderfreund wie Peſtalozzi mit aller Glut ſeines 
edlen Herzens als Verteidiger der armen Mütter auf. 

Die Notiz iſt auch in die Provinzialpreſſe übergegangen — wörtlich wie 
ſie im „Vorwärts“ gedruckt war. 5 

Und das Traurige in der Gerichtschronik unſerer Partei iſt noch das, daß 
ihr ein gewiſſer Galgenhumor nicht fern bleibt. Man leſe zum Beiſpiel die 
Beſchreibung einer Hochſtaplerin, die von der Polizei aufgeſucht wird, um, 
natürlich, „unschädlich“ gemacht zu werden: „die ſtattliche junge Unbekannte, 
deren Haar ebenſo dunkel ift wie ihre Perſönlichkeit“. ... Oder es wird in 
ganz nettem Tone erzählt, wie „die ‚lieben ſüßen Mägdelein mittelbar zu Ver⸗ 
rätern eines alten Verbrechers geworden ſind“, wie er mit ihnen ſchön die 
Zeit durchbrachte und doch endlich ins Zuchthaus zurückkehren muß, um ſeine 
15 oder 20 Jahre Zuchthaus vielleicht auch mehr, ich kann mich der Zahl 
genau jetzt nicht erinnern) abzuſitzen. Wie humorvoll find „die Abenteuer eines 


Über Geſetzgebung und Kindermord“, 1783 erſchienen. „Menſchen, Geſetz⸗ 
geber und Richter! Laßt mich reden und die Umſtände des Kindermordes, wie ſie ſein 
müſſen, und nicht anders ſein können, euch vormalen; und dann laßt mich euch fragen: 
ſind ſie nicht faſt allgemein immer mit einem Gefühl von Selbſtverteidigung und Not- 
wehr verbunden, bei ſolchen man ſonſt in ähnlichen Fällen beinahe allgemein den Mord zu 
entſchuldigen geneigt iſt — das Kind, welches das Mädchen gebären ſoll, raubt ihm Ruhe 
und Ehr und allen Lebensgenuß — und ich töte den Mann, der wider meine Börſe die 
Hand ausſtreckt, und werde gerechtfertigt“ (S. 60). 

Die Schrift, die ein rühmliches Denkmal der Aufklärungsepoche bleibt, wurde durch 
eine „Preisfrage“ ins Leben gerufen. Ein „Menſchenfreund zu Mannheim“ ſetzte um 1780 
einen Preis auf die Arbeit: „Welches find die beſten ausführbarſten Mittel, dem Kinder 
mord abzuhelfen, ohne die Unzucht zu begünſtigen?“ Bezeichnend dafür, wie damals die 
bürgerlichen Ideologen ein wahres Intereſſe für ſolche ſoziale Probleme hatten, iſt die Tat⸗ 
ſache, daß mehr als 400 Schriften als Antwort auf die obengenannte „Frage“ erſchienen 
(Dr. Johann Pfeil in ſeiner „Preisſchrift“, 1788, S. 147). 
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biederen Provinzialen“ mit einer „liebenswürdigen jungen Dame“, die dann 


1½ Jahre Gefängnis bekommt uſw. 

Genug der Beiſpiele. Was mich bewog, den Artikel zu ſchreiben, war 
gewiß nicht der Wunſch, dem oder jenem Parteiblatt einen Tadel auszuſprechen. 

Nein, ich wollte nur auf einige Gebrechen unſerer Preſſe hinweiſen, wollte 
nur zeigen, daß ſie auf einigen Gebieten nicht auf der Höhe ſozialiſtiſcher An- 
ſchauungen ſich bewegt. Daran ſind aber keineswegs die leitenden Perſonen 
in unſerer Preſſe ſchuldig, wenn man überhaupt von Schuld ſprechen will. 
Der Grund dieſer Erſcheinung ſteckt meiner Meinung nach etwas tiefer, er 
liegt in Anſchauungen und Anſichten der breiten Parteimaſſe überhaupt. Wir 
leben mitten in einer bürgerlichen Geſellſchaft, wo der Kapitalismus ſchon ſeit 
langer Zeit feſte und tiefe Wurzeln faßte, wo ſeit Jahren „Ordnung“ herrſcht. 
Und dieſe „Ordnung“ kennt kein Mitleid, wenigſtens nicht in dem Maße, wie 
es das Volk kennt, in dem noch die Traditionen einer Naturalwirtſchaft 
lebendig ſind. In Deutſchland werden die gefangenen Verbrecher nicht als 
„Unglückliche“ bezeichnet, wie das ruſſiſche Volk ſich ſo gefühlvoll ausdrückt. 
Und wer in Weſteuropa aufgewachſen iſt, dem iſt es ſchwer, alle Vorurteile 
der bürgerlichen Geſellſchaft, in deren Gewühl er lebt, wie Staub abzuſchütteln. 
Es iſt viel leichter, auf dem hohen Meere der Politik als Sozialdemokrat zu 
ſteuern, mit „tauſend Maſten“ zu ſegeln, als im alltäglichen Leben, wo man 
für ſein Stück Brot kämpfen muß, in ſeinem Familienkreis die ſozialiſtiſche 
Geſinnung zu betätigen. Man lebt ſich ſo leicht in das bürgerliche Milieu ein. 
Aber gerade in dieſem Punkte muß und kann Wandel geſchafft werden. Wer 
ſich zu unſerer Partei zählt, muß auch im alltäglichen Leben als Sozialdemokrat 
denken und fühlen. Und hierher gehört unter anderem auch das richtige 
Verſtändnis der Kriminalität, der Erſcheinungen des ſozialen Elends. Den 
Schwerpunkt dürfen wir nicht auf Kriminalpolizei und Zuchthäuſer legen und 
auf die „Unſchädlichmachung“ gleich den bürgerlichen Kriminaliſten pochen. 
Der hiſtoriſche Materialismus hat uns Mittel genug zur wahren Erkenntnis 
aller ſozialen Erſcheinungen geliefert, und hier eröffnet ſich für die Tagespreſſe 
ein breites Arbeitsfeld. Sie muß nur das Philiſterhafte, das auf dieſem Gebiet 
ihr hie und da noch anhaftet, abſtreifen und von der erſten bis zur letzten Zeile 
vom ſozialiſtiſchen Geiſte erfüllt ſein. Nur eine ſolche Preſſe kann den ganzen 
Menſchen erziehen. 


— 


die Organifationsfrage und der Parteitag. 
Von Heinrich Schulz. 


Nie zuvor hat ſich in den breiteſten Schichten der organiſierten Partei⸗ 
genoſſen ein derartig reges Intereſſe für die Frage der Neuregelung unſerer 
Organiſation gezeigt wie in dieſem Jahre. Das iſt kein Zufall. Abgeſehen 
von dem Umſtand, daß für die Organiſationsfrage nicht nur die paar rede⸗ 
gewandten „Führer“ in den einzelnen Orten zuſtändig ſind, ſondern faſt alle 
tätigen Genoſſen, ſehe ich in dem heißen Bemühen allerorts, unſere organiſa⸗ 
toriſche Rüſtung zu verbeſſern, vor allen Dingen eine Rückwirkung der ſchlechten 
Nachwahlergebniſſe im letzten Jahre. Die Genoſſen fühlen, daß in dem or⸗ 
ganiſatoriſchen Gefüge der Partei und ſomit auch in der agitatoriſchen Schlag⸗ 
fertigkeit nicht alles ſo iſt, wie es ſein ſollte. Würden die Organiſationen 
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größer und leiſtungsfähiger geweſen ſein, und würden ſie die bislang nur 5 
mangelhaft und ungleichmäßig erfüllte Aufgabe, die Maſſe der Genoſſen durch 


planmäßige Maßnahmen in prinzipieller Hinſicht beſſer zu ſchulen, gründlicher 
beſorgt haben, ſo würde uns wahrſcheinlich mancher Zank im Innern in den 
letzten Jahren und auch das unerfreuliche Ergebnis bei den letzten Nachwahlen 


erſpart geblieben ſein. Schon im Jahre 1894 klagte Kautsky: „Die große 5 


Schwierigkeit für unſere Partei iſt heute nicht die übermäßige Langſamkeit, f 


ſondern die Schnelligkeit ihres Wachstums. Seit 1890 ſind uns ſo maſſen⸗ 


haft neue Elemente zugeſtrömt, daß die alten Genoſſen gar nicht ausreichen, 
ſie zu bilden und aufzuklären, um ſo weniger, als auch die praktiſchen Auf⸗ 
gaben enorm wachſen und die geſchulten Kräfte abſorbieren. Woran wir 
Mangel leiden, ſind nicht Anhänger, ſondern klare, durchgebildete 
Parteigenoſſen. Deren Zahl wird relativ immer geringer. Dieſem Mangel 
abzuhelfen, iſt heute eine unſerer wichtigſten, vielleicht die wichtigſte unſerer 
nächſten Aufgaben. Ihre Löſung wird nicht gefördert durch die Anlockung von 


Elementen, die von unſeren letzten Zielen nichts wiſſen wollen, und durch die } 


Politik der homöopathiſchen Doſen.“ 

Dieſe Klage iſt heute leider noch viel berechtigter als vor elf Jahren. Das 
Gros der „Anhänger“ iſt ungeheuer gewachſen; die damals von Kautsky ſchon 
als wichtigſte unſerer Aufgaben bezeichnete Pflicht der Partei dagegen, für die 
Durchdringung der Maſſen mit prinzipieller Klarheit und unerſchütterlicher 
Überzeugungstreue zu ſorgen, iſt in dem letzten Jahrzehnt völlig ungenügend 
erfüllt worden. Die beſte Aufklärungsliteratur ſtammt aus früheren Zeiten 


und befindet ſich nur in den Händen einer verhältnismäßig geringen Zahl von 


Genoſſen; was neu hinzugekommen iſt, bezieht ſich zumeiſt — etliche Aus⸗ 
nahmen abgerechnet — auf vergängliche Tagesereigniſſe und iſt deshalb ohne 
tieferen Wert. Die mündliche Aufklärung der Genoſſen liegt noch mehr im 
argen. Sie beſchränkt ſich faſt immer noch neben den traditionellen Feſt⸗ und 
Gedenkreden auf die gelegentlichen Referate dieſer und jener mit vieler Mühe 
herbeigeholten Reichstagsabgeordneten, die ſich meiſtens über eine politiſche 
Tagesfrage verbreiten. Von ſyſtematiſcher Aufklärung, von planmäßigem Vor⸗ 
gehen iſt dabei nicht die Rede. Der Parteivorſtand erklärt in ſeinem Geſchäfts⸗ 
bericht kühl, daß er den Wünſchen nach Rednern nicht immer Rechnung habe 
tragen können, „da ihm die geforderten Kräfte nicht immer zur Verfügung 
ſtehen“. Dabei wird es auch bleiben, ſolange man in den Reichstagsabgeord⸗ 
neten die einzigen brauchbaren „auswärtigen“ Redner ſieht und nicht für eine 
Schar tüchtiger, wiſſenſchaftlich geſchulter Redner ſorgt. 

Hier kann nur Wandel geſchaffen werden, wenn das neu zu ſchaffende 
organiſatoriſche Gewand der Partei elaſtiſch und zugleich widerſtandsfähig 
genug iſt, um dem nach Betätigung drängenden neuen Leben in der Partei 
zugleich die nötige Bewegungsfreiheit zu gewähren und ihm doch auch einen 
feſten Halt zu geben. 

Die ſeit Jahren viel diskutierten Ausſchlußbeſtimmungen rechne ich bei 
aller ihrer Notwendigkeit nicht zu den wichtigeren Punkten des neuen Or⸗ 
ganiſationsſtatuts. Die mannigfachen dazu vorliegenden Anträge find auch 
weſentlich formeller Natur und werden keine innerlich bewegten Debatten 
hervorrufen. 
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Anders ſteht es dagegen um die „Gliederung“ der Partei. Der aus der 
Dreiundzwanzigerkommiſſion — leider ohne Verhandlungsbericht und ohne 
Motive — herausgekommene Entwurf ſtellt in dieſer Frage ein unſchönes 
Kompromiß zwiſchen der einſtigen Vertrauensmännerorganiſation und der ſeit 
Mainz immer mehr bevorzugten Vereinsorganiſation dar. Der Entwurf wagt 
es nicht, hier reſolut mit dem Alten zu brechen. Weil in einigen kleineren 
Bundesſtaaten aus geſetzlichen Gründen und in einigen Wahlkreiſen wegen 
politiſcher Rückſtändigkeit die Vereinsorganiſation noch nicht durchführbar iſt, 
ſollen die übrigen 90 Prozent oder noch mehr der organiſierten Parteigenoſſen 
unter einem ſchwerfälligen Dualismus leiden. Wohl iſt den wenigen Aus⸗ 
nahmewahlkreiſen, die noch nicht die abgerundete Vereinsorganiſation durch⸗ 
führen können, Rechnung zu tragen. Aber es werde dieſer Zuſtand deutlich 
als Ausnahme gekennzeichnet, während für alle übrigen Wahlkreiſe die Vereins⸗ 
organiſation obligatoriſch zu machen iſt. Es iſt übrigens ſehr intereſſant, daß 
auf dem Anfang September ſtattgefundenen Mecklenburger Parteitag der 
Genoſſe Staroſſon⸗Roſtock in einem Referat über den Organiſationsentwurf 
erklärte, daß er „es mit Freuden begrüßen würde, wenn die Zentraliſation 
noch ſtraffer ausgebaut würde“. Damit wird den Befürwortern der neben⸗ 
amtlichen Beibehaltung des Vertrauensmännerſyſtems ein wichtiges Argument 
aus der Hand geſchlagen; denn der Hinweis auf die Rechtloſigkeit der mecklen⸗ 
burgiſchen Genoſſen galt bislang als wichtiger Grund gegen die ſtraffere Zen⸗ 
traliſation. 

Zentraliſation heißt nicht Bureaukratiſierung und Schabloniſierung. Darum 
muß die zentrale Organiſationsform dehnbar genug ſein, um der hiſtoriſch ge⸗ 
wordenen Gliederung der Parteiorganiſation in Landes- und Bezirksverbänden 
Lebensfähigkeit zu belaſſen. Es wäre weltfremder Schematismus, wenn man 
aus fanatiſchem Zentraliſationsbedürfnis über die nun einmal noch vorhandenen 
Landesgrenzen, die im politiſchen Leben eine Rolle ſpielen, hinwegſtürmen wollte. 
Nicht weltfremd, ſondern engherzig partikulariſtiſch wäre es, wenn umgekehrt 
die Landesgrenzen als unüberſteiglich für die Organiſationsgliederung betrachtet 

würden. Die Anregungen des Genoſſen Dittmann, da wo es ratſam erſcheint, 
die Landesgrenzen zu durchbrechen und nach natürlichen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſenſphären Zweckverbände zu bilden, ſind daher wohl zu beachten. 

Der Organiſationsentwurf iſt in dieſer Beziehung ſehr unklar. Wahr⸗ 
ſcheinlich hat man ſich mit Rückſicht auf die Verſchiedenartigkeit der einſchlägigen 
Verhältniſſe möglichſt unbeſtimmt ausgedrückt. Über die finanzielle Grundlage 
der Bezirks⸗ beziehungsweiſe Landesverbände enthält der Entwurf nur die bei⸗ 
läufige Wendung, daß die Vorſtände dieſer Verbände alljährlich einen Bericht 
über ihre Tätigkeit und über „die Verwendung der ihnen vom Parteivorſtand 
überwieſenen Gelder“ zu erſtatten haben. Sollen danach die Bezirks- und 
Landesverbände finanziell vollſtändig abhängig vom Parteivorſtand gemacht 
werden? 

Die Beſtimmungen über den Parteitag hat die Dreiundzwanzigerkommiſſion 
faſt unverändert gelaſſen. Sie hat nur den Termin für die Einreichung von 
Anträgen für den Parteitag früher angeſetzt und dabei noch vergeſſen, daß 
dann auch der Termin für die Einberufung des Parteitags entſprechend früher 
gelegt werden muß, um den Genoſſen im Lande Zeit zur Beſprechung der 
Tagesordnung und zum Einbringen von Anträgen zu laſſen. Die Kritik, die 
der Entwurf in der Preſſe und in Verſammlungen gefunden hat, beſchäftigt 
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ſich aber gerade beſonders eingehend mit den Beſtimmungen über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Parteitags. Darin erblicke ich ein gutes Zeichen. Die Genoſſen 
wollen die oberſte Inſtanz für die Partei anders, demokratiſcher zuſammenſetzen 
mit der bewußten oder inſtinktiven Abſicht, daß das für die Auffriſchung des 
Parteilebens nur von Vorteil ſein kann. In je weiterem Maße es gelingt, 
die Maſſe der organiſierten Parteigenoſſen die Zuſammenſetzung des Parteitags 
beſtimmen zu laſſen, um ſo beſſer; mit um ſo größerem Verantwortungsgefühl 
wird der einzelne Genoſſe zu den Verhandlungen und Entſcheidungen des, 
Parteitags herangezogen. 

Der Entwurf läßt die bisherige Zufallsdelegation aus den einzelnen Wahl⸗ 
kreiſen beſtehen. Kreiſe mit großem Portemonnaie können ſich den Luxus leiſten, | 
drei Delegierte zu entſenden; Kreiſe, in denen ein ebenſo reges Parteileben 
herrſcht, die aber durch die Schwierigkeiten der von ihnen zu betreibenden 
Agitation weniger große Kapitalien anſammeln können, müſſen ſich mit zwei 
Delegierten, oft nur mit einem begnügen; häufig genug müſſen ſie auch von 
der Delegation ganz Abſtand nehmen. Auch tragen bei dem jetzigen Delegations⸗ 
modus die Parteitage oft entſprechend der geographiſchen Lage des Parteitags⸗ 
ortes ein beſtimmtes provinzielles Gepräge. Die vorliegenden Abänderungs⸗ 
vorſchläge ſtimmen durchweg darin überein, daß fie ein Proportionalwahl⸗ 
verfahren für die Delegation aus den Wahlkreiſen einführen wollen. Aus⸗ 
einander gehen fie zunächſt inſofern, als ein Teil der Anträge die Proportion. g 
nach der Zahl der abgegebenen Stimmen bei der letzten Reichstagswahl, ein f 
anderer Teil die Proportion nach der Zahl der im Wahlkreis organiſierten 
Genoſſen beſtimmen will. Der letztere Modus iſt zweifellos vorzuziehen. Aber 
die diesbezüglichen Anträge gehen hinſichtlich der Proportion ſelbſt wieder jehr 
auseinander. In einigen der Anträge ſpukt ſogar die unbeſtimmte Wendung 
etwa“. Es wird ſchwer fein, auf dem diesjährigen Parteitag die gültige 
Proportion feſtzuſetzen. Die notwendigen ſtatiſtiſchen Grundlagen fehlen. Aber 
es iſt auch nicht ratſam, daß die Proportion durch das Organiſationsſtatut 
ein für allemal feſtgeſetzt wird. Zahlen, die in dieſem Jahre gelten, können 
ſchon für das nächſte oder übernächſte Jahr durch die Entwicklung überholt 
ſein. Es empfiehlt ſich deshalb, in dem Statut nur auszusprechen, daß die 
Wahlen zum Parteitag nach einem Proportionalwahlverfahren zu erfolgen 
haben, die Proportion ſelbſt aber von dem Parteitag jedesmal feſtzuſetzen be⸗ 
ziehungsweiſe wieder zu beſtätigen iſt. Für den nächſtjährigen Parteitag könnte 
der Parteivorſtand nach vorheriger Einholung der notwendigen Zahlen aus 
den einzelnen Wahlkreiſen eine Wahlordnung ausarbeiten, wonach die Wahlen 
zu erfolgen haben. Bewährt ſich die Wahlordnung hierbei, jo kann ſie bis 
auf weiteres beibehalten werden, im andern Falle iſt ſie zu korrigieren. 

Über die Teilnahme der Fraktion an den Parteitagen herrſcht gleichfalls 
große Meinungsverſchiedenheit. Daß weite Kreiſe der Parteigenoſſen das durch 
die Entwicklung überholte Vorrecht der Reichstagsabgeordneten beſeitigen wollen, 
ohne weiteres an den Verhandlungen des Parteitags, abgeſehen vom parlamen⸗ 
tariſchen Bericht, als vollberechtigte Mitglieder teilnehmen zu können, halte ich 
für ein erfreuliches Zeichen. Auch hierin ſcheint das Erſtarken des demokra⸗ 
tiſchen Bewußtſeins bei den Parteigenoſſen zum Ausdruck zu kommen. 

Die Beſtimmungen über den Parteivorſtand hat die Kommiſſion gleich⸗ 
falls faſt unangetaſtet gelaſſen. Sie hat ſich darauf beſchränkt, die Zahl. der 
Parteivorſtandsmitglieder auf acht feſtzuſetzen, womit ſie übrigens nur einen 
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ſchon beſtehenden Zuſtand ſtatutariſch ſanktionierte. Ferner hat fie dem Partei: 
vorſtand das Recht zugeſprochen, bei der Aufſtellung von Reichstagskandidaturen 
das letzte Wort zu ſprechen. Ob es nicht möglich iſt, dieſes Recht dem letzten 
vor den Reichstagsneuwahlen ſtattfindenden Parteitag zuzuweiſen und es dem 
Parteivorſtand nur in Ausnahmefällen, wo ein Parteitag nicht mehr ſprechen 
kann, zu übertragen, laſſe ich dahingeſtellt. Für die Zuſammenſetzung des 
Parteivorſtandes wünſchen mehrere Anträge, daß in Zukunft die Zahl der 
Vorſtandsmitglieder nicht mehr durch das Organiſationsſtatut feſtgeſetzt wird. 
Mit Recht wird darauf aufmerkſam gemacht, daß dann jede notwendig 
werdende Vergrößerung des Parteivorſtandes auch jedesmal eine Statuten— 
änderung notwendig machen würde. Daß aber die Frage der Vergrößerung 
des Parteivorſtandes ſehr leicht und ſehr bald akut werden kann, ſteht für mich 
feſt. Immer mehr drängt es in der Partei darauf hin, den Parteivorſtand 
zu einer wichtigeren Inſtitution umzuwandeln, als er ſie jetzt darſtellt. Heute 
iſt er vornehmlich ein gewiſſenhaftes Verwaltungsbureau mehr paſſiven 
Charakters. Nach meiner Auffaſſung wäre es ſehr wünſchenswert, wenn der 
Parteivorſtand in Zukunft mehr Initiative entfalten würde, beziehungsweiſe 
könnte. Im Statut heißt es jetzt über die Aufgaben des Parteivorſtandes 
kurz und ſummariſch, er „beſorgt die Parteigeſchäfte“. Mehrere Wahlkreiſe 
verlangen, daß hinzugefügt wird, „insbeſondere hat er durch geeignete Maß— 
nahmen die prinzipielle Aufklärung und Schulung der Parteigenoſſen zu 
fördern“. Durch dieſen Antrag wird die Frage vor den Parteitag gebracht, 
ob es dem Parteivorſtand möglich iſt, mehr als bisher führend, aufrüttelnd, 
aufklärend und die prinzipielle Durchbildung der Genoſſen fördernd tätig zu 
ſein. Wenn der Parteitag dieſe Frage bejaht, jo reicht die jetzige Zuſammen— 
ſetzung des Parteivorſtandes nicht aus. Die jetzigen Vorſtandsmitglieder ſind 
bereits mit Arbeiten überlaſtet. Seine Ergänzung durch geeignete friſche Kräfte 
wird dann notwendig. In welchem Umfang ſie notwendig wird, das kann 
nicht ſofort für längere Zeit entſchieden werden. Es iſt beſſer, man überläßt 
es jedem Parteitag, je nach den neuen Bedürfniſſen die Zahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder zu beſtimmen. 

Eine viel und heiß umſtrittene Frage iſt die finanzielle Baſierung der 
Parteiorganiſation. Die vom Statutenentwurf für die Zentralkaſſe ge 
forderten 25 Prozent der Einnahmen werden meiſtens als zu hoch verworfen. 
Wenn man die jetzigen Aufgaben des Parteivorſtandes in Betracht zieht, mag 
dieſes Bedenken nicht ohne Berechtigung ſein. Wenn aber dem Parteivorſtand 
neue und koſtſpielige, aber allen Organiſationen zugute kommende und ihre 
Tätigkeit erleichternde Aufgaben überwieſen werden ſollen, ſo können nach 
meiner Überzeugung die verlangten 25 Prozent bedenkenlos bewilligt werden. 

Wie wird ſich die geſchäftliche Erledigung der Organiſationsfrage auf 
dem Parteitag geſtalten? Es liegt darüber ein Antrag aus Frankfurt a. M. 
vor, wonach ſchon in der Eröffnungsſitzung eine Kommiſſion gewählt werden 
ſoll, die unter Prüfung der dazu geſtellten Anträge den Organiſationsentwurf 
einer Umarbeitung zu unterziehen hat. Der Vorſchlag iſt beachtenswert. Aber 
es iſt doch zu überlegen, ob nicht zuvor eine Generaldiskuſſion über den Ent⸗ 
wurf und die geſtellten Anträge ſtattfinden muß. Vielleicht wäre es richtiger, 
den Punkt „Parteiorganiſation“ an die erſte Stelle der Tages- 
ordnung zu ſetzen, noch vor den Geſchäftsbericht des Vorſtandes. Das wäre 
zwar ungewöhnlich, aber durch die Eigenart der Situation doch gerechtfertigt. 
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Mindeſtens aber ſollte die Frage der Parteiorganiſation an die dritte Stelle 
der Tagesordnung, alſo vor den Bericht der Reichstagsfraktion, geſetzt werden. 
Wenn dann durch eine Generaldiskuſſion im großen zunächſt die Spreu von 
dem Weizen geſondert und der Kommiſſion dadurch eine Direktive gegeben 
worden iſt, ſo wird ſowohl die Tätigkeit der Kommiſſion als auch die ſpätere 
definitive Entſcheidung im Plenum dadurch erleichtert werden. 

Jedenfalls muß die Organiſationsfrage auf dem Jenaer Parteitag endgültig 
erledigt werden. So erfreulich der rege Eifer der Genoſſen in der bisherigen 
Diskuſſion dieſer wichtigen Parteiangelegenheit auch war, jo iſt doch zu be⸗ 
fürchten, daß er erlahmt, wenn nicht endlich ein definitives Ergebnis zuſtande 
kommt. Hoffen wir, daß es dem diesjährigen Parteitag gelingt, die organi⸗ 
ſatoriſche Rüſtung der Partei ſo hieb- und ſtichfeſt zu geſtalten, daß die Partei 
darin noch ganz andere Waffengänge mit den bürgerlichen Gegnern wagen 
kann als bisher. 


Sozialdemokratie und Volksbildung. 
Von Kd. Bär (Brandenburg). N 


Die Jugendſchriftenfrage wie die Erziehung der Jugend bildet ſeit Jahren 
beſonders auch in der „Neuen Zeit“ eine ſtändige Rubrik; ein Beweis, daß 
man in unſeren Kreiſen die Gefahren nicht verkennt, die namentlich die Arbeiter⸗ 
jugend, darüber hinaus aber auch weite Volkskreiſe bedrohen, wenn fie ge 
wiſſenloſen Ausbeutern ihrer mangelhaften Erziehung und Schulbildung zum 
Opfer fallen. 

Wollte ich nun die ganze Frage der künſtleriſchen Erziehung, wie ſie 
Heinrich Wolgaſt in ſeinem lehrreichen Vortrag auf der Chemnitzer Lehrer: 
verſammlung 1902“ fo erſchöpfend behandelt hat, nochmals hier zur Erörterung 
bringen, ſo müßte ich manches wiederholen, was an dieſer Stelle von berufener 
Seite ſchon geſagt iſt, beſonders von O. Amedorf,’ Heinrich Schulz, K. Bl., 
Sjoukje Troeljtra? und anderen. 

Wie kommt es nun, daß wir trotz dieſer eingehenden Diskuſſion, trotz mehr⸗ 
maliger Beſchäftigung der Parteitage mit dieſer gewiß nicht zu unterſchätzenden 
Frage praktiſch doch nicht ſo recht vorwärts kommen können? Mit nur zu 
großer Berechtigung — das kann ich aus eigenen Erfahrungen im Bekannten⸗ 
kreis beſtätigen — konnte Genoſſin Troelſtra in ihrem vorgenannten Artikel über 
Jugendliteratur („Neue Zeit“, XXII, Nr. 11) fragen: „Und was leſen unterdes 
die Kinder unſerer Genoſſen — die zukünftigen Stützen der Partei? Leider 
mußte ich ſelbſt aus dem Munde hervorragender Parteigenoſſen vernehmen, 
daß ſelbſt ihre Kinder immer wieder von Freunden und Verwandten die 
ſchlechten ‚Groſſobücher“ aus den Warenhäuſern geſchenkt bekommen, und daß 
ſie ihnen die Lektüre dieſer Schundware nicht verſagten.“ 


Heinrich Wolgaſt, „Die Bedeutung der Kunſt für die Erziehung“. Herausgegeben 
von der Lehrervereinigung zur Pflege der künſtleriſchen Bildung, Hamburg. Leipzig, Verlag 
E. Wunderlich. 50 Pfennig. 

„Hamburgiſche Schriften zur künſtleriſchen Erziehung.“ „Neue Zeit“, XVII, 2, S. 274ff. 
„Sozialdemokratiſche Jugendliteratur?“ Ebenda, XIX, 2, S. 172 ff. 
„Jugendliteratur und Erziehung zum Sozialismus.“ Ebenda, XXII, 1, S. 153 ff. 
„Noch einmal unſere Jugendliteratur.“ Ebenda, XXII, 1, S. 326 ff. 


„d 
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Durch eine von Fachleuten geführte Aufklärungsarbeit, die ſich nicht nur 
auf die Spalten unſerer wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften beſchränkt, ſondern den 
Weg in die breiteſten Volksmaſſen ſucht, muß dieſem größten Mißſtand, der 
Gleichgültigkeit der Parteigenoſſen gegenüber dem Leſeſtoff ihrer Familien— 
angehörigen, zunächſt einmal energiſch zu Leibe gegangen werden. Daß das 
Verzeichnis empfehlenswerter Jugendlektüre, welches die von Lehrern gebildeten 
Prüfungsausſchüſſe herausgeben, nicht in allen Fällen für Sozialdemokraten 
ſich eignet, wenigſtens ſoweit Werke belehrenden, insbeſondere geſchichtlichen 
Inhaltes in Frage kommen, wurde mir ja ſelbſt von hervorragenden Mit— 
gliedern der Prüfungsausſchüſſe beſtätigt. Zufälligkeiten konnten ſogar nach 
der bisherigen Prüfungsmethode zur Aufnahme literariſch minderwertiger 
Lektüre in das Verzeichnis führen. Dieſe Möglichkeit iſt ja nun infolge der 
Königsberger Beſchlüſſe, nach denen jeder Ausſchuß berechtigt iſt, ſelbſt ein 
durch Mehrheitsbeſchluß angenommenes Buch zu beanſtanden, worauf eine noch— 
malige Prüfung ſtattzufinden hat, ſo ziemlich beſeitigt. Aber noch immer ſtehen 
wir vor der Frage: Können wir den Arbeitern unbedenklich empfehlen, nach 
dem Hamburger Verzeichnis jede Lektüre für ihre Kinder zu kaufen? Dieſe 
Frage, die ich auch auf Grund eigener Prüfung verneinen muß, führt 
uns zu der mehrmals laut gewordenen Forderung der Aufſtellung 
eines eigenen Verzeichniſſes. Das bedarf aber einer eingehenden Er— 
örterung der Grundſätze für die in unſer Verzeichnis aufzunehmenden Bücher, 
wobei in erſter Linie die für die vereinigten Prüfungsausſchüſſe geltenden 
Prinzipien zu beachten wären mit der Modifizierung allerdings für die be— 
lehrenden Schriften, daß dieſe nicht der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung ent— 
gegenwirken dürften. Bei der belehrenden und wiſſenſchaftlichen Literatur 
könnte übrigens unſererſeits zunächſt an die Schaffung einer eigenen Jugend— 
lektüre gedacht werden. 

Daraus, daß ſich die Sozialdemokratie mit den Fragen der Jugenderziehung 
befaßt, erwächſt für ihre Anhänger unbeſtreitbar die Verpflichtung des eigenen 
guten Beiſpiels. Stehen wir aber mit unſerer bisherigen literariſchen und 
künſtleriſchen Produktion und Reproduktion wirklich auf der Höhe? Und was 
vertreiben unſere Parteibuchhandlungen und Kolporteure alles?! Ich brauche 
nur an jene jo ſchön farbig lackierten Bilder bekannter Parteigenoſſen zu er: 
innern — Bilder, die man jetzt noch in Schaufenſterauslagen unſerer Buch- 
handlungen ſehen kann und die in ihrer Charakterloſigkeit geradezu eine Be— 
leidigung für den Dargeſtellten ſind! Die Inſerate unſerer Parteibuchhandlungen, 
noch mehr aber ein Blick in das Lager um die Weihnachtszeit, geben da auch 
eine ſchöne Blütenleſe. Wenn auch ehrenhalber einiges, hier und da vielleicht 
auch etwas mehr, von den im Hamburger Verzeichnis genannten Büchern vor: 
rätig gehalten wird — auf den Vorrat kommt es in erſter Linie an —, 
den Hauptvertriebsartikel aber bilden doch, von ganz rühmlichen Ausnahmen 
abgeſehen, jene bekannten „Bilderbücher von 5 Pfennig an“, denn für die 


In einer älteren Publikation: „Über Bilderbuch und Illuſtration“ (Hamburg 1894, 
Kommiſſionsverlag Kloß, 40 Pfennig) hat Heinrich Wolgaſt auf die Bedeutung des 
Bilderbuchs für die Erziehung in folgenden, heute noch beachtenswerten Sätzen hingewieſen: 
„Der Zweck des Bildes für das Kind geht dahin, daß durch das Bild das Kind zum Kunſt— 
genuß erzogen werden ſoll. Über den Wert und Unwert eines Kunſtproduktes entſcheidet der 
Geſchmack des künſtleriſch empfindenden Teiles der gebildeten Menſchheit; die Jugend iſt 
alſo vom Urteil ausgeſchloſſen, und die geringere oder größere Befriedigung der kindlichen 
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Kleinen werden von Arbeitern überhaupt in den meisten Fällen nur noch Geld⸗ 5 
ausgaben für Bücher gemacht. Später überläßt man die Kinder den oft recht 
zweifelhaften Schülerbibliotheken und der Lektüre der maſſenhaft im Umlauf 
befindlichen Indianergeſchichten und anderer Groſſobücher. Hierin bedarf es 
alſo einer noch nachdrücklicher als bisher, und nicht nur zur Weihnachts 8 
geführten Aufklärung durch die Arbeiterpreſſe. 5 

Eine Organiſation, die ebenfalls in hervorragendem Maße in den Dienſt 
der künſtleriſchen Jugend- und Volkserziehung geſtellt werden könnte, iſt der 
„Neue Welt-Kalender“. In Tauſenden von Reproduktionen nach mo— 
dernem Verfahren könnten da nach vorbildlichen Unternehmungen anderer 
Verlage unſterbliche Werke echter Kunſt (ältere und neuere) ins Volk gehen 
und die leider noch in den meiſten Arbeiterwohnungen zu findenden Oldruck⸗ 
bilder verdrängen helfen. In der Aufklärung über ſchlechte und der Vor⸗ 
führung wie dem Hinweis auf gute Literatur und Kunſtblätter könnte der 
„Neue Welt-⸗Kalender“ praktiſch und theoretiſch in die Förderung des Fünfte 
leriſchen und literariſchen Geſchmacks des Volkes eingreifen. J 

Unſere Beſtrebungen haben dahin zu gehen, durch Erziehung die Jugend 
fähig zu machen, im vorgeſchritteneren Lebensalter über die tieferen Probleme 
der Geſellſchaft ernſtlich nachzudenken, mit offenen Augen alle Vorgänge 
des Lebens zu beobachten. Es bleibt nun die Frage, ob eine „Jugend— 
zeitſchrift“ die Aufgaben erfüllen kann, unſere Jugend für den Sozialismus 
vorzubereiten, das heißt zu ernſthafter Beſchäftigung mit einer Sache anzu⸗ 
regen. Wer ſich überzeugen will, ob eine Zeitſchrift in dieſem Sinne wirken 
kann, der beobachte einmal, wie die Jugend die in großen Maſſen aus den 
„Volksbibliotheken“ geholten Familienblätter „ſtudiert“. Zu welcher Oberfläch⸗ 
lichkeit es ſchon bei Erwachſenen führt, die es fertig bringen, in kleinen Doſen 
nacheinander mehrere Zeitungs- und Zeitſchriftenromane-Fortſetzungen, dazwiſchen 
noch allerhand „Vermiſchtes“ uſw. uſw. zu verſchlingen, weiß jeder äſthetiſch 
genießende Leſer zu würdigen. Nun erſt die Häppchenlektüre für unſere Jugend?! 
Und was ſoll die „Jugendzeitſchrift“ bringen? Genoſſe Bröcker hat ja in der 


Schauluſt kann abſolut keinen Maßſtab für den Wert eines Bilderbuchs abgeben. So ſelbſt⸗ 
verſtändlich dieſer Satz zu ſein ſcheint, ſo wenig wird er von den Kunſtproduzenten (heute 
hat ſich die Sache doch etwas gebeſſert) und vom kaufenden Publikum beherzigt. Unter 
tauſend Bilderbüchern iſt kaum eines, das Höheres anſtrebte, als die kindliche Schauluſt zu 
befriedigen, und unter tauſend Kindern wird neunhundertneunundneunzig das Bilderbuch nach 
dem Prinzip des kindlichen Gefallens geboten. Dieſem Grundſatz wird am rückſichtsloſeſten 
da gehuldigt, wo es ſich um das vorſchulpflichtige Alter handelt: „Für die Kleinen iſt es 
gut genug! Für den Erzieher liegt auf der Hand, daß hierdurch viel brachliegendes Feld 
nicht nur der Kultur vorenthalten, ſondern ſogar mit unausrottbarem Unkraut beſät wird. 

Zweierlei ſteht außer Zweifel: daß die Eindrücke der erſten ſechs Lebensjahre von grund- 
legender Bedeutung für die geiſtige Entwicklung ſind, und daß die Bildung der Sinne, vor⸗ 
züglich des Auges, in hervorragendſtem Maße eine Sache der Übung, das heißt der wieder— 
holten Betätigung iſt. Hieraus ergibt ſich, unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß 
die Erziehung unter allen Umſtänden auf das größtmögliche Maß harmoniſcher Bildung abs 
zielen muß, die Forderung, daß in keinem Alter das Bilderbuch etwas Unſchönes bieten 

darf, daß vielmehr ſchon das erſte Bilderbuch des zweijährigen Kindes den An— 
forderungen des gebildeten Geſchmacks genügen muß.“ — Einwendungen bezüglich des Preiſes 
guter Bilderbücher laſſen ſich heute nicht mehr in dem Maße wie früher geltend machen, da 
dank der Tätigkeit der Prüfungsausſchüſſe immer mehr Verlagsanſtalten mit billigen Unter: 
nehmungen künſtleriſcher Art hervortreten. 
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„Neuen Zeit“, XXII, Nr. 50, einen kleinen Wunſchzettel nach dieſer Richtung 
aufgemacht und dabei bemerkt: „Auch ſchriftſtelleriſche Verſuche aus dem Lefer: 
kreis, als ſolche gekennzeichnet, könnten aufgenommen werden.“ Das iſt ja 
gerade eine der Klippen, an denen die „Jugendzeitſchrift“ ſcheitern muß. 
Die Jugend genießt naiv, meint Genoſſe Bröcker, kommt aber doch nicht zu 
dem Schluß, daß gerade deshalb ſolche ſchriftſtelleriſchen Verſuche aus einer 
Jugenddzeitſchrift von vornherein auszuſcheiden hätten. 

Das meiſte, was ſelbſt eine gutgeleitete Jugendzeitſchrift teelöffelweiſe bieten 
kann, iſt doch, ſoweit wegen des Koſtenpunktes aus den Quellen der „frei“- 
gewordenen guten Literatur geſchöpft werden muß, in Büchern noch viel billiger 
erreichbar. Und es gibt gute und billige Bücher, die ſelbſt aus dem Beſten 
der modernen Literatur ſchöpfen, auch für die Jugend dank der unermüd- 
lichen Arbeit der Prüfungsausſchüſſe, insbeſondere des Hamburger Ausſchuſſes, 
mit deſſen Unterſtützung es ſogar ein Arbeiterverein, der Hamburger „Verein 
für Kunſtpflege“ unternommen hat, im vorigen Jahre ein Buch herauszugeben, 
das in Tauſenden von Exemplaren von der Hamburger Arbeiterſchaft und 
anderwärts gekauft wurde. 

Schlagen wir alſo einmal endgültig den Gedanken einer Jugendzeitſchrift 
aus dem Sinn; halten wir uns die Gefahren vor Augen, die unſere Jugend 
durch das Vielerlei der Zeitſchrift bedrohen und auf die erſt neuerdings Otto 
Hild, ein Mitglied des rührigen Gothaer Prüfungsausſchuſſes, in einer von 
edler Begeiſterung für die Sache getragenen Broſchüre' hingewieſen hat, dann 
werden wir auf den von mir angedeuteten Wegen ſicher unſer Teil zu einer 
Förderung der Jugenderziehung beitragen können! 

Einiges aus dem Schlußkapitel der Hildſchen Broſchüre möge anregen zu 
weiterem Studium dieſer Frage und gleichzeitig meine Auffaſſung über die 
„Jugendzeitſchrift“ mit fachmänniſchem Urteil belegen: „Nichts hat die Zeitſchrift 
vor dem Buche voraus, als daß durch ſie die Förderung der Zerſtreuung, des 
flüchtigen und vielen Leſens den meiſten Menſchen die Fähigkeit nimmt, ein 
gutes Buch leſen zu können, daß ſie ſo weite Kreiſe erobert, ſo viele Kräfte 

aufgeſaugt hat, daß eine allgemeine Verflachung des geiſtigen und ſeeliſchen 
Lebens der Erfolg ihrer Bemühung iſt. (Wozu allerdings bei der Arbeiter— 
jugend das ſinnloſe Verſchlingen der Indianergeſchichten noch ſein Teil bei⸗ 
trägt. B.) Dieſe Verflachung des Geiſtes zeigt ſich darin, daß die große Menge 
der Menſchen eben an dem Seichteſten und Abgeſchmackteſten unſerer Literatur 
Genüge findet, am Journal, am Schundroman. ... Fein bewahrt vor jeder 
Arbeit des Denkens und jeder tieferen ſeeliſchen Erregung bleiben alle Leute, 
die bei dieſen literariſchen Nichtigkeiten ſich wohl fühlen, aber ſie bleiben auch 
bewahrt vor dem Höchſten und Schönſten, was der menſchliche Geiſt hervor⸗ 
gebracht hat. Sie können kein Buch mehr leſen, es fehlt ihnen dazu die Kraft 
— fie freilich nennen es Zeitmangel. . .. Und aus der Unfähigkeit, die Werke 
unſerer Großen zu verſtehen, folgt überhaupt die Unfähigkeit zu jeglichem 


ı Anderſens „Märchen und Geſchichten“. Ausgewählt vom Hamburger Jugendſchriften— 
ausſchuß für Kinder von dreizehn Jahren an und für Erwachſene. Bilder und Buchſchmuck 
von Ernſt Eitner. Preis bei direktem Bezug von mindeſtens acht Exemplaren für Arbeiter⸗ 
vereine 1,25 Mark portofrei durch A. Look, Hamburg 6, Sedanſtr. 9 (Voreinſendung). Im 
Buchhandel 2 Mark. 

2 Otto Hild, „Die Jugendzeitſchrift in ihrer geſchichtlichen Entwicklung, erziehlichen 
Schädlichkeit und künſtleriſchen Unmöglichkeit“. Leipzig, Verlag E. Wunderlich. 1,20 Mark. 


774 Die Neue Zeit. re 


Flug der Gedanken. Den Blick am Boden, begreifen ſie das Auge nicht, 
das an den Menſchenhöhen und Menſchenzukünften hängt. Sie gurgeln und 
puſten, wenn es gilt, in die Tiefen zu tauchen, und halten ſich krampfhaft am 
Rande feſt. Er fehlt ihnen nicht, der große Gedanke, dem ſie all ihr Tun 
unterordnen könnten, aber ſie vermögen ihn nicht zu faſſen und drücken ſich 
feige um ihn herum.“ 1 

Nach dieſer treffenden Charakteriſtik der Alles- und von jedem Etwas⸗ Leſer, g 
wobei er aber das ernſthafte Leſen politiſcher Zeitungen ausdrücklich aus⸗ 
nimmt („denn darin beſteht ein Teil der politiſchen Betätigung des Staats⸗ 
bürgers“), kommt Hild zu dem Reſultat: „Keine Jugendzeitſchrift der Ver: 
gangenheit und Gegenwart genügt den Anforderungen, welche die heutige 
Pädagogik an die Jugendlektüre ſtellt. Darum, und aus theoretiſchen Er⸗ 
wägungen heraus, halten wir die gute Jugendzeitſchrift überhaupt für eine Un⸗ 
möglichkeit. Eine Notwendigkeit aber, an ihrer Form feſtzuhalten, die zu” 
Kompromiſſen zwingt, liegt nicht vor, da ſich an ſie viel mehr ſchädliche als 
nützliche Einflüſſe knüpfen. Das ſind die Gründe, weshalb wir jegliche in 
Form einer Zeitung oder Zeitſchrift verbreitete Jugendlektüre mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit bekämpfen.“ 


Neue Briefe von ferdinand Laſſalle. 
Don Rudolf Hilferding. 


Das Urteil über Laſſalles Perſönlichkeit hat nicht nur bei den Gegnern, ſondern 
auch in der Sozialdemokratie oft geſchwankt. Als er ſelbſt noch lebte, hielt freilich 
ſeine mächtige Perſönlichkeit wohl alle in ihrem Banne, und die deutſchen Arbeiter, 
denen er ſelbſt noch vor Augen geſtanden, haben ihm Liebe gehalten und Treue be⸗ 
wahrt. Dann aber, als der Kampf ausgefochten wurde zwiſchen jenen, die ſeinen 
Namen führten, und denen, die auf anderen Wegen dasſelbe Ziel verfolgten, da 
wurde durch die Staubwolken, die der Kampf aufwarf, auch ſein Bild verdunkelt. 
Und hielten auch die glänzenden Schriften, die zuerſt eine Maſſe deutſcher Prole⸗ 
tarier ſozialiſtiſch denken und ſozialiſtiſch fühlen lehrten, die ihnen nicht nur die 
Erkenntnis, ſondern auch den Stolz der Erkenntnis brachten, immer jeder An⸗ 
zweiflung ſtand, ſo blieben doch an ſeiner Perſon, an der Unentwegtheit ſeines 
Wollens, an der Richtigkeit ſelbſt ſeiner politiſchen Taten Zweifel hängen, die lange 
verhinderten, daß Laſſalle ſein Recht gegeben wurde gerade in unſeren Reihen. 
Selbſt die Geſamtausgabe ſeiner Schriften wurde durch den Kommentar, den ſie 
erhielten, keine Abtragung der Ehrenſchuld des deutſchen Proletariats. Erſt in der 
„Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie“ und in der Ausgabe des Nachlaſſes von 
Marx, Engels und Laſſalle hat Mehring — und das iſt mit eines der größten Ver⸗ 
dienſte dieſer Arbeiten — Laſſalle den Platz eingeräumt, der ihm gebührt, und die 
Selbſtändigkeit nachgewieſen, mit der Laſſalle die geſchichtliche Aufgabe löſte, die 
dem Erwecker des deutſchen Proletariats aus der politiſchen Situation Deutſchlands 
erwuchs und die dem Politiker Laſſalle ſeine eigene hiſtoriſche Bedeutung neben Marx 
und Engels gibt. 

Die klare Erkenntnis der Größe Laſſalles hat dann auch jenem in ſeiner klein⸗ 
lichen Philiſterhaftigkeit und boshaften ſpießbürgerlichen Verſtändnisloſigkeit unleid⸗ 
lichen Geſchwätz über die „perſönlichen Schwächen“ Laſſalles endlich das längſt ver⸗ 
diente Ende bereitet. Dies Geſchwätz zeigte ſich dann in ſeiner ganzen Lächerlich⸗ 


' Intime Briefe Ferdinand Laſſalles an Eltern und Schweſter. Heraus- 
gegeben von Eduard Bernſtein. Berlin 1905, Buchhandlung Vorwärts. 3 Mark. 
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keit, als die Briefe an Marx und Engels erſchienen waren, die gerade die Perſön— 
lichkeit Laſſalles, ſeine Aufopferungs⸗ und Freundestreue, ſeine Größe dort, wo 
Größe not tut, gewürdigt und verſtanden werden kann, aufs glänzendſte offenbarte 
und in dem Leſer aufs neue das Gefühl begeiſterter Liebe erweckte, das in den 
Arbeitern lebte, die noch ſelbſt unter ſeiner Führung gekämpft hatten. Und jene 
vielberufenen „Schwächen“ und „Fehler“, wer würde ſie miſſen wollen, nachdem er 
ſie als die unvermeidlichen Fehler ſeiner Vorzüge begriffen hätte, ja wer müßte ſich 
nicht ſagen, daß dann die Bewunderung für die Perſönlichkeit vielleicht nicht größer, 
die Liebe für ſie aber ſicher geringer wäre? Freilich ſind es gerade dieſe Briefe 
— Briefe an Marx —, die Laſſalles Weſen in ſeinem ganzen Glanze zeigen. Aber 
es wäre doch ein lächerliches Verlangen, daß Laſſalle ſich hätte geben ſollen, wie 
er wirklich war, auch dort, wo ſeine Hingabe auf geringeres Verſtändnis geſtoßen 
wäre. 

So bieten auch die anderen Briefe Laſſalles nicht jenes große Intereſſe. Und 
vollends „intime“ Briefe können bei einem Manne, der der Geſchichte und der Dffent- 
lichkeit ſo ganz lebte wie Laſſalle, im vorhinein nur einzelne Züge von geringerer 
Wichtigkeit hinzufügen. Denn es wäre falſch, zu verkennen, daß die Männer der 
Geſchichte in ihren „Intimitäten“ ja füglich weniger geben als andere, da ihnen an 
die letzte Stelle rückt, was anderen das Leben ausmacht. 

So ſind auch die Briefe Laſſalles an die Eltern und die Schweſter mit einzelnen 
Ausnahmen faſt banale Zeilen, nur intereſſant durch den hiſtoriſchen Hintergrund, 
den ſie oft andeuten, intereſſant auch, weil ſie das Bild des Freundes Laſſalle er— 
gänzen durch das Bild des liebenden, ſtets beſorgten Sohnes. Das Verhältnis zum 
Vater namentlich iſt das zum Freunde, dem er auch einmal grollen kann, den er 
denn auch, faſt als ob der Sohn der ältere Freund wäre, einmal ſchilt, dem er aber 
immer in Liebe und Achtung verbunden bleibt, die ihm der Vater durch Anteilnahme 
und möglichſtes Verſtändnis feiner Pläne zu vergelten ſtrebt. Es find gemütliche 
Familienbriefe, geſchrieben von einem in raſtloſer Haſt und Ungeduld ſich Ver⸗ 
zehrenden. Sogar an geſchäftlichen Ratſchlägen über Börſenoperationen fehlt es 
nicht, die Laſſalle nach ſeiner Vorausſicht der politiſchen Ereigniſſe einzurichten ſucht, 
wie es ſcheint, nicht immer mit Erfolg. Doch einzelne Briefe heben ſich durch In⸗ 
halt und Form von anderen ab, ſo wenn er ſeinen Eltern für eine Geburtstags⸗ 
ſendung von Ungarwein dankt oder wenn er ein andermal ſich und die Art ſeiner 
Liebe ſchildert. Es iſt echter Laſſalle, der, vom Ungarwein begeiſtert, die Dithy- 
ramben ſchreibt: „Hart geh' ich durchs Leben; alle weicheren Regungen des Herzens 
unterdrückend, führt mich mein Pfad von Felsgeröll zu Klippe und Geſtein, und mit 
der Axt muß ich den Weg mir bahnen. Im ſteten Kampfe, der um mich tobt und 
ſtets bereite Kraft verlangt, müſſen des Herzens ſanfte Regungen, muß jede tiefere 
Wehmut ſchweigen! Dafür verlangt mich mehr nur als die anderen von Zeit zu 
Zeit, in langem Zwiſchenraum, und ſei's des Jahres einmal, im Ozean der Liebe 
mich zu baden, unterzutauchen in die heiligen, reinen Wogen, und neue Kraft und 
neue Unverwundbarkeit aus ihnen mir zu ſchöpfen. Denn wie aus dem Quell die 
Glieder badend Friſche ſaugen, und wie das nachgiebige Element der Flut den 
Körper ſtärkt zu neuem Ringen, ſo ſaugt ſich aus der weichen, wahren Liebe Schoß 
der Geiſt die Kraft, um einer Welt des Haſſes zu begegnen!“ 

Noch bezeichnender vielleicht für Laſſalle iſt eine Stelle aus einem Briefe an eine 
Geliebte, der im Anhang abgedruckt iſt: „Ich habe alle Art von Unglück und Qual 
bereits ertragen — bis auf eine einzige, die mir nie nahen durſte, nie nahen ſoll: 
die innere Spaltung. Dieſe innere Einheit, die ich mir ſtets zu bewahren 
gewußt habe, iſt mein Stolz und mein einziges Glück geweſen und wird es bleiben. 
Charaktere wie ich können auf keine andere Art von Glück Anſpruch machen. Dieſe 
innige Harmonie muß ich mir alſo vor allem und abſolut erhalten.“ 

So tragen auch dieſe Briefe einige Züge zu dem Bilde Laſſalles bei und werden 
deshalb viele Leſer finden. | 


776 Die Neue geit. 1 


noch einmal die unmögliche Diskuffion. | 
Von K. Kautsky. 1 


I. Hleineres. 4 
Der „Vorwärts“ hat eine Artikelſerie gegen mich begonnen, deren Ende ich 
nicht abwarten kann, ſoll meine Entgegnung noch vor dem Parteitag in den 
„Neuen Zeit“ erſcheinen. Ich antworte daher hier auf die erſten drei Artikel 
der Serie: „Debatten über Wenn und Aber“. 1 
Leider muß ich wieder etwas ausführlicher werden, aber es handelt ſich 
dabei auch um eine nicht geringe Sache: um die Frage, ob unſer Zentral 
organ den Aufgaben gewachſen ſei, die ihm aus ſeiner Stellung zukommen. 
In dem Artikel über den Maſſenſtreik hatte ich als Beweiſe dafür, daß die 
heutige Redaktion unfähig iſt, bei der Diskuſſion der inneren Parteifragen ver⸗ 
tiefend und klärend voranzugehen, folgende Behauptungen aufgeſtellt und Fragen 
aufgeworfen: 
1. Der „Vorwärts“ hat erſt ſehr verſpätet in die Diskuſſion der Partei 
über den Maſſenſtreik eingegriffen. 1 
2. Er hat ſich dabei in Widerſprüche verwickelt. 0 
3. Er hat den alten Unfug der Staatsanwälte wiederholt, wiſſenſchaftliche 
Unterſuchungen über die Revolution als „Drohen mit der Revolution“ zu 
denunzieren. 
4. Er hat erklärt, wenn uns die Geſetzlichkeit verſperrt ſei, werde die Still⸗ 8 
legung der Produktion Pflicht aller Staatsbürger, und in dieſem Falle ſei 
jedes Mittel des Kampfes gerechtfertigt. * 
5. Er hat die Schrift der Genoſſin Roland-Holſt gründlich mißverſtanden. 
Darauf entgegnet der „Vorwärts“ folgendes: 
1. Er beantwortet einen Vorwurf, den ich nicht erhoben, indem er erklärt, 
er ſei das erſte Parteiorgan geweſen, das die Schrift der Genoſſin Roland: ° 
Holſt kritiſch beleuchtete. Das habe ich nie geleugnet. Aber ſchon vor dem 
Erſcheinen dieſer Schrift war der Maſſenſtreik in unſerer Partei lebhaft dis⸗ 
kutiert worden, namentlich im Anſchluß an den Kölner Gewerkſchaftskongreß. 
Will der „Vorwärts“ leugnen, daß er dabei den anderen Parteiorganen nach⸗ 
gehinkt iſt? 
2. Als einen ſeiner Widerſprüche hatte ich die Tatſache hingeſtellt, daß der 
„Vorwärts“ am 8. Juni die Diskuſſion des Maſſenſtreiks für eine Aufgabe 
erklärte, die nur die politiſche Partei angehe, am 25. Juni für eine Aufgabe, 
die, wenn ſie überhaupt für uns von Intereſſe ſei, nicht bloß der Partei, 
ſondern auch den Gewerkſchaften zufalle. Darauf antwortet der „Vorwärts“ 
einmal, das ſei kein Widerſpruch, ſondern nur eine „Nuance“, dann aber, 
ſeine Redakteure ſeien eben „ſelbſtändige Köpfe“, die nicht auf Kommando 
denken und umlernen. Damit wird aber die Tatſache, daß Widerſprüche in 
der Haltung des „Vorwärts“ vorkommen, nicht widerlegt, ſondern nur 
erklärt. Dieſe Erklärung beweiſt aber bloß, daß entweder die ſelbſtändigen 
Köpfe in der Redaktion ſo uneinig ſind, daß ſie nicht vermögen, ſich über eine 
Frage zu einigen wie die, welchen Organiſationen die Diskuſſion des Maſſen⸗ | 
ſtreiks zufalle, oder daß dieſe Frage ihnen zu unwichtig erſcheine, eine Einigung 
darüber zu verſuchen. 
Nachdem der „Vorwärts“ aber das Lob ſeiner „ſelbſtändigen Köpfe“ ge⸗ 
jungen, entrüſtet er ſich ſehr über mich, daß ich mich mit „den internen Redak⸗ 
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tionsverhältniſſen“ des „Vorwärts“ beſchäftige, was „ein frivoler Parteizank“ 
ſei, wobei ich meine Urteile nicht „nach ſachlichen Leiſtungen“, ſondern 
„vermuteten Perſonen“ einrichte. Man ſieht, die „ſelbſtändigen Köpfe“ im 
„Vorwärts“ ſind ſehr empfindlich. Ich habe in Wirklichkeit von den „internen 
Redaktionsverhältniſſen“ des „Vorwärts“ nicht das mindeſte enthüllt und keine 
einzige Perſon angegriffen. Meine Ausführungen über den „Vorwärts“ be⸗ 
ruhten einzig auf ſeinen eigenen Artikeln, die er ſelbſt vor aller Welt ver: 
öffentlicht hat, die er alſo nicht zu den „internen Redaktionsverhältniſſen“ 
rechnen wird, und ich weiß bis heute nicht, wer die Verfaſſer der einzelnen 
Artikel ſind. Daß der eine von ihnen aus Bernſteins Feder, des früheren 
Mitredakteurs der „Neuen Zeit“, ſtammt, mag Soc für ein glänzendes Argu— 
ment gegen mich halten. Ernſthafte Leute werden darüber nur lächeln. 

Was ich tat, war nicht, Redaktionsinterna, die der Welt unbekannt waren, 
auszukramen und zu „enthüllen“, ſondern zu verſuchen, allbekannte Tat⸗ 
ſachen ſachlich zu erklären. Es blieb dem „Vorwärts“ vorbehalten, daraus den 
Vorwurf der „ethiſchen und äſthetiſchen Verlumpung“ gegen eine beſtimmte 
Perſon herauszuleſen. 

3. Der „Vorwärts“ hatte ſich nicht geſcheut, dies eifrige Diskutieren des 
Maſſenſtreiks als ein „Drohen mit der Revolution“ zu bezeichnen. Auf 
die Frage, wo bei dieſer Diskuſſion eine derartige Drohung vorgekommen, 
antwortet er gar nicht, wiederholt aber, er halte das „verantwortungsloſe 
Drohen mit der Revolution, das billige Schwatzen über ſie für widerwärtig“. 
Er wiederholt alſo ſeine Verdächtigung, als ob die Genoſſin Roland⸗Holſt oder 
ich oder ſonſt jemand bei der Erörterung des Maſſenſtreiks mit der Revolution 
gedroht oder billig darüber geſchwätzt hätte. Ich fordere den „Vorwärts“ 
nochmals auf, klipp und klar meine Frage zu beantworten: Wer hat mit der 
Revolution gedroht? 

Solange er dieſe Frage nicht beantwortet, bleibt der Vorwurf auf dem 
Zentralorgan der deutſchen Sozialdemokratie ſitzen, daß es ſich in ſeiner Dis⸗ 
kutierung innerer Parteifragen alter Polizeikniffe bedient. 

4. Auch auf die Fragen, was ſich der „Vorwärts“ unter der Arbeits⸗ 
einſtellung „aller Staatsbürger“ denkt, und welches alle Mittel ſind, die uns 
in äußerſten Fällen neben dem Maſſenſtreik zu Gebote ſtehen, antwortet er 
mit keinem Worte, wenn er auch viele Worte darüber macht. Oder iſt das 
eine Antwort, wenn er erklärt: „Jedes Mittel iſt dann anwendbar, ſofern 
es tauglich iſt, und nicht bloß der Generalſtreik“? Aber die Frage iſt ja 
eben die, ob es noch andere taugliche Mittel gibt! 

Man ſieht, auf alle meine Fragen weiß der „Vorwärts“ keine Antwort, 
und er ſucht bloß über ſie hinwegzureden. 

Aber das alles waren nur Kleinigkeiten. Nun jedoch werden wir den Dingen 
auf den Grund kommen, wenn wir das eigentliche „große Mißverſtändnis“ 
behandeln, Nummer 5. 


2. Endkampf und Klaffenkampf. 


Ich hatte dem „Vorwärts“ vorgeworfen, er habe das Buch der Genoſſin 
Roland⸗Holſt gründlich mißverſtanden, indem er ſeinen Inhalt in folgender 
Weiſe darſtellte: 

„Der politiſche Streik wird (in dem Buche) aus einem unter ganz beſtimmten 
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Methode des Klaſſenkampfes, zum eigentlichen Mittel des proletariſchen 
Sieges.“ | u 
Ich hatte ein Zitat vorgebracht, das das Gegenteil beſagte; die Genoſſin 
Roland⸗Holſt ſelbſt beſtritt, daß die vom „Vorwärts“ wiedergegebene Anſchauung 
die ihrige ſei. Was weiß dieſer zu erwidern? * 

„Unſere Kritik“, ſagt er, „wies auf die Zwieſpältigkeit der Schrift der Genoſſin 
Roland⸗Holſt hin: Einmal der Maſſenſtreik als auch ein Mittel zur Erzwingung 
bedeutender politiſcher Veränderungen, und zweitens der Generalſtreik als das einzige 
Kampfmittel in jenem politiſchen Endkonflikt, in dem ſich die alle politiſchen 
Rechte raubende Bourgeoiſie mit dem um die Eroberung der politiſchen Macht 
ringenden Proletariat mißt.“ 4 


Wo iſt da die Methode des Klaſſenkampfes hingeraten? Kann ein 1 
einzelner Konflikt, ſei es ein Endkonflikt oder ein anderer, jemals identifiziert 
werden mit dem Klaſſenkampf? Das ſcheint allen Ernſtes die Meinung 
des „Vorwärts“ zu ſein, denn weiter unten führt er aus: 1 


„Der realiſtiſche, revolutionäre Generalſtreik, der in beſtimmter Situation möglich 
ift, verflüchtigt ſich bei der Genoſſin Roland⸗Holſt in den, wenn nicht utopiſtiſchen, 
ſo doch ſpekulativen Generalſtreik, des großen Zuſammenbruchs, der Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht, der dann ebenſo notwendig angewandt werden muß, wie der Endkonflikt 
ſelbſt unvermeidlich iſt. Damit aber wurde ein Mittel des Klaſſenkampfes zu dem 
Mittel des Klaſſenkampfes — das iſt der klaffende Widerſpruch des Werkes.“ f 


Wer das nicht begreift, dem iſt nicht zu helfen. 59 

Da wir nicht erwarten dürfen, daß alle unſere Leſer das Buch der Ge⸗ 
noſſin Roland⸗Holſt kennen, wollen wir verſuchen, ihnen ſeinen Gedankengang 
in einfachen Sätzen klarzulegen und zu zeigen, was hinter dem „realiſtiſch⸗ 
revolutionären“ und dem „wenn nicht utopiſtiſchen, ſo doch ſpekulativen“ 
Generalſtreik eigentlich ſteckt. | 3 

Genoſſin Roland⸗Holſt unterſucht in ihrem Buche zuerſt die verſchiedenen 
Arten von Streiks und dann Ziel und Formen ſowie Vorausſetzungen x 
des politiſchen Maſſenſtreiks. Sie zeigt, daß dieſe Art Streik allerdings mög⸗ 
lich iſt, jedoch nur ſelten, in beſtimmten geſchichtlichen Situationen. Iſt er aber 
auch nötig? Das iſt die Frage, die ſie nun unterſucht. Aus der fortſchreitenden 
Verſchärfung der Klaſſengegenſätze ſchließt ſie, daß in dem Maße, in dem das a 
Proletariat an Kraft zunimmt und die demokratiſchen Rechte immer mehr zu 
Angriffswaffen gegen das Kapital zuſpitzt, daß in demſelben Maße in den 
herrſchenden Klaſſen die Geneigtheit wächſt, dem Proletariat dieſe demokratiſchen 
Rechte zu nehmen, und daß, wenn es ſo weit kommt, dem Proletariat als 
einziges letztes Mittel, dieſe Rechte zu verteidigen oder, wo ſie verloren ge⸗ 
gangen, wieder zu erobern, der politiſche Maſſenſtreik bleibt. | 

Dies der Inhalt des Buches der Genoſſin Roland⸗Holſt. Man ſollte 
meinen, es ſei unmöglich, ihn mißzuverſtehen, ſo einfach und klar iſt er. Und 
ebenſo ſollte man annehmen, daß der Weg klar iſt, auf dem allein man ihre 
Schlußfolgerungen widerlegen könnte. Wer das wollte, müßte nachweiſen, 
entweder daß die Verſchärfung der Klaſſengegenſätze nicht eintritt oder daß 
dem Proletariat außer den demokratiſchen Rechten und dem Maſſenſtreik noch 
andere Mittel des politiſchen Kampfes zu Gebote ſtehen. 4 

Aber freilich, es dürfte etwas ſchwer fallen, dieſe Nachweiſe zu führen. Der 
„Vorwärts“ ſchlägt einen anderen Weg ein. Zunächſt wird der Gedankengang 
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des Buches etwas ins Lächerliche verzerrt. Er läßt die Genoſſin Roland⸗Holſt 
den Maſſenſtreik als Waffe im „Endkonflikt“ mit der Bourgeoiſie hinſtellen 
und ſpricht von „ihrem revolutionären, univerſalen Endſtreik“. Das riecht 


allerdings nach lächerlichem Utopismus: wer vermöchte auch über die End: 
konflikte im proletariſchen Klaſſenkampf etwas zu ſagen? Aber ich kann 


mich nicht entſinnen, dieſe Worte im Roland⸗Holſtſchen Buche geſehen zu haben, 
konnte ſie auch trotz eifrigſten Suchens nicht finden; ſie widerſprechen aber 
ganz dem Gedankengang der Verfaſſerin, die ausdrücklich den Maſſenſtreik als 
eine Waffe bezeichnet, „die die Arbeiterſchaft ihrem Ziele — der Eroberung 
der politiſchen Macht als Hebel zur Umgeſtaltung der kapitaliſtiſchen in eine 
ſozialiſtiſche Geſellſchaft — näher bringen kann.“ (S. 161.) 

Das iſt etwas ganz anderes als die Waffe im „Endkonflikt“, als der 
„univerſale Endſtreik“. 

Aber das iſt nur Nebenſache, die Hauptſache der „klaffende Wider— 
ſpruch“, den zu begreifen mir unmöglich war und auch heute noch unmöglich 
iſt. Dieſer Widerſpruch wird auf folgende kunſtvolle Art konſtruiert: Das 
Buch unterſucht zuerſt die Möglichkeit, dann die Notwendigkeit des Maſſen⸗ 
ſtreiks. Dieſe Betrachtung derſelben Art Streiks von zwei verſchiedenen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus verwandelt der „Vorwärts“ im Handumdrehen in zwei ver— 
ſchiedene Arten Streiks, denen er gleich höchſt gelahrte Namen beilegt: hier 
den „realiſtiſchen, revolutionären Generalſtreik“, der in beſtimmten Situationen 
möglich, und dort den „wenn nicht utopiſtiſchen, ſo doch ſpekulativen General⸗ 
ſtreik“, der „ebenſo notwendig iſt wie der „Endkonflikt““. Daß das Buch 
dieſe beiden Arten Streiks einander gleichſetzt, darin ſoll der große, klaffende 
Widerſpruch liegen, der Grundfehler des ganzen Buches, die Urſache „der 
heilloſen Verwirrung, die es hier und dort angerichtet hat“, wie der 
„Vorwärts“ ſagt. 

Ich bin der letzte, dieſe „heilloſe Verwirrung“ zu beſtreiten. Und ebenſo⸗ 
wenig will ich beſtreiten, daß hier in der Tat ein „klaffender Widerſpruch“ 
vorhanden iſt, wenn auch nicht im Buche, ſo doch in dem „ſelbſtändigen Kopfe“ 


ſeines Kritikers. 


Der Widerſpruch liegt darin, daß der Nachweis der Möglichkeit des 
Maſſenſtreiks den „Vorwärts“ gar nicht geniert, daß ihn dagegen der Nachweis 
höchlichſt empört, wie die Klaſſengegenſätze ſich immer mehr zuſpitzen und die 
herrſchenden Klaſſen infolgedeſſen dem Proletariat ſeine Rechte immer mehr 
verkümmern, ſo daß dieſes nach neuen Kampfmitteln ausſchauen muß, von 
denen nur eines Erfolg verſpricht, der Maſſenſtreik. 

Dieſer Nachweis der Notwendigkeit des Maſſenſtreiks erbittert ihn; aber 
was kann er dagegen ſagen? Widerlegen kann er ihn nicht. So muß er 
verſuchen, die Methode dieſes Nachweiſes zu verdächtigen. Die theoretiſche 
Unterſuchung der kommenden Entwicklung wird zuerſt als „Drohung mit der 
Revolution“ gebrandmarkt, dann als „Träumerei und Spielerei“, dann 
als Gerede von „Wenn und Aber“, als „myſtiſche Mathematik“, als 
„Verkoppelung der Idee des Generalſtreiks mit der Zuſammenbruchstheorie“ 
verhöhnt, bis ſchließlich der „ſelbſtändige Kopf“ ſich in den famoſen Satz ver: 
rennt: „Die ſpekulative, wie immer aus dem Boden der wiſſenſchaftlichen 
Erkenntnis über Entwicklungen der Dinge erwachſene Tatſache ſtellt ſich lauter 
Undenkbarkeiten vor.“ 

Weiter kann man den „philoſophiſchen“ Gallimathias nicht mehr treiben. 
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In Wirklichkeit iſt gerade das, was dem „Vorwärts“ als „Träumerei und 
Spielerei“ und „myſtiſche Mathematik“ erſcheint, dasjenige, was dem Maſſen⸗ 
ſtreik heute ſeine Bedeutung gibt. Die Möglichkeit des politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks in beſtimmten Fällen iſt ſeit einem dutzend Jahren, ſeit dem belgiſchen 
Beiſpiel erwieſen. Allgemeine Bedeutung hat aber ſeine Theorie und Praxis 
erſt in den letzten Jahren erlangt, ſeitdem die Anzeichen ſich häuften, daß die 
Klaſſengegenſätze ſich zuſpitzen und die Ausfichten auf eine friedliche Entwick- 
lung ſich immer mehr verdüſtern. 

Eine Diskuſſivn des Maſſenſtreiks wäre heute ganz unzulänglich, ſie würde 
aller ſicheren Grundlage entbehren, baute ſie ſich nicht auf den Nachweis der 
Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze und deren Konſequenzen auf. Von dieſem 
logiſchen und notwendigen Zuſammenhang hat freilich der „Vorwärts“ keine 
Ahnung, der es fertig bringt, ihn als eine äußerliche und überflüſſige „Ver⸗ 
koppelung“ zweier Ideen, die gar nicht zuſammengehörten, hinzuſtellen. Es 
iſt charakteriſtiſch für ihn, daß er dabei die Theorie der Verſchärfung der 
Klaſſengegenſätze nach reviſioniſtiſcher Unſitte als „Zuſammenbruchstheorie“ 
bezeichnet. Die Reviſioniſten haben nämlich dieſe Theorie in einer lächerlichen 
Form dargeſtellt, die ſie Zuſammenbruchstheorie tauften und uns in die Schuhe 
ſehoben. 

Schlimm genug, wenn unſer Zentralorgan für Unterſuchungen über den 
Zuſammenhang von Maſſenſtreik und Verſchärfung der Klaſſengegenſätze nichts 
übrig hat, als Widerwillen und Verſtändnisloſigkeit. Die Methode, die 
es dabei ſo arg verhöhnt, iſt keine andere als die im „Kommuniſtiſchen 
Manifeſt“ begründete. Wer die Schrift der Genoſſin Roland⸗Holſt ſo auf⸗ 
faßt wie der „Vorwärts“, kann das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ und ſeine 
Methode nie begriffen haben. 

Das erhellt aber auch deutlich aus der Art und Weiſe, wie der „Vor⸗ 
wärts“ ſchließlich beweiſt, daß für die Genoſſin Roland⸗Holſt trotz ihres Pro⸗ 
teſtes dagegen der Maſſenſtreik „die Methode des Klaſſenkampfes“ iſt. Er 
ſchreibt: 

„Gerade in dieſem revolutionären, univerſalen Endſtreik gipfelt die Tendenz des 
Buches. Und das iſt auch ganz konſequent. Kommt es notwendig und überall zu 
gewaltſamen Entſcheidungskämpfen, ſo iſt eben der politiſche Streik das Mittel, die 
Form des Klaſſenkampfes, und alles andere, wie zum Beiſpiel der Parlamentaris⸗ 
mus, verflüchtigt ſich zu einer Bedeutungsloſigkeit — er verſchwindet, ſobald er ernſt⸗ 
haft wird — daß man tatſächlich dann zu der anarchiſtiſchen Konſequenz 
gedrängt werden kann, ob es überhaupt lohne, dieſen mühſamen und 


nutzloſen Umweg zu machen, ob ſich der Weg nicht abkürzen laſſe durch 
die direkte Aktion.“ 


So zu leſen im Zentralorgan der deutſchen Sozialdemokratie. 

Aber freilich, daran iſt nicht zu zweifeln. Aus den Vorausſetzungen der 
Genoſſin Roland⸗Holſt, daß die Klaſſengegenſätze ſich verſchärfen, daß die 
demokratiſchen Rechte immer gefährdeter ſind, immer drohender die Notwendig⸗ 
keit des Maſſenſtreiks auftaucht — aus dieſen Vorausſetzungen kann man ſich 
gedrängt fühlen, anarchiſtiſche Konſequenzen zu ziehen, aber nur dann, wenn 
man keine Ahnung von ökonomiſch-materialiſtiſchem oder, wenn man lieber 
will, marxiſtiſchem Denken hat. 

Für uns Marxiſten iſt der Maſſenſtreik wie jede andere Form des Kampfes 
an beſtimmte hiſtoriſche Vorausſetzungen geknüpft, die in letzter Linie 
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in den ökonomiſchen Verhältniſſen wurzeln. Ohne dieſe Vorausſetzungen iſt 
feine erfolgreiche Anwendung unmöglich, und Sache der wiſſenſchaftlichen For: 
ſchung und der Parteidiskuſſion iſt es eben, herauszufinden, wann dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen gegeben und zu erwarten ſind. Wer auf dieſem Standpunkt ſteht, 
kann ſich unmöglich „zu der Konſequenz gedrängt fühlen“, den Weg der not— 
wendigen Entwicklung dieſer Vorausſetzungen nach eigenem Belieben abzu— 
kürzen, der kann auch unmöglich den Weg dieſer Entwicklung für einen „müh— 
ſamen und nutzloſen Umweg“ halten, der weiß ganz gut, daß gerade die 
eifrigſte Ausnutzung der jetzigen politiſchen Rechte durch das Proletariat einer 
der wichtigſten unter jenen Faktoren iſt, die erſt die Vorausſetzungen des 
Maſſenſtreiks ſchaffen. 

Man muß völlig bar ſein jener Denkweiſe, die im „Kommuniſtiſchen Mani⸗ 
feſt“ begründet iſt, wenn man behauptet, die Vorausſetzungen der Genoſſin 
Roland⸗Holſt könnten zu anarchiſtiſchen Konſequenzen drängen oder, wie der 
„Vorwärts“ früher ſagte, die „Schrift nähert ſich auf halbem Wege der 
anarchiſtelnden Auffaſſung des Generalſtreiks“. 

Indem der „Vorwärts“ dieſe Konſequenz zieht und immer wieder hervor— 
hebt, beweiſt er damit nur, wie nahe ihm jene Denkweiſe liegt, die dieſe 
„anarchiſtelnden“ Konſequenzen und Auffaſſungen erzeugt. Und in der Tat, 
wenn man näher zuſieht, jo wird man finden, daß die ethiſch⸗äſthetiſche Denk⸗ 
weiſe der „ſelbſtändigen Köpfe“ des „Vorwärts“, die ſich von „Marxſchem 
Dogmatismus“ frei zu halten gewußt, verteufelte Ahnlichkeit hat mit der An⸗ 
ſchauung Friedebergs von dem pfſychiſchen Antrieb, den pſychiſchen Ein— 
wirkungen, die Friedeberg als ſelbſtändige Macht neben die ökonomiſche Ent— 
wicklung ſetzt. 

Daraus erhellt aber auch die Aktualität unſerer Diskuſſion und ihre 
ſachliche Bedeutung. Wenn es Friedeberg gelingt, in der Berliner Arbeiter— 
ſchaft einen ſo ſtarken Reſonanzboden zu finden, ſo wird es eine ſehr prak— 
tiſche Frage, ob der „Vorwärts“ in ſeiner jetzigen Geſtalt das richtige Mittel 
iſt, ihm entgegenzuwirken. 

Nicht etwa, daß ich nun meinerſeits den „Vorwärts“ beſchuldigen wollte, 
er huldige „anarchiſtelnden Tendenzen“ und ziehe „anarchiſtiſche Konſequenzen“. 
Nicht im entfernteſten. Aber wenn wir Friedebergs Erfolge verſtehen wollen, 
müſſen wir zweierlei unterſcheiden: einmal ſein revolutionäres Tempera— 
ment, das einem tiefgehenden revolutionären Drange der Arbeitermaſſen ent⸗ 
ſpricht, der aus den Verhältniſſen entſpringt, daher unausrottbar iſt, ſich immer 
mehr verſtärken muß; und dann ſeine theoretiſche Konfuſion, die die 
Notwendigkeit der Zuſammenhänge zwiſchen Politik und Okonomie nicht be⸗ 
greift und glaubt, ſie durch die Kraft ſeines pſychiſchen Antriebs überſpringen 
zu können. 

Tritt man Friedebergs revolutionärem Drange entgegen, wird man nie 
mit ihm fertig, ſchafft man ihm nur Triumphe. Dagegen iſt es keineswegs 
ausſichtslos, dem Proletariat die theoretiſche Konfuſion klar zu machen, an der 
Friedeberg leidet. Das iſt aber eine mühſame Arbeit, die nur von Köpfen 
geleiſtet werden kann, die ſich in unſere Theorie völlig eingelebt haben und im⸗ 
ſtande ſind, die Klarheit, die ſie ſelbſt erreicht haben, auch anderen mitzuteilen. 

Im „Vorwärts“ aber herrſcht die Abneigung gegen den revolutionären 
Drang, Friedebergs ſtarke Seite, und dafür Übereinſtimmung mit ihm in der 
Denkweiſe, in der Überſchätzung des „pſychiſchen“ oder „ethiſchen“ Faktors, 
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alſo Übereinſtimmung mit ihm in der Grundlage der theoretiſchen Konfuſion, 
ſeiner ſchwachen Seite. Mögen die „ſelbſtändigen Köpfe“ des „Vorwärts“ 
noch ſo viel über Friedebergs Konfuſion zetern, ſie können ſie nicht ausreichend 


widerlegen, weil ſie in demſelben Grunde wurzelt wie ihre eigene Denkweiſe. 


Sie werden Friedeberg ſtets am unrechten Ende anpacken und die revolutionären 
Maſſen nie von der Irrigkeit ſeiner Anſchauungen überzeugen. 


3. Mein Anarchismus. 


Nachdem der „Vorwärts“ aus der Schrift der Genoſſin Roland⸗Holſt 
glücklich zu anarchiſtiſchen Konſequenzen gelangt, vollzieht er das gleiche Ex⸗ 
periment im nächſten Artikel an mir. Hier hört er auf, in der Defenſive zu 
bleiben, kühn ergreift er die Offenſive und erklärt mich für einen Partei⸗ 
ſchädling. Er preiſt es „als ein wirkliches Glück für die Partei, daß die 
»Neue Zeit‘ nicht entfernt den Einfluß auf die Maſſen hat, den fie von Rechts 
wegen haben ſollte“. Denn meine „reſignierten Auffaſſungen könnten, wenn 
ſie in der Partei Beachtung finden würden, logiſch nur zu zweierlei Richtungen 
führen“, „links zu den antiparlamentariſchen Anarchiſten“, rechts zu den 
Nurgewerkſchaftlern“. So ſäe ich „Verwirrung und Schädigung“. 

Dieſe wutſchnaubende Philippika hat mich nun nicht etwa mit gleicher Wut 
erfüllt, ſondern ich habe ſie als ein nützliches, aufklärendes Gewitter empfunden. 
Nach dieſen Ausführungen iſt es dem „Vorwärts“, wenn er ein bißchen auf 
Logik hält, nicht mehr möglich, zu erklären, wie er ſeit Jahr und Tag tut: 
zwiſchen uns beſtänden keine ſachlichen Gegenſätze, ſondern nur perſönliche 


Reibereien. Hier hat der „Vorwärts“ ſelbſt aufgedeckt, daß zwiſchen ihm und 


mir — und ich darf wohl ſagen uns Marxiſten — ein „klaffender Wider⸗ 
ſpruch“ exiſtiert, ſachliche Differenzen von der größten Bedeutung. Hat der 
„Vorwärts“ recht, dann iſt er nicht bloß berechtigt, ſondern verpflichtet, ſolche 
Parteiſchädlinge, wie wir Marxiſten infolge unſerer verwirrenden und irre⸗ 
führenden Anſchauungen ſind, auf das entſchiedenſte zu bekämpfen, den Partei⸗ 
ſchädlingen ſelbſt aber muß das Recht und die Möglichkeit entzogen werden, 
im Namen der Partei zu ſprechen. 

Hat aber der „Vorwärts“ unrecht, ſind alle ſeine ſo ſchweren Beſchuldigungen 
unbegründet, dann beruhen ſie bloß auf der Unfähigkeit, mich zu verſtehen. 
Doch das Urteil über den „Vorwärts“ überlaſſe ich am beſten den Genoſſen. 

Stimme ich nun dem „Vorwärts“ darin zu, daß ich mit ihm tiefgehende 
ſachliche Gegenſätze zwiſchen uns ſehe, ſo weiche ich doch gleich darin ab, daß 
ich dieſe Gegenſätze ganz wo anders ſuche als er. 

Er will „Wandlungen“ bei mir entdeckt haben, die mich den Anarchiſten 
nähern und ihnen Vorſchub leiſten. Ein ſchwerer Vorwurf, den unſer Zentral⸗ 
organ ſicher nicht wagen wird ohne ein erdrückendes Beweismaterial. 

Wenigſtens qualitativ erdrückend, denn quantitativ iſt es etwas ſpärlich. 
Es enthält nur eine einzige Tatſache. Aber freilich eine gewichtige: — meine 
„Kompaniearbeit mit dem Halbanarchiſten Labriola ließ ſchon 
merkwürdige Wandlungen ahnen.“ 

Du ahnungsvoller Engel du! Da nicht alle Parteigenoſſen imſtande ſein 
werden, zu „ahnen“, welche Verruchtheit ich mit dem „Halbanarchiſten“ aus⸗ 
geheckt, ſei ſie hier enthüllt: | 

Artur Labriola, Mitglied unſerer italieniſchen Bruderpartei, bereitete für 
deren Kongreß im Frühjahr 1904 eine Reſolution vor, die er mir zur Begut⸗ 
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achtung überſandte. Ich beſitze nicht eine Abſchrift meiner Antwort, erinnere 
mich nur ſo viel, daß ich ihm riet, einige Stellen, die anarchiſtiſch klangen, im 
ſozialdemokratiſchen Sinne zu ändern. 

Das iſt es, was die „ſelbſtändigen Köpfe“ des „Vorwärts“ eine „Kompanie⸗ 


arbeit“ mit einem „Halbanarchiſten“ zu nennen belieben. Baſilio hätte die 


Benennung nicht feiner erfinden können. Dafür hat aber auch K. E. einen 
ſehr erbaulichen Sermon im „Vorwärts“ über guten Ton und ſchlechte Logik 
veröffentlicht, in dem er ſehr eindringlich von den verheerenden Wirkungen 
der Verleumdungsfreiheit zu handeln wußte. 

Was der „Vorwärts“ ſonſt noch vorbringt, um meine Verworrenheit und 
Schädlichkeit darzutun, iſt eine Deutung eines einzigen Satzes. Daraus wird 
folgende Anklage formuliert: 

„Was tut Kautsky? Um das neue — ſollen wir bloß ſagen Diskuſſionsthema 
— Kampfmittel des Generalſtreiks zu empfehlen, verdunkelt er den elementaren 
Wert politiſcher Rechte. Es iſt wahrhaft empörend, mit welcher kalkulato⸗ 
riſchen Ruhe Kautsky (Nr. 42 der „Neuen Zeit“) von den Wahlrechtsattentaten 
in Hamburg und Lübeck ſpricht. Er hält es für die größte Torheit, ‚wollte man 
heute in Hamburg zur Verteidigung des dortigen Wahlrechtes einen Maſſenſtreik 
inſzenieren! Den Maſſenſtreik für eine einzelne Stadt; das Aufgebot der letzten 
und ſchärfſten Waffe des Proletariats, die ſeine vollſte Hingebung und ſeinen höchſten 
Opfermut erfordert, bloß zu dem Zwecke, um das jetzige, ſchon miſerable 
Klaſſenwahlrecht gegen weitere Verſchlechterungen zu ſchützen!“ 


Dieſe meine Worte, deren letzte der „Vorwärts“ mit fettem Druck hervor⸗ 
hebt, entfeſſeln nun einen Waſſerfall ethiſcher Entrüſtung über mein unglück⸗ 
liches Haupt, das „kaufmänniſch kalkuliert“ und „buchmäßig rechnet“, ſtatt mit 
„Löwenſtimme“ zu brüllen. 

Ich kann's dem „Vorwärts“ eben nie recht machen. Eben wirft er mir 
Drohen mit der Revolution und reichliches Reden davon vor, dann wieder 
krämerhaften Opportunismus. 

Ich werde meinen Gedankengang und dann den des „Vorwärts“ wieder⸗ 


geben. Wir ſehen da ſo klar wie noch nie den Gegenſatz der materialiſtiſchen 


und der ethiſchen Denkweiſe. 

Der „Vorwärts“ wirft mir vor, ich hätte, um den Generalſtreik zu empfehlen, 
den Wert der politiſchen Rechte verdunkelt und mit Gleichgültigkeit von den 
Wahlrechtsattentaten in Hamburg und Lübeck geſprochen. In Wirklichkeit habe 
ich keine Silbe geſagt, die den Wert der politiſchen Rechte verdunkeln konnte, 
ſchon deswegen, weil ich von dieſem Werte gar nicht ſprach. Der Satz, den 
der „Vorwärts“ mir vorwirft, erhält einen ganz anderen Sinn, als er mir 
unterſchiebt, wenn man ihn im Zuſammenhang lieſt. Ich erkläre: 
unter den beſonderen politiſchen Verhältniſſen Deutſchlands iſt ein erfolg⸗ 
reicher Maſſenſtreik nur denkbar in einer revolutionären Situation, und wäre 
es darum ausſichtslos, ja verderblich, wollte man ihn anwenden in einer 
Situation, die zu einer revolutionären nicht werden kann. Es wäre zum Bei⸗ 
ſpiel die größte Torheit, wollte man heute in Hamburg zur Verteidigung des 
dortigen Wahlrechtes einen Maſſenſtreik inſzenieren“ uſw. 

Ich frage, wo iſt da ein Wort, das geeignet wäre, den Wert der politiſchen 
Rechte zu verdunkeln? Sage ich, das Hamburger Wahlrecht ſei eine gleich⸗ 
gültige Sache? Ich unterſuche den Wert des Wahlrechtes gar nicht, 
ſpreche nicht davon, nicht, weil er mir geringfügig erſcheint, ſondern weil es 
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mir überflüſſig erſchien, über eine ſelbſtverſtändliche Sache zu reden. Ich h 
unterfuchte alſo nur, was zweifelhaft, die Ausſichten eines Maſſenſtreiks, 


um das Hamburger Wahlrecht zu retten. Und da fand ich nach „kaufmän⸗ 


niſchem“ Abwägen, daß er eine Torheit wäre, denn unter den heutigen Ver⸗ 


hältniſſen Deutſchlands kann nicht in einer einzelnen Stadt der Maſſen⸗ 
ſtreik ſiegen, ohne ein Eingreifen der Reichsregierung nach ſich zu ziehen. 


Der Kampfpreis ſei aber, bei aller Bedeutung des Wahlrechtes, doch kein ſolcher, 


daß man um ſeinetwillen eine ſichere Niederlage riskieren dürfe. 


Das war meine „empörende“, „buchmäßige“, „kaufmänniſche“, materia⸗ 


liſtiſche Kalkulation. i 
Ganz anders der „Vorwärts“. Hören wir feinen ethiſchen Waſſerfall dröhnen: 
„Heißt das die Arbeiter politiſch und theoretiſch aufklären, wenn man die 


hanſeatiſche Wahlrechtsfrage lediglich unter dem Geſichtspunkt eines opportuni⸗ 
ſtiſchen Krämers betrachtet, ob das künftige Wahlrecht gegenüber dem beſtehen⸗ 
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den einen mehr oder minder großen Nachteil leidet, ja ob vielleicht bei der End⸗ 
rechnung noch ein kleiner Überſchuß herausgewirtſchaftet werden könnte? Ganz ab⸗ 


geſehen davon, daß es ſich ja nicht um den Schutz des beſtehenden, ſondern um den 
Kampf für das in unſerem Programm geforderte Wahlrecht handelt, wie darf ein 
wiſſenſchaftlicher Führer der Sozialdemokratie die politiſchen Rechte als eine kauf⸗ 


männiſche Kalkulation behandeln, ſtatt dem Proletariat mit Löwenſtimme den 
erſten Grundſatz ſeiner geſchichtlichen Aufgabe immer wieder aufs neue ins Gewiſſen 


zu rufen: Es gibt keine größere Verletzung der Würde der Proletarier, als politiſche 


Rechte ſich rauben, als politiſche Entrechtung ſich gefallen zu laſſen. Ein un⸗ 
ſühnbares Kapitalverbrechen an dem Proletariat iſt der Wahlrechtsraub in den 
Hanſaſtädten, er iſt eine ſchamloſe Verhöhnung des Proletariats... Die in 
Hamburg und Lübeck eingeführte Methode des kontingentierten Wahlrechtes iſt eine 


Politik gegen — Ausſätzige. Kautsky aber findet den Vorgang kaum eines Wortes 
des Empörung wert. . .. Wir verſtehen unter dem Studium des politiſchen Streiks, 


daß eine Dreimillionenpartei im Kampfe um politiſche Rechte nicht buchmäßig 


rechnen und nicht in die Ferne ſpekulieren dürfe, ſondern daß ſie, wenn es gilt, 
auch Niederlagen wagen müſſe. Nichtswürdig iſt das Volk, das nicht ſein 
Alles ſetzt in ſeine Rechte“ uſw. 

Alſo vorwärts, los, wer wird noch in feigem Opportunismus buchmäßig 
rechnen. Wir müſſen Niederlagen wagen, wollen wir uns nicht der ärgſten 
Nichtswürdigkeit ſchuldig machen! Drauf und dran zur Aktion! 

Gemach, gemach, ſo iſt die ethiſche Entrüſtung nicht gemeint: „Wir reden 
kein Wort darüber“, ſagt der „Vorwärts“ in demſelben Artikel, „ob man in 
Hamburg und Lübeck hätte einen Generalſtreik machen ſollen.“ Darüber, über 


die Hauptſache, kein Wort! Aber Hunderte, um mit Löwenſtimme ſich zu 


entrüſten. Und dieſes ſich Entrüſten mit Löwenſtimme gilt als die Haupt⸗ 
aufgabe eines „wiſſenſchaftlichen Führers der Sozialdemokratie“ bei dem 
„Studium des politiſchen Streiks“. Eine Unterſuchung darüber, ob und wie 
eine Aktion möglich ſei, wird als erbärmliches, empörendes kaufmänniſches 
Kalkulieren bezeichnet. Auf das Handeln kommt es dem Ethiker nicht an, 
nur auf das moraliſche Verurteilen. Die Hauptſache iſt, große Worte 
prägen, an denen man ſich berauſchen kann. Dann hat man ſeine Pflicht 
getan und geht ruhig ſchlafen. Nachdem der Waſſerfall gehörig gedonnert und 
Schaumblaſen geworfen, plätſchert man wohlgemut im alten Sumpfe weiter. 
Und wenn ein Mann kommt wie Friedeberg, der den Waſſerfall mit ſeinem 
Donnern und Schäumen ernſt nimmt und zum Treiben einer Mühle einrichten 
will, wird man wieder einmal moraliſch entrüſtet und ſchreit mit der bekannten 
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Löwenſtimme: Hinaus mit dem Ruheſtörer! Für praktiſche Zwecke iſt unſer 


ethiſches Gewäſſer nicht da. 


Hier hat die ethiſche Methode der ſelbſtändigen Köpfe des „Vorwärts“ ſich 
in klaſſiſcheſter Geſtalt gezeigt, und darum war es wohl am Platze, ſie ein⸗ 
gehender zu charakteriſieren. Deutlicher konnte es nicht zutage treten, wie abſolut 
unfähig dieſe Methode iſt, unſere, die materialiſtiſche, mit der „empörenden 
kalkulatoriſchen Ruhe“, zu begreifen. 

Soll ich nach alledem noch weiter mich gegen den Vorwurf unſeres Zentral⸗ 
organs verteidigen, daß ich mich im anarchiſtiſchen Sinne gewandelt habe? 

Soll ich ausführlicher darlegen, daß ich nie eine Zeile geſchrieben, um die Not⸗ 
wendigkeit und Bedeutung der politiſchen Rechte zu verkleinern, daß das, was der 
„Vorwärts“ als ſolches anſieht, nichts iſt als eine Erklärung des tat ſächlichen 
Niederganges und der tatſächlichen Machltloſigkeit des deutſchen Reichstags? 

Soll ich darauf hinweiſen, daß Marx in dieſem Sinne noch viel „an⸗ 
archiſtiſcher“ gewirkt, der das Wort vom parlamentariſchen Kretinismus prägte 
und zum Beiſpiel im Jahre 1848 die Frankfurter Nationalverſammlung, 
namentlich ihre Linke, aufs grauſamſte wegen ihrer Impotenz verhöhnte? Soll 
ich auf Engels verweiſen, der 1891 beifällig Liebknechts Worte zitierte, daß 
der deutſche Reichstag nichts ſei als das Feigenblatt des Abſolutismus? Soll 
ich daran erinnern, daß K. E. vor einem Jahre dieſelben Vorwürfe wie gegen 
mich gegen Jules Guesde richtete, von dem er behauptete, „Guesdes Konſequenz 
iſt der völlige Verzicht auf den Parlamentarismus“, Guesde müßte ſich, wäre 
er in Deutſchland, unter „anarchiſtiſchen Eingängern“ verlieren? Soll 
ich daran erinnern, daß Guesdes Auffaſſung der bürgerlichen Republik, die 
K. E. ſo empörte, jene Auffaſſung iſt, die Marx 1848 nach der Juniſchlacht 
bekannte, dann wiederholt ausſprach und die ſeitdem zur Geſamtauffaſſung 
der Marxiſten geworden ift? 

Nein, ich glaube, wie immer man über meine Leiſtungen denken mag, ich 
habe es nicht notwendig, auf ſolche Argumente ſolchen Kritikern gegenüber 
noch lange auseinanderzuſetzen, welche Bedeutung ich den politiſchen Rechten 
für den Emanzipationskampf des Proletariats beimeſſe. 

Aber ich verüble es den „ſelbſtändigen Köpfen“ des „Vorwärts“ nicht, 
wenn ſie mir anarchiſtelnde Wandlungen vorwerfen. Sie kleben an der Be⸗ 
wunderung der demokratiſchen Formen und vermögen ihre proletariſche von 
ihrer bürgerlichen Art nicht ſcharf zu ſcheiden. So erſcheint ihnen alles 
„anarchiſtiſch“, was Kritik des bürgerlichen Parlamentarismus, der bürger- 
lichen Demokratie, der bürgerlichen Republik bedeutet. So müſſen ſie 
gerade in den entſchiedenſten Marxiſten mehr oder weniger anarchiſtiſche 
Elemente ſehen, einmal in Guesde, dann in der Genoſſin Roland-⸗Holſt, jetzt 
in mir, morgen vielleicht in der Genoſſin Zetkin. 

So wenig ich ihnen das verüble, ſo ſehr ſtimme ich ihnen darin zu, daß 
ein „klaffender Widerſpruch“ zwiſchen uns beſteht, der ſich durch nichts 
verkleiſtern, durch nichts überbrücken läßt. 

Aber es iſt unmöglich, daß zwiſchen den beiden Zentralorganen der Partei 
ſtändig ein ſo tiefer Gegenſatz beſtehen bleibt. Die Partei müßte darunter 
aufs ſchwerſte geſchädigt werden. Sie leidet heute ſchon unter ihm. Ihn zu 
beſeitigen iſt dringend notwendig. An der Partei iſt es daher, ſich jetzt zu 
entſcheiden für die materialiſtiſche oder die ethiſche Methode. 


NT WON, Fee 
[A * 
7 * 


786 Die Neue Zeit. 


Einftimmigkeiten und Unſtimmigkeiten auf dem Orts- 


krankenkaffentag zu Dresden. 


Die Verhandlungen der Jahresverſammlung der deutſchen Ortskranken⸗ 
kaſſen zu Dresden, die im Juli dieſes Jahres ſtattfand, haben, wie das 
vorauszuſehen war, einen ſehr intereſſanten und bewegten Verlauf genommen 
und dürften zweifellos noch eine ſehr lebhafte nachträgliche Diskuſſion her⸗ 
vorrufen. N 

In der arbeiterfeindlichen Preſſe hat ſchon die Ausſchlachtung der Uns 
jtimmigfeiten bei der Ausſprache über das Verhältnis der Beamten zu den 

-Aaſſenvorſtänden begonnen. Man kann bereits in den Organen der ver⸗ 
ſchiedenſten bürgerlichen Parteirichtungen den zwar ſchon herzlich abgebrauchten, 
aber doch noch immer bei ihnen beliebten Titel: „Sozialdemokraten als Arbeit⸗ 
geber“ leſen. Es iſt ja die bekannte kleinliche und unehrliche Manier der 
enragierten Feinde der Arbeiterbewegung und jeglicher Sozialreform, den Wald 
vor lauter Bäumen nicht zu ſehen, die kleinen und geringfügigen Unſtimmig⸗ 
keiten in behaglicher Weiſe breitzutreten, die eigentliche Tätigkeit und das 
wirkliche Reſultat der Tagung aber vollſtändig zu ignorieren. 

Das wichtigſte Ergebnis des Kongreſſes iſt jedoch zweifellos die Tatſache, 
daß einmütig Arbeiter- und Unternehmervertreter und Kaſſenbeamte die un⸗ 
erſchütterliche Anſicht ausgeſprochen haben, daß ohne Selbſtverwaltung 
die ganze ſo vielgerühmte deutſche Sozialreform, von der ja die drei 
Verſicherungsgeſetze den wertvollſten Beſtand bilden ſollen, ein Pappenſtiel 
für die deutſchen Arbeiter iſt. Wenn man das ſozial fortgeſchrittenſte 
Element bei der Verwaltung ausſcheidet, dann ſinken eben dieſe Inſtitutionen 
— dafür wird Sankt Bureaukratius in Verbindung mit dem rückſtändigſten 
Unternehmertum ſchon ſorgen — zu Gebilden herab, die ſich auch äußerlich 
von der Armenunterſtützung nicht unterſcheiden. Alle wahrhaft ſozial geſinnten 
Elemente unter den Kaſſenvorſtänden würden ſich dann mehr und mehr zurück⸗ 
ziehen. 

Mit gebührender Schärfe wurden auch all die wahnwitzigen Lügen und 
Verleumdungen zurückgewieſen, die offen und verſteckt von den Feinden der 
Arbeiterbewegung in die Welt geſetzt werden. Eine, und zwar die am häufigſten 
wiederkehrende Behauptung iſt bekanntlich die, daß die „ſozialdemokratiſchen“ 
Kaſſenvorſtände Mittel zur Förderung ſozialdemokratiſcher Zwecke verwendeten 
— eine Behauptung, die zugleich eine ſchwere Beſchuldigung der Aufſichtsbehörden 
bedeutet, die ja dann gegebenenfalls in gröbſter Weiſe ihre Pflicht vernachläſſigt 
hätten. Und auch die Arbeitgeber, die in den Kaſſenvorſtänden der Ortskaſſen 
ſitzen, und die, wenn ſie ſchon überhaupt Parteigänger ſind, am wenigſten der 
Sozialdemokratie angehören dürften, müßten ja einen hohen Grad von Duld⸗ 
ſamkeit und Selbſtentäußerung beſitzen, wenn ſie das zulaſſen würden. Es 
war denn auch ein guter Rat, um die heimtückiſchen Verleumder ein für alle⸗ 
mal abzuführen, eine Umfrage bei den Arbeitgebervertretern der einzelnen 
Kaſſen zu halten, ob und inwiefern ſolche Beſchuldigungen realen Hintergrund 
haben. Es iſt das nötig. Angeſichts der bevorſtehenden „Reform“ kann man 
derartige Vorwürfe nicht mit der ſonſt angebrachten Verachtung ſtrafen; denn 
ſolche Behauptungen finden leider bei gewiſſen Kreiſen, das zeigte die Herrenhaus⸗ 
rede Bülows, einen günſtigen Boden und wachſen luſtig weiter, wenn ſie nicht 
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beizeiten im Keime erſtickt und als das gekennzeichnet und gebrandmarkt wer- 
den, was ſie ſind: gemeine Lügen und Verleumdungen. Solche Behauptungen 
können nur wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt werden. | 

Ein weiterer Punkt der Tagesordnung war die Frage der Zuläſſigkeit 
ſozialer Prophylaxe (vorbeugender Tätigkeit) der Ortskrankenkaſſen. Jetzt iſt 
durch die Praxis der Aufſichtsbehörden dieſe im Intereſſe der öffentlichen 
Wohlfahrt liegende Tätigkeit unterbunden, und die Aufſichtsbehörden wachen 
peinlich genau darüber, daß die Krankenkaſſen die ihnen gezogenen Tätigkeits⸗ 
grenzen auch nicht um einen Fuß breit überſchreiten. Die Kaſſen haben 
das Recht, Kranke zu heilen, aber das Recht, Mittel und Wege zu ſuchen, 

um Krankheit zu verhüten, die Geſundheit den Verſicherten zu erhalten, haben 
ſie nicht. Das hat ja das preußiſche Oberverwaltungsgericht mit aller 
Deutlichkeit in einem von der Ortskrankenkaſſe der Kaufleute, Handelsleute 
und Apotheker zu Berlin provozierten Urteil geſagt. Dieſe Kaſſe wollte be— 
kanntlich in ihr Statut eine Beſtimmung aufnehmen, nach der die Beſchickung 
von Kongreſſen, die das Tätigkeitsfeld der Krankenkaſſen ſehr nahe berühren, 
wie zum Beiſpiel zur Bekämpfung des Alkoholismus, der Tuberkuloſe, der 
Geſchlechtskrankheiten ſowie der Wohnungskongreſſe geſtattet ſein ſoll. Es 
ſollten dafür höchſtens jährlich 1500 Mark aufgewendet werden dürfen — eine 
für den Etat einer großen Kaſſe lächerlich geringe Summe. Der Bezirks⸗ 
ausſchuß verſagte dieſem Nachtrag die geſetzlich vorgeſchriebene Genehmigung. 
Er war der Meinung, die Kaſſe überſchreite damit ihre geſetzlich vorgeſchriebenen 
Befugniſſe. Der Vertreter der Kaſſe legte beim Oberverwaltungsgericht gegen 
dies von ſtarrem Bureaukratismus diktierte Urteil Berufung ein, indem er be⸗ 
gründend geltend machte: Zu den Angelegenheiten der Kaſſe gehöre es nicht 
nur, Krankheiten zu behandeln, ſondern auch Krankheiten zu verhüten. 
Um vorbeugend wirken zu können, ſei es aber erforderlich, den Urſachen auf 
den Grund zu gehen und die Inſtitutionen zu finden, die geeignet ſeien, die 
in Frage kommenden Krankheiten einzudämmen. Und dazu ſollen doch die 
Kongreſſe dienen. Es bedeute einen Verſtoß gegen die den Krankenkaſſen vom 
Geſetz zugewieſenen ſozialen Aufgaben, wenn man das verhüten wolle. Das 
Oberverwaltungsgericht ſtellte ſich aber trotz dieſer durchaus zwingenden Be— 
weisführung auf einen ablehnenden Standpunkt. Zu dem Urteil wurde klipp 
und klar ausgeführt, es ſei nicht die Aufgabe der Krankenkaſſen, dem einzelnen 
Mittel zuzuwenden, damit er nicht krank werde; denn ſonſt müßten ſie ja auch 
jemanden, der mit einem Schwindſüchtigen zuſammenwohne, eine andere Wohnung 
mieten.... Punktum! Den Krankenkaſſen find alſo die Hände gebunden 
in dieſer Beziehung. Bisher haben ja auch die Aufſichtsbehörden meiſtens 
die Verwendung von Mitteln ſelbſt zum Beſuch der Ortskrankenkaſſentage ver⸗ 
ſagt. In dieſe Praxis dürfte allerdings eine große Breſche durch das angezogene 
Urteil geſchlagen ſein, denn der Schluß desſelben ſagt: 

„Auch für Belehrung dürften die Kaſſen Gelder nur ſo weit aufwenden, 
als es den Aufgaben der Kaſſe zugute kommt, zum Beiſpiel für Vorträge über 
Rechte und Pflichten der Mitglieder.“ 

Nun dienen zur Belehrung der Vorſtandsmitglieder alle Kongreſſe und 
zum allermeiſten die Ortskrankenkaſſentage und deren Beſchickung dürfte nun⸗ 
mehr nichts mehr entgegenſtehen, wie ja auch von einem Delegierten aus 
Krefeld mitgeteilt wurde, daß ſeine Kaſſe auf Grund des Urteils die Geneh— 
migung zur Delegation auf Koſten der Kaſſe bekommen hätte. 
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Schon aus dieſer lehrreichen und für den Geiſt der deutſchen Sozialreform 
und deren Beurteilung durch Juriſten außerordentlich bezeichnenden Angelegen⸗ 
heit iſt zu erſehen, wie peinlich darüber gewacht wird, daß kein Pfennig zu 
anderen „als von dem Geſetz beſtimmten“ Dingen verwandt werden darf und 
auch verwandt wird. “ 

Einmütigkeit herrſchte auf dem Kongreß über die Notwendigkeit, daß die 
Arzneipreiſe herabgeſetzt, die Invalidenverſicherungsbeiträge durch die Orts⸗ 
krankenkaſſen einheitlich erhoben und die Kaſſen dafür angemeſſen entſchädigt 
werden. . 

Dagegen führte die Frage der Einbeziehung der Heimarbeiter und Haus⸗ 
induſtriellen in die Verſicherungspflicht zu Meinungsverſchiedenheiten. Zwar 
waren im Prinzip alle Delegierten des Kongreſſes — ſo unſozial denkt kein 
Beſucher desſelben — der Anſicht, daß dieſen Armſten der Armen die „Wohltaten 
der Sozialreform“ und beſonders der Krankenverſicherung am allerdringendſten 
not tun, aber ein Teil forderte erſt eine Zentraliſierung der Krankenkaſſen, 
damit eine größere Verteilung des Riſikos herbeigeführt werde, Aufhebung der 
Betriebs⸗, Innungs⸗ uſw. Kaſſen. Denn beim Fortbeſtehen des jetzigen Zu⸗ 
ſtandes iſt die große Gefahr vorhanden, daß dieſe Krankenkaſſen alle die 
ſchlechten Riſiken — und dazu zählen aus bekannten Gründen die Heim⸗ 
arbeiter — den Ortskrankenkaſſen aufhalſen würden. Es käme dann dahin, 
daß ſie wieder auf die Gewährung der Mindeſtleiſtungen zurückgehen müßten 
und darunter die jetzigen Mitglieder ſchwer zu leiden hätten. An eine Aufrecht⸗ 
erhaltung der Familienunterſtützung wäre wohl kaum — füge ich hinzu — 
zu denken. Und was das bedeuten will, weiß jeder, der auch nur etwas Ein⸗ 
blick in das Arbeiterleben hat. 

Die Freunde des Antrags, die die ſofortige Ausdehnung des Geſetzes ohne 
Kautelen fordern, wieſen demgegenüber auf das Prinzip hin und glaubten, 
eine Einſchränkung der Heimarbeit von der Einführung der Verſicherungs⸗ 
pflicht der Heimarbeiter erhoffen zu dürfen. Dieſe Hoffnung iſt aber nur eine 
ſehr problematiſche meiner Meinung nach; denn die Beſchäftigung von Heim⸗ 
arbeitern bietet dem Unternehmer eine ſolche Menge verſchiedenartiger Vorteile, 
daß der geringe Verſicherungsbetrag dieſe bei weitem nicht aufwiegt. Und er 
müßte doch für die dann eventuell in dem Betrieb mehr beſchäftigten Arbeiter 
auch die Verſicherungsbeiträge zahlen. Die knappe Mehrheit des Kongreſſes ent⸗ 
ſchied ſich aber doch für das Prinzip, während die Minorität nur unter Vor⸗ 
ausſetzung der Zentraliſation für die Verſicherungspflicht zu haben war. Alſo 
im Grunde auch hier Einſtimmigkeit im Prinzip, nur über die Ausführung, 
reſpektive die Möglichkeit der Ausführung gingen die Anſichten auseinander. 

Zu ſcharfen Zuſammenſtößen kam es bei der Regelung der Beamtenfrage, 
wie es an dieſer Stelle ſchon vorausgeſagt wurde. Es iſt ohne weiteres klar, 
daß Leute, die ſonſt in jeder Beziehung ihre ſoziale Einſicht betätigen, auch 
in erſter Linie verpflichtet ſind, ihre Beamten anſtändig zu behandeln, an⸗ 
ſtändig zu beſolden. Das iſt ſchon nötig, um eine entſprechende Arbeits⸗ 
freudigkeit in ihnen zu erwecken. Die Tätigkeit in den ſozialen Inſtitutionen 
verträgt ſich nicht mit lediglich kalter Pflichterfüllung. Sie erfordert ein ge⸗ 
wiſſes Verſtändnis für die ſozialen Verhältniſſe der Verſicherten, der Mit⸗ 
glieder, beſonders der Kranken. 

Aber die Vorſtände haben ſich bis auf verſchiedene unrühmliche Ausnahmen 
dieſer Pflicht auch nicht entzogen. Freilich können die Arbeitervertreter nicht 
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mit einem Male die Verhältniſſe der Beamten ſo ſtellen, wie es das in 
München als Grundlage für die Anſtellungsverhältniſſe angenommene Re— 
gulativ vorſieht. Aber zu ſolchen Ausführungen, wie ſie das Organ des Ver— 
bandes der Ortskrankenkaſſenbeamten gebracht hat, hatte dieſes kein Recht. 
Und mit Recht wurde ein derartiger Ton unter Leuten, die doch alle an einem 
Strange ziehen und das gleiche Intereſſe an der geſamten Entwicklung der 
Kaſſen haben ſollten, aufs ſchärfſte verurteilt. In der Zurückweiſung dieſer 
Angriffe iſt denn auch nach dem bekannten Sprichwort: Wie man in den Wald 
hineinruft, ſchallt es zurück, weit über die Schnur gehauen worden. Und man 
kann aus dieſen unliebſamen Erörterungen nur einen bedauerlichen Mangel 
an Verantwortlichkeitsgefühl und an Kaltblütigkeit der Offentlichkeit gegenüber 
konſtatieren. Schließlich fanden ſich aber beide Teile auf dem gemeinſamen 
Boden wieder. Die Münchener Beſchlüſſe ſollen revidiert und eine Art Tarif- 
gemeinſchaft alsdann abgeſchloſſen werden. Es iſt zu hoffen, daß dadurch ein 
dauernder Friede hergeſtellt wird; denn gerade angeſichts der Gefahren, die der 
Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen durch das angekündigte „Reform“werk 
drohen, iſt ihre Geſchloſſenheit und ihre Einigkeit dringend vonnöten. Sie 
liegt aber auch im Intereſſe des Ausbaues der Kaſſen in gegenwärtiger Ge— 
ſtalt. Der eifrige Rendant der Berliner Kaſſe der Kaufleute traf durchaus 
das Richtige, als er meinte: Alle ſollen zuſammenarbeiten im Dienſte 
des Proletariats. 

So iſt auch ſchließlich in dieſer ſchwierigen Frage ein Kompromiß zuſtande 
gekommen, das ſich hoffentlich zu einem dauernden gedeihlichen Verhältnis 
auswachſen wird, jo daß der nächſte Ortskrankenkaſſentag in Düſſeldorf der⸗ 
artige Unſtimmigkeiten, die bloß unſeren Gegnern Waſſer auf ihre reaktionären 
Mühlen geben, nicht wieder ſieht. 

Vorwärts im Ausbau der Sozialreform zum Wohle der leidenden Prole— 
tarier und nieder mit allen Plänen gegen die Selbſtverwaltung! Das muß 
die Parole für jeden ſein, der auf dieſem Gebiet mitarbeiten will. Das war 
auch im großen und ganzen trotz der gekennzeichneten Unſtimmigkeiten der 
Grundzug der ganzen Verhandlungen des Zwölften deutſchen Ortskranken⸗ 
kaſſentags. 


Litcrariſche Kundſchau. 


Dr. Alexander Tille, Der ſoziale Altramontanismus und feine „katholiſchen 
Krbeitervereine“. Sozialwirtſchaftliche Streitfragen. Berlin 1905, Verlag von 


Otto Elsner. 1 Mark. 


In der vorliegenden Schrift rechnet die liberale Demagogie mit ihrer klerikalen 
Schweſter, dem „ſozialen Ultramontanismus“ einmal tüchtig ab. Als „Grundlage“ 
des ſozialen Ultramontanismus betrachtet der Verfaſſer der Schrift das Rund⸗ 
ſchreiben des Papſtes Leo XIII. vom 15. Mai 1891, „De conditione opificum“, ge- 
wöhnlich nach den Anfangsworten die Enzyklika „Rerum Novarum“ genannt. In 
dieſer Enzyklika habe das Papſttum „in Anlehnung an einzelne ſcholaſtiſche Ge⸗ 
dankengänge und unter Zugrundelegung eines künſtlich eigens für dieſen Zweck zu⸗ 
geſtutzten Naturrechtes, in loſer Anlehnung an einige Grundſätze der chriſtlichen 
Sittenlehre und mit dem Anſpruch, die allein gültige Wahrheit zu beſitzen und zur 
Weltherrſchaft berufen zu fein... mit vollem Unfehlbarkeitsanſpruch ein flüchtiges 
Bild von einem ihm wünſchenswerten Geſellſchaftsleben“ aufgeſtellt. Das Ganze ſei 
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„eine Spottgeburt von Theorie und Stimmung“ dank der „geradezu beifpiellofen 
Unkenntnis der wirklichen Verhältniſſe und der Nichtachtung der Wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaft“, welche auf jeder Seite zutage trete. Die Enzyklika rede davon, die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung müſſe „den Prinzipien der Gerechtigkeit gemäß“ beeinflußt 
werden. Die Frage aber, zu welchen Bedingungen ein Arbeitsvertrag geſchloſſen 
werden ſoll, ſei, ſo führt Dr. Tille aus, keine Rechtsfrage, ſondern eine Wirtſchafts⸗ 
frage. Ob ich zu einem beſtimmten Preiſe eine beſtimmte Menge Wolle kaufe, hänge 
doch nicht von einem Rechtsanſpruch des Verkäufers auf Abſatz ſeiner Wolle ab, 
ſondern lediglich davon, ob ich den Kauf für mich wirtſchaftlich für vorteilhaft halte. 
Genau ſo ſei es bei der Frage, ob ich zu einem beſtimmten Lohne einen beſtimmten 
Arbeiter beſchäftigen will. Iſt deſſen Lohnforderung nach meinem Ermeſſen zu hoch, 
ſo lehne ich eben die Schließung des Arbeitsvertrags ab. Keine Macht der Welt 
könne mich dazu zwingen, den Vertrag einzugehen. Das Wirtſchaftsleben regele 
dieſe Dinge ganz von ſelbſt. 

Man ſieht: hier ſteht dem heiligen Thomas von Aquino der heilige Mancheſter 
gegenüber. 

Hören wir aber weiter, was Dr. Tille auf dem Herzen hat: Nachdem der ſoziale 
Ultramontanismus das ganze Wirtſchaftsleben zum Reiche des Moralismus erklärt 
habe, ziehe er aus dieſer Eroberung die Nutzanwendung, daß der katholiſchen Kirche 
alle Hoheitsrechte in dieſem Reiche verliehen werden müſſen. Demgemäß habe ſeit 
dem Jahre 1895 der ſoziale Ultramontanismus ein Netz über das Deutſche Reich 
ausgeſponnen, das von vornherein einzig dazu beſtimmt war, „in ſeinen Maſchen 
die katholiſche Arbeiterſchaft einzufangen, ſie den Zielen und den Führern des Zentrums 
zu unterwerfen und mit geſchloſſenen Händen und Füßen als Machtmittel der Papſt⸗ 
herrſchaft zu benutzen“. . . . „Jetzt herrſcht einzig der ſoziale Ultramontanismus und 
ſchwingt ſeine Knute über den Arbeiterhäuptern — und wehe dem Haupte, das ſich 
ihm nicht beugt!“ Ganz beſonders entſetzt aber iſt Dr. Tille über das „Maß von 
Wühlarbeit“, das der ſoziale Ultramontanismus ſeit 1902 auf die katholiſchen Arbeiter⸗ 
vereine aufgewendet habe. . . . „Da werden von außen, von der ultramontanen 
Geistlichkeit, erſt Wünſche und Forderungen in die katholiſche Arbeiterſchaft hinein⸗ 
getragen, . .. von denen die Arbeiter vorher ... gar nichts gewußt haben. Es 
werden ihnen Beſchwerden aufgenötigt, die ſie vorher gar nicht empfunden haben, 
und es wird ihnen ein Zukunftsſtaat des ſozialen Ultramontanismus als Ziel ge⸗ 
predigt, von dem ſie an und für ſich gar nichts wiſſen wollen.“ Und in der Tat: 
das Sündenregiſter, welches Dr. Tille dem ſozialen Ultramontanismus vorhält, iſt 
gar ſchrecklich: Die Gebildeten unter den Sozialdemokraten, erzählt der Herr, ſeien 
über die Verelendungstheorie gründlich hinaus. Die ultramontanen Heiligen ſtecken 
noch bis an den Hals in ihr. Die Enzyklika „Rerum Novarum“ habe ja dekretiert: 
„Das Kapital iſt in den Händen einer geringen Zahl angehäuft, während die große 
Menge verarmt.“ Ferner werde vom ſozialen Ultramontanismus ein „Sozialer 
Roman“ verbreitet, in dem ein Bergmann mit einem Tagelohn von 80 Pfennig 
vorkomme. „Wenn man dergleichen verhetzende Erfindungen lieſt, kann man nur 
bedauern lernen, daß der Grobeunfugparagraph herkömmlich nicht auf Behauptungen 
in literariſchen Erzeugniſſen angewendet zu werden pflegt.“ Ferner werde davon 
geredet, daß ſich eine „neue Sklaverei“ anbahne. Mit ſolchen „offenkundigen Er⸗ 
findungen und Verdrehungen“ arbeite der ſoziale Ultramontanismus. Auch das 
„Märchen“ vom Arbeiter als dem ſchwächeren Teile werde wieder aufgewärmt 
und von „einer kapitaliſtiſchen und einer unvermögenden Klaſſe“ geſprochen. Die 
Agitatoren des ſozialen Ultramontanismus ſtellen ſich ſo, als ob ſie von den Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzen gar nichts wüßten, und die deutſche Arbeiterverſicherung ſuchen ſie 
„herabzuſetzen“. Auf der anderen Seite erkennen ſie den Arbeitern ein „Recht auf 
ein gutes Auskommen“ zu, verſprechen ihnen einen Anteil am Geſchäftsertrag, unter⸗ 
ſtützen ſie bei Maßregelungen und Streiks und wollen durch Fabrikausſchüſſe, 
Bezirksfabrikausſchüſſe, Provinzialfabrikausſchüſſe und einen Reichsfabrikausſchuß, 
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ſowie durch Arbeitskammern, Bezirks⸗, Provinzial⸗ und Reichsarbeitskammern die 
Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe regeln. „Eine Arbeitermehrheit ... wird ſich künftig 
ihre eigenen Geſetze geben und die übrigen Teile der Geſellſchaft nach ihrem Be⸗ 
lieben auf ultramontan-geſetzlichem Wege ausbeuten.“ | 

„Wie ſich dieſe Arbeitsordnung von derjenigen des ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaats 
unterſcheiden ſoll,“ kann Tille nicht „abſehen“. Ja, „der ſozialiſtiſche Zwangsſtaat“ 
erſcheint ihm „als liberale freie Gemeinſchaft gegenüber einer ſozialen Zuchthaus⸗ 
ordnung, wie ſie der ſoziale Ultramontanismus vorſchlägt“. Dieſer vertrete „eine 
reine Klaſſenpolitik“ trotz aller tönenden Worte für das Gegenteil und betreibe „eine 
Agitation nach dem Muſter der Sozialdemokratie, eine Agitation zu einer Umgeſtal⸗ 
tung unſerer Geſellſchaftsordnung und mit in letzter Linie politiſchen Zielen“. 

Obgleich Dr. Tille eine von ſeinem Standpunkt aus durchaus zutreffende Kritik 
des ſozialen Ultramontanismus geliefert hat, wird ſeine Schrift den gewünſchten 
Erfolg nicht haben. Denn ſie läßt einen entſcheidenden Umſtand außer Betracht, 
nämlich den, daß ſich das Zentrum, nur der Not gehorchend, nicht dem eigenen 
Triebe, auf jene gefährliche Bahn begeben hat. Der ſoziale Ultramontanismus, wie 
ihn Dr. Tille ſchildert, hat ſich erſt herausgebildet, nachdem die Erfahrung gezeigt 
hat, daß die katholiſchen Arbeiter mit den bisherigen Mitteln der katholiſchen Kirche 
nicht mehr von der Sozialdemokratie ferngehalten werden können. Das Zentrum 
hätte dann, wird uns Dr. Tille antworten, die „liberalen“ Lehren annehmen und 
den katholiſchen Arbeitern klar machen ſollen, daß ſchon jetzt alles aufs gerechteſte 
eingerichtet ſei, daß unter dem Segen der freien Konkurrenz jeder nach Gebühr be⸗ 
lohnt werde: „Wer viel leiſtet, der verdient heute auch durchſchnittlich viel, und wer 
wenig leiſtet, wenig. Wenn irgend etwas, ſo iſt das ſoziale Gerechtigkeit.“ Dem 
Zentrum war jedoch bereits ſo viel ſozialpolitiſches Verſtändnis aufgegangen, daß 
es einſah, mit ſolchen Redensarten, deren Widerſinn den Arbeitern tagtäglich vor 
Augen tritt, läßt ſich auch nicht ein einziger Arbeiter, der nachzudenken anfing, 
wieder einfangen. Es konnte ſich daher beim beſten Willen nicht mit den liberalen 

Waſſerſuppen begnügen, ſondern mußte den Ultramontanismus mit einem Körnchen 
Sozialismus für die Arbeiter ſchmackhaft machen. Daß das Körnchen im Laufe der 
Zeit immer größer werden, der ſoziale Ultramontanismus immer weniger als Lock⸗ 
mittel für den Ultramontanismus, ſondern als Bahnbrecher für den Sozialismus 
wirken mußte: das entſpricht nur dem Geſetz der Entwicklung. 

So beweiſt auch dieſe Auseinanderſetzung zwiſchen der liberalen und der ultra⸗ 
montanen Demagogie nicht etwa, daß die eine wirkſamer als die andere ſei, ſondern 
daß ſie beide der Sozialdemokratie den Weg nicht verſperren können. 

Guſtav Hoch. 
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Die Unfallgefahr ausländiſcher Arbeiter. In den Induſtriebezirk Rheinland⸗ 
Weſtfalen geht der Zug der fremden Arbeiter. Die Agenten der Unternehmer ſchleppen 
ſie als billige Arbeitskräfte, als Streikbrecher uſw. in dieſes Gebiet. Bald ſtellt ſich 
aber heraus, daß dieſe Arbeiter weit hinter den inländiſchen Arbeitern zurückſtehen. 
Auch die Unfallgefahr dieſer Arbeiter iſt größer, als man gewöhnlich 
annimmt. Darüber gibt uns der ſoeben erſchienene Geſchäftsbericht der Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Hütten⸗ und Walzwerksberufsgenoſſenſchaft näheren Aufſchluß. Dieſe 
Berufsgenoſſenſchaft der Großinduſtrie hat nur 221 Betriebe verſichert, welche aber 
136961 Arbeiter beſchäftigen. Obwohl im Jahre 1904 nur ein Betrieb in das 
Kataſter der Berufsgenoſſenſchaft aufgenommen, jedoch fünf Betriebe gelöſcht wurden, 
iſt die Zahl der verſicherten Arbeiter doch um 5900 gegen das Vorjahr geſtiegen, 
der Durchſchnittslohn der Verſicherten um 39,19 Mark auf 1366,53 Mark pro Kopf 
und Jahr. Einen Rückgang der Zahl der Verſicherten haben nur die Bezirke Aachen, 
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Dortmund und Siegen zu verzeichnen, den größten Zugang: Eſſen, mit allein 2848 
Arbeitern (Krupp). Die Zahl der gemeldeten Unfälle iſt von 24083 im Vorjahr auf 
26238 cgeſtiegen! Auf 1000 verficherte Perſonen entfallen im Durchſchnitt 192 Ver⸗ 
letzte! Über dieſem Durchſchnitt ſtehen die Sektionen Eſſen mit 213 und Oberhauſen 
mit 244, während die niedrigſten Ziffern Hagen und Siegen mit 99 und 93 Ver⸗ 
letzten aufweiſen. Der Reviſionsbeamte der Berufsgenoſſenſchaft wagt es aber nicht, 
gegen dieſe ſchrecklichen Zahlen direkt aufzutreten, ſondern druckt im Bericht lieber 
diesbezügliche Bemerkungen der Gewerbeinſpektoren der Bezirke Arnsberg und Düſſel⸗ 
dorf ab. Nur aus den Bemerkungen, daß dieſe Berichte „ſo intereſſant, daß deren 
Kenntnisnahme durch alle Genoſſenſchaftsmitglieder wünſchenswert iſt“, daß ſie 
„Außerungen über die Urſachen der immerwährenden Vermehrung der Unfälle“ ent⸗ 
halten, ſchließt man, daß dieſer „vorſichtige“ Beamte die Anſicht der Gewerbeinſpek⸗ 
toren teilt! f 
Arnsberg berichtet, daß „verhältnismäßig die meiſten Unfälle in der Groß⸗ 
induſtrie vorkommen, namentlich in der Großeiſeninduſtrie, beim Transport und 
beim Verladen“. Der Düſſeldorfer Beamte geht etwas näher auf die Urſachen der 
„un verhältnismäßig hohen Zahl der Unfälle“ dieſer Berufsgenoſſenſchaft ein und 
bemerkt: „Hierzu gehört in erſter Linie der in Hütten- und Walzwerksbetrieben be⸗ 
ſonders ſtarke Arbeiterwechſel! Derſelbe ſchwankt in den Hütten und Walz⸗ 
werksbetrieben des Eſſener Aufſichtsbezirkes zwiſchen 20,3 und 71,9 Prozent 
und ließ ſeine Emwirkung auf die Unfallgefahr in den einzelnen Werken deutlich 
erkennen.“ Der Beamte fügt weiter hinzu, daß mehr als ein Zehntel aller Unfälle 
des Duisburger Bezirkes „ſich innerhalb des erſten Monats, mehr als zwei 
Fünftel im erſten Jahre der Beſchäftigung des Arbeiters in dem Werke be⸗ 
ziehungsweiſe bei der verhängnisvollen Arbeit“ ereignet haben! „Die gleiche Wirkung 
wie der Arbeiterwechſel übt naturgemäß auch die Inbetriebſetzung größerer Neu⸗ 
anlagen und die zurzeit der Hochkonjunktur unvermeidliche überanſtrengung des 
Betriebs aus, womit in der Regel die Heranziehung zahlreicher fremder 
Arbeiter, insbeſondere Polen, verbunden iſt! Mangel an übung, Un⸗ 
kenntnis der Sprache und die an ſich geringere körperliche und geiſtige 
Gewandtheit vieler dieſer Arbeiter wirken zuſammen, um die Unfall⸗ 
gefahr bei ihnen weſentlich zu erhöhen!!“ Auch über die Zahl der aus⸗ 
ländiſchen Arbeiter auf einzelnen Hüttenwerken gibt uns der Beamte einigermaßen 
Aufſchluß, indem er bemerkt, daß „eines dieſer Werke neben 4816 einheimiſchen — 
1030 ausländiſche, darunter 979 Polen beſchäftigte, ein anderes Werk neben 
4295 einheimiſchen 625 ausländiſche, darunter 300 Polen, und ein drittes neben 
368 einheimiſchen 52 ausländiſche, darunter 37 Polen“!! Arme Polen! Mit dem 
Rückgang der Konjunktur nehme auch die Zahl der fremden Arbeiter verhältnis⸗ 
mäßig ſtark ab, bleibe aber auch „unter normalen Verhältniſſen recht hoch, da für 
gewiſſe Arbeiten einheimiſche Arbeiter in genügender Zahl nicht zu 
haben ſind“. Die alte Ausrede! Und was man unter „gewiſſe Arbeiten“ verſteht, 
wird nicht verraten. Der Bericht bemerkt nur, daß zu „Transportarbeiten auf 
den Hochofenwerken faſt ausſchließlich polniſche oder andere ausländiſche 
Arbeiter verwendet werden“ und daß „gerade bei dieſen Arbeiten ſich 
die meiſten und ſchwerſten Unfälle ereignen“! Alſo nur der Pole kann 
„transportieren“? Er transportiert „billiger und williger“, das wird die Löſung 
dieſes Rätſels ſein! Aus den graphiſchen Darſtellungen des Berichtes erſieht man 
ferner, daß der Arbeiterwechſel von 39,8 Prozent im Jahre 1902, 42,3 Prozent 
im Jahre 1903 auf 43,5 Prozent im Jahre 1904 geſtiegen iſt, die Zahl der Unfälle 
im erſten Jahre der Beſchäftigung 36,6 Prozent gegen 34,8 Prozent des Vorjahres, 
im erſten Jahre der Beſchäftigung mit der unfallbringenden Arbeit 42,4 Prozent 
beträgt!! Mit drei Jahresrenten ſchickt man dann den verkrüppelten Ausländer 
wieder in die „liebe Heimat“ zurück! E. G. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Zur „Gerichtschronik“ der Parteipreſſe. 
Berlin, 13. September 1905. 


In der vorigen Nummer der „Neuen Zeit“ hat M. Sursky in dem Artikel 
über die „Gerichtschronik“ in der Parteipreſſe ein Thema berührt, das längſt 
einmal einer ausführlicheren Erörterung wert geweſen wäre. Von der kapi⸗ 
taliſtiſchen Preſſe, ſo namentlich von dem Organ des braven Eugen Richter, 
ſind ſeine Darlegungen mit ſchalem Spott übergoſſen worden, aber damit iſt 
nur bewieſen, daß ſie wirklich des Nachdenkens wert ſind. 

Mit vollem Rechte tadelt Genoſſe Sursky an der Parteipreſſe, und zwar 
ohne jeden Unterſchied der Blätter, daß ſie in der Berichterſtattung über die 
bürgerliche Strafrechtspflege die ſozialiſtiſche Auffaſſung oft genug vermiſſen 
laſſe und in den bürgerlichen Moraljargon verfalle. Auch ſucht er den tieferen 
Grund dieſer Erſcheinung vollkommen zutreffend in den Anſchauungen und 
Anſichten der breiten Parteimaſſe, in der die „Ordnungs“vorſtellungen der 
bürgerlichen Geſellſchaft ſeit manchem Jahrhundert feſt gewurzelt ſeien. Dieſe 
Wurzeln laſſen ſich nicht in einem oder in ein paar Jahrzehnten ausrotten; 
wir glauben nicht zu irren, wenn wir ſagen, daß die große Maſſe der Arbeiter 
im Diebſtahl ein viel entehrenderes Vergehen ſieht als in einer Körperverletzung, 
obgleich die Schädigung eines Mitmenſchen an Leib und Leben nach unſerer 
Auffaſſung ſicherlich ſchwerer wiegt als die Kränkung einer Geſellſchaftsordnung, 
die innerlich verfault und die verkörperte Ungerechtigkeit ſelbſt iſt. 

Immerhin iſt die Frage aber doch komplizierter, als Sursky annimmt. 
Schon in der Einrichtung einer „Gerichtschronik“ liegt ein ſchwer zu löſender 
Widerſpruch. Sie iſt auf der einen Seite unvermeidlich, denn die bürgerliche 
Strafrechtspflege bedarf der öffentlichen Kontrolle, um wenn auch noch lange 
zu keiner idealen, ſo doch zu einer halbwegs erträglichen Einrichtung zu werden; 
ſchon der abſolute Staat hat, wenigſtens als es mit ihm zur Rüſte ging, die 
Offentlichkeit der Gerichtsverhandlungen als eine unbedingte Notwendigkeit 
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Sache, und wir brauchen nicht erſt darzulegen, wie ſie gerade auch für den 
proletariſchen Klaſſenkampf eine unbedingte Notwendigkeit iſt. 

Unter den Zuſtänden, wie ſie durch die entwickelte kapitaliſtiſche Geſellſchaft 
geſchaffen worden ſind, iſt die Offentlichkeit der Gerichtsverhandlungen jedoch 
nur möglich durch die Preſſe. Hier aber entſteht nun ſofort eine ſchreiende 
Ungerechtigkeit. Es iſt unmöglich, daß die Preſſe über alle Kriminalverhand⸗ 
lungen berichtet, aber es iſt auch klar, daß die Angeklagten und Verurteilten 
in den Fällen, über die ſie berichtet — von politiſchen Prozeſſen natürlich 
abgeſehen —, eine außerordentliche Verſchärfung ihrer Strafe erleiden, eine 
Verſchärfung, die ſie ſogar viel ſchwerer treffen kann als die Strafe ſelbſt. 
Ja ſelbſt Freigeſprochene können dadurch, daß ihre intimſten Angelegenheiten 
auf Markt und Gaſſen ausgebreitet werden, viel härter betroffen werden, 
als ſie die Verurteilung zu einer Geld- oder ſelbſt Gefängnisſtrafe betroffen 
haben würde. Hier liegt eines jener Probleme vor, die ſich in der kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft niemals völlig löſen laſſen, weil dieſe Geſellſchaft innerlich 
zwieſpältig iſt, aber ſolange wir in ihr leben, ſind auch wir an ihre Geſetze 
gebunden. Wie ſoll die ſozialdemokratiſche Preſſe dem eben geſchilderten Übel⸗ 
ſtand abhelfen? Soll ſie über alle Gerichtsverhandlungen berichten? Dann 
müßte ſie auf alle ihre großen Aufgaben verzichten, und dennoch würde 
ihr Raum nicht ausreichen. Oder ſoll ſie überhaupt auf die „Gerichtschronik“ 
verzichten? Dann würde ein und bis zu einem gewiſſen Grade ſogar das 
Schwergewicht fehlen, das die bürgerliche Strafrechtspflege vor all zu argen 
Entgleiſungen bewahrt. 

Ahnlich liegt es nun mit dem Problem, das Genoſſe Sursky angeſchnitten 
hat. Daß die Verbrecher nur Opfer der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, daß ſie 
nach dem ruſſiſchen Worte, das Sursky zitiert, nur „Unglückliche“ und keine 
Schuldigen find, das wiſſen wir aus unſerer ſozialiſtiſchen Überzeugung. Aber 
aus eben dieſer überzeugung heraus machen wir es der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft zur bitterſten Anklage, daß ſie Verbrecher züchtet und züchten muß, ſozu⸗ 
ſagen entmenſchte Menſchen, die ſich mehr oder weniger der Beſtialität nähern. 
Es ſind Opfer, es ſind Unglückliche, gewiß, aber der Ausſatz der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft, den ſie verkörpern, iſt deshalb nicht minder ſcheußlich, und die 
Empfindung dieſer Scheußlichkeit zu mindern, kann ſicherlich nicht Aufgabe der 
ſozialdemokratiſchen Preſſe ſein. Es gibt hier gewiſſe pſychologiſche Unmöglich⸗ 
keiten: ein Arbeiterblatt kann einen Zuhälter, der ſeine Dirne täglich halbtot 
prügelt, damit ſie genügenden Sündenlohn herbeiſchafft, nicht als einen „Un⸗ 
glücklichen“ ſchildern. Solange die Vorausſetzungen der kapitaliſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft beſtehen, läßt ſich die proletariſche Moral nicht rein durchführen; es 
bleibt immer ein Reſt, zu tragen peinlich. Es mag roh erſcheinen, mit ver⸗ 
ächtlichen Worten von Menſchen zu ſprechen, von denen wir wiſſen, daß ſie 
nur unglückliche Opfer der Geſellſchaft ſind, aber dann dürfen wir auch 
nicht mit leidenſchaftlichen Worten die Träger der kapitaliſtiſchen Macht be⸗ 
kämpfen, die in ihrer Art ebenfalls Opfer der Geſellſchaft und unglückliche 
dazu ſind, wenn anders die kapitaliſtiſche Verkröpfung der Intelligenz und die 
kapitaliſtiſche Verſeuchung der Moral ein Unglück iſt. Will man alſo nicht in 
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einen ganz nebelhaften Fatalismus flüchten, jo muß man die Ausbeutung im 
Zuhälter nicht minder als im Kapitaliſten bekämpfen. 

Inſofern ſcheint uns Genoſſe Sursky die Frage, die er behandelt, nicht 
ſcharf und tief genug erfaßt zu haben, und inſofern erſcheinen ihm die „Ge— 
brechen unſerer Preſſe“ größer, als ſie ſind. Aber ſonſt iſt ſeine Anregung in 
hohem Grade dankenswert; die „Gerichtschronik“ unſerer Zeitungen könnte auf 
einer ungleich höheren Stufe ſtehen, als ſie tatſächlich ſteht. Bei den meiſten 
Parteiblättern legt hier wohl die finanzielle Frage ihr Veto ein, aber gewiſſe 
üble Gewohnheiten, die ſich aus der bürgerlichen Preſſe in ſie eingeſchlichen 
haben, könnten überall beſeitigt werden, ſo die herkömmlichen Tiraden des 
bürgerlichen Moraljargons und namentlich die „witzigen“ Gerichtsreferate, die 
Genoſſe Sursky mit Recht als beſonders traurig tadelt. Und im allgemeinen 
könnten die ſozialen Hintergründe der Kriminalität mehr hervortreten, wenn 
auch nicht zu leugnen iſt, daß dieſe Aufgabe mit viel Takt und Verſtändnis 
gelöſt ſein will. 

Es iſt notwendig, der Arbeiterklaſſe zu zeigen, daß die Verbrecher nur 
Produkte der Klaſſengeſellſchaft ſind, aber es iſt auch notwendig, den kräftigen 
Widerſtand des Proletariats gegen die kriminaliſierenden Tendenzen der Klaſſen⸗ 
geſellſchaft, von denen es in erſter Reihe bedrängt wird, nicht durch ſentimentale 
Schilderung der Verbrechen und der Verbrecher abzuſchwächen. Das iſt nicht 
bürgerliche Moralfexerei, ſondern eine notwendige Vorausſetzung für den Sieg 
der modernen Arbeiterklaſſe: nur das arbeitende Proletariat vermag dieſen 
Sieg zu erringen, das Lumpenproletariat verfault da, wo der Sumpf der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft am tiefſten iſt. 


der mögliche Abſchluß einer unmöglichen Diskuffion. 


Von K. Kautsky. 


1. Begeiſtern und Kalkulieren. 


Der Parteitag hat ſchon begonnen, wenn dieſe Zeilen in die Hände unſerer 
Leſer kommen. Trotzdem enthalten ſie nicht eine Antwort auf die Geſamt— 
heit der Polemik des „Vorwärts“. Erſt der ſiebente Artikel der Serie über 
„Wenn und Aber“ war erſchienen, als unſere Entgegnung in Satz mußte. 
Eine Reihe weiterer, wuchtiger Streiche wird mir angedroht — aber vielleicht 
iſt es ein Glück, daß ich ſie nicht mehr erwidern kann, denn es beſchleicht mich 
das unbehagliche Gefühl, als ſei unſere Diskuſſion an jenem gefährlichen 
Punkte angelangt, wo ſie anfängt, die Maſſe der Leſer zu langweilen, weil 


ſie nicht mehr neue Geſichtspunkte, ſondern nur noch Richtigſtellungen oder 


Erläuterungen früherer Ausführungen zu bringen vermag. Trotzdem kann ich 
mich nicht entſchließen, die Behauptungen des „Vorwärts“ ohne jeden Wider— 
ſpruch hinzunehmen, aber ich werde verſuchen, mich möglichſt kurz zu faſſen. 

So ſehr es mich locken würde, ich verzichte daher darauf, die Theorie des 
notwendigen Modenwechſels der Weltanſchauungen zu beleuchten, die der „Vor— 
wärts“ entwickelt, um nachzuweiſen, daß Marx, wenn er heute lebte, ſelbſt 
nicht Marxiſt, ſondern Ethiker wäre, und daß es bloß mein verſtändnisloſes 
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Epigonentum und mein Kleben am toten Buchſtaben ſei, wenn ich nicht dieſe 
Wandlung mitmache. Begründet wird dieſe famoſe Auffaſſung durch ein philo⸗ 
ſophiſches Kuddelmuddel, in dem zwei ganz verſchiedene Dinge, die aber den 
gleichen Namen führen, philoſophiſcher und ethiſcher Materialismus, 
einander gleichgeſetzt und durcheinander gewirrt werden. Das wirft ein ſonder⸗ 
bares Licht auf die philoſophiſche Klarheit der Ethiker des „Vorwärts“, für 
die doch die Philoſophie eine beſonders hochgehaltene Spezialität iſt. 

Aber es würde uns zu weit führen, wollten wir dieſe Verwirrung ent- 
wirren, ſo intereſſant es wäre, da es eine Reihe neuer Einblicke in das Weſen 
der ethiſchen Denkweiſe ermöglichte. Wir verzichten darauf und begnügen uns 
damit, darauf hinzuweiſen, daß dieſe Ausführungen des „Vorwärts“, mögen 
ſie gelungen oder mißglückt ſein, jedenfalls eines dartun — allerdings ſehr 
wider ſeinen Willen: daß zwiſchen uns ein ſchroffer ſachlicher Gegenſatz 
beſteht. Auf den Namen kommt dabei wenig an. Ob man ihn als Gegenſatz 
zwiſchen veraltetem, gegenſtandslos gewordenem und moderniſiertem Marxis⸗ 
mus hinſtellt, wie er es tut, oder als Gegenſatz zwiſchen materialiſtiſcher und 
ethiſcher Denkweiſe, wie ich tat, das kommt auf dasſelbe hinaus, und man 
begreift wirklich nicht den koloſſalen Aufwand von Entrüſtung und vernich⸗ 
tendem Hohn, den der „Vorwärts“ gegen mich aufbietet, weil ich dieſe Unter⸗ 
ſcheidung mache. 

Hat er aber ſelbſt in einem unbewachten Moment den großen e 
Gegenſatz zwiſchen uns konſtatiert, ſo hat er ebenfalls auf das präziſeſte ſeinen 
eigenen ethiſchen Standpunkt gekennzeichnet in ſeinem fünften Artikel, wo er 
von den revolutionären Kriſen meint: | 

„Das Studium der materiellen Bedingungen in solchen Situationen iſt 
kinderleicht und kann von jedem Kalkulator recht und ſchlecht erledigt werden, 
die Entfachung der Begeiſterung aber iſt das ſchwierigſte Problem poli- 
tiſcher Erziehung, die Entſchloſſenheit zur Tat vielleicht das ungeheure tragiſche 
Problem der Weltgeſchichte.“ 


Dieſe Worte verdienen in goldenen Lettern über dem Eingang zum „Vor⸗ 
wärts“ eingegraben zu werden, denn ſie ſind die Quinteſſenz der Prinzipien, 
nach denen er redigiert wird. Und ſie bezeugen von neuem den großen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen ihm und uns Marxiſten. Denn was ihm kinderleicht erſcheint, 
iſt uns das ſchwierigſte Problem und umgekehrt. 

Dieſe verſchiedene Bewertung iſt ſehr natürlich, ſie entſpringt aus den 
verſchiedenen Arten unſerer Betätigung. Man kann die Schwierigkeiten eines 
Gebiets nur dann völlig ermeſſen, wenn man ſelbſt darin gearbeitet hat. 

Nun war uns Marxiſten die „Entfachung der Begeiſterung“ nie ein 
Problem, deſſen Löſung uns beſonders beſchäftigte. Wir glaubten, daß uns 
genügende Begeiſterung zuſtrömte aus dem Klaſſenkampf, an dem wir teil⸗ 
nahmen, und aus der wiſſenſchaftlichen Erforſchung der Bedingungen und 
Aufgaben dieſes Kampfes, die uns eine ſolche Fülle der begeiſterndſten neuen 
Einſichten, der herrlichſten Ausblicke in die Zukunft, der erhebendſten Ziele 
brachten, daß wir glaubten, einer beſonderen Quelle der Begeiſterung daneben 
nicht mehr zu bedürfen. Und die Verbreitung dieſer Begeiſterung und ihre 
Konzentration zur Tat durch Konzentrierung des Klaſſenkampfes und durch 
Verbreitung wiſſenſchaftlicher Aufklärung erſchien uns nichts weniger als „das 
ungeheure tragiſche Problem der Weltgeſchichte“, ſondern als ein 5 hoff⸗ 
nungsfrohes, herzerfreuendes Tun. 
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Da wir alſo nie die „Entfachung der Begeiſterung“ beſonders betrieben 
haben, ſo iſt das wohl der Grund, warum uns dieſe Tätigkeit gegenüber dem 
„Studium der materiellen Bedingungen“ „kinderleicht“, als ein bloßes Be— 
rauſchen in großen Worten und höchſtens noch als ein Hinreißen zu Augen— 
blickstaten, nicht aber als eine Grundlage dauernder, hingebender Arbeit erſcheint. 

Aber ebenſo müſſen wir es umgekehrt aus der ungenügenden Beſchäftigung 
unſerer ethiſchen Genoſſen mit dem „Studium der materiellen Bedingungen“ 
erklären, wenn dies Studium ihnen „kinderleicht“ erſcheint, oder wenn ſie 
behaupten: „Über die ökonomiſchen Zuſammenhänge denkt heute ſchon jeder 
Banklehrling nach, jeder Profeſſor doziert ſie als die Seele der Er— 
kenntnis — dieſe Wahrheit braucht man wahrhaftig nicht immer aufs neue 
zu entdecken.“ Was uns dagegen fehle, das ſei die Ethik. 

Wären ſie nicht ſo mit dem ungeheuren tragiſchen Problem der Ethik 
beſchäftigt, hätten ſie Zeit, in unſere ökonomiſche Literatur einen Blick zu 
werfen, dann müßten ſie geſehen haben, daß jene „ökonomiſchen Zuſammen⸗ 
hänge“, welche jeder Banklehrling ſtudiert und jeder Profeſſor doziert, trotz 
des gleichlautenden Wortes „Okonomie“ ganz anderer Natur ſind als jene, 
die wir „kaufmänniſchen Kalkulatoren“ des wiſſenſchaftlichen Sozialismus 
„ſtudieren“ und „dozieren“, und daß gerade die Aufdeckung dieſer Differenzen 
zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Auffaſſung der ökonomiſchen Zuſammen⸗ 
hänge für die Erkenntnis des proletariſchen Klaſſenkampfes unerläßlich iſt. 
Unſere ethiſchen Genoſſen hätten dann aber vielleicht auch eine Ahnung davon 
erhalten, wie viele und wirklich ſchwere Probleme es da gibt, deren Löſung 
weit davon entfernt iſt, „daß man ſie nicht immer aufs neue zu entdecken 
braucht“. Und hätten unſere ethiſch gerichteten Genoſſen die Geſchichte der 
revolutionären Bewegungen mit weniger ethiſchen Augen geleſen, dann wäre 
es ihnen vielleicht auch nicht entgangen, wie in revolutionären Zeiten die 
Erkenntnis der „materiellen Bedingungen“ eine ſo ungeheuer ſchwierige Sache 
iſt, daß ſelbſt unſeren größten Denkern und gründlichſten Kennern der geſell— 
ſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe dabei mitunter Irrtümer unterliefen. 
Von Begeiſterung und Tatenluſt überfließt dagegen in ſolchen Zeiten jeder- 
mann, ſo daß in dieſer Beziehung die große Schwierigkeit nicht darin beſteht, 
wie ſie zu entfachen, ſondern wie dabei die kühle Überlegung nicht zu verlieren. 

Wir verübeln es unſeren ethiſchen Genoſſen nicht, wenn ſie vor lauter 
Begeiſterung alles das überſehen haben; wir bezweifeln auch durchaus nicht, 
daß ſie ebenſo gute Sozialdemokraten ſind wie wir, vielleicht noch beſſere, 
vermöge ihrer Begeiſterung. Aber wir bezweifeln, daß die Prinzipien, die fie 
da ausgeſprochen, diejenigen ſind, nach denen unſer Zentralorgan redigiert 
werden ſollte. Ein „Entfachen der Begeiſterung“, das nicht aus den mate⸗ 
riellen Bedingungen und ihrem Studium hervorgeht, ſcheint uns nichts anderes 
zu fein als Augenblicksagitation, welche die Partei immer mehr ver- 
flachen muß. Dem entgegenzuwirken, die Partei zu vertiefen, die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Einſicht in ihr zu vermehren, war niemals mehr geboten als jetzt; 
der Ruf danach erſchallt auch immer dringender in den Reihen der Genoſſen. 
Wie könnte uns aber das Zentralorgan dabei führend vorausgehen, ſolange 
ſeine Redaktion über das „kinderleichte Studium der materiellen Bedingungen“ 
ſelbſt die kindlichſten Vorſtellungen hegt? 

Nun meint freilich der „Vorwärts“, meine Anklage, wenn ſie berechtigt 
ſei, treffe nicht ihn, ſondern das Weſen der Tagespreſſe überhaupt, die „im 
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weſentlichen aus Improviſation“ beſtehe; „prinzipiell⸗aktuelle Abhandlungen 
über Zeitereigniſſe“ ſeien nur in einer Wochenſchrift möglich. 8 

Aber was ich verlangt habe, war ja gar nicht, daß er lange theoretiſche 
Abhandlungen bringe; die gehören nicht zu ſeinen Aufgaben und werden von 
den wenigſten geleſen; ſondern daß ſeine „Improviſationen“, ſeine Behandlung 
der Tagesereigniſſe von einer anderen Denkweiſe getragen würden. Jeder 
ſchreibt aus ſeinem Geiſte heraus, und auch die flüchtigſte Improviſation, die 


kleinſte Notiz wird anders, wenn der Verfaſſer ökonomiſch-materialiſtiſch oder 


ethiſch⸗ökonomiſch geſchult an die Dinge herantritt. Schon beim bloßen Zeitungs⸗ 
leſen ſieht der eine Dinge, die der andere nicht ſieht, packt den einen, was 
den anderen kalt läßt. So wird der eine auch von vornherein anders an die 
Behandlung der Dinge herangehen, und in allen ihren Teilen muß eine Tages⸗ 
zeitung ganz anders ausſehen, wenn ſie von geſchulten Marxiſten, als wenn 
ſie von bloßen Ethikern redigiert wird. Der Unterſchied zwiſchen der ethiſchen 
und der ökonomiſchen Denkweiſe hat gar nichts zu tun mit dem Unterſchied 
zwiſchen den Aufgaben der Tagespreſſe und der Wochenſchriften. Die Arbeiten 
der Ethiker haben in Wochenſchriften genau denſelben Charakter wie in der 
Tagespreſſe, und das gleiche gilt von den Marxiſten. 


2. Die ‚Neue Zeit'. 


Am Schluſſe ſeiner Ausführungen über das Weſen der Tagespreſſe erhebt 
der „Vorwärts“ einen merkwürdigen Vorwurf gegen die „Neue Zeit“. Ihre 
Aufgabe ſei es, den „Vorwärts“ bei ſeiner Aufklärungsarbeit zu unterſtützen. 
Dieſe Arbeit aber ſei ihm „inſofern außerordentlich erſchwert, als ſeine not⸗ 
wendige Ergänzung, die ‚Neue Zeit‘ völlig verſagt, da fie keine entfernt an⸗ 
gemeſſene Verbreitung gefunden hat und nicht ſowohl das wiſſenſchaftliche 
Zentralorgan als vielmehr das Organ einer kleinen Gruppe von Partei⸗ 
ſchriftſtellern iſt“. 

Neu ſind dieſe Vorwürfe nicht. Sie wurden ſchon auf dem Münchner 
Parteitag gegen uns erhoben. Die Ethiker des „Vorwärts“ ſind hier auch 
nur „Epigonen“, allerdings nicht von Marx, ſondern von Wolfgang Heine, 
David und Südekum. Der letztere der Vorwürfe des „Vorwärts“ will beſagen, 
daß die „Neue Zeit“ vorwiegend nur von Parteiſchriftſtellern als ihr Organ 
betrachtet wird, die auf dem Boden jener Denkweiſe ſtehen, der das Kommuni⸗ 
ſtiſche Manifeſt und unſer Parteiprogramm entſproß. Die Ethiker der Partei 
halten ſich von uns fern. Seitdem ihnen die Hardenſche „Zukunft“ durch die 


Partei verſchloſſen worden, haben ſie ihre Gunſt einer Reihe neugegründeter 


Wochenſchriften zugewandt. 

Was aber die wenig „angemeſſene“ Verbreitung der „Neuen Zeit“ an⸗ 
belangt, ſo hängt die Richtigkeit dieſer Behauptung von dem Maßſtab ab, 
mit dem man mißt. Unſere Verbreitung bleibt ſicher erheblich zurück hinter 
der mancher Senſationswochenſchriften mit kurzen, pikanten Artikeln. 
Dagegen haben mich Kenner des Buchhandels wiederholt verſichert, daß die 
„Neue Zeit“ eine der verbreitetſten unter den ernſten politiſchen Revuen 
Deutſchlands ſei. 

Und doch ſtehen unſerer Verbreitung große Schwierigkeiten entgegen. Wir 
wenden uns an ein Publikum, das weit weniger Geld, Zeit und oft auch 
Vorbildung hat wie die Kreiſe, aus denen ſich die Leſer der bürgerlichen 
Revuen rekrutieren, und haben gleichzeitig die Aufgabe, unſeren Leſern weit 
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ſchwerere Koſt vorzuſetzen, als die ernſteſte bürgerliche Revue. Denn eine 
unſerer Aufgaben beſteht in der Veröffentlichung ökonomiſcher und philoſophiſcher 
Abhandlungen. Die Bourgeoiſie hat für ſolche Arbeiten eigene Fachzeitſchriften, 
dicke Monats⸗ und Vierteljahrsrevuen, die oft nur wenige Hunderte von Leſern 
zählen. Sozialdemokratiſche Arbeiten dieſer Art können dagegen nur in der 
„Neuen Zeit“ veröffentlicht werden, und ſie müſſen dort erſcheinen, denn ſie 
ſind von größter Notwendigkeit für die Entwicklung und Vertiefung unſerer 
Theorie. Aber eine Maſſenlektüre bilden ſie nicht. 

Ihrem ganzen Charakter nach iſt die „Neue Zeit“ nicht ein Organ der 
Propaganda in den Maſſen. Sie iſt vielmehr als Organ der Anregung und 
Information für jene beſtimmt, die zu den Maſſen ſprechen, unſere Redakteure, 
Abgeordnete, Vertrauensmänner, Vortragende und Agitatoren. Deren Zahl 
wächſt aber nicht ſo raſch wie die unſerer Wähler und der Leſer unſerer 
Tagespreſſe. Immerhin iſt die Verbreitung der „Neuen Zeit“ in ſtetem Wachs⸗ 
tum begriffen, obwohl gerade in letzter Zeit manche uns ungünſtige Momente 
auftraten, ſo die Gründung äußerſt billiger, mehr oder weniger ſozialiſtiſcher 
Wochenſchriften, die bloß die leichteſte Lektüre bringen und deren Verbreitung 
in Arbeiterkreiſen von jenen Elementen gefördert wird, denen die Haltung der 
„Neuen Zeit“ unbequem iſt — Nurgewerkſchaftern, Reviſioniſten, Ethikern. 

Der „Vorwärts“ ſelbſt hat jetzt erklärt, es ſei „ein wirkliches Glück für 
die Partei“, daß die „Neue Zeit“ „nicht entfernt den Einfluß auf die Maſſen 
hat, den ſie von Rechts wegen haben ſollte“. Ich denke nicht ſo gering von 
den Ethikern des „Vorwärts“ und ihren Freunden, um nicht anzunehmen, 
daß ſie ſtets nach Kräften bemüht ſind, das „wirkliche Glück der Partei“ zu 
fördern und den Einfluß der „Neuen Zeit“ auf die Maſſen gebührend zu 
beſchränken. Jedenfalls beweiſen dieſe Bemerkungen unſeres Zentralorgans 
über die „Neue Zeit“ wieder einmal eines: den großen ſachlichen Gegenſatz, 
in dem es ſich zu uns befindet und den es leugnet. 


3. Meine beweisſtücke. 

Neben der geringen Verbreitung der „Neuen Zeit“ ſpielt eine gewichtige 
Rolle in der Entgegnung des „Vorwärts“ der Hinweis auf die Beiſpiele, mit 
denen ich den Unterſchied zwiſchen ethiſcher und materialiſtiſcher Denkweiſe 
zu illuſtrieren ſuchte. Das ſeien „Beweisſtücke, die dem Angreifer ins Geſicht 
prallen“. 

Die Beweisführung des „Vorwärts“ in dieſem Punkte beſteht in einer Ver⸗ 
ſchiebung des Diskuſſionsfeldes. Er glaubt, ich behauptete, Marxiſten könnten 
ſich nie ſittlich entrüſten und Ethiker nie ökonomiſche Argumente gebrauchen. 
Nun hätten aber auch Marxiſten ſich im „Vorwärts“ ſittlich entrüſtet, und die 
Beweisſtücke, die ich vorgebracht, enthielten auch ökonomiſche Argumente, die 
ich indes wohlweislich aus meinen Zitaten ausgelaſſen habe. 

Ich habe natürlich in Wirklichkeit nie behauptet, daß Marxiſten ſich nicht 
entrüſten können. Da wären wir traurige Patrone. Ebenſowenig habe ich 
geſagt, daß Ethiker unfähig ſeien, ökonomiſche Argumente vorzubringen. Wäre 
das der Fall, könnten ſie in einer Parteiredaktion ſich keine Stunde lang be⸗ 
haupten. Worüber ſollte denn auch ein ſozialiſtiſcher Ethiker ſich mehr ent⸗ 
rüſten können, als über ökonomiſche Dinge, das Elend und die Not der Maſſen? 
Ich habe bloß behauptet, ihr ethiſcher Standpunkt hindere ſie, den tieferen 
Gründen der ökonomiſchen Erſcheinungen nachzuforſchen und ſie zu erfaſſen. 
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Dann aber ſoll ich aus meinen Zitaten einzelne Sätze ausgelaſſen und da- 
durch deren Sinn gröblich entſtellt haben. Da ich dieſen Artikel nicht allzu 
ungebührlich anſchwellen laſſen will, muß ich mich mit einem Beiſpiel be⸗ 
gnügen, um die Methode zu zeigen, wie dieſer ſchwere Vorwurf konſtruiert wird. 

Ich hatte behauptet, ſeine ethiſche Denkweiſe habe den „Vorwärts“ verführt, 
zur Zeit des Bergarbeiterſtreiks „auf die Kraft der öffentlichen Meinung der 
Bourgeoiſie beſondere Hoffnungen zu bauen“. Als Beweis dafür zitierte ich 
aus dem „Vorwärts“ den Satz: 

„Die öffentliche Meinung war ſo gut wie vollſtändig auf Seite der Streikenden. 
(Die parlamentariſche Aktion, die zu Sympathieerklärungen der übergroßen Mehr⸗ 
heit der politiſchen Parteien für die Streikenden führt. Die Forderungen der 
Parteien, Schutzgeſetze für die Streikenden zu geben. Die Zuſicherung der Regie⸗ 
rung, mit einer bisher unbekannten Schnelligkeit eine Geſetzesvorlage zur 
Erfüllung weſentlicher Forderungen der Streikenden einzubringen. Die öffent⸗ 
liche Belobigung der Streikenden für ihre ruhige Haltung und ſchließlich die 
allgemeine Anerkennung bei dem Ausgang des Streiks:) Das iſt wahrlich ein 
moraliſcher Sieg, wie ihn deutſche Arbeiter noch nie errungen haben. Das, ſollte 
man meinen, muß mit der Zeit auch materielle Folgen haben.“ 


Die in Klammer geſetzten Sätze hatte ich, um Raum zu ſparen, in meinem 
Zitat weggelaſſen. Was, frage ich, wird im mindeſten durch die von mir 
weggelaſſenen Sätze geändert? Sie verſtärken nur durch eine Reihe von 
Illuſtrationen meine Behauptung, daß der „Vorwärts“ „auf die Kraft der 
öffentlichen Meinung der Bourgeoiſie beſondere Hoffnungen baute“. 

Kann der „Vorwärts“ leugnen, daß er den Satz geſchrieben, dieſer un⸗ 
erhörte moraliſche Sieg deutſcher Arbeiter müſſe mit der Zeit auch materielle 
Folgen haben? Nein, aber er bringt es fertig, ihn wegzudeuten, indem er 
behauptet, „die weiteren Zeilen des Artikels wandten ſich gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung, die an ſich natürlich wäre, als eine Illuſion“. Er behauptet, 
er habe, „im Gegenſatz“ zu meinem „ökonomiſch gekürzten Zitat“, die Arbeiter 
aufgefordert, keine Illuſionen über die wertloſen bürgerlichen Sympathien zu 
hegen und ſich bloß auf die eigene Kraft zu verlaſſen. N 

Wäre das richtig, dann bewieſe das nur, daß das Ende des Artikels ſeinem 
Anfang widerſprach. Aber damit täte man dem „Vorwärts“ unrecht. Die 
Zeilen, in denen er alle dieſe Warnungen vor der Bourgeoiſie und den Hin⸗ 
weis auf die eigene Kraft ausgeſprochen haben will, ſind folgende: 

„Die Arbeiter haben ihren bisherigen moraliſchen Erfolg ſich ſelbſt zu 
danken. Von ihnen allein wird es auch abhängen, ob, wann und in welchem 
Umfang er auch zu einem materiellen Erfolg wird. In ihrer Organiſation, 
in ihrer Einigkeit und Disziplin liegt das einzige Mittel, auch wirkliche Erfolge 
zu erringen.“ 

Weiter zitiert der „Vorwärts“ in ſeiner Entgegnung nicht, und das iſt 
ſehr klug. Denn wenn auch in dem eben zitierten Abſatz kein Wort davon 
ſteht, daß die bürgerlichen Sympathien wertlos ſeien, ſo könnte man immer⸗ 
hin den Hinweis auf Organiſation und Disziplin als einziges Mittel, Er⸗ 
folge zu erringen, als eine Aufforderung anſehen, nur der eigenen Kraft zu 
vertrauen. Aber ein ganz anderes Geſicht erhält der Paſſus, wenn man 
weiterlieſt: Der „Vorwärts“ bezeichnet nämlich weiter als „einziges Mittel“, 
noch einen wirklichen Erfolg zu erzielen, die einmütige Wiederaufnahme 
der Arbeit. Darin ſoll ſich die „Organiſation, Einigkeit, Disziplin“ bewähren. 


K. Kautsky: Der mögliche Abſchluß einer unmöglichen Diskuſſion. 801 


Der Beſchluß, die Arbeit wieder aufzunehmen, mag durch die Machtver⸗ 
hältniſſe geboten geweſen ſein. Davon rede ich hier nicht. Aber in der Wieder— 
aufnahme der Arbeit ein Mittel zu ſehen, das materielle Erfolge verſpricht, 
kann nur jemand, der die Macht der öffentlichen Meinung aufs höchſte ſchätzt. 
Und man muß ein Ethiker fein, wenn man die Aufforderung, die Arbeit auf: 
zunehmen, um dadurch materielle Erfolge zu erzielen, in die Aufforderung zu 
verwandeln vermag, die bürgerlichen Sympathien für wertlos zu halten und 
bloß der eigenen Kraft zu vertrauen. Noch mehr Ethik aber gehört dazu, 
mir „grobe Fälſchung“ vorzuwerfen, weil ich in dieſem Artikel einen Beweis 
dafür ſehe, daß der „Vorwärts“ „auf die Kraft der öffentlichen Meinung der 
Bourgeoiſie beſondere Hoffnungen baut“. 

Von der Überſchätzung der öffentlichen Meinung handelt aber auch ein 
anderes meiner „Beweisſtücke“, das den „Vorwärts“ in beſonders wuchtige 
Entrüſtung verſetzt. Er hatte nämlich geſchrieben: 


„Die Macht der Reaktion beruht auf den proletariſchen Wählern, die eigentlich 
zu uns gehören und ohne die kein Reaktionsſtreich möglich iſt. Es bleibt daher 
die weſentliche Aufgabe der Sozialdemokratie, die ihr noch verſtändnislos gegen— 
überſtehenden Maſſen mit Verſtändnis zu erfüllen oder doch wenigſtens einen ſolchen 
Einfluß auf die öffentliche Meinung zu gewinnen, daß die wenigen Prozent derer, 
welche durch ihre bevorzugte Stellung in der heutigen Ordnung der Dinge natur- 
gemäß Feinde der Arbeiterbewegung und aller Volksrechte ſind, zur Ohnmacht ver— 
urteilt ſind.“ 


„Das ſoll nun e.⸗ä. ſein“, ruft der „Vorwärts“ mit gebührender ſittlicher 
Entrüſtung aus. Und er fährt fort: 


„Wenn wir nicht ſehr irren, hat am Beginn der modernen Arbeiterbewegung 
niemand anders wie Laſſalle gerade dieſes Argument mit dem größten Nachdruck 
immer wieder in die Maſſen geworfen!“ 

Und ſo weiter und ſo weiter, bis es ſchließlich heißt: 

„Dieſe fundamentale Erkenntnis der internationalen Sozialdemo— 
kratie, dieſe in Tauſenden von Artikeln, Broſchüren, Reden immer wieder: 
holten Gedanken brauchen nur im ‚Vorwärts‘ zu ſtehen und Kautsky bucht fie als 
Beweis für das mangelhafte ökonomiſche Denken der ſchuldigen Redakteure. Uns 
dünkt, als ob damit Kautsky die ganze Geſchichte der Sozialdemokratie zu einer 
e.⸗ä.⸗Gefühlsepiſode umwertet!“ 


Man ſieht, ein ethiſcher Waſſerfall erſter Güte, deſſen vernichtende Wucht 
nicht geſchwächt, ſondern nur anmutig geziert wird durch das Kichern eines 
ſchelmiſchen Nixchens, das als e.⸗ä.⸗Joc in dem toſenden Gewäſſer ſeinen 
Schabernack treibt. 

Wartet man aber ab, bis die Gewäſſer ſich verlaufen haben und man 
wieder zu ruhigerer Überlegung kommt, dann macht man vor allem die jelt- 
ſame Entdeckung, daß mir da wohl mit der größten Kraft die Leugnung 
„dieſes Argumentes“ Laſſalles, „dieſer fundamentalen Erkenntnis der inter⸗ 
nationalen Sozialdemokratie“ entgegengeſchleudert, nirgends aber beſtimmt 
geſagt wird, welches Argument, welche Erkenntnis ich eigentlich leugne. 
Man läßt nur ahnen, daß ich den ganzen Inhalt des ganzen oben zitierten 
Satzes für eine „e.⸗ä.⸗Illuſion“ erklärt hätte. Dann natürlich verdiente ich, 
aus der Partei herauszufliegen. Wer etwa leugnen wollte, daß es „die weſent⸗ 
liche Aufgabe der Sozialdemokratie iſt, die ihr noch verſtändnislos gegenüber⸗ 
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ſtehenden Maſſen mit Verſtändnis zu erfüllen“, braucht nicht widerlegt, braucht 
bloß ausgelacht zu werden. 

Dieſen Satz kann ich alſo nicht bezweifelt haben. Aber auch gegen die 
Angabe, daß nur wenige Prozent der Bevölkerung an der heutigen Ordnung 
der Dinge intereſſiert ſeien, habe ich mich nicht gewendet, obwohl über die 
Zahl dieſer Prozent ſehr verſchiedene Anſchauungen möglich und die Laſſalle⸗ 
ſchen Zahlen, die auf einer ungenügenden Statiſtik beruhten, längſt über⸗ 
holt ſind. 

Was ich in dem Satze beanſtandet hatte, war die Anſchauung, es ſei 
möglich, daß die öffentliche Meinung allein genüge, unſere Gegner 
zur Ohnmacht zu verurteilen. Es iſt mir nicht bekannt, daß dieſe An⸗ 
ſchauung irgendwo in unſerer Parteiliteratur als eine „fundamentale Er⸗ 
kenntnis“ figuriert. Wenn mich alſo der „Vorwärts“ hier wegen meiner 
Leugnung der Fundamente der Partei mit einem Hagel von Geſchoſſen über⸗ 
ſchüttet, ſo erinnert mich das lebhaft an jene berühmte andere Kanonade, 
welche die Flotte Roſchdjeſtwenskys gegen japaniſche Torpedoboote richtete, die 
ebenſo leibhaftig in der Nordſee waren, wie die Untergrabung der Funda⸗ 
mente der Partei in meinem Artikel. 

Die Überſchätzung der Kraft der öffentlichen Meinung, weit entfernt, ein 
Fundament der Partei zu bilden, iſt vielmehr bloß eine Spezialität einiger 
unſerer Ethiker innerhalb und außerhalb des „Vorwärts“. Da ihr Vertrauen 
in die Kraft unſerer „demokratiſchen“ Einrichtungen doch etwas erſchüttert iſt, 
ſie den Maſſenſtreik nicht wollen, das Gottvertrauen bei uns noch nicht üblich 
iſt, bleibt ihnen nichts übrig, als das, was die frommen Chriften vom eben 
Gott erbitten, nun von der öffentlichen Meinung zu erwarten: Schutz vor 
allen Nöten und Gefahren, in denen Menſchenkraft verſagt. 


4. Laffalle und der Kampf um die Macht. 


Der „Vorwärts“ beruft ſich mir gegenüber auf Laſſalle. Dafür bin ich 
ihm ſehr dankbar, denn dieſer Appell rief mir Laſſalles Anſchauung über die 
Macht der öffentlichen Meinung und damit zwei Schriften ins Gedächtnis, 
die gerade jetzt, wo wir den Maſſenſtreik diskutieren, wieder von größter 
Aktualität geworden ſind, ſeine beiden Vorträge „über Verfaſſungsweſen“. 

Mit dem Hinweis auf ſie möchte ich zu dem Ausgangspunkt unſerer Dis⸗ 
kuſſion, zum Maſſenſtreik, zurückkehren und ſie damit ſchließen. 

Die genannten Vorträge entſprangen einer Situation, die mit der heutigen 
viel Ahnlichkeit hat. Wie heute die deutſche Sozialdemokratie ſtand damals 
die preußiſche Demokratie vor einem Kampfe um die politiſchen Rechte. Was 
nun? war die allgemeine Frage damals wie heute und das Reſultat ein leb⸗ 
hafter Streit innerhalb der Demokratie ſelbſt. 

Bernſtein berichtet in ſeiner Vorbemerkung zu der in Rede ſtehenden 
Broſchüre darüber: 


„In die Zeit der Vorbereitungen zu den Wahlen (Frühjahr 1862) fällt der in 
einer Reihe von liberalen Bezirksvereinen gehaltene Vortrag Laſſalles: „Über Ver⸗ 
faſſungsweſen. . .. Klar und unzweideutig, in gedrungener, vortrefflich angeord- 
neter Darſtellung weiſt er nach, um was ſich der Streit in Wirklichkeit dreht, und 
daß er nur dann in befriedigender Weiſe zu Ende geführt werden würde, wenn er 
in dieſer ſeiner wahren Natur begriffen und entſprechend behandelt werde: als 
eine Machtfrage. 
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g Daß es ſich im Verfaſſungskonflikt um eine ſolche handelte, wußten allerdings 
die liberalen Parteiführer auch, aber ſie glaubten, beſonders klug zu tun, 
wenn ſie es nicht offen ausſprachen. Sie wollten die faktiſche Macht mit 
Hilfe der Verfaſſung ‚Eonjtitutionell‘ der Regierung abhandeln und rechneten dabei 
ausſchließlich auf die Zaubergewalt deſſen, was Laſſalle in der vorliegenden 
Rede ‚das allgemeine Bewußtſein“ nennt und von dem er ſehr richtig ſagt, daß es 
‚in gewiſſen Fragen‘ auch ein Stück Verfaſſung ſei: die öffentliche Meinung. 
Dieſe ſollte alles für ſie machen, und darum wurde die Verfaſſungsfrage als 
eine reine Rechtsfrage hingeſtellt, als ein Streit um das formale Recht, das aller⸗ 
dings auf Seite der Kammer war.“ 

Zunächſt wurde dieſer Vortrag von den Liberalen totgeſchwiegen, denen 
er höchſt unbequem war. Aber der zweite, der im November folgte, konnte 
nicht totgeſchwiegen werden. Hier machte ſich's Laſſalle zur Aufgabe, die parla⸗ 
mentariſchen Illuſionen zu zerſtören und den Scheinkonſtitutionalismus 
in ſeiner Ohnmacht zu kennzeichnen. Er fand als das geeignetſte Mittel des 
Kampfes gegen den Abſolutismus die Einſtellung der Arbeit — allerdings 
nicht der induſtriellen Arbeit — davon konnte damals noch keine Rede 
fein —, ſondern der parlamentariſchen Arbeit, den Streik der Parla— 
mentarier. 

Dieſer Vortrag konnte nicht mehr ignoriert werden. Er entfeſſelte eine 
wütende Hetzjagd der liberalen Führer und ihrer geſamten Preſſe, bis zur 
äußerſten Linken, unter ihnen voran die Berliner „Volkszeitung“, die damals 
unter den Arbeitern Berlins dieſelbe Bedeutung hatte wie heute der „Vor— 
wärts“. Der ſachliche Kampf verſprach freilich wenig Erfolg, und ſo bemühten 
ſich denn die liberalen Federhelden, die Perſon Laſſalles möglichſt zu dis⸗ 
kreditieren. Seine Motive wurden verdächtigt. Nur Literateneitelkeit habe 
ihn angeſtachelt, das Ganze ſei ein bloßer Literatenkrakeel, um ſo verwerflicher, 
je dringender die politiſche Situation die Einigkeit aller demokratiſchen Elemente 
gegenüber der Regierung fordere. Was er vorbringe, ſei ein Drohen mit der 
Revolution, wodurch nur die reaktionären Zettelungen geſtärkt würden. Seine 
Kritik des Parlamentarismus ſei „hohler Peſſimismus“ und könne nur dahin 
wirken, den Wählern das Wählen zu verekeln, alſo die Demokratie zu ſchwächen 
— der Vorwurf des „Anarchismus“ war damals für ſolche Fälle noch nicht 
erfunden. Und endlich wurde Laſſalle gewaltig der ſchlechte Ton verübelt, den 
er, der Demokrat, in der Diskuſſion mit den demokratiſchen Kameraden anſchlug. 
Und in der Tat, der Ton war „schlecht“ genug. Laſſalle ſchrieb damals von 
der „Verleumdungskunſt“, der „Geiſtesarmut“, der „politiſchen Schädlichkeit“, 
der „pfäffiſchen Verlogenheit“ der „Volkszeitung“, und dieſe antwortete ebenſo 
ſaftig. Es gibt eben keinen ärgeren Köhlerglauben als den, es ſeien jemals 
Parteidiskuſſionen geführt worden, in denen kein „ſchlechter Ton“ vorge— 
kommen wäre. 

Die Taktik der „Volkszeitung“ wirkte. Was der ſachlichen Kritik nicht 
gelungen wäre, gelang der perſönlichen Diskreditierung. Laſſalle wurde unter 
den Arbeitern Berlins zunächſt ganz unmöglich. Aber freilich, das war der 
letzte Triumph der Fortſchrittspartei geweſen. Der Sieg ihrer Taktik bedeutete 
das Einſchlagen einer Richtung, die fie ihrem politiſchen Ruin entgegen⸗ 
führte. 

Die Analogien mit den heutigen Zuſtänden liegen auf der Hand. Aber 
zum Glücke wiederholt ſich die Geſchichte nicht, und die Situation von heute 
weiſt neben großen Ahnlichkeiten doch auch große Unterſchiede von der dama⸗ 
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ligen auf. Die Ähnlichkeiten müßten uns entmutigen. Wenn ſelbſt ein Laſſalle 
der „Volkszeitung“ erliegen mußte, wie ſollten wir gegen den „Vorwärts“ 
aufkommen können? Die Unterſchiede zwiſchen damals und heute aber 
geben uns die beſte Zuverſicht. Das Proletariat von heute iſt ein ganz an⸗ 
deres als das, vor dem Laſſalle ſeine Agitation begann. Es iſt kraftvoll und 
ſelbſtändig, und ſo dürfen wir wohl erwarten, es werde ihm gelingen, den 
ſachlichen Kern unſeres Konfliktes aus den Außerlichkeiten herauszu⸗ 
ſchälen, in die ihn der „Vorwärts“ eingewickelt. Liegt aber dieſer Kern vor 
ihm bloß, dann kann ſein Verdikt nicht zweifelhaft ſein. 


Parlamentarismus und Maffenftreik. 
Von Rudolf Hilferding. 
1: 


Seitdem auf dem Amſterdamer Kongreß die große Auseinanderſetzung über 
die ſozialdemokratiſche Taktik geführt wurde, iſt die Frage von Jaures an die 
deutſche Sozialdemokratie, warum ihre große Partei ſo wenig Einfluß auf die 
Regierung ihres Landes ausübe, immer wiedergekehrt. Und hier iſt in der Tat 
das eigentliche Problem gelegen, das den taktiſchen Differenzen ſowohl in der 
Internationale als in den nationalen Parteien zugrunde liegt. 

Die Frage ſelbſt aber entſpringt notwendig aus dem Weſen des Parla⸗ 
mentarismus, der die Zahl einer Partei zum Exponenten ihrer politiſchen 
Macht zu machen ſcheint. Unter dem Geſichtswinkel des Parlamentarismus 
betrachtet iſt es ein Widerſpruch, daß dem Stimmenzuwachs nicht auch ein 
Machtzuwachs entſpricht. Da dies aber in Deutſchland offenſichtlich nicht der 
Fall iſt, ſo erſcheint dies als Schuld einer falſchen Taktik, die eben nicht ver⸗ 
ſteht, ihre Macht auszunutzen, weil ſie ſich vor der Verantwortung ſcheut, oder 
aber als ein Mangel im deutſchen parlamentariſchen Syſtem, das nicht genug ent⸗ 
wickelt iſt. Etwas mehr Parlamentarismus, und der Einfluß der Sozialdemo⸗ 
kratie werde endlich den gebührenden Raum einnehmen. 

Jede dieſer Auffaſſungen mag ſich auf das ausländiſche Beiſpiel berufen, 
etwa auf Frankreich, wo der reine Parlamentarismus der Sozialdemokratie 
großen Einfluß gewähre, oder auf Sſterreich, wo zwar der Parlamentarismus 
gleichfalls noch unentwickelt iſt, aber eine geſchickte Taktik der Sozialdemokratie 
einen ſehr hohen Grad von Bewegungsfreiheit erkämpft hat und ihrer Politik 
einen gewiſſen Einfluß auf die Entſchließungen der Regierung gibt, den in dem 
entwickelteren Deutſchland die größere Partei nicht beſitzt. 

Der Schluß, der daraus gewöhnlich gezogen wird, lautet dann, daß eine 
zu wenig realiſtiſche Taktik einerſeits, eine zu geringe Entwicklung des Parla⸗ 
mentarismus in Deutſchland andererſeits die Schuld an dem zu geringen Ein⸗ 
fluß der Partei trage. Die Taktik müſſe alſo geändert werden, indem einmal 
alle Kraft auf die Stärkung und Erweiterung des Parlamentarismus zu kon⸗ 
zentrieren ſei; um dies Ziel zu erreichen, müſſen ſodann die Augenblicksforde⸗ 
rungen der Demokratie und Sozialpolitik ſchärfer betont werden. Dies ſei um 
ſo leichter möglich, als der Sozialismus, den die „ökonomiſche Entwicklung“ 
ohnehin mit ſich bringen werde, ja erſt ein Wechſel auf eine lange und un⸗ 
beſtimmte Zukunft ſei. | 
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Uns will es ſcheinen, als beruhe dieſe Auffaſſung auf einer allzu ſchema— 
tiſchen Betrachtung des parlamentariſchen Inſtrumentes. Es wird zu ſehr 
die bloße Zahl der Stimmen als Ausdruck politiſcher Macht genommen und 
überſehen, wie die Zahlen ebenſowenig wie die Namen der Parteien an ſich 
alles bedeuten und wie ſehr es darauf ankommt, daß die Anderung in der 
gegenſeitigen Stellung der Parteien das politiſche Gewicht der Zahlen ver— 
ändert. 

Man betrachtet den Parlamentarismus gewöhnlich als ein Sicherheitsventil; 
der Parlamentarismus bringe dort, wo er genügend entwickelt iſt, die in der 
Bevölkerung vorhandenen Gegenſätze zum offenen und zahlenmäßigen Ausdruck 
und geſtatte ſomit eine genaue Abſchätzung ihrer Stärke. Die Einſicht in die 
Machtverhältniſſe der Parteien erſpare jede weitere Erprobung in einem gewalt⸗ 
ſamen Kampfe. An Stelle der gewaltſamen ſei eine friedliche Entwicklung 
getreten, die ohne große Erſchütterung die Ablöſung der Herrſchaft der einen 
durch die andere Partei ermögliche. 

Dieſe Betrachtung des parlamentariſchen Syſtems nimmt aber darauf nicht 
genügend Rückſicht, daß dieſes Syſtem ganz verſchieden funktioniert und funk⸗ 
tionieren muß, je nach dem Charakter der Gegenſätze, die innerhalb des Par⸗ 
lamentes jeweils zum Austrag gelangen ſollen. Es wird verkannt, daß je nach 
der Größe dieſer Gegenſätze einmal das Parlament wirklich das taugliche In⸗ 
ſtrument zu ihrer Überwindung iſt, daß es aber ebenſo ein andermal verſagt, 
wenn die Größe des Gegenſatzes die Parteien zwingt, die Probe auf das 
Exempel zu machen und ihre wirkliche Macht zur Behauptung ihrer Poſitionen 
einzuſetzen. Denn das parlamentariſche Syſtem drückt ja die unmittelbare 
Macht der Parteien keineswegs direkt aus. Die Wahl gibt zunächſt nur die 
Zahl der Anhänger der Parteien an und ſchon dies nur in annähernder Weiſe, 
da ja das Stimmen für eine Partei noch gar nicht die Identifizierung mit all 
ihren Zielen vorausſetzt. Und dieſe Zahlen ſelbſt wieder drücken durchaus 
nicht irgendwie kommenſurable Machtfaktoren aus. Zunächſt ſchon deshalb, 
weil es ſich bei der Vergleichung der Machtverhältniſſe in erſter Linie um 
Machtmittel ganz verſchiedener Art handeln kann. Hier ſpielt die Frage der 
Organiſation der Machtmittel und der Verfügung über dieſe Organiſation die 
größte Rolle; jeder Machtkampf iſt in modernen Verhältniſſen der Kampf von 
Organiſationen, deren Stärke durch die bloße Zahl ihrer Angehörigen noch gar 
nicht beſtimmt iſt. Aber ſelbſt die Verfügung über die Organiſation iſt ein 
völlig unbeſtimmbares, durch das Ergebnis einer Wahl kaum angedeutetes 
Element. Dies iſt der Fall, wenn der Gegenſatz zwiſchen den Parteien auch 
einen möglichen Gegenſatz innerhalb der Machtorganiſation ſelbſt, einen Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen den Leitern der Organiſation und ihren Angehörigen, anzeigt, 
wie etwa bei der militäriſchen Zwangsorganiſation. Wie weit in einem ſolchen 
Falle die Verfügung der Leiter der Organiſation reſpektiert werden wird, dar⸗ 
über ſind kaum Vermutungen geſtattet. So bringt der Parlamentarismus 
durchaus keine abſolute Sicherheit über die wirklichen Machtverhältniſſe der 
Parteien und muß daher in wirklich großen Fragen ebenſowenig die Vermei⸗ 
dung des Kampfes bedeuten, wie ein Schiedsgericht in internationalen Fragen 
die Vermeidung des Krieges. 

Wenn trotzdem dieſe Wertung des Parlamentarismus als eines Mittels, 
alle geſellſchaftlichen Konflikte in friedlicher Weiſe auszutragen, ſo viele An⸗ 
hänger in allen Parteien zählt, ſo deshalb, weil die normalen parlamenta⸗ 
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riſchen Vorgänge dieſer Anſicht recht zu geben ſcheinen. Vielleicht wird aber 
eine Analyſe dieſer Vorgänge, die allerdings in dieſem Rahmen nur kurz und 
zum Teil ſchematiſch ſein kann, es ermöglichen, die Berechtigung einer anderen 
Anſicht zu erweiſen. 


in 


Es gibt im weſentlichen zwei Wege, die die parlamentariſche Majorität ein 
ſchlagen kann, um Majorität zu bleiben. Sie kann zunächſt verſuchen, jene 
Forderungen der Minorität, welche die meiſte Werbekraft beſitzen, zu einem 
mehr oder minder großen Teile ſelbſt zu erfüllen, um ſo der Minorität den 
„Wind aus den Segeln zu nehmen“. Dieſe Taktik wird dann am leichteſten 
möglich ſein, wenn die Forderungen der Minorität nicht prinzipiell verſchieden 
von denen der Majorität ſind, ihre Erfüllung die Herrſchaft der Majorität nur 
modifiziert, bisher feindliche Kreiſe aber damit für die Majorität gewonnen werden 
oder wenigſtens der weitere Abfall bisheriger Anhänger vermieden wird. Durch 
dieſe Zugeſtändniſſe hofft die Majorität die Minorität als ſolche zu verewigen, 
zum mindeſten deren Majoritätswerdung möglichſt lange hinauszuſchieben. Iſt 
aber der Gegenſatz zwiſchen Majorität und Minorität prinzipieller Natur, ſo 
iſt dieſe Politik zunächſt gleichfalls möglich, gewinnt aber einen anderen 
Charakter. Sie wird demagogiſch. Die Majorität macht Konzeſſionen in 
minder wichtigen Dingen, indem ſie hofft, auf dieſe Weiſe die Anhänger der 
Minorität mit ihrer Herrſchaft zu verſöhnen, Indifferente oder Schichten, die 
ihr bisher noch folgten, bei ihrer Fahne zu halten und ſo der Minorität die 
Erreichung der prinzipiell mit der Herrſchaft der bisherigen Majorität unver⸗ 
einbaren Forderungen unmöglich zu machen. 

Im erſteren Falle, wenn die Minorität tatſächlich Vertreterin ſtärkerer, aber 
mit der Majorität prinzipiell gleichartiger Intereſſen iſt, wenn es ſich etwa 
um den Kampf zweier Schichten innerhalb derſelben Klaſſen handelt, ſo mag 
die Minorität ſchließlich ihre Forderungen allmählich verwirklicht ſehen, wo es 
dann eine Frage zweiten Ranges iſt, wenn auch nicht für die Perſonen der 
Politiker, wer dieſe Reformen durchführt. 

Ganz anders aber, wenn es ſich um prinzipielle Gegenſätze, um einen 
Kampf zweier Klaſſen handelt. Dann wird die Majorität ſehr bald am Ende 
ihrer Konzeſſionen angelangt ſein, deren Ausmaß ihr Klaſſenintereſſe bald die 
Grenze ſetzt; ſie wird einſehen, daß weitere Konzeſſionen nicht mehr ihre, 
ſondern die Poſition ihrer Gegner ſtärken; ihre Taktik ändert ſich, ſie wird in⸗ 
tranſigent und ſucht die Minorität bei den Wählern zu diskreditieren durch 
den Nachweis, daß mit dieſen Vertretern nichts zu erreichen ſei, daß deren 
unrealiſtiſche und utopiſtiſche Politik nur die Majorität von allem Entgegen⸗ 
kommen abſchrecken müſſe. Erſcheint im früheren Falle die Minorität als ein⸗ 
flußreich, indem ſie die Gegner zur Nachgiebigkeit zwingt und Erfolge aufzu⸗ 
weiſen hat, ſo erſcheint ſie jetzt einflußlos und ohnmächtig, während die Gegner 
mehr als je rückſichtsloſen Gebrauch von ihren Machtmitteln machen. Da 
aber das Wachstum der Parteien nur in ſekundärer Weiſe von dem Ver⸗ 
halten ihrer Gegner und ihren augenblicklichen Errungenſchaften abhängt, 
ſondern in viel höherem Maße von der Stärke der Intereſſen, die die Parteien 
vertreten, ſo kann die Partei ſehr angewachſen ſein, während ihr augenblick⸗ 
licher, in unmittelbare Erfolge ſich umſetzender Einfluß ſehr zurückgegangen 
ſein kann. 
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Die Minorität ſelbſt wird je nach der Klarheit, mit der fie ſich ihres 
Gegenſatzes zur Majorität bewußt iſt, ihre Taktik einrichten. Der Übergang 
der Majorität zur Intranſigenz, der die Minorität erfolglos machte, wird in 
ihr zum Teil das Beſtreben erwecken, durch Abſchwächung des prinzipiellen 
Gegenſatzes, durch Hervorkehrung ihrer nächſten, leicht realiſierbaren Forde⸗ 
rungen die Schärfe des Kampfes zu mildern, die Majorität für neue Kon⸗ 
zeſſionen zu gewinnen. 

Iſt es der Majorität möglich, in dieſem Stadium weitgehende Konzeſſionen 
zu gewähren — wie etwa die engliſche Bourgeoiſie durch die Ausbeutung der 
Kolonien und die Beherrſchung des Weltmarktes imſtande war, die materiellen 
Forderungen der engliſchen Arbeiterklaſſe zu befriedigen — iſt der prinzipielle 
Gegenſatz nicht weit genug gediehen, um dieſes Vorgehen ſehr zweifelhaft oder 
ausſichtslos erſcheinen zu laſſen, dann mag ein mehr oder minder dauernder 
Kompromiß den parlamentariſchen Kampf friedlich abſchließen, bis es doch 
wieder zu neuen Kämpfen kommt. 

Bleiben dieſe Konzeſſionen aber aus, weil die Gegenſätze ſei es von der 
herrſchenden oder von der oppoſitionellen Partei zu klar erkannt und gefühlt 
werden oder weil die Opfer den Herrſchenden für den doch ungewiſſen Erfolg 
zu groß erſcheinen, dann werden die taktiſchen Differenzen innerhalb der 
Minorität ſchließlich mit der Überwindung der opportuniſtiſchen Strömung, mit 
dem Siege der prinzipiellen Richtung ein Ende finden und die Gegenſätze zwiſchen 
den Parteien beiden Teilen in ihrer ganzen Schärfe zum Bewußtſein kommen. 

Das parlamentariſche Syſtem wird komplizierter, wenn an die Stelle zweier 
mehrere Parteien treten und beſonders wenn, durch die Parteienſpaltung be— 
günſtigt, eine vom Parlament in mehr oder minder hohem Grade unabhängige 
Regierung vorhanden iſt. Dieſe kann ihre verhältnismäßig unabhängige Stellung 
nur behaupten, wenn keine Partei ausſchlaggebend wird. Hier wird die Res 
gierung im vorhinein geneigt ſein, mit verſchiedenen Parteien zu verſchiedenen 
Zwecken zu kompromittieren, bald der einen, bald der anderen zu Konzeſſionen 
zu verhelfen, ſei es, um keine vollſtändig in den Augen der Wähler zu dis⸗ 
kreditieren und ſie dadurch übermäßig zu ſchwächen, ſei es, um im Gegenteil durch 
eigene Ausführung mancher Forderungen die Wähler von der Unterſtützung 
einer Partei, die ihre Herrſchaft bedroht, abzuhalten. Ebenſo ſind die Parteien 
ſelbſt, die allein nicht herrſchen können, zu gegenſeitigen Kompromiſſen und 
Konzeſſionen geneigt, die ihre Gegenſätzlichkeit abſchwächen und mildern. Keine 
Partei beſitzt die Alleinherrſchaft, aber dafür wird auch keine abſolut ein- 
flußlos ſein. 

Solange das Proletariat noch ſchwach iſt und feiner Ziele ſich nicht bes 
wußt, dient es den bürgerlichen parlamentariſchen Parteien als Sturmbock für 
deren eigene Forderungen. Es wird Mittel für die politiſchen Zwecke anderer 
Parteien oder der zäſariſtiſche Politik treibenden Regierungen. Für die Ge⸗ 
folgſchaft tauſcht das Proletariat Konzeſſionen ein. Von deren Größe einer⸗ 
ſeits, von der Geſtaltung der ökonomiſchen und politiſchen Entwicklung anderer⸗ 
ſeits hängt die Dauer der unſelbſtändigen Stellung des Proletariats ab. Das 
Fehlen des prinzipiellen Gegenſatzes innerhalb des Parlamentarismus erlaubt 
dem Bürgertum, das Parlament auszubauen, dieſem die Herrſchaft zu ſichern, die 
Regierung vom Parlament völlig abhängig zu machen. Denn die politiſche 
Schwäche des Proletariats iſt die Stärke des bürgerlichen Parla— 
mentarismus, da ſonſt das Bürgertum Gefahr laufen würde, daß ein ſelbſt⸗ 
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bewußtes Proletariat das demokratiſch gewählte Parlament aus einem bürger⸗ 
lichen zu einem proletariſchen Herrſchaftsmittel geſtalten könnte. 

Anders, wenn das Proletariat ſich als unabhängige Partei konſtituiert und 
ſich unter dem Zeichen ſeiner letzten Ziele ſammelt. Der ſcharfe Gegenſatz zu 
allen bürgerlichen Parteien, die in dieſem erſten Stadium des prole⸗ 
tariſchen Kampfes ihm gegenüber als eine reaktionäre Maſſe empfunden wer⸗ 
den, wird äußerſt klar gefühlt. Dafür ſorgt die proletariſche Partei ſelbſt, die 
ihr neues Prinzip mit aller Klarheit und Rückſichtsloſigkeit formulieren muß, 
um die Arbeiter von der Gefolgſchaft der bürgerlichen Parteien loszureißen. 
Kein Wunder, daß dieſer Gegenſatz eine Verfolgungs- und Unterdrückungs⸗ 
politik von ſeiten der herrſchenden Klaſſen auslöſte, die ihr Lebensprinzip von 
einer kleinen Schar „Aufwiegler und Hetzer“ verneint ſahen. Sie durften 
hoffen, dieſe in den Gefängniſſen mundtot zu machen. Die Partei war klein, 
unterdrückt, abſolut einflußlos. 

Erwachſen aus den Lebensbedingungen des Proletariats, konnte aber die 
Partei durch die Verfolgungen in ihrem Fortſchritt nicht gehemmt werden. 
Ihr Wachstum wurde eine Drohung für die anderen Parteien, die um ihre 
Gefolgſchaft zu fürchten begannen. Die bürgerlichen Majoritätsparteien be⸗ 
ginnen die Taktik der Konzeſſionen, um der Sozialdemokratie „den Wind aus 
den Segeln zu nehmen“. Hierbei teilen ſich die verſchiedenen Parteien, die 
„reaktionäre Maſſe“ verliert in ihrer Konkurrenz um die Arbeiterſtimmen, die 
je nach den verſchiedenen in den Parteien vertretenen Intereſſen verſchieden 
getrieben wird, ihre Geſchloſſenheit. 

Es beginnt die „Ara der Sozialreform“. Der Verſuch iſt in Deutſchland 
(und ſchon gar in Sſterreich) im vorhinein zum Scheitern beſtimmt. Die junge, 
eben zur Herrſchaft gelangende deutſche Bourgeoiſie hat keine Weltmachts⸗ und 
Kolonialherrſchaft, aus der ſie die Konzeſſionen für das Proletariat bezahlen 
kann. Die geringfügigen Verſicherungsgeſetze werden vom Proletariat weitaus 
überzahlt durch die Laſten der neuen Schutzzollpolitik. Selbſt einem unklareren, 
prinzipiell ungeſchulteren Proletariat gegenüber hätte dieſe Politik ſcheitern 
müſſen. Gleichzeitig, und dies mußte den demagogiſchen Charakter dieſer Politik 
völlig auch dem Stumpfeſten enthüllen, geht Hand in Hand mit der Sozial⸗ 
reform in Deutſchland wie in Dfterreich die Ausnahmegeſetzgebung gegen die 
Sozialdemokratie. Der Zweck dieſer ganzen Politik war ja, durch Gewährung 
materieller Konzeſſionen das Proletariat mit der Herrſchaft des Bürger⸗ 
tums auszuſöhnen, nicht aber ſeine politiſche Macht und Bewegungsfreiheit 
zu verſtärken. Und es ſchien richtig, dem Proletariat zu beweiſen, daß es 
ſeine Errungenſchaften nicht durch die Sozialdemokratie, ſondern trotz ihrer 
erhalten hatte. So endet die Politik der Konzeſſion wie der Unterdrückung in 
gleichem Maße mit dem Bankrott und beſchließt damit ein zweites Stadium 
in dem Kampfe der beiden Klaſſen. 

Bis hierher iſt die Entwicklung in Deutſchland und in Sſterreich die gleiche. 
In Frankreich hatte die Niederlage der Kommune die Bourgeoiſie von ihrer 
Angſt vor dem Proletariat befreit, war die Republik gegründet, die ſich zu⸗ 
nächſt nicht viel um das Proletariat zu kümmern brauchte, das, uneinig und 
mutlos, ſich von ſeiner Niederlage nur langſam erholte und ſkeptiſch ſich von 
der politiſchen Betätigung fernhielt. 

In den letzten Jahren aber gewinnen die Dinge ein anderes Ausſehen. 
In Ofterreich und Frankreich wächſt die Sozialdemokratie allmählich, ihr 
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politiſcher Einfluß wird gleichzeitig und vielleicht in noch höherem Maße, als 
ihrem Wachstum entſpricht, ſtärker. In Deutſchland, wo das Wachstum der 
Partei bei weitem am raſcheſten vor ſich geht, erſcheint ihr Einfluß gering, ja 
mit dem weiteren Wachstum ſich ſtetig zu verringern. Hier ſcheint ein Wider⸗ 
ſpruch vorzuliegen, und doch iſt es nur das notwendige Reſultat verſchiedener 
ökonomiſcher Verhältniſſe, die eine verſchiedene Politik der herrſchenden Klaſſen 
bedingen. Die Politik der Herrſchenden wieder und nicht eine Verſchiedenheit 
der Taktik der Sozialdemokratie iſt es, die die Unterſchiede ihres Einfluſſes 
bedingen. 

In Deutſchland iſt die ökonomiſche Entwicklung am weiteſten vorgeſchritten; 
hier iſt die Konzentration des Kapitals auf der einen, die Entſtehung und An⸗ 
häufung großer Proletariermaſſen auf der anderen Seite ſo weit gediehen, daß 
die techniſchen und organiſatoriſchen Vorbedingungen der ſozialiſtiſchen Geſell⸗— 
ſchaft hier am eheſten gegeben ſind. Der Sozialismus ſelbſt, nicht mehr 
nur einzelne Forderungen des Proletariats an die gegenwärtige 
Geſellſchaft ſtehen hier bereits in Frage. Das hindert, nebenbei be— 
merkt, natürlich nicht, ſondern macht nur deſto dringlicher, daß noch eine Reihe 
von Vorbedingungen durch Erfüllung proletariſcher Forderungen zu verwirk— 
lichen ſind. Aber, was immer unſer Standpunkt war, daß dieſe Forderungen 
an den Gegenwartsſtaat nicht ein Mittel der Verſöhnung, ſondern eine Re⸗ 
volutionierung und Stärkung des Proletariats bedeuten, das wird damit auch 
zur Einſicht der Gegner, deren Widerſtand zunimmt mit der Angſt, die hinter 
jeder Forderung des Proletariats den ganzen „Zukunftsſtaat“ wittert — und 
mit Recht. 

Innerhalb der bürgerlichen Klaſſe hat die ökonomiſche Entwicklung eine 
weitgehende Umgeſtaltung gebracht. Vor allem iſt die Bevölkerung immer 
mehr ſtädtiſch⸗induſtriell und der landwirtſchaftliche Teil derſelben zu einer 
ſtets ſich verringernden Minorität geworden. Die ſtädtiſche Bevölkerung ſelbſt 
aber hat eine vollſtändige Umlagerung ihrer Struktur erfahren. Der alte 
Mittelſtand iſt gänzlich verändert. Der ſelbſtändige Handwerker mit ſeinen 


beſtimmt ausgeprägten Klaſſenintereſſen hat ſeine dominierende Stellung ver— 


loren, der „neue Mittelſtand“, wie der irreführende Ausdruck lautet, iſt keine Ein⸗ 
heit mehr, weder politiſch noch ökonomiſch, ſondern ein Gemenge von mehr oder 
minder notleidenden Handwerkern, Kleinkapitaliſten, Vorarbeitern, Werkführern, 
Angeſtellten, Beamten, Rentnern, Intellektuellen aller Art. Seine Grundlage 
wird beſtändig durch die kapitaliſtiſche Entwicklung revolutioniert, feine Zus 
ſammenſetzung variiert fortwährend, die Exiſtenz ſeiner Angehörigen iſt nie 
völlig geſichert. Die ſozialen und politiſchen Intereſſen innerhalb dieſer Gruppen 


ſind oft völlig verſchieden. Dieſer neue Mittelſtand iſt daher im Gegenſatz 


zum alten unfähig, die Grundlage für eine große politiſche Partei zu bilden. 
Seine verſchiedenen Elemente bilden vielmehr ein Rekrutierungsgebiet anderer 


Parteien, deren unzuverläſſigſte Anhänger ſie meiſt darſtellen. Aber auch die 
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anderen hiſtoriſchen Parteien ſind gänzlich verändert. 
Der ausſchließend ſcharfe Gegenſatz zwiſchen Agrariern und Induſtriellen 


beſteht nicht mehr, ihre handelspolitiſchen Kämpfe haben aufgehört, und ſie 


ſind in der modernen Schutzzollpolitik zu gemeinſamem Raube verbündet, ſeit⸗ 
dem das Aktienweſen die immer größere Teilnahme der Agrarier an induſtriellen 
Intereſſen ermöglicht, die Kartellorganiſation den Schutzzoll auch den ent⸗ 
wickeltſten Exportinduſtrien erſtrebenswert gemacht hat. Und dies Bündnis iſt 
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befeſtigt durch das gemeinſame Intereſſe an der Machtpolitik des Staates, 
am Militarismus, am Marinismus und einer kolonialen Expanſionspolitik, 
deren Nutznießer beide Klaſſen wenn auch in verſchiedener Weiſe ſind; es wird 
unzerreißbar, ſobald das Wachstum der Sozialdemokratie die Grundlage ihrer 
Macht zu bedrohen ſcheint. 

Dieſelbe ökonomiſche Entwicklung, die das Proletariat vermehrt und die 
Sozialdemokratie groß gemacht hat, hat ebenſo den Unterſchied innerhalb der 
bürgerlichen Parteien verringert, auf einer höheren Stufe die „reaktionäre 
Maſſe“ wieder hergeſtellt und dadurch die Geſchloſſenheit und die Wider⸗ 
ſtandskraft des Bürgertums vermehrt. 

Je mehr aber die Sozialdemokratie wuchs, je mehr die anderen Parteien 
die Reſte proletariſchen Anhangs, die ſie noch hatten, verlieren, deſto mehr 
ſchwinden auch jene Rückſichten, die ſie aus wahlpolitiſchen Gründen auf die 
Arbeiterſchaft nehmen müſſen, deſto mehr laſſen ſie ſich von rein bürgerlichen 
Klaſſenintereſſen leiten. Auch hier vermehrt das Wachstum der Sozialdemo⸗ 
kratie die Geſchloſſenheit ihrer Gegner. Heute iſt es nur das Zentrum, das 
noch anſehnliche proletariſche Maſſen in ſeiner Gefolgſchaft hat, das verſucht, 
die Politik demagogiſcher Konzeſſionen fortzuſetzen. 

Iſt aber die ökonomiſche Entwicklung einmal ſo weit gediehen, daß die 
Verwirklichung des Sozialismus nur mehr als eine bloße Frage der politiſchen 
Macht erſcheint, dann iſt dieſe Taktik, die verſucht, das Proletariat mit Kon⸗ 
zeſſionen abzuſpeiſen, nicht mehr möglich. Sie erſcheinen viel zu klein und 
unbedeutend, gemeſſen an der Möglichkeit, den Klaſſenſtaat und die Ausbeutung 
zu beſeitigen. | 

Erſcheinen fie aber dem Proletariat zu klein, jo den herrſchenden Klaſſen 
zu groß. Denn es müßten dieſe Konzeſſionen ſehr bedeutend ſein, ſollten ſie 
irgend eine Ausſicht auf Erfolg haben. Es müßten materielle Konzeſſionen 
ſein, da politiſche Konzeſſionen die Partei des Proletariats ja in ihrer Be⸗ 
wegungs⸗ und Agitationsfreiheit nur ſtärken könnten. Dieſe Konzeſſionen 
müßten alſo ſehr groß ſein und damit die Intereſſen der herrſchenden Klaſſen 
empfindlich verletzen. Gleichzeitig iſt aber ihr Erfolg durchaus unſicher, da 
dem Proletariat ſchon klar bewußt iſt, was auf dem Spiele ſteht, dafür die 
Gefahr um ſo größer, gerade durch dieſe Konzeſſionen nur die Macht der 
Sozialdemokratie zu ſtärken. Kein Wunder, daß die herrſchenden Klaſſen ſich 
zu dieſem Verſuche nicht verſtehen wollen. 

In dieſem dritten Stadium der Entwicklung ſind der unmittelbare 
Einfluß und die direkten Erfolge der Sozialdemokratie alſo notwendig gering. 
Denn jetzt bleibt den herrſchenden Klaſſen nur die Hoffnung, durch Einſchüchte⸗ 
rung die noch indifferenten Maſſen von dem Anſchluß an die Sozialdemokratie 
abzuhalten. Keine Konzeſſionen! Denn jede Konzeſſion ſtärkt nur die Soziale 
demokratie, macht ſie „übermütig“, verſtärkt den Glauben ihrer Anhänger, 
durch ſie etwas erreichen zu können. Selbſt dort und dann, wo einmal der 
Widerſtand erlahmt, ſucht man wenigſtens den Schein zu retten, daß es nicht 
die Sozialdemokratie, ſondern bürgerliche Parteien oder gar das „ſoziale König⸗ 
tum“ ſei, das etwas für die Arbeiterſchaft geleiſtet habe. So erſcheint jetzt 
die Sozialdemokratie ausgeſchaltet aus der unmittelbar erfolgreichen Politik, ſo 
iſt Reaktion und Entrechtung die Signatur der deutſchen Politik, noch ver⸗ 
ſchärft und um ſo aufreizender, weil ſie die Formen der Ausnahmegeſetzgebung 
nicht mehr anzunehmen wagt. Denn war noch im früheren Stadium der 
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Entwicklung in mehr oder minder gutem Glauben der Unterſchied zwiſchen 
Sozialdemokratie und Arbeiterſchaft gemacht, ſo wird jetzt dieſer Schein ſelbſt 
verſchmäht. 

Es iſt das Bürgertum, es ſind die herrſchenden Klaſſen Deutſch— 
lands, welche die Identität von Sozialdemokratie und Arbeiter- 
ſchaft bezeugen. Keine Ausnahmegeſetzgebung gegen die Sozialdemokratie 
mehr, dafür aber der Ausſchluß aller Arbeiter vom Wahlrecht, das Wüten 
der Klaſſenjuſtiz gegen alle Arbeiter, ob ſie ſich politiſch oder auch nur rein 
wirtſchaftlich betätigen, die Verfolgung und Einſchränkung aller Lebens— 
äußerungen der Arbeiterklaſſe, ſoweit die Macht des Staates reicht. 

Eine ganz andere Stellung nehmen dagegen die ſozialiſtiſchen Parteien in 
Oſterreich und Frankreich ein, und auch hier erklärt ſich dies in erſter Linie 
aus der ſozialen Struktur dieſer Länder, wenn auch die ganz anderen poli— 
tiſchen Verhältniſſe mit in der gleichen Richtung wirkſam ſind. 

Die langſame induſtrielle Entwicklung verändert das Verhältnis der ſtädti⸗ 
ſchen zur ländlichen Bevölkerung hier nur allmählich. Die geſchloſſene Phalanx 
der bäuerlichen Bevölkerung bleibt unberührt von der ſozialdemokratiſchen Be— 
wegung und läßt dieſe als keine allzu große Gefahr erſcheinen. Aber auch 
das ſtädtiſche Kleinbürgertum iſt hier noch viel kräftiger, und der Handwerker 
dominiert in ihm; es iſt ökonomiſch und politiſch reaktionär und hat noch 
parteibildende Kraft, die in Oſterreich überdies durch das Wahlſyſtem verſtärkt 
wird. Die Induſtriellen ſind gar nicht ſicher, ihre wichtigſten Intereſſen gegen— 
über den zünftleriſchen Kleinbürgern, den bäuerlichen und großen Agrariern 
immer durchſetzen zu können, und nehmen ganz gerne die Unterſtützung des 
Proletariats in manchen wirtſchaftspolitiſchen Fragen an, die in Deutſchland 
längſt keine Rolle mehr ſpielen. Die Sozialdemokratie erſcheint hier eben 
wegen ihrer relativen Kleinheit, vor allem aber, weil die Angſt vor ihrer Ex— 
panſion eine viel geringere iſt, den Gegnern und der Regierung als Partei, 
die nur mit einigen augenblicklichen Gegenwartsforderungen in Betracht kommt; 
gerade die ihr eigentümlichen Forderungen erſcheinen als etwas Utopiſches, mit 
dem der „Realpolitiker“ nicht oder, wie die Geſcheiteren meinen, wenigſtens 
„noch nicht“ zu rechnen hat. Nicht der Sozialismus, nur einige Gegen— 
wartsforderungen des Proletariats ſtehen hier in Frage. Die 
Sozialdemokratie erſcheint ſo als eine Partei wie die anderen, mit der ſich unter 
Umſtänden auch kooperieren läßt. Die „rote Gefahr“ tut ihre Schuldigkeit bei 
der Wahlagitation, iſt aber mehr demagogiſche Phraſe als wirklicher Inhalt 
der bürgerlichen Politik. Gewiß, die Klaſſengegenſätze werden auch hier gefühlt, 
der Klaſſenkampf oft mit vollem Nachdruck geführt, aber trotzdem iſt der 
Gegenſatz nicht annähernd ſo ſcharf wie in Deutſchland. Man ſucht noch durch 
einzelne Konzeſſionen die indifferenten Arbeiter im eigenen Lager zu behalten, 
man ſucht die Partei als Gegengewicht gegen andere Parteien zu gebrauchen. 
Auch iſt der bürgerlich⸗-ideologiſche Einſchlag vielleicht größer, weil die rück⸗ 
ſtändige Entwicklung reaktionäre, unmoderne Klaſſen zur Herrſchaft zu bringen 
droht, die auch die Kreiſe der bürgerlichen Intelligenz abſtoßen. Dieſe Reaktion 
iſt jo ganz anderer Natur als die deutſche. Dieſe entſpringt nicht der Herr— 
ſchaft alter und überlebter Klaſſen, ſondern der Furcht vor der Herrſchaft des 
Proletariats; ſie iſt deshalb gegen dieſes allein und vor allem gerichtet, wenn 
auch die geſellſchaftlich notwendige Heuchelei die Form allgemein gültiger 
Geſetze nackten Ausnahmegeſetzen vorziehen läßt. So arbeitet dieſe Reaktion mit 
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Wahlrechtsentrechtungen, Kontraktbruchgeſetzen und ähnlichem, während fie kein 
Gewicht darauf legt, eine Lex Heinze durchzuführen. Freilich iſt es das Weſen 
der Reaktion, immer reaktionärer zu werden, die Erfolgloſigkeit der einen Maß⸗ 
regel durch eine noch reaktionärere wett machen zu wollen. Einmal begonnen, 
kennt ſie keinen Halt, und ſchließlich greift ſie auch zu den Mitteln der feudal⸗ 
kleinbürgerlichen Reaktion. Doch zeigt die Reaktion in Deutſchland darin ihren 
anderen Charakter, daß fie dem Kapitalismus ſeine volle Bewegungsfreiheit 
läßt, wenigſtens in allen irgend weſentlichen Fragen, während ſie zum Beiſpiel 
in Oſterreich kleinbürgerlich-reaktionär, klerikal, zünftleriſch iſt, dabei aber ſich 
mit der Bewegungsfreiheit des Proletariats abzufinden weiß. Dieſe alte 
Reaktion iſt viel zu ſehr mit ihrem Kampfe gegen alle modernen Entwicklungs⸗ 
tendenzen beſchäftigt, um Zeit und Kraft zu finden, ſich mit ihren Gegnern 
vereint ausſchließlich auf das Proletariat zu ſtürzen. Die Sozialdemokratie 
wird auch nicht in erſter Linie ihr, ſondern gerade ihren bürgerlichen Gegnern 
gefährlich. 

So hat hier die rückſtändigere ſoziale Struktur die Geſellſchaft in viel mehr 
Parteien geſpalten, ſie hat damit aber gleichzeitig auch die Stellung der Re⸗ 
gierung geſchwächt. Die deutſche Regierung hat in allen wichtigen Fragen 
immer mehr alle bürgerlichen Parteien hinter ſich. Selbſt wenn dies aus⸗ 
nahmsweiſe einmal nicht der Fall, hat die bürgerliche Oppoſition keine rechte 
Aggreſſivkraft mehr, iſt ſie mit dem geringſten Scheinzugeſtändnis vollſtändig 
zufrieden. In Frankreich dagegen und auch bisweilen in Sſterreich kann ſich 
die Regierung jedesmal einer Koalition feindlicher Parteien gegenüber ſehen, 
der ſie leicht erliegen kann. 

Zu dieſen Unterſchieden, die unmittelbar aus der Verſchiedenheit der ſozialen 
Struktur entſpringen, treten dann andere hiſtoriſch-politiſcher Natur, die aller⸗ 
dings hier nur angedeutet werden können: In Oſterreich das Wahlrecht, das 
die Expanſion der Sozialdemokratie noch ungefährlicher erſcheinen läßt, ſowie 
die Ausſchaltung der Militärfragen und der auswärtigen Politik durch die 
Delegationen. In Frankreich die Spaltung des Proletariats, die die Bour⸗ 
geoiſie hoffen ließ, Teile des Proletariats zu gewinnen, und die Partei ſelbſt 
hinderte, dem Bürgertum gerade dort mit voller Kraft Oppoſition zu machen, 
wo es am ſtärkſten in ſeinen Intereſſen getroffen wird, in der Frage des 
Handels und der auswärtigen Politik, des Militarismus und der Kolonial⸗ 
politik. 

Ausſchlaggebend iſt aber doch in erſter Linie die ſoziale Struktur, die ein⸗ 
mal das Wachstum der Sozialdemokratie als ſtets ſtärkere Bedrohung der 
bürgerlichen Geſellſchaft, das andere Mal nur als eine Unannehmlichkeit, die 
eben in Kauf genommen werden muß, empfinden läßt. Sie erklärt auch zum 
größten Teile den Gegenſatz der Politik der herrſchenden Klaſſen in Nord— 
und Süddeutſchland, wo ein ſtarkes Bauerntum und ein infolge der 
geringeren und langſameren induſtriellen Entwicklung verhältnismäßig ſchwächeres 
Proletariat Wahlrechtsverbeſſerungen ohne Gefahr möglich machte, ſo daß dies 
ſchwächere Proletariat dort größeren Einfluß zu beſitzen ſcheint als das ſtärkere 
Proletariat in Preußen, Sachſen oder in den Hanſaſtädten. 

So zeigt ſich die auf den erſten Blick verwunderliche Tatſache, daß die 
Sozialdemokratie, je mächtiger ſie in den Maſſen, deſto ohnmächtiger in ihrem 
unmittelbaren Einfluß auf die Politik iſt, als notwendig entſprungen aus der 
Entwicklung der ſozialen Verhältniſſe. Je ſtärker die geſellſchaftliche Stel⸗ 
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lung, deſto ſchwächer erſcheint die ſtaatliche Stellung der Partei. Es iſt die 
Entfaltung jenes Gegenſatzes zwiſchen Staat und Geſellſchaft, der in der ruſ— 
ſiſchen Revolution ganz bewußt erſcheint; in der ruſſiſchen politiſchen Termino— 
logie werden Staat und Geſellſchaft als gegenſätzliche Begriffe einander gegen— 
übergeſtellt. 

Die parlamentariſche Einflußloſigkeit der Sozialdemokratie iſt ſomit nicht 
das Ergebnis einer ſchlechten Taktik, ſondern notwendiges Produkt einer hiſto— 
riſchen Entwicklung, die den Gegenſatz in der bürgerlichen Geſellſchaft erſt zur 
vollen Entfaltung bringen muß, ehe er überwunden werden kann. 

Die ſozialdemokratiſche Taktik ſelbſt iſt im weſentlichen durch dies Verhalten 
der Gegner naturgemäß beeinflußt. Nur in jenem Stadium, wo die Partei 
noch mäßig entwickelt iſt, aber doch die Anfangsſchwierigkeiten ſchon hinter ſich 
hat, wird es zu Divergenzen kommen, die bis zur Spaltung der Partei gehen 
können. Denn nur dann hat die rein reformiſtiſche Strömung innerhalb der 
Partei Ausſichten, wenn ſie auf ſofortige Erfolge und Zugeſtändniſſe der 
Gegner, die ſie ihrer Taktik zuſchreibt, hinweiſen kann. Denn es iſt ja das 
Weſen der reformiſtiſchen Taktik, daß ſie die weſentlichen und bleibenden 
Klaſſenintereſſen des Proletariats zugunſten momentaner und minder wichtiger 
hintanſetzt. Dieſe Taktik ſcheitert von ſelbſt in dem Moment, wo irgendwelche 
Konzeſſionen von Seite der Herrſchenden nicht mehr gemacht werden können, 
weil der prinzipielle Gegenſatz bereits ſo klar herausgearbeitet iſt, daß er durch 
keine Zugeſtändniſſe mehr überbrückt werden könnte. Wenn in Deutſchland 
auch in jenem zweiten Stadium keine Spaltung, ja nicht einmal weitgehendere 
Differenzen aufkamen, ſo war es die politiſche Rechtloſigkeit, unter die die 
Partei geſtellt wurde. In gleicher Weiſe verhindert der Mangel des gleichen 
Wahlrechtes in Oſterreich größere Divergenz der Meinungen. In Frankreich 
oder in Italien aber iſt dieſer „Einfluß“ der Partei zeitweiſe eine Gefahr für 
die Bewahrung ihres Klaſſencharakters geworden. 


III. 


So iſt es kein Wunder, wenn der praktiſche „Reviſionismus“ in 
Deutſchland keinen direkten Erfolg in der Partei erringen konnte. Dazu 
kam er zu ſpät. Die Ausnahmegeſetzgebung hinderte ſeinerzeit überhaupt ſein 
Aufkommen, und als ſie gefallen war, war die Entwicklung bereits zu weit 
gediehen, als daß ſeine Beſtrebungen bei den herrſchenden Klaſſen jenes 
Verſtändnis hätten finden können, ohne das ſie nicht exiſtieren können. Aber 
der Reviſionismus iſt auch heute nur in ſeiner erſten und primitiven Form 
überwunden, dagegen iſt er noch wirkſam in der Stellung zum Parlamenta— 
rismus. Wir haben geſehen, daß der Reviſionismus auf alle Fälle Kon— 
zeſſionen braucht. Dieſe Konzeſſionen kann er nicht erhalten. Aber er findet 
die Urſache nicht durch eine Analyſe der ökonomiſchen Entwicklung, ſondern er 
ſucht ſie auf der Oberfläche der Politik. Da gleichzeitig mit der Reaktion in 
Deutſchland in Frankreich der Sozialismus zu bedeutendem Einfluß gelangt 
war, ſucht er die „Rückſtändigkeit“ Deutſchlands in dem Mangel eines genügend 
entwickelten Parlamentarismus. Er ſieht nicht, daß die Schwäche des 
bürgerlichen Parlaments wieder nur die Folge iſt der Stärke des 
Proletariats. Iſt einmal die Gefahr vorhanden, daß das Proletariat ſich 
des Parlaments bemächtigen kann, dann iſt es das Intereſſe der herrſchenden 
Klaſſen, dieſes Parlament möglichſt aller Macht zu entkleiden. Je machtloſer 


814 | Die Neue Zeit. 


das Parlament, deſto geringer iſt einmal die Intenſität des politiſchen Lebens, 
deſto größer die Anzahl derjenigen, die ſich um Politik, wenigſtens um die 
parlamentariſche Politik, und um die Wahlen nicht kümmern. Deſto größer 
aber iſt auch die Ausſicht, die Macht außerhalb des Parlaments einmal gegebenen⸗ 
falls gegen das Parlament benutzen zu können. Daher das bewußte Hinarbeiten 
der herrſchenden Klaſſen in Deutſchland auf die möglichſte Ausſchaltung des Par⸗ 
laments. Sie ſuchen ihre Macht auf andere Weiſe geltend zu machen, ſei es 
durch direkte Beeinfluſſung der Regierungsgewalt mit Hilfe ihrer perſönlichen 
Beziehungen zu deren Trägern, ſei es durch den Druck, den ſie mittels ihrer 
wirtſchaftlichen Verbände ausüben. Wo es ſonſt irgendwie angeht, ſuchen ſie 
die Macht des demokratiſch gewählten Parlaments einzuſchränken durch die 
möglichſte Erweiterung der Kompetenz der Landtage, wo ſie unter ſich ſind. 
Der preußiſche Landtag iſt einflußreich bei der Regierung, weil 
er keine proletariſche Vertretung hat, der deutſche Reichstag ein— 
flußlos wegen ſeiner ſozialdemokratiſchen Fraktion. Der Reviſio⸗ 
nismus will nur das Symptom kurieren, wenn er mehr Parlamentarismus 
verlangt und meint, damit eine einfache Forderung der Demokratie aufzuſtellen. 
Er überſieht oder ſieht mindeſtens nicht deutlich genug, daß hinter dieſer For⸗ 
derung in Deutſchland die Entſcheidung über die politiſche Herrſchaft zweier 
Klaſſen ſteht und damit die Frage der Geſellſchaftsordnung geſtellt iſt. In 
dieſer Machtloſigkeit des Parlaments aber liegt der Grund für eine merk⸗ 
würdige Täuſchung, die auch die Funktion des Parlaments als Sicherheits⸗ 
ventil immer problematiſcher macht. Da im Parlament die Sozialdemokratie 
keine unmittelbar entſcheidende Macht darſtellt, ſo entſteht in den nur parla⸗ 
mentariſch denkenden Köpfen die Neigung, auch in der realen Welt die Sozial⸗ 
demokratie als quantité négligeable zu behandeln. Die Wünſche der Scharf⸗ 
macher werden unterſtützt durch die Einbildung, die aus dem parlamentariſchen 
Scheine ſich herausbildet, daß die Bezwingung der Sozialdemokratie ohne allzu 
große Gefahren möglich iſt. Der Weizen der Scharfmacher blüht. 

Das Proletariat dagegen wieder, einen Moment ſtutzig gemacht durch ſeine 
parlamentariſche Ohnmacht, beſinnt ſich auf ſeine reale Macht, die es einzu⸗ 
ſetzen bereit iſt, wenn es anders nicht mehr möglich iſt. So iſt in Deutſchland 
trotz des allgemeinen Wahlrechts die Idee des politiſchen Maſſenſtreiks ſo 
lebendig geworden, die urſprünglich in Belgien wie in Sſterreich nur als 
Mittel zur Eroberung des allgemeinen Wahlrechts entſtanden iſt. Dieſer 
Unterſchied aber iſt zugleich ein Unterſchied der verſchiedenen Funktionen, die 
der Maſſenſtreik erfüllen kann. Denn in weniger entwickelten Ländern ſind 
die Fragen der Demokratie, wenn das Proletariat noch auf lange Zeit eine 
Minorität iſt, Fragen innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft, die nur ihre 
Herrſchaft modifizieren, ſie von der einen auf die andere Schicht übertragen 
mag, ſie ſelbſt aber zunächſt unangetaſtet läßt. 

Die gleichen Forderungen des Proletariats begegnen alſo je nach dem 
Stande der Entwicklung in verſchiedenen Ländern ganz verſchiedenen Wider⸗ 
ſtänden von ſeiten der herrſchenden Klaſſen. Daraus erklärt ſich einerſeits, 
daß Kampfmittel, die in einem Lande höchſt erfolgreich und daher oft benutzt 
ſind, in einem anderen Lande nicht oder nicht mehr angewendet werden können, 
weil der Widerſtand der Herrſchenden durch ſie nicht mehr gebrochen werden 
könnte, ihre Erfolgloſigkeit vielmehr der eigenen Partei nur ſchaden würde. 
Dann aber gewinnt auch jenes Kampfmittel, das unmittelbar eine Machtprobe 
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zwiſchen den beiden Klaſſen darſtellt, eine ganz andere Bedeutung. Wie weit 
immer die Entwicklung vorgeſchritten oder zurückgeblieben iſt, im Maſſenſtreik 
erſcheint die proletariſche Macht in ihrer Unabhängigkeit von jeder Kontrolle 
und jedem Einfluß der organiſierten bürgerlichen Gewalt und in ihrer Re⸗ 
bellion gegen ſie. Der Maſſenſtreik wird daher immer und überall auf eine 
heftige Abwehr der bürgerlichen Geſellſchaft gefaßt ſein müſſen. Trotzdem 
wird dieſe Abwehr einen ganz verſchiedenen Grad von Intenſität, Energie, 
Rückſichtsloſigkeit und Geſchloſſenheit in den verſchiedenen Ländern aufweiſen. 

In Deutſchland und in Sſterreich ſteht der politiſche Maſſenſtreik auf der 
Tagesordnung der Parteitage. 

Und doch handelt es ſich in den beiden Ländern um politiſch ganz ver— 
ſchiedene Dinge. Der politiſche Maſſenſtreik, angewandt von der weitaus 
ſtärkſten Partei Deutſchlands gegen die ſtärkſte Regierung und geſchloſſenſte 
Herrſchaftsorganiſation der Welt, iſt ein ganz anderes Ding als der politiſche 
Maſſenſtreik in Oſterreich, angewandt von einer kleineren Partei, der eine 
ſchwache Regierung und ein Haufe ſtets miteinander hadernder bürgerlicher 
Parteien gegenüberſtehen. In Deutſchland muß der Maſſenſtreik, mag er ent⸗ 
ſtehen wie er wolle, auf den allerſchärfſten Widerſtand gefaßt ſein. Denn die 
herrſchenden Klaſſen Deutſchlands vertragen infolge der Entwicklung der öko— 
nomiſchen Verhältniſſe keinen Sieg des Proletariats, und ſei es in welcher 
Frage immer. Die einzelne Frage erſcheint ihnen nebenſächlich und wichtig 
nur, daß die proletariſche Machtorganiſation aus eigener Kraft und in direkter 
Weiſe die bürgerliche Machtorganiſation überwunden hat. Der Entſcheidung 
der einen Frage zugunſten des Proletariats wird, ſo müſſen die Gegner 
fürchten, die Entſcheidung der anderen Fragen nachfolgen. Hat das Proletariat 
hier geſiegt, ſo kann es auch dort ſiegen. Mag die Frage vom Proletariat 
geſtellt ſein wie immer, die herrſchenden Klaſſen werden immer nur ihr Sein 
oder Nichtſein heraushören. 

Deshalb iſt der Maſſenſtreik für Deutſchland eine entſcheidende Phaſe, ein 
Kampf, der bis zum Ende ausgefochten werden muß, der nur mit dem Siege 
des Proletariats enden darf, ſoll er nicht für das Proletariat eine ſchwere 
Niederlage werden. Nicht weil das deutſche Proletariat im Maſſenſtreik eine 
Entſcheidungsſchlacht kämpfen will, ſondern weil die Gegner in jedem Maſſen⸗ 
ſtreik, in jeder und ſei es noch ſo friedlichen und legalen Auflehnung gegen 
ihre Herrſchaft ihr nahendes Ende erblicken und ihm deshalb mit all ihrer 
Macht entgegentreten werden, iſt der Maſſenſtreik für Deutſchland nur ein 
letztes entſcheidendes Mittel in dem Kampfe zwiſchen Bourgeoiſie und Prole⸗ 
tariat. 

Der politiſche Maſſenſtreik iſt alſo für Deutſchland kein Demonſtrations⸗ 
mittel, weil es von den Gegnern als ſolches kaum ertragen werden kann. Er 
iſt kein Mittel, das angewandt werden kann für irgend eine Einzelforderung, 
ſondern ein Mittel, das, wenn alle anderen verſagen, über die politiſche Herr⸗ 
ſchaft entſcheiden wird. Wie immer auch der politiſche Maſſenſtreik vom Prole⸗ 
tariat gemeint wäre, ſeinen Gegnern wäre er die Todesdrohung. Ganz anders 
in Oſterreich. Hier kann der Maſſenſtreik nichts anderes ſein als ein beſonders 
kräftiges Demonſtrations⸗ oder Preſſionsmittel für eine Forderung, deren Er⸗ 
füllung dem Proletariat für ſeinen weiteren Fortſchritt in der bürgerlichen 
Geſellſchaft unentbehrlich ſcheint. Denn hier kommt die politiſche Herrſchaft 
des Proletariats noch gar nicht in Frage. Der Widerſtand der herrſchenden 
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Klaſſe braucht hier durchaus nicht ein äußerſter und zu allem entſchloſſener 
zu ſein. Die bürgerlichen Parteien ſind ſelbſt uneins, zum Teil in gegen⸗ 
ſeitiger Oppoſition, die öffentliche Meinung geteilt. Das Proletariat erſcheint 
als Gegner einer einzelnen Schicht, nicht der ganzen bürgerlichen Geſellſchaft. 
Gerade weil das Proletariat ſchwächer iſt, iſt auch der Widerſtand der bürger⸗ 
lichen Parteien ſchwächer und der Erfolg leichter, da er nur ein-Teilerfolg ift 
und nicht den ganzen Sieg des Proletariats bedeuten kann. Deshalb iſt es 
nicht im vorhinein verfehlt, in Oſterreich den Maſſenſtreik für Einzelaktionen 
des Proletariats ins Auge zu faſſen, ein Vorgehen, das in Deutſchland nur 
aus einer gefährlichen Selbſttäuſchung entſpringen könnte. Der politiſche Maſſen⸗ 
ſtreik iſt ſo eine Waffe, die unter verſchiedenen Umſtänden verſchiedenen Zwecken 
dient und ganz verſchiedene Bedingungen ihrer Anwendung hat. Es iſt ſehr 
gut möglich, daß in dem einen Lande die Bedingungen für den Streik zu ein⸗ 
zelnen Zwecken noch gegeben ſind, während ſie für das andere Land ſchon 
vorüber ſind und der Maſſenſtreik nur noch als Moment der proletariſchen 
Revolution in Frage ſteht. N | 

Diejenigen aber, welche die hiſtoriſche Stellung des Parlamentarismus in 
Deutſchland nicht erkennen, ihn gleichſam nur rein quantitativ werten als zu 
wenig entwickelt gegenüber dem franzöſiſchen, und nicht ſehen, daß ſeine Schwäche 
bedingt iſt durch die Stärke des Klaſſengegenſatzes, täuſchen ſich über das Objekt 
des Kampfes und zugleich über den Widerſtand, den ſie in dieſem Kampfe 
finden werden. Sie meinen, es handle ſich um parlamentariſche Reform, während 
es ſich um eine geſellſchaftliche Revolution handelt. Denn ſobald das deutſche 
Proletariat ſiegreich aus einem Maſſenſtreik hervorgegangen, die Regierung unter⸗ 
legen, die Machtorganiſation des Bürgertums überwunden iſt, — dieſes Prole⸗ 
tariat würde das Parlament durch ſeinen Sieg völlig umgewandelt haben. Es 
würde aufgehört haben, ein bürgerliches Parlament zu fein, es wäre ein Herrf chafts⸗ 
mittel des Proletariats. Es heißt unſeres Erachtens die Größe des Klaſſen⸗ 
gegenſatzes in Deutſchland völlig verkennen, wenn man hier den Maſſenſtreik 
anders als einen letzten Schritt zur Eroberung der politiſchen Macht betrachtet. 

Das mag denjenigen, die es ablehnen, ſich Gedanken über die Ziele des Tages 
hinaus zu machen, nun in der Tat „eine müßige Zukunftsſpekulation“ bedeuten, 
und ſie mögen meinen, daß ein Maſſenſtreik zur Erringung des preußiſchen 
Landtagswahlrechtes oder zur Abwehr der Wahlrechtsentrechtung in Lübeck dem⸗ 
gegenüber weiſe Realpolitik bilde. Wir meinen aber, daß gerade in den ent⸗ 
ſcheidenden Aktionen die Überlegenheit proletariſcher Politik darin ſich zeigen 
müſſe, durch eingehende Analyſe der Bedingungen und der Möglichkeiten des 
Kampfes die Gefahren durch ihre Kenntnis zu verringern. Es mag manchem 
ſonderbar erſcheinen, iſt aber doch nur logiſch folgerichtig, daß die Politik 
der „Gemäßigten“, die nur am Tage klebt, an den Bedürfniſſen des Tages 
und den Erkenntniſſen des Tages, für das Proletariat viel gefährlicher werden 
kann, als die Auffaſſung der „Radikalen“. In dieſem Falle bedeutet dieſe 
Auffaſſung für Deutſchland die Unterſchätzung der gegneriſchen Kräfte, die in 
letzter Inſtanz entſprungen iſt aus der peſſimiſtiſchen Unterſchätzung der Reife 
der ökonomiſchen Entwicklung und der Kraft des Proletariats. Sie ſehen des⸗ 
wegen in Deutſchland auch dort nur eine Epiſode im Kampfe, wo es ſich be- 
reits um die Entſcheidung des ganzen Krieges handelt. 


“ 
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Der wiſſenſchaftliche Charakter von malthus und Ricardo. 
Von Karl Marx. 


Grundgemeinheit der Geſinnung charakteriſiert den Malthus; eine Ge— 
meinheit, die nur ein Pfaffe ſich erlauben kann, der in dem menſchlichen Elend 
die Strafe für den Sündenfall erkennt und überhaupt „ein irdiſches Jammer— 
tal“ braucht, zugleich aber, mit Rückſicht auf die von ihm bezogenen Pfründen 
und mit Hilfe des Dogmas von der Gnadenwahl, es durchaus vorteilhaft 
findet, den herrſchenden Klaſſen den Aufenthalt im Jammertal zu „verſüßen“. 

Die Gemeinheit dieſer Geſinnung zeigt ſich auch wiſſenſchaftlich. Erſtens 
in ſeinem ſchamlos und handwerksmäßig betriebenen Plagiarismus. Zweitens 
in der rückſichtsvollen, nicht rückſichtsloſen Konſequenz, die er aus wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vorderſätzen zieht. Ricardo betrachtet mit Recht, für ſeine Zeit, 
die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe als die vorteilhafteſte für die Produktion 
überhaupt, als die vorteilhafteſte zur Erzeugung des Reichtums. Er will die 
Produktion der Produktion halber und dieſes [mit] Recht. Wollte man 
behaupten, wie es ſentimentale Gegner Ricardos getan haben, daß die Pro— 
duktion nicht als ſolche der Zweck ſei, ſo vergißt man, daß Produktion um der 
Produktion halber nichts heißt als Entwicklung der menſchlichen Productiv⸗ 
kräfte, alſo Entwicklung des Reichtums der menſchlichen Natur als 
Selbſtzweck. Stellt man, wie Sismondi, das Wohl der einzelnen dieſem 
Zwecke gegenüber, ſo behauptet man, daß die Entwicklung der Gattung auf— 
gehalten werden muß, um das Wohl des einzelnen zu ſichern, daß alſo zum 
Beiſpiel kein Krieg geführt werden dürfe, worin einzelne jedenfalls kaput gehen. 
Sismondi hat nur recht gegen die Okonomen, die dieſen Gegenſatz vertuſchen, 
leugnen. Daß dieſe Entwicklung der Fähigkeiten der Gattung Menſch, ob— 
gleich ſie ſich zunächſt auf Koſten der Mehrzahl der Menſchenindividuen und 
gewiſſer Menſchenklaſſen [vollzieht], ſchließlich dieſen Antagonismus durchbricht 
und zuſammenfällt mit der Entwicklung des einzelnen Individuums, daß alſo 
die höhere Entwicklung der Individualität nur durch einen hiſtoriſchen Prozeß 
erkauft wird, worin die Individuen geopfert werden, wird nicht verſtanden, 
abgeſehen von der Unfruchtbarkeit ſolcher Betrachtungen, da die Vorteile der 
Gattung im Menſchenreich wie im Tier- und Pflanzenreich ſich ſtets durchſetzen 
auf Koſten der Vorteile von Individuen. Die Rückſichtsloſigkeit Ricardos war 
alſo nicht nur wiſſenſchaftlich ehrlich, ſondern wiſſenſchaftlich geboten 
für ſeinen Standpunkt. Es iſt ihm aber deshalb auch ganz gleichgültig, ob 
die Entwicklung der Produktivkräfte Grundeigentum totſchlägt oder Arbeiter. 
Wenn dieſer Fortſchritt das Kapital der induſtriellen Bourgeoiſie entwertet, ſo 
iſt es ihm ebenſo willkommen. Wenn die Entwicklung der Produktivkraft der 
Arbeit das vorhandene fixe Kapital um die Hälfte entwertet, was liegt daran, 
ſagt Ricardo. Die Produktivität der menſchlichen Arbeit hat ſich verdoppelt. 
Hier iſt alſo wiſſenſchaftliche Ehrlichkeit. Wenn die Auffaſſung Ricardos 
im ganzen im Intereſſe der induſtriellen Bourgeoiſie iſt, ſo nur, weil 
und ſoweit deren Intereſſe zuſammenfällt mit dem der Produktion, oder der 
produktiven Entwicklung der menſchlichen Arbeit. Wo ſie in Gegenſatz dazu 


1 Vorliegende Ausführungen bilden ein Stück aus dem eben erſcheinenden zweiten 
Bande der von Kautsky herausgegebenen „Theorien über den Mehrwert“ von Karl Marx. 
Die Redaktion. 
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tritt, iſt er ebenſo rückſichtslos gegen die Bourgeoiſie, als er es ſonſt gegen 
das Proletariat und die Ariſtokratie iſt. 

Mit Bezug auf die Charakteriſtik von Ricardo ſind wichtig, ſchlagend die 
beiden folgenden Sätze: 

„Ich würde es höchlichſt bedauern, wenn die Rückſichten auf irgend eine be⸗ 
ſondere Klaſſe es geſtatten würden, den Fortſchritt des Reichtums und der Bevölke⸗ 
rung des Landes zu hemmen“ (Ricardo, An Essay on the Influence of a 
low Price of corn on the Profits of Stock etc. 2nd ed. S. 49. London 
1815). 


Beim freien Import von Korn „wird Boden aufgegeben“ (1. c. ©. 40). [Aber 
die induſtrielle Produktion wird gefördert.] Alſo wird das Grundeigentum der 
Entwicklung der Produktion geopfert. 

Aber bei derſelben freien Korneinfuhr: 

„Es kann nicht geleugnet werden, daß etwas Kapital verloren ginge. Aber iſt 
der Beſitz oder die Erhaltung von Kapital der Zweck oder das Mittel? Unzweifel⸗ 
haft das Mittel. Was wir brauchen, iſt ein überfluß von Gütern,! und wenn be- 
wieſen werden könnte, daß wir durch die Aufopferung eines Teiles unſeres Kapitals 
die jährliche Produktion jener Güter, die zu unſerem Genuß und unſerem Glücke 
beitragen, erweitern könnten, dann dürften wir wohl nicht murren über den Verluſt 
eines Teiles unſeres Kapitals“ (On Protection to Agriculture. 4th ed. S. 60. 
London 1822). 


„Unſer Kapital“ nennt Ricardo das Kapital, das nicht uns oder ihm 
gehört, ſondern von den Kapitaliſten in Grund und Boden fixiert iſt. Aber 
wir! iſt der Durchſchnitt der Nation. Die Vermehrung „unſeres“ Reichtums 
iſt die Vermehrung des geſellſchaftlichen Reichtums, die als ſolche Zweck 
iſt, gleichgültig mit Bezug auf die Partizipanten an dieſem Reichtum! 

„Für einen Menſchen mit einem Kapital von 20000 Pfund Sterling, deſſen 
Profit jährlich 2000 Pfund Sterling beträgt, wäre es höchſt gleichgültig, ob ſein 
Kapital hundert oder tauſend Mann beſchäftigt, ob das erzeugte Produkt um 10000 
oder 20000 Pfund Sterling verkauft wird, vorausgeſetzt, daß in keinem Falle ſein 
Profit unter 2000 Pfund Sterling herabginge. Iſt nicht das wirkliche Intereſſe 
eines Volkes das gleiche? Vorausgeſetzt, ſein wirkliches reines Einkommen, ſeine 
Grundrenten und Profite blieben die gleichen, ſo iſt es von gar keiner Bedeutung, 
ob das Volk aus zehn oder zwölf Millionen Einwohnern beſteht“ (Principles of 
Political Economy. 3rd ed, S. 416). 


Hier iſt das Proletariat dem Reichtum geopfert. Sofern es gleichgültig 
für die Exiſtenz des Reichtums, iſt der Reichtum gleichgültig für ſeine Exiſtenz. 
Es iſt bloße Maſſe — Menſchenmaſſe — iſt nichts wert. 

Hier wird an drei Beiſpielen die wiſſenſchaftliche Unbefangenheit Ricardos 
dargetan. 

Aber Malthus, dieſer Elende, zieht aus den wiſſenſchaftlich gegebenen und 
von ihm ſtets geſtohlenen Vorderſätzen nur ſolche Schlüſſe, die der Ariſto⸗ 
kratie gegen die Bourgeoiſie, und beiden gegen das Proletariat angenehm 
find und nützen. Er will deshalb nicht die Produktion um der Produk- 
tion willen, ſondern nur ſoweit fie das Beſtehende erhält oder ausbaut, 
dem Vorteil der herrſchenden Klaſſen konveniert. Gleich ſeine erſte Schrift iſt 
eines der merkwürdigſten literariſchen Beiſpiele von Erfolg des Plagiats auf 


Reichtum überhaupt. 
2 Im Manufkript ſteht: ausbauſcht. K. 
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Koſten der Originalwerke, hatte den praktiſchen Zweck, die Perfektibilitäts— 
tendenzen der franzöſiſchen Revolution und ihrer Anhänger in England im 
Intereſſe der beſtehenden engliſchen Regierung und Grundariſtokratie als 
Utopie „ökonomiſch“ nachzuweiſen. Das heißt, es war ein panegyriſches 
Pamphlet für die beſtehenden Zuſtände gegen die hiſtoriſche Entwicklung, dazu 
eine Rechtfertigung des Krieges gegen das revolutionäre Frankreich. Seine 
Schriften 1815 über Schutzzölle und Grundrente ſollten teils die frühere Apo— 
logie des Elends der Produzenten beſtätigen, ſpeziell aber das reaktionäre 
Grundeigentum gegen das „aufgeklärte“, „liberale“ und „progreſſive“ Kapital 
verteidigen, ganz ſpeziell einen beabſichtigten Rückſchritt der engliſchen Geſetz— 
gebung im Intereſſe der Ariſtokratie gegen die induſtrielle Bourgeoiſie recht— 
fertigen. Endlich ſeine „principles of political economy“, gegen Ricardo, hatten 
weſentlich den Zweck, die abſoluten Forderungen des induſtriellen Kapitals und 
die Geſetze, unter denen ſich ſeine Produktivität entwickelt, in Grenzen zurück— 
zuführen, die im Intereſſe der Grundariſtokratie, der Staatskirche, zu der 
Malthus gehörte, der Regierungsperſonen und Steuerverzehrer „vorteilhaft“ 
und „wünſchenswert“ wären. Einen Menſchen aber, der die Wiſſenſchaft einem 
nicht aus ihr ſelbſt, wie irrtümlich ſie immer ſein mag, ſondern von außen, 
ihr fremden, äußerlichen Intereſſen entlehnten Standpunkt zu akkomo— 
dieren ſucht, nenne ich „gemein“. Es iſt nicht gemein von Ricardo, wenn 
er die Proletarier der Maſchinerie, oder dem Laſtvieh, oder der Ware gleich— 
ſtellt, weil es die „Produktion“, von ſeinem Standpunkt aus, erfordert, daß 
ſie bloß Maſchinerie oder Laſtvieh ſeien, oder weil ſie wirklich bloß Waren in 
der kapitaliſtiſchen Produktion ſind. Es iſt dieſes ſtoiſch, objektiv, wiſſen⸗ 
ſchaftlich. Soweit es ohne Sünde gegen ſeine Wiſſenſchaft geſchehen kann, iſt 
Ricardo immer Philanthrop, wie er es auch in der Praxis war. Der Pfaffe 
Malthus dagegen ſetzt [freilich auch! der Produktion wegen die Arbeiter zum 
Laſttier herab, verdammt fie ſelbſt zum Hungertod und zum Zölibat. Wo [aber] 
dieſelbe Forderung der Produktion dem Landlord ſeine „Rente“ ſchmälert, oder 
dem „Zehnten“ der Staatskirche oder dem Intereſſe der Steuerverzehrer zu 
nahe tritt oder auch den Teil der induſtriellen Bourgeoiſie, deſſen Intereſſe den 
Fortſchritt hemmt, dem Teile der Bourgeoiſie opfert, der den Fortſchritt der 
Produktion vertritt — wo es alſo irgend ein Intereſſe der Ariſtokratie gegen 
die Bourgeoiſie, oder der progreſſiven Bourgeoiſie gegen die konſervative und 
ſtagnante gilt — in allen dieſen Fällen opfert „Pfaffe“ Malthus das Sonder: 
intereſſe nicht der Produktion, ſondern ſucht, ſoviel an ihm, die Forderungen 
der Produktion dem Sonderintereſſe beſtehender herrſchender Klaſſen oder 
Klaſſenfraktionen zu opfern, und zu dieſem Zwecke verfälſcht er ſeine wiſſen— 
ſchaftlichen Schlußfolgerungen. Das iſt ſeine wiſſenſchaftliche Gemeinheit, ſeine 
Sünde gegen die Wiſſenſchaft, abgeſehen von ſeinem ſchamloſen und hand— 
werksmäßig betriebenen Plagiarismus. Die wiſſenſchaftlichen Konſequenzen von 
Malthus ſind rückſichtsvoll gegen die herrſchenden Klaſſen im allgemeinen 
und gegen die reaktionären Elemente dieſer herrſchenden Klaſſen im beſonderen; 
das heißt er verfälſcht die Wiſſenſchaft für dieſe Intereſſen. Sie ſind dagegen 
rückſichtslos, ſoweit es die unterjochten Klaſſen betrifft. Er iſt nicht nur 
rückſichtslos. Er affektiert Rückſichtsloſigkeit, gefällt ſich zuniſch darin, und 
übertreibt die Konſequenzen, ſoweit ſie ſich gegen die im Elend Lebenden 
richten, ſelbſt über das Maß, das von ſeinem Standpunkt aus wiſſenſchaftlich 
gerechtfertigt wäre. 
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Der Haß der engliſchen Arbeiterklaſſe gegen Malthus — del „mounte- 
bank-parson“ (den marktſchreieriſchen Pfaffen), wie ihn Cobbet roh nennt — 
iſt alſo völlig gerechtfertigt; und das Volk ahnte hier mit richtigem Inſtinkt, 
daß es keinen Mann der Wiſſenſchaft, ſondern einen gekauften Advokaten, 
Plaideur ſeiner Gegner, einen ſchamloſen Sykophanten der herrſchenden Klaſſen 
gegenüber habe. 

Der Erfinder einer Idee mag ſie ehrlich übertreiben; der Plagiarius, der 
ſie übertreibt, macht ſtets ein Geſchäft aus dieſer Übertreibung. 


Proftitution und frauenfrage. 
Von Thereſe Zchleſinger⸗Eckſtein. 
J. 


So wie in vielen Werken über die Entwicklung der Familie bis in unſere 
Tage der Proſtitution keine Erwähnung geſchieht und wir daraus weder er— 
fahren, welche ſozialen und wirtſchaftlichen Kräfte am Werke ſind, um zahl⸗ 
loſe Frauen aus dem regulären Leben heraus unter die Parias der Geſell⸗ 
ſchaft zu ſtoßen, noch durch welche ſozialen und wirtſchaftlichen Urſachen das 
Bedürfnis nach Proſtitution entſteht, ſo wird auf der anderen Seite über die 
Proſtitution, ihre Urſachen und die Mittel zu ihrer Bekämpfung zumeiſt 
geſchrieben, ohne daß dabei das heute gebräuchliche Ehe- und Familien⸗ 
leben beſprochen und daraufhin unterſucht würde, inwieweit es die Proſti⸗ 
tution zur Vorausſetzung hat oder hervorruft. 

In die Reihe dieſer letzteren Autoren hat ſich auch Willy Hellpach mit 
feiner kürzlich erſchienenen kleinen Schrift! geſtellt. Er geht von dem Poſtulat 
aus, daß die Proſtitution nicht von der Nachfrage aus, ſondern nur auf Seite 
des Angebots bekämpft werden könne, und kommt nach einigen richtigen und 
einigen falſchen Folgerungen zu dem überraſchenden Schluſſe, daß es gelte, das 
Weib des Proletariats „der Arbeit zu entreißen und es dem Hauſe wieder⸗ 
zugeben, ſein ganzes Aufwachſen auf die altmodiſche Dreiheit der Hausfrau, 
Gattin und Mutter zuzuſchärfen“. 

Da dieſes „Zuſchärfen auf die altmodiſche Dreiheit“ auch unter Sozial⸗ 
demokraten mehr als einen Apoſtel gefunden hat, wofür der Artikel des 
Genoſſen Edmund Fiſcher in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“? ſympto⸗ 
matiſch iſt, ſo verlohnt es ſich der Mühe, das bewährte Spießbürgerideal, dem 
nun plötzlich ein Ehrenplatz unter den Zukunftsforderungen der Sozialdemo⸗ 
kratie eingeräumt werden ſoll, auch einmal von dieſer Seite zu betrachten. 

Wenden wir uns zu jenen Urſachen der Proſtitution, die Hellpach als die 
anthropologiſchen bezeichnet: erotiſche Stumpfheit oder Überreiztheit, ſowie 
Arbeitsſcheu und Verlogenheit als angeborene Anlagen der Mädchen, deren 
Los es iſt, der Proſtitution zu verfallen. 

Ich will es ganz dahingeſtellt ſein laſſen, ob dieſe Gruppierung von an⸗ 
geborenen Eigenſchaften ſo häufig, als Hellpach es annimmt, und ob ſie wirklich 
in ſo hohem Maße zur Proſtitution prädeſtiniert, ſo viel ſcheint mir außer 
Zweifel zu ſtehen, daß derartig abnorme Veranlagungen auch bei Knaben vor⸗ 


— 


„Proſtitution und Proſtituierte“, Pan-Verlag, Berlin. 
2 Jahrgang 1905, Band I, S. 258. 
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kommen, Veranlagungen, die es dieſen ſchwer machen, ſich in jene Normen zu 
finden, die in der bürgerlichen Geſellſchaft eine friedliche und geachtete Exiſtenz 
ermöglichen. 

Gelingt es aber ſozialen Einflüſſen, die angeborene Arbeitsſcheu und Un— 
aufrichtigkeit des Knaben zu überwinden, ſo kann er ſpäter als reguläres Glied 
der Geſellſchaft arbeiten und leben, und dieſe wird in der Regel keinen Anlaß 
finden, ſich um ſeine Erotik zu kümmern, auch wenn ſie dem Geſchmack und 
den Anſchauungen der Mehrheit nicht entſprechen ſollte. Am wenigſten aber 
wird eine etwaige Vorliebe für Abwechſlung in der Liebe, oder was man ſonſt 
als geſchlechtliche Ausſchweifung zu bezeichnen und bei Männern ſehr milde 
zu beurteilen pflegt, allein imſtande ſein, ihn aus ſeiner bürgerlichen Exiſtenz 
herauszuwerfen. 

Wenn die Geſellſchaft Frauen gegenüber es um ſo viel anders hält, wenn 
ſie das Weib, das ſich vermißt, fein erotiſches Leben nach feinen eigenen Be— 
dürfniſſen einzurichten, in eine eigene Kaſte zu ſperren trachtet, die zwar der 
Geſellſchaft gewiſſe Dienſte leiſten muß, aber für ſie auch eine ſtändige Quelle 
körperlicher, geiſtiger und ſittlicher Verderbnis iſt, ein Seuchenherd, der alle 
ſchwankenden und kranken Elemente der Geſellſchaft magnetiſch anzieht und 
ſich dadurch in beunruhigender Weiſe vergrößert, jo hat das eben nicht anthropo— 
logiſche, ſondern ſoziale Urſachen. 

Soziale und vor allem ökonomiſche Urſachen bewirken es, daß Weiber, die 
gleich ſo vielen Männern zur Unmäßigkeit in ſexueller Beziehung neigen, nicht 
dabei ſtehen bleiben, ihren Körper gleich dieſen zu mißbrauchen, ſondern auch 
dahin gedrängt werden, ihn für Geld preiszugeben. 

Okonomiſche Urſachen zwingen heute zahlloſe Frauen wie Männer, alles 
zu Geld zu machen, was nur irgend einen Käufer finden kann. Wenn der 
Verkauf des eigenen Leibes bei Männern relativ ſelten vorkommt, ſo liegt die 
Urſache in der geringeren Nachfrage, die bewirkt, daß Männer viel öfter ihre 
Geſinnung als ihren Körper verkaufen, und daß ſie in ähnlichen Notlagen wie 
diejenigen, welche die Weiber der Proſtitution zutreiben, dem Zuhälter- und 
Verbrechertum verfallen. = 

Wenn wir von der Geſellſchaftsſchicht abſehen, die ein arbeitsloſes, lediglich 
auf Beſitz gegründetes Daſein führt, ſo können wir feſtſtellen, daß heute die 
Exiſtenz des Mannes auf ſeine ſoziale Arbeit, die der Frauen aber nur zu 
einem Teile auf ihre Arbeit, zum anderen aber auf ihre Geſchlechtsfunktionen 
gegründet iſt. Daraus ergibt ſich, daß ſie dieſe ſo wenig ganz verſchenken 
können, als der Mann ſeine volle Arbeitskraft verſchenken kann. Sie ſind viel- 
mehr gezwungen, ſich zu deren Ausübung ein für allemal und ausſchließlich 
an einen Mann gegen die notwendigen, ihrer Klaſſenlage entſprechenden 
Subſiſtenzmittel zu verpflichten, in dieſem Falle werden ſie Gattinnen; oder 
fie gegen jeweilige Vergütung einzeln zu verkaufen, das heißt ſich zu proſti— 
tuieren. 

Das „Zuſchärfen“ der Stellung der Frau „auf die altmodiſche Dreiheit der 
Hausfrau, Gattin und Mutter“ hieße alſo, wenn ein ſolches Zurückſchrauben 
der ökonomiſchen Entwicklung überhaupt möglich wäre, die Proſtitution, die 
gerade durch dieſe Stellung nicht nur von Seite des Angebots, ſondern vielfach 
auch von Seite der Nachfrage bedingt wird, zu einer dauernden Einrichtung 
machen. | 
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Auch von Seite der Nachfrage, denn wenn auch die ſpäte Eheſchließung 
nicht die alleinige Urſache dieſer Nachfrage iſt (ohne Zweifel wird die Proſti⸗ 
tution auch von verheirateten Männern ſtark in Anſpruch genommen, ebenſo 
wie von Knaben, die unter gar keinem geſellſchaftlichen Regime für die Ehe 
reif wären), ſo trägt ſie doch ſehr weſentlich zu dieſer Nachfrage bei. Die 
ſpäte Eheſchließung aber hat wieder die Stellung der Frau als vorwiegend 
geſchlechtliches Weſen, ihre Verſorgung durch den Mann vielfach, wenn auch 
nicht ausſchließlich, zur Urſache. 

Daß die heutige Ehe die Proſtitution zur Vorausſetzung hat und darum 
jedes Bekämpfen der letzteren ohne die gründlichſte Umgeſtaltung der erſteren 
zur Danaidenarbeit werden muß, iſt ja auch wiederholt von Sozialdemokraten 
ausgeſprochen worden und muß wohl auch den Apoſteln der „altmodiſchen 
Dreiheit“ geläufig ſein. Wie kommt es nur, daß ſie es nicht für notwendig 
halten, ſich mit dieſer Behauptung auseinanderzuſetzen, ehe ſie für das Hinüber⸗ 
nehmen der bürgerlichen Ehe in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft eintreten? 

Vielleicht ſtehen jene Genoſſen auf dem Standpunkt, daß zwar in der 
heutigen Geſellſchaft die Ehe die Proſtitution als notwendige Ergänzung be— 
dürfe, daß aber dieſe Ergänzung entbehrlich ſein werde, ſobald jeder Mann die 
ökonomiſche Möglichkeit haben wird, eine Familie anſtändig zu erhalten. Das 
hieße aber behaupten, daß in der künftigen Geſellſchaft jeder Jüngling ſich 
verheiraten werde, ſobald er den geſchlechtlichen Umgang nicht mehr ent⸗ 
behren will. 

Iſt das aber wahrſcheinlich oder widerſpricht es nicht vielmehr ganz und 
gar der Erfahrung, die uns zeigt, daß die Sitte der ſpäten Eheſchließung ſich 
weit mehr in ökonomiſch ſichergeſtellten als in Proletarierkreiſen eingebürgert 
hat? Widerſpricht es nicht auch zugleich Entwicklungsrichtungen, für die wir 
nicht blind ſein können, wie dem langſameren Ausreifen der Perſönlichkeit und 
der Vertiefung und feineren Differenzierung der Geſchlechtsliebe, die ſich gegen⸗ 
wärtig geltend machen, eine Entwicklung, welche die ſozialiſtiſche Geſellſchaft 
wird weder aufhalten können noch aufhalten wollen? | 

Man wende nur nicht ein, die Ehe werde dann leichter als heute zu 
löſen ſein! Was ſie heute ſchwer löslich macht, das ſind viel weniger 
die Geſetze, die ihren Beſtand ſichern, als die ökonomiſche Lage der 
Frauen und Kinder, denen es den Ernährer zu erhalten gilt, auch wenn 
es ſein muß gegen deſſen Wunſch und Willen. Dieſe ökonomiſche Lage der 
Frauen und Kinder bewahren, heißt alſo die relative Unlöslichkeit der Ehe 
bewahren. 

Nun aber eine andere Frage: Soll der Vater künftig die Tochter bis zu 
ihrer Verheiratung erhalten? Iſt es unſer Ideal, daß alle jungen Mädchen 
dereinſt dem Müßiggang und dilettantiſchen Spielereien leben, zu „höheren 
Töchtern“ werden? Gewiß nicht! Das meinen auch unſere in bezug auf die 
Familie ſo konſervativen Genoſſen nicht. Wenn ich dieſe recht verſtehe, ſo iſt 
ihre Meinung die: die unverheirateten Frauen ſollen ſozial tätig und ökonomiſch 
unabhängig ſein, und nur diejenigen, welche Gattinnen, und erſt wenn ſie 
Gattinnen werden, ſollen der ſozialen Arbeit entſagen und ſich in die Abhängig⸗ 
keit vom Manne begeben. 

Darf man aber annehmen, daß die geiſtig erweckten, ökonomiſch fichergeftellten 
und bürgerlich gleichberechtigten Frauen der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft ſich dazu 
entſchließen werden? Werden ſie nicht die mäßige und in jeder Beziehung er⸗ 
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leichterte Arbeit mit ihrer Begleitung von Freiheit und Eigenberechtigung 
vorziehen? 

Ich höre ſchon die eifervollen Beteuerungen, daß unſere Frauen wohl nie 
ſo ſchwer entartet ſein werden, daß ſie nicht die Liebe und vor allem die 
neunmal heilige Mutterſchaft der Freiheit und Gleichberechtigung vorzögen. 
Wie will man ſie aber zu dieſer Alternotive zwingen? Wodurch will man ſie 
hindern, ſowohl der Liebe als auch der ſozialen Gleichſtellung mit dem Manne 
teilhaftig zu werden? 

Heute ſehen ſie ſich wirklich vor dieſe Alternative geſtellt, wenn nicht die 
eiſerne Not ſie zwingt, die Plage der Lohnarbeiterin mit der Plage und Ge— 
bundenheit der Familienmutter zu vereinen. 

Auf der einen Seite winkt die relative Freiheit der ſelbſtändigen Arbeiterin. 
Die Frau aber, die dieſes Los erwählt, muß der Liebe entſagen, will ſie nicht 
Gefahr laufen, in die Schmach der Proſtitution hinabzuſinken. Auf der anderen 
Seite ſteht Liebe und Mutterſchaft, die aber mit der Gedrücktheit und Gebunden— 
heit des Eheweibs erkauft ſein wollen. Da iſt es nur allzu natürlich, daß die 
Mehrzahl das letztere wählt, oder, beſſer geſagt, überhaupt nicht wählt, ſondern, 
ſobald die Liebe über fie Herrſchaft gewonnen und die Mutterſchaft ſich ein⸗ 
geſtellt hat oder doch mit aller Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, froh iſt, 
wenn ſich aus dieſer Lage diejenigen Konſequenzen ziehen laſſen, die heute die 
ökonomiſch beſſeren ſind und zugleich für die ehrenvolleren gelten. 

Die Frau der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft aber wird keinen Grund haben, 
ihre perſönliche Freiheit und die Würde eines gleichberechtigten Gliedes der 
Geſellſchaft aufzugeben, wenn fie ſich weder durch Verluſt ihres Arbeits- 
poſtens noch durch die Sorge um ihr Kind, noch durch die Gefahr, daß die 
Mutterſchaft ihr Schande bringen könnte, zu einem ſolchen Verzicht wird ge— 
drungen ſehen. 

Will man ſie alſo in die Abhängigkeit der unlöslichen Ehe hineinlocken, ſo 
wird man darauf bedacht ſein müſſen, auch die ganz unzureichenden Frauen⸗ 
löhne, die Achtung der unehelichen Mutterſchaft, die Verlaſſenheit des unehe⸗ 
lichen Kindes und vor allem das Schreckgeſpenſt der Proſtitution in die künftige 
Geſellſchaft hinüberzuretten. 

Die Proſtitution würde man aber um ſo ſicherer erhalten wollen, als wirklich 
nicht abzuſehen iſt, wie dieſes „notwendige Übel” dann überflüſſig werden ſollte. 

Nehmen wir an, daß ſich wirklich die „guten und braven“ und nicht „ent⸗ 
arteten“ Frauen in die Abhängigkeit vom Manne begeben würden, ſobald 
ihnen das nur irgend möglich gemacht würde, ſo blieben übrig die „Entarteten“, 
das heißt diejenigen, die ihre Freiheit und Gleichwertigkeit mit dem Manne 
höher ſchätzen als die Ehe, ferner diejenigen, die keinen Mann bekämen, entweder 
weil ſie keinem begehrenswert erſcheinen, oder weil nicht genug Männer da 
wären, daß jede einen haben könnte. 

Von den Frauen nun, die aus irgend einem Grunde nicht heiraten, wird 
ein Teil wie heute zu braven alten Jungfern werden, ein anderer Teil aber 
wird ſich zwar ohne Ehe, aber nicht ohne Liebe behelfen, und dieſem wird es 
dann ſo gehen, wie es ihm heute geht, er wird im Anſehen einer Geſellſchaft, 
die wieder alles Heil in der bürgerlichen Ehe ſieht, tief ſinken. 

Es würde alſo wieder Weiber geben, die wegen ihres ſündhaften Lebens— 
wandels außerhalb der Geſellſchaft ſtünden. Mit wem aber werden fie ſündigen? 
Mit jenen Männern, die nicht heiraten können, weil ſich kein Weib an ſie 
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binden will, oder die nicht heiraten wollen, weil ihnen die gebräuchliche Ehe⸗ 
form nicht gefällt, und ſchließlich mit jenen, die in ihrer Ehe keine Befriedigung 
finden, kurz mit dem weitaus größten Teil all derjenigen Männer, die heute 
nicht ohne die Proſtitution auskommen können und es dann ebenſowenig im⸗ 
ſtande ſein werden. 

Nun könnte man vielleicht einwenden: unehelicher Geſchlechtsverkehr wird 
gewiß auch in der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft nichts Seltenes ſein, aber er muß 
nicht notwendig zur Proſtitution führen, muß nicht die Exiſtenz weiblicher 
Parias unentbehrlich machen. Er kann innerhalb der Geſellſchaft ohne Tadel 
geduldet werden, wenn auch die bürgerliche Ehe als die den Bedürfniſſen der 
Geſellſchaft beſſer angepaßte und darum achtenswertere Form gilt. 

Das iſt genau in dem Maße richtig, als es auch auf die bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaft zutrifft. Auch innerhalb der heutigen Geſellſchaftsordnung machen 
ſich Strömungen geltend, die dahin gehen, die Frau, die außerhalb der Ehe 
Mutter wird, von dem Banne des mittelalterlichen Vorurteils zu befreien und 
ihren „Fehltritt“ milder zu beurteilen. Aber dieſe Bewegung wird nicht ſo 
weit gehen können, den Bann ganz zu brechen und es auszuſprechen, daß hier 
von einem Fehltritt überhaupt keine Rede ſein kann, ſolange die Ehe mit ihrer 
erzwungenen Dauerhaftigkeit und der Abhängigkeit des Weibes als eine ſoziale 
und darum ſittliche Forderung gilt, und noch viel weniger wird ſie es ver⸗ 
mögen, dem Weibe eine geachtete Stellung zu wahren, deſſen Sinn überhaupt 
nicht auf die Mutterſchaft gerichtet iſt und das ſich herausnimmt, in bezug auf 
Erotik die Freiheit in Anſpruch zu nehmen, die bisher nur den Männern ge⸗ 
währt wurde. ; 

Dasſelbe müßte aber von jeder Geſellſchaftsform gelten, in der perſönliche 
Abhängigkeit des Weibes noch denkbar wäre, auch wenn ein großer Teil der 
Urſachen wegfiele, die heute Angebot und Nachfrage auf dem Proſtitutionsmarkt 
bedingen. Solange der Beſtand der Geſellſchaft es notwendig macht, daß das 
Weib um ſeiner Funktionen als Gattungsweſen willen unterhalten wird, kann 
weder die Ehe im allgemeinen zu einem freien Bund freier Menſchen werden, 
noch kann ſich die Liebe ohne Ehe, und wäre ſie die reinſte und höchſte, der 
ſchimpflichen Begutachtung durch Dritte entziehen. 

Solange die Ehe dem Manne ökonomiſche Laſten auferlegt, wird es das 
Streben vieler Männer ſein, ſich dieſen Laſten zu entziehen und den geſchlecht⸗ 
lichen Verkehr billiger zu kaufen als um die Erhaltung einer Familie, und 
ſolange es Weiber gibt, die aus irgend einem Grunde nicht zur Ehe gelangen, 
wird dieſer Verkehr auch billiger zu haben ſein, und immer werden wie in unſeren 
Tagen Nachfrage und Angebot einander gegenſeitig in die Höhe treiben, bis das 
„notwendige Übel“ in all ſeiner Scheußlichkeit ſich wieder breit machen wird. 

Es wäre ja denkbar, daß ſich unter unſeren Parteigenoſſen einzelne fänden, 
die auch vor jenen letzten Konſequenzen ihrer Doktrin nicht zurückſcheuten und 
erklären würden, die Erhaltung der bürgerlichen Familienform ſei für die Er⸗ 
ziehung der Kinder ſo wichtig, daß die ſozialiſtiſche Geſellſchaft ſo wenig wie die 
bürgerliche es werde vermeiden können, das Wohl und die Würde des Weibes 
der Erhaltung der Art aufzuopfern, und daß ſie ihre Kinder lieber den Ge⸗ 
fahren und Schädigungen durch die Proſtitution ausſetzen, als ſie der Erziehung 
in der bisher üblichen Weiſe berauben werden. 

Das hieße nun freilich nichts anderes behaupten, als daß die Sozialdemo⸗ 
kratie einen großen Teil deſſen, was bisher als ihre hiſtoriſche Aufgabe be⸗ 
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trachtet wurde, anderen fozialen Kräften überlaſſen müſſe und daß mit ihrem 
Sieg der ſoziale Kampf keineswegs zum Abſchluß gelangen kann. Am gleichen 
Tage, an dem das männliche Proletariat von den politiſchen Machtmitteln Beſitz 
ergriffe, müßten die Frauen, die bis dahin ſeine Kampfgenoſſen waren und 
ihm mit zur Macht verholfen haben wie einſt die Proletarier dem aufſteigen— 
den Bürgertum, ſich als eine neue Oppoſition zu organiſieren anfangen, deren 
hiſtoriſche Aufgabe es nun ſein würde, ihre eigene Revolution zu machen und 
die Geſellſchaft endlich auf jenen Punkt zu bringen, den wir bis jetzt als das 
Endziel der ſozialdemokratiſchen Bewegung betrachtet haben. 

Ehe wir uns aber entſchließen, die Erwartungen, die wir an den Sieg der 
Sozialdemokratie zu knüpfen gewohnt find, derart zu verändern und ein— 
zuſchränken, ehe wir uns damit abfinden, daß die „völkerbefreiende“ Sozial⸗ 
demokratie nur die Hälfte jedes Volkes wird befreien können, müſſen wir 
doch genauer unterſuchen, ob denn das Intereſſe der kommenden Generationen 
wirklich ein ſolches Opfer fordern würde oder auch nur rechtfertigen könnte. 
Ich ſtimme mit Fiſcher und Genoſſen darin vollkommen überein, daß die Er— 
ziehung durch noch ſo begabte und geſchulte Pädagogen niemals den Einfluß 
der Eltern wird ganz entbehrlich machen. Ja ich gehe noch weiter und be— 
haupte, daß die Kinder ebenſo dringend notwendig die elterliche Erziehung als 
die Eltern der Erziehung durch ihre Kinder bedürfen, und daß unſere heutige 
Geſittung auch daran krankt, daß ein großer Teil der Kinder ohne den Einfluß 
gebildeter und zärtlicher Eltern aufwachſen muß, während auf der anderen 
Seite ſo viele Leute nie zu wirklichen Kulturmenſchen heranreifen, weil ihnen 
das Feingefühl und die Milde und Weisheit fehlen, die man im allervertrauteſten 
und hingebenden Verkehr mit ſeinen Kindern am leichteſten erlangen kann, und 
die darum heute beſonders den Männern fehlen, die ja in der ſo hochgeprieſenen 
bürgerlichen Familie gewöhnlich auf die Kinder nur wenig Einfluß nehmen 
und noch viel weniger von ihnen beeinflußt werden. 

Ich beſtreite es aber entſchieden, daß die Mutter, um auf die Kinder er⸗ 
zieheriſch einzuwirken und von ihnen beeinflußt und geiſtig gereift zu werden, 
ganz in der Erziehung der Kinder aufgehen und ihnen ihre ganze Zeit widmen 
muß. Ein großer Teil der körperlichen Pflege, Unterricht und Beaufſichtigung 
könnte ſehr wohl in öffentlichen Anſtalten von geſchulten Fachleuten beſorgt 
werden, während die Mutter ihrer Arbeit nachgeht. Ein paar ſorgloſe, 
heitere, durch keine anderen Aufgaben belaſtete Stunden, die die künftige Mutter 
mit ihren Kindern verbringen wird, werden zu unendlich reicherem und ſegens— 
vollerem Austauſch zwiſchen ihr und den Kindern führen, als das fortwährende 
Zuſammenſein dieſer mit einer überbürdeten, gedrückten, ungebildeten und 
verdroſſenen Mutter ihnen heute geben kann und als das Zuſammenſein mit 
einer immerhin abhängigen und im Einerlei der Häuslichkeit eingeengten Mutter 
ihnen auch künftig geben könnte. 

Wie hoch oder wie niedrig man aber den Wert des heutigen Familienlebens 
einſchätzen mag, wir dürfen doch eines nicht vergeſſen: heute wächſt doch nur 
ein Bruchteil aller Kinder unter der Leitung und Pflege ihrer Mutter in ge⸗ 
ordneten und geſunden Familienverhältniſſen heran, und auch in der künftigen 
Geſellſchaft könnten unmöglich alle Kinder in regulären Familien geboren und 
erzogen werden. Und der Reit”? 

Sollen wir dann nicht nur ehrbare und nichtehrbare Frauen, ſondern auch 
legitime und illegitime Kinder unterſcheiden und über das Los der letzteren 
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mehr oder minder gleichgültig hinweggehen? Oder ſollen Kinderbewahranſtalten, 
Kindergärten, Anſtalten, in welchen die Kinder in ſchulfreien Stunden gemeinſam 
beſchäftigt werden und ſich gemeinſam vergnügen, nur für illegitime Kinder 
errichtet werden? Da bliebe es wohl ſehr die Frage, ob nicht entweder dieſe 
Anſtalten wieder von der Geſellſchaft vernachläſſigt würden oder, wenn nicht, 
ob man nicht ſehr bald dahin käme, auch die legitimen Kinder ihrer Segnung 
teilhaftig werden zu laſſen, und dann bedürften dieſe doch ſicher nicht der ganzen 
Kraft und Zeit ihrer Mutter. 

Und ſoll denn die ſozialiſtiſche Geſellſchaft wirklich das Los der Kinder wieder 
der Einſicht und dem guten Willen der einzelnen Eltern ſo ſchrankenlos anheim⸗ 
geben, wie die jetzige es zum Verderben eines großen Teiles ihres jungen Nach⸗ 
wuchſes tut? Sollen Kindervernachläſſigung, Kindermißhandlung und Kinder⸗ 
ſelbſtmord auch ſie entehren? Und das würde nicht ausbleiben, wenn auch 
die ökonomiſchen Urſachen zum Teil wegfielen, die bisher die Leiden ſo vieler 
Kleinen verurſacht haben, und nur ein Teil davon als ökonomiſche Abhängig⸗ 
keit der Mutter und außerdem diejenigen Urſachen beſtehen blieben, die in 
krankhaften und perverſen Veranlagungen der Eltern zu ſuchen ſind. 

Nein, die Kinder wurden im allgemeinen bisher nicht ſo herrlich verpflegt 
und erzogen, daß ein beſſeres Erziehungsſyſtem als das bisher geübte undenkbar 
erſcheinen und daß dieſes um den Preis der fürchterlichſten Opfer erhalten 
werden müßte. 

„Opfer?“ fragen vielleicht die neuen Apoſtel. „Die Mehrzahl der Frauen 
will es ja ſelbſt nicht anders und würde ſich ungern ohne die Verſorgung und 
Bevormundung durch den Mann behelfen!“ 

Aber hat es nicht auch unter den Negerſklaven und den ruſſiſchen Leib⸗ 
eigenen viele gegeben, die voll Angſt fragten, wer ſie denn ernähren und ſchützen 
werde, wenn ſie aus der Abhängigkeit von ihren Herren entlaſſen würden? 
Und kann ein ernſter Menſch dieſe Verzagtheit des Langgeknechteten, Schmach⸗ 
gewöhnten als Grund dafür bezeichnen, daß man etwa die Sklaverei und Leib⸗ 
eigenſchaft nicht hätte abſchaffen dürfen oder daß man ſie heute wieder ein⸗ 


führen ſollte? Gewiß nicht, ſelbſt wenn ſolch eine rückläufige Entwicklung | 


möglich wäre. So unmöglich fie aber ift, jo wenig wird man die Hörigkeit 
der Frau, die bisher in ſteigendem Maße Unheil und Schande über ſie und 
die ganze bürgerliche Geſellſchaft gebracht hat, über den Beſtand dieſer hinaus 
verlängern können oder verlängern wollen. 


Literarifge Kundſchau. 


Arbeitende Jugend. Monatsſchrift für die Intereſſen der jugendlichen 
Arbeiter und Arbeiterinnen. Organ des Vereins der Lehrlinge und 
jugendlichen Arbeiter Berlins und Umgegend. Redaktion: K. Böttcher, 
Berlin, Ansbacherſtraße 56, Expedition: J. Wachsner, Berlin, Veteranen⸗ 
ſtraße 8. Vereinsmitglieder erhalten die Zeitung unentgeltlich. Poſtabonnement 
exkluſive Beſtellgeld vierteljährlich 25 Pfennig. Nr. 9. 

Als am 1. Januar dieſes Jahres die erſte Nummer des Ende September 1904 
begründeten Vereins erſchien, begrüßten wir ſie als ein neues Organ der kämpfenden 
Arbeiterſchaft mit großer Freude. Die jetzt zum Stiftungsfeſt erſchienene Nummer 9 
zeigt, daß das Blatt wie der Verein ſich kräftig und geſund entwickelt haben; aus 
den 500 Mitgliedern im Januar ſind 1000 geworden, trotz innerer Kriſen, die der 
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Verein leider durchmachen mußte, und trotz der vor keinem Mittel zurückſchreckenden 
Bekämpfung durch Handwerksmeiſter, Innungen und namentlich durch die „ehriſt⸗ 
lichen“ Jünglingsvereine, die unter Leitung des Lizentiaten Mumm Verſamm⸗ 
lungen zu ſprengen und den Verein als „politiſch“ der Polizei auszuliefern ver⸗ 
ſuchten. 

Nr. 9 des Blattes enthält unter anderem ein anfeuerndes Gedicht von Otto 
Krille: Geſang der Jungen, ferner eine‘ Darlegung der Vereinsgeſchichte, einen 
überblick über die Arbeiter⸗Jugendorganiſationen aller Länder, ſowie zum Andenken 
an Friedrich Engels deſſen Bildnis und einen aus ſeinem Werke: „Die Lage der 
arbeitenden Klaſſe in England“ entnommenen Abſchnitt über das induſtrielle Prole⸗ 
tariat. Die zahlreichen Verſammlungsberichte zeigen das Vereinsleben als ein reges 
und erfreuliches. Es iſt zu wünſchen, daß ſich auch an anderen Induſtriezentren 
wie Berlin ſolche Arbeiter-Jugendvereine bilden und dem Berliner angliedern; der 
öſterreichiſche „Reichsverband der jugendlichen Arbeiter“ zählt über 3300 Mitglieder 
in 20 Ortsvereinen. ew. 


Werner von Heidenſtam, Hans Klienus. Roman. Autoriſierte Überfegung 
aus dem Schwediſchen von E. Stine. München, Dr. J. Marchlewski & Komp. 
541 Seiten. 

„Mit ein paar Silbermünzen können wir uns für einen ganzen Tag ſatt eſſen, 
und dennoch ſehen wir beſtändig Menſchen, die täglich mit zehn⸗ und hundert: und 
tauſendmal mehr als dieſen notwendigen Silbermünzen erwachen, ſich mühen und 
plagen, um mehr zu gewinnen. Iſt dies ein Kampf ums Brot? Die Nahrung iſt 
eine notwendige Vorausſetzung ſo wie die Luft, niemals ein tieferes Ziel 
der Wünſche. Der Hungrige verſteht nicht den Sinn des Lebens. Darum wird 
dieſer Sinn oft am klarſten erfaßt von Familien, die Generationen hindurch auf 
der Spitze der Geſellſchaft gelebt wie die Wittelsbacher, bei welchen der Schönheits⸗ 
trieb ſich endlich ſogar zu Wahnwitz ſteigerte ... Es ſcheint, als hätten die Sar⸗ 
danapale der Macht nur exiſtiert, um die Fackel des Schönen den Menſchen voranzu— 
tragen und gleichzeitig durch die Züchtigung ſie reif zu machen, dereinſt in Freiheit 
gemeinſam den Schaft der Fackel zu ergreifen ... Das Leben iſt ein Kampf um 
das Schöne. Es iſt ein Kampf um das feine Tuch deines Rockes, um die Ver⸗ 
goldung auf dem Stuhle, um den Teppich hier am Boden und um die ſchönſten 
Weiber. Der Feldarbeiter, der ſich im Schweiße ſeines Angeſichts plagt, hat meiſtens 
Speiſe genug in ſeiner Küche, aber er will einen ſchöneren Hut, einen ſchöneren 
Gaul, ein Piano und ein ſchöneres Sofa in ſeiner Stube. Die Krüge, Silber- 
zierate und Gewebe unſerer ethnographiſchen Muſeen ſind die eine Siegesbeute, um 
welche in vergangenen Zeitaltern Geſchlecht um Geſchlecht rang; die andere müßte, 
ſofern ſie wirklich errungen wurde, geiſtige und körperliche Selbſtverſchöne— 
rung ſein. Des Daſeins Zentrum iſt der Schönheitstrieb ... Kultur iſt 
Verſchönerung . .. Das Häßliche iſt das Böſe. Das Schöne entbehren zu müſſen, 
iſt des Lebens größte Pein und wird für eine Schande gehalten ...“ 

Dieſe Worte und Meinungen legte Heidenſtam dem Helden, nach dem er ſeine 
Dichtung getauft, in den Mund. Gedankenwellen der Gegenwart haben ſein Buch 
an den Strand geworfen; Gedanken und Stimmungen, die das Suchen nach dem 
Sinn des Lebens in Bewegung ſetzte und hinter denen treibend der Widerſpruch 
gegen die gelehrte materialiſtiſche Nüchternheit des verfloſſenen Jahrhunderts wirkt. 
Hans Alienus iſt, was ſein Name beſagt: ein Fremdling. In ſeiner Gegenwart 
nämlich. Das Leben hat ihn mit großen materiellen Gütern begabt, aber nicht mit 
der Neigung, ſich aufs Geldſacken zu legen. Er will hinaus über die Enge der 
Lebensauffaſſung, die ſich rings umher breit macht und die typiſch die bürgerlichen 
Merkmale der kapitaliſtiſchen Ara trägt. Er ſucht nach einer neuen Formung und 
Erklärung des Lebensſinnes und bekämpft nur den „modernen Geiſt mit ſeinen 
Patentbriefen und Chemikalien“ vornehmlich in ſeinen gelehrten Vertretern. „In 
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Geſellſchaft des deutſchen Gelehrten habe ich ſtets die Empfindung, daß er mich beim 
Fuß hält und ſagt: Laufe nicht, ſondern ſetze dich lieber und erkläre, wie man 
läuft.“ Er ſelber iſt ein Menſch voll ausgemachter gelehrter Neigungen, der ſich 
im Vatikan anſtellen ließ, um ſo beſſer vergeſſene Bücherſchätze angraben zu können. 
Nun rebelliert er gegen die wiſſenjagenden Gelehrten, um ſich gegen ſich ſelber 
wehren zu können, und immer lauter dröhnt in ihm die Forderung empor: „Zu 
ſein, liegt näher, als zu erklären.“ Er bringt es aber nur bis zum Wünſchen, bis 
zu einem Sein in einer ſchönheitſehnenden Phantaſiewelt: in den Jahrtauſenden 
der Antike, in Babylon und Ninive, wandelt er als lebendig Miterlebender umher 
und überall iſt er zuletzt doch von den Abgöttern ſeines Schönheitstraums ent⸗ 
täuſcht und iſt ſelber ohnmächtig, zu finden und zu gründen, was er ſucht. Daß 
er nicht die Kraft hat, den lebendigen Augenblick zu ergreifen und auszufüllen in 
dem lebendigen Sinne, den er dem Leben zuweiſt, daß er alſo ein Fremdling iſt 
gegenüber der Wirklichkeit des Lebens, das ihn umgibt, das iſt das eigentliche und 
ſchickſalbeſtimmende Merkmal dieſes an Körper und Seele geſunden Menſchen, den 
man des „Glückes Sonntagskind“ nennt. 

In Hans Alienus darf man das Erzeugnis einer ganz beſtimmten Kultur ſehen. 
Indem Heidenſtam ihn aber als Individuum gibt, das Hemmungen und Unzu⸗ 
länglichkeiten dieſer zeitlichen Kultur erkennt und trotzig von ſich abwehrt, wird das 
Naturweſen Menſch in ihm in den Vordergrund gebracht und in die ſcharfgezeichnete 
Wirklichkeitsgeſtalt kommt ein ſtarker ſymboliſcher Zug. In Hans Alienus lebt im 
Grunde der nordiſche Kulturmenſch, den wir aus einer ganzen Literatur von einigen 
Jahrzehnten kennen; er iſt einer dieſer einſamen Menſchen, die in abgelegenen, jahr⸗ 
hundertealten Berghäuſern aufwuchſen und aus ihrer Enge dies keine Grenzen 
duldende weltſuchende Verlangen empfingen, das ſie aus der Heimat treibt und 
ihre zähen, in ſich ſelbſt gefeſteten Naturen zum wurzelloſen Fremdtum verurteilt. 
Ein ſo feiner Kenner der Weltliteratur wie Otto Hauſer ſagt, Hans Alienus ſei ein 
Buch, das den ſchwediſchen Geiſt tiefer erfaßt habe als je eines zuvor. Heidenſtam 
nennt ſeinen Helden „die Frucht des Bundes zwiſchen dem glühenden Süd und 
ſcheuverſchloſſenen Norden“ und er gibt ihn als Letzten ſeines Stammes: Alienus' 
Streben, ein Zuſammenſchmelzen nordiſchen Weſens mit antiker Kultur über ein 
bloß gelehrtes Verſenken in die Antike bis zum greifbarſten Lebensausdruck hinaus⸗ 
zuführen, ſchließt ſcheiternd eine Kette beſtimmter Kulturarbeit ab. Das iſt ein be⸗ 
ſonderer Sinn dieſer Dichtung. Darüber hinaus an Bedeutung geht dies Abhängig⸗ 
ſein, dies Erdrücktwerden von großen Vergangenheiten, die das Nutzen der Gegen⸗ 
wart unterbinden, dieſe Tragik, die ſchwer auf europäiſchen Jahrhunderten gelaſtet 
hat und immer noch nicht völlig ausgetilgt iſt. Und endlich nun dies Ringen, los⸗ 
zukommen von der Gefahr, die aus einem Überwuchern wichtiger Kulturmerkmale 
der neuen Zeit der freien natürlichen Vervollkommnung der menſchlichen 
Natur droht. 

Man kann den Wiſſensdrang natürlich nicht über Bord werfen, und Heidenſtam 
will mit dem Groll ſeines wiſſensdurſtigen Helden gegen das Wiſſen auch nichts 
anderes erzielen als eine verſtärkte Betonung der Forderung: daß der Menſch die 
Pflicht habe, ſich auf die Entwicklungstendenz aller Natur zum Schönen und auf 
die Tatſache zurückzubeſinnen, daß er nichts als ein Teil dieſer Geſamtnatur iſt. 
Sein Roman ſtellt und verteidigt dieſe Forderung aus der Perſpektive eines äſthetiſch 
begehrlichen und alles nach äſthetiſchem Geſichtspunkt wertenden Individualismus, 
und das geſchieht aus dem Milieu einer Kultur heraus, das ſich eigenartig gegen 
unſere weiter entwickelte Welt abhebt. Das gibt dem Werke für uns einen fremden 
Zug und hemmt die Kraft des unmittelbaren Wirkens. Aber wer ſich dem Werke 
mit ausdauernder Hingabe zu widmen vermag, der wird die tiefe Wirkung ver⸗ 
ſpüren, die nur von den echten, reichen und großen Dichtungen vom Menſchen aus⸗ 
gehen. Franz Diederich. 
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Dr. Erich Wulffen, Reformbeſtrebungen auf dem Gebiet des Strafvollzugs. 
(Neue Zeit⸗ und Streitfragen, herausgegeben von der Geheſtiftung zu Dresden, 
2. Jahrgang, 6. Heft.) Dresden 1905, Verlag von Zahn & Jänſch. 

Durch den „Plötzenſee-Prozeß“ gegen den „Vorwärts“ iſt das ſchon längſt aktuelle 
Thema des Strafvollzugs in den Brennpunkt des öffentlichen Intereſſes gerückt 
worden. Die Anſichten, die in unſeren offiziellen Kreiſen über Zweck und Weſen 
des Strafvollzugs herrſchen, wurden durch dieſen Prozeß an das grelle Tageslicht 
gebracht. Jene Rückſtändigkeiten finden in der kleinen Wulffenſchen Schrift treffende 
Widerlegung. Wäre ſie nicht bereits vor Beginn jenes Prozeſſes erſchienen, ſo könnte 
man faſt annehmen, der Zweck der Abhandlung ſei die Widerlegung der Anſchauungen 
jenes Berliner Gerichts. 

„Nicht mitzuhaſſen, mitzulieben bin ich da.“ Dieſe Sophokleiſchen Worte ſetzt 
der Verfaſſer ſeiner Arbeit voran. Es berührt außerordentlich ſympathiſch, daß 
ein Staatsanwalt, noch dazu ein königlich ſächſiſcher — Dr. Wulffen iſt 
Staatsanwalt in Dresden —, ſich ein ſolches Motto erwählt. Und erfreulich iſt es, 
daß das kleine Schriftchen zu ſeinem ſchönen Motto nicht gerade in ſchreiendem 
Widerſpruch ſteht. Revolutionäre Gedanken wird niemand von einem Staatsanwalt 
erwarten, und ſo iſt es denn auch natürlich, daß die vorgeſchlagenen Reformen nur 
ſolche ſind, die ſich bei einigem guten Willen ohne Schwierigkeit ſofort durchführen 
ließen. Aber mit dem guten Willen iſt es bekanntermaßen bei den zuſtändigen Be— 
hörden nicht weit her. Das Reichsjuſtizamt hat erklärt, an eine geſetzliche Regelung 
des Strafvollzugs erſt nach Vollendung eines neuen Strafgeſetzbuchs herantreten zu 
wollen. Und da wir uns nach zuverläſſiger Schätzung wohl noch ein Dutzend Jahre 
an den Schönheiten unſeres geltenden, ſeinerzeit in aller Eile zuſammengeflickten 
Strafgeſetzbuchs werden erfreuen ſollen, würde bis zum Erlaß eines Strafvollzugs— 
geſetzes vermutlich noch ein halbes Menſchenalter vergehen. Und doch gibt es kein 
notwendigeres Geſetz als dieſes. Jetzt, wo der blöde Vergeltungsgedanke nur noch 
in den Köpfen einiger mittelalterlichen Mumien ſpukt, ſollte man meinen, ſtünde der 
Strafvollzug im Mittelpunkt einer jeden Strafrechtsreform. In unſeren heutigen 
deutſchen Zuchthäuſern und Gefängniſſen iſt noch kein Menſch gebeſſert worden. 
Unſere Strafanſtalten ſind geradezu Treibhäuſer der antiſozialen Triebe im Menſchen. 
Schon leuchtet aus Amerika die Morgenröte einer Revolution im Strafvollzug 
herüber — es ſei nur an das berühmte Gefängnis in Elmira erinnert —, aber in 

Deutſchland iſt wenig davon zu ſpüren. 

| Im erſten Kapitel feiner Schrift tritt Dr. Wulffen für eine Herabſetzung der 

Strafen verſchiedener Delikte ein, wobei er freilich die rein politiſchen Delikte nicht 

erwähnt. Er ſcheint alſo zum Beiſpiel eine Mindeſtſtrafe von zwei Monaten Ge— 

fängnis bei dem „ſchweren Verbrechen“ der Majeſtätsbeleidigung nicht für zu hoch 
zu halten, während er bei der Erpreſſung und der Urkundenfälſchung die wahlweiſe 

Androhung von Geldſtrafe vermißt! Die Erſetzung von Freiheitsſtrafen durch Geld— 

ſtrafen kommt doch aber in der Hauptſache nur den wohlhabenden Klaſſen zugute, 

ſolange der ſchmachvolle Zuſtand der eine Armutſtrafe bedeutenden Umwandlung 
nicht beigetriebener Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen andauert. 

Zuzuſtimmen iſt dem Verfaſſer, wenn er ſich für den Erſatz der bedingten Bes 
gnadigung durch die bedingte Verurteilung ausſpricht. 

Theoretiſch klingt es auch wunderſchön, wenn ſich der Verfaſſer gegen das ſtarre 
Legalitätsprinzip wendet: gegen die Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft, wegen 
aller gerichtlich ſtrafbaren Handlungen einzuſchreiten. Nur iſt wohl kaum anzu⸗ 
nehmen, daß die Staatsanwaltſchaft, die jetzt die klaſſenbewußten Arbeiter mit vielen 
Anklagen in Fällen beglückt, in denen keinerlei geſetzliche Handhabe zum Einſchreiten 
vorliegt, nach Aufhebung des Legalitätsprinzips geneigt ſein wird, in Fällen, wo 
an ſich die Strafverfolgung gegen politiſch mißliebige Perſonen angängig iſt, dieſe 
wegen Geringfügigkeit des Deliktes abzulehnen. Die Klaſſengenoſſen des Staats: 
anwalts werden hier wohl viel eher auf liebevolle Berückſichtigung zu rechnen haben. 
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Die Aufhebung des Legalitätsprinzips würde alſo ein Danagergeſchenk ſein, für das 
ſich zu erwärmen die Sozialdemokratie keinerlei Anlaß hat. 

In den nächſten Kapiteln wendet ſich Wulffen zu ſeinem eigentlichen Thema. 
In klarer, überſichtlicher Weiſe ſtellt er hier ſeine leicht zu verwirklichenden und 
durchaus einwandsfreien Forderungen auf. Hier kann nur eine Auswahl der 
wichtigſten wiedergegeben werden. 

Eines der Hauptübel unſeres Strafvollzugs erblickt der Verfaſſer ganz richtig 


in der mangelhaften Vorbildung der Aufſichtsbeamten. Mit Recht wendet er ſich 


gegen die Unſitte, nur ehemaligen Offizieren die Gefängnisverwaltung zu übertragen. 
Dieſe ſind mit ihrer ſchematiſchen Auffaſſung vom Drill die ſchlechteſten Erzieher, 
die ſich denken laſſen. 

Wulffen fordert ferner für die Gefangenen Vergrößerung der Zellen, mehr 
Bewegung im Freien, Erleichterung der Selbſtbeſchäftigung, Möglichkeit geiſtiger 
Arbeit und Verbeſſerung der durchaus mangelhaften Gefängnisbibliotheken. Letztere 
find meiſt nichts als eine Sammlung widerlich frömmelnder Traktätchen. 

Aus durchaus modernen Gründen wendet er ſich gegen die bisherige Praxis, 
die ganze pſychologiſch-ethiſche Behandlung des Gefangenen in die Hände des 
Geiſtlichen zu legen. Mit Energie verwirft er die im zwanzigſten Jahrhundert 
als Disziplinarmittel noch immer ſtatthafte Prügelſtrafe. „Wer ſeitens der geſell⸗ 
ſchaftlichen Ordnung eine körperliche Züchtigung erhalten hat, wird dieſe menſch⸗ 
liche Geſellſchaft niemals wieder lieben, ſondern wird ſie nur haſſen können“ 
(S. 26). Er fordert mehr Berückſichtigung der Pſychiatrie in den Strafanſtalten. Es 
klingt faſt wie eine leiſe (ungewollte) Anſpielung auf den Plötzenſee-Prozeß, wenn er 
ſchreibt: „Die Pſychiater in den Strafanſtalten ſollen ſich als Pioniere eines künf⸗ 
tigen Strafvollzugs fühlen und betätigen“ (S. 26). 


Zum Schluſſe wendet ſich der Verfaſſer der Frage von Arbeitsnachweiſen für 
entlaſſene Strafgefangene zu. So berechtigt das Beſtreben iſt, die Entlaſſenen nicht 


durch Arbeitsloſigkeit ſogleich wieder auf die Bahn des Verbrechens zu locken, ſo iſt 
der Gedanke doch nicht von der Hand zu weiſen, daß hierdurch den freien Arbeitern 
eine lohndrückende, zum Streikbruch geneigte Konkurrenz erwächſt. Es wäre not⸗ 
wendig, den Arbeitsnachweis in einer Weiſe zu geſtalten, welche dieſe Gefahr ausſchlöſſe. 


„Erziehung, Pſychologie und Innerlichkeit, das ſind die drei erhöhten Forde⸗ 


rungen, welche wir an den Strafvollzug der Zukunft zu ſtellen haben. Mit mili⸗ 


täriſcher Disziplinierung, bureaukratiſchem Formalismus und Handwerkerkenntniſſen 
allein iſt nichts gewonnen“ (S. 43). So lautet das Schlußergebnis des Verfaſſers. 

Die kleine warmherzige Schrift iſt durchaus leſenswert. Natürlich hat die 
Sozialdemokratie noch ganz andere Forderungen an den Strafvollzug zu ſtellen, 
als ein königlich ſächſiſcher Staatsanwalt, Forderungen freilich, nach deren Durch⸗ 
führung von einem „Strafvollzug überhaupt keine Rede mehr fein kann. 


Dr. Siegfrieda. 


Dr. Siegfried Weiß, Säuglingsmilchverteilung. Vortrag, gehalten am 29. März 1905 
in der Vollverſammlung der Oſterreichiſchen Geſellſchaft für Geſundheitspflege. 
(Separatabdruck aus der „Monatsſchrift für Geſundheitspflege“.) 


In dem intereſſanten Vortrag gibt der Leiter der Wiener Säuglingsmilchverteilung 


vorerſt einen ſehr lehrreichen Überblick über die Beſtrebungen zur Verringerung der 
Säuglingsſterblichkeit, die in anderen Ländern ſich geltend machen. In einem Lande, 
wie Frankreich, wo die Bevölkerungszunahme eine allzu geringe iſt, mußte man not⸗ 
wendig zuerſt darauf kommen, daß die Erhaltung und Aufziehung der ſchon ge: 
borenen Kinder eine volkswirtſchaftliche Notwendigkeit ſei, während man in Ländern, 


wo die Frauen des Volkes oft acht bis zehn und mehr Kinder gebären, ſich noch 
immer den Luxus glaubt geſtatten zu können, einen ungeheuren Prozentſatz der 


Geborenen an Hunger und Mangel an Pflege umkommen zu laſſen. Darum über⸗ 


läßt man dort die Beſtrebungen gegen jene grauſame „Ausleſe“, die Beſtrebung, auf 
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die Verbeſſerung der Milchproduktion im allgemeinen Einfluß zu nehmen, zur Er⸗ 
nährung von Säuglingen geeignete Milch an die Mütter der beſitzloſen Klaſſe zu 
billigem Preis abzugeben und die Volksbildung in bezug auf Säuglingsernährung 
zu heben, der ganz unzureichenden privaten Initiative. 

Außer in Frankreich wird auch in Amerika und in England die Milchverſorgung 
der Säuglinge aus den beſitzloſen Klaſſen als eine öffentliche Angelegenheit an- 
geſehen und von den Landes⸗ oder kommunalen Behörden gefördert. In Frankreich 
und England ſind die Milchverteilungsſtellen nach Art der Polikliniken eingerichtet. 
Die Säuglinge werden von einem Arzt unterſucht und nach deſſen Weiſung mit 
Nahrung verſehen. In Amerika, beſonders in New Pork, wird die Verteilung durch 
Laien vorgenommen, aber in einem viel großartigeren Maßſtab als in den beiden 
anderen Ländern. 

Nach einigen ſtatiſtiſchen Angaben über die Verringerung der Säuglingsſterblichkeit 
durch das Wirken der Milchverteilungsſtellen in New York und Paris, die nach 
Dr. Weiß' eigener Angabe mit etwas Vorſicht aufzunehmen ſind, aber immerhin 
vieles für den Segen dieſer Veranſtaltungen beweiſen, berührt der Autor öſter— 
reichiſche Verhältniſſe, die in ihrer Kraßheit nicht leicht überboten werden können. 

In dem Induſtrieort Floridsdorf nächſt Wien, der jetzt eben mit Wien vereinigt 
wird, fand Knaupp im Jahre 1898, daß von 701 unehelich geborenen Säuglingen 
601 geſtorben waren. Es waren mehr uneheliche Kinder geſtorben, als in Floridsdorf 
im ſelben Jahre geboren worden waren. Die Erklärung liegt in dem Überſchuß von 
Koſtkindern, die aus Wien dahin gebracht werden. Knaupp veranſtaltete eine Ab— 
gabe ſteriliſierter Milch zu den ortsüblichen Milchpreiſen und erreichte damit, daß 
innerhalb von vier Jahren die Säuglingsſterblichkeit des Ortes von 28 Prozent auf 
17,4 Prozent ſank. 

In Wien ſelbſt hat der Verein für Säuglingsmilchverteilung in dem faſt ganz 
proletariſchen 130000 Einwohner zählenden Bezirk Favoriten, deſſen Sterberegiſter 
vom Jahre 1897 eine Säuglingsſterblichkeit von 30 Prozent aufweiſt, feine erſte 
Station errichtet. Die eigentlichen Urheber der Bewegung ſind die 33 Arzte des 
Bezirkes, die ſich bei dem furchtbaren Elend, das unter der Favoritener Bevölkerung 
beſteht, ganz unlösbaren Aufgaben gegenübergeſtellt ſahen. Leider aber haben auch 
dieſe Arzte ſelbſt einen ſehr ſchweren Exiſtenzkampf zu führen, was zur Folge hat, daß 
bei der Einrichtung der Milchverteilungsſtation der Grundſatz zur Geltung kommen 
mußte, „den Säuglingen zu helfen und den Arzten wirtſchaftlich nicht zu ſchaden“. 

In der Milchverteilungsſtation ordiniert kein Arzt, ſondern es werden nur ſolche 
Kinder beteilt, die von den organiſierten Arzten der Milchſtation zugewieſen werden. 
In Anbetracht der ſehr geringen Mittel, die dem Inſtitut heute noch zur Verfügung 
ſtehen, hat freilich dieſe Einſchränkung wenig praktiſche Bedeutung. Eine ſtrenge 
Auswahl nach dem einen oder anderen Syſtem iſt eben eine traurige Notwendigkeit. 

Dr. Weiß weiſt auch auf den großen erziehlichen Wert hin, den die Veranſtal⸗ 
tung auf die jungen Mütter ausübt, und glaubt auch dem Einwand begegnen zu 
müſſen, daß etwa die Milchverteilung (die nicht umſonſt, aber zu ſehr billigem Preis 
vorgenommen wird) die Mütter vom Selbſtſtillen abhalten könne. Er ſagt ſehr 
treffend, daß die Abnahme in der natürlichen Säuglingsernährung nicht in einer 
Pflichtverſäumnis der Mütter, ſondern im Anwachſen des Induſtrialismus zu ſuchen 
ſei. Ich glaube, daß trotz der beſcheidenen Anfänge einer Bewegung, die dahin 
geht, die Mütter darbender Säuglinge mit geeigneter Nahrung für dieſe zu ver— 
ſehen, doch das Selbſtſtillen noch immer die für die Proletarierin bequemſte und 
billigſte Art der Säuglingsernährung bleibt und darum in der Regel nur dort nicht 
durchgeführt wird, wo ſoziale oder phyſiologiſche Urſachen es bis zur Unmöglichkeit 
erſchweren. Da das aber immer öfter der Fall iſt, je zahlreicher die Mütter werden, 
die der Kapitalismus in ſeinen unmittelbaren Dienſt zwingt, muß man die Säuglings⸗ 
milchverteilung als ein Mittel betrachten, um dem Proletariat die Bürde zu er— 
leichtern, unter der es keucht. Thereſe Schleſinger-Eckſtein. 
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Maxim Gorki, Im Gefängnis. Wien, Wiener Verlag. 
Soweit das im Rahmen einer ſkizzenhaften Erzählung möglich iſt, ſucht Gorki 


u 


Antwort auf die Frage zu geben, die ſich wohl jeder vorlegen muß angefichts 
der kühnen, faſt unbegreiflichen Heldentaten, die wir von den Kämpfern der 
ruſſiſchen Revolution vollführen ſehen, auf die Frage, wie es möglich iſt, daß 
Menſchen wie wir, urſprünglich mit denſelben Trieben, Wünſchen und Befürchtungen 
ausgeſtattet, ſich plötzlich über dieſe erheben können, nicht mehr fragen nach der 
Sicherheit und dem Behagen ihres eigenen und des materiellen Lebens ihrer An⸗ 


gehörigen, nicht mehr den Schmerz zu fürchten und das Leben und die körperliche 
Freiheit zu ſchätzen ſcheinen. 


Er führt uns einen geſunden, harmloſen und freimütigen Jüngling vor, der in 


das revolutionäre Getriebe hineingezogen wird, ohne recht zu wiſſen, was mit ihm 


geſchieht, und den erſt die Erlebniſſe im Gefängnis aus ſeinem knabenhaften 
Dämmern erwecken und zum Helden reifen. 

Indem uns Gorki ſo den gewöhnlichen Menſchen in ſeiner Entwicklung zum Revo⸗ 
lutionär zeigt und die Heldengröße der Deſpotenbekämpfer ihrer Unbegreiflichkeit zu 
entkleiden ſucht, macht er uns aber auch die Roheiten der Werkzeuge des Deſpotis⸗ 
mus begreiflicher, indem er uns in zwei Gefängniswärtern Leute ſchildert, die ebenſo 


geknechtet, gequält und dem verbrecheriſchen Syſtem hingeopfert ſind wie die Armſten 


und Bedrückteſten von denen, die ſie zu bedrücken haben. 

Das kleine Kunſtwerk enthält nicht die Schilderungen von Gorkis eigenen 
jüngſten Erlebniſſen, wie die Buchhändlerreklame marktſchreieriſch verſichert, ſondern 
es bedeutet, daß des Dichters innere Erlebniſſe, die durch die äußeren herbeigeführt 
worden ſind, nach einem künſtleriſchen Ausdruck verlangten. 


Thereſe Schleſinger-Eckſtein. 


notizen. 


Das Heilverfahren der Landesverſicherungsanſtalten. Sehr groß ſind wieder 
die Unterſchiede in den Ausgaben für das Heilverfahren nach dem uns vorliegenden 
31. Geſchäftsbericht der Verſicherungsanſtalten. Die kapitalkräftigſten Anſtalten 
zeigen ſich in dieſer Frage wieder am knauſerigſten, während kleinere Anſtalten ſchon 
nennenswerte Zahlen aufweiſen. An der Spitze aller Anſtalten ſteht „Berlin“, die 
für Heilverfahren im Jahre 1903 1505000 Mark verausgabte (Nettoausgaben), 
während „Niederbayern“ nur 16500 Mark für dieſe Zwecke übrig hatte! Wie groß 
die Unterſchiede in den Ausgaben ſind, ergibt ſich aus dem Prozentverhältnis zu 
der geſamten Ausgabe und dem Vermögen einer Verſicherungsanſtalt, wie folgt: 


Nettoausgaben 1903 Vermögen 
Verſicherungsanſtalt Berlin .. 195 Prozent 62 Millionen Mark 
⸗ Heſſen 8 : 20 = - 
: Baden 128 5 35 - - 
z Rheinprovinz . 5,8 E 115 5 . 
. Sachſen. 44,4 2 111 i = 
ö Schleſſenn 9 - 74 2 P 


Die Verſicherungsanſtalten Bayerns hatten Ausgaben hierfür von 1,6 bis 
8,1 Prozent. Die Agitation der Verſicherten und Krankenkaſſen iſt notwendig, ſoll 
in dieſen Dingen eine Beſſerung eintreten. „Mittel“ ſind ja da! E. G. 


Krzte und Krankenkaſſen. In der Beſprechung der gleichnamigen Broſchüre 
von Ed. Gräf in Nr. 49 der „Neuen Zeit“ heißt es: Gräf iſt Gegner der freien 


Arztwahl. Statt deſſen muß es aber heißen: Gräf iſt Gegner der geſes ne 


Sehlegung der freien Arztwahl. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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der Untergang des Agrarkommunismus 


in frankreich und deutſchland. 
Von Ludwig Queſſel. 


IE 

Kaum jemals hat ein Schlagwort in den Kreiſen der bürgerlichen Gelehr- 
ſamkeit einen ſo dröhnenden Beifall gefunden wie dasjenige Schäffles vom 
„antikollektiviſtiſchen Bauernſchädel“, an dem ſich die Wogen der ſozialiſtiſchen 
Agitation machtlos brechen müßten. Selbſt die Meiſter und Jünger der „hiſto⸗ 
riſchen Schule“, bei denen man die Kenntnis gewiſſer Tatſachen der Agrar⸗ 
geſchichte eigentlich hätte vorausſetzen müſſen, griffen begierig nach dem neuen 
Schlagwort, das ihnen ein Anhänger der „klaſſiſchen Nationalökonomie“ zur 
Beruhigung des bürgerlichen Gewiſſens geprägt hatte. 

Den Kenner der Agrargeſchichte mutete dieſer „unwiderlegbare Beweis für 
die Ausſichtsloſigkeit des Sozialismus“ freilich wie der gelungenſte Treppenwitz 
der Weltgeſchichte an. Es war in der Tat der Gipfel der Komik, die ge- 
lehrten Herren zu einer Zeit von der „angeborenen“ Abneigung des Bauern 
gegen jede Art von Kommunismus dozieren zu hören, da der individualiſtiſche 
Geiſt nach langen, hartnäckigen Kämpfen ſoeben erſt den Sieg über den Agrar⸗ 
kommunismus davongetragen und ſich in den landwirtſchaftlichen Genofien- 
ſchaften ſchon wieder Anſätze zu neuen Formen des Agrarkollektivismus zeigten. 

In der Tat kann man ſich kaum einen größeren hiſtoriſchen Nonſens denken 
als das Schlagwort von dem „antikollektiviſtiſchen Bauernſchädel“, das noch 
heute zum eiſernen Beſtand akademiſcher Sozialiſtentötung gehört. Die elemen⸗ 
tarſten Tatſachen der Agrargeſchichte reichen vollkommen zum Beweis dafür aus, 
daß, wenn man überhaupt dem Bauernſchädel ſchon einmal eine angeborene, 
unwandelbare politiſche Tendenz zuſchreiben will, dieſe aller hiſtoriſchen Erfahrung 
nach eigentlich eine „antiindividualiſtiſche“ ſein müßte. Denn faſt zwei Jahr⸗ 
tauſende waren ja erforderlich, den modernen Typus des individualiſtiſchen Bauern 
herauszubilden, und noch heute ſtraft der Agrarkommunismus der ruſſiſchen 
Bauern das bürgerliche Dogma vom „antikollektiviſtiſchen Bauernſchädel“ Lügen. 

Es iſt nicht ohne Reiz, ſich den langwierigen Entwicklungsprozeß einmal 
kurz zu vergegenwärtigen. Auf der erſten Stufe der Landwirtſchaft, als der 
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geſamte Boden noch in primitivfter Weiſe als wilde Grasweide genutzt wird, 
tritt uns der Menſch als urwüchſiger Kommuniſt entgegen. Nicht nur, daß 
der Grundeigentumsbegriff völlig fehlt, auch die Herden ſind nicht das Eigentum 
einzelner, ſondern des Geſchlechtes oder der Großfamilie. Auch beim Übergang 
zur zweiten Stufe der Landwirtſchaft, als man einen kleinen Teil des als wilde 
Weide genutzten Bodens mit der Hacke aufbricht und Gerſte darauf ſät, bleibt 
das Gemeineigentum an Grund und Boden noch unberührt. Erſt im ſechſten 
Jahrhundert, nachdem das Nomadenleben überwunden war, bahnt ſich ſehr 
langſam und allmählich der Übergang eines Teiles des Bodens, des Acker⸗ 
landes, in Privateigentum an. Die unermeßlichen Wälder und Weiden bleiben 
aber noch ein Jahrtauſend als gemeine Mark oder Almende der Sphäre des 
Privateigentums entzogen.“ 

Aber auch das Privateigentum am Ackerland war kein permanentes und 
unbeſchränktes. Das Recht der Brach- und Stoppelweide für alle Gemeinde⸗ 
genoſſen hob das individuelle Nutzungsrecht auch auf dem Ackerlande für einen 
Teil des Jahres auf. Die freie Verfügung während der übrigen Zeit wurde 
aber durch den kollektiven Landwirtſchaftsbetrieb, der ſich noch zehn bis fünf⸗ 
zehn Jahrhunderte in voller Kraft erhielt, weſentlich eingeſchränkt. Kollektiv 
wurde die Bearbeitung der Acker, der Anbau der Gewächſe, die Dauer der 
Brach⸗ und Stoppelweide, die Haltung des männlichen Zuchtviehs geregelt.” 
Jahrhunderte trotzte der Agrarkommunismus allen Angriffen der individua⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsweiſe. Erſt den Zwangsmaßregeln des Abſolutismus ge⸗ 
lang es, Breſche in fein feſtgefügtes Mauerwerk zu legen. Die erſte Maßregel 
war der Verkauf oder die Aufteilung der Gemeindeländereien (Almenden), die 
zweite ſich daran anſchließende die Feldregulierung, welche den Flurzwang und 
die kollektive Beweidung der Acker und Wieſen beſeitigte. Dieſer Prozeß ge⸗ 
langte aber erſt in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts zum Abſchluß, 
und noch in die Gegenwart ragen Überreſte des einſtigen kommuniſtiſchen 
Grundbeſitzes und kollektiven Landwirtſchaftsbetriebs hinein. 

In Deutſchland fallen Gemeinheitsteilungen und Feldregulierung, die dem 
alten Agrarkommunismus die Totenglocke läuteten, der Zeit nach faſt zuſammen. 
Nicht ſo in Frankreich. Schon im ſiebzehnten Jahrhundert ſahen ſich die 
Gemeinden infolge des zermalmenden Steuerdrucks unter Richelieu und Mazarin 
genötigt, die Gemeindeländereien der unentgeltlichen Nutzung der Gemeinde- 
genoſſen zu entziehen und ſie zu verpachten, um mit den Pachterträgen die 
gewaltig anſchwellenden Steuerrückſtände der leiſtungsunfähigen Bauern, für 
die ſämtliche Gemeindegenoſſen ſolidariſch hafteten, zu bezahlen.“ In der Regel 
folgte aber der Verpachtung die Veräußerung auf dem Fuße.“ Der Übergang 
eines großen Teiles der Gemeindeländereien in das Privateigentum des Adels 
und der Bourgeoiſie, die namentlich als Käufer der Almenden auftraten, war 
für den Kleinbauern ein ſchwerer Schlag. Wald und Weide hörten nun auf, die 
gute Mutter zu fein, die ihn mit Holz und ſein Vieh mit Futter verſorgte.“ 


Schröder, Lehrbuch der Rechtsgeſchichte. Leipzig 1898. S. 203, 783 ff. 

2 v. d. Goltz, Agrarweſen und Agrarpolitik. Jena 1899. S. 173. 

Martin, Histoire de France (Siecle de Louis XIV.). Paris 1865. S. 55. 

Araskhaniantz, Die franzöſiſche Getreidehandelspolitik bis zum Jahre 1789. Leipzig 1882. 
S. 92, 

»Karéiew, Les paysans et la question paysanne en France dans le derniere 
quart du XVIII. siecle. Paris 1889. S. 155—163. 
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Von der Zeit an, da die unentgeltliche Nutzung der Gemeindeländereien, 
dieſe ſoziale Subvention der Armen, ihr Ende findet, verſiegen dem Klein⸗ 
bauern aber auch alle anderen Hilfsquellen. Immer deutlicher macht ſich jetzt 
das Beſtreben des Adels bemerkbar, die Nutzungsrechte der bäuerlichen Be— 
völkerung an ihren Waldungen zu beſeitigen. Von Geſetzgebung und Recht- 
ſprechung unterſtützt, drängt der Adel die Bauern Schritt für Schritt aus 
ſeinen Wäldern hinaus. Und trotz der zähen Hartnäckigkeit, mit welcher die 
Bauern ihre Rechte verteidigen, gelingt es ihnen nicht, ſie intakt zu halten. 
Alle Organe der abſoluten Staatsgewalt wenden ſich gegen ſie. Vom ſiebzehnten 
Jahrhundert an enthüllt ſich dem Forſcher die Exiſtenz der bäuerlichen Nutzungs⸗ 
rechte an den adeligen Wäldern nicht mehr durch Urkunden über Vergleiche 
und Abfindungen, ſondern faſt ausſchließlich durch gewaltige Stöße verworrener 
Prozeßakten. Und faſt immer enden die Rechtsſtreitigkeiten zu ungunſten der 
Bauern.!“ 

Das achtzehnte Jahrhundert vollendet, was das ſiebzehnte begann. Jahr⸗ 
hundertelang hatte die Rechtſprechung das Weiderecht aller Dorfbewohner auf 
der Brachflur und den Stoppelfeldern wie auch das Recht der Vor- und Nach⸗ 
weide auf Wieſen gegen alle Angriffe der großen Grundbeſitzer geſchützt. Acker 
und Wieſen durften daher nicht eingezäunt werden, denn ſie ſollten ja einen Teil 
des Jahres als Gemeinweide der kommuniſtiſchen Nutzung aller Dorfbewohner 
offen ſtehen. Das ändert ſich jetzt. Und zwar iſt „die Grundrente die be— 
wegende Kraft, welche das alte Idyll in die Bewegung der Geſchichte hinein⸗ 
wirft“ (Marx). Der außerordentliche Wertzuwachs des Bodens, der im erſten 
Viertel des achtzehnten Jahrhunderts einſetzt und den Preis des Ackerlandes 
pro Hektar im Durchſchnitt von 1725 bis 1775 von 265 Franken auf 764 
ſteigert, macht den Grundbeſitz koſtbarer und die großen Grundbeſitzer eifrig 
darauf bedacht, die produktive Kraft des Bodens allein auszunutzen.? Dem 
ſtanden jedoch die bäuerlichen Nutznießer mit ihren Weiderechten entgegen. 
Doch nicht umſonſt appellierten Bourgeoiſie und Adel an die Geſetzgebung und 
die Gerichte der abſoluten Monarchie. Die kommuniſtiſche Weideberechtigung, 
deren Notwendigkeit noch im ſiebzehnten Jahrhundert ein allgemeines agrikoles 
Dogma geweſen, an das ſelbſt die höchſten Gerichte nicht zu rühren wagten, 
wird nun von allen Seiten mit Erbitterung befehdet.“ Die phyſiokratiſche 
Schule proklamiert den Grundſatz des permanenten und unbeſchränkten 
Grundeigentums. Nur der Staat, jo lehrt Quesnay, darf im Wege einer ein- 
zigen Grundſteuer ein Nutznießungsrecht an den Erträgen des Bodens geltend 
machen.“ Und nun vollzieht ſich unter der Parole: „Förderung der Landes— 
kultur!“ die Expropriation der bäuerlichen Nutznießer. Unter dem Schutze der 
höchſten Gerichtshöfe wird die Einzäunung der größeren Wirtſchaftskomplexe 
allgemeiner Brauch. Wie die Kleinbauern mit ihren Weiderechten aus den 


G. d' Avenel, Paysans et ouvriers depuis sept cents ans. Paris 1899. S. 53. 

2 G. d'Avenel, a. a. O., S. 60—63. 

Dareſte de la Chavanne, Histoire des classes agricoles. Paris 1854. S. 202 
bis 204. — Kareéiew, a. a. O., S. 146— 150. 

„C'est la süreté de la possession permanente qui provoque le travail et 
emploi des richesses a l’amelioration et à la cultur des terres.. . . II n'y a que 
la puissance souveraine qui assure la propriété des sujets, qui ait un droit 
primitif au partage des fruits de la terre.“ Quesnay, (Euvres, Frankfurt⸗ 
Paris 1888. S. 331—332, 
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grundherrſchaftlichen Wäldern hinausgedrängt worden waren, ſo werden ſie 
jetzt von den Ackern und Wieſen der Großgrundbeſitzer vertrieben. Die Brach⸗ 
und Stoppelweide war die letzte Zuflucht für die kleinbäuerliche Viehhaltung; 
ihre Beſchränkung auf den kleinen Grundbeſitz bedeutete für zahlreiche klein⸗ 
bäuerliche Exiſtenzen, die keine Möglichkeit mehr hatten, ihr Zugvieh zu er⸗ 
halten, vollſtändige Proletariſierung. Die Armee der ländlichen Proletarier 
ſchwillt jetzt gewaltig an. Kein Wunder daher, daß im Laufe des ſiebzehnten 
und achtzehnten Jahrhunderts die Lage der ländlichen Lohnarbeiter ſich ſukzeſſive 
verſchlechtert und der Arbeitslohn auf dem Lande von 570 Franken jährlich 
unter Heinrich IV. auf 410 Franken unter Ludwig XVI. ſinkt.! a 
Die Zerſtörung des Agrarkommunismus führte aber nicht nur zur Ver⸗ 
ſchlechterung der Lage der Lohnarbeiter, ſondern auch zur Entſtehung eines 
ländlichen Lumpenproletariats aus den Reihen der proletariſierten Kleinbauern, 
deſſen Zahl von Jahrzehnt zu Jahrzehnt wächſt und das auf allen ſozialen 
Wunden wuchert wie Ungeziefer. Dank den Mißbräuchen des abſolutiſtiſchen 
Steuerſyſtems hat dieſe ſtändige Armee der Inſurrektion am Vorabend der 
Revolution einen gefahrdrohenden Umfang erreicht. Banden von Wilddieben, 
Schmugglern, Bettlern und Räubern durchſtreifen das Land. Unter ihrem An⸗ 
ſturm bricht die bewaffnete Macht des flachen Landes ſchon zuſammen, ehe 
noch die Sturmglocke der Revolution die Bauernſchaft zum Kampfe gegen Abſo⸗ 
lutismus und Feudalismus zuſammenruft.“ 


l 

Verlaſſen wir nun den franzöſiſchen Boden und gehen wir nach Deutſch⸗ 
land hinüber. Dort ſtoßen wir auf Zuſtände, die in Frankreich längſt der 
Vergangenheit angehören. Am rückſtändigſten ſieht es im nordöſtlichen Deutſch⸗ 
land aus, wo der Feudalherr ſelbſtwirtſchaftender Großgrundbeſitzer geworden 
iſt. Der junkerliche Großbetrieb ruht auf dem Arbeitszwang der ſchollen⸗ 
pflichtigen Bauern, die ſich ihren Unterhalt auf eigenen Landſtellen erarbeiten 
müſſen. Ihre Kinder werden zum Zwangsgeſindedienſt auf dem Gutshof 
gepreßt, wo ſie von dem Grundherrn ähnlich wie Sklaven ausgebeutet und 
verpflegt werden. Überhaupt ſieht hier im Dorado der preußiſchen Junker der 
landwirtſchaftliche Großbetrieb den ſüdamerikaniſchen Sklavenplantagen zum 
Verwechſeln ähnlich: nur iſt es hier nicht Baumwolle, ſondern Getreide, das 
man produziert, und nicht ſchwarze, ſondern weiße Hände ſind ſeine Erzeuger. 
In der Behandlung haben die Leibeigenen kaum etwas vor den Negern 
voraus. In Holſtein ſpielen die Junker ſtatt um Geld gelegentlich um 
Menſchen: wer verliert, muß dem Gewinner einen Leibeigenen abtreten. In 
Mecklenburg gehört der Verkauf von Leibeigenen noch zur täglichen Nahrung 
des Junkers. Nicht beſſer ſieht es in Oſt⸗, Weſtpreußen und Pommern aus, 
wo der Verkauf von Leibeigenen als „wahrer Negerhandel“ bezeichnet wird.“ 

Im ſüdlichen Deutſchland iſt die Lage der bäuerlichen Bevölkerung freier, 
ungebundener. Hier auf dem Boden älterer Kultur hat es der Junker nicht 
bis zum Großgrundbeſitzer bringen können. Der Großbetrieb iſt ſpärlich geſät; 
Junker und Prälaten leben von ihren Renten, welche die Bauernſchaft an ſie 
teils in Geld, teils in Naturalien zu entrichten hat. Mit den Großbetrieben 


1 G. d'Avenel, a. a. O., S. 50—51. 
2 Taine, L' ancien régime. Paris 1878. S. 510—521. 
Knapp, Der Landarbeiter in Knechtſchaft und Freiheit. Leipzig 1891. S. 24— 25. 


Ludwig Queſſel: Der Untergang des Agrarkommunismus uſw. 837 


fehlen auch die ungemeſſenen Frondienſte, die der Bauernſchaft des Nordoſtens 
den Stempel ſklavenmäßiger Unfreiheit aufdrücken. 

Wie ſtand es nun in Deutſchland mit dem Agrarkommunismus? Was in 
Frankreich der Steuerdruck der Ahlen Monarchie, das hatte in Oſtelbien 
der Länderraub der Junker beſorgt. Im ſiebzehnten Jahrhundert erklären ſich 
die Junker zu Eigentümern des Gemeindelandes und erkennen nur noch 
Nutzungsrechte der Bauern daran an. Ein Jahrhundert ſpäter vollzieht ſich 
dann auch die Beſeitigung der Nutzungsrechte. Im Laufe des achtzehnten 
Jahrhunderts arrondieren die Gutsherren ihren Grundbeſitz und heben das 
bäuerliche Recht der Brach- und Stoppelweide auf ihrem Grundbeſitz einfach 
auf. Nicht ſo einfach konnte ſich natürlich die Beſeitigung der bäuerlichen 
Nutzungsrechte an den Gemeindeweiden und -Wäldern vollziehen. Die unent— 
geltliche Nutzung derſelben bildete die Grundlage der bäuerlichen Wirtſchaft; 
die völlige Beſeitigung der Nutzungsrechte hätte die Bauern mit einem Schlage 
leiſtungsunfähig gegenüber dem Feudalherrn und dem Staate gemacht. Die 
Gutsherren fanden daher den Ausweg, die bäuerlichen Nutznießer mit einem 
kleinen Teile des Gemeindelandes abzufinden, den weit größeren Teil aber als 
permanentes und völlig unbeſchränktes Eigentum für ſich in Anſpruch zu 
nehmen. Damit war der Agrarkommunismus von den Ackern, Weiden und 
Wäldern der Rittergüter vertrieben. Nur auf dem bäuerlichen Grundbeſitz 
friſtete er fortan eine kümmerliche Exiſtenz. 

Ein weit größeres Herrſchaftsgebiet hatte ſich der Agrarkommunismus im 
ſüdweſtlichen Deutſchland erhalten. Zwar war auch hier ein großer Teil der 
Gemeindewaldungen der Verfügung der Bauern entzogen und in das Eigentum 
des Staates übergeleitet worden, aber trotz alledem hatten die Gemeinde— 
ländereien ſich in einem Umfang erhalten, daß man ſich kaum eine übertriebene 
Vorſtellung von ihrer Größe machen kann. Wir beſitzen zwar keine zuverläſſigen 
Zahlen über die Ausdehnung des Gemeindegrundbeſitzes im achtzehnten Jahr— 
hundert, aber der Umſtand, daß das Ackerland zum Beiſpiel in Bayern kaum 
mehr als 20 Prozent der Geſamtfläche einnahm, Wälder und Weiden aber, 
die zu einem anſehnlichen Teile im Eigentum der Gemeinden ſtanden, die 
übrigen 80 Prozent der Geſamtfläche bedeckten, berechtigt zu der Annahme, daß 
das Gemeineigentum ſich über ungeheure Flächen erſtreckte. Will man ſich eine 
richtige Vorſtellung von dem Verhältnis zwiſchen Privat- und Gemeineigentum 
machen, ſo wird man ſich das Privateigentum als ein Feſtland denken müſſen, 
das im Frühjahr aus dem Meere des Gemeineigentums emportaucht, um im 
Herbſt darin zu verſinken. Das Ackerland nahm nur 20 Prozent der Geſamt— 
fläche ein und die privaten Eigentumsrechte daran waren weder permanent 
noch unbeſchränkt. Zunächſt war ein volles Drittel des geſamten Ackerlandes, 
die Brachflur, Jahr für Jahr der individuellen Nutzung der Privateigentümer 
entzogen und dem kollektiven Gebrauch als Weideplatz übergeben. Sobald 
aber die Ernte beendet, fielen auch die beiden anderen Drittel des Ackerlandes 
als Stoppelweide der kollektiven Nutzung anheim. Das Ackerland durfte 
daher auch nicht eingezäunt werden, weil es ja kein permanentes Privateigentum 
war, ſondern im regelmäßigen Wechſel bald als Brach-, bald als Stoppelweide 
der Nutzung aller Gemeindegenoſſen unterſtand. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß der Agrarkommunismus bedenkliche Folgen 
für Ackerbau und Viehzucht zeitigte. Die Bevölkerungszunahme erheiſchte 
dringend eine Vergrößerung des Ackerlandes, da Hungerjahre ſich mit perio— 
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diſcher Regelmäßigkeit wiederholten. Das Ackerland konnte aber nur auf 
Koſten der Gemeindeweiden vergrößert werden. So ausgedehnt dieſe nun auch 
waren, ſo reichten ſie doch kaum zur Erhaltung der ohnehin nicht großen Vieh⸗ 
beſtände aus. In dem Maße aber, als die Bevölkerung und der Steuerdruck 
wuchs, mußte ſich die Inanſpruchnahme der kommuniſtiſchen Weideplätze immer 
intenſiver geſtalten. Im achtzehnten Jahrhundert waren dieſelben bereits ſo 
ausgenutzt, daß ſich für ſie der Name „Hungerweide“ einigermaßen rechtfertigte. 
Der Agrarkommunismus befand ſich ſomit in einer Sackgaſſe, aus der er keinen 
Ausweg zu finden vermochte. 

Ein individualiſtiſcher Widerſpruch gegen den Agrarkommunismus wurde 
deshalb innerhalb der ländlichen Bevölkerung doch nicht laut. Nicht einmal 
der Ruf nach Reformen erſchallte. Zäh hält die Bauernſchaft an ihren kom⸗ 
muniſtiſchen Gewohnheiten feſt, und ſelbſt das Übermaß des Übels veranlaßt 
ſie nicht, nach einem Heilmittel zu forſchen. Wo die Zuſtände ganz unhaltbar 
werden, ſucht man ſich durch die Beſchränkung der Nutzungsrechte zu helfen, 
wodurch die ſozialen Schäden des alten Agrarkommunismus aber nicht beſeitigt, 
ſondern nur verſchleiert werden. Die Armut und Kulturloſigkeit, in welcher 
der Abſolutismus die bäuerliche Bevölkerung gefangen hält, iſt zu groß, als 
daß ſie ſelbſt den Ausgang aus der Sackgaſſe finden könnte, in die der 
wachſende Steuerdruck und die Bevölkerungszunahme den Agrarkommunismus 
leitete. . 

Zur ſelben Zeit aber, da die Schäden des Agrarkommunismus immer offen⸗ 
barer werden, hatte ſich jenſeits des Armelkanals im Kampfe gegen den Gemein⸗ 
beſitz und die Weiderechte ein neues Ackerbauſyſtem auf kapitaliſtiſch⸗individua⸗ 
liſtiſcher Grundlage herausgebildet, das wie auf einen Zauberſchlag alle Übel, 
an denen die alte Landwirtſchaft krankte, zu beſeitigen ſchien. Durch den Anbau 
von Futtergewächſen auf dem Acker machte das neue Syſtem die Weiden zum 
größten Teile überflüſſig, da die auf dieſem Wege gewonnenen großen Futter⸗ 
vorräte es geſtatteten, das Vieh nicht nur in den Wintermonaten reicher zu 
ernähren, ſondern auch im Sommer im Stalle zu füttern. So war plötzlich 
für das zentrale Übel der alten Landwirtſchaft, den Futtermangel, ein 
Heilmittel gefunden worden: die Stallfütterung mit auf dem Acker 
gebauten Futtergewächſen. Ohne einen Futtermangel befürchten zu 
müſſen, konnte man getroſt die Hälfte oder zwei Drittel der Weide dem Pfluge 
unterwerfen. Und nicht nur das! Durch die Stallfütterung blieb der Land⸗ 
wirt im Beſitz der koſtbaren Dünger, die früher beim Weidegang des Viehes 
auf Wegen und Stegen verzettelt wurden. Der größere Düngervorrat geſtattete 
aber wieder eine ſtärkere Inanſpruchnahme der Acker und eine Einſchränkung 
der Brachflur. Ackerbau und Viehzucht erfuhren durch das neue Ackerbauſyſtem 
extenſiv und intenſiv eine ruckweiſe Ausdehnung und der menſchliche Nahrungs⸗ 
ſpielraum eine Verdopplung. Auf einer Fläche, wo das Ackerbauſyſtem des 
Agrarkommunismus kaum 2000 Menſchen erhalten konnte, ernährte die neue 
Art der Landwirtſchaft 4000 und mehr Menichen.' 


»Thünen, Der iſolierte Staat. Roſtock 1842. Band 1, S. 130—131, Die Aus⸗ 
weitung des Nahrungsſpielraums durch die moderne Landwirtſchaft ſtellt ſich heute übrigens 
weit bedeutender dar, als ſelbſt die optimiſtiſchſten Agrarökonomen im erſten Viertel des 
neunzehnten Jahrhunderts annahmen. Die Erträge der deutſchen Landwirtſchaft haben ſich 
im Verlauf eines Jahrhunderts nicht nur verdoppelt, ſondern vervierfacht. Vergl. Oppen⸗ 
heimer, Das Bevölkerungsgeſetz. Berlin 1901. S. 148150. 
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Kein Wunder wahrlich, daß die neue Landwirtſchaftslehre, die nicht nur 
theoretiſch gut begründet, ſondern auch praktiſch erprobt war, wie mit Zauber— 
macht die Blicke des Hofadels und der Bureaukratie auf ſich lenkte. Der Strom 
der Bevölkerung und des Reichtums, den Ackerbau und Viehzucht auf individua⸗ 
liſtiſcher Grundlage über das Land ergießen konnte, ſchien ungeheuer. Je 
größer die Ebbe in der Staatskaſſe, um ſo verführeriſcher winkte die neue 
Methode, ſich Gold und Menſchen zu verſchaffen. Es lag durchaus im Weſen 
des Fortſchrittsdeſpotismus der alten Monarchie, dem, was ſich in anderen 
Ländern als praktiſch erwieſen, durch drakoniſche Strafbeſtimmungen im eigenen 
Lande Eingang zu verſchaffen. Und an erſter Stelle richtete die abſolutiſtiſche 
Agrarpolitik ihre Ukaſe natürlich gegen den Agrarkommunismus, den die 
durchweg individualiſtiſch geſinnten Agrarökonomen ja als das weſentlichſte 
Hindernis für die Verbreitung des neuen Ackerbauſyſtems denunziert hatten. 


III. 

Es war bisher nicht leicht, den Prozeß der Aufteilung der Gemeinde— 
ländereien, den der aufgeklärte Abſolutismus mit Feuereifer förderte, in ſeinen 
einzelnen Phaſen zu verfolgen, da zuſammenfaſſende Darſtellungen der zum 
Zwecke der Gemeinheitsteilung in den einzelnen deutſchen Staaten ergriffenen 
Maßnahmen fehlten. Dieſe Lücke der agrarpolitiſchen Literatur iſt jetzt, was 
die ſüddeutſchen Staaten anbetrifft, zum Teil ausgefüllt durch die von der 
Univerſität München preisgekrönte „Geſchichte der Teilung der Gemeinde— 
Ländereien in Bayern“ von Franz X. Wismüller.“ Die Arbeit Wismüllers 
gibt freilich nur eine trockene Aufzählung aller gegen den Agrarkommunismus 
von der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts bis zur Gegenwart ergriffenen 
Maßnahmen, ohne uns über die treibenden Kräfte genügend aufzuklären und 
die einzelnen Tatſachen mit dem Ganzen der agrarökonomiſchen Entwicklung 
ausreichend zu verbinden. Im übrigen erweiſt ſich Wismüller als ein gelehriger 
Schüler Brentanos; nirgend gehen ſeine Betrachtungen über den engen ökono— 
miſchen Horizont feines Lehrers hinaus. Immerhin iſt aber das von Wis⸗ 
müller gelieferte Material ausreichend, um die Klaſſenintereſſen zu erkennen, 
die zur Sprengung des alten Agrarkommunismus führten. 

Der Anſtoß zur Beſeitigung des Agrarkommunismus ging auch in Bayern 
nicht von der ländlichen Bevölkerung, ſondern vom Hofadel und der Bureau— 
kratie aus. In der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts beginnt die 
Agrarfrage die Salons zu intereſſieren. Die phyſiokratiſche Doktrin, daß Be⸗ 
völkerungsdichtigkeit und Reichtum eines Landes am letzten Ende vom Zuſtand 
ſeiner Agrikultur abhängt, wird Gegenſtand eifriger Diskuſſionen. Von Eng⸗ 
land her verbreitet ſich die Kenntnis rationeller Formen der Landwirtſchaft 
Hund läßt in den herrſchenden Kreiſen den Wunſch entſtehen, der für die Staats» 
kaſſe ſo vorteilhaft ſcheinenden modernen Agrikultur auch in Bayern Eingang 
zu verſchaffen. Da der Agrarkommunismus als der eigentliche Feind des agri— 
kolen Fortſchritts angeſehen wird, ſo beginnt der Fortſchrittsdeſpotismus mit 
ſeiner Unterdrückung. Hofadel und Bureaukratie ſind in Bayern die ſozialen 
Träger aller Maßnahmen gegen den Agrarkommunismus. Dieſen beiden an der 
abſolutiſtiſchen Auswucherung der bäuerlichen Bevölkerung intereſſierten Schichten 


1 Franz X. Wismüller, Geſchichte der Teilung der Gemeindeländereien in Bayern. 
Münchener volkswirtſchaftliche Studien. Herausgegeben von Lujo Brentano und Walter 
Lotz. 62. Stück. Stuttgart und Berlin 1904. Preis 6 Mark. 
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iſt es natürlich nicht darum zu tun, den Wohlſtand der Bauern zu mehren, 
ſondern die Staatskaſſen, aus denen ſie ja geſpeiſt werden, zu füllen. Der leitende 
Geſichtspunkt bei allen Maßnahmen iſt demnach der, durch Entfeſſelung der 
produktiven Kräfte des Bodens die Bevölkerung ſteuerkräftiger zu machen. 

Den erſten Schritt zur Aufteilung der Gemeindeländereien macht das 
Mandat vom 24. März 1762. Dasſelbe betont, daß der geringe Nutzen, den 
die Gemeinden von ihren Gemeindegründen zögen, augenfällig ſei. Daher wäre 
zu wünſchen, daß dieſelben „nach dem Beiſpiel anderer auswärtigen Landen“ 
unter ſämtliche Gemeindemitglieder verteilt und einem jeden das ihm zu— 


gewieſene Stück zur beſonderen Kultur und eigenen Benutzung überlaſſen werde. 
Gleichzeitig macht das Mandat auch gegen die Brachweide Front und geſtattet 


den Anbau des Brachlandes. 

Dieſes Mandat rief natürlich den Widerſtand der Bauern hervor, die ſich 
nicht vorſtellen konnten, wie ſie ohne die kommuniſtiſchen Weideberechtigungen 
ihr Vieh erhalten ſollten. Beſondere Erregung verurſachte aber die Beſtimmung 
des Mandates, daß es jedem geſtattet ſein ſollte, durch Beſtellung der Brache 
das Weiderecht der übrigen Gemeindegenoſſen auf ſeinen Ackern zu beſeitigen. 
Dieſe Erbitterung fand ihren Ausdruck in der Zerſtörung der Verzäunungen 
oder Umfriedungen, ſowie in der Störung der mit der Beſtellung des Brach⸗ 
landes tätigen Arbeiter. Da erging unter dem 5. Juni 1782 ein drakoniſches 
Mandat gegen die Kulturfrevler, das den dreimaligen Kulturfrevler mit dem 
Schwerte bedroht. Aber nicht nur, daß die „antikollektiviſtiſchen Bauernſchädel“ 
der Beſeitigung des Agrarkommunismus hartnäckig paſſiven und aktiven Wider⸗ 
ſtand entgegenſetzten, auch die Grundherren und Prälaten, welche eine Min⸗ 
derung der Leiſtungsfähigkeit ihrer abgabepflichtigen Bauernſchaft befürchteten, 
traten den Maßnahmen der Regierung offen oder verſteckt entgegen.! 

Im ganzen ſcheinen die zahlreichen Verordnungen, die bis zum Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts erlaſſen wurden, keine ſonderliche Wirkung gezeitigt 
zu haben. Das zeigen die folgenden Angaben über die unkultivierten Flächen 
in verſchiedenen Bezirken Bayerns, die den Aufzeichnungen eines zeitgenöſſiſchen 
Agrarökonomen entnommen ſind. 

Von der Geſamtfläche find im Bezirk: Aibling / Oden und Weiden, 
Tegernſee / Wald und Weide, Traunſtein / Wald und Weide, Reichenhall 
ho Wald und Weide, Zwieſel Wald und Weide, Mitterfels / Wald, 
Gemeinweide, Schwarzach / Wald und Weide, Marquardtſtein / Wald und 
Weide, Abensberg / Gemeinweide, Holz, Riedenburg / Gehölze und Weide. 

Der Urheber dieſer Statiſtik, Joſef von Hazzi, entwirft von manchen Gegenden 
ein troſtloſes Bild; ſo ſchreibt er zum Beiſpiel vom Iſartal: „Durchwandert 
man dieſes Tal, welch wüſter Zuſtand! Alles iſt öde, wie die Nacht der Natur; 
alles iſt Weide, wilder Hirtenjtab !“* 

Das neue Jahrhundert leitet eine zweite Periode intenſiver Tätigkeit gegen 
den Agrarkommunismus ein. Eine beſondere Behörde für das Teilungsverfahren 
wird geſchaffen, die dasſelbe derart vereinfacht, daß jedem Antrag auf Teilung 
der Gemeinländereien, auch wenn er von einer Minderheit in der Gemeinde 
ausgeht, ſtattgegeben wird. Der leitende Grundſatz bei der Aufteilung iſt, 
möglichſt viel leiſtungsfähige Steuerſubjekte zu ſchaffen. Das Gemeindeland 

„ Wismüller gag, , S 272231, 

2 Joſef von Hazzi, Statiſtiſche Aufſchlüſſe über das Herzogtum Bayern, aus echten 
Quellen geſchöpft, 1801— 1808, zitiert bei Wismüller, a. a. O., S. 42—43. | 
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wird daher gleichmäßig unter die Gemeindegenoſſen verteilt. Der Proteſt der 
größeren Grundbeſitzer, welche die Viehzahl als Verteilungsmaßſtab anerkannt 
wiſſen wollen, bleibt vorläufig ungehört. Dank letzterer Maßregel, die natur— 
gemäß überall eine teilungsluſtige Minorität aus den Reihen der Grundbeſitz— 
loſen entſtehen ließ, mehren ſich die Anträge auf Teilung und ſchreitet die 
Aufteilung munter fort. In dem kurzen Zeitraum von vier Jahren wurden 
in Altbayern nicht weniger als 921 Gemeinheitsteilungen vollzogen, die einen 
Flächeninhalt von 111566 Tagewerk umfaßten.! 

In dem Maße aber, wie die Aufteilung fortſchreitet, wird die Oppoſition 
der größeren Grundbeſitzer gegen den gleichen Teilungsmaßſtab ſchärfer und 
mächtiger. Man wirft der Regierung vor, daß ſie den Kleinen, der kaum 
einige Gulden Abgaben zahle, reich, den Großen aber, der Hunderte von Gulden 
zahle, arm mache. Schon im Jahre 1808 iſt der Einfluß der Oppoſition ſo 
erſtarkt, daß die Regierung beginnt, den Gemeinheitsteilungen gegenüber zurück— 
haltender zu werden. Sechs Jahre ſpäter iſt der Sieg der Oppoſition ent— 
ſchieden. Das Geſetz vom 11. Mai 1814 bildet einen Wendepunkt in der Ge: 
ſchichte der Teilung der Gemeindeländereien. Nach dieſem Geſetz hatte eine 
Teilung nur dann noch Ausſicht auf Verwirklichung, wenn die Großgrund— 
beſitzer ſie für ihre Verhältniſſe vorteilhaft fanden. Der gleiche Teilungs— 
maßſtab iſt aufgegeben und an ſeine Stelle die Verteilung nach dem Verhält- 
nis der Gemeindelaſten getreten.” 

Die Hoffnungen, die man auf die Teilung der Gemeindeländereien geſetzt 
hatte, gingen übrigens keineswegs in Erfüllung. Auch nach der Teilung blieb 
die Dreifelderwirtſchaft das noch vorherrſchende Ackerbauſyſtem. Da auch der 
Futterbau auf dem Acker keine weſentliche Fortſchritte macht, ſo vergrößerte 
die Teilung der Gemeinländereien noch den Futtermangel und führte ſtellen⸗ 
weiſe zu einer erheblichen Reduktion der Viehbeſtände. Dieſe Erſcheinung blieb 
auf die Regierung nicht ohne Eindruck, und ſeit 1830 hört nicht nur die ſtaat⸗ 
liche Förderung der Gemeinheitsteilungen auf, ſondern es tritt an ihre Stelle 
ſogar eine Politik bewußter Erſchwerung, obwohl damals noch 30 Prozent 
von allem Land mit Wald bedeckt waren, wovon mindeſtens 20 Prozent auf 
Gemeinde- und Stiftungswald kamen.“ 

Trotz der Hinderniſſe, die die Regierung der Gemeinheitsteilung entgegen— 
ſetzte, ſchritt dieſelbe dennoch langſam vorwärts, da das Intereſſe der größeren 
Grundbeſitzer an der Verteilung der Gemeindegründe in dem Maße wuchs, als 
die Grundrenten ſtiegen. Erſt durch die Miniſterialverordnung vom 6. März 1854 
wurde der Gemeinheitsteilung jo ziemlich der Weg abgegraben. Jetzt erſt er: 
kennt man, wie ſehr man die Gemeinde durch die Gemeinheitsteilungen in 
ihrem Vermögen geſchädigt hat und daß man das erſtrebte Ziel, nämlich die 
Vergrößerung des Ackerlandes und die Ausbreitung des Futteranbaus auf dem 
Acker ebenſo ſicher durch bloße Verpachtung der Gemeindeländereien hätte er— 
reichen können. Auch der große Wert kommuniſtiſcher Weideplätze für die 
bäuerliche Viehzucht, namentlich als Tummelplätze für das Vieh, wird jetzt 
richtig eingeſchätzt. Aber die Erkenntnis kam zu ſpät. Von den einſtigen 
unermeßlichen Kommunalländereien waren nur noch ſpärliche Reſte vorhanden. 
Ein ungeheures Grundvermögen war aus den Händen der Gemeinſchaft in 

1 Wismüller, a. a. O., S. 63. N 

3 Derſelbe, a. a. O., S. 128 und 142. 

2 Derſelbe, a. a. O., S. 161, 162, 164. 
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den Beſitz von Privaten übergegangen und damit dem alten Agrarkommunismus 
die Grundlage ſeiner Exiſtenz genommen. Die letzten Spuren des einſt ſo 
mächtigen bayeriſchen Agrarkommunismus beſeitigten dann die Geſetze über 
die Weideablöſung und Arrondierung des ländlichen Grundbeſitzes. 

Der ökonomiſche Verluſt, den die Gemeinden durch die Verſchleuderung 
ihres Grundeigentums erlitten haben, läßt ſich heute nicht mehr zahlenmäßig be⸗ 
rechnen, aber die enorme Höhe desſelben kann man ſich vorſtellen, wenn man 
den koloſſalen Umfang der Gemeindeländereien in Beziehung zu der Wert— 
ſteigerung des Bodens in den letzten hundert Jahren bringt. Nach der Anſicht 
der bürgerlichen Nationalökonomen war freilich der Verkauf oder die Teilung 


der Gemeindeländereien unerläßlich, um dem agrikolen Fortſchritt die Tür zu 


öffnen. Wir ſind anderer Meinung. Die neuere Geſetzgebung zeigt uns den 
Weg, den die Entwicklung hätte nehmen können. Mit Notwendigkeit fallen 
mußten nur die Weiderechte am Ackerland, weil ſie in der Tat mit dem agri⸗ 
kolen Fortſchritt unvereinbar waren. Dagegen hätten die Gemeindeländereien, 
unbeſchadet des agrikolen Fortſchrittes, ruhig im Eigentum der Gemeinde ver— 
bleiben können. Indem die Gemeinde ihren zum Ackerbau geeigneten Boden 
unter der Bedingung, Futtergewächſe im regelmäßigen Wechſel mit Brot⸗ 
getreide zu bauen, an die Gemeindegenoſſen pachtweiſe abgetreten hätte, hätte 
ſie dem Futterbau auf dem Acker und dem Fruchtwechſel, dieſen beiden großen 
Errungenſchaften der modernen Kultur, wahrſcheinlich ſchneller Bahn gebrochen, 
als dies durch die Aufteilung der Gemeinheiten erreicht wurde. Andererſeits 
hätte ſich der troſtloſe Zuſtand der kommuniſtiſchen Weideplätze durch eine 
rationelle Bewirtſchaftung von ſeiten der Gemeinde auch beſeitigen laſſen. 

Daß die Entwicklung den bezeichneten Weg nicht nahm, erſcheint uns aber 
keineswegs als ein Zufall. Auch der mangelnden Einſicht der herrſchenden 
Klaſſe vermögen wir keine entſcheidende Bedeutung anzuerkennen. Daß ſich 
unter den zahlreichen Agrarökonomen nicht ein einziger fand, der ſeine Stimme 
für eine Reform des Agrarkommunismus in dem bezeichneten Sinne erhob, 
iſt uns ein Beweis für die ungeheure Macht, welche die privatkapitaliſtiſchen 
Intereſſen ſchon im achtzehnten Jahrhundert über die Köpfe der Wiſſenſchaftler 
ausübten. Dieſe Tatſache zeigt uns ferner die völlige Iſolierung der bäuerlichen 
Bevölkerung von den übrigen ſozialen Klaſſen. Die bäuerliche Bevölkerung 
war, allein auf ſich geſtellt, aber unfähig, den Weg der Reform für den Agrar⸗ 
kommunismus zu bezeichnen. Der Übergang des alten Agrarkommunismus 
zum modernen Gemeindeſozialismus war ſomit durch Klaſſengegenſätze ver— 
ſperrt, ſein Untergang durch die ſozialen Machtverhältniſſe beſiegelt. 


Die Bremer lehrerſchaft und der Religionsunterricht. 
Von Heinrich Schulz. 


Vor kurzem iſt an dieſer Stelle das Lob der hamburgiſchen Volksſchullehrer 
verkündet worden. Mit Recht. Die hamburgiſchen Lehrer haben ſich in der 
Wahlrechtsfrage in ihrer großen Mehrheit als charaktervolle Freunde des 
arbeitenden Volkes erwieſen. Aber die bremiſchen Volksſchullehrer haben 
in dieſen Tagen eine Tat geleiſtet, durch die ſie ſich ihren hamburgiſchen Kol⸗ 
legen nicht nur ebenbürtig an die Seite ſtellen, ſondern die in ihrer Art noch 
tapferer iſt und ſich in ihren Wirkungen für die Zukunft als noch bedeutungs⸗ 
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voller erweiſen wird als die politiſche Standfeſtigkeit der hamburgiſchen Lehrer— 
ſchaft. Die bremiſchen Volksſchullehrer haben dem Religions unterricht in 
der Volksſchule den Kampf bis aufs Meſſer angeſagt. 

Für die bremiſchen Lehrer gilt in dieſem Kampfe das Wort: Mönchlein, 
Mönchlein, du gehſt einen ſchweren Gang! Die Kirche iſt der machtgerüſtete 
Erbfeind der Volksſchule von ihrem Beſtehen an. Als im Mittelalter das 
niedere Bürgertum, die Handwerker, ſich deutſche Schulen für ihre Zwecke 
gründeten, hatten ſie von Anfang an mit der lebhaften Feindſchaft der Kirche 
zu kämpfen. Aber im Mittelalter gelang es dem tatkräftigen Bürgertum, ſich 
ſeine Volksſchulen von kirchlichem Einfluß freizuhalten. Die Volksſchulen 
waren damals ſogar religionslos! Die Reformation, der man irrtümlicher— 
weiſe nachrühmt, ſo viel für die Volksſchule getan zu haben, hat im Gegenteil 
die niederen Schulen zu ihrem großen Schaden unter das Machtgebot der Kirche 
gebracht, unter dem ſie noch heute ſchmachten. Die Schulen wurden zu unter— 
geordneten Organen der Kirche, die Lehrer zu Knechten der Geiſtlichen degradiert. 

So ſehr ſich die deutſchen Volksſchullehrer — beſonders im neunzehnten 
Jahrhundert, ſeitdem ihnen das Unwürdige ihrer abhängigen Stellung von der 
Kirche deutlicher zum Bewußtſein gekommen iſt — auch bemüht haben, das 
harte Joch der Kirche von ſich abzuſchütteln oder es wenigſtens zu lockern, ſo 
wenig iſt es ihnen bisher gelungen. Iſt die Abhängigkeit auch äußerlich nicht 
mehr ſo in die Augen ſpringend wie früher, iſt der Lehrer nicht mehr ganz ſo 
augenfällig der Adlatus des geiſtlichen Herrn, ſo ſteht der innere Schulbetrieb 
doch noch immer in erſter Linie unter dem Kommandoſtab der Kirche. Wie 
groß dieſer kirchliche Einfluß heute noch iſt, beweiſt am beſten der gegen— 
wärtige Schulkampf in Preußen, wo die vereinigte Reaktion drauf und dran 
iſt, die Volksſchule noch ſtrammer unter die kirchliche Kandare zu nehmen als 
bisher. Die deutſche Lehrerſchaft hat oft dagegen proteſtiert, fie hat zahme Ein- 
wendungen gegen das Übermaß des Memorierſtoffs im Religionsunterricht gemacht, 
ſie hat die Beſeitigung der geiſtlichen Schulaufſicht verlangt, ſie hat ſich auch über 
die Zweckmäßigkeit der Schulbibel unterhalten — aber eines hat ſie nicht getan, 
dazu hat ihr bislang der Mut gefehlt: ſie hat dem kirchlichen Dreinreden in 
die Schulangelegenheiten nicht reſolut den Boden entzogen, indem ſie kurzweg 
die Beſeitigung des Religionsunterrichtes aus der Volksſchule forderte. Ich 
habe erſt anläßlich der vorjährigen Lehrerverſammlung in Königsberg Gelegen— 
heit genommen, an dieſer Stelle eine ähnliche Kritik zu üben, als es ſich um 
die an ſich berechtigte Forderung des Königsberger Kongreſſes auf fachmänniſche 
Schulaufſicht handelte. Erſt durch die Forderung der Abſchaffung des Religions- 
unterrichtes wird die Axt an die Wurzel des kirchlichen Schmarotzers gelegt, 
der dem Baume der deutſchen Volksſchule Luft und Licht raubt. Solange die 
Lehrer noch in törichter Verblendung den Religionsunterricht als die „Sonne 
der Schule“ hinſtellen, ſolange ſie ſich nicht mit einem energiſchen Rucke von 
der eingeroſteten Phraſe der „ſittlich-religiöſen“ Erziehung frei machen, ſo lange 
dürfen fie ſich nicht wundern, wenn die berufenen Vertreter dieſes „Sonnen: 
ſcheins“, die berufsmäßigen Ausleger des Begriffes „religiös“ beanſpruchen, in 
den Schulangelegenheiten in erſter Linie gehört zu werden. Man gebe der 
Kirche, was der Kirche iſt, und beanſpruche für die Schule nur das, was ihr 
zukommt. Die Religion iſt Sache der Kirche, alſo laſſe man ihr auch den 
Religionsunterricht, ſoweit die Eltern einen ſolchen Unterricht für notwendig 
halten. In die Volksſchule gehören nach Marx „nur Wahrheiten, die von 
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allen Parteivorurteilen unabhängig find und bloß eine Deutung zulaſſen“. 
Die Religion aber läßt beinahe ſo viele Deutungen zu, wie es Köpfe gibt, die 
über die Deutung nachdenken. Darum gehört ſie nicht in die Schule. 


Zum erſtenmal hat es jetzt eine Lehrerkorporation in Deutſchland gewagt, 


ſich rückhaltlos auf den Boden dieſer Anſchauung zu ſtellen. Als vor einigen 
Monaten zum erſtenmal bekannt wurde, daß die bremiſchen Volksſchullehrer 
in einer Verſammlung die Abſchaffung des Religionsunterrichtes verlangt 
hätten, erregte dieſer Beſchluß ſofort allgemeines Aufſehen. Selbſt Freunden 
dieſer Forderung erſchien ein ſolcher Beſchluß ſo ungewöhnlich, daß ſie zum 
mindeſten irgendwelche einſchränkenden Klauſeln dahinter vermuteten. Die 
Reaktion in ganz Deutſchland ſchrie dagegen ſofort Zeter und Mordio und 
verſuchte die bremiſchen Lehrer für die weiteren Schritte in dieſer Sache ein⸗ 
zuſchüchtern. Aber zunächſt hatte das nur die erfreuliche Folge, daß auch die 
bremiſchen Lehrerinnen ſich in einer tapferen Reſolution der Forderung ihrer 
Kollegen anſchloſſen und daß die Lehrer ſelbſt den Beſchluß nach einigen 
Wochen abermals mit noch ſchärferer Akzentuierung aufrecht erhielten. Zur 
beſſeren Vertretung der fortſchrittlichen Ideen der großen Mehrheit der bremi⸗ 
ſchen Volksſchullehrer entſtand außerdem neben dem langweiligen und rück⸗ 
ſtändigen „Bremer Schulblatt“ ein keckes pädagogiſches Monatsblatt, der 
„Roland, Organ für freiheitliche Pädagogik“. 

Dann freilich hörte man längere Zeit aus Lehrerkreiſen nichts mehr über 
die Angelegenheit. Die Lehrer hatten ſie einer Kommiſſion übertragen, die die 
ebenſo ſchwierige wie ehrenvolle Aufgabe hatte, die kühne Kriegserklärung der 
Lehrerſchaft gegen den Religionsunterricht ausführlich in Geſtalt einer Eingabe 
an die oberſte Schulbehörde in Bremen zu motivieren. Dieſe Zwiſchenzeit wurde 
von den Rückſchrittlern aller Art in Bremen, von liberalen und orthodoxen Theo⸗ 
logen, von Schulvorſtehern und ſolchen, die es demnächſt werden möchten, dazu 
benutzt, um Mißtrauen und Zwietracht in die bremiſche Lehrerſchaft zu tragen. 

Mit welchem winzigen Erfolg ſich dieſe ſtille, aber eifrige Minierarbeit am 
Tage der Entſcheidung begnügen mußte, zeigt das Abſtimmungsergebnis: mit 
273 gegen 43 Stimmen wurde die von der Kommiſſion vorbereitete Eingabe 
der Lehrerſchaft an den Senat von einer allgemeinen Verſammlung bremiſcher 
Lehrer und Lehrerinnen gutgeheißen. Damit iſt dieſe bedeutungsvolle An⸗ 
gelegenheit vorläufig, ſoweit die Lehrerſchaft dabei in Frage kommt, zum Ab⸗ 
ſchluß gebracht. Und zwar zu dem denkbar würdigſten Abſchluß, den man nur 
wünſchen konnte. Das beweiſt ein Blick in die Eingabe. 

Schon rein äußerlich unterſcheidet ſich dieſes Schriftſtück, das für die Kultur⸗ 
geſchichte einen gewiſſen dokumentariſchen Wert beanſpruchen darf, von der 
ſonſt üblichen Form von Eingaben Beamter an ihre vorgeſetzten Behörden. 
In dem ganzen langen Schriftſatz findet ſich nicht eine einzige devote Wendung, 
von der Feierlichkeit und der geſpreizten Würde des traditionellen Kurialſtils 
findet ſich darin keine Spur. Dagegen wird in einfacher, ſchlichter Form im 
Stile einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung mit Beweisgründen aus dem Gebiet 
des Staatsrechtes, der Philoſophie, der Politik und der Pädagogik die Unhalt⸗ 
barkeit des Religionsunterrichtes im Rahmen der Volksſchule nachgewieſen. 
Die Eingabe ſchreckt vor keinen Konſequenzen zurück, ſie zieht mit ſchneidender 
Schärfe die für eine „hohe Behörde“ bitterſten Schlußfolgerungen, ſie ſchenkt 
den Befürwortern des Religionsunterrichtes keine ihrer vielen Ausreden, und 
keine Hintertür, durch die der Religionsunterricht wieder verſteckt in die Schule 
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hereingemogelt werden könnte, läßt ſie unbewacht. Die Eingabe wäre es wert, 
auch an dieſer Stelle im Wortlaut mitgeteilt zu werden. Ich muß mich aber 
darauf beſchränken, ſie in ihren markanteſten Stellen hier zu ſkizzieren. 


Die Eingabe beginnt mit dem Kernſatz: „Die Schule iſt eine Veranſtaltung 
des Staates; Religion aber iſt Privatſache.“ Mit dem Schulzwang einerſeits 
und der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit andererſeits begebe der Staat ſich 
des Rechtes, „ſeinen Angehörigen in den öffentlichen Schulen durch ſeine be— 
ſtellten Organe eine beſtimmte Glaubensrichtung zu vermitteln und den Unter⸗ 
richt im Sinne einer ſolchen Glaubensrichtung erteilen zu laſſen“. Die Durch- 
führung der Trennung von Kirche und Staat auch auf dem Gebiet des Schulweſens 
liege im Entwicklungsgang der Zeit begründet. Man geſtehe dem Staate wohl 
das Recht und die Pflicht zu, für die wiſſenſchaftliche, techniſche und ſittliche 
Bildung der Kinder zu ſorgen, nicht aber auch für die dogmatiſch⸗-xeligiöſe. 
Ohne einen beſtimmten metaphyſiſchen Vorſtellungskreis ſei aber keine Religion 
denkbar. Die Eingabe geht darauf ausführlich ein und entwickelt dabei im 
zuſtimmenden Sinne das Weſen der moniſtiſchen Weltanſchauung. „Neben der 
ſoeben gekennzeichneten moniſtiſchen Überzeugung beherrſcht der Glaube an das 
Entwicklungsgeſetz weite Kreiſe der modernen Welt, und zwar in dem Sinne, 
daß es, ebenſo wie auch die naturgeſetzliche Bedingtheit, auf die leibliche wie 
geiſtige Exiſtenz auch des Menſchen rückhaltlos ausgedehnt wird.“ Darum ver: 
werfe man auch den Unterſchied zwiſchen „geiſtlich“ und „weltlich“ und betrachte 
beiſpielsweiſe die Entſtehung, die Geſchichte und die literariſchen Dokumente 
des Chriſtentums unter demſelben Geſichtswinkel wie einen anderen welt— 
geſchichtlichen Vorgang und ſeine hiſtoriſchen Belege auch. „Überhaupt räumt 
man den geiſtig hervorragenden Erzeugniſſen der religiöſen Bekenntnisliteratur 
keinen grundſätzlichen Vorrang vor geiſtig und ſittlich gleich hochſtehenden 
Werken des ſogenannten weltlichen Schrifttums ein.“ Die metaphyſiſchen Vor⸗ 
ſtellungen und die damit verwandten Überlieferungen der herrſchenden Religions⸗ 
ſyſteme, deren Urſprünge Tauſende von Jahren zurückliegen, entſprächen in 
weſentlichen Stücken dem Wiſſen und Denken unſerer Zeit nicht mehr, zumal 
die Konfeſſionen ſich untereinander bekämpften und nicht einmal die Theologen 
derſelben Konfeſſion ſich untereinander einig ſeien. 

Aus allen dieſen Gründen ſprächen die ſo geſonnenen Kreiſe dem Staate das 
Recht ab, öffentlichen Unterricht im Sinne einer dieſer Glaubensrichtungen zwangs⸗ 
mäßig zu erteilen, und empfänden den gegenwärtigen Zuſtand als eine Beſchrän⸗ 
kung ihrer verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Glaubens- und Gewiſſensfreiheit. 

„Dieſe Tatſache iſt um ſo bedeutſamer, als die gekennzeichneten Anſchau⸗ 
ungen heutzutage nicht mehr auf kleine und abgeſchloſſene Kreiſe von Gelehrten 
beſchränkt ſind, ſondern infolge des gehobenen Standes der allgemeinen Volks⸗ 
bildung in die breiten Maſſen der Bevölkerung eingedrungen ſind. Längſt hat 
ſich in dieſen Kreiſen ein ſtillſchweigender Gegenſatz zwiſchen Haus und Schule 
herausgebildet, der, wenn er auch nicht immer zu offenen Zuſammenſtößen 
führt, doch ein gedeihliches Zuſammenwirken vereitelt und dem Anſehen der 
Schule wie der Lehrerſchaft Abbruch tut.“ 

„Dazu kommt, daß der weitaus größte Teil der bremiſchen Lehrerſchaft die 
erwähnten freien Anſichten teilt oder ihnen doch nahe ſteht. Es iſt das er— 
klärlich bei der unbefangen wiſſenſchaftlichen, auf hiſtoriſch-kritiſcher Grundlage 
aufgebauten Art und Weiſe, wie der Unterricht im Seminar von jeher erteilt 
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worden iſt. In gleicher Richtung wirken die vielfach betriebenen Studien der 
einzelnen und die Berührung mit Männern der Wiſſenſchaft, wie ſie unter 
anderem durch die von einer hohen Behörde unterſtützten Hochſchulkurſe herbei⸗ 
geführt wird. So fühlt auch der größte Teil der Lehrerſchaft ſich unter einem 
Drucke, der ihr freies Wirken hemmt und ſie zwingt, mit ihrem Anſehen hinter 
Dingen und Anſchauungen zu ſtehen, die ſie nicht anerkennt und billigt. Die Be⸗ 
völkerung aber, die den freien Standpunkt der Lehrerſchaft ſehr wohl kennt, wird 
von einem für den Lehrer peinlichen Zweifel an deſſen Aufrichtigkeit erfüllt.“ 

Das Recht des Staates, Unterricht in den Sitten zu erteilen, ſolle nicht in 
Frage geſtellt werden, doch ſeien die für die Schule in Betracht kommenden 
ſittlichen Grundſätze ſo allgemein gültiger Art, daß ſie des Zuſammenhanges 
mit dogmatiſchen Vorſtellungen entraten könnten. Eher ſei die Ableitung ſitt⸗ 
licher Grundſätze aus den Schriftſtellern des Alten Teſtamentes geradezu ſchädlich. 
Es könne dadurch ſogar „die ärgſte ſittliche Verwirrung in den Köpfen der 
Kinder angerichtet werden, wenn die heranwachſende Jugend die Sache über: 
haupt ernſt nähme und nicht vielmehr ganz gut wüßte, daß dieſe Dinge ihr 
nur im Namen einer ihr im Grunde fremden und ſeltſamen Anſchauungsweiſe 
aufgedrängt werden“. Selbſt die Bergpredigt bilde keinen glücklichen Ausgangs⸗ 
punkt für die ſittliche Belehrung, ſo daß durch den Religionsunterricht eine 
planmäßige, den Bedürfniſſen der Gegenwart entſprechende ſittliche Belehrung 
geradezu verhindert werde. 

Mit der viel beliebten Gefühls- und Begriffsſpielerei, wonach Religion in 
alle Unterrichtsſtunden zu tragen ſei, ſowie mit dem Schlagwort der „ſittlich⸗ 
religiöſen“ Erziehung ſetzt ſich die Eingabe ſo auseinander: „In der pädago— 
giſchen Literatur wird vielfach die Forderung einer ſittlich-religiöſen“ Unter: 
weiſung aufgeſtellt. Wir können den Ausdruck ‚religiös‘ hier nur in dem Sinne 
anerkennen, daß er ſich auf die religiöfe Stimmung und Geſinnung im all⸗ 
gemeinen, nicht auf irgend eine beſondere Religion mit beſtimmtem dogma⸗ 
tiſchen Inhalt bezieht. Die religiöſe Stimmung würde ſich dann etwa im 
Gefühl der Ehrfurcht vor dem Erhabenen, weil über Menſchenmacht und maß 
Hinausgehenden, ſowie in der Freude an allem Guten, Schönen und Wahren 
äußern, das Natur-, Geiftes- und Kulturleben uns darbieten; die religiöſe Ge⸗ 
ſinnung aber würde ſich in dem feſten und ſtetigen Willen betätigen, einen 
reinen und ſittlichen Lebenswandel zu führen und alle in der eigenen Perſon 
vereinigten Kräfte und Anlagen zum eigenen Wohle und zum Wohle des 
Ganzen zu entfalten und auszubilden.“ 

„Eine religiöſe Bildung dieſer Art läßt ſich ebenfalls ohne einen dogma⸗ 
tiſchen Religionsunterricht beſſer erzielen als mit ihm. Sie läßt ſich ja über⸗ 
haupt nicht im eigentlichen Sinne auf unterrichtlichem Wege mitteilen; an⸗ 
gebahnt und gefördert aber wird ſie jedenfalls am beſten durch ein gründ⸗ 
liches Verſtändnis der Dinge, Verhältniſſe und Gedankengänge der eigenen 
Zeit und die Kenntnis ihrer Bedeutung und ihres geſchichtlichen Werdeganges.“ 

Eine auf beſtimmte Stunden feſtgelegte Sittenlehre verwerfen weite Kreiſe 
der bremiſchen Lehrerſchaft ganz, da ſie befürchten, „daß ein ſolcher Unterricht 
leicht denſelben trockenen und ſchematiſchen Charakter annehmen könnte, den 
der jetzige Religionsunterricht hat“. Am paſſendſten werde der Sittenunterricht 
in den Leſeſtunden in zwangloſer Weiſe an geeignete Stoffe angeſchloſſen. Auf 
der Unter⸗ und Mittelſtufe halte die Lehrerſchaft die Anſetzung beſonderer 
Stunden zum Zwecke der ſittlichen Unterweiſung überhaupt nicht für erforderlich. 
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Auf der Oberſtufe ließe ſich ein lehrplanmäßiger Unterricht dieſer Art eher 
durchführen, da hier die Behandlung der Rechts- und Verfaſſungskunde berück⸗ 
ſichtigt werden könnte. Auf der Unterſtufe möge der durch den Fortfall des 
Religionsunterrichtes frei werdende Platz dem Anſchauungsunterricht zugelegt 
werden. Auf der Mittelſtufe möge kein Erſätz dafür vorgeſehen werden, damit 
kirchengläubige Eltern dieſe Zeit dazu benutzen könnten, ihren Kindern durch 
Vermittlung der Kirche dogmatiſchen Religionsunterricht erteilen zu laſſen, wenn 
die Lehrerſchaft auch pädagogiſche Einwendungen dagegen zu erheben hätte. 
Die diesbezügliche Betrachtung ſchließt mit den deutlichen Worten: „Der Lehrer— 
ſchaft iſt es in erſter Linie darum zu tun, vom Druck der Kirche und von der 
Laſt ihres Überlieferungsſtoffs befreit zu werden.“ 

Beſonders wertvoll iſt ein weiterer Gedankengang der Eingabe. In Bremen 
gibt es ſchon jetzt keinen jo engherzigen und weit getriebenen Religionsunter— 
richt wie in Preußen und ſämtlichen anderen Bundesſtaaten. Der Katechismus 
iſt in den bremiſchen Schulen unbekannt und der Religionsunterricht ſelbſt um— 
faßt nur zwei Stunden in der Woche. Dabei wird er im ſogenannten „objek⸗ 
tiven“ Sinne erteilt, alſo nach einer Methode, die in anderen Bundesſtaaten, 
auch von weit links ſtehenden Elementen — ſogar Parteigenoſſen ſtehen dieſer 
Anſchauung nicht fern —, als ein höchſt erſtrebenswertes Ziel hingeſtellt wird. 
Mit dieſer falſchen Rechnungsträgerei an die Tradition räumt die Eingabe der 
bremiſchen Volksſchullehrer erbarmungslos auf: „Dieſe ‚objektive‘ Unterrichts 
weiſe hat ſich als unhaltbar und undurchführbar herausgeſtellt. Der bibliſche 
Geſchichtsunterricht muß den Traditionsſtoff der Kirche bieten. Dieſer Stoff aber 
hat in dem Zuſammenhang und in der Faſſung, wie die Kirche ihn geſchaffen 
oder ausgewählt und adoptiert hat, nur den Sinn, den die Kirche ihm beilegt, 
und keinen anderen.“ 

Auch rein pädagogiſche Gründe ſprechen dafür, daß der Religionsunterricht, 
wenigſtens auf der Unter⸗ und Mittelſtufe, abgeſchafft wird. Für die Ober— 
ſtufe ſieht die Eingabe einen allgemein religionsgeſchichtlichen Unterricht vor, 
der objektiv, das heißt in wiſſenſchaftlicher Form zu erteilen iſt und ſich mit 
allen wichtigeren Religionsſyſtemen der Welt zu beſchäftigen hat. Aber es ſei 
ein Unding, „Kinder in den erſten Jahren des Schulbeſuchs mit den Sitten, 
Gebräuchen und Gedankengängen ſyriſch⸗arabiſcher Beduinen der Vorzeit zu 
behelligen; es iſt ein Unding, ſie mit Bibelſprüchen und Geſangbuchverſen zu 
plagen, in denen faſt jedes Wort ihnen unverſtändlich iſt, und es raubt ihnen 
alle Luſt und Liebe zur Sache, wenn ſie unaufhörlich acht Jahre hindurch die— 
ſelben Stoffe aufs neue durcharbeiten müſſen“. 

Zum Schluſſe wird noch ein ſtaatsrechtliches Bedenken mit einer nicht üblen 
ſatiriſchen Handbewegung auf das Übermaß des Religionsunterrichtes in den 
anderen Bundesſtaaten abgetan: „Man hat gemeint, die Abſchaffung des 
Religionsunterrichtes werde den Kindern ſchaden, wenn ſie in die Schulen eines 
anderen Bundesſtaats übergingen. Sie würden in niedere Klaſſen zurückverſetzt 
werden. Das iſt aber aus ſolchen Gründen bei ſonſt hinreichend begabten 
Kindern nicht durchführbar. Sonſt müßte es ſchon jetzt geſchehen. Denn in 
Bremen allein wird kein Katechismusunterricht erteilt. Auch läßt ſich das 
Fehlende leicht nachholen bei der Fülle von Gelegenheit, die die Schulen 
anderer Bundesſtaaten vorläufig durchweg leider noch bieten.“ 

Die Eingabe ſchließt, indem ſie alle ihre Erwägungen und Gründe zu fol— 
genden praktiſchen Wünſchen zuſammenfaßt: 
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„Aus den angeführten Gründen erlaubt ſich die bremiſche Lehrerſchaft, eine 

hohe Behörde zu bitten, 8 
hohe Behörde möge verfügen, daß der Religionsunterricht in den öffent⸗ 
lichen Schulen abgeſchafft werde. 

Für den Fall, daß eine hohe Behörde geneigt ſein ſollte, dieſer Bitte der 
Lehrerſchaft zu willfahren, erlaubt ſich die bremiſche Lehrerſchaft, einer hohen 
Behörde folgende weiteren Wünſche und Vorſchläge zu geneigter Berückſichtigung 
zu unterbreiten. 


1. Die Erteilung des Religionsunterrichtes, ſoweit die Eltern ihn für ihre Kinder 
wünſchen, wird den einzelnen Religionsgemeinſchaften überlaſſen; c 

2. der Sittenunterricht wird ohne den bisherigen Anſchluß an den Religions⸗ 
unterricht weiter erteilt; 

3. der Sittenunterricht wird dabei im weiteren Sinne einer allgemeinen Welt⸗ 
und Lebenskunde gefaßt, wie ſie ſchon jetzt bei der Behandlung von ſogenannten 
Muſterſtücken in der Leſeſtunde vermittelt wird; 1 

4. der Sittenunterricht wird auf der Unter: und Mittelſtufe im Anſchluß an 
geiſtig, ſittlich und literariſch hervorragende und im übrigen für die Stufe 
paſſende Stoffe der geſamten Weltliteratur erteilt; 

5. im Zuſammenhang mit dieſen Vorſchlägen wird über die im Lehrplan der 
Schulen wegfallenden Stunden wie folgt verfügt: 

a) auf der Unterſtufe (Klaſſe VIII VII) werden dem Unterricht Stoffe aus 
der Märchenwelt und allerlei dem geiſtigen Faſſungsvermögen des 
Kindes angepaßte und ſeiner Umwelt entnommene Gegenſtände zugrunde 
gelegt und nach Art des Anſchauungsunterrichts behandelt; 

p) auf der Mittelſtufe (Klaſſe VI III) wird der Sittenunterricht im An⸗ 
ſchluß an geeignete Stoffe in den Leſeſtunden (Literaturſtunden) erteilt; 
die beiden wegfallenden Stunden werden den Religionsgemeinſchaften 
zu ihren Zwecken zur Verfügung geſtellt; 

c) die Auswahl der Stoffe wird an der Hand einer planmäßigen Zu⸗ 
ſammenſtellung der beim Sittenunterricht zu berückſichtigenden Momente 
und Beziehungen getroffen; | 

d) auf der Oberſtufe (Klaſſe II und J) wird ein ſyſtematiſcher Sitten⸗ 
unterricht eingeführt, der ſich zu einer allgemeinen Geſetzes⸗ und Ver⸗ 
faſſungskunde erweitert; 

e) auf der Oberſtufe (Klaſſe II und I) wird Unterricht in allgemeiner 
Religionsgeſchichte erteilt. 

Ehrerbietigſt 
im Auftrage der bremiſchen Lehrerſchaft 
Bremen, im September 1905. 
gez. Chr. Maas. gez. W. Holzmeier. gez. F. Gansberg. 
gez. Magda Böttner. gez. Adele Ehlers. 
% 


* 
* 


Ich habe dem Vorſtehenden nicht mehr viel anzufügen. Die tapfere Ein- 
gabe der bremiſchen Volksſchullehrer ſpricht für ſich ſelbſt. Die Reaktion in 
Deutſchland wird dieſe mutige Kriegserklärung freilich mit wütendem Gebrüll 
und mit Gegenmaßnahmen beantworten, und kaum eine einzige bürgerliche 
Partei in Deutſchland wird den Mut haben, die bremiſchen Lehrer dagegen zu 
ſchützen. Nur die Arbeiterſchaft Deutſchlands wird ſich in dieſer Sache hinter die 
bremiſchen Lehrer ſtellen und ſie in ihrem mutvoll begonnenen Kampfe unter⸗ 
ſtützen. Wir können das mit um ſo ruhigerem Gewiſſen, als die ganze Ein⸗ 
gabe — cum grano salis — ſchließlich nichts anderes iſt als die erſte Be⸗ 
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gründung unſerer Programmforderung: „Weltlichkeit der Schule“ von fach— 
männiſcher Seite. 

Wohl ließe ſich an dieſe und jene Stelle der Eingabe eine Kritik anknüpfen. 
So beruht eine Schwäche der Eingabe in der Tatſache, daß die bremiſchen 
Lehrer ſich bei ihrer Forderung durchaus auf den Boden der heutigen Schul— 
organiſation ſtellen und ihre bedeutungsvolle Neuerung durchführen wollen, 
ohne vorher die heutige Schule in ihrem ganzen inneren und äußeren Bau in 
Frage zu ſtellen. Der praktiſche Erfolg ihres Vorgehens wird ihnen zeigen, 
daß es ein vergebliches Bemühen iſt, vom Dornſtrauch des kapitaliſtiſchen 
Staates Feigen ſchütteln zu wollen. Auch fühlt man hier und da heraus, daß 
die Lehrer Bremens in anderen, nicht minder wichtigen Fragen der Pädagogik 
noch nicht jo weit vorgeſchritten find wie in der Frage des Religionsunter— 
richtes. Sonſt würden fie zum Beiſpiel die hohe Bedeutung des Arbeitsunter— 
richtes, beſonders für die Erweckung ſittlicher Kräfte im Kinde, nicht außer acht 
gelaſſen haben. Doch darf man die Hoffnung hegen, daß die bremiſchen Lehrer, 
ſofern ſie Rückenſtärke und Mannesmut genug beſitzen, durch die Konſequenzen 
ihres erſten Schrittes zu weiteren Schritten auf der Bahn des pädagogiſchen 
Fortſchritts getrieben werden. 


Kaufmannsgerichte und verhältniswahl. 
Von Paul Zange. 


1. die Wahlvorſchlagsliſten. 

Bekannt iſt, daß bei der Verhältniswahl die einzelnen Mitglieder einer 
Körperſchaft nicht in beſonderen, ſelbſtändigen Wahlkreiſen gewählt werden. 
Zwar läßt ſich das ganze Wahlgebiet in mehrere Wahlkreiſe einteilen, die ja 
eine Anzahl Vertreter für ſich wählen, aber das geſchieht auf Koſten der Ge— 
nauigkeit des Geſamtwahlergebniſſes. Zur vollendeten Durchführung der Ver— 
hältniswahl iſt erforderlich, daß die geſamte Wählerſchaft nur einen Wahl⸗ 
kreis bildet. Bei den Verhältniswahlen der Kaufmannsgerichte hat ſich nun 
nach dem Vorbild einiger Gewerbegerichte die Praxis herausgebildet, daß die 
Stimmenabgabe auf ſolche Kandidatenliſten beſchränkt wird, die von den 
Wählergruppen bis zu einem feſtgeſetzten Zeitpunkt vor der Wahl bei der zu: 
ſtändigen Behörde eingereicht werden. Dieſe Kandidatenliſten der Parteien 
werden als Wahlvorſchlagsliſten bezeichnet. Die Behörde hat dieſe Vorſchlags⸗ 
liſten in beſtimmter — und im Intereſſe der Wahlagitation nicht zu kurzer — 
Friſt vor der Wahl mit beſonderer Kennzeichnung (Angabe einer Nummer oder 
ſonſtiger Bezeichnung) bekannt zu machen. Nach der Statiſtik des Verbandes 
deutſcher Gewerbegerichte hat nur das Kaufmannsgericht Kolberg von der 
Vorſchrift der Wahlvorſchlagsliſten abgeſehen. Dieſer pommerſche Magiſtrat 
hat überhaupt kein Verſtändnis für den Begriff Verhältniswahl. In dem 
Kolberger Ortsſtatut heißt es zwar: „Die Wahl der Beiſitzer erfolgt nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl“, dann aber: „Die Stimmzettel ſind mit der 
Bezeichnung ſo vieler Perſonen zu verſehen, als Beiſitzer zu wählen ſind. Es 
darf auch derſelbe Name auf dem Stimmzettel ſo oft vorkommen, als Beiſitzer 
zu wählen ſind. Als gewählt ſind diejenigen Perſonen zu erachten, welche die 
meiſten Stimmen erhalten.“ In Wirklichkeit wird alſo in Kolberg den 
Vorſchriften des Reichsgeſetzes zuwider nicht nach der Verhältnis⸗, ſondern 
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nach der Mehrheitswahl gewählt. Und das hat die Genehmigung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes zu Köslin gefunden! 

Die Wahlvorſchlagsliſten ſollen dazu dienen, die Kandidaten der einzelnen 
Gruppen offiziell feſtzuſtellen, auf fie die für die betreffende Gruppe oder Partei 
abzugebenden Stimmen zu ſammeln und dann unter ſie die auf die Partei 
entfallenden Mandate zu verteilen. Man unterſcheidet gebundene und freie 
Liſten. 

Bei dem Syſtem der gebundenen Vorſchlagsliſten, das für die Kaufmanns⸗ 
gerichtswahlen in Berlin, München, Leipzig, Stuttgart, Dresden, Breslau, 
Dortmund, Poſen, Stettin, Karlsruhe, Magdeburg uſw. gilt, kann am Wahl⸗ 
tag nur für vollſtändig unveränderte Vorſchlagsliſten geſtimmt werden. Der 
Wähler iſt an die Vorſchlagsliſte gebunden. Jede Anderung und Streichung 
macht den Stimmzettel ungültig. Daher der Name des Syſtems. Demgemäß 
erfolgt die Berechnung des Wahlergebniſſes und die Verteilung der Mandate 
ſehr einfach nach der Zahl der für jede Vorſchlagsliſte abgegebenen gültigen 
Stimmzettel. Es iſt alſo auch nicht nötig, daß die Stimmzettel die Namen 
der vorgeſchlagenen Kandidaten enthalten; es genügt, was bei einigen Kauf⸗ 
mannsgerichten vorgeſchrieben iſt, die Angabe der Nummer oder der ſonſtigen 
offiziellen Bezeichnung der Vorſchlagsliſte, für die der Wähler ſtimmen will. 
Die auf eine Vorſchlagsliſte entfallenden Mandate werden auf ihre Kandidaten, 
und zwar gemäß der auf der Vorſchlagsliſte gegebenen Reihenfolge verteilt, 
das heißt die auf der Liſte zuerſt genannten Kandidaten haben die meiſte Aus⸗ 
ſicht, gewählt zu werden. 

Gegen das Syſtem der gebundenen Liſten, das bei etwas mehr als dem 
vierten Teile der deutſchen Kaufmannsgerichte angewendet wird, machen ver⸗ 
biſſene Theoretiker und Bureaukraten geltend, daß es „die Parteien, oder ge⸗ 
nauer geſagt, die Wahlmacher allmächtig mache und den Wähler ſchutzlos der 
Tyrannei der Parteien preisgebe“. Ja, dieſes Syſtem ſoll ſogar gegen den 
Grundſatz der unmittelbaren Wahl verſtoßen und eine indirekte Wahl dar⸗ 
ſtellen. Auf ſolche Ideen kann ein Bureaukrat wohl kommen, weil er ſich die 
einfachſte Sache nicht in ungekünſtelter Weiſe durchgeführt denken kann. Wenn 
man den Wählern die Einreichung von Vorſchlagsliſten freiſtellt und in keiner 
Weiſe behindert, ſo fallen die geäußerten Bedenken von ſelbſt. Aber freilich 
haben verſchiedene Kommunalverwaltungen in ihrer bureaukratiſchen Schrullen⸗ 
haftigkeit die Einreichung von Vorſchlagsliſten nach Möglichkeit erſchwert. 

Das Freiliſtenſyſtem iſt bei den Kaufmannsgerichten in Elberfeld, Straß⸗ 
burg, Kattowitz, Halle, Kiel uſw. eingeführt. Es geſtattet, daß der Wähler 
für die Kandidaten mehrerer Parteien ſtimmt. Der Wähler darf in ſeinem 
Stimmzettel Kandidaten aus allen bei der Behörde eingereichten Vorſchlags⸗ 
liſten aufnehmen. Zwecks Feſtſtellung des Wahlergebniſſes muß hier zunächſt 
die Zahl der auf jeden einzelnen Kandidaten entfallenen gültigen Stimmen 
und danach durch Zuſammenſtellung dieſer Stimmen ermittelt werden, welche 
Zahl auf jede der eingereichten Vorſchlagsliſten gefallen iſt. 

Werden, was nach den Ortsſtatuten von Hamburg, Forſt, Schöneberg, 
Münſter uſw. zuläſſig iſt, Stimmen für Perſonen abgegeben, die auf keiner 


In der Statiſtik des „Gewerbegerichtes“ wird das in Berlin uſw. geltende Syſtem 
„ſtreng gebunden“, das in Elberfeld uſw. „gebunden“, das in Hamburg uſw. „frei“ be⸗ 
nannt. i ö 
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der eingereichten Vorſchlagsliſten benannt waren, jo werden dieſe Kandidaten 
jeder für ſich als beſondere Liſte gewählt. Macht ein Wähler von dieſer Be⸗ 
ſtimmung Gebrauch, ſo ſchädigt er ſeine Partei dadurch, daß er ihr ſeine 
Stimme nicht voll zugute kommen läßt, während der von ihm benannte be— 
ſondere Name gar keine Ausſicht hat, gewählt zu werden. Es läuft dies auf 
eine Spielerei hinaus. f 

Nach einer anderen Art der freien Liſten, die bei den Gewerbegerichten 
mehrfach, bei den Kaufmannsgerichten aber faſt gar nicht zur Anwendung ge- 
kommen iſt, wird jeder mit einer Vorſchlagsliſte übereinſtimmende, ſowie jeder 
Stimmzettel, auf dem nicht mehr als ein willkürlich feſtgeſetzter Teil der Namen 
einer ſolchen Liſte geſtrichen oder durch andere erſetzt iſt, für dieſe Liſte ge⸗ 
zählt. Alle anderen gültigen Stimmzettel, welche größere Anderungen auf⸗ 
weiſen, werden gemeinſam als eine beſondere (Ergänzungs⸗)Liſte behandelt 
und für dieſe gezählt. Mit dieſer Art, die ſelbſt von den Bureaukraten über 
Bord geworfen wird, brauchen wir uns nicht näher zu beſchäftigen. 

Das Syſtem der freien Liſten wird vom preußiſchen Miniſter für Handel 
und Gewerbe empfohlen und demgemäß bei der Mehrheit der deutſchen Kauf⸗ 
mannsgerichte angewendet. Einer ſeiner eifrigſten Befürworter, R. Siegfried⸗ 
Königsberg, begründet es unter anderem ſo: „Man muß den Sozialdemokraten 
bei den Wahlen möglichſt viel Gelegenheit geben, ihre Zwieſpältigkeit und ihre 
buntſcheckig zuſammengeſetzten Elemente offen an den Tag zu legen; das be⸗ 
fördert ganz beſonders die Spaltungen innerhalb der Partei und raubt ihr 
außerdem bei allen, die auf dieſe Wahlen achten, einen erheblichen Teil ihres 
Nimbus. Mit aus dieſem Grunde, um das kompakte Auftreten der Sozial⸗ 
demokraten zu ſprengen und ſie möglichſt zu zerklüften, muß es jedem Wähler 
geſtattet ſein, ſich aus allen Liſten die Kandidaten ſeines Herzens nach Be⸗ 
lieben auszuſuchen.“ Die Anſicht Siegfrieds über die Nachteile des Freiliſten⸗ 
ſoſtems iſt inſofern nicht zutreffend, als nicht nur eine, ſondern alle an der 
Wahl beteiligten Gruppen und Parteien davon betroffen werden. Da bei 
dieſem Syſtem die auf eine Vorſchlagsliſte entfallenden Kandidaten nicht nach 
der ihnen bei der Aufſtellung gegebenen Reihenfolge, ſondern nach der Zahl 
der ihnen zugefallenen Stimmen entnommen werden, ſo iſt keine Partei in der 
Lage, von vornherein zu beſtimmen, wer aus ihren Reihen in erſter Linie ge⸗ 
wählt werden ſoll. Das Reſultat hängt nur von einzelnen ab, und jede Partei 
iſt in der Lage, durch Abkommandierung einiger ihrer Anhänger die Führer 
der Gegner zu Falle zu bringen. Ein lehrreiches Beiſpiel lieferte die vorjährige 
Wahl zum Magdeburger Gewerbegericht, bei dem im Gegenſatz zum dortigen 
Kaufmannsgericht nach dem Freiliſtenſyſtem gewählt wird. Von 12183 ein⸗ 
getragenen Arbeiterwählern gaben 9459 ihre Stimme ab. Davon entfielen 
1096 auf die Vereinigung der Hirſch⸗Dunckerſchen und chriſtlichen Organiſationen 
und 8363 auf die Lifte des Gewerkſchaftskartells. Von den 8363 Wählern 
hatten nur 11 an ihren Stimmzetteln Streichungen vorgenommen. Zu wählen 
waren 50 Beiſitzer. Das Gewerkſchaftskartell erhielt 44, die gegneriſche Liſte 
6 Beiſitzer. Von jeder Liſte galten gemäß des Liſtenſyſtems diejenigen als ge⸗ 
wählt, die die höchſte Stimmenzahl innerhalb ihrer Liſten aufwieſen. War 
irgend ein Kandidat auf einem Stimmzettel geſtrichen, ſo mußte er ſofort ins 
Hintertreffen geraten. Das machten ſich die Gegner des Gewerkſchaftskartells 
zunutze, um beſonders markante Perſönlichkeiten aus der Kartelliſte zu Falle 
zu bringen. Ein als Beiſitzer bewährter Kandidat des Gewerkſchaftskartells 
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fiel durch, weil von 8363 Wählern, die zur Kartelliſte wählten, 7 Wähler, 
augenſcheinlich abkommandierte Anhänger der Gegenpartei, ſeinen Namen ge⸗ 
ſtrichen hatten. Zwar hatte er das Vertrauen von 8356 Wählern, aber es 
genügten 7 Perſonen, um dieſe zu überſtimmen, ſchrieb die „Magdeburger 
Volksſtimme“. In einem noch kraſſer gelagerten Falle brachte 1 Stimme 
gegen 8362 den Kandidaten zu Falle. Irgend ein Querkopf vermag das Ver⸗ 
trauensvotum Tauſender umzuſtoßen. Die Gegenpartei hat es in der Hand, 
die befähigſten Kandidaten, die ja auch meiſt im Kampfe an der Spitze ſtehen, 
durch Streichungen auszuſchalten. 

Ahnliche Erfahrungen wurden bei den Kaufmannsgerichtswahlen gemacht. 
Die im Zentralverband der Handlungsgehilfen und -Gehilfinnen organiſierten 
klaſſenbewußten Angeſtellten hatten die Syſteme von Anfang an erkannt. Trotz⸗ 
dem ließen ſich einzelne ſeiner Ortsgruppen — weil ihnen nach den Orts⸗ 
ſtatuten die ſelbſtändige Wahlbeteiligung nicht möglich war — bei Anwendung 
des Freiliſtenſyſtems zu Kompromiſſen verleiten und ſind durch Streichung 
ihrer Kandidaten ſeitens der Gegner ſchmählich verraten worden. Der anti⸗ 
ſemitiſche Handlungsgehilfenverband, ſowie der Verein der deutſchen Kaufleute 
(Hirſch⸗Duncker) ſprechen ſich in ihren an den Verbandstag deutſcher Gewerbe⸗ 
gerichte erſtatteten Gutachten ebenfalls für das gebundene Syſtem aus, und 
der Verband deutſcher Handlungsgehilfen zu Leipzig, der vor den Wahlen für 
das Freiliſtenſyſtem eintrat, ſpricht jetzt von dem früher von ihm vertretenen 
Syſtem. 

Den Lehren der Praxis vermochten ſich auch die für die freien Liſten 
begeiſterten Theoretiker und Bureaukraten nicht zu verſchließen. Sie bringen 
für das Freiliſtenſyſtem die Stimmenhäufung in Vorſchlag, das heißt es 
ſoll jeder Partei freiſtehen, weniger Kandidaten zu benennen, als zu wählen 
ſind, dafür aber ihre beſten Vertreter auf der Vorſchlagsliſte mehrmals auf⸗ 
zuführen und ihnen ſo mehrere Stimmen zuzuwenden. Dieſes Mittel iſt aber 
auch nicht ausreichend, namentlich nicht für ſtarke Gruppen. Ein weiterer, 
beim Kaufmannsgericht in Hagen bereits durchgeführter Vorſchlag geht dahin, 
die vorgenommenen Anderungen und Streichungen bei Verteilung der Mandate 
innerhalb der Vorſchlagsliſten nicht zu berückſichtigen, ſolange ſie nicht einen 
beſtimmten Prozentſatz der auf den Kandidaten entfallenen Stimmen aus⸗ 
machen. Hagen i. W. hat dieſen Prozentſatz auf 5 feſtgeſetzt, der dortige erſte 
Bürgermeiſter ſchlägt jetzt 10 Prozent als wirkſam vor. Da nun aber die 
Stimmenzerſplitterung — denn weiter iſt die Abänderung an den freien Liſten 
nichts — nie einen ſo hohen Prozentſatz ausmacht, ſo bedeutet eine ſolche Vor⸗ 
ſchrift praktiſch nichts anderes als die Einführung der gebundenen Liſten unter 
Beibehaltung der Umſtändlichkeiten des Freiliſtenſyſtems. 


2. Die verteilung der mandate. 

Ein lebhafter Streit hat ſich auch bezüglich der Verteilung der Kan- 
didaten auf die einzelnen Vorſchlagsliſten entſponnen. Grundſatz iſt: Als 
gewählt gilt von den einzelnen Vorſchlagsliſten diejenige Zahl Kandidaten, 
die ſich zur Geſamtheit der zu wählenden Beiſitzer ebenſo verhält, wie die Zahl 
der auf die Liſte entfallender Stimmen zu der Geſamtheit der überhaupt ab⸗ 
gegebenen gültigen Stimmen. In der Praxis wird ſich meiſt die Tatſache er⸗ 
geben, daß die Verteilung der Kandidaten ſich nicht voll durchführen läßt, weil 
mehrere Liſten gemäß ihrer Stimmenzahl ein Bruchteil Anrecht auf ein oder 
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mehrere der zuletzt zu verteilenden Mandate haben. Ein Beiſpiel: Es ſind 
30 Beiſitzer zu wählen. Abgegeben wurden 3000 Stimmen, davon auf Liſte 
A 2430 und Liſte B 570. Demnach würde auf je 100 Stimmen ein Beiſitzer 
entfallen und Liſte A 24, Lifte B 5 Mandate erhalten. Man wird geneigt 
ſein, das verbleibende Mandat der Liſte B zuzuteilen, weil ſie den größten 
Reſt (Bruchteil) Stimmen aufweiſt, nämlich 70 gegen 30. Eine Reihe der 
örtlichen Kaufmannsgerichtsgeſetze beſtimmen auch ſo. Gegen dieſes ſogenannte 
Bruchteil verfahren wendet ſich der bereits erwähnte Theoretiker Siegfried. 
Er iſt für das in dem vom preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe 
empfohlenen Muſterſtatut dargelegte Verfahren nach der Verteilungszahl. 
Halten wir uns an unſer Beiſpiel: Erhält Liſte B das verbleibende Mandat 
noch zugeteilt, alſo ingeſamt 6, jo bekommt ſie ein Mandat auf durchſchnitt⸗ 
lich 570: 6 - 95 (ſtatt 100) Stimmen. Bei Lifte A ergibt ſich, wenn man 
ihr das letzte Mandat zuwendet, alſo insgeſamt 25, eine Durchſchnittszahl 
von 2430: 25 = 96,8 (ſtatt 100) Stimmen. Siegfried meint, daß Liſte A trotz 
der kleineren Reſtzahl von 30 Stimmen das übrigbleibende Mandat erhalten 
müſſe, weil es die größere durchſchnittliche Verteilungszahl aufweiſe. Seine 
Rechnung iſt zwar an ſich richtig, aber es erſcheint doch nicht gerecht, daß, 
wenn eine Partei begünſtigt werden muß, es unter allen Umſtänden die ſtärkere 
ſein ſoll. Iſt der Größenunterſchied zwiſchen den Parteien erheblich, ſo hat 
ſtets die ſtärkere Partei die höchſte durchſchnittliche Verteilungszahl. Bei dem 
Bruchteilverfahren bekommt die ſtärkere Partei den verbleibenden Sitz nur 
dann, wenn ſie den größeren Reſt Stimmen aufweiſt, zum Beiſpiel das Wahl⸗ 
ergebnis jo war: Liſte A 2470, Lifte B 530. Beſonders unbillig erſcheint das 
Verfahren der Verteilungszahl dann, wenn infolge ſeiner Anwendung eine 
kleine Gruppe, der einige Stimmen am einzigen für ſie in Frage kommenden 
Mandate fehlten, ganz leer ausgeht. 

Mehrfach findet ſich in den Ortsſtatuten die Beſtimmung: „Werden zwei 
oder mehrere Vorſchlagsliſten gleichzeitig eingereicht und von den Unterzeichnern 
als zuſammengehörig bezeichnet derart, daß dieſe Liſten den Vorſchlagsliſten 
anderer Wählervereinigungen gegenüber als ein Wahlvorſchlag angeſehen werden 
ſollen, ſo gelten ſie als verbundene Liſten“. Verbundene Liſten ſind nicht 
ein Liſtenſyſtem wie freie und gebundene. Ihr Weſen beſteht darin, daß die 
verbundenen Liſten Ausſicht haben, bei der Verteilung der Mandate einen 
oder mehrere Sitze mehr zu erhalten, als wenn ſie ſich nicht zu dieſem Zwecke 
verbinden würden. Sind 1000 Stimmen abgegeben, und zwar auf Lifte A 325, 
Liſte B 230 und Lifte C 445 und waren 10 Beiſitzer zu wählen, jo müßte A 3, 
B 2 und C 4 Sitze erhalten; den reſtlichen Sitz bekäme noch Liſte C, zuſammen 
alſo 5, wegen ihres größten Stimmreſtes beziehungsweiſe der größten durch— 
ſchnittlichen Verteilungszahl. Würden ſich aber Liſte A und B verbinden, ſo 
haben fie zuſammen 555, Lifte C 445 Stimmen. Es hätten A und B jetzt 6, 
Liſte O nur 4 Sitze zu beanſpruchen. Lifte A und B teilen ſich nun ver: 
hältnismäßig in die 6 Sitze. — Die verbundenen Liſten ſind ſowohl bei dem 
Syſtem der freien, wie auch bei dem der gebundenen Liſten zuläſſig. 


3. Reichs⸗ und ortsgelfetzliche Schwierigkeiten. 
Was der Zentralverband der Handlungsgehilfen und-Gehilfinnen und die 
Sozialdemokraten im Reichstag vorausſagten, hat ſich erfüllt. Infolge der 
Feſtſetzung der Altersgrenze für das paſſive Wahlrecht auf das dreißigſte und 
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des aktiven Wahlrechtes auf das fünfundzwanzigſte Lebensjahr für männliche 
Angeſtellte, war das Kaufmannsgerichtsgeſetz in ſeiner jetzigen Geſtalt nicht 
durchführbar. Da in kleineren Städten jüngere, billige Arbeitskräfte beſchäftigt 
werden, Stellen für ältere Gehilfen aber nur ſehr ſelten zu haben ſind, fehlte 
es verſchiedentlich an wahlfähigen Gehilfen. So mußten, wie gemeldet wird, 
in Wilmersdorf, Allenſtein, Zabrze uſw. dem Reichsgeſetz zuwider jüngere Ge⸗ 
hilfen zu Beiſitzern gewählt werden. In anderen Orten reichten die beſchäf⸗ 
tigten Gehilfen im wählbaren Alter gerade zur Beſetzung der Beiſitzerpoſten 
aus. Von einer Wahl konnte da keine Rede ſein; an eine Verhältniswahl 
war noch weniger zu denken. Daß darunter und infolge der Streichung des 
Frauenwahlrechtes auch die Wahlbeteiligung litt, iſt ſelbſtverſtändlich. In 
einer rheiniſchen Stadt gingen 3 Kaufleute und 7 Handlungsgehilfen zur 
Wahl. 

Im übrigen tragen auch die Ortsgeſetze ſehr oft zur Erſchwerung der Ver⸗ 
hältniswahl bei. So wird vielfach in denſelben Orten, wo man ſich über die den 
gebundenen Liſten untergeſchobene Wahlbeſchränkung entrüſtet, die Einbringung 
von Vorſchlagsliſten dadurch erſchwert, daß man ſie von der Beibringung einer 
größeren Anzahl Unterſchriften Wahlberechtigter abhängig macht. Eine andere 
Schwierigkeit iſt, daß man in vielen Orten von den kleinen Gruppen, die nur 
wenige Beiſitzer durchbringen können, die Namhaftmachung von ſo viel Kan⸗ 
didaten verlangt, als überhaupt zu wählen ſind. Da die Gruppen oft nicht 
ſo viel Wahlfähige haben, ſind ſie dann von der Wahlbeteiligung ausgeſchloſſen. 
Berlin, Charlottenburg, Rixdorf, Deſſau uſw. ſtellen ſich auf einen vernünf⸗ 
tigeren Standpunkt und laſſen auch unvollſtändige Vorſchlagsliſten zu. Ebenſo 
Gera. In Gera ſind nach dem Syſtem der freien Liſten 12 Beiſitzer zu wählen. 
Es ſind aber dort auch Vorſchlagsliſten mit 4 Namen zuläſſig. Davon machte 
der Zentralverband der Handlungsgehilfen und -Gehilfinnen Gebrauch. Bei 
der Berechnung des Wahlergebniſſes maß aber der Stadtrat nach dem mangel⸗ 
haften Ortsſtatut jedem Zentralverbandswähler nur ½e Stimmrecht zu. In⸗ 
folgedeſſen fiel der Zentralverband bei der Wahl gänzlich durch. Auf Be⸗ 
ſchwerde beim Miniſterium gegen dieſe Sorte Verhältniswahl erklärte dieſes, 
der Zentralverband habe mit der von ihm gewünſchten Berechnungsweiſe recht, 
aber die des Stadtrates verſtoße auch nicht gegen das Geſetz! Andere Orte, 
wie Straßburg und Meißen, laſſen nur unvollſtändige Vorſchlagsliſten zu, 
ohne daß ſich dafür ein vernünftiger Grund anführen ließe. Auf dieſe Weiſe 
werden aber größere Gruppen gezwungen, mehrere Vorſchlagsliſten aufzuſtellen. 
Das hier und da vorgeſchriebene turnusmäßige Ausſcheiden der Beiſitzer 
paßt mit der Verhältniswahl nicht zuſammen. Verſchiedene andere Schwierig⸗ 
keiten, die der Verhältniswahl unnötigerweiſe bereitet wurden, müſſen unerwähnt 
bleiben, ihre Beſprechung müßte zu weit führen. Abgeſehen von dieſen, der 
Unfähigkeit der Bureaukratie zu dankenden Beſtimmungen kann von einer voll⸗ 
kommenen Durchführung der Verhältniswahl nicht geſprochen werden, ſolange 
nicht das Frauenwahlrecht eingeführt und die Wahlaltersgrenze auf das ein⸗ 
undzwanzigſte Lebensjahr herabgeſetzt iſt. 
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pflichten und Rechte in der Arbeiterverſicherung. 
von Guſtav Hoch (Hanau a. M.). 


Die Arbeiterverſicherung ſtellt ſich als etwas ganz anderes dar, je nachdem 
man ſie vom Standpunkt der herrſchenden Klaſſe oder vom Standpunkt der 
Arbeiter betrachtet. Für den Betriebsunternehmer iſt einzig und allein maß⸗ 
gebend der „freie“ Arbeitsvertrag, in dem mehr oder weniger deutlich all das 
feſtgelegt iſt, was er von ſeinem Arbeiter und dieſer von ihm zu beanſpruchen 
hat: der Betriebsunternehmer eine beſtimmte Arbeitsleiſtung vom Arbeiter, der 
Arbeiter die Auszahlung eines beſtimmten Lohnes vom Betriebsunternehmer. 
Sind die Leiſtungen nach den Beſtimmungen des Arbeitsvertrags erfolgt, hat 
der Arbeiter die vorgeſehene Arbeit verrichtet, und hat der Betriebsunternehmer 
den ausbedungenen Arbeitslohn herausgegeben, dann iſt nach dem „freien“ 
Arbeitsvertrag das Verhältnis zwiſchen dem Betriebsunternehmer und dem 
Arbeiter gelöſt; von einem Rechtsanſpruch der einen Partei gegen die andere 
aus dem Arbeitsverhältnis kann nicht mehr die Rede ſein. Demnach muß der 
Arbeiter für die Zeit, da er, ſei es, weil er keine Arbeitsgelegenheit findet, 
ſei es, weil er arbeitsunfähig geworden, ohne Verdienſt daſteht — für dieſe 
Zeit muß er ſelbſt beizeiten Vorſorge treffen. Hat er das nicht oder nicht 
genügend getan, ſo fällt er der Armenpflege anheim. 

Nach dieſer Auffaſſung iſt die Arbeiterverſicherung, ſoweit ſie Zuſchüſſe der 
Unternehmer oder des Staates bedarf, nur ein Zweig der Armenpflege. König 
Stumm, einer der Väter der Arbeiterverſicherung nach preußiſchem Zuſchnitt, 
hat denn auch auf der Bonner Konferenz für die Arbeiterfrage im Juni 1870 
den Unternehmern vorgehalten, „daß der Staat vom Standpunkt der 
Armenpflege aus unzweifelhaft das Recht habe, demjenigen, welcher die 
Arbeitskraft ausnutze, auch die Verpflichtung zum Unterhalt der nicht mehr 
Arbeitsfähigen aufzuerlegen“. 

Bismarck ließ in der Begründung des erſten Unfallverſicherungsgeſetz— 
entwurfes vom 8. März 1881 erklären: „In Wahrheit handelt es ſich . .. nur 
um eine Weiterentwicklung der Idee, welche der ſtaatlichen Armenpflege 
zugrunde liegt.“ 

Den beweiskräftigſten Beleg aber bieten die Arbeiterverſicherungsgeſetze 
ſelbſt: die möglichſt ſtarke Belaſtung der Arbeiter mit den Koſten der Ver— 
ſicherung, die ganz ungenügenden Unterſtützungen der Invaliden- und Unfall⸗ 
verſicherung und die tatſächliche Rechtloſigkeit der Arbeiter in bezug auf die 
Verwaltung der Berufsgenoſſenſchaften und der Landesverſicherungsanſtalten. 

Der denkende Arbeiter aber glaubt nicht an den „freien“ Arbeitsvertrag. 
Er iſt beſtrebt, die jetzige Ausbeutungswirtſchaft mehr und mehr zu überwinden 
und ſie ſchließlich durch die Verwandlung des kapitaliſtiſchen Privateigentums 
an Produktionsmitteln in geſellſchaftliches Eigentum und die Umwandlung der 
Warenproduktion in ſozialiſtiſche, für und durch die Geſellſchaft betriebene 
Produktion ganz von ſich abzuſchütteln. So weit heute die Arbeiterklaſſe noch 
von dieſem ihrem Ziele entfernt iſt, hat ſie doch bereits hier und dort die 
herrſchende Klaſſe zu einigen Zugeſtändniſſen gezwungen. Daher die Arbeiter- 
ſchutzgeſetze: dieſe — wenn auch noch ganz ungenügende — Anſätze zu einer 
Regelung der Erwerbsarbeit nach dem Willen der Geſamtheit. Daher ferner 
die Arbeiterverſicherungsgeſetze, die ſich als Verſuche darſtellen, die Verteilung 
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des Ertrags der gemeinſamen Arbeit nach dem Willen der Geſamtheit zu 
beeinfluſſen. 

Die Arbeiterverſicherungsgeſetze laſſen zwar den einzelnen Betriebsunter⸗ 
nehmern nach wie vor die „Freiheit“, den Arbeitslohn ihrer Arbeiter ſo tief 
herabzudrücken, wie es ihnen möglich iſt. Sie ſichern aber mit Rückſicht darauf, 
daß der Arbeitslohn unter den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht einmal zur 
Beſtreitung der notwendigſten augenblicklichen Ausgaben reicht, den Arbeitern 
außer dem Lohne während ihrer Arbeit noch ein gewiſſes Entgelt in der Zeit 
der Verdienſtloſigkeit infolge von Krankheit, eines Unfalls, von Invalidität 
oder Alter. Sie erkennen den Arbeitern, die ihre Arbeitskraft in den Dienſt 
der gemeinſamen Arbeit ſtellen müſſen, als notwendige Folge dieſer Arbeits⸗ 
pflicht das Recht an, unter allen Umſtänden aus dem Ertrag der gemeinſamen 
Arbeit die Mittel für ihren Lebensunterhalt nicht nur während der Zeit, da 
ſie arbeiten, ſondern während ihrer ganzen Lebensdauer, alſo auch zur Zeit 
der Arbeitsunfähigkeit, zu ziehen. 

In dieſem Zuſammenhang der Dinge ergeben ſich die Leiſtungen der Arbeiter⸗ 
verſicherung als eine Abſchlagszahlung von dem Raube, den die heutige kapi⸗ 
taliſtiſche Ausbeutungswirtſchaft an den Arbeitern fortwährend verübt. Dem⸗ 
gemäß müſſen die Koſten der Arbeiterverſicherung direkt aus dem Ertrag der 
gemeinſamen Arbeit gedeckt werden, am praktiſchſten wohl durch eine progreſſive 
Einkommenſteuer. Ebenſo ſteht den Arbeitern das Selbſtverwaltungsrecht in 
der Arbeiterverſicherung zu, da ſie bei der Verwendung der Mittel, die ſie 
ihrer eigenen Arbeit verdanken, und die au ihrem eigenen Nutzen beſtimmit ſind, 
einen Vormund nicht brauchen. 

So ſind die beiden Forderungen der Arbeiter: Entlaſtung von den Bei⸗ 
trägen und ungeſchmälertes Selbſtverwaltungsrecht in der Arbeiterverſicherung, 
unlösbar miteinander verbunden. Sie beide ergeben ſich unvermeidlich aus der 
Auffaſſung der Arbeiter, müſſen dagegen ebenſo ſicher den Unternehmern als 
völlig unzuläſſig erſcheinen. Wie irreführend es iſt, wenn dieſer Gegenſatz 
nicht beachtet wird, das zeigt uns die Stellung des diesjährigen Orts⸗ 
krankenkaſſentags in Dresden zu der Vereinheitlichung der Arbeiter⸗ 
verſicherung. Der Ortskrankenkaſſentag hat ſich mit der Petition einverſtanden 
erklärt, welche der Vorſtand der Ortskrankenkaſſe in Dresden für ſich und als 
geſchäftsführende Kaſſe des Zentralverbandes von Ortskrankenkaſſen im Deutſchen 
Reiche dem Reichskanzler unterbreitet hat. In der Petition wird für die 
geſamte Arbeiterverſicherung unter anderem gefordert, daß die Mittel, ab⸗ 
geſehen von einem Reichszuſchuß, von den Unternehmern und den Verſicherten 
zu gleichen Teilen aufgebracht und die Selbſtverwaltung der Arbeiter durch⸗ 
geführt werden ſoll. Es iſt alſo die eine Forderung, Entlaſtung der Arbeiter 
von den Beiträgen für die Verſicherung, fallen gelaſſen und nur die andere 
Forderung, Wahrung des Selbſtverwaltungsrechtes der Arbeiter, vertreten. 
Dies iſt, wie ſich aus der Debatte auf dem Ortskrankenkaſſentag ergibt, in der 
Meinung geſchehen, daß die Arbeiter das Selbſtverwaltungsrecht um ſo ſicherer 
erlangen werden, wenn ſie in Sachen der Beitragszahlung ein Zugeſtändnis 
machen. 

Eine ſolche Hoffnung iſt aber ganz unbegründet. Die Unternehmer ſchätzen 
die Frage des Selbſtverwaltungsrechtes der Arbeiter als mindeſtens ebenſo 
wichtig ein wie die Frage nach der Verteilung der Laſten. Sie ſehen es — und 
von ihrem Standpunkt mit vollem Rechte — als eine unerhörte Anmaßung 
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an, daß die Arbeiter nicht nur die Almoſen aus der Arbeiterverſicherung haben, 
ſondern bei der Bewilligung der Almoſen auch noch das entſcheidende Wort 
führen wollen. Sie werden ſich daher gegen die eine Forderung ſicher ebenſo 
entſchieden wehren wie gegen die andere. 

Hieran ändert der Vorſchlag der Ortskrankenkaſſen nicht das geringſte. 
Entſcheidend für den Ausgang der bevorſtehenden Reform der Arbeiterverſiche— 
rung wird vielmehr einzig und allein ſein, wie ſich die große Maſſe der Arbeiter 
zu den reaktionären Plänen der Gegner des Selbſtverwaltungsrechtes der 
Arbeiter in der Arbeiterverſicherung ſtellt. Gelingt es, die geſamte Arbeiter— 
ſchaft zu einem gemeinſamen, tatkräftig geführten Kampfe für ihr Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht aufzurütteln, dann — aber auch nur dann — iſt den bürger⸗ 
lichen Parteien die Kraft zu dem beabſichtigten Schlage gegen die Arbeiter 
genommen. Ja, vielleicht gelingt es dann, die Arbeiterverſicherung nach den 
Wünſchen der Arbeiter wenigſtens in einigen Punkten zu verbeſſern. Daher 
müſſen diejenigen, welche für die Selbſtverwaltung der Arbeiter in der Arbeiter⸗ 
verſicherung eintreten, zunächſt alles tun, damit die Arbeiter im entſcheidenden 
Augenblick einen möglichſt ſtarken Druck auf die bürgerlichen Parteien aus⸗ 
üben können. Je nach der Stärke dieſes Druckes werden dann die verſchiedenen 
Parteien ihre Vorſchläge machen und die beteiligten Kreiſe dazu Stellung nehmen. 

Die Ortskrankenkaſſen haben demnach mit ihrer Petition die Sache am 
falſchen Ende begonnen. Sie eröffnen den Kampf mit einem wichtigen prin⸗ 
zipiellen Zugeſtändnis an den Gegner, alſo damit, was eventuell den Abſchluß 
des Kampfes bilden wird. Dieſe Voreiligkeit iſt deshalb aufs ſchärfſte zu 
verurteilen, weil ſie die Poſition der Arbeiter ſchwächt, anſtatt ſie, wie die Be⸗ 
arbeiter und Befürworter der Petition wähnten, zu ſtärken. Denn ein gemein⸗ 
ſamer Kampf der geſamten Arbeiterſchaft für ihr Selbſtverwaltungsrecht in der 
Arbeiterverſicherung iſt nur dann möglich, wenn unter den Arbeitern völlige 
Klarheit über die Bedeutung der Arbeiterverſicherung herrſcht, wenn namentlich 
bei ihnen endlich auch der letzte Reſt von der Auffaſſung, daß die Arbeiter: 
verſicherung ein gnädiges Geſchenk der herrſchenden Klaſſe ſei, geſchwunden iſt. 
Das Anerbieten der Ortskrankenkaſſen aber, daß die Hälfte der Beiträge für 
die geſamte Arbeiterverſicherung von dem Verſicherten bezahlt werden ſoll, er⸗ 
leichtert es den bürgerlichen Parteien, die ihnen noch folgenden Arbeiter von 
dem Anſchluß an eine allgemeine Proteſtbewegung fernzuhalten. Sie werden 
ihre bisherige Taktik fortſetzen, die „Wohltaten“ der Arbeiterverſicherung preiſen 
und die Petition als Beſtätigung der Arbeiter ſelbſt dafür anführen, daß 
eigentlich die Arbeiter ihre Verſicherung auf eigene Koſten vorzunehmen hätten, 
daß daher der Zuſchuß der Unternehmer und des Staates zu der Arbeiter- 
verſicherung ein Geſchenk ſei, welches die Arbeiter mit Dankbarkeit hinnehmen 
müſſen, aber nicht mit „unberechtigten“ weiteren Forderungen beantworten 
dürfen. Auf dieſe Weiſe wird die Aufklärungsarbeit unter den Arbeitern, die 
gerade auf dem Gebiet der Arbeiterverſicherung dringend notwendig iſt, wahrlich 
nicht erleichtert. Um ſo mehr iſt es die Aufgabe der Sozialdemokratie, ihrer 
Preſſe und ihrer Redner, ſich um eine gründliche Aufklärung der Arbeiter 
auch in dieſen Fragen zu bemühen, die beiden Forderungen: Entlaſtung der 
Arbeiter von den Beiträgen zu der Arbeiterverſicherung und Durchführung des 
Selbſtverwaltungsrechtes der Arbeiter, mit Nachdruck zu vertreten. 
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Wohlfahrtseinrichtung ln. 
Von Paul Hirſch. 


Bei der Lektüre der neueſten Arbeiten über Wohlfahrtseinrichtungen wird 
man unwillkürlich an das Goetheſche Wort von der grauen Theorie und dem 
grünen Baum des Lebens erinnert. Während man bei den Theoretikern einer 
höchſt bedenklichen Überſchätzung dieſer Veranſtaltungen begegnet, ſtoßen wir 
bei den Praktikern, die die Wohlfahrtseinrichtungen, insbeſondere die von 
Arbeitgebern errichteten, aus eigener Anſchauung oder doch auf Grund genauer 
Unterſuchungen kennen, auf eine weit nüchternere Beurteilung, ja vielfach ſogar 
auf eine ſcharfe Verurteilung. Wir greifen aus der Reihe der jüngſten Ver⸗ 
öffentlichungen die von Adolf Günther und Rens Prévöt, die von dem 
Frankfurter Stadtrat Fleſch und die von Dr. Robert v. Erdberg, einem der 
eifrigſten Mitarbeiter der Zentralſtelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen in 
Berlin, heraus. Günther und Prévöt! ſchildern im Auftrag des Vereins für 
Sozialpolitik, der ſich auf ſeiner diesjährigen Generalverſammlung mit den 
Arbeitsverhältniſſen in den privaten Rieſenbetrieben beſchäftigen wird, die 
Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber in Deutſchland beziehungsweiſe in 
Frankreich, Fleſch' hat für das von Dr. Theodor Weyl herausgegebene „Hand⸗ 
buch der Hygiene“ die Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiter und deren Familien 
bearbeitet, und v. Erdberg? liefert im Verlag von Guſtav Fiſcher in Jena eine 
ſozialwiſſenſchaftliche Studie über die Wohlfahrtspflege. 

Günther, der aus der Praxis ſchöpft und neben einer Darſtellung der 
Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber in Deutſchland eine Unterſuchung der 
Wirkung dieſer Inſtitutionen liefert, erblickt in ihnen eine große Gefahr für die 
Arbeiter ſowohl in wirtſchaftlicher als auch in ſozialer und politifcher Bee 
ziehung. Gewiß gibt es Wohlfahrtseinrichtungen von rein charitativem Ge⸗ 
präge, aber bei der größten Anzahl derſelben kann von Selbſtloſigkeit und 
Idealismus nicht die Rede ſein; die Arbeitgeber knüpfen an die große Dürftig⸗ 
keit der Familien der Arbeiter an, ſie ſuchen auf dem Wege der Freiwilligkeit, 
des Geſchenkes gewiſſen Notſtänden zu begegnen, gleichzeitig aber den Arbeiter 
in eine ſolche tatſächliche Abhängigkeit zu bringen, daß er nicht daran denken 
kann, von ſeinen Rechten Gebrauch zu machen. Und dabei machen die In⸗ 
duſtriellen, die in dieſer Weiſe ihre Philanthropie betätigen, noch ein gutes 
Geſchäft. 

Es iſt ein offenes Geheimnis, daß die weitaus meiſten Unternehmer ſich 
durch Wohlfahrtseinrichtungen einen gefügigen Stamm von Arbeitern ſichern 
wollen, die aus Furcht, ihrer wohlerworbenen Rechte verluſtig zu gehen, weder 
Lohnforderungen zu ſtellen, noch ſich gegen die Willkür ihrer „Brotherren“ auf⸗ 
zulehnen wagen. In den Mietskontrakten der Arbeiterwohnungen 
finden ſich häufig die rigoroſeſten Beſtimmungen. Beteiligt ſich ein Arbeiter 
an einem Streik, ſo kann der Arbeitgeber die ſofortige Räumung der Wohnung 


Die Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber in Deutſchland und Frankreich. Von 
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verlangen. Tritt der Mieter aus dem Dienſtverhältnis aus, ſo hat er an dem— 
ſelben Tage ſeine Wohnung zu verlaſſen, im günſtigſten Falle wird ihm eine 
möglichſt kurz bemeſſene Friſt geſetzt, die Vertragspoſition iſt alſo für den 
Arbeiter eine außerordentlich ſchlechte. Oft erſtreckt ſich der Mietsvertrag auch 
auf Familienangehörige, auch Familienmitglieder müſſen in den Dienſt des 
Unternehmers treten, bei dem das Familienoberhaupt in Arbeit ſteht. Tun ſie 
es nicht, dann ſteht ihnen die Exmiſſion bevor. In die gleiche Abhängigkeit 
wie durch Mietswohnungen geraten die Arbeiter durch Gewährung von Dar— 
lehen zum Zwecke des Kaufes oder Baues eines Wohnhauſes ſeitens der Arbeit— 
geber ſowie durch die mit den Betrieben in Verbindung ſtehenden Unter— 
ſtützungskaſſen. Scheidet ein Arbeiter aus dem Betrieb aus, fo verliert er ent: 
weder alle Anſprüche an die Kaſſe oder er hat zum mindeſten doch ſo große 
Verluſte, daß er in ſeiner freien Bewegung erheblich gehindert wird. 

Eines der raffinierteſten Mittel, die Arbeiter an den Betrieb zu feſſeln, iſt 
in den Prämien, den Lohnzuſätzen und der Gewinnbeteiligung zu er— 
blicken. Die Lohnzuſätze ſind durchaus in das Belieben des Arbeitgebers 
geſtellt, durch die Prämien — meiſt Verſchmelzung von Dienſtalters- und 
Produktionsprämien — werden die Arbeiter zu Mehrleiſtungen veranlaßt, ſie 
haben aber nicht die Gewähr, daß ſie auch entſprechend höher entlohnt werden, 
die Erlangung der Prämien hängt von einer Reihe Faktoren ab, die dem Ein⸗ 
fluß des Arbeiters entzogen ſind. Auch bei der Gewinnbeteiligung fehlt es in 
der Mehrzahl der Fälle an feſten und klaren Rechtsnormen, vor allem iſt auch 
hier die Garantie eines Mehreinkommens gegenüber der Mehrleiſtung meiſtens 
nicht gegeben. Ja ſogar bei den Konſumanſtalten gehen Mitglieder, die vor 
Rechnungslegung ausſcheiden, der Dividende verluſtig. 

Hat jo der Arbeiter keinen wirtſchaftlichen Vorteil von den Wohlfahrts- 
einrichtungen, ſo erwachſen ihm auf der anderen Seite ſchwere ſoziale und poli— 
tiſche Nachteile daraus. Für eine große Zahl von ihnen, für die Söhne von 
in Betrieben mit Wohlfahrtseinrichtungen beſchäftigten Vätern, iſt das Recht 
der freien Eingehung und Fortſetzung eines beſtimmten Arbeitsverhältniſſes 
nicht vorhanden, die freie Berufswahl und damit die Grundbedingung des 
freien Arbeitsvertrags iſt ausgeſchloſſen. Auch von dem Rechte der freien 
Übereinkunft über die Arbeitsbedingungen kann keine Rede ſein angeſichts der 
Tatſache, daß gewiſſe ſtatutariſche Beſtimmungen der Mietskontrakte jede freie 
Übereinkunft in Lohnfragen abſchneiden und daß hierfür einzig und allein der 
Wille des Arbeitgebers entſcheidend iſt. Weiter muß der Arbeiter, der ſich im 
Genuß von Wohlfahrtseinrichtungen befindet, wenn auch nicht formell, ſo doch 
tatſächlich auf das Recht der Freizügigkeit verzichten, die Beſtimmung des § 122 
der Gewerbeordnung, daß Vereinbarungen, durch welche andere als für beide 
Kontrahenten gleich lange Kündigungsfriſten feſtgeſtellt werden, als nichtig zu 
betrachten find, wird durch eine Anzahl von Wohlfahrtseinrichtungen auf— 
gehoben, von dem ihm geſetzlich gewährleiſteten Koalitionsrecht darf und kann 
der Arbeiter keinen Gebrauch machen, ja ſogar das freie Wahlrecht wird illu— 
ſoriſch gemacht. 

All das beweiſt Günther an der Hand eines ungemein reichhaltigen Tat⸗ 
ſachenmaterials, vor allem an dem Abdruck zahlreicher Statuten von Wohl— 
fahrtseinrichtungen und an der Schilderung bekannter Vorgänge aus dem 
öffentlichen Leben. Wir können ihm nur beipflichten, wenn er zu dem Reſultat 
kommt, daß ein großer Teil der deutſchen Arbeiterſchaft unter einem eiſernen 
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Zwange in ein beſtimmtes Arbeitsverhältnis eintritt und in dieſem ausharrt, 
unfähig, durch Aufſuchung beſſerer Arbeitsgelegenheit, durch Betonung des Ver⸗ 
tragscharakters ſeines Arbeitsverhältniſſes, durch Koalition ſeine Lage von ſich 
aus zu verbeſſern, daß er durch lange Kündigungsfriſten oder deren gänzliches 
Fehlen gebunden iſt, während ſich der Arbeitgeber die kurzen bewahrt, daß 
ſein Dienſtverhältnis auch in ſein außerdienſtliches Leben tiefe Schatten wirft 
und daß vor allem ſein politiſches Recht davon berührt wird. 

Daß das Unternehmertum in ſeinen Maßnahmen gegen die Arbeiter, mag 
es ſich nun um offene Unterdrückungsverſuche, mag es ſich um Unterdrückungs⸗ 
verſuche unter dem Deckmantel von Wohlfahrtseinrichtungen handeln, inter⸗ 
national iſt, beweiſt Prevöt durch ſeinen Überblick über die Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen der Arbeitgeber in Frankreich. Auch hier kommt es nicht ſelten 
zu einer Schmälerung der dem Arbeiter vom Geſetzgeber in unzweideutiger 
Form zugeſprochenen Freiheit. | 

Eine weit höhere Bedeutung als Günther mißt Fleſch den Arbeiter⸗ 
wohlfahrtseinrichtungen bei, er betrachtet ſie als ſozialwiſſenſchaftliche Experi⸗ 
mente, die etwa den Organiſationen der ſozialen Selbſthilfe an die Seite zu 
ſtellen ſind. Um ſein Ziel, die Herbeiführung einer klareren Erkenntnis der 
Bedeutung der Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen für unſer ſoziales Leben, zu er⸗ 
reichen, bemüht er ſich zunächſt, den Begriff wiſſenſchaftlich zu faſſen, und 
gelangt ſchließlich zu der Definition: Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen ſind Ver⸗ 
anſtaltungen, durch die das Wohl einer, ſei es rechtlich, ſei es tatſächlich irgend⸗ 
wie abgegrenzten Gruppe von Arbeitern gefördert wird über die geſetzliche 
Verpflichtung der Urheber hinaus, und bei denen dieſe Förderung des 
Wohles der Arbeiter Selbſtzweck der Veranſtaltung iſt. Einen Grund 
zur prinzipiellen Bekämpfung oder zur Ablehnung der Mitarbeit an Arbeiter⸗ 
wohlfahrtseinrichtungen gibt es für ihn nicht. Wer den entgegengeſetzten 
Standpunkt vertritt, der tut es ſeiner Meinung nach nicht auf Grund klarer 
Erkenntnis des Weſens ſolcher Veranſtaltungen, ſondern weil Dinge dafür er⸗ 
klärt werden, die es gar nicht ſind, oder weil Erfahrungen verallgemeinert 
werden, die angeblich bei einer einzelnen Arbeiterwohlfahrtseinrichtung da oder 
dort einmal gemacht ſein ſollen, oder endlich aus parteipolitiſchen Erwägungen 
heraus. Die Arbeit von Fleſch iſt vor den Unterſuchungen Günthers erſchienen; 
wir glauben kaum, daß er bei vorurteilsloſer Prüfung des Güntherſchen 
Materials ſeinen Standpunkt wird aufrecht erhalten können, er würde dann 
vielleicht noch ſchärfer die Anſchauung betonen, daß Arbeiterwohlfahrtseinrich⸗ 
tungen die Arbeiter wohl über ihr Elend hinwegtäuſchen, daß ſie aber der 
Ausbeutung der Arbeiter durch das Kapital nun und nimmer ein Ende machen, 
ja dieſe Ausbeutung nicht einmal einſchränken können. Schon jetzt gibt er ja 
zu, daß durch Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen auch nicht eine einzelne Be⸗ 
ſchwerde der Arbeiter beſeitigt wird, auch nicht dann, wenn man ſich eine 
beſtimmte Art von Einrichtung in unendlicher Wiederholung über das ganze 
Land ausgedehnt denkt. Auch dann bleibe die ſo bewirkte Beſſerung der 
Lage der Arbeiter etwas Zufälliges, vom guten Willen der Veranſtalter Ab⸗ 
hängiges. 

Ihre Wirkung beſchränkt ſich nach Fleſch vielmehr darauf, daß diejenigen 
Arbeiter, für welche eine beſtimmte Arbeiterwohlfahrtseinrichtung beſtimmt iſt, 
auch bei gleicher Lohnhöhe beſſer geſtellt ſind als die anderen, die keinen Teil 
an ihr haben. Daß das nur ſehr bedingt zutrifft, beweiſen die Darlegungen 
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von Günther. Ein weiterer Gegenſatz zwiſchen Günther und Fleſch beſteht 
darin, daß, während erſterer von den Wohlfahrtseinrichtungen einen Stillſtand 
der Sozialreform befürchtet, letzterer in den bei den Verſuchen einzelner Unter— 
nehmer gemachten Erfahrungen ſicheres Material für den Geſetzgeber erblickt, 
wenn er beabſichtigt, „ſeine Schritte in legislatoriſch noch unangebaute oder 
doch unvollkommen gepflegte Gebiete der Sozialpolitik zu lenken“. Die Arbeiter⸗ 
wohlfahrtseinrichtungen in dem von ihm begrenzten Sinne bedeuten „für das 
Gebiet der Sozialwiſſenſchaft dasſelbe, was die Experimente, das heißt die 
planmäßig, zielbewußt angeſtellten Verſuche zur Hervorbringung beſtimmter 
Wirkungen für das Gebiet der Naturwiſſenſchaft bedeuten“. 

Fleſch läßt ſich unſeres Erachtens von einem zu ſtarken Optimismus, von 
einer Überſchätzung der ſozialen Einficht der Unternehmer leiten, wenn er der 
Anſicht Ausdruck gibt, daß heute alle Abeitgeber, und die pekuniär mächtigſten 
am meiſten, gezwungen ſeien, ſoziale Experimente zu machen, das heißt Ver⸗ 
ſuche, die Lage ihrer Arbeiter auch über das Maß desjenigen hinaus zu beſſern, 
was zu tun ſie geſetzlich verpflichtet ſind. Es mag ſich theoretiſch recht ſchön 
anhören, daß die öffentliche Meinung ſo mächtig und das ſoziale Gewiſſen ſo 
erſtarkt iſt, daß die Unternehmer zu ſolchen Verſuchen gezwungen ſind. In der 
Praxis ſieht es weſentlich anders aus. Welcher Kämpfe bedarf es, um zum 
Beiſpiel recht leiſtungsfähige Gemeinden zu Einrichtungen im Intereſſe ihrer 
Arbeiter über das Maß des geſetzlich Vorgeſchriebenen hinaus zu bewegen! 
Wie gering iſt die Zahl der Gemeinden, die bisher Leiſtungen auf dieſem 
Gebiet aufzuweiſen haben! Wenn ſich aber ſchon Gemeinden um die öffent⸗ 
liche Meinung recht wenig kümmern, wenn ſchon in ihren Vertretungen das 
ſoziale Gewiſſen gewöhnlich ſchläft, um wie viel mehr trifft dies bei privaten 
Unternehmern zu, die — man mag es drehen und wenden wie man will — 
in letzter Linie doch immer ihr eigenes Intereſſe im Auge haben! Sehen wir 
nicht faſt täglich Arbeitskämpfe entbrennen, weil Unternehmer ihren Arbeitern 
auch die beſcheidenſten Lohnforderungen rundweg ablehnen? Sehen wir nicht 
faſt täglich Unternehmer von Gewerbegerichten verurteilt werden, weil ſie ſich 
ihren geſetzlichen Verpflichtungen zu entziehen ſuchen? Begegnen wir nicht im 
Parlament und in einem Teile der bürgerlichen Preſſe fortwährenden Klagen 
über die hohe Belaſtung, die den Unternehmern durch die ſozialpolitiſche Geſetz— 
gebung aufgebürdet iſt? Finden wir nicht in den Berichten der Fabrik— 
inſpektoren zahlloſe Beiſpiele dafür, wie wenig ſoziale Einſicht in den weiteſten 
Kreiſen herrſcht? Solche Unternehmer pfeifen auf die öffentliche Meinung, 
ihnen ſchlägt nicht das ſoziale Gewiſſen, ſie würden, wenn ſie nicht die Stärke 
der Arbeiterorganiſationen fürchteten, es auch an dem beſcheidenſten Maße einer 
ſozialen Fürſorge fehlen laſſen. 

Darin ſtimmen wir mit Fleſch überein, daß die erſte Forderung bei jeder 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtung die ſein ſollte, daß alles aus ihrer Verwaltung 
entfernt wird, was an Bevormundung der Arbeiter, an Armenkaſſen oder 
Almoſenfonds erinnert, und daß hierauf um ſo mehr gehalten werden ſollte, 
als ja die Tatſache ſelbſt nicht aus dem Wege geſchafft werden kann, daß der 
Unternehmer ſtets abſoluter Herr über die Verwaltung der Arbeiterwohlfahrts— 
einrichtung bleibt, ſolange er das unbeſchränkte Recht der Entlaſſung miß— 
liebiger oder ihm unbequemer Arbeiter hat. Aber auch hier wieder lehrt die 
Praxis, daß die Unternehmer — von ganz wenigen Ausnahmen abgeſehen — 
die Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen direkt als Mittel betrachten, ihre Arbeiter 


862 Die Neue Zeit. 


zu bevormunden und jede Regung der Menſchenwürde in ihnen zu unter: 
drücken. Wollte man alle diejenigen Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, bei denen 
die von Fleſch aufgeſtellte Forderung nicht erfüllt iſt, ausſcheiden, ſo könnte 
man die noch übrig bleibenden Veranſtaltungen, die ſich wirklich als Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen charakteriſieren, mit Leichtigkeit an den Fingern herzählen. 

Ahnlich wie Fleſch definiert v. Erdberg in ſeiner in kürzerer Form bereits 
im Dezember 1902 in Conrads „Jahrbüchern für Nationalökonomie“ erſchie⸗ 
nenen ſozialwiſſenſchaftlichen Studie den Begriff Wohlfahrtseinrichtungen. Er 
ſagt: „Wohlfahrtseinrichtungen ſind Einrichtungen, welche beruhen auf frei⸗ 
williger Tätigkeit der Geſellſchaft und welche geſchaffen werden zur Linderung 
oder Beſeitigung ſolcher aus der wirtſchaftlichen Entwicklung notwendig hervor⸗ 
gehenden ſozialen Schäden, die auf dem Wege rechtlicher Zwangsnormen noch 
nicht oder überhaupt nicht gemildert oder beſeitigt werden können.“ Alſo ein⸗ 
mal dürfen Wohlfahrtseinrichtungen nicht durch Geſetz erzwungen werden 
können, und zweitens dürfen ſie nur die Linderung oder Beſeitigung ſolcher 
Schäden im Auge haben, die ſich mit Notwendigkeit aus der wirtſchaftlichen 
Entwicklung ergeben. Es ſcheiden demnach aus ihrem Gebiet alle Einrichtungen 
der Geſellſchaft aus, die irgendwelche anderen Zwecke verfolgen oder die Schäden 
heilen wollen, deren Entſtehung durch die wirtſchaftliche Entwicklung nicht direkt 
zu erweiſen iſt. : 

Dieſe Definition mag fich theoretifch ganz nett ausnehmen, in der Praxis 
ſtößt ſie auf Schwierigkeiten, weil der Begriff nicht eng genug gezogen iſt 
und vor allem, weil ein weſentliches Merkmal der Wohlfahrtseinrichtungen, 
die Selbſtloſigkeit ihrer Veranſtalter, fehlt. Daher kommt es, daß v. Erd⸗ 
berg alles mögliche als Wohlfahrtseinrichtungen anſieht: ſowohl die Gewerk— 
ſchaften als den Bund der Landwirte (ö), Offiziers und Beamtenvereine, 
Adelsgenoſſenſchaften, Arbeiterproduktiv⸗ und Erwerbsgenoſſenſchaften, Volks⸗ 
bibliotheken, gemeinnützige Bauvereine — all das fällt für ihn unter den Be⸗ 
griff Wohlfahrtseinrichtungen. Seine Theorie führt ihn ſchließlich dahin, daß 
er unter Umſtänden in Wohlfahrtseinrichtungen die Urſachen neuer ſozialer 
Schäden erblickt. So könnten ſeiner Anſicht nach die Gewerkſchaften, wenn ſie 
zu einer Macht gelangen, welche ihnen die Geſtaltung der Produktion voll⸗ 
ſtändig in die Hand gäbe, und wenn ſie dieſe Macht mißbrauchten, zu empfind⸗ 
lichen Schädigungen der Sozialwirtſchaft führen und die Geſellſchaft zwingen, 
neue Wohlfahrtseinrichtungen zur Beſeitigung dieſer Schäden zu ſchaffen. Dieſe 
Ausführungen, die eine völlige Verkennung des Weſens der modernen Gewerk⸗ 
ſchaften verraten, erinnern nur allzu deutlich an das oft im Reichstag gehörte 
Wort von dem Mißbrauch, den die Arbeiter mit dem allgemeinen Wahlrecht 
treiben. Wenn irgend etwas, ſo müßten ſie der Arbeiterklaſſe die Augen 
darüber öffnen, daß die Wohlfahrtseinrichtungen für ſie völlig wertlos ſind 
und daß ſie am beſten fährt, wenn ſie ſich auf ihre eigene Kraft verläßt. 

Mit vollem Rechte wendet ſich eine aufgeklärte, zum Klaſſenbewußtſein er⸗ 
wachte Arbeiterſchaft von den Wohlfahrtseinrichtungen ab; ſie verlangt ihr 
Recht und weiß ſehr wohl, daß ſie ſich dieſes Recht erkämpfen muß. Auf 
Wohltaten verzichtet ſie, und ſie verzichtet um ſo freudiger darauf, wenn, wie 
es bei den Wohlfahrtseinrichtungen der Fall iſt, dieſe „Wohltaten“ ihr auf⸗ 
gedrungen werden, nicht um fie wirtſchaftlich, ſozial und politiſch beſſer zu 
ſtellen, ſondern um ſie zu knebeln und ihrer winzigen Rechte zu berauben. 


Ne = 
* 
0 
A 
1 


Literariſche Rundſchau. 863 


literariſche Kundſchau. 


Joſef Popper (Lynkeus), Fundament eines neuen Staatsrechtes. Dresden 1905, 
Verlag von Karl Reisner. 86 Seiten. 2 Mark. 


Dieſe Arbeit des durch ſeine „Phantaſien eines Realiſten“ bekannt gewordenen 
Joſef Popper alias Lynkeus hat ihren eigentlichen Urſprung in einem unſäglich 
albernen Preisausſchreiben aus dem Jahre 1880 über die Beſeitigung des Pau⸗ 
perismus. Veranſtalter desſelben war Iſaak Pereire, ein franzöſiſcher Schulze— 
Delitzſch. An dieſem Preisausſchreiben beteiligte ſich auch Popper. Die Ideen, die 
er damals entwickelte, liegen dieſem Buche zugrunde. 

Die Arbeit iſt warmherzig geſchrieben; das iſt ſo ziemlich das einzige Lob, das 
man ihr ſpenden kann. Wäre die ſoziale Frage mit einigen gutgemeinten Schlag⸗ 
wörtern zu löſen, Popper gehörte zu ihren glücklichen Löſern. So aber kann ihm 
der Vorwurf äußerſter Unklarheit nicht e'rſpart werden. Das Fundament ſeines 
neuen Staatsrechtes faßt der Verfaſſer zuſammen in dem Motto (S. 70): „Für 
ſekundäre Bedürfniſſe das Majoritätsprinzip; für fundamentale das Prinzip der 
garantierten Individualität.“ Im kraſſen Gegenſatz hierzu ſtellt er jedoch im erſten 
Teile ſeiner Arbeit die Forderung auf: Im Gebiet des Notwendigen herrſcht eine 
zwangsweiſe Naturalwirtſchaft, im Gebiet des Überflüſſigen die freie Privatwirt⸗ 
ſchaft (S. 11). Das Beſte an dem Buche ſind die ſchönen Darlegungen über die 
vom Verfaſſer bekämpfte Teilnahmepflicht am Kriege, denen es allerdings an prak— 
tiſcher Verwertbarkeit fehlt. Ya Dr. Siegfrieda. 
Dr. Heinrich Pudor, Fideikommißſchutz in Deutſchland verſus Zandarbeiter- 

heimſchutz in Dänemark. Leipzig 1905, Felix Dietrich. 52 S. Preis 1,50 Mark. 


Wie man ſchon aus den früheren Abhandlungen des Verfaſſers weiß, iſt er ein 
eifriger Befürworter des kleinbäuerlichen Genoſſenſchaftsweſens und ſcharfer Gegner 
des Großgrundbeſitzes. Die jüngſt erſchienene Arbeit von Dr. Hollmann über die 
Entwicklung der däniſchen Landwirtſchaft (1904) und die von Profeſſor Weber über 
die Fideikommißfrage in Preußen (1905) waren es hauptſächlich, die dem Verfaſſer 
das Material zu ſeiner Agitationsſchrift lieferten. Zur Löſung der betreffenden 
Fragen bringt die Broſchüre tatſächlich nichts Neues vor; deshalb halten wir es 
nicht für notwendig, ſie eingehend zu beſprechen, verweiſen vielmehr auf eine ihrer 
„Quellen“ — auf das recht intereſſante Buch von Hollmann, das viel Material 
in bezug auf die Kleinbauern⸗ und Landarbeiterfrage in Dänemark enthält. Nur 
den agitatoriſchen Grundgedanken Dr. Pudors wollen wir kurz erwähnen. 

„Errichtet Fideikommiſſe“, ſagt er, „und der Kleinbauer und Tagelöhner wird 
revolutionieren oder landflüchtig werden, ſelbſt wenn er gut zu eſſen hat. Gebt ihm 
dagegen Land und Boden zu eigen, den er ſelbſt bewirtſchaften kann, und er wird 
an dem Orte bleiben, ſelbſt wenn er hungern muß.“ Und ſo exiſtiert nach 
Meinung des Verfaſſers in Deutſchland die Landarbeiterfrage inſoweit, als es einer 
Anzahl von Landarbeitern, beſonders im öſtlichen Deutſchland, unmöglich iſt, Klein— 
bauer mit eigenem Landbeſitz zu werden, und in dieſem „Gefühl der Hoffnungs— 
loſigkeit“ liege eine der Haupturſachen der Landarbeiterflucht. 

Im Schlußwort wendet ſich der Verfaſſer an die deutſche Sozialdemokratie und 
beſchwört ſie, doch endlich ihren „veralteten Standpunkt“ in der Agrarfrage zu ver— 
werfen, ja er ſieht ſchon auf dieſem Gebiet „das Vorwärtsſchreiten des Reviſionis⸗ 
mus der Sozialdemokratie und Zurückweichen des Radikalismus und der Ortho- 
doxie“. Dr. Pudor begrüßt freudig das Landprogramm von David, das, wie der 
Verfaſſer ganz richtig anerkennt, „mit den Grundſätzen der Sozialdemokratie im 
ſchärfſten Widerſpruch ſteht“ (S. 45). 
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Die Ermittlung Lungenkranker. Unſere Heilſtättenärzte klagen alle, daß ihnen 
gar ſo viel Kranke zugewieſen würden, bei denen ein Heilerfolg abſolut ausgeſchloſſen 
ſei, die Krankheit ſich leider ſchon im letzten Stadium befinde. Soll alſo ein 
wirklicher Heilerfolg erzielt werden, ſo gilt es, Lungenkranke für die 
Heilſtättepflege zu gewinnen, die ſich noch im erſten Stadium der Krank⸗ 
heit befinden. Das iſt aber ſehr ſchwer zu ermöglichen. Die tückiſche Krankheit 
macht ſich bei und für gar manchen Kranken erſt bemerkbar, wenn ſie ſchon ziemlich 
weit fortgeſchritten iſt. Eine periodiſche ärztliche Unterſuchung der Bevölkerung 
exiſtiert nicht und wird bei dem Stande unſerer heutigen Geſetzgebung auch nicht 
einmal bei der Zwangsverſicherung möglich ſein. Man behilft ſich daher mit allerlei 
Einrichtungen. Zu großen Wert legt man von gewiſſer Seite auf die ſogenannten 
Fürſorgeſtellen, die doch zu ſelten von Leichtkranken beſucht werden. Etwas 
beſſer erſcheint deshalb auf den erſten Blick das von der Thüringiſchen Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt eingeſchlagene Verfahren zu ſein. Dieſe Anſtalt hat im Vorjahr 
an ſämtliche Zivilvorſitzende der Erſatzkommiſſion ihres Bezirkes „das Erſuchen ge⸗ 
richtet, Namen und Wohnort der gelegentlich des Muſterungs- und Aushebungs⸗ 
geſchäftes als lungenkrank befundener Militärpflichtigen mitzuteilen“! 
Es wurden jedoch nur 59 Perſonen namhaft gemacht, von denen auch nur 13 eine 
Heilſtättekur erhalten konnten, während die übrigen „nicht oder nicht genügend ver⸗ 
ſichert waren“ oder ſich weigerten, ſich einer Kur zu unterziehen uſw. Die Verſicherungs⸗ 
anſtalt erklärt ſich „die verhältnismäßig geringe Zahl der auf dieſe Weiſe ermittelten 
Lungenkranken“ damit, daß „bei der Ausmuſterung ein beſtehendes Lungenleiden 
dann nicht mit angegeben wird, wenn ſich die Untauglichkeit ſchon durch andere 
körperliche Fehler hinreichend erweiſt“. 

Aber ſelbſt wenn unſere Militärärzte auch darauf Rückſicht nehmen würden, 
wie das Reichsverſicherungsamt jetzt wünſcht, wäre nicht viel geholfen. Die Unter⸗ 
ſuchung erſtreckt ſich nur auf männliche Perſonen und wird nach der beliebten 
Methode gar nicht gründlich genug vorgenommen, um wirklich Kranke im erſten 
Stadium zu ermitteln. Wäre dies der Fall, ſo würden heute nicht ſo viele Kranke 
zum Militärdienſt ausgehoben und nach monatelanger Qual erſt wieder aus dem 
Dienſte entlaſſen. Aber ſelbſt wenn ſich unſere Militärbehörden dazu verſtehen 
würden, mehr Arzte für dieſe Zwecke einzuſtellen, die, mit allen Erfahrungen als 
Spezialärzte ausgerüſtet, eine große Anzahl Leichtkranker ermitteln würden, ſo hätte 
dies bei der heutigen Geſetzgebung auch nur geringen Wert. Viele Militärpflichtige 
ſind gar nicht verſichert oder nicht „genügend verſichert“, da die Verſicherungspflicht 
zur Invalidenkaſſe ja erſt mit dem 16. Lebensjahr beginnt und faſt alle Verſicherungs⸗ 
anſtalten die Übernahme des Heilverfahrens davon abhängig machen, daß der Kranke 
mindeſtens 200 Beitragsmarken vorweiſen kann. Die Zahl der Invaliden wird 
alſo weiter ſteigen! 

Die Thüringiſche Verſicherungsanſtalt berichtet uns auch über ihr Invaliden⸗ 
heim zu Etzelbach, welches 63 Betten hat. Für Frauen habe man endlich 
eine Anzahl Plätze in einer Stiftung zu Sondershauſen gewonnen. Es konnte jedoch 
nur ein Platz belegt werden, weil ſich „Frauen viel ſchwerer als Männer entſchließen 
können, die Heimat mit einem Invalidenheim zu vertauſchen“, Frauen auch leichter 
ihren Unterhalt in Familien unter Zuhilfenahme ihrer Rente noch ſelbſt verdienen 
könnten. Wie unzureichend aber die Invalidenrente iſt, ergibt ſich aus den Pflege⸗ 
koſten des Invalidenheims. Trotz rationeller Verwaltung ſtellten ſich die Ausgaben 
pro Pflegling im Jahre auf 496 Mark, während die Invalidenrente nur 166 Mark 
betrug, ſo daß die Verſicherungsanſtalt pro Pflegling 330 Mark zuſchießen 5 
Wie ſoll da der Invalide mit ſeiner Rente allein auskommen? 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Abonnenten der Neuen Seit werden freundlichſt gebeten, 


das Abonnement rechtzeitig zu erneuern, damit in der N 
des Blattes eine Anterbrechung nie eintritt. 


ee Bedingungen. 


Die „Aeue Zeit“ erſcheint wöchentlich einmal und iſt durch alle NER S 
und Kolporteure zum Preiſe von Mk. 3.25 pro Quartal zu beziehen. Das e Heft - 
koſtet 25 Pfennig. ° 

Das Jahres: Abonnement beträgt Mk. 13.— e 

Durch die Poſt bezogen beträgt der vierteljährliche ieee m. 32 

(ohne Beſtellgeld). 5 

Bei direktem Bezug unter Kreuzband 

innerhalb Deutſchlands und Oeſterreich⸗Ungarns vierteljährlich Mk. 3.90, 1 
innerhalb des Weltpoſtvereins vierteljährlich Mk. 4.55. 
i Einband-Deden für „ ſind e in Halbfranz, 1 a. 1.5% 
in Ganzleinen 70 Pfg. 


Alle Zuſendungen an die Redaktion der „Neuen Zeit“ find an Karl Kautsty, 

Verlin- Friedenau, Saar⸗Straße 19, zu richten. Ei 
Alle Zuſendungen an die Expedition der „Neuen Zeit“ find zu ice an | 

Paul Singer, a AL: und Buchdruckerei, Stuttgart, Furtbachſtraße 12. 
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Aus dem literariſchen Nachlaß von Karl Marx. 


(Im Erſcheinen begriſſen.) 


Theorien über den Mehrwert. 


Herausgegeben von Karl Kauksky. 


Bweiter Band, erſter Teil: | Bweiker Band, zweiter Teil: 
x David Ricardo. I. « * David Ricardo. II. x 
Preis broſchierk MR. 4.50 Preis broſchierk MR. 5.— 
„ gebunden „ 5.— % gebunden 5.50 


Der Schlußband wird Anfang 1906 erſcheinen . 


Der bereits erſchienene erſte Band enfhälf: 


Die Anfänge der Theorie vom Mehrwert 
bis Adam Smith. | 


Preis broſch. MR. 5.50, gebd. M. 6.— 


„. . Das neue Buch von Marx iſt ein reicher Born geiſtiger Anregungen, der namentlich die 
intellektuellen Kräfte desjenigen bedeutenden Trupps unſerer Agitatoren zu erfriſchen und zu beflügeln 
berufen iſt, die durch das Medium der Preſſe und der parlamentariſchen Tätigkeit auf die große Maſſe 
des Proletariats einwirken. Sich in die grundlegenden Werke Marxens mit ehrlichem Fleiß hineinzuarbeiten 
und die Brücke zwiſchen ſeinen wiſſenſchaftlichen Theorien und der auf ihnen baſierten Praxis der Sozial⸗ 
demokratie auf Schritt und Tritt zu finden, um dadurch ſich ſelbſt wie die Maſſen aus der drohenden 
geiſtigen Verödung und Verflachung im Tageskampf emporzureißen, — das iſt die Aufgabe der ſozial⸗ 
demokratiſchen Redakteure, Journaliſten und Parlamentarier. Für ſie iſt auch vor allem das Buch, das 
uns Kautsky darbietet, beſtimmt, wie es denn durch den hohen geiſtigen Genuß, den es bietet, zum Aus⸗ 
gangspunkt einer neuen eifrigen Pflege der Theorie in den Reihen der Partei werden ſollte. Etwas 
weniger himmelſtürmende Begeiſterung bei der Abwehr pfäffiſcher Attentate auf die bürgerliche Kunſt oder 
bei der Gründung eines Konſumvereinsladens, dafür mehr begeiſterte Anſtrengung zum Verſtändnis der 
hiſtoriſchen, philoſophiſchen und ökonomiſchen Wurzeln des ſozialdemokratiſchen Klaſſenkampfes, ein Zurück⸗ 
gehen von der abgegriffenen kupfernen Scheidemünze der notdürftigen Tagesloſungen und -löſungen zum 
lauteren Golde der Marxſchen Konzeption in ihrer ganzen weltumſpannenden Gewalt — das iſt es, wozu 
das neue letzte Werk aus dem wiſſenſchaftlichen Nachlaß Marxens mahnt. 

Roſa Luxemburg im „Vorwärts“, Nr. 7, 1905. 


„Wir können begreiflicherweiſe Marx in ſehr vielen Punkten nicht zuſtimmen, insbeſondere müſſen wir 
die meiſten ſeiner Konſequenzen abweiſen — was im einzelnen zu ſubſtanziieren nicht Aufgabe dieſes Referats 
ſein kann —; das hindert aber nicht, anzuerkennen, daß wir es mit einem ſehr ernſt zu nehmenden Werke 
zu tun haben, aus dem jeder Volkswirtſchaftler lernen kann und muß, mag auch der Gewinn nicht mühelos 
zu gewinnen ſein. Marx iſt eben ein verblüffend ſcharfer Denker und beweiſt auch hier ſeine dialektiſche 
Meiſterſchaft, die uns wieder einmal zu Gemüte führt, was die meiſten der tauſend „Widerlegungen“ der 
Marxſchen Werttheorie, die man zu leſen bekommt, zu bedeuten haben. Von dieſer Feſtſtellung halten mich 
perſönlich auch nicht ab die zahlreichen, höchſt überflüſſigen, biſſigen und maſſiven Ausfälle auf die „Pfaffen“ 
— beſonders im Kapitel von der produktiven und unproduktiven Arbeit —, die Kautsky, der ſonſt ſo 
manches gemildert und geſtrichen hat, bezeichnenderweiſe (natürlich im Intereſſe der Wiſſenſchaft!) hat ſtehen 
laſſen. Auf alle Fälle dürfen wir aus der Veröffentlichung die Mahnung entnehmen, daß, nachdem die 
liberal⸗ökonomiſche Schule der fünfziger, ſechziger und ſiebziger Jahre abgewirtſchaftet hat und auch die 
zurzeit noch herrſchende „hiſtoriſche“ Volkswirtſchaftsſchule unſchöpferiſch geblieben iſt, die Auseinanderſetzung 
mit der klaſſiſchen Nationalökonomie und dem Marxismus noch lange nicht von der Tagesordnung ver⸗ 
ſchwinden darf, und daß uns in dieſer Beziehung vor allem theoretiſche Vertiefung nottut. Keiner, der 
die Geſchichte der Volkswirtſchaft und zumal des Kapitalismus ſtudieren will, wird in Zukunft an den 
Marx⸗Kautskyſchen „Theorien über den Mehrwert“ vorbeigehen dürfen.“ 

J. Mumbauer in „Soziale Kultur“, X. Heft, Jahrgang 25. 


“x 3% x Verlag von 3. B. W. Dietz Lachf. in Stuttgart. R Rx 


Zur Orientierung über 


ruſſiſche Verhä iltniſſe 


empfehlen wir nachſtehende von der Kritit glänzend aufgenom- 


mene Bücher: 


N. G. Cf cherniſchewsky 
Eine literar⸗hiſtoriſche Studie von G. Plechanow. 


Mit einem Porträt Tſcherniſchewskys. 


IV und 388 Seiten 8°. Preis gebunden M. 3.— 


Ferner: 


Erinnerungen eines ruſſiſchen Revolutionärs | 
von C. G. Deutſch. | 


Mit 7 Porträts und 6 Illuſtrationen. | 


350 Seiten 8%, Preis gebunden M. 3.50. 


Sechzehn Zahre in sibirien I 


Im Verlag der Buchhandlung „Vorwärts“ in Berlin SW. 68 iſt schiene l „ 


und durch alle Buchhandlungen und e zu beziehen: 


Der Geheimbund des Z aren 4 


Der Königsberger Prozeß wegen Geheimbündelei, Hochverrat 


gegen Rußland und Zarenbeleidigung vom 12. bis 25. Juli 1904 15 i : a 


Nach den Akten und ſtenographiſchen Aufzeichnungen 5 nr un 
mit Einleitungen und Erläuterungen herausgegeben 2 


von Kurt Eisner | 


Illuſtriert - Preis gebunden M. 8 
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